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INHALT:  Die  Funkentelegraphie,  S.  i.  —  Gleislose  elektrische  Bahnen  mit  ober- 
irdischer Stromzuführung,  S.  23.  —  Südwestchina,  S.  29. 

Kleine  Mittellungen:  Denkmal  zu  Ehren  des  Weltpostvereins,  S.  31.  —  Unverkennbare 
Eisenbahnwagen,  S.  32. 


Mit  diesen  Worten  gibt  Professor  Ayrton  ein  Zukunftsbild  von  der 
einstigen  Gestaltung  des  menschlichen  Gedankenaustausches  durch  die  Er- 
findung der  drahtlosen  Telegraphie.  Wenn  man  dieses  Zukunftsbild  auch 
nur  als  Illusion  oder  mit  Professor  Slaby's  Worten  nur  als  »wachenden 
Traum«  bezeichnen  kann,  so  veranschaulicht  es  doch  treffend  den  gewal- 
tigen Eindruck,  den  diese  wunderbarste  Erfindung  der  neueren  Zeit  selbst  auf 
die  ernsten  Männer  der  Wissenschaft  gemacht  hat.  Hat  doch  die  Funken- 
telegraphie in  der  kurzen  Zeit  ihres  Bestehens  bereits  Leistungen  aufzu- 
weisen, die  allerseits  Staunen  und  Verwunderung  erregen. 

Am  21.  Dezember  1902  hat  es  Guglielmo  Marconi  erreicht,  mit  Hilfe 
elektrischer  Funkenwellen  telegraphische  Nachrichten  durch  den  Äther  über 
den  Atlantischen  Ozean  zu  befördern.  Wenn  es  ihm  seither  trotz  großer 
Anstrengungen  auch  noch  nicht  gelungen  ist,  zwischen  seinen  beiden  trans- 
atlantischen Stationen  in  Poldhu  und  am  Kap  Breton  einen  regelrechten 
Nachrichtendienst  durch  den  Äther  einzurichten,  und  wenn  es  auch  nach 
dem  heutigen  Stande  der  Technik  überhaupt   fraglich  erscheint,   ob  eine 

ArcbW  £  Post  u.  Telegr.   1.   19a,.  1 


Die  Funkentelegraphie. 


Von  Ober-Postinspektor  Otto  Jentsch  in  Berlin. 


»Einst  wird  kommen  der  Tag,  wenn  wir  alle  vergessen 
sind,  wenn  Kupferdrähte,  Guttaperchahallen  und  Eisenhand 
nur  noch  im  Museum  ruhen,  dann  wird  das  Menschenkind, 
das  mit  dem  Freunde  zu  sprechen  wünscht,  und  nicht  weiß, 
wo  er  sich  befindet,  mit  elektrischer  Stimme  rufen,  die  allein 
nur  jener  hört,  der  das  gleichgestimmte  elektrische  Ohr  be- 
sitzt. Er  wird  rufen:  Wo  bist  Du?  Und  die  Antwort  wird 
erklingen  in  sein  Ohr:  Ich  bin  in  der  Tiefe  des  Bergwerkes, 
auf  dem  Gipfel  der  Anden,  oder  auf  dem  weiten  Ozean. 
Oder  vielleicht  wird  keine  Stimme  antworten  und  er  weiß 
dann,  sein  Freund  ist  tot.«  Ayrton. 
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Die  Funkentelegraphie. 


solche  Verbindung  sich  je  zu  einem  betriebssicheren  Verkehrsmittel  aus- 
bilden lassen  wird,  so  gebührt  doch  diesem  Erfolge  des  rastlos  vorwärts 
strebenden  jungen  Italieners  rückhaltlose  Anerkennung.  Neidlos  wird  sie  ihm 
von  den  Gelehrten  und  Technikern  aller  Länder  und  selbst  von  denen  gezollt, 
die  sich  mit  der  sehr  weit  getriebenen  Reklame  der  Mareonigesellschaften 
nicht  befreunden  konnten  und  diese  auch  heute  noch  scharf  verurteilen. 

Mit  der  funkentelegraphischen  Oberbrückung  des  Atlantischen  Ozeans 
hat  erfreulicherweise  das  meist  planlose  Hasten,  auf  dem  Gebiete  der 
Funkentelegraphie  den  Weltrekord  der  größten  Entfernung  zu  erzielen,  der 
Erkenntnis  Platz  gemacht,  daü  der  Allgemeinheit  in  erster  Linie  mit  einer 
unbedingt  sicheren  und  zuverlässigen  Funkentelegraphie  gedient  ist,  deren 
Einrichtungen  einfach  und  wohlfeil  sind.  Die  heute  gebräuchlichen 
Systeme  der  Funkentelegraphie  entsprechen  durchgängig  dieser  Forderung; 
sie  ermöglichen  einen  den  praktischen  Bedürfnissen  genügenden  Nachrichten- 
austausch bis  auf  200  km  bei  Verwendung  mäßiger  Energiemengen.  Die 
Cberbrückung  weiterer  Entfernungen  bis  zu  1000  km  ist  ebenfalls  nicht 
mit  erheblichen  Schwierigkeiten  verknüpft;  sie  erfordert  nur  die  Aufwen- 
dung größerer  Kraftquellen. 

Diese  Erfolge  haben  zu  einem  gewissen  Stillstand  auf  dem  Gebiete  der 
Funkentelegraphie  geführt;  mit  ihnen  dürfte  die  erste  Entwickelungsperiode 
des  neuen  Verkehrsmittels  abgeschlossen  sein.  Die  nächste  Zeit  wird  in 
der  Hauptsache  dem  Ausbau  und  der  Vervollkommnung  der  bisherigen 
Errungenschaften  zu  dienen  haben. 

Die  nachfolgende  Abhandlung  soll  einen  Überblick  über  die  Entwicke- 
lung  der  Funkentelegraphie  und  ihrer  Erfolge  geben. 

I.  Die  geschichtliche  Entwickelung  und  die  physikalischen  Grundlagen 

der  Funkentelegraphie. 

a)  Die  verschiedenen  Wege  zur  Lösung  des  Problems  der 
elektrischen  Telcgraphie  ohne  Drahtleitung. 

Bei  der  Tclegraphie  mittels  galvanischer  Ströme  ist  zwischen  Geber- 
und Empfängerstation  eine  fortlaufende  metallische  Drahtleitung  erforder- 
lich. Da  diese  nicht  nur  einen  verhältnismäßig  hohen  Kostenaufwand  für 
die  Herstellung  und  Unterhaltung  erfordert,  sondern  auch  eine  nie  versie- 
gende Quelle  von  Betriebsstörungen  bildet .  so  haben  sich  frühzeitig  Be- 
strebungen geltend  gemacht.  Telegraphen  zu  schaffen,  die  einer  metallischen 
Drahtverbindung  zwischen  Geber  und  Empfänger  nicht  bedürfen. 

Die  Versuche  zur  Lösung  des  Problems  der  Tclegraphie  ohne  Draht- 
leitung  lassen  sich  in  vier  Gruppen  einteilen: 

1.  Die  Versendung  telegraphischer  Zeichen  durch  die  Erde 
oder  das  Wasser  mittels  galvanischer  Ströme.  Hierzu  gehören  die 
Versuche  von  Steinheil.  Morse.  Wilking,  Bourbouze,  Rathenau  und 
Prof.  Strecker,  sowie  neuerdings  noch  von  Orling  und  Armstrong. 
Nennenswerte  Erfolge  mit  derartigen  Anordnungen,  die  man  als  einfache 
Leitungsmethoden  bezeichnet,  haben  nur  Rathenau,  Strecker  sowie  Orling 
und  Armstrong  zu  verzeichnen.  Rathenau  erzielte  eine  telegraphische  Ver- 
ständigung auf  4,j  km,  Strecker  auf  17  km  und  Orling  und  Armstrong 
bis  jetzt  auf  35  km. 

2.  Die  Benutzung  der  elektrischen  oder  elektrostatischen 
Induktion  zur  Übertragung  tel  egra  ph  i  sehe  r  Zeichen  in  die 
Ferne.  Hierzu  gehören  die  Versuche  von  W.  H.  Prccce,  von  Phelps 
und  von  Edison.     Die  Versuche-  von  Preece  haben   zur  Einrichtung  einer 
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Anlage  für  drahtlose  Telegraphie  im  Bristolkanal  zwischen  Lavernock 
Point  und  der  5,5  km  davon  entfernten  Insel  Fiat  Holm  geführt.  Die 
Anlage  ist  seit  März  1898  im  Betriebe.  Auf  Lavernock  Point  ist  eine 
11 57  m  lange  starkdrähtige  Kupferleitung  in  der  üblichen  Weise  an  Tele- 
graphenstangen befestigt  und  an  beiden  Enden  mit  Knie  verbunden  worden. 
Der  Empfängerstromkreis  auf  Fiat  Holm  besteht  aus  einem  in  gerader 
Linie  auf  dem  Erdboden  ausgelegten  Kupferdrahte  von  etwa  '/„  km  Länge, 
in  den  zwei  Telephone  eingeschaltet  sind.  Die  Drahtenden  münden  in  das 
Wasser.  Anfänglich  wurde  als  Stromsender  eine  Wechselstrommaschine 
von  IQ2  Perioden  in  der  Sekunde  und  einer  Intensität  von  15  Ampere 
benutzt.  Später  wurde  die  Maschine  durch  eine  Batterie  von  50  Lcclanche- 
Elementcn  ersetzt,  die  mittels  eines  automatischen  Unterbrechers  400  Strom- 
unterbrechungen in  der  Sekunde  lieferte.  Auf  diese  Weise  wurde  eine 
Tclegraphiergeschwindigkeit  von  40  Wörtern  in  der  Stunde  erreicht. 

Die  Versuche  von  Phelps  und  von  Edison  waren  darauf  gerichtet,  eine 
telegraphische  Verständigung  zwischen  fahrenden  F'isenbahnzügen  und  den 
Stationen  der  Strecke  zu  schaffen.  Beide  Versuchsanordnungen  sind  mehr- 
fach zur  Ausführung  gekommen  und  haben  sich  im  praktischen  Betriebe 
bewährt.  Die  Einrichtungen  wurden  aber  bald  wieder  aufgegeben,  haupt- 
sächlich wohl  deshalb,  weil  infolge  der  geringen  Benutzung  ein  wirtschaft- 
liches Ergebnis  mit  ihnen  nicht  erzielt  werden  konnte. 

3.  Die  telegraphische  Zeichengebung  mit  Flilfe  der  ultra- 
violetten, also  dem  menschlichen  Auge  nicht  sichtbaren  Licht- 
strahlen. Hierher  gehören  die  Versuche  von  Prof.  Zickler.  die  bis  jetzt 
eine  telegraphische  Verständigung  bis  auf  etwa  1,5  km  ergeben  haben.  Auf 
der  Senderstation  befindet  sich  eine  an  ultravioletten  Strahlen  reiche  Licht- 
quelle, z.  B.  eine  elektrische  Bogenlampe  oder  eine  Magnesiumlampe,  und 
auf  der  Empfangsstation  ein  Induktionsapparat  mit  einer  Funkenstrecke. 
Der  Abstand  der  Polkugeln  der  Funkenstrecke  ist  so  gewählt,  daß  er  etwas 
größer  ist  als  die  größte  Funkenlänge,  die  der  Induktionsapparat  normaler 
Weise  liefern  kann.  Treffen  die  von  der  Senderstation  ausgehenden  ultra- 
violetten Strahlen  auf  die  Funkenstrecke,  so  springen  alsbald  die  F'unken 
über.  Eine  telegraphische  Zeichengebung  wird  dadurch  ermöglicht,  daß 
man  auf  der  Senderstation  den  ultravioletten  Strahlen  den  Weg  nach  der 
Empfangsstation  abwechselnd  offen  läßt  oder  ihn  durch  einen  einfachen 
Glasschirm  absperrt.    Glas  absorbiert  die  ultravioletten  Strahlen. 

4.  Die  Verwendung  der  von  einem  elektrischen  Funken  aus- 
gehenden unsichtbaren  Kräfte  — -  der  elektrischen  Funke n- 
wellen,  der  elektromagnetischen  Wellen  oder  Strahlen  für 
eine  Telegraphie  ohne  Draht.  Diese  Methode  hat  bisher  allein  eine 
wirkliche  und  große  praktische  Bedeutung  erlangt.  Man  bezeichnet  sie  als 
Funkentelegraphie,  Telegraphie  ohne  Leitungsdraht,  drahtlose  Telegraphie 
und  Wellentelegraphie.  Jede  dieser  Bezeichnungen  hat  zwar  ihre  Berechti- 
gung; da  jedoch  die  zur  Ubermittelung  der  Nachrichten  benutzten  elektri- 
schen Wellen  bei  allen  Systemen  dieser  Art  von  einer  elektrischen  F'unken- 
strecke  ausgehen,  der  elektrische  Funke  also  die  eigentliche  treibende  Kraft 
ist.  so  erscheint  die  von  Prof.  Slabv  zuerst  angewandte  Bezeichnung 
»Funkentelegraphie«  für  das  neue  Verkehrsmittel  wohl  die  treffendste. 

Für  den  Laien  war  die  Funkentelegraphie  zunächst  etwas  Unfaßbares 
und  Geheimnisvolles.  Durch  die  Drahttelegraphie  und  -Telephonie  sind 
wir  gewöhnt,  einen  metallischen  Leiter  zwischen  den  beiden  Stationen  zur 
(Übertragung  der  Zeichen  und  der  Sprache  auf  elektrischem  Wege  für 
unentbehrlich    und  selbstverständlich   zu   halten.    Bei   einer  Verständigung 
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durch  optische  oder  akustische  Signale  fehlt  zwar  ebenfalls  das  metallische 
Bindeglied,  aber  wir  geraten  nicht  in  Erstaunen,  weil  unser  Auge  und  Ohr 
das  Zwischenglied:  das  Licht  oder  den  Schall,  erkennen. 

Zur  Wahrnehmung  der  Elektrizität  steht  uns  dagegen  ein  Sinn  nicht 
zur  Verfügung;  daher  ihr  geheimnisvoller  Reiz.  Würden  wir  ein  Organ 
besitzen ,  das  wie  das  Gehör  für  die  Schallwellen  in  ähnlicher  Weise  für 
elektrische  Wellen  empfindlich  wäre,  so  bedürfte  es  für  die  drahtlose  Tele- 
graphie  nur  eines  elektrischen  Wellensenders  und  jeder  müßte  die  elektri- 
schen Wellen  wahrnehmen,  wie  er  heute  die  von  einer  Glocke  ausgehenden 
Schallwellen  hört.  Da  wir  aber  einen  besonderen  elektrischen  Sinn  nicht 
besitzen,  gewissermaßen  also  elektrisch  taub  oder  blind  sind,  so  mußte  nach 
einem  anderen  Mittel  gesucht  werden,  die  elektrischen  Wellen  wahrnehmbar 
zu  machen.  Als  besonders  hierzu  geeignet  erwies  sich  ein  kleiner,  im 
wesentlichen  aus  Metallfeilicht  bestehender  Apparat,  auf  den  ich  später 
noch  ausführlich  zu  sprechen  komme.  Man  hat  diesen  Apparat  Branly- 
röhre,  Kohärer  und  Fritter  genannt,  ihn  auch  als  »elektrisches  Auge« 
bezeichnet,  weil  er  den  dem  Menschen  fehlenden  elektrischen  Sinn  ersetzt. 

b)  Die  MaxweH'schc  Theorie  der  elektrischen  Erscheinungen. 

Weltäther.  —  Zur  Erklärung  der  Fernwirkung,  wie  sie  bei  der  draht- 
losen Telegraphie  ohne  ein  durch  unsere  Sinne  wahrnehmbares  Bindeglied 
vor  sich  geht,  dient  die  Theorie  vom  Wcltäthcr.  Wir  nehmen  an,  daß 
der  Weltraum  und  alle  Körper  in  ihm  von  einem  unendlich  feinen  Stoffe, 
dem  Weltäther,  erfüllt  oder  durchdrungen  sind.  Das  Licht  stellen  wir  uns 
mit  Hilfe  dieser  Theorie  als  eine  Wellenbewegung  des  Äthers  vor  und 
finden  hieraus  die  für  die  Lichtwirkungen  passenden  Erklärungen. 

Der  englische  Physiker  Maxwell  gelangte  bei  seinen  Untersuchungen 
über  das  Wesen  und  die  Ausbreitung  der  elektrischen  Erscheinungen  bald 
zu  der  Erkenntnis,  daß  sich  die  Äthertheorie  auch  auf  die  Elektrizität  an- 
wenden lasse.  Er  fand,  daß  von  einem  elektrischen  Funken  Kräfte  aus- 
gehen müssen ,  die  sich  als  Wellenbewegung  mit  der  Geschwindigkeit  des 
Lichtes  nach  allen  Richtungen  im  Räume  verbreiten.  Unter  der  Annahme, 
daß  der  Weltäther  ebenfalls  den  Träger  für  die  Fortpflanzung  der  elektri- 
schen Wellen  bilde,  kam  Maxwell  schließlich  zu  der  Behauptung,  daß  das 
Licht  selbst  eine  elektromagnetische  Erscheinung  sei,  und  daß  Licht  und 
elektrische  Strahlen  dieselben  Grundgesetze  befolgen.  Den  praktischen 
Beweis  für  die  Richtigkeit  der  MaxwelPschen  Theorie  hat  der  Professor 
Heinrich  Hertz  in  Bonn  Ende  der  80  er  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts 
durch  seine  bekannten  epochemachenden  Versuche  geführt.  Seitdem  wissen 
wir,  daß  ein  elektrischer  Funke  im  Äther  Wellenbewegungen  erzeugen  kann, 
die  sich  in  physikalischer  Beziehung  genau  so  verhalten  wie  die  Lichtwellen. 

Den  zunächst  folgenden  Erörterungen  über  die  Fortpflanzung 
und  Ausbreitung  der  elektrischen  Wellen  sind  in  der  Hauptsache        Fig.  >• 
die  theoretischen  Untersuchungen  Maxwells  zugrunde  gelegt. 

Elektrische  Oszillationen.  —  Bringt  man  einen  geladenen 
Kondensator,  z.  B.  eine  Leydener  Flasche  (  Fig.  1),  durch  eine 
von  zwei  Kugeln  A  und  Ii  begrenzte  Funkenstrecke  zur  Ent- 
ladung, so  findet  zwischen  den  beiden  Belegungen  ein  Über- 
gang von  Elektrizität  statt.  Helmholtz  hat  bereits  in  seiner 
epochemachenden  Schrift  von  1847  »Uber  die  Erhaltung  der 
Kraft«  darauf  hingewiesen,  daß  die  Entladung  der  Leydener  . 
Flasche  nicht  als  einfache  Bewegung  der  Elektrizität  in  nur 
einer  Richtung  anzusehen  sei,  sondern  als  eine  hin-  und 
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hergehende  Bewegung  zwischen  den  Belegen  aufgefaßt  werden  müsse, 
die  schwächer  und  schwächer  wird,  bis  die  ganze  elektrische  Arbeit  der 
Ladung  aufgezehrt  ist.  Die  Ursache  dieser  pendelnden  Bewegung  der 
Elektrizität  fanden  Faraday  und  Maxwell  in  der  elektrischen  Induktion. 
Sie  stellten  fest,  daß  jeder  entstehende  und  verschwindende  elektrische 
Strom  einen  anderen  elektrischen  Strom  hervorbringt  oder  induziert,  nicht 
nur  in  anderen  benachbarten  Leitern,  sondern  im  eigenen  Leiter  selbst; 
daher  auch  die  Bezeichnung  Selbstinduktion  für  den  letzteren  Vorgang. 
Nach  der  Lenz'schen  Regel  ist  der  induzierte  Strom  so  gerichtet,  daß  er 
die  Bewegung,  durch  die  er  zustande  kommt,  zu  schwächen  sucht,  d.  h.  ein 
entstehender  Strom  induziert  einen  seiner  Richtung  entgegengesetzten,  ein 
verschwindender  Strom  einen  seiner  Richtung  gleichen  Strom. 

Die  hauptsächlichste  Ursache  der  bei  der  Entladung  eines  Kondensators 
zu  beobachtenden  Erscheinungen  ist  danach  die  Selbstinduktion;  durch  sie 
erhalten  die  elektrischen  Ströme  scheinbar  eine  Art  von  Trägheit. 

Bei  der  Entladung  der  Leydener  Flasche  (Fig.  i)  sinkt  also  die  zwischen 
den  Belegungen  vorhandene  Spannungsdifferenz  zunächst  auf  Null.  Der 
durch  den  Entladungsvorgang  in  dem  Stromkreise  hervorgerufene  elektrische 
Strom  bewegt  sich  jedoch  in  der  ihm  zuerst  erteilten  Richtung  A-B  weiter 
und  ladet  nunmehr  die  Belegungen  mit  Elektrizität  von  einem  der  vor- 
herigen Ladung  entgegengesetzten  Vorzeichen.  Ist  diese  Ladung  vollständig 
erfolgt,  so  ist  die  Stärke  des  ersten  Entladungsstroms  gleich  Null 
geworden,  und  die  Belegungen  des  Kondensators  haben  wieder  eine  Ladung 
erhalten,  die  etwas  geringere  Stärke  als  die  ursprüngliche  besitzt.  Nun- 
mehr beginnt  ein  neuer  Entladungsvorgang,  jetzt  aber  in  der  entgegen- 
gesetzten Richtung  B-A.  Die  vorhandene  Spannungsdifferenz  zwischen  den 
beiden  Belegungen  wird  wieder  auf  Null  gebracht  und  eine  neue  Spannungs- 
differenz von  dem  Vorzeichen  der  ursprünglichen  erzeugt.  Die  Stärke  des 
zweiten  Entladungsstroms  ist  dann  wieder  auf  Null  gesunken. 

Die  Bewegung  der  Elektrizität  von  einem  Ladungsmaximum  über  das 
entgegengesetzte  Ladungsmaximum  zum  zweiten  gleichnamigen  Maximum 
nennt  man  eine  elektrische  Schwingung  oder  Oszillation  und  den  gesamten 
Vorgang  danach  eine  oszillatorische  Entladung.  Nach  Beendigung  der 
ersten  Schwingung  befindet  sich  der  Kondensator  wieder  in  seinem  ursprüng- 
lichen Zustande,  nur  sind  die  Ladungen  seiner  Belegungen  jetzt  etwas 
schwächer.  Es  folgen  nunmehr  die  zweite,  dritte  usw.  Schwingung,  bis  die 
Ladungen  schließlich  so  schwach  werden,  daß  eine  Entladung  durch  die 
Funkenstrecke  nicht  mehr  stattfinden  kann. 

Es  findet  also  gewissermaßen  eine  Dämpfung  der  Schwingungen  statt, 
und  diese  ist  um  so  stärker,  je  größer  der  Widerstand  des  Entladungsstrom- 
kreises ist.  Denn  je  größer  dieser  Widerstand  ist,  desto  mehr  wird  die 
Ladungsenergie  des  Kondensators  in  Wärme  verwandelt. 

Den  Maximalwert  der  Spannungsdifferenz  zwischen  beiden  Belegungen 
des  Kondensators,  der,  wie  bereits  erörtert,  in  demselben  Augenblick  erreicht 
wird,  in  welchem  der  Entladungsstrom  verschwindet,  bezeichnet  man  wie  bei 
den  Pendelschwingungen  als  die  Amplitude  der  elektrischen  Schwingung. 

Nicht  jede  Entladung  eines  Kondensators  ist  eine  schwingende  oder 
oszillatorische;  Vorbedingung  für  eine  solche  ist,  daß  der  Widerstand  des 
Schließungsbogens  im  Verhältnis  zu  seiner  Selbstinduktion  ein  geringer  ist. 

Ist  dagegen  der  Widerstand  des  Schließungskreises  im  Verhältnis  zu 
seiner  Selbstinduktion  ein  hoher,  so  steigt  die  Intensität  des  Kntladungs- 
stroms  beim  Überspringen  jedes  Funkens  von  Null  bis  zu  einem  Maximal- 
wert und  sinkt  dann  wieder  auf  Null.    Gleichzeitig  sinkt  die  Spannungs- 
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diiferenz  zwischen  den  Belegungen  von  ihrem  Anfangswerte  beständig,  aber 
nicht  gleichmäßig  bis  auf  Null.  Eine  solche  Entladung  nennt  man  eine 
kontinuierliche;  bei  ihr  findet  ein  Hin-  und  Herschwingen  der  Elektrizität 
zwischen  den  beiden  Belegungen  nicht  statt.  Nur  wenn  der  Entladungs- 
kreis einen  sehr  hohen  Widerstand  besitzt,  kann  es  vorkommen,  daß  nach 
dem  ersten  Ausgleiche  noch  einige  weitere  Entladungen,  sogenannte  Rück- 
standsentladungen, folgen.  Diese  Entladung  nennt  man  eine  intermittierende 
Entladung;  sie  besteht  aus  einer  Reihe  von  kontinuierlichen  Teilentladungen. 
Nach  William  Thomson  nimmt  die  Entladung  eines  Leydener  Flaschen- 
stromkreises einen  kontinuierlichen  oder  oszillatorischen  Charakter  an,  je 
nachdem'  das  Quadrat  des  Widerstandes  im  Stromkreise  größer  oder 
kleiner  ist  als  das  Vierfache  des  V  erhältnisses  zwischen  dessen  Selbstinduk- 
tion und  Kapazität. 

Im  schnell  rotierenden  Spiegel  läßt  sich,  wie  Feddersen  gezeigt  hat,  der 
Charakter  der  Funkenentladung  erkennen.  Die  Photogramme  eines  Funken- 
bildes zeigen  bei  der  kontinuierlichen  Entladung  einen  zusammenhängenden 
Streifen,  aus  dem  man  ersehen  kann,  daß  das  Licht  des  Funkens  vom 
Beginne  bis  zum  Aufhören  fortwährend  abgenommen  hat.  Bei  der  inter- 
mittierenden Entladung  ist  dieser  Streifen  in  mehrere  ungleiche  Teile  zerlegt, 
von  welchen  jeder  Teil  für  sich  das  Bild  der  kontinuierlichen  Entladung 
darstellt.  Die  schwingende  Entladung  liefert  ebenfalls  ein  in  einzelne 
Streifen  zerlegtes  Bild;  die  Streifen  sind  aber  von  gleicher  Breite  und  nicht 
scharf  voneinander  geschieden.  Die  einzelnen  Abteilungen  zeigen  an  den 
Rändern,  die  den  Enden  des  Funkens  entsprechen,  abwechselnd  ein  dunkles 
oder  helles  Aussehen  entsprechend  der  bekannten  Tatsache,  daß  der  elek- 
trische Funke  besonders  zwischen  Elektroden  aus  Zink  oder  Cadmium  an 
den  beiden  Enden  verschiedene  Helligkeit  besitzt.  Da  nach  dem  Bilde  der 
Funke  bald  an  der  einen,  bald  an  der  anderen  Elektrode  heller  ist,  so  geht 
daraus  hervor,  daß  die  Elektroden  ihr  Vorzeichen  dauernd  wechseln. 

F»  3- 
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Die  durch  die  Entladungen  eines  Kondensators  hervorgerufenen  elektri- 
schen Schwingungen  können  sich  auch  in  linearen  Leitern  ausbilden. 

Nimmt  man  zwei  Kondensatoren,  deren  äußere  Belegungen  nach  der 
Anordnung  der  Fig.  2  durch  einen  Draht  verbunden  sind,  und  deren  innere 
Belegungen  gleich  große  elektrische  Potentiale  aber  von  entgegengesetztem 
Vorzeichen  erhalten,  so  ist  leicht  ersichtlich,  daß  diese  Anordnung  prinzipiell 
von  dem  Schema  für  den  Schwingungskreis  eines  einzigen  Kondensators 
nicht  verschieden  ist.  Die  Entladung  dieses  Systems  wird  also  auch  einen 
oszillatorischen  Charakter  annehmen  können. 

Wird  sodann  an  Stelle  des  Kondensatorglases  eine  Luftschicht  ange- 
nommen, deren  Dicke  stetig  wachse,  so  befinden  sich  die  äußeren  Belegungen 
des  Kondensators  schließlich  in  so  großer  Entfernung  von  den  inneren,  daß 
man  ihre  Wirkungen  vernachlässigen  kann.  Es  bleibt  also  nur  das  durch 
die  Fig.  3  veranschaulichte  System  zweier  Leiter  A  und  Ii  übrig,  die  auf 
entgegengesetzte  Potentiale  geladen  werden.  Ihre  Funkenentladung  wird 
ebenfalls  eine  oszillatorische  sein,  wenn  dt/r  Widerstand,  die  Selbstinduktion 


Fig.  2. 
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und  die  Kapazität  dieser  Leiter  in  dem  für  eine  solche  Entladung  erforder- 
lichen Verhältnis  zueinander  stehen. 

Wenn  man  endlich  die  Leiter  .4  und  B  so  miteinander  verbindet ,  daß 
dadurch  die  Funkenbildung  beseitigt  wird,  daß  sie  also  einen  geraden  Stab 
oder  einen  kreisförmig  gebogenen  Leiter  A  B  bilden  (Fig.  4),  so  ist  leicht 
ersichtlich,  daß  auch  in  diesen  Leitergebilden  elektrische  Oszillationen  erregt 
werden  können. 

Wird  z.  13.  der  lineare  Leiter  A  B  zwischen  den  entgegengesetzt 
geladenen  Leitern  C  und  D  (Fig.  5)  angeordnet,  so  werden  die  in  .1  und  B 
durch  Influenz  erzeugten  Ladungen  einander  neutralisieren ,  wenn  man  die 
I^adungen  der  Ix-iter  C  und  D  plötzlich  zum  Verschwinden  bringt. 

Der  Leiter  .4  B  muß  dann  in  ähnlicher  Weise  wie  das  System  A  B  der 
Fig.  5  in  elektrische  Schwingungen  geraten.  Die  Schwingung  des  Leiters  A  B 
würde  in  diesem  Falle  eine  elektrische  Eigenschwingung  sein,  deren 
Schwingungszahl  und  Schwingungsweite  durch  seine  Selbstinduktion  und 
Kapazität  bedingt  wird. 

Da  es  jedoch  praktisch  kaum  angängig  ist,  die  entgegengesetzten  Ladungen 
der  Leiter  C  und  /)  mit  einem  Male  zu  entfernen,  sondern  dies  immer  nur 


durch  eine  kontinuierliche  oder  oszillatorische  Entladung  erfolgen  dürfte, 
mi  werden  die  Ladungen  des  Leiters  «4  B,  die  von  den  Ladungen  auf  (,* 
und  D  abhängig  sind,  entsprechende  Schwingungen  wie  C  und  D  ausführen. 
Dem  Leiter  AB  wird  dadurch  u.  U.  eine  Schwingung  gegeben,  die  mit 
^•iner  Eigenschwingung  nicht  ubereinstimmt.  Man  nennt  dies  eine  erzwungene 
Schwingung. 

Liegt  jedoch  der  Fall  so,  daß  die  Entladungsschwingungen  des  elek- 
trischen Feldes  zwischen  C  und  D  den  Eigenschw  ingungen  des  Leiters  A  B 
in  der  Periode  entsprechen,  so  werden  die  Schwingungen  des  letzteren  ver- 
stärkt. Zwischen  den  Systemen  A  B  und  C  I)  besteht  dann  »elektrische 
Resonanz« ;  den  geraden  oder  kreisförmig  gebogenen  Leiter  .1  B  nennt  man 
Resonator. 

Resonanzschwingungen  oder  erzwungene  Schwingungen  werden  natur- 
gemäß in  dem  Leiter  AB  auch  dann  hervorgerufen  werden  müssen,  wenn 
in  seiner  Umgebung  ein  oszillierendes  elektrisches  Feld  durch  das  Vorüber- 
gehen elektrischer  Wellen  verursacht  wird,  die  in  einer  oszillatorischeu  Ent- 
ladung ihren  Ursprung  haben. 

Die    elektromagnetischen    Wellen.  Das    elektrische    Feld  einer 

oszillierenden  Schwingung  ist  stets  von  einem  entsprechend  schwingenden 
Magnetfeld  begleitet.  Letzteres  wird  also  in  einem  geradlinigen  oder 
gebogenen  Leiter  A  B  alternierende  Ströme  hervorrufen,  insbesondere  wenn 
die  Richtung  der  magnetischen  Kraft  zur  Ebene  des  Leiters  A  B  senkrecht 
steht.  Man  bezeichnet  die  Funkenwellen  daher  auch  als  elektromagnetische 
Wellen.  Ist  ihre  Schwingungsperiode  gleich  derjenigen  der  Eigenschwin- 
gungen des  Leiters  .1  B,  so  können  letztere  eine  solche  Amplitude  erlangen. 
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daß  sie  an  einer  Unterbrechungsstelle  des  Leiters  A  B  bz.  bei  dessen 
kreisförmiger  Anordnung  zwischen  den  einander  genäherten  Enden  einen 
elektrischen  Funken  hervorrufen.  Je  nach  der  Lage  des  Leiters  A  B  zu  den 
elektrischen  Wellen  ist  die  bei  ihm  auftretende  Funkenbildung  eine  Wirkung 
der  elektrischen  oder  der  magnetischen  Kraft  der  Wellen. 

Die  Schwingungen  der  elektromagnetischen  Wellen  lassen  sich  in  gleicher 
Weise  wie  die  Pendel-  und  Schallschwingungen  graphisch  durch  die  Sinus- 
kurve zur  Darstellung  bringen. 

In  der  Fig.  6  stellt  die  aus-  ^'8- 
gezogene  Linie  die  Sinuskurve  j\ ' 
für  die  elektrische  Kraft  und 
die  gestrichelte  Linie  die  Sinus- 
kurve für  die  magnetische  Kraft 
der  elektromagnetischen  Wellen 
dar;  erstere  gibt  also  ein  Bild 
der  Änderungen ,  welche  die 
Potentialdifferenz  während  der 
oszillatorischen  Entladung  er- 
fährt, und  letztere  stellt  die 
Änderungen  der  Stromstärke  in  dem  betreffenden  Schwingungskreise  dar. 
Die  Intervalle  ab,  bc,  cd  usw.  entsprechen  der  Dauer  einer  halben  Schwingung; 
sie  sind  einander  gleich,  ebenso  wie  die  Dauer  der  aufeinander  folgenden 
Schwingungen  eines  Pendels  ebenfalls  stets  die  gleiche  ist. 

Die  Schwingungsweite  oder  Amplitude  der  elektrischen  Wellen  nimmt 
jedoch  infolge  des  Widerstandes  des  Entladungsstromkreiscs  nach  und  nach 
ab.  Man  kann  ihre  Schwingungen  also  auch  nicht  durch  die  gleichmäßig 
verlaufende  Sinuslinie  der  Schwingungen  eines  idealen  Pendels  darstellen, 
dessen  Bewegung  keinen  Widerstand  zu  überwinden  hat  und  bei  dem  daher 
die  Amplitude  der  Schwingungen  stets  die  gleiche  bleibt.  Vielmehr  muß 
man  die  Kurve  der  Schwingungen  eines  gewöhnlichen  Pendels  zu  Grunde 
legen,  dessen  Schwingungsweite  sich  nach  und  nach  verringert.  Man  erhält 
damit  die  abgebildeten  Kurven,  bei  denen  die  die  Amplituden  der  elektrischen 
und  magnetischen  Schwingungen  darstellenden  Ordinaten  allmählig  kürzer 
werden.  Da  die  von  einem  elektrischen  Strom  erzeugte  magnetische  Kraft 
senkrecht  zur  Stromrichtung  verläuft,  so  hat  man  sich  die  Kurve,  die  den 
Verlauf  der  magnetischen  Kraft  der  Welle  darstellt,  in  einer  zur  Zeichnung 
senkrecht  stehenden  Ebene  vorzustellen.  Ein  Maximum  der  Spannungs- 
amplitude oder  elektrischen  Kraft  der  elektromagnetischen  Welle  entspricht 
einem  Minimum  der  Stromamplitude  oder  magnetischen  Kraft  der  Welle 
und  umgekehrt.  Im  Punkte  -4  der  Stromkurve  ist  also  die  Spannungs- 
differenz =  o  und  die  Stromstärke  ein  Maximum,  und  im  Punkte  Al  ist 
die  Spannungsdifferenz  ein  Maximum,  die  Stromstärke  dagegen  =  o. 

Das  Maximum  der  Spannungsdifferenz  bezeichnet  man  als  Spannungs- 
bauch, das  Maximum  der  Stromstärke  als  Strombauch  und  in  gleicher 
Weise  das  entsprechende  Minimum  als  Spannungsknoten  oder  Stromknoten. 

Für  die  Schwingungsdauer  einer  oszillierenden  Entladung  gilt  die 
bekannte  Formel  für  die  Schwingungsdauer  eines  Pendels 


wenn  man  in  ihr  an  Stelle  der  Pendellänge  /  die  Selbstinduktion  L  des 
Entladungskreiscs  und  an  Stelle  der  Gravitationskonstante  g  den  umge- 
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kehrten  Wert  der  Kapazität  C  des  Kondensators, 


also 


i 

C 


einsetzt.  Es  er- 


Fig.  7- 


gibt  sich  danach  für  die  Dauer  einer  elektrischen  Schwingung  die  Formel 

und  für  die  Periodenzahl,  d.  h.  die  Anzahl  Schwingungen  in  einer  Sekunde 

I 
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Die  in  einer  Funkenstrecke  durch  die  Entladung  eingeleitete  Wellen- 
bewegung zieht  das  umgebende  Medium  in  der  Weise  in  Mitleidenschaft, 
daß  sich  ein  Teil  der  in  ihr  zum  Ausgleich  kommenden  elektrischen  und 
magnetischen  Energie  an  die  der  Funkenstrecke  nächste  Ätherschicht,  von 
ihr  an  eine  zweite,  dritte  usw.  Ätherschicht  überträgt.  Während  nun  in 
den  einzelnen  Schichten  die  ihnen  mitgeteilte  elektrische  Verschiebung  oder 
Strömung  parallel  zum  erregenden  Leiter,  d.  h.  in  diesem  Falle  parallel  zur 
Funkenstrecke  stattfindet,  schreitet  die  Übertragung  selbst  von  Schicht  zu 
Schicht  gewissermaßen  als  »elektrischer  Strahl«  oder  »Wellenstrahl«  senkrecht 
zur  Richtung  dieser  elektrischen  Strömung  fort  (Fig.  7^  Wie  beim  Licht 
erfolgt  also  die  elektrische  Schwingung  in  vertikaler  Richtung,  der  Vorgang 
selbst  breitet  sich  aber  senkrecht  zur  Schwingungsbewegung  aus;  der  elek- 
trische Strahl   schreitet   in  horizontaler  Richtung   fort.     Die  elektrischen 

Funken  wellen  bezeichnet  man  daher  auch 
wie  die  Lichtwellen  als  Transversalwellen 
oder  Transversalschwingungen  des  Äthers. 

Die  elektrischen  Funkenwellen  verhalten 
sich  in  physikalischer  Beziehung  genau  so 
wie  Lichtwellen ;  sie  pflanzen  sich  gleich 
ihnen  mit  einer  Geschwindigkeit  von 
300000  km  in  der  Sekunde  fort.  Eine  auf 
unserer  Erde  erzeugte  elektrische  Funken- 
welle würde  bei  genügender  Stärke  also 
in  drei  Minuten  auf  dem  Mars  anlangen. 
Trifft  eine  elektrische  Welle  auf  ein  Mittel, 
das  ihr  eine  andere  Fortpflanzungsgeschwin- 
digkeit als  im  Äther  vorschreibt,  so  wird 
sie  bei  dem  Ubergange  in  dasselbe  gebrochen, 
fällt  sie  auf  Metalle,  so  wird  sie  reflektiert. 
Brechung,  Reflexion  usw.,  alle  Änderungen  erfolgen  genau  nach  den  Gesetzen 
der  Lichtstrahlen.  Ein  Unterschied  zwischen  den  elektrischen  Strahlen  und 
den  Lichtstrahlen  besteht  nur  in  der  Länge  ihrer  Wellen. 

Zur  Erleichterung  des  Verständnisses  vom  Wesen  der  elektrischen  Wellen 
diene  folgende  Analogie: 

Wird  eine  ruhende  Wasserfläche  durch  einen  Steinwurf  getroffen,  so 
verbreitet  sich  vom  Einfallpunkte  des  Steines  aus  eine  Bewegung  in  ring- 
förmigen Wellen  nach  allen  Richtungen.  Die  einzelnen  Wasserteilchen 
steigen  auf  und  nieder,  wie  ein  auf  der  Wasserfläche  schwimmender  Kork 
zeigt;  an  der  nach  außen  gerichteten  Bewegung  nehmen  aber  die  einzelnen 
Wasserteilchen  nicht  teil.  Der  Kork  schwimmt  bald  auf  einem  Wellenberge, 
bald  in  einem  Wellental;  im  übrigen  entfernt  er  sich  aber  nicht  von  seinem  Platze. 

Der  gleiche  Vorgang  vollzieht  sich,  wenn  eine  lange  elastische  Schnur 
horizontal  zwischen  zwei  festen  Punkten  ausgespannt  und  ihr  an  dem  einen 
Ende  durch  einen  Stab  ein  kurzer  Schlag  gegeben  wird.  Man  sieht  dann 
eine  aus  Hebungen  und  Senkungen  bestehende  wellenförmige  Bewegung 
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auf  der  Schnur  entlang  lauten.  Die  Bewegung  erreicht  das  andere  Ende 
der  Schnur,  kommt  zurück,  wird  flacher  und  hört  nach  einigen  Malen  Hin- 
und  Hergehens  ganz  auf.  Diese  Bewegung  nennt  man  eine  fortschreitende 
Welle;  man  erkennt  bei  der  Bewegung  der  Schnur  ebenfalls  deutlich,  daß 
die  einzelnen  Teile  der  Schnur  sich  nicht  in  der  Richtung  der  fortschreiten- 
den Welle  bewegen,  sondern  nur  senkrecht  zu  dieser  Richtung  auf-  und 
niedersteigen. 

Wenn  man  dieselbe  elastische  Schnur  hintereinander  in  gleichen  Zeit- 
räumen an  dem  einen  Ende  in  Schwingungen  versetzt,  so  bemerkt  man 
bald,  daß  bestimmte,  gleich  weit  voneinander  entfernte  Stellen  in  Ruhe 
bleiben  und  die  dazwischen  liegenden  Stucke  einen  nach  oben  und  einen 
nach  unten  gewölbten  Bogen  zeigen;  es  sind  dies  stehende  oder  stationäre 
Wellen.  Man  hat  also  wieder  wie  bei  der  Wasserwelle  einen  Wellenberg 
und  ein  Wellental,  beide  bilden  zusammen  die  Welle.  Wellenberg  und 
Wellental  bezeichnet  man  jedoch  hier  als  Schwingungsbäuche.  In  der  Mitte 
jedes  Wellenberges  und  Wellentals,  wo  die  auf-  und  absteigende  Bewegung 
der  Schnur  am  größten  ist,  liegt  ein  Schwingungsbauch;  wo  diese  Bewegung 
gleich  Null  ist,  liegt  ein  Schwingungsknoten. 

Solche  stationären  Wellen  lassen  sich  auch  auf  elektrischem  Wege  sichtbar 
machen,  wenn  man  einen  Platindraht  zwischen  zwei  Festpunkten  ausspannt, 
von  denen  der  eine  an  der  Zinke  einer  Stimmgabel  sitzt.  Wird  die  Stimm- 
gabel durch  elektrische  Hilfsmittel  in  Schwingung  versetzt  und  in  Schwingung 
erhalten ,  so  teilen  sich  diese  Schwingungen  dem  Platindrahte  mit  und  es 
bilden  sich  in  dem  Drahte  stehende  Wellen  aus,  die  sichtbar  werden,  wenn 
man  einen  starken  elektrischen  Strom  durch  ihn  schickt.  Die  Schwingungs- 
knoten erhitzen  sich  dann  bis  zur  Rotglut,  während  die  Schwingungsbäuche 
durch  die  Luft  gekühlt  werden  und  daher  dunkel  bleiben. 

Die  vorbeschriebenen  Wasserwellen  und  die  Schwingungen  der  elastischen 
Schnur  sowie  des  Platindrahts  sind  wie  die  elektrischen  Funkenwellen 
Querwellen  oder  Transversalwellen ;  bei  ihnen  findet  also  keine  Fortbewegung 
der  einzelnen  Massenteile  in  der  Richtung  der  fortschreitenden  Welle, 
sondern  nur  eine  auf-  und  niedersteigende  Bewegung  der  Massentetic  senk- 
recht zur  Fortpflanzungsrichtung  statt. 

Bei  den  Längswellen  oder  Longitudinalwellen  dagegen  bewegen  sich  die 
einzelnen  Massenteile  des  Wellenträgers  selbst  in  der  Richtung  der  fort- 
schreitenden Bewegung.  Solche  Längswellen  treten  z.  B.  beim  Schalle  auf. 
der  seine  Wirkung  durch  Verdichtung  und  Verdünnung  des  schall  tragenden 
Mittels,  z.  B.  der  Luft,  fortpflanzt. 

Da  die  Fortpflanzung  der  von  einer  Funkenstrecke  ausgehenden  elek- 
trischen Wellen  nach  allen  Richtungen  des  Raumes  gleichmäßig  erfolgt,  so 
hat  man  sich  die  elektromagnetischen  Wellen  als  kugelförmige  Gebilde  vor 
zustellen.  In  jedem  Punkte  einer  solchen  Welle  stehen  ihre  elektrische  und 
ihre  magnetische  Kraft  zueinander  und  zu  der  Richtung  senkrecht,  in  der 
sich  an  der  betreffenden  Stelle  die  Welle  fortpflanzt.  Es  geht  dies  aus  den 
Betrachtungen  über  die  graphische  Darstellung  der  elektromagnetischen 
Wellen  als  Sinuskurven  und  aus  den  Erörterungen  iiber  die  Wcllenstrahlen, 
d.  h.  über  die  Fortpflanzungsrichtung  dieser  Wellen,  hervor. 

Die  von  verschiedenen  Punkten  in  den  Raum  gesandten  elektromagnetischen 
Wellen  werden  sich  in  ihren  Wirkungen  entweder  verstärken  oder  schwächen 
und  u.  V.  ganz  aufheben.  Treten  z.  B.  in  den  Punkten  A  und  B  zwei 
Wellensysteme  von  gleicher  Schwingungsperiode  auf,  so  werden  sich  ihre 
Wirkungen  an  allen  denjenigen  Stellen  des  Raumes  gegenseitig  verstärken, 
deren  Lage  eine  derartige  ist,  daß  der  Unterschied  ihrer  Entfernungen  vom 
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Ausgangspunkte  der  Wellen  gleich  Null  oder  gleich  einer  ganzen  Anzahl 
von  Wellenlängen  ist.  Eine  gegenseitige  Vernichtung  der  Wirkungen,  die 
man  wie  in  der  Akustik  als  »Interferenz«  bezeichnet,  findet  dagegen  an 
denjenigen  Punkten  des  Raumes  statt,  für  welche  die  Differenz  ihrer  Ent- 
fernungen von  den  Ausgangspunkten  der  Wellenbewegung  eine  halbe  Wellen- 
länge oder  ein  ungerades  Vielfaches  einer  halben  Wellenlänge  beträgt. 

c)   Die  Hertz'schen  Versuche. 

Im  Herbst  1889  konnte  der  Bonner  Professor  Heinrich  Rudolf  Hertz 
auf  der  Naturforscherversammlung  zu  Heidelberg  seinen  Vortrag  über  die 
von  ihm  zum  experimentellen  Nachweis  der  Maxwell'schen  elektromagnetischen 
Lichttheorie  ausgeführten  Versuche  mit  den  bedeutungsvollen  Worten 
beginnen:  »Das  Licht  ist  eine  elektrische  Erscheinung,  das  Licht  an  sich, 
alles  Licht,  das  Licht  der  Sonne,  das  Licht  einer  Kerze,  das  Licht  eines 
Glühwurms.  Nehmt  aus  der  Welt  die  Elektrizität,  und  das  Licht  ver- 
schwindet; nehmt  aus  der  Welt  den  lichttragenden  Äther,  und  die  elektrischen 
und  magnetischen  Kräfte  können  nicht  mehr  den  Raum  überschreiten.«  Die 
ungeheure  Bedeutung  der  Hertz'schen  Versuche  für  die  Wissenschaft  liegt 
darin,  daß  sie  unzweifelhaft  die  Richtigkeit  der  MaxweH'schen  Theorie  über 
den  Zusammenhang  zwischen  Licht  und  Elektrizität  bestätigt  haben. 

Die  nachfolgend  geschilderten  Hertz'schen  Versuche  sind  von  grund- 
legender Bedeutung  für  die  Funkentelegraphie  geworden. 

Wird  ein  Hohlspiegel  (Fig.  8)  der  Sonne  so  gegenübergestellt,  daß  seine 
Achse  den  auffallenden  Sonnenstrahlen  parallel  ist,  so  werden  diese  derart 
g  vom  Spiegel  zurückgeworfen ,  daß  sie  sich  in  einem 

"  dicht  vor  ihm  liegenden  Punkte  B,  dem  Brennpunkte, 

  vereinigen.     In  dem  Brennpunkte  wird  dadurch  eine 

solche  Temperaturerhöhung  bewirkt,  daß  in  ihm  an- 
ZZZZZZ     geordnete,  leicht  entzündliche  Körper  in  Brand  geraten 

.ß   und  explosive  Stoffe,  wie  z.  B.  Schießbaumwolle,  ver- 

 puffen. 

~Z^ZZZ.  Wird  andererseits  in  dem  Brennpunkte  des  Hohl- 

  spiegeis  eine  Lichtquelle  angeordnet,   so  werden  die 

Strahlen  derselben  parallel  zur  Achse  zurückgeworfen 
und  auf  einem  dem  Hohlspiegel  gegenüber  aufgestellten  Wandschirm  er- 
scheint ein  der  Größe  des  Spiegels  entsprechender  kreisförmiger  Fleck.  Es 
gilt  hier  das  bekannte  Reflexionsgesetz:  der  Einfallswinkel  ist  gleich  dem 
Reflexionswinkel,  d.  h.  der  zurückgeworfene  Strahl  bildet  mit  dem  Einfalls- 
lote denselben  Winkel  wie  der  ankommende  Strahl. 

Treffen  die  parallel  zur  Achse  zurückgeworfenen  Strahlen  auf  einen 
zweiten  Hohlspiegel,  dessen  Achse  mit  der  Achse  des  ersten  zusammenfällt, 
so  werden  sie  wieder  im  Brennpunkte  des  zweiten  Spiegels  vereinigt. 

Diese  Spiegelversuche  hat  Hertz  in  folgender  Weise  auf  die  elektrischen 
Erscheinungen  angewendet.  In  der  Brennlinic  eines  parabolisch  gebogenen 
Blechzylinders  erregte  Hertz  elektromagnetische  Wellen  durch  einen  elek- 
trischen Funkenerzeuger  oder  Oszillator.  Als  Oszillator  kamen  zwei  Metall- 
stabc  von  26  cm  Länge  und  3  cm  Durchmesser  zur  Verwendung,  deren 
halbkugelige  Enden  so  weit  einander  genähert  wurden,  bis  die  ihnen  durch 
einen  Ruhmkorff'schen  Funkeninduktor  erteilten  Ladungen  sich  in  elektrischen 
Funken  ausglichen.  Die  von  diesen  elektrischen  Funken  ausgehenden  elektro- 
magnetischen Wellen  breiten  sich  nach  allen  Richtungen  aus.  Ein  Teil 
trifft  auf  die  spiegelnde  Fläche  des  Blechzylinders,  wird  dort  nach  dem 
vorher  erwähnten  Gesetz   über  die  Reflexion   der  Lichtstrahlen  reflektiert 
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und  tritt,  wie  Hertz  es  bezeichnet,  als  ein  Bündel  paralleler  elektrischer 
Strahlen  in  den  Raum.  Die  elektromagnetische  Energie  der  Welle  ist  jetzt 
zum  größten  Teil  in  diesem  Strahlenbündel  konzentriert;  trifft  dieses  in 
einigem  Abstand  einen  dem  ersten  gleichen  und  parallel  aufgestellten  Spiegel, 
so  wird  durch  die  Reflexion  die  Energie  des  Strahlenbündels  wieder  in  der 
Brennlinie  des  zweiten  Spiegels  zusammengedrängt.  In  dieser  Brennlinie 
ordnete  Hertz  einen  »Resonator«  in  Gestalt  von  zwei  Metallstäben,  ähnlich 
denen  des  Oszillators  an,  und  er  konnte  durch  den  zwischen  den  Stäben 
überspringenden  kleinen  elektrischen  Funken  die  Ankunft  der  elektrischen 
Welle  nachweisen.  Die  Elektrizität  hat  sich  also  zwischen  den  beiden 
Hertz'schen  Spiegeln  auf  dieselbe  Weise  fortgepflanzt  wie  die  Lichtstrahlen 
zwischen  den  vorher  erwähnten  Hohlspiegeln. 

Stellt  man  zwischen  die  beiden  Hertz'schen  Spiegel  parallel  zu  deren 
Achse  einen  Metallschirm,  so  hört  die  Funkenbildung  im  zweiten  Spiegel 
auf,  weil  die  Metalle  für  die  elektromagnetischen  Wellen  undurchlässig  sind. 
Die  Wellen  werden  durch  den  Metallschirm  zurückgeworfen.  Ersetzt  man 
dann  den  Metallschirm  durch  einen  Schirm  aus  Holz  oder  aus  einem  anderen 
Dielektrikum,  welches  die  elektrischen  Wellen  hindurchläßt,  so  tritt  die 
Funkenbildung  wieder  auf. 

Bringt  man  die  Hertz'schen  Spiegel  aus  ihrer  Lage,  so  daß  ihre  Brenn- 
linien nicht  mehr  in  einer  Ebene  liegen,  so  hört  die  Funkenbildung  am 
zweiten  Spiegel  auf;  sie  tritt  wieder 

ein,  wenn  man  einen  Metallschirm  in  F*8- 9- 

die  Durchschnittslinie  der  Ebene  der 
beiden  Brcnnlinicn  stellt.  Die  Lage  des 
Resonators  zum  Oszillator  und  dem 
Spiegel  muß  also  in  jedem  Falle  den 
Reflexionsgesetzen  entsprechen.  Stellt 
man  z.  B.  in  die  Mitte  zwischen  zwei 
Hertz'schen  Spiegeln   einen   um   45 ° 
geneigten  Metallschirm,  so  muß  der  zweite,  als  Empfänger 
dienende  Spiegel  in  die  durch  die  Fig.  9  dargestellte  Lage 
gebracht  werden,  wenn  eine  Funkenbildung  an  seinem 
Resonator  auftreten  soll. 

Um  die  Brechung  der  elektromagnetischen  Wellen  nach- 
zuweisen, ordnete  Hertz  zwischen  den  beiden  parallel  auf- 
gestellten Spiegeln  ein  großes  Prisma  aus  Asphalt  an.  Beim  Durchgang 
durch  das  Prisma  wurden  die  elektromagnetischen  Wellen  gebrochen  und 
konnten  daher  bei  paralleler  Aufstellung  der  Spiegel  nicht  mehr  zum 
Resonator  des  Empfängerspiegels  gelangen.  Die  Funkenbildung  hörte  also 
am  Resonator  auf;  sie  trat  erst  wieder  ein,  wenn  man  den  Empfangsspiegel 
so  neigte,  daß  er  die  gebrochenen  Strahlen  auffangen  könnte. 

Den  experimentellen  Nachweis  dafür,  daß  von  einer  Funkenstrecke 
elektromagnetische  Wellen  ausgehen,  lieferte  Hertz  durch  folgenden  Versuch. 
Vor  dem  Oszillator  A  Ii  (Fig.  10)  stellte  Hertz  eine  große  Metall  wand  Y  Yx 
auf.  Es  werden  dann  die  auf  die  Metallwand  treffenden  Wellen  von  ihr 
zurückgeworfen  und  sie  kehren  zu  ihrem  Ausgangspunkte  zurück.  Längs 
der  Geraden  X  O  bewegen  sich  sonach  gleichzeitig  zwei  Wellensysteme :  das 
von  der  Funkenstrecke  ausgehende  und  das  gegen  sie  von  der  Metallwand 
reflektierte.  Es  müssen  sich  also  längs  dieser  Geraden  stationäre  Wellen 
ausbilden.  Zu  deren  Nachweis  bediente  sich  Hertz  des  gewöhnlichen,  kreis- 
förmig gebogenen  Resonators  (vergl.  Fig.  4).  Wird  die  Ebene  dieses 
Resonators  senkrecht  zur  Linie  O  X  gestellt  und  der  Resonator  so  angeordnet, 
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daß  seine  Unterbrechungsstelle  an  das  Ende  eines  zur  Ebene  von  ()  X 
und  A  B  senkrechten  Durchmessers  und  sein  Mittelpunkt  auf  die  Linie  O  X 

zu  liegen  kommt,  so  wird  in  dieser  Lage 
IO-  die  elektrische  Kraft  der  Funkenwelle  die 

Y  stärkste  Einwirkung  auf  den  Resonator 
ausüben,  die  magnetische  Kraft  dagegen 
keine.  Bewegt  man  dann  den  Resonator 
von  der  Metallwand  langsam  längs  der 
O  Geraden  O  X  nach  AB  zu,  so  treten 
nach  und  nach  elektrische  Funken  auf, 
]B  die  am  stärksten  werden,  wenn  der  Re- 

9  y  '  sonator  an  einer  Stelle  a  angekommen  ist. 
|  *       Von  da  an  nimmt  die  Funkenstärke  wieder 
ab,  an  einer  Stelle  b  ist  der  Funke  ganz 
verschwunden,  ein  zweites  Maximum  erscheint  bei  a\  ein  zweites  Verlöschen 
bei  bl  usw.    Die  vorbezeichneten  Punkte  sind  alle  gleich  weit  voneinander 
entfernt;  a,  al  usw.  sind  Schwingungsbäuche,  0,b,bx  usw.  Schwingungsknoten. 

Die  magnetische  Kraft  der  Welle  läßt  sich  in  gleicher  Weise  nachweisen. 
Zu  diesem  Zwecke  muß  die  Ebene  des  Resonators  in  die  Ebene  der  Zeich- 
nung gelegt  und  der  Resonator,  um  die  Wirkung  der  elektrischen  Kraft 
auszuschließen,  so  angeordnet  werden,  daß  seine  Unterbrechungsstelle  an 
das  eine  Ende  des  zur  Funkenstrecke  parallelen  Durchmessers  zu  liegen 
kommt.  Bewegt  man  dann  den  Resonator  auf  der  Linie  O  X  nach  der 
Funkenstrecke  hin,  so  treten  jetzt  die  längsten  Funken  in  den  Punkten  O,  b,  bl 
usw.  auf,  während  sie  in  den  Punkten  a,  ax  usw.  verschwinden.  An  Stelle 
der  Knoten  und  Bäuche  der  elektrischen  Kraft  sind  Bäuche  und  Knoten 
der  magnetischen  Kraft  getreten.  Die  elektrische  Kraft  hat  einen  Schwingungs- 
knoten und  die  magnetische  Kraft  einen  Schwingungsbauch  in  unmittelbarer 
Nähe  der  reflektierenden  Wand,  dann  folgt  ein  Bauch  der  elektrischen  und 
ein  Knoten  der  magneti sehen  Kraft  usw.  Dieser  Hertz'sche  Versuch  bietet 
auch  ein  geeignetes  Mittel  zur  Bestimmung  der  Wellenlänge  auf  experi- 
mentelle Weise. 

Bei  seinen  ersten  Versuchen  1887  arbeitete  Hertz  mit  Wellenlängen  von 
6  m  in  der  Luft  und  Schwingungen  von  50  Millionen  in  der  Sekunde.  Zu 
seinen  Spiegelversuchen  1888  benutzte  er  sogar  nur  60  cm  lange  Wellen 
mit  500  Millionen  Schwingungen  in  der  Sekunde;  die  Elektroden  der 
Funkenstrecke  bestanden  hierbei  aus  zwei  Metallstäben  von  26  cm  Länge 
und  3  cm  Durchmesser.  Je  kleiner  man  die  Dimensionen  des  Hertz'schen 
Oszillators  nimmt,  desto  mehr  steigt  die  Schwingungszahl  und  desto  kleiner 
wird  die  Wellenlänge.  Lebedew  hat  1895  auf  diese  Weise  mit  Funken- 
elektroden aus  Platindrähten  von  1,3  mm  Länge  und  0,5  mm  Stärke  elek- 
trische Schwingungen  von  6  mm  Wellenlänge  und  einer  Periode  von  50000 
Millionen  in  der  Sekunde  erzielt.  Noch  kleinere  Wellenlängen  haben  die 
Wärme-  und  Lichtstrahlen;  violettes  Licht  z.  B.  hat  eine  Wellenlänge  von 
0,00039  mm  bei  800  Billionen  Schwingungen  in  der  Sekunde.  Im  Gegensatz 
hierzu  liefert  der  gewöhnliche  elektrische  Wechselstrom  bei  50  Schwingungen 
in  der  Sekunde  eine  Wellenlänge  von  6000  km. 

Die  von  Hertz  bei  seinen  Versuchen  beobachteten  Einwirkungen  der 
elektrischen  Wellen  auf  seinen  Resonator  waren  nicht  so  stark,  daß  er  von 
vornherein  an  die  Möglichkeit  denken  konnte,  seine  Erfolge  für  eine  Tele- 
graphie  ohne  Draht  nutzbar  machen  zu  können. 

Es  dürfte  dies  aus  einem  Briefe  vom  3.  Dezember  1889  an  den  Zivil- 
ingenieiir  H-  Huber  in  München  gefolgert  werden  können,  der  allerdings 
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nur  angefragt  hatte,  oh  Hertz  eine  Übertragung  von  Telephongesprächen 
durch  elektrische  Wellen  für  möglich  halte.  Hertz  antwortete  in  ver- 
neinendem Sinne  mit  der  Begründung,  daß  die  Stromänderungen  im  Telephon 
im  Vergleich  mit  der  Schwingungsperiode  der  Funkenwellen  zu  langsame 
seien.  Würde  Hertz  damals  die  Einrichtung  einer  drahtlosen  Telegraphie  mit 
Hilfe  der  Funkenwcllen  für  möglich  gehalten  haben,  so  würde  er  sicher  in 
dem  Antwortschreiben  an  Huber  dieser  Möglichkeit  Erwähnung  getan  haben. 

Hertz  würde  auch  die  Verwendbarkeit  seiner  Funkenwellen  für  eine 
Telegraphie  ohne  Draht  sofort  erkannt  haben,  wenn  er  die  von  Professor 
Hughes  inzwischen  bereits  festgestellte  Empfindlichkeit  der  Mikrophon- 
kontakte für  elektrische  Wellen  gekannt  hätte.  An  dem  weiteren  Ausbau 
der  elektrischen  Wellentheorie  und  deren  praktischer  Verwertung  konnte 
sich  Hertz  nicht  mehr  beteiligen.  Das  Schicksal  setzte  seinem  arbeits- 
reichen Leben  ein  leider  allzufrühes  Ziel:   er  starb  am  Neujahrstage  1894. 

d)   Die  Mittel  zur  Wahrnehmung  elektrischer  Wellen. 

Ein  weit  empfindlicheres  Hilfsmittel  als  der  Hertz'sche  Resonator  zur 
Wahrnehmung  der  elektrischen  Wellen  bildet  eine  von  Branly  1891  erfundene 
Vorrichtung,  die  gewissermaßen  ein  elektrisches  Auge  darstellt,  das  die 
Ankunft  elektrischer  Strahlen  in  ähnlicher  Weise  anzeigt,  wie  das  mensch- 
liche Auge  die  Ankunft  von  Lichtstrahlen.  Der  Branly'sche  Wellen- 
empfänger besteht  aus  einer  Glasröhre,  die  an  beiden  Enden  durch  Metall- 
elektroden abgeschlossen  und  zwischen  ihnen  mit  Metallfeilicht  gefüllt  ist. 
Sie  wird  an  Stelle  der  Funkenstrecke  des  Resonators  eingeschaltet,  und  der 
Resonator  wird  mit  einem  empfindlichen  Galvanometer  und  einem  galvani- 
schen Element  zu  einem  Stromkreis  vereinigt.  Für  gewöhnlich  ist  dann 
die  Nadel  des  Galvanometers  nicht  abgelenkt,  weil  die  zahlreichen  Berüh- 
rungsstellen der  mit  unreiner  Oberfläche  behafteten  Fcilspähne  dem  Batterie- 
strom einen  fast  so  großen  Widerstand  darbieten,  als  ob  der  Stromkreis 
völlig  unterbrochen  wäre.  Gelangen  aber  elektrische  Wellen  zu  der  Röhre, 
so  werden  die  Metallspähne  leitend.  Der  Widerstand  des  Stromkreises 
sinkt  sofort  auf  einen  geringen  Wert  und  die  Nadel  des  Galvanometers 
schlägt  aus.  Um  die  Leitungsfähigkeit  nach  dem  Auftreffen  der  elektrischen 
Welle  wieder  aufzuheben,  genügt  ein  leichter  Schlag  auf  die  Röhre,  der 
die  Metallspähne  durcheinander  schüttelt.  An  Stelle  des  Galvanometers 
kommt  in  der  Praxis  ein  empfindliches  Relais  zur  Verwendung. 

Die  Änderung  des  Widerstands  von  Metallfeilicht  oder  Metallpulver  durch 
die  Einwirkung  von  Induktionsströmen  hat  der  Italiener  Calzecchi  Onesti 
bereits  in  den  Jahren  1884  und  1885  zum  Gegenstand  ausgedehnter  Unter- 
suchungen gemacht;  die  Benutzung  des  Metallpulvers  zum  Nachweise  der 
elektrischen  Wellen  wurde  jedoch  erst  infolge  der  Arbeiten  Branly's  möglich, 
der  sich  seit  1890  mit  Untersuchungen  über  die  Änderung  der  Leitfähigkeit 
von  metallischen  Kontakten  unter  verschiedenen  elektrischen  Einflüssen 
beschäftigt  hatte.  Nach  seinen  ersten  Veröffentlichungen  schreibt  Branly 
die  Wirkung  der  Funkenwellen  auf  Metallpulver  einer  Veränderung  des 
Dielektrikums  zu,  welches  sich  zwischen  den  Überflächen  der  Metallteile 
befindet;  es  soll  dies  unter  der  Einwirkung  elektrischer  Wellen  einen  ge- 
wissen Grad  von  Leitfähigkeit  erhalten. 

Der  englische  Physiker  Lodge,  der  gleichzeitig  mit  Branly  denselben 
Gegenstand  studierte,  beobachtete,  daß  zwei  durch  einen  kleinen  Zwischen- 
raum voneinander  getrennte  Leiter  nach  dem  Uberschlagen  von  elektrischen 
Funken  oft  wie  aneinander  gelötet  erscheinen.  Diese  Beobachtung  ver- 
wertete Lodge  zur  Konstruktion  eines  mikrophonischen  Wellenempfängers, 
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den  er  zunächst  dazu  benutzte,  den  Stromkreis  einer  elektrischen  Lampe 
oder  einer  elektrischen  Klingel  zu  schließen.  Der  Apparat  bestand  aus 
einer  Metallschraube  mit  abgerundetem  und  poliertem  Ende  und  einer  in 
geringem  Abstände  über  ihr  angeordneten  Metallplatte  oder  aus  einer 
stählernen  Spiralfeder,  deren  freies  Ende  durch  Drehung  einem  Aluminium- 
plattchen  so  genähert  wurde,  daß  der  Funke  überspringen  konnte.  Der 
Apparat  stellte  also  tatsächlich  nur  eine  Abänderung  des  Hertz'schen 
Resonators  dar.  Als  Lodge  Kenntnis  von  den  Arbeiten  Branly's  erhielt, 
erkannte  er  alsbald,  daß  sein  Wellenempfänger  mit  einfachem  Kontakt  im 
Prinzip  sich  von  dem  vielkontaktigen  Wellenempfänger  Branly's  nicht 
unterschied  und  weniger  empfindlich  war  als  dieser.  Bei  seinen  weiteren 
Versuchen  verwendete  er  deshalb  auch  die  Branlv'sche  Metallfeilichtröhre. 

Lodge  erklärt  die  Wirkung  der  Wellenempfänger  aus  Metallfcilicht 
dadurch,  daß  infolge  der  elektrischen  Wellen  kleine  Funken  zwischen  den 
benachbarten  Teilen  überspringen  und  hierdurch  eine  innigere  Berührung 
zwischen  ihnen  herbeiführen,  indem  sie  die  Oxydschichten,  die  die  metalli- 
schen Oberflächen  voneinander  trennen,  durchbrechen  und  u.  U.  auch  einzelne 
Metallteile  zusammenschmelzen. 

Auf  Grund  dieser  Anschauung  hat  Lodge  der  Metall  feilichtröhre  Branly's 
und  den  auf  gleichem  Prinzip  konstruierten  Wellenempfängern  den  Namen 
»coherer«  gegeben,  der  in  dieser  oder  in  der  deutschen  Schreibweise 
»•Kohäreru  auch  allgemein  zur  Anwendung  kommt.  Professor  Dr.  F.  Rculeaux 
hat  diese  Benennung  durch  »Fritter«  verdeutscht,  da  man  in  der  Technik 
einen  Vorgang,  bei  dem  lose,  pulverförmige  Massen  durch  oberflächliche 
Schmelzung  zum  Zusammenhängen  gebracht  werden,  mit  »Fritten«  bezeichnet. 
Professor  Slaby  hat  dann  diese  Benennung  in  die  Technik  eingeführt. 
Die  Bezeichnung  »Fritter«  oder  »Frittröhre«  für  die  Branlv'sche  Mctall- 
feilichtröhre  hat  ebenfalls  allgemein  Eingang  gefunden.  Jedenfalls  wäre  es 
aber  naturgemäßer  gewesen,  wenn  man  dem  Apparat  lediglich  den  Namen 
seines  Erfinders  gegeben  und  ihn  danach  als  Branly-Röhre  bezeichnet  hätte. 
Die  von  Branly  selbst  später  für  seine  Feilichtröhren  und  ähnliche  Vor- 
richtungen vorgeschlagene  Bezeichnung  »Radiokonduktor«  hat  sich  nicht 
allgemein  einbürgern  können.  Neuerdings  wird  für  die  elektrischen  Wellen- 
empfänger jeder  Art  die  Gesamtbezeichnung  Detektor,  Wellcnindikator  und 
Wellenanzeiger  zur  Anwendung  gebracht. 

Im  weiteren  Verlaufe  sind  noch  eine  größere  Anzahl  Wellenempfänger 
erfunden  worden,  deren  Konstruktion  teils  auf  den  Hitzewirkungen,  teils 
auf  den  elektrolytischen,  teils  auf  den  elektromagnetischen  Wirkungen  der 
Funkenwellen  beruht.  Ihre  ausführliche  Beschreibung  geschieht  an  späterer 
Stelle;  hier  soll  nur  eine  Aufführung  der  wichtigsten  erfolgen;  es  sind  dies: 
der  bolometrische  Detektor  von  Fessenden,  die  elektrolytischen  Antikohärer 
von  Ncugschwender,  Schäfer,  Aschkinass  und  De  Forest  sowie  der  magnetische 
Detektor  von  Marconi,  der  Quecksilberkohärer  von  Castelli,  der  Kohlekohärer 
von  Tommasina,  der  Mikrophondetektor  von  Thomson,  der  Dreifußkohärer 
von  Branly  und  der  elektrolytische  Wellenanzeiger  von  Schlömilch. 

e)  Die  Popoff'sche  Antenne  oder  Luftleitung. 
Mit  Hilfe  der  Hertz'schen  Funkenwellen  und  der  Branly-Röhre  wäre 
bereits  eine  Telegraphie  ohne  Draht  möglich  gewesen;  genügt  doch  schon 
ein  winziger  Funke,  um  auf  mehrere  Meter  den  Kohärcr  ansprechen  zu 
lassen.  Lodge  kam  bei  seinen  Untersuchungen  auch  darauf,  eine  tierartige 
drahtlose  Telegraphie  in  den  Bereich  der  Möglichkeit  zu  ziehen.  Er 
bezeichnete   aber  als  äußerst  erreichbare  Entfernung  '/2  englische  Meile. 
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etwa  800  m.  Lodge  hatte  wohl  erkannt,  daß  die  geschlossene  Strombahn 
der  Funkenerzeuger  nur  geringe  Energie  nach  außen  abgibt.  Erst  die 
Versuche  des  Professors  Popoff  im  Jahre  1895  an  der  Forstakademie  in 
Kronstadt,  welcher  den  Kohärer  benutzte,  um  luftelektrische  Entladungen 
nachzuweisen,  brachten  das  Problem  der  drahtlosen  Telegraphie  auf  weitere 
Entfernungen  seiner  Lösung  näher.  PopofT  benutzte  bei  seinen  Versuchen 
einen  in  vertikaler  Stellung  befestigten  langen,  in  die  Luft  reichenden 
Draht,  dessen  unteres  Ende  mit  der  Erde  verbunden  war,  z.  B.  die  Auf- 
fangestange eines  Gebäudeblitzableiters,  um  die  luftelektrischen  Erregungen 
dem  Kohärer  zuzuführen.  Der 
Popoff'sohe  Auffangedraht  ist  die 
späterhin  mit  der  Bezeichnung 
»Antenne«  belegte  Luftleitung  der 
drahtlosen  Telegraphie.  Der  Ko- 
härer wurde  bei  der  Popoff'schcn 
Anordnung  unmittelbar  in  den  Auf- 
fangedraht eingeschaltet,  weiterhin 
wurde  er  mit  einem  Relais,  einer 
Batterie  und  einer  elektrischen 
Klingel  in  der  durch  Fig.  1 1  ver- 
anschaulichten Weise  zu  einem 
Stromkreise  vereinigt.  Wird  das 
Metallpulver  des  Kohärers  unter 
der  Einwirkung  der  elektrischen 
Wellen  leitend,  so  zieht  der  Elek- 
tromagnet des  Relais  den  Anker 
an  und  der  Strom  geht  nunmehr 
auch  durch  den  Elektromagneten 
des  Klingelwerks,  dessen  Klöppel 
jetzt  angezogen  wird  und  gegen 
die  Glocke  schlägt.  Gleichzeitig 
wird  aber  der  Weckerstromkreis 
wieder  unterbrochen  und  der 
Klöppel  fällt  zurück,  wobei  er  die  Kohärerröhre  so  erschüttert,  daß 
das  Metallpulver  wieder  nichtleitend  wird  und  nun  auf  neue  Wellenimpulse 
ansprechen  kann.  Zur  Verhütung  einer  Beeinflussung  des  Kohärers  durch 
die  von  den  Unterbrechungsfunken  des  Relais  und  der  Klingel  erzeugten 
Wellen  hat  PopofT  ihn  bereits  in  ein  Metallgehäuse  eingeschlossen.  Nach- 
dem es  Popoff  Ende  1895  auf  diese  Weise  gelungen  war,  elektrische 
Funkcnwellen  bis  auf  5  km  Entfernung  mit  dem  Kohärer  aufzufangen, 
sprach  er  sich  zuversichtlich  dahin  aus,  daß  es  ihm  gelingen  werde, 
durch  Verwendung  stärkerer  Wellenerreger  und  empfindlicherer  Kohärer 
eine  regelmäßige  drahtlose  telegraphische  Verbindung  auf  größere  Ent- 
fernungen herzustellen.  PopofT  würde  sein  Ziel  damals  bereits  erreicht 
haben,  wenn  er  seinen  Wellensender  mit  der  gleichen  Antenne  versehen 
hätte,  die  er  bei  seiner  Empfangsstation  benutzte.  Er  kam  nicht  auf  diesen 
Gedanken;  die  Legung  dieses  letzten  Schlußsteins  war  dem  Italiener 
Gugliclmo  Marconi  vorbehalten. 

f)   Die  Versuche  Marconi 's. 

Marconi  war  durch  die  bei  dem  Professor  Righi  in  Bologna  über  die 
Hertz'schen  Wellen  gehörten  Vorlesungen  angeregt  worden,  sich  mit  dem 
Problem  der  drahtlosen  Telegraphie   zu   beschäftigen.     Bei   seinen  ersten 
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Fig.  la. 


Versuchen  verwendete  Marconi  als  Wellensendcr  ebenfalls  nur  einen  frei- 
stehenden Righi- Oszillator  (Fig.  12)  ohne  Antenne.    Dieser  Oszillator  ist 

ein  Funkeninduktor,  bei  dem  zunächst  zwei 
kleine  Hilfskugeln  durch  die  Elektrizitätsquelle 
geladen  werden;  diese  entladen  sich  auf  die 
zwischen  ihnen  angeordneten  großen  Oszillator- 
kugeln. Zwischen  den  großen  Kugeln  tritt 
wiederum  Funkenbildung  auf  und  mit  der 
hierdurch  einsetzenden  Entladung  entstehen 
die  elektrischen  Oszillationen.  Mit  dieser  An- 
ordnung konnte  jedoch  Marconi  keine  großen 
Entfernungen  überbrücken.  Bessere  Erfolge 
erzielte  er,  als  er  nach  dem  Hertz'schen 
Vorgange  den  Wellensendcr  in  die  Brennlinie 
eines  großen  zylindrischen  Metallspiegels  setzte 
und  die  Wellen  mit  einem  ebenfalls  in  der 
Brennlinie  eines  gleichartigen  Metallspiegels 
angeordneten  Kohärers  auffing;  er  erreichte 
damit  eine  Tragweite  von  etwa  3  km. 

Anwendung  der  Popoff 'sehen  Antenne  als  Senderluftleitung.  —  Um 

eine  stärkere  Ausstrahlung  der  elektrischen  Wellen  von  den  Oszillatorkugeln 
herbeizuführen,  verband  sie  Marconi  mit  großen  Metallflächen,  und  diese 
Versuche  führten  ihn  schließlich  zur  Anwendung  der  PopofFschen 
Empfängerantenne  bei  seiner  Senderstation.  Damit  war  der  letzte  Schritt 
zur  Lösung  des  Problems  der  drahtlosen  Tclcgraphie  getan;  er  ist  das 
unanfechtbare  Verdienst  Marconi's. 

Nach  Abschluß  seiner  Versuche  auf  dem  Landgute  seines  Vaters  in 
Bologna   begab   sich  Marconi   1896  nach  England,   um  dort   mit  Unter- 
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Stützung  des  Chefs  des  englischen  Telegraphenwesens  W.  Preece  Versuche 
auf  größere  Entfernungen  anzustellen.  Diese  fanden  im  Mai  1897  im 
Bristolkanal  zwischen  Lavernock  Point  und  Fiat  Holm  auf  eine  Entfernung 
von  5.-«  km  sowie  zwischen  I^avernock  Point  und  Brean  Down  auf  eine 
Entfernung  von  14  km  statt. 
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Die  Versuche  ergaben  eine  hinreichende  Telegraphierverständigung  bei 
Anwendung  von  20  m  und  noch  längeren  Luftdrähten  mit  oben  an  ihnen 
befestigten  Zinkzylindern  Z  von  1,8  m  Höhe  und  go  cm  Durchmesser 
(Fig.  13).  Zur  Erzeugung  der  Wellen  diente  ein  RuhmkorfT'scher  Induktor  J 
von  50  cm  maximaler  Funkenlängc,  der  durch  eine  Batterie  von  8  Akku- 
mulatoren gespeist  wurde.  Die  großen  Mcssingkugeln  des  Strahlapparats 
hatten  10  cm  Durchmesser  und  waren  bis  auf  2  mm  Entfernung  genähert 
sowie  durch  eine  Schicht  Yaselineöl  getrennt.  Die  kleinen  Kugeln  hatten 
5  cm  Durchmesser  und  befanden  sich  in  10  mm  Entfernung  von  den 
inneren  Kugeln.  Auf  der  Senderstation  war  die  eine  Oszillatorkugel  O 
mit  dem  Luftdraht  und  die  andere  O1  mit  der  Erde  verbunden,  und  auf 
der  Empfängerstation  in  korrespondierender  Weise  die  eine  Elektrode  des 
Kohärers  Fr  mit  dem  Luftdraht  und  die  andere  Elektrode  mit  der  Erde. 
Luftdrähte  und  Zinkzylinder  hatten  für  die  Empfänger-  und  die  Sender- 
station gleiche  Abmessungen. 

"Die  von  den  italienischen  Ministerien  des  Krieges  und  der  Marine  im 
Juli  1897  unter  I^citung  Marconi's  im  Golf  von  Spezia  ausgeführten  Ver- 
suche verliefen  ebenfalls  befriedigend.  Es  wurde  dort  mit  Luftdrähten  von 
34  bz.  28  m  Länge  und  einem  Induktor  von  25  cm  Schlagweite  eine 
Telegraphierweite  bis  zu  18  km  zwischen  einer  Station  an  der  Küste  und 
einer  Schiftsstation  erzielt.  Der  bei  den  Versuchen  benutzte  Oszillator  hatte 
zwei  mittlere  Kugeln  von  10  cm  und  zwei  äußere  Kugeln  von  5  cm  Durch- 
messer.   Der  Induktor  wurde  durch  eine  Akkumulatorenbatterie  gespeist. 

Bei  seinen  weiteren  Versuchen  fand  Marconi,  daß  er  unbeschadet  der 
Übertragungswirkung  die  an  den  oberen  Enden  der  Luftleitungen  befestigten 
Metallplatten  der  Mctallzylinder  weglassen  konnte,  wenn  er  nur  die  Auf- 
fangedrähte genügend  lang  machte.  Auf  Grund  seiner  Beobachtungen 
glaubte  Marconi  das  Gesetz  aufstellen  zu  können:  »Die  Übertragungsweite 
zwischen  zwei  Funkcntelegraphenstationen  wächst  mit  dem  Quadrate  der 
Antennenhöhe.« 

Es  würde  also  bei  zunehmender  Entfernung  zwischen  den  Antennen 
eine  Zeichenübermittelung  stattfinden  können ,  wenn  gleichzeitig  die  Höhe 
der  Antennen  im  Verhältnis  der  Quadratwurzel  aus  der  Entfernung  ver- 
größert würde. 

Einrichtung  der  ersten  Marconistationen.  —  Die  ersten  Marconi- 
stationen  haben  im  wesentlichen  die  bei  den  Versuchen  von  1897  erprobte, 
mit  geringen  Abänderungen  versehene  Schaltungsanordnung,  wie  sie  Fig.  14 
darstellt,  erhalten,  bei  welcher  der  eine  Pol  der  Funkenstrecke  mit  dem 
vertikal  aufgehängten  Senderdraht  und  der  andere  Pol  mit  der  Erde  ver- 
bunden ist.  Der  Senderdraht  wird  also  von  der  Funkenstrecke  unmittelbar 
in  elektrische  Schwingungen  versetzt;  es  findet  eine  direkte  Sendererregung 
statt.  Den  Oszillator  mit  4  Kugeln  und  den  in  öl  überspringenden  Funken, 
den  Marconi  bei  seinen  ersten  Versuchen  benutzt  hatte,  ersetzte  er,  ohne 
dadurch  die  Wirkung  zu  beeinträchtigen,  durch  die  bei  jedem  der  gewöhn- 
lichen Induktionsapparate  vorhandene  einfache  Anordnung  des  Funken- 
ziehers.  Es  besteht  dieser  aus  zwei  in  Fassungen  verschiebbaren  Metall- 
stangen, die  die  Enden  der  Sekundärspule  des  Induktionsübertragers  bilden 
und  die  einerseits  isolierte  Handgriffe  und  andererseits  Metallkugeln  tragen, 
zwischen  denen  die  Entladungen  vor  sich  gehen. 

Jede  Station  ist  mit  einem  Satz  Sender-  und  einem  Satz  Empfänger- 
apparate ausgerüstet;  die  Luftleitung  ist  für  beide  Apparatsätze  gemeinsam. 
Die  Ir.inrichtung  ist  so  getroffen,  daß  in  der  Ruhelage  die  ankommenden 
elektrischen  Wellen  über  den  Fritter  zur  Erde  gehen  und  daß  diese  Ver- 
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\>indung  unterbrochen  wird,  wenn  die  Taste  des  Induktoriums  zur  Abgabe 
von  Zeichen  niedergedrückt  wird.  Die  Luftleitung  ist  dann  nur  noch  mit 
dem  Apparatsatz  des  Senders  verbunden. 

Mit  diesem  System  hat  Marconi  eine  im  allgemeinen  sichere  Ver- 
ständigung bis  zu  100  km  über  Wasser  erreicht.  Der  Betrieb  der  damit 
eingerichteten  Stationen  hatte  aber  vielfach  durch  atmosphärische  Störungen 
zu  leiden.  Vor  allem  aber  war  mit  diesem  System  ein  gleichzeitiger  Betrieb 
mehrerer  benachbarter  Stationen  nicht  möglich,  weil  von  dem  Senderdrahte 
sämtliche  Wellen  der  Funkenstrecke,  also  Wellen  von  den  verschiedensten 
Längen  zur  Ausstrahlung  kamen  und  demgemäß  alle  funkcntelegraphischen 
Empfänger  ansprachen,  die  von  diesen  Wellen  in  genügender  Stärke 
getroffen  wurden. 

Marconi's  weitere  Arbeiten  waren  in  erster  Linie  darauf  gerichtet,  den 
Sender  und  den  Empfänger  so  zu  gestalten,  daß  jener  nur  elektrische 
Wellen  bestimmter  Länge  aussendet  und  dieser  nur  auf  Wellen  bestimmter 
Länge  ansprechen  kann.    Sender  und   Empfänger  sollen  in  Syntonismus 

Fig.  14. 
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stehen.  Seine  Versuche  zur  Einrichtung  einer  syntonischen  oder  abgestimmten 
Telegraphie  hat  Marconi  aus  patentrechtlichen  Gründen  lange  Zeit  geheim 
gehalten.  In  seinen  Vorträgen  vor  der  Royal  Institution  in  London  vom 
2.  Februar  1900  und  13.  Juni  1902  berichtet  Marconi  über  die  zeitliche 
Entwickelung  dieser  Versuche  Folgendes. 

Bereits  im  Jahre  1898  wurden  Versuche  angestellt,  bei  welchen  der  Luft- 
draht des  Empfängers  nicht  mehr  mit  dem  Kohärer,  sondern  unter  Einschal- 
tung der  primären  Wickelung  eines  Transformators  besonderer  Bauart,  den 
Marconi  Jigger  nennt,  mit  der  Erde  verbunden  war  (Fig.  15).  Die  sekundäre 
Wickelung  des  Transformators  besteht  aus  2  Rollen,  deren  äußere  Enden 
mit  den  Elektroden  des  Kohärers  in  Verbindung  stehen,  während  die  inneren 
Enden  an  die  Platten  eines  Kondensators  führen,  der  mit  zwei  Induktions- 
spulen einer  Batterie  und  einem  Relais  in  gewöhnlicher  Weise  zu  einem 
Stromkreis  zusammengeschaltct  ist.  Diese  Empfängerschaltung  ist  auch  bei 
der  am  15.  Mai  1900  eröffneten  ersten  deutschen  Funkentelegraphenanlage  für 
den  allgemeinen  Verkehr  zwischen  Borkum  Leuchtturm  und  dem  Feuerschiff 
Borkum  Riff  zur  Anwendung  gekommen.  Bei  dieser  Schaltung  fließen  die 
durch  die  Luftleitung  aus  dem  Äther  aufgesaugten  elektrischen  Wellen  durch 
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die  primäre  Wickelung  des  Jiggers  zur  Erde.    Die  hierdurch  in  den  beiden 


sekundären  Rollen 
Kohärer  oder  Fritter 


und 

Fr 


ia  erzeugten  Induktionsströme  gehen  durch  den 

Relaisstromkreis  hindern 
Selbstinduktion  besitzen. 
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des  Jiggers 
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ihren  Ubertritt  in  den 
die  beiden  Induktanzrollen  i,  und  i9,  die  hohe 
Unter  dem  Einflüsse  der  elek- 
trischen Wellen  wird  die  Ko-  Fig.  15. 
härermasse  leitend,  und  es  wird 
nunmehr  das  Relais  R  durch 
die  Batterie  betätigt.  Das 
Relais  setzt  dann  in  bekannter 
Weise  wieder  den  Klopfer  für 
die  Entfrittung  und  den  Morse- 
schreiber in  Tätigkeit.  Mit 
dieser  Anordnung  hat  Marconi 
zwar,  indem  er  die  Spannungs- 
energie der  Wellen  auf  Kosten 
der  Stromenergie  durch  die 
Transformierung  steigerte,  eine 
größere  Empfindlichkeit  des 
Empfängers  erzielt,  da  ja  die 
Wirkung  der  Wellenströme  auf 
den  Kohärer  mehr  von  deren 
Spannung  als  von  ihrer  In- 
tensität    abhängig    ist;  die 

übrigen  erhofften  Wirkungen  blieben  aber  aus.  Wie  der  Betrieb  der 
Borkumer  Anlage  erwiesen  hat,  leidet  er  unter  den  elektrischen  Entladungen 
der  Atmosphäre  und  es  sprechen  die  Apparate  auf  alle  Wellenlängen  und 

Svstemc  an. 

Abstimmungsversuche.  —  Marconi  erkannte  auch  bald ,  daß  es  zur 
Erzielung  der  Abstimmung  in  der  Hauptsache  auf  einen  geeignet  konstruierten 
Sender  ankam.  Der  von  ihm  anfänglich  benutzte,  unmittelbar  durch  die 
Funkenstrecke  in  Schwingungen  versetzte  vertikale  Senderdraht  eignet  sich 
wohl  sehr  gut  zur  Ausstrahlung  der  Wellen;  aber  er  gibt  die  ganze  ihm 
zugeführte  elektrische  Energie  in  einigen  wenigen  kräftigen  Schwingungen 
an  den  ihn  umgebenden  Äther  ab.  Die  Schwingungen  werden  jedoch  durch 
diese  schnelle  Energieabgabe  und  ferner  auch  infolge  des  Widerstandes  der 
Funkenstrecke  und  des  Draht  Widerstandes  selbst  »stark  gedämpft«,  sie  klingen 
schnell  ab  und  verschwinden  bald  ganz.  Solche  schnell  verklingenden 
Schwingungen  können ,  wenn  sie  in  noch  genügender  Stärke  auf  einen 
Resonator  treffen,  diesen  zum  Ansprechen  bringen,  selbst  wenn  dessen 
natürliche  Schwingungsperiode  von  derjenigen  des  Wellenerregers  wesentlich 
verschieden  ist.  Treffen  diese  Wellen  aber  in  nicht  mehr  genügender  Stärke 
auf  den  Resonator,  so  werden  sie  ihn  selbst  dann  nicht  mehr  betätigen, 
wenn  er  auf  ihre  Wellenlänge  abgestimmt  ist;  dazu  reichen  die  wenigen 
schwachen  Impulse  nicht  aus.  Man  kann  hieraus  folgern,  daß  nicht  nur  für  die 
Zwecke  der  Abstimmung,  sondern  für  eine  betriebssichere  Funkentelegraphie 
überhaupt  nicht  stark  gedämpfte,  schnell  abklingende  Senderschwingungen, 
sondern  schwachgedämpfte  nachhaltige  Schwingungen  erforderlich  sind. 

Von  den  Versuchen  Marconi's  zur  Konstruktion  eines  weniger  stark 
gedämpften  Radiators  als  des  einfachen  vertikalen  Luftdrahtes  sind  die  zu 
Beginn  des  Jahres  10,00  ausgeführten  bemerkenswert.  Bei  diesen  Versuchen 
gab  Marconi  den  zur  Ausstrahlung  und  Resonanz  bestimmten  Leitern  der 
Sender-  und  Empfängerstation  die  Form  eines  Zylinders;  in  diesem  Zylinder 
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Fig.  16. 


steckte  ein  zweiter  mit  der  Erde  verbundener  Zylinder,  der  eine  geringere 
Selbstinduktion  als  der  äußere  Zylinder  besitzt  (Fig.  16).  Marconi  nimmt  an, 
daß  zur  Ausstrahlung  des  entsprechenden  Energiebetrags  eine  Differenz  in  der 
Phase  der  beiden  Schwingungen,  die  in  den  Zylindern  auftreten,  notwendig 

ist,  da  andernfalls  ihre 
Wirkung  sich  gegenseitig 
aufheben  würde.  Um  die 
Phasendifferenz  zu  erzeu- 
gen, wurde  einfach  der 
geerdete  Zylinder  um  ein 
Stück  kürzer  gemacht  als 
der  zur  Ausstrahlung  oder 
Resonanz  bestimmte  Zy- 
A  äusserer  Zylinder  linder. 

A'  innerer  lyhnder  Die  Kapazität  des  Sen- 
F  Funkenstreeke  ders  jst  bej  djescr  Js_ 
i  SelUtinduktions.  iindcranordnung  so  groß, 

JJndukJ'         «a*  f*" 
T  Fast*  durchdier  unkenentladung 

B  Batterie  mitgeteilte  Energie  nicht 

in  einem  oder  in  zwei 
kräftigen  Wellenstößen  zur 
Ausstrahlung  gelangt,  son- 
dern daß  die  Ausstrahlung 
erheblich  langsamer  in  Gestalt  eines  elektrischen  Wcllenzugs  vor  sich  geht. 
Der  äußere  Metallzylinder  verhindert  die  schnelle  Ausstrahlung.  Der 
Empfänger  wird  bei  dieser  Anordnung  der  Luftleitung  nach  Marconi  zu 
einem  Resonator  mit  sehr  ausgeprägter  Eigenschwingung,  d.  h.  er  soll  nicht 
auf  Schwingungen  ansprechen,  die  sich  von  seiner  eigenen  Periode  unter- 
scheiden. Infolgedessen  soll  er  auch  nicht  durch  die  Ätherwellen  beeinflußt 
werden,  die  ihren  Ursprung  in  der  Elektrizität  der  Atmosphäre  haben. 

Die  von  Marconi  zwischen  St.  Catherines  Point  auf  der  Insel  Wight 
und  Poole  auf  eine  Entfernung  von  49  km  angestellten  Versuche  ergaben 
eine  funkentelegraphische  Verständigung,  ohne  daß  die  Zeichen  durch  andere 
in  unmittelbarer  Nähe  arbeitende  Stationen  gestört  wurden. 

Benutzung  des  geschlossenen  Schwingungskreises.  —  Erheblich 
größere  Übertragungsweiten  als  bisher  konnte  Marconi  auch  mit  dieser 
Anordnung  nicht  erzielen;  es  gelang  ihm  dies  erst  durch  Benutzung  eines 
geschlossenen  Schwingungskreises  zur  Erzeugung  schwachgedämpfter  elek- 
trischer Schwingungen  von  gleicher  Periode.  Dieser  Schwingungskreis 
besteht  aus  Kondensatoren  von  der  Form  Leydcner  Flaschen,  einer  Selbst- 
induktionsspule und  der  Funkenstrecke.  Zuerst  hatte  Marconi  mit  der  An- 
wendung dieses  geschlossenen  Schwingungskreises  keinen  besonderen  Erfolg; 
er  trat  erst  ein,  als  er  den  Schwingungskreis  und  den  Senderdraht  auf  ein 
und  dieselbe  Schwingungsperiode  abstimmte.  Zu  diesem  Zwecke  schaltete 
Marconi  in  den  vertikalen  Senderdraht  eine  regulierbare  Selbstinduktions- 
spule  ein;  er  konnte  dann  dessen  Schwingungszahl  in  gewissen  Grenzen  ver- 
größern, wenn  er  mehr  Spulenwindungen  einschaltete,  und  verkleinern,  wenn 
er  Spulen  ausschaltete.  Die  Übertragung  der  Schwingungen  aus  dem  ge- 
schlossenen Kreise  in  die  offene  Strombahn  des  vertikalen  Senderdrahtes 
erfolgt  mittels  einer  Induktionsspule.  Diese  Anordnung,  die  später  noch 
näher  beschrieben  wird,  stellt  das  heutige  Marconisystem  dar;  mit  ihr  will 
Marconi  bereits  im  Sommer  1900  praktische  Erfolge  bei  Versuchen  zur 
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Herstellung  einer  gleichzeitigen  Funkentelegraphie  zwischen  mehreren  Stationen 
erzielt  haben.  Zum  Beweis  hierfür  gibt  Marconi  an,  daß  Dr.  J.  A.  Fleming 
in  einem  Briefe  vom  4.  Oktober  1900  an  die  Times  in  London  bereits  dieser 
erfolgreichen  Versuche  Frwähnung  getan  habe. 

Die  von  Marconi  benutzte  Anordnung  unterscheidet  sich  in  nichts 
wesentlichem  von  dem  Professor  Braun'schen  System  der  induktiven  Sender- 
erregung, das  diesem  durch  das  deutsche  Patent  vom  14.  Oktober  1898 
geschützt  ist.  Es  mag  dahingestellt  bleiben,  ob  und  inwieweit  Marconi  die 
Braun'sche  Erfindung  für  sein  System  benutzt  hat,  oder  ob  er  vollständig 
unabhängig  von  ihr  zu  demselben  Ergebnis  gekommen  ist.  Die  Priorität 
muß  jedenfalls  Prof.  Braun  zuerkannt  werden.  Er  benutzte,  wie  später 
noch  ausführlich  erörtert  werden  wird,  den  Leydener  Flaschenstromkreis 
bereits  bei  seinen  Versuchen  im  Sommer  1898  in  Straßburg  und  in  größerem 
Maßstab  im  Frühjahr  1899  in  Cuxhaven.  Über  die  Cuxhavener  Versuche 
erschienen  damals  bereits  Zeitungsberichte ,  in  denen  von  Kondensator- 
kreisen die  Rede  war  und  in  denen  der  Gedanke  der  Senderanordnung: 
»große  Energiemengen  zu  benutzen  und  in  günstiger  Weise  zur  Ausstrahlung 
zu  bringen«  wiedergegeben  wurde. 

Ozeanfunkentelegraphie.  -  Mit  der  Anwendung  des  Prinzips  der 
induktiven  Sendererregung  gelang  es  Marconi  bald,  eine  sichere  Telcgraphier- 
weite  von  200  bis  300  km  über  Wasser  und  etwa  100  km  über  Land  zu 
erreichen.  Damit  war  aber  dem  Ehrgeiz  Mareoni's  nicht  genügt,  er  hatte 
sich  die  Überbrückung  des  Weltmeers  zum  Ziele  gesetzt.  Das  Streben 
Mareoni's,  dieses  Ziel  baldigst  zu  erreichen,  würde  allgemeine  Anerkennung 
und  Unterstützung  gefunden  haben,  wenn  nicht  die  Reklame  der  Marconi- 
gesellschaften  sich  der  Angelegenheit  bemächtigt  und  jeden  noch  so  kleinen 
vermeintlichen  oder  wirklichen  Erfolg  der  Welt  als  große  Errungenschaft 
verkündet  hätte. 

Im  Dezember  1901  gab  die  englische  Marconigesellschaft  bereits  durch  alle 
Zeitungen  der  staunenden  Welt  bekannt,  daß  Marconi  funkentelegraphische 
Zeichen  von  Poldhu  (Cornwall)  nach  St.  Johns  auf  Neufundland  übermittelt 
habe.  Wenn  man  auch  nach  dem  damaligen  Stande  der  Funkentelegraphie 
die  Möglichkeit  einer  funkentelegraphisohen  Überbrückung  des  Atlantischen 
Ozeans  nicht  mehr  von  der  Hand  weisen  konnte,  so  zweifelte  man  doch 
allgemein,  daß  es  Marconi  tatsächlich  zu  jener  Zeit  geglückt  sei,  das  viel- 
besprochene »S«  funkentelegraphisch  über  den  Ozean  zu  senden.  In  dem 
bereits  erwähnten  Vortrage  vom  13.  Juni  1902  vor  der  Royal  Institution 
in  London  erklärte  jedoch  Marconi  auf  das  Bestimmteste,  daß  die  Über- 
mittelung der  Reihe  »S«  unzweifelhaft  gelungen  sei,  daß  aber  die  Über- 
mittelung einer  bestimmten  Nachricht  infolge  der  Schwäche  der  Zeichen 
und  der  Unzuverlässigkeit  der  Empfangsapparate  nicht  stattfinden  konnte. 

Im  Sommer  und  Herbst  1002  ist  Marconi  mit  Feststellungen  beschäftigt 
gewesen,  wie  weit  sich  der  Wirkungsbereich  der  Station  Poldhu  erstreckt. 
Zu  diesen  Versuchen  wurde  ihm  das  italienische  Kriegsschiff  »Carlo  Alberto« 
zur  Verfügung  gestellt.  Marconi  will  während  der  Reisen  dieses  Schiffes 
nach  Rußland  und  Italien  stets  funkentelegraphische  Nachrichten  von  der 
Station  Poldhu  empfangen  haben.  Die  bekannte  Londoner  Fachzeitschrift 
»The  Electrician«  >tellte  als  Schlußergebnis  der  Versuche  auf  dem  »Carlo 
Alberto«  fest,  daß  eine  Telegramrnsendung  von  Poldhu  nach  dem  Schiff 
bis  auf  1200  km  möglich  gewesen  sei  und  daß  bei  dieser  Entfernung  die 
Telegramme  zwar  vielfach  entstellte  Zeichen  aufwiesen,  immerhin  aber  bei 
einiger  Übung  noch  zu  entziffern  waren.  Am  21.  Dezember  1902  ist  dann 
die   Üherbrückung  des  Atlantischen  Ozeans   durch   die  Funkentelegraphie 
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tatsächlich  erfolgt;  die  beiden  Marconi-Riesenstationcn  Poldhu  und  Kap 
Breton  stehen  seitdem  durch  den  Äther  in  funkentelegraphischer  Verbindung. 
Ob  sich  letztere  zu  einem  betriebssicheren  Verkehrsmittel  ausbilden  lassen 
wird,  muß  die  Zukunft  lehren.  Bis  heute  ist  es  Marconi  zwar  noch  nicht 
gelungen,  einen  regelrechten  Funkentelegraphendienst  über  den  Atlantischen 
Ozean  einzurichten,  immerhin  braucht  die  Hoffnung  nicht  endgültig  auf- 
gegeben zu  werden. 

Marconi's  Verdienste  um  die  technische  Ausgestaltung  und  Entwickelung 
der  Funkentelegraph ie  verdienen  volle  Anerkennung;  sie  wird  ihm  insbeson- 
dere auch  in  Deutschland  rückhaltslos  gezollt.  Man  würde  aber  zu  weit 
gehen,  wenn  man  ihn  als  alleinigen  Erfinder  hinstellen  und  danach  das  neue 
Verkehrsmittel  Marconi-Telegraphie  bezeichnen  und  weiterhin  sogar  von 
Marconigrammcn  reden  wollte.  Mit  demselben  Rechte  könnte  man  ähnliche 
Bezeichnungen  aus  den  Namen  der  deutschen  Erforscher  und  Förderer  der 
drahtlosen  Telegraphie,  der  Professoren  Slaby  und  Braun,  ableiten,  deren 
Verdienste  um  die  weitere  Entwickelung  der  drahtlosen  Telegraphie  nicht 
minder  hoch  anzuschlagen  sind  als  die  Marconi's.  (Fortsetzung  folgt.» 


Gleislose  elektrische  Bahnen  mit  oberirdischer 

Stromzuführung. 

Von  Postinspektor  Folkerts  in  Dortmund. 

Nachdem  der  Elektromotor  die  Pferdebahnen  und  Pferdeomnibusse  in 
den  größeren  und  mittleren  Städten  fast  ganz  verdrängt  hat,  sucht  er  nun- 
mehr auch  auf  der  Landstraße,  wo  sich  bisher  im  Personen-  und  Fracht- 
Beförderungsverkehr  noch  die  alten  Verkehrsmittel  mit  tierischer  Zugkraft 
gehalten  haben,  festeren  Fuß  zu  fassen.  Versuche,  das  Pferd  durch  motorische 
Zugkräfte  auch  auf  der  Landstraße  zu  ersetzen,  sind  zwar  schon  bald  nach 
Erfindung  der  Dampfmaschine  mit  sogenannten  Dampfwagen  gemacht 
worden,  doch  scheiterten  diese  Versuche  an  der  noch  wenig  entwickelten 
Technik  der  damaligen  Zeit.  Auch  wurde  der  motorische  Betrieb  auf  Land- 
straßen, namentlich  auf  solchen  in  weniger  bevölkerten  Gegenden,  nicht  für 
wirtschaftlich  und  dem  Pferdebetrieb  überlegen  angesehen.  Erst  in  neuerer 
Zeit  hat  man,  angeregt  durch  sportliche  Unternehmungen,  dem  Selbstfahrer 
wieder  mehr  Aufmerksamkeit  zugewendet  und  versucht,  regelmäßige  Fuhr- 
verbindungen auf  Landstraßen  auch  ohne  Schienenweg  durch  Motorbetrieb 
herzustellen.  Benzin-  und  Spiritusmotoren  erwiesen  sich  hierbei  als  in  ihren 
Leistungen  zu  sehr  begrenzt.  Sie  versagten  bei  den  im  Straßenverkehr 
durch  Witterungseinflüsse  und  bei  Steigungen  an  sie  herantretenden  höheren 
Anforderungen.  Sie  sind  auch  bei  ihrem  verwickelten  Bau  häufigen  Instand- 
setzungen und  Störungen  des  Mechanismus  unterworfen,  so  daß  sie  einen 
regelmäßigen  und  pünktlichen  Betrieb  nicht  gewährleisten  können.  Auch 
Selbstfahrer,  die  ihre  Kraftquelle  in  schweren  elektrischen  Sammlern  mit- 
führten, haben  sich  bei  ihrem  großen  Gewicht  und  ihrer  geringen  Leistungs- 
fähigkeit und  Haltbarkeit  für  regelmäßige  Fuhrverbindungen  mit  fest  vor- 
geschriebenen Kurszeiten  auf  die  Dauer  nicht  hinreichend  bewährt.  Man 
ging  daher  dazu  über,  die  Straßenwagen  lediglich  mit  Elektromotoren  aus- 
zustatten und  diesen  den  Betriebstrom  von  außen  direkt  zuzuführen.  Hierbei 
kamen  die  mit  den  elektrischen  Gleishahnen  gemachten  Erfahrungen  trefflich 
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zu  statten.  Da  beim  Fehlen  der  Fahrschienen  auf  eine  Leitung  des  Betriebs- 
stroms durch  diese  verzichtet  werden  mußte,  so  wurden  beide  Pole  der 
Leitung  oberirdisch  geführt. 

Die  erste  gleislose  elektrische  Bahn  mit  oberirdischer  Stromzuführung 
wurde  im  Jahre  igoo  auf  der  Pariser  Weltausstellung  im  Parke  von  Vin- 
cennes  im  Betriebe  vorgeführt.  Die  Bahn  war  nach  dem  System  Lombard- 
Gerin  gebaut.  Bei  diesem  läuft  auf  einer  doppelpoligen  oberirdischen 
Drahtleitung  ein  elektrisch  angetriebener  Kontaktwagen.  Die  Zuführung 
des  Betriebstroms  von  diesem  Kontaktwagen  zum  Straßenwagen  erfolgt 
durch  ein  bewegliches  Kabel. 

In  Deutschland  war  es  hauptsachlich  der  Ingenieur  Schiemann  in  Dresden, 
der  mit  der  Anlage  gleisloser  elektrischer  Bahnen  praktische  Erfolge  erzielte. 
Nach  seinem  System  ist  die  am  10.  Juli  1901  eröffnete  gleislose  elektrische 
Motorbahn  mit  oberirdischer  Stromzuführung  im  Biela-Tal  zwischen  König- 


Fig.  i. 


stein  (Elbe)  -Hütten-Bad  Künigsbrunn  ausgeführt  worden.  Diese  Bahn  dient 
sowohl  dem  Personen-  als  auch  dem  Güterverkehr.  Eine  nur  dem  Güter- 
verkehr dienende  gleislose  elektrische  Bahn  ist  seit  Mitte  Februar  1903 
zwischen  den  Kalksteinbrüchen  bei  Grevenbrück  in  Westfalen  und  dem 
gleichnamigen  Bahnhof  in  Betrieb.  Geplant  wird  die  Anlage  derartiger 
Bahnen  u.  a.  im  Nette -Tal  zwischen  Altena  (Westf.)  -Evingsen- Dahle  und 
im  Elspe -Veischede -Tal  zwischen  Bilstein-Grevenbrück-Oedingen.  Im  ersteren 
Falle  wird  die  Bahnstrecke  10  km,  im  letzteren  16  km  lang  sein.  Beide 
Bahnen  sollen  sowohl  den  Personen-  als  auch  den  Güterverkehr  zwischen 
den  genannten  Orten  vermitteln. 

Als  Oberleitungsdraht  dient  beim  System  Schiemann  achtförmiger  Profil- 
draht  aus  Kupfer.  Hin-  und  Rückleitung  werden  in  einem  gegenseitigen 
Abstände  von  50  cm  in  einer  Höhe  von  5'/2  bis  6  m  über  der  Mitte  des 
Straßenkörpers  geführt.  Als  Träger  des  Fahrdrahts  werden  meist  Holz- 
masten  verwendet,  die  in  Abständen  von  30  bis  35  m  zu  beiden  Seiten  der 
Straße  aufgestellt  sind.  Jedoch  sind  auch  eiserne  Gittermasten  mit  Aus- 
legern als  Fahrdraht -Träger  für  Strecken  im  Gebrauch,  bei  denen  nur  eine 
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Straßenseite  frei  ist.  Der  Fahrdraht  ist  so  montiert,  daß  er  sich  durch 
seine  Aufhängungskonstruktion  frei  durchbewegen  kann,  so  daß  ein  selbst- 
tätiger Dehnungs-  und  Spannungsausgleich  ermöglicht  wird.  Die  Strom- 
zuführung zum  Motorwagen  erfolgt  durch  Kontaktstangen,  die  ein  seitliches 
Abweichen  des  Wagens  von  den  Zuführungsdrähten  nach  beiden  Seiten  um 
3  m  gestatten;  es  ist  daher  wie  bei  gewöhnlichen  Fuhrwerken  möglich,  mit 
dem  Motorwagen  vorauffahrende  Fahrzeuge  durch  Ausweichen  zu  überholen 
und  entgegenkommende  vorbei  zu  lassen.  Begegnen  sich  zwei  an  derselben 
Stromleitung  fahrende  elektrische  Wagen,  so  genügt  das  Abziehen  der 
Kontakte  des  einen  Wagens  vom  Fahrdraht,  um  den  anderen  vorbeifahren 
zu  lassen.  Fig.  1  zeigt  den  Querschnitt  einer  gleislosen  Bahnstrecke  mit 
ausgewichenem  Personenwagen,  während  Fig.  2  die  Längsansicht  einer 
Stückgutlokomotive  mit  angehängtem  Lastwagen  darstellt. 

Als  Lastwagen  kann  ein  gewöhnlicher  Wagen  angehängt  werden,  wenn 
an  Stelle  der  Deichsel  ein  entsprechendes  Kuppelungsstück  eingeschaltet  wird. 

Der  Fahrkontakt  ist  der  in  England  bei  Gleisbahnen  vielfach  ange- 
wandten Dikinson- Rolle  nachgebildet.  Um  jedoch  bei  den  notwendigen 
seitlichen   Ausweichungen  des  Wagens  eine  unbedingte  Kontaktsicherheit 

zu  erhalten,  wählte 
Fig.  2.  Schiemann  einen  um 

eine  horizontale  und 
vertikale  Achse  dreh- 
baren Schleif  schuh, 
dessen  lange  Schleif- 
fläche mit  einem  gut 
leitenden ,  zugleich 
aber  auch  weichen 
Material  ausgefüllt 
ist,  um  einer  zu 
raschen  Abnutzung 
des  Fahrdrahts  vor- 
zubeugen. Außerdem 
ist  das  Schlei fbett  des 
Kontaktschuhes  mit  Schmiernuten  versehen,  die  ein  konsistentes  Fett  enthalten. 
Eine  Federung  an  dem  nach  hinten  überhängenden  Löffel  bewirkt,  daß  stets 
die  ganze  Fläche  des  Kontaktschuhes  am  Fahrdraht  anliegt.  Die  Kontakt- 
stange mit  der  Hauptdruckfeder  ist  um  einen  vertikalen  Zapfen  drehbar,  so 
daß  Wagen  und  Kontaktschuh  stets  parallel  bleiben  können.  Beim  Umdrehen 
des  Wagens  brauchen  die  Kontaktstangen  daher  auch  nicht  vom  Fahrdraht 
abgezogen  zu  werden.    Es  kann  also  mit  Strom  gewendet  werden. 

Die  Form  der  neueren  Personenwagen  der  gleislosen  Bahnen  ist  einerseits 
den  Wagentypen  der  Gleis-Straßenbahnen  entlehnt,  anderseits  sind  die  lang- 
jährigen Erfahrungen  des  allgemeinen  Stellwagenbaues  benutzt  worden. 
Während  die  früheren  Motoromnibusse  nur  eine  drehbare  Vorderachse  hatten, 
die  kleinere  Räder  als  die  Hinterachse  erhielt,  um  unter  den  Wagenkasten  weg- 
gedreht werden  zu  können,  sind  die  neuen  Wagen  symmetrisch  gebaut  und  an 
beiden  Enden  mit  Perron  und  Führerstand  ausgerüstet.  Der  Zugang  für  die 
Fahrgäste  befindet  sich  in  der  Mitte  der  beiden  Längsseiten  des  Wagens.  Fig.  3 
zeigt  das  Bild  eines  symmetrisch  gebauten  Personenwagens  neuesten  Systems. 

Der  Wagenkasten  ruht  auf  zwei  Untergestellen,  die  als  Drehgestelle  aus- 
gebildet und  durch  eine  einfache  Kreuzverbindung  miteinander  verbunden 
sind.  Die  Achsen  sind  aus  Siemens-Martin-Stahl  hergestellt.  Da  die  Räder 
der  Hinterachse  genau  mit  den  Rädern  der  Vorderachse  Spur  halten,  so 
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kann  man  auch  kleinere  Kurven  ohne  Schwierigkeit  fahren  und  z.  B.  in 
senkrecht  von  der  Fahrstraße  abzweigende  Seitengassen  und  Fabrikhöfe 
einfahren,  ohne  befurchten  zu  müssen,  daß  das  Hinterrad  des  Wagens  an 
eine  Mordschwelle  usw.  anprallt.  Die  vier  Wagenräder  sind  gleich  groß. 
Dies  hat  den  Vorteil,  daß  vollständig  gleiche  Motoren  zum  Antrieb  der 
Achsen  verwendet  werden  können.  Durch  Verwendung  langer  Mlattfedern, 
die  auf  den  Achsbuchsen  ruhen  und  an  ihren  Enden  mittels  Kegclfcdern 
die  Last  tragen,  ist  eine  vorzügliche  Federung  der  Wagen  erzielt  worden. 
Die  Kegelfedern  nehmen  die  Stoßt*  zunächst  auf  und  mildem  ihre  Wirkung, 
während  die  Mlattfedern  die  eigentliche  Abfederung  besorgen. 

Die  frühen-  Art  des  Antriebs,  bei  dem  jedes  Rad  durch  einen  Motor 
besonders  bewegt  wurde,  ist  bei  den  neueren  Wagen  in  Wegfall  gekommen. 
Mei  diesen  werden  Vorder-  und  Hinterachse  selbst  durch  je  einen  gleichen 
Motor  angetrieben.  1  )ie  Achsen  drehen  sich  in  Patent-Kugellagern,  wodurch 
nicht  nur  ein  leichterer  Lauf  erzielt,  sondern  auch  an  Schmiermaterial 
erheblich  gespart 

wird.      Die    Räder  Fig.  3. 

haben  eiserne  Naben, 
hölzerne  Speichen 
und  Felgen  sowie 
einen  eisernen  Rad- 
kranz. I  )ie  früher  ver- 
wendeten Gummi- 
reifen sind  wegge- 
fallen. Die  glatten, 
eisernen  Reifen  grei- 
fen unter  Zuhilfe- 
nahme des  Sand- 
streuers selbst  bei 
Steigungen  von  1:10 
auch  bei  schlüpf- 
rigem Moden  sicher 
ein.  Mei  Schnee  und 
Eis  kann  man  sich  erforderlichenfalls  durch  Hanfumwickelung  der  treibenden 
Radfelgen  helfen.  Auch  würde  eine  Querriefelung  der  Radreifen  bei  glatter 
Mahn  gute  Dienste  leisten:  eine  solche  greift  jedoch  das  Straßenpflaster 
zu  sehr  an,  um  ständig  verwendet  zu  werden. 

Der  F'lektromotor  ist  in  der  Mitte  der  Achse  aufgehängt.  An  dereinen 
Seite  des  Motors  befindet  sich  das  Grisson-Zahngetriehe.  Dieses  besteht  aus 
einem  auf  der  Achse  befindlichen  Rollenrad  und  einem  auf  der  Ankerachse 
sitzenden  Daumenrade.  Das  (Übersetzungsverhältnis  dieses  Getriebes  ist  I  :  10 
bei  einer  Achsenentfernung  von  308  mm.  Fig.  4  zeigt  einen  staubdicht 
abgeschlossenen  0  F. S. -Elektromotor  mit  Tatzenlager  und  Grisson-Getriebe, 
wie  er  bei  Personenwagen  Verwendung  findet. 

Da  bei  gleislosen  Bahnen  die  Herstellung  und  l  "nterhaltung  eines 
besonderen  Bahnkörpers  und  Schienenwegs  nicht  erforderlich  ist.  stellen 
sich  die  Anlage-  und  l'ntcrhaltungskosten  bei  ihnen  erheblich  niedriger  als 
bei  Gleisbahnen.  Das  Kilometer  eingleisiger  Bahn  mit  elektrischem  Betriebe 
kostet  je  nach  der  Anzahl  der  erforderlichen  Betriebsmittel  80000  bis 
uo  000  Mark,  während  die  gleislose  Bahn  sich  mit  1 5  000  bis  25  000  Mark 
pro  Kilometer  herstellen  läßt.  .Auch  die  laufenden  Betriebskosten  der  gleis- 
losen Bahnen  bleiben  hinter  denjenigen  der  Gleisbahnen  nicht  unerheblich 
zurück.     .Vach  den  Angaben  Schicmanns  beträgt  bei  der  Bicla -Talbahn  bei 
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einer  Steigung  von  rd.  25%q  die  Hebungsarbeit  25  kg  für  die  Tonne.  Die 
innere  Reibung  des  Wagens  mit  Einschluß  des  Bahnwiderstandes  ist  mit  25  bis 
30  kg  pro  Tonne  je  nach  der  Beschaffenheit  der  Straße  gemessen  worden, 
so  daß  die  Talfahrt  fast  ohne  Stromverbrauch  erfolgt.  Eine  Gleisbahn 
würde  bei  der  Bergfahrt  und  in  der  geraden  Strecke  eine  durchschnittliche 
Zugkraft  von  12  +  25  =  37  kg  verbrauchen,  während  bei  der  oben  genannten 
Bahn  25  4-  25  =  50  kg  erforderlich  sind.  Bei  der  Talfahrt  müßte  die 
Gleisbahn  25  —  12=  13  kg  in  der  geraden  Strecke  abbremsen,  während 
hei  der  gleislosen  Bahn  25  —  25  =0  kg,  also  keine  Bremsung  erforderlich 
ist.  Der  spezifische  Stromverbrauch  stellt  sich  nach  dreimonatlichem  Durch- 
schnitt bei  der  Biela-Talbahn  nur  etwa  doppelt  so  hoch  als  bei  einer  Gleis- 
bahn. Dieser  Mehrverbrauch  an  Strom  bedeutet  jedoch  nur  etwa  den 
zehnten  Teil  desjenigen  Betrags,  der  für  die  Gleis-  und  Straßenbauanlage 
an  Zinsen.  Amortisation  und  Unterhaltung  aufzuwenden  wäre.  Eine  Schienen- 
bahn bedarf  daher  zu  ihrer  Rentabilität  auch  einer  weit  größeren  Fracht- 


und  kleinere  Städte  haben  aus  diesem  Grunde  auf  die  lange  erstrebte  Bahn- 
verbindung verzichten  müssen.  Ihnen  wird  bei  vorhandener  guter  Landstraße 
nunmehr  durch  gleislose  Bahnen  geholfen  werden  können.  Manches  Kleinbahn- 
projekt ist  auch  an  den  harten  Bedingungen  gescheitert,  welche  die  Wege- 
bauverwaltung an  die  Erlaubnis,  Schienen  in  die  Straße  hineinzulegen, 
knüpft.  Durch  die  Schienen  wird  erfahrungsmäßig  der  Zusammenhang  der 
Straßendecke  schädlich  beeinflußt  und  ein  Teil  der  Straßenbreite  dem  übrigen 
Fuhrverkehr  fast  ganz  entzogen.  Zudem  wird  die  erforderliche  gute  Ent- 
wässerung der  Landstraßen  durch  die  Schienenanlagen  oft  recht  empfindlich 
beeinträchtigt.  Bei  gleislosen  Bahnen  fällt  dieser  Übelstand  fort,  auch  wird 
die  Straßendecke  weit  mehr  geschont.  Die  breiten  Räder  der  gut  gefederten 
und  nie  in  ein  und  demselben  Gleise  fahrenden  Wagen  üben  eine  glättende 
Wirkung  auf  die  Straßendecke  aus.  Beim  Fehlen  der  festen  Fahrbahn  bleibt 
die  Straße  dem  allgemeinen  Verkehr  uneingeschränkt  erhalten.  Die  gute  Lenk- 
barkeil der  Wagen  gestattet  die  Einhaltung  der  für  gewöhnliche  Fuhrwerke 
l>estehenden  Fahrvorschriften.  Auch  lasssen  sich  die  für  ein  Rad  zulässigen 
Belastungen  leichter  überwachen  als  bei  gewöhnlichen  Landf uhrwerkeh. 

Daß  der  gleislose  elektrische  Bahnbetrieb  auch  billiger  sein  kann  als  der 
Pferdebetrieb,  hat  die  gleislose  Steintransportbahn  in  Grevenbrück  (Westf.) 
gezeigt.     Die  Abfuhr  von  Steinen  aus  den  dortigen  Kalkwerken  kostete  bei 
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menge  und  Verkehrs- 
dichte als  eine  gleis- 
lose Bahn.  Daß  bei 
vielen  unserer  neben- 
bahnähnlichen Klein- 
bahnen das  Verhält- 
nis zwischen  A  usgabc 
und  Einnahme  nicht 
günstig  ist,  erhellt 
aus  der  Tatsache, 
daß  von  diesen  Klein- 
bahnen in  Preußen 
nur  ein  geringer 
Bruchteil  eine  Ver- 
zinsung von  4  v.  H. 
und  mehr  aufbringt. 
Viele  industrielle 
Werke,  Gemeinden 
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Verwendung  von  Pferdekraft  4  Mark  bis  4  Mark  50  Pf.  für  den  Bahnwagen. 
Auf  das  Tonnen- Kilometer  entfielen  hierbei  26  bis  30  Pf.  Beförderungs- 
kosten. Bei  der  gleislosen  elektrischen  Transportbahn  kostet  die  Lasten- 
beförderung pro  Tonne  und  Kilometer  nur  etwa  16  Pf.  Das  bedeutet 
gegenüber  dem  Pferdebetrieb  eine  Ersparnis  von  40  bis  45  v.  H. 

Die  mit  elektrischer  Oberleitung  betriebene  gleislose  Bahnanlage  füllt 
eine  fühlbare  Lücke  zwischen  dem  Kleinbahnbetrieb  auf  Landstraßen  und 
dem  gewöhnlichen  Fuhrbetrieb  mit  tierischer  Zugkraft  aus.  Ihre  Anlage 
wird  vorzugsweise  da  vorteilhaft  sein,  wo  der  Verkehr  für  Pferdebetrieb 
zu  stark,  für  Gleisbahnen  aber  noch  zu  schwach  ist.  Hier  kann  die  billigere 
gleislose  Bahn  als  »Pionierbahn«  für  eine  später  herzustellende  Schienenbahn 
gebaut  werden.  Ganz  besonders  vorteilhaft  gestaltet  sich  eine  gleislose  Bahn- 
anlage dort,  wo  vorhandene  Elektrizitätswerke  mitbenutzt  werden  können. 
Es  sind  dann  nicht  nur  die  Anlagekosten  der  Bahn  wesentlich  geringer, 
sondern  auch  das  mitbenutzte  Elektrizitätswerk  wird  rentabler  gemacht. 

Die  Landstraßen,  die  für  den  gleislosen  elektrischen  Betrieb  gewählt 
werden,  dürften  fast  durchweg  nur  auf  einer  Seite  Reichs-Telegraphen-  und 
Fernsprechleitungen  haben.  Die  Träger  der  Starkstromleitung  werden  dann 
auf  der  anderen  Straßenseite  Platz  finden  können.  Eine  induktorische 
Beeinflussung  der  Reichsleitungen  ist  in  solchen  Fällen  bei  dem  parallelen 
Verlauf  und  dem  geringen  gegenseitigen  Abstände  der  über  der  Straßenmitte 
aufgehängten  Hin-  und  Rückleitung  der  Bahn  kaum  zu  befürchten.  An 
den  Kreuzungsstellen  der  Starkstrom-  und  Schwachstromleitungen  müssen 
natürlich  Schutzvorrichtungen  (Schutznetze  usw.)  angebracht  werden,  durch 
welche  die  Berührung  der  beiderseitigen  Drähte  verhindert  oder  unschädlich 
gemacht  wird.  Der  Abstand  der  Konstruktionsteile  der  Starkstromanlage 
von  den  Reichsleitungen  muß  in  vertikaler  Richtung  überall  mindestens 
1  m,  in  horizontaler  mindestens  1,25  m  betragen. 

Was  die  Nutzbarmachung  des  neuen  Verkehrsmittels  für  die  Zwecke 
des  Postbeförderungsdienstes  anlangt ,  so  ist  zu  berücksichtigen ,  daß  die 
bisher  im  Reichspostgebiet  zur  Beförderung  von  Postsendungen  benutzten 
Motorfahrzeuge  auf  Landstraßen  die  Probe  schlecht  bestanden  haben.  Die 
zwischen  Gorze  und  Novcant-Corny  mittels  eines  Spiritus-Motors  eingerichtete 
Postsachenbeförderung  konnte  nur  vom  10.  August  bis  26.  November  1901 
aufrecht  erhalten  werden,  während  ein  zwischen  Malmedy  und  Stavelot 
verkehrender  elektrischer  Selbstfahrer  belgischen  Ursprungs  nur  vom 
16.  September  bis  7.  Dezember  desselben  Jahres  postseitig  benutzt  werden 
konnte.  Beide  Fahrzeuge  waren  zu  wenig  leistungsfähig,  um  für  regel- 
mäßige Postverbindungen  mit  fest  vorgeschriebenen  Kurszeiten  dienen  zu 
können.  In  dieser  Beziehung  wird  eine  gleislose  elektrische  Bahn  mit  ober- 
irdischer Stromzuführung  eine  weit  größere  Gewähr  bieten.  Gleichwohl 
wird  ihre  postseitige  Benutzung  in  jedem  Falle  erst  dann  erfolgen  können, 
wenn  die  Anlage  sich  geraume  Zeit  hindurch  als  sicheres  und  pünktliches 
Verkehrsmittel  erwiesen  hat.  Da  die  gleislosen  elektrischen  Bahnen  den 
Bestimmungen  des  Kleinbahngesetzes  nicht  unterliegen,  so  sind  sie  in  bezug 
auf  ihre  Benutzung  zur  Beförderung  von  Postsachen  ähnlich  zu  behandeln 
wie  die  Privat- Personenfuhrwerke.  Die  Anforderungen,  die  nach  den 
bestehenden  Dienstvorschriften  an  die  Besitzer  von  Privat- Personenfuhr- 
werken in  dieser  Hinsicht  zu  stellen  sind,  müssen  auch  von  den  Bahn- 
unternehmern genau  erfüllt  werden.  Insbesondere  muß  die  pünktliche 
Beförderung  und  gesicherte  Unterbringung  der  Postsendungen  hinreichend 
gewährleistet  sein. 
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Der  hunaertzehnte  Längengrad  trennt  das  Hauptgebiet  des  chinesischen 
Reichs,  d.  i.  das  eigentliche  China,  in  eine  östliche  Hälfte,  die  sich  zum 
größten  Teil  aus  dem  flacheren  Lande  zusammensetzt,  und  in  eine  westliche, 
vorwiegend  Hochgebirge  und  Hochtäler  umfassende  Hälfte.  Von  der  letzteren 
bilden  die  Provinzen  Szechuan,  Kueichou  und  Yünnan  wieder  die  südliche 
Hälfte.  Die  wirtschaftliche  Bedeutung  dieser  für  die  Zukunft  des  Landes 
sehr  wichtigen  Provinzen  ist  von  den  Franzosen  und  Engländern  schon  seit 
längerer  Zeit  erkannt,  während  ihr  in  Deutschland  erst  neuerdings  größere 
Aufmerksamkeit  zugewandt  wird.  Inwieweit  dieses  Interesse  gerechtfertigt 
ist,  läßt  ein  unlängst  veröffentlichter  bemerkenswerter  Aufsatz  des  »Ostas. 
Lloyd«  erkennen,  der  sich  an  Äußerungen  eines  gründlichen  Kenners  Süd- 
westchinas, des  britischen  Generalkonsuls  Hosie  in  Cheng-tu-fu  (der  Haupt- 
stadt Szechuans)  anlehnt  und  den  wir  seinem  hauptsächlichsten  Inhalte  nach 
im  folgenden  wiedergeben. 

Yünnan  wird  im  Norden  von  der  Provinz  Szechuan,  im  Westen  von 
Birma  und  den  Shan  -  Staaten ,  im  Süden  ebenfalls  von  diesen  und  Tonkin 
sowie  im  Osten  von  den  Provinzen  Kuangsi  und  Kueichou  begrenzt.  In 
Yünnan  trifft  man  auf  eine  ganze  Reihe  von  Flüssen.  Schiffbar  sind  indes 
innerhalb  der  Provinz  nur  drei  und  selbst  diese  an  gewissen  Stellen  nur  mit 
Schwierigkeiten :  der  Song-hoi  oder  Rote  Fluß,  der  im  Süden  der  Provinz 
entspringt;  der  im  Nordwesten  fließende  Chin-kiang  oder  Chin-sho-kiang, 
wie  der  Oberlauf  des  Yangtse  genannt  wird,  später  bildet  eben  dieser  Strom 
die  Grenze  der  Provinz  gegen  Szechuan ;  sodann  im  Nordosten  der  Ta-kuan 
oder  Heng-kiang,  ein  Nebenfluß  des  Yangtse.  —  Wenn  Yünnan  oft  als  ein 
reiches  Land  geschildert  worden  ist,  so  ist  das  nur  bedingt  richtig.  Zwar 
sind  natürliche  Schätze  reichlich  vorhanden,  aber  die  Bevölkerung  ist  arm, 
und  der  Handel  wird  sich  schwerlich  merklich  heben,  ehe  hierin  nicht 
gründlicher  Wandel  geschaffen  ist.  Yünnan  soll  etwa  12  bis  13  Millionen 
Einwohner  zählen ,  von  denen  die  Mehrzahl  Ackerbau  treibt.  Im  Norden 
und  im  Osten  der  Provinz  gibt  es  Kupferbergwerke,  im  Süden  Zinn-  und 
Bleigruben,  doch  leidet  die  Ausbeute  außerordentlich  unter  der  Steuerschraube 
der  Beamten  und  lohnt  sich  vielfach  für  die  Unternehmer  nicht.  Beim 
Ackerbau  handelt  es  sich  wesentlich  um  Kleinbetrieb :  da  nur  wenige  Straßen 
vorhanden  und  diese  wegen  der  gebirgigen  Beschaffenheit  der  Provinz 
mangelhaft  sind,  so  vermögen  die  Bauern  ihre  Erzeugnisse  nur  schlecht  zu 
verwerten.  Dazu  kommt,  daß  seit  der  muhamedanischen  Erhebung  um  das 
Jahr  1860  weite  Gebiete  im  Nordwesten  verödet  liegen,  zumal  die  Chinesen 
allgemein  große  Abneigung  gegen  die  Nutzbarmachung  von  Grundflächen 
zeigen,  deren  Eigentumsrechte  nicht  über  allen  Zweifel  erhaben  sind. 

Erheblich  günstiger  liegen  an  sich  die  Dinge  in  Kueichou,  da  hier  viel 
bessere  Wasserwege  zur  Verfügung  stehen.  Gleichwohl  sieht  es  heute  in 
Kueichou,  der  »chinesischen  Schweiz«,  wie  die  Provinz  oft  mit  Recht 
genannt  worden  ist,  noch  schlimmer  aus  als  in  Yünnan,  weil  die  Spuren 
zo  jähriger  Kämpfe,  welche  die  Chinesen  mit  den  Ureinwohnern  des  größten 
Teiles  der  Provinz,  dem  nichtchinesischen  Stamme  der  Miao-tze,  zu  führen 
hatten  und  die  mit  dessen  Verdrängung  nach  dem  Süden  endigten,  in  der 
Form  zerstörter  Städte  und  Dörfer  noch  jetzt  erkennbar  sind.  Die  Haupt- 
handclsstraße  der  Provinz  ist  der  Yuan -Fluß,  der  im  Osten  Kueichous 
entspringt  und  etwa  120  Meilen  westlich  von  Hankou  sich  in  den  Yangtse 
ergießt.     Der  Handel  Kueichous  ist  sehr  von  Szechuan  abhängig,  durch 
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welche  Provinz  alle  Wasserwege  Kueichous,  mit  alleiniger  Ausnahme  des 
Yuan- Flusses,  gehen.  Die  Bevölkerung  beläuft  sich  auf  /  bis  8  Millionen 
Seelen;  sie  ist  größtenteils  aus  den  Nachbarprovinzen  eingewandert,  aber 
wenig  tatkräftig.  Auch  Kueichou  ist,  wie  Yünnan ,  reich  an  Mineralien: 
Kohlen,  Eisen.  Kupfer  und  Quecksilber  kommen  in  großen  Mengen  vor. 
doch  werden  die  Bergwerke  höchst  unzulänglich  ausgebeutet.  Dagegen  gibt 
es  in  der  Provinz  kein  Salz,  und  auch  dieser  Mangel  macht  Kueichou  sehr 
abhängig  von  Szechuan.  das  zu  den  salzreichsten  Provinzen  des  Landes 
gebort  und  von  seinen  Überschüssen  dem  ganzen  Süden  abgibt. 

Im  Cegensatze  zu  diesen  beiden  halb  entvölkerten  und  nur  wenig  er- 
schlossenen Provinzen  bietet  Szechuan  ein  Bild  großer  Wohlhabenheit;  man 
sieht  hier  auf  Schritt  und  Tritt,  was  in  einer  langen  Reihe  von  Jahren  des 
Friedens  und  der  Ruhe  Handel  und  Industrie  zeitigen  können.  Szechuan 
ist  im  Osten  und  im  Inneren  hügelig,  im  Westen  sogar  gebirgig,  aber  seine 
wirtschaftlichen  Quellen  sind  überall  erschlossen.  Viel  mag  dazu  die  außer- 
ordentlich dichte  Bevölkerung  beigetragen  haben;  sie  beläuft  sich  auf  fast 
70  Millionen  Einwohner.  Der  wesentlichste  Faktor  dürfte  aber  das  V  or- 
handensein zahlreicher  guter  Wasserstraßen  sein.  Die  Hauptverkehrsader 
ist  der  Yangtsc.  der  die  Provinz  in  ihrer  ganzen  Ausdehnung  durchströmt 
und  in  den  sich  von  Norden  der  Min.  der  T  o  und  der  Chin-ling  mit  vielen 
Nebenflüssen  ergießen.  Von  Süden  kommen  dazu  noch  andere  Flüsse  von 
Bedeutung.  Auf  allen  diesen  Müssen  herrscht  ein  fortwährender  lebhafter 
Verkehr.  Für  die  Ausfuhr  kommen  namentlich  Opium,  Seide,  Salz,  Zucker. 
Tee  und  Medikamente  in  Betracht;  aber  auch  Tabak.  Häute,  Moschus  u.  a. 
werden  in  nicht  unbedeutenden  Mengen  von  Szechuan  ausgeführt.  Der  Wert 
der  Ausfuhr,  soweit  sie  durch  das  Seezollamt  in  Chung-king.  dem  Haupt- 
handelsplatze  der  Provinz,  geht,  beträgt  über  o.  Millionen  Haikuau  Taels 
jahrlich.  Das  ist  aber  weder  die  ( iesamtausfuhr  der  Provinz  noch  auch 
nur  Chung-kings ;  beträchtliche  Mengen  von  Erzeugnissen  Szechuans  nehmen 
auch  über  sonstige  Orte  ihren  Weg  den  Yangtse  abwärts.  Mit  dem  Erlös 
au^  den  Produkten  kauft  die  Provinz  vor  allem  Baumwolle  aus  anderen 
Provinzen  sowie  Baumwollen-  und  Wollenwaren  vom  Auslande.  Die  rohe 
Baumwolle  wird  von  der  Provinz  nicht  selbst  verbraucht,  vielmehr  nur 
verarbeitet  und  dann  nach  Yünnan  und  Kueichou  versandt. 

Für  die  Einfuhr  ausländischer  Waren  war  Szechuan  bis  in  die  80er  Jahre 
ausschließlich  oder  doch  überwiegend  auf  Ilankou  angewiesen,  das  seitdem 
von  dem  Yertragshafen  I-chang  überflügelt  worden  ist.  Chung-king  wird 
erst  dann  ein  wirklicher  Einfuhrhafen  für  Szechuan  werden,  wenn  das 
Hindernis  beseitigt  sein  wird,  das  sich  aus  dem  Vorhandensein  der  Strom- 
schnellen auf  dem  Yangtse  oberhalb  1-changs  ergibt.  Sobald  Dampfer 
regelmäßig  bis  Chung-king  verkehren  können,  wird  es  möglich  sein,  die 
hohen  Abgaben,  die  heute  den  Handel  belasten  und  lahmlegen,  einzuschränken 
und  die  Bevölkerung  der  genannten  drei  südwestchinesischen  Provinzen  in 
den  Stand  zu  setzen,  ihre  Einkäufe  an  ausländischen  Waren  in  Chung-king 
selbst  zu  erschwinglichen  Preisen  zu  machen. 

Auch  würde  alsdann  Chung-king  keineswegs  der  Endpunkt  der  Schiffahrt 
auf  dem  Yangtse  sein.  Die  etwa  200  Meilen  lange  Strecke  von  Chung-king 
bis  llsü-chou-fu  oder,  wie  es  gewöhnlich  genannt  wird.  Sui-fu  eignet  sich 
für  den  Dampferverkehr  sehr  wohl;  auf  ihr  bewegt  sich  tatsächlich  bereits 
ein  erheblicher  Teil  des  Handels  von  Szechuan  nach  Kueichou  und  Yünnan. 
Jedenfalls  ist  der  Jangtse  berufen,  auch  in  Zukunft  die  große  Zufuhrstraße 
für  die  Provinzen  des  südwestlichen  China  zu  bleiben.  Mit  ihr  kann  keine 
andere  wetteifern,  und  aus  diesem  Crundc  wird  auch  keiner  jener  vielen 
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Pläne  von  Erfolg  begleitet  sein,  die  von  Süden  oder  Westen  aus  Verkehrs- 
wege durch  Yünnan  nach  Szechuan  schaffen  wollen,  wie  dies  namentlich  in 
Indien  wiederholt  vorgeschlagen  worden  ist:  die  gewaltigen  Gebirgszüge, 
die  China  von  den  Nachbarländern  im  Süden  und  Westen  trennen,  werden 
stets  ein  unüberwindliches  Hindernis  für  derartige  Handelsstraßen  sein.  Ks 
ist  daher  für  die  Zukunft  von  der  allergrößten  Bedeutung,  daß  die  Schiff- 
fahrtsverhältnisse des  Yangtse  auf  der  Strecke  von  I-chang  bis  Kueichou 
verbessert  werden.  Die  Beseitigung  der  Yangtscschnellen  wird  für  den 
Handel  eine  Umwälzung  von  unabsehbarer  Tragweite  mit  sich  bringen,  an 
der  alle  Handelsnationen  ein  großes  Interesse  haben.  Schon  heute  wird  in 
Szechuan  mit  gewissen  Produkten  Europas  ein  lebhafter  Handel  getrieben; 
kann  Chung-king  erst  regelmäßig  unmittelbar  von  Dampfern  erreicht  werden, 
so  eröffnen  sich  für  den  Kaufmann  ganz  neue  unermeßliche  Absatzgebiete, 
nicht  nur  in  Szechuan  selbst,  sondern  auch  in  den  zurückgebliebenen  Provinzen 
Kueichou  und  Yünnan. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Denkmal  zu  Ehren  des  Weltpostvereins.  Für  Entwürfe  zu  einem 
Denkmale,  das  an  die  Gründung  des  Weltpostvereins  erinnern  soll  (Archiv  v. 
iooo  S.  642),  war  im  Jahre  1902  vom  schweizerischen  Bundesrat  ein  inter- 
nationaler Wettbewerb  ausgeschrieben  worden.  Wie  die  »Union  Postale«  mit- 
teilt, sind  daraufhin  dem  für  den  Zweck  gebildeten  Preisgericht  120  Entwürfe 
zur  Begutachtung  zugegangen,  von  denen  zunächst  diejenigeti  Sendungen 
ausgesondert  wurden ,  die  augenscheinlich  ungenügend  waren  oder  zu  dem 
Gedanken,  um  den  es  sich  handelt,  in  keiner  Beziehung  standen :  3c)  Entwürfe 
wurden  einstimmig  und  66  mit  Stimmenmehrheit  ausgeschieden.  Die 
übrigen  15  Entwürfe  waren  Gegenstand  eingehender  Diskussion  mit  darauf 
folgender  nochmaliger  Abstimmung,  nach  der  noch  6  Entwürfe  verblieben. 
Diesen  hat  das  Preisgericht  vier  gleiche  Preise  von  je  3000  und  weitere 
zwei  gleiche  Preise  von  je  1500  Frcs.  zuerkannt.  Die  vier  ersten  haben 
erhalten:  E.  Hundriescr  in  Charlottenburg,  Georg  Morin  in  Berlin, 
Kniest  Dubois  und  Architekt  Rene  Patouillard  in  Paris,  sowie  Rene  de 
St.-Marceau  in  Paris;  die  beiden  zweiten:  Ignaz  Taschner  in  Breslau 
und  Architekt  Aug.  Heer  in  München,  sowie  Giuseppe  Chiattone  in 
Lugano.  Aber  auch  von  den  preisgekrönten  Entwürfen  hat  nach  dem 
einstimmigen  Urteile  des  Preisgerichts  keiner  die  im  Programm  festgesetzten 
Bedingungen  vollständig  erfüllt.  Das  Urteil  besagt,  daß,  wenn  auch  einige 
dieser  Entwürfe  sich  durch  schwungvolle  Linien  und  eine  gewisse  Harmonie 
in  ihrem  Ganzen  auszeichneten,  in  ihnen  doch  der  zu  verkörpernde  Gedanke 
nicht  geniigend  zum  Ausdrucke  gebracht  sei;  die  anderen,  die  vom  allegorischen 
Gesichtspunkt  aus  ziemlich  befriedigten,  ließen  in  bezug  auf  die  ornamentale 
Anordnung  zu  wünschen  übrig;  außerdem  biete  das  vorgeschlagene  Material 
im  allgemeinen  nicht  die  nötige  Gewähr  für  seine  Widerstandsfähigkeit. 

Das  Preisgericht  hat  daher  vorgeschlagen,  zwischen  den  genannten  sechs 
Künstlern  einen  engeren  Wettbewerb  zu  veranstalten.  Die  Bedingungen  für 
diesen  sind  —  mit  einem  Hinweis  auf  die  Beachtung  der  Bestimmungen 
des  Programms  —  wie  folgt  festgesetzt  worden: 

den  Künstlern  steht  es  frei,  ihr  Modell  zu  ändern: 
die  neuen  Modelle  werden  in  '/l0  der  Größe  hergestellt,  in  der  die 
Ausführung  erfolgen  soll: 
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die  Mitbewerber  haben  ihrem  Modell  Abgüsse  oder  Photographien 
von  einigen  ihrer  früheren  Arbeiten  beizufügen; 

das  vorgeschlagene  Material  soll  ausreichende  Gewähr  für  seine 
Widerstandsfähigkeit  bieten  (Seifenstein,  galvanoplastische  Bronze, 
Sandstein  z.  B.  können  als  hinreichend  widerstandsfähig  nicht  angesehen 
werden) ; 

jeder  Mitbewerber  erhält  für  seine  neue  Arbeit  eine  Entschädigung 
von  1500  Frcs. ; 

die  Entwürfe  müssen  im  Bundespalaste  zu  Bern  am  1.  August  11)04 
abgeliefert  werden. 


Un  verbrennbar  er  Eisenbahnwagen.  Einen  Beweis,  wie  sehr  man 
ge  wisse  Gefahren  des  elektrischen  Betriebs  auf  Untergrundbahnen  zu  würdigen 
weiß,  bildet  die  folgende,  der  Zeitschrift  »Electrical  World  and  Engineer« 
entnommene  Beschreibung  der  neuen  Wagen  für  die  New  Yorker  Unter- 
grundbahnen. Die  Wagenkörper  sind  mit  Kupferblech  überzogen.  Die  Böden 
der  Kasten  sind  aus  zwei  Lagen  harter  Ahornbalken  mit  einer  feuersicheren 
Asbestzwischenlage  hergestellt.  Die  Bodenbelegung  der  Trittfläche  besteht 
aus  viertelzölligen  Asbestplatten  und  bedeckt  die  ganze  Fläche.  Die  Unter- 
fläche der  Wagen  ist  unmittelbar  über  den  Motoren  mit  viertelzölligem  Stahl- 
blech beschlagen.  Die  Motor-  und  Steuerungs- Kabel  werden  in  gewebte 
Asbestisolationen  eingehüllt,  gewisse  Teile  außerdem  mit  gegossenen  Asbest- 
stücken umhüllt,  die  am  Wagenboden  mit  Messingschrauben  befestigt  sind. 

Daneben  wurde  ein  vollkommenes  Isolationssystem  für  alle  Belcuchtungs- 
und  Beheizungsdrähte  vorgesehen.  Diese  werden  in  biegsame  Metallröhren, 
die  einzelnen  Lampen  in  ventilierte  Gußeisenbüchsen  und  die  Heizkörper  in 
Metallbüchsen  mit  Asbestüberzug  eingeschlossen.  Für  die  Plattformen  sind 
metallische  Beschläge  vorgesehen;  alle  Schalter  und  Sicherungen  werden 
auf  ein  Marmorbrett  montiert,  das  in  einem  Stahlkasten  außerhalb  des 
Wagens  untergebracht  ist.  Die  Beleuchtung  der  Wagen  erfolgt  durch 
i(>  Glühlampen  an  der  Wagendecke,  die  Beheizung  durch  24  Heizkörper. 
Die  Länge  der  Wagen  über  den  Puffern  ist  15,0  m,  diejenige  der  Wagen- 
kasten 13  m,  die  Breite  j'/a  m,  der  Fassungsraum  ist  auf  52  Personen 
berechnet.  Die  Aufgabe  der  besten  Einrichtung  für  das  Ein-  und  Aussteigen 
wurde  noch  nicht  ganz  gelöst.  Ursprünglich  wollte  man  außer  den  zwei 
Türen  an  den  Stirnseiten  in  der  Wagenmitte  noch  Schiebetüren  anbringen, 
wie  das  auf  der  Bostoner  Stadtbahn,  allerdings  nur  mit  halbem  Erfolge, 
geschehen  ist.  Es  sind  deshalb  spätere  Abänderungen  an  den  Kasten  der 
Wagen  nicht  unwahrscheinlich.  Um  das  Drängen  beim  Ein-  und  Aussteigen 
zu  vermeiden,  sollen  an  Stelle  der  Flügeltüren  vor  den  Plattformen  Schiebe- 
türen angebracht  werden,  die  von  dem  innerhalb  des  Wagens  stehenden 
Kondukteur  durch  eine  einzige  Hebel bewegung  ihrer  ganzen  Breite  nach 
geöffnet  oder  geschlossen  werden  können.    (Nach  dem  »Elektrotechniker«.) 


U   MI  IN.     «.Uml  t.KI    l>   IthM  HtK.HHD«(.CKi.Htl. 
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Hr.  2.  BERLIN,  JANUAR.  1904. 


INHALT:  Die  Funkentelegraphie  (Fortsetzung  ,  S.  33.  —  Eine  Zeitung,  welche  die 
Zahl  ihrer  Wochenausgaben  ändert,  ist  eine  neue  Zeitung  im  Sinne  des  Posttax- 
gesetzes.   Urteil  des  Reichsgerichts  vom  21.  September  1003,  S.  55. 

Kleine  Mitteilungen:  Transandische  Bahnprojektc  in  Chile,  S.  oo.  —  Kupfererzeugung 
Japans,  S.  61. 

Literatur:  Die  französischen  Eisenbahnen  im  deutschen  Kriegsbetriebe  1870/71,  von 
Hermann  Budde,  S.  62.  —  Handbuch  für  Postverwalter  von  Teut,  Postverwalter, 
S.  64. 


Die  Funkentelegraphie. 

Von  Ober-Postinspektor  Otto  Jentsch  in  Berlin. 

Foii-ctziing.i 

g)   Die  Versuche  des  Professur  Slabv. 

Versuche  mit  der  ersten  Marconianordnung.  —  An  den  Versuchen 
Marconi's  zwischen  Lavernock  Point  und  Flatholtn  im  Mai  iS<>7  hatte  auch 
der  Professor  Slaby  von  der  technischen  Hochschule  zu  t  harlottenburg 
teilgenommen.  In  seinem  Werke  »Die  Funkentelegraphie«  (Perlin,  Verlag 
von  Leonhard  Simion)  schreibt  Slabv  hierüber:  >»Ks  wird  mir  eine  unver- 
geßliche Erinnerung  bleiben,  wie  wir.  des  starken  Windes  wegen  in  einer 
großen  Holzkiste  zu  Fünfen  übereinander  gekauert.  Augen  und  Ohren  mit 
ge>panntestcr  Aufmerksamkeit  auf  den  Empfangsapparat  gerichtet,  plötzlich 
nach  Aufhissung  des  verabredeten  Flaggcnzeichens  das  erste  Ticken,  die 
ersten  deutlichen  Morsezeichen  vernahmen,  lautlos  und  unsichtbar  herüber- 
getragen von  jener  felsigen,  nur  in  undeutlichen  l'mrissen  wahrnehmbaren 
Küste,  herübergetragen  durch  jenes  unbekannte  geheimnisvolle  Mittel,  den 
Äther,  der  die  einzige  Brücke  bildet  zu  den  Planeten  des  Weltalls.« 

Von  England  nach  Deutschland  zurückgekehrt,  nahm  Slaby  seine  früheren 
Versuche  mit  den  Hertz'schcn  Irunken\vellen  wieder  auf.  und  zwar  nunmehr 
unter  Verwendung  der  von  Marconi  benutzten  Luftdrahte.  Wahrend  Slabv 
früher  selbst  bei  Zuhilfenahme  von  parabolischen  Spiegeln  mit  der  Über- 
tragung der  Funkenwellen  nicht  weiter  als  von  einem  zum  anderen  Finde 
der  langen  Gänge  der  technischen  Hochschule  kam,  ergaben  schon  seine 
ersten  Versuche  in  Charlottenburg  im  Juni  1807  bei  Verwendung  von  Lutt- 
drähten eine  funkentelegraphische  Verständigung  auf  etwa  "4  km  und  kurze 
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Zeit  darauf  auf  etwa  3  km  zwischen  der  Matrosenstation  an  der  Glienicker 
Brücke  über  die  Havel  bei  Potsdam  und  der  Pfaueninsel.  Die  Luftdrähte 
waren  bei  den  Versuchen  auf  der  Havel  26  in  lang,  und  der  Strahlapparat 
hatte  nur  eine  Schlagweite  von  25  cm ;  er  wurde  durch  acht  Sammlerzellen 
gespeist.  Der  Abstand  der  großen  Kugeln  des  Strahlapparats  betrug  dauernd 
2  mm  in  Öl;  die  kleinen  äußeren  Kugeln  befanden  sich  in  wechselnder 
Entfernung  von  3  bis  15  mm  von  den  inneren  Kugeln. 

Aus  den  bei  diesen  Versuchen  gesammelten  Kr  fahrungen  zog  Professor 
Slaby  den  Schluß,  daß  durch  Anwendung  möglichst  hoher  und  langer  Sende- 
bz.  Empfängerdrähte  eine  Kunkentelegraphie  auch  auf  größere  Entfernungen 
möglich  sein  müsse  und  daß  es  dazu  der  großen  Kapazitäten  in  Gestalt  der 
von  Marconi  an  den  oberen  Enden  der  Luftleitungen  befestigten  Metall- 
scheiben oder  Metallzylinder  nicht  bedürfe.  Die  darauf  hin  zielenden  Ver- 
suche wurden  von  Slaby  im  Oktober  1897  zwischen  Schöneberg  bei  Berlin 
und  Rangsdorf  bei  Zossen  auf  eine  Entfernung  von  21  km  in  der  Luftlinie 
ausgeführt. 

Sender-  und  Empfängerluftdraht  waren  bei  diesen  Versuchen  durch 
Drachenluftschiffe  mit  Wasserstoffüllung  (System  v.  Sigsfeld)  auf  200  bis 
300  m  in  die  Höhe  geführt.  Trotz  der  Störungen  durch  luftelektrische 
Entladungen  wurde  eine  genügende  Tclegraphicrverständigung  erzielt.  Bis 
hierher  hat  Professor  Slaby  mit  den  von  Marconi  angegebenen  Mitteln 
gearbeitet  und  er  hat  auch  keineswegs  verschwiegen  oder  in  Abrede  gestellt, 
daß  er  bei  diesen  Versuchen  das  gelegentlich  seiner  Teilnahme  an  den  Ver- 
suchen Marconi's  auf  Lavernock  Point  Gesehene  verwertet  habe. 

Erdung  der  Luftleitung.  —  Die  weiteren  Arbeiten  Slaby's  haben  aber 
mit  der  auf  Lavernock  Point  zur  Anwendung  gekommenen  primitiven 
Schaltung  Marconi's  nichts  mehr  zu  tun,  und  es  muß  daher  die  Behauptung 
der  Marconi -Gesellschaft,  daß  das  aus  diesen  Arbeiten  hervorgegangene 
Slaby -Arco- System  auf  den  Erfahrungen  beruhe,  die  Slaby  bei  den  Ver- 
suchen auf  Lavernock  Point  gemacht  habe,  entschieden  zurückgewiesen 
werden. 

Im  Sommer  und  Herbst  i8<>o  wurden  bereits  an  Bord  deutscher  Kriegs- 
schiffe auf  der  Ostsee  von  Professor  Slaby  mit  einem  Kunkentelegraphen- 
system  Versuche  angestellt,  das  sich  wesentlich  von  der  ursprünglichen 
Marconianordnung  unterschied.  Dieses  System  ist  im  Anschluß  an  die 
Versuche  auf  der  Havel  bei  Potsdam  im  Jahre  1898  aus  gemeinsamer  Arbeit 
des  Professors  Slaby  mit  seinem  damaligen  Assistenten  Grafen  Arco  hervor- 
gegangen. 

Die  Kig.  17  enthält  das  Schaltungsschema  für  die  Senderstation  dieses 
Systems.  Zunächst  fällt  auf,  daß  das  obere  Ende  des  Luftdrahts  nicht 
isoliert,  sondern  mit  Erde  verbunden  ist.  Diese  Erdverbindung  besitzt  indes, 
da  eine  Induktanzrolle  SJ  an  ihrem  oberen  Ende  eingeschaltet  ist,  ziemlich 
hohe  Selbstinduktion,  wogegen  der  eigentliche  Senderdraht  und  ebenso  die 
Erdleitung  der  Kunkenstrecke  zur  Verminderung  der  Selbstinduktion  als 
Drahtnetz  ausgebildet  sind.  Nur  in  dem  Drahtnetz  des  Senderdrahtes 
pulsieren  die  schnellen  Entladungsschwingungcn,  von  der  oberen  Erdver- 
bindung werden  sie  durch  deren  Selbstinduktion  abgehalten.  Zwischen  die 
Enden  der  sekundären  Wickelung  des  Induktors  J  ist  der  Kondensator  C 
geschaltet;  dieser  wird  durch  den  Induktor  mit  hochgespannter  Elektrizität 
geladen  und  entladet  sich  einerseits  durch  die  Kunkenstrecke  F  in  den  Sender- 
draht, andererseits  durch  die  Erdleitung  E2  in  die  Erde.  Bei  dieser  Anord- 
nung haben  nur  die  eine  Kondensatorbelegung  und  die  mit  ihr  verbundene 
Kugel  der  Kunkenstrecke  Hochspannung  gegen  Erde.     Diese  Teile  lassen 
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sich  leicht  isolieren  und  gegen  gefahrbringende  Berührung  sicher  abschließen. 
Die  übrigen  Teile  haben  infolge  ihrer  Verbindung  mit  Erde  nur  geringe 
Spannung.  Man  braucht  daher  auf  ihre  Isolation  keine  besondere  Sorgfalt 
zu  verwenden  und  kann  den  Senderdraht  berühren,  ohne  stärkere  Schläge 
zu  erhalten.  Die  Zwischenschaltung  des  Kondensators  hat  zur  Folge,  daß 
erheblich  größere  Elektrizitätsmengen  bei  der  Entladung  zum  Ausgleiche 
kommen  und  daher  bei  gleicher  Spannung  größere  Energiemengen  ausge- 
strahlt werden,  als  bei  der  ursprünglichen  Marconianordnung. 

Zur  Speisung  der  für  diese  Senderstationen  zur  Verwendung  gekommenen 
Induktoren  von  40  bis  50  cm  Schlagweite  dienen  Sammlerzellen  oder  auch 
etwa  vorhandene  elektrische  Licht-  oder  Kraftleitungen,  an  die  der  Induktor 
mittels  eines  Quecksilber-Turbinenunterbrechers  angeschaltet  wird. 


Fig.  .7. 


A  Lu.ftd.rahtsc'hlatft 
SJ  Jnduktanz  rolle 
T  Funkenstrecke 
C  Kondensator 
J  Jnduktcr 
F  Krdt 


Fig.  18. 


A  LuftdrahtschUife 
SJ  Jnduktanx  rollt 

F  Fun  he  >is  trecke. 

C  Kondensator 
W  Wechscistromrnaschinc 
T  Hochspannungctransformator 
E  Erde 


Bei  der  Erprobung  des  Slaby-Arco-Systems  auf  den  deutschen  Kriegs- 
schiffen wurde  zur  Speisung  des  Oszillators  eine  Wechselstromdynamo- 
maschine benutzt  und  die  einfachere  Schaltung  der  Fig.  18  verwendet.  Die 
Wechselstrommaschine  W  speist  die  Primärwindungen  des  Hochspannungs- 
transformators T,  sobald  eine  in  der  Figur  weggelassene  Taste  niedergedrückt 
wird.  Dabei  wird  durch  Vermittlung  der  Sekundärspule,  die  mit  den 
Kugeln  der  Funkenstreckc  F  verbunden  ist,  der  Kondensator  C  geladen. 
Für  den  Ladestrom  ist  die  Sekundärspule  durch  den  Senderdraht  A,  die 
Induktanzrolle  SJ,  die  Erden  und  K2  sowie  den  Kondensator  geschlossen. 
Die  Selbstinduktion  der  oberen  Erd Verbindung  hat  bei  der  Ladung  wegen 
f]er  geringen  Periodenzahl  des  Wechselstroms   keinen  erheblichen  Einfluß. 
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Sobald  aber  durch  die  Funkenbildung  der  Entladungsstrom  mit  seiner 
Frequenz  von  etwa  5  bis  10  Millionen  einsetzt,  wirkt  die  hohe  Selbst- 
induktion SJ  wie  eine  Absperrung,  und  es  bilden  sich  die  den  Äther  er- 
schütternden schnellen  Oszillationen  fast  nur  in  dem  eigentlichen  Sender- 
draht A  aus.  Diese  Hinrichtung  gestattet,  viel  größere  Energiewerte  in 
Strahlung  umzusetzen,  als  bei  Benutzung  eines  Ruhmkorff'schen  Induktors. 

Auf  der  Empfängerstation  (Fig.  Ki)  ist  das  Relais  R  im  Gegensatze  zu 
dem  ursprünglichen  Marconisysteni  mit  seiner  Batterie  B  dem  Fritter  F 
nicht  parallel ,  sondern  mit  ihm  in  Reihe  geschaltet.  Dadurch  werden  die 
von  der  Luftdrahtschlcife  .1  aufgefangenen  Wellen  genötigt,  unverzweigt 
durch  den  Fritter  zu  gehen :  ihren  weiteren  Weg  zur  Erde  finden  sie  durch 
einen  dem  Relais  parallel  geschalteten  Kondensator.  Der  Stromkreis  der 
Batterie  Ii  schließt  sich  durch  das  Relais,  den  Fritter,  die  Drahtschleife  A 
und  die  Erdleitungen  /*.',  und  F.,. 

Abgestimmte  und  mehrfache  Funkentelegraphie.  —  Wie  aus  einem 
von  Professor  Slaby   am  5.  Dezember  1S00   in   der  schiffsbautechnischen 


Gesellschaft  über  »Die  Anwendung  der 


Fig.  19. 


Funkentelegraphie  in  der  Marine«  ge- 
haltenen Vortrag  entnommen  werden 
kann,  hatte  er  sich  bereits  bei  diesem 
System  mit  einer  Abstimmung  der 
Empfangsapparate  auf  ganz  bestimmte 
Wellenlängen  befaßt,  ohne  indes  zu 
dem  erwünschten  Ziele  zu  gelangen. 
Die  von  Slaby  im  Sommer  1900  an- 
gestellten praktischen  Versuche  und 
theoretischen  Untersuchungen  brachten 
die  gewünschte  Lösung  der  Abstim- 
mungsfrage. Das  Ergebnis  dieser  Ar- 
beiten hat  Professor  Slaby  in  einem 
Vortrage  über  »Abgestimmte  und  mehr- 
fache Funkentelegraphie«  am  22.  De- 
zember !on0  im  Sitzungssaale  der  All- 
gemeinen Elektrizäts  -  Gesellschaft  zu 
Berlin  der  Öffentlichkeit  übergeben. 
Slaby  weist  nach,  daß  die  Hänge  der 
von  der  Funkenstrecke  im  Senderdraht 
erzeugten  Wellen  gleich  dessen  vier- 
facher Drahtlänge  sein  muß,  um  die 
besten  Wirkungen  zu  erzielen,  und 
daß  dann  die  auftretenden  Wechsel - 
Spannungen  ein  einfaches  harmonisches 
Gesetz  befolgen.  Am  oberen  Ende  des 
Drahtes  bildet  sich  stets  ein  Schwin- 
gungsbauch und  am  unteren  Ende,  also 
an  der  Funkenstrecke .  ein  Schwingungsknoten  der  elektrischen  Spannung 
aus.  Indem  Slaby  die  Strahlung  eines  Senderdrahts  auf  dicht  dahinter 
angebrachte  photographische  Platten  einwirken  ließ,  fand  er,  daß  die  ent- 
wickelten Bilder  tatsächlich  eine  gesetzmäßige  Zunahme  der  Spannung  nach 
dem  oberen  Drahtende  zeigten  und  somit  das  Vorhandensein  von  stehenden 
elektrischen  Schwingungen  im  Drahte  bewiesen.  Eine  geringe  Veränderung 
der  Kapazität  des  Drahtes  hatte  bereits  eine  beträchtliche  Änderung  der 
Wellenlänge  zur  Folge. 


A  LuftdrahttchUife 

SJ  JniuktamrolU 

fr  Fritter 

C  Kondensator 

R  Relax 

B  Batterie 

E  Erde 
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Man  hat  es  also  nunmehr  in  der  Hand,  durch  entsprechende  Bemessung 
der  Länge  des  Senderdrahts  und  der  Kapazität  des  in  diesen  t  ingeschalteten 
Kondensators  elektromagnetische  Wellen  von  bestimmter  Länge  auszusenden, 
oder  aber  man  kann  bei  vorhandenen  Anlagen  die  Wellenlänge  in  beliebigem 
Maße  verändern,  indem  man  durch  Einschaltung  abgestimmter  Spulen  die 
Selbstinduktion  des  Systems  ändert. 

Den  Empfangsapparat  kann  man  in  ähnlicher  Weise  auf  eine  bestimmte 
Wellenlänge  abstimmen.  Man  braucht  seinem  Luftleiter  nur  dieselbe  Länge  wie 
•lern  Senderdrahte  zu  geben  und  das  untere  Ende  durch  Erdverbindung  zu  einem 
Knotenpunkte  zu  machen;  dann  bilden  sich  in  ihm  Weehselspannungen  nach 
demselben  harmonischen  Gesetz  aus  wie  im  Senderdrahte.    Da  der  Eritter 

auf  Spannungsschwankungen  anspricht,  so 
Fig-  20.  müßte  er  naturgemäß  im  oberen  Drahtende 

l  bei  D  (Eig.  20).  wo  sich  ein  Schwingungs- 

J  bauch,  also  ein  Maximum  der  Spannung 

1  befindet,   eingeschaltet    werden.     Dies  ist 

'  aber  in  der  Praxis  kaum  angängig;  deshalb 

1  schließt  Slaby  an  den  Knotenpunkt  C  des 

'  Auffangedrahts  einen  auf  eine  große  Spule 

gewickelten  Draht  von  gleicher  Länge  an 
und  legt  an  dosen  freies  Ende  den  Eritter. 
 «  Die  Schwingungen  übertragen  sich  durch 


JTffLe  \_/^^\J     den  Knotenpunkt  auf  den  zweiten  Draht 

C  K  und  erzeugen  an  dessen  Ende  einen 
>pannung>baueh  von  gleicher  Stärke  wie  bei  f).  Dies  gilt  alter  nur  für 
Wullen,  die  viermal  so  lang  sind  wie  C  D;  alle  Wellen  von  anderer  Länge 
wandern  dagegen  am  Knotenpunkte  C  in  die  Erde.  Eine  analoge  mechanische 
Erscheinung  beobachtet  man.  wenn  man  einen  Stahldraht  zu  einem  rechten 
Winkel  mit  gleich  langen  Schenkeln  biegt  und  den  Winkelpunkt  festklemmt. 
Jede  Erschütterung  des  einen  Drahtendes  wird  dann  auf  das  andere  über- 
tragen. Es  geschieht  dies  durch  den  festen  Punkt  hindurch,  den  Knoten- 
punkt der  Schwingung;  die  am  stärksten  schwingenden  freien  Enden  bilden 
die  Schwingungsbäuche.  Der  Knotenpunkt  darf  allerdings  nicht  vollständig 
festgeklemmt  werden,  sondern  er  muß  geringe  Erschütterungen  zulassen. 

Wenn  ein  Auffangedraht  kleiner  als  die  Yiertellänge  der  ankommenden 
Wellen  ist.  so  können  letztere  zum  Weiterwandern  in  den  Verlängerungs- 
draht dadurch  veranlaßt  werden,  daß  man  die  Gesamtlänge  beider  Drähte 
gleich  der  halben  Wellenlänge  macht.  An  einem  nur  40  m  langen  senk- 
rechten Draht  würden  zum  Empfangen  von  200  m  langen  Wellen  noch  60  m 
Draht  im  Erdungspunkt  anzuschließen  sein.  Letzterer  ist  dann  für  die  200  m 
langen  Wellen  zwar  kein  reiner  Knotenpunkt,  er  läßt  sie  aber  fast  un- 
geschwächt in  den  Yerlängerungsdraht  übertreten,  an  dessen  Ende  sie 
einen  Spannungsbauch  bilden:  alle  anderen  Wellen  verschluckt  der  Erdungs- 
punkt. 

Um  die  dem  Eritter  zuzuführende  Spannung  noch  weiter  zu  erhöhen, 
verbindet  Slaby  mit  dem  Punkte  /•"  des  Verlängerungsdrahts  noch  ein 
Drahtstück  E  J  von  der  Länge  einer  halben  Welle  in  Form  einer  Draht- 
spule und  legt  den  Eritter  zwischen  die  Punkte  F.  und  J.  Da  zwischen 
diesen  Punkten  eine  Phasenverschiebung  von  180  entsteht,  so  wird  der 
Spannungsunterschied  zwischen  den  Fritterenden  doppelt  so  groß  als  bei 
Erdung  des  Fritters.  Der  Wegfall  der  Erdverbindung  entzieht  den  Eritter 
auch  zum  größten  Teil  den  störenden  Einwirkungen  der  statischen  Ladungen 
der  Atmosphäre. 
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Die  Drahtspule  E  J  bezeichnet  Slaby  wessen  ihrer  die  Spannung'  er- 
höhenden Eigenschaft  als  Multijtlikator.  Dieser  verstärkt  nicht  nur  gleich 
einem  Resonanzboden  die  Schwingungsamplituden,  sondern  sichtet  auch 
die  ankommenden  Wellen  noch  einmal,  ehe  sie  zum  Fritter  gelangen,  indem 
er  Wellen  abweichender  Länge  zurückwirft. 

Die  Slaby'schc  Erfindung  gewährte  zugleich  die  Möglichkeit,  mit  einem 
Auf fangedrahte  gleichzeitig  Telegramme  von  zwei  oder  mehr  Stationen  auf- 
zunehmen. Man  braucht  zu  diesem  Zwecke  nur  an  dem  Erdungspunkt 
des  senkrechten  Luftdrahts  für  jede  Station  einen  besonderen  Verlängerungs- 
draht, welcher  der  vereinbarten  Wellenlänge  entspricht,  anzuschließen.  Dann 
verteilen  sich  die  ankommenden  Wellen  verschiedener  Länge  so  auf  die 
einzelnen  Verlängerungen,  daß  jede  der  letzteren  nur  diejenigen  Wellen 
aufnimmt,  deren  halbe  Länge  gleich  der  Gesamtlänge  des  Auffangedrahts 
plus  der  betreffenden  Verlängerung  ist. 
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In  dieser  Weise  ist  seinerzeit  die  Funkentelegraphenstation  in  der 
elektrischen  Zentrale  Schiffbauerdamm  der  Allgemeinen  Elektrizitätsgesell- 
schaft in  Herlin  zum  gleichzeitigen  Telegraphieren  mit  den  Stationen  in  der 
Technischen  Hochschule  zu  Charlottenburg  (4  km)  und  dem  Kabelwerk 
Oberspree  in  Schöneweide  (14  km)  hergerichtet  worden.  Die  Anlage  arbeitete 
mit  Wellen  von  öoo  und  140  m  Länge  vollständig  sicher  und  fehlerfrei. 

Das  auf  Grund  dieser  Versuchsergebnisse  in  die  Praxis  eingeführte  System 
für  abgestimmte  Funkentelcgraphie  wird  durch  das  Schaltungsschema  der 
Fig.  21  veranschaulicht.  Der  Senderdraht  ist  über  eine  regulierbare  Selbst- 
induktionsspule  SJ  an  Erde  gelegt:  diese  dient  dazu,  die  Grundschwingung 
des  Gebers  auf  eine  bestimmte  Wellenlänge  zu  regulieren.  Die  Anschaltung 
des  Oszillators  erfolgt  über  eine  zweite  regulierbare  Selbstinduktionsspule  SJ] 
und  einen  ebenfalls  regulierbaren  Kondensator  C  unmittelbar  an  den  Luftleiter. 
Der  zweite  Pol  der  Funkenstrecke  liegt  an  Erde. 
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Zur  Erzielung  der  besten  Fernwirkung  wird  die  Periode  der  Schwingungen, 
die  in  dem  an  den  Luftleiter  angeschalteten  Erregerkreise  herrscht,  auf 
die  Schwingungsperiode  des  Luftleiters  abgestimmt.  Dazu  dient  entweder 
die  regulierbare  Selbstinduktionsspule  S  Jl  oder  der  Kondensator  C.  Der 
Kondensator  besteht  aus  einer  Anzahl  Leydener  Flaschen;  durch  Zufügung 
oder  Wegnahme  einiger  Flaschen  kann  die  Kapazität  leicht  innerhalb  beliebiger 
Grenzen  reguliert  werden. 

Soll  der  Geberdraht  als  Empfangsluftleitung  benutzt  werden,  so  wird 
mittels  eines  einfachen  Umschalters  der  Oszillatorstromkrcis  abgeschaltet 
und  dafür  der  Fritterstromkreis  angeschaltet.  1  >ic  Anschaltung  erfolgt  dicht 
über  dem  Erdungspunkte  mittels  eines  Multiplikators  .\/.  dessen  Wickelung 
dem  Luftleiter  elektrisch  gleichwertig  ist.  Hierdurch  wird  am  Frittcr  Fr 
ein  Spannungsbauch  erzeugt,  dessen  Amplitude  noch  größer  ist  als  die  des 
Spannungsbauches  am  freien  Ende  des  Luftdrahts.  Die  Empfängerstrom- 
kreise werden  genau  auf  die  Schwingungen  der  Senderstromkreise  abge- 
stimmt; hierzu  dient  für  den  Luftleiter,  wie  bereits  erwähnt,  die  regulierbare 
Selbstinduktionsspule  5  J  und  für  den  Fritterstromkreis  der  regulierbare 
Kondensator  C,  dessen  Kapazität  ungefähr  ioomal  großer  ist  als  die  des 
Fritters. 

Benutzung  des  geschlossenen  Schwingungskreises.        Das  Slaby- 
Arco-System  scheint  in  dieser  Ausführung  immerhin  noch  nicht  allen  An- 
forderungen entsprochen  zu  haben ,  denn  die 
Fig.  ii.  Allgemeine  Elcktrizitätsgesellschaft.  in  deren 

Händen  die  technische  Verwertung  des  Systems 
lag,  ging  bald  zu  einer  Anordnung  über,  bei 
welcher  der  Sender  durch  einen  geschlossenen 
Kondensatorstromkreis,  der  einerseits  mit  der 
Erde  und  andererseits  mit  dem  Luftleiter  ver- 

 1==)  bunden  ist,  dargestellt  wird.    Wie  der  jetzige 

^>         Marconisendcr  dem  Braun'schcn  System  der 
j  ^  induktiven  Sendererregung  entspricht,  so  gleicht 

diese  durch  Fig.  22  veranschaulichte  Sender- 
anordnimg des  Slaby  -  Arco  -  Systems  dem 
Braun'schen  System  der  direkten  Sendererre- 


A 


F  Funkenstrecke 


7/////////////////////////////^////      gungm    Der  infolgedessen  zwischen  der  Gesell- 


jnriu    schaft  für  drahtlose  Telegraphie,  Svstem  Pro- 

4  LuftUdeart°rCn  fessor  Braun'  Siemcns  und  Halske,  und  der  All- 

gemeinen Elcktrizitätsgesellschaft  entbrannte 

Patentstreit  hat  schließlich  durch  die  Vereinigung  der  beiden  Systeme  zu 

dem  System  »Telefunken«  eine  friedliche  Beilegung  gefunden. 

Es  ist  lebhaft  zu  bedauern,  daß  diese  Einigung  erst  so  spät  erfolgte, 
denn  die  beiden  Streitjahre  haben  die  deutsche  Funkentelegraphie  in  ihrer 
Entwickelung  und  Ausbreitung  wesentlich  gehemmt  und  ihr  materielle 
Schäden  zugefügt,  die  sobald  nicht  verwunden  werden  dürften.  Eine  der 
verhängnisvollsten  Folgen  dieser  Patentstreitigkeiten  war  die  sich  immer 
mehr  ausbreitende  Vorherrschaft  des  Marconi-Systcms.  die  schließlich  zu 
einer  internationalen  Regelung  der  Funkentelegraphie  drängte. 

Praktische  Verwendung  hat  das  Slaby-Arco-System  in  ausgedehntem 
Maßstabe  bei  der  deutschen  Kriegsmarine  gefunden.  Auch  im  Auslande 
hat  es  Boden  gefaßt;  so  sind  zahlreiche  Stationen  in  Dänemark.  Schweden, 
Rußland,  Österreich.  Portugal,  Frankreich  und  den  Vereinigten  Staaten  usw. 
zur  Einrichtung  gekommen.  Eine  große  Versuchsanlage  mit  einer  Reich- 
weite von  8oo  km  wurde  in  Oberschöneweide  bei  Berlin  erbaut. 
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h)   Hie  Versuche  des  Professors  Braun. 

Der  Braun  sche  geschlossene  Schwingungskreis.  —  Während  Marconi 
und  Professor  Slaby  bei  ihren  Funkentelegraphensystemen  lange  Zeit  die 
für  die  Fernwirkung  erforderlichen  elektrischen  Wellen  nur  in  offenen 
Strombahnen,  d.  h.  in  Drähten  erzeugten,  welche  nicht  in  sich  zurücklaufen, 
und  erst  später  dazu  übergegangen  sind,  hierzu  einen  geschlossenen  Strom- 
kreis zu  benutzen,  hat  Professor  Braun  von  Anbeginn  seiner  Arbeiten  an, 
die  bis  in  das  Jahr  i<Si)/  zunickreichen,  als  Erregerkreis  für  die  elektrischen 
Wellen  stets  eine  im  Sinne  der  Geometrie  nahezu  geschlossene  Strombahn 
zur  Anwendung  gebracht.  Bei  der  offenen  Strombahn  schnüren  sich,  wenn 
sie  in  elektrische  Schwingungen  versetzt  wird,  nach  Hertz  Kraftlinien  ab; 
sie  wandern  als  elektromagnetische  Strahlen  in  den  Kaum  hinaus  und 
kehren  nicht  mehr  zurück,  sobald  sie  einen  gewissen  Abstand  erreicht  haben. 
Durch  die  Abgabe  von  elektrischer  Energie  an  die  Umgebung  verliert  aber 
die  offene  Strombahn  an  ihrer  eigenen  Energie;  ihre  elektrische  Schwingung 
hört  also  bald  auf.  sie  klingt  schnell  ab.  oder  sie  ist.  wie  man  es  jetzt  all- 
gemein bezeichnet,  in  Folge  der  elektromagnetischen  Strahlung  stark  ge- 
dämpft. Bei  einer  geschlossenen  Strombalm  dagegen,  z.  B.  einem  Strom- 
kreise aus  Leydener  Flaschen,  der  unter  gewöhnlichen  Umständen  keine 
Energieabgabe  nach  außen  aufweist,  liegen  die  Verhältnisse  anders.  Eine 
in  einem  solchen  Flaschenkreise  einmal  eingeleitete  elektrische  Schwingung 
würde  unaufhörlich  weiter  schwingen,  wenn  nicht  ihre  Energie  sich  mit 
der  Zeit  in  Wärme  umsetzte.  Es  geschieht  dies  durch  Erwärmung  des 
Schließungsbogens  infolge  des  elektrischen  Widerstandes  desselben  und  zu 
einem  beträchtlichen  Teile  noch  durch  die  Funkenbildung.  Eine  Abnahme  der 
Energie  der  elektrischen  Schwingungen  erfolgt  also  auch  hier;  die  Dämpfung 
ist  hier  ebenfalls  nicht  zu  vermeiden.  Es  ist  jedoch  der  Leydener  Flaschcn- 
stromkreis.  um  elektrische  Schwingungen  längere  Zeit  zu  unterhalten,  von 
allen  bekannten  Anordnungen  die  günstigste;  ein  solcher  Schwingungskreis 
hat  die  geringste  Dämpfung. 

Es  ist  das  unbestreitbare  Verdienst  des  Professors  Braun,  die  außer- 
ordentliche Bedeutung  des  Leydener  Flaschenstromkreises  für  die  drahtlose 
Telegraphic  nicht  nur  zuerst  erkannt,  sondern  auch  die  praktische  Verwendung 
desselben  zuerst  ermöglicht  zu  haben.  Die  Arbeiten  Brauns  dürften  vor- 
bildlich gewesen  sein  für  den  Ausbau  der  übrigen  Systeme  und  ihnen  dürfte 
wohl  ein  guter  Teil  der  auf  dem  Gebiete  der  Funkentelegraphic  erzielten 
Errungenschaften  zuzuschreiben  sein.  Braun  benutzt  bei  seinem  System  die 
geschlossene  Strombahn  in  Verbindung  mit  der  offenen.  Der  schwach  ge- 
dämpfte Leydener  Flaschcnst romkreis,  der  große  Energiemengen  aufnehmen 
kann,  dient  ihm  zur  Erzeugung  der  elektrischen  Wellen  und  gleichzeitig  als 
Energiereservoir;  die  offene  Strombahn  des  vertikalen  Luftleiters  dagegen 
dient  zum  Aussenden  der  Wellen;  ihr  wird  aus  dem  geschlossenen  Erreger- 
kreise immer  neue  Energie  nachgeliefert.  Die  Schwingungen  der  offenen 
Strombahn  werden  auf  diese  Weise  auch  nachhaltiger. 

Direkte  und  induktive  Sendererregung.  —  Die  Verbindung  des 
Flasehenstromkreises  mit  der  offenen  Strombahn  bewirkt  Braun  auf  zweierlei 
Weise;  entweder  schließt  er  letztere  direkt  an  einen  Punkt  des  geschlossenen 
Schwingungskreises  an,  oder  er  verbindet  beide  Strombahnen  durch  elektro- 
magnetische Koppelung  (Fig.  23).  Im  ersteren  Falle  verbreiten  sich  die  elek- 
trischen Schwingungen  von  dem  Anschlußpunkt  aus  in  dem  Senderdraht 
ähnlich  den  Schwingungen  eines  langen  elastischen  Stabes,  wenn  man  diesen 
an  einem   Ende  rasch  hin  und  her  bewegt.     Bei  der  elektromagnetischen 
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Koppelung  wird  der  Senderdraht  durch  Induktion  erregt;  zu  diesem  Zwecke 
ist  in  den  Flaschenkreis  die  primäre  und  in  den  Senderdraht  die  sekundäre 
Spule  eines  Induktionsübertragers  besonderer  Bauart  eingeschaltet. 

Braun  fand  bei  seinen  Untersuchungen  bald,  daß  in  dem  auf  diese 
Weise  in  elektrische  Schwingungen  versetzten  Senderdrahte  zwei  Schwin- 
gungen entstehen:  seine  Eigenschwingung  und  die  Schwingung  des  Flaschen- 
stromkreises. Die  Eigenschwingung  erlischt  aber  infolge  der  starken  Aus- 
strahlung bald;  es  bleibt  dann  nur  noch  die  Flaschenkreisschwingung.  Die 
Maximalintensität  wird  erreicht,  wenn  die  Dimensionen  des  Senderdrahts 
bestimmte  Beziehung  zu  denen  des  erregenden  Flaschenstromkreises  haben, 
d.  h.  wenn  die  sog.  Resonanzbedingung  erfüllt  ist.  Dies  ist  der  Fall, 
wenn  die  Eigenschwingung  des  Senderdrahts  gleich  einem  Viertel  der 
Wellenlänge  des  Erregerkreises  bz.  einem  ungeraden  Vielfachen  davon 
ist.  Eine  starke  Eigenschwingung  des  Senderdrahts  ist  für  die  Über- 
tragungsweite der  maßgebendste  Faktor.  Die  in  dem  Senderdrahte  durch 
den  Leydener  Flaschenstromkreis  erregten  elektrischen  Schwingungen 
wachsen  erst  allmählich  zu  ihrem  Höchstwerte  an ;  dieser  ist  dann  erreicht, 
wenn  der  Senderdraht  ebensoviel  elektrische  Energie  in  den  Luftraum  aus- 


Fig.  23. 
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strahlt,  als  ihm  vom  Flaschenstromkreise  nachgeliefert  wird.  Die  auf  diese 
Weise  erzeugten  lang  anhaltenden  Schwingungen  sind  auch  das  unerläßliche 
Hilfsmittel,  zwei  Funkentelegraphenstationen  derart  aufeinander  abzustimmen, 
daß  sie  durch  eine  dritte,  mit  anderer  Schwingungsperiode  arbeitende  Station 
nicht  gestört  werden.  Eine  solche  Abstimmung  ist  nur  dann  wirksam, 
wenn  schwach  gedämpfte  Schwingungen  zur  Verwendung  kommen,  stark 
gedämpfte  regen  dagegen  durch  ihren  kurzen  Impuls  jede  Strombahn  zu 
ihrer  Eigenschwingung  an. 

Den  Empfänger  seines  Funkentelcgraphensystems  bezeichnet  Professor 
Braun  als  eine  Umkehrung  des  Senders;  der  Empfänger  spricht  scharf  und 
intensiv  nur  auf  die  eine  vom  Sender  ausgehende  Wellenart  an.  Die  vom 
Empfängerdraht  aufgesaugten  Wellen  werden  einem  Resonanzflaschenkreise 
zugeführt,  dessen  Eigenschwingung  auf  die  Schwingung  des  Sender-  und 
lunpfangsdrahts  abgeglichen  ist.  Für  falsche  Wellen .  d.  h.  Wellen  anderer 
Schwingungsperioden,  ist  der  Braun'sche  Empfänger  nahezu  unempfindlich. 
Hierauf  ist  es  auch  zurückzuführen,  daß  das  Braun'sche  System,  zumal  bei 
ihm  von  jedweder  Erdverbindung  abgesehen  ist.  wenig  von  atmosphärischen 
Strömungen  zu  leiden  hat. 
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Die  ersten  praktischen  Versuche  mit  der  Funkentelegraphie  stellte 
Professor  Braun  im  Frühjahr  1898  in  den  alten  Straßburgcr  Festungsgräben 
sowie  am  Rhein-  und  Kinzigufer  an.  Bei  diesen  Versuchen  wurde  zwar 
schon  der  Leydener  Flaschenstromkreis  benutzt,  als  Wellenträger  jedoch 
nicht  die  Luft,  sondern  das  Wasser  und  die  Frde.  Diese  und  spätere  Ver- 
suche ergaben  für  die  elektrischen  Wellen  eine  Übertragungsweite  im 
Wasser  bis  zu  3  km,  in  Frde  bis  zu  1,5  km  bei  Verwendung  einer 
schwachen  Energiequelle  von  acht  Bunsenelementen  und  einem  Induktor 
von  10  cm  Schlagweite. 

Noch  im  Sommer  1808  erprobte  Professor  Braun  sein  System  des 
geschlossenen  Erregerkreises  in  Straßburg  zur  Herstellung  einer  Funken- 
telegraphic durch  den  Luftraum.  Die  Versuchsergebnisse  bestätigten  nach 
jeder  Richtung  hin  die  Richtigkeit  des  seinem  Systeme  zugrunde  gelegten 
Prinzips.  So  primitiv  die  Versuche  auch  waren,  bewiesen  sie  doch  schon 
die  große  Überlegenheit  der  neuen  Schaltung  gegenüber  der  damals 
bekannten  ersten  Marconianordnung. 

Größere  Versuche  fanden  dann  im  Sommer  1X09  und  10,00  auf  der 
Elbe  bei  Cuxhaven  statt;  ihr  erfolgreicher  Abschluß  war  die  Einrichtung 
der  großen  Versuchsanlage  Cuxhaven- Feuerschiff  Elbe  1 -Helgoland,  die 
sich  als  vollkommen  betriebssicher  erwiesen  hat.  Durch  die  Funken- 
telegraphcnstation  auf  dem  Feuerschiff  konnte  während  der  Versuchszeit 
der  gesamte  Lotsenverkehr  geregelt  werden.  Dabei  wurde  die  Station  in 
den  letzten  Monaten  lediglich  von  einem  Arbeiter  bedient.  Für  die  funken- 
telegraphische  Überbrückung  der  (»3  km  betragenden  Entfernung  zwischen 
Cuxhaven  und  Helgoland  waren  nur  30  m  hohe  Masten  zur  Befestigung 
der  Luftleitung  erforderlich.  Der  Betrieb  dieser  Versuchsanlage  hat 
insbesondere  volle  Klärung  über  die  für  eine  gute  Abstimmung  der 
Schwingungskreise  aufeinander  zu  beobachtenden  Umstände  geschaffen. 
Die  Versuche  fanden  in  Verbindung  mit  der  A.-G.  Siemens  und  Halske 
statt,  die  sehr  bald  die  Überlegenheit  des  Braun'schen  Systems  gegenüber 
allen  anderen  Funkentelegraphcnsystemen  erkannt  hatte.  Die  Verwertung 
des  aus  den  Versuchen  hervorgegangenen  Systems  wurde  von  der  Gesell- 
schaft für  drahtlose  Telegraphie  System  Professor  Braun  und  Siemens 
und  Halske  in  die  Hand  genommen. 

Zur  Anstellung  von  Versuchen  auf  größere  Entfernungen  hat  die 
genannte  Gesellschaft  im  Jahre  1902  eine  Funkentelegraphenanlage  zwischen 
Saßnitz  auf  Rügen  und  Groß-Mölln  bei  Cöslin  in  Betrieb  genommen.  Die 
Entfernung  der  beiden  Stationen  voneinander  beträgt  105  km;  die  mit  dem 
Morseschreiber  erzielte  Verständigung  ist  eine  vollkommen  zuverlässige. 
Als  Luftleiter  dient  bei  beiden  Stationen  ein  75  m  langer  isolierter  Kupfer- 
draht  von  10  qmm  Querschnitt,  der  in  seinem  oberen  Drittel  in  ein  Netz 
von  12  Drähten  von  je  1  mm  Durchmesser  ausläuft.  Das  System  ist  also 
auf  eine  Wellenlänge  von  30x1  m  bemessen. 

Ganz  hervorragende  Erfolge  hat  das  Braun-Siemcns-System  in  der  für 
Militärzwecke  besonders  ausgeführten  Einrichtung  zu  verzeichnen  gehabt. 
Näheres  hierüber  enthält  ein  später  folgender  Abschnitt. 

i)   Die  Versuche  des  Professors  Lodge. 

Der  englische  Physiker  ().  Lodge  hat  bereits  im  Jahre  1889  Versuche 
zur  Übertragung  von  Signalen  mit  Hilfe  Hertz'scher  Wellen  angestellt,  bei 
denen  es  ihm  sogar  gelang,  eine  elektrische  Bogenlampe  aus  der  Ferne 
durch  einen  gewöhnlichen  Oszillator  ohne  Luftleiter  zum  Brennen  zu 
bringen,   obgleich  die  Kohlen  der  Lampe  vorher  nicht  miteinander  in  Be- 
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Fig.  24. 


rührung  gekommen  waren.  Lodge  erkannte  sehr  bald,  daß  eine  gute  Fern- 
wirkung nur  durch  Abstimmung  von  Sender  und  Empfänger  auf  die 
gleiche  Wellenlänge  zu  erreichen  sei.  Er  ersetzte  deshalb  den  geradlinigen 
Luftleiter  der  Stationen  durch  zwei  Metallplatten,  zwischen  denen  sich  ein 
durch  die  Funkenstrecke  unterbrochener  Draht  befindet.  Ein  Stück  dieses 
Drahtes  ist  in  mehreren  Schraubenwindungen  geführt.  Hei  dieser  Anord- 
nung wurde  die  Selbstinduktion  der  Luftleitung  gegenüber  der  gerad- 
linigen Ausführung  wesentlich  erhöht.  Erhielt  die  Luftleitung  der  Empfänger- 
station die  gleiche  Anordnung,  so  sprach  der  Resonator  kräftig  an;  er 
blieb  unbeeinflußt,  wenn  die  Größe  der  Metallplatten  und  die  Zahl  der 
Windungen  von  den  gleichartigen  Teilen  des  Senders  wesentlich  verschieden 
waren.  Die  erzielte  Reichweite  war  jedoch  geringer  als  bei  Verwendung 
der  gewöhnlichen  geradlinigen  Luftleitung. 

Um  eine  größere  Reichweite  zu  erzielen,  ging  Lodge  deshalb  dazu  über, 
die  Schwingungskreise  der  Stationen  durch  Einfügung  von  Kondensatoren 
sehr  großer  Kapazität  und  Spulen  von  hoher  Selbstinduktion  aufeinander 
abzustimmen.    Durch   die  hohe  Kapazität   und   Selbstinduktion   wird  die 

Frequenz  der  in  den  betreffenden  Kreisen 
auftretenden  Schwingungen  so  herabge- 
setzt —  auf  einige  hundert  oder  tausend 
Schwingungen  in  der  Sekunde  daß 
keine  Funkenbildung  mehr  eintritt  und 
als  Empfangsapparat  ein  gewöhnliches 
Telephon  benutzt  werden  kann.  Die 
Übertragung  der  Zeichen  fand  also  hier 
nicht  durch  Hertz'sche  Wellen,  sondern 
W  .         1     1  lediglich  durch  Induktion  statt.   Die  auf 

J  tt'iilm  kürzere  Entfernungen  angestellten  Ver- 

-\A/\A~ suche  veranlaßten  Lodge  zu  dem  Schluß, 

daß  bei  genügender  Abstimmung  auch 
mit  dem  gewöhnlichen  Telephon  eine 
drahtlose  Übertragung  von  Signalen  auf 
größere  Entfernungen  möglich  sein  müsse. 
Uber  die  Anstellung  solcher  Versuche  auf 
größere  Entfernungen  ist  bisher  nichts 
bekannt  geworden;  anscheinend  hat  Lodge  diesen  Weg  wieder  aufgegeben, 
da  er  kurz  darauf  die  Abstimmungsfrage  wieder  unter  Verwendung  elektro- 
magnetischer Wellen  zu  lösen  suchte.  Die  von  ihm  in  dieser  Richtung  in 
Verbindung  mit  A.  Muirhead  bereits  im  Jahre  iH<>7  wieder  aufgenommenen 
Versuche  führten  zu  dem  System  der  abgestimmten  Funkentelegraphie  von 
Lodge  und  Muirhead. 

Funkentelegraphensystem  von  Lodge  und  Muirhead.  —  Die  Ab- 
stimmung des  Senders  auf  Wellen  derselben  Periode  suchen  Lodge  und 
Muirhead  dadurch  zu  erzielen,  daß  sie  der  offenen  Strombahn  des  Marconi- 
senders  große  Kapazitäten  in  Gestalt  metallener  Kegel  und  regulierbare 
Selbstinduktionsspulen,  wie  aus  Fig.  24  ersichtlich  ist.  hinzufügen.  Die 
Selbstinduktionsspulen  bestehen  aus  wenigen  Windungen  isolierten  Kupfer- 
drahts mit  oder  ohne  Eisenkerneinlage.  Die  Regulierung  der  Selbst- 
induktion der  Senderstrombahn  und  damit  der  Schwingungsperiode  geschieht 
entweder  durch  Auswechselung  der  vorhandenen  Spulen  gegen  andere  von 
größerer  oder  geringerer  Windungszahl  oder  dadurch .  daß  man  mittels 
einer  Hebelvorrichtung  den  Abstand  zwischen  den  Windungen  der  Spulen 
verändert.    Als   Empfängerschaltung   benutzen   Lodge   und   Muirhead  die 
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gleiche  Anordnung;  au  Stelle  der  Funkenstrecke  tritt  ein  besonders 
konstruierter  Kohärer  mit  einem  Kontakt.  Die  Metallkegel  und  Selbst- 
induktionsspulcn  der  Empfängerstation  haben  die  gleichen  elektrischen 
Werte  wie  die  entsprechenden  Apparate  der  Senderstation,  so  daß  auch  die 
Periode  der  elektrischen  Schwingungen 


gleich 


Fig.  25. 


für  beide  Stationen  annähernd 
wird.  Der  einkontaktige  Kohärer  be- 
steht aus  einer  Eisen-  oder  Platinspitze, 
die  auf  einer  Aluminiumfeder  leicht 
aufliegt.  Die  Feder  wird  durch  ein 
rotierendes  Zahnrad  in  dauernde  Vibra- 
tion versetzt,  wodurch  die  unter  Ein- 
wirkung der  elektromagnetischen  Wellen 
eintretende  leitende  Verbindung  zwi- 
schen Spitze  und  Feder  wieder  auf- 
gehoben wird. 

Bei  einer  zweiten  Anordnung  (  Fig.  25) 
sehen  Lodgc  und  Muirhead  für  die 
I^adung  des  Oszillators  Kondensatoren 
in  Gestalt  von  Leydener  Flaschen  vor, 
deren  innere  Belegungen  mit  den  Polen 
des  Induktoriums  und  deren  äußere 
Belegungen  mit  Kugeln  verbunden  sind, 
die  den  beiden  äußeren  Kugeln  /i,  und  /i4 
des  Oszillators  gegenüberstehen.  Zwi- 
schen die  äußeren  und  inneren  Kugeln 
des  Oszillators  sind  regulierbare  Selbst- 
induktionsspulen eingeschaltet. 

Die  Anordnung  hat  Ähnlichkeit  mit 
dem  Braun'schen  System  der  direkten  Sendererregung  mittels  eines  ge- 
schlossenen Schwingungskreises.    Da  bei  ihr  auch  Leydener  Flaschen  an- 
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gewendet  werden ,  so  erweckt  es 
den  Anschein,  als  ob  Lodge  früher 
als  Braun  auf  die  Verwendung  des 
Leydener  Flaschenstromkreiscs  für 
die  Erzeugung  von  Funkenwellen 
gleicher  Periode  gekommen  sei. 
Dies  ist  aber  keineswegs  der  Fall, 
denn  in  der  betreffenden  Patent- 
schrift legt  Ivodge  dem  Leydener 
Flaschenkreis  an  keiner  Stelle  eine 
ausschlagende  Bedeutung  bei;  der 
Zweck  der  Leydener  Flaschen  be- 
steht hier  lediglich  darin,  durch 
zwei  Nebenfunkenstrecken  hindurch 
den  eigentlichen  Oszillator  /i2  /i3  zu 
laden.  Die  Anordnung  des  Em- 
pfängers entspricht  genau  der  des 
Senders;  an  Stelle  der  Funkenstrecke  wird  der  Fritter  eingeschaltet. 

Bei  einer  zweiten  Empfängerschaltung  (Fig.  26)  besteht  der  Resonator 
aus  zwei  durch  eine  regulierbare  Selbstinduktionsspule  verbundenen  Kapa- 
zitäten in  Gestalt  von  dreieckigen  Metallflügeln.  Die  durch  die  Resonanz  in 
diesem  Luftleiter  erregten  elektrischen  Schwingungen  werden  durch  Induktion 


i  Abstimmungsspule 
S  Sekundärspule 
i  Fr  Fretter 
B  Batterie 
K  Relais 


Digitized  by  Google 


Die  Funkentelegraphie. 


45 


mittels  einer  die  Abstimmungsspule  umgebenden  Sekundärspule  in  den 
Kohärerkreis  übertragen.  Praktische  Verwendung  haben  diese  Schaltungs- 
anordnungen nicht  erfahren;  auch  die  Versuchsergebnisse  scheinen  nicht 
ermutigend  gewesen  zu  sein,  da  Lodge  neuerdings  mit  wesentlich  anders 
konstruierten  Apparaten  praktische  Versuche  •  und  zwar  mit  gutem 
Erfolg  —  auf  den  Kabelschiffen  Restorer  und  I'atrol  der  Lastern 
Extension  Telegraph  Company  angestellt  hat.  Bei  dem  verbesserten  System 
Lodge- Muirhead  wird  für  die  Wellensendung  der  offene  Schwingungskreis 


Sendet 


I 
1 


Fig.  27. 


Empfänger 


E 


•5 


1 


Fig.  28. 
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nach  der  Marconianordnung  oder  der  geschlossene  Braun'sche  Schwingungs- 
kreis in  Verbindung  mit  der  offenen  Strombahn  durch  direkte  Anschaltung. 
oder  durch  elektromagnetische  Koppelung,  d.  h.  induktive  Übertragung 
benutzt.  Bemerkenswert  ist  lediglich,  daß  in  die  offene  Strombahn  grüße 
Kapazitäten  eingeschaltet  sind;  die  eine  in  die  Luft  hinein  ragende  Ka- 
pazität besteht  aus  einer  großen  Kugel,  einem  Drahtkorb  usw.  Der 
Senderanordnung  entsprechend  kommt  für  die  Empfängerstation  ein 
offener  oder  ein  geschlossener  Empfangskreis  zur  Anwendung,  aus  dem 
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der  geschlossene  Fritter>tronikreis  auf  induktivem  Wege  erregt  wird.  Die 
Schwingungskreise  sind  aufeinander  abgestimmt.  Die  zweckmäßigsten 
Schaltungsanordnungen  werden  durch  die  umstehenden  Fig.  27  und  28  ver- 
anschaulicht. 

Neu  an  dem  System  ist  eigentlich  nur  der  Wellenanzeigcr  und  seine 
Verwendung  in  Verbindung  mit  einem  Syphonrekorder.  Der  YYellenanzeiger 
besteht  aus  einer  Quecksilbersäule,  über  der  sich,  von  ihr  durch  eine  Mineral- 
ölschicht getrennt ,  eine  Stahlscheibe  dauernd  um  ihre  Achse  dreht.  Die 
eine  Klektrode  des  Kohärers  wird  durch  eine  in  die  Quecksilbersäule 
tauchende  Platinspirale,  die  andere  durch  die  Achse  der  Stahlscheibe  gebildet. 
Bei  elektrischer  Bestrahlung  des  Kohärers  wird  die  ölschicht  für  einen 
Augenblick  durchbrochen  und  eine  leitende  Verbindung  zwischen  Scheibe 
und  Quecksilber  hergestellt;  sie  genügt,  um  den  parallel  zum  Kohärer 
geschalteten  Syphonrekorder  7.11  betätigen.  Für  die  Batterie  des  Fritter- 
stromkreises  kommt  ein  sog.  Potentiometer  zur  Verwendung,  das  den  Fritter 
unter  einer  Spannung  von  0,03  bis  0.05  Volt  hält.  Änderungen  in  der 
Spannung,  selbst  solche  von  weniger  als  1  Volt,  genügen,  um  die  ölschicht 
zu  durchschlagen  und  den  Kohärer  leitend  zu  machen.  Die  Dekohäsion 
erfolgt  mechanisch  durch  die  Drehung  der  Metallscheibe. 

k)   Neuere  bemerkenswerte  Systeme,  Vorschläge 

und  Erfindungen. 

I.  System  Fessenden.  Professor  Reginald  Fesscndcn,  der  frühere 
Leiter  des  Wetterbüreaus  der  Vereinigten  Staaten,  hat  ein  neues  Funken- 
telegraphensystem erfunden,  bei  dem  zur  Übertragung  der  elektrischen 
Energie  in  die  Ferne  nicht  die  Hcrtz'schen  Wellen,  sondern  Wellen  be- 
sonderer Art  zur  Verwendung  kommen  sollen.  Fessenden  bezeichnet  diese 
Wellen  als  »halbfreie  Ätherwellen«,  die  sich  von  den  Hertz'schen  Wellen 
dadurch  unterscheiden  sollen,  daß  sie  keine  vollständigen  Wellen,  sondern 
nur  Halbwellen  sind,  daß  sie  sich  nur  über  die  Oberfläche  eines  Leiters 
fortbewegen  und  daß  ihre  elektrische  Energie  ein  Maximum  ist,  wenn  auch 
ihre  magnetische  Energie  den  größten  Wert  erreicht.  Eine  eingehendere 
Erklärung  über  die  Art  und  Weise  des  Entstehens  der  »halbfreien  Äther- 
wellen« sowie  über  ihre  Eigenschaften  und  Wirkungen  hat  Fessenden  noch 
nicht  gegeben.  Es  fehlt  auch  noch  der  Nachweis,  ob  bei  dem  Fessenden- 
System  tatsächlich  derartige  Wellen  zur  Anwendung  kommen.  Wenn  man 
die  in  den  Fcssenden'schen  Patenschriften  enthaltenen  Schaltungsskizzen  von 
nebensächlichem  Beiwerk  befreit,  so  kommt  man  schließlich  zu  dem  durch 
die  Fig.  29  veranschaulichten  Schaltungsschema,  das  sich  von  den  bisher 
gebräuchlichen  Anordnungen  im  wesentlichen  nicht  unterscheidet,  sondern 
sich  als  ein  System  der  abgestimmten  Funkentelegraphie  darstellt,  bei  dem 
sowohl  bei  der  Sender-  wie  bei  der  Empfängerstation  offene  Schwingungs- 
kreise und  geerdete  Luftleiter  zur  Anwendung  kommen.  Die  Luftleitung 
verbindet  Fessenden  durch  ein  Drahtgebilde  besonderer  Bauart  mit  der  Erde, 
das  sich  in  der  Richtung  nach  der  Empfangsstation  mindestens  so  weit 
erstrecken  soll,  daß  es  einem  Viertel  der  zu  entsendenden  Wellenlänge 
elektrisch  gleichwertig  wird.  In  dieser  Verlängerung  der  Luftleitung  wird 
man  kaum  mehr  als  einen  der  bei  den  abgestimmten  Funkcntelegraphen- 
systemen  in  Gestalt  von  Drahtspulen  oder  Metallplatten  zur  Anwendung 
kommenden  Resonanzansätze  zu  erblicken  haben  und  aus  ihrer  Verwendung 
keineswegs  auf  die  Entstehung  einer  besonderen  Art  elektrischer  Wellen 
schließen  können. 
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Immerhin  enthält  das  Fessenden -System  verschiedene  recht  beachtens- 
werte Neuerungen. 

Während  des  Gebens  findet  auf  der  Senderstation  eine  dauernde  Wellen- 
sendung statt.  Die  Telegraphierzeichen  werden  dadurch  übermittelt,  daß 
durch  Niederdrücken  der  Taste  7\  mittels  welcher  die  regulierbare  In- 
duktanz  SJ  geändert  wird,  auch  die  Wellenlänge  geändert  und  die  beiden 
Stationen  also  außer  Abstimmung  gebracht  werden. 

Die  zur  Abstimmung  benutzte  regulierbare  Induktanz  besteht  aus  mehreren 
Paaren  parallel  gespannter  Drähte  oder  Metallstreifen,  die  hintereinander 
geschaltet  und,  um  ihre  Kapazität  zu  erhöhen,  in  einem  Kasten  unter  öl 
dicht  nebeneinander  angeordnet  sind.  Auf  den  beiden  Drähten  je  eines 
Drahtpaares  ruhen  verschiebbare  Kontakte.  Nach  Fessenden  soll  diese  An- 
ordnung ermöglichen,  Kapazität  und  Selbstinduktion  in  ein  solches  Ver- 
hältnis zueinander  zu  bringen,  daß  sich  im  Schwingungskreise  reine  Sinus- 
wellen  ausbilden.    Um  reine  Sinuswellen  zu  erhalten,  soll  das  Verhältnis 
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Jn.  Jnduktor 
T  Taste 

an  Tasten  ansatz 


B 


reaul U'  ^öare  Selbst  in dukt'uin. 
C   Kondensator   B  Batterie 
Bo  WeiUnanzeiger 
Fm   Fernhörer  mit  M  ik~  raahon  kontakt 
F  gewöhnlicher  Fernhörer. 


zwischen  Kapazität  und  Induktanz  für  alle  Teile  des  Senderdrahts  für  die 
I^ängeneinheit  annähernd  dasselbe  sein.  Die  beweglichen  Kontakte,  durch 
welche  die  Selbstinduktion  und  Kapazität  bis  zur  gewünschten  Abstimmung 
abgeglichen  werden,  haben  die  Form  von  Stäben,  die  an  beiden  Enden  aus- 
gekehlte Scheiben  tragen.  Federnde  Arme,  die  in  Einschnitten  des  Kasten- 
deckels verschiebbar  angebracht  sind,  drücken  die  Stäbe  fest  auf  die  Draht- 
paare. 

Wird  beim  Telegraphieren  der  mit  Erde  verbundene  Tastcnhcbcl  T  nieder- 
gedruckt ,  so  drückt  sich  der  Ansatz  a  n  des  Tastenkontaktes  gegen  einen 
der  Drähte  der  Abstimmungseinrichtung  und  schaltet  dadurch  einen  Teil 
der  Abstimmung  dem  Senderdraht  hinzu,  dessen  Schwingungsperiode  hier- 
durch geändert  wird. 

Wird  der  Tastenkontakt  mit  mehreren  Ansätzen  versehen,  so  kann  man 
leicht  von  einer  Wellenlänge  zur  anderen  übergehen. 

Der  Empfängerstromkreis  enthält  den  Luftleiter,  einen  Kondensator,  die 
gleiche  Abstimmungsvorrichtung  wie  die  Senderstation  und   einen  Wellen- 
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anzeiger  in  Hintereinanderschaltung  mit  Erde  verbunden.  Parallel  zum 
Wellenanzeiger  ist  ein  Mikrophonkontakt  angeordnet,  durch  den  ein  Fern- 
hörer betätigt  wird.  Der  von  Fessenden  konstruierte  Wellenanzeiger  beruht 
auf  dem  Prinzip  des  Bolometers.  Er  besteht  aus  einem  0,35  mm  langen 
Stück  Silberdraht  von  nur  0,051  nim  äußerem  Durchmesser  mit  einem  Platin- 
kern von  0,001. S2  mm  Stärke.  Dieses  Drahtstückchen  wird  mit  den  Platin- 
zuführungsdrähten des  Wcllenanzeigcrs  metallisch  verbunden  und  zu  einer 
Schleife  gebogen.  Die  Spitze  dieser  Schleife  wird  in  Salpetersäure  ein- 
getaucht, wodurch  das  Silber  an  dieser  Stelle  gelöst,  der  Platinkcrn  also 
freigelegt  wird.  Die  Drahtschleife  des  Wellenanzeigers  hat  einen  Wider- 
stand von  30  Ohm,  also  im  Vergleich  zu  dem  Widerstande  der  Metall- 
feilichtkohärcr  einen  recht  geringen  Widerstand.  Heim  Durchgang  der 
elektrischen  Wellen  wird  das  in  die  Drahtschleife  eingeschaltete  dünne 
Drahtstück  hinreichend  und  schnell  erwärmt  und  dadurch  sein  Widerstand 
vergrößert.  Hört  die  Wellenwirkung  auf,  was  der  Fall  ist,  wenn  beim 
Telegraphieren  die  Abstimmung  gestört  wird .  so  gibt  der  Wellenanzeiger 
die  Wärme  durch  Leitung  schnell  wieder  ab,   sein  Widerstand  nimmt  zu 


Fig.  30. 


A  Luftleitung  SJ  Selbstinduktionsspule 

/uj2  Drahtspuün  Jn  Funkeninduktor 

B  Batterie  F  Funkenttrecke 

M  Mikrophon  T  Telephon 

C  Kondensator  E  Erde 


und  es  findet  dadurch  eine  Beeinflussung  des  Mikrophonstromkreises  derart 
statt,  daß  das  Telephon  hörbare  Zeichen  von  der  Dauer  des  Tastendrucks 
gibt.  Die  Drahtschleife  des  Wcllenanzeigcrs  ist  in  einer  luftleeren  Glasbirne 
eingeschmolzen;  zur  Verhütung  von  Wärmeausstrahlungen  ist  eine  kleine 
Silberschale  über  die  Schleife  geschoben  und  an  den  Einführungsdrähten 
mittels  eines  Glasbändchens  befestigt.  Mehrere  solcher  Wellenanzeiger  sind 
auf  einer  drehbaren  Scheibe  angeordnet,  um  leicht  beim  Versagen  eines  An- 
zeigers einen  anderen  einschalten  zu  können. 

Fessenden  hat  bei  seinen  Versuchen  eine  sichere  funkentelegraphische 
Verständigung  auf  180  km  erzielt  und  will  auf  eine  Entfernung  von  i)o  km 
so  schnell  wie  auf  einer  oberirdischen  Telegraphenlcitung  telegraphiert 
haben. 

Von  den  übrigen  umfangreichen  Arbeiten  des  Professors  Fcssenden  auf 
dem  Gebiete  der  Funkentelegraphie  verdienen  noch  folgende  besondere  Be- 
achtung: 

1.  eine  Anordnung  zur  Erzielung  großer  Reichweiten  auch  bei  kurzen 
Luftleitungen. 
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Fessenden  ordnet  zu  diesem  Zwecke  die  Pole  der  Funkenstrcckc 
in  einer  Kammer  an,  deren  Luft-  oder  Gasfüllung  durch  eine  Druck- 
pumpe unter  einen  Druck  von  4  bis  5  Atmosphären  gesetzt  wird.  Den 
besten  Erfolg  hat  Fessenden  erzielt,  wenn  er  den  einen  Pol  der  Funken- 
strecke als  Spitze,  den  anderen  als  große  Platte  ausbildete;  er  brauchte 
dann  zur  Uberbrückung  einer  Entfernung  von  180  km  nur  Masten  von  7,5  m 
Höhe. 

2.  eine  Anordnung,  bei  welcher  die  von  der  Funkenstrecke  ausgehenden 
Wellen  eine  Änderung  ihrer  Frequenz  durch  ein  Mikrophon  erhalten  sollen. 

Zu  diesem  Zwecke  verbindet  Fessenden  den  einen  Pol  der  Funkenstrecke 
(Fig.  30)  mit  einer  Spule  ,s\  eines  ringförmigen  Fisendrahtbündels  und  den 
zweiten  Pol  der  Funkenstrecke  mit  Erde.  Parallel  zur  Funkenstrecke  ist 
in  gewöhnlicher  Weise  ein  Kondensator  und  eine  Selbstinduktionsspule  ge- 
schaltet. Uber  den  Eisendrahtring  ist  ferner  eine  zweite  Spule  s2  geschoben, 
deren  Enden  mit  einem  Mikrophonstromkreisc  verbunden  sind.  Das  lnduk- 
torium  ist  ununterbrochen  in  Tätigkeit;  es  findet  also  eine  dauernde  Wellen- 
sendung statt,  die  der  Membran  des  Empfangstelephons,  das  unmittelbar  in 
die  Luftleitung  eingeschaltet  ist,  eine  bestimmte  Lage  gibt.  Änderungen  im 


Fig.  31. 


Mikrophonstromkreise  sollen  nun  entsprechende  Änderungen  in  der  natür- 
lichen Schwingungsperiode  des  Senderdrahts  hervorrufen ,  die  ihrerseits 
wieder  entsprechende  Änderungen  der  Telephonmembran  des  Empfängers 
bedingen.  Es  scheint  dies  zunächst  eine  Papiererfindung  zu  sein;  andern- 
falls wäre  durch  sie  auch  das  Problem  der  Telephonie  ohne  Draht  gelöst. 
Ob  die  praktischen  Erprobungen  der  Erfindungen  Fessenden's  die  von 
seinen  F'reunden  gehegten  überschwänglichen  Hoffnungen  erfüllen  werden, 
läßt  sich  heute  noch  nicht  übersehen ;  immerhin  bürgt  die  zielbewußte  Arbeit 
Fessenden's  für  einen  gewissen  Erfolg. 

2.  System  de  Forest  —  Das  von  Dr.  Lee  de  Forest  angegebene 
Funkentelegraphensystem  (Fig.  31)  benutzt  zwar  die  bekannten  Senderein- 
richtungen der  älteren  Systeme;  es  bedeutet  aber  insofern  einen  Fortschritt, 
als  es  einen  besonders  empfindlichen,  auf  elektrolvtischen  Wirkungen  beruhen- 
den Wellenanzeiger  verwendet,  der  nach  Aufhören  der  elektrischen  Be- 
strahlung von  selbst  seinen  ursprünglichen  Zustand  wieder  einnimmt.  Als 
Energiequelle  der  Senderstation  dient  eine  Wechselstrommaschine  von  1  ro  Volt 
Spannung  bei  120  Wechseln  in  der  Sekunde  oder  auch  von  500  Volt  bei 
60  Umdrehungen.    Durch  einen  Transformator  besonderer  Bauart  wird  der 
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Wechselstrom  auf  .25  «mhi  Volt  Spannung  gebracht.  Die  Zeichengehunp  er- 
folgt durch  die  in  den  Sckundärstromkreis  des  Transformators  eingeschaltete 
Taste  Ta.     Wegen  der  hohen  Spannung  erfolgt  Stromschluß  und  Strom- 


tragung  der  Oszillationen  auf  den  Senderdraht  erfolgt  direkt. 

Die  Pole  der  Funkenstrecke  hestehen  aus  sphärischen  Scheihen,  die  in 
einer  Entfernung  von  o.x  cm  übereinander  angeordnet  sind.  Ks  soll  diese 
Anordnung  eine  besonders  klare  und  wirksame  Funkenstrecke  geben.  Die 
Strombahn  des  Empfängers  ist  eine  offene:  die  von  ihm  aufgefangenen 
Wellen  werden  durch  einen  Transformator  auf  den  geschlossenen,  aber  nicht 
abgestimmten  Stromkreis  des  Wellenanzeigers  übertragen.  Die  Zeichen 
werden  durch  ein  Telephon  aufgenommen. 

Der  Wellenanzeiger,  von  de  Forest  »Responder«  genannt,  ist  ein  elektro- 
ly  tischer  Antikohärcr  oder  Gcgenfritter ,  dessen  Widerstand  durch  die  elek- 
trische Bestrahlung  vergrößert  wird.  Fr  besteht  aus  zwei  in  eine  Glas- 
oder Fbonitröhre  eingeschlossenen  Metallelektroden,  zwischen  denen  sich 
eine  teigartige  Faste  aus  Feilspäncn,  Glyzerin  oder  Vaseline,  ferner  Blei- 
oxyd mit  Spuren  von  Wasser  oder  Alkohol  befindet.  Unter  der  Einwirkung 
einer  kleinen  Batterie  von  0,1  bis  I  Milliampere  bilden  die  durch  die  ganze 
Paste  verteilten  Feilspäne  eine  leitende  Brücke  von  Elektrode  zu  Elektrode 
von  verhältnismäßig  geringem  Widerstande.  Sobald  elektrische  Wellen  diese 
Brücke  bestrahlen,  fällt  sie  in  sich  zusammen,  indem  der  Widerstand  infolge 
Ablagerung  großer  Mengen  winziger  Bläschen  von  Wasserstoff  an  der 
Kathode  erheblich  zunimmt.  Nach  Aufhören  der  elektrischen  Bestrahlung 
tritt  sofort  der  ursprüngliche  Zustand  wieder  ein;  die  Wirkung  geht  augen- 
blicklich vor  sich.  Eine  Erneuerung  der  Paste  ist  erst  nach  3  Tagen 
erforderlich. 

De  Forest  will  bei  seinen  Versuchen  selbst  auf  größere  Entfernungen 
eine  Sprechgeschwindigkeit  von  20  bis  40  Wörtern  in  der  Minute  erzielt 
haben. 

3.  System  Tesla.  —  Das  Funkcntelegraphensvstem  von  Nicola  Tcsla  ist 
eine  Kombination  von  zwei  oder  mehreren  Senderstationen  und  der  gleichen 
Anzahl  Fmpfängereinrichtungen.  Je  ein  Sender  und  Empfängerapparatsatz 
sind  immer  auf  dieselbe  Wellenlänge  abgestimmt.  Die  von  jedem  Apparat- 
satz ausgehenden  Wellen  sind  in  ihrer  Länge  so  verschieden,  daß  sie  nur 
den  zugehörigen  Apparatsatz  der  Empfängerstation  beeinflussen  können.  Die 
Anordnung  ist  so  getroffen,  daß  sämtliche  Senderapparate  der  Station 
gleichzeitig  arbeiten  müssen,  denn  auf  der  Empfangsstation  kann  der  eigent- 
liche Apparat  für  die  Niederschrift  der  Zeichen  nur  dann  in  Tätigkeit  treten, 
wenn  alle  Fritter  durch  die  für  sie  bestimmten  Wellen  bestrahlt  werden. 
Tesla  will  durch  sein  System  eine  größere  Sicherheit  der  Abstimmung 
erreichen,  indem  er  annimmt,  daß  bei  gleichzeitiger  Entsendung  von  zwei 
oder  mehreren  stark  gegeneinander  verstimmten  Wellen  die  Wahrscheinlich- 
keit eine  sehr  geringe  wird,  daß  gleichzeitig  auch  von  fremden  Stationen 
Wellen  entsprechender  Länge  auf  der  Empfangsstation  eintreffen.  Im  übrigen 
bietet  das  System,  wie  aus  dem  Schaltungsschema  Fig.  32  für  eine  Sender- 
und Empfängerstation  mit  je  2  Apparatsätzen  leicht  ersichtlich  ist,  keine 
besonderen  Abweichungen  gegen  die  sonst  gebräuchlichen  Anordnungen. 
Es  kommen  geschlossene  Schwingungskreise  in  loser  Koppelung  mit  der 
offenen  und  geerdeten  Strombahn  des  Luftleiters  in  Anwendung.  Die  ge- 
schlossenen Schwingungskreise  sind  durch  eingeschaltete  regulierbare  Kon- 
densatoren c  und  c,  und  Selbstinduktionen  SJ  und  S  J{  abstimmbar.  Die 
Speisung  der  Funkenstrecken  erfolgt  durch  ein  Induktorium  in  Verbindung 
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mit  einer  SammlcTbatterie  oder  durch  eine  Wechselstrommaschine.  Zur 
Zeichengebung  dient  die  Taste  Ta. 

Auf  der  Empfangsstation  kann  das  Relais  R2,  welches  einen  Morse- 
schreiber (in  der  Figur  weggelassen)  für  die  Zeichenaufnahme  betätigt,  nur 
dann  ansprechen,  wenn  beide  Relais  R  und  /?,  infolge  der  wirksamen  Be- 
strahlung der  Fritter  /V  und  Frx  durch  die  für  sie  bestimmten  elektrischen 
Wellen  ihre  Anker  anziehen.  Die  Betätigung  eines  Fritters  allein  durch  die 
Wellensendung  einer  fremden  Station  würde  nicht  ausreichen,  das  Relais  R., 
zum  Ansprechen  zu  bringen ;  der  Betrieb  würde  also  durch  die  fremde  Station 
nicht  gestört  werden.  Ks  ist  nicht  zu  verkennen,  daß  durch  die  Tesla- 
anordnung  eine  Station  der  Störung  durch  fremde  Stationen  wird  entzogen 
werden  können,  sofern  letztere  nicht  in  naher  Entfernung  von  dieser  Station 
arbeiten. 


Fig.  32. 


A  u.A'  LuftUtttr  W  Wiechs  eist  rommasch  ine 

Tru.Tr'  Transformatoren  Ta  Taste, 

SJ  U.&J  regulierbare  Selbstinduktionsspulen  fr  u.Fr*  Frilter 

cu.c'         •         Kondensatoren,  B,B',B*  Batterien 

F  u.F'  Funkenstrecken  R.  R '  R*  Relais 

Jn    Jnduktoriurn  £  £rde 


4.  Vorschläge  für  eine  Mehrfachfunkentelegraphie  durch  mechanische 
oder  mechanisch-akustische  Abstimmung. 

a)  System  Anders  Bull.  —  Das  System  sieht  eine  rein  mechanische 
Abstimmung  vor,  für  deren  Konstruktion  wohl  die  Einrichtung  des  Baudot- 
Vielfachtelegraphen  als  Vorbild  gedient  hat.  Ein  durch  einen  kurzen  Druck 
auf  die  Telegraphiertaste  erzeugter  Strom  löst  mittels  eines  Elektromagnets 
die  Arretierung  einer  Metallscheibe  aus,  die  sich  dann  unter  Einwirkung 
eines  Motors  um  ihre  Achse  dreht  und  nach  einer  Umdrehung  in  der 
Nonnalsteilung  wieder  festgehalten  wird.  Wird  die  Taste  längere  Zeit 
niedergedrückt,  so  erfährt  die  Scheibe  mehrere  Umdrehungen,  und  zwar 
5  in  einer  Sekunde.  Bei  jeder  Umdrehung  wird  durch  einen  an  der  Metall- 
scheibe sitzenden  Vorsprung  der  Stromkreis  für  den  sogenannten  Verteiler 
geschlossen  und  hierdurch  ein  Elektromagnet  betätigt,  der  eine  Feder  in 
eine  rinnenförmige  Vertiefung  des  Verteilers  schiebt.  Diese  Feder  folgt 
nun  der  ebenfalls  5  mal  in  der  Sekunde  stattfindenden  Drehung  der  Ver- 
teilerscheibe  und  berührt  nacheinander  eine  bestimmte  Anzahl  und  in  be- 
stimmten Entfernungen  voneinander  angeordnete  Kontakte.    Bei  jeder  Be- 
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rührung  zwischen  Feder  und  Kontakt  wird  mittels  eines  Elektromagnet»  der 
Primärkreis  eines  Funkeninduktors  geschlossen;  durch  den  kurzen  Druck 
auf  die  Sendertaste  werden  also  5  Wellenimpulse  in  bestimmter  Aufeinander- 
folge der  in  gewöhnlicher  Weise  angeordneten  offenen  und  geerdeten 
Strombahn  des  Senderluftleiters  zugeführt. 

Auf  der  Empfängerstation  befindet  sich  ein  »Kollektor«  genannter  Apparat, 
der  in  seiner  Einrichtung  derjenigen  des  Verteilers  der  Senderstation  ent- 
spricht und  inshesondere  mit  derselben  Anzahl  von  Kontakten  in  genau 
denselben  Abständen  ausgerüstet  ist.  Jeder  den  in  den  geerdeten  Luftleiter 
der  Empfangsstation  unmittelbar  eingeschalteten  Fritter  treffende  Wellen- 
impuls betätigt  ein  zu  dem  Fritter  parallel  geschaltetes  Relais.  Durch  jede 
Ankerbewegung  dieses  Relais  wird  eine  Feder  in  die  Rinne  des  Kollektors 
geschoben,  dessen  Bewegung  mit  der  des  Verteilers  der  Senderstation  synchron 
ist.  Den  vom  Verteiler  ausgesendeten  5  Wellcnimpulsen  entspricht  also 
eine  Verschiebung  von  5  Federn  in  die  Rinne  des  Kollektors.  Liegen 
sämtliche  5  Federn  in  den  durch  die  zeitliche  Folge  der  Wellenimpulse  be- 
dingten Abständen  in  der  Kollektorrinne,  so  schließen  sie  über  die  in  ent- 
sprechenden Zwischenräumen  angeordneten  Kontakte  den  Stromkreis  für 
einen  Morseschreiber;  es  entsteht  ein  Punkt.  Ein  Tastendruck  von  längerer 
Dauer  bringt  eine  Reibe  Punkte  hervor,  die  dann  einen  Strich  des  Morse- 
alphabets darstellen. 

Wellenimpulse,  die  in  einer  anderen  zeitlichen  Folge  oder  in  einer  anderen 
Anzahl  in  der  Sekunde  auf  den  Fritter  bz.  den  Kollektor  wirken,  können 
den  Zeichenempfänger  nicht  betätigen.  Würde  man  also  an  den  Luftleiter 
der  Senderstation  einen  zweiten  Apparatsatz  anschalten,  der  z.  B.  3  Wellen- 
impulse in  bestimmter  Zeitfolge  in  der  Sekunde  versendet,  so  würde  dadurch 
der  für  5  Wellenimpulse  in  der  Sekunde  eingerichtete  Empfänger  nicht  be- 
tätigt werden,  dagegen  könnten  diese  aus  3  Wellenimpulsen  zusammenge- 
setzten Zeichen  durch  einen  zweiten,  parallel  zum  Empfangsfritter  geschalteten 
besonderen  Apparatsatz  aufgenommen  werden.  Ob  praktische  Erfolge  diese 
theoretische  Lösung  der  Aufgabe  einer  mehrfachen  Funkentelegraphie  be- 
stätigen werden,  bleibt  abzuwarten. 

b)  System  Blondel.  —  Professer  Blondel  benutzt  eine  mechanisch- 
akustische Abstimmung  bei  seinem  System  der  Mehrfachfunkentelegraphie. 
Die  Zahl  der  von  den  einzelnen  Senderstationen  ausgehenden  Wellenimpulse 
in  der  Sekunde  ist  eine  recht  verschiedene.  Auf  der  Empfangsstation  werden 
sie  durch  einen  unmittelbar  in  den  geerdeten  Luftleiter  eingeschalteten  Fritter 
in  gewöhnlicher  Weise  registriert.  Parallel  zum  Fritter  sind  mit  einer  Batterie 
eine  Anzahl  von  Empfangsapparaten  zusammengeschaltet,  deren  jeder  nur 
dann  akustisch  anspricht,  wenn  die  Anzahl  der  in  der  Sekunde  auf  ihn 
wirkenden  Stromstöße  seiner  Eigenschwingung  entspricht.  Zu  diesem  Zwecke 
verwendet  Blondel  Monotelephone  von  Mercadier. 

Ein  solches  Monotelephon  enthält  in  einer  zylindrischen  Dose  mit  Glas- 
deckel einen  kräftigen  Magneten,  auf  dessen  hohlen  Kern  oben  eine  Mag- 
netisierungsspirale von  200  bis  400  Ohm  Widerstand  aufgesetzt  ist.  Die 
Membran  ist  etwa  2  mm  dick,  aber  nicht  mit  dem  Rande  festgeklemmt, 
sondern  in  drei  Punkten  der  ersten  Schwingungsknotenlinie  durchbohrt  und 
mit  diesen  Durchbohrungen  auf  drei  Spitzen  aufgesetzt.  Jede  Membran  ist 
durch  entsprechende  Wahl  ihres  Durchmessers  auf  einen  bestimmten  Ton 
abgestimmt.  Die  Membran  spricht  kräftig  an,  wenn  eine  Reihe  Strom- 
impulse  das  Telephon  beeinflussen,  die  der  Schwingungszahl  des  Grundtons 
der  Membran  entsprechen;  sie  bleibt  jedoch  nahezu  unbeweglich,  wenn  der 
Periodenunterschied  mindestens  einen  halben  Ton  beträgt. 
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Eine  besondere  Eigentümlichkeit  des  Blondel-Systems  ist  das  Fehlen 
des  sonst  allgemein  üblichen  Luftdrahts  bei  der  Senderstation.  Als  Wellen- 
ausstrahler  benutzt  Blondel  einen  großen  Kondensator  C  (Fig.  33),  dessen 
t  ine  Belegung  geerdet  ist.  während  die  andere  in  einer  bestimmten,  ziemlich 
bedeutenden  Entfernung  vollkommen  isoliert  autgehängt  ist.  Der  Raum 
zwischen  beiden  Kondensatorplatten  wird  zweckmäßig  durch  Paraffin  oder 
ein  anderes  Dielektrikum  ausgefüllt.  Die  Ladung  des  Kondensators  erfolgt 
durch  einen  Funkeninduktor.  Das  durch  die  Ladung  entstehende  kon- 
zentrierte Kraftfeld  zwischen  den  beiden  Kondensatorplatten  verschwindet, 
sobald  ein  Funke  überspringt,  indem  es  sich  in  kreisförmigen,  konzentrischen, 
elektromagnetischen  Wellen  vom  Kondensator  hinweg  über  die  Bodenfläche 
ausbreitet. 

An  Stelle  der  Drähte,  welche  die  Funkenstrecke  mit  den  Platten  ver- 
binden ,  verwendet  Blondel  auch  große  Metallzylinder ,  Kegel  oder  sonst 
gebogene  Flächen.  Blondel  will  durch  die  Kondensatoranordnung  eine 
größere  Elektrizitätsmenge  zur  Ausstrahlung  bringen,  als  dies  mit  den  Luft- 
leitern der  sonstigen  Systeme  möglich  ist. 

Fig-  33- 
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C  Kondensator 
F  Fu  nkenstrecke 
£  Erde 
Jn.  Jnduktorium 
B  BatterU 


Ta  Taste 
A  LuftleLUr 
Fr  Frittcr 

T\T*t  T3  Monotelephone 


Da  Blondel  nur  kurze  Wellenlängen  verwendet,  so  hält  er  es  für  an- 
hängig, den  Kondensator  in  der  Brennlinie  eines  parabolischen  oder  kreis- 
förmigen Metall reflektors  anzuordnen,  um  damit  den  Wellenstrahlen  eine 
bestimmte  Richtung  zu  geben. 

5.  Die  Blochmann'schen  Versuche  über  die  Richtfähigkeit  der 
elektromagnetischen  Wellen.  —  Es  ist  ausgeschlossen,  mit  den  jetzt 
gebräuchlichen  Luftleitungen  die  elektrischen  Wellen  von  einem  Punkte  aus 
nach  einer  bestimmten,  selbstgewählten  Richtung  zu  versenden.  Dr.  Rudolf 
Blochmann  versucht  die  elektrischen  Strahlen  dadurch  zu  richten,  daß  er 
an  Stelle  der  Antennen  linsenförmige  Körper  mit  großer  Dielektrizitäts- 
konstante, z.  B.  aus  Harz,  Paraffin  oder  Glas,  setzt. 

Diese  Linsen  wirken  auf  die  elektrischen  Strahlen  in  gleicher  Weise  w  ie 
auf  die  Lichtstrahlen.  Blochmann  hat  mit  Linsen  von  nur  So  cm  Durch- 
messer unter  Verwendung  von  20  cm  langen  Wellen  Entfernungen  von 
einigen  Kilometern  überbrückt. 

Die  Blochmann'sche  Sendereinrichtung  bringt  die  für  die  Erzeugung 
der  elektrischen  Wellen  erforderlichen  Apparate  in  einer  metallischen,  für 
eJektrischc  Strahlen  also  undurchlässigen  Kammer  unter,  welche  an  einer 
>te//e  die  Ausstrahlungslinse  enthält.    Die  von  der  im   Brennpunkt  der 
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Linse  angeordneten  Fnnkenstrecke  ausgehende  elektrische  Energie  wird 
hierdurch  längs  der  Achse  der  Linse  zusammengehalten,  sie  tritt  in  dieser 
Richtung  in  den  Raum  hinaus  und  kann  so  trotz  des  Fehlens  der  Antenne 
die  Wellenanzeiger  auf  größere  Entfernungen  hetätigen.  Der  auf  diese 
Weise  durch  den  Äther  in  der  gewählten  Richtung  fortgepflanzte  elektrische 
Wellenzug  wird  auf  der  Empfangsstation  in  seiner  W  irkung  dadurch  wieder 
verstärkt,  daß  die  Strahlen  zunächst  durch  eine  gleichartige  Linse  hindurch- 
gehen und  von  dieser  auf  den  in  ihrem  Brennpunkte  angeordneten  Wellen- 
anzeiger konzentriert  werden. 

Die  Blochmann'sche  Senderstation  hat  Ähnlichkeit  mit  einem  optischen 
Scheinwerfer;  die  Empfangsstation  tritt  bei  diesem  an  Stelle  des  mensch- 
lichen Auges.  Da  ferner  die  elektrischen  Wellenzüge  tatsächlich  die  Eigen- 
schaften der  Lichtstrahlen  besitzen ,  so  bezeichnet  Blochmann  sein  System 
kurzweg  als  »Strahlentelegraphie« .  Es  charakterisiert  sich  als  eine  erweiterte 
Anwendung  des  Hertz'schen  Spiegclvcrsuchs.  Bedingung  für  die  Wirksam- 
keit des  Systems  ist.  daß  die  Stationen  gegenseitig  sichtbar  sind,  daß  also 
keine  für  die  elektrischen  Wellen  Schatten  bildenden  Gegenstände,  d.  h. 
keine  elektrischen  Leiter  größerer  Ausdehnung  sich  in  der  Verbindungslinie 
zwischen  den  beiden  Stationen  befinden.  Das  System  würde  sich  also  nur 
für  geringe  Entfernungen  eignen,  für  größere  Entfernungen  müßten  Relais- 
stationen eingerichtet  werden,  oder  es  würden  die  sich  sonst  von  den 
übrigen  Systemen  nicht  wesentlich  unterscheidenden  Apparatsätzc  in  Ver- 
bindung mit  einer  Luftleitung  zu  benutzen  sein. 

Die  Bedeutung  des  Blochmann'schcn  Systems  erstreckt  sich  nur  auf  den 
Nahverkehr,  indem  es  die  Möglichkeit  in  Aussicht  stellt,  mit  ihm  eine 
mehrfache  Funkentelegraphie  zu  schaffen,  die  bisher  durch  die  Methoden 
der  elektrischen  und  mechanischen  Abstimmung  gerade  im  Nahverkehr  nicht 
erreicht  werden  konnte.  Das  Blochmann'sche  System  gewährt  nicht  nur 
die  Möglichkeit,  auf  einer  Empfangsstation  lediglich  diejenigen  Signale  bz. 
elektrischen  Wellen  aufzunehmen,  die  aus  einer  bestimmten  Richtung 
kommen,  sondern  auch  eine  Feststellung  der  Richtung,  aus  der  die  Wellen 
eintreffen. 

Kommen  die  Wellenstrahlen  parallel  zur  Achse  der  Linse  auf  der 
Empfangsstation  an,  so  werden  sie  im  Brennpunkte  der  Linse  vereinigt  und 
von  dem  daselbst  befindlichen  Wellenanzciger  zur  Wahrnehmung  gebracht. 
Diejenigen  Strahlen  dagegen,  deren  Richtung  einen  Winkel  zur  Linsenachse 
bildet,  werden  nicht  im  Brennpunkte  vereinigt;  sie  lassen  also  den  Wellen- 
anzeiger, wenn  die  Winkelabweichung  groß  genug  ist,  unbeeinflußt.  Dagegen 
können  sie  durch  einen  in  dem  neuen  Strahlenvereinigungspunkt  aufgestellten 
Wellenanzeiger  registriert  werden.  Bringt  man  sonach  in  der  Empfangs- 
kammer, die  ebenfalls  aus  Metallblech  besteht,  nicht  einen,  sondern  mehrere 
Wrellenanzeiger  an ,  so  kann  man  die  vor  der  Linse  der  Kammer  liegende 
Gegend  in  der  Kammer  gewissermaßen  elektrisch  abbilden.  Man  kann  auf 
fliese  Weise  mit  einer  bis  auf  einige  Winkelgrade  sich  erstreckenden  Genauig- 
keit feststellen,  aus  welchen  Richtungen  die  einzelnen  Wellenzüge  kommen. 
Die  Möglichkeit  einer  mehrfachen  Funkentelegraphie  ist  hierdurch  ebenfalls 
gegeben.  Zu  diesem  Zwecke  werden  die  Metallkammern  des  Senders  und 
Empfängers  mit  mehreren  Linsen  ausgestattet.  Jede  Linse  kann  durch 
einen  Schieber  aus  einem  für  elektrische  Wellen  undurchlässigen  Material 
(Metall)  außer  Wirkung  gesetzt  werden. 

Die  kürzlich  in  Brunsbüttel  mit  dem  Blochmann'schcn  System  unter 
Verwendung  einer  primären  Energie  von  i  K.W.  angestellten  Versuche 
ergaben   eine   Reichweite   von  1,5  km.    Wie  es   beim   Scheinwerfer  nicht 
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vollkommen  gelingt,  die  Lichtstrahlen  nur  in  der  Achsenrichtung  auszu- 
senden, sondern  die  Erscheinung  der  sogenannten  Streuung  eintritt,  indem 
sich  Strahlen  in  benachbarten  Richtungen  fortpflanzen ,  so  wurde  auch  bei 
den  nach  dem  System  Blochmann  gerichteten  elektrischen  Strahlen  eine 
seitliche  Streuung  beobachtet.  Die  Streuung  betrug  etwa  io°;  außerhalb 
dieses  Strahlenwinkels  liegende  Empfänger  wird  also  der  betreffende 
Wellenzug  nicht  beeinflussen.  Es  wäre  zu  wünschen,  daß  durch  weitere 
Versuche  dem  System  die  Einführung  in  die  Praxis  ermöglicht  würde. 

6.  Übertragung  von  Guarini.  —  Der  Vorschlag  Guarini's.  Übertragungs- 
stationen für  Eunkcntelegraphie  einzurichten,  stammt  aus  der  ersten  Zeit 
der  Einführung  der  Eunkentelegraphie  in  die  Praxis,  als  man  größere  Ent- 
fernungen über  Land  noch  nicht  überbrücken  konnte.  Da  dies  jetzt  der 
Fall  ist,  so  dürfte  der  Vorschlag  kaum  mehr  praktische  Bedeutung  erlangen. 
Das  Prinzip  der  Übertragung  ist  das  der  gleichartigen  Einrichtung  in  der 
Drahttelegraphie;  der  Übertragungsapparat  dient  zuerst  als  Empfänger  und 
wirkt  dann  selbsttätig  als  Geber.  Der  Kohärer  des  neuerdings  verbesserten 
Ubertragungssystems  schließt  bei  elektrischer  Bestrahlung  den  Stromkreis 
einer  Batterie  und  betätigt  dadurch  ein  gewöhnliches  Relais,  dieses 
wiederum  ein  zweites  Relais,  dessen  Anker  den  Stromkreis  für  die  Primär- 
wicklung eines  Funkeninduktors  schließt.  Hierdurch  wird  eine  Funken- 
strecke erregt  und  von  dieser  der  Luftdraht  in  Schwingungen  versetzt; 
das  eingetroffene  Zeichen  wird  also  mit  neuer  elektrischer  Energie  weiter 
gegeben.  Die  leitende  Brücke  des  Kohärers  wird  durch  einen  vom  ersten 
Relais  in  Gang  gesetzten  Klopfer  zerstört,  sämtliche  Stromkreise  werden 
durch  Rückgang  der  Relaisanker  in  die  Ruhelage  geöffnet  und  das  System 
ist  wieder  zum  Empfang'  neuer  Wellen  bereit. 

7.  Funkentelegraphensysteme  von  Popoff,  Ducretet  usw.  —  Die 
Funkentelegraphensystcme  von  Popoff,  Ducretet,  Tissot,  Branly,  Elihu 
Thomson,  Castelli,  Schäfer,  Rochefort,  Orling,  Armstrong  usw.  weisen  in 
ihren  Schaltungen  gegen  die  Systeme  von  Marconi,  Braun- Siemens  und 
Slaby-Arco  keine  nennenswerten  Abweichungen  auf.  Typisch  für  die 
einzelnen  Systeme  sind  in  der  Regel  nur  die  Wellenempfänger,  die  Oszilla- 
toren oder  sonstige  einzelne  Apparate,  deren  Beschreibung  in  dem  Abschnitt 
über  die  Apparate  der  Funkentclegraphie  erfolgen  wird.      iFortscuung  folgt» 


Eine  Zeitung,  welche  die  Zahl  ihrer  Woehenausgaben 
ändert,  ist  eine  neue  Zeitung  im  Sinne  des  Posttaxgesetzes. 
Urteil  des  Reichsgerichts  vom  21.  September  1903. 

Von  Ober -Postpraktikant  Bergs  in  Berlin. 

Die  Postgebühr  für  den  Vertrieb  von  Zeitungen  ist  durch  die  Post- 
gesetznovelle vom  20.  Dezember  iKux)  neu  geregelt  worden.  Nach  Art.  1 111 
dieser  Novelle  erhält  die  Post  für  jede  Zeitung  eine  aus  drei  Teilen  zu- 
sammengesetzte Gebühr,  und  zwar 

a)  eine  Bezugsgebühr  von  2  Pf.  für  jeden  Monat  der  Bezugszeit; 

b)  eine  Erscheinungsgebühr  von  15  Pf.  jährlich  für  das  wöchentlich 
einmalige  oder  seltenere  Erscheinen  sowie  15  Pf.  jährlich  mehr 
für  jede  weitere  Ausgabe  in  der  Woche; 
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c)  eine  Gewichtsgebühr  von  10  Pf.  jährlich  für  jedes  Kilogramm  des 
Jahresgewichts  unter  Gewährung  eines  Freigewichts  von  je  einem 
Kilogramm  für  so  viel  Ausgaben,  wie  der  Gebühr  zu  b)  unter- 
liegen. 

Das  Jahresgewicht  wird  für  jedes  Kalenderjahr  nach  dem  tatsächlichen 
Gewicht  der  Zeitungsnummern  des  vorangegangenen  Rechnungsjahrs  fest- 
gestellt. Hei  neuen  Zeitungen  erfolgt  bis  zur  Anwendbarkeit  dieser  Be- 
stimmung die  Gewichtsberechnung  vierteljährlich  nach  dem  Gewichte  der 
erschienenen  Nummern  (Abs.  2  a.a.O.). 

Vorstehende  Vorschriften  sind  am  i.  Januar  1901  in  Kraft  getreten. 
Für  das  Kalenderjahr  1901  hatte  die  Gewichtsberechnung  in  der  Weise  zu 
geschehen,  daß  das  Gewicht  der  vom  1.  Januar  bis  30.  September  1900 
erschienenen  Zeitungsnummern  zu  ermitteln  und  dieses  Gewicht  um  ein 
Drittel  zu  erhöhen  war  (Art.  6  a.  a.  O.). 

Über  die  Berechnungsart  der  Gewichtsgebühr  entstand  im  Jahre  1901 
zwischen  der  Reichs-Postverwaltung  und  dem  Verleger  der  A.  F. -Zeitung 
in  B.  eine  Meinungsverschiedenheit,  die  zu  einer  gerichtlichen  Klage  seitens 
des  genannten  Verlegers  gegen  den  Reichspostfiskus  führte.  Der  Klage 
lag  folgender  Sachverhalt  zu  Grunde. 

Das  Post-Zeitungsamt  ermittelte  das  Jahresgewicht  der  A.  F. -Zeitung 
für  das  Kalenderjahr  1901  auf  Grund  der  vom  [.  Januar  bis  30.  Septem- 
ber 1900  angesammelten  Nummern  des  Pflichtexemplars  unter  Erhöhung 
des  gefundenen  Gewichts  um  '/3  mit  6  kg  976  g.  Dieses  Gewicht  wurde 
Anfang  Oktober  1900  dem  Verleger  der  erwähnten  Zeitung  schriftlich  mit- 
geteilt. Der  Verleger  erhob  gegen  die  Gewichtsfeststellung  keine  Ein- 
wendungen. Ende  Oktober  1900  gab  der  Verleger  die  Erklärung  ab,  daß 
die  A.  F. -Zeitung,  die  bis  dahin  zweimal  wöchentlich  erschienen  war,  vom 
I.  Januar  1901  ab  ihre  Erschcinungsziffer  auf  wöchentlich  vier  Ausgaben 
erhöhen  werde.  Da  sich  durch  die  Veränderung  der  Erscheinungsziffer  die 
Unterlagen  sowohl  der  im  Oktober  1900  ausgeführten  Gewichtsberechnung 
als  auch  der  Bemessung  des  Freigewichts  für  das  Kalenderjahr  1901  ver- 
schoben hatten,  so  sah  die  Reichs-Postverwaltung  die  Zeitung  hinsichtlich 
der  Gewichtsberechnung  als  »neue  Zeitung«  im  Sinne  des  obigen  Gesetzes 
an.  Demgemäß  wurde  am  Schlüsse  jedes  Vierteljahrs  das  Gewicht  der  in 
diesem  Vierteljahr  erschienenen  Zeitungsnummern  des  Pflichtexemplars  er- 
mittelt und  nach  diesem  durch  Vervielfältigung  mit  vier  das  für  die  einzelnen 
Vierteljahre  maßgebende  Jahresgewicht  festgestellt.  Dabei  erhöhte  sich  der 
Betrag  der  an  das  Post-Zeitungsamt  zu  zahlenden  Zeitungsgebühr  um 
4174  M.  45  Pf. 

Der  Verleger  der  A.  F.-Zcitung  hielt  die  angegebene  Berechnungsweise 
für  unrichtig,  indem  er  bestritt,  daß  die  Zeitung  durch  die  Erhöhung  ihrer 
Erscheinungsziffer  zu  einer  »»neuen  Zeitung«  geworden  sei.  Er  erhob  des- 
halb beim  Landgericht  I  in  B.  Klage  auf  Zurückzahlung  des  zu  viel  er- 
hobenen Betrags  an  Zeitungsgebühr. 

Das  Landgericht  I  in  B.  wies  den  Kläger  durch  Urteil  vom  9.  Okto- 
ber 1902  kostenpflichtig  ab,  indem  es  annahm,  daß  für  die  Gewichtsberech- 
nung eine  Zeitung  mit  veränderter  Ausgabenzahl  in  der  Tat  eine  neue 
Zeitung  sei. 

Auf  die  vom  Kläger  hiergegen  eingelegte  Berufung  verurteilte  das 
Kammergericht  laut  Urteil  vom  14.  Februar  1903  den  beklagten  Reichs- 
postfiskus  zur  Zahlung  des  geforderten  Betrags. 

Das  Kamniergericht  ging  davon  aus,  daß  eine  Zeitung  durch  Änderung 
ihrer  Erscheinungsziffer  nicht  zu  einer  »»neuen  Zeitung«   würde.    Es  ver- 
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kannte  zwar  nicht,  daß  in  solchem  Falle  die  Behandlung  der  Zeitung  als 
einer  alten,  also  die  Berechnung-  der  Zeitungsgebühr  nach  dem  Gewichte 
des  Vorjahrs,  besonders  mit  Rücksicht  auf  das  zu  gewährende  Frei- 
gewicht zu  gewissen  Unebenheiten  führe.  Es  glaubte  jedoch,  daß  diese 
Unvollkommcnheiten,  die  nun  einmal  aus  dem  Gesetze  sich  ergäben,  durch 
die  Erhöhung  oder  Herabsetzung  der  Erscheinung>gebühr  von  15  Pf.  für 
jede  Wochenausgabe  ausgeglichen  würden. 

Gegen  dieses  Urteil  legte  der  Reichsposthskus  Revision  ein. 

Das  Reichsgericht  ist  dem  Berufungsrichter  nicht  beigetreten,  sondern 
hat  durch  Urteil  vom  21.  September  IQ03  das  kammergerichtliche  Urteil 
aufgehoben  und  in  der  Sache  selbst  die  Berufung  des  klägerischen  Zeitungs- 
verlegers gegen  das  Urteil  des  Landgerichts  kostenpflichtig  zurückgewiesen. 

In  seinen  Entscheidungsgründen  erörtert  das  Reichsgericht  zunächst  den 
Zweck  und  die  Entstehung  des  Art.  1  111  der  l'ostgesetznovclle  vom  20.  De- 
zember 189g.  Dem  Gesetzgeber  sei  es  darauf  angekommen,  die  Postgebühr 
für  den  Vertrieb  von  Zeitungen  den  tatsächlichen  Leistungen  der  l'ost  so 
anzupassen,  daß  der  von  jedem  einzelnen  Verleger  zu  entrichtende  Gebühren- 
betrag dem  Werte  der  für  den  Vertrieb  seiner  Zeitung  aufzuwendenden 
Gesamtleistung  möglichst  entspreche.  Die  frühere  Berechnung'  nach  dem 
vom  Verleger  einseitig  festgesetzten  Bezugspreise  habe  zu  dem  Mißstand 
geführt,  daß  Verleger  von  Anzeigenblättern,  die  ihre  Einnahmen  vorwiegend 
aus  der  Fülle  von  Anzeigen  schöpften,  der  l'ost  große,  zur  Zeitungsgebühr 
in  keinem  richtigen  Verhältnis  stehende  l'apicrmasscn  zur  Beförderung 
ubergeben  hätten.  Die  Zeitungsgebühr  solle  sich  deshalb  auch  nach  dem 
Gewichte  der  Zeitung  richten.  Da  e>  aus  Betriebsrücksichten  unmöglich 
-ei.  «las  tatsächliche  Gewicht  jeder  versandten  Zeitungsnummer  zu  er- 
mitteln, so  habe  man  es  für  zweckmäßig  gehalten,  daß  vor  dem  Beginn 
einer  jeden  Bezugszeit  auch  der  vom  Gewicht  abhängige  Teil  der  Zeitungs- 
gebuhr id.  i.  also  die  Gewichtsgebühr  1  vorausbestimmt  werde.  Auf  diese 
Weise  sei  man  für  jeden  Zeitabschnitt  zwar  zu  einer  mehrgliedrigen  Be- 
rechnungsweise, gleichwohl  aber  zu  einer  einheitlichen,  denselben  Zeit- 
abschnitt betreffenden  Gebühr  gekommen.  Bei  der  Gewichtsberechnung  sei 
dabei  eine  Vorausveranschlagung  des  künftigen  Gewichts  nach  dem  Maß- 
stäbe des  im  Vorjahre  beförderten  Gesamtgewichts  nötig  gewesen.  Schon 
die  Fassung  des  ursprünglichen  Regierungsentwurfs  schließe  jeden  Zweifel 
darüber  aus,  daß  es  grundsätzlich  darauf  abgesehen  war.  nicht  das 
Gewicht  des  Vorjahrs  mit  der  Gebühr  zu  treffen,  sondern  das  Gewicht 
des  Bezugs jahrs:  das  Gewicht  des  jeweilig  vorangehenden  Zeitraums 
-•Ute  immer  als  Maßstab  der  Vorausbestimmung  für  das  Gewicht 
des  nächsten  Jahres  verwertet  werden. 

Bei  diesem  Grundsatze  sei  auch  das  Gesetz  selbst  verblieben,  obwohl 
nach  den  Beschlüssen  des  Reichstags  die  Art  und  Weise  der  Feststellung 
les  im  Vorjahre  beförderten  Gesamtgewichts  verändert  worden  sei.  Das 
Gesetz  schreibe  vor.  daß  das  mit  der  Gewichtsgebühr  zu  treffende  Jahres- 
gewicht »mach  dem  tatsächlichen  Gewichte  der  Zeitungsnummern  des  voran- 
gegangenen Rechnungsjahrs«  festgestellt  werden  solle;  das  Gesetz  unter- 
scheide somit  selbst  zwischen  dem  »Jahresgewicht«,  das  als  Entgelt  für  die 
Leistung  der  Gebührenberechnung  zu  Grunde  gelegt  werden  solle,  und  dem 
"Gewichte  des  Vorjahrs«,  das  für  die  Feststellung  jenes  Gewichts  nur  als 
Maßstab  verwendet  werden  solle.  Daß  von  diesem  Maßstab  Abweichungen 
möglich  seien,  verstehe  sich  von  selbst ;  denn  es  lasse  sich  nicht  vermeiden, 
daß  die  künftig  entstehenden  Zeitungsnummern  sich  von  den  zum  Wiegen 
benutzten    alten    Zeitungsnummern    in    ihrer  äußeren  Beschaffenheit 
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unterschieden,  z.  B.  in  ihrer  Gestalt,  in  der  Starke  des  Papiers,  in  der 
Anzahl  der  Beilagen,  in  dem  Umfange  der  Mitteilungen  und  Anzeigen 
u.  dergl.  Dagegen  dürfe  der  Maßstab  selbst  nicht  verändert  werden 
falls  nicht  jede  Beziehung  zwischen  ihm  und  dem  Gegenstände  der  Voraus- 
bestimmung überhaupt  aufgehoben  werden  solle.  Das  würde  aber  der  Fall 
sein,  wenn  die  Erscheinungsziffer  geändert  werden  durfte,  und  wenn  trotzdem 
die  Gewichtszahl,  welche  das  Gesamtgewicht  der  Nummern  des  Vorjahrs 
anzeigte,  unverändert  für  die  Gebuhrenbererhnung  des  neuen  Bezugsjahr- 
maßgebend  bliebe.  Kine  derartige  Auslegung  des  Gesetzes  sei  unhaltbar. 
Die  Gesetzesvorschrift  könne  vielmehr  nur  so  verstanden  werden,  daß  ihre 
Anwendbarkeit  eine  Erscheinungsweise  der  Zeitung  voraussetze,  bei  der  die 
Erscheinungszit'fcr  in  dem  einen  und  in  dem  anderen  Jahre  die  gleiche  sei. 

Das  Reichsgericht  untersucht  dann  weiter  die  wechselseitigen  Beziehungen 
zwischen  der  Er>cheinungsziffcr  und  dem  Freigewicht.  Bei  der  Berech- 
nung des  Freigewichts  handele  es  sich  nicht  um  die  Erscheinungsziffer  des 
Vorjahrs,  sondern  um  die  des  Bezugsjahrs.  Malte  man  daher  bei  der 
Gewichtsfeststellung  nach  dem  vorjahrigen  Jahresgewicht  nicht  daran  fest, 
daß  das  Gesetz  sie  nur  bei  gleichbleibender  FrscheinungszirTer  habe  vor- 
schreiben wollen,  so  würden  die  Veränderungen  der  FrscheinungszirTer  zu 
Ergebnissen  führen ,  die  mit  der  gesetzgeberischen  Absicht  unvereinbar 
wären.  Diese  sei  dahin  gegangen,  die  Gebühr  für  das  Bezugsjahr  in  ein 
richtiges  Verhältnis  zu  den  Leistungen  der  Post  in  demselben  Bezugsjahre 
zu  setzen  und  dabei  auch  mit  einer  so  weit  als  möglich  zutreffenden 
Gewichtsziffer  zu  rechnen.  Das  sei  aber  nicht  der  Fall,  wenn  die  von  dem 
vollen  Jahresgewicht  ausgehende  Grundziffer  nach  dem  Vorjahre,  das  ab- 
zurechnende Freigewicht  dagegen  nach  der  Ausgabenziffer  des  Bezugs - 
jahrs  sich  zu  richten  hätten;  denn  dann  würde  ein  Zeitungsverleger,  der 
die  Zahl  der  Wochenausgaben  seiner  Zeitung  und  damit  gleichzeitig  ihr 
Gewicht  erhöhe,  für  das  erste  Jahr  trotz  der  Erhöhung  des  Gewichts  eine 
geringere  Gewichtsgebühr  als  im  Vorjahre  zu  zahlen  haben.  Umgekehrt 
würde  ein  Verleger,  der  die  Erscheinungsziffer  seiner  Zeitung  und  gleich- 
zeitig ihr  Gewicht  verringere,  für  das  erste  Jahr  eine  höhere  Gewichtsgebühr 
als  im  Vorjahre  zahlen  müssen. 

Wenn  der  Berufungsrichter  annehme,  daß  derartige  Unebenheiten  durch 
die  Erscheinungsgebühr  von  15  Pf.  für  jede  Wochenausgabe  ausgeglichen 
würden,  so  ließen  schon  die  Rechnungsergebnisse  des  gegenwärtigen  Rechts- 
falls die  Unhaltbarkeit  der  Anschauung  erkennen.*) 

Nach  der  Ansicht  des  Reichsgerichts  kann  bei  der  Veränderung  der 
Erscheinungsziffer  für  die  Berechnung  der  Gewichtsgebühr  nur  an  zwei 
Möglichkeiten  gedacht  werden: 

•)  Wie  sehr  die  Beweisführung  des  Kammei gerichts  in  diesem  Punkte  versagt, 
geht  übrigens  auch  aus  dem  folgenden,  der  Kevisionsschrift  des  Reichspostfiskus  ent- 
nommenen Beispiele  hervor: 

Eine  Zeitung,  die  wöchentlich  sechsmal  erscheint  und  ein  Jahresgewicht  von  12  kg 
hat,  soll  vom  1.  Januar  1004  ab  wöchentlich  nur  einmal  erscheinen;  ihr  Jahresgewicht 
vermindert  sich  gleichzeitig  auf  2  kg. 

Die  Zeitungsgebühr  für  diese  Zeitung  betragt  bis  zum  1.  Januar  1904  jährlich 
a   Bezugsgebühr  12-2  Bf.    =     24  Pf., 

b)  Erscheinungsgebühr  6  •  15  Pf.   =      90  - 

c)  Gewichtsgebühr   —     60  - 

inümlich  12  kg  —  G  kg  Freigewicht  —  b  kg  •  10  Pl'.i 

zusammen. ...  174  Pf. 
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a)  entweder  führt  das  Gesetz  die  Vorausberechnung  des  Jahresgewichts 
nach  dem  Gewichte  des  Vorjahrs  »als  ein  die  Einzelheiten  seiner 
Tarifreform  beherrschendes  höheres  Prinzips  ein,  oder 

b)  die  Veränderung  in  der  Zahl  der  Wochenausgaben  macht  die 
Zeitung  im  Sinne  des  Gesetzes  zu  einer  »neuen  Zeitung«. 

Zu  a.  Die  erstere  Möglichkeit  ist  folgendermaßen  zu  verstehen:  Ks 
konnte  behauptet  werden,  das  Gewicht  des  Vorjahrs  solle  einen  festen 
Maßstab  für  die  Berechnung  der  Gewichtsgebühr  des  Bezugsjahrs  bilden, 
also  gewissermaßen  eine  absolute  Norm  schatten.  Dieser  feste  Maßstab 
gelte  aber  nur  für  den  Regelfall,  wenn  nämlich  die  Erscheinungsziffer  der 
Zeitung  unverändert  bleibe.  Werde  dagegen  die  Zahl  der  Wochenausgaben 
einer  Zeitung  gegen  das  Vorjahr  geändert,  so  müsse  auch  der  Maßstab  im 
Verhältnis  hierzu  geändert  werden.  Wenn  z.B.  der  Verleger  einer 
Zeitung,  die  bisher  zweimal  wöchentlich  erschienen  ist  und  ein  tatsächliches 
Jahresgewicht  von  6  kg  gehabt  hat .  im  neuen  Bezugsjahr  die  Zahl  der 
Wochenausgabcn  auf  vier  erhöht,  so  müßte  nach  obiger  Annahme  das  für 
die  Gewichtsgebuhr  des  neuen  Bezugsjahrs  maßgebende  Gewicht  des  Vor- 
jahrs im  Verhältnis  von  2:4,  d.h.  von  6kg  auf  12kg  erhöht  werden. 

Diese  Möglichkeit  wird  jedoch  vom  Reichsgericht  aus  mehreren  Gründen 
verworfen.  Zunächst  widerspreche  sie  der  Absicht  des  Gesetzes.  Dieses 
habe  die  Gewichtsfcststellung  nach  der  Gewichtsziffer  des  Vorjahrs  nicht  um 
ihrer  selbst  willen  vorgeschrieben,  sondern  sie  nur  als  Mittel  betrachtet,  um 
der  wirklichen  Gewichtsziffer  nach  Möglichkeit  nahe  zu  kommen.  Sodann 
würde  aber  eine  Vergrößerung  oder  Verkleinerung  des  für  den  Regelfall 
vorgesehenen  Maßstabs  zu  erheblichen  Ungenauigkeiten  führen,  und  diese 
Ungenauigkeitcn  müßten  um  so  bedeutender  werden,  je  größer  der  Unter- 
schied in  der  Erscheinungsziffer  zwischen  Vorjahr  und  Bezugsjahr  sei.**) 

Für  das  Kalenderjahr  1904  würde  die  Zeitungtgcbühr  betragen: 


A)  wenn  die  Zeitung  als  »alte«  behandelt  würde, 

a)  Bezugsgebühr  12- 2  Pf.    =     24  Pf., 

b)  Erscheinungsgebühr  1-15  Pf.   —      15  - 

c)  Gewichtsgebühr   —    tio  - 

(nämlich  12  kg  —  1  kg  Freigewicht  —  1  1  kg  •  10  Pf  )  

zusammen   140  Pf. 

B  wenn  die  Zeitung  als  »neue«  behandelt  würde, 

a)  Bezugsgebühr  12-2  Pf.   =     24  Pf., 

b)  Erscheinungsgebühr  t  •  1 5  Pf.   =     15  - 

c)  Gewichtsgebühr   —      10  - 

(nämlich  2  kg  —  1  kg  Freigewicht  =  1  kg  •  10  Pf.)  

zusammen....  4<>  Pf. 


Mithin  müßte  der  Verleger  im  Falle  A  mehr  als  das  Dreifache  der  Gebühr  zu  B 
entrichten.  Die  Herabsetzung  der  Erscheinungsgebühr  beseitigt  also  keineswegs  die 
Unbilligkeit  der  Gewichtsgebühr  bei  der  Berechnung  zu  A. 

*•)  Zur  Erläuterung  dieses  Grundes  sei  ein  Beispiel  eingeschaltet.  Eine  Zeitung, 
die  bisher  zweimal  wöchentlich  erschienen  ist  und  deren  Jahresgewicht  <>  kg  betragen 
hat,  möge  ihre  ErscheinungszifTer  auf  3,  4  oder  0  Wochenausgabcn  erhüben.  Nach 
obiger  Berechnungsweise  müßte  alsdann  zur  Ermittelung  der  Gewichtsgebühr  das  Ge- 
wicht des  Vorjahrs  im  Verhältnis  von  2:3,  2:4  oder  2:«),  d.h.  von  ü  kg  auf  9,  12 
oder  18  kg  erhöht  werden.  Das  auf  diese  Art  gefundene  Gewicht  würde  indes  zur 
Berechnung  der  Gewichtsgebühr  des  neuen  Bezugsjahrs  völlig  ungeeignet  sein,  weil 
es  dem  tatsächlichen  Gewichte  der  Zeitung  während  dieses  Jahres  nur  in  den  seltensten 
Fallen  entsprechen  würde;  denn  die  Erfahrung  lehrt,  daß  das  Jahresgewicht  einer 
Zeitung  keineswegs  im  einfachen  Verhältnis  zur  Erhöhung  der  Erschcinungszitfer  steigt. 
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Zu  b.  Da  die  crstcrc  Möglichkeit  zu  verwerfen  sei.  so  bleibe  nur  die 
Annahme  übrig-,  daß  für  den  Fall  einer  Veränderung  in  der  Erscheinungs- 
zitfer  kein  gesetzlich  vorgeschriebener  Maßstab  bestehe,  d.  h.  daß  die 
Gesetzesvorschrift,  nach  der  das  Gewicht  des  Vorjahrs  den  Maßstab  bilden 
solle,  nicht  Anwendung  finden  könne.  Dann  aber  habe  bis  zu  ihrer  An- 
wendbarkeit nach  dem  zweiten  Satze  derselben  Gesetzesstelle  die  Gewichts- 
berechnung vierteljährlich  nach  dem  Gewichte  der  erschienenen  Nummern 
zu  erfolgen.  Diese  Berechnungsweise,  welche  sich  nach  dem  Wortlaute  des 
Gesetzes  auf  »neue  Zeitungen«  beziehe,  habe  der  beklagte  Postfiskus  ange- 
wendet. Nun  wurde  zwar  der  Begriff  der  neuen  Zeitung  enger  sein,  wenn 
man  ihn  in  seiner  literarischen  oder  in  seiner  verlagsgewerblichen  Bedeutung 
näher  zu  bestimmen  hätte.  Vom  einem  derartigen  Standpunkt  aus  könne 
allerdings  eine  schon  bestehende  Zeitung  aus  dem  Grunde  allein,  weil  sich 
ihre  Erscheinungsziffer  ändere,  nicht  als  neue  gelten.  Das  Gesetz  wende 
aber  offensichtlich  den  Begriff  »neue  Zeitung«  in  einem  weiteren  Sinne  an. 
Neue  Zeitungen  im  Sinne  dieses  Gesetzes  seien  z.  B.  auch  solche  Zeitungen, 
die  der  Postverwaltung  erstmalig  zum  Vertriebe  übergeben  würden,  aber 
schon  vorher  innerhalb  der  durch  das  Postregal  gezogenen  Grenzen  auf 
andere  Weise,  als  durch  die  Post  vertrieben  worden  seien.  Dabei  sei  es 
völlig  gleichgültig,  ob  der  Verleger  die  Erscheinungsziffer  einer  derartigen 
Zeitung  von  dem  Tage  ab,  wo  er  sie  der  Post  zum  Vertrieb  übergibt, 
ändere  oder  nicht.  Der  Begriff  der  »neuen  Zeitung«  richte  sich  nicht  nach 
seiner  gemeingewöhnlichen  Bedeutung,  sondern  beginne  da,  wo  bei  der 
Berechnung  der  Zeitungsgebühr  die  im  ersten  Satze  des  2.  Absatzes  im 
Artikel  i1"  a.a.O.  enthaltene  Gesetzesvorschrift  versage.  Treffe  letzteres 
bei  einer  Zeitung  zu,  so  bezeichne  das  Gesetz  sie  als  eine  »neue  Zeitung«, 
indem  es  die  Bedeutung  des  Wortes  nicht  ausschließlich  von  hergebrachten 
Anschauungen  entnehme,  vielmehr  den  Begrirt  seinen  Zwecken  entsprechend 
erweitere. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Tran >and ische  Bahnprojekte  in  Chile  (vgl.  Archiv  v.  1^02  S.  577). 
I  >er  chilenische  Kongreß  hat,  wie  die  »Reform«  berichtet,  vor  einiger  Zeit 
das  schon  seit  vielen  Jahren  ins  Auge  gefaßte  Projekt:  eine  Eisenbahn  über 
die  Anden  zu  bauen,  um  dadurch  eine  Verbindung  zu  Land  zwischen  Buenos 
Aires,  Santiago  und  Valparaiso  herzustellen,  genehmigt.  Nach  Ausführung 
dieses  Planes  wird  die  erste  Eisenbahnlinie,  welche  das  Festland  Süd- 
amerikas ganz  durchquert,  geschaffen  sein.  Die  neubcwilligte  Bahn  erstreckt 
sich  von  Los  Andes  bis  zum  l  'spallatapaß  und  trifft  dort  auf  die  argenti- 
nische Bahn,  die  schon  von  Buenos  Aires  bis  Pucnte  dcl  Inca  fertig  her- 
gestellt ist.  Während  der  Sommermonate,  von  November  bis  April,  wird 
jetzt  noch  der  Verkehr  über  das  Gebirge  in  der  Richtung  der  geplanten 
Eisenbahnlinie  durch  Mauleselkarawanen  unterhalten.  Die  Entfernung  von 
den  gegenwärtigen  Endpunkten  der  Bahnen  nach  dem  LTspallatapasse  kann  in 
einem  Tage  zurückgelegt  werden.  Der  Paß  liegt  1700  m  über  dem  Meeres- 
spiegel, doch  wird  die  Eisenbahnverbindung  mittels  eines  Tunnels  das  Ge- 
birge wesentlich  tiefer  durchschneiden. 

Neben  diesem  hat  inzwischen  auch  ein  zweites  transandisches  Bahnprojekt 
durch  seine  Veröffentlichung  als  Gesetz  eine  greifbare  Gestalt  angenommen. 
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Es  handelt  sich  um  eine  weitere  Verbindung  des  Atlantischen  mit  dem 
Stillen  Ozean,  deren  Endpunkte  auf  chilenischer  Seite  Concepcion,  auf 
argentinischer  Seite  Buenos  Aires  und  ßahia  Bianca  sein  würden.  Da  die 
Bahn  über  die  chilenische  Ortschaft  Antuco  führen  soll .  wird  sie  kurzweg 
Antucobahn  genannt.  In  dem  Gesetze  wird  dem  Konzessionär  oder  seinen 
Rechtsnachfolgern  die  Erlaubnis  zum  Bau  und  zur  Ausbeutung  einer  Bahn- 
linie von  i  m  Spurweite  erteilt,  welche,  von  der  Station  Cabrero  an  der 
Zentralbahn  oder  deren  Umgebung  ausgehend,  sich  nach  Osten  durch  das 
Tal  des  Flusses  Laja  hinzieht,  bis  sie  die  Grenze  gegen  Argentinien  erreicht. 
Der  Unternehmer  hat  mit  dem  Bau  der  Bahn  innerhalb  eines  Jahres  nach 
Genehmigung  der  Pläne  zu  beginnen  und  ihn  samt  Stationen  und  Aus- 
rüstung in  der  Zeit  von  fünf  Jahren  zu  vollenden.  Der  Bau  bietet  keine 
besonderen  Schwierigkeiten;  die  höchste  Erhebung,  die  überwunden  werden 
muß,  beträgt  1400  m.  Man  zweifelt  nicht  daran,  daß  sich  diese  Linie  als 
ein  ertragreiches  Unternehmen  erweisen  werde,  was  von  der  kostspieligen 
l'spallatabahn  nicht  behauptet  werden  kann. 


Kupfererzeugung  Japans.  Die  Kupfererzeugung  bildet  den  be- 
deutendsten Zweig  der  japanischen  Minenindustrie.  Das  Metall  kommt  in 
gediegenem  oder  oxydiertem  Zustande  dort  fast  gar  nicht  vor;  es  wird 
vielmehr  durch  Verarbeitung  der  schwefelkieshaltigen  Erze  gewonnen.  Die 
von  Jahr  zu  Jahr  sich  steigernde  Kupfererzeugung  betrug  H)u<>  über 
25  000  t,  und  heute  steht  das  Land  als  Kupferproduzent  auf  dem  Welt- 
markte hinter  den  Vereinigten  Staaten,  Spanien  und  Chile  an  vierter  Stelle. 

Die  Kupferminen  Japans  sind  zahlreich  und  über  das  ganze  Land  ver- 
breitet, im  Jahre  1882  zählte  man,  abgesehen  von  den  Gruben,  in  denen 
das  Kupfer  zusammen  mit  Silber,  Gold  und  Blei  gewonnen  wird.  35  Minen, 
die  von  Privaten  ausgebeutet  wurden.  Die  Förderung  der  kleinsten  Mine 
bewertete  sich  auf  mindestens  50  000  Frcs..  diejenige  der  im  Norden  der 
Insel  Schikoku  belegenen  Mine  Bessin  auf  3  000  000  Frcs.  Dieses  schon 
seit  Jahrhunderten  betriebene  Bergwerk  ist  das  zweitgrößte  des  Landes.  Das 
geforderte  Erz  enthält  9  v.  H.  reinen  Kupfers.  Der  Abbau  geschieht  nach 
europäischer  Methode  und  mit  ausländischen  Maschinen.  Das  Werk  be- 
schäftigt 8ckx>  Arbeiter  und  führt  allein  nach  London  jährlich  4000  t  aus. 

Die  reichste  Ausbeute  liefern  die  Gruben  von  Aschio  nahe  bei  Nikko 
im  Norden  der  Insel  Hondo.  Die  hier  gefundenen  schwefelkieshaltigen 
Erze  haben  durchschnittlich  einen  Kupfergehalt  von  ig  v.  H.  Jährlich 
werden  ungefähr  6000  t  gefördert.  Der  große  Betrieb,  verbunden  mit 
Raffinieranstaltcn,  Bahnanlagen  usw..  befindet  sich  vollständig  in  den  Händen 
von  Japanern,  die  dabei  alle  technischen  Fortschritte  nutzbar  machen.  Für 
die  Landwirtschaft  in  der  Umgegend  von  Aschio  ist  dieser  Minenbetrieb 
allerdings  wenig  günstig;  namentlich  wird  die  Reiskultur  durch  die  Ver- 
seuchung der  Wasserläufe  unmöglich  gemacht.  Die  Regierung  soll  beab- 
sichtigen, die  geschädigten  Landwirte  unter  Gewährung  von  Ländereien 
anderswo  anzusiedeln. 

Die  Minen  von  Aschio  und  Besshi  liefern  zusammen  den  dritten  Teil  der 
Gesamtausbeute  an  Kupfer  in  Japan.  Die  Ausfuhr  des  Landes  an  raffiniertem 
Kupfer  bewertete  sich  1900  auf  32  000  000,  igoi  auf  35  000  oou  Frcs.  Ein 
großer  Teil  des  gewonnenen  Kupfers  wird  in  Japan  seihst  zu  Gebrauchs- 
und Kunstgegenständen  weiter  verarbeitet.  (Nach  l'Echo  des  Mines  et  de 
la  Metallurgie.) 
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Die  französischen  Eisenbahnen  im  deut>chen  Kriegsbetriebe 
1870/71,  von  Hermann  Budde,  Berlin  bei  Ernst  Siegfried  Mittler 
und  Sohn.  500  Seiten  Text  mit  66  Abbildungen  im  Text  und  auf 
8  Tafeln  sowie  3  Karten.    Preis  geheftet  10  M.,  gebunden  12  M. 

Vorbezeichnetes  Werk,  das  den  jetzigen  preußischen  Minister  der 
öffentlichen  Arbeiten  zum  Verfasser  hat,  bietet  zum  ersten  Male  eine  zu- 
sammenhängende Beschreibung  des  gesamten  Dienstes  auf  den  während  des 
deutsch-französischen  Krieges  1870/71  im  Rücken  der  Feldarmee  in  Betrieb 
gesetzten  französischen  Eisenbahnen ,  den  Verbindungslinien  zwischen  dem 
im  feindlichen  Gebiete  siegreich  vordringenden  Heere  und  der  Heimat. 
Staatsminister  Budde  ist  vor  Übernahme  seines  jetzigen  Amtes  mehrere 
Jahre  als  Chef  der  Eisenbahnabteilung  des  Großen  Generalstabs  tätig  ge- 
wesen, hat  somit  Gelegenheit  gehabt,  die  Quellen  für  eine  umfassende  Dar- 
stellung des  Gegenstandes  eingehend  zu  erforschen  und  zu  verwerten.  Das 
Buch  enthält  denn  auch  eine  Fülle  von  wichtigen  Einzelheiten,  teilweise  in 
wörtlicher  Wiedergabe  der  zugrunde  liegenden  Berichte,  Anordnungen  und 
Befehle,  die  zusammen  ein  zuverlässiges  Bild  der  gesamten  Tätigkeit  unserer 
Eisenbahnbehörden  und  Eisenbahntruppen  liefern.  Es  werden  einerseits  die 
dem  Fortgange  der  militärischen  Operationen  folgende  Inbetriebnahme  der 
einzelnen  französischen  Eisenbahnstrecken,  anderseits  die  organische  und 
betriebstechnische  Kriegstätigkeit  der  Militär-Eisenbahnbehörden  und  der  aus- 
führenden Eisenbahnstellen  geschildert.  Da  das  umfangreiche  Material  in 
trefflichster  Weise  gegliedert  und  bei  lebendiger  Schilderung  der  Einzelheiten 
durchweg  eine  allgemein  verständliche  Ausdrucksweise  angewandt  ist,  so 
wird  dem  Leser  die  Übersicht  außerordentlich  erleichtert  und  sein  Interesse 
an  der  Darstellung  dauernd  rege  erhalten. 

Der  Inhalt  des  Werkes  ist  in  folgende  Abschnitte  eingeteilt:  Die  Or- 
ganisation des  Feldeisenbahnwesens  bei  Ausbruch  des  Krieges.  —  Die  im 
Verlaufe  des  Krieges  aufgestellten  Feldeisenbahnbehörden  und  Eisenbahn- 
truppen. —  Das  in  Betrieb  genommene  französfsche  Bahngebiet.  —  Die 
Beschaffenheit  der  Eisenbahnlinien.  - —  Das  Betriebspersonal.  —  Die  Betriebs- 
mittel. —  Die  militärische  Sicherung  der  Bahnlinien.  —  Dienstverhältnis 
der  Betriebskommissionen  zu  anderen  Behörden.  —  Der  Betrieb.  —  Der 
Telegraph.  —  Eisenbahnzerstörungen  und  Unfälle.  —  Ubergang  des  Betriebs 
an  die  französischen  Verwaltungen  oder  in  den  Friedensbetrieb  und  Auf- 
lösung der  Betriebskommissionen.  —  Wenn  auch  ein  näheres  Eingehen  auf 
den  Inhalt  der  einzelnen  Abschnitte  im  Rahmen  dieser  Besprechung  nicht 
möglich  ist,  so  glauben  wir,  da  der  Stand  der  Eisenbahnverbindungen  im 
Rücken  des  in  Feindesland  operierenden  Feldheers  von  größter  Wichtigkeit 
für  die  Unterhaltung  des  Postverkehrs  zwischen  diesem  und  der  Heimat 
sein  mußte,  doch  nachstehendes  daraus  hervorheben  zu  sollen. 

Im  Verlaufe  des  Krieges  waren  deutscherseits  mehr  als  4000  km  Eisen- 
bahnen, die  von  den  Franzosen  vor  den  siegreichen  deutschen  Heeren  ge- 
räumt wurden,  wieder  in  Betrieb  zu  setzen.  Die  Inbetriebnahme  eines  so 
ausgedehnten  Bahnnetzes,  das  an  vielen  Stellen  nachhaltig  zerstört,  von 
Personal  und  Material  entblößt  und  fortgesetzt  böswilligen  Unterbrechungen 
durch  Landeseinwohner  oder  feindliche  Streifkorps  ausgesetzt  war,  steht 
bis  heute  einzig  in  der  Kriegsgeschichte  da.  Das  in  Besitz  genommene 
Bahngebiet  war  auf  vier  Betriebskommissionen  (Weißenburg/ Straßburg,  Nancy, 
Epernay/ Reims.  Chaumont ,'Corbeil)  und  die  Eisenbahndirektion  Saarbrücken 
verteilt.     Die  Abgrenzung  der  einzelnen  Verwaltungsbezirke  ist  in  der  dem 
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Werke  als  Anlage  I  beigefügten  Übersichtskarte  unter  Anwendung  ver- 
schiedener Farben  in  mustergültiger  Weise  dargestellt. 

Was  die  Bahnzerstörungen  betrifft,  so  hatten  die  Franzosen  bei  dem 
unerwarteten  eiligen  Rückzug  ihrer  Heere  nach  den  ersten  Schlachten  es 
anfangs  versäumt,  durch  erhebliche  Störungen  unsere  Truppen  an  der  Be- 
nutzung der  Bahnen  zu  hindern,  während  sie  im  weiteren  Verlaufe  des 
Krieges  mit  Erfolg  bemüht  waren,  die  Inbetriebnahme  der  dem  Feinde  preis- 
gegebenen Bahnlinien  durch  Zerstörung  wichtiger  Kunstbauten,  wie  Brücken. 
Tunnel,  Viadukte,  zu  erschweren.  Alter  auch  die  deutschen  Truppen  selbst 
hatten  durch  nachhaltige  Unterbrechung  von  Bahnstrecken  deren  Betriebe 
wesentliche  Hindernisse  bereitet.  Auf  Grund  dieser  Erfahrungen  wird  es 
als  erforderlich  bezeichnet,  in  ähnlicher  Kriegslage  den  zurückgehenden 
feindlichen  Truppen  und  den  Landeseinwohnern  die  Zerstörung  größerer 
Eisenbahn  werke  durch  deren  frühzeitige  Sicherung  unmöglich  zu  machen. 
Ferner  wird  gefordert,  daß  eine  Zerstörung  der  Bahnlinien  durch  die  eigenen 
Truppen  nur  von  Kommandostellen  angeordnet  werden  dürfe,  die  nach  dem 
Zwecke  und  dem  Gange  der  Operationen  beurteilen  können,  ob  die  Be- 
nutzung der  einzelnen  Bahnlinien  für  die  eigenen  Truppen  oder  für  den 
Feind  wahrscheinlich  und  von  Wert  sein  wird. 

Von  besonderem  Interesse  für  unsere  Leser  ist  der  den  Betrieb  be- 
handelnde Abschnitt.  Als  einheitliche  Normalzeit,  die  bei  Bildung  der 
Fahrpläne  angewandt  wurde,  galt  die  Straßburger  Zeit.  Die  Züge  hatten 
ihre  bestimmte  Bezeichnung  als  Post-  (Personen-)  oder  Militärzüge.  Die 
Postzüge  liefen  täglich  unbedingt  und  hatten  stets  den  Vorrang,  die  Militär- 
züge wurden  nur  nach  Bedürfnis  abgelassen.  Jeder  Zug  wurde  bis  zum 
Ziele  durchgeführt;  konnte  er  dieses  vor  Einbruch  der  Nacht  nicht  erreichen, 
-o  blieb  er  auf  einer  dazu  bestimmten  Übernachtungsstation.  Nachtdienst 
fand  grundsätzlich  wegen  Mangels  an  Personal  und  ungenügender  Sicherung 
der  Bahnen  nicht  statt.  Die  Fahrzeiten  waren  sehr  reichlich  bemessen;  die 
t  »urchschnittsgeschwindigkeit  stellte  sich  bei  den  Personenzügen,  bei  Berück- 
sichtigung der  Zeit  für  das  Anrücken  und  Anhalten  auf  den  Stationen,  auf 
ungefähr  r4  Minuten  für  die  Meile,  mit  Ausschluß  der  Aufenthalte.  Die 
Militärzüge  fuhren  etwas  langsamer.  Besonders  wichtig  war  es  naturgemäß, 
eine  möglichst  schnelle  Verbindung  für  die  Postbeförderung  nach  und  aus 
lern  Großen  Hauptquartiere  herzustellen.  Zu  diesem  Zwecke  konnte  bereits 
vom  9.  Oktober  1870  ab  ein  Schnellzug  Berlin-Frankfurt  (Main)  über 
Weißenburg-Nancy  bis  kurz  vor  Paris  durchgeführt  werden.  Die  Fahrzeit 
von  Berlin  bis  Nanteuil  (die  Strecke  Nanteuil-Paris  war  infolge  erheblicher 
Zerstörungen  vorerst  unbenutzbar)  dauerte,  mit  Einschluß  einer  Übernachtung 
in  Vendenheim,  etwas  über  48  Stunden.  In  diesen  Zug  wurde  vom 
2S.  Oktober  ab  regelmäßig  ein  Postwagen  eingestellt.  Durch  einen  vom 
20.  November  ab  zwischen  Nancy  und  Epernay  eingelegten  zweiten  Postzug 
erhielt  auch  der  zweite  Schnellzug  Berlin-Frankfurt  (Main)  Anschluß  nach 
Nanteuil.  Die  auf  der  Strecke  Nancy-Epernay  vorhandenen  Anschlüsse  waren 
nunmehr  folgende:  in  Nancy  nach  Straßburg  und  Weißenburg,  weiterhin 
nach  Süddeutschland  und  Berlin;  in  Frouard  nach  Metz,  weiterhin  über 
Saarbrücken  nach  Cöln  und  Berlin;  in  Blesme  nach  Donjeux  in  den  Rücken 
der  zweiten  Armee;  in  Chälons  nach  Reims;  in  Epernay  nach  Nanteuil  und 
Soissons.  Am  23.  November  konnte  der  Eisenbahnverkehr  bis  nahe  vor 
Paris  ausgedehnt  werden. 

Auf  die  Postbeförderung  mußte  es  nachteilig  einwirken,  daß,  wie  der 
Verfasser  des  näheren  darlegt,  keine  der  vier  Eisenbahn-Betriebskommissionen 
in  der  Lage  war,  die  für  die  verschiedenen  Strecken  aufgestellten  Fahrpläne 
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ordnungsmäßig  durchzuführen,  weil  die  auf  ( irund  der  jeweiligen  Kriegslage 
in  kurzen  Zwischenräumen  wechselnden  Anforderungen  und  die  vielfachen 
Betrichscrschwcrnisse  einen  regelmäßigen  Verlauf  des  Eisenbahnbetriebs  auf 
den  besetzten  Linien  während  der  ganzen  Kriegsdaucr  unmöglich  machten. 
Doch  waren  bei  der  großen  Wichtigkeit  eines  schnellen,  regelmäßigen  Post- 
verkehrs für  die  Heeresverwaltung  militärischerseits  Anordnungen  getroffen, 
daß  in  allen  Rillen,  in  denen  wegen  des  Zusammentreffens  großer  Massen- 
transporte der  regelmäßige  Fahrplan  außer  Kraft  treten  mußte,  für  den 
Posttransport  bestimmte  Militärzüge  zur  Verfügung  gestellt  werden  sollten, 
damit  die  Beförderung  der  Feldpostkorrespondenz  nicht  ins  Stocken  geriete. 

Ausführlich  besprochen  wird  die  am  15.  Oktober  1S70  ins  Leben  getretene 
Fcldpostpäckcrcibeförderung  an  die  mobilen  Truppen  in  Frankreich  unter 
wortlicher  Wiedergabe  der  diesem  Dienste  zugrunde  liegenden  Vereinbarung 
zwischen  Kommissaren  des  Königlichen  Kriegsnünisteriums,  des  Königlichen 
Ministeriums  für  Handel  usw.  und  des  General-Postamts. 

Schon  diese  wenigen  Angaben  lassen  erkennen,  daß  das  Budde'sche  Werk 
eine  wertvolle  Ergänzung  der  Geschichte  des  großen  Krieges  1870  71  dar- 
stellt und  insbesondere  auch  wichtige  Beiträge  für  die  Geschichte  des 
deutschen  Feldpostbctriebs  liefert. 

Das  Buch  ist  auch  noch  in  anderer  Richtung  von  Bedeutung.  Das 
Militär-Eisenbahnwesen  und  die  Vorschriften  für  den  gesamten  Dienst  auf 
den  rückwärtigen  Verbindungen  im  Kriege  haben  seit  1871  eine  gründ- 
liche Umgestaltung  erfahren.  Sollen  die  Eisenbahnen  den  hohen  An- 
forderungen genügen,  welche  die  heutige  Kriegführung  an  sie  stellt,  so 
müssen  alle  Beteiligten  die  Gliederung  des  1  Lenstes  und  die  auf  Grund  der 
Kriegserfahrungen  erlassenen  Dienstvorschriften  nach  ihrem  inneren  Zu- 
sammenhang und  in  ihrer  Bedeutung  gründlich  kennen.  Dieses  Verständnis 
fördert  die  vorliegende  Darstellung,  indem  sie  überall  den  ursächlichen  Zu- 
sammenhang, unter  dem  die  Vorschriften  entstanden  sind,  und  die  Lagen, 
in  denen  sie  gehandhabt  werden  sollen,  dem  Leser  vor  Augen  führt. 

Aus  beiden  Gründen  enthält  das  Buch  auch  für  die  Beamten  der  Post- 
und  Telegraphenvcrwaltung,  die  im  Kriegsfalle  mit  der  Leitung  und  Aus- 
führung des  Feldpostdienstes  Befassung  haben  wurden,  viel  Interessantes  und 
Belehrendes. 

Der  Reinertrag  des  Werkes  ist  je  zur  Hälfte  für  die  »Brandenstein- 
Stiftung«  beim  Großen  Generalstahe  und  für  die  Stiftung  »Eisenbahn- 
Töchterhort«  beim  preußischen  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  bestimmt. 

Handbuch  für  Post  Verwalter  von  Teut,  Postverwalter,  Fuhlsbüttel, 
3.  Auflage.  Im  Selbstverlage  des  Verfassers  (jetzt  Über-Postassistent 
in  Bergedorf).    Preis  1  M.  50  Pf. 

Das  vorliegende  Werkchcn  enthält  neben  einem  die  Jahre  1904  bis  1906 
unifassenden  Merkkalender  und  der  Merkliste  auszugsweise  die  Bestimmun- 
gen über  die  täglich  und  in  bestimmten  Fristen  zu  erledigenden  Dienst- 
geschätte  eines  Postverwalters,  ferner  Muster  zu  Nachweisungen,  Rech- 
nungen, Ouittungen,  Aushängen.  Anleitungen  zur  Aufstellung  der  Abrech- 
nungen A  und  B.  zur  Revision  von  Postagenturen  sowie  sonstige,  für  die 
Leitung  eines  Postamts  III  in  Betracht  kommende  Vorschriften  der  A.  D.  A. 
usw.  Als  Naehschlagebuch  für  ältere  und  als  Ratgeber  für  jüngere  Post- 
vcrwalter  sowie  für  die  zur  vorübergehenden  Verwaltung  eines  Postamts  III 
herangezogenen  Beamten  erscheint  das  Handbuch  geeignet. 

m  ih.in.  GCtMti'CKi  in  Des  rcicmsmuckmu. 
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—  Verwendung  der  Gutta -Gentzsch  zur  Herstellung  von  Reichs -Telegraphen- 
kabeln ,  S.  89.  —  Post-,  Telegraphen-  und  Fernsprechwesen  in  den  Straits- 
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Literatur:  Der  Weltpostverein  und  sein  Einfluß  auf  den  Weltverkehr  und  die  Welt- 
wirtschaft. Ein  Vortrag,  gehalten  in  der  Gesellschaft  für  Erdkunde  und  Kolonial- 
wesen zu  Straßburg  von  J.  Jung,  Postrat,  S.  95. 


Die  internationale  Vorkonferenz  für  Funkentelegraphie 

in  Berlin. 

Von  Ober- Postinspektor  P  fitzner  in  Berlin. 

Wahrend  die  Telcgraphic  mit  Prallt  sich  anfänglich  auf  die  Beförderung 
von  Nachrichten  innerhalb  der  Landestfrenzen  beschränkte  und  diese  erst 
später  überschritt,  ist  die  drahtlose  Telcgraphic  von  vornherein  in  die  Reihe 
der  internationalen  Verkehrsmittel  eintfetreten.  Pie  ( iriinde  dafür  sind  zu- 
nächst technischer  Natur,  weil  die  elektrischen  Wellen  sich  über  Wasser- 
flachen, wo  sie  auf  keine  Hindernisse,  wie  Berge.  Gebäude  usw.,  stoßen, 
leichter  und  auf  viel  tfrößere  Entfernungen  fortpflanzen,  als  über  Land. 
Ferner  lietft  auf  dem  Lande,  abtfescb.cn  von  militärischen  Zwecken,  nur 
selten  ein  Bedürfnis  für  die  Anwenduntf  der  Funkenteletfraphic  vor,  denn 
entweder  tfenügen  die  vorhandenen  Teletfraphenleituntfcn  oder  es  können, 
wo  das  nicht  zutrifft,  mit  verhältnismäßig  geringen  Kosten  den  tunkentele- 
graphischen  Verbindungen  an  Leistungsfähigkeit  und  Sicherheit  des  Betriebs 
weit  überlegene  neue  Prahtlcitungen  hergestellt  werden.  Dagegen  kam  die 
durch  die  Wellentelegraphie  geschaffene  Möglichkeit,  mit  beweglichen  Punkten 
(in  Fahrt  befindlichen  Schiffen)  sowie  mit  Leuchtschiffen  Nachrichten  auf 
große  Entfernungen  auszutauschen,  einem  schon  lange  bestehenden  wesent- 
lichen Bedürfnisse  der  Schiffahrt  entgegen.  So  war  von  Anfang  an  das 
internationale  Meer  als  natürliches  Anwendungsgebiet  des  neuen  Verkehrs- 
mittels gegeben. 

Hieraus  ertfab  sich  sehr  bald  die  Notwenditfkeit  einer  internationalen 
Regelung1  der  Funkentelegraphie.  um  so  mehr,  als  die  englische  W'ircless 
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Telegraph  Company  die  Erlangung  eines  Weltmonopols  anstrebte.  Hie 
deutsche  Regierung  regte  daher  bei  den  wichtigsten  europäischen  Staaten 
und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  an,  die  auf  den  Gegenstand 
bezüglichen,  zum  Teil  sehr  komplizierten  Fragen  zunächst  auf  einer  Vor- 
konferenz zu  klären,  um  auf  diese  Weise  die  Grundlage  für  die  Arbeiten 
einer  späteren,  erweiterten  Konferenz  zu  schaffen ,  deren  Aufgabe  es  sein 
würde,  eine  internationale  Vereinbarung  über  die  drahtlose  Telegraphie  zustande 
zu  bringen.  I  >ie  Vorkonferenz  fand  in  der  Zeit  vom  4.  bis  13.  August  1003 
in  Berlin  statt  und  war,  außer  von  Deutschland,  von  Großbritannien,  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Spanien,  Frankreich,  Italien.  Österreich- 
Ungarn  und  Rußland  beschickt. 

Die  einzelnen  Staaten  hatten  folgende  Vertreter  abgeordnet: 

Deutschland  die  Herren: 

Sydow,  Cntcrstaatssekretär  im  Reichs-Postamt, 

Professor  Dr.  Strecker,  Geheimer  Postrat  und  Ober -Telegraphen- 
Ingenieur, 

Wachen  f  cid,   Geheimer  Postrat   und   vortragender  Rat   im  Reichs- 
Postamt, 
Schräder,  Postrat, 
Konsul  Flügel,  Legationsrat, 
Korvetten-Kapitän  R i e ve , 
Kapitänleutnant  M  ost, 

Dr.  Felisch,  Wirklicher  Admiralitätsrat    und  vortragender   Rat  im 

Rcichs-Marineamt, 
Dr.  Heggero w,  wissenschaftlicher  Hilfsarbeiter  im  Reichs-MarineanU. 
Hauptmann  Osch  mann, 

Major  Klußmann,  Kommandeur  des  LuftschifTerbataillons; 

sowie  die  Herren 
F  u  h  r  k  e  n  ,  Ober-Postinspektor, 
Lindow,  Ober- Postinspektor. 
P  f  i  t  z  n  e  r ,  Ober-P<  »st inspektor, 
Oberländer.  Rechnungsrat 

als  Sekretäre  der  Konferenz; 

Osterreich  die  Herren: 

Adalbert  von  Stibral,  Sektionsrat  im  Handelsministerium, 
Arthur  Linninger,  Bau-Oberkommissär  im  K.  K.  Handelsministerium, 
Korvetten-Kapitän  Leopold  Sei  hier  (vgl.  auch  l'ngarn); 

Spanien  die  Herren: 

Don  Isidro  Calvo  y  Juana,  Major  im  Geniekorps.  Kommandeur 

der  Luftschiffcrabtcilung. 
Don  Antonio  Pelacz-Campomänes,  Oberleutnant  im  Telegraphen- 

regiment, 

Don  Mateo  Garcia  de  los  Reyes,  Leutnant  zur  See; 
die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  die  Herren: 

General  A.  W.  Grcely,  Chef  der  Militärtelegraphie, 
Commander  F.  M.  Harber. 

John  1.  Waterbury,  besonderer  Beauftragter  des  Handelsdepartements: 
Frankreich  die  Herren: 

Bordelongue,  Direktor  der  Telegraphen-Betriebsabteilung  im  Ministe- 
rium des  Handel«,  und  der  Industrie,  der  Posten  und  der  Tele- 
graphen, 
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Sins,   Telegrapheningenieur,  Chef   des   Bureau?  der  internationalen 

Telegraphenkorrcspondenz, 
Oberstleutnant  Boulanger, 
Kapitän  zur  See  Arago, 
Kommandant  H  o  u  d  a  i  1 1  e . 
M  a gn e .  Telegrapheninspektor ; 

Großbritannien  die  Herren : 

J.  C.  Lamb,  Chef  der  Telegraphenabtcilung  des  < ieneral  Post  Office, 
J.  Gavey,  Chefingenieur, 

R.  J.  Mackay.  Sektionschef  im  General  Post  Office, 
Colonel  R.  L.  Hippisley,  Royal  Engineers, 

Captain  H.  L.  Heath.  R.  N.,  Unterdirektor  des  Marine- Nachrichten- 
dienstes, 

Lieutenant  Christopher  R.  Payne,  R.  X.; 
Ungarn  die  Herren: 

Karl  Follert.  Post-  und  Telegraphen-Oberdircktor, 
Andreas  Kolossvärv,  Post-  und  Tclegraphcndirektor. 
Josef  Hollös,  Chefingenieur, 

Korvetten-Kapitän  Leopold  Sellner  (vgl.  auch  Österreich); 
Italien  die  Herren: 

Kontre-Admiral  Grillo, 
Korvetten-Kapitän  Bonomo  del  Casale. 
Marquis  Solari,  Leutnant  zur  See, 

Commendatore  Cardarelli,  Abteilungschef  im  Ministerium  der  Posten; 
Rußland  die  Herren: 

Fregatten-Kapitän  S  a  1  e  w  s  k  y , 

Professor  Osadschv,  Staatsrat.  Chef  der  technischen  Abteilung  der 

Generaldirektion  der  Posten  und  Telegraphen. 
Bilibine,  Staatsrat,  Chef  des  Bureaus  für  den  internationalen  Post- 

und  Telegraphenverkehr  in  der  Generaldirektion  der  Posten  und 

Telegraphen, 

P  o  p  o  f  f ,  Staatsrat ,  Professor  am  Elektrotechnischen  1  nstitut  Alexander  III. 

l>en  Beratungen  wurde  auf  Vorschlag  der  deutschen  Regierung  das  nach- 
stehende Programm  zugrunde  gelegt. 

Vorschläge.  Unterfragen  zu  den  Vorschlägen. 

Artikel  I.  Für  Funkentelegraphen- 
anlagen .  die  dem  Verkehre  von 
Schiffen  in  See  dienen,  sollen  fol- 
gende- Grundsätze  gelten.  Soll  auch  der  Verkehr 

a)  zwischen  Schiffen  untereinander. 

b)  zwischen  Küstenstationen  unterein- 
ander geregelt  werden? 

§  I.  Funkentelegramme  von  und  nach 
den  Schiffen  sind  ohne  Unterschied 
des  Systems  der  angewandten 
Funkentelegraphie  anzunehmen  und 

zu  befördern.  a)  Soll  dem  Inhalier  der  Anlage  eine 

Verpflichtung  auferlegt  werden: 
et  )  mit  jedem  in  Verkehr  zu  treten, 
der  ihn  anruft? 

5* 
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Vorschläge. 


§  2.  I>ie  für  den  allgemeinen  Schiffs- 
verkehr von  den  Küstenstationen 
benutzten  Wellenlängen  sind  öffent- 
lich bekannt  zu  machen. 


Daneben  können  besondere  Ver- 
abredungen über  abweichende 
Wellenlängen,  die  nicht  zu  ver- 
öffentlichen sind,  getroffen  werden. 
§  3.  Die  Gebühren  für  den  Austausch 
von  Funkentelegrammen  zwischen 
den  Küstenstationen  und  den 
Schiffen  müssen  angemessen  sein. 

Die  eine  Hälfte  der  Gebühr  fällt 
den  Küstenstationen ,  die  andere 
den  Stationen  auf  den  Schiffen  zu. 


Artikel  II.  Die  Hinrichtung  und  der 
Betrieb  von  Funkentelegraphen- 
anlagen ,  die  dem  Verkehre  mit 
Schiffen  in  See  dienen  sollen,  darf 
nur  solchen  Unternehmern  gestattet 
werden,  die  sich  den  unter  I.  ange- 
gebenen Grundsätzen  unterwerfen. 

Die  Festsetzung  der  Gebühren 
unterliegt  der  Genehmigung  des 
Staates,  in  dessen  Gebiete  sich  die 
Küstenstationen  befinden. 

Unternehmer,  welche  in  Staaten, 
dir  diesem  Übereinkommen  nicht 


Unterfragen  zu  den  Vorschlagen. 

b)  die  empfangenen  Telegramme 
auf  dem  kürzesten  Wege  zu 
befördern? 

b)  Wird  es  gestattet  sein,  solche 
Systeme  anzuwenden ,  die  eine 
scharfe  Abstimmung  erfordern? 

c)  Oder  wird  es  vorzuschreiben  sein, 
daß  die  Anlage  so  eingerichtet 
wird,  daß  sie  nach  Möglichkeit 
auf  jedes  System  anspricht? 


a)  Werden  bestimmte  Wellenlängen 
vorzuschreiben  sein? 

b)  Wird  zu  fordern  sein ,  daß  die 
technische  Einrichtung  jeder  Station 
bekannt  gegeben  wird? 

c)  Soll  wenigstens  das  System  ge- 
nannt werden,  nach  dem  die 
Station  eingerichtet  ist? 

d)  Soll  die  größte  Reichweite  be- 
kannt gegeben  werden? 


a)  ( >der  erscheint  ein  anderer  Maß- 
stab der  Gebührenteilung  zweck- 
mäßiger? 

b)  Soll  für  die  Sicherstellung  der 
Gebühren  ein  internationales  Konto 
eröffnet  werden? 
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Vorschläge. 

beigetreten  sind ,  den  Verkehr  mit 
auf  Schiffen  befindlichen  Funken- 
telegraphenstationen ablehnen  oder 
in  irgend  einer  Weise  erschweren, 
sollen  nicht  zugelassen  werden. 

Artikel  III.  Durch  ein  zu  verein- 
barendes Ausführungsrcglcmcnt 
sollen  einheitliche  Normen  für  den 
Verkehr  zwischen  den  Funken- 
telegraphcnstationen  an  der  Küste 
und  auf  den  Schiffen  erlassen 
werden.  Die  Befolgung  dieser 
Normen  soll  den  Küstenstationen 
und  den  Stationen  auf  den  Schiffen 
zur  Pflicht  gemacht  werden. 

Artikel  IV.  Auf  Funkentelegraphen- 
stationen, die  lediglich  dem  Ver- 
kehre mit  Kriegsschiffen  dienen, 
finden  die  Bestimmungen  dieses 
Übereinkommens  nicht  Anwen- 
dung. 


Artikel  V.  Den  Staaten ,  die  an 
dem  gegenwärtigen  Übereinkommen 
nicht  teilgenommen  haben,  wird 
auf  ihr  Verlangen  der  Beitritt  ge- 
stattet. 


09 

Unterfragen  zu  den  Vorschlägen. 


Soll  die  Erfüllung  der  den 
Stationen  auferlegten  Bedingungen 
von  Staats  wegen  überwacht  werden  ? 


Sollen  für  Schiffe  in  Not  Vor- 
rechte geschaffen  werden? 


Sollen  sie  nicht  wenigstens  ver- 
pflichtet werden,  Schiffen  in  See, 
die  sich  in  Not  befinden,  nach 
Kräften  Hilfe  zu  leisten? 


Die  Konferenz  wurde  durch  den  Staatssekretär  des  Reichs- Postamts 
Kraetke  am  4.  August  mit  einem  geschichtlichen  Rückblick  auf  die  bisherige 
Entwicklung  der  drahtlosen  Telegraphie  und  mit  einer  kurzen  Würdigung 
der  Verdienste  der  Gelehrten  und  F-rfinder  eröffnet,  die  an  dem  Erreichten 
Anteil  haben.  Die  Funkentclegraphie  habe  bereits  jetzt  eine  so  große 
Wichtigkeit  in  den  internationalen  Beziehungen  erlangt,  daß  sie  auch  des 
internationalen  Schutzes  bedürfe.  Er  hoffe,  daß  es  der  Konferenz  gelingen 
werde,  die  Grundlage  für  die  dazu  nötige  internationale  Verständigung  zu 
finden. 

Nach  einer  kurzen  Erwiderung  von  Herrn  Lamb,  der  für  die  Be- 
grüßungswortc  des  Staatssekretärs  dankte  und  daran  eine  Huldigung  für 
Seine  Majestät  den  Deutschen  Kaiser  anschloß,  übernahm  der  Unterstaats- 
sekretär  im  Rcichs-Postamt  Sydow  den  Vorsitz  und  wies  darauf  hin,  daß 
es  nötig  sei,  der  drahtlosen  Telegraphie  freie  Bahn  für  ihre  Weitercntwicke- 
lung  zu  schaffen  und  im  gemeinschaftlichen  Interesse  aller  schiffahrttreibenden 
Staaten  die  sich  ihrer  Anwendung  entgegenstellenden  Hindernisse  möglichst 
zu  beseitigen.  Der  Artikel  I  des  Programms  verfolge  daher  den  doppelten 
Zweck.  1.  die  Schaffung  eines  Monopols  zugunsten  eines  einzigen  Systems 
zu  verhindern ,  2.  Störungen  der  verschiedenen  Systeme  untereinander  zu 
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verhüten.  Durch  Vereinbarung  der  Wireless  Telegraph  Company  mit  dem 
britischen  Lloyd  habe  sich  dieser  verpflichtet,  für  seine  Schiffsmcldcstation.cn 
nur  Marconi- Apparate  zu  benutzen  und  seine  Stationen  nur  mit  solchen 
Schiffen  in  Verkehr  treten  zu  lassen,  die  gleichfalls  mit  Marconi-Apparaten 
ausgerüstet  seien.  Dadurch  werde  der  Nutzen  der  drahtlosen  Tclegraphie 
wesentlich  beschränkt  und  ihre  Entwicklung  gehemmt.  Nur  aus  dem 
freien  Wettbewerbe  von  Wissenschaft  und  Technik  aller  Nationen  könnten 
die  noch  nötigen  Verbesserungen  des  neuen  Verkehrsmittels  hervorgehen. 
Ferner  sei  es  noch  nicht  gelungen,  eine  solche  Genauigkeit  der  Abstimmung 
zu  erreichen,  daß  eine  größere  Anzahl  von  Stationen  ohne  gegenseitige 
Störung  gleichzeitig  arbeiten  könne.  Man  müsse  daher  den  funkentele- 
graphischen  Verkehr,  namentlich  wenn  alle  Systeme  zugelassen  werden 
sollen,  so  regeln,  daß  gegenseitige  Störungen  der  Stationen  nach  Möglichkeit 
eingeschränkt  werden. 

Herr  Lamb  erklärte,  die  englische  Regierung  habe  zwar  geglaubt, 
der  Einladung  zu  der  Konferenz  Folge  leisten  zu  sollen,  und  sie  werde 
die  Ergebnisse  der  Heratungen  sorgfältig  in  Erwägung  ziehen.  Sie  sei 
aber  nicht  in  der  Lage,  zu  den  von  Deutschland  formulierten  Fragen 
bestimmte  Vorschläge  zu  machen  oder  bestimmte  Ansichten  darüber  zu 
äußern.  Einerseits  sei  die  drahtlose  Telegraphie  noch  nicht  genügend  ent- 
wickelt, und  man  kenne  noch  nicht  die  Grenzen  ihrer  Leistungsfähigkeit. 
Andererseits  befinde  sich  Großbritannien  in  bezug  auf  die  Machtbefugnisse 
des  Staates  in  einer  Ausnahmestellung,  denn  das  Telegraphenmonopol  des 
General-Postmeisters  erstrecke  sich  nicht  auf  die  mit  fremden  Ländern  oder 
mit  Schiffen  außerhalb  der  Hoheitszone  vermittels  der  drahtlosen  Telegraphie 
ausgewechselten  Nachrichten.  Bevor  daher  die  englische  Regierung  einer 
internationalen  Kontrolle  zustimme,  müsse  sie  vom  Parlament  weitere 
gesetzliche  Befugnisse  erbitten.  Dabei  würde  sie  aber  auf  Schwierigkeiten 
stoßen,  sofern  die  Kontrolle  geeignet  sei,  diejenigen  zu  schädigen,  die  unter 
Benutzung  der  von  den  bestehenden  Gesetzen  gewährten  Erleichterungen 
bereits  einen  funkentelegraphisehen  Dienst  eingerichtet  haben.  Unter  diesen 
Umständen  werde  sich  die  britische  Delegation  darauf  beschränken,  den 
von  den  Vertretern  der  übrigen  Länder  zu  entwickelnden  Gesichtspunkten 
aufmerksam  zuzuhören. 

Herr  Bördel 011  gue  betonte,  seine  Regierung  habe  sich  von  vorn- 
herein der  Ansicht  der  deutschen  Regierung  angeschlossen,  daß  eine 
Regelung  der  drahtlosen  Telegraphie  nötig  sei.  soweit  es  der  jetzige  Stand 
der  Wissenschaft  zulasse.  Eine  gleiche  Regelung  sei  bereits  bezüglich  der 
gewöhnlichen  Telegraphie  und  Telephonie  geschehen.  Wenn  die  Gesetz- 
gebung, wie  in  Großbritannien,  nicht  ausreiche,  so  müsse  sie  den  neuen 
Forderungen  angepaßt  werden.  Gerade  jetzt  am  Anfange  der  Entwicklung 
der  drahtlosen  Telegraphie  sei  für  solche  Maßnahmen  der  geeignete  Zeit- 
punkt, denn  je  länger  man  zögere,  um  so  mehr  laufe  man  Gefahr,  private 
Interessen  zu  verletzen. 

Herr  von  Stibral  erklärte,  daß  seine  Regierung  trotz  voller  Würdigung 
der  entgegenstehenden  Schwierigkeiten  bereit  sei.  im  Sinne  der  Ausführungen 
des  Vorredners  in  die  Erörterung  einzutreten  und  an  den  gemeinsamen 
Arbeiten  teilzunehmen. 

Herr  Grillo  war  zwar  mit  der  deutschen  Regierung  einverstanden,  daß 
eine  Regelung  des  neuen  Verkehrsmittels  nötig  sei,  hielt  aber  eine  ver- 
änderte Fassung  des  Artikels  I  für  erforderlich .  um  eine  Benachteiligung 
von  Privatinteressen  zu  vermeiden.  Obwohl  anerkannt  werden  müsse,  daß 
die  jetzt  vorhandenen  Systeme  noch  in  der  Entwicklung  seien  und  daß  es 
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sich  daher  nicht  empfehle,  einem  beliebigen  Systeme  freie  Bahn  zu  lassen, 
so  könne  man  doch  vielleicht  dazu  gelangen ,  ein  System  anzunehmen ,  das 
gewissen  Bedingungen  entspreche.  Dazu  sei  ein  genaueres  Studium  der 
Frage  bis  zur  nächsten  Sitzung  unerläßlich. 

Herr  Salewsky  hielt  dafür,  daß,  wenn  auch  die  jetzige  Konferenz 
nicht  alle  die  drahtlose  Telegraphie  betreffenden  Probleme  lösen  könne,  dies 
«loch  für  einige  möglich  sei.  Man  müsse  mit  der  Lösung  der  Autgabe  jetzt 
beginnen,  denn  eine  internationale  Regelung  werde  sich  bald  als  notwendig 
ergeben. 

Bei  Beginn  der  zweiten  Sitzung  am  5.  August  gab  Herr  Greely 
namens  der  amerikanischen  Delegierten  die  Erklärung  ab,  daß  bei  der  Un- 
voilständigkeit  der  Wissenschaft  von  der  drahtlosen  Telegraphie  ins  Einzelne 
gehende  Bestimmungen  unangebracht  seien  und  daß  daher  die  Konferenz  sich 
darauf  beschränken  solle,  allgemeine  Beschlüsse  zu  fassen.  Dadurch  dürfe  aber 
die  Weiterentwickelung  der  drahtlosen  Telegraphie  nicht  gehindert  werden. 
Ferner  müsse  wohl  unterschieden  werden  zwischen  den  Küstenstationen,  die 
völlig  der  nationalen  Gesetzgebung  unterworfen  seien,  und  den  Stationen 
auf  Schiffen  in  See,  die  sich  außerhalb  der  wirksamen  Kontrolle  der 
Regierung-  befänden.  Der  Austauch  von  Telegrammen  zwischen  Schiften 
auf  hoher  See,  so  wichtig  er  für  den  Handel  sei.  werde  zweckmäßig  von 
der  Regelung  ausgeschlossen,  da  in  dieser  Hinsicht  keine  wirksame  Kontrolle 
möglich  sei.  Den  Küstenstationen  müsse  die  Verpflichtung  auferlegt  werden, 
gegen  Bezahlung  alle  Funkspruchtelegramme  von  Schilfen  und  anderen 
Küstenstationen  aufzunehmen  und  an  sie  zu  befördern,  sofern  die  beider- 
seitigen technischen  Einrichtungen  dies  gestatten. 

Nach  Ansicht  Herrn  Solari's  würde  die  unveränderte  Annahme  des 
§  1  von  Artikel  I  folgende  Schwierigkeiten  nach  sich  ziehen. 

1.  Schwierigkeiten  technischer  Art.  Die  Empfindlichkeit  und 
die  Anordnung  der  Empfangsapparate  seien  bei  den  verschiedenen  Systemen 
verschieden,  und  jedes  System  verwende  eine  andere  Art  der  Abstimmung. 
In  manchen  Fällen  z.  B.  spreche  ein  Kohärer  mit  Metallpulver,  der  an  die 
Enden  eines  Transformators  (Jiggers  (»der  Multiplikators)  oder  auch  direkt 
an  das  untere  Ende  des  Luftdrahtes  angeschlossen  sei,  nicht  an,  während 
der  magnetische  Detektor  noch  gut  funktioniere.  Allerdings  gebe  es  Fälle, 
wo  zwischen  verschiedenen  Systemen  ziemlich  gute  Verständigung  erzielt 
worden  sei,  aber  sie  unterliege  Schwankungen,  und  es  sei  kein  dauernd 
sicherer  Betrieb  gewährleistet.  First  nach  Annahme  eines  einzigen  Systems, 
des  von  Marconi,  Modell  1901,  habe  die  italienische  Marine  zufriedenstellende 
Ergebnisse  erzielt.  Selbst  wenn  man  zugebe,  daß  später  mehrere  Systeme 
einen  ebenso  guten  Dienst  gewährleisten  könnten ,  so  müsse  doch  bei  der 
kleinen  Zahl  verfügbarer  Wellenlängen  die  Anwendung  einer  bestimmten 
Wellenlänge  und  außerdem  eine  bestimmte  Reihenfolge  bei  der  Abwickelung 
der  Korrespondenz  mehrerer  im  Bereiche  derselben  Station  befindlicher  Schiffe 
vorgeschrieben  werden.  Dies  aber  werde  wegen  der  Verschiedenheit  der 
Reichweite  der  einzelnen  Systeme  seine  Schwierigkeiten  haben,  weil  die 
Schiffe  mit  den  Apparaten  größerer  Reichweite  vor  den  anderen  Schiffen 
im  Vorteil  sein  würden. 

2.  Schwierigkeiten  organischer  Art.  Das  Zusammenarbeiten 
mehrerer  Systeme  würde  Eifersüchteleien  zwischen  den  Schilfen  und  den 
Kustenstationen  und  folglich  Schwierigkeiten  für  eine  gerechte  Kontrolle 
hervorrufen. 

3.  Schwierigkeiten  kommerzieller  Natur.  Bei  der  verschiedenen 
Höhe  der  für  die  Entwickelung  der  einzelnen  Systeme  autgewendeten  Kosten 
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könnte  nicht  allen  Systemen  der  gleiche  Anteil  an  der  kommerziellen  Aus- 
beutung gewährt  werden.  Man  müßte  die  Verträge,  die  bereits  zwischen 
den  Regierungen  und  den  Gesellschaften  für  drahtlose  Telegraphie 
abgeschlossen  seien,  und  die  gesetzlichen  Rechte  der  Gesellschaften  berück- 
sichtigen ,  die  heute  die  größte  Zahl  von  kostspieligen  Stationen  besitzen 
und  die  gezwungen  werden  sollen,  sie  zur  Verfügung  der  Besitzer  billiger 
Stationen  an  Bord  von  Schiffen  zu  stellen. 

4.  Schwierigkeiten  militärischer  Art.  Jede  Nation  würde  den 
Wunsch  hegen,  das  in  ihrer  Marine  erprobte  System  zu  benutzen.  Dadurch 
würde  aber  der  Austausch  von  Nachrichten  zwischen  Kriegsschiffen  und 
den  für  Handelszwecke  errichteten  Küstenstationen  sehr  erschwert  werden, 
während  die  allgemeine  Annahme  eines  Systems  den  radiotelegraphischen 
Betrieb  erleichtern  würde. 

5 .  Schwierigkeiten  w  i  s  s  e n  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  r  A  r  t.  Das  Nebeneinander- 
arbeiten mehrerer  Systeme  würde  die  Beobachtung  bestimmter  Regeln 
erfordern,  welche  die  Arbeiten  der  Erfinder  zum  Schaden  der  Weiter- 
entwickelung der  drahtlosen  Telegraphie  lähmen  würden. 

Angesichts  dieser  Schwierigkeiten  schlug  Herr  Solari  die  einstweilige 
Annahme  eines  einzigen  Systems,  d.  h.  desjenigen  vor,  welches  heute  als 
das  beste  anzusehen  sei. 

Nach  einigen  kurzen  Bemerkungen  von  Herrn  Bordelongue  und 
Herrn  Cardarelli  wurde  die  Generaldebatte  über  Artikel  I  geschlossen 
und  in  die  Spezialdebatte  der  Unterfragen  zu  I  eingetreten.  Zunächst 
erläuterte  Herr  Wachen  fei d  die  Absichten  der  deutschen  Regierung. 
Artikel  I  sowie  überhaupt  das  ganze  Programm  habe  lediglich  Bezug  auf 
den  Austausch  von  Nachrichten  zwischen  Schiften  in  See  und  Küsten- 
stationen. Man  könne  aber  auch  erwägen,  ob  eine  Regelung  des  Verkehrs 
von  Schiffen  in  See  untereinander  und  von  Küstenstationen  untereinander 
angebracht  sei.  Indessen  sei  der  Verkehr  von  Schiffen  unter  sich  von 
geringerer  allgemeiner  Wichtigkeit,  wie  der  Verkehr  von  Schiffen  mit 
Küstenstationen.  Audi  würde  nur  schwer  eine  Kontrolle  über  den  erst- 
genannten Verkehr  auszuüben  sein.  Man  werde  also  von  seiner  Regelung 
besser  absehen.  Eine  Regelung  des  Verkehrs  zwischen  Küstenstationen 
verschiedener  Länder  zu  versuchen,  erscheine  verfrüht.  Jedoch  müßten  sich 
nach  Ansicht  der  deutschen  Regierung  auch  bei  dem  Verkehre  von  Schiff  zu 
Schiff  sowie  von  Küstenstation  zu  Küstenstation  die  Stationen  den  -  -  später 
zu  beratenden  —  Bestimmungen  unterwerfen,  welche  gegenseitige  Störungen 
verhindern  sollen.  Mit  diesem  Vorbehalte  werde  man  die  ersten  beiden 
Unterfragen  verneinen  müssen. 

Herr  Grillo  hielt  es  für  nötig,  die  Regelung  auf  den  Aktionsbereich 
der  Küstenstationen  und  auf  die  Eälle  zu  beschränken,  wo  die  Schiffe  sich 
in  gewisser  Entfernung  von  der  Küste  befinden.  Der  Erlaß  von  Bestimmungen 
zur  V  erhütung  von  Störungen  sei  erforderlich. 

Herr  Bordelongue  war  gegen  eine  Beschränkung  oder  Ausdehnung 
des  Programms,  dessen  allgemeine  Grundlagen  die  Zustimmung  der  ver- 
tretenen Regierungen  gefunden  haben.  Der  Versuch,  den  Verkehr  zwischen 
den  Küsten  verschiedener  Länder  zu  regeln .  würde  gewissermaßen  die 
Anerkennung  einschließen,  daß  die  Telegraphie  ohne  Draht  den  Betrieb 
der  Unterseckabel  ersetzen  könne;  dies  treffe  aber  jetzt  nicht  zu.  Außerdem 
würde  ein  derartiger  Versuch  außerordentlich  verwickelte  Fragen  aufwerfen. 
Aus  ähnlichen  Gründen  sei  es  jetzt  unmöglich,  Bestimmungen  für  den 
Verkehr  zwischen  Schiiten,  die  sich  jenseits  der  Hoheitszonen  befinden,  zu 
treffen.     Wenn  erst   eine  Regelung   in   dem  jetzt   beabsichtigten  Umfang 
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erfolgt  sei,  würden  die  festgesetzten  Bestimmungen  nach  und  nach  von  selbst 
auch  auf  den  sonstigen  Verkehr  Anwendung  finden. 

Der  Vorsitzende  und  die  Vertreter  Österreichs,  Spaniens,  Ungarns, 
Rußlands  und  Großbritanniens  schlössen  sich  der  Ansicht  Herrn  Borde- 
longue's  an.  Doch  bemerkte  Herr  Lamb,  die  Verhütung  von  gegenseitigen 
Störungen  sei  eine  technische  Frage,  von  der  nicht  feststehe,  ob  die  Wissen- 
schaft für  ihre  Lösung  schon  genug  vorgeschritten  sei. 

Bei  der  Diskussion  über  den  §  i  des  Artikels  1  schlug  Herr  Cardarelli 
vor,  am  Schlüsse  hinzuzufügen:  »vorausgesetzt,  daß  alle  diese  Systeme 
anerkanntermaßen  einen  guten  gegenseitigen  Betrieb  in  bezug  auf  Reich- 
weite, Vollkommenheit  der  Organisation  und  Sicherheit  der  Übermittelung 
gewährleisten«.  Die  Reichweite  müsse  300  bis  400  km  betragen.  Darüber, 
ob  die  Systeme  den  Anforderungen  entsprechen,  würde  eine  internationale 
Kommission  zu  entscheiden  haben. 

Herr  Bordelongue  erachtete  die  Schaffung  einer  solchen  Kommission 
für  eine  unnütze  Erschwernis.  Man  dürfe  auch  nicht  die  Befugnisse  der 
Regierungen  auf  diese  Weise  beschneiden.  Wie  in  der  Telegraphie  mit 
Draht  würden  sich  auch  in  der  Telegraphie  ohne  Draht  die  besten  Apparate 
von  selbst  allgemeinen  Eingang  verschaffen. 

Herr  von  Stibral  hielt  dafür,  daß  jedes  Land  ein  Interesse  habe,  ein 
System  zu  wählen ,  das  seinen  Ansprüchen  genüge  und  mit  Stationen  anderer 
Systeme  in  Verkehr  zu  treten  gestatte. 

Herr  Lamb  wies  nochmals  auf  die  in  der  britischen  Gesetzgebung 
liegenden  Schwierigkeiten  hin.  Die  übrigen  Länder  seien  zum  größten  Teil 
in  der  Lage,  Konzcssionen  für  drahtlose  Verbindungen  zu  versagen  oder  an 
Bedingungen  zu  knüpfen.  In  Großbritannien  treffe  dies  nicht  zu.  Selbst 
den  Kabelgesellschaften  könnten  Bedingungen,  insbesondere  die  Verpflichtung, 
Telegramme  von  Jedermann  anzunehmen,  nur  deshalb  auferlegt  werden, 
weil  sie  die  Genehmigung  zur  Anlandung  ihrer  Kabel  nachsuchen  müßten. 
Die  Telegraphie  ohne  Draht,  für  die  keine  solche  Genehmigung  in  Frage 
komme,  sei  deshalb  bisher  von  jeder  Beschränkung  seitens  der  Regierung 
frei  geblieben.  Wenn  man  jetzt  diese  Freiheit  einschränken  und  den  Unter- 
nehmern die  Verpflichtung  auferlegen  wolle ,  den  Verkehr  mit  anderen, 
vielleicht  nicht  so  hoch  entwickelten  Systemen  aufzunehmen,  so  liege  es  in 
der  Billigkeit,  ihnen  vielleicht  in  Gestalt  einer  höheren  Gebühr  für  Ver- 
bindungen mit  anderen  Systemen  eine  Entschädigung  zu  gewähren.  Daß 
jede  Station  verpflichtet  sein  solle,  mit  Schiffen  in  Seenot  und  mit  Kriegs- 
schiffen ohne  Rücksicht  auf  deren  Systeme  in  Verbindung  zu  treten,  hielt 
Herr  Lamb  für  gerechtfertigt. 

Herr  Bordelongue  erachtete  es  nicht  für  billig,  daß  die  erst  in  den 
Anfängen  ihrer  Entwickelung  stehenden  Gesellschaften  für  drahtlose  Tele- 
graphie in  Großbritannien  besser  gestellt  werden  sollten,  als  die  Kabel- 
gesellschaften, die  angehalten  werden,  von  Jedermann  Telegramme  anzu- 
nehmen und  von  denen  diejenigen,  welche  dem  internationalen  Tele- 
graphenvertrage  noch  nicht  beigetreten  sind,  bei  Ablauf  ihrer  Konzessionen 
von  der  englischen  Regierung  zum  Beitritt  gezwungen  werden  sollen.  Es 
solle  von  der  Marconi- Gesellschaft  -  denn  um  diese  handle  es  sich  wohl 
allein  —  nur  verlangt  werden,  daß  sie,  wie  die  Kabelgesellschaften,  von 
Jedermann  Telegramme  annehme.  Übrigens  sei  diese  Frage  von  der 
genannten  Gesellschaft  selbst  durch  ihr  Vorgehen  verursacht.  Telegramme 
zurückzuweisen,  die  nicht  mittels  der  Marconi- Apparate  befördert  werden. 
Anscheinend  wolle  die  Gesellschaft  weniger  einen  eben  erst  eingerichteten 
Betrieb  schützen,  als  vielmehr  der  Welt  einen  einzigen  Apparat  aufzwingen. 

Archiv  f.  Post  u.  Telegr.    J.    1901.  6 


74 


Die  internationale  Vorkonferenz  für  Funkentelegraphie  in  Berlin. 


Dazu  könnten  die  Staaten  nicht  die  Hand  bieten.  Für  sie  handle  es  sich 
lediglich  um  die  Regelung  des  Betriebs. 

Auch  der  Vorsitzende  vermochte  keine  Verpflichtung  für  eine  Ent- 
schädigung der  nicht  vom  Staate  genehmigten  Gesellschaften  anzuerkennen. 
Keine  der  vertretenen  Regierungen  wolle  die  bestehenden  Gesellschaften 
schädigen,  man  müsse  aber  für  den  internationalen  Verkehr  darauf  bestehen, 
daß  alle  funkentelegraphischcn  Stationen  alle  ihnen  angebotenen  Nachrichten 
entgegennehmen.  Daraus  würden  den  Gesellschaften,  einschließlich  der 
Marconi-Gcsellschaft ,  nicht  nur  keine  Nachteile,  sondern  —  durch  Ver- 
mehrung des  Verkehrs  -  -  Vorteile  erwachsen.  Wenn  keine  Vereinbarung 
zustande  komme,  so  würde  kein  Staat  verpflichtet  sein,  zu  verhindern,  daß 
mächtige  Stationen  errichtet  werden  und  durch  sie  der  Betrieb  aller  in 
seinem  großen  Aktionsbereiche  gelegenen  minder  kräftigen  Stationen  unter- 
bunden wird. 

Auf  die  erneute  Bemerkung  von  Herrn  Grillo,  daß  seine  Regierung 
nur  die  von  einer  internationalen  Kommission  ausgewählten  Systeme  an- 
zunehmen vermöge,  bemerkte  Herr  Bordelongue,  man  könne  zurzeit 
noch  nicht  von  der  unbedingten  Überlegenheit  eines  bestimmten  Systems 
sprechen;  die  mit  den  einzelnen  Systemen  erreichten  Resultate  hingen 
häufig  von  der  größeren  oder  geringeren  Geschicklichkeit  des  Bedienungs- 
personals ab. 

Nachdem  Herr  Grillo  das  Marconi- System  als  das  beste  und  das 
einzige  System  bezeichnet  hatte,  mit  dessen  Hilfe  es  gelungen  sei,  über  den 
atlantischen  Ozean  Botschaften  zu  senden,  sprach  sich  Herr  Hol  lös  für 
den  freien  Wettbewerb  aus.  Herr  Salewsky  betonte,  daß  alle  Systeme 
sich  in  der  Praxis  bewährt  hätten.  So  wertvoll  die  Ergebnisse  von 
Marconi's  Versuchen  auch  seien,  so  hätten  sie  doch  in  bezug  auf  sehr  große 
Entfernungen  nur  einen  wissenschaftlichen  Wert. 

Man  ging  nunmehr  zu  den  l'ntcrf ragen  zu  §  I,  a),  a)  und  ß)  über,  und 
Herr  Bordelongue  schlug  vor,  sie  vorbehaltlich  einer  Erörterung  der 
Einzelheiten  im  ganzen  anzunehmen  und  die  Fassung  unter  ß)  durch  folgende 
zu  ersetzen:  3.  das  aufgenommene  Telegramm  unverzüglich  dem  lokalen 
Telegraphen  zuzuführen. 

Zu  den  Fragen  b)  und  c) ,  die  zusammen  besprochen  werden  müßten, 
erklärte  Herr  Strecker,  unter  b)  handle  es  sich  um  eine  Abstimmung 
irgend  einer  Art ,  sei  es  elektrischer  oder  mechanischer.  Die  Mittel  zur 
elektrischen  Abstimmung  seien  wohl  bekannt.  Unter  »mechanischer  Ab- 
stimmung« werde  ein  System  verstanden,  das  ähnlich  wie  der  Hughes- 
apparat  synchron  laufende  Apparate  benutze;  das  sei  z.  B.  beim  System 
Bull  der  Fall.  Um  mit  einem  solchen  System  in  Verkehr  treten  zu  können, 
sei  nicht  bloß  die  Kenntnis  der  Wellenlänge,  sondern  auch  der  Umdrehungs- 
geschwindigkeit ilcs  synchron  laufenden  Apparats  nötig.  Die  Frage,  ob 
die  Anwendung  solcher  Systeme  etwa  zu  verbieten  sei,  müsse  verneint 
werden,  weil  sonst  einer  der  wichtigsten  Fortschritte  der  Funkentelegraphie 
verhindert  würde.  Um  jedoch  zu  verhüten,  daß  ein  Unternehmen  in  der 
Abstimmung  das  Mittel  finde,  sich  ein  Monopol  zu  verschaffen,  sei  es  nötig, 
daß  die  Elemente  der  Abstimmung  veröffentlicht  würden. 

Im  Gegensatze  hierzu  handle  Frage  c)  von  der  Anpassung  der  Ein- 
richtung an  alle  Systeme.  Es  sei  z.  B.  nötig,  daß  jede  Küstenstation  von 
einem  mit  beliebigem  System  ausgerüsteten  Schifte  angerufen  werden  könne. 

Man  werde  daher  Systeme  mit  scharfer  Abstimmung  unter  der  Be- 
dingung zulassen,  daß  alle  Elemente  der  Abstimmung  veröffentlicht  werden, 
und  den  Küstenstationen  die  Verpflichtung  auferlegen,   ihre  Einrichtungen 
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so  zu  treffen,  daß  jedes  Schiff,  denen  diese  Elemente  der  Abstimmung 
bekannt  sind,  bei  genügender  Annäherung  sich  mit  ihnen  verständigen  könne. 

Nach  einigen  Bemerkungen  von  Herrn  Solari,  der  von  der  Ver- 
öffentlichung eine  Verletzung  der  Patentrechte  der  Erfinder  fürchtete,  und 
von  Herrn  Cardarelli,  der  über  Abstimmungsversuche  Marconi's  be- 
richtete, hob  Herr  Strecker  bei  Beginn  der  Diskussion  des  §  2  hervor, 
daß  es  bei  den  Veröffentlichungen  in  erster  Linie  auf  die  benutzte  Wellen- 
länge ankomme.  Es  empfehle  sich,  den  Stationen  nicht  völlig  freie  Hand 
in  der  Auswahl  der  Wellenlängen  zu  lassen,  sondern  gewisse  normale 
Wellenlängen,  z.  B.  von  100,  200,  300  usw.  oder  150,  250,  350  usw.  Meter 
festzusetzen ,  aus  denen  jede  Station  eine  auszuwählen  hätte.  Dadurch 
würde  die  Abstimmung  erleichtert  und  die  Ausrüstung  der  Schiffe  ver- 
einfacht werden.  —  Die  Frage  b),  ob  die  Veröffentlichung  der  technischen 
Einrichtung  aller  Stationen  zu  fordern  sei,  müsse  verneint  werden,  denn 
eine  solche  Forderung  gehe  zu  weit.  Dagegen  werde  die  Frage  c),  ob 
diese  Veröffentlichung  sich  wenigstens  auf  das  angewendete  System  er- 
strecken solle,  zu  bejahen  sein.  Zu  d)  sei  zu  bemerken,  daß  die  Kenntnis 
der  Reichweite  einer  Küstenstation  für  ein  sich  ihr  näherndes  Schiff  große 
Wichtigkeit  besitze.  Bei  Bestimmung  der  Reichweite  werde  anzunehmen 
sein,  daß  das  Schiff  Masten  von  30  m  Höhe  habe.  Die  Reichweite  wäre 
in  den  Seekarten  zu  vermerken,  wie  dies  jetzt  bereits  für  die  Sichtbarkeit 
der  Leuchtfeuer  geschieht.    Hiernach  würden  zu  veröffentlichen  sein: 

die  Wellenlänge,  e.  F.  die  übrigen  Elemente  der  Abstimmung,  das 
System  und  die  maximale  Reichweite. 

Herr  Calvo  y  Juana  sprach  die  Meinung  aus,  daß  die  maximale 
Reichweite  von  der  Wellenlänge  abhänge. 

Herr  Boulanger  hob  hervor,  daß  die  Abstimmung  nicht  nur  von  der 
Wellenlänge,  sondern  auch  von  anderen  Elementen,  z.  B.  der  Empfindlich- 
keit der  Empfänger,  abhängig  sei. 

Herr  Sellner  schlug  vor,  daß  jeder  Staat  alljährlich  eine  Liste  der  auf 
seinem  Gebiet  errichteten  Funkspruchstationen  mit  allen  notwendigen  Einzel- 
heiten, namentlich  bezüglich  der  Wellenlängen,  veröffentliche.  Unter  Vor- 
behalt der  Zustimmung  der  beteiligten  Regierungen  wollte  er  ferner  daneben 
Vereinbarungen  über  den  Gebrauch  besonderer  Wellenlängen  zulassen,  die 
nicht  veröffentlicht  zu  werden  brauchten. 

Herr  Bordelongue  empfahl  eine  andere  Fassung  für  den  §  2. 
Danach  sollen  die  Staaten  gleichfalls  alle  zur  Erleichterung  und  Be- 
schleunigung des  Verkehrs  nötigen  Angaben  veröffentlichen  und  berechtigt 
sein,  den  auf  ihrem  Gebiete  befindlichen  Stationen  die  Benutzung  mehrerer 
verschiedener  Systeme  oder  Anordnungen  unter  Bedingungen  zu  gestatten, 
die  sie  für  angebracht  halten. 

Herr  Cardarelli  bedauerte,  keinen  der  beiden  Vorschläge  annehmen 
zu  können,  denn  es  sei  unmöglich,  im  voraus  für  jede  Station  eine  Wellen- 
länge festzusetzen,  die  vielleicht  behufs  Vervollkommnung  des  Systems  später 
geändert  werden  müsse. 

Über  die  Frage  der  Annahme  von  normalen  Wellenlängen  und  ihrer 
Veröffentlichung  entspann  sich  ein  Meinungsaustausch.  Mit  Rücksicht 
auf  die  Wichtigkeit  dieser  Fragen  wurde  die  Erörterung  auf  die  nächste 
Sitzung  verschoben. 

In  der  3.  Sitzung  (7.  August)  zog  Herr  Sellner  seinen  Vorschlag 
für  eine  anderweitige  Fassung  des  §  2  des  Artikeln  I  zu  Gunsten  des  am 
Schlüsse  der  2.  Sitzung  näher  angegebenen  Vorschlags  von  Frankreich  zurück. 
Herr  Grillo  erklärte  diesen  aber  für  unannehmbar,   weil  die  italienische 
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Regierung  sich  durch  ihren  Vertrag  mit  Marconi  verpflichtet  habe,  die 
Einzelheiten  von  dessen  System  geheim  zu  halten.  Auf  die  Frage  des 
Vorsitzenden,  oh  nicht  in  dem  Vertrag  eine  Bestimmung  vorhanden  sei, 
die  der  italienischen  Regierung  das  Recht  vorbehalte,  den  Vertrag  im  Falle 
eines  internationalen  Abkommens  zu  ändern,  antwortete  Herr  Solari, 
daß  dieser  Vorbehalt  sich  nur  auf  den  Nachrichtenaustausch  mit  anderen 
Systemen,  aber  nicht  auf  den  Artikel  beziehe,  der  von  der  Geheimhaltung 
der  Einrichtungen  handle.  Auf  eine  weitere  Frage  des  Vorsitzenden, 
wann  der  Vertrag  mit  Marconi  abgeschlossen  sei,  gab  Herr  Solari  den 
in.  Februar  1003  als  Datum  an,  fügte  aber  hinzu,  daß  das  erste  Abkommen, 
welches  die  Geheimhaltung  der  Einzelheiten  vorsehe,  vom  8.  Februar  1001 
herrühre. 

Herr  Gavev  machte  darauf  aufmerksam,  daß  man  bisher  nur  die 
abgestimmten  Systeme  betrachtet  habe,  während  man  auch  die  nicht  abge- 
stimmten Systeme  berücksichtigen  müsse.  Es  seien  drei  Kategorien  funken- 
telegraphischer  Systeme  zu  unterscheiden : 

a)  die  nicht  abgestimmten,  bei  denen  durch  jeden  Funken  eine  einzige 
wirksame  Welle  von  einer  durch  die  Höhe  der  Luftleitung  be- 
dingten Länge  ausgesandt  werde.  Man  könne  die  dadurch  hervor- 
gerufenen Zeichen  je  nach  der  Empfindlichkeit  der  abgestimmten 
oder  nicht  abgestimmten  Empfänger  und  vermittels  verschieden 
hoher  Luftdrähte  auf  verschiedene  Entfernungen  aufnehmen; 

b)  die  teilweise  abgestimmten  Systeme,  bei  denen  jeder  Funke  eine 
ganze  Garbe  von  Wellen  einer  durch  die  Einzelheiten  der  Ein- 
richtung bestimmten  Länge  aussende.  Um  die  Zeichen  in  größt- 
möglicher Entfernung  aufzunehmen,  müsse  man  sich  eines  Empfängers 
bedienen,  der  sich  in  tunlichst  vollkommener  Übereinstimmung  mit 
dem  Geber  befinde.  Aber  außerdem  sei  es  möglich.  Zeichen  auch 
auf  andere  Entfernungen  aufzunehmen,  und  zwar  durch  nicht  ab- 
gestimmte oder  selbst  durch  teilweise  abgestimmte  Empfänger,  ohne 
daß  diese  Abstimmung  derjenigen  der  gebenden  Station  zu  ent- 
sprechen brauche: 

c)  die  Systeme  mit  vollkommener  Abstimmung,  die  sich  bis  jetzt  noch 
nicht  bewährt  hätten. 

Es  wäre  daher  nutzlich,  für  die  die  Mehrzahl  bildenden  nicht  abgestimmten 
Küstenstationen  zu  veröffentlichen: 

1.  die  Tatsache,  daß  sie  nicht  abgestimmt  seien, 

2.  ihre  gewöhnliche  Reichweite. 

Die  größte  Reichweite  bekannt  zu  geben,  empfehle  sich  nicht,  da  zu 
deren  Überbrückung  Geber  und  Empfänger  sich  in  tadellosem  Zustande 
befinden  müßten  und  man  damit  bei  Schiffen,  die  vielleicht  eine  lange  Reise 
hinter  sich  hätten,  nicht  rechnen  könne. 

Für  die  teilweise  abgestimmten  Systeme  wären  zu  veröffentlichen: 

1.  die  Wellenlänge. 

2.  die  gewöhnliche  Reichweite, 

3.  die  zur  Abstimmung  der  Empfänger  nötigen  technischen  Elemente. 
Im  Interesse  der  Erfinder  sei  es  nicht  angebracht,  weitere  Einzelheiten 

bekannt  zu  geben. 

Der  Vorsitzende  schloß  sich  der  Ansicht  von  Herrn  Gavey  an,  daß  es 
von  Vorteil  sei,  nur  die  gewöhnliche  Reichweite  zu  veröffentlichen,  und 
faßte  das  Ergebnis  der  Verhandlungen  folgendermaßen  zusammen: 

1.  die  allgemeine  Ansicht  gehe  dahin,  die  Verwendung  von  Systemen 
mit  genauer  Abstimmung  nicht  auszuschließen; 
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2.  es  empfehle  sich  nicht,  die  technischen  Einzelheiten  der  Küsten- 
stationen zu  veröffentlichen,  sondern 

3.  die  Veröffentlichung  der  Wellenlänge,  der  mittleren  Reichweite  und 
des  Namens  des  Systems  genüge,  um  den  Austausch  zwischen  ver- 
schiedenen Systemen  zu  erleichtern ; 

4.  es  sei  wünschenswert,  gewisse  Wellenlängen  zu  empfehlen,  unter 
denen  jede  Station  zu  wählen  hätte,  wobei  den  Stationen  aber  frei- 
stehen würde,  sich  über  besondere  Längen  zu  einigen  oder  diese 
zu  ändern. 

Der  französische  Vorschlag  trage  den  genannten  Punkten  Rechnung. 
Italien  könne  ihm  aber  nicht  zustimmen. 

Herr  Grillo  sagte,  seine  Regierung  habe  den  guten  Willen,  an  einer 
internationalen  Verständigung  mitzuarbeiten,  sei  aber  zurzeit  nicht  in  der 
1-age.  endgültig  beizutreten.  Er  hoffe  indes,  daß  die  Hindernisse  beseitigt 
werden  können. 

Der  Vorsitzende  stellte  fest,  daß  alle  Delegierten,  abgesehen  von  dem 
von  Italien  gemachten  Vorbehalte,  den  französischen  Vorschlag  als  eine 
gute  Grundlage  für  den  Wechselverkehr  zwischen  den  verschiedenen  Systemen 
betrachten. 

Zu  §  3  führte  Herr  Schräder  aus,  ein  freier  Wettbewerb  unter  den 
verschiedenen  Systemen  sei  nur  beim  Vorhandensein  vernünftiger  Taxen 
möglich.  Die  Gebühr,  gleichviel  ob  vom  Absender  oder  vom  Empfänger 
erhoben,  müsse  zwischen  der  Küsten-  und  der  Schiffsstation  ihren  Leistungen 
entsprechend  geteilt  werden.  Die  Festsetzung  der  Einzelheiten  der  hiernach 
nötigen  Abrechnung  werde  Sache  einer  späteren  Konferenz  sein.  Die  in 
§  3  vorgesehene  halbscheidliche  Teilung  sei  nur  ein  vorläufiger  Vorschlag. 

Die  Höhe  der  Taxen  habe  die  jetzige  Konferenz  nicht  festzusetzen. 
Doch  sei  es  wichtig,  zur  Verhinderung  übertriebener  Forderungen  einzelner 
Unternehmer  den  Grundsatz  aufzustellen,  daß  die  Höhe  der  Taxen  der 
Genehmigung  des  Staates  unterliege,  auf  dessen  Gebiete  sich  die  Küsten- 
station befinde.  Jedenfalls  müsse  die  Taxe  unabhängig  davon,  ob  die  Be- 
förderung von  oder  nach  der  Küstenstation  erfolge,  und  unabhängig  von 
dem  System  auf  dem  Schiffe  stets  die  gleiche  sein.  Die  Gebühr  werde 
zweckmäßig  immer  vom  Aufgeber  erhoben.  Als  maßgebend  sei  der  Tarif 
der  Küstenstation  zu  betrachten. 

Herr  Bordelongue  führte  aus,  die  leitenden  Gesichtspunkte  für  die 
Konferenz  seien: 

1.  den  freien  Wettbewerb  zwischen  den  Systemen  zu  sichern,  d.  h.  die 
Bildung  eines  Monopols  zu  verhindern; 

2.  die   wesentlichen   Grundlagen    für   einen    angemessenen   Tarif  zu 
schaffen. 

In  letzterer  Hinsicht  sei  in  den  Seetelegrammen,  die  von  den  Semaphor- 
stationen  befördert  werden,  bereits  ein  Vorbild  gegeben.  Die  Semaphor- 
gebühr  betrage  I  Frc.  und  trete  den  eigentlichen  Telegrammgebühren  hinzu. 
Die  gleichmäßige  Festsetzung  der  ersteren  Gebühr  sei  nur  möglich  gewesen, 
weil  es  sich  um  verhältnismäßig  wenige  und  auf  verhältnismäßig  kleine 
Entfernungen  zu  befördernde  Telegramme  handle.  Bei  der  drahtlosen 
Telegraphie  seien  aber  die  Entfernungen  und  damit  die  geleisteten  Dienste 
viel  größer.  Die  Gebühr  für  die  Übermittelung  durch  drahtlose  Telegraphie 
werde  daher  zweckmäßig  nach  der  Wortzahl  berechnet  und  aus  einer  Ge- 
bühr für  die  Küstenstation  und  einer  solchen  für  die  Schiffsstation  zu- 
sammengesetzt; die  Höhe  der  letzteren  Gebühr  wäre  von  der  Regierung  zu 
bestimmen,  deren  Flagge  das  Schiff  trage.    Ferner  sei  es  nötig,  im  Prinzip 
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eine  Höchstgebühr  vorzusehen,  um  das  Publikum  vor  Übervorteilung  zu 
schützen. 

Der  Vorsitzende  erachtete  die  Festsetzung  eines  Maximums  für  eine 
Verbesserung  des  deutschen  Vorschlags. 

Herr  Bilibine  schloß  sich  dem  französischen  Vorschlag  an,  ebenso 
Herr  Calvo  y  Juana;  dieser  hielt  es  aber  für  nötig,  die  Höhe  der  Taxe 
nach  der  mittleren  Reichweite  der  Stationen  abzustufen.  Herr  Borde- 
longue  erwiderte,  daß  sein  Vorschlag  eine  solche  Regelung  nicht  aus- 
schließe. Herr  von  Stibral  erklärte  sich  ebenfalls  mit  dem  französischen 
Vorschlag  einverstanden,  wies  indes  auf  die  Schwierigkeiten  der  Abrechnung 
zwischen  Ländern  hin,  die  jetzt  noch  in  keinen  direkten  Beziehungen  zu- 
einander stehen. 

Herr  Grillo  war  der  Meinung,  in  den  meisten  Fällen  habe  das  Schiff 
an  einem  Funkentelegramm  das  größere  Interesse,  und  es  sei  daher  billig, 
wenn  das  Schiff  auch  den  größeren  Teil  der  Gebühr  trage. 

Herr  Sins  war  der  Ansicht,  die  Küstenstationen  könnten  sich  eher  mit 
einer  geringeren  Gebühr  begnügen,  weil  sie  im  allgemeinen  von  den  Staaten 
selbst  betrieben  würden  und  diese  leichter,  als  die  an  Bord  vertretenen 
Privatgesellschaften.  Zugeständnisse  machen  könnten.  Die  Gebühren  wären 
in  allen  Fällen  vom  Absender  zu  erheben;  dabei  werde  vorausgesetzt,  daß 
die  Station  auf  dem  Schiffe  mit  dem  Staate,  dessen  Flagge  es  führe,  abrechne, 
und  daß  dieser  Staat  die  Teilung  zu  veranlassen  habe.  Die  Abrechnung 
würde  nach  dem  Muster  der  schon  jetzt  bestehenden  internationalen  Tele- 
graphenabrechnung zu  regeln  sein. 

Herr  Lamb  meinte,  wenn  auch  die  Frage  der  Gebührenteilung  noch 
offen  bleiben  solle,  so  müsse  doch  verlangt  werden,  daß  der  Anteil  der 
Küstenstation  größer  sei.  als  der  der  Schiffsstation.  Ferner  werde  vor- 
geschlagen, der  Regierung  des  Landes,  in  dem  die  Küstenstation  liege, 
das  Recht  zur  Festsetzung  des  Gebührensatzes  zu  geben.  Dann  aber  wäre 
es  unbillig,  wenn  die  Regierung,  von  der  das  betreffende  Schiff  abhänge, 
das  Recht  erhalte,  aus  eigener  Machtvollkommenheit  die  Taxe  oder  den 
Teil  der  Taxe  für  Mitteilungen  nach  der  Küste  ohne  Zustimmung  der 
anderen  Regierung  zu  bestimmen. 

Herr  Cardarelli  schloß  sich  der  Ansicht  seines  englischen  Kollegen 
an,  daß  der  Küstenstation  der  größere  Teil  der  Gebühr  zufallen  müsse;  mit 
der  Erhebung  der  Gebühr  vom  Absender  war  er  einverstanden. 

Der  Vorsitzende  stellte  Kinstimmmigkeit  über  folgende  Punkte  fest: 

1.  die  Gebühr  soll  angemessen  sein; 

2.  es  ist  nötig,  eine  Höchstgebühr  festzustellen; 

3.  die  Gebühr  setzt  sich  aus  zwei  Teilen  zusammen,   einem  Teil  für 
die  Küstenstation,  dem  anderen  für  die  Schiffsstation; 

4.  die  Gebühr  wird  vom  Absender  erhoben; 

5.  die  Frage  der  Abrechnung  bleibt  einer  späteren  Konferenz  vorbehalten. 
Die  weitere  Beratung  des  §  3  wurde  auf  Vorschlag  der  französischen 

Delegation  vertagt,  weil  diese  die  Absicht  aussprach,  eine  neue  Redaktion 
vorzuschlagen. 

Auf  die  Frage  des  Vorsitzenden,  wie  sich  Italien  und  Großbritannien  zu 
einer  etwaigen  Entschädigung  der  bestehenden  Gesellschaften  stellen  würden, 
erwiderte  Herr  Grillo,  die  Angelegenheit  sei  so  wichtig,  daß  er  ihre 
Beratung  in  einer  späteren  Sitzung  beantrage.  Er  wolle  jetzt  nur  sagen, 
daß  es  angebracht  scheine,  die  leistungsfähigeren  Apparate  gegen  die  weniger 
guten  zu  schützen,  und  daß  die  italienische  Regierung  die  Pflicht  habe,  jede 
Schädigung  der  Interessen  des  Erfinders  zu  verhüten. 
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Herr  Lamb  bestritt  für  sein  Land  jede  Verpflichtung  zu  einer  Ent- 
schädigung im  eigentlichen  Sinne.  Doch  regte  er  an,  den  Gesellschaften, 
die  schon  Stationen  eingerichtet  haben,  das  Recht  zur  Erhebung  eines  Auf- 
schlags für  solche  Telegramme  zu  geben,  die  mit  Schiffsstationen  eines 
anderen  Systems  ausgetauscht  werden. 

Herr  Wachen  feld  sagte,  zur  Klärung  der  Sache  sei  es  nötig,  folgende 
drei  Fragen  zu  beantworten: 

1.  Welches  sind   die   Schäden,   für  die  eine  Entschädigung  gezahlt 
werden  soll  ? 

2.  Wer  soll  sie  zahlen? 

3.  Auf  welche  Weise  soll  die  Entschädigung  bewirkt  werden? 
Wenn  ein  Staat  es  für  angebracht  halte,  den  Küstenstationen  auf  seinem 

Gebiet  eine  Entschädigung  zu  gewähren,  weil  sie  mit  anderen  Systemen  in 
Verbindung  treten  sollen,  so  betreffe  das  nur  ihn  selbst.  Für  Deutschland 
liege  dazu  kein  Anlaß  vor.  Italien  befinde  sich  allerdings  durch  seinen 
Vertrag  mit  Marconi  in  einer  anderen  Lage.  Wenn  die  bestehenden  Gesell- 
schaften angehalten  würden,  mit  Systemen  anderer  Gesellschaften  in  Ver- 
bindung zu  treten,  so  würden  sie  nicht  nur  keinen  Schaden,  sondern  aus 
der  Vermehrung  des  Verkehrs  Vorteil  haben.  Sollte  die  Marconi-Gesellschaft 
fortfahren.  Verbindungen  mit  anderen  Systemen  zu  verweigern,  so  wurde 
sie  dadurch  wahrscheinlich  Gegenmaßregeln  hervorrufen.  Im  übrigen  sei 
schon  jetzt  eine  ziemlich  beträchtliche  Zahl  von  Stationen  mit  anderen  als 
Marconi- Apparaten  ausgerüstet,  und  diese  Stationen  könnten  dann  gleichfalls 
eine  Entschädigung  beanspruchen. 

Herr  Grillo  hielt  den  Vorschlag,  eine  Zuschlagsgebuhr  zu  erheben, 
für  die  beste  Lösung.  Im  Anschluß  an  seine  frühere  Bemerkung  teilte  er 
mit.  daß  der  Vertrag  der  italienischen  Regierung  nicht  mit  der  Marconi- 
Gesellschaft.  sondern  mit  dem  Erfinder  selbst  abgeschlossen  sei.  Bei  Eingang 
der  deutschen  Einladung  zu  der  Konferenz  war  die  italienische  Regierung 
schon  gebunden.  Aus  Rücksicht  auf  die  Einladung  Deutschlands  habe  sich 
die  italienische  Regierung  das  Recht,  in  gewissen  Fällen  den  Vertrag  zu 
andern ,  ausbedungen. 

Hierauf  wurden  einige  Abänderungsvorschläge  Deutschlands  zu  seinem 
Programm  beraten,  nämlich: 

1.  Hinter  den  §3  des  Artikels  I  Folgendes  einzuschalten: 

§  4.  Der  Betrieb  der  funkentelegraphischen  Stationen  soll 
möglichst  so  geregelt  sein,  daß  er  den  Betrieb  anderer  funken- 
tclegraphischer  Stationen  nicht  stört. 

2.  Im  Artikel  IV  hinter  den  Worten  »die  Bestimmungen  der  vorliegenden 
Vereinbarung«  einzuschalten : 

»abgesehen  von  der  Bestimmung  des  Artikels  1,  §  4«. 

3.  Hinter  Artikel  IV  den  folgenden  neuen  Artikel  einzuschalten: 

V.  Die  Landstationen,  deren  Wirkungsbereich  sich  bis  zur 
Küste  erstreckt .  sind  den  Bestimmungen  des  Artikels  I,  §  4 
unterworfen. 

Herr  Schräder  führte  aus.  der  neue  §  4  sei  nötig,  weil  sich  die 
elektrischen  Wellen  nach  allen  Seiten  ausbreiten  und  daher,  da  e>  noch 
kein  genügend  sicheres  Mittel  der  Abstimmung  gebe.  Vorsorge  für  ein 
ungestörtes  Nebeneinanderarbeiten  der  Stationen   getroffen  werden  müßte. 

Herr  Gavey  fragte  an,  ob  die  bestehenden  Systeme  ohne  Abstimmung 
ausgeschlossen  sein  sollten.  Als  dies  vom  Vorsitzenden  verneint  wurde, 
erklärte  Herr  Gavey  unter  allem  Vorbehalt  die  Zustimmung  Großbritanniens 
zu  dem  neuen  §  4- 
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Herr  Solar i  schlug  vor,  die  auf  die  Ausführungsübereinkunft  bezüg- 
lichen Fragen  auf  der  Konferenz  festzusetzen  und  sodann  in  den  einzelnen 
Ländern  durch  besondere  Kommissionen  prüfen  zu  lassen. 

Die  Beratung  hierüber  sowie  über  die  Abänderungsvorschläge  Deutsch- 
lands wurde  sodann  bis  zur  nächsten  Sitzung  vertagt,  und  der  Vorsitzende 
bat  die  Delegierten,  den  Stand  der  Gesetzgebung  in  den  einzelnen  Ländern 
gegenüber  der  drahtlosen  Telegraphie  zu  erläutern. 

Herr  Bordclongue  sagte,  daß  in  Frankreich  die  Telegraphie  ohne 
Draht  ein  Monopol  des  Staates  sei  und  die  Regierung  daher  die  von  ihr 
für  nötig  gehaltenen  Bedingungen  stellen  könne. 

Herr  Wachen  feld  bemerkte,  daß  das  deutsche  Gesetz,  welches  das 
Monopol  bezüglich  der  Telegraphie  ausspreche,  sich  auch  auf  funken- 
telegraphische  Anlagen  erstrecke.  Das  Gesetz  sehe  aber  einige  Ausnahmen 
von  geringerer  Bedeutung  vor,  die  für  die  Funkentelegraphie  vielleicht 
beseitigt  werden  müßten.  Zu  diesem  Zwecke  sei  ein  besonderes  Gesetz  in 
Vorbereitung. 

In  Österreich  sichert  die  Gesetzgebung  nach  der  Angabe  Herrn  von 
St  ihr  als  dem  Staate  das  Monopol  für  die  drahtlose  Telegraphie. 

Herr  Waterbury  erklärte,  daß  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten 
die  unbeschränkte  Befugnis  besitze,  den  Betrieb  jedes  funkentelegraphischen 
Systems,  welches  sich  mit  der  Beförderung  von  Telegrammen  von  und  nach 
den  Vereinigten  Staaten  befasse,  von  Bedingungen  abhängig  zu  machen. 
Kine  solche  Nachrichtenvermittelung  sei  von  dem  höchsten  Gerichtshofe  stets 
als  eine  Art  Handel  angesehen  worden  und  unterliege  daher  vollständig 
der  Kontrolle  der  Bundesregierung,  gleichgültig,  ob  es  sich  um  Verbin- 
dungen mit  dem  Ausland  oder  unter  den  einzelnen  Bundesstaaten  handle. 

Herr  Salewsky  setzte  auseinander,  daß  in  Rußland  die  Telegraphie 
ohne  Draht  zum  Monopol  des  Staates  gehöre.  Die  Regierung  werde  keiner 
Privatgesellschaft  den  Betrieb  gestatten. 

Nach  Herrn  Calvo  y  Juana  hat  die  spanische  Regierung  freie  Hand, 
den  Gesellschaften  für  drahtlose  Telegraphie  Bedingungen  aufzuerlegen. 

Herr  Hol  lös  erklärte,  daß  auch  in  Ungarn  die  Telegraphie  ohne  Draht 
zum  Monopol  des  Staates  gehöre.  Indes  bestehe  eine  Ausnahme  für  die 
Anlagen,  welche  die  Grenzen  eines  Grundstücks  nicht  überschreiten.  Doch 
schreibe  eine  andere  Bestimmung  vor.  daß  keine  Anlage  dieser  Art  andere 
telcgraphischc  Betriebe  stören  dürfe,  so  daß  die  Ausnahme  für  die  Tele- 
graphie ohne  Draht  nicht  in  Frage  komme. 

Herr  Lamb  wiederholte  seine  Erklärung,  daß  die  Funkentelegraphie  in 
Großbritannien  zwar  ein  Monopol  des  Staates  sei,  dieses  sich  aber  nur  auf 
diejenigen  Nachrichten  beziehe,  welche  die  Grenzen  des  Königreichs  nicht 
überschreiten. 

Hierauf  ging  die  Konferenz  zur  Beratung  des  Artikels  II  über. 
Herr  Bördel ongue  schlug  vor,  den  Artikel  folgendermaßen   zu  fassen: 

»Für  den  Fall,  daß  die  vertragschließenden  Staaten  alle  auf  ihrem 
Gebiete  befindlichen  Stationen  oder  einen  Teil  derselben  nicht  selbst 
betreiben,  verpflichten  sie  sich,  die  Errichtung  und  den  Betrieb  der 
Stationen  für  drahtlose  Telegraphie  Privatpersonen  oder  Gesell- 
schaften nur  dann  zu  konzessionieren  oder  zu  genehmigen,  wenn 
diese  die  Verpflichtung  übernehmen,  in  allen  ihren  Stationen  die 
Bestimmungen  der  vorliegenden  Vereinbarung  und  der  in  dieser 
vorgesehenen  Ausführungsubereinkunft  zu  beachten.« 
Die  deutsche  und  die  österreichische  Delegation  erklärten  sich  mit  dieser 
Fassung  einverstanden. 
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Herr  Lamb  machte  geltend,  daß  nach  dem  französischen  Vorschlage 
Großbritannien  gezwungen  wäre,  solche  Gesellschaften,  die  in  den  Ko- 
lonien mit  den  Grundsätzen  einer  internationalen  Vereinbarung  nicht  über- 
einstimmende Verträge  abgeschlossen  hätten,  im  Vereinigten  Königreiche 
nicht  zuzulassen.  Hierüber  entspann  sich  eine  lange  Diskussion,  in  der 
u.  A.  entgegnet  wurde,  daß  jeder  Teil  des  britischen  Weltreichs  für  sich 
einer  solchen  Vereinbarung  beitreten  könnte.  Schließlich  wurde  die  Be- 
ratung vertagt. 

Die  4.  Sitzung  (10.  August)  beschäftigte  sich  zunächst  mit  den  ver- 
tagten Gegenständen,  nämlich:  1.  der  Frage  der  Entschädigung,  2.  den  an- 
zuwendenden Taxen,  3.  den  Störungen  und  4.  dem  Ausschluß  der  Gesell- 
schaften nach  dem  französischen  Vorschlage. 

Der  erste  Redner  Herr  Solari  wendete  sich  gegen  die  Ausführungen  von 
Herrn  Wachenfeld,  daß  durch  die  Zulassung  aller  Systeme  die  bestehenden 
Gesellschaften  keinen  Schaden  haben  würden.  Wenn  man  das  Bestehen 
eines  Systems  anerkenne,  das  weiter  entwickelt  sei,  als  die  anderen,  so  müsse 
man  zu  seinen  Gunsten  eine  besondere  Vereinbarung  treffen,  um  es  für  den 
zu  erwartenden  Verlust  schadlos  zu  halten.  Redner  gab  sodann  eine  aus- 
führliche Darstellung  der  Erfolge  Marconi's  und  zog  daraus  den  Schluß, 
daß  dessen  System  nicht  auf  gleichem  Fuße  mit  den  übrigen  Systemen  be- 
handelt werden  dürfe. 

Der  Vorsitzende  entgegnete,  daß  nach  Ansicht  der  deutschen  Regierung 
die  aus  den  Patenten  herrührenden  Rechte  der  Erfinder  und  Gesellschaften 
unangetastet  bleiben  sollen.  Daraus  folge,  daß  diese  Patente  den  Erfindern 
auch  künftig  den  legitimen  Nutzen  lassen  würden.  Andererseits  werde  die 
Vermehrung  der  Beziehungen  durch  Zulassung  aller  Systeme  auch  die  Ein- 
nahmen der  Marconi-Gesellschaft  erhöhen. 

Herr  Lamb  kam  noch  einmal  auf  die  von  ihm  vorgeschlagene  Er- 
hebung einer  Zuschlagstaxe  zurück.  Das  Recht,  sie  zu  erheben,  solle 
nicht  bloß  einer  bestimmten,  sondern  allen  bestehenden  Gesellschaften  zu- 
kommen. Für  Staatsverwaltungen,  welche  die  Funkspruchstationen  selbst 
betreiben,  liege  zwar  nicht  so  sehr,  wie  für  eine  Privatgesellschaft,  die  Not- 
wendigkeit vor,  die  finanzielle  Seite  zu  betonen,  doch  scheine  es  billig,  auch 
beim  staatlichen  Betrieb  eine  besondere  Vergütung  zu  Gunsten  eines 
nationalen  Erfinders  oder  nationaler  Fabrikanten  der  Erfindung  zu  bean- 
spruchen. Für  Großbritannien  handle  es  sich  in  erster  Linie  um  den  Betrieb, 
aber  es  sei  außerdem  zu  berücksichtigen,  daß  in  Großbritannien  die  Betriebs- 
gesellschaft auch  die  Apparate  herstelle. 

Herr  Bordelongue  sagte,  niemand  könne  und  werde  die  unbestreit- 
baren Verdienste  Marconi's  leugnen,  aber  hier  handle  es  sich  um  die 
Frage,  ob  die  Zubilligung  einer  Entschädigung  berechtigt  sei.  Die  Ansicht 
hierüber  habe  während  der  Konferenz  stark  gewechselt.  Lamb  habe  für 
Großbritannien  jede  Verpflichtung  zur  Leistung  einer  Entschädigung  abgelehnt 
und  sich  später  als  Anhänger  einer  Zuschlagstaxe  zu  Gunsten  der  bestehenden 
Systeme  und  als  Freund  des  Schutzes  eines  bestimmten  Apparatsystems  be- 
kannt. Diese  Haltung  scheine  mit  dem  britischen  Grundsatze  des  freien 
Wettbewerbs  in  Widerspruch  zu  stehen.  Solari  beanspruche  jetzt  weder 
eine  Entschädigung  noch  ein  endgültiges  Monopol  für  die  Marconi-Gesell- 
schaft, sondern  beschränke  sich  darauf,  die  zeitweilige  Annahme  des  Marconi- 
Systems  zu  befürworten.  Die  Staaten  könnten  aber  kein  Interesse  daran 
haben,  dadurch  gerade  im  Anfange  der  Entwicklung  der  drahtlosen  Tele- 
graphie  den  Fortschritt  aufzuhalten  und  die  Lösung  der  schwebenden  Fragen 
durch  deren  Aufschiebung  zu  erschweren.   Grillo  habe  bereits  ein  bedeutendes 
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Zugeständnis  gemacht,  indem  er  unter  Fallenlassen  einer  Entschädigung  sich 
dem  englischen  Vorschlage  der  Erhebung  eines  Zuschlags  angeschlossen 
habe.  In  der  Tat  liege  kein  Grund  vor,  eine  Gesellschaft  zu  entschädigen, 
die  seihst  auf  die  Vorteile  des  allgemeinen  Verkehrs  dadurch  verzichte,  daß 
sie  ihre  Stationen  nur  mit  Marconi-Apparaten  in  Verkehr  treten  lasse.  Auch 
die  Erhebung  einer  Zuschlagstaxe  sei  daher  zu  verwerfen.  Grillo  habe 
mitgeteilt,  daß  die  Anregung  der  italienischen  Regierung  aus  Anlaß  der 
deutschen  Einladung  genügt  habe,  eine  Änderung  des  schon  festgelegten 
Vertrags  durchzusetzen.  Es  sei  daher  wohl  anzunehmen,  daß  auch  weitere 
Abänderungen  zu  ermöglichen  seien.  Der  Redner  schließt  unter  Hinweis 
darauf,  daß  nach  den  Ausführungen  Solari's  in  der  2.  Sitzung  »die  italienische 
Regierung  von  dem  W  unsche  geleitet  sei .  unparteiisch  das  Interesse  des 
Publikums  zu  schützen,  ohne  Vorzugsrechte  zu  gewähren«.  Dies  sei  der 
beste  Standpunkt  und  müsse  auch  als  Grundlage  für  die  Konferenz  dienen. 

Herr  Grillo  gab  einige  Erläuterungen  über  die  Tragweite  der  Änderungen 
des  Vertrags  mit  Marconi  und  fuhr  dann  fort:  Man  habe  gesagt,  im 
Interesse  des  freien  Wettbewerbs  könne  man  keinem  besonderen  System 
eine  Entschädigung  gewähren.  Um  aber  Nachrichten  auszutauschen,  müßten 
die  verschiedenen  Systeme  in  Verbindung  treten.  Daraus  könnte  eine  gegen- 
seitige Behinderung  folgen.  Die  einzelnen  Systeme  seien  also  vonein- 
ander nicht  so  unabhängig,  wie  im  sonstigen  freien  Wettbewerbe  der  In- 
dustrie. Es  liege  daher  in  der  Billigkeit,  diejenigen  zu  entschädigen,  die 
durch  die  Verpflichtung,  mit  anderen  Systemen  zu  verkehren,  eine  Ver- 
minderung der  Güte  ihres  Betriebs  und  eine  Beschränkung  ihrer  Aktions- 
freiheit erleiden  würden.  Darum  halte  es  die  italienische  Delegation  für 
vorteilhaft,  nur  das  vollkommenste  System  anzunehmen;  auf  alle  Falle  müsse 
aber  das  als  das  vorgeschrittenste  anerkannte  System  dafür,  daß  es  mit 
anderen  verkehren  solle,  entschädigt  werden. 

Auf  die  an  die  italienische  und  englische  Delegation  gerichtete  Frage 
des  Vorsitzenden,  auf  welche  Weise  die  Entschädigung  gezahlt  werden 
solle,  erwiderte  Herr  Cardarelli.  es  sei  zweckmäßig,  die  erhobenen  Ge- 
bühren so  zu  teilen,  daß  die  Gesellschaft,  deren  System  das  beste  sei,  eine 
angemessene  Entschädigung  erhalte,  oder  aber  eine  Zuschlagsgebühr  zu 
Gunsten  dieser  Gesellschaft  (Royalty)  zu  erheben. 

Der  Vorsitzende  fragte,  wie  die  Zuschlagsgebühr  zu  erheben  sein  würde, 
da  doch  für  die  Küstenstationen  ein  größerer  Anteil .  für  die  Schi  ff >stationen 
ein  kleinerer  Anteil  an  der  Gebühr  gefordert  und  die  Festsetzung  eines 
Maximums  beabsichtigt  sei. 

Herr  Lamb  erklarte,  er  habe  sich  zwar  in  einer  früheren  Sitzung 
dem  deutschen  Vorschlag  angeschlossen,  nach  welchem  der  Gebührensatz 
von  der  Regierung  festgestellt  oder  genehmigt  werden  solle ,  in  deren 
Gebiete  die  Küstenstation  liege.  Er  halte  es  aber  jetzt  für  besser,  die 
beiden  Elemente  des  Gebührensatzes  zu  trennen  und  von  der  Regierung 
nur  den  der  Küstenstation  zukommenden  Anteil  bestimmen  zu  lassen,  den 
Schiffen  aber  freie  Hand  für  die  Festsetzung  ihres  Anteils  zu  gewähren, 
vorbehaltlich  der  Zustimmung  der  Regierung,  deren  Flagge  sie  tragen.  Die 
Zuschlagstaxe  hätte  zweckmäßig  nicht  mehr  als  50  v.  H.  der  Xormaltaxe 
zu  betragen. 

Herr  Cardarelli  schloß  sich  diesen  Ausführungen  an. 

Auf  Ersuchen  des  Vorsitzenden  äußerten  sich  auch  die  übrigen  Dele- 
gationen zu  der  Frage  der  Entschädigung;  sie  verneinten  sämtlich,  daß  eine 
Verpflichtung  zur  Entschädigung  bestehe,  so  daß  nur  Großbritannien  und 
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Italien  für  die  Gewährung  einer  solchen,  und  zwar  in  Gestalt  einer  Zu- 
schlagsgebühr, sind. 

Bei  der  Beratung  des  neuen,  von  Deutschland  vorgeschlagenen  §  4  des 
Artikels  I  bemerkte  Herr  Lamb,  er  halte  es  nicht  für  möglich,  daß  die 
Konferenz  endgültige  Maßregeln  zur  Verhütung  von  Störungen  treffe.  Die 
französische  Delegation  schloß  sich  dem  deutschen  Vorschlage  mit  einer 
geringfügigen  Änderung  an.  Auch  die  übrigen  Delegationen  waren  im 
Prinzip  damit  einverstanden.  Um  dem  Wunsche  von  Herrn  Boulanger  zu 
entsprechen,  der  Mißverständnisse  aus  der  Bezeichnung  »Landstation«  gegen- 
über »Küstenstation«  fürchtete,  schlug  der  Vorsitzende  vor,  Artikel  f  so 
zu  fassen: 

»Die  Küstenstationen  der  Tclegraphie  ohne  Draht  sind  den  nach- 
stehenden Bestimmungen  unterworfen. 

Küstenstation  wird  jede  feste  Station  genannt,  deren  Wirkungs- 
bereich sich  bis  auf  das  Meer  erstreckt.« 
Außerdem  sei  hinter  Artikel  IV  folgender  neuer  Artikel  V  einzuschalten: 

»Den  Bestimmungen  des  Artikels  I,  §  4  sind  alle  Stationen  unter- 
worfen, deren  elektrischer  Wirkungsbereich  sich  bis  zu  Küsten- 
stationen erstreckt.« 

Für  den  die  Taxen  betreffenden  §  3  des  Artikels  1  schlug  Frankreich 
eine  neue  Fassung  vor,  nach  der  die  Taxe  für  die  Seebeförderung  ebenso, 
wie  die  Gebühr  für  die  Beförderung  auf  den  Telegraphenlinien  mit  Draht 
nach  der  Wortzahl  festgesetzt  und  aus  einer  Gebühr  für  die  Küstenstation 
und  einer  Gebühr  für  die  Schiffsstation  gebildet  werden  soll.  Die  Höhe 
-1er  Gebühr  für  die  Küstenstation  soll  der  Genehmigung  des  Staates,  in  dem 
sich  diese  Station  befindet,  die  Gebühr  für  die  Station  an  Bord  der  Ge- 
nehmigung: de*  Staates,  dessen  Flagge  das  Schiff  trägt,  unterliegen:  keine  der 
beiden  Gebühren  darf  das  im  Artikel  III  vorgesehene  Maximum  übersteigen. 

Herr  Lamb  erklärte,  er  könne  der  Festsetzung  eines  Maximum*  nicht 
zustimmen . 

Demgegenüber  betonte  Herr  Bördel ongue  die  Notwendigkeit  einer 
solchen  Festsetzung.  Es  müßte  Gewähr  dagegen  bestehen,  daß  die  Gebühr 
nicht  bloß  von  der  eigentlichen  Telegraphierarbeit,  sondern  auch  von  dem 
Werte  des  durch  das  Telegramm  geleisteten  Dienstes  abhängig  gemacht 
würde.  Sonst  sei  zu  befürchten,  daß  ein  Unternehmer  z.  B.  1  Million  Francs 
für  ein  Telegramm  fordere,  das  die  Rettung  eines  Schiffes  von  10  Millionen 
Franks  Wert  ermöglicht  habe. 

Herr  Mackay  hielt  die  Festsetzung  eines  Maximums  für  verfrüht;  auch 
mußten  dabei  die  Entfernungen  berücksichtigt  werden,  was  die  Frage  noch 
kompliziere.  Man  käme  dann  schließlich  zu  einem  übertrieben  hohen  Maxi- 
mum. Daß  die  Gebühr  nur  für  den  funkentclcgraphischcn  Dienst  entschädigen 
solle,  erkenne  er  an. 

Herr  Bordelongue  erklärte  sich  damit  einverstanden,  daß  die  Frage  der 
Festsetzung  eines  Maximums  einer  späteren  Konferenz  vorbehalten  werde. 

Nach   einer   längeren   Diskussion   der  Frage   wegen  Festsetzung  eines 
Maximums  stellte  der  Vorsitzende  allgemeines  Einvernehmen  über  folgende* 
Punkte  fest: 

1.  Die  Taxe  darf  nicht  die  Grenzen  der  Billigkeit  überschreiten. 

2.  Sie  soll  nur  die  Entschädigung  für  die  radiotelegraphische  Arbeit 
darstellen. 

Bezüglich  des  Maximums  seien  die  meisten  Delegationen  der  Ansicht, 
daß  die  Fragte  einer  späteren  Konferenz  vorzubehalten  sei. 
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Herr  Lamb  bestand  darauf,  daß  die  Aufgabe  der  künftigen  Konferenz 
lediglich  darin  bestehe,  nicht  ein  Maximum  festzusetzen,  sondern  die  Frage 
des  Maximums  zu  erwägen. 

Demzufolge  schlug  der  Vorsitzende  vor,  die  von  Herrn  Lamb  ge- 
wünschte Änderung  anzunehmen,  gleichzeitig  aber  im  Protokoll  festzulegen, 
daß  die  Regierungen  von  Frankreich,  Rußland,  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  Spanien,  Ungarn  und  Deutschland  die  Festsetzung  eines 
Maximums  im  Reglement  für  nützlich  und  notwendig  halten. 
Für  Artikel  II  schlug  Krankreich  folgende  neue  Fassung  vor: 

»Sofern  die  vertragschließenden  Staaten  Privatpersonen  oder  Ge- 
sellschaften den  Betrieb  von  Küstenstationen  gestatten,  verpflichten 
sie  sich,  den  Betrieb  dieser  Stationen  nur  dann  zu  konzessionieren 
oder  zu  genehmigen,  wenn  die  Antragsteller  die  Verpflichtung  über- 
nehmen, in  allen  ihren  Stationen  die  Bestimmungen  der  gegen- 
wärtigen Vereinbarung  und  des  darin  vorgesehenen  Reglements  zu 
beachten.« 

Der  Vorsitzende  wies  darauf  hin,  daß  man  am  Schlüsse  der  ersten 
Sitzung  bereits  einig  war,  daß  Länder  mit  autonomen  Kolonien  sowohl  für 
ihr  ganzes  Gebiet  als  auch  nur  für  einen  Teil  desselben  der  Vereinbarung 
beitreten  können.  Ks  handle  sich  also  jetzt  nur  noch  um  die  Frage,  ob 
man  in  dem  beigetretenen  Gebietsteile  die  in  anderen  nicht  beigetretenen 
Gebietsteilen  zugelassenen  Systeme,  welche  die  Bestimmungen  der  inter- 
nationalen Vereinbarung  nicht  anerkennen,  zulassen  wolle. 

Herr  Lamb  führte  aus,  er  könne  dieser  Fassung  nur  zustimmen,  wenn 
hinter  den  Worten  »in  allen  ihren  Stationen«  hinzugefügt  werde  »auf  dem 
Gebiete  der  vertragschließenden  Staaten«. 

Herr  Bördel ongue  entgegnete,  die  vorgeschlagene  Fassung  bezwecke, 
eine  Boykottierung  der  Schiffe  einzelner  Stationen  durch  gewisse  Gesell- 
schaften zu  verhüten.  Herr  von  Stibral  war  der  Meinung,  daß  der  von 
Lamb  gewünschte  Zusatz  einer  völligen  Streichung  des  Artikels  II  gleich- 
komme. 

Herr  B arber  erkannte  die  Wichtigkeit  der  von  Frankreich  vorge- 
schlagenen Bestimmung  für  solche  Staaten  an,  welche  die  vollständige  Kon- 
trolle über  die  telegraphischen  Einrichtungen  besitzen;  aber  die  Delegierten 
der  Vereinigten  Staaten  seien  nicht  in  der  Lage,  die  darin  liegende  Be- 
schränkung der  freien  Kntwickelung  der  drahtlosen  Telcgraphie  zu  erörtern 
oder  ihr  zuzustimmen.  Ebensowenig  könnten  sie  die  Frage  einer  Ent- 
schädigung oder  einer  Zuschlagsgebühr  in  Erwägung  ziehen. 

Herr  Grillo  erklärte,  die  italienische  Delegation  hätte  an  sich  den 
lebhaften  Wunsch,  sich  der  deutschen  oder  der  französischen  Fassung  an- 
zuschließen, müsse  sich  aber  wegen  des  Vertrags  mit  Marconi  auf  die  Er- 
klärung beschränken,  daß  die  italienische  Regierung  ihr  Möglichstes  tun 
werde,  um  den  Vertrag  im  Sinne  des  Artikels  II  zu  ändern,  unbeschadet 
der  Entschädigung,  an  der  sie  festhalte. 

Nachdem  Herr  Salewsky  sein  Einverständnis  mit  der  französischen 
Fassung  erklärt  hatte,  erläuterte  auf  Bitte  des  Vorsitzenden  die  Delegation 
der  Vereinigten  Staaten  die  Lage  von  deren  Gesetzgebung.  Daraus  ergab 
sich,  daß  alle  Stationen  in  den  Vereinigten  Staaten  verpflichtet  sind,  sich 
den  Gesetzen  des  Bundes  zu  unterwerfen,  die  vorschreiben,  daß  die  Stationen 
bezahlte  Nachrichten  von  Jedermann  annehmen  müssen.  Zuwiderhandelnde 
setzen  sich  zivilrechtlicher  oder  sogar  strafrechtlicher  Verfolgung  aus. 
Weitere  Verpflichtungen  können  nach  den  Gesetzen  nicht  auferlegt  werden. 
Daher  vermöge   die   amerikanische  Delegation   die  Bestimmung  nicht  an- 
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zunehmen .  nach  der  die  Unternehmer  verpflichtet  werden  sollen ,  sich  auch 
in  nicht  beigetretenen  Ländern  den  internationalen  Bedingungen  zu  unter- 
werfen. Das  wäre  nur  möglich,  wenn  die  Regierung  einem  internationalen 
Vertrage  beiträte,  der  eine  solche  Bestimmung  enthalte.  Doch  betonte  die 
Delegation ,  sie  habe  keinerlei  Instruktion  darüber,  ob  die  maßgebenden 
Stellen  der  Vereinigten  Staaten  geneigt  seien,  einem  derartigen  Vertrage 
beizutreten. 

Der  Vorsitzende  faßte  die  Sachlage  folgendermaßen  zusammen: 

Die  Vereinigten  Staaten   sind  durch  ihre  jetzige  Gesetzgebung 
verhindert,    dem    französischen    Vorschlage   beizutreten.  England 
will  die  Bestimmungen  auf  Stationen  beschränken,  die  sich  im  Ge- 
biete der  vertragschließenden  Staaten  befinden.    Italien  ist  bereit, 
sein   Bestes  zu  tun ,    um  durch  eine  Änderung  des   Vertrags  mit 
Marconi  den  Beitritt  seiner  Regierung  herbeizuführen,  macht  aber 
den  Vorbehalt   wegen   Entschädigung.    Die  übrigen  Regierungen 
nehmen  den  genannten  Vorschlag  an. 
Es  wurde  dann  zur  Beratung  des  Artikels  III  geschritten,  der  den  Erlaß 
eines  internationalen  Reglements  vorsiebt.     Hierzu  verlas  Herr  Bonomo 
ein  längeres  Memorandum,  in  welchem  er  unter  der  Voraussetzung,  daß 
ein   einziges  System   und  eine  einzige  Abstimmung  angenommen  werden 
und  daß  die  größte  Reichweite  festgesetzt  wird,  die  Hauptpunkte  anführte, 
auf  die  sich  ein  internationales  Reglement  zu  erstrecken  hätte.    Die  auch 
nur  teilweise  Wiedergabe  des  Memorandums  würde  hier  zu  weit  führen, 
da  die  Beratung  der  Einzelheiten  des  Reglements  einer  späteren  Konferenz 
vorbehalten  bleiben  soll. 

In  der  5.  Sitzung  (12.  August)  führte  Herr  Schräder  aus.  daß  das 
Memorandum  von  Bonomo  nur  im  Zusammenhange  mit  dem  Ergebnis  der 
Erfahrungen  aller  übrigen  Länder  eine  Grundlage  für  das  internationale 
Reglement  abgeben  könne.    Dieses  würde  u.  A.  enthalten  müssen: 

Regeln  für  den  technischen  Dienst,  d.  h.  eine  Instruktion  für 
das  Personal; 

Bestimmungen,  um  Störungen  möglichst  zu  vermeiden; 

Bestimmungen  über  die  Anwendung  und  Erhebung  der  Taxen, 
deren  Grundlagen  durch  den  Vertrag  selbst  festgelegt  sind; 

Bestimmungen  über  die  Abrechnung  usw. 
Allzu  eingehende  Regeln  würden  nicht  angebracht  sein,  die  Haupt- 
sache sei  der  gute  Wille  der  Beteiligten.  Jedoch  müßten  für  den  Fall,  daß 
mehrere  Schiffe  sich  in  dem  Wirkungsbereich  einer  und  derselben  Küsten- 
station befänden,  genaue  Vorschriften  aufgestellt  werden.  Man  werde  viel- 
leicht vorschreiben,  daß  dann  stets  die  Küstenstation  die  Reihenfolge  der 
Übermittelung  bestimme  und  daß  der  Nachrichtenaustausch  zwischen  Schiff 
und  Küste,  abgesehen  von  dem  Kalle  von  Seenot,  den  Mitteilungen  von 
Schiff  zu  Schiff  voranzugehen  hätte.  Für  Schiffe  in  Seenot  wäre  zweck- 
mäßig ein  besonderes  Signal  vorzusehen ,  bei  dessen  Empfang  jede  andere 
Korrespondenz  einzustellen  sei. 

Auf  Vorschlag  von  Herrn  Gavey  wurden  die  Worte  »einheitliche 
Regeln«  in  Artikel  III  durch  »Regeln«  ersetzt,  da  man  noch  nicht  wissen 
könne,  ob  auf  diesem  Gebiete  eine  völlige  Einheitlichkeit  möglich  sei.  Mit 
der  Bevorzugung  von  Schiffen  in  Seenot  waren  alle  Delegationen  ein- 
verstanden. Ferner  fand  ein  von  Frankreich  vorgeschlagener  Zusatz  zu 
Artikel  HI  Annahme,  nach  welchem  auch  die  für  gewöhnlich  dem  Privat- 
rerkehr  nicht  geöffneten  Stationen  die  Ersuchen  von  Schiffen  in  Seenot  um 
Hilfeleistung  entgegennehmen  sollen. 
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Zu  dem  von  Deutschland  amendierten  Artikel  IV  schlug  Herr  Heath 
den  Zusatz  vor,  daß  die  Bestimmungen  der  Vereinbarung  nicht  auf  funken- 
telegraphische  Stationen  der  Marine  oder  des  Heeres  noch  auf  militärische 
Telegramme  Anwendung  finden.  Aus  einer  längeren  Debatte  hierüber 
ergab  sich  schließlich,  daß  die  Konferenz  den  Kriegsfall,  für  den  jeder 
Staat  sich  volle  Freiheit  vorbehalte,  auszuschließen  und  lediglich  den  Be- 
trieb der  dem  Verkehre  des  Publikums  und  der  Schiffe  geöffneten  Küsten- 
stationen zu  regeln  wünschte.  Daraus  folgt,  daß  alle  lediglich  für  Zwecke 
der  Marine  oder  des  Heeres  bestimmten  Stationen  den  allgemeinen  Bestim- 
mungen des  Reglements  nicht  unterworfen  sein  werden.  Ferner  wünschte 
die  Mehrzahl  der  Delegierten,  auch  die  Korrespondenz  der  Kriegsschiffe  mit 
den  öffentlichen  Küstenstationen  dem  Reglement  zu  unterwerfen,  aber  den 
betreffenden  Telegrammen  den  Vorrang  wie  für  Staatstclegrammc  zu  ge- 
währen. Die  Vereinigten  Staaten  und  Großbritannien  dagegen  wollten  diese 
Einzelheiten  einer  späteren  Konferenz  vorbehalten. 

Gegenüber  der  von  Deutschland  für  Artikel  IV  vorgeschlagenen  Ein- 
schaltung, die  bezweckt,  in  Friedenszeiten  eine  Störung  des  funkentele- 
graphischen  Betriebs  durch  die  nicht  dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden 
Stationen  zu  verhüten,  ging  die  Meinung  dahin,  daß  es  genüge,  in  der 
internationalen  Vereinbarung  den  guten  Willen  der  Staaten  zur  Verhütung 
solcher  Störungen  auszudrücken. 

Sodann  wurde  noch  Artikel  V  besprochen  und  damit  die  Beratung  des 
deutschen  Programms  beendigt. 

Zur  Feststellung  des  Textes  für  das  Schlußprotokoll  trat  an  demselben 
Tage  auf  Vorschlag  des  Vorsitzenden  eine  besondere  Kommission  zusammen. 
Die  von  dieser  vorgeschlagene  Fassung  erhielt  in  der  6.  (der  Schluß-) 
Sitzung  am  13.  August  noch  einige  Änderungen. 

Hierauf  wurde  die  Konferenz  von  dem  Staatssekretär  Kraetke  mit 
einer  Ansprache  geschlossen,  in  der  er  u.  a.  folgendes  Schreiben  aus  dem 
Zivilkabinet  Seiner  Majestät  des  Kaisers  verlas: 

Potsdam,  den  12.  August  1903. 
Euerer  Exzellenz  beehre  ich  mich  in  Erwiderung  des  ge- 
fälligen Schreibens  vom  11.  d.  M.  ganz  ergebenst  mitzuteilen,  daß 
Seine  Majestät  der  Kaiser  und  König  von  der  Huldigung  der 
ausländischen  Vertreter  der  internationalen  Vorkonferenz  für 
drahtlose  Telegraphie  mit  Befriedigung  Kenntnis  zu  nehmen 
geruht  haben.  Seine  Majestät  begleiten  die  Arbeiten  der  Kon- 
ferenz mit  besonderem  Interesse  und  lassen  Euere  Exzellenz 
ersuchen,  beim  Schluß  derselben  den  Vertretern  der  auswärtigen 
Staaten  Allerhöchsteren  herzlichen  Dank  zum  Ausdruck  zu 
bringen. 

(gez.)  v.  Lucanus. 

Das  Schlußprotokoll  lautet  folgendermaßen: 

Die  nachgenannten  Delegationen  der  Vorkonferenz  für  drahtlose  Tele- 
graphie, nämlich 

Deutschland.  Österreich,   Spanien,    die  Vereinigten   Staaten  von 

Amerika,  Frankreich,  Ungarn,  Rußland, 
sind  übereingekommen,  der  Prüfung  ihrer  Regierungen  die  folgenden  all- 
gemeinen Grundlagen  einer  Regelung  vorzuschlagen,  die  den  Gegenstand 
eines  internationalen  Vertrags  bilden  können. 
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Artikel  I. 

Der  Austausch  der  Korrespondenz  zwischen  den  Schiffen  in  See  und 
den  Küstenstationen  für  drahtlose  Telegraphie,  die  dem  allgemeinen  Tele- 
graphenverkehr geöffnet  sind,  ist  den  nachstehenden  Bestimmungen  unter- 
worfen. 

§  i.  Unter  Küstenstation  wird  jede  feste  Station  verstanden, 
deren  Wirkungsbereich  sich  bis  auf  das  Meer  erstreckt. 

§  2.  Die  Küstenstationen  sind  gehalten ,  die  Telegramme  von 
oder  nach  Schiffen  in  See  ohne  Unterschied  der  von  diesen  be- 
nutzten Systeme  der  drahtlosen  Telegraphie  anzunehmen  und  zu 
befördern. 

§  3.  Die  vertragschließenden  Staaten  veröffentlichen  alle  die- 
jenigen technischen  Angaben,  die  zur  Erleichterung  und  Beschleuni- 
gung der  Verbindungen  zwischen  den  Küstenstationen  und  den 
Schiffen  in  See  dienen. 

Indes  kann  jede  der  vertragschließenden  Regierungen  die  auf 
ihrem  Gebiete  befindlichen  Stationen  unter  ihr  nötig  erscheinenden 
Bedingungen  ermächtigen,  mehrere  Einrichtungen  oder  besondere 
Dispositionen  zu  benutzen. 

§  4.  Die  vertragschließenden  Staaten  erklären,  daß  sie  für  die 
Festsetzung  der  Tarife,  welche  auf  die  zwischen  den  Schiffen  in 
See  und  dem  internationalen  Telegraphennetz  ausgewechselte  tele- 
graphische Korrespondenz  Anwendung  finden .  die  nachstehenden 
Grundlagen  annehmen: 

Die  für  diesen  Verkehr  zu  erhebende  Gesamtgebühr  wird  pro 
Wort  festgesetzt;  sie  umfaßt 

a)  die  Gebühr  für  die  Beförderung  auf  den  Linien  des  Tcle- 
graphennetzes ;  ihr  Betrag  entspricht  der  durch  das  jeweils 
gültige  internationale  Telegraphenreglement  zum  Vertrage  von 
St.  Petersburg  festgesetzten  Gebühr; 

b)  die  Gebühr  für  die  Seebeförderung. 

Die  zuletzt  genannte  Gebühr  wird,  wie  die  vorherstehende,  nach 
der  Zahl  der  Wörter  bestimmt,  wobei  diese  Wortzahl  gemäß  dem 
unter  a)  dieses  Paragraphen  genannten  internationalen  Telegraphcn- 
reglement  festgestellt  wird.    Sic  besteht  aus: 

a)  einer  Gebühr,  Küstengebühr  genannt,  die  der  Küstenstation 
zukommt ; 

b)  einer  Gebühr,  Bordgebühr  genannt,  die  der  auf  dem  Schiffe 
eingerichteten  Station  zusteht. 

Die  Gebühr  der  Küstenstation  unterliegt  der  Genehmigung  des 
Staates,  auf  dessen  Gebiete  sich  diese  Station  befindet,  und  die 
Bordgebühr  der  Genehmigung  des  Staates,  dessen  Flagge  das 
Schiff  führt. 

Jede  dieser  beiden  Gebühren  soll  auf  der  Grundlage  einer  an- 
gemessenen Entschädigung  für  die  tclegraphische  Arbeit  festgesetzt 
werden. 

Artikel  II. 

Ein  dem  abzuschließenden  Vertrage  beizufügendes  Reglement  wird  den 
Austausch  von  Mitteilungen  zwischen  den  Küstenstationen  und  den  Schiffs- 
stationen regeln. 


Digitized  by  Google 


88  Die  internationale  Vorkonferenz  für  Kunkentelegraphie  in  Berlin. 

Die  Vorschriften  dieses  Reglements  können  jederzeit  im  gemeinsamen 
Kinverständnis  der  Verwaltungen  der  vertragschließenden  Staaten  geändert 
werden. 

Artikel  III. 

Die  Bestimmungen  des  Telegraphenvertrags  von  St.  Petersburg  finden 
auf  die  Korrespondenz  mittels  drahtloser  Telegraphie  insoweit  Anwendung, 
als  sie  nicht  im  Widerspruche  zu  den  Bestimmungen  des  abzuschließenden 
Vertrags  stehen. 

Artikel  IV. 

Die  Stationen  für  drahtlose  Telegraphie  sollen,  ausgenommen  den  Fall, 
daß  sie  dazu  materiell  außerstande  sind,  die  Ersuchen  um  Hilfe,  die  ihnen 
von  den  Schiften  zugehen,  mit  Vorrang  aufnehmen. 

Artikel  V. 

Per  Betriet)  der  Stationen  für  drahtlose  Telegraphie  soll  nach  Möglich- 
keit so  eingerichtet  sein,  daß  er  den  Betrieb  anderer  Stationen  nicht  stört. 

Artikel  VI. 

Die  vertragschließenden  Regierungen  behalten  sich  das  Recht  vor,  unter- 
einander Sonderabkommen  zu  dem  Zwecke  abzuschließen,  die  Unternehmer, 
die  auf  ihrem  Gebiete  Stationen  für  drahtlose  Telegraphie  betreiben,  zur 
Beobachtung  der  Bestimmungen  des  abzuschließenden  Vertrags  auch  in 
allen  übrigen  Stationen  dieser  Unternehmer  zu  zwingen. 

Artikel  VII. 

Die  Bestimmungen  des  abzuschließenden  Vertrags,  ausgenommen  die 
Bestimmungen,  die  den  Gegenstand  der  Artikel  IV  und  V  bilden,  finden 
auf  diejenigen  staatlichen  Stationen  für  drahtlose  Telegraphie,  die  nicht  für 
den  allgemeinen  Verkehr  geöffnet  sind,  keine  Anwendung. 

Artikel  VIII. 

Den  Landern,  die  an  dem  abzuschließenden  Vertrage  nicht  teilgenommen 
haben,  wird  der  Beitritt  auf  ihren  Antrag  gestattet. 

Berlin,  den  13.  August  1003. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 

Erklärung  der  Delegierten  von  Großbritannien. 

Die  britische  Delegation  verpflichtet  sich  zwar,  die  vorstehenden  Grund- 
lagen der  Prüfung  ihrer  Regierung  zu  unterbreiten,  sie  erklärt  aber,  daß 
sie  in  Anbetracht  der  Page,  in  der  sich  die  drahtlose  Telegraphie  im  Ver- 
einigten Königreiche  befindet,  einen  allgemeinen  Vorbehalt  aufrecht  erhalten 
muß.  Dieser  Vorbehalt  bezieht  sich  besonders  auf  Artikel  I,  §  2  und  auf 
die  Anwendung  der  Bestimmungen  des  Artikels  V  auf  die  im  Artikel  VII 
genannten  Stationen. 

Berlin,  den  13.  August  1903. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 

Erklärung  der  Delegierten  von  Italien. 

Obwohl  die  italienische  Delegation  es  übernimmt,  die  im  Schlußprotokoll 
der  Konferenz  enthaltenen  Bestimmungen  der  Prüfung  ihrer  Regierung  zu 
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unterbreiten,  muß  sie  doch  gemäß  den  von  ihren  Mitgliedern  in  den  ver- 
schiedenen Sitzungen  abgegebenen  Erklärungen  im  Namen  ihrer  Regierung 
die  folgenden  Vorbehalte  machen: 

Artikel  I,  §  2. 

Sie  würde  den  vorgeschlagenen  Text  nur  unter  der  Bedingung  annehmen, 
daß  nachstehender  Zusatz  gemacht  wird: 

»vorausgesetzt,  daß  alle  diese  Systeme  eine  anerkannte  Gewähr  für 
gutes  Arbeiten  beim  gegenseitigen  Telegraphieren  in  beziig  auf 
Reichweite,  Vollkommenheit  der  Organisation  und  Sicherheit  der 
Beförderung  geben«. 

Artikel  I,  §  3. 

Sie  kann  den  ersten  Absatz  dieses  Paragraphen  nicht  annehmen,  weil 
die  Regierung  sich  in  den  mit  Marconi  abgeschlossenen  Verträgen  zur 
Geheimhaltung  der  Einzelheiten  der  Einrichtungen  verpflichtet  hat. 

Artikel  VI. 

Sie  vermag  dem  Texte  dieses  Artikels  nicht  zuzustimmen  und  muß  sich 
auf  die  Erklärung  beschränken,  daß  von  seiten  ihrer  Regierung  das  Mög- 
liche geschehen  wird,  um  die  mit  Marconi  abgeschlossenen  Verträge  in 
dem  gewünschten  Sinne  abzuändern. 

Berlin,  den  13.  August  1903. 

(Eolgen  die  Unterschriften.) 


Verwendung  der  Gutta-Gentzsch  zur  Herstellung  von 

Reichs -Telegraphenkabeln. 

In  Heft  22  des  Archivs  für  Post  und  Telegraphie,  Jahrgang  1902,  sind 
die  Versuche  erwähnt  worden,  die  seit  dieser  Zeit  innerhalb  des  Reichs- 
Postgebiets  mit  Kabeln  angestellt  werden,  deren  Isolierung  aus  künstlicher 
Guttapercha  nach  dem  Vorschlage  des  Chemikers  Adolf  Gentzsch  in  Wien 
t>e>teht.  Welchen  Umfang  diese  Versuche  angenommen  und  zu  welchen 
Ergebnissen  sie  bisher  geführt  haben,  soll  hier  näher  erörtert  werden. 
Zunächst  ist  zu  bemerken,  daß  die  Reichs -Telegraphenverwaltung  sich  zur 
Ausführung  dieser  Versuche  erst  entschlossen  hat,  nachdem  vom  Telegraphen- 
Vcrsuchsamt  und  von  der  Aktiengesellschaft  Feiten  &  Guilleaumc,  welche 
die  Herstellung  der  künstlichen  Guttapercha  auf  Grund  einer  Vereinbarung 
mit  dem  Erfinder  übernommen  hat,  die  Verwendbarkeit  des  neuen  Isolier- 
materials festgestellt  worden  war.  Es  besteht  aus  einer  Mischung  von 
reinem  Gummi  und  einer  Sorte  Palmwachs,  deren  Schmelzpunkt  mit  dem 
des  Gummi  übereinstimmt,  so  daß  eine  Trennung  beider  Rohstoffe  auch  bei 
der  Erwärmung  der  Masse  nicht  stattfindet. 

Die  elektrischen  Eigenschaften  der  Gutta-Gentzsch  sind  denen  der  natür- 
lichen Guttapercha  annähernd  gleich;  in  mechanischer  Hinsicht  soll  die 
künstliche  Guttapercha  der  natürlichen  sogar  insofern  überlegen  sein,  als 
sie  eine  Temperatur  von  6o°  C.  erträgt,  ohne  weich  zu  werden. 
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Für  Erdkabel  genügt  im  allgemeinen  die  billigere  Faserstoffisolierung, 
die  schon  seit  mehreren  Jahren  an  die  Stelle  der  Guttapercha  getreten  ist. 
Bei  Erwägung  der  Frage,  inwieweit  die  künstliche  Guttapercha  die  natürliche 
zu  ersetzen  vermag,  kommt  daher  ihre  Verwendbarkeit  für  die  Herstellung 
von  Gnterwasserkabeln  hauptsächlich  —  -  wenn  nicht  allein  —  in  Betracht. 

Zur  Erprobung  des  neuen  Materials  wurde  bei  der  Aktiengesellschaft 
Feiten  &  Guillcaumc  ein  8,7  km  langes  vieradriges  Seekabel  in  Bestellung 
gegeben  und  im  Jahre  i<y>2  ausgelegt,  das  die  Verbindung  zwischen  dem 
Festland  und  der  Insel  Führ  herstellt.  Die  Adern  dieses  Kabels  bestehen 
aus  je  einer  Litze  von  sieben  0,0  mm  starken  Kupferdrähten,  die  mit  Gutta- 
Gentzsch  auf  den  äußeren  Durchmesser  von  ü  mm  umpreßt  sind.  Die 
vier  Adern  sind  miteinander  verseilt  und  getreust,  die  Kabelseele  ist  zunächst 
mit  tanniertem  Jutegarn  bewickelt  und  dann  mit  einer  Bewehrung  aus 
14  verzinkten  Rundeisendrähten  von  5.1  mm  äußerem  Durchmesser  umgeben, 
die  durch  eine  doppelte  Compoundlagc  geschützt  werden.  Der  äußere 
Durchmesser  des  Kabels  beträgt  etwa  30  mm.  das  Gewicht  ungefähr  3500  kg 
pro  km.  Für  die  einzelnen  Adern  ist  ein  Leitungswiderstand  von  nicht 
mehr  als  9.'.  Ohm,  ein  Isolationswiderstand  von  mindestens  500  Megohm 
und  eine  Kapazität  von  hüchstens  0.15  Mikrofarad  gewährleistet  worden. 
Sämtliche  Werte  beziehen  sich  (mit  _-h  5  v.  H.  Toleranz)  auf  eine  Kabellänge 
von  einem  Kilometer  bei  einer  Temperatur  von  15  G.  für  die  Widerstands- 
werte. Welche  Kabel  für  die  in  Rede  stehenden  Versuche  sonst  noch 
beschafft  sind,  ist  aus  der  nachstehenden  Tabelle  zu  ersehen.  Für  die  Bauart 
der  Kabel  sind  die  Bestimmungen  über  die  Lieferung  der  gewöhnlichen 
Guttaperchakabel  entsprechender  Typen  maßgebend  gewesen. 


Bezeichnung 
des 
Kabels 

0 
c 

km 

Zahl  der  Adern 

Zahl  Stärke 

der 
den  Leiter 
bildenden 

Litzendrähte 

mm 

|  Stärke  der  Ader 

Elektrische  Eigenschaften 

Lei-  Isola- 
tungs-    tions-  Kapa- 
wider-    wider-  zität 
stand  stand 

Mikro- 

Ohm       Megohm  farad 

Ihrhove- Weener  

/ 

7 

0,73 

/ 

6,J 

650 

0.21 

.Durchschreitung  der  Ems) 

Norden  -  Norddeich  

4 

7 

O.fSt» 

5»« 

7 

500 

0,24 

Vinkenpolder-  Norderney  . 

8.0 

3 

7 

°»73 

/ 

6,5 

650 

O.22 

1,0 

3 

7 

0,66 

5.3 

7 

500 

0,2, 

Flußkabel  zur  Durchschrei- 

tung   der   Weichsel  bei 

0-73 

7 

7 

0,73 

7 

6,5 

650 

O.aa 

Flußkabel  durch  die  F'ms: 

<>.?2 

1 

7 

0,73 

7 

6,5 

650 

O.u 

b)    -  Halte  

1  K  ... 

1 

7 

0.73 

7 

6.5 

650 

0.22. 

Mit  Ausnahme  des  Flußkabcls  der  Linie  Ihrhove-Weener,  welches  noch 
im  Jahre  1902  zur  Lieferung  und  Auslegung  gelangt  ist,  sind  die  auf- 
geführten Kabel  sämtlich  im  Jahre  1903  beschafft  und  ausgelegt  worden. 
Die  Gesamtlänge  der  Kabel  beträgt  2409  km.     Die  gezahlten  Preise  bleiben 
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im  Durchschnitt  um  35  v.  H.  hinter  denen  der  gewöhnlichen  Guttapercha- 
kabel zurück,  wodurch  an  den  in  der  vorstehenden  Tabelle  aufgeführten 
Kabeln  allein  eine  Ersparnis  von  rund  20000  Mark  erzielt  werden  konnte. 

Hei  der  Abnahme  der  Kabel  haben  sich  durchweg  bessere  elektrische 
Eigenschaften  ergeben,  als  vertragsmäßig  vereinbart  war.  Zur  Umrechnung 
der  Isolationswerte  auf  die  Normaltemperatur  hat  die  Firma  Feiten  & 
Guillcatune  nachstehende  Tabelle  mitgeteilt,  aus  der  hervorgeht,  daß  der 
Reduktionsfaktor  für  die  künstliche  Guttapercha  kleiner  ist  als  für  die 
natürliche. 

(Der  bei  der  Temperatur  T  gemessene  Widerstand  ist  mit  dem  Koeffi- 
zienten c  zu  multiplizieren,  um  denselben  auf  150  C.  zu  reduzieren.) 


Cels. 


Koeffizient  T 


Geis 


Koeffizient 
C 


T 
Gels. 


Koeffizient 
C 


30 

3.317 

21 

20.5 

29 

3,142 

20 

28.5 

28 

27,5 

J" 

2,967 

10 

2.879 

18.5 

2.792 

18 

26.5 

2,70» 

17,5 

20 

2,6i7 

'7 

25ö 

2,533 

10.5 

25 

2,150 

16 

24.5 

2.358 

15.3 

-4 

2.267 

I 

15 

23-5 

14.5 

23  ; 

2.ioo 

!4 

-'-',5 

2.019 

13.5 

22 

I.938 

'3 

2M 

1 .800 

12.5 

I,7«< 
I,7"l 
!  ,'.23 

1  •  5  5 <> 
1,475 
It4lJ 
1  . 

I  ,288 

I 

I,<"7 
I,io8 
1  .»54 
t,o 

0,i)t>o 
O.qoo 
0,8542 
O.KoX« 

0,7«»7 


Bei  der  Auslegung  der  Kabel  hat  der  Umstand,  daß  die  künstliche 
I-oliermasse  klebriger  ist  als  die  natürliche,  ein  abweichendes  Verfahren  in 
der  Herstellung  der  Lötstellen  nötig  gemacht.  Diese  sind  mit  Hilfe  natür- 
licher Guttapercha  angefertigt  worden.  Dabei  waren  die  Adern  vor  zu 
>tarkcr  Erwärmung  sorgfältig  zu  schützen.  Das  Erwärmen  der  Enden  mit 
■h-r  Spiritusflamme  und  das  Vorziehen  der  Isolierschicht  nach  der  Mitte  der 
Lötstelle  mußte  daher  unterbleiben.  Das  Verfahren  gestaltet  sich  folgender- 
maßen. 

Zunächst  ist  Chattertonmasse  sowohl  auf  die  Drahtverbindungsstelle  als 
auch  auf  die  bleistiftartig  zugespitzten  Kabeladern  derart  aufzutragen,  daß 
letztere  auf  eine  Länge  von  1  '/.j  bis  2  cm  davon  bedeckt  sind.  Dann  wird 
eine  Guttaperchaplatte  aufgelegt,  die  mit  Hilfe  des  Glätteisens  und  durch 
Kneten  mit  der  Chattertonmasse  verarbeitet  wird.  Hierbei  ist  die  Spiritus- 
Hamme  zwar  nicht  zu  entbehren,  sie  darf  aber  nicht  über  die  Lötstelle 
hinaus  auf  die  Gentzsch  -  Masse  einwirken.  Alsdann  wird  von  neuem 
Oiatterton  so  weit  aufgetragen,  daß  die  Lage  etwa  2  cm  über  die  erste 
Ilmausreicht.     Nachdem  noch  eine  zweite  Guttaperchaplatte  aufgelegt  und 


.2 

0,7150 

3 

0,2500 

M,S 

0,6854 

2.5 

0.2417 

I  I 

0,0458 

■-> 
~ 

0,2333 

IO,5 

0,6io» 

1,5 

0,2250 

<>,575» 

1 

0,2167 

0.515* 

0,5 

0,2.17 

0,5167 

0,200; 

8.s 

0,-1917 

0 , 2  tm 

8 

0.i<>r>7 

0,1067 

0,I417 

0,1  920 

0,n»7 

\  —  2 

0,1885 

0.39.7 

0,t8»2 

0 

0,358» 

i 

(),l8.,2 

5  '5 

0,337  5 

-  3.5 

O.1767 

0,3  n>7 

0,1733 

0,1958 

—  4.5 

O.17« 

r 

O.2750 

-5 

<  ».1067. 

3.5 

O.2025 
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in  gleicher  Weise  wie  die  erste  verarbeitet  ist,  wird  das  Ganze  nochmals 
mit  Chattertonmasse  bestrichen,  gleichmäßig  mit  dem  Glätteisen  ausgebreitet 
und  mit  der  Hand  geknetet  und  bearbeitet.  Zum  Schlüsse  wird  die  Löt- 
stelle mit  der  Spiritusflamme  wieder  erwärmt  und  mit  der  befeuchteten 
Hand  gleichmäßig  gerieben. 

Bis  jetzt  halien  sich  die  Kabel  im  Betriebe  durchaus  bewährt,  ungünstige 
Wahrnehmungen  sind  von  keiner  Stelle  gemeldet  worden.  Selbstredend  läßt 
sich  ein  zuverlässiges  Urteil  über  die  Haltbarkeit  des  Materials  noch  nicht 
abgeben;  dazu  müssen  die  Erfahrungen  einer  Reihe  von  Jahren  gesammelt 
werden. 


Post-,  Telegraphen-  und  Fernspreehwesen 
in  den  Straits-Settlements. 

Die  Postvcrwaltung  der  Straits-Settlements  hatte  1002  bei  einer  Ein- 
nahme von  203280  Dollars  und  einer  Ausgabe  von  312  790  Dollars  einen 
Minderertrag  von  ig  510  Dollars  aufzuweisen,  während  sie  in  den  früheren 
Jahren  regelmäßig  einen  Überschuß  -  rgoi  22  000  Dollars  —  abzuliefern 
in  der  Lage  war.  Das  ungünstige  Ergebnis  des  Jahres  1902  ist  durch  Ein- 
richtung neuer  Schiffsverbindungen  zwischen  Vorderindien  und  den  Straits- 
Settlements,  die  einen  Aufwand  von  52  000  Dollars  erfordert  haben,  hervor- 
gerufen worden.  Insbesondere  ist,  um  eine  schnellere  Ubermittelung  der 
Post  aus  Singapore  nach  Europa  zu  ermöglichen,  im  Februar  1902  zu  den 
I4tägigen  Fahrten  der  P.  und  O.- Schiffe  von  Singapore  eine  mit  diesen 
Fahrten  alternierende  Schiffsverbindung  von  Singapore  nach  Negapatam  in 
Vorderindien  durch  Schiffe  der  British  India  Steam  Navigation  Company 
hinzugetreten.  Von  Negapatam  aus  wird  die  Post  nach  Europa  mit  der 
Eisenbahn  über  Madras  nach  Bombay  gesandt  und  erreicht  hier  den  An- 
schluß an  die  indische  Oberlandpost.  Nach  Einrichtung  der  neuen  Ver- 
bindungen mit  Vorderindien  hat  die  Postverwaltung  der  Straits-Settlements 
im  Jahre  1902.  mit  Einschluß  der  an  die  P.  und  O.- Linie  für  Unterhaltung  der 
I4tägigen  Verbindung  mit  Europa  zahlbaren  Vergütung,  im  ganzen  nicht 
weniger  als  137025  Dollars  oder  44  v.  H.  der  gesamten  Ausgaben  für 
Beförderung  ihrer  Post  nach  und  aus  Europa  aufzuwenden  gehabt.  Wenn- 
gleich dieser  Betrag  einen  unverhältnismäßig  hohen  Prozentsatz  der  Aus- 
gaben ausmacht,  so  wird  von  der  Postverwaltung  der  Straits-Settlements 
doch  noch  eine  weitere  Ausgestaltung  der  Postdampfschiffsverbindungen 
angestrebt.  Da  nämlich  Singapore  zwischen  den  regelmäßigen  I4tägigen 
Fahrten  der  P.  und  O. -Linie  keine  regelmäßige  Verbindung  aus  Europa 
besitzt  und  dies  von  der  Kaufmannschaft  als  ein  Übelstand  empfunden  wird, 
so  ist  es  der  Wunsch  der  Postverwaltung,  daß  eine  mit  den  P.  und  O.-Schiffen 
abwechselnde  I4tägige  Verbindung  durch  Schiffe  der  British  India -Linie, 
entsprechend  der  von  Singapore  bestehenden  Verbindung,  auch  für  die 
Richtung  von  Vorderindien  nach  Singapore  ins  Leben  gerufen  werde.  Die 
Durchführung  dieses  Gedankens  ist  jedoch  bisher  daran  gescheitert,  daß  die 
British  India -Linie  dann  den  Dienst  zwischen  den  Straits-Settlements  und 
Vorderindien  nicht  mehr,  wie  jetzt,  mit  zwei  Schiffen  unterhalten  könnte, 
sondern  deren  drei  einstellen  und  somit  eine  erheblich  höhere  Entschädigung 
als  bisher  beanspruchen  müßte.    Wie  wertvoll  übrigens  die  neue  Verbindung 
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für  Singapore  sein  würde,  zeigt  ein  interessantes  Beispiel .  das  der  General- 
postmeister in  seinem  Verwaltungsbericht  anführt.  Als  infolge  des  Streiks 
in  Marseille  die  Versendung  von  Posten  aus  Europa  nach  Singapore  mit 
Schiffen  der  Messageries  maritimes  unterbrochen  war,  veranlaßte  die  Post- 
verwaltung der  Straits- Settlements,  daß  diejenige  Post,  die  sonst  mit 
französischen  Schiffen  hätte  befördert  werden  müssen,  über  Rrindisi  mit 
der  indischen  Überlandpost  geleitet  wutrdc.  Die  Post  wurde  dann  von 
Bombay  nach  Madras  mit  der  Eisenbahn  befördert  und  von  hier  mit  einem 
Dampfer  der  British  India-Linie  nach  Singapore  weitcrgeleitet.  Auf  diese 
Weise  kam  die  Post  nicht  nur  4  Tage  früher  in  Singapore  an,  als  es  bei 
der  Beförderung  mit  französischen  Schiffen  der  Fall  gewesen  sein  würde, 
sondern  sie  kam  auch  früher  an  als  eine  3  Tage  früher  von  London  nach 
Genua  abgesandte  und  von  da  mit  deutschen  Schiffen  beförderte  Post. 

Abgesehen  von  der  Verbindung  mit  Europa,  werden  in  dem  Geschäfts- 
bericht auch  die  im  Hafen  von  Singapore  für  die  Beförderung  der  Post- 
säcke an  und  von  Bord  der  Postschiffe  bestehenden  Einrichtungen  als  ver- 
besserungsbedürftig bezeichnet.  Zur  Zeit  steht  der  Postverwaltung  für 
diesen  Zweck  nur  ein  Ruderboot  zur  Verfügung,  neben  dem,  wenn  größere 
Posten  vorliegen,  u.  U.  Eingeborenen-Boote  (sampans)  verwendet  werden. 
Da  diese  Art  der  Beförderung  weder  sicher  noch  schnell  genug  ist,  so 
möchte  der  Generalpostmeister  für  den  Hafendienst  in  Singapore  einen 
kleinen  Dampfer  eingestellt  wissen.  Alsdann  würden  die  Postsäcke  selbst 
in  dem  Falle  unter  allen  Umständen  pünktlich  an  Bord  geschafft  werden 
können,  wenn,  wie  es  nicht  selten  vorkommt,  gleichzeitig  für  sechs  Dampfer 
Posten  abzufertigen  sind.  Der  Postschluß  tritt  in  Singapore  allgemein  eine 
Stunde  vor  Abgang  der  Postdampfer  ein.  Damit  sich  das  Publikum  über 
den  Abgang  der  zur  Postbeförderung  benutzten  Dampfer  zuverlässig  unter- 
richten kann,  gibt  die  Postverwaltung  besondere,  in  englischer  und  chinesischer 
Sprache  abgefaßte  Anzeigeblätter  über  den  Gang  der  Dampfer  (Postal  Expreß) 
heraus.  Von  diesen  Blättern  sind  im  Jahre  1002  allein  in  Singapore 
520000  Exemplare,  davon  170000  in  chinesischer  Sprache,  abgesetzt  worden. 

Die  in  den  Straits-Settlements  für  Briefsendungen  geltenden  Portosätze 
sind  außerordentlich  niedrig  bemessen.  So  kostet  ein  einfacher  Brief  inner- 
halb der  Kolonie,  mit  Einschluß  der  malaiischen  Schutzstaaten,  nur  etwa 
:  2  Penny  (4  Pf.);  eine  Postkarte  wird  innerhalb  desselben  Gebiets  für 
V5  Penny  (nicht  ganz  2  Pf.)  befördert;  an  Einschreibgebühr  wird  nur 
der  Betrag  von  1  Penny  (8  Pf.)  erhoben.  Auch  die  internationalen  Brief- 
taxen sind,  soweit  der  Verkehr  mit  England  und  der  Mehrzahl  der  britischen 
Kolonien  in  Frage  kommt,  mit  4  :>  Penny  (6Va  Pf.)  für  den  einfachen  Brief 
sehr  gering.  Diese  billigen  Portosätze  haben  ohne  Zweifel  dazu  beigetragen, 
daß  sich  der  1 'ostverkehr  der  Kolonie  sehr  lebhaft  entwickelt  hat,  nämlich 
von  3  ,  Millionen  Postsendungen  im  Jahre  1870  auf  I1 ..,  Millionen  Sendungen 
im  Jahre  1880,  auf  4,/2  Millionen  Sendungen  im  Jahre  i8<)o  und  auf  nahezu 
II  Millionen  Sendungen  im  Jahre  1002.  Anderseits  sind  die  niedrigen 
Taxen  aber  auch  sicher  mit  daran  Schuld,  daß  die  Erhöhung  eines  einzigen 
Ausgabepostens,  nämlich  der  an  die  Schiffsgesellschaften  zu  zahlenden  Ver- 
gütung, im  letzten  Jahre  einen  so  ungünstigen  Einfluß  auf  das  gesamte 
finanzielle  Ergebnis  der  Post  Verwaltung  auszuüben  vermocht  hat. 

Sehr  interessant  sind  die  Angaben  des  Berichts  über  die  Schwierigkeiten, 
mit  denen  der  Briefbestelldienst  in  Singapore  zu  kämpfen  hat.    Dieser  Ort, 
der  an  der  großen  Verkehrsstraße  von  Europa  nach  dem   fernen  Osten 
gelegen  ist.  hat  einen  durchaus  internationalen  Charakter.    Angehörige  aller 
Rassen  und  aller  Nationalitäten  sind  dort  vertreten ,  und  da  ein  jeder  Briete 
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empfängt,  deren  Aufschriften  in  der  Sprache  seiner  Heimat  angefaßt  sind, 
so  kostet  es  große  Mühe,  alle  diese  Sendungen  den  Empfängern  richtig 
und  rechtzeitig  zukommen  zu  lassen.  Um  dies  zu  ermöglichen,  läßt  die 
Postverwaltung  in  verschiedenen  Teilen  der  Stadt  den  Bestelldienst  gleich- 
zeitig durch  drei  und  mehr  Besteller  verschiedener  Nationalität  ausführen: 
ein  Malaie  bestellt  die  Sendungen  für  die  Europäer  sowie  die  Sendungen, 
die  an  Armenier,  Malaien.  Araber  und  Japaner  gerichtet  sind;  ein  Chinese 
trägt  die  Sendungen  ab.  deren  Adressen  chinesisch  abgefaßt  sind:  ein 
Tamile  ist  mit  der  Beförderung  der  Sendungen  betraut,  deren  Aufschriften 
in  der  tamilischen  oder  einer  anderen  südindischen  Mundart  geschrieben 
sind;  ein  Sikh  entziffert  die  in  hindostanischen .  persischen  oder  nord- 
indischen Schriftzügen  abgefaßten  Aufschriften  und  bestellt  die  betreffenden 
Sendungin.  Man  sieht,  man  muß  in  Singapore  gute  Sprachkenntnisse 
besitzen,  wenn  man  ein  brauchbarer  Briefträger  sein  will.  Als  eine  Eigen- 
tümlichkeit führt  der  Bericht  an,  daß  e>  den  Chinesen  fast  nie  gelingt, 
in  japanischer  Sprache  adressierte  Briefe  unterzubringen,  daß  die  Malaien 
dagegen  sehr  sprachgewandt  sind  und  auch  mit  japanischen  Adressen  fertig 
zu  werden  wissen.  Erwähnenswert  ist  auch,  daß  die  für  Tamilen  bestimmten 
Sendungen  in  der  Kegel  zur  Nachtzeit  bestellt  werden  müssen,  weil  die 
Angehörigen  dieses  Stammes  die  Gewohnheit  haben,  tagsüber  fast  stet» 
unterwegs  zu  sein.  Eür  die  zahlreichen  in  Singapore  ansässigen  Chinesen 
bestehen  übrigens,  abgesehen  von  den  chinesischen  Briefbestellern,  auch  noch 
insofern  besondere  Posteinrichtungen,  als  die  Postverwaltung  der  Straits- 
Settlements  seit  Mitte  der  70er  Jahre  dazu  übergegangen  ist,  besondere 
Postanstalten  (Chinese  Sub  Post  Offices)  einzurichten .  bei  denen  die  Chinesen 
ihre  Postsachen  nach  China  aufzuliefern  haben.  Diese  Postanstalten,  die 
sich  des  vollen  Vertrauens  der  Chinesen  erfreuen ,  haben  im  letzten  Jahre 
annähernd  3  4  Millionen  Sendungen  angenommen.  Das  Porto  für  die  bei 
den  Chinesen- Postanstalten  eingelieferten  Briefe  ist  auf  den  geringen  Betrag 
von  nicht  ganz  1  Pennv  (8  Pf.)  für  je  zwei  Sendungen  festgesetzt. 

Von  der  Postverwaltung  unterhaltene  Telegraphen-  und  Eernsprechein- 
richtungen  gibt  es  in  den  Straits-Settlemcnts  erst  seit  IQOI.  Die  Telegraphen- 
anlagen der  Postverwaltung  beschränken  sich  auf  Penang,  die  Provinz 
Welleslev  und  Malacca.  In  den  ersten  beiden  Gebieten  bestehen  20.5  km 
unterseeische  und  137,5  km  Land -Telegraphenlinien;  in  Malacca  beträgt  die 
Länge  der  Telegraphenlinien  O2.7  km.  Zum  Betriebe  dieser  Linien  sind 
insgesamt  9  Tclcgraphcnanstalten  vorhanden.  Rentabel  sind  diese  ver- 
schiedenen Anlagen  bis  jetzt  nicht,  denn  im  Jahre  1002  steht  einer  Aus- 
gabe von  36807  Dollars  eine  Einnahme  von  nur  16070  Dollars  gegen- 
über. In  Singapore  liegt  der  Telegraphenbetrieb  ausschließlich  in  den 
Händen  der  Lastern  Extension  Austrnlasia  and  China  Telegraph  Company, 
die  von  den  Straits-Settlemcnts  aus  Kabel  von  I  I  400  km  Länge  betreibt. 
Hiervon  dienen  1900  km  Kabel  zur  Verbindung  der  verschiedenen  Teile  der 
Kolonie. 

Ein  staatliches,  für  den  allgemeinen  Verkehr  bestimmtes  Stadtfernsprech- 
netz besteht  nur  in  Penang.  Die  Anlagekosten  dieses  Netzes,  das  seit 
Anfang  iqoi  im  Betrieb  ist,  und  das  Ende  io<>2  17g  Teilnehmer,  darunter 
20  Behörden,  zählte,  haben  68  000  Dollars  betragen.  An  Fcrnsprech- 
gebühren  sind  in  Penang  im  Jahre  K>o2  7315  Dollars  aufgekommen.  Die 
Abonnementsgebühr  ist  in  Penang  mit  monatlich  5  Dollars  nicht  unerheblich 
billiger  als  die  Gebühr,  die  die  Oriental  Telephone  and  Electric  Company 
für  den  Anschluß  an  das  von  ihr  für  Singapore  und  Johore  errichtete 
private  Fernsprechnetz  erhebt.    An    letzteres    Netz   waren  1902  733  Teil- 
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nehmer  angeschlossen.  Interessant  ist  das  Urteil  des  Generalpostmeisters, 
daß  der  Fernsprecher  zur  Zeit  als  ein  Luxusgegenstand  anzusehen  sei. 
Neben  der  Fernsprechanlage  der  Postverwaltung  in  Penang  und  dem  von 
der  genannten  Privatgesellschaft  unterhaltenen  Fernsprechnetz  in  Singapore 
sind  noch  in  Penang  und  der  Provinz  Wellesley  staatliche,  nur  für  den 
Gebrauch  der  Behörden  bestimmte  Fernsprecheinrichtungen  von  265,5  km 
und  in  Malacca  von  225  km  Länge  in  Betrieb.  Außerdem  besitzt  Singa- 
pore ein  vom  Staate  betriebenes,  ausschließlich  für  Zwecke  der  Polizei- 
und  anderen  Behörden  errichtetes  Stadtfernsprechnetz,  dessen  Unterhaltung 
gegen  entsprechende  Kntschädigung  der  Oriental  Telephone  and  Electric 
Company  übertragen  ist. 


LITERATUR. 

Der  Weltpostverein  und  sein  Einfluß  auf  den  Weltverkehr 
und  die  Weltwirtschaft.  Ein  Vortrag,  gehalten  in  der  Gesell- 
schaft für  Erdkunde  und  Kolonialwesen  zu  Straßburg  von 
J.  Jung,  Postrat.  Mit  fünf  lithographischen  Tafeln.  Straßburg. 
J.  H.  Ed.  Heitz  (Heitz  &  Mündel),  1003.    Preis  3  Mark. 

Der  durch  seine  früheren  Werke  »Der  Weltpostverein  und  der  Wiener 
Weltpostkongreß«  und  »Entwickelung  des  deutschen  Post-  und  Telegraphen- 
WL-scns    in  den   letzten  25  Jahren«   bekannte  Verfasser  schildert  im  ersten 
Teile  des  Vortrags,  wie  der  Weltpostverein  zustande  gekommen  ist,  welche 
Verkchrserleichterungen  durch  ihn  geschaffen  worden  sind  und  wie  er  sich 
entwickelt  hat.    Der  zweite  Teil  des  Vortrags  handelt  von  dem  Einflüsse  de» 
Weltpostvereins  auf  den  Weltverkehr  und  die  Weltwirtschaft.   In  Minsicht  auf 
den  Weltverkehr  nennt  der  Verfasser  den  Weltpostverein  kulturfördernd,  weil 
fast  kein  Werk  eine  solche  nivellierende  Wirkung  über  die  ganze  Erde  ge- 
wonnen habe  wie  er,  der  die  Völker  in  kultureller  Beziehung  einander  nähere, 
den  Unterschied  der  Rassen  mildere,  auf  seinen  Versammlungen,  den  Welt- 
postkongressen, Gesetze  für  den  ganzen  Erdball  beschließe.  Verkehrerzeugend 
sei  der  Weltpostverein,  weil  er  nicht  nur  die  Kraft  leihe,  latenten  Verkehr 
auszulösen,  sondern  auch  neuen  Verkehr  und  neue  Werte  zu  scharfen;  das 
komme  deutlich  in  der  gigantischen  Steigerung,  die  der  Weltpo>tvcrkchr  in 
seiner  Gesamtheit  aufweise,  zum  Atisdruck.    Endlich  sei  der  Weltpostverein 
von  hervorragender  allgemein-wirtschaftlicher  Bedeutung  für  die  Hebung  von 
Handel  und  Schiffahrt,  indem  er,  freilich  unterstützt  durch  manche  andere 
ftir  das  Wirtschaftsleben  der  Völker  wichtige  Faktoren ,  durch  seine  freien 
\  erkehrsgesetzc  und  durch  seine  vielgestaltigen,   auf  alle  Bedürfnisse  de» 
Verkehrs  zugeschnittenen  Beförderungszweige  die  Anbahnung  und  Durch- 
führung   von    Geschäftsverbindungen    in   den    internationalen  Beziehungen 
sowie  den  kleinen  Frachtverkehr  und  den  Bankverkehr  erleichtert,  ja.  durch 
die  Billigkeit  und  Schnelligkeit  seines  Paketdienstes  ganz  neue  Industrien 
und  Handelsbeziehungen  ermöglicht  habe.  —  Im  Rahmen  dieser  Ausführungen 
wird  im  einzelnen  nachgewiesen,  wie  in  Deutschland  und  anderen  Verkehrs- 
ländern   die    Steigerung    des    Postverkehrs    und    des    Handelsverkehrs  in 
unmittelbaren  Beziehungen   zueinander  stehen,   wie   die   Hebung   der  Bc- 
förderungsmittel ,  und  namentlich  der  Schiffahrt,  mit  als  ein  Produkt  des 
Weltpostvereins  bezeichnet  werden  könne,  u.  a.  m.    Gelegentliche  historische 
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Rückblicke,  z.  B.  auf  die  Geschichte  des  Briefes,  oder  Schilderungen 
besonders  hervortretender  Verkehrseinrichtungen,  z.  B.  des  Dienstbetriebs  auf 
den  deutsch -amerikanischen  Seeposten,  dienen  dazu,  das  Interesse  immer 
von  neuem  zu  erwecken  und  wach  zu  halten.  Daß  die  deutschen  Verkehrs- 
interessen und  Verkehrseinriehtungen  und  deren  Einwirkung  auf  den  Welt- 
verkehr besonders  eingehend  behandelt  werden,  braucht  kaum  hervor- 
gehoben zu  werden.  In  seinen  Schlußausführungen  bezeichnet  der  Verfasser 
den  Weltpostverein  treffend: 

vom  Standpunkte  der  Weltintcressen :  als  eine  ideale  Vermittelungs- 
anstalt  des  freien,  einheitlichen  Weltpostverkehrs;  als  einen  Kultur- 
faktor,  fähig  und  tätig,  Bildung,  Wissen  und  technisches  Können  zu 
verbreiten  und  den  internationalen  ( iesamt verkehr  zu  heben  und  zu 
fördern;  endlich  als  ein  Instrument  der  Annäherung  der  Völker  und 
des  Friedens;  ferner 

vom  Standpunkte  der  deutschen  Interessen:  als  ein  wichtiges  Hilfs- 
mittel zur  Ausbreitung  deutschen  Einflusses,  als  eine  sprudelnde  Kraft- 
quelle   für   wichtige   Wirtschaftszweige    des   Volkes,    für  Industrie, 
Gewerbe,  Handel,  Seeschiffahrt  und  Schiffbau;  alles  in  allem  als  ein 
Maehteleruent  der  Nation  im  wirtschaftlichen  Wettstreite  der  Völker. 
Hiernach  bringt  der  Jungsche  Vortrag  eine  der  Bedeutung  dieser  um- 
fassendsten   internationalen  Völkervereinigung   voll   gerecht   werdende  und 
wohlbegründete  Würdigung  sowohl  der  Aufgaben  wie  auch  der  Wirkungen 
des  Weltpostvereins.     Erhobt  wird  der  Wert  des  Werkes   durch   die  bei- 
gegebenen, sehr  sorgfältig  bearbeiteten  statistischen  Obersichten  und  graphi- 
schen Darstellungen,  die  ein  klares  Bild  davon  geben,  wie  sich  seit  der 
Gründung  des  Weltpostvereins  der  internationale  Postverkehr  im  allgemeinen 
und  der  Auslandspostverkehr  der  Hauptverkehrsländer  im  besonderen  ent- 
wickelt  haben ,   und   wie   sich   in   derselben   Zeit   der  auswärtige  Handel 
Deutschlands,  für  sich  genommen  und  im  Vergleiche  zu  dem  Außenhandel 
Englands.  Frankreichs  und  der  Vereinigten  Staaten,  gestaltet  hat. 

Wir  wünschen,  daß  das  Werk  auch  in  den  Kreisen  der  Post-  und 
Telegraphenbeamten  viele  Freunde  finden  möge. 


BIRI  IN.     r.tOKLTKI   IN  f>EI.  RrK'.HsnmXKEHEI. 
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INHALT:  Die  Funkentelegraphie  (Fortsetzung),  S.  97. 

Kleine  Mitteilungen:  Schnellfahrversuche  mit  Dampflokomotiven,  S.  123.  —  Ein  neues 
Bahnsystem,  S.  123.  —  Postpackereiverkehr  während  der  Weihnachtszeit  1903, 
S.  124.  —  Entwicklung  der  elektrischen  Eisenbahnen  in  Italien,  S.  124.  —  Der 
zweite  bremische  Freihafen,  S.  125. 

Literatur:  Taschenbuch  zum  praktischen  Gebrauch  für  Flugtechniker  und  Luftschiffer. 
Von  Hermann  W.  L.  Moedenbeck,  S.  126.  —  Handkommentar  zur  Eisenbahn- 
Verkehrsordnung  von  Dr.  jur.  W.  Hertzer,  S.  128. 


Die  Funkentelegraphie. 
Von  Ober-Postinspektor  Otto  Jentsch  in  Berlin. 

(Fortsetzung  aas  Heft  2.) 

II.  Die  gebräuchlichsten  Funkentelegraphensysteme  und  ihre 

gegenwärtige  Anordnung. 

Die  ausgedehnteste  Verwendung  für  den  Nachrichtendienst  haben  bisher 
die  Funkentelegraphensysteme  von  Marconi,  Slaby-Arco  und  Braun  -  Siemens 
gefunden;  letztere  beiden  Systeme  sind  jetzt  zu  dem  System  »Telefunken« 
vereinigt  worden.  Jedes  der  genannten  Systeme  arbeitet  mit  Schwingungs- 
kreisen, die  auf  eine  bestimmte  Wellenlänge  abgestimmt  sind;  jeder 
Schwingungskreis  eines  Systems  ist  mit  sämtlichen  anderen  Schwingungs- 
kreisen des  gleichen  Systems  in  Resonanz.  Es  herrscht  vollständige  Resonanz 
in  allen  Schwingungskreisen  der  Geber-  und  Senderstation  einer  Funken- 
telegraphenanlage ,  mögen  diese  Schwingungskreise  offene  oder  geschlossene 
Strombahnen  sein.  Die  Resonanzbedingung  wird  dadurch  erfüllt,  daß  die 
Produkte  aus  Kapazität  und  Selbstinduktion  der  einzelnen  Schwingungs- 
kreise einander  gleich  gemacht  werden.  Die  Faktoren  des  Produktes  selbst, 
also  die  Kapazität  und  Selbstinduktion  jede  für  sich  genommen,  brauchen 
aber  in  den  einzelnen  Stromkreisen  nicht  die  gleiche  Größe  zu  haben.  So 
kann  in  dem  einen  Stromkreis  z.  B.  die  Kapazität  viel  geringer  sein  als  in 
dem  anderen,  wenn  nur  dafür  dieser  eine  größere  Anzahl  Drahtwindungen, 
also  eine  größere  Selbstinduktion  enthält. 

Das  Marconisystem  und  das  System  Slaby-Arco  benutzen  im  Gegensatze 
zu  dem  System  Braun- Siemens  geerdete  Luftleiter.   Bei  dem  System  Braun- 
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Siemens  ist  die  Erdleitung  durch  ein  elektrisches  Gegengewicht  in  Gestalt 
eines  gut  isoliert  aufgehängten  Zinkzylinders  ersetzt.  Die  übrigen  Unter- 
schiede sind,  wie  aus  der  Beschreibung  der  Systeme  hervorgeht,  nur 
unwesentlich.  Gemeinsam  ist  ihnen  der  Braun'schc  geschlossene  Leydener 
Flaschenstromkreis  zur  Erzeugung  der  elektromagnetischen  Wellen. 

a)   Das  System  Marconi. 

Schaltung.  —  Als  Luftleitung  A  (Fig.  34)  kommt  ein  einfacher,  vertikal 
in  der  Luft  aufgehängter  Draht  oder  ein  Drahtnetz,  dessen  Eigenschwingung 
1  4  der  benutzten  Wellenlänge  beträgt,  zur  Verwendung;  sie  ist  über  eine 
regulierbare  Selbstinduktionsrolle  SJ  und  die  Sekundärspule  einer  Über- 
tragungsrolle ir  mit  der  Erde  verbunden.  Der  geschlossene  Schwingungs- 
kreis für  die  Wellenerzcugung  enthält  die  durch  ein  Induktorium  /  gespeiste 
Funkenstrecke  F,  einen  Kondensator  C,  bestehend  aus  einer  Anzahl  Leydener 
Flaschen ,  und  die  primäre  Wickelung  der  Übertragungsrolle  U.  Die  Ab- 
stimmung des  geschlossenen  Schwingungskreises  auf  die  bestimmte  Wellen- 

F>g.  34- 


F  Funkensirecke  J  Jnduktorium 

Fr  Fr itter     C  Kondensatoren  B   Batterie   R  Relais    E  Erde 

länge  erfolgt  durch  Vermehrung  oder  Verminderung  der  Leydener  Flaschen. 
Zur  Abstimmung  der  offenen  Strombahn  des  Luftleiters  genügt  eine  Ver- 
änderung der  Lage  des  Schiebers  S  der  regulierbaren  Selbstinduktionsrolle, 
durch  den  mehr  oder  weniger  Windungen  in  die  Strombahn  eingeschaltet 
werden. 

Die  Schwingungsperiode  der  offenen  Strombahn  wird  durch  Hinzu- 
schaltung von  Windungen  der  Selbstinduktionsrolle  vergrößert  und  durch 
Ausschaltung  von  Windungen  verringert. 

Der  Geberdraht  dient  nach  entsprechender  Umschaltung  als  Empfangs- 
draht; er  enthält  die  gleiche  regulierbare  Sclbstinduktionsrolle ,  dagegen  für 
die  Übertragung  der  aufgesaugten  elektrischen  Wellen  in  den  Fritterstrom- 
kreis  einen  Übertrager  Uc  besonderer  Bauart,  den  bereits  früher  erwähnten 
Jigger.  Parallel  zur  primären  Spule  des  Jiggers  ist  noch  ein  kleiner 
Kondensator  C  geschaltet.  Der  Fritterstromkreis  enthält  den  Fritter,  zwei 
svmmetrisch  zum  Fritter  angeordnete  regulierbare  Selbstinduktionsspulen  5  Jl 
und  SJ^  und  die  beiden  Sekundärspulen  des  Jiggers,  zwischen  die  ein 
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kleiner  Plattenkondensator  C,  geschaltet  ist.  Parallel  zum  Fritterstromkreis 
liegt  der  Stromkreis  für  die  Zeichenaufnahme,  der  aus  einem  Relais  R  zur 
Betätigung  eines  Morseschreibers,  einer  Batterie  B  und  zwei  Rollen  mit 
hoher  Selbstinduktion  S  J3  und  S  JA  besteht,  welche  verhindern,  daß  die 
Wellenströme  des  Fritterstromkreises  in  den  Relaisstromkrcis  übertreten. 

Wenn  die  Verwendung  langer  Luftdrähte  nicht  angängig  ist,  werden 
sie  durch  eine  aus  zwei  Metallzylindern  bestehende  Antenne  ersetzt. 

Als  Wellenanzeiger  verwendet  Marconi  jetzt  zumeist  noch  seinen  früheren 
Nickel-  und  Silberfeilefritter.  Mit  den  Quecksilberkohärern  von  Solari  und 
Castelli,  die  nach  dem  Aufhören  der  Wellenbestrahlung  selbsttätig  in  ihre 
Ruhelage  zurückkehren,  und  die  bei  den  Versuchen  zwischen  Poldhu  und 
dem  Carlo  Alberto  sich  gut  bewährt  haben  sollten,  scheint  Marconi  doch 
nicht  solche  Erfahrungen  gemacht  zu  haben,  daß  er  sie  in  den  regelmäßigen 
Verkehr  einstellen  konnte. 

Magnetischer  Wellenanzeiger.  —  Gleiches  scheint  der  Fall  zu  sein 
bezüglich  des  von  Marconi  erfundenen  magnetischen  Wellenempfängers 
(Fig.  35).  Dieser  Wellendetektor  besteht  aus  einem  Transformator  besonderer 
Bauart,  dessen  Kern  aus  einem  Bündel  hartgezogener  Stahldrähte  geformt 
ist.  Vor  ihm  dreht  sich  ein  durch  ein  Uhrwerk  getriebener  Hufeisen- 
magnet.   Der  Drehung  des  Hufeisenmagnets  entspricht  eme  Änderung  des 

in  dem   Stahldrahtbündel  erzeugten 
1  Magnetismus;  jedoch  bleibt  die  Mag- 

netisierung des  Kernes  infolge  seiner 
Hysteresis  oder  magnetischer  Trägheit 
hinter  der  magnetisierenden  Kraft  des 
rotierenden  magnetischen  Feldes  zu- 
rück. Die  Hysteresis  wird  aber  sofort 
Hufeisenmagnet  auf£Choben,  wenn  eine  elektrische  Be- 
U  Transformator    Strahlung  eintritt.    Der  Magnetismus 
T  Fernhörer        des  Kernes  steigt  alsdann  plötzlich  an 

und  der  hierdurch  in  der  sekundären 
Transformatorspule  hervorgerufene 
Stromstoß  wird  je  nach  der  Dauer  der 
Bestrahlung  in  einem  Fernhörer  als 
Punkt  oder  Strich  wahrnehmbar.  Der 
Detektor  wird  mit  seiner  primären 
Wickelung  unmittelbar  in  den  ge- 
erdeten Kmpfängerluftdraht  einge- 
schaltet; eine  Abstimmung  auf  eine  bestimmte  Wellenlänge  findet  hierbei 
nicht  statt.  Marconi  bezeichnet  den  Detektor  auf  Grund  der  ebenfalls  bei 
den  Carlo  Alberto- Versuchen  gemachten  Erfahrungen  allen  übrigen  Kohärern 
und  sonstigen  Wellenanzeigern  überlegen,  weil  er  keine  Regulierung  braucht 
und  dabei  doch  außerordentlich  empfindlich  und  stets  zuverlässig  sei.  Trotz- 
dem ist  von  einer  ausgedehnteren  Verwendung  dieses  magnetischen  Wellen- 
anzeigers in  der  Praxis  bis  jetzt  nichts  bekannt  geworden.  Jedenfalls  haften 
dem  magnetischen  Wellendetektor  zwei  Mängel  an:  infolge  der  durch  die 
Hysteresis  geleisteten  elektrischen  Arbeit  ist  eine  scharfe  Resonanz  im 
Empfangsstromkreise  nicht  möglich,  ferner  können  die  Telegramme  mit  ihm 
nur  nach  dem  Gehör  aufgenommen  werden. 

Jiggel».  —  Da  die  Wirkung  der  Wellcnströme  auf  den  Kohärer,  der 
einen  Kondensator  von  sehr  kleiner  Kapazität  darstellt  und  daher  nur  auf 
Spannungen  reagiert,  nicht  von  ihrer  Intensität,  sondern  von  ihrem  Potential 
abhängt,  so  wird  allgemein  in  den  Empfängerstationen  für  Funkentelegraphie 
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unter  Verwendung  geeigneter  Transformatoren  das  Potential  auf  Kosten  der 
Stromintensität  erhöht,  d.  h.  die  elektrische  Kraft  der  Welle  wird  auf  Kosten 
der  magnetischen  gesteigert.  Die  hohe  Bedeutung  dieser  Trans formierung 
zur  Erziclung  größerer  Reichweiten  hat  Marconi  von  vornherein  erkannt; 
sie  hat  ihn  zur  Konstruktion  zahlreicher  Typen  von  Transformatoren  (Jiggers) 
veranlaßt.  Die  praktische  Erprobung  hat  als  beste  Typen  des  Jiggers 
folgende  beiden  ergeben.  Die  Primärspule  des  einen  besteht  aus  ioo  Win- 
dungen eines  0,37  mm  starken,  mit  Seide  isolierten  Kupferdrahts,  der  auf 
ein  Glasrohr  von  6  mm  Durchmesser  gewickelt  ist;  der  Sekundärkreis  enthält 
einen  in  gleicher  Weise  isolierten  Kupferdraht  von  0,19  mm  Stärke  und  ist 
in  zwei  Spulen  geteilt.  Die  Windungen  des  Sekundärkreises  beginnen  in 
der  Mitte  und  sind  in  derselben  Richtung  wie  die  Primärwindungen  geführt; 
jede  Hälfte  umfaßt  500  Windungen,  die  sich  in  abnehmender  Zahl  von 
77  bis  3  Windungen  auf  17  I^gen  verteilen,  wie  Fig.  36  schematisch  darstellt. 

Bei  der  zweiten  Ausführung  (Fig.  37) ,  die  jetzt  in  den  Marconistationen 
fast  ausschließlich  zur  Anwendung  kommt ,  besteht  der  Primärkreis  aus 
50  Windungen  eines  0,7  mm  starken  Drahtes,  und  der  Sekundärkreis  enthält 
in  jeder  Spulenhälfte  160  Windungen  eines  0,05  mm  starken  Drahtes,  die 
aber  nur  eine  Lage  bilden.  Der  Kern  besteht  aus  einer  Glasröhre  von 
25  mm  Durchmesser.    Dieser  Transformator  soll  am  besten  wirken,  wenn 

Fig.  36.  Fig.  37. 


p  primäre  Wickelung.     s  sekundäre  Wickelung.      G  Glasstab.      C  Kondensator. 

die  Sekundärwindungen  ungefähr  die  gleiche  Länge  haben  wie  die  Antennen 
und  die  Windungslage  etwa  2  mm  von  den  Windungen  der  Primärspule 
entfernt  angeordnet  ist.  Die  Sekundärwickelung  hat  dann  annähernd  die 
gleiche  Selbstinduktion  wie  der  Luftlciter.  Zwischen  die  sekundären  Spulen 
beider  Transformatortypen  ist  der  Kondensator  C  des  Fritter-  und  Relais- 
stromkreises der  Empfängerstation  eingeschaltet.  Das  Konstruktionsprinzip 
der  beiden  Transformatoren  beruht  lediglich  auf  empirischen  Erfahrungen  ; 
eine  theoretische  Begründung  hat  Marconi  bisher  nicht  gegeben. 

Die  transatlantischen  Marconistationen.  —  Uber  die  Einrichtung  der 
transatlantischen  Marconistationen  sind  zuverlässige  Angaben  von  der  Marconi- 
gesellschaft  bisher  nicht  zu  erhalten  gewesen.  Die  Station  Poldhu  soll  an- 
fänglich mit  einer  Wechselstromdynamo  U' (Fig.  38)  von  50  Kilowatt  Leistung 
(rund  70  mechanische  Pferdekräfte)  gearbeitet  haben,  deren  Strom  durch  einen 
Transformator  auf  20  000,  nach  anderen  Angaben  auf  60  000  bis  100  000  Volt 
Spannung  gebracht  wurde.  Diese  Spannung  wurde  weiterhin  noch  wesentlich 
durch  Übertragung  in  zwei  aus  je  einer  Funkenstrecke  und  einem  Konden- 
sator C  bestehende,  durch  einen  Teslatransformator  T gekoppelte  Schwingungs- 
kreise erhöht.  Aus  dem  zweiten  dieser  Schwingungskreise  wurden  die 
elektrischen  Schwingungen  dann  induktiv  durch  einen  Transformator  ge- 
wöhnlicher Bauart  auf  die  offene  Strombahn  des  geerdeten  Luftleiters  über- 


Digitized  by  Google 


Die  Funkentelegraphic. 


101 


tragen.  Die  Kondensatoren  C  haben  jeder  die  bedeutende  Kapazität  von  etwa 
I  Mikrofarad;  sie  bestellen  ans  18  bis  20  parallel  geschalteten  Kondensator- 
elementen in  Trogform.   Jedes  Kondcnsatorelement  enthalt  20  Glasscheiben. 

mit  je  einer  Zinnfolie  von  30  qcm 
Flache  zu  beiden  Seiten  belegt,  in 
einem  mit  gekochtem  Leinöl  ge- 
füllten Trog  angeordnet. 

Xeuerdings  soll  bei  der  Station 
Poldhu  nur  ein  einziger  Trans- 
formator zur  Anwendung  kommen, 
der  die  Kondensatoren  des  Erreger- 
kreises  von  insgesamt  1,5  Mikro- 
farad Kapazität  mit  50  000  Volt 
ladet. 

Das  Lnftleitergcbilde  der  Station 
Poldhu  ist  an  vier  64  m  hohen 
Holztürmen  aufgehängt,  die  in  den 
Ecken  eines  Quadrats  von  60  m 
Seitenlänge  aufgestellt  sind.  Zwi- 
schen den  Spitzen  der  Türme  sind 
an  den  Seiten  des  Quadrats  Kabel 
gut  isoliert  aufgehängt.  An  jeder 
Seite  sind  100  blanke  Kupferdrähtc  in  Abständen  von  etwa  50  cm  von- 
einander an  den  Kabeln  befestigt  und  unter  einem  Winkel  von  45 0  nach 
unten  geführt.  Die  400  Drähte  bilden  so  einen  pyramidenförmigen  Luft- 
leiter, die  Pyramidenspitze  nach  unten  gerichtet;  diese  steht  durch  einen 
gut  isolierten  Leitungsdraht,  der  durch  das  Dach  des  unter  ihr  liegenden 
Apparatraums  führt,  mit  den  Stationsapparaten  in  Verbindung. 

b)  Das  System  Slaby-Arco. 

Schaltung.  —  Der  unten  geerdete  Senderdraht  (Fig.  30)  wird  durch 
einen  auf  dessen  Eigenschwingungen  abgestimmten  geschlossenen  Schwingungs- 
kreis mit  großer  Kapazität  in  Gestalt  von  Leydener  Flaschen  und  kleiner 
Selbstinduktion  unmittelbar  erregt.  Die  Abstimmung  des  Erregerkreises  auf 
die  Schwingungen  des  Senderdrahts  erfolgt  durch  die  regulierbare  Selbst- 
induktionsspule S  J;  es  wird  die  Anzahl  der  in  den  Erregerkreis  ein- 
geschalteten Windungen  so  lange  geändert,  bis  ein  dicht  über  dem  Erdungs- 
punkte des  Luftdrahts  eingeschaltetes  Amperemeter  ein  Maximum  anzeigt. 
Am  freien  Ende  des  Luftleiters  ist  dann  ein  Spann ung>bauch  vorhanden. 
Die  gleiche  Spule  dient  auch  zur  Regulierung  des  Luftdrahts  auf  ver- 
schiedene Wellenlängen. 

Zur  Erzeugung  des  Speisestroms  für  den  Funkeninduktor  dient  ein  zu- 
sammen mit  einem  Turbinenunterbrecher  und  einem  Taster  in  die  primäre 
Wickelung  des  Induktors  eingeschalteter  Motor.  Der  Erregerkreis  steht 
über  eine  Abschalte-  oder  Hilfsfunkenstrecke  mit  dem  Senderdraht  in  Ver- 
bindung. Wenn  der  Senderdraht  durch  Umlegen  eines  einfachen  Kurbel- 
umschalters als  Empfangsdraht  auf  die  Empfangsapparate  geschaltet  wird, 
so  wird  den  von  dem  Drahte  aus  dem  Äther  aufgesaugten  elektrischen 
Wellen  der  Weg  zu  den  Geberapparaten  durch  die  Abschaltefunkenstrecke 
gesperrt.  Sie  treten  dann  durch  die  für  die  Abstimmung  des  Empfänger- 
stromkreises benutzte  regulierbare  Selbstinduktionsspulc  in  den  Fritter,  der 
mit  ihr  und  einem  Kondensator,  dessen  Kapazität  ungefähr  100  mal  größer 
als  die  des  Fritters  ist,  zu  einem  geschlossenen  Schwingungskreise  vereinigt 


Fig.  38. 


T,T\T7  Transformatoren  br. 

Übertrager 

F  Füriktnstrecke 

C  Kondensator  batterien 

A  Antenne      E  Erde 
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ist.  Parallel  zum  Fritter  ist  über  den  Anker  eines  Klopfers  ein  Relais  und 
eine  kleine  Batterie  eingeschaltet.    Das  Relais  betätigt  einen  Morseschreiber 

Fig.  39. 


A  Luftleiter 
C  Kondensator 
Fr  Fritter 
F  Funkenstrecke 
HF  Hilfs funkenstrecke 
SJ  regulierbare  Selbstinduktion. 
B  Batterie. 
R  Relais 
T  Taste 
%HF  E  Erde 


E 


Fig.  40. 


Fig.  41. 


S  transportable  Abstimmspule 

k  beweglicher  Kontakt 
PF  Prüfung* funkenstrecke 

F  Funkenstrecke 
A  Luftleiter 

C  Kondesisalor 


und  den  Klopfer,  dessen  zu  einem  Klöppel  ausgebildeter  Anker  auf  mecha- 
nischem Wege,  d.h.  durch  einfache  Erschütterung,  die  durch  die  elektrische 
Bestrahlung  im  Fritter  geschaffene  leitende  Verbindung  wieder  zerreißt. 
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Arco'scher  Wellenmesser.  —  Die  Länge  a  b  der  für  die  Abstimmung 
in  den  Fritterstromkreis  einzuschaltenden  Selbstinduktionsspule  (Fig.  39)  wird 
in  folgender  Weise  ermittelt.  In  den  Geberdraht  wird  der  Arco'sche  Wellen- 
messer (Fig.  40),  eine  Multiplikatorspule  besonderer  Bauart  eingeschaltet 
und  die  Zahl  der  eingeschalteten  Windungen  so  lange  verändert,  bis  die 
Funkenlänge  einer  zwischen  die  beiden  Enden  des  eingeschalteten  Spulen- 
drahts angeordneten  Funkenstrecke  (in  der  Abbildung  oben  sichtbar)  ein 
Maximum  wird.  Die  eingeschaltete  Drahtlänge,  die  von  der  Skala  des 
Wellenmessers  unmittelbar  abgelesen  werden  kann,  wird  mit  einem  für  die 
bei  dem  Slaby-Arco  System  zur  Verwendung  kommenden  Fritter  berechneten 
Koeffizienten  0,54  multipliziert.  Das  Produkt  stellt  die  Spulenlänge  dar,  die 
in  den  Fritterstromkreis  eingeschaltet  werden  muß;  nach  Einschaltung  dieser 
Länge  wird  noch  der  Kontakt  des  Luftdrahts  an  der  Abstimmungsspule  so 
lange  verschoben,  bis  die  Apparate  genau  arbeiten. 

Mit  dem  Arco'schen  Wellenmesser  ist  es  auch  möglich,  eine  beliebige 
Anzahl  von  Funkentelegraphenstationen  auf  einen  und  denselben  Geber  ab- 
zustimmen, ohne  daß  dabei  die  Geberstation  in  Tätigkeit  zu  treten  braucht. 
Zu  diesem  Zwecke  wird  die  transportable  Abstimmspule  S  (Fig.  41)  zunächst 
bei  der  Geberstation  auf  die  von  dieser  verwendete  Wellenlänge  einreguliert, 
indem  ihr  eines  Ende  an  das  untere  Ende  des  Luftdrahts  A  angeschlossen  und 
das  andere  Ende  mit  einer  Prüfungsfunkenstrecke  PF  in  Verbindung  gebracht 
wird.  Der  zweite  Pol  der  Prüfungsfunkenstrecke  führt  an  einen  beweg- 
lichen Kontakt  k,  mittels  dessen  durch  einfache  Verschiebung  beliebig  viele 
Windungen  der  Abstimmspule  S  eingeschaltet  werden  können.  Der  parallel 
zur  Prüfungsfunkenstrecke  eingeschaltete  kleine  Kondensator  muß  eine 
Kapazität  erhalten,  die  der  Kapazität  der  zu  verwendenden  Fritter  ungefähr 
entspricht. 

Sobald  die  Geberfunkenstrecke  in  Wirksamkeit  tritt,  setzt  auch  in  der 
Prüfungsfunkenstrecke  eine  Entladung  ein,  die  um  so  kräftiger  wird,  je 
mehr  die  Eigenschwingung  des  Abstimmstromkreises  mit  der  des  Gebers 
übereinstimmt.  Die  beste  Abstimmung  ist  erzielt,  wenn  der  Kontakt  A- 
derart  eingestellt  ist,  daß  die  Prüfungsfunkenstrecke  die  längsten  Funken 
liefert;  es  ist  dies  z.  B.  bei  Einstellung  des  Schieberkontaktes  auf  die 
Marke  120,  d.h.  die  120.  Spulenwindung  der  Fall. 

In  gleicher  Weise  erfolgt  dann  eine  Abstimmung  der  Geber  der  übrigen 
Stationen  durch  Anschaltung  der  Abstimmspule  mit  der  Prüfungsfunken- 
strecke an  das  untere  Ende  der  Luftleitung.  Der  Schiebekontakt  der 
Abstimmspule  bleibt  aber  jetzt  dauernd  auf  der  vorher  ermittelten  Marke  120 
stehen.  Dagegen  werden  nun  die  Multiplikatorspule  des  Erregerkreises  oder 
die  Leydener  Flaschen  des  Kondensators  C  so  reguliert,  daß  die  Prüfungs- 
funkenstrecke wiederum  die  längsten  Funken  gibt.  Alsdann  ist  dieser  Geber 
mit  den  ursprünglichen  in  Syntonismus  gebracht. 

Die  Abstimmung  des  Empfängerstromkreises  erfolgt  ähnlich.  Die 
Abstimmspule  mit  der  Prüfungsfunkenstrecke  wird  wiederum  am  unteren 
Ende  der  jetzt  als  Empfängerdraht  dienenden  Luftleitung  angeschlossen : 
der  Schiebekontakt  bleibt  unverändert  auf  Marke  120  stehen.  Die  Strom- 
kreise für  den  Empfangsdraht  und  den  Fritter  werden  nun  durch  Änderung 
der  eingeschalteten  Kondensatoren  und  Selbstinduktionsspulen  so  eingerichtet, 
daß  die  Funken  der  Prüfungsfunkenstrecke  ihre  größte  Länge  erreichen.  Der 
Empfänger  ist  dann  mit  den  früher  abgestimmten  Gebern  in  Syntonismus. 

Funkeninduktoren.  —  Für  kleine  Entfernungen  bis  40  km  kommen 
Funkeninduktoren  von  15  cm  Schlagweite  zur  Anwendung,  die  mit  gewöhn- 
lichem Hammerunterbrecher  versehen  sind.    Zur  Speisung  des  Induktors 
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dient  eine  Batterie  von  20  bis  40  kleinen  Trockenelementen;  deren  Energie- 
verbranch beträgt  nur  50  bis  100  W  att.  Kür  mittlere  Entfernungen  von 
40  bis  80  km  werden  Induktoren  von  30  cm  Schlagweite  benutzt,  die 
durch  Gleichstrom  unter  Anwendung  eines  Turbinenunterbrechers  oder  direkt 
durch  eine  Wechselstrom -Dynamomaschine  gespeist  werden.  Der  Energie- 
verbrauch beträgt  hier  etwa  1  Kilowatt.  Für  größere  Entfernungen  von 
80  bis  300  km  genügen  im  allgemeinen  3  Kilowatt.  Die  Induktoren  werden 
dann  ohne  Turbinenunterbrecher  entweder  direkt  mit  Wechselstrom  oder  aus 
einer  Gleichstrorw|uelle  unter  Anwendung  eines  Gleichstromwechselstrom- 
Umformcrs  gespeist. 

Turbinenunterbrecher.  —  Der  Turbinenunterbrecher  der  Allgemeinen 
Elektrizitätsgesellschaft  (Fig.  42a  und  b)  besteht  aus  einer  durch  einen 
Elektromotor  angetriebenen  Quecksilberturbine,  deren  vertikal  angeordnete 
hohle  Achse  mit  dem  unteren  Ende  in  einen  gußeisernen  Topf  eintaucht, 
dessen  unterer  Teil  mit  etwa  3  kg  Quecksilber  gefüllt  ist.  Das  Quecksilber 
wird  von  der  Turbinenwelle,  einem  rechtwinklig  gebogenen  Mctallrohr  r,  bei 
schneller  Rotation  durch  die  in  dem  unteren  Teile  ihres  vertikalen  Schenkels 
untergebrachten  Flügel  aufgesaugt  und  dann  unter  Wirkung  der  Zentrifugal- 

Fig.  42a. 


kraft  durch  eine  2  qmm  große  Öffnung  in  Gestalt  eines  feinen  Strahles  auf 
einen  Metallring  s  ausgespritzt. 

Der  Metallring  s,  der  außerhalb  des  Quecksilbervorrats,  aber  in  der  Höhe 
der  Ausspritzöffnung  des  Turbinenrohres  angeordnet  ist,  besitzt  eine  oder 
in  regelmäßiger  Folge  zwei  oder  mehrere  Aussparungen.  Der  Quecksilber- 
strahl wird  also,  je  nachdem  er  auf  den  Metallring  trifft  oder  durch  die 
Aussparungen  spritzt,  den  Strom  schließen  oder  öffnen.  Das  Quecksilber 
ist  zu  diesem  Zwecke  mit  dem  einen  Pole  und  der  Metallring  mit  dem 
anderen  Pole  der  Stromquelle  verbunden ;  es  werden  also  bei  einer  Rotation 
von  200  bis  1000  Umdrehungen  in  der  Sekunde  entsprechend  viele  Strom- 
schlüsse und  Öffnungen  hervorgerufen.  Zur  Verhütung  bz.  schnellen 
Löschung  der  Funkenbildung  wird  das  Turbinengefäß  bis  über  die  Aus- 
spritzstelle mit  Alkohol  angefüllt.  Das  Quecksilber  sammelt  sich  auf  dem 
Boden  des  Gefäßes  und  vereinigt  sich  wieder  zu  einer  zusammenhängenden 
Masse.  Das  Turbinenrohr  und  der  Metallring  sind  an  dem  Gefäßdeckel 
befestigt.  Ein  kleiner,  an  dem  Gehäuse  des  Unterbrechers  befestigter  Elektro- 
motor treibt  die  Turbine  mittels  Schnurübertragung  an.  Für  Schiffs- 
stationen  erhält   der  Turbinenunterbrecher    eine  kardanische  Aufhängung 
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(Fig.  43).  Ein  wesentlicher  Vorteil  des  Turbinenunterbrechers  besteht  darin, 
daß  niemals  ein  dauernder  Stromschluß  eintreten  kann,  denn  der  Strom 
wird  sofort  unterbrochen,  wenn  die  Turbine  aus  irgend  einer  Ursache  stehen 
bleibt.  Als  Zeichengeber  dient  eine  einfache  Taste,  die  jedoch  zur  Ver- 
hütung des  Verbrennens  der  Platinkontakte  durch  die  zu  unterbrechenden 
großen  Stromstärken  mit  einer  besonderen  magnetischen  oder  elektromag- 
netischen Funkenlöschvorrichtung  versehen  ist. 

Oszillator  und  Leydener  Flaschen.  —  Die  Apparate  des  Erreger- 
kreises für  die  elektrischen  Wellen  sind  zu  dem  durch  die  Abbildung  ver- 
anschaulichten Apparatsatz  vereinigt  worden.  In  dem  unteren  größeren 
zylindrischen  Behälter,  dem  Flaschengehäuse  (Fig.  44),  sind  3,  7  oder 
14  Leydener  Doppelflaschen  zwischen  dessen  oberer  und  unterer  Grundplatte 
durch  Zwischenlegen  von  Filzringen  festgeklemmt.    Die  Doppelflaschen  sind 

ineinander  gestellte  ein- 
zig- 43-  fache  Leydener  Flaschen 

mit  einer  Kapazität  von 
je  0,001  Mikrofarad.  Ihre 
Außenbelegungen  sind 
durch  eine  auf  der  unteren 
Holzplatte  des  Gehäuses 
aufgelegte  Stanniolbe- 
kleidung miteinander  ver- 
bunden, ihre  inneren  Be- 
legungen dagegen  ein- 
zeln an  eine  gut  isolierte 
Sammelplatte  geführt. 
Für  Geber  mit  Luftlei- 
tungen von  20  m  Länge 
genügen  im  allgemeinen 
3  Doppelflaschen;  für 
Senderdrähte  von  40  m 
Länge  kommen  7  I  )oppel- 
flaschen  und  darüber  hin- 
aus 14  Doppelflaschen  zur 
Anwendung.  Auf  die 
Sammelplatte  der  so  ge- 
bildeten Kondensator- 
batterie ist  die  Funken- 
strecke vertikal  aufge- 
setzt ;  die  Oszillatorkugeln  sind  also  übereinander  angeordnet.  Um  das 
Geräusch  der  Funken  abzuschwächen,  ist  die  Funkenstrecke  mit  einem  Papp- 
oder Mikanitzylinder  umgeben.  Der  obere  verstellbare  Pol  der  Funkenstrecke 
ist  geerdet  und  dadurch  ungefährlich  gemacht,  während  der  untere,  dessen 
Berührung  starke  physiologische  Wirkungen  zur  Folge  haben  würde,  durch 
seine  versteckte  Lage  schwer  zugängig  ist.  Er  ist  außerdem  durch  roten 
Farbenanstrich  kenntlich  gemacht. 

Die  zwischen  Luftdraht  und  Erregerkreis  eingeschaltete  Hilfsfunken- 
strecke  ist  unten  am  Flaschengehäuse  angebracht;  auf  dessen  zylindrische 
Hülle  ist  noch  die  Abstimmspule  gewickelt,  die  gleichzeitig  als  Erreger- 
spule dient.  Für  kleinere  Anlagen  besteht  bei  den  neuesten  Apparaten  die 
Erregerspule  aus  Draht,  der  in  die  Nuten  eines  Hartgummiringstücks  ein- 
gelegt ist.  Für  größere  Leistungen  sind  die  Windungen  aus  Metallrohr 
hergestellt. 

Arch  v  £  Po«t  u.  Telegr.  4.   1904.  8 
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Von  den  Apparaten  der  Empfängereinrichtung  (Fig.  45)  verdienen  der 
Fritter  mit  dem  Unterbrechungsklopfer  sowie  das  Relais  und  der  Konden- 
sator besondere  Beachtung. 

Fritter.  —  Um  das  Fritterpulver  gegen  Oxydation  durch  die  atmo- 
sphärische Luft  zu  schützen  und  um  es  vollständig  trocken  sowie  leicht 
beweglich  zu  erhalten,  kommen  nur  Vakuumfritter  (Fig.  46a  und  b)  zur 
Verwendung.  Die  Kolben  der  Fritter  bestehen  aus  Silber  und  sind  in  die 
Glasreihren  sehr  genau  eingepaßt.  Trotz  des  luftdichten  Abschlusses  gestattet 


F«g-  44- 


die  Konstruktion  der  Fritter  eine  Regulierung  der  Empfindlichkeit.  Zu 
diesem  Zwecke  sind  die  Stirnwände  der  Silberkolben  nicht  parallel  gestellt, 
sondern  abgeschrägt  (Fig.  46a),  so  daß  zwischen  ihnen  ein  keilförmiger 
Spalt  entsteht.  Wird  der  Fritter  so  eingestellt,  daß  der  schmälere  Teil  des 
Spaltes  nach  unten  steht,  so  füllt  das  Pulver  der  Höhe  nach  einen  größeren 
Teil  desselben  aus  und  der  Pulverdruck  vermehrt  sich.  Die  Empfindlichkeit 
des  Fritters  ist  dann  am  größten.  Steht  dagegen  der  breitere  Teil  des 
Spaltes  nach  unten,  so  vermindert  sich  der  Druck  infolge  der  Verteilung 
des  Pulvers  auf  eine  größere  Fläche,  und  die  Empfindlichkeit  des  Fritters 
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Fig.  46  a. 


ist  dann  am  geringsten.  Durch  Drehung  des  Fritters  um  seine  Längsachse 
mittels  eines  Stellrads  kann  ihm  hiernach  innerhalb  gewisser  Grenzen  jede 

beliebige  Empfindlichkeit  ge- 
Fig  45.  geben  werden 

Der    zur   Öffnung  des 
Fritterstromkreises  dienende 
Unterbrechungsklopfer  ist  so 
geschaltet ,    daß    durch  die 
Bewegung  des  Klopferhebels 
der  Fritterstromkreis  geöffnet 
und  dadurch  die  Spannung  des 
Fritterclements  vom  Fritter 
abgenommen  wird,  kurz  ehe 
der  Klöppel  gegen  die  Fritter- 
röhren   schlägt.  Hierdurch 
wird  der  sonst  im  Fritter- 
pulver  selbst  beim  Schlagen 
des  Klöppels  auftretende  Zer- 
reißungsfunke nach  außen  an 
die  Unterbrechungsfeder  des 
Klopfers  verlegt.     Diese  Schal- 
tung bedingt  ein  leichtes  und  ge- 
naues Auslösen  und  eine  größere 
Lebensdauer  des  Fritters. 

Relais  und  Kondensator.  — 
Das  von  dem  Fritter  betätigte 
Relais  ist  ein  polarisiertes  von 
etwa  4000  Ohm  Widerstand ;  um 
die  gleiche  Größe  vermindert  sich 
der  Widerstand  des  Fritters  bei 
normaler  Empfindlichkeit  und  In- 
tensität des  Wellenstroms  durch 
die  elektrische  Bestrahlung.  Der 
parallel  zum  Fritterclement  und 
zum  Relais  angeordnete  Konden- 
sator hat  eine  Kapazität  von 
o,oi  Mikrofarad,  im  Vergleich  zu 
der  des  Fritters  also  eine  ganz 
bedeutende.  Er  besteht  aus 
Stanniolblättern ,  welche  durch 
Glimmerscheiben  gegeneinander 
isoliert  sind.  Die  durch  die  Selbst- 
induktion der  Relaiswickelung  auf 
den  Fritter  wirkenden  Spannungs- 
stöße nimmt  der  Kondensator  in 
sich  auf  und  erleichtert  dadurch 
das  Auslösen  des  Fritters.  Die 
Öffnungsfunken  des  Relais  wer- 
den durch  Polarisationszellcn  be- 
seitigt, die  parallel  zum  Relais- 
hebel und  zum  Arbeitskontakt  des  Relais  geschaltet  sind. 

Abbildung  47  veranschaulicht  eine  vollständige  Telegraphenstation  des 
Systems  Slaby-Arco. 


Fig.  46  b. 
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Schaltung  für  Kriegsschiffe.  —  Für  Funkentelegraphenstationen  auf 
Kriegsschiffen  ist  eine  besondere  Schaltungsanordnung  (Fig.  48)  vorgesehen, 


Fig-  47- 


da  es  hier  schwer  fällt,  von  dem  unter  Deck  an  geschützter  Stelle  befindlichen 
Apparatraum  bis  zur  Luftleitung  einen  Draht  zu  führen,  dessen  Isolierung 
für  derartig  hochgespannte  Ströme  genügen  würde.  Im  Apparatraum  wird 
der  bei  E  geerdete  Erregerkreis, 

bestehend  aus  dem  Kondensator  C,  "8*  4& 

der  regulierbaren  Selbstinduktions- 
spule SJ  und  der  Iuinkenstrecke  Fv 
eingerichtet.  Dieser  Oszillator  er- 
zeugt kein  sehr  hohes  Potential,  und 
es  kann  daher  zur  Verbindung  des- 
selben mit  der  auf  Deck  in  einem 
wasserdichten  Gehäuse  aufgestell- 
ten, an  die  Luftleitung  angeschal- 
teten Multiplikatorspule  M  ein  ge- 
wöhnlicher, mit  3  mm  starker 
Gummiisolation  versehener  Draht 
benutzt    werden.      Innerhalb  der 

Multiplikatorspule  ist  eine  zweite   SJ  regulierbare  Selbst  induktionsspule 
F  unkenstrecke  t2  angeordnet,  deren    m  Multiplikators  pule 
eine  Polkugel  mit  der  Erde  und  fu*  Funkenstrecke 

deren  andere  Polkugel  mit  der  Luft-    C    Kondensator    A  Luftleilung  E Erde 
leitung  verbunden  ist.  Der  Multi- 
plikator steigert  die  Spannung  derart,  daß  die  Funkenstrecke  F9  Funken  von 
15  bis  20 Cm  liefert,  wenn  die  Schlagwcite  des  Oszillators  F,  15  bis 20mm  beträgt. 
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C.    Das  System  Braun-Siemens. 

Schaltung.  —  Auf  Grund  der  teils  auf  theoretischem  Wege,  teils  durch 
Versuche  gewonnenen  Ergebnisse  hat  Professor  Braun  sein  System  der 
Funkentelegraphie  in  Verbindung  mit  der  auf  diesem  Gebiete  von  der  Firma 
Siemens  &  Halske  namentlich  in  bezug  auf  die  technische  Ausführung  bereits 
erzielten  Erfolge  folgendermaßen  gestaltet: 

Ein  aus  einer  Kapazität  und  einer  Selbstinduktion  sowie  einer  Funken- 
strecke bestehender  geschlossener  Schwingungskreis  (Fig.  4g)  wird  durch 
einen  Funkeninduktor  zu  elektrischen  Schwingungen  erregt.  Der  elektrische 
Widerstand  des  Schwingungskreises  und  dessen  Selbstinduktion  müssen 
möglichst  klein,  die  Kapazität  desselben  aber  möglichst  groß  sein,  um  lang 
andauernde  Schwingungen  zu  erhalten.  Die  Kapazität  wird  gebildet  durch 
Kondensatoren  C  in  Form  von  Leydener  Flaschen,  die  symmetrisch  zu 
beiden  Polen  der  Funkenstrecke  F  angeordnet  sind.  Die  Selbstinduktion 
bildet  gleichzeitig  die  primäre  Spule  p  des  Übertragers  l'c  für  die  elektro- 
magnetische (induktive)  Koppelung.  Durch  induktive  Übertragung  werden 
die  Schwingungen  des  Leydener  Flaschenstromkrciscs  der  in  die  offene 


Fig.  49. 


Empfänger. 


A  Luftdraht 

C  Kondensator 

F  Funkenst  recke 

R  Relais      Fr  Frttttr 


Ue  Übertrager 


p  primäre 
S  sekiordare 
J     Jndu-k  tc  r  tum 


K  Spule . 


Strombahn,  den  Senderdraht,  eingeschalteten  Sekundärspule  s  aufgezwungen. 
Um  hierbei  in  der  Sekundärspulc  ein  Maximum  der  Intensität  zu  erhalten, 
wird  sie  mit  Ansätzen  versehen,  die  eine  regelmäßige  Reflexion  der  in  ihnen 
erzeugten  Wellen  bewirken.  Die  Ansätze  müssen  nahezu  einer  Viertel- 
wellenlänge oder  einem  ungeraden  Vielfachen  derselben  elektrisch  gleichwertig 
sein;  ebenso  müssen  die  Produkte  aus  Kapazität  und  Selbstinduktion  zu 
beiden  Seiten  der  Sekundärspule  einander  gleich  sein.  An  ihrem  Ver- 
bindungspunkte mit  dem  System  befindet  sich  dann  ein  Spannungsknoten 
und  ein  Strombauch,  während  an  den  freien  Enden  ein  Stromknoten  und 
ein  Spannungsbauch  liegt,  die  günstigste  Bedingung  für  die  Ausstrahlung 
der  Wellen  also  damit  erfüllt  ist.  Der  eine  Ansatz  wird  als  Vertikaldraht 
in  die  Höhe  geführt,  um  die  Wellen  in  den  Luftraum  auszustrahlen;  der 
andere  Ansatz  aber  wird  aufgewickelt  und  isoliert  aufgehängt  oder  auch 
durch  eine  isoliert  aufgehängte  Metallplatte  von  zylindrischer  Form  und 
entsprechender  Größe  ersetzt. 

Bei  dem  Empfänger  werden  die  ankommenden  Wellen  von  dem  Luft- 
drahte zunächst  einem  Resonanzkreise,  dem  Kondensatorkreise,  zugeführt,  der 
genau  auf  die  Wellenlänge  des  Gebers  abgestimmt  ist  und  die  eintreffende 
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Energie  ansammelt.  Der  Kondensatorkreis  enthält  wie  derjenige  der  Sender- 
einrichtung zwei  Kondensatoren  C  in  Hintereinanderschaltung,  die  durch 
die  primäre  Spule p  eines  Übertragers  Ue  verbunden  sind.  Das  zur  Erzielung 
richtiger  Resonanz  und  kräftiger  Schwingung  der  Ubertragerspule  erforderliche 
elektrische  Gleichgewicht  wird  wiederum  durch  Anhängung  eines  einer  Viertel- 
wellenlänge elektrisch  gleichwertigen  Metalleiters  an  den  Kondensatorkreis 
hergestellt.  Die  sekundäre  Ubertragerspule  s  ist  in  gewöhnlicher  Weise  mit 
dem  Fritter  und  einem  Kondensator  zu  einem  geschlossenen  Stromkreis 
zusammengeschaltet.  Parallel  zum  Fritter  liegt  das  Frittcrelement  und  das 
Relais. 

Ebenso  wie  bei  der  bisher  am  meisten  in  der  Praxis  verwendeten 
induktiven  Sendererregung  ist  auch  bei  der  von  Professor  Braun  angegebenen 
direkten  Erregung,  d.  h.  elektrischen  oder  galvanischen  Koppelung  des 
Senderdrahts,  dessen  genaues  Abgleichen  auf  die  Schwingungen  des  ge- 
schlossenen Erregerkreises  unbedingtes  Erfordernis  zur  Erzielung  der  Höchst- 
wirkung. Die  Abbildung  50  gibt  eine  vollständige  zum  Geben  und  Aufnehmen 
von  Funkentelegrammen  eingerichtete  Station  wieder. 

Die  Konstruktion  sämtlicher  beim  Braun -Siemens -System  zur  Verwen- 
dung kommenden  Apparate  ist  darauf  berechnet,  schwach  gedämpfte  Wellen 
und  größte  Resonanzen  zu  erzielen. 

Funkeninduktor.  —  Der  Funkeninduktor  ist  abweichend  von  der 
Konstruktion  der  RuhmkorfF  -  Induktoren  weniger  zur  Erzielung  hoher 
Spannungen  gewickelt,  sondern  vielmehr  so  gebaut,  daß  er  möglichst  große 
Elektrizitätsmcngen  den  Kondensatoren  zuführen  kann.  Zu  diesem  Zwecke 
erhält  der  Funkeninduktor  einen  sehr  langen  primären  Erreger  und  eine 
verhältnismäßig  kurze  sekundäre  Wickelung  mit  geringem  Widerstande.  Der 
Primärkreis  kann  ausgewechselt  werden,  der  Induktor  läßt  sich  daher 
innerhalb  weiter  Grenzen  auf  eine  bestimmte  Leistung  und  auf  einen  belie- 
bigen Unterbrecher  einstellen. 

Elektrolytischer  Unterbrecher.  —  Zur  selbsttätigen  Unterbrechung  des 
induzierenden  Stromkreises  des  Induktoriums  benutzt  das  Braun -Siemens- 
System  für  große  Anlagen  den  elcktrolytischen  Unterbrecher  von  Wehnelt 
oder  von  Simon.  Das  Konstruktionsprinzip  dieser  Art  Unterbrecher  ist 
folgendes.  Ordnet  man  zwei  Platinelektroden  in  einem  Gefäß  mit  verdünnter 
Schwefelsäure  derart  an,  daß  sie  der  Flüssigkeit  nur  eine  kleine  Berührungs- 
fläche darbieten,  und  schaltet  diese  in  den  Stromkreis  einer  hinreichend 
starken  galvanischen  Batterie  ein,  so  treten  bald  fortwährende  Stromunter- 
brechungen auf.  Man  beobachtet  hierbei  an  den  Elektroden  und  insbe- 
sondere an  der  Anode  eine  Lichterscheinung,  die  von  einem  Tone  begleitet 
ist,  dessen  Schwingungszahl  die  Anzahl  der  Stromunterbrechungen  in  der 
gleichen  Zeit  angibt.  Diese  Wirkung  ist  eine  Folge  der  die  Elektrolyse 
begleitenden  Warmeerscheinung.  Infolge  der  starken  Ströme  erhitzt  sich 
der  Platindraht  der  Elektroden  und  verdampft  die  Flüssigkeit.  Die  Elek- 
troden werden  nunmehr  von  einer  Dampfhülle  umgeben,  welche  den  Strom 
unterbricht.  Der  die  Stromunterbrechung  begleitende  Funke  wird  durch 
den  Öffnungsstrom  verstärkt  und  leuchtender;  er  ist  die  l'rsache  der  ange- 
führten Lichterscheinung.  Sobald  der  Strom  unterbrochen  ist,  verdichtet 
sich  der  Wasserdampf  wieder  oder  er  steigt  ebenso  wie  der  durch  die 
Elektrolyse  an  der  Anode  entwickelte  Sauerstoff  aus  der  Flüssigkeit  empor. 
Die  Flüssigkeit  tritt  aufs  neue  mit  den  Elektroden  in  Berührung  und 
der  geschilderte  Vorgang  wiederholt  sich  in  gleicher  Weise  fortwährend. 
Die  zum  Verdampfen  des  Elektrolyten  erforderliche  Wärme  bildet  sich 
.  ^oCj,  nur  teilweise  durch  die  Erwärmung  der  stromführenden  Teile  gemäß 
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des  Joule'schen  Gesetzes,  zum  {größten  Teil  aber  wohl  nach  dem  Pcltier'schcn 
Phänomen,  nach  welchem  eine  Entwicklung  oder  Vernichtung  von  Wärme 
an  den  Übergangsstellen  eines  elektrischen  Stromes  von  einem  Leiter  in 
einen  anderen  von  ihm  verschiedenartigen  Leiter  stattfindet.  Die  Temperatur 
an  der  Grenzfläche  zweier  Leiter  kann  also  bei  Ein- 
tritt des  Peltier'schen  Effekts  steigen  oder  fallen. 
Die  elektrolytischen  Vorgänge  im  Wehnelt-  oder 
Simon -Unterbrecher  bedingen  eine  lebhafte  Wärme- 
entwickelung an  der  Anode  an,  der  eine  Abkühlung 
an  der  Kathode  ka  entspricht  (Fig.  51a).  Für  die 
Wirkung  solcher  Unterbrecher  kommt  also  haupt- 
sächlich die  Anode  in  Betracht,  sie  wird  deshalb  auch 
aus  Platin,  und  zwar  bei  dem  Wehnelt-Unterbrecher 
(Eig.  51b  und  c)  in  der  Weise  hergestellt,  daß  man 
einen  Metalldraht  durch  ein  kegelförmiges  Glas-  oder 

Porzellanrohr  führt  und  in  einer  etwas  aus  dem  Rohre  hervorragenden 
Platinspitze  enden  läßt.  Das  Rohr  wird  in  den  Deckel  des  äußeren  Gefäßes 
eingehängt.    Die  Anode  kühlt  sich  bei  dieser  Konstruktion  leicht  wieder  ab 


Aal 

Lau 

\  Ii»»» 

IL-" 

im 

>  

i\\ß  , 

Fig.  5 1  b. 


Fig.  51c. 


und  kommt  mit  den  Säuredämpfen  kaum  in  Berührung.  Als  Kathode 
kommt  eine  Bleiplatte  zur  Verwendung.  Die  Anzahl  der  Unterbrechungen 
ist  abhängig  von  der  Größe  der  Selbstinduktion  des  primären  Stromkreises 
des  Induktionsapparats.  Man  kann  mit  dem  elektrolytischen  Unterbrecher 
mehrere  hundert  Unterbrechungen  in  der  Sekunde  erzielen;  sein  Betrieb  er- 
fordert allerdings  auch  erheblich  starke  Ströme,  z.  B.  durchschnittlich 
30  Sammlerzellen.  Wo  nur  eine  geringe  primäre  Energie  erforderlich  ist 
oder  zur  Verfügung  steht,  wird  daher  auch  bei  dem  Braun-Siemcns-System 
der  Quecksilberstrahlenuntcrbrecher  verwendet. 
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Morsetaste.  —  Die  zur  Abgabe  der  Telegraphierzeichen  benutzte  Morse- 
taste (Fig.  52)   ist  so   eingerichtet,   daß   sie  selbst  Stromstärken  bis  zu 

50  Ampere   ohne  schädliche  Wir- 
Fig.  52.  kung  für  den  elektrolytischen  Unter- 

brecher unterbrechen  kann.  Es  ist 
ZU  diesem  Zwecke  die  eigentliche 
Stromschlußstelle  der  Taste  von  der 
Unterbrechungsstelle  getrennt;  nur 
an  letzterer  findet  eine  Funkenbil- 
dung statt,  da  sie  sich  bei  Strom- 
Schluß  zuerst  schließt  und  danach 
die  eigentliche  Stromschlußstelle,  der 
Hauptkontakt,  Schluß  erhält.  Bei 
der  Stromöffnung  dagegen  öffnet 
sich  zuerst  der  Hauptkontakt  und 
erst  dann  der  Unterbrechungskon- 
takt, der  mit  Kohlenkontaktcn  und 
magnetischer  Funkenlöschung  ver- 
sehen ist.  Die  Kohlenkontakte  sind 
verstellbar  und  lassen  sich  leicht 
auswechseln. 

Oszillator  und  Leydener  Flaschen.  —  Die  Leydener  Flaschenkonden- 
satoren des  geschlossenen  Erregerkreises  bestehen  aus  einem  System  wider- 
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standsfähiger  Glasröhren  von  25  mm  Durchmesser  und  2,5  bis  3  mm  Wand- 
stärke.   Jede  Flasche  hat  eine  genau  bestimmte  Kapazität  von  0,000a  bis 


Digitized  by  Google 


i«4 


Die  Funkcntejcgraphie. 


0,0005  Mikrofarad  und  kann  leicht  ausgewechselt  werden,  wenn  sie  mechanisch 
oder  elektrisch  durchschlagen  wird  (zu  vgl.  Abbildung  53).  Man  kann  bei 
dieser  Anordnung  ohne  Schwierigkeit  innerhalb  der  Grenzen  von  0,0002  bis 
0,0048  Mikrofarad  von  einer  Kapazität  auf  die  andere  übergehen.  Die  zu 
verwendende  Wellenlänge  ist  also  in  den  weitesten  Grenzen  veränderlich. 
Unten  am  Kondensatorsystem  ist  die  Funkenstrecke  angebracht,  die  zur 
Schalldämpfung  mit  einem  Glaszylinder  umgeben  ist. 

Transformatoren.  —  Die  Dimensionen  des  für  die  elektromagnetische 
Koppelung  verwendeten  Übertragers  sind  so  bemessen,  daß  seine  Primär- 
wickelung mit  der  Kapazität  der  I^eydener  Flaschen  eine  Wellenlänge  liefert, 
die  ungefähr  das  Vierfache  der 

Länge  des  Luftleiters  beträgt.  Die  Fig.  54. 

Sekundärwickelung  des  Über- 
tragers muß  in  Verbindung  mit 
dem  zu  verwendenden  Luftdraht 
oder  einem  anderen  gleicher  Länge 
auf  das  Maximum  der  Resonanz 
einreguliert  werden. 

Da  bei  diesem  Übertrager  ge- 
waltige, indes  vollständig  unge- 
fährliche Spannungen  auftreten, 
so  sind  seine  Wickelungen  in 
ein  mit  ül  gefülltes  Gefäß  ge- 
hängt (Fig.  54).  Das  höchstens 
einen  Durchmesser  von  20  cm 
besitzende  Gefäß  ist  gut  abge- 
dichtet, so  daß  ein  Heraus- 
laufen des  Öls  ausgeschlossen 
erscheint. 

Im  Empfänger  treten  wesentlich  niedrigere  Spannungen  auf  als  in  den 
Senderstromkreisen,  es  bedarf  daher  der  Transformator  des  Empfängers  keiner 
ölisolierung,  und  der  Kondensator  des  Empfangsschwingungskreises  (Fig.  55) 
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kann  erheblich  kleinere  Dimensionen  erhalten  als  der  des  Gebers.  Für  diese 
Kondensatoren,  deren  Kapazität  indes  nicht  sehr  von  derjenigen  der  Sender- 
kondensatoren abweicht,  kommt  nicht  die  Flaschenform,  sondern  die  Buch- 
form  zur   Anwendung.      Sie   bestehen   aus   einer  Anzahl   durch  dünne 
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isolierende  Scheiben  voneinander  getrennter  Stanniolplatten.  Die  Abbildung 
stellt  einen  Empfangsschwingungskreis  für  Wellenlängen  von  200  m  dar. 

Fig.  56. 
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Stahlpulverfritter.  —  Als  Wellenanzeiger  benutzt  das  Braun -Siemens- 
System  in  der  Hauptsache  einen  Stahlpulverfritter,  daneben  auch  einen  sehr 
empfindlichen  Mikrophonfritter. 
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Die  Elektroden  des  Stahlpulverfrirters  (Fig.  56)  bestehen  ebenfalls  aus 
Stahl ;  ihre  Endflächen  müssen  stets  Hochglanz  besitzen.  Die  Hochglanz- 
politur läßt  sich,  wenn  sie  beschädigt  wird,  mit  einer  einfachen  Polier- 
maschine in  einigen  Minuten  wieder  herstellen.  Von  einer  Evakuierung  des 
Fritters  ist  Abstand  genommen.  Die  Fritterfüllung  besteht  aus  gehärtetem 
und  gesiebtem  Stahlpulver;  je  nach  Verwendung  feineren  oder  gröberen 
Stahlpulvers  läßt  sich  die  Empfindlichkeit  des  Fritters  vermindern  oder 
steigern.  Der  Fritter  ist  fast  unbegrenzt  haltbar;  seine  Empfindlichkeit 
kommt  derjenigen  der  besten  luftleeren  Nickelfritter  gleich  und  übertrifft 
diese  noch  an  Sicherheit  der  Wirkung1.  Die  Regulierung  der  Empfindlich- 
keit des  Fritters  während  des  Betriebes  erfolgt  durch  einen  kleinen  permanenten 
Ringmagneten,  zwischen  dessen  nahe  einander  gegenüberliegenden  Polen  die 
eine  verlängerte  Elektrode  des  Fritters  angeordin  1  ist.  Durch  Drehung  des 
Magnetrings  kann  man  beliebig  den  Nord-  "der  Südpol  dem  Elektrodenende 
nähern  und  hierdurch  deren  wirksame  Endfläche  süd-  oder  nordpolar  in  jeder 
gewünschten  Stärke  magnctisiimi  oder  auch  vollständig  entmagnetisieren. 
Die  Anordnung  des  Fritters  im  Zusammenhang  mit  Relais  und  Morse- 
schreiber wird  durch  Abbildung  57  dargestellt. 

Mikrophonfritter.  —  Der  von  Dr.  Köpsel  konstruierte  Mikrophonfritter 
des  Braun- Siemens -Systems  ist  dreimal  so  empfindlich  als  der  Stahlfritter; 
er  gestattet  aber  die  Aufnahme  der 
Telegramme  nur  mit  dem  Teleph 
Der  Apparat  (Fig.  58)  enthält  zunächst 
ein  Mikrophon  einfachster  Bauart,  'las 
lediglich  aus  einem  an  einer  Blattfeder 
befestigten  harten  Stahlplättchen  be- 
steht, gegen  das  eine  meist  zu  einer 
Spitze  ausgebildete  Kohlen-  oder  Stahl- 
elektrode  durch  eine  Mikrometer- 
schraube gepreßt  werden  kann.  I  >as 
Mikrophon  wird  mit  einem  Trocken- 
element und  einem  Telephon  in  Reihe 
geschaltet.  Wenn  die  elektromotorische 
Kraft  des  Trockenelements  nicht  zu 
hoch  ist,  so  kann  der  Druck  der  Stahl 
feder  auf  die  Kontaktstelle  des  Mikro- 
phon fritters  ziemlich  groß  sein,  ohne 
daß  der  Fritter  an  Empfindlichkeit 
gegen  die  elektrische  Bestrahl un- 
büßt.  Andererseits  wird  der  Fritter 
hierdurch  gegen  mechanische  Erschütte- 
rungen weniger  empfindlich. 

Der  Mikrophonfritter  kann  in  jedes 
beliebige  abgestimmte  oder  nicht  ab- 
gestimmte Empfangssystem  eingeschaltet  werden;  er  spricht  auf  jede  elek- 
trische Welle  an.  Alle  Versuche  der  Abstimmung,  soweit  sie  die  Wahrung 
des  Telegraphengehcimnisscs  bezwecken,  werden  also  durch  diesen  Apparat 
hinfällig. 

Fahrbare  Funkentelegraphenstationen.  —  Während  das  Slaby-Arco- 
System  bisher  vorzugsweise  praktische  Verwendung  in  der  deutschen  Kriegs- 
und Handelsmarine  gefunden  hat,  kam  das  Braun-Siemens-System  bei  der 
Heeresverwaltung  namentlich  für  die  fahrbaren  Funkentelegraphenstationen 
zur  Einführung.    Gelegentlich  der  großen  Herbstmanöver  1903  sind  mit 
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den  Funkenwagenstationen  Telegramme  auf  100  km  Entfernung  befördert 
worden. 

Das  vollständige  Apparatsystem  und  alle  Hilfsmittel  für  eine  solche 
bewegliche  Funkentelegraphenstation  sind  in  einem  sechsspännigen  Fahrzeug 
untergebracht,  das  aus  einem  Vorder-  und  einem  nach  Art  des  Protzen- 
systems angehängten  Hinterwagen  besteht.  Zu  einem  Funkenwagen  gehören 
1  Offizier,  1  Unteroffizier  und  6  Soldaten,  sowie  das  vom  Train  zu  stellende 
Fahrpersonal.  Im  Vorderwagen  (Fig.  59)  sind  die  Empfangsapparate,  im 
Hinterwagen  die  Sendereinrichtungen  untergebracht.  Die  einzelnen  Apparate 
sind  dieselben  wie  bei  den  festen  Stationen.    Als  Luftleitung  kommt  ein 
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litzenförmiger  Stahldraht  zur  Verwendung,  der  durch  einen  kleinen  Fessel- 
ballon, bei  günstigem  Winde  auch  durch  einen  gewöhnlichen  oder  einen 
amerikanischen  Kastendrachen  in  die  Höhe  geführt  wird.  Durch  die  hohe 
Luftleitung  wird  erreicht,  daß  der  von  ihr  ausgehende  elektrische  Wellenzug 
ohne  Behinderung  durch  Bodenerhebungen,  Türme  usw.  frei  durch  den 
Äther  sich  fortpflanzen  kann  und  den  störenden  Einflüssen  der  Elektrizität 
des  Erdbodens  möglichst  entzogen  wird.  Das  zur  Füllung  der  kleinen 
Fesselballons  erforderliche  Wasserstoffgas  wird  in  Stahlblechzylindern  mit- 
geführt, die  am  Untergestell  des  Vorderwagens  aufgehängt  sind.  Die  in 
den  Hinterwagen  eingebaute  Gebervorrichtung  wird  durch  die  Abbildung 
Fig.  60  und  der  Betrieb  einer  solchen  fahrbaren  Station  durch  Abbildung  61 
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veranschaulicht.  Die  elektrische  Energie  für  den  Geber  liefert  eine  Dynamo- 
maschine, die  von  einem  Benzinmotor  von  5  Pferdekräften  angetrieben  wird. 
Der  Benzinbehälter  ist  am  Untergestell  des  Hinterwagens  aufgehängt.  Die 
Kühlung  des  Motors  erfolgt  durch  einen  an  einer  Zwischenwand  über  der 
Mitte  des  Wagens  befestigten  Rippenkühler,  der  mit  dem  Kühlmantel  durch 
zwei  Rohrleitungen  in  Verbindung  steht,  in  die  eine  kleine  Rotationspumpe 
für  die  Bewegung  des  Kühlwassers  eingeschaltet  ist.  Die  Rotationspumpe 
erhält  ihren  Antrieb  von  der  Motorachse.  Die  Dynamomaschine  leistet 
1,5  Kilowatt  bei  70  Volt  Spannung;  diese  elektrische  Leistung  hat  sich  für 
die  bei  der  Funkentelegraphie  im  Felde  zu  überbrückenden  Entfernungen 
als  ausreichend  erwiesen.   Sie  speist  durch  einen  Funkeninduktor  von  40  cm 


Fig.  60. 


Schlagweite  40  Lcydener  Flaschen,  die  in  zwei  gleichen  Teilen  symmetrisch 
zur  Funkenstrecke  angeordnet  sind. 

Die  Inbetriebnahme  einer  Funkenwagenstation  kann  nach  dem  Auffahren 
in  wenigen  Minuten  erfolgen.  Sobald  die  Luftleitung  mittels  des  Fessel- 
ballons oder  Drachens  in  die  Höhe  geführt  und  die  Dynamomaschine 
durch  den  Benzinmotor  betätigt  ist,  kann  ein  betriebssicherer  Telegramm- 
verkehr mit  den  übrigen  in  der  Reichweite  des  Funkenwagens  liegenden 
Funkentelcgraphenstationen  aufgenommen  werden.  Bedingen  die  mili- 
tärischen Operationen  eine  Verlegung  der  Stationen,  so  wird  der  Benzin- 
motor abgestellt  und  die  Luftleitung  eingeholt:  die  Funkenwagenstation  ist 
dann  ebenfallls  in  wenigen  Minuten  zum  Abmarsch  bereit.     Der  große 
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Zeitaufwand,  der  bei  der  jetzigen  Feldtelegraphie  für  die  Herstellung  und  den 
Abbruch  der  Leitungen  erforderlich  ist,  kommt  also  bei  der  Verwendung  fahr- 
barer Funkenstationen  für  die  Zwecke  der  Feldtelegraphie  in  Wegfall.  Sie 

werden  daher  bei  einem  Feldzuge 


Fig.  61. 


hauptsächlich  in  der  vordersten 
Operationszone  von  Nutzen  sein, 
wo  ihr  Standort  einem  häufigeren 
Wechsel  unterliegt. 

d)  Das  System 
»  Te  1  e  f  u  n  k  e  n  «. 

Schaltung.  —  Die  Sichtung 
und  Vergleichung  des  von  den 
beiden  früheren  deutschen  Ge- 
sellschaften für  drahtlose  Tele- 
graphie  System  Slaby-Arco  und 
Braun -Siemens  in  die  Vereini- 
gung zu  der  Gesellschaft  für 
drahtlose  Telegraphie  »System 
Telefunken«  eingebrachten,  sehr 
umfangreichen,  durch  wissen- 
schaftliche Arbeiten  und  durch 
praktische  Beobachtung  ge- 
wonnenen Materials  ist  zurzeit 
noch  nicht  beendet.  Es  steht  da- 
her auch  noch  die  endgültige  Fest- 
setzung der  für  das  System  Telc- 
f  unken  zur  Anwendung  kommen- 
den Schaltungsanordnungen  aus. 
Nach  dem  gegenwärtigen  Stande 
der  Arbeiten  läßt  sich  jedoch  an- 
nehmen, daß  die  neuen  Schal- 
tungen eine  bessere  Energieaus- 
strahlung ermöglichen  werden  als 
die  seitherigen.  Für  gewöhnliche 
Luftleiter  geringer  Kapazität, 
also  für  Schiffsstationen  und 
sonstige  bewegliche  Stationen, 
die  sich  leicht  wechselnden  Ver- 
hältnissen anpassen  müssen, 
wird  voraussichtlich  die  direkte 
Koppelung  und  für  um  fangreiche 
Luftleitergebilde  großer  Kapa- 
zität, also  für  die  festen  Sta- 
tionen, wird  die  induktive  Koppe- 
lung oder  eine  Kombination  von 
direkter  und  induktiver  Koppe- 
lung zur  Anwendung  kommen. 
Die  Einrichtungen  sollen  so  ge- 
troffen werden,  daß  an  Stelle 
der  Gegenkapazität  F.  jederzeit 
auch  eine  Erdleitung  einge- 
schaltet werden  kann. 
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Einen  hervorragenden  Erfolg  hat  die  neue  Gesellschaft  durch  die 
Fertigstellung  und  Einführung  des  von  dem  Ingenieur  Schlömilch  erfundenen 
elektrolytischen  Wcllenanzcigers  in  die  Praxis  aufzuweisen.  Der  Schlö- 
milch'sche  Apparat  ist  der  empfindlichste,  auf  die  kleinsten  Wechselstrom- 
energien  ansprechende  aller  bisher  erfundenen  Wcllenanzeiger.  Besondere 
Beachtung  verdienen  auch  der  neben  der  Arco'schen  Abstimmspule  (vgl. 
Seite  103)  für  das  System  Telef unken  zur  Verwendung  kommende  Wellen- 
messer von  Frankc-Dönitz  und  neuerdings  insbesondere  der  Multiplikations- 
stab des  Prof.  Slaby,  der  einen  außerordentlich  einfachen,  leicht  zu  hand- 
habenden und  dabei  sehr  genauen  Wellenmesser  darstellt.  Von  Erfolg  sind 
ferner  die  Versuche  der  Gesellschaft  zur  Einrichtung  einer  drahtlosen  Tele- 
graphie  zwischen  fahrenden  Eisenbahnzügen  und  den  an  der  Strecke 
gelegenen  Stationen  begleitet  gewesen. 

Der  Wellenindikator  von  Schlömilch.  —  Seine  Konstruktion  beruht 
auf  der  stärkeren  Aktivität  von  Polarisationszellen  bei  der  Bestrahlung 
durch  elektrische  Wellen.  Wenn  man  nämlich  eine  gewöhnliche  Polarisations- 
zelle mit  Platin-  oder  Goldclcktroden  in  verdünnter  Schwefelsäure  in 
eine  Stromquelle  einschaltet,  deren  elektromotorische  Kraft  etwas  höher 
ist  als  die  gegenelektromotorische  Kraft  der  Zelle,  so  bedingt  der  durch  die 
Zelle  fließende  schwache  Zersetzungsstrom  eine  geringe  Gasbildung  an  den 
Elektroden.  Sobald  jedoch  elektrische  Wellen  auf  die  Zelle  treffen,  wird 
die  Gasbildung  lebhafter  und  ein  in  den  Stromkreis  eingeschaltetes  Galvano- 
meter zeigt  eine  Verstärkung  des  Stromes  an.  Eine  vollständige  Klärung 
des  physikalischen  Vorganges  in  der  Zelle  bei  der  Bestrahlung  ist  bis  jetzt 
noch  nicht  gelungen;  auch 
steht  noch  nicht  fest,  ob  der 
neue  Wellenanzcigcr  als  Ka- 
pazität oder  als  Ohm'scher 
Widerstand  anzusehen  ist. 

Äußerlich  wahrnehmbar  ist 
jedoch,  daß  bei  der  Bestrahlung 
der  Zelle  durch  elektrische 
Wellen  eine  leichtere  Ab- 
lösung der  Gasblascn  von  den 
Elektroden  erfolgt;  man  kann 
auf  diese  Weise  die  Wellen- 
impulse bz.  die  Morsezeichen 
unmittelbar  an  der  Zelle  ab- 
lesen. 

Für  Funkentelegraphen- 
stationen  mit  Schlömilch'schen 
Wellenanzeigern  ist  zunächst 
die  durch  Fig.  62  veran- 
schaulichte Schaltung  vorge- 
sehen. Die  Batterie  D  besteht 
aus  vier  Trockenelementen  oder 
Sammlerzellen,  deren  Strom- 
kreis durch  einen  regulierbaren 
Ohm'schen  Widerstand  dauernd  geschlossen  ist.  Durch  entsprechende  Ein- 
stellung des  Schiebekontaktes  S  kann  man  dem  Wellenanzeiger  J  jede 
erforderliche  Spannnng  zuführen. 

Die  Glaszelle  des  Wellenempfängers  ist  in  ein  kleines  Schutzgehäuse 
aus  Hartgummi  eingesetzt  und  wird  nach  Füllung  mit  verdünnter  Säure 


Fig.  62. 

A 


A  LuftUüer 

SJ  regulierbare  Sclbstindukttensspul* 

C  regulier  barer  Kondensator 

J  Wellenanzeiger 

F  Fernhör  er  ider  Relais 

W  Ohm  'scher  Regulierwiderstand  mit 

Schiebekontakt  s 

B  Ballerve 

E  Erde  oder  Gegenkapaxitäl . 
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oben  mittels  eines  Hartgummigewindestöpsels  säuredicht  abgeschlossen.  L'm 
das  Entweichen  der  Zersetzungsgase  zu  gestatten ,  ist  der  Gunimistöpsel  in 
seiner  Längsachse  durchbohrt  und  die  liohrlochmündung  mittels  eines 
Gummischlauches  abgedichtet.  Durch  diesen  können  die  Gase  aus  der  Zelle 
entweichen,  Flüssigkeit  kann  aber  nicht  herauslaufen.  Die  Pole  der  Zelle 
sind  an  zwei  auf  dem  Hartgummigehäuse  befestigten  Metallscheiben  geführt, 
welche  die  Verbindung  mit  zwei  auf  dem  Empfangsapparatsystem  befindlichen 
Federn  vermitteln  und  ein  bajonettartiges  Einsetzen  der  Zelle  in  das  System 
ermöglichen. 


Fig.  63  a. 


Abbildung  63  a  stellt  den  Apparatsatz  für  Morsezeichenaufnahme  unter 
Verwendung  eines  polarisierten  Relais  bz.  eines  Relais  nach  dem  System 
Deprez-d'Arsonval  dar.  Zwischen  dem  links  oben  stehenden  Relais  und  dem 
rechts  oben  angeordneten  Hartgummihebelschalter  befindet  sich  der  VVellen- 
anzeiger,  dessen  Stromzuführungen  und  Anschlußdrähte  durch  Kontakte  an 
dem  Hebelschalter  während  der  Sendung  geöffnet  und  beim  Empfange 
geschlossen  werden.  Eine  Zeichensendung  ist  nur  dann  möglich,  wenn  der 
Stromkreis  des  Wellenanzeigers  geöffnet,  der  Wellenanzeiger  also  aus- 
geschaltet ist.  Gegenbatterie  und  Regulierwiderstand ,  sowie  die  sonstigen 
Nebenapparate   sind  in  dem   Fundamentkasten  untergebracht,  aus  dessen 
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rechter  Seitenwand  die  Kurbel  für  die  Einstellung  des  Schiebekontaktes 
des  Regulierwiderstandes  heraussteht.  Das  durch  Abbildung  63b  dargestellte 
Empfangssystem  dient  lediglich  zur  Zeichenaufnahme  mittels  des  Telephons. 
Es  enthält  in  einem  festen  Holzkasten  eingebaut  alle  erforderlichen  Apparate 


Fig.  63  b. 


und  Batterien  in  einer  Anordnung,  die  die  sofortige  Anschaltung  an  einen 
Luftleitcr  und  die  Aufnahme  funkentelegraphischer  Zeichen  gestattet.  Das 
Apparatsystem  trägt  in  seiner  Ausführung  namentlich  auch  den  besonderen 
Ansprüchen  einer  militärischen  Verwendung  Rechnung. 

(Schluß  folgt.» 
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KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Schnellfahrversuche  mit  Dampflokomotiven.  Nachdem  die 
Versuchsfahrten  der  Studiengesellschaft  für  elektrische  Schnellbahnen, 
über  deren  hervorragende  Ergebnisse  wir  wiederholt  berichtet  haben,  gegen 
Ende  November  v.  J.  mit  einem  über  140  km  Streckenlänge  ausgedehnten 
Dauerversuche  vorläufig  zum  Abschluß  gebracht  sind,  gelten  die  vom 
Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  angeordneten  weiteren  Schnell  fahrversuche 
der  Verwendung  von  Dampfkraft.  Sie  werden  —  ebenfalls  auf  der 
Militärbahn  zwischen  Marienfelde  und  Zossen  —  von  der  Königl.  Eisen- 
bahndirektion Berlin  ausgeführt.  Nach  der  Ztg.  d.  Ver.  Deutsch.  Eisenb.- 
Verw.  sind  zunächst  fünf  Lokomotiven  verschiedener  Konstruktion  dafür 
bestimmt,  die  sämtlich  bereits  Dienst  getan  haben  und  zurzeit  von  der 
Reparaturwerkstätte  in  Tempelhof  für  die  Fahrten  vorbereitet  werden,  auch 
wird  dort  ein  Durchgangswagen  mit  Meßinstrumenten  usw.  ausgerüstet; 
etwa  im  Frühjahre  sollen  zwei  weitere  Lokomotiven  Verwendung  finden,  die 
zur  Erreichung  besonders  hoher  Geschwindigkeiten  im  Ministerium  der 
öffentlichen  Arbeiten  entworfen  und  zurzeit  im  Bau  begriffen  sind.  Eine 
bestimmte  Geschwindigkeit  ist  nicht  als  Ziel  dieser  Versuchsfahrten  in 
Aussicht  genommen,  es  soll  vielmehr  lediglich  festgestellt  werden,  welche 
Geschwindigkeiten  man  mit  Lokomotiven  verschiedener  Bauart  erreichen 
kann,  nachdem  die  Möglichkeit  hoher  Geschwindigkeiten  bei  gewöhnlichem 
Oberbau  durch  die  Versuche  der  Studiengesellschaft  für  elektrische  Schnell- 
bahnen außer  Frage  gestellt  ist. 


Ein  neues  Bahnsystem.  Die  Elektrotechnische  Zeitschrift  berichtet 
über  ein  von  Dulait,  Rosenfeld,  Zelenay  und  der  Compagnie  d'Electricit^  et 
Hydraulique  de  Charleroi  ausgearbeitetes  Bahnsystem,  das  wegen  des  zur 
Anwendung  gelangenden  neuen  Fortbewegungsprinzips  Interesse  verdient. 
Zum  Betriebe  wird  der  elektrische  Strom  benutzt.  Während  aber  bei  allen 
bisher  gebräuchlichen  Systemen  die  Ingangsetzung  des  Fahrzeugs  durch 
einen  mit  den  Radachsen  gekuppelten  vollständigen  Kraftmotor  erfolgt, 
haben  Dulait  u.  Gen.  den  Motor  in  zwei  Teile  zerlegt,  von  denen  der  eine 
—  der  Erreger  oder  Stator  —  unbeweglich  in  die  Fahrbahn  eingebaut  ist, 
während  der  andere  —  der  erregte  Teil  oder  Rotor  —  als  Propeller  unter- 
halb des  Wagens  aufgehängt  wird.  Leitet  man  in  den  Stator  Drehstrom, 
so  entsteht  ein  fortschreitendes  Kraftfeld,  das  auf  in  der  Nähe  befindliche 
Rotoren,  in  diesem  Falle  also  auf  die  über  dem  Stator  befindlichen  Wagen- 
Propeller,  einen  Zug  ausübt.  Der  Wagen  wird  dadurch  vorwärts  getrieben. 
In  der  Praxis  erstreckt  sich  der  Stator  nicht  fortlaufend  über  die  ganze 
Bahnstrecke,  sondern  es  sind  aus  wirtschaftlichen  Gründen  eine  Reihe  kleinerer 
Statoren  auf  der  Strecke  verteilt,  derart,  daß  ihr  gegenseitiger  Abstand 
etwas  kleiner  als  die  Länge  des  Propellers  ist.  Dadurch  wird  erreicht,  daß 
sich  der  Propeller  stets  unter  dem  Einfluß  eines  der  Statoren  befindet.  Um 
an  Betriebskraft  zu  sparen,  werden  immer  nur  diejenigen  Statoren  unter  Strom 
gesetzt,  deren  man  —  je  nach  dem  Fortschreiten  des  Wagens  —  zur  Aus- 
übung der  Zugkraft  auf  den  Propeller  bedarf.  Die  Ein-  und  Ausschaltung 
erfolgt  selbsttätig  durch  den  Wagen  mit  Hilfe  von  Streckenstromschließern. 

Die  Unternehmer  haben  eine  800  m  lange  Versuchsstrecke  hergestellt,  die 
auf  400  m  elektrisch  ausgerüstet  ist.    In  die  Fahrbahn  sind,   im  Abstände 
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von  je  18  m  (von  Mitte  zu  Mitte  gemessen),  20  Statoren  von  je  2,77  m 
Länge  eingebaut.  Die  Länge  der  Propeller  beträgt  19  m.  Die  Betriebs- 
spannung bqläuft  sieb  auf  1300  bis  2000  Volt.  Man  sieht  dem  Ergebnis 
der  Versuche  mit  lntere»e  entgegen. 


Postpäckerei verkehr  während  der  Weihnachtszeit  1903.  In 
den  Städten  des  Reichs- Postgebiets  mit  mehr  als  50000  Einwohnern 
haben  während  der  letzten  Weihnachtszeit  —  vom  12.  bis  einschließlich 
25.  Dezember  —  abermals  die  üblichen  Ermittelungen  stattgefunden.  Die 
Gesamtzahl  der  in  den  68  Orten  dieser  Art  aufgegebenen  und  eingegangenen 
Pakete  hat  io(x>i  248,  d.  s.  450667  =  4,7  v.  H.  mehr  als  im  Vorjahre, 
betragen;  von  1901  auf  1902  hatte  sich  die  Steigerung  auf  4,5  v.  H.  ge- 
stellt, von  1900  auf  1901  auf  2,5  v.  H.:  es  ist  also  wiederum  eine  erfreuliche 
Zunahme  zu  verzeichnen. 

An  der  für  1903  ermittelten  Steigerung  waren  Berlin  mit  76818, 
Hamburg  mit  33623,  Leipzig  mit  26322,  Dresden  mit  24035  und  Cöln 
mit  20466  Stück  beteiligt,  während  die  Gesamtzahl  der  in  der  letzten 
Weihnachtszeit  in  diesen  Städten  behandelten  Pakete  sich  auf  2  160  351, 
562968,  680596,  479  673  und  360633  beziffert  hat. 


Entwickelung  der  elektrischen  Eisenbahnen  in  Italien.  Die 
ersten  Versuche,  den  elektrischen  Betrieb  auf  italienischen  Eisenbahnen  ein- 
zuführen, liegen  nach  dem  »Pester  Lloyd«  fast  ein  Jahrzehnt  zurück.  Einer 
der  bedeutendsten  Maschinen fabrikanten  des  industriereichen  Städtchens  Monza, 
namens  Hensemberger,  baute  damals  Akkumulatorenwagen,  die  mit  einer  Ge- 
schwindigkeit von  etwa  50  km  noch  heute  den  Verkehr  zwischen  Mailand 
und  der  alten  longobardischcn  Königsstadt  Monza  vermitteln.  Ein  ähn- 
liches System  gelangte  im  Verkehr  zwischen  Modena  und  Bologna  zur  Ein- 
führung. Vor  kaum  zwei  Jahren  wurde  die  erste  elektrische  Vollbahn  des 
Landes  zwischen  Mailand  und  Varese  (60  km)  eröffnet.  Die  Strecke,  die 
bis  dahin  Dampfbetrieb  gehabt  hatte,  ist  nach  dem  System  Thompson- 
Houston  mit  einer  dritten  erhöhten  elektrischen  Leitungsschiene  versehen. 
Zuerst  waren  nur  Motorwagen  im  Gebrauche,  später  wurden  zwei  oder 
mehrere  Beiwagen  angehängt  und  endlich  vollständige  Züge  mit  besonders 
konstruierten  elektrischen  Lokomotiven  in  Betrieb  genommen.  Die  nötige 
Triebkraft  wurde  bisher  mit  Dampfmaschinen  in  einer  bei  Tornavento  ge- 
legenen elektrischen  Zentrale  erzeugt,  binnen  kurzem  wird  sie  aber  von  einer 
neuen  Anlage  geliefert  werden,  die  an  demselben  Orte  unter  Benutzung  der 
Gefälle  des  Tessinflusses  errichtet  wird.  Die  Befürchtung,  daß  die  dritte, 
mit  elektrischem  Strome  geladene  Schiene  zu  vielen  Unfällen  Anlaß  geben 
werde,  hat  sich  nicht  bestätigt.  Von  zwei  Holzleisten  eingefaßt  und  an 
den  Straßenübergängen  unterbrochen,  bietet  diese  Leitung  verhältnismäßig 
wenig  Gefahr.  Durch  Vermehrung  der  Züge  und  Vergrößerung  der  Ge- 
schwindigkeit hat  sich  der  Personenverkehr  auf  der  Strecke,  die  vor  einigen 
Monaten  bis  nach  dem  am  Südende  des  Luganosces  belegenen  Porto  Ceresio 
fortgesetzt  wurde,  ungeahnt  gehoben.  Die  Einrichtung  der  75  km  langen 
Bahnlinie  hat  gegen  1  lj„  Millionen  Lire  gekostet,  mehr  als  fünf  Millionen 
erforderte  die  Anschaffung  der  Motorwagen,  Lokomotiven  usw.  Die  Wagen 
haben  eine  Länge  von  20  m,  sind  nach  amerikanischem  System  erbaut  und 
zeichnen  sich  durch  Bequemlichkeit,  Geräumigkeit  und  Sauberkeit  aus.  Die 
ersten  in  Betrieb  gesetzten  Wagen  im  Eigengewichte  von  20  t  ließen  bei 
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einer  Geschwindigkeit  von  80  km,  die  an  gewissen  Stellen  erreicht  wurde, 
eine  unangenehme  Erschütterung  verspüren.  Bei  den  jetzt  gelieferten  neuen 
Wagen  hat  man  das  Gewicht  um  10 1  erhöht,  und  die  damit  angestellten 
Versuche  sollen  ergeben  haben,  daß  auch  eine  Geschwindigkeit  von  105  km 
den  ruhigen  Gang  nicht  beeinträchtigt.  Tatsächlich  fahren  jetzt  auf  dieser 
Strecke  einige  Eilzüge  mit  großer  Schnelligkeit.  —  Die  zweite  elektrische 
Vollbahn,  welche  eine  Budapester  Firma  erbaute,  wurde  nach  mancherlei 
Schwierigkeiten  im  vorigen  Jahre  eröffnet.  Sie  führt  von  Lecco  nach  Colico 
und  Chiavenna  und  von  Colico  nach  Tirano.  Bei  dieser  Bahn  wird  die 
elektrische  Energie  durch  eine  großartige  hydraulische  Anlage  erzeugt,  die 
einen  Arm  der  Adda  bei  Morbegno  zum  Betriebe  von  gewaltigen  Turbinen 
benutzt.  Der  starkgespannte  Dreiphasendrehstrom  wird  in  eigenartiger  Weise 
in  Ströme  von  schwächerer  Spannung  umgesetzt;  diese  laufen  in  einer  ober- 
irdischen Leitung  und  werden  durch  eine  dem  Trolleysystcm  nachgebildete 
Vorrichtung'  dem  Elektromotor  zugeführt,  der  sich  in  dem  vordersten  Wagen 
oder  in  einer  besonderen  Lokomotive  befindet. 


Der  zweite  bremische  Freihafen.  Infolge  der  bedeutenden  Steigerung 
des  stadtbremischen  Sceschiffsverkehrs  trat  schon  um  die  Mitte  der  neunziger 
Jahre  die  unabweisbare  Notwendigkeit  der  Schaffung  weiterer  Hafenanlagen 
in  Bremen  zur  Aufnahme  des  gewaltigen  Güterverkehrs  hervor.  Senat  und 
Bürgerschaft  sahen  sich  daher  veranlaßt,  etwa  30  Millionen  Mark  für  diesen 
Zweck  zu  bewilligen.  Im  Jahre  1899  wurde  der  Bau  des  zweiten  Freihafens 
in  Angriff  genommen,  der,  wie  wir  auf  S.  616  des  Archivs  von  1902  mit- 
geteilt haben,  eine  Gesamtlänge  von  etwa  2200  m  und  eine  Breite  von 
100  bis  HO  m  erhalten  soll.  Die  Eröffnung  des  Betriebs  war  für  den 
1.  Oktober  1904  geplant.  Wie  der  »Reichsanzeiger«  einem  Berichte  des  bau- 
lcitenden  Beamten  entnimmt,  wird  es  jedoch  nicht  möglich  sein,  diesen 
Zeitpunkt  inne  zu  halten,  da  ungünstige  Wasserverhältnisse  im  Jahre  1902 
und  im  Frühjahr  1903  die  Arbeiten  wesentlich  behindert  haben.  Ende 
Mai  1903  waren  beispielsweise  die  Niedrigwasserstände  noch  so  hoch,  daß 
in  verschiedenen  Baugruben  fünf  Pumpen  die  Trockenhaltung  nicht  erreichen 
konnten.  Es  mußte  daher  schließlich  in  diesen  Baugruben  der  Betrieb  zeit- 
weise eingestellt  werden,  um  die  bereits  geleisteten  Arbeiten  nicht  durch  die 
starke  Strömung  zu  gefährden.  Der  Aushub  des  neuen  Hafenbeckens  ist 
zum  weitaus  größten  Teil  vollendet,  er  wird  jedenfalls  bis  zum  nächsten 
Sommer  ganz  beendet  sein.  Bis  dahin  werden  auch  die  Kaimauern  voraus- 
sichtlich fertiggestellt  werden  können.  Mit  den  Gleisanlagen  an  den  Kais 
und  mit  den  Schuppenbauten  kann  erst  nach  Vollendung  der  Mauern  be- 
gonnen werden.  Es  handelt  sich  zunächst  um  2900  laufende  Meter  Schuppen 
mit  173  000  qm  Fläche.  Die  Bauzeit  der  Schuppen  dauert  etwa  ein  Jahr. 
So  wird  die  Eröffnung  der  neuen  Anlage  um  ein  volles  Jahr  verschoben 
werden  müssen,  also  auf  den  1.  Oktober  1905. 
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Graudenz.  Mit  145  Textabbildungen  und  1  Tafel.  Zweite  gänzlich 
umgearbeitete  und  vermehrte  Auflage.  Berlin  W. ,  Verlag  von 
W.  H.  Kühl.    1904.    Ladenpreis  10  M. 

Das  Buch  ist  zwar  in  erster  Linie  für  Fachleute  bestimmt;  es  soll,  wie 
die  Vorrede  -sagt,  jedem,  der  ernstlich  in  der  Aeronautik  arbeiten  will  oder 
der  sie  praktisch  ausübt,  der  beste  Ratgeber  sein  und  ihm  ermöglichen, 
sich  ohne  mühsames  Studium  vieler  Einzelwerke,  ohne  Durcharbeiten  durch 
einen  Wirrwarr  von  zum  Teil  recht  widersinnigen  Auffassungen  die  Erfahrun- 
gen aller  Völker  und  Länder  in  kurzer  Zeit  anzueignen.  Wegen  seines 
umfassenden  Inhalts  ist  das  Buch  aber  auch  trotz  zahlreicher,  auf  mathe- 
matischen Spezialkenntnissen  beruhenden  Formeln  und  Berechnungen  für 
den  Laien,  der  dem  behandelten  Stoffe  nicht  gerade  ganz  fremd  gegenüber- 
steht, von  nicht  zu  unterschätzendem  Werte. 

Da  dem  Luftschiffer  das  Gas  als  Beförderungsmittel  dient,  so  enthält 
das  Buch  zunächst  Abhandlungen  über  die  physikalischen  Eigenschaften 
der  Gase  und  über  die  Technologie  (Herstellung  usw.)  der  für  die  Ballon- 
füllung hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  Gase.  Ein  Aufsatz  über  die 
Physik  der  Atmosphäre  behandelt  u.  a.  die  Bestandteile  und  die  allgemeinen 
physikalischen  Eigenschaften  der  Luft,  deren  Erwärmung  durch  die  Sonnen- 
strahlung, den  Luftdruck  und  die  Lufttemperatur  in  den  verschiedenen* 
Höhen,  die  Luftfeuchtigkeit  —  bei  8  km  Höhe  und  darüber  ist  die  Luft 
so  gut  wie  ohne  jede  Feuchtigkeit  — ,  ferner  die  Wolken  und  Nieder- 
schläge, den  Wind  (erhebliche  Zunahme  der  Windgeschwindigkeit  mit 
steigender  Höhe),  die  Witterungskunde  usw.  Auf  eine  Abhandlung  über 
meteorologische  Beobachtungen  bei  Ballonfahrten  und  deren  Bearbeitung 
folgt  ein  der  Ballontechnik  gewidmetes  Kapitel.  Wir  lernen  darin  die  zur 
Herstellung  eines  Luftballons  erforderlichen  Materialien  und  Arbeiten,  vom 
Zuschneiden  bis  zum  Firnissen  der  fertigen  Hülle,  kennen  und  werden  auch 
über  die  Ventile,  die  Reißvorrichtung  (zum  schnellen  Entleeren  des  Ballons 
beim  Landen  in  starkem  Winde),  über  das  Netzwerk,  die  Gondel,  die 
Anker,  Schlepptaue  u.  dergl.  belehrt.  Auch  der  Fesselballon,  namentlich 
der  Drachenballon,  hat  gebührende  Berücksichtigung  gefunden. 

Das  nächste  Kapitel  handelt  von  den  Drachen  und  Fallschirmen.  Da 
namentlich  die  Drachen  in  den  letzten  10  Jahren  eine  früher  nie  geahnte 
Wichtigkeit  in  der  Meteorologie  erlangt  haben  und  durch  die  Erfindung 
neuer,  praktischer  Formen  (Hargrave-  oder  Kastendrachen,  Drachengespanne 
usw.)  sehr  verbessert  worden  sind,  so  ist  dieses  Kapitel  besonders  lehrreich. 
Die  Herstellung  brauchbarer  Drachen  und  die  zu  ihrem  Auflassen  und 
ihrer  praktischen  Anwendung  nötigen  Hilfsmittel  (Stahldraht,  Drahthaspel, 
drehbare  Hütte  für  den  Beobachter  usw.)  sind  ausführlich  behandelt. 

In  dem  Kapitel  über  das  Ballonfahren  lernen  wir  das  verschiedene  Ver- 
halten des  prallen  und  des  schlaffen  Ballons  in  bezug  auf  den  Auftrieb 
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kennett,  ferner  das  Füllen  des  Ballons,  die  Verwendung  des  Ballastes,  das 
Dauerfahren,  das  Landen  und  viele  andere  Einzelheiten  aus  Theorie  und 
Praxis  des  Ballonfahrers.  Dem  Photographieren  vom  Ballon  aus  und  der 
Ballonphotogrammetrie  (Bestimmung  des  Ballonortes  und  Entwerfen  von 
Karten  auf  Grund  von  aufgenommenen  Photographien)  sind  besondere 
Abhandlungen  gewidmet. 

In  dem  wichtigen  Kapitel  über  Militär-Luftschiffahrt  ist  zunächst  die 
historische  Entwickelung  des  Militär -Luftschiftwesens  in  allen  größeren 
Staaten  dargestellt.  Am  ausführlichsten  ist  dabei  Frankreich  behandelt; 
die  65  Ballons,  die  während  der  Belagerung  von  Paris  1870/71  die  Stadt 
verließen  und  164  Personen,  381  Brieftauben,  5  Hunde  und  10675  kg  Post- 
sachen beförderten,  sind  in  einer  Tabelle  mit  vielen  Einzelangaben  auf- 
geführt. Dann  folgen  Betrachtungen  über  die  militärische  Verwendung  der 
Ballons  im  allgemeinen,  über  das  Beschießen  von  Ballons  und  über  das 
(als  lenkbar  gedachte)  Kriegsluftschiff  der  Zukunft,  das  Explosivgeschosse, 
Brand-  und  Stinkstoffe  auf  den  Gegner  und  seine  festen  Plätze  herab- 
werfen soll. 

Wenig  ausführlich  ist  das  Kapitel  über  den  Tierflug  (Yogelflug)  aus- 
gefallen; wir  hätten  diesem  Gegenstande  eine  etwas  ausführlichere  Dar- 
stellung gewünscht,  weil  er  für  das  Verständnis  des  Kunstflugs  und  des 
Flugmaschinenprinzips  wichtig  ist. 

Uber  den  Kunstflug,  der  in  O.  Lilienthal  und  seinen  Nachfolgern 
(Tücher,  Chanute,  Herring,  Hargrave,  Wright  u.  a.)  seine  Vertreter  ge- 
funden hat,  sind  mehrere  interessante  Aufsätze  vorhanden. 

Ein  wichtiges  Kapitel  ist  auch  das  über  lenkbare  Luftschiffe,  weil  auf 
diesem  Gebiete  die  Neuzeit  manche  schöne  Erfolge,  aber  auch  manche 
herbe  Enttäuschungen  gebracht  hat.  Wir  finden  hier  auf  engem  Räume 
alle  wichtigeren  Versuche  seit  1784  kurz  behandelt  und  vielfach  durch  Ab- 
bildungen erläutert.  Hierzu  kommen  Angaben  über  den  Bau  von  Luft- 
schiffen und  deren  Hilfsmittel.  Bemerkenswert,  wenn  auch  für  den  Ein- 
geweihten nicht  neu,  ist  das,  was  über  das  Verhältnis  des  (gewöhnlich 
mehr  oder  weniger  länglich  gestalteten)  lenkbaren  Luftschiffs  zum  Winde 
gesagt  ist:  »Der  Luftschiffer  hat,  solange  er  mit  der  Luftschi  ff  spitze  nach 
vorwärts  fährt,  unter  allen  LTmständen  nur  von  vorn  her  Winddruck  zu 
erwarten.«  Dies  erklärt  sich  daraus,  daß  ein  mit  dem  Winde  treibendes 
Luftschiff,  solange  seine  Propeller  still  stehen,  völlige  Windstille  hat;  erst 
wenn  es  durch  seine  Maschinen  nach  irgend  einer  Richtung  hin  eine  eigene 
Bewegung  erhält,  macht  sich  aus  dieser  Richtung  her  ein  Gegenwind  be- 
merkbar. Die  Wirkung  des  Windes,  mit  welchem  das  Luftschiff  treibt, 
macht  sich  aber  in  der  Weise  bemerkbar,  daß  dieses  über  die  Erdoberfläche 
hin  fortgetragen  wird  und  einen  außerhalb  der  Windrichtung  liegenden 
Ort  ohne  eigene  Kraft  nicht  erreichen  kann.  Ist  nun  seine  Eigengeschwin- 
digkeit größer  als  die  des  Windes,  so  kann  es  nach  jedem  beliebigen  Orte 
gelangen ;  ist  sie  ebenso  groß  wie  die  des  Windes,  so  kann  es  nach  allen 
Orten,  die  innerhalb  eines  Winkels  von  90°  rechts  und  links  von  der 
Windrichtung  liegen,  steuern,  beherrscht  also  einen  Winkel  von  1800  des 
Horizontes;  ist  die  Eigengeschwindigkeit  kleiner,  so  sind  ihm  auch  nur  die 
innerhalb  eines  kleineren  Winkels  gelegenen  Orte  erreichbar. 

Das  Buch  enthält  dann  noch  Abhandlungen  über  dynamische  Luftschiffe, 
über  Motoren  und  Luftschrauben  sowie  ein  aeronautisch-technisches  Lexikon 
in  deutscher,  englischer  und  französischer  Sprache.  Eine  Sammlung  von 
Tabellen,  Formularen  und  Rezepten  bildet  den  Schluß. 
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Handkommentar  zur  Eisenbahn - Verkehrsordn ung.  Aus  der 
Praxis  für  die  Praxis  bearbeitet  von  Dr.  jur.  W.  Hertzer.  Herlin 
1902,  Verlag  von  Otto  Liebmann,  Buchhandlung  für  Rechts-  und 
Staatswissenschaften.    Preis  geb.  4  Mark. 

Die  durch  das  Entstehen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  notwendig  ge- 
wordene L'mgestaltung  des  Allgem.  Deutschen  Handelsgesetzbuchs  erheischte 
auch  eine  Abänderung  der  Yerkchrsordnung  für  die  Eisenbahnen  Deutsch- 
lands vom  15.  November  1802.  Gemäß  Beschluß  des  Bundesrats  ist  daher 
an  die  Stelle  der  letztgenannten  Ordnung  eine  neue  »Eisenbahn -Verkehrs- 
ordnung« mit  Wirkung  vom  1.  Januar  1900  getreten.  Sie  gilt,  abgesehen 
von  den  sogenannten  Kleinbahnen,  für  sämtliche  Eisenbahnen  Deutschlands 
mit  Ausnahme  der  bayerischen  Bahnen;  in  Bayern  ist  durch  besondere 
Verordnung  des  Staatsministeriums  die  Eisenbahn-Verkehrsordnung  für  das 
Reich  mit  unwesentlichen  Änderungen  eingeführt  worden. 

Diese  nunmehr  in  Geltung  befindliche  E.  V.  O.  unterscheidet  sich  aber, 
was  ihre  rechtliche  Bedeutung  angeht,  in  einem  wesentlichen  Punkte  von  der- 
jenigen des  Jahres  1892:  während  diese  den  Charakter  einer  Verwaltungs- 
vorschrift besaß,  dergestalt,  daß  ihre  Bestimmungen  lediglich  als  Bestand- 
teile des  einzelnen  Frachtvertrags  rechtliche  Geltung  erhielten,  kennzeichnet 
sich  die  heutige  E.  V.  O.,  wie  der  Verfasser  in  der  Einleitung  seines  Werkes 
näher  darlegt,  als  eine  Rechts  Verordnung,  d.  h.  als  eine  Verordnung, 
die  allgemein  verbindliche  Rechtssätzc  enthält  und  demgemäß  den  Gesetzen 
in  ihrer  Wirkung  gleichsteht. 

Der  vorliegende  Handkommentar  zur  Eisenbahn -Verkehrsordnung  soll, 
wenngleich  auf  wissenschaftlicher  Grundlage  ruhend,  doch  keine  umfang- 
reiche und  in  jeder  Hinsicht  erschöpfende  Auslegung  der  genannten 
Ordnung  enthalten;  er  will  vielmehr  deren  Vorschriften  vom  praktischen 
Standpunkt  aus  in  knapper,  übersichtlicher  und  gemeinverständlicher 
Darstellung  erläutern  sowie  deren  rechtlichen  Inhalt  erklären.  Da  das  Buch 
somit  nicht  nur  für  Juristen  und  Verwaltungsbeamte,  sondern  in  gleicher 
Weise  auch  für  Beamte  des  praktischen  Eisenbahndienstes  und  für  die 
Handelswelt  bestimmt  ist,  so  sind  juristische  Fremdwörter  möglichst  ver- 
mieden und  auch  die  einzelnen  Rechtsbegriffe  nicht  als  bekannt  voraus- 
gesetzt, vielmehr  ist  deren  Bedeutung  kurz  dargelegt  worden.  Auf  die 
Literatur  und  die  Rechtsprechung  ist  demgemäß  nur  insoweit  eingegangen, 
als  deren  Ergebnisse  für  die  Auslegung  der  in  Rede  stehenden  Vorschriften 
von  besonderer  Wichtigkeit  sind.  Dagegen  haben  die  einschlägigen  Be- 
stimmungen des  B.  G.  B.,  insbesondere  aber  diejenigen  des  H.  G.  B.  sowie  die 
von  dem  deutschen  Eisenbahn -Verkehrsverbande  herausgegebenen  Allgem. 
Abfertigungsvorschriften  eingehende  Berücksichtigung  erfahren. 

Der  Verfasser,  welcher  der  Reihe  nach  die  Eingangs-  und  die  allgemeinen 
Bestimmungen  der  E.  V.  O. ,  sodann  im  einzelnen  die  Beförderung  von 
Personen,  Reisegepäck,  Expreßgut,  Leichen,  lebenden  Tieren  und  Gütern 
behandelt,  hofft,  den  vielfachen  Wünschen  nach  einem  solchen  kurzgefaßten 
Buche  sowohl  für  Deutschland  wie  auch  für  Österreich-Ungarn, 
dessen  Betriebsreglement  mit  der  deutschen  Verkehrsordnung,  soweit  wenigstens 
die  Vorschriften  über  die  Beförderung  von  Gütern  in  Frage  kommen ,  fast 
wörtlich  übereinstimmt  und  für  welches  Gebiet  der  Kommentar  daher  gleich- 
falls bestimmt  ist,  gerecht  zu  werden.  Es  ist  zu  erwarten,  daß  das  nützliche, 
mit  einem  sorgfältigen  Sachregister  versehene  Werk  beifällige  Aufnahme 
finden  werde. 
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Die  Funkentelegraphie. 

Von  Ober- Postinspektor  Otto  Jentxh  in  Merlin. 

tScMub.f 

Der  Wellenmesser  von  Franke-Dönitz.  —  Kr  besteht  aus  einem  durch 
eine  regulierbare  Selbstinduktion  L  und  einen  regulierbaren  Kondensator  C 
gebildeten  geschlossenen  Schwingungskreise,  dessen  Teile  bei  der  Messung  so 
eingestellt  werden,  daß  sie  mit  dem  zu  messenden  Stromkreis  in  Resonanz 
schwingen.  Ist  dies  der  Fall,  so  berechnet  sich  die  gesuchte  Wellenlänge  X, 
wenn  man  mit  v  die  Fortpflanzungsgeschwindigkeit  der  elektrischen  Wellen 
bezeichnet,  nach  den  Formeln: 

v  T 

2-  •  YC  L    CS.  o) 

Daß  die  Resonanzbedingung  erfüllt  ist,  erkennt  man  bei  diesem  Wellen- 
messcr  nicht  wie  bei  dem  Arco'schen  an  der  größten  Funkcnlänge,  sondern 
an  einem  in  den  Schwingung  !;nis  des  Meßsystems  eingeschalteten  Hitzdraht- 
amperemeter  (Pig-  04).  Der  regulierbare  Kondensator  besteht  aus  zwei 
Rethen  halbkreisförmiger,  in  einem  mit  Paraffmöl  gefüllten  (ietäß  unter- 
gebrachter Metallplatten.  Die  Platten  der  einen  Reihe  sind  fest  an  einer 
Achse  in  gleichen  Abständen  übereinander  angeordnet,  die  Platten  der 
zweiten  Reihe  an  einer  beweglichen  Achse  derart,  daß  sie  durch  die  Drehung 
dieser  Achse  sich  zwischen  die  feststehenden  Kondensatorplatten  schieben, 
le  weiter   die    beweglichen  Platten  zwischen    die   feststehenden  geschoben 
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werden,  desto  größer  wird  die  Kapazität  des  Kondensators.  Die  Größe 
der  Bewegung  der  Kondensatorplattcn  wird  an  einer  auf  dem  Gehäuse  des 
Apparats  angebrachten  Meßskala  von  i8o°  abgelesen;  steht  z.  B.  der 
Zeiger  auf  i6o°,  so  ist  ein  Kondensator  von  viermal  größerer  Kapazität  in 
den  Schwingungskreis  des  Meßsystems  eingeschaltet,  als  wenn  er  auf  40 
zeigt.  Die  Selbstinduktion  des  Schwingungskreises  wird  durch  Anwendung 
von  Spulen  verschiedener  Drahtlängc  geändert;  es  genügen  3  Spulen,  deren 
Selbstinduktion  sich  verhält  wie  '/«  :  I  :  4.  Jeder  Spule  entspricht  eine 
besondere  Reihe  auf  der  vorbezeichneten  Meßskala,  welche  unmittelbar  die 
Wellenlänge  angibt.  Man  kann  mit  diesem  Instrument  elektromagnetische 
Wellen  von  140  bis  1120m  Länge  messen. 

Die  Messung  selbst  ist  sehr  einfach.  Man  stellt  den  Wellenmesser  so 
in  der  Nähe  des  zu  messenden  Systems  auf,  daß  dessen  ausgestrahlte 

Fig.  f>+. 


elektrische  Energie  die  Selbstinduktionsspule  des  Meßsystems  durchsetzt  und 
dieses  dadurch  in  Schwingungen  gerät.  Die  Kapazität  des  Kondensators 
wird  dann  so  reguliert,  bis  das  Hitzdrahtamperemeter  die  größte  Stromstärke 
anzeigt  und  damit  die  Resonanzbedingung  erfüllt  ist.  Die  Wellenlänge  wird 
auf  der  betreffenden  Skala  abgelesen.  Von  den  3  Selbstinduktionsspulen 
des  Meßsystems  wählt  man  diejenige,  deren  Wert  der  Größe  der  Selbst- 
induktion des  zu  messenden  Schwingungskreises  am  nächsten  kommt. 

Will  man  mit  diesem  Wellcnmesser  die  Eigenschwingung  eines  einfachen 
Luftleitcrs  bestimmen,  so  benutzt  man  hierzu  3  weitere  Drahtspulen  mit 
wenigen  Windungen,  die  in  die  vorbezeichneten  Selbstinduktionsspulen 
hineingesteckt  werden  können.  Die  entsprechende  Hilfsspule  wird  in  die 
zu  messende  Luftleitung  eingeschaltet;  sie  ändert  deren  Selbstinduktion  nur 
wenig  und  ist  dabei  doch  geeignet,  die  Schwingungen  des  Luftdrahts  auf 
den  Meßstromkreis  zu  übertragen. 


Digitized  by  Google 


Die  Funkentelegraphie. 


131 


Der  Wellenmesser  von  Slaby.  —  Seiner  Konstruktion  liegt  das 
Prinzip  des  Slaby'schen  »Spannungsmultiplikators«  (vgl.  Seite  38)  zu 
Grunde.  Professor  Slaby  gibt  seinem  Wellenmesser  deshalb  auch  die  Be- 
zeichnung Multiplikationsstab.  Er  besteht  aus  einem  Glasstab,  der  mit 
seideumsponnenem  Kupferdraht  von  0,1  mm  Kupferseele  in  einer  Lage 
bewickelt  ist.  Die  Wickelungen  haben  eine  durchschnittliche  Ganghöhe  von 
0,7  mm.  Als  Isolierung  genügt  auch  ein  dünner  Uberzug  des  Drahtes  mit 
Cellulose-Acetat.  Der  Multiplikationsstab  ist  mit  einer  Skala  versehen,  die 
die  Viertelwellenlänge  der  zu  messenden  elektrischen  Schwingung  in  Metern 
angibt. 

An  dem  einen  Ende  trägt  der  Multiplikationsstab  eine  Metall  fassung. 
Nimmt  man  diese  Fassung  in  die  linke  Hand,  wodurch  infolge  der 
Kapazität  des  menschlichen  Körpers  das  in  der  Fassung  liegende  Ende 
der  Multiplikatorspule  das  Potential  o  erhält,  und  fährt  man  dann  mit  dem 
Daumen  und  Zeigefinger  der  rechten  Hand  am  Stabe  entlang,  so  kommt 
die  freie  Spitze  des  Multiplikatorstabs  bei  einer  bestimmten  Stellung  dieser 
Kinger  auf  dem  Stabe  zum  intensiven  Sprühen.  Die  Multiplikatorspule 
schwingt  dann  in  Resonanz  mit  dem  zu  messenden  Schwingungskreise,  am 
freien  Ende  hat  sich  ein  Spannungsbauch  ausgebildet  und  die  von  den 
Fingern  der  rechten  Hand  bedeckte  Marke  der  Skala  gibt  die  Viertelwellen- 
lange  der  zu  messenden  Schwingung  an.  Ein  genaueres  Resultat  erhält  man, 
wenn  man  anstatt  mit  den  Fingern  der  rechten  Hand  mit  einem  etwa  2  mm 
dicken  kurzen  Metallstab,  der  durch  einen  Litzendraht  und  daran  befestigten, 
auf  dem  Boden  ruhenden  Metallteller  geerdet  ist,  an  dem  Multiplikations- 
stab entlang  fährt. 

Die  freie  Spitze  des  Multiplikationsstabs  muß  dem  zu  messenden 
Schwingungskreise  zugewendet  werden.  Am  besten  richtet  man  sie  nach 
den  Stellen,  wo  die  stärksten  Oberflächenspannungen  sich  ausbilden,  also 
nach  den  zwischen  Kondensator  und  Selbstinduktionsspule  liegenden  Punkten. 
Die  Lichtwirkung  des  Funkensprühens  wird  zweckmäßig  durch  an  der  Stab- 
spitze aufgeklebte  kleine  Blättchen  mit  Krvstallen  von  Bariumplatincyanür 
unterstützt.  Man  erhält  dadurch  einen  intensiven  hellgrünen  Lichtpunkt, 
der  selbst  in  direktem  Sonnenlicht  noch  erkennbar  ist. 

Professor  Slaby  hat  für  den  praktischen  Gebrauch  zunächst  die  nach- 
folgend bezeichneten  3  Multiplikationsstäbe  mit  verschiedenem  Meßbereich 
anfertigen  lassen: 

c   .        Durchmesser    Lange  in  cm  Meßbereich  für 

in  cm  etwa  etwa  Viertelwellenlange  in  m 

A  1  80  25  bis  50 

H  2  80  50  bis  100 

C  4  80  100  bis  200. 

Für  die  Eichung  der  Multiplikatorstäbe  hat  Slaby  langt-,  2  m  über  dem 
Erdboden  ausgespannte  blanke  Drähte  benutzt,  die  in  der  Mitte  durch  eine 
Funkenstrecke  erregt  werden.  Nach  den  bisherigen  Erfahrungen  darf 
nämlich  angenommen  werden,  daß  die  Ausbreitung  der  elektromagnetischen 
Wellen  an  geradlinig  gestreckten  langen  Drähten  mit  gleicher  Geschwindigkeit 
wie  im  Räume  erfolgt,  so  daß  die  daran  gemessenen  Wellenlängen  mit 
jenen  übereinstimmen.  Die  Einstellung  der  Multiplikationsstäbe  erfolgt  im 
Dunkeln  an  den  Drahtenden  und  in  solcher  Entfernung  von  ihnen ,  daß 
eine  Kapazitätswirkung  der  Drähte  ausgeschlossen  ist.  Gleicherweise  muß 
dann  beim  Messen  mit  dem  Multiplikationsstabe  dessen  freies  Ende  einen 
gewissen  Abstand  von  dem  zu  messenden  Schwingungskreise  haben.  Die 
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mindestens  innc  7.11  haltenden  Entfernungen  sind  für  den  Stab  A  auf  20,  für 
den  Stab  Ii  auf  35  und  für  den  Stab  C  auf  40  cm  festgesetzt. 

Funkentelegraphie  in  fahrenden  Eisenbahnzügen.  —  Zu  den  auf  der 
preußischen  Militärbahn  Rerlin-Zossen  angestellten  erfolgreichen  Versuchen 
wurdi'n  im  allgemeinen  die  Braun'sehen  Schaltungsanordnungen,  insbesondere 
die  induktive  Sendererregung  benutzt.  Bei  der  festen  Station  an  der  Strecke 
wurde  der  an  das  Apparatsystem  angeschaltete  Luftleiter  aus  isoliertem 
Draht  aus  dem  Apparatraum  heraus  an  das  längs  der  Eisenbahn  verlaufende 
Telegraphengestänge  geführt  und  zwischen  den  Telegraphenleitungen,  also 
in  horizontaler  Richtung,  auf  50  m  Länge  =  einer  Yiertelwellenlänge  an 
dem  Gestänge  befestigt.  I  )a  sich  die  elektromagnetischen  Wellen  vorzugs- 
weise an  gut  leitenden  Mächen  entlang  bewegen,  so  nehmen  sie.  wenn  der 
Luftleiter  der  festen  Station  in  elektrische  Schwingung  versetzt  wird,  ihren 
Weg  an  den  Telegraphenleitungen  entlang.  Sie  werden  von  diesen  gewisser- 
maßen zusammengehalten  und  zu  einem  W:ellenzuge  vereinigt.  Auf  ihrem 
Wege  treffen  sie  den  parallel  zu  den  Telegraphenleitungen  in  nächster  Nähe 
laufenden  Eisenbahnzug  und  erregen  dessen  Luftleiterdraht  in  bekannter 
Weise.  Als  Luftleiter  wurde  bei  dem  aus  (>  Wagen  zusammengesetzten 
Eisenbahn/.ug  ein  an  der  Oberkante  der  Wagen  verlaufender  isolierter 
Draht  von  50  m  Länge  benutzt.  Das  Apparatsystem  ist  in  einem  besonders 
hergerichteten  Wagen  derart  aufgestellt,  daß  namentlich  der  Eritter  mecha- 
nischen Erschütterungen  durch  den  fahrenden  Zug  nicht  ausgesetzt  ist.  Bei 
der  Wagenstation  wird  die  zur  Herstellung  der  Resonanz  erforderliche 
Gegeilkapazität  durch  Verbindung  des  Luftleiters  mit  dem  Eiscngestell  des 
Apparatwagens  gebildet;  bei  der  festen  Station  dient  zu  diesem  Zwecke  ein 
zweiter  isolierter  Draht  von  50  m  Länge,  der  in  entgegengesetzter  Richtung 
zum  ersten  am  Telcgraphengestänge  befestigt  ist. 

III.  Die  Apparate  der  Funkentelegraphie. 

Eine  Beschreibung  der  Apparate,  die  bei  den  in  der  Praxis  allgemein 
gebräuchlichen  Systemen  zur  Verwendung  kommen,  ist  zum  größten  Teil 
bereits  bei  der  Darstellung  dieser  Systeme  selbst  erfolgt.  Hier  sollen  daher 
hauptsächlich  nur  noch  diejenigen  Konstruktionen  Erwähnung  finden,  die 
bisher  zwar  eine  allgemeine  Verwendung  nicht  erlangt  haben,  denen  aber 
trotzdem  eine  gewisse  Bedeutung  zuerkannt  werden  muß.  Ferner  sollen 
auch  hier  diejenigen  zur  Ausführung  gekommenen  oder  vorgeschlagenen 
Neuerungen  besprochen  werden,  die  unzutreffender  Weise  vielfach  als  neue 
Systeme  bezeichnet  werden,  obgleich  sie  meist  nur  einige  Abweichungen  in 
der  Konstruktion  einzelner  Apparate,  z.  B.  der  Wellenanzeiger,  bringen. 

a)   Die  Funkeninduktoren. 

Ruhmkorff- Typen.  —  Soweit  in  der  Funkentelegraphie  zur  Erzeugung 
elektrischer  Wellen  nicht  unmittelbar  Wechsclstrommaschinen  in  Verbindung 
mit  Transformatoren  zur  Verwendung  kommen,  werden  allgemein  Induktions- 
apparate benutzt,  die  sich  in  ihrer  Bauart  von  dem  bekannten  Ruhmkorff  sehen 
Induktor  im  wesentlichen  nur  bezüglich  der  Wickelung  unterscheiden.  Während 
bei  den  zu  Laboratoriumsversuchen  benutzten  Ruhmkorff' sehen  Induktoren 
die  Primärwindung  oder  der  induzierende  Draht  allgemein  nur  geringe 
Länge  hat  und  oft  nur  in  zwei  oder  drei  Lagen  um  das  den  Kern  bildende 
Eisendrahtbündel  gewickelt  ist,  damit  sein  Leitungswiderstand  nicht  wesentlich 
den  Widerstand  der  mit  ihm  verbundenen  Stromquelle  übersteigt,  wird  für 
die  Induktoren  der  Funkentelegraphie  vielfach  eine  lange  Primärwindung 
aus  dünnern  I  >rahte  verwendet.    Der  induzierte  Stromkreis  oder  die  Sekundär- 
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wickclung.  die  bei  dem  gewöhnlichen  Ruhmkorff 'sehen  Induktor  aus  einem 
sehr  langen  und  dünnen,  in  vielen  Lagen  um  den  Primärdraht  gewickelten 
Drahte  gebildet  wird,  besteht  dann  bei  diesen  Induktoren  für  Funkentelegraphie 
aus  einer  kurzen  Spule  dicken  Drahtes.  Hei  letzteren  Apparaten  kann  die 
Primärwickelung  meist  innerhalb  der  Sekundärspule  in  einer  Ebonitrohre 
verschoben  und  damit  der  Wirkungsgrad  des  Apparats  innerhalb  gewisser 
Grenzen  reguliert  werden.  Diese  abweichende  Konstruktion  der  Wickelungen 
erfordert  zwar  stärkere  Stromquellen,  gestattet  jedoch,  der  Funkenstrecke 
größere  FLlektrizitätsmengen  zuzuführen  als  bei  Verwendung  von  Apparaten 
gewöhnlicher  Bauart. 

Um  die  Induktoren  den  Kinflüssen  der  Atmosphäre  zu  entziehen,  werden 
sie  vollständig  mit  Ebonit  verkleidet.  Besondere  Sorgfalt  muß  ferner  auf 
die  gute  Isolation  der  Wickelungen  verwendet  werden,  weil  bei  nicht 
genügender  Isolation  die  F'unken  leicht  die  isolierenden  Hüllen  durch- 
schlagen. Außer  der  Seidenumspinnung  der  Drähte  verwendet  man  daher 
noch  eine  Umkleidung  mit  einer  Schicht  geschmolzenen  Harzes.  Mehrfach 
hat  man  auch  das  Harz  durch  Olivenöl  oder  Mineralöl  ersetzt.  Da  ferner 
die  Spannungen  in  der  sekundären  Wickelung  zu  einer  außerordentlichen  Höhe 
anwachsen,  so  werden  die  Drähte  dieser  Wickelung  auf  einzelne  durch  gute 
Isolatoren  voneinander  getrennte  Spulen  derart  gewickelt,  daß  die  Spannungen 
zwischen  den  einzelnen  Drahtlagen  möglichst  gering  sind. 

In  dem  lumkeninduktor  von  Wydts  und  Kochefort  wird  als  lsolations- 
material  eine  teigartige  Masse  verwendet,  die  durch  Losen  von  Paraffin  in 
heißem  Petroleum  gewonnen  wird. 

Funkeninduktor  von  Klingelfuß.  —  Eine  von  der  Ruhmkorff-Type 
wesentlich  abweichende  Konstruktion  besitzt  der  Funkeninduktor  von 
Klingelfuß.  Er  besteht  aus  einem  hufeisenförmigen  Eisenkern,  auf  dessen 
Schenkeln  je  eine  primäre  und  eine  sekundäre  Spule  sitzen.  Der  Primär- 
kreis besteht  wie  bei  dem  Ruhmkor fF- Induktor  aus  wenigen  Windungen 
dicken,  der  Sekundärkreis  aus  vielen  Windungen  sehr  dünnen  Drahtes.  Auf 
den  Polen  des  Hufeisens  sind  zwei  Eisenstücke  so  befestigt,  daß  dadurch 
ein  nahezu  geschlossener  magnetischer  Kreis  gebildet  wird.  Die  beiden 
Wickelungen  jedes  Stromkreises  können  nebeneinander  oder  hintereinander 
geschaltet  werden.  Der  geschlossene  magnetische  Kreis  erhobt  die  Wirkung 
des  Induktors  ganz  erheblich. 

b)   Die  Unterbrecher. 
Die    Funkeninduktoren   werden   entweder  mit  Wechselstrom   oder  mit 
unterbrochenem,   sogen,   zerhacktem   Gleichstrom   betrieben.     In  letzterem 
Falle  benutzt  man  zur  Unterbrechung  des  primären  Stromkreises  für  größere 
Anlagen   Quecksilberturbinenunterbrecher  und   clektroly tische  Unterbrecher 
ugl.  S.  104  und  in),  neuerdings  wendet  man  sich  wieder  mehr  dem  ge- 
wöhnlichen Hammerunterbrecher  zu.  dessen  Platinkontakte 
p-  möglichst  kompakt  hergestellt  werden  und  daher  lange 

g"  3'         Zeit  vorhalten. 
h  Hammerunterbrecher.  —  Das  Prinzip  des  durch  die 

°5  veranschaulichten  Hammerunterbrechers  diirfte 
hinreichend  bekannt  sein.  Die  in  die  primäre  Windung 
des  Induktors  eingeschaltete  Stromquelle  Ii  magnetisiert 
den  Eisenkern  Ar,  dieser  zieht  den  Hammer  //  an.  wodurch 
der  Kontakt  bei  A-  o  unterbrochen  wird.  Der  Eisenkern  ver- 
liert seinen  Magnetismus,  der  ledernde  Hammer  geht  in 
die  Ruhelage  zurück,  und  das  Spiel  beginnt  von  neuem. 
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Quecksilberunterbrecher  von  Margot  und  Ducretet.  —  Zur  Ver- 
wendung in  der  Funkentelegraphie  geeignet  erscheinen  auch  die  Quecksilber- 
unterbrecher, bei  denen  die  Stromunterbrechungen  durch  vertikale  Bewegungen 
einer  Kupferdrahtspirale  zustande  kommen.  Bei  einem  derartigen,  von 
Margot  konstruierten  Unterbrecher  (Fig.  66)  taucht  eine  Kupferdrahtspirale 
mit  ihrem  abwärts  gebogenen  unteren  Ende  in  das  am 
Boden  eines  Gefäßes  befindliche  Quecksilber.  In  das  Queck- 
silber taucht  ferner  ein  gerader  Kupferdraht  als  zweite 
Elektrode.  Wird  die  Kupferdrahtspirale,  in  die  oben  noch 
ein  weicher  Eisenkern  eingeschoben  ist,  vom  Strom  durch- 
flössen, so  verkürzt  sie  sich  infolge  der  Anziehung  der 
einzelnen  Windungen  untereinander.  Das  untere  Ende  der 
Spirale  tritt  aus  dem  Quecksilber  heraus,  der  Strom  wird 
unterbrochen  und  dann  wieder  kurz  darauf  geschlossen,  da 
die  Spirale  sich  infolge  ihrer  Elastizität  und  ihres  Gewichts 
wieder  ausdehnt. 

Bei  einer  anderen  Ausführung  des  Margot'schen  Queck- 
silberunterbrechers hängt  ein  von  einer  Kupferdrahtspiralc 
getragener  Eisenstab  in  einer  in  den  Stromweg  eingeschalteten  Spule.  Die 
Unterbrechung  findet  statt,  wenn  das  untere  Ende  des  Eisenstabs  durch  die 
von  der  Spule  auf  ihn  ausgeübte  Anziehungskraft  aus  dem  Quecksilber  gehoben 
wird.  In  dem  Quecksilberunterbrecher  von  Ducretet  wird  die  Vertikalbewegung 
des  Eisenstabs  im  Margot'schen  Unterbrecher  auf  mechanischem  Wege  be- 
wirkt, indem  die  Drehbewegung  eines  Elektromotors  mittels  einer  Exzenter- 
vorrichtung in  eine  Auf-  und  Abwärtsbewegung  des  Eisenstabs  umgesetzt  wird. 

Um  eine  Funkenbildung  in  den  Unterbrechern  selbst  durch  den  bei  der 
Stromöffnung  infolge  der  Selbstinduktion  entstehenden  Extrastrom  tunlichst  zu 
verhüten,  wird  parallel  zu  dem  Unterbrecher  ein  Kondensator  eingeschaltet. 

c)   Die  Oszillatoren. 

Oszillator  von  Hertz.   —   Hei  den  Hertz'schen  Versuchen  ergab  sich 
bereits,  daß  die  gewöhnlichen,  aus  zwei  Metallstäben  mit  kugelförmigen 
Polen  bestehenden  Oszillatoren  (Fig.  67)  bald  versagten.   Die  zwischen  den 
Kugeln  überspringenden  Funken  oxydierten  deren  Oberfläche, 
selbst  wenn  sie  mit  Platin  belegt  war,  bald  so,  daß  die  Entladung 
ihren  oszillatorischen  Charakter  verlor.    Es  mußte  daher  eine 
große  Sorgfalt  darauf  verwendet  werden,  die  Metallkugeln  durch 
häufiges  Reinigen  widerstandsfähig  zu  erhalten. 

Oszillatoren  mit  Flüssigkeitsmedium.  —  Sarasin  und 
De  la  Rive  konstruierten  zur  Beseitigung  der  durch  die  Oxy- 
dationsbildung verursachten  Mängel  einen  Oszillator,  bei  welchem 
die  Funkenentladung  nicht  in  der  Luft,  sondern  in  gewöhnlichem 
vegetabilischen  öle  vor  sich  geht.  Die  an  den  beiden  Polkugeln 
solcher  Oszillatoren  sich  absetzenden  Oxydationsprodukte  haben 
keinen  nennenswerten  Einfluß  auf  die  Funkenbildung.  Die  Funken- 
entladung erfordert  jedoch  eine  bedeutend  größere  Spannungs- 
differenz als  bei  der  Entladung  in  Luft,  so  daß  bei  gleicher 
Schlagweite  eine  größere  Elektrizitätsmenge  zum  Ausgleich  kommt 
und  die  Schwingungen  daher  erheblich  kräftiger  werden.  .Righi 
verwendete  später  Vaselin-  und  Paraffinöl,  Blondel  Petroleum  als 
Medium  für  die  Funkenentladung. 

In  der  Praxis  haben  sich  die  Oszillatoren  mit  Flüssigkeitsmedium 
die  Funkcncntladung  anscheinend  nicht  bewährt,  da  man  neuerdings  all- 
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gemein  wieder  dazu  übergegangen  ist,  den  Erregerfunken  in  Luft  über- 
schlagen zu  lassen.  Ein  täglich  regelmäßig  erfolgendes  Reinigen  der  Pol- 
kugeln mit  Schmirgelpapier  genügt  für  den  gewöhnlichen  Verbrauch.  Bei 
Anlagen  für  große  Reichweiten  nimmt  man  von  der  Verwendung  von  Pol- 
kugeln vollständig  Abstand  und  läßt  die  Funken  einfach  zwischen  zwei 
Zinkstäben  überspringen. 

Von  den  vielfachen  Versuchen,  die  Wirkung  der  Oszillatoren  durch  An- 
wendung mehrerer  Polkugeln  verschiedenartiger  Abmessungen  zu  steigern, 
sollen  hier  nur  folgende  erwähnt  werden. 

Der  Righi- Oszillator.  —  Professor  Righi  bezeichnet  ihn  als  Oszillator 
mit  drei  Funken.  Er  besteht  aus  zwei  Messingstäben,  die  einerseits  mit  den 
Polkugeln  B  und  C  in  einen  Glasballon,  der  mit  säurefreiem  Vaselinöl  ge 
füllt  ist,  eingeführt  sind  und  andererseits  den  ebenfalls  kugelförmigen  Enden  A 
und  D  der  Stromzuführungen  gegenüberstehen  (Fig.  68).  Die  äußeren  Kugeln 
sind  erheblich  kleiner  als  die  inneren;  zwischen  den  äußeren  Kugeln  springt 
der  Funke  in  der  Luft  über.  Für  die  Wellenerregung  kommt  nach  Righi 
nur  der  zwischen  den  großen  Kugeln  B  und  C  überspringende  zentrale  Funke 
in  Betracht,  sie  sind  daher  auch  massiv  gebaut.   Durch  die  von  den  äußeren 

Fig.  69. 


Kugeln  A  und  D  nach  den  inneren  überspringenden  Funken  werden  den 
letzteren  die  erforderlichen  Ladungen  mitgeteilt.  Die  beiden  äußeren  Kugeln 
werden  von  den  inneren  mehrere  Zentimeter,  und  zwar  so  weit  entfernt,  als 
es  die  Kraft  der  Stromquelle  zuläßt.  Die  Entfernung  der  mittleren  Kugeln 
beträgt  für  die  Funken  größter  Wirksamkeit  dagegen  nur  1  bis  2  mm. 
Der  Righi  -  Oszillator  findet  in  der  Funkentelegraphic  noch  ausgedehnte 
praktische  Verwendung;  man  hat  jedoch  auch  bei  ihm  von  der  ölisolierung 
zwischen  den  beiden  inneren  Kugeln  Abstand  genommen. 

Der  Oszillator  von  Tissot.  —  Er  besteht  wie  der  Righi-Oszillator  aus 
vier  Kugeln,  von  denen  jedoch  nicht  wie  bei  diesem  die  äußeren,  sondern 
die  inneren  Kugeln  mit  dem  Luftdrahte  bz.  der  Erde  verbunden  sind 
(Fig.  69).  Die  Sekundärwickelung  des  Induktors  ist  wie  beim  Righi- 
Oszillator  mit  den  äußeren  Kugeln  verbunden.  Die  Anordnung  ist  der  von 
Righi  gegebenen  nicht  überlegen. 

Die  Oszillatoren  von  Fessenden.  —  Bei  der  einen  Ausführung  taucht 
ein  röhrenförmiger  Leiter  in  ein  Medium  ein,  dessen  elektrische  Konstante 
größer  ist  als  diejenige  der  Luft,  z.  B.  Wasser,  das  sich  in  einem  metallischen 
Behälter  befindet.  Die  Röhre  enthält  die  Pole  der  Funkenstrecke;  der  eine 
i>t  mit  der  Röhre,  der  andere  mit  der  Gefäßwandung  verbunden.  An  die 
Gefäßwandung  ist  ein  ausgedehntes  Erdleitungsnetz  angeschlossen. 

Bei  einer  zweiten  Ausführung  läßt  Fessenden  die  Funkenentladung  unter 
Druck  stattfinden.   Er  ordnet  zu  diesem  Zwecke  die  Pole  der  Funkenstrecke 
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in  i  iticr  Kammer  an,  in  welche  mittels  einer  Druckpumpe  Gas  oder  Luft 
getrieben  werden  kann.  Der  erreichte  Druck  wird  von  einem  Manometer 
abgelesen.  Die  ( )berfläehc  des  einen  Pols  muß  bei  diesem  Oszillator  nach 
Angabe  seines  Erfinders  im  Verhältnisse  zu  der  des  anderen  sehr  groß  sein. 
Fcsscnden  stellt  ihn  deshalb  als  Platte  und  den  anderen  Pol  als  Spitze  her. 

Fessenden  will  mit  den  vorbeschriebenen  beiden  neuen  Oszillatorformen 
die  wirksame  W  eite  der  elektromagnetischen  Wellen  steigern  und  sie  nament- 
lich da  zur  Anwendung  bringen,  wo  nur  niedrige  Luftleiter  Yenvendung 
finden  können.  Ein  l  rteil  über  die  praktische  Brauchbarkeit  der  beiden 
Anordnungen  k'mn  heute  noch  nicht  gegeben  werden. 

(\)    Du:  Wellen  an  zeiger. 
Die  bisher  bekannt  gewordenen  Mittel  zum  Xachweise  der  elektrischen 


Wellen 
i. 


5« 


lassen  sich  in  fünf  Gruppen  einteilen: 
Kohärer  oder  Fritter,  bei  denen  der  Übergangsw  iderstand  durch  die 
elektrische  Bestrahlung  verringert  wird; 

Antikohärer  oder  Anti fritter,  bei  denen  der  Übergangswiderstand 
durch  die  elektrische  Bestrahlung  vergrößert  wird; 
bolometrische  Wellenanzeiger,  bei  denen  die  durch  Wärmewirkung 
verursachten  Widerstandssch wankungen   zum  Xachweise  der  elek- 
trischen Willen  benutzt  werden; 

magnetische  Wellcnanzeigcr .    bei  denen  durch  die  elektrische  Be- 
strahlung magnetische  Veränderungen  hervorgerufen  werden; 
elektrolytische   Wellenanzeiger,   bei  welchen   ein   im  Ruhezustande 
dauernd  wirkender  schwacher  Zersetzungsstrom  durch  die  elektrische 
Bestrahlung  verstärkt  wird. 


i.    Kohärer  (»der  Fritter. 

Hierzu  gehören  die  Braille-  Rohre  und  deren  bereits  beschriebene  viel- 
fache Ausführungsformen,  ferner  die  ebenfalls  bereits  mehrfach  erwähnten 
Mikrophon  fritter.     Bemerkenswert  sind  noch  folgende: 

Der  Quecksilberkohärer  von  Castelli-Solari-Marconi.  —  Er  besteht 
aus  einer  Glasröhre,  in  die  zwei   regulierbare  Elektroden   aus  Stahl  und 


Fi-,  :-». 


Kig  71. 


VÄ    k      11       - . 
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A  Luftltite.r 

k  Kohle.ne-Lektrodt 

m  Mciallclcktmcit 

q  Quecksilber 


B  BcLticrir 
F  Fernhörer 
£  Erde 


A  LuftUüer 
E  Erde. 
B  BodlerU 


R  Relais 
M  Morse 


Kohle  oder  J-jsen  und  Kohle  eingelassen  sind  (Fig.  70).  Zwischen  den 
Elektroden  befindet  sich  ein  Tropfen  Quecksilber  oder  auch  eine  leitende 
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Flüssigkeit.  Der  Kohärer  wird  so  eingeschaltet,  daß  die  Kohlenelektrode  an 
den  Luftleiter  gelegt  und  die  Metallelektrode  mit  Krde  verbunden  wird. 
Nach  erfolgter  Einschaltung  wird  der  Abstand  der  Elektroden  so  reguliert, 
daß  das  Quecksilber  beide  Elektroden  gleichmäßig  tierührt.  Die  beste 
Regulierung  ist  erreicht,  wenn  im  Fernhörer  ein  leiser  zischender  Ton 
wahrnehmbar  wird.  Der  Kohärer  kehrt  nach  dem  Aufhören  der  elektrischen 
Bestrahlung  selbsttätig  in  seine  Ruhelage  zurück.  Die  F>findung  des 
Kohärers  nehmen  die  Italiener  Castelli  und  Solari  jeder  für  sich  in  Anspruch. 

Der  DreifuDkohärer  von  Branly.  —  Er  besteht  aus  einem  auf  einer 
polierten  Stahlplatte  ruhenden  stählernen  Dreifuß,  dessen  Füße  oxydiert 
sind  (Fig.  71).  Die  Berührungspunkte  zwischen  den  oxydierten  stumpfen 
Fußspitzen  und  der  polierten  I Matte  bilden  die  Kohärerkontaktc.  Hei  der 
elektrischen  Bestrahlung  verringert  sich  der  Widerstand  zwischen  den 
Kohärerkontakten  und  das  mit  einem  kleinen  Element  in  den  Kohärer- 
>tronikreis  eingeschaltete  sehr  empfindliche  Relais  spricht  an.  Der  Relais- 
anker  klopft  beim  Ansprechen  auf  den  Kohärer,  der  auf  dem  Relais  an- 
gebracht ist.  Ein  besonderer  Klopfer  für  die  Dekohärierung  wird  hier  also 
überflüssig.  Die  F'inschaltung  des  Apparats  wird  durch  die  Figur  ver- 
anschaulicht. lTm  den  Kohärer  dem  Einflüsse  des  Gebers  der  eigenen 
Station  zu  entziehen,  ist  efn  kleiner  Magnet  vorhanden,  der  den  Dreifuß 
während  des  Gebens  leicht  anhebt. 

Der  Kohärer  von  Tissot.  —  Die  Ir.lektroden  bestehen  aus  magnetisier- 
barem  Metall,  zwischen  ihnen  liegen  Feilspäne  von  Eisen  oder  Nickel  in 
einer  luftleer  gemachten  Röhre.  Der  Kohärer  steht  unter  dem  Einfluß  eines 
magnetischen  Feldes,  dessen  Kraftlinien  parallel  zur  Achse  der  Glasrohre 
gehen.  Das  magnetische  Ireld  wird  durch  einen  permanenten  Magneten  oder 
durch  über  die  Röhre  gelagerte  stromdurchflossene  Drahtwindungen  gebildet. 
Der  Metallstabkohärer  von  Popoff- Ducretet.  —  Seine  Konstruktion 

beruht   auf  dem  Prinzip  des 

F'K-  73- 


Fig.  72. 


Branly 'sehen  1  >reifußkohärers. 
F"r  besteht  aus  zwei  stab- 
förmigen.  nicht  polierten  Me- 
tallelektroden, über  die  eine 
Anzahl  polierter  Stäbe  aus 
hartem  Stahl  gelegt  sind.  Die 
Aufnahme  der  Telegramme 
geschieht  durch  einen  F'ern- 
hörer.  Die  F'inschaltung  ver- 
anschaulicht die  F^ig.  72. 

Der  Kohärer  von  Blondel.  — 
Er  besteht  aus  einem  Metall- 
feilichtkohärer  mit  besonderer  Reguliervorrichtung 
in  Gestalt  eines  U-  förmigen  Ansatzes  der  Glasröhre 
über  dem  Zwischenräume  zwischen  den  Elektroden. 
In  dem  nach  abwärts  gebogenen  Schenkel  des 
Ansatzrohrs  befindet  sich  ein  Vorrat  von  Feilspänen. 
Durch  Drehung  der  Röhre  kann  man  also  die 
Feilspäne  zwischen  den  l\lektroden  vermehren, 
mit  neuen  Spänen  mischen  oder  ganz  durch  neue 
ersetzen. 

Der  Platinkohärer  von  Ducretet.  —  Seine 
Elektroden  bestehen  aus  einfachen  Platindrähten,  zwischen  denen  Nickel- 
feilspäne liegen.    Die  Regulierung  erfolgt  in  gleicher  Weise  wie  bei  dem 

Archi*  f.  Post  u  Tclegr.    5.    iqo,.  IO 


A  LuftUUcr 
B  BaUerU 
F  Femhörtr 
E  Er  dt 
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Blondel'schcn  Kohärer  durch  einen  Vorrat  von  Feilspänen,  die  in  einem  ge- 
bogenen Ansatz  der  luftleeren  Kohärerröhre  (Fig.  73)  untergebracht  sind. 

Der  Kugelkohärer  von  Orling  und  Braunerhjelm.  —  Kr  besteht  aus 
einer  Anzahl  Metallkugeln,  die  sich  zwischen  zwei  Metallelektroden  in  einer 
teilweise  luftleer  geinachten  Röhre  befinden.  Je  nachdem  die  Kugeln  in 
einer  Reihe  angeordnet  sind  (Fig.  74)  oder  in  zwei  Reihen  übereinander 
liegen  (Fig.  75).  wird  die   Empfindlichkeit  des  Kohärers  auf  verschiedene 


»•»8-  75- 


Weise  reguliert.  Im  ersten  Falle  wird  der  Druck  zwischen  den  Kugeln 
und  damit  die  Empfindlichkeit  des  Apparats  dadurch  reguliert,  daß  man  der 
Rohre  eine  verschieden  geneigte  Lage  gibt.  Im  zweiten  Falle  wird  der 
Abstand  der  Kugeln  der  unteren  Reihe  voneinander  mittels  Spiralfederdrucks 
vergrößert  oder  verkleinert;  dementsprechend  rändert  sich  auch  der  Druck, 
mit  dem  die  Kugeln  der  oberen  Reihe  auf  denen  der  unteren  lasten. 

Der  Kapillardetektor  von  Plecher.  —  Die  Konstruktion  dieses  Wellen- 
anzeigers beruht  auf  dem 


Fig.  -u. 


■1  1. 


»Mi1 


H  örsrhläuthc 


Prinzip  des  Kapillarelek-  ^ 
trometers:  wenn  in  einer 
sehr  eng  ausgezogenen 
Glasröhre  sich  Quecksilber 
und  verdünnte  Schwefel- 
säure berühren,  so  ver- 
schiebt sich  die  Berüh- 
rungsstelle  proportional 
den  Änderungen  der  elek- 
trischen Spannung  zwi- 
schen den  beiden  Flüssig- 
keiten. 

Plecher  benutzt  für 
seinen  Wellenanzeiger  Ka- 
pillarröhren von  nicht  ganz 
1  mm  lichtem  Durchmesser 
und  Quecksilber  nebst  einer 
Lösung  von  Cyankaliutn 
mit  1  v.  II.  Cyansilber  und 
10  v.  H.  Kalilauge. 

Zur  Empfangnahme  des 
Anrufs  dient  eine  einfache 
Kapillarröhre,  in  die  durch 
das  lilasrohr  die  Luden 
eines  Weckerstromkreises 
und  eine  Zuführung  zur 
Luftleitung  (Fig.  70)  hin- 
einreichen. Bei  elektrischer 

Bestrahlung  ändert  sich  die  Spannung  zwischen  Quecksilber  und  Flüssigkeit; 
die  dadurch  bedingten  Verschiebungen  der  Flüssigkeit*-  und  Quecksilbersäulen 


A  A  nUnne 

B  Batterie. 

Af  Membran 

q  Quecksilber 

k  Wrckerkontakt . 
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Fig.  77 


schließen  den  Kontakt  bei  k  und  bringen  dadurch  den  Wecker  zum  Anschlag. 
Nach  Ertönen  des  Weckers  wird  die  Antenne  durch  den  Kurbelumschalter 
auf  den  Zeichenempfänger  gelegt.  Dieser  besteht  aus  2  Kapillarröhren,  die 
>>ben  durch   ein  kugelförmiges  Gefäß  abgeschlossen  sind.     Das  Gefäß  ist 

durch  eine  schwingende  Membran  in  einen 
oberen  Teil,  die  Luftkammer  mit  den  beiden 
Hörschläuchen  und  in  einen  unteren  Teil 
getrennt,  der  bis  zu  einer  gewissen  Höhe 
mit  Quecksilber  gefüllt  ist  und  in  den 
auch  die  Zuführung  zur  Antenne  hineinragt. 
Hei  dem  Auftreffen  elektrischer  Wellen 
gerät  die  Quecksilbersäule  und  damit  die 
Luft  zwischen  ihr  und  der  Membran  so- 
wie letztere  selbst  im  Rhythmus  der  Morse- 
zeichen in  Schwingung.  In  der  Luft- 
kammer, die  gewissermaßen  als  Resonanz- 
kasten dient,  werden  die  Schwingungen 
verstärkt  und  dem  Ohr  durch  die  Hör- 
schläuche zugeführt. 

Der  Mikrophonfritter  von  Elihu 
Thomsen.  —  Er  besteht  aus  einem  Metall- 
ringe,  der  auf  zwei  Metallkeilen  und  einem 
Kohlenkeile  ruht  (Fig.  77).  Die  Luftleitung 
ist  mit  den  Metallkeilen,  die  Erde  mit 
dem  Kohlenkeile  verbunden.  Als  Zeichen- 
empfänger dient  ein  Telephon,  dessen  Mem- 
bran dauernd  durch  eine  kleine  Wcchscl- 
strommaschine  in  Schwingung  gehalten 
wird.  Durch  die  elektrische  Bestrahlung 
wird  der  Ubergangswiderstand  in  dem 
Kohlenkeil  geändert  und  durch  den  Fernhörer  registriert. 

Der  Kohlekohärer  von  Tommasina.  —  Zwei  Neusilberdrähte  ragen  in 
Mikrophonkohlenpulver  hinein,  das  sich  zwischen  zwei  Glimmerscheiben  in 
einer  2  mm  im  Durchmesser  haltenden  Durchbohrung  einer  2,5  nun  starken 
F.bonitplatte  befindet. 
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LuftUUer 

Erde 

Telephon. 

induktionsfrei/- r  Widerstand 


W  Wechselstrommaschine. 


2.   Antikohärer  oder  Antifritter. 

Der  Widerstand  dieser  Wellenanzeiger  wird  durch  die  elektrische  Be- 
strahlung erhöht;  nach  Aufhören  der  Bestrahlung  sinkt  der  Widerstand 
wieder  auf  seinen  ursprünglichen  Wert. 

Antikohärer  von  Righi,  Neugschwender  und  Aschkinass.   —  Den 

Urtypus  dieser  Wellenanzciger  bildet  der  Righi'sche  Resonator,  der  aus 
einem  gewöhnlichen  Stück  Spiegelglas  mit  Silberhelag  hergestellt  wurde, 
indem  man  mit  der  feinen  Spitze  eines  Gravierdiamanten  durch  den  Silber- 
belag eine  feine  Linie  zog.  Der  Silberbelag  wird  auf  diese  Weise  durch 
einen  Spalt  von  zwei  bis  dreitausendstel  Millimeter  Breite  in  zwei  Teile 
getrennt.  Neugschwender  benutzt  dieselbe  Anordnung  mit  einer  dünnen 
Flüssigkeitsschicht  zwischen  den  beiden  Teilen  des  Silberbelags.  Aschkinass 
verwendete  ein  Gitter  aus  dünnen  Stanniolstreifen  in  ähnlicher  Weise.  Nach 
seinen  Versuchen  liefern  selbst  zwei  Kupferspitzen  mit  einem  Wassertropfen 
zwischen  ihnen  einen  Antikohärer  und  gewöhnliche  Kohärer  aus  Feilspänen 
werden    zu    Antikohärern ,    wenn    man    die  Zwischenräume  zw  ischen  den 
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Metallteilen  mit  Wasser  ausfüllt.  Das  Schlutiprodukt  der  plattenfürmigen 
Antikohärer  ist  die  Schäfer'sche  Platte. 

Schäfer'sche  Platte.  —  Dieser  Antikohärer  besteht  aus  einer  auf  (das 
niedergeschlagenen  Silherschieht.  die  wie  der  Righi-Res(»nator  an  einer  oder 
mehreren  Stellen  mittels  eines  ( iravierdiamanten  durch  Zwischenräume  von 
etwa  1  HM,  mm  unterbrochen  ist.  Die  Schäfcr'sclie  Platte  ist  in  einer  leeren 
Glasröhre  eingeschU »ssen.  Der  elektrische  Widerstand  der  Schäfer'schen 
Platte  ist  im  Ruhezustände  nur  gering;  es  soll  dies  daran  liegen,  daü  die 
Ränder  der  Spalte  stets  durch  ein  paar  Metallfäden  verbunden  bleiben,  die 
der  Diamant  nicht  entfernt  hat.  Hei  der  elektrischen  Bestrahlung  werden 
diese  Metallfäden  durch  die  auftretenden  Funken  verdampft;  die  leitenden 
Brücken  werden  also  zerstört.  Nach  Aufhören  der  Bestrahlung  schlagen  sich 
die  Metalldämpfe  nieder,  es  bilden  sich  neue  metallische  Brücken  und  der 
Antikohärer  erreicht  wieder  seinen  ursprünglichen  Leitungswiderstand.  Wird 
die  Schäfer'sche  1  Matte  nicht  in  einer  luftleeren  Glasröhre  angeordnet, 
sondern  in  freier  feuchter  Luft  verwendet,  so  zeigt 
sie.  in  den  Stromkreis  einer  galvanischen  Batterie  Ki^.  -X. 

eingeschaltet,  nur  geringen  Widerstand,  indem  sich 
infolge  der  Elektrolyse  in  «1er  die  Ränder  der  Spalte 
verbindenden  Feuchtigkeitsschicht  dünne  Metallfäden 
ablagern.  Bei  der  elektrischen  Bestrahlung  werden 
diese    zarten  Gebilde    durch    die    lebhaftere  Gas- 


AC 


B 
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entwickelung  der  stärker  einsetzenden  Elektrolyse 
zerstört.     Der  Widerstand   der    Platte   steigt  er 
heblich;  nach  dem  Aufboren  der  Wellen  sinkt  er 
auf  seinen  ursprünglichen  Wert,  da  sich  nun  wieder 
die  dünnen  Metall fädenbrücken  bilden  können. 

Mit  der  Schäfer'schen  Platte  sind  in  Deutsch- 
land umfangreiche  praktische  Versuche  zwischen 
einer  Landstation  in  Bremerhaven  und  Schiffen  in 
See  angestellt  worden.  Das  Schiuliergebnis  war, 
daß  der  Antikohärer  dem  gewöhnlichen  Met.il  1- 
feilichtkohärer  an  Sicherheit  und  Exaktheit,  sowie 
auch  an  Empfindlichkeit  weit  nachsteht.  Die  bei 
den  Versuchen  benutzte  Schaltung  (Fig.  78)  sieht 
Morse-    und    Fernhörerbetrieb    vor.      Die  beste 

Verständigung  wurde  bei  Aufnahme  der  Morsezeichen  durch  den  Fern- 
hörer erzielt.  Bei  den  Versuchen  ist  eine  Reichweite  von  25  km  erzielt 
worden. 

Der  elektrolytische  Wellenanzeiger  von  De  Forest,  der  bereits  bei 
der  Darstellung  des  De  Forest  -  Systems  beschrieben  worden  ist,  gehört 
ebenfalls  zu  den  Antikohärern.  Seine  Wirkungsweise  ähnelt  derjenigen  der 
Schäfer'schen  Platte  mit  Fcuchtigkeitsbclag  über  den  Schnittspalten. 


A  Luftleiter 

B  Batterie 

AC  Antikohärer 

R  Relais 

F  Fernhörer 

K  Erde 


3.    Bolometrische  Wcl  lenanzeiger. 

Hierzu  gehört  der  Platinschleifenindikator  von  Fessenden  (vgl.  S.  48). 
Fessenden  rechnet  hierzu  auch  seine  neuen  Flüssigkeitsindikatoren,  bei 
welchen  an  Stelle  des  Hitzdrahts  seines  bolometrischen  Empfängers  eine 
sehr  kleine  Flüssigkcitssäule  tritt.  Die  Flüssigkeit  besteht  wahrscheinlich 
aus  Salpetersäure.  Bei  der  einen  Ausführung  werden  die  Elektroden  durch 
ein  Diaphragma  getrennt,  bei  der  anderen  Ausführung  wird  die  eine 
Elektrode  (Anode)  aus  sehr  dünnem  Drahte  gebildet,  der  Widerstand  der 
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Flüssigkeit  wird  nach  Fessenden  hierdurch  auf  die  Umgebung  der  Spitze 
dieser  Elektrode  konzentriert.  Unter  dem  Einflüsse  der  Wellenbestrahlung 
soll  der  Widerstand  des  Empfängers  geringer  werden;  hiernach  durfte  es 
sich  also  kaum  um  eine  bolometrische  W  irkung,  sondern  um  eine  elcktro- 
lytische  Wirkung  gleichen  Charakters  handeln,  wie  sie  in  dem  Sehlömilch- 
schen  Polarisationszellenindikator  auftritt. 

4.    Magnetische  Wcl  lenan zeige r. 
Hierzu  gehört  der  magnetische  Wellendetektor  Marconis  (vgl.  S.  »></). 

5.   Pola risa t  i 011  szel  1  en  in  d  i  k atoren. 
Hierher  gehört  der  Schlömilch'sche  Welleneni{)fänger  (vgl.  S.  120). 

IV.  Die  Anwendung  der  Funkentelegraphie. 

Der  Wert  der  Funkentelegraphie  für  den  Nachrichtenverkehr  ist  bereits 
allerseits  anerkannt.    Sie  leistet  namentlich  da  gute  Dienste,  wo  die  Her- 
stellung von  Telegraphenleitungen  nicht  angängig  ist  oder  zu  große  Kosten 
verursacht.     Zurzeit  kommt  sie  hauptsächlich  zur  Verständigung  zwischen 
Schiffen    in   See   untereinander   und   mit  der  Küste  in  Anwendung.  Mit 
Nutzen  wird  sie  aber  auch  Verwendung  finden  können  zwischen  Küsten- 
tind   Inselstationen,    ferner  zwischen  Landstationen   in    wenig  bevölkerten 
'  legenden,  wo  Telegraphenleitungen  von  wilden  Tieren  oder  unverständigen 
Menschen  Gefahr  droht.    Bei  allen  bisher  für  den  regelmäßigen  Nachrichten- 
verkehr zur  Einrichtung  gekommenen  Funkentelegraphenstationen  handelt  es 
sich  jedoch  vorläufig  nur  um  die  Überbrückung  von  einigen  hundert  Kilo- 
metern.  Solcher  Stationen  soll  die  Marconigesellschaft  gegenwärtig  etwa  2Ö0 
besitzen.     Mit   den   deutschen  Systemen   Slaby-Arco   und   Braun  -  Siemens 
arbeiten  dagegen 

S«S  Stationen  in  Deutschland, 


2  -    England  ( Funken  wagen  ), 

ö  -  -  Dänemark, 

20  Schweden. 

4  -  -  Norwegen, 

()  Rußland, 

6  -  Holland. 

2  -  Frankreich, 

2  -  -  Portugal, 

13  Osterreich, 

Ol  -  -   den  Vereinigten  Staaten, 

4  -  Chile, 

2  -  Mexiko. 

2  -  Argentinien 


zusammen  also  ...  221  Stationen. 

An  den  deutschen  Küsten  sind  die  Seetelegraphenanstalten  Rixhott, 
Arkona,  Marienlcuchte .  Bülk,  Cuxhaven.  Helgoland.  Borkum  Leuchtturm 
und  Borkum  Feuerschiff  mit  Funkentelegraphen  ausgerüstet.  Von  ihnen 
wurden  im  Kalenderjahr  1903  insgesamt  1 508  Funkentelegramtne  befördert. 

Die  Funkentelegraphie  steht  noch  am  Anfang  ihrer  Entwicklung.  Heute 
!*trägt  die  in  den  Äther  ausgestrahlte  Energie  eines  funkentelegraphischen 
Senders  im  günstigen  Falle  etwa  30  v.  H.  der  gesamten  Betriebsenergie, 
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und  auf  der  Empfangsstation  kommt  eine  so  winzige  Energiemenge  an,  daß 
man  sich  von  ihrer  Größe  kaum  eine  Vorstellung  machen  kann.  Morgen 
wird  es  vielleicht  der  Wissenschaft  gelungen  sein,  den  Nutzeffekt  der 
Strahlungsapparate  zu  verdoppeln  und  die  elektrischen  Wellenzügc  in  einer 
bestimmten  Richtung  so  zu  konzentrieren,  daß  sie  am  Bestimmungsorte 
nicht  mehr  lediglich  zur  Auslosung  anderer  Kräfte,  sondern  auch  unmittel- 
bar zu  einer  elektrischen  Leistung,  wenn  auch  nur  von  der  Größe  eines 
geringen  Bruchteils  einer  Pferdekraft,  verwendet  werden  können. 

Dann  erst  wird  es  an  der  Zeit  sein,  der  Frage  der  Ozeanfunkentelegraphie, 
die  von  den  Marconischwürmern  bereits  als  gelöst  betrachtet  wird,  ernstlich 
näher  zu  treten.  Vorläufig  muß  der  einsichtige  Kabeltechniker  die  Hoff- 
nungen, daß  die  Ozeanfunkentelegraphie  alle  Untermeerkabel  entbehrlich  machen 
würde,  nicht  nur  als  verfrüht,  sondern  überhaupt  als  Illusion  bezeichnen. 
Für  den  telegraphischen  W  eltverkehr  werden  die  Kabel  nie  entbehrlich  werden, 
denn  er  verlangt  nicht  allein  Schnelligkeit,  sondern  vor  allem  auch  absolute 
Sicherheit  der  Übermittelung.  Die  Kabeltelegramme  bestehen  vielfach  aus 
Zahlen,  Handelszeichen  und  chiffrierten  Wörtern,  so  daß  eine  vollständig 
genaue  Übermittelung  erfolgen  muß,  wenn  sie  ihren  Zweck  erreichen  sollen. 
Kine  solche  genaue  Übermittelung  wird  aber  mit  der  Funkentelcgraphie  auf 
Tausende  von  Kilometern  kaum  je  möglich  werden,  da  die  Elektrizität  der 
Atmosphäre  nur  zu  leicht  die  Zeichen  verwirren  oder  ganz  unterdrücken 
kann.  Während  die  Kabel  unter  allen  Witterungsverhältnissen  leistungs- 
fähig bleiben ,  kann  der  Betrieb  von  Funkcntelegraphcnanlagen  durch  elek- 
trische Vorgänge  in  der  Atmosphäre  oft  tagelang  unmöglich  gemacht  werden. 
Zudem  läßt  sich  das  Telcgraphengeheimnis  bei  der  funkentelegraphischen 
Übermittelung  nicht  genügend  sichern ;  die  Funkentelegramme  können  trotz 
aller  elektrischen  oder  mechanischen  Vorkehrungen  bislang  noch  von  Un- 
befugten abgefangen  werden. 

Trotz  dieser  der  Funkentelegraphie  eigentümlichen  Schwächen  wird  es 
an  Gelegenheit  nicht  mangeln,  an  Stelle  neuer  unterseeischer  Kabelverbin- 
dungen Funkentelegraphenanlagen  herzustellen ,  wenn  der  zu  erwartende 
telegraphischc  Verkehr  nicht  so  bedeutend  ist,  daß  er  die  kostspielige  Aus- 
legung und  Unterhaltung  von  Kabeln  tragen  kann.  Hier  wird  es  dann 
heißen  müssen :  besser  eine  mangelhafte  telegraphische  Verbindung  als  gar 
keine.  Solche  Funkentelegraphenanlagen  mit  einer  Reichweite  von  etwa 
iooo  Kilometern  werden  sich  jetzt  mit  einem  Kostenauf  wände  von  ungefähr 
31KHK10  Mark  für  beide  Stationen  herstellen  lassen.  Die  Sicherheit  der 
richtigen  Übermittelung  wird  auf  solchen  Anlagen  dadurch  erhöht  werden 
können,  daß  jedes  Telegramm  vollständig  zurücktelegraphiert  wird.  Das  ist 
zwar  zeitraubend,  immerhin  aber  angängig,  da  solche  Anlagen  doch  nur 
einen  verhältnismüßig  geringen  Verkehr  zu  befördern  haben  werden. 

Für  eine  telegraphische  Massenbeförderung,  wie  sie  auf  den  unterseeischen 
Kabeln  erfolgt,  ist  die  Funkentelegraphie.  nicht  geeignet;  es  läßt  sich  bei 
ihr  kaum  die  Geschwindigkeit  erreichen,  mit  der  die  gewöhnlichen  Morse- 
leitungen betrieben  werden.  Wenn  es  daher  wirklich  gelingen  sollte,  eine 
Funkentelegraphie  für  regelmäßigen  Betrieb  über  den  atlantischen  Ozean 
herzustellen,  so  werden  durch  sie  zunächst  höchstens  so  viel  Telegramme 
befördert  werden  können,  als  jetzt  über  eine  einzige  Kabelleitung  gehen. 
Theoretisch  ist  zwar  die  Mehrfachfunkentelegraphie  auf  verschiedenen  Wegen 
gelöst;  der  praktische  Nachweis  hierfür  ist  aber  noch  nicht  genügend  er- 
bracht. Bei  den  gewaltigen  Kräften,  die  für  eine  Funkentelegraphie  über 
die  Weltmeere  benutzt  werden  müssen,  bei  den  vielfachen  Deformationen, 
die  hier  die  Funkenwellen  auf  ihrem  weiten  Wege  durch  elektrische  Einflüsse 
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der  Atmosphäre  oder  durch  Reflexwirkungen  der  Wolken  zu  erleiden  haben 
werden,  dürfte  es  kaum  möglich  sein,  durch  Abstimmung  der  Apparate  auf 
bestimmte  Wellenlängen  oder  auf  sonstige  Weise  eine  gleichzeitige  Mehrfach- 
telegraphie  einzurichten.  Das  Gleiche  gilt  für  die  Funkentelegraphie  auf 
weite  Entfernungen  über  Land.  Es  ist  also  zunächst  noch  keine  Aussicht 
vorhanden,  daß  die  Drahttelegraphie  durch  die  Funkentelegraphie  ersetzt 
werden  wird. 


Der  Hochwasser- Nachrichtendienst  an  den 
deutschen  Strömen. 

Die  Bestrebungen,  über  den  Verlauf  der  Hochwasser  der  deutschen 
Ströme  durch  regelmäßige  Pegelbeobachtungen  ein  möglichst  klares  und 
anschauliches  Bild  zu  gewinnen  und  durch  rasche  Verbreitung  dieser  Be- 
obachtungen den  Bewohnern  der  unteren  Stromgegenden  Gelegenheit  zur 
Krgreifung  etwa  nötiger  Sicherheitsmaßnahmen  zu  bieten,  reichen  bis  in  das 
erste  Jahrzehnt  des  vorigen  Jahrhunderts  zurück.  Wohl  waren  an  den 
großen  Strömen  schon  zu  Ausgang  des  achtzehnten  Jahrhunderts  hier  und 
da  Pegel  vorhanden.  Den  ersten  Anordnungen  zur  regelmäßigen  Ablassung 
von  Wasserstandsmeldungen  begegnen  wir  aber  erst  im  Jahre  1805.  In 
diesem  Jahre  bestimmte  der  Minister  Graf  Schulenberg,  daß  von  Dresden 
aus  bei  gewöhnlichen  Wasserständen  der  Elbe  jede  Woche  einmal,  bei 
plötzlichen  Anschwellungen  aber  täglich  Meldungen  an  die  Kriegs  und 
Domänen -Kammer  in  Magdeburg  und  an  das  General- Direktorium  in  Berlin 
zu  machen  seien,  wobei  man  sich  in  letzterem  Falle  bis  Magdeburg  der 
Estafetten  zu  bedienen  habe.  Einige  Jahre  später  im  Juli  180g  -  wurde 
von  dem  Geheimen  Staatsrat  und  Ober- Präsidenten  Sack  eine  einheitliche 
Regelung'  des  Pegelbeobachtungsdienstes  für  das  gesamte  preußische  Staat» 
gebiet  atigeregt.  Die  Königliche  Staatsregierung  erließ  auf  diese  Anregung 
hin  nach  Benehmen  mit  den  Provinzialbehörden  am  13.  Februar  18 in  eine 
"Instruktion,  wie  die  Pegel  an  den  Strömen  und  Gewässern  gesetzt,  der 
Wasserstand  beobachtet  und  die  Nachrichten  eingezogen  und  überreicht 
werden  sollen«.  In  ihrem  Wortlaut  ist  diese  Instruktion  abgedruckt  in  dem 
Werke  »Der  Oderstrom,  sein  Stromgebiet  und  seine  wichtigsten  Neben- 
flüsse«, das  vom  »Bureau  des  Ausschusses  zur  Untersuchung  der  Wasser- 
verhältnisse in  den  der  Überschwemmungsgefahr  besonders  ausgesetzten 
Flußgebieten«  auf  Grund  des  Allerhöchsten  Erlasses  vom  28.  Februar  i8<>_> 
herausgegeben  worden  ist.  Mit  welcher  Teilnahme  auch  an  Allerhöchster 
Stelle  die  Angelegenheit  verfolgt  wurde,  ergibt  sich  daraus,  daß  König 
Friedrich  Wilhelm  III.  bei  der  Vorlage  des  Entwurfs  für  die  Aufstellung 
der  Pegel  im  Odergebiete  persönlich  die  Anweisung  gab.  außer  den  Neben- 
flüssen Bober,  Warthe  und  Netze  auch  noch  die  wichtigen  Nebenflüsse 
Glatzer  Neiße  und  Bartsch  in  Betracht  zu  nehmen. 

Der  erwähnten  Instruktion  lag  in  der  Hauptsache  der  Gedanke  zu 
Grunde,  zuverlässiges  Material  für  die  Regulierung  der  Strome  und  Wasser- 
straßen und  für  die  Vervollkommnung  und  Sicherung  der  Schiffahrt  zu 
gewinnen.  An  einen  eigentlichen,  regelmäßigen  Nachrichtendienst  im  Interesse 
der  Anwohner  der  Flüsse,  wie  er  jetzt  gehandhabt  wird,  war  dabei 
weniger   gedacht.     Die  nur  gering  entwickelten   Verkehrsmittel   der  da- 
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maligen  Zeit  lassen  dies  erklärlicli  erscheinen.  Erst  mit  der  Einführung 
des  elektrischen  Telegraphen  bot  sich  die  Möglichkeit,  einen  solchen  Dienst 
einzurichten. 

Die  ersten  elektrischen  Telegraphen  für  den  öffentlichen  Dienst  wurden 
in  Preußen  im  Jahre  184g  in  Betrieb  gesetzt.  In  demselben  Jahre  wurde 
auch  schon  die  Benutzung  der  Telegraphenlinien  für  die  Beförderung  von 
Nachrichten  über  Wasserstände  und  Eisgänge  in  Aussicht  genommen,  und 
zwar  für  die  Übermittelung  solcher  Nachrichten  vom  Oberrhein  und  von 
der  Mosel  nach  dem  Mittel-  und  Niederrhein.  In  einer  vom  Ober-Präsidium 
und  vom  General  -  Kommando  in  Coblenz  unterm  21.  Dezember  1849  er- 
gangenen Anordnung  an  die  Wasserbaubeamten  ist  in  dieser  Hinsicht 
folgendes  ausgeführt : 

»Die  rheinischen  Telegraphenstationen  werden  die  ihnen  direkt  von  den 
Brückenmeistern  (zu  Coblenz  und  Cöln)  oder  deren  Vorgesetzten  zugehenden 
Nachrichten,  Anfragen  usw.,  insoweit  dies  ihre  höheren,  auf  die  Beförderung 
von  Staats-Depeschen  Bezug  habenden  Dienstpflichten  irgend  zulassen,  so- 
gleich befördern,  auch  dem  Überbringer  einer  solchen  Requisition  bescheinigen, 
ob  und  zu  welcher  Zeit  die  telegraphische  Depesche  an  dem  Orte  ihrer  Be- 
stimmung eingetroffen  ist.  oder  ob  solche  wegen  natürlicher  Hindernisse 
nicht  gehörig  eintreffen  konnte,  oder  ob  deren  Beförderung  wegen  höherer 
Dienstpflichten  zur  Zeit  behindert  wird.  Unnötig  sollen  die  Telegraphen- 
Stationen  mit  dergleichen  Geschäften  nicht  belästigt  werden.  Die  Vorgesetzten 
der  Brückenmeister  werden  sich  deshalb  mit  den  Vorstehern  der  Telegraphen- 
stationen in  näheres  Einvernehmen  setzen. « 

Dieses  Schriftstück  bildet  die  erste  Anweisung  für  den  telegraphischen 
Wasserstandsnachrichtendienst.  Weiter  ausgedehnt  und  fester  gestaltet  wurde 
das  Wasserstandsnachrichtenwesen  in  den  Jahren  1852  und  1853. 

Am  1.  November  1852  erging  von  dem  Minister  für  Handel,  Gewerbe 
und  öffentliche  Arbeiten  an  die  Königliche  Telegraphendirektion  in  Berlin, 
die  damalige  Zentral-Telegraphenbehörde,  folgender  Erlaß: 

»Da  es  für  Niederungsbewohner  und  Wasserbaubeamte  in  den  unteren 
Stromgegenden  sehr  wichtig  ist,  von  den  in  die  oberen  Teile  der  Ströme 
eintretenden  Hochgewässern  und  Eisgängen  so  zeitig  als  möglich  Nachricht 
zu  erhalten ,  um  die  in  dergleichen  Fällen  nötigen  Sicherheitsmaßregeln 
rechtzeitig  treffen  zu  können,  so  wird  die  Königliche  Telegraphendirektion 
aufgefordert,  anzuzeigen,  durch  welche  Telegraphenstationen  dergleichen 
Nachrichten  aus  den  oberen  Gegenden  der  Weichsel,  Oder,  Elbe,  Weser 
und  des  Rheins  auf  telegraphischcm  Wege  in  die  unteren  Gegenden  befördert 
werden  könnten,  und  vorzuschlagen,  in  welcher  Form  diese  Nachrichten  den 
Telegraphenstationen  etwa  aufzugeben  sein  würden.« 

In  dem  hierauf  erstatteten  Bericht  führte  die  Telegraphendirektion  aus, 
daß  der  Zweck  derartiger  tclegraphiseher  Meldungen  nur  dann  vollständig 
erreicht  werden  könne,  wenn  die  Meldungen  von  den  den  Stromquellen  zu- 
nächst befindlichen  oder  doch  möglichst  weit  stromaufwärts  gelegenen 
Telegraphcnanstalten  ausgingen.  Diese  Vorbedingung  ließ  sich  mit  Rück- 
sicht auf  die  politischen  Grenzen  des  Königreichs  Preußen  nur  bei  der 
Oder  und  Weser  ohne  weiteres  erfüllen.  Bei  der  Weichsel,  der  Elbe  und 
dem  Rhein,  welche  Müsse  in  das  damalige  preußische  Telegraphengebiet 
erst  nach  Zurücklegung  eines  großen  Teils  ihres  Laufes  eintreten,  mußte 
auf  die  Mitwirkung  auswärtiger  Telegraphenanstalten  Bedacht  genommen 
werden.  Hierbei  wurde  als  Aufgabeort  der  Meldungen  für  die  Weichsel 
Krakau  vorgeschlagen.  Von  dort  sollten  sie  über  Oderberg,  Schlesien  und 
Berlin   nach    Bromberg.    Dirschau  und  Danzig   telegraphiert  werden.  Die 
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Elbe  berührte  erst  bei  Magdeburg  eine  preußische  Telegraphenstation,  es 
war  deshalb  in  Aussicht  genommen,  die  Meldungen  von  Dresden  abzulassen. 
Am  Rhein  war  zu  jener  Zeit  die  südlichste  preußische  Telegraphenstation 
in  Khrenbreitstein ;  indes  war  bereits  für  das  Jahr  1853  der  Bau  einer 
Telegraphenlinie  von  dort  nach  Frankfurt  (Main)  und  im  Anschluß  an 
diese  die  Errichtung  einer  Telegraphenanstalt  in  Castel  bei  Mainz  be- 
schlossen. Hierauf  gründete  sich  die  Absicht,  die  Wasserstandsmeldungen 
alsdann  von  Mainz  stromabwärts  gelangen  zu  lassen.  Uber  den  Wasser- 
stand der  Oder  sollten  die  Telegraphenanstalten  in  Katibor.  Cosel  und 
Oppeln  berichten.  In  bezug  auf  die  Weser  sollte  dies  von  Minden  aus 
geschehen,  wo  die  Weser  in  das  Flachland  tritt.  Jedoch  war  dieser  Ort 
erst  in  zweiter  Linie  ins  Auge  gefaßt;  in  erster  Linie  wurde  das  nicht  zu 
Preußen  gehörige  Cassel  als  zur  Aufgabe  von  Wasserstandstelegrammen 
geeignet  bezeichnet. 

Eine  besondere  Form  für  die  Wasserstandstelegramme  hielt  die  Tele- 
graphendirektion nicht  für  notwendig;  als  einziges  Erfordernis  wurde  »»ge- 
drängte Kürze«  empfohlen. 

Die  Durchführung  der  auf  diesen  Vorschlägen  beruhenden  Maßregeln 
konnte  nur  allmählich  erfolgen,  da  für  jeden  Fall  die  Mitwirkung  ver- 
schiedener Behörden  in  Anspruch  genommen  werden  mußte.  Am  schnellsten 
hatte  sich  die  Angelegenheit  für  die  Weichsel  ordnen  lassen,  so  daß  die 
Telegraphendirektion  schon  im  April  1853  davon  benachrichtigt  werden 
konnte,  daß  eine  telegraphische  Depesche  über  alle  außergewöhnlichen  Er- 
eignisse in  den  oberen  Teilen  des  Stromgebiets  der  Weichsel  von  Krakau 
aus,  durch  Vermittelung  der  Kaiserlich  Österreichischen  Landesbau-Direktion, 
und  zwar  gleichzeitig  an  die  Königliche  Regierung  in  Bromberg,  die 
Kommission  für  den  Bau  der  Weichsel-  und  Nogatbrücke  bei  Hirschau 
und  an  die  Königliche  Regierung  in  Danzig  wiirde  abgelassen  werden. 
Die  Telegraphenstation  in  Bromberg  hatte  sodann  eine  Abschrift  dieses 
Telegramms  durch  die  Post  oder  nach  Umständen  mittels  Estafette  an  den 
Magistrat  in  Thorn  weiter  zu  senden.  Von  Seiten  der  Kommission  für 
den  Bau  der  Weichselbrücke  bei  Hirschau  war  die  Nachricht  mittels  des 
Eisenbahntelegraphen  an  die  Wasserbau-Inspektion  in  Marienburg  und  von 
da  mittels  der  Post  oder  Fistafette  an  die  Königliche  Regierung  in  Marien- 
werder abzugeben;  schließlich  hatte  auch  die  Kaufmannschaft  in  Danzig 
von  der  Königlichen  Regierung  daselbst  eine  Abschrift  des  Telegramms  zu 
erhalten.  Zu  diesen  Empfängern  kam  kurze  Zeit  darauf  noch  das  Land- 
ratsamt in  Schwetz,  welchem,  gleichwie  dem  Magistrat  in  Thorn,  die  Mit- 
teilung je  nach  Umständen  durch  die  Post  oder  mittels  Estafette  seitens 
des  Telegraphenamts  in  Bromberg  zuzustellen  war.  Vom  August  1853  ab 
trat  dem  Telegramm  aus  Krakau  ein  solches  aus  Warschau  hinzu,  das  von 
dem  General-Konsulat  in  Warschau  aufgegeben  und  an  dieselben  Adressen, 
wie  das  Telegramm  aus  Krakau,  übermittelt  wurde.  Die  gleiche  Anordnung 
wurde  bald  darauf  auch  noch  für  ein  Telegramm  aus  Plock  getroffen, 
das  von  einem  dazu  bestimmten  dortigen  Ingenieur,  jedoch  nur  für  den 
l  all  abgelassen  werden  sollte,  daß  der  Weichselstrom  bei  Plock  innerhalb 
24  Stunden  um  12  Zoll  (englisch  Maß)  nach  dem  dortigen  Pegel  stieg.  Die 
Kesten  fiir  die  von  den  ausländischen  Beobachtungsstellen  ausgehenden 
Meldungen  wurden  von  dem  Ministerium  für  Handel  usw.  getragen. 

Während  des  Jahres  1853  gelangte  auch  im  Rheingebiete  der  wie 
eingangs  erwähnt  -  schon  1849  in  Aussicht  genommene  Wasserstands- 
meldedienst zur  Einrichtung.  Bei  dieser  Gelegenheit  wurde  auch  die 
Kustenfrag-e   hinsichtlich  der  Beförderung  der  Wasserstandstelegramme  auf 
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den  inländischen  Telegraphenlinien  geregelt,  und  zwar  dahin,  daß  diese 
Telegramme  als  Diensttelegramme  gebührenfrei  und  mit  Vorrang  bei  der 
Beförderung  zu  behandeln  seien.  Im  weiteren  wurde  nachgegeben,  daß  die 
Wasserstandsmeldungen  unter  Umständen  auch  mit  mehreren  Aufschriften 
versehen  sein  durften.  In  der  Kegel  waren  die  Telegramme  nur  an 
den  Strumbaudirektor,  an  Bauräte  und  Bauinspektoren  zu  richten,  aus- 
nahmsweise war  indes  gestattet,  auch  an  Brücken-  und  Hafenmeister 
dergleichen  telegraphische  Nachrichten  unter  den  gleichen  Vergünstigungen 
abzulassen. 

Diese  Bestimmungen  hatten  auch  auf  die  Oder  und  Klbe  Anwendung 
zu  finden. 

Zur  Auflieferung  von  Wasserstandsmeldungen  wurden  berechtigt 

für  den  Rhein:  die  Strumbaudirektion  in  Gobienz  und  die  Wasserbau- 
Inspektoren  in  (  astel.  C'oblenz,  Cöln.  Dusseldorf  und  Rees,  sowie 
der  Oberinspektor  der  Rheinschiffahrt  in  Mainz; 
für  die  Oder:  die  Königlichen  Regierungen  in  Oppeln,  Breslau  und 
Frankfurt,  sowie  die  Bauinspcktoren  in  Ratibor.  Oppeln,  Breslau 
und  Krankfurt; 

für  die  Klbe:  die  Königlichen  Regierungen  in  Merseburg  und 
Magdeburg  und  die  Bauinspcktoren  in  Torgau,  Wittenberg  und 
Magdeburg. 

Hinsichtlich  der  Weser  behielt  sich  der  Minister  die  Regelung  der  An- 
gelegenheit noch  vor. 

Die  vom  Rheinpegel  bei  Rees  ausgehenden,  wie  auch  die  an  den  Wasser- 
baubeamten daselbst  gerichteten  Meldungen  mußten  ,  da  zu  jener  Zeit  dort 
eine  Telegraphenstation  noch  nicht  bestand,  durch  die  Station  Duisburg 
vermittelt  werden.  Die  Beförderung  der  Meldungen  zwischen  Rees  und 
Duisburg  erfolgte  durch  Kstafette.  Später  wurde  für  die  Beförderung  der 
Meldungen  von  und  nach  Rees  streckenweise  der  Telegraph  der  rechts- 
rheinischen Kisenbahn  benutzt. 

Von  einigen  geringfügigen  Änderungen  und  Krweiterungen  abgesehen, 
blieb  der  Wasserstands- Meldedienst  in  den  Gebieten  der  Weichsel,  der 
Oder,  der  Klbe  und  des  Rheins  in  den  oben  angegebenen  Grundzügen  bis 
zum  Jahre  lH/t)  bestehen.  Gegenüber  dem  außergewöhnlichen  Krühjahrs- 
Hochwasser.  das  in  diesem  Jahre,  besonders  im  Odergebiete,  mit  ver- 
heerender Wirkung  auftrat,  erwies  er  sich  indes  als  unzulänglich.  Seine 
Neuregelung  und  Erweiterung  wurde  daher  von  den  beteiligten  Ver- 
waltungen, dem  Ministerium  für  Handel.  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten, 
dem  Ministerium  für  landwirtschaftliche  Angelegenheiten  und  der  Reichs- 
Telegraphenverwaltung  sofort  in  Angriff  genommen  und  so  gefördert, 
daß  schon  im  März  1877  eine  »Instruktion  über  die  Verbreitung  von 
Nachrichten  in  und  aus  der  Provinz  Schlesien  über  Hochwasserstände 
und  Eisgänge  in  der  Oder  und  Glatzer  Neiße«  den  in  Betracht  kommenden 
Behörden  und  Dienststellen  zugehen  konnte.  Auf  der  Grundlage  dieser 
Instruktion  sind  alsdann  auch  für  die  übrigen  deutschen  Ströme  und  die 
wichtigeren  Nebenflüsse  entsprechende  Vorschriften,  die  sogenannten  »Hoch- 
wasser-Meldeordnungen«  erlassen  worden.  Derartige  Meldeordnungen  be- 
stehen zur  Zeit: 

für  das  Gebiet  des  Rheins,  der  Mosel,  der  Saar  und  der  Nahe  in  den 
Regierungsbezirken  Trier,  Gobienz,  Göln  und  Düsseldorf; 

für  das  Ruhr-,  Mohne-  und  Lennegebiet  im  Regierungsbezirk  Arns- 
berg; 

für  die  Sieg  und  die  Agger; 
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für  das  zum  Großherzogtum  Hessen  gehörende  Rhein-.  Neckar  ,  Main- 
und  Lahngebiet; 

für  das  Main-,  Rhein-,  Lahn-  und  Dillgebiet  im  Regierungsbezirk 
Wiesbaden ; 

für  die  Gewässer  des  Großherzogtums  Baden:  Hodensee,  Rhein, 
Wutach.  Schlücht,  Wiese,  Dreisam.  Klz,  Kinzig,  Rench,  Murg.  Enz, 
Neckar,  Main  und  Tauber; 

für  die  obere  und  untere  Ems; 

für  die  Weser  (Werra,  Fulda)  und  ihre  Nebenflüsse; 

für  die  Elbe,  Saale.  Unstrut,  Weiße  Elster.  Ereiberger  Mulde.  Schwarze 

Elster,    Spree,    Schwarzwasser,    Pöhlwasscr.    Zwiekaucr  Mulde, 

Chemnitz.  Zschopau,  Schöps ; 
für  die  Oder  und  ihre  Nebenflüsse; 
für  die  Weichsel. 

In  ihren  Einzelheiten  weichen  diese  Meldeordnungen,  den  geographischen 
und  sonstigen  örtlichen  Verhältnissen  entsprechend ,  vielfach  voneinander 
ab.  Es  würde  zu  weit  führen,  hier  alle  Einrichtungen  zu  erörtern,  welche 
in  jedem  der  oben  angegebenen  Gebiete  für  den  Hochwasser- Meldedienst 
getroffen  sind.  Wir  begnügen  uns  daher  damit,  an  der  Hand  der  Melde- 
ordnung für  das  Odergebiet  ein  Bild  dieses  Dienstes  in  seiner  jetzigen 
Gestalt  zu  geben. 

Von  den  Pcgelstationcn  im  Odergebietc  sind  85  als  Hochwasser-Melde- 
stellen eingerichtet,  wovon  18  auf  die  Oder  selbst,  die  übrigen  auf  die 
Nebenflüsse  entfallen.  Bei  der  Mehrzahl  dieser  Stellen  wird  der  Pegel 
während  des  ganzen  Jahres  beobachtet.  Mit  der  Ablassung  von  Meldungen 
wird  begonnen,  sobald  am  Pegel  ein  bestimmter  Wasserstand,  der  für  jede 
Meldestelle  besonders  festgesetzt  ist,  überschritten  wird.  Naturgemäß  er- 
gehen die  ersten  Meldungen  von  den  den  Stromquellen  zunächst  gelegenen 
Beobachtungsstellen ,  denen  sich  die  übrigen  Stationen  mit  dem  Fort- 
schreiten des  Hochwassers  der  Reihe  nach  anschließen.  Solange  der  für 
den  Beginn  der  Meldungen  maßgebende  Wasserstand  überschritten  bleibt, 
wird  täglich,  im  Sommer  um  7,  im  Winter  um  8  Uhr  früh,  eine  weitere 
Meldung  abgelassen.  Außerdem  erfolgt  eine  solche,  sobald  das  Wasser 
den  höchsten  Stand  erreicht,  also  der  Scheitel  der  Hochwasserwelle  den 
Pegel  passiert.  Sofern  ein  Hochwasser  mehrere  Scheitel  hat,  wird  der 
Wiederbeginn  des  Wachsens  des  Wassers  und  der  nachfolgende  Wellen- 
scheitel ebenfalls  gemeldet;  die  letzte  Meldung  ergeht,  sobald  das  Wasser 
unter  den  für  den  Beginn  der  Meldungen  maßgebenden  Stand  zurück- 
getreten ist. 

Die  Wasserstandstelegramme  sind  so  kurz  als  möglich  zu  fassen.  Sie 
enthalten  an  erster  Stelle  die  Zeit  der  Beobachtung  in  Stunden  und  Minuten 
und  an  zweiter  Stelle  die  Höhe  des  Wasserstandes  in  Zentimetern.  Alsdann 
folgt  ein  die  Veränderung  des  Wasserstandes  bezeichnender  Zusatz  »steigt«, 
»steht««,  »fällt«,  »höchster  Stand«,  »steigt  stark«  usw.  Für  die  Beurteilung 
«ler  jeweiligen  Verhältnisse  ist  unter  Umständen  auch  die  Beschaffenheit  des 
W  assers,  ob  klar  oder  getrübt  usw.,  von  Wichtigkeit,  weshalb  gegebenenfalls 
auch  hierüber  eine  Angabe  in  das  Telegramm  aufgenommen  wird.  Um 
Entstellungen  tunlichst  zu  vermeiden,  müssen  in  den  Wasserstaixlstelegrammen 
alle  Wörter  ausgeschrieben  werden,  nur  die  Worte  Vormittag  und  Nach 
mittag  können  in  »Vorm.«  und  »Nachm.«  gekiirzt  werden. 

Ein  zu  Beginn  der  Meldungen  abzulassendes  Telegramm  erhält  demnach 
folgende  Form : 

»S  Nachm.  3,33  steigt  stark;  Mittags  j.jk  ;  gestern  9  Nachm.  1,21«. 
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Die  Angaben  über  den  Wasserstand  am  Mittag  und  am  Abend  vorher 
werden  gemacht,  um  bei  den  weiter  unterhalb  gelegenen  Stellen  einen  Anhalt 
über  den  voraussichtlichen  Verlauf  der  Flutwelle  gewinnen  zu  können. 

Außer  diesen  Hochwassernachrichten  werden,  auch  wenn  das  Wasser 
niedriger  steht  als  die  vorgeschriebene  Mcldehühe,  Nachrichten  versandt  bei 
Kintritt  des  Eisaufbruchs  und  am  Ende  des  Eisganges.  Hierbei  wird  außer 
flieser  Tatsache  auch  der  jeweilige  1 'egelstand'  mitgeteilt. 

Die  für  den  Telegraphenbetricb  erforderliche  Kennzeichnung  der  tele- 
grafischen Wasserstandsmeldungen  als  Telegramme  besonderer  Art  erfolgt 
durch  den  Vermerk  »Wasserstandstelegramm«  oder  abgekürzt  »Wöbs«  (Wasser- 
(  )l»sei  vntion). 

Für  jede  Meldestelle  ist  ein  für  allemal  bestimmt,  wohin  ihre  Meldungen 
zu  gelangen  haben ;  die  betreffenden  Telegramme  können  daher  ohne  Auf- 
schrift zur  Auflieferung  gebracht  werden.  Eine  Unterschrift  ist  ebenfalls 
nicht  erforderlich.  Außer  den  unmittelbar  in  Betracht  kommenden  Behörden 
und  Korporationen  --  Regierungen.  Landratsämtern,  Wasserbauinspektoren. 
Amtsvorstehern,  Eisenbahnbehörden.  Deichverbänden  und  Stadtverwaltungen 

werden  die  Meldungen  auf  Verlangen  auch  anderen  Behörden  und 
Privatpersonen  zugestellt.  Wasserstandstelegramme,  die  nicht  allen  in 
Betracht  kommenden  Empfängern,  sondern  nur  einzelnen  bestimmten  Dienst- 
stellen oder  Personen  zugeführt  werden  sollen,  müssen  mit  Aufschrift  ver- 
sehen werden. 

Jeder  Telcgraphenanstalt.  die  mit  der  Bestellung  der  planmäßigen  Wasser- 
standstelegramme Befassung  hat,  wird  ein  Verzeichnis  der  Empfänger  der 
ohne  Adresse  einlaufenden  Telegramme  überwiesen.  Auf  Grund  dieses 
Verzeichnisses  werden  beim  Eingange  der  Telegramme  so  viel  Ausfertigungen 
gefertigt  und  zur  Bestellung  gebracht,  als  Empfänger  in  Betracht  kommen, 
sofern  nicht  einem  der  Empfänger  die  Verpflichtung  zur  Mitteilung  der 
Nachricht  an  die  übrigen  Empfänger  im  Orte  auferlegt  ist. 

Damit  nicht  bei  etwaiger  Abwesenheit  des  Empfängers  die  auf  Grund 
der  Nachricht  der  Pegelstation  zu  ergreifenden  Sicherhcitmaßnahmen  ver- 
zögert werden,  werden  sämtliche  Wasserstandstelegramme  offen  bestellt. 
Die  nur  für  einzelne  Empfänger  bestimmten,  mit  Aufschrift  versehenen 
Telegramme,  die  unter  Umständen  nicht  ohne  weiteres  als  Wasserstands- 
telegramme zu  erkennen  sind,  erhalten  für  den  Zweck  der  offenen  Bestellung 
den  auch  sonst  hierfür  üblichen  Vermerk  »RO«;  bei  den  ohne  Aufschrift 
zur  Beförderung  kommenden  Wasserstandstelegrammen  bedarf  es  dieses 
Vermerkes  nicht. 

Den  Wasserstandstelegrammen  sind  diejenigen  Bevorzugungen  bei  der 
Beförderung  eingeräumt,  welche  den  Staatstelcgrammen  zustehen;  sie  werden 
daher  vor  den  etwa  gleichzeitig  vorliegenden  Diensttelegrammen  und  Privat- 
telegrammen  abtelegraphiert.  Die  Beförderung  erfolgt,  soweit  Betriebs- 
störungen usw.  nicht  Abweichungen  bedingen,  nach  besonderen  Plänen,  die 
von  den  (  >bcr  Postdirektionen  aufgestellt  und  den  Telegraphenanstalten 
überwiesen  sind.  Diese  Pläne  zielen  darauf  ab.  möglichst  vielen  Anstalten 
die  fiir  sie  bestimmten  Nachrichten  gleichzeitig  zugehen  zu  lassen.  Dies 
wird  dadurch  erreicht,  daß  für  die  ( Übermittelung  der  fraglichen  Telegramme 
tunlichst  solche  Leitungen  bestimmt  werden,  in  denen  eine  größere  Zahl  der 
in  Betracht  kommenden  Telegraphenanstalten  eingeschaltet  ist.  Für  die  bei 
der  Annahme.  Beförderung  und  Bestellung  der  Wasserstandstelegramme 
beteiligten  Telegraphenanstalten  besteht  die  Verpflichtung,  bei  Hochwasser- 
gefahr auch  außerhalb  der  gewöhnlichen  Dienststunden  so  lange  dienstbereit 
zu  sein,  als  die  Verhältnisse  es  notwendig  machen.    Auf  diese  Verpflichtung 
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werden  die  Telegraphenanstaltcn  durch  die  ( )ber  - 1  'ostdirektionen  von  Zeit 
zu  Zeit  besonders  hingewiesen. 

Nachdem  seit  Erlaß  der  Allerhöchsten  Verordnung  vom  2.  Juni  1877. 
betreffend  die  gebührenfreie  Beförderung  von  Telegrammen,  den  Regierungen 
der  einzelnen  Bundesstaaten  Gebührenfreiheit  für  ihre  Telegramme  nicht 
mehr  zusteht,  hat  solche  auch  für  die  Wasserstandstelegramme  in  Wegfall 
kommen  müssen.  Ihre  Beförderung  erfolgt  daher  gleich  den  übrigen 
gebührenpflichtigen  S ta.nt ste legrammen  nach  Maßgabe  des  allgemeinen  Tarifs. 
Indes  werden  die  Gebühren  in  der  Regel  nicht  gleich  bei  der  Auflieferung 
der  Telegramme  erhoben,  sondern  vorläufig  gestundet  und  nach  Schluß 
des  Monats  auf  Anweisung  des  Ober -Präsidiums  durch  die  Regierungs- 
Hauptkasse  zur  Postkasse  gezahlt.  Soweit  es  sich  um  Telegramme  an 
Gemeinde-  oder  Gutsvorsteher  oder  an  Private  handelt,  zieht  die  Regierungs- 
Hauptkasse  die  von  ihr  verauslagten  Beträge  von  diesen  wieder  ein ;  dagegen 
werden  die  Kosten  für  die  Wasserstandstelegramme  an  die  Regierungen, 
an  die  Landratsämter.  Wasserbauinspektionen,  Amtsvorstcher,  Eisenbahn- 
behörden, Deichverbände  und  Stadtverwaltungen  auf  die  preußische  Staats- 
kasse übernommen. 

Die  Weiterbeförderung  der  Wasserstandstelegramme  nach  Orten,  die  eine 
Reichstelegraphenanstalt  nicht  besitzen,  geschieht,  sofern  nicht  etwa  ein 
besonderer  Botendienst  seitens  der  Ortsbehörde  eingerichtet  ist.  von  den 
betreffenden  End -Telegraphenanstalten ,  den  allgemeinen  Dienstvorschriften 
der  Telegraphcnverwalttmg  entsprechend ,  in  «1er  zweckmäßigsten  Weise, 
nötigenfalls  durch  Eilboten.  Die  Botenkosten  hat  in  allen  Fällen  der 
Kmp fänger  zu  tragen. 

In  welchem  Umfange  bei  der  Verbreitung  der  Wasserstandsnachrichten 
die  Reichs -Telegraphen Verwaltung  beteiligt  ist.  erhellt  daraus,  daß  bei  der 
Beförderung  und  Zustellung  dieser  Nachrichten  allein  im  Gebiete  der  Oder 
268  Telegraphenanstalten  mitzuwirken  haben,  davon  im  Ober-Postdirektions- 
bezirke  Liegnitz  88.  Breslau  80,  Oppeln  48.  Frankfurt  30,  Posen  l<).  Brom- 
l>erg  2  und  Dresden  1.  Außerdem  kommen  noch  5  österreichische  Tele- 
graphenstationen —  Fricdcck- Mistck,  Mährisch -Ostrau.  Teschen ,  Erei- 
waldau  und  Eriedland  —  als  Aufgabeanstalten  in  Betracht,  von  denen  aus 
Meldungen  über  den  Wasserstand  der  Ostrawitza.  der  Olsa,  der  Frei  waldauer 
Miele  und  der  Wattig  hierher  gelangen. 

Daß  der  Wasserstands- Nachrichtendienst  an  die  Leistungsfähigkeit  der 
Telegraphenanstalten  bedeutende  Anforderungen  stellt,  ergibt  sich  aus  den 
Aufzeichnungen,  die  während  der  Frühjahrs-Hochwasser  des  Jahres  1801.  als 
die  Einrichtungen  für  das  Wasserstands  -  Meldewesen  bei  weitem  nicht  die 
jetzige  Ausbreitung  hatten,  für  das  gesamte  Reichs  -  Telegraphengebiet 
gemacht  worden  sind.  Obwohl  damals  die  Wassergefahr  in  verhältnismäßig 
kurzer  Zeit  verlaufen  war.  gelangten  doch  21806  Wasserstandstelegramme 
zur  Beförderung,  davon  2807,  d.s.  13  v.  H..  während  der  Nacht  oder 
außerhalb  der  gewöhnlichen  Tagesdienststunden.  Seitdem  sind  Aufzeichnungen 
dieser  Art  nicht  gemacht  worden;  der  Ausdehnung  entsprechend,  die 
inzwischen  der  Hochwasser- Nachrichtendienst  erfahren  hat,  sind  jedoch 
auch  die  Anforderungen  dieses  Dienstes  an  die  Reichs-Telegraphen  gewachsen. 
Diese  Anforderungen  würden  noch  weit  höher  sein,  wenn  nicht  zur  Ver- 
breitung der  Hochwassermeldungen  neben  der  telegraphischen  Obermittelung 
noch  andere  Beförderungsarten  angewendet  würden,  nämlich  die  Übermittelung 
durch  Boten ,  durch  die  eigenen  Fernsprechleitungen  der  Strombauver- 
waltungen und  der  Deichverbände,  durch  die  Post  und  durch  die  Anwendung 
von  optischen  Signalen. 
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Die  Versendung  durch  Boten  findet  im  allgemeinen  üherall  innerhalb  des 
Ortes,  an  dem  die  Hochwasser- Meldestelle  sich  befindet ,  sowie  in  deren 
nächsten  Umgebung  statt,  falls  auf  diese  Weise  eine  schnellere  Verbreitung 
als  durch  den  Reichs- Telegraphen  oder  durch  die  Fernsprcchleitungcn  der 
Stromhauverwaltung  zu  erwarten  steht;  ferner  wird  diese  Art  der  Versendung 
angewendet  innerhalb  des  Wohnorts  einer  Anzahl  Empfänger  von  tele- 
graphischen  Ilochwassernachrichten  und  in  der  Nähe  eines  solchen  Ortes, 
wobei  in  erster  Linie  beabsichtigt  ist,  die  Kosten  der  telegraphischen  Ver- 
breitung zu  verringern,  daneben  aber  auch  den  Empfangsstellen  die 
Möglichkeit  zu  geben,  solche  Nachrichten,  welche  für  die  weitere  Umgebung 
keine  Bedeutung  haben,  ganz  zurückzuhalten. 

Ein  großer  Teil  der  Wasserstandsnachrichten  wird  im  Odergebiete  durch 
die  eigenen  Fernsprechleitungen  der  Oderstrom- Bauverwaltung  befördert. 
Eine  dieser  Leitungen  führt  von  der  österreichischen  Grenze  bis  Breslau, 
die  andere,  an  der  der  Deichverband  des  Ober-  und  Nieder- Oderbruchs 
das  Mitbenutzungsrecht  besitzt,  von  Frankfurt  bis  Schwedt.  In  die  Leitung 
nach  Breslau,  die  bei  der  im  Ober -Präsidialgebäude  eingerichteten  Haupt- 
Sammelstelle  für  die  Wasserstandsmeldungen  endet,  sind  47,  in  die  Leitung 
Frankfurt-Schwedt  22  Fernsprechstellen  eingeschaltet.  Diese  Stellen  sind 
meist  in  den  Wasserbaugehöften  und  Schleusengehöften  oder  in  den  Damm- 
häusern untergebracht.  Derartige,  ausschließlich  den  Zwecken  der  Wasser- 
hauverwaltung dienende  Leitungen  finden  sich  auch  an  anderen  deutschen 
Strömen,  so  im  Elsaß  am  linken  Rheinufer  von  Lauterberg  bis  Hüningen 
und  an  der  Weichsel  von  Thorn  bis  Danzig. 

Bei  der  Verbreitung  der  Hochwasscrnachrichten  durch  Postkarten  werden 
die  Meldungen  in  ähnlicher  knapper  Form  wie  bei  den  Telegrammen  abgefaßt. 
Es  werden  vorgedruckte  Karten  verwendet,  auf  denen  für  mehrere  Wasser- 
standsangaben Raum  ist.  Diese  Postkarten  sind  natürlich  immer  mit  der 
vollen  Aufschrift  zu  versehen.  Die  Kosten  für  die  Verbreitung  der  Hoch- 
wassernachrichten durch  Postkarten  trägt  die  Staatskasse.  Sind  die  Empfänger 
aber  Gemeinde-  oder  Gutsvorsteher  oder  Private,  so  erfolgt  die  Absendung 
von  Karten  nur,  falls  und  soweit  die  Interessenten  solche  den  Meldestellen, 
frankiert  und  mit  Adresse  versehen,  liefern. 

Ein  weiteres  Mittel,  den  Anwohnern  eines  Flusses  Kenntnis  von  einem 
oberhalb  eingetretenen  Hochwasser  zu  geben,  sind  die  optischen  Signale. 
Die  Signalgebung  erfolgt  in  der  Weise,  daß  an  hohen  Masten  kugelförmige, 
oben  rot ,  unten  weiß  angestrichene  Körbe  in  gewisser  Zahl  und  Stellung 
gehißt  werden,  sobald  von  einer  oberhalb  gelegenen  Pegelstation  bestimmte 
Wasserstände  gemeldet  werden. 

Die  von  den  Pegelstationen  ausgehenden  Nachrichten  fließen,  soweit  sie 
nicht  unmittelbar  den  Interessenten  zugehen,  bei  gewissen  Sammelstellen 
zusammen.  Als  solche  sind  meist  die  Wasserbauinspektionen  bestimmt;  die 
Haupt-Sammelstelle  für  das  Odergebiet  befindet  sich,  wie  erwähnt,  beim 
Ober-Präsidium  in  Breslau.  Die  Sammelstellen  haben  für  die  weitere  Ver- 
breitung der  Meldungen,  sei  es  durch  den  Telegraph,  durch  die  Fernsprech- 
leitungcn,  durch  Boten  oder  durch  Postkarte,  zu  sorgen  und  u.  a.  sie  auch 
einer  Anzahl  Zeitungen  zuzustellen.  Die  Wasserstandsangaben  in  den  Zeitungen 
sind  für  die  Leser  besonders  dann  von  Wichtigkeit,  wenn  sie  regelmäßig 
veröffentlicht  werden,  so  daß  auch  schon  der  Beginn  einer  Anschwellung 
erkannt  werden  kann. 

Die  von  der  Haupt-Sammelstelle  in  Breslau  weitergehenden  Nachrichten 
erhalten  dadurch  erhöhte  Bedeutung,  daß  ihnen  in  einer  sogenannten  Hoch- 
wasservoraussage  Angaben    über   die   Zeit    des   Eintreffens   des  höchsten 
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Standes  an  de»  unterhalb  gelegenen  Hauptpegeln  und  über  die  voraus- 
sichtlich zu  erwartende  Höhe  des  Wasserstandes  angefügt  werden.  Diese 
Voraussagen  können  auf  Grund  eines  reichhaltigen,  weit  zurückreichenden 
Materials  über  den  Verlauf  früherer  Hochwasser  mit  einer  gewissen 
Zuverlässigkeit  gemacht  werden.  Eine  Gewähr  für  ihr  genaues  Eintreffen 
übernimmt  indes  die  Strombauverwaltung  nicht. 

Die  erste  Voraussage  geschieht,  sobald  für  die  maßgebenden  Pegel  am 
Oberläufe  der  höchste  Stand  gemeldet  wird.  Falls  weitere  Meldungen 
eine  genauere  Voraussage  ermöglichen,  wird  auch  diese  mitgeteilt. 

Die  Voraussagen  sind  für  die  Bestimmung  und  die  Anordnung  der  zu 
ergreifenden  Vorbeugungsmaßnahmen  von  höchster  Wichtigkeit,  indem  sie 
die  Möglichkeit  bieten,  über  die  Größe  der  zu  erwartenden  Gefahr  und  die 
für  deren  Abwehr  noch  zur  Verfügung  stehende  Zeit  ein  klares  Bild  zu 
gewinnen. 

Auf  die  Voraussagen  wird  daher  in  den  beteiligten  Kreisen  großer  Wert 
gelegt.  Sic  sind  im  Laufe  der  Zeit  außer  im  Odergebiet  auch  im  Gebiete 
des  Rheines,  der  Elbe  und  der  Weser  eingeführt.  Hinsichtlich  der  Weichsel 
konnten  bisher  die  Berechnungen  über  die  im  unteren  Laufe  zu  erwartenden 
Wasserstände  nicht  mit  ausreichender  Sicherheit  ausgeführt  werden,  da  die 
dazu  notige  Kenntnis  des  Verlaufs  der  Hochwasserwellen  innerhalb  des 
russischen  Stromgebiets  zu  beschränkt  ist.  Auf  Grund  der  Beschlüsse  einer 
im  August  1902  in  Danzig  versammelt  gewesenen  »Internationalen  Kommission 
zur  Regelung  des  Wasserstandsmeldcwesens  im  Weichselgebiet  und  zur 
Vereinbarung  der  Regulierung  der  Weichsel  an  der  preußisch -russischen 
Grenze«  ist  jedoch  eine  Vermehrung  der  Wasserstandsmeldungen  von  der 
russischen  Strecke  der  Weichsel  zu  erwarten.  Damit  ist  auch  die  Aussicht 
auf  Gewinnung  zuverlässiger  Hochwasservoraussagen  für  den  unteren 
Weichsellauf  gegeben. 

Die  nachstehenden  Angaben  über  die  Fortpflanzungsgeschwindigkeit  von 
Hochwasserwellen  ergeben,  daß  bei  rechtzeitiger  Meldung  eines  zu  erwartenden 
Hochwassers  den  Uferanwohnern  unter  Umständen  noch  eine  geraume 
Spanne  Zeit  für  die  Ausführung  von  Abwehr-  und  Sicherungsmaßnahmen 
bleibt.     Es  gebrauchte  die  Hochwasserwclle  zum  Durchlaufen  der  Strecke 

von  Olsau  bis  Tschicherzig  .    5'/.,     os  4    10       61/.,      6'  .,      o8/,  Tage, 

n,  (i.  d.  Nthe  von  Züllichau. 


so  der  an  der  Mündung 

OUamündung)         der  Obraycko) 

-  Ratibor  -    Cüstrin  ....    8       12       12       8'  2      o  12 

-  Ratibor  -    Schwedt  .  .  .  \ol\,    1 4 1  2    15'  ,    o3 \     iol/4    15         -  . 

Hierzu  sei  bemerkt,  daß  die  Entfernung  für  die  Strecke 

nach  der  Lünge  des  Wasserlaufs  nach  der  Luftlinie 

Olsau -Tschicherzig.  .  .  .  432,2  km  303,2  km 

Ratibor-Cüstrin   557.8   -  370.1  - 

Ratibor- Schwedt   632,«,   -  440,2    -  beträgt. 

Die  Unterschiede  in  dem  Verlaufe  der  einzelnen  Hochwasserwellen  sind 
hauptsächlich  auf  das  jeweilige  Verhalten  der  Nebenflüsse  zurückzuführen. 
Im  allgemeinen  schreiten  die  Scheitel  höherer  Hochwasser  erheblich  lang- 
samer vorwärts  als  diejenigen  niedrigerer  Hochwasser. 
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Ms  dürfte  kein  Jahr  vergehen,  in  dem  nicht  der  Hochwasser-Nachrichten- 
dienst in  diesem  oder  jenem  Flußgebiete  seine  Tätigkeit  zu  entfalten  hätte. 
Manche  Bewohner  unseres  Vaterlandes  haben  die  Erhaltung  von  Gut  und 
Leben  in  drohender  Gefahr  seiner  Wirksamkeit  zu  verdanken.  Seine  hohe 
Bedeutung  für  das  öffentliche  Wohl  läßt  ihn  daher  auch  ein  Gegenstand 
dauernder  Fürsorge  sowohl  der  Reichsregierung  als  der  Regierungen  der 
einzelnen  Staaten  sein;  beiderseits  wird  nach  Möglichkeit  auf  seine  weitere 
Vervollkommnung  und  Ausbreitung  hingearbeitet. 


Einrichtung  und  Betrieb  der  großen  Welthäfen  Nordwest- 
europas. 

(London,  Liverpool,  Hamburg,  Bremen,  Amsterdam,  Rotterdam,  Antwerpen  and  Ha  vre.) 

Für  den  Binnenländer  ist  es  nicht  leicht,  sich  von  den  Hinrichtungen  eines 
modernen  Welthafens  eine  annähernd  richtige  Vorstellung  zu  machen,  zumal 
in  den  letzten  30  Jahren  eine  gründliche  Umwälzung  im  Dampf schi ff swesen 
eingetreten  ist,  welche  die  Hafen  Verwaltungen  zu  immer  großartigeren ,  voll- 
kommeneren Anlagen  gezwungen  hat. 

In  Nordwestcuropa  haben  London,  Liverpool.  Hamburg,  Bremen,  Amster- 
dam, Rotterdam.  Antwerpen  und  Havre,  dank  ihrer  geographischen  Lage 
und  infolge  ihrer  fortschreitenden  Hntwickelung .  die  Higenschaft  von  Welt- 
häfen erlangt  und  bewahrt.  Hine  vergleichende  Darstellung  der  Hinrichtungen, 
der  Verkehrsbeziehungen  und  des  Handels  dieser  uns  am  nächsten  belegenen 
acht  Welthäfen  nach  dem  heutigen  Stande  der  Dinge  muß  um  so  will- 
kommener sein,  als  die  Literatur  über  diesen  Gegenstand  nicht  eben  reich 
ist.  Wir  möchten  daher  unsere  Leser  auf  ein  im  Januar  1903  unter  dem 
Titel  »Die  nord westeuropäischen  Welthäfen  London  usw.  in  ihrer 
Verkehrs-  und  Handelsbedeutung«  im  Verlage  von  Hrnst  Siegfried 
Mittler  und  Sohn  in  Berlin  erschienenes  Werk  aufmerksam  machen,  dessen 
Verfasser,  Dr.  Kurt  Wiedenfeld,  l'rivatdozent  der  Staatswissenschaf ten 
an  der  Universität  Berlin,  auf  Grund  eigener  Studien  an  Ort  und  Stelle 
den  Gegenstand  in  hervorragender  Weise  behandelt  hat.  Die  nachstehenden 
Zeilen  enthalten  einige  Ausführungen  des  Buches  in  gedrängter  Darstellung. 

Organisation  des  Welt  Verkehrs.  Der  Weltverkehr  hat  seit  einigen 
Jahrhunderten  im  nordwestlichen  Küstengebiet  Huropas,  dort,  wo  der  Atlan- 
tische Ozean  und  die  Nordsee  zusammenstoßen,  seinen  Mittelpunkt  gefunden. 
Am  entschiedensten  machte  sich  diese  Machtstellung  der  nordwesteuropäischen 
Häfen  geltend,  als  der  Handel  mit  Nordamerika,  der  noch  in  der  2.  Hälfte 
des  18.  Jahrhunderts  geringer  war  als  der  Ostseehandel,  sich  in  staunenswerter 
Weise  entwickelte  und  im  10.  Jahrhundert  alle  anderen  Beziehungen  des  Welt- 
handels bei  weitem  überflügelte. 

Mit  dem  Aufschwünge  des  gesamten  Welthandels  im  letzten  Drittel  des 
10.  Jahrhunderts  trat  eine  vollständige  Verschiebung  in  dessen  Organisation 
ein.  Während  bis  in  die  siebziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  noch 
London  der  unbestrittene  Hauptort  des  Welthandels ,  der  alles  beherrschende 
Umschlagplatz  des  internationalen  Güteraustausches  war,  haben  sich  seitdem 
die  anderen  großen  Hafenorte,  Hamburg  voran,  ja  auch  viele  kleinere  Plätze 
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immer  mehr  von  dieser  Herrschaft  losgelöst  und  unmittelbare  Verkehrs- 
beziehungen mit  den  überseeischen  Märkten  unter  l'mgehung  der  alten 
Themse- Metropole  geschaffen.  Diese  Bewegung  begann  etwa  mit  der 
Eröffnung  des  Suezkanals  (1869)  und  dem  Fmporblühen  der  deutschen 
Industrie  nach  der  Einigung  des  Reichs.  Wenn  London  seine  frühere  Monopol- 
stellung in  so  überraschend  kurzer  Zeit  verloren  hat,  so  liegt  die  Lrsache 
nicht  ausschließlich  darin,  daß  es,  wie  wir  sehen  werden,  in  seinen  Hafen- 
einrichtungen hinter  seinen  Wettbewerbern  zurückgeblieben  ist,  sondern  zumeist 
in  dem  veränderten  Yerkehrsleben  der  Neuzeit,  das  mit  seinen  Post-  und 
Telegrapheneinrichtungen,  seinen  Eisenbahnen  und  regelmäßigen  Dampf- 
schiffahrten Käufer  und  Verkäufer  einander  näher  bringt  und  die  großen 
Stapelplätze  früherer  Zeiten  für  die  meisten  Güter  entbehrlich  macht. 

Mit  der  teil  weisen  Ausschaltung  Londons  durch  andere  Seestädte  war  aber 
die  Umgestaltung  des  Welthandels  keineswegs  abgeschlossen:  auch  der 
binncnländischc  Kaufmann  knüpfte  in  steigendem  Maße  überseeische 
Geschäftsverbindungen  an.  infolgedessen  der  Figenhandel  der  Seestädte,  der 
früher  vielfach  durch  Stapelgcrechtsame  gestützt  und  dessen  l'mgehung  selbst 
mit  Gewalt  verhindert  wurde,  in  erheblichem  l'mfange  dem  Kommissions- 
handel und  selbst  der  einfachen  Spedition  Platz  machen  mußte.  Der  binnen- 
ländischc  Kaufmann  hat  es  nicht  mehr  notig.  seinen  Bedarf  an  überseeischen 
Erzeugnissen  bei  dem  Zwischenhändler  der  Seestadt  zu  decken;  er  kann  dies 
vielmehr  unmittelbar  beim  überseeischen  Verkäufer  tun,  wobei  in  der  See 
stadt  nur  ein  Vermittler  für  den  Übergang  der  (iüter  von  dem  einen  zum 
anderen  Beförderungsmittel  erforderlich  ist.  Oft  wird  auch  noch  diese  Ver- 
mittelung  ausgeschaltet,  wenn  die  Versendung  mit  direktem  See  -  Muß- 
Konnossement  erfolgt  und  die  Transportunternehmung  selbst  das  Lmladen 
der  Güter  zwischen  Seeschiff  und  Flußschiff  besorgt. 

In  gewissen  Beziehungen  hat  London  allerdings  seine  frühere  Macht- 
stellung auf  dem  Handelsgebiete  behalten.  Fls  ist  z.  B.  üblich,  daß  die 
Zahlungen  im  Welthandel  durch  Londoner  Bankvermittelung  erfolgen:  nur 
im  Verkehr  der  europäischen  Kolonien  mit  dem  Mutterlande  tritt  dafür 
gewöhnlich  die  Landeshauptstadt  ein.  Auch  ist  London  der  einzige  Platz 
der  Welt,  wohin  zu  jeder  Zeit  von  jeder  Großhandelsware  jede  beliebige 
Menge  auf  »Konsignation«  gesandt  werden  kann;  d.  h.  der  überseeische  Ver- 
frachter sendet  die  noch  unverkaufte  Ware  an  einen  Londoner  Vermittler 
(Konsignatär)  ab  und  kann  dann  auf  diesen  bis  zu  einem  bestimmten  Teil- 
werte der  Ware  Wechsel  ziehen.  Der  Konsignatar  verschafft  sich  seinerseits 
bi>  zum  schließlichcn  Verkaufe  der  Ware  durch  deren  bankmäßige  Ver- 
pfändung in  einem  öffentlichen  Lagerhause  die  erforderlichen  Barmittel. 
Ohne  die  Möglichkeit  einer  solchen  Verpfändung  und  ohne  die  auf  dem 
Londoner  Markte  noch  immer  vorhandene  Verkaufswahrscheinlichkeit  für 
alle  Arten  von  Waren  wäre  dieses  Geschäftsverfahren  nicht  angängig.  Nach 
anderen  Welthäfen  können  zwar  ebenfalls  gewisse  Waren  konsigniert  werden, 
z.  B.  Kaffee  nach  Hamburg.  Baumwolle  nach  Bremen  u>w. ;  aber  allgemein 
sind  jene  Bedingungen  nur  in  London  erfüllt.  Dank  dieser  und  ähnlicher 
V  orzugsstellungcn  und  vermöge  seiner  großen  Kapitalkraft  besitzt  London 
doch  noch  ein  bedeutendes  Übergewicht  über  seine  einzelnen  Wettbewerber. 

Meereslagc.     Für  den  Wert  eines  Welthafens  ist  e>  von  erheblicher 
Bedeutung,  ob  dieser  unmittelbar  an  der  See  oder  mehr  im  Binnenlande  am 
I  nterlauf   eines   Flusses   liegt,   ob    der   Hafen    erheblichen  Wasserstands- 
schwankungen durch  die  Gezeiten  ausgesetzt  ist  oder  ob  sich  die  Wasser- 
hohe im  allgemeinen  ziemlich  gleich  bleibt,     l'nter  der  Voraussetzung  einer 
genügend  tiefen  Fahrrinne  im  Flußbett  ist  eine  weit  ins  Land  hineinreichende 
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Binnenlage  des  Hafens  von  großem  Vorteil ,  weil  der  etwas  längere  Wasser- 
weg bei  den  im  W  eltverkehre  zu  überwindenden  großen  Entfernungen  keine 
Rolle  spielt,  während  die  Abkürzung  der  kostspieligen  I^andbeförderung 
wesentlich  ins  Gewicht  fällt.  Auch  nimmt  mit  der  Entfernung  von  der 
Küste  die  Wirkung  von  Ebbe  und  Flut  ab,  was  zur  Folge  hat,  daß  in 
solchen  Binnenlandhäfen  die  Anwendung  geschlossener  Docks  entbehrlich 
wird,  in  die  überall  dort  die  Seeschiffe  einfahren  müssen,  wo  der  offene 
Hafen  dem  Wechsel  der  Gezeiten  in  erheblichem  Maße  ausgesetzt  ist.  Die 
Anwendung  solcher  Docks  ist  immer  sehr  störend,  da  sie  nur  vorübergehend 
—  zur  Flutzeit  —  geöffnet  werden  können  und  die  ankommenden  Schiffe 
oft  stundenlang  auf  die  Einfahrt  warten  müssen.  Die  deutschen  Häfen 
Hamburg  und  Bremen  sind  wegen  ihrer  Binnenlage  jetzt  im  Vorteil,  während 
früher  bei  den  unvollkommeneren  Seefahrzeugen  ihre  größere  Entfernung 
von  den  überseeischen  Häfen  als  ein  Nachteil  gegenüber  ihren  westlichen 
Nachbarn  empfunden  wurde. 

Anders  als  im  Güterverkehr  ist  es  im  Personen-  und  Postverkehr,  wo 
vor  allem  die  Schnelligkeit  der  Beförderung  wichtig  ist.  Dieser  Verkehr 
benutzt  daher  die  den  Dampfschiffen  an  Schnelligkeit  überlegene  Eisenbahn 
soweit  wie  irgend  möglich  und  schränkt  die  Seebeförderung  möglichst  ein. 
So  sind  im  ostasiatischen  Verkehr  für  die  Reisenden  und  die  Post  Brindisi, 
Neapel  oder  höchstens  Marseille  und  Genua  die  Anfangs-  oder  Endpunkte 
der  Eisenbahnfahrt,  wenn  auch  die  Schiffe  ihre  Reisen  in  den  nordwest- 
europäischen Häfen  antreten  oder  beendigen.  Andere  Beispiele  sind  Cux- 
haven, Bremerhaven,  Plymouth.  Orte,  die  im  Post-  und  Personenverkehr 
für  Hamburg,  Bremen  und  London  eintreten. 

Hafenbetrieb  und  Hafenabgaben.  Wichtiger  als  die  natürliche 
Lage  eines  großen  Seehafens  sind  die  künstlichen,  gewöhnlich  sehr  kost- 
spieligen Einrichtungen,  die  für  den  Güteraustausch  zwischen  See  und  Land 
in  den  Häfen  selbst  getroffen  werden.  Ein  tiefer,  sicherer  Ankergrund  für 
die  modernen  Schiffskolossc  und  Einrichtungen,  die  deren  Beladen  und 
Entladen  in  ebenso  viel  Tagen  ermöglichen,  als  früher  Wochen  erforderlich 
waren,  sind  für  einen  großen  Hafen  unerläßlich. 

Während  früher  die  Seeschiffe  mit  ihrem  verhältnismäßig  geringen  Tief- 
gang in  den  großen  Strömen  weit  hinauffahren  konnten  und  man  daher  in 
der  Lage  war,  die  Seehäfen  fast  außerhalb  des  Gezeitenwechsels  anzulegen, 
ist  man  jetzt  gezwungen,  auf  die  Großschiffahrt  in  der  Weise  Rücksicht  zu 
nehmen,  daß  weiter  unten  in  den  Flußmündungen  Hafenanlagen  geschaffen 
werden.  Das  beste  Beispiel  hierfür  ist  London,  dessen  Seeverkehr  noch  vor 
I CK)  Jahren  oberhalb  des  Tower  abgewickelt  wurde,  das  aber  in  der  Folge 
gezwungen  war,  immer  weiter  stromabwärts  große  Docks  anzulegen.  Die 
für  die  größten  Ozeandampfer  bestimmten  Tihurvdocks  liegen  42  km  von 
der  Londonbrücke  entfernt. 

I'm  den  Seeverkehr  möglichst  tief  ins  Land  zu  leiten,  werden  die  zu  den 
Binnenhäfen  führenden  Fahrrinnen  mit  großen  Kosten  vertieft  und  gerade 
gelegt.  Keiner  der  großen  Häfen  hat  sich  diesen  Aufwendungen  entziehen 
können.  Verlangt  wird,  daß  mindestens  bei  Hochwasser  die  Tiefe  des  Suez- 
kanals vorhanden  ist,  damit  die  Schiffe  des  ostasiatischen  Verkehrs  mit  einem 
Tiefgang  bis  zu  X  m  aus-  und  einfahren  können.  Dagegen  ist  es  nicht 
erforderlich,  daß  die  einen  noch  größeren  riefgang  aufweisenden  Schnell- 
dampfer des  Atlantischen  Ozeans  bis  an  die  Hafendämme  von  Hamburg, 
Bremen,  London  usw.  hinauffahren,  da  diese  Schiffe  fast  nur  dem  Post- 
und  Personenverkehr  dienen,  also  lieber  weit  draußen  in  der  Nähe  der 
Meeresküste  anlegen. 
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Weniger  ins  Gewicht  fallen  jetzt  die  Hafenabgaben.  Früher  bildeten  die 
Schiffsabgaben  allerdings  eine  wichtige  Einnahmequelle  für  die  beteiligten 
Staaten;  aber  heutzutage  gilt  als  Grundsatz,  daß  die  Schiffahrt  nur  soviel 
aufzubringen  hat,  als  zur  Deckung  der  Kosten  für  die  Herstellung  und  die 
Unterhaltung  der  Hafenanlagen  erforderlich  ist.  In  der  Regel  reichen  jedoch 
die  erhobenen  Abgaben  hierzu  noch  nicht  aus.  und  oft  wird  auf  jedes 
Entgelt  verzichtet. 

Hafenanlagen.  Die  gewöhnlichen  Anlegestellen  der  Seeschi ffe  sind  die 
Hafenkais ;  doch  findet  man  daneben  auch  im  freien  Strome  sogenannte  Duk- 
dalben  (ursprünglich  Duc  d'Albe),  das  sind  eingerammte  Pfahlbündel,  an 
deren  Ringen,  Haken  und  Ketten  sich  die  Seeschiffe  festmachen  können, 
damit  diesen  von  Leichterschiffen  oder  Flußfahrzeugen,  die  sich  an  ihre 
Seiten  anlegen,  Ladung  abgenommen  oder  zugeführt  werde. 

Am  Ufer  müssen  außer  Kränen  und  anderen  mechanischen  Hebevor- 
richtungen leichtgebaute  Hallen  zum  vorübergehenden  Ablegen  und  Sortieren 
der  Güter  vorhanden  sein.  Diese  Ladeschuppen  sind  nicht  mit  den  eigent- 
lichen Lagerungsspeichern  zu  verwechseln,  die  gewöhnlich  nicht  unmittelbar 
am  Hafen ,  sondern  mehr  in  der  Nähe  der  kaufmännischen  Geschäftsräume 
angelegt  werden.  Der  Verkehr  zwischen  Seeschiff  und  Speicher  wird  durch 
Leichterschiffe  oder  Frachtwagen  vermittelt.  Wichtig  ist  es  auch,  daß 
Schienengleise  bis  dicht  an  die  Kais  oder  an  die  erwähnten  Ladeschuppen 
herangeführt  werden,  damit  das  Uberladegeschäft  im  Verkehr  mit  dem 
Hinterland  ohne  Zeit-  und  Arbeitsverlust  erfolgen  kann. 

Schließlich  dürfen  in  einem  Welthafen  Trockendocks  nicht  fehlen,  die  es 
ermöglichen,  daß  die  Schiffe  im  Bestimmungshafen  selbst  nach  Bedarf  instand- 
gesetzt werden  können. 

Nach  diesen  allgemeinen  Bemerkungen  bringen  wir  einige  Angaben  über 
die  Hafeneinrichtungen  der  acht  Welthäfen  des  nordwestlichen  Europas. 

London  ist  in  der  Ausgestaltung  seiner  Hafeneinrichtungen  und  in  der 
Sorge  für  die  Fahrstraße  zwischen  dem  offenen  Meere  und  der  Stadt  sehr 
zurückgeblieben,  so  daß  seine  Einrichtungen  am  wenigsten  den  heutigen  An- 
forderungen des  Weltverkehrs  entsprechen.  Dies  liegt  zum  größten  Teil 
daran,  daß  weder  der  Staat  noch  die  Stadt  die  Sorge  für  den  Hafen  und 
die  Fahrstraße  übernommen  hat,  daß  vielmehr  private  Erwerbsgesellschaften 
damit  betraut  sind ,  die  naturgemäß  weniger  das  Wohl  der  Allgerneinheit  als 
ihr  eigenes  im  Auge  haben. 

Die  Londonbrücke,  88,5  km  von  der  Themsemündung  entfernt  und  noch 
im  Flutbereiche  der  Nordsee  belegen,  hat  von  jeher  als  der  Endpunkt  der 
Seeschiffahrt  gegolten.  Die  Docks  liegen  daher  alle  unterhalb  der  Brücke. 
Gegenwärtig  sind  die  oberen  aber  selbst  für  Schiffe  des  europäischen  Verkehrs 
imit  5,5  m  Tiefgang)  nur  mit  der  Flut  erreichbar;  die  Schiffe  des  Suczkanal- 
maßes  können  überhaupt  nicht  so  weit  vordringen,  sondern  müssen  in  den 
unteren  Docks  anlegen. 

Die  Vertiefung  des  Flußbetts  ist,  obgleich  technische  Schwierigkeiten 
nicht  bestehen,  stets  vernachlässigt  worden.  Erst  nach  mehrfachen  Mahnungen 
hat  «-ich  der  Thames  Conservancy  Board,  der  für  die  Unterhaltung  des  größten 
Teiles  der  Londoner  Hafenstraße  zuständig  ist,  im  Jahre  1805  zur  Aufstellung 
eines  geregelten  Baggerungsplans  entschlossen,  der  jedoch  den  Erwartungen 
der  Schiffahrtskreise  keineswegs  entspricht.  Auch  nach  diesem  Plane,  an 
dessen  Ausführung  noch  gearbeitet  wird,  sollen  größere  Seeschiffe  nur  mit 
der  Flut  nach  den  Docks  gelangen  können.  Wiederholt  ist  es  vorgekommen, 
daß  ankommende  Seeschiffe  infolge  geringer  Verspätung  die  Tore  der  Docks 
geschlossen   fanden  und  mit  dem  Ebbestrom  wieder  zurückfahren  mußten, 
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wenn  sie  nicht  Gefahr  lauten  wollten,  auf  den  Grund  zu  geraten.  Daran 
würde  also  nach  obigem  Plane  auch  in  Zukunft  nichts  geändert  werden,  was 
um  so  befremdlicher  ist.  als  die  Kosten  für  die  Ausbaggerung  einer 
genügenden.  <>  m  tiefen  Fahrrinne  bis  zu  den  Albertdocks ,  d.  h.  bis  zu  den 
untersten  Hecken  des  eigentlichen  Londoner  Hafengebiets,  nur  33  Millionen 
Mark  betragen  würden.  Dieser  Betrag  ist  niedriger  als  die  Summe,  welche 
das  Deutsche  Reich  zu  den  Kosten  des  Hamburger  Hafenbaues  beigetragen 
hat,  und  verschwindet  im  Vergleich  mit  den  Aufwendungen,  die  in  den 
letzten  15  Jahren  überhaupt  für  den  Hamburger  Hafen  gemacht  worden 
sind.  Line  verwickelte  und  schwerfallige  Verwaltung  im  Vereine  mit  einander 
widerstrebenden  Parteiinteressen  sind  schuld  an  den  Londoner  Verabsäumungen. 
Seit  einiger  Zeit  sollen  jedoch  gesetzliche  Maliregeln  zur  V  erbesserung  der 
Hafenverhältnisse  und  zur  Vertiefung  der  Fahrstraße  in  Vorbereitung  sein. 

Für  den  Schiitsverkehr  sind  in  der  Themse  außerhalb  der  Docks  Bojen 
verankert  und  am  freien  l'fer  Kais  angelegt.  An  den  Bojen  befestigen  sich 
gewöhnlich  nur  die  Schifte,  welche  auf  das  Offnen  der  Docks  warten  müssen. 
Die  offenen  Kais,  die  ältesten  Landungsstellen  Londons,  liegen  in  der  Nähe 
der  Londonbrücke  und  werden  jetzt  fast  nur  noch  von  Leichterschiffen  und 
kleineren  Fahrzeugen  des  Küstenverkehrs  aufgesucht:  ihre  Hauptbedeutung 
liegt  in  den  mit  ihnen  stets  verbundenen  Lagerhäusern.  Im  übrigen  wird 
der  ganze  Schiffsverkehr  in  den  geschlossenen  Docks  abgewickelt,  von  denen 
10  Gruppen  mit  einer  Gesamtwasserßächc  von  254  ha  vorhanden  sind.  Die 
Tore  der  im  Bereiche  der  Stadt  gelegenen  <)  Gruppen  werden  regelmäßig 
erst  kurz  vor  Hochwasser  geöffnet  und  bald  nach  Hochwasser  wieder 
geschlossen.  ><>  daß  täglich  nur  etwa  zweimal  zwei  Stunden  für  die  Ein- 
und  Ausfahrt  zur  Verfügung  stehen.  Dies  belästigt  den  Schiffsverkehr 
ungemein,  zumal  die  oberen  Docks  nur  eine  geringe  Wassertiefe  haben. 
Nur  die  42  km  von  der  Londonbrücke  entfernt  liegenden  Tihurydocks 
(die  10.  Gruppe)  offnen  ihre  Tore  jederzeit  und  vermögen  allein  die  großen 
Amerikafahrer  aufzunehmen.  Diese  Docks  besitzen  ebenso  wie  die  ihnen 
zunächst  belegenen  Albertdocks  auch  außerhalb  der  Schleusen  Anlegestellen 
für  den  Personenverkehr;  beide  Gruppen  sind  mit  den  besten  inneren  Hin- 
richtungen versehen.  Dagegen  zeigen  einige  ältere  Docks  weiter  oben  am 
Strome  sehr  mangelhafte  Einrichtungen,  da  sie  den  Fortschritten  (1er  Technik 
nicht  gefolgt  sind.  Auch  viele  Speicher  entbehren  der  modernen  Ein- 
richtungen: Handwinden  und  Handkarren  sind  daselbst  vielfach  ausschließlich 
im  Gebrauche. 

Die  Verbindung  zwischen  Schiff  und  Speicher  wird  durch  die  veraltete 
Zunft  der  Watermen  wahrgenommen.  Die  Watermen's  Company  besitzt 
ein  richtiges  Monopol  für  den  Barkenverkehr  auf  der  unteren  Themse, 
dessen  Aufrechterhaltung  ihr  um  so  leichter  ist.  als  keine  Eisenbahn- 
verbindungen zwischen  den  Docks  und  den  Speichern  vorhanden  und  die 
Entfernungen  für  Frachtfuhrwerke  zu  groß  sind.  Die  Zunft  besteht  an» 
etwa  500  Meistern.  5000  Leichterfahrern  llightermen)  und  1 700  Lehrlingen 
und  ist  der  Einführung  von  Neuerungen  durchaus  abhold.  Die  Fortbewegung 
der  Leichterschiffe  überlaßt  man  den  Gezeitenströmungen  oder  hilft  tun 
Staken  nach :  Schleppdampfer  gehören  zu  den  Ausnahmen. 
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Zur  \  o r^och i c h te  der  sibirischen  Kiscnbahn.  Einer  inter- 
essanten Darstellung  der  »Köln.  Ztg.u  entnimmt  die  »Ztg.  d.  Yer.  deutsch. 
Eisenb.-Verw.«  folgendes.  Schon  Ende  des  id.  Jahrhunderts  erforschten 
kühne  Kosaken  die  unbekannten  Länder  jenseits  des  Urals  und  gelangten 
unter  Benutzung  der  großen  Ströme  mit  ihren  Schirren  allmählich  bis  an 
den  Amur.  Nach  und  nach  lernte  man  die  großen  Stromnetze  Sibiriens 
näher  kennen  und  fand  auf  ihnen  immer  bessere  und  kürzere  Verbindungen. 
Die  erste  Poststraße  von  Tjumen  nach  Irkutsk  entstand  aus  dem  Wunsche, 
schnellere  Verbindungen  zu  erhalten;  die  Flüsse  wurden  dabei  auf  »»fliegenden 
Fähren«  überschritten.  Nach  und  nach  dehnte  sich  diese  Poststraße  bis 
Wladiwostok  aus.  Aber  immer  wieder  kam  man  auf  den  Wasserweg 
zurück:  Mitte  des  ig.  Jahrhunderts  fuhr  das  erste  Dampfschiff  von  Tomsk 
bis  Tjumen  und  eroberte  sich  weitere  Gebiete.  Die  Schiffahrt  war  aber 
in  jeder  Weise  von  dem  rauhen  Klima  de>  Landes  abhängig  und  beschränkt. 
Der  erste,  der  den  Gedanken  faßte,  in  Sibirien  Eisenbahnen  zu  bauen, 
war  Murawiew,  der  Erwerber  des  Amurgebicts.  Es  kam  zu  einer  Anzahl 
kühner  Projekte,  die  aber  alle  von  der  russischen  Regierung  abgelehnt 
wurden,  da  sie  ohne  Kenntnis  der  tatsächlichen  Verhältnisse  entstanden 
waren.  Der  Gedanke,  Rußland  mit  dem  Stillen  Ozean  zu  verbinden,  trat 
zurück.  Eine  Hungersnot,  die  18Ö4  im  Uralgebiet  ausbrach,  veranlaßte  die 
Entsendung  des  Obersten  Bogdanowitsch  dorthin,  der  als  einziges  Mittel 
dagegen  den  Bau  einer  Eisenbahn  nach  Jekaterinenburg  und  Tjumen  empfahl, 
mit  einer  Fortsetzung  nach  der  chinesischen  Grenze.  Neun  Jahre  darauf 
entschloß  sich  die  Regierung,  einen  Teil  dieses  Planes  in  Gestalt  einer 
Eisenbahn  von  Perm  nach  Jekaterinenburg  zu  verwirklichen.  Die  Bahn 
wurde  im  Jahre  1878  fertiggestellt  und  1884  bis  Tjumen  erweitert.  Auch 
in  Ostsibirien  und  im  Amurgebiete  trat  der  W  unsch  nach  Eisenbahnen  auf. 
Die  Linie  Wladiwostok-Chabarowsk  wurde  gebaut,  für  weitere  Unter- 
nehmungen fehlte  das  Geld.  Die  beiden  größten  Projekte,  die  in  dieser 
Zeit  für  die  Erschließung  Sibiriens  auftauchten,  waren  die  der  Ingenieure 
Sidensner  und  Ostrowski.  Letzterer  erblickte  als  Grundlage  für  den  Bau  von 
Eisenbahnen  im  Inneren  Sibiriens  zunächst  die  Herstellung  von  Verkehrswegen 
zur  Hebung  des  Handels;  dann  erst  sollten  die  großen  Flusse  durch  Eisen- 
bahnen miteinander  verbunden  werden.  Dafür  schlug  er  drei  Linien  vor  und 
empfahl,  eine  durchgehende  transsibirische  Bahn  der  Zukunft  anheimzugeben. 

Die  von  ihm  angedeutete  Richtung  Moskau-Tscheljabinsk-Omsk-Tomsk- 
Irkutsk  ist  der  Weg,  den  bis  auf  wenige  Abweichungen  die  sibirische  Bahn 
jetzt  nimmt.  Der  Plan  Ostrowkis  kam  zwar  zunächst  nicht  zur  Ausführung, 
aber  man  fing  allmählich  in  Rußland  an.  Sibirien  mit  anderen  Augen  zu  be- 
trachten; das  russische  Eisenbahnnetz  hatte  den  Ural  bereits  an  drei  Stellen 
erreicht,  und  von  neuem  trat  der  Gedanke  auf,  in  Sibirien  eine  zusammen- 
hängende Bahnlinie  anzulegen.  Von  den  drei  in  Frage  kommenden  russischen 
Bahnen  Perm-Tjumen,  Slatoust-Mias  und  der  Linie  nach  Orenburg  ent- 
schloß man  sich,  die  Linie  Slatoust-Mias  mit  der  zu  erbauenden  sibirischen 
Hahn  zu  verbinden,  da  dies  der  kürzeste  Weg  war,  um  nach  Irkutsk  zu 
gelangen,  und  die  Linie  die  fruchtbarsten  (legenden  des  westlichen  Sibiriens 
durchzog.  Die  Linie  Slatoust-Mias  sollte  zunächst  bis  Tscheljabin<k  verlängert 
und  hier  die  zu  bauende  sibirische  Bahn  angeschlossen  werden.  Ein  kaiser- 
liches Handschreiben  vom  17.  März  i8<)i  befahl  deren  Bau.  und  der  Zare- 
ttitseh.  der  jetzige  Kaiser  Nikolaus,  tat  im  fernen  Osten  den  ersten  Spatenstich. 
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Die  zweite  kanadische  Uberlandbahn  (vgl.  Archiv  v.  1903.  S.  382) 
ist,  wie  die  Herl.  Bors. -Ztg.  mitteilt,  kürzlich  vom  kanadischen  Senate  ge- 
nehmigt worden.  Die  Grand  Trunk  Pacificbahn  oder  National  Trans- 
continental  Railway.  w  ie  der  amtliche  Name  lautet,  wird  aus  drei  Abteilungen 
bestehen:  der  östlichen,  von  Moncton  (Neubraunschweig)  bis  Winnipeg,  der 
Prairieabteilung  von  Winnipeg  bis  an  den  Peace  Riverpaß,  und  der  Pacific- 
abteilung  vom  Peace  Riverpaß  bis  zur  Pacificküste  bei  Port  Simpson, 
von  wo  aus  die  Dampferlinien  nach  China,  Japan  usw.  laufen  werden. 
Port  Simpson  liegt  am  Portlandkanal.  Moncton  ist  Hauptstation  der 
staatlichen  Interkolonialbahn.  die  von  hier  sehr  gute  Verbindungen  nach 
den  Winterhafen  Halifax  und  St.  John  besitzt.  An  diese  Interkolonialbahn 
schließt  sich  nun  die  östliche  Abteilung  bis  Winnipeg  ebenfalls  als  Staats- 
bahn an,  denn  diese  etwa  1800  engl.  Meilen  lange  Strecke  baut  die 
kanadische  Regierung,  welche  sie  an  die  Grand  Trunk  Pacificbahn,  vor- 
läufig auf  50  Jahre,  verpachtet;  von  Winnipeg  bis  Port  Simpson  (an- 
nähernd 1600  engl.  Meilen)  baut  aber  letztere  selbst.  Die  neue  Pacificbahn 
geht  durchweg  in  einer  nördlicheren  Richtung  wie  die  Canadian  Pacific- 
bahn, mit  der  sie  nur  in  Winnipeg  zusammentrifft.  In  der  Provinz  Ontario, 
in  welcher  die  Canadian  Pacific  im  Lake  Superior-Distriktc  durch  öde,  un- 
bewohnte Gegenden  läuft,  führt  die  neue  Linie  durch  aller  Voraussicht 
nach  sehr  fruchtbares  Land,  scharf  an  der  Nordspitze  des  Nipigonsees 
vorbei,  nach  Manitoba  bis  Winnipeg,  von  hier  aus  in  nordwestlicher 
Richtung  durch  die  Provinzen  Assiniboia,  Saskatchewan  (Hauptstation 
Battieford),  Alberta  (Edmonton)  nach  Athabasca.  einer  Provinz,  die  als 
sehr  fruchtbar  gilt,  aber  noch  niemals  von  einer  Bahn  berührt  worden  ist; 
hier  liegt  das  als  einer  der  besten  Weizenbezirke  berühmte  Peace  Rivertal 
und  der  Peace  Riverpaß,  von  welchem  aus  dann  die  Bahn  ihren  Weg  durch 
die  Felsengebirge  in  fast  rein  westlicher  Richtung  nach  der  Pacificküste 
nimmt.  Man  hofft,  den  gesamten  Betrieb  innerhalb  fünf  Jahren  aufnehmen 
zu  können. 

Die  längste  Drahtseilbahn  und  gleichzeitig  die  höchstgelegene 
Maschinenanlage  der  Welt  wird  nach  Mitteilung  der  Köln.  Ztg.  zurzeit  in 
Argentinien  gebaut.  Sie  soll  die  Beförderung  von  Erzen  aus  dem  in  den 
Kordilleren  belegenen  Minendistrikte  Mexikana  nach  der  Eisenbahnstation 
Chilecito  der  argentinischen  Nordbahn  vermitteln,  wobei  sie  ein  Gefälle 
von  nicht  weniger  als  3536  m  bei  einer  Gesamtlänge  von  35  km  über- 
winden muß.  Von  der  Kühnheit  des  Unternehmens,  dessen  Ausführung 
in  den  Händen  einer  deutschen  Firma  liegt,  kann  man  sich  eine  Vorstellung 
machen,  wenn  man  erwägt,  daß  der  Endpunkt  der  Bahn  auf  4585  m 
Meereshöhe  liegt,  also  noch  400  m  höher  als  der  Gipfel  der  Jungfrau,  zu 
dem  bekanntlich  eine  Tunnclbahn  im  Bau  ist.  Da  auch  die  untere  Station 
noch  immer  in  104g  m  Höhe  sich  befindet,  so  ist  es  natürlich,  daß  die 
ganze  Bahnführung  mit  allen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  hat,  die  ein 
wildzerrissenes  Hochgebirge  dem  Eindringen  des  Menschen  in  seine  LJn- 
berührtheit  entgegensetzt.  Beispielsweise  ist  es  an  einzelnen  Stellen  nötig, 
die  Drahtseile,  an  denen  die  Transportwagen  laufen,  bis  zu  850m  weit 
freihängend  zu  spannen,  wobei  sich  deren  tiefster  Punkt  etwa  200  m  über 
der  Talsohle  befindet;  an  anderen  Stellen  sind  wieder  eiserne  Türme  von 
40  m  Höhe  notwendig,  um  die  Seile  in  genügender  Höhe  zu  stützen. 
Alle  Konstruktionsstücke,  die  eisernen  Pfeiler,  die  riesigen  Drahtseile,  die 
Dampfmaschinen,  kurzum  die  Bestandteile  der  ganzen  Bahnanlage,  können 
nur  auf  Maultieren  an  die  Baustelle  geschafft  werden,   was  erforderlich 
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machte,  alle  Teile  auf  ein  bestimmtes  Höchstgewicht  zu  bringen;  so  sind 
denn  auch  die  schweren  Maschinenteile,  Dampfmaschinen,  Seilscheiben, 
Pfeiler  usw.  in  kleine  Stücke  zerlegt  worden,  von  denen  keines  die 
Tragfähigkeit  eines  Lasttiers  überschritt,  um  dann  erst  an  Ort  und  Stelle 
zusammengesetzt  zu  werden.  Sämtliche  Teile  der  ganzen  Bahnanlage  sind 
in  Deutschland  angefertigt.  Ihr  Seetransport  erforderte  natürlich  beträcht- 
liche Aufwendungen;  nicht  weniger  als  16000  einzelne  Kisten  und  Ballen 
im  Gesamtgewichte  von  annähernd  2000000  kg  wurden  über  Antwerpen 
nach  dem  Hafen  von  Rosario  verschifft.  Verwendet  werden  im  ganzen 
140  km  Drahtseil,  die  einer  Strecke  von  Berlin*  bis  Magdeburg  entsprechen. 
Der  Bau  der  Bahn  ist  bereits  so  weit  vorgeschritten,  daß  die  Betriebs- 
eröffnung  der  ersten  Teilstrecke  unmittelbar  bevorsteht.  Nach  Fertigstellung 
wird  die  Anlage  imstande  sein ,  in  der  Stunde  etwa  40  000  kg  Erze  mit 
einer  Geschwindigkeit  von  2,5  m  in  der  Sekunde  zu  befördern,  wobei  alle 
45  Sekunden  ein  Wagen  von  500  kg  Inhalt  an  der  Endstation  entleert  wird. 


LITERATUR 

»Unter  dem  Zeichen  des  Verkehrs.«  Von  Otto  Jcntsch,  Kais. 
Ober -Postinspektor.  Mit  180  Abbildungen.  In  Leinwand  gebunden 
5  Mark.    (Stuttgart,  Deutsche  Verlags -Anstalt.) 

»Die  Welt  am  Ende  des  19.  Jahrhunderts  steht  unter  dem  Zeichen  des 
Verkehrs.«   Diese  Worte  Kaiser  Wilhelms  IL,  mit  denen  der  Verfasser  sein 
Buch  einleitet,  treffen  für  das  20.  Jahrhundert  in  erhöhtem  Maße  zu.  Auf 
allen  Gebieten  des  Verkehrs  sind  in  der  letzten  Zeit  Erfindungen  von  so 
weittragender  Bedeutung  gemacht  worden,  daß  die  Nachrichtenübermittelung, 
der  Reiseverkehr,  die  Beförderung  von  Gütern  zu  Wasser  und  zu  Lande 
zweifellos  Formen  annehmen  werden,  wie  man  sie  noch  vor  wenigen  Jahren 
kaum  für  möglich  geRaiten  hätte.    Breite  Schichten  der  Bevölkerung  haben 
diese  Fortschritte  mit  Interesse  verfolgt.  Technische  und  der  Unterhaltung 
gewidmete  Zeitschriften  sind  bemüht  gewesen,   sie  dem  Verständnis  ihrer 
Leser  näher  zu  bringen.    Aber  eine  zusammenfassende  Darstellung  dieser 
Errungenschaften  gab  es  unseres  Wissens  bisher  nicht.    Die  Lücke,  die 
schon  manchem  fühlbar  geworden  sein  wird,  ist  durch  das  oben  bezeichnete 
Buch  ausgefüllt  worden.    Es  bildet  den  zweiten  Band  des  von  der  Deutschen 
Verlags- Anstalt  in  Stuttgart  herausgegebenen  Sammelwerkes  »Naturwissen- 
schaft  und  Technik  in  gemeinverständlichen  Einzeldarstellungen«.  Dem 
Charakter  des  Gesamtwerkes  entspricht  die  Anordnung  des  soeben  erschienenen 
Bandes.    In  abgeschlossenen  Aufsätzen,  die  gleichwohl  den  sachlichen  Zu- 
sammenhang miteinander  bewahren,  wird  ein  umfassender  Überblick  gegeben 
über  alles,  was  an  bedeutsamen  Erfindungen  usw.  auf  den  verschiedenen 
Gebieten  des  Verkehrs  in  den  letzten  Jahren  geleistet  worden  ist.   Der  Stoff 
gliedert  sich  nach  den  Abschnitten  »Post  und  Telegraphie«.  »Telephonie«, 
"Eisenbahnen«  und  »Schiffahrt«.    Aus  der  Fülle  der  Abhandlungen  seien 
diejenigen  über  den  Schnelltelegraphen  von  Polläk  und  Viräg,  die  verschie- 
denen Svsteme  der  Funkentelegraphie,  über  Ozeantelephonie,  Lichttelephonie, 
den   Telephonographen ,    Dampfschnellbahnen,    elektrische  Schnellbahnen, 
Schwebebahnen,    Hilfszüge  bei  Eisenbahnunfällen,    die   größten  Schnell- 
dampfer der  Welt,  die  Lhiterseeboote  hervorgehoben.    Vorzügliche  Abbil- 
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'Innren  unterstützen  den  Text.  1  >ie  Darstellung'  ist  flüssig  und  gemein- 
verständlich, ohne  in  die  Flachheit  mancher  sogenannten  populärwissen- 
schaftlichen Werke  zu  verfallen,  die  dem  Leser  ein  tieferes  Eindringen  in 
die  Materie  ersparen  zu  sollen  glauben.  Im  Gegenteil,  das  Nachdenken  des 
Lesers  wird  gefordert  und  angeregt.  Wir  können  das  vornehm  ausgestattete 
Buch  jedem  empfehlen,  der  an  den  brennenden  Fragen  des  modernen  Ver- 
kehrs Anteil  nimmt. 

Post  -  Taschen -A  t  la  s  .von  Deutschland.  Nach  amtlichen  Quellen 
bearbeitet  und  herausgegeben  von  Th.  Pfuhl,  Postassistent.  Im 
Selbst verlage.  Berlin  N.  W.  21 ,  Bandelstraße  24.    Preis  2  M.  50  Pf. 

Bei  dem  von  Jahr  zu  Jahr  dichter  werdenden  Eisenbahnnetze  gestaltet 
sich  die  Leitung  der  Postsendungen  immer  schwieriger  und  die  Anforde- 
rungen an  das  Personal  hinsichtlich  der  Kenntnis  dieses  Dienstzweigs 
steigern  sich  in  gleichem  Maße.  Die  vorhandenen  amtlichen  Karten  ent- 
sprechen zwar  für  den  Dienstgebrauch  vollständig  den  Anforderungen:  sie 
können  in  den  Diensträumen  —  aufgezogen  oder  an  den  Wänden  usw. 
befestigt  —  für  den  Beamten  leicht  benutzbar  gemacht  werden.  Zum  Privat- 
gebrauche sind  sie  jedoch  teils  wegen  ihrer  Größe,  teils  wegen  der  hier- 
durch bedingten  Notwendigkeit  des  Zusammenfaltcns  nicht  recht  handlich. 
Besonders  in  den  Bahnposten  ist  für  den  Anfänger,  wenn  er  sich  mehrerer 
dieser  Karten  bedienen  will,  wegen  der  beschränkten  Raumverhältnisse  die 
Benutzung  sehr  erschwert.  Der  Gedanke,  ein  dem  erwähnten  Zweck  ent- 
sprechendes Kartenwerk  zu  scharten,  kann  daher  mit  Genugtuung  begrüßt 
werden. 

Der  Post-Taschen- Atlas  besteht  aus  24,  das  Reichs  -  Postgebiet  sowie 
Bayern  und  Württemberg  umfassenden  Karten  im  Maßstabe  von  1  :  800000. 
Die  Karten  sind  nach  dem  Muster  der  amtlichen  Postleitkarten  hergestellt. 
Sie  enthalten  sämtliche  Postanstalten,  sämtliche  Eisenbahn-  und  Landpost- 
kurse Deutschlands,  die  Landes-,  Provinz-  und  Ober-Postdirektionsbezirks- 
Grenzen.  Der  Sitz  der  Ober- Postdirektionen  und  der  Ober  -  Postämter  ist 
durch  roten  Druck  kenntlich  gemacht.  Die  Klassenunterschiede  der  Post- 
anstaltcn  werden  durch  die  Stärke  des  Druckes  gekennzeichnet.  Blaue 
Zahlen  neben  den  Eisenbahnlinien  geben  die  Fahrplannummern  der  Leithefte 
oder  des  Reichskursbuchs  an,  rote  Zahlen  die  Nummern  der  Bahnpost- 
ämter, denen  die  Beaufsichtigung  des  Dienstbetriebs  vorwiegend  übertrafen 
ist.  Trotz  des  kleinen  Maßstabs  sind  die  Karten  klar  und  ubersichtlich, 
der  Abfertigungsbeamte  kann  sich  daher  durch  einen  Blick  auf  die  auf- 
geschlagene Karte  über  die  Lage  von  Postanstalten  der  zu  bearbeitenden 
Kursstrecke  rasch  unterrichten.  Die  Ermittelung  der  genauen  Lage  ent- 
fernterer Postanstalten  erleichtert  ein  dem  Atlas  vorgeheftetes  Ortsverzeichnis. 
In  diesem  ist  bei  den  Ortsnamen  der  Ober- Postdircktionsbezirk  oder  der 
1  ^mdesteil  in  amtlicher  Abkürzung  angegeben;  dahinter  befinden  sich  die 
Nummer  der  betrettenden  Karte  und  die  Bezeichnung  des  Quadrats,  in  dem 
der  Ort  liegt.  Das  Werkchen,  das  durch  die  Einbeziehung  von  Bayern  und 
Württemberg  besonders  wertvoll  ist,  eignet  sich  wegen  seiner  Handlichkeit 
auch  zum  eingehenden  Studium  bestimmter  Leitgebiete;  es  wird  daher  so- 
wohl dem  erfahreneren  Abfertigungsbeamteu  als  auch  dem  Anfänger  gute 
Dienste  leisten.  Der  festgesetzte  Preis  ist  im  Verhältnisse  zu  dem  Gebotenen 
niedrig. 

UKHI.IN.     . .11.1.1  lKI    I>   IHK   I.H1  HS;iRlCKIKM. 
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Einrichtung  und  Betrieb  der  großen  Welthäfen  Nordwest- 
europas. 

(London,  Liverpool,  Hamburg,  Bremen,  Amsterdam,  Rotterdam,  Antwerpen  und  Havre.) 

(Schluß.) 

Liverpool  mit  seiner  Schwesterstadt  Birkenhead  hat  unter  den  von  uns 
behandelten  Häfen  die  beste  Wasserstraße,  da  der  Merseyfluß  bis  zur  Stadt 
eine  bedeutende  Tiefe  besitzt.  Umfangreiche  Haggerarbeiten  waren  nur  in 
den  neunziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  zur  Durchbrechung  der 
Sandbarre  erforderlich,  die  sich  vor  der  Flußmündung  abgelagert  hat.  Die 
ausgebaggerte  Rinne  ist  bei  Niedrigwasser  8,2  m  tief,  Schiffe  des  Suezkanal- 
maßes können  daher  zu  jeder  Zeit  in  den  Mersey  einfahren,  und  die  großen 
Amerikafahrer  mit  ihrem  Tiefgange  bis  zu  1 1  m  brauchen ,  wenn  sie  bei 
Ebbe  ankommen,  höchstens  2  bis  4  Stunden  zu  warten,  um  genügende 
Wassertiefe  anzutreffen. 

Diesen  günstigen  Verhältnissen  stehen  einige  Obelstände  entgegen.  Die 
Küste  ist  den  Seestürmen  sehr  ausgesetzt,  und  die  Gezeiten  rufen  bei  dem 
Wasserstandsunterschiede  von  durchschnittlich  8  m  eine  so  starke  Strömung 
hervor,  daß  außerhalb  der  Docks  keine  Umladevorrichtungen  angebracht 
werden  konnten. 

Es  gibt  in  Liverpool  und  Birkenhead  44  Dockgruppen  (38  auf  dem 
rechten  und  6  auf  dem  linken  Ufer)  mit  231  ha  Wasserfläche.  Die  Kais 
haben  eine  Länge  von  56  km.  Die  Lage  der  Docks  zu  dem  dicht  dahinter 
hefindlichen  Geschäftsviertel  der  Stadt  ist  die  denkbar  günstigste.  Die  Tore 
der  Docks  sind  zwar  wie  in  London  nur  zur  Flutzeit,  d.h.  etwa  zweimal 
zwei  Stunden  täglich,  geöffnet;  aber  die  günstige,  kurze  Zufuhrstraße  dos 
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Mcrsey  macht  diesen  Mangel  weniger  fühlbar  als  in  dem  vom  Meere  weit 
entfernt  liegenden  London  mit  seiner  wenig  tiefen  Wasserstraße.  Die  neuen 
Docks  sind  mit  mechanischen  Hebevorrichtungen  und  Ladeschuppen  reichlich 
ausgestattet,  weshalb  die  Abfertigung  der  Schiffe  schnell  erfolgen  kann. 

Liverpool  ist  der  zweitgrößte  Handelsplatz  Englands;  es  versorgt  das 
industrielle  Hinterland  Mittelenglands.  Manchester,  Bradford,  Leeds,  Bir- 
mingham usw..  mit  Getreide  und  überseeischen  Nahrungsmitteln  aller  Art, 
mit  Baumwolle,  Wolle  und  anderen  Rohstoffen.  Es  besitzt  zahlreiche 
Speicher,  zwischen  denen  und  den  Schiffsliegestellen  aber  nicht  Eisenbahn- 
wagen, sondern  zweiräderige  Karren  verkehren;  die  beiden  Pferde  eines 
solchen  Karrens  sind  wegen  der  engen  Straßen  hintereinander  angespannt. 
Die  Fernbahnen  haben  auf  der  Liverpooler  Seite  (am  rechten  Flußufer)  nur 
ungenügende  Hafenanschlüsse .  während  in  Birkenhead,  am  linken  Flußufer, 
die  Anschlußverhältnisse  günstig  sind. 

So  ist  Liverpool  zwar  in  vielen  Beziehungen  London  voraus,  den  fest- 
ländischen Häfen  gegenüber  aber  wegen  der  bedeutenden  (lezeitcnsch wan- 
kungen und  der  ungünstigen  Bahnanschlüsse  im  Nachteil. 

Hamburg.  Der  Hamburger  Hafen  ist  vom  Außenfeuerschiffe  117  km 
entfernt.  Die  Verwaltung  der  Hafenanlagen  liegt  -----  ebenso  wie  in  Bremen  — 
in  den  Händen  der  Stadt,  und  die  Einnahmen  und  Ausgaben  dafür  werden 
auf  den  allgemeinen  Etat  übernommen,  so  daß  die  Stcuerkraft  des  ganzen 
Staatswesens  zum  Besten  des  Hafens  in  Anspruch  genommen  werden  kann. 

Früher  war  in  harten  Wintern  das  Eis  sehr  störend;  jetzt  ist  man  in 
der  Lage,  durch  Eisbrecher  eine  stets  offene  Fahrstraße  freizuhalten.  Die 
Wassertiefe  der  bahrrinne  läßt  aber  noch  zu  wünschen  übrig,  da  die  Barre, 
die  in  der  Elbe  unterhalb  der  Stadt  bei  Blankenese  lagert,  noch  nicht  auf 
das  Tiefenmaß  des  Suczkanals  ausgebaggert  ist.  Bei  Niedrigwasser  stehen 
hier  kaum  6  m  Wassertiefc  zur  Verfügung,  so  daß  nur  die  Schiffe  des 
europäischen  Verkehrs  (deren  Tauchtiefe  weniger  als  5,5  m  beträgt)  jederzeit 
Hamburg  erreichen  können.  Auch  bei  mittlerem  Hochwasser  ist  nur  eine 
Tiefe  von  8,5  m  vorhanden;  Dampfer  mit  größerem  Tiefgange,  nämlich  die 
Riesen  des  amerikanischen  Verkehrs,  sind  deshalb  vom  Hamburger  Hafen 
ausgeschlossen  und  müssen  in  Cuxhaven  anlegen.  Diese  Verhältnisse  sind 
aber  immer  noch  bedeutend  günstiger  als  die  auf  der  Themse.  Hierzu 
kommt,  daß  in  Hamburg  der  Wasserstand  infolge  von  Ebbe  und  Flut  nur 
um  durchschnittlich  1,8  m,  an  der  Londonbrücke  aber  um  6,3  m  schwankt; 
in  Hamburg  sind  daher  keine  geschlossenen  Docks  erforderlich,  und  das 
Umladen  zwischen  Seeschiff  und  Leichterschiff  kann  in  der  offenen  Elbe 
erfolgen. 

Es  ist  in  Aussicht  genommen ,  die  Fahrrinne  in  der  Barre  so  weit  auszu- 
baggern,  daß  bei  mittlerem  Hochwasserstande  mm  (bei  Niedrigwasser  also 
rund  8  m)  vorhanden  sind;  durch  weitere  Vertiefung  dieser  Rinne  um  noch 
1  m  könnten  dann  die  Schiffe  des  Suezkanalmaßes  jederzeit  den  Hamburger 
Hafen  erreichen. 

Die  Hafenanlagen,  die  im  wesentlichen  ein  Werk  der  letzten  20  Jahre 
sind,  bestehen  aus  offenen,  stets  zugänglichen  Becken.  Das  erste  dieser 
Hafenbecken,  der  Sandhafen,  wurde  1866  eröffnet;  dann  folgte  der  benach- 
barte (irasbrookhafen.  Dabei  blieb  es.  bis  Anfang  der  achtziger  Jahre  der 
Anschluß  Hamburgs  an  das  deutsche  Zollgebiet  eine  gänzliche  L'mwälzung 
der  Hafenverhältnisse  hervorrief.  Das  ganze  Hafengebiet  verblieb  außerhalb 
des  Zollgebiets,  so  daß  die  Seeschiffe  und  die  nicht  für  das  Inland  bestimmten 
Waren  ohne  Zollkontrolle  den  Hafen  betreten  und  wieder  verlassen  können. 
Für  den  Binnenverkehr  ist  auf  dem   rechten  Elbufer  der  »Zollkanal«  um 
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den  Freihafen  herumgeführt  worden;  zwischen  dem  Zollamt  und  dem  Hafen 
läuft  die  Zollgrenze,  weshalb  zwischen  der  Stadt  und  dem  Hinterlande, 
nicht  aber  zwischen  der  Stadt  und  dem  Hafengebiet,  ein  zollfreier  Ver- 
kehr stattfindet.  Die  Kosten  des  Zollanschlusses  betrugen  bis  Ende  t  Sc) i 
134*4  Millionen  Mark,  wovon  das  Reich  40  Millionen  gezahlt  hat. 

Die  Seehafenbecken  hatten  Anfang  IQ03  zusammen  136,.'  ha  Wasser- 
fläche mit  14,3  km  Kailänge,  die  Binnenschiffshäfen  49,2  ha  Wasserfläche. 
Durch  die  am  20.  Juni  1903  eröffneten  neuen  Becken  auf  dem  Kuhwärder 
werden  die  früheren  Klagen  über  Raummangel  des  Hafens  voraussichtlich 
für  einige  Zeit  beseitigt  sein.  Die  Gesamtfläche  der  Seeschiff-  und  Fluß- 
schiff-Hafenanlagen  beträgt  jetzt  nach  einer  Mitteilung  der  Zeitschrift 
»Hansa«  326  ha. 

Alle  Betriebseinrichtungen  in  den  Becken  und  auf  den  Kais  sind  von 
großer  Zweckmäßigkeit  und  dem  Stande  der  Technik  entsprechend,  so  daß 
das  Ladegeschäft  in  kürzester  Zeit  ausgeführt  werden  kann.  Auf  den 
breiten  Kaistraßen  befinden  sich  zwei  Eisenbahngleise,  dann  folgen  weite, 
luftige,  helle  Schuppen  und  hinter  diesen  wieder  mehrere  (4  bis  b)  Eisen- 
bahngleise. Diese  Anordnung  gestattet  den  unmittelbaren  Güteraustausch 
zwischen  Seeschiff  und  Eisenbahn  nicht  nur  bei  ganzen  Schiffsladungen,  wo 
kein  Sortieren  nach  verschiedenen  Richtungen  erforderlich  ist,  sondern  auch 
bei  Waren,  die  erst  in  den  Ladeschuppen  sortiert  werden  müssen.  Es  ist 
das  um  so  wichtiger,  als  sich  der  Hamburger  Verkehr  immer  mehr  zum 
unmittelbaren  Umschlag,  namentlich  der  schweren  Massengüter,  entwickelt, 
wogegen  der  Eigenhandel  der  Stadt  und  die  damit  verbundene  Lagerung 
der  Güter  in  den  Speichern  mehr  auf  die  wirtvolleren  Waren  (Kaffee  und 
tlergl.)  beschränkt  bleibt.  In  gleicher  Weise  wie  zwischen  Seeschiff  und 
Eisenbahn  sind  auch  für  den  Güterumschlag  zwischen  Seeschiff  und  Binnen- 
schiff zweckmäßige  Einrichtungen  vorhanden. 

Für  den  Bau  und  Betrieb  der  im  Freihafenbezirke  befindlichen  Speicher 
ist  1885  die  »Freihafen-Lagerhausgcsellschaft«  gegründet  worden,  die  zwar 
in  gewissem  Grade  der  staatlichen  Aufsicht  unterliegt,  in  ihrem  geschäft- 
lichen Gebahren  aber  selbständig  ist.  Die  Verbindung  der  Schiffsliegestellen 
mit  den  Speichern  erfolgt  fast  ausschließlich  auf  dem  Wasserwege;  doch 
werden  im  Gegensatze  zu  London  vielfach  Schleppdampfer  zum  Ziehen  der 
Kähne  verwendet. 

Bremen  und  Bremerhaven.  Bremen  ist  wegen  der  ungünstigen 
Wasserverhältnisse  der  Weser  Hamburg  gegenüber  sehr  im  Nachteil,  weshalb 
der  bremische  Staat  schon  im  Jahre  1827  durch  den  Ankauf  des  Gebiets 
von  Bremerhaven  Vorsorge  für  einen  Großschiffahrtshafen  getroffen  hatte. 
Die  Entfernung  Bremens  vom  Außenfeuerschiffe  beträgt  124  km,  während 
Bremerhaven  nur  56  km  davon  entfernt  liegt.  Zwischen  Bremen  und 
Bremerhaven  ist  die  68  km  lange  Fahrstraße  mit  großen  Kosten  so  weit 
vertieft  worden,  daß  bei  mittlerem  Hochwasser  5,5  m  vorhanden  sind  und 
Schiffe  des  europäischen  Verkehrs  bis  Bremen  gelangen  können.  Aber  auch 
Bremerhaven  ist  nicht  ohne  Hindernisse  erreichbar.  Unterhalb  dieses  Hafens 
ziehen  sich  zwei  Barren,  18  km  voneinander  entfernt,  durch  den  Fluß,  die 
von  den  Amerikafahrern  der  größten  Art  nur  kurze  Zeit  vor  und  nach 
Hochwasser  gekreuzt  werden  können.  Die  Arbeiten  zur  Vertiefung  dieser 
Fahrstraße  sind  im  Gange. 

Die  Hafenanlagen  in  Bremen  umfassen  34  ha  Wasserfläche  und  8  km 
Kailänge,  in  Bremerhaven  36  ha  und  6,5  km.  Im  Bau  befinden  sich  in 
Bremen  weitere  Anlagen,  die  46  ha  Wasserfläche  und  50  km  Kailänge  haben 
werden.     Während  in  Hamburg  die  Elbe  selbst  in  das  Freihafengebiet  ein- 
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bezogen  ist,  hat  man  in  Bremen  die  Weser  davon  ausgeschlossen  und  die 
Hafenbecken  auf  dem  rechten  Weserufer  ganz  neu  ausgehoben.  Die  Hafen- 
anlagen Bremerhavens,  deren  bedeutendste  der  Kaiserhafen  ist,  sind  ebenfalls 
im  Zollauslande  geblieben.  In  Bremen  sind  die  Hafenbecken  offen  und 
ohne  Schleusen,  in  Bremerhaven  dagegen  hat  die  Fluthöhe  von  3,3  m  die 
Einfügung  von  Schleusen  veranlaßt.  Für  den  Post-  und  Personenverkehr 
ist  vor  der  großen,  sehr  geräumigen  Schleuse  des  Kaiserhafens  ein  beson- 
derer Personenkai  angelegt. 

Der  Hafenbetrieb  ist  in  Bremen  und  Bremerhaven  verschieden:  dort 
überwiegt  der  Verkehr  zwischen  Schiff  und  Lagerspeicher,  hier  dagegen  der 
zwischen  Seeschiff  und  Leichter f ahrzeug.  Die  Leichterschiffe  vermitteln  den 
Güteraustausch  zwischen  den  beiden  Häfen.  Wegen  dieser  Verschiedenheit 
der  Betriebsverhältnisse  sind  auch  die  Hafeneinrichtungen  verschieden. 
Bremen  besitzt  die  vollkommensten  mechanischen  Ladevorrichtungen,  während 
man  in  Bremerhaven  mit  einigen  Kränen  und  wenigen  Schuppen  auskommt; 
doch  findet  man  daselbst  auch  verschiedene,  von  den  Reedereien  selbst 
beschaffte  Ladevorrichtungen  für  besondere  Zwecke,  namentlich  Getreide- 
Elevatoren.  Ein  Petroleumhafen  befindet  sich  in  Geestemünde,  dem  preußi- 
schen Nachbarorte  Bremerhavens.  Erwähnenswert  ist  das  in  den  Jahren 
1897  bis  1899  vom  Staate  angelegte  große  Trockendock  im  Kaiserhafen, 
das  226  m  lang  und  28  m  breit  ist  und  vom  Norddeutschen  Lloyd  in  Pacht 
betrieben  wird.  Auch  die  neuen  größten  Amerikafahrer  Hamburgs  müssen 
dieses  Dock  aufsuchen,  da  Hamburg  über  keine  derartige  große  Anlage 
verfügt. 

Im  Bremer  Freibezirke  gibt  es  öffentliche,  vorzüglich  eingerichtete 
Speicher,  die  in  zwei  langen  Reihen  hinter  den  Ladeschuppen  stehen  und 
von  der  Bremer  Lagerhausgesellschaft  betrieben  werden.  Für  Schienen- 
anschluß ist  in  Bremen  und  in  Bremerhafen  reichlich  gesorgt. 

Zu  den  Kosten  des  Bremer  Zollanschlusses  hat  das  Reich  12  Millionen 
Mark  und  zum  Kaiserdock  1,8  Millionen  Mark  gezahlt,  während  der  bremische 
Staat  in  der  Zeit  von  1885  bis  1901  etwa  80  Millionen  Mark  für  seine 
Hafenanlagen  aufgewendet  hat. 

Amsterdam.  In  Amsterdam,  Rotterdam  und  Antwerpen  sorgt  der 
Staat  für  die  Fahrstraße  von  der  See  bis  zum  Hafen;  die  Herstellung  und 
Verwaltung  der  eigentlichen  Hafeneinrichtungen  ist  dagegen  Sache  der 
städtischen  Behörden.  Amsterdam  hat  eine  eigenartige  Lage  am  Ende  des 
27  km  langen  Nordseekanals.  Durch  die  Versandung  des  Zuidersees,  der 
früher  Amsterdams  Hafenwasser  war,  sah  sich  die  holländische  Regierung 
genötigt,  schon  in  den  Jahren  181  g  bis  1825  einen  besonderen  See- 
schiffahrtskanal zu  bauen.  Der  damaligen  Hauptverkehrsrichtung  ent- 
sprechend war  er  nach  Norden  gerichtet;  er  hatte  5,5  m  Tiefe  und  war 
80. .,  km  lang.  Die  jetzige,  nach  Westen  gerichtete,  wesentlich  kürzere 
Wasserstraße  Amsterdams  ist  seit  1876  im  Betrieb  und  hatte  anfangs  7.7  m 
Wassertiefe,  die  aber  1890  bis  1896  auf  9  m  gebracht  wurde  und  gegen- 
wärtig auf  10.;  m  vergrößert  wird.  Eine  Schleuse  bei  Jjmuiden  an  der 
Nordsee  schützt  den  Kanal  gegen  den  Gezcitenwechsel.  Die  Schleuse  wird 
jetzt  vergrößert,  auch  verbreitert  man  den  Kanal  und  die  Brückenöffnungen. 
Nach  Fertigstellung  dieser  Arbeiten  wird  Amsterdam  eine  sehr  günstige 
Stellung  unter  den  europäischen  Häfen  einnehmen,  weil  es  dann  auf  einer 
vorzüglichen,  durch  eine  Flutschleuse  geschützten  Wasserstraße  durch  alle 
Schiffe  —  abgesehen  von  den  allergrößten  Riesen  des  deutsch-amerikanischen 
und  englisch  amerikanischen  Verkehrs  -  erreicht  werden  kann.  Auf  eine 
Kanalabgabe  hat  der  Staat  verzichtet. 
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Der  Amsterdamer  Seehafen  hat  157,5  ha  Wasserfläche  und  6100  m  Kai- 
lange, von  denen  der  weitaus  größte  Teil  allen  Schiffen  frei  zugänglich  ist. 
welche  den  Nordseekanal  befahren  können.  Für  den  Umschlagverkehr 
zwischen  Seeschiff  und  Binnenschiff  ist  in  den  älteren  Liegebecken  eine 
große  Anzahl  Üukdalben  vorhanden;  die  neueren  Becken  sind  auf  ihren 
festen  Kais  mit  elektrischen  und  hydraulischen  Kränen,  mit  Kohlenstürzcrn 
und  anderen  modernen  Ladevorrichtungen  versehen.  Neue,  gut  eingerichtete 
Speicher  findet  man  am  Hafen;  dagegen  entsprechen  die  im  Innern  der 
Stadt  an  den  zahllosen  Grachten  (Wasseradern)  gelegenen  alten  Speicher 
nicht  mehr  den  heutigen  Anforderungen.  Zwischen  Seeschiff  und  Speicher 
verkehren  dieselben  Kähne,  welche  man  auf  dem  holländischen  Kanalnetz 
antrifft.  Vielfach  ist  man  auch  zum  Dampfschleppbetrieb  übergegangen. 
Da  auch  für  genügenden  Eisenbahnanschluß  der  Kais  gesorgt  ist.  so 
muß  anerkannt  werden,  daß  Amsterdam  sich  auf  der  Höhe  der  Neuzeit 
erhalten  hat. 

Rotterdam  liegt  74  km  vom  Außen feuerschi ff  entfernt.  Seine  Fahrstraße 
hat  im  Laufe  des  vorigen  Jahrhunderts  mehrfach  gewechselt.  Mit  großen 
Kosten  ist  in  neuerer  Zeit  durch  den  Durchstich  des  Hock  van  Holland  in 
der  Neuen  Maas  eine  Fahrstraße  gewonnen  worden,  die  auch  an  der  flachsten 
Stelle  bei  Niedrigwasser  eine  Tiefe  von  7,7  m,  bei  Hochwasser  eine  solche 
von  9  m  hat,  so  daß  die  Schiffe  des  Suezkanalmaßes  bis  zur  Stadt  vorzu- 
dringen vermögen.  Die  Aufwendungen  für  diesen  neuen  Wasserweg  haben 
61.7  Millionen  Mark  betragen. 

In  Rotterdam  ist  der  Umschlagverkehr,  d.  h.  der  unmittelbare  Güteraus- 
tausch zwischen  Seeschiff  und  Flußschiff,  von  besonderer  Bedeutung,  dem 
gegenüber  der  Eigenhandel  des  Platzes  und  die  Einlagerung  der  Waren 
sehr  zurücktreten.  Man  hat  daher  in  den  freien  Strom  Ankerbojen  gelegt 
und  in  den  Hafenbecken  Dukdalben  eingerammt,  an  denen  sich  die  Schiffe 
festmachen  können,  während  Flußkähne  an  beiden  Schiffsseiten  Ladung 
nehmen  und  bringen. 

Die  Hafenanlagen  umfassen  —  abgesehen  von  der  Fläche  des  freien 
Stromes  —  124  ha  Wasserfläche  und  30  km  Kailänge;  weitere  38  ha  Wasser- 
fläche werden  durch  den  im  Bau  befindlichen  Maashafen  hinzugefügt. 
Zwischen  den  Speichern  der  Stadt  und  dem  auf  dem  gegenüberliegenden 
F"lußufer  untergebrachten  Seehafen  vermitteln  Leichterschiffe  den  Verkehr. 
Die  technischen  Einrichtungen  des  Hafens  entsprechen  den  heutigen  An- 
forderungen, so  daß  auch  Rotterdam  den  Wettkampf  mit  den  übrigen 
Häfen  aufzunehmen  vermag. 

Antwerpen.    Die  Scheide  gleicht  in  den  letzten  70  km  ihres  Laufes, 
d.  h.  von   Doel  bis  Vlissingen,  mehr  einem  Meeresarm  als  einem  Flusse 
und  trägt  dort  die  größten  Seeschiffe.    Nur  auf  der  18  km  langen  Strecke 
von  Antwerpen  bis  Doel  sind  einige  schwierige  Stellen  vorhanden,  die  man 
durch  Baggerungen  zu  verbessern  sucht.    Die  große  Flußkrümmung  dicht 
unterhalb   der   Stadt   will   die  Staatsregierung  durch   einen   8  km  langen 
Durchstich  von  Antwerpen  bis  Lillo  beseitigen;  doch  macht  die  Stadt  dagegen 
Einwendungen,  weil  sie  in  der  nördlichen  Ausdehnung  ihrer  Hafenbecken 
nicht  beschränkt  werden  will.    Bei  Hochwasser  können  die  Schiffe,  auch 
die  größten  Amerikafahrer,  bis  Antwerpen  gelangen;  bei  Niedrigwasser  ist 
dies  nur   den    Schiffen   des  europäischen  Verkehrs  möglich.    Der  durch- 
schnittliche   Unterschied  zwischen   Hoch-  und  Niedrigwasser  erreicht  die 
ansehnliche  Höhe  von  4,37  m. 

Die  Aushebung  der  ersten,   durch   eine  Schleuse  gegen  die  Wasser 
Standsschwankungen  geschützten  Hafenbecken  erfolgte  1807/08  auf  Befehl 
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Napoleons,  der  hier  einen  Hauptstützpunkt  für  seine  Kriegsflotte  zu  der 
geplanten  Überrumpelung  Knglands  schaffen  wollte.  Gegenwärtig  sind  für 
die  Seeschiffe  8  I")ockbecken  mit  64,3  ha  Wasserfläche  und  io,8  km  Kailänge 
vorhanden;  außerdem  gibt  es  am  Stromufer  in  einer  langen  Reihe  5,5  km 
Kais.  Diese  Anlagen  genügen  dem  Verkehr  nicht  mehr,  Erweiterungsbauten 
sind  aber  schon  im  Gange.  Die  Hecken  liegen  nahe  an  den  Geschäfts- 
und Speichervierteln  der  Stadt ;  nur  die  beiden  neuesten  Docks,  das  Afrika- 
nin! das  Amerikabecken .  haben  eine  entferntere  Lage  und  keine  bequeme 
Verbindung  mit  der  Stadt,  weshalb  sie  vorwiegend  für  den  reinen 
Umschlagverkehr  benutzt  werden.  Dieser  Umschlagverkehr  ist  jedoch  nicht 
so  stark  entwickelt  wie  in  Hamburg  oder  gar  in  Rotterdam;  vielmehr 
besitzt  Antwerpen  noch  einen  ausgedehnten  Kigenhandcl ,  auch  in  Massen- 
artikeln, für  den  durch  ausreichende  Lagerhäuser  in  der  Nähe  der  Dockbecken 
gesorgt  ist. 

Bemerkenswert  ist  die  eigenartige  Organisation  der  sogenannten  »Na- 
tionen«, die  in  Antwerpen  das  Ladegeschäft  und  die  Beförderung  der  Güter 
im  örtlichen  Verkehr  besorgen.  Während  anderwärts  für  jeden  Zweig  des 
Hafenbetriebs,  fiir  das  Laden  und  Loschen  der  Güter,  für  den  Wasser- 
transport zwischen  Schiff  und  Speicher,  für  die  Lagerung  in  den  Speichern, 
besondere  Unternehmer  oder  Gesellschaften  vorhanden  sind,  besorgen  die 
Nationen  von  Antwerpen  alle  diese  Geschäfte,  vom  Löschen  der  Ladung 
bis  zur  Stapelung,  ungetrennt  unter  eigener  Verantwortung.  Die  Nationen, 
von  denen  ge^en  dreißig  vorhanden  sein  sollen,  bilden  Genossenschaften; 
sie  bestehen  aus  einer  begrenzten  Anzahl  Nationenmeister  (natiebasen),  unter 
die  jeden  Morgen  die  einzelnen  Aufträge  durch  den  —  alljährlich  neu 
gewählten  Ältesten  verteilt  werden.  Die  erforderlichen  Lohnarbeiter 
werden  von  den  Meistern  frei  angeworben.  Die  Gerätschaften  (Gespanne 
usw.)  sind  Eigentum  der  Nationen.  Der  Geschäftsgewinn  wird  unter  die 
Meister  verteilt,  wobei  auch  kranke  oder  sonst  vorübergehend  erwerbs- 
unfähige Mitglieder  voll  berücksichtigt  werden.  Die  Mitgliedschaft  ist  erblich 
und  übertragbar.  Neue  Meister  werden  nur  bei  Geschäftserweiterungen 
gegen  Einzahlung  erheblicher  Summen  aufgenommen. 

Für  das  Umschlaggeschäft  zwischen  Seeschiff  und  Eisenbahn  sind  auf 
dem  Stromkai  und  auf  den  Ufern  der  Dockbecken  Gleise  vorhanden,  die 
in  zwei  Sammelbahnhöfen  zusammenlaufen. 

Ha  vre.  Bei  der  in  Frankreich  herrschenden  straffen  Zentralisation  aller 
Verwaltungen  in  den  Händen  des  Staates  sind  nicht  nur  die  Zufuhrstraßen 
der  Seehäfen ,  sondern  auch  die  Hafeneinrichtungen  selbst  der  Sorge  des 
Staates  unterstellt.  Da  bei  allen  größeren  Aufwendungen  die  Volksvertretung 
mitzusprechen  hat.  so  ergeben  sich  wegen  der  darin  vertretenen  verschiedenen 
Anschauungen  und  bei  der  Schwerfälligkeit  der  parlamentarischen  Maschine 
manche  Schwierigkeiten,  die  der  schnellen  Entwickelung  eines  Seehafens 
nicht  förderlich  sind.  Hierzu  kommt,  daß  die  Lage  des  Hafens  von  Havre 
sehr  ungünstig  ist;  er  öffnet  sich  nach  der  stets  versandeten  Seine,  und  bei 
tauben  Fluten  (Nippfluten)  können  nicht  einmal  Schiffe  mit  7  m  Tiefgang 
den  Hafen  erreichen. 

Die  Hafenbecken  haben  zusammen  zwar  77. -<k  ha  Wasserfläche  mit  13  km 
Kailänge,  wozu  noch  der  gegen  Ebbe  und  Flut  nicht  geschützte  Vorhafen 
mit  20,;  ha  Wasserfläche  und  2  km  Kailänge  kommt;  aber  für  die  Schiffe 
der  großen  Fahrt  sind  nur  drei  Becken  tief  genug,  die  bei  einer  Wasserfläche 
von  zusammen  4J0  ha  die  ganz  unzureichende  Kailänge  von  nur  4,34  km 
haben.  Einzelne  Becken  haben  auch  keine  bequemen  Zugänge,  sondern  sind 
in  ihrem  Verkehr  von  anderen  abhängig.    Aus  allen  diesen  Ursachen  hat 
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Havre  am  Weltverkehr,  namentlich  am  großen  amerikanischen  Verkehr, 
nicht  denjenigen  Anteil,  der  ihm  vermöge  seiner  geographischen  Lage 
zukommen  müßte.  Die  Ausstattung  des  Hafens  mit  Kränen  und  anderen 
Hebevorrichtungen,  mit  leichten,  bequem  zugänglichen  Absatzschuppen  und 
dergl.  entspricht  den  Anforderungen  der  Neuzeit.  Auch  Eisenbahn  Anschluß- 
gleise  sind  reichlich  vorhanden;  dagegen  läßt  die  Verbindung  mit  dem 
Tarcaville-Kanal,  welcher  der  Binnenschiffahrt  nach  dem  Hinterlande  dient, 
manches  zu  wünschen  übrig. 

Gegenwärtig  arbeitet  man  an  der  Verbesserung  der  Fahrstraße,  die  nach 
ihrer  Fertigstellung  im  Jahre  1905  oder  1906  den  größten  Amerikafahrern 
bei  Flut  die  Einfahrt  ermöglichen  soll. 

Zum  Schluß  mögen  noch  einige  Angaben  über  die  Zollaufsicht  in  den 
vorstehend  behandelten  Häfen,  über  die  regelmäßigen  Dampfschi ffverbindungen 
und  die  modernen  Schiffsverbände  (Trusts)  hier  Platz  finden. 

Zollaufsicht.  Hamburg  und  Bremen  werden  von  der  Zollaufsicht  am 
wenigsten  belästigt;  in  diesen  beiden  Häfen  merkt  der  Seeverkehr  von  dem 
Vorhandensein  einer  Zollgrenze  so  gut  wie  gar  nichts,  da  sich  die  Hafen- 
anlagen  außerhalb  des  deutschen  Zollgebiets  befinden  und  die  Güter  nur 
beim  Uberschreiten  der  Grenze  des  Hafens  der  Zollkontrolle  unterliegen. 
Hamburg  ist  Freihafen,  Bremen  nur  Freibezirk.  Der  Unterschied  besteht 
darin,  daß  im  Freibezirk  keine  industriellen  Anlagen  zugelassen  sind,  sondern 
nur  das  Ein-  und  Ausladen  der  zollpflichtigen  Güter,  deren  Lagerung, 
Neuverpackung  und  Mischung  ohne  Zollkontrolle  stattfindet,  während  im 
Freihafen  außerdem  auch  eine  Verarbeitung  der  Güter  zulässig  ist ,  so  daß 
auch  industrielle  Betriebe  im  Hafengebiet  errichtet  werden  dürfen.  In 
Wirklichkeit  hat  man  in  Hamburg  von  dieser  Befugnis  bisher  wenig  Ge- 
brauch gemacht.  Zwischen  der  Seeküste  und  den  Häfen  wird  auf  den  ein- 
und  ausfahrenden  Schiffen  die  Zollaufsicht  durch  die  Lootsen  ausgeübt,  die 
vom  Staate  bestellt  sind  und  die  Befugnisse  der  Steueraufseher  haben.  Die 
Schiffe  verkehren  daher  Tag  und  Nacht,  ohne  durch  irgend  welche  Zoll- 
vorschriften beschränkt  zu  sein. 

Weit  ungünstiger  liegen  die  Verhältnisse  in  England ,  das  zwar  dem 
Freihandel  mehr  huldigt  als  andere  Länder,  aber  wegen  verschiedener 
Finanzzölle  die  ein-  und  ausfahrenden  Seeschiffe  sowie  das  Ladegeschäft 
und  die  Beförderung  nach  den  Zollagerhäuscrn  unter  Zollkontrolle  stellt. 
Diese  \vrürde  noch  leicht  zu  ertragen  sein,  wenn  sie  sich  einigermaßen  den 
Bedürfnissen  des  Verkehrs  anpaßte,  was  jedoch  keineswegs  der  Fall  ist. 
Besonders  schwer  wird  in  London  und  Liverpool  empfunden,  daß  in  den 
Docks  von  6  Uhr  abends  bis  6  Uhr  morgens  jede  Arbeit,  selbst  die 
Beförderung  leicht  verderblicher  Waren,  ruhen  muß.  weil  in  dieser  Zeit 
die  Zollbeamten  keinen  Dienst  verrichten,  und  daß  selbst  von  6  bis  9  I  hr 
morgens  und  von  4  bis  6  Uhr  nachmittags  für  die  Gewährung  der  Zoll- 
aufsicht besondere,  den  Beamten  zufallende  Gebühren  gezahlt  werden  müssen. 

In  den  holländischen  Häfen  wird  die  Zollaufsicht  sehr  nachsichtig  ge- 
handhabt; sie  macht  sich  dort  fast  ebenso  wenig  bemerkbar  wie  in  Bremen 
und  Hamburg".  In  Antwerpen,  aber  und  noch  mehr  in  Havre  ist  die  Zoll- 
kontrolle wieder  recht  störend,  wenn  auch  nicht  in  dem  Maße  wie  in  den 
englischen  Häfen. 

Die  regelmäßigen  Dampferverbindungen  dienen  hauptsächlich 
dem  Personen-  und  Postverkehr  und  zur  Beförderung  wertvoller  Industrie- 
rzeugnisse;  die  freie,  keine  festen  Abfahrts-  und  Ankunftszeiten  einhaltende 
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Schiffahrt  dagegen  befördert  meist  Rohstoffe  und  Massengüter,  deren  Ver- 
sand oft  an  gewisse  Zeiten  des  Jahres  gebunden  ist.  So  z.  B.  strömt  nach 
der  nordamerikanischen  Ernte  das  Getreide  nach  der  Küste,  und  es  stellen 
sich  dann  daselbst  zahlreiche  Schiffe  ein,  die  sich  sonst  nicht  blicken  lassen. 
Da  Rohstoffe  und  Massenguter  weit  mehr  nach  Europa  gebracht  als  von 
da  ausgeführt  werden,  so  ergibt  sich,  daß  die  freie  Schiffahrt  zwar  in  der 
Richtung  nach  Europa  reichliche  Beschäftigung  findet,  in  der  umgekehrten 
Richtung  aber  oft  Mangel  an  Ladung  hat. 

Die  regelmäßige  Schiffahrt  ist  die  hauptsächlichste  Vermittlerin  der  euro- 
päischen Ausfuhr  und  daher  für  die  heimische  Industrie  besonders  wichtig. 
Sie  trägt  auch  zur  weiteren  Hebung  des  Verkehrs  bei;  denn  es  ist  selbst- 
verständlich, daß,  je  zahlreicher  und  sicherer  die  Beförderungsgelegenheiten 
eines  Hafens  sind,  desto  mehr  Anziehungskraft  dieser  auf  Reisende  und 
Güter  ausübt  und  daß  durch  die  Einrichtung  regelmäßiger  Dampferfahrten 
nach  wenig  entwickelten  Ländern  (z.  B.  nach  Ostasien)  der  Gesamtverkehr 
mit  solchen  Ländern  gehoben  wird. 

Am  wichtigsten  ist  der  Einfluß,  den  die  regelmäßigen  Dampferfahrten 
auf  die  Handelsorganisation,  von  der  wir  schon  oben  sprachen,  ausgeübt 
hat.  Solange  diese  Eahrten  fehlten,  konnte  der  Zwischenhandel  der 
Hafenorte,  vor  allem  der  Londoner,  seinen  Platz  behaupten;  die  aus  dem 
Kontinent  nach  London  gebrachten  W  aren  wurden  dort  vielfach  umgepackt 
und  unter  englischer  Aufschrift  weitergesandt.  Die  Ausschaltung  dieses 
Zwischenhandels  wurde  erst  möglich,  als  zu  dem  Netze  des  internationalen 
regelmäßigen  Beförderungsdienstes  die  feststehenden  Dampferlinien  hinzu- 
traten. 

Eine  besondere  Stellung  nehmen  die  Post  dampf  er  und  unter  diesen 
wieder  die  Schnelldampfer  ein.  die  sich  an  Großartigkeit  der  Ausstattung 
und  an  Schnelligkeit  gegenseitig  zu  überbieten  suchen.  Bei  ihnen  tritt  die 
Güterbeförderung  fast  ganz  zurück;  alles  ist  auf  die  schnelle  Beförderung 
der  Post  und  der  Reisenden  berechnet.  Während  die  Frachtdampfer  nur 
mit  einer  Geschwindigkeit  von  8  bis  1 1  Knoten  verkehren,  fahren  die  Post- 
dampfer 12  bis  iö,  die  Schnelldampfer  16  bis  20  und  mehr  Knoten.  Die 
Bedeutung  dieser  schnell  fahrenden  Schiffe  für  den  überseeischen  Waren  - 
handel  liegt  darin,  daß  durch  die  rasche  Postbeförderung  erst  die  gewaltige 
Korrespondenz  ermöglicht  wird,  auf  der  sich  heutzutage  der  Warenhandcl 
aufhaut.  Zahllose  Briefe  und  Angebote  sind  oft  erforderlich,  ehe  geeignete 
Käufer  gefunden  werden  und  die  Waren  verfrachtet  werden  können.  Je 
schneller  die  Post  befördert  wird,  um  so  rascher  können  die  Geschäfte 
abgeschlossen  und  die  Kapitalien  umgesetzt  werden.  Von  Wichtigkeit  ist 
es  auch,  daß  der  Käufer  durch  die  Post  die  zur  Verfügung  über  die  Waren 
berechtigenden  Dokumente,  die  Konnossemente,  schon  vor  Ankunft  der 
Waren  in  die  Hände  bekommt.  Darum  ist  die  Post  auch  im  überseeischen 
Verkehr  das  belebende  Element,  dessen  Lahmlegung  sofort  den  ganzen 
Handel  ins  Stocken  bringen  würde. 

Wegen  ihrer  Wichtigkeit  werden  die  überseeischen  Dampfschiffslinien 
fast  bei  allen  schiffahrttreibenden  Nationen  durch  staatliche  Unterstützung 
gefördert.  Die  meisten  solcher  Unterstützungen  zahlt  unter  den  nord west- 
europäischen Staaten  Frankreich,  weniger  England  und  noch  weniger 
Deutschland.  Dennoch  besitzt  Deutschland  in  der  Hamburg- Amerika-Linie 
und  im  Norddeutschen  Lloyd,  die  beide  ohne  jede  staatliche  Unterstützung 
ins  Leben  getreten  sind,  die  größten  Dampfschiffsunternehmungen  der  W'clt, 
wenn  man  von  dem  neugebildeten  nordatlantischen  Schiffahrtssyndikat  ab- 
sieht, auf  welches  wir  noch  zu  sprechen  kommen. 
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Am  vielseitigsten  hat  sich  der  Hamburger  Schiffsverkehr  entwickelt. 
Von  dem  Elbhafen  aus  gehen  nach  allen  überseeischen  Gebieten,  mit  denen 
Kuropa  überhaupt  in  Verbindung  steht,  regelmäßige  Dampferfahrten  aus. 
Dasselbe  gilt  zwar  auch  von  Antwerpen;  aber  dieses  ist  hauptsächlich  nur 
Anlaufhafen  der  von  Hamburg  oder  London  ausgehenden  Linien.  London 
und  Liverpool  besitzen  zwar  ein  weit  verzweigtes,  dichtes  Netz  von  regel- 
mäßigen Dampfschiffsverbindungen;  aber  beiden  fehlt  eine  direkte  Linie 
nach  Ostafrika.  Außerdem  sind  sie  jetzt  in  ihrem  Verkehr  mit  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  auf  das  in  Amerika  gegründete  nordatlantische 
Schiffahrtssyndikat  angewiesen,  das  die  früher  selbständigen  großen  Schiff- 
fahrtsgesellschaften Englands  in  sich  aufgenommen  hat.  Bremen  hat  keine 
Linie  nach  Canada  und  der  Westküste  von  Amerika;  auch  sind  seine  Ver- 
bindungen mit  Südamerika  und  Afrika  seltener  als  die  Hamburger.  Havre 
endlich  und  noch  mehr  Amsterdam  und  Rotterdam  sind  weit  entfernt  davon, 
einen  die  Erde  umfassenden  regelmäßigen  Dampferverkehr  zu  besitzen. 

Die  Schiffsverbände.  Nur  bei  der  Beförderung  von  Massengütern, 
wie  Getreide,  Reis,  Baumwolle,  Kohle,  Salpeter  und  dergl.,  an  der  die  freie 
Schiffahrt  noch  in  erheblichem  t'm fange  beteiligt  ist,  findet  ein  unbe- 
schränkter Wettbewerb  statt.  Kei  der  der  regelmäßigen  Linienschiffahrt 
zufallenden  Beförderung  von  Personen,  hochwertigen  Industrieerzeugnissen 
und  Kolonialwaren  dagegen  haben  sich  die  Gesellschaften  längst  zu  festen 
Abmachungen  geeinigt.  Diese  bestehen  in  gemeinsamen  Preisfestsetzungen, 
oft  auch  in  der  Verteilung  der  zu  bedienenden  Häfen  und  in  Finanzgemein- 
schaften für  bestimmte  Richtungen;  ferner  in  der  Begrenzung  der  auf  die 
einzelnen  Gesellschaften  entfallenden  Zahl  von  Fahrten  und  in  der  Fest- 
setzung gemeinsamer  Fahrpläne.  Auch  Betriebsgemeinschaften  kommen  in 
der  Weise  vor,  daß  sich  eine  Gesellschaft  durch  Gestellung  von  Schiffen 
an  einer  bestimmten  Linie  einer  anderen  Gesellschaft  beteiligt. 

Zu  weitgehenden  Erörterungen  hat  ein  eigenartiger,  höchst  bedeutsamer 
Schiffs  verband  Veranlassung  gegeben,  der  im  Sommer  1902  gegründet  und 
am  I.  Januar  1903  voll  in  Wirksamkeit  getreten  ist;  wir  meinen  das  nord- 
atlantische Schiffahrtssyndikat.  Unter  Führung  des  amerikanischen  Trust- 
gründers Pierpont  Morgan  bildete  sich  mit  einem  Aktien-  und  Obligationen- 
kapital von  135  Millionen  Dollars  eine  amerikanische  Finanzgesellschaft,  die 
von  fast  allen  Schiffslinien  zwischen  England  und  New  York  die  Mehrheit 
der  Aktien  erwarb  und  sich  dadurch  einen  maßgebenden  Einfluß  auf  die 
Leitung  der  Unternehmungen  sicherte.  Die  beiden  großen  deutschen  Gesell- 
schaften, deren  Aktien  nicht  in  wenigen  Händen  vereinigt,  sondern  im  großen 
Publikum  verstreut  und  daher  nicht  so  leicht  aufzukaufen  sind,  verstanden 
es,  ihre  Selbständigkeit  zu  bewahren;  doch  traten  sie  mit  der  amerikanischen 
Finanzgesellschaft  in  ein  enges  Vertragsverhältnis  zur  Abgrenzung  der  beider- 
seitigen Geschäftssphären  und  zur  Durchführung  einer  gemeinsamen  Betriebs- 
politik. Ob  das  gewaltige  Unternehmen,  das  sich  selbst  »International 
Mercantile  Marine  Company«  nennt,  von  Bestand  sein  wird,  muß  die  Zeit 
lehren;  es  wird  behauptet,  daß  der  Schiffsbestand  viel  zu  teuer  bezahlt 
worden  sei,  als  daß  eine  gewinnbringende  Geschäftsführung  möglich  wäre. 

Eine  Gefahr  für  die  Allgemeinheit  ist  in  der  Bildung  solcher  Kartelle 
nicht  vorhanden;  denn  da  der  Seeweg,  im  Gegensatze  zu  den  Schienenstraßen 
des  Festlandes,  jedermann  offen  steht,  so  müssen  die  Gesellschaften  stets 
mit  der  Konkurrenz  der  freien  Schiffahrt  rechnen  und  sich  vor  übertriebenen 
Frachtsteigerungen  hüten. 
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Das  Postwesen  in  Dänemark  von  1711  bis  I8O8. 

Der  Postmeister  Fr.  Olsen  in  Thisted  hat  mit  außerordentlichem  Fleiß 
und  hervorragender  Sachkenntnis  unter  Zurückgehen  auf  die  ältesten  Ur- 
kunden eine  geschichtliche  Darstellung  der  Entwickelung  des  dänischen  Post 
wesens  als  Staatseinrichtung  verfaßt,  die  mit  dem  Übergange  der  Post  auf 
den  Staat  im  Jahre  171 1  beginnt  und  mit  dem  Tode  König  Christians  VII. 
im  Jahre  1808  endet.  Er  veröffentlicht  das  Ergebnis  seiner  Forschungen 
in  einem  verdienstvollen  Werke  »Postvsescnct  i  Danmark  som  Statsinstitution 
indtil  Christian  Yll.  Död«  (Kopenhagen.  Verlag  von  J.  Frimodt),  das  für 
unsere  Leser  um  so  mehr  Interesse  bietet,  als  es  die  Geschichte  des  Post- 
wesens in  der  Provinz  Schleswig-Holstein  mit  umfaßt.  Wir  entnehmen  dem 
reichen  Inhalte  die  nachstehenden  Angaben,  indem  wir  uns  der  vom  Ver- 
fasser gewählten  Dreiteilung  des  Stoffes  anschließen,  nämlich  I.  von  1711 
bis  1746,  II.  von  1747  bis  1771  und  III.  von  1772  bis  1808. 

I. 

Das  dänische  Postwesen  war  bis  1653  Staatsanstalt  gewesen  und  dem- 
nächst für  eine  Summe  von  1200  Talern*)  der  Familie  Gyldenlöve  als  liehen 
übertragen  worden.  Nach  dem  Tode  des  letzten  Inhabers  im  Jahre  1703 
beschloß  König  Friedrich  IV.,  die  Post  wieder  in  den  Betrieb  des  Staates 
zu  übernehmen.  Hierbei  waren  lediglich  fiskalische  Gründe  ausschlaggebend, 
da  die  Post  schon  einen  Reingewinn  von  25  000  Talent  jährlich  abwarf. 
Die  Verhandlungen  mit  der  Witwe  Gvldenlöves  führten  zu  dem  Ergebnis, 
daß  die  Post  ihr  auf  weitere  8  Jahre  belassen,  sodann  aber  gegen  eine  ein- 
malige Abfindung  von  12  000  Talern  und  eine  jährliche  Rente  von  4000  Talern 
auf  den  Staat  übernommen  werden  sollte.  Die  Rente  war  später  an  ihren 
ältesten  Sohn  zahlbar. 

Am  17.  Oktober  1711  übernahm  das  neu  errichtete  General  -  Postam  t 
die  Leitung  des  Postwesens.  Es  bestand  zunächst  aus  drei,  von  1714  ab 
nur  aus  zwei  Direktoren,  war  dem  König  direkt  unterstellt  und  sandte 
seine  Berichte  unmittelbar  an  die  Person  des  Königs  ein.  Die  königlichen 
Entschließungen  gingen  dem  General-Postamt  indes  durch  Vermittelung  der 
dänischen,  hinsichtlich  der  Herzogtümer  Schleswig-Holstein  der  deutschen 
Kanzlei  zu.  1  >ie  Befugnisse  der  Direktoren  waren  außerordentlich  beschränkt, 
da  der  König  sich  auch  in  Einzelheiten  die  Entscheidung  vorbehielt.  Selbst 
bei  der  Beschaffung  neuer  oder  der  Ausbesserung  alter  Felleisen  bedurfte 
es  eines  königlichen  Erlasses.  Von  1712  ab  stand  dem  General-Postamt 
ein  Ober-Postkontrolleur  für  Dänemark  zur  Seite,  der  aber  den  Direktoren 
nicht  unterstellt  war,  sondern  unmittelbar  an  den  König  berichtete.  Er 
erhielt  später  den  Titel  »Postinspektor«  und  im  Jahre  1710  Sitz  und  Stimme 
im  General-Postamt. 

Nähere  Anweisungen  über  das  Postwesen  ergingen  im  Jahre  17 14.  Die 
Postmeister  hatten  vierteljahrlich  Rechnung  zu  legen  und  aus  Seeland  und 
Fühnen  2  Wochen,  aus  Jütland  3  Wochen,  aus  Schleswig-Holstein  4  Wochen 
nach  dem  Vierteljahrsschlusse  die  Überschüsse  einzusenden.  Eine  Uber- 
schreitung  dieser  Fristen  war  mit  Geldstrafen  von  100  Talern  bedroht.  Der 
Verlust  eines  Briefes  wurde  mit  10  Talern  bestraft.  Für  Portohinter- 
ziehungen war  die  Strafe  im  ersten  Falle  auf  4  Taler,  im  Wiederholungs- 
falle auf  den  doppelten  Betrag  festgesetzt.    Der  Postinspektor  mußte  jedes 

*)  1  Taler  rund  3  Kronen  20  Örc.    1  Mark  =  16  Schilling  =  53V»  öre. 
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Postamt  jährlich  zweimal  revidieren,  nebenbei  hatte  er  von  17 13  ab  die 
Leitung  des  Postamts  in  Kopenhagen. 

Mit  dem  Briefgeheimnis  war  es  schlecht  bestellt.  Ks  gehörte  zu  den 
dienstlichen  Obliegenheiten  des  Postinspektors,  Briete  zu  öffnen,  um  in  ge- 
wissen, namentlich  politischen  Fällen  über  bestimmte  Personen  Aufschluß 
zu  erhalten.  Durch  königlichen  Erlaß  war  es  ausdrücklich  verboten,  wegen 
derartiger  Handlungen  gegen  den  Postinspektor  den  Klageweg  zu  beschreiten. 

Anfang  1720  wurde  auch  das  norwegische  Postwesen  verstaatlicht 
und  dem  General  -  Postamt  unterstellt  ,  die  Verwaltung  war  aber  in  allen 
Zweigen  von  dem  dänischen  Postwesen  getrennt.  Der  Vorsteher  des  nor- 
wegischen Postamts  in  Kopenhagen  war  zugleich  norwegischer  Postinspektor 
und  Rechnungsführer  für  die  norwegische  Postkasse,  die  von  den  ge- 
meinsamen Verwaltungsausgaben  ein  Fünftel  zu  tragen  hatte. 

Der  Geschäftsbetrieb  des  General-Postamts  scheint  anfänglich  viel  zu 
wünschen  übrig  gelassen  zu  haben .  insbesondere  blieb  die  Prüfung  der 
Rechnungen  der  Postämter  erheblich  im  Rückstände.  Im  Jahre  17 18  hatte 
man  die  Rechnungen  nur  bis  17 14  erledigt.  Auch  eine  Vermehrung  der 
Revisoren  brachte  nur  wenig  Wandel,  denn  als  im  Jahre  1728  bei  dem 
großen  Brande  in  Kopenhagen  das  General-Postamt  und  der  größere  'Peil 
der  Rechnungen  in  Flammen  aufging,  war  man  nur  bis  1718  gediehen. 

Die  Briefsendungen  wurden  mit  den  »reitenden«  Posten  befördert. 
Damit  ist  aber  nicht  gesagt,  daß  die  Beförderung  immer  zu  Pferde  statt- 
fand, als  »reitende«  Post  wurde  vielmehr  jede  Postverbindung  bezeichnet, 
die  dem  Briefversand  diente,  auch  dann,  wenn  der  Bote  zu  Fuß  ging.  Das 
Gegenteil  waren  die  »fahrenden«  Posten,  die  den  Personen-,  Paket- 
und  Geldverkehr  vermittelten,  mit  den  Postanstalten  aber  im  allgemeinen 
gar  keine  Befassung  hatten,  sondern  lediglich  Privatunternehmungen  waren. 
Nur  nach  dem  südlichen  Teile  der  Insel  Seeland,  sowie  nach  Laaland  und 
Falstcr  bediente  sich  die  Postverwaltung  der  fahrenden  Post  zur  Brief- 
beförderung, weil  nach  diesen  verkehrsarmen  Gebietsteilen  reitende  Posten 
nicht  unterhalten  wurden.  Im  übrigen  übte  die  Postverwaltung  über  die 
fahrenden  Posten  nur  eine  gewisse  Kontrolle  aus,  namentlich  hinsichtlich 
der  Taxen. 

Die  reitenden  Posten  zerfielen  in  Haupt-  und  Nebenposten.  Die  Haupt- 
posten  verkehrten  für  Rechnung  der  Postverwaltung  auf  den  großen  Routen, 
an  denen  Haupt-Postämter  lagen,  d.  h.  solche  Postämter,  die  selb- 
ständig Rechnung  legten.  Ihre  Vorsteher  waren  im  allgem.  Beamte  mit  festem 
Gehalt.  In  Hamburg  und  Helsingör  erhielten  die  Vorsteher  statt  eines  festen 
Gehalts  10  v.  H.,  in  Lübeck  25  v.  H.  der  Einnahmen.  In  Schleswig  fielen 
dem  Postmeister  sämtliche  Gebühren  zu,  er  hatte  aber  davon  die  Kosten 
für  den  Postritt  nach  Rendsburg  zum  vollen  Betrag  und  von  den  Kosten 
für  den  Postritt  nach  Flensburg  400  Taler  zu  bestreiten.  Kbenso  behielt 
der  Vorsteher  des  Postamts  in  Kiel  alle  aufkommenden  Gebühren,  wofür 
er  den  Postritt  nach  Lübeck  für  seine  Rechnung  ausführen  ließ.  Neben- 
posten  waren  private  Einrichtungen  zwischen  den  Haupt-Postämtern  und 
seitwärts  gelegenen  kleineren  Orten.  In  vielen  Fällen  entrichteten  die  Unter- 
nehmer eine  jährliche  Abgabe  an  die  Postverwaltung,  in  anderen  Fällen,  in 
denen  die  Post  nicht  gewinnbringend  war,  erhielten  sie  Beihülfen  aus  der 
Postkasse.  Derartige  Nebenposten  entstanden,  wenn  eine  Gemeinde  oder 
eine  Privatperson  einen  Boten  annahm,  um  durch  ihn  die  eingesammelten 
Briete  nach  dem  nächsten  Haupt-Postamte  befördern  zu  lassen.  Ein  Regal 
hatten  solche  Unternehmer  nicht,  vielmehr  konnte  jedermann  eine  Konkurrenz- 
post gründen.     Erst   wenn   die  Postverwaltung  die   Briefbeförderung  auf 
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einer  Nebenlinie  einem  bestimmten  Unternehmer  übertrug  und  für  ihn  auf 
dieser  Linie  ein  Regal  schuf,  wurde  das  Unternehmen  eine  öffentliche 
Nebenpost.  Wohnte  der  Unternehmer  in  «lern  abseits  von  der  Haupt- 
linie gelegenen  Orte,  so  wurde  er  gleichzeitig  zum  Postmeister  ernannt,  und 
der  Ort  erhielt  ein  Neben -Postamt.  Eine  andere  Art  von  Neben-Post- 
ämtern  gab  es  in  kleineren  Orten  an  den  Hauptrouten,  in  denen  der  Um* 
fang  des  Verkehrs  die  Einrichtung  eines  rechnunglegenden  Haupt-Postamts 
nicht  notwendig  machte.  Die  Postmeister  bei  solchen  Neben- Postämtern, 
die  für  die  Verbindung  ihrer  Amter  mit  dem  Postennetze  keine  Auf- 
wendungen zu  machen  hatten,  erhielten  nur  einen  Teil  der  Portoeinnahmen 
und  mußten  den  Rest  an  das  nächstgclegene  Haupt- Postamt  abführen. 

Geschmälert  wurde  die  an  sich  schon  unzulängliche  Einnahme  der  Post- 
meister noch  dadurch.  daß  aus  ihr  vielfach  die  Pensionen  der  Amtsvor- 
gänger oder  ihrer  Witwen  bestritten  werden  mußten.  Trotzdem  scheint  es 
an  Bewerbern  um  die  Stellen  nicht  gefehlt  zu  haben;  häufig  wurden  die 
Ämter  öffentlich  versteigert  und  an  den  Meistbietenden  vergeben.  In  der 
Regel  hatten  die  Postmeister  einen  Nebenerwerb  als  Kaufleute,  Gastwirte 
usw  ..  sie  scheinen  sich  aber  bei  der  herrschenden  Sorglosigkeit  in  Rechnungs- 
sachen in  größerem  Umfang  auch  unerlaubte  Zuwendungen  aus  der  Post- 
kasse gemacht  zu  haben.  Bezeichnend  ist  es  in  dieser  Beziehung,  daß  im 
Jahre  1728.  als  bei  dem  großen  Brande  eine  Anzahl  ungeprüfter  Rechnungen 
verloren  gegangen  war,  die  Postmeister  amtlich  befragt  wurden,  wieviel  sie 
freiwillig  bezahlen  wollten,  wenn  ihnen  Decharge  erteilt  würde.  Als  die 
eingegangenen  Angebote  nicht  annehmbar  erschienen,  setzte  das  General- 
Postamt  mit  königlicher  Ermächtigung  die  zu  zahlenden  Beträge  nach  dem 
Durchschnitte  früherer  Jahre  fest.  Es  wurde  also  ohne  weiteres  angenommen, 
daß  in  den  Rechnungen  Eehlbeträgc  vorhanden  gewesen  waren.  Wurde  bei 
einem  Postamt  eine  Unterschlagung  von  Kassengeldern  festgestellt,  so  wurde 
der  Postmeister,  wenn  man  ihn  nicht  im  Amte  beließ,  in  der  Regel  mit 
Pension  entlassen.  Dem  Nachfolger  wurde  dann  gewöhnlich  die  Ver- 
pflichtung auferlegt,  den  Fehlbetrag  nach  und  nach  ganz  oder  teilweise  zu 
decken. 

Alle  Briefe  nach  dem  südlichen  Auslande  wurden  auf  Hamburg  geleitet, 
wo  das  dänische  Postamt  sie  dem  preußischen,  dem  mecklenburgischen,  dem 
braunschweigischen  oder  dem  Thum-  und  Taxis'schen  Postamte  zuführte. 
Mit  dem  Herzog  von  Gottorp,  «1er  in  seinem  Teile  Schleswig-Holsteins  ein 
eigenes  Postwesen  unterhielt,  bestand  ein  Obereinkommen ,  das  den  beider- 
seitigen Posten  freien  Transit  gestattete,  aber  verbot,  daß  die  Post  in  dem 
fremdherrlichen  Gebiete  Sendungen  annahm  oder  ablieferte  oder  aber  Reisende 
aufnahm  oder  absetzte.  Briefe  nach  Schweden  wurden  in  Helsingör  einem 
dort  angestellten  schwedischen  Postkommissar  überwiesen.  Mit  Norwegen 
bestand  eine  wöchentlich  einmalige  Verbindung  durch  reitende  Post  zwischen 
Kopenhagen  und  Oiristiania  über  Helsingör  im  Transit  durch  Schweden. 
Ebenso  unterhielt  Schweden  eine  Post  nach  Hamburg  im  Transit  durch 
Dänemark.  Jeder  Postillion  durfte  nur  einen  plombierten  Briefbeutel  be- 
fördern; das  Blasen  des  Posthorns  war  den  Postillionen  im  fremden  Lande 
untersagt. 

Die  Beförderung  der  eigentlichen  reitenden  Posten  geschah 
durch  Unternehmer,  die  verpflichtet  waren,  auf  dem  von  der  Post  einzu- 
haltenden Wege  in  Abständen  von  2  zu  2  Meilen  ein  Pferd  aufzustellen. 
Die  Benutzung  eines  und  desselben  Pferdes  auf  einer  weiteren  Strecke  als 

2  Meilen  unterlag  einer  Geldstrafe  von.  100  Talern.    Auf  die  Meile  durften 

3  K  Stunden    verwendet    werden,  jede  Viertelstunde  Versäumnis  sollte  mit 
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4  Talern  bestraft  werden.  Diese  Strafen  standen  indes  nur  auf  dem  Papier, 
von  einer  einigermaßen  pünktlichen  Einhaltung  der  Beförderungsfristen  war 
keine  Rede.  Die  Vergiltung  betrug  bei  wöchentlich  zweimaliger  Verbindung 
jährlich  auf  Seeland  und  Kühnen  50  Taler,  in  Jütland  261/.,  Taler  für  die 
Meile.  Aus  dieser  Vergütung  waren  die  Dienstkleider  der  Postillione  mit 
zu  unterhalten. 

Mit  den  reitenden  Posten  wurden  außer  Briefen  auch  Pakete  mit  Doku- 
menten usw.  bis  zum  Gewichte  von  50  Lot  *)  befördert.  Schwerere  Pakete 
und  solche,  die  Geld  enthielten,  mußten  mit  der  fahrenden  Post  geschickt 
werden.  Ein  einfacher  Brief  durfte  nur  einen  Bogen  enthalten  und  nicht 
mehr  als  '/a  I-ot  wiegen.  Der  Briefportotarif  war  sehr  verwickelt;  von 
Kopenhagen  aus  kostete  ein  Brief  nach  Roeskilde  4  Schilling,  nach  Odense 

5  Schilling,  nach  Flensburg  10  Schilling,  nach  Hamburg  12  Schilling,  nach 
Kiel  14  Schilling  usw.  Bei  schwereren  Briefen  und  bei  Paketen  mit  Rech- 
nungen, Wechseln,  Dokumenten  usw.  wurde  die  Taxe  für  das  Lot  erhoben. 
Im  allgemeinen  bestand  Frankierungsfreiheit.  Portofreiheit  genossen  sehr 
viele  Sendungen,  weil  diese  Vergünstigung  vielfach  durch  königliche  Gnade 
an  Privatpersonen  verliehen  wurde. 

Der  Zeit ungs vertrieb  war  ein  Privatunteruehmen  der  Postmeister. 
Die  Zeitungen  wurden  allerdings  mit  den  reitenden  Posten  befördert,  eine 
besondere  Taxe  war  für  sie  aber  nicht  festgesetzt.  Nur  die  Zeitungen  aus 
Hamburg  und  die  ausländischen  Zeitungen  über  Hamburg  konnten  die 
Postmeister  nach  einem  alten  Gewohnheitsrecht  portofrei  beziehen.  Für  die 
dänischen  Zeitungen  hätten  sie  die  hohe  Brieftaxe  bezahlen  müssen;  es 
stellte  sich  aber  im  Jahre  1723  heraus,  daß  die  Gebühr  nie  bezahlt  worden 
war.  daß  vielmehr  die  dänischen  Zeitungen  mißbräuchlich  ebenfalls  portofrei 
l>ezogen  worden  waren.  Hierauf  wurde  den  Postmeistern  der  Vertrieb 
dieser  Zeitungen  entzogen  und  mit  einem  Verleger  in  Kopenhagen  ein 
Vertrag  abgeschlossen,  nach  dem  er  für  jedes  mit  der  Post  versandte 
Kxemplar  eine  bestimmte  Gebühr  an  die  Postkasse  entrichten  sollte,  wo- 
gegen die  Zeitungsbestellungen  von  den  Beziehern  und  die  Zeitungen  an 
die  Bezieher  in  offenen  Umschlägen  portofreie  Beförderung  erhielten.  Als 
die  Postmeister  gegen  diese  Schädigung  ihrer  Interessen  vorstellig  wurden, 
übertrug  man  ihnen  im  Jahre  1732  die  Vermittelung  zwischen  Verleger 
und  Bezieher  gegen  Entschädigung. 

Bei  den  Postanstalten  wurden  die  Briefe  nach  Nummer,  Adressat  und 
(iebühr  in  ein  Annahmebuch  eingetragen,  aus  dem  sie  in  die  den  Posten 
beigegebenen  Karten  übergingen.  Die  Frist ,  in  der  eine  Post  an  den 
L'nterwegsorten  abgefertigt  werden  mußte,  betrug  '/<  Stunde;  den  Post- 
meistern war  bei  Dienstentlassung  verboten,  die  Post  über  die  festgesetzte 
Zeit  hinaus  aufzuhalten.  Kam  die  Post  nachts  an  eine  Festung,  so  wurden 
die  Briefbeutel  mit  einem  besonders  dafür  aufgestellten  Apparat  über  die 
Wälle  gehoben  und  von  Soldaten  zum  Postamte  gebracht  ,  die  Post  selbst 
durfte  die  Tore  nicht  passieren. 

Nach  Ankunft  einer  Post  wurden  die  Karten  an  der  Außenwand  des 
Posthauses  öffentlich  ausgehängt,  worauf  es  dem  Publikum  überlassen  blieb, 
die  eingegangenen  Sendungen  abzuholen.  Briefe,  die  nach  Verlauf  von 
-'4  Stunden  nicht  abgeholt  waren,  wurden  gegen  ein  Bestellgeld  von 
1  Schilling  abgetragen.  In  Kopenhagen  scheint  das  Bestellgeld  2  Schilling 
betragen  zu  haben. 


• )  1  Pfund  =  32  Lot  =  Va  kg. 
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Ein  besonderes  Posthaus  gab  es  nur  in  Kopenhagen.  An  allen  anderen 
Orten  war  das  Postamt  unentgeltlich  in  der  Wohnung  des  Postmeisters 
untergebracht.  Das  Haus  war  durch  ein  Schild  gekennzeichnet,  das  den 
Namenszug  des  Königs  und  ein  Posthorn  zeigte. 

Fahrende  Posten  bestanden  im  Jahre  171 1  auf  zwei  Kursen,  die  von 
Kopenhagen  nach  Falster  und  nach  Hamburg  führten.  Beide  Posten 
zahlten  an  die  Postverwaltung  eine  jährliche  Abgabe.  In  Schleswig-Holstein 
kam  im  Jahre  1714  eine  weitere  fahrende  Post  hinzu,  die  zuerst  q<k>, 
spater  1000  Taler  jährlich  an  die  Postkasse  entrichtete.  Sie  verkehrte  auf 
folgenden  Kursen : 

Hamburg-Itzehoe-Heide-Tönning-Husum, 
Itzehoe- Meldorf, 

Hamburg-Kiel-Eckernförde-Schleswig, 

Hamburg-Itzehoe-Rendsburg-Schleswig-Flensburg-Tondern. 

Ein  Regal  genossen  die  fahrenden  Posten  nur  insofern,  als  6  Stunden 
vor  und  6  Stunden  nach  Abgang  der  Post  kein  Fuhrunternehmer  Reisende, 
die  nach  ihren  persönlichen  Verhältnissen  das  Postgeld  bezahlen  konnten, 
oder  Pakete  unter  50  Pfund  für  eigene  Rechnung  befördern  durfte.  Brief- 
sendungen unterlagen  allgemein  dem  Postzwange,  soweit  der  betreffende 
Ort  von  einer  Hauptpost  oder  einer  öffentlichen  Nebenpost  berührt  wurde. 
Jede  Verletzung  des  Regals  wurde  mit  10  Talent  bestraft,  von  denen  lJt  dem 
Angeber,  2/3  der  Postkasse  zufielen. 

Hinsichtlich  der  Verwendung  der  Postüberschü sse  verordnete  der 
König  im  Jahre  17 12,  daß  die  eine  Hälfte  zu  5  v.  H.  sicher  angelegt,  die 
Zinsen  und  die  andere  Hälfte  zu  wohltätigen  Zwecken  verwendet  werden 
sollten.  Von  dieser  zweiten  Hälfte  wurden  2000  Taler  für  die  Heiden- 
mission in  Ostindien,  der  Rest  zu  Pensionen  für  alte  Beamte  sowie  für 
Witwen  und  Waisen  von  früheren  Beamten  bestimmt.  Die  herrschende 
(ieldnot  des  Staates  während  des  nordischen  Krieges  und  auch  nach  dem 
Friedensschlüsse  ließ  es  indes  zur  Ansammlung  eines  Fonds  nicht  kommen, 
da  der  Staat  fortgesetzt  die  eine  Hälfte  des  Überschusses  in  Anspruch 
nahm,  ohne  Zinsen  zu  zahlen.  Uber  den  Rahmen  der  geplanten  Ver- 
wendung hinaus  wurde  das  grolle  Waisenhaus  in  Kopenhagen  in  den 
Jahren  1721  bis  1723  aus  Postüberschüssen  errichtet  und  später  aus  Post- 
mitteln unterstützt.  Nach  der  Thronbesteigung  Christians  VI.  (1730) 
wurde  festgesetzt,  daß  fortan  der  ganze  Uberschuß  nach  Abzug  der  Be- 
träge für  die  Mission  und  für  das  Waisenhaus  für  Pensionen  verwendet 
werden  sollte.  Insgesamt  waren  im  Jahre  1744  aus  der  Postkasse  742  Pen- 
sionen zahlbar,  die  in  ihrer  Höhe  zwischen  16  und  1000  Talern  schwankten. 
Während  des  Zeitraums  von  171 1  bis  1746  ergab  das  Postwesen  einen 
Überschuß  von  1  352  373  Talern.  von  dem  mehr  als  I  Million  für  Pensionen 
verausgabt  wurde. 

II. 

Aus  Anlaß  der  im  Jahre  1747  erfolgten  Errichtung  einer  Leibrenten- 
gesellschaft, die  dem  (ieneral-  Pos  tarnt  unterstellt  wurde,  erhielt  die 
oberste  Postbehördc  wiederum  eine  dritte  ständige  Direktorstelle.  Nebenbei 
gab  es  zeitweise  bis  zu  acht  weiteren  Direktoren,  die  aber  unbesoldet  waren. 
Diese  ehrenamtlichen  Direktoren  übernahmen  die  Stellen  in  der  Hoffnung, 
bei  eintretender  Erledigung  in  eine  besoldete  Direktorstelle  einzurücken. 
Diesem  Zustande  wurde  im  Jahre  1771  unter  dem  Ministerium  Struensee 
ein  Ende   gemacht,    indem   die  Zahl    der  Direktoren   auf   drei  festgesetzt 
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wurde,  von  denen  einer  das  dänische,  der  zweite  das  norwegische  und  der 
<lritte  das  schleswig-holsteinische  Postwesen  verwalten  sollte. 

In  der  Einrichtung  der  Post  Verbindungen  traten  wesentliche  Ände- 
rungen nicht  ein.  Die  uns  hauptsächlich  interessierenden  Herzogtümer 
Schleswig-Holstein  hatten  im  Jahre  1771  folgendes  Postennetz: 

Hauptposten: 

Hadersleben-Hamburg  über  Apenrade,  Flensburg.  Schleswig,  Rends- 
burg, Itzehoe,  Elmshorn,  Pinneberg.  zweimal  wöchentlich; 
Klensburg-Tondern,  zweimal  wöchentlich  ; 
Schleswig-Husum,  einmal  wöchentlich; 
Schleswig-Eckernförde,  einmal  wöchentlich ; 
Bünge-Friedrichstadt-Tönning,  zweimal  wöchentlich; 
Rendsburg-Kiel-Lübeck  über  Preetz  und  Plön,  zweimal  wöchentlich; 
I  tzehoe— Glückstadt. 

Außerdem  gingen  von  Hadersleben  aus  Hauptposten  über  Nyborg 
nach  Kopenhagen,  nach  Aalborg  und  nach  Varde. 
Nebenposten: 

Flensburg-Sonderburg-Norburg,  einmal  wöchentlich ; 

Tondern-Hoyer,  einmal  wöchentlich ; 

Husum-Föhr,  einmal  wöchentlich; 

Pinneberg-Utersen,  zweimal  wöchentlich. 
Im  südlichen  Seeland  sowie  auf  Laaland  und  Falster  gab  es  weder 
lVstanstalten  noch  reitende  Posten,  der  Briefverkehr  wurde  nach  wie  vor 
durch  die  wöchentlich  einmal  verkehrende  fahrende  Post  vermittelt.  Die 
Insel  Bornholm  hatte  überhaupt  keine  Postverbindung,  die  Einwohner 
waren  lediglich  auf  gelegentliche  Beförderung  ihrer  Korrespondenz  ange- 
wiesen. Größte  Sparsamkeit  war  in  jeder  Beziehung  der  oberste  Grundsatz 
für  die  Behandlung  des  gesamten  Postwesens.  Diese  Sparsamkeit  ging  so 
weit,  daß  man  z.  B.  in  Fällen,  in  denen  die  Post  von  Kopenhagen  nach 
Hamburg  Sturmes  oder  Eises  halber  nicht  über  den  Belt  gebracht  werden 
konnte,  auch  die  ganze  Korrespondenz  aus  Jütland  liegen  ließ,  bis  das 
Hindernis  gehoben  war.  Erst  von  1750  ab  wurde  in  derartigen  Fallen  eine 
Kxtrapost  von  Hadersleben  nach  Hamburg  abgefertigt.  Ebenso  hatten  in 
umgekehrter  Richtung  in  Fällen  der  erwähnten  Art  die  seeländischen  Städte 
keine  Verbindung  mit  Kopenhagen,  bis  man  sich  im  Jahre  1757  entschloß, 
eine  Extrapost  von  Korsör  nach  Kopenhagen  abzulassen.  Der  Postengang 
war  noch  immer  sehr  unregelmäßig,  teils  aus  Anlaß  schlechter  Wege, 
teils  infolge  mangelnder  Festigkeit  in  der  Ausübung  der  Aufsicht  und  der 
Strafbefugnis. 

Briefe  nach  dem  Auslande  konnten  nur  für  einen  Teil  des  Weges 
frankiert  werden;  solche  nach  fremden  Weltteilen  mußten,  wie  es  in  den 
Bestimmungen  hieß,  an  einen  guten  Freund  in  Venedig,  Marseille,  Amster- 
dam oder  London  adressiert  werden.  Wer  in  diesen  Hafenorten  keine 
guten  Freunde  hatte,  mußte  also  wohl  auf  das  Briefschreiben  nach  fremden 
Weltteilen  verzichten.  Die  Portofreiheiten  wurden  unter  dem  Ministerium 
Struensee  erheblich  eingeschränkt,  namentlich  verschwanden  die  privaten 
Portofreiheiten  gänzlich.  Nur  Briefe  des  Königs  und  der  Mitglieder  des 
königlichen  Hauses  sowie  die  Sendungen  der  königlichen  Behörden  unter- 
einander in  Staatsangelegenheiten  blieben  gebührenfrei.  Die  Vorsteher  der 
Postämter  konnten  die  Dienstbriefe  portofrei  absenden,  aber  nur  die  Briefe 
an  das  General -Postamt  durften  verschlossen,  die  übrige  Korrespondenz 
mußte  offen  abgeschickt  werden.  Die  Strafen  für  mißbräuchliche  Benutzung 
der  Portofreiheit  wurden  verschärft. 
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In  der  Art  des  Zeitungsvertriebs  änderte  sich  nichts.  Das  Porto, 
welches  der  Unternehmer  in  Kopenhagen  für  die  Beförderung  der  Zeitungs- 
exemplare zu  entrichten  hatte,  wurde  im  Jahre  1747  den  drei  Direktoren 
im  General-Postamt  als  Nebcncinnahme  überlassen.  Der  (iebührenbezug 
der  Postmeister  aus  dem  Absätze  der  Zeitungen  war  in  Kopenhagen  und 
Hamburg,  wo  ein  größerer  Zeitungsverkehr  bestand,  ziemlich  hoch  zu  ver- 
anschlagen. In  den  Provinzialstädten  wurden  aber  nur  wenig  Zeitungen 
gelesen,  und  demgemäß  war  die  Nebeneinnahme  der  Postmeister  ent- 
sprechend gering.  An  eine  durchgreifende  Aufbesserung  der  Besoldungs- 
verhältnisse der  Postmeister  wurde  indes  nicht  gedacht,  obwohl  in  Berichten 
des  General-Postamts  an  den  König  gelegentlich  erwähnt  wird,  daß  sie  von 
ihrem  Einkommen  unmöglich  leben  könnten.  Im  Jahre  1771  erhielten 
42  Postmeister  insgesamt  6400  Taler  Gehalt  und  260  Taler  persönliche 
Zulage;  das  höchste  Gehalt  (in  Kopenhagen)  betrug  900  Taler,  das  niedrigste 
40  Taler. 

Zu  den  fahrenden  Posten  trat  eine  solche  zwischen  Kopenhagen  und 
Hadersleben  über  Aalborg  hinzu.  Anderen  Personen  als  den  Unternehmern 
war  es  verboten,  auf  diesem  Kurse  Beförderungsgelegenheiten  mit  bestimmten 
Abfahrts-  und  Ankunftszeiten  einzurichten.  Die  Reise  von  Kopenhagen 
nach  Aalborg  kostete  10  Taler.  Darin  war  eine  tägliche  Mahlzeit  einbe- 
griffen. Die  Fahrt  dauerte  vom  Mittwoch  bis  zum  Montag,  im  Winter  bis 
zum  Dienstag  und  wurde  alle  14  Tage  einmal  zurückgelegt.  Ferner  wurde 
im  Jahre  1759  eine  fahrende  Post  zwischen  Kopenhagen  und  Christiania 
eingerichtet;  sie  war  hauptsächlich  zur  Beförderung  von  Sendungen  in  Staats- 
angelegenheiten bestimmt ,  nahm  aber  auch  Privatsendungen  mit.  Da  im 
Staatsvertrage  mit  Schweden  der  Transit  für  eine  fahrende  Post  nicht  vor- 
gesehen war,  durfte  sich  die  Post,  wie  die  Instruktion  anordnete,  auf  keine 
W  eise  merken  lassen,  daß  sie  staatlich  autorisiert  sei.  Sie  verkehrte  deshalb 
auch  nicht  an  bestimmt  festgesetzten  Tagen. 

Anfang  der  70er  Jahre  begann  eine  Bewegung,  welche  die  Einrichtung 
fahrender  Posten  für  Rechnung  der  Postkasse  bezweckte.  Die  erste  Post 
entstand  schon  1771  zwischen  Kopenhagen  und  Hörsholm,  dem  Hoflager 
des  Königs;  nach  der  Übersiedelung  des  Hofes  nach  Frederiksberg  wurde 
die  Post  auf  den  Kurs  zwischen  Kopenhagen  und  Frederiksberg  verlegt. 
Im  folgenden  Jahre  (1772)  wurde  zwischen  Kopenhagen  und  Helsingör  die 
zweite  fahrende  Post  für  Rechnung  der  Postkasse  eingerichtet. 

Soweit  die  Reisenden  sich  nicht  der  fahrenden  Posten  bedienten,  waren 
sie  auf  die  Fuhrleute  angewiesen,  die  ihnen  von  Ort  zu  Ort  die  Beförde- 
rungsmittel oder,  soweit  ein  eigener  Wagen  mitgeführt  wurde,  für  diesen 
Vorspann  zu  gesellen  hatten.  In  den  Städten  waren  die  Fuhrleute  unter 
einem  Ältesten  zu  Gilden  organisiert.  Ein  Wagen  mit  Pferden  kostete  in 
Kopenhagen  und  Korsor  für  die  Meile  im  Sommer  2  Mark  12  Schilling, 
im  Winter  3  Mark  4  Schilling;  an  anderen  Orten  waren  die  Sätze  um  12 
bis  lö  Schilling  niedriger.  Der  Wagen,  der  zur  Reise  an  der  Reihe  war, 
mußte   in  einem  bestimmten  Wirtshause  bespannt  bereit  gehalten  werden. 

Das  Beförderungswesen  für  Schleswig  -  Holstein  wurde  im  Jahre  1702 
der  Postverwaltung  unterstellt.  Die  Fuhrleute  verloren  das  Regal  der 
Personenbeförderung  gegen  eine  Entschädigung  von  21  300  Talern.  Die 
Postverwaltung  errichtete  Extrapoststationen  an  dem  großen  Postkurse  von 
Norden  nach  Siiden  in  Hadersleben,  Apenrade,  Flensburg,  Schleswig,  Rends- 
burg. Remmels.  Elmshorn  und  Pinneberg.  denen  später  solche  an  seitwärts 
gelegenen  Orten  folgten,  /..  B.  1704  in  Eckernförde  und  1771  in  Husum. 
Für  jede  Extrapoststation  wurde  ein  Unternehmer  auf  Vertrag  angenommen, 
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der  die  Beförderungen  nach  einer  bestimmten  Taxe  auszuführen  und  von 
jedem  Taler,  den  er  einnahm,  4  lübsche  Schilling  U61/,  örc)  an  die  Post- 
verwaltung  abzuliefern  hatte.  Finanziell  war  dies  Unternehmen  nicht  günstig, 
da  die  Kinnahmen  der  Postverwaltung  ihre  Ausgaben  für  Beamte  usw.  nicht 
deckten.  Im  Königreiche  blieb  deshalb  das  Beförderungswesen  zunächst 
unter  der  Staatskanzlei,  die  sich  für  die  örtliche  Aufsicht  der  Polizeiorgane 
bediente. 

Während  des  Zeitraums  von  1747  bis  1771  betrug  «1er  Überschuß 
der  Postverwaltung  131)5047  Taler;  hiervon  wurden  rund  1  22g  000  Taler 
für  Pensionen  verausgabt.  Der  ostindischen  Mission  und  dem  Waisenhaus 
in  Kopenhagen  wurden  je  50000  Taler  zugewendet,  während  von  dem 
Reste  der  größere  Teil  für  das  Beförderungswesen  in  Schleswig  -  Holstein 
verbraucht  wurde. 

III. 

In  den  Verhältnissen  des  General-Postamts  trat  insofern  eine  Ände- 
rung ein,  als  den  Direktoren  die  aus  der  Beförderung  der  Zeitungen  sich 
ergebende  Portoeinnahme  wieder  entzogen  wurde.  Es  wurde  nunmehr  fest- 
gesetzt, daß  das  Porto  bei  einem  Wechsel  in  der  Person  der  Direktoren 
gegen  eine  angemessene  Erhöhung  der  Gehälter  in  die  Postkasse  fließen 
sollte.  Seit  1796  wurde  alsdann  die  Gebühr  für  die  Zeitungsbeförderung 
ungeteilt  zur  Postkasse  vereinnahmt.  Im  Jahre  1794  wurde  der  obersten 
Postbehörde  ein  Mitglied  der  königlichen  Einanzdirektion  mit  Sitz  und 
Stimme  zugeteilt,  um  die  Kassenführung  zu  überwachen.  Veranlassung  zu 
dieser  Maßnahme  gab  ein  Fehlbetrag  von  28  327  Talern.  der  dadurch  ent- 
standen war,  daß  zwei  Direktoren  sich  fortgesetzt  von  dem  Kassierer  un- 
verzinsliche Darlehen  hatten  geben  lassen.  Auch  die  bald  darauf  erfolgte 
Trennung  der  Buchführung  von  der  Kassenverwaltung  und  die  Errichtung 
eines  besonderen  Buchhalterkontors  sollte  eine  ordnungsmäßige  Kassen- 
führung sichern.  Trotzdem  stellte  sich  im  Jahre  1804  wiederum  ein  Fehl- 
betrag von  Ii  000  Talern  heraus. 

Der  Geschäftskreis  des  General -Postamts  erweiterte  sich  durch  Über- 
nahme der  Beaufsichtigung  sämtlicher  Fährstellen  mit  Ausnahme  derjenigen 
zwischen  Nysted  und  Heiligenhafen  sowie  durch  Verwaltung  der  könig- 
lichen Porzellanfabrik.  Im  Jahre  1704  ging  außerdem  das  gesamte  Be- 
törderungswesen  im  Königreich  auf  die  Postverwaltung  über,  wie  es  in  den 
Herzogtümern  schon  früher  geschehen  war.  Endlich  wurde  im  Jahre  1801 
der  optische  Telegraph  zwischen  Nvborg  und  Korsör  dem  General- Postamte 
zugeteilt. 

Gleichzeitig  mit  der  Übernahme  des  Beförderungswesens  im  König- 
reiche trat  eine  durchgreifende  Änderung  insofern  ein,  als  die  Personenbe- 
förderung im  gesamten  Staatsgebiete  für  unmittelbare  Rechnung  der  Post- 
kasse ausgeführt  wurde.  Auch  im  gottorpschen  Landesteile  von  Schleswig- 
Holstein  übernahm  Dänemark  das  Postwesen.  Die  Beförderung  auf  dem 
Hauptkurse  Kopenhagen-Hamburg  wurde  so  eingerichtet,  daß  die  Reise 
4'/a  Tage  in  Anspruch  nahm  und  in  jeder  Richtung  wöchentlich  einmal 
>tattfand.  In  Schleswig-Holstein  wurden  die  reitenden  Posten  teilweise  mit 
den  fahrenden  Posten  vereinigt.  Wo  dies  nicht  der  Fall  war.  verkehrten 
>ie  an  verschiedenen  Tagen.  Da  außerdem  in  solchen  Fällen  die  fahrenden 
Posten  auch  Briefe  beförderten,  hatten  in  den  Herzogtümern  alle  Orte 
mindestens  zweimal  wöchentlich  Verbindung. 

Im  Königreiche  ging  es  mit  der  Umgestaltung  des  Beförderungswesens 
nicht  so   schnell.    Die  Inseln   Laaland  und   Falster  hatten  immer  noch 
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wöchentlich  nur  einmal  durch  fahrende  Post  Verbindung  mit  Kopenhagen, 
bis  endlich  im  Jahre  1802  auch  eine  reitende  Post  eingerichtet  wurde.  Bis 
zum  Jahre  1807  fehlte  es  im  Königreiche  noch  in  vielen  Städten  an  einer 
fahrenden  Post.  Pakete  nach  solchen  Orten  wurden  nur  bis  zur  nächsten 
Stadt  mit  fahrender  Post  befördert,  von  wo  aus  das  Postamt  die  Adressaten 
vom  Vorliegen  der  Sendungen  benachrichtigte. 

Die  Verbindung  mit  Norwegen  wurde  im  Jahre  1804  durch  Einrichtung 
eines  zweiten  Postritts  in  jeder  Woche  verbessert.  Die  fahrende  Post,  die 
im  Jahre  1773  eingegangen  war.  wurde  1787  für  Rechnung  der  Postvcr- 
waltung  wieder  in  Betrieb  gesetzt.  Um  Schwierigkeiten  mit  der  schwedischen 
Regierung  zu  vermeiden,  verkehrte  sie  unter  dem  Namen  »Nordischer 
Expreß«,  und  zwar  in  unregelmäßigen  Abständen  von  14  Tagen  bis 
3  Wochen. 

Seit  17X0  wurden  an  Stelle  der  unzutreffenden  Bezeichnungen  »reitende« 
und  »fahrende«  Posten  die  richtigeren  Bezeichnungen  >»  Brief  posten«  und 
»Paketposten«  angewandt.  Die  Beförderung  der  bisherigen  reitenden 
Posten  erfolgte  vielfach  zu  Wagen,  weil  die  Briefsäcke  so  umfangreich 
geworden  waren,  daß  sie  zu  Pferde  nicht  mehr  fortgeschafft  werden  konnten. 
Auf  dem  Kurse  Kopenhagen- Hamburg  waren  ungedeckte  zweiräderige 
Kariole  in  Gebrauch,  die  im  Boden  Öffnungen  hatten,  damit  das  Regen- 
wasser ablaufen  konnte. 

Auch  für  die  fahrenden  Posten  wurden  offene  Wagen  verwandt. 
Wollte  ein  Reisender  sich  nicht  auf  einem  solchen  Gefährt  den  Unbilden 
der  Witterung  aussetzen,  so  mußte  er  Extrapost  nehmen.  Erst  am  18.  No- 
vember 1 7<)8  verkehrte  in  Dänemark  der  erste  gedeckte  Postwagen,  eine 
neunsitzige  Diligence,  die  in  Philadelphia  gebaut  worden  war.  Er  lief  auf 
dem  Kurse  zwischen  Kopenhagen  und  Helsingör.  Im  folgenden  Jahre  wurde 
zwischen  Kopenhagen  und  Korsör  ein  zweiter  solcher  Wagen  in  Betrieb 
genommen. 

Große  Schwierigkeiten  verursachte  von  jeher  die  Oberführung  der 
Posten  über  den  kleinen  und  den  großen  Belt,  .namentlich  in  der 
ungünstigen  Jahreszeit.  Die  Unternehmer,  denen  die  Beförderung  oblag, 
hatten  zwei  Jachten  und  eine  Anzahl  Eisboote  zu  unterhalten.  Um  den 
Transport  über  das  Eis  überwachen  zu  können,  ließ  die  Postverwaltung  im 
Jahre  1785  in  Halskov  und  Knudshoved  (am  großen  Belt)  Wächterhäuser 
errichten.  Auf  der  mitten  im  großen  Belt  liegenden  Insel  Sprogö  wurde 
im  Jahre  1792  ein  Gebäude  errichtet,  damit  die  Reisenden  Unterkunft  und 
Verpflegung  fanden,  wenn  ein  Eisboot  durch  die  Umstände  gezwungen 
wurde,  die  Insel  anzulaufen.  Außerdem  wurde  seit  1807  auf  der  genannten 
Insel  ein  Leuchtfeuer  unterhalten,  das  den  Posttransporten  größere  Sicher- 
heit gewähren  sollte.  'Patsächlich  waren  die  Beförderungen  über  die  Belte 
mit  großen  Gefahren  verbunden.  Im  Jahre  1784  sank  ein  Eisboot  zwischen 
Assens  und  Aarösund.  wobei  15  Menschen  das  Leben  einbüßten  und  die 
Postladung  im  Werte  von  mehr  als  15000  Talern  unwiederbringlich  ver- 
loren ging.  Seitdem  wurde  die  Paketpost  über  Middelfart  geleitet,  wo  die 
Wasserstraße  nicht  so  breit  ist.  Bei  der  Überfahrt  über  den  großen  Belt 
zwischen  Korsör  und  Nvborg  ereignete  sich  1792  ein  ähnliches  Unglück, 
bei  dem  3  Menschen  ertranken  und  Wrcrte  von  25  000  Talern  untergingen, 
die  aber  wieder  gehoben  werden  konnten.  Dieser  Unfall  gab  der  Postver- 
waltung Anlaß,  in  den  Jahren  1703  und  1794  an  Stelle  der  mangelhaften 
Lahrzeuge  der  Unternehmer  eigene,  neu  erbaute  Schilfe  einzustellen.  Auch 
die  Schiffer  und  Matrosen  wurden  für  unmittelbare  Rechnung  der  Postkasse 
angenommen.     In    Korsör   wurde  außerdem   ein  Leuchtfeuer  angebracht. 
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Trotz  dieser  Verbesserungen  lehnte  es  die  Postverw  altung  fortan  ab.  Gebier 
über  das  Eis  zu  befördern;  alle  Wertsendungen  blieben  während  der  Eis- 
sperre in  Korsör  und  Nyborg  liegen.  Die  Unzuträglichkeiten,  die  aus  dieser 
Maßnahme  erwuchsen,  führten  aber  bald  zu  einer  Milderung  der  Bestimmungen. 
Im  Jahre  1798  wurden  vier  große  lederne  Zylinder  beschafft,  die  an  den 
Enden  mit  Kork  bekleidet  waren,  so  daß  sie  im  Wasser  schwammen.  In 
diese  Zylinder  wurden  die  Briefe  mit  Papiergeld  und  Kostbarkeiten  gelegt, 
wenn  sie  über  das  Eis  geschafft  werden  mußten.  Schwerere  Wertsendungen 
wurden  in  eigens  hergestellten  Laden  untergebracht,  die  so  schwer  gearbeitet 
waren,  daß  sie  im  Wasser  auf  der  Stelle  sinken  mußten  und  von  der 
Strömung  nicht  weggeführt  werden  konnten.  Bei  vorkommenden  Unfällen 
wußte  man  also,  wo  man  die  Wertsachen  zu  suchen  hatte.  Immerhin  über- 
nahm die  Postverwaltung  auch  bei  diesen  Vorsichtsmaßregeln  für  den  Trans- 
port der  Wertsendungen  mittels  Eisboots  keine  Gewähr.  Den  Absendern 
war  es  aber  freigestellt,  die  Sendungen  an  den  Überfahrtstellen  lagern  zu 
lassen,  bis  das  Fahrwasser  eisfrei  war. 

Der  im  Jahre  1801  errichtete  optische  Telegraph  sollte  die  großen 
Störungen  mildern,  welche  durch  die  Eisverhältnisse  im  großen  Belt  hervor- 
gerufen wurden.  Wenn  weder  die  Jachten  noch  die  Eisboote  verkehren 
konnten,  blieben  die  Posten  oft  tagelang  liegen,  und  Kopenhagen  war  vom 
Nachrichtenverkehr  mit  der  übrigen  Welt  ausgeschlossen.  Um  wenigstens 
die  dringendsten  Meldungen  befördern  zu  können,  wurde  der  Telegraph 
gebaut,  der  demnächst  selbstredend  nicht  nur  im  Winter,  sondern  für  eilige  • 
Mitteilungen  auch  im  Sommer  benutzt  wurde.  Stationen  befanden  sich  in 
Korsör,  auf  der  Insel  Sprogö  und  in  Nyborg.  Zum  Ablesen  der  Zeichen 
an  den  Apparaten  wurden  Fernrohre  benutzt.  Die  Stellungen  der  Arme  an 
den  Signalstangen  gaben  Zahlen  an,  jede  Zahl  entsprach  einem  Worte,  das 
aus  dem  Signalbuch  ermittelt  wurde,  in  dem  über  30  000  Wörter  zusammen- 
gestellt waren.  Ursprünglich  sollten  nur  Nachrichten  in  Staatsangelegenheiten 
vermittelt  werden,  aber  schon  im  Januar  1802  wurde  die  Benutzung  des 
Telegraphen  auch  dem  Publikum  freigegeben.  Eine  kurze  Mitteilung  zwischen 
Korsör  und  Nyborg  oder  umgekehrt,  etwa  eine  Bestellung  auf  ein  Be- 
förderungsmittel oder  ein  Nachtquartier,  kostete  48  Schilling,  ein  Telegramm 
dagegen,  einschließlich  der  Weiterbeförderung  durch  Estafette,  im  Sommer  7. 
im  Winter  8  Taler.  Dabei  durfte  ein  solches  Telegramm  nur  10  Zeilen  mit 
je  26  Buchstaben  enthalten.  Der  Postmeister  in  Nyborg  hatte  Anweisung, 
wenn  der  Belt  nicht  passiert  werden  konnte,  die  wichtigsten  Zeitungsnach- 
richten und  die  Börsenkurse  telegraphisch  nach  Korsör  zu  übermitteln,  von 
wo  sie  durch  Estafette  nach  Kopenhagen  gebracht  wurden.  Besonders  gute 
Dienste  hat  der  Telegraph  geleistet,  als  im  Kriegsjahre  1807  die  englischen 
Kriegsschiffe  die  Postjachten  im  großen  Belt  auffingen  und  durchsuchten. 
Wichtige  Staatsnachrichten,  die  in  Nyborg  mit  entsprechender  äußerer  Be 
Zeichnung  eingingen,  wurden  den  Postjachten  überhaupt  nicht  anvertraut, 
sondern  stets  telegraphisch  über  den  Belt  befördert 

Im  Jahre  1801  wurde  eine  neue  Brieftaxe  eingeführt,  welche  u.a. 
die  Berechnung  der  Taxen  lediglich  nach  der  in  der  Luftlinie  gemessenen 
Entfernung  anordnete.  Sehr  übersichtlich  war  der  Tarif  nicht.  Der  ein- 
fache Brief  —  wie  bisher  1  Bogen  bis  zu  1  2  Lot  —  kostete  für  die  ersten 
9  Meilen  2  lübsche  Schilling  (l.V/4  öre)  und  für  jede  weiteren  9  Meilen  bis 
zu  54  Meilen  I  1.  Schilling  mehr.  Für  die  Zone  54  bis  63  Meilen  blieb 
die  gleiche  Taxe  wie  für  54  Meilen,  weil  Hamhurg  von  Kopenhagen  aus  in 
dieser  Zone  lag  und  ein  Brief  von  Kopenhagen  nach  Hamburg  nicht  mehr 
als  7  I.  Schilling  kosten  sollte,    über  03  Meilen  hinaus  trat  der  Zuschlag 
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wieder  ein.  Bei  schwereren  Briefen  wurde  für  jedes  Viertellot  die  halbe 
Brief taxe  hinzugeschlagen. 

Bei  den  fahrenden  Posten  betrug  die  Beförderungsgebühr  für 
eine  Person  10  1.  Schilling  für  die  Meile.  Hierzu  kamen  2  1.  Schilling  Ein- 
schreibgebühr und  4  I.  Schilling  Trinkgeld  auf  jeder  Station,  von  wo  aus 
eine  neue  Beförderung  stattfand.  Die  Überfahrt  mit  Eisboot  über  den 
großen  Belt  wurde  mit  2  Talern,  über  den  kleinen  Belt  mit  24  1.  Schilling 
besonders  berechnet.  Der  Pakettarif  war  sehr  verwickelt,  er  legte  der  Be- 
rechnung der  Gebühr  das  Gewicht  der  Sendungen  und  die  Entfernung  zu- 
grunde. Alle  Sendungen,  die  mit  den  fahrenden  Posten  befördert  wurden, 
konnten  zugunsten  der  Postmeister  außerdem  mit  2  I.  Schilling  Schreib- 
gebühr, 1  1.  Schilling  Wiegegebühr  und  2  1.  Schilling  für  den  Einlieferungs- 
schein belegt  werden,  falls  ein  solcher  verlangt  wurde. 

Auffällig  ist  die  neue  Bestimmung,  daß  bei  Portohinterziehungen  Ab- 
sender und  Adressat  die  Strafe  zu  gleichen  Teilen  tragen  sollten;  es  war 
ausdrücklich  vorgesehen,  daß  es  dem  Adressaten  überlassen  bleiben  könne, 
wegen  seines  Strafanteils  gerichtlich  gegen  den  Absender  vorzugehen.  Im 
Jahre  1777  wurde  das  Postregal  auf  bares  Geld,  Papiergeld  und  Pakete 
bis  50  Pfund  ausgedehnt,  aber  nur  für  diejenigen  Tage,  an  denen  eine 
fahrende  Post  von  dem  betreffenden  Orte  abging. 

In  der  Regel  waren  die  Postämter  nur  an  den  Tagen,  an  denen  Posten 
ankamen  oder  abgingen,  für  den  Verkehr  mit  dem  Publikum  geöffnet,  also 
*  etwa  an  4  Tagen  jeder  Woche.    Erst  1700  wurde  angeordnet,  daß  sie  von 
nicht  ortsansässigen  und  solchen  Personen,  die  verreisen  wollten,  auch  an 
anderen  Tagen  Geldbriefe  annehmen  sollten. 

Seit  1782  wurden  den  während  der  Nacht  ankommenden  Posten  in  den 
Festungen  Kopenhagen  und  Rendsburg  die  Stadttore  geöffnet.  Hinsichtlich 
der  Behandlung  der  angekommenen  Briefe  blieb  man  bei  dem  öffentlichen 
Aushängen  der  Karten,  obwohl  es  nicht  an  Stimmen  fehlte,  die  gegen  dieses 
Verfahren  einwandten,  daß  das  Briefgeheimnis  insofern  verletzt  würde,  als 
auch  Unbefugte  die  Briefe  abfordern  könnten.  Die  Zeit,  während  welcher 
die  Karten  aushängen  sollten,  wurde  zunächst  auf  6,  später  auf  3  Stunden 
bei  Tageslicht  beschränkt. 

Im  Jahre  1806  entstand  in  Kopenhagen  eine  Stadtbriefpost,  zunächst 
für  2  Jahre  zur  Probe.  Das  Stadtgebiet  wurde  in  Bezirke  eingeteilt,  nämlich 
in  die  innere  Stadt  und  die  einzelnen  Vororte;  innerhalb  desselben  Bezirks 
betrug  die  Taxe  für  einen  Stadtbrief  2  Schilling  bis  2  Lot,  4  Schilling 
über  2  bis  8  Lot  und  8  Schilling  über  8  bis  iö  Lot.  Aus  einem  Bezirke 
nach  einem  anderen  wurde  die  doppelte  Taxe  berechnet.  Die  für  den  Stadt- 
postdienst angestellten  Boten  hatten  die  Briefe  täglich  zweimal  einzu- 
sammeln und  sich  zu  diesem  Zwecke  durch  Trommeln  in  den  Höfen  der 
Häuser  bemerklich  zu  machen.  Im  Anschluß  an  jede  Einsammlung  fand 
eine  Bestellung  statt.  Der  Gewinn  aus  dem  Unternehmen  entsprach  nicht 
den  Erwartungen.  Nach  Ablauf  der  Versuchszeit  behielt  man  die  Stadtpost 
zwar  bei,  aber  die  Zahl  der  Boten  sowie  der  Einsammlungen  und  Bestellungen 
in  den  Außenbezirken  wurde  beschränkt. 

Die  Einnahmen  der  Post  Verwaltung  aus  der  Briefpost  l)etrugen 

im  Jahre  1778   1 10  000  Taler, 

17^   1 380110 

1800   107000     -  , 

darunter  9000  Taler  aus  dem  Zeitungsvertriebe. 

In  22  Jahren  hatte  sich  der  Briefverkehr  also  um  rund  70  v.  H.  ge- 
hoben.   In  den  folgenden  Jahren  trat  eine  erheblich  schnellere  Steigerung 
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der  Kinnahmen  hervor,  denn  im  Jahre  1807.  also  nur  7  Jahre  später, 
stellte  sich  die  Einnahme  bereits  auf  302000  Taler,  also  um  53  v.  H.  höher. 

Aus  der  Paketpost  ergab  sich  Ende  der  70er  Jahre  ein  Jahresertrag 
von  30000  bis  40000  Talern,  der  sich  bis  1785  auf  51000,  bis  1800  auf 
119000  und  bis  1807  auf  186000  Taler  steigerte. 

Die  Lage  der  Postmeister  hatte  sich  zwar  etwas  gebessert,  war  aber 
zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  bei  den  meisten  Postämtern  noch  immer 
nicht  beneidenswert.  Aus  einer  Zusammenstellung  über  die  Besoldungsver- 
hältnisse bei  43  Postämtern  für  das  Jahr  1803  ergibt  sich,  daß  die  Ein- 
nahmen zwischen  30  und  724  Talern  schwankten  und  im  Durchschnitt 
223  Taler  betrugen.  Davon  waren  die  Amtskosten  und.  wo  der  Postmeister 
den  Dienst  nicht  allein  verrichten  konnte,  auch  die  Ausgaben  für  Personal 
mit  zu  bestreiten.  Von  den  erwähnten  43  Postmeistern  hatten  2ö  ihre 
Stellen  als  Nebenerwerb,  von  den  übrigen  waren  mehrere  Pensionsempfänger. 
Im  Jahre  1804  wurden  30  Postmeisterstellen  mit  Einnahmen  von  150  bis 
200  Talern  für  frühere  Unteroffiziere  bestimmt.  Besser  besoldete  Ämter 
wurden  bis  zum  Jahre  1784  bisweilen  noch  an  den  Meistbietenden  vergeben, 
z.  B.  das  helsingör-laalandsche  Postamt  in  Kopenhagen  für  2000  Taler  und 
das  Postamt  in  Kiel  für  1600  Taler. 

Die  Verbindungen  mit  Schleswig-Holstein  wurden  im  Jahre  1761 
durch  die  Einrichtung  von  Paketbooten  zwischen  Kopenhagen  und  Lübeck 
vermehrt,  die  in  den  ersten  10  Jahren  von  der  Regierung  eine  Subvention 
von  600  Talern  erhielten.  Eine  gleiche  Verbindung  entstand  zwischen 
Kopenhagen  und  Kiel  mit  einer  staatlichen  Beihilfe  von  zunächst  1000, 
später  500  Talern.  Die  Eröffnung  dieser  neuen  Reisewege  fügte  den 
fahrenden  Posten  anfänglich  großen  Schaden  zu,  nach  und  nach  überwand 
aber  das  Beförderungswesen  in  Schleswig-Holstein  die  Konkurrenz,  so  daß 
im  Jahre  1784  die  Ausgaben  in  den  Einnahmen  Deckung  fanden  und  dem- 
nächst ein  von  Jahr  zu  Jahr  steigender  Überschuß  verblich. 

Auch  nach  der  Übernahme  des  Beförderungswegen*  im  König- 
reiche durch  das  General-Postamt  blieb  die  Personenbeförderung  ein  Vor- 
recht der  Fuhrmannsgilden.  Wo  solche  Gilden  nicht  bestanden  und  auch 
eine  Einzelperson  die  Gestellung  von  Beförderungsmitteln  nicht  übernehmen 
wollte,  hatte  die  ackerbautreibende  Bevölkerung  des  Ortes  für  die  Be- 
förderung der  Reisenden  zu  sorgen.  Die  Fahrzeit  für  ordinäre  und  Extra- 
posten betrug  1  Stunde,  für  Estafetten  und  Kuriere  zu  Pferde  3/«  Stunden 
für  die  Meile,  im  Winter  '/4  Stunde  mehr. 

In  der  Verwendung  der  Post  Überschüsse  waren  verschiedene 
Änderungen  eingetreten.  In  erster  Linie  hatte  die  Staatskasse  ihr  Geld- 
bedürfnis wiederholt  aus  der  Postkasse  befriedigt,  außerdem  hatten  die  Ent- 
bindungsanstalt,  der  botanische  Garten,  die  Porzellanfabrik  und  die  Uni- 
versität namhafte  Zuschüsse  aus  Postmitteln  erhalten.  Im  Jahre  1786 
wurde  die  veränderte  Art  der  Verwendung  durch  königlichen  Erlaß  näher 
geregelt,  wobei  nur  die  Universität  ausfiel.  Der  Porzellanfabrik  wurden 
8000,  der  Entbindungsanstalt  3000  (später  3600)  und  dem  botanischen  Garten 
800  (später  1200)  Taler  jährlich  zuerkannt,  die  aus  den  Überschüssen  der 
Briefpost  entnommen  werden  sollten.  Über  den  Rest  des  Ertrags  der 
Briefpost  wurde  in  bisheriger  Weise  verfügt.  Wegen  des  Überschusses  aus 
der  Paketpost  behielt  sich  der  König  die  Entscheidung  vor;  seit  178t) 
wurde  er  regelmäßig  zur  Bestreitung  der  Ausgaben  für  Pensionen  mit  ver- 
wandt. Gleichzeitig  wurde  bestimmt,  daß  die  Einnahmen  und  Ausgaben 
der  Postverwaltung  jährlich   im   voraus  etatisiert   werden   sollten.  Ubcr- 
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schreitungen  des  Voranschlags  waren  hinsichtlich  der  Ausgaben  ohne  vor- 
herige Genehmigung  der  allgemeinen  Finanzverwaltung  nicht  zulässig. 

Der  Überschuß  der  Postverwaltuug  belief  sich  in  den  Jahren  1772  bis 
1807  auf  etwa  4  100000  Taler,  von  denen  3000  000  Taler  in  Pensionen,  der 
Rest  für  Wohltätigkeitszwecke  und  für  die  erwähnten  Unternehmungen  ver- 
ausgabt wurden. 


Napoleons  des  Ersten  Generalpostdirektor.*) 

Von  Ober- Postinspektor  W.  Meyer  in  Berlin. 

Die  militärische  und  zivile  Umgebung  des  Ersten  Napoleon  zeichnete 
sich  durch  eine  ungewöhnliche  Beständigkeit  der  Personen  aus.  Männer, 
die  wir  181 3  und  181 4  in  leitenden  Stellen  sehen,  waren  meist  schon  des 
jungen  Bonaparte  Kampfgenossen  oder  Freunde.  Eine  früh  entwickelte 
Menschenkenntnis  schützte  ihn  vor  allzu  großen  Irrtümern,  und  da  die 
Revolution  in  reicher  Fülle  Talente  und  Charaktere  an  die  Oberfläche 
gebracht  hatte,  so  durfte  er  sich  eine  strenge  Auswahl  gestatten.  Nicht 
alle  Bevorzugten  bewahrten  ihm  die  Treue;  aber  wir  haben  Anhaltspunkte 
dafür,  daß  Napoleon  sich  der  Untreue  in  solchen  Fällen  meist  von  vorn- 
herein versehen  war  und  trotzdem  mit  der  Wahl  nicht  zögerte,  weil  er  die 
geschäftliche  Tüchtigkeit  des  Staatsmanns,  die  Gewandtheit  des  Diplomaten 
für  die  Allgemeinheit  nutzbar  machen,  den  weitherzigen  Politiker  oder 
geschickten  Strategen  vor  seinem  Ruhmeswagen  nicht  entbehren  wollte. 
Unter  der  Herrschaft  des  bloßen  Nützlichkeitsprinzips  haben  die  Forde- 
rungen des  Gemüts  keine  Stimme.  Nur  wenige  Männer  der  Umgebung 
Bonapartes  konnten  sich  dauernder  Freundschaft  ihres  Herrn  rühmen. 
Manche,  denen  sie  zu  Teil  wurde,  sahen  sich  bald  gezwungen,  sie  dem 
stets  regen  Mißtrauen  Napoleons,  seiner  Heftigkeit  und  gelegentlichen 
Ungerechtigkeit  zu  opfern.  Im  allgemeinen  herrschte  eine  grenzenlose 
]*>gebenheit  vor  der  überragenden  Person  des  Kaisers,  die  zur  Bewunderung, 
Liebe,  Aufopferung  anregte,  das  Gefühl  der  Freundschaft  aber  nicht  auf- 
kommen ließ. 

Um  so  bemerkenswerter  ist  das  innige  Verhältnis,  das  Napoleon  jahf- 
zehntelang  und  bis  zu  seinem  Tode  mit  dem  Grafen  Lavallette  verband: 
eine  Freundschaft,  die  auf  die  Wertschätzung  und  neidlose  Anerkennung 
der  beiderseitigen  Eigenschaften  gegründet  war  und  die  sich  frisch  erhielt 
durch  die  uneigennützigen  Dienste  Lavallettes  und  die  Dankbarkeit 
Napoleons. 

Lavallette  war  im  Jahre  1769  in  Paris  geboren.  Er  beabsichtigte,  sich 
dem  geistlichen  Stande  zu  widmen,  ging  jedoch  bald  zum  Rechtsstudium 
über  und  trat  schließlich,  da  auch  dieses  ihm  nicht  zusagte,  als  Freiwilliger 
in  das  Heer  ein.  Nach  der  Schlacht  bei  Arcole  wurde  er  Adjutant  des 
Generals  Bonaparte.  Zwei  Jahre  später  heiratete  er  Emilie  Marquise  de 
Beauharnais,  eine  Nichte  der  Gattin  Napoleons.  Das  Zustandekommen  der 
Verbindung  ist  von  Interesse,  weil  es  zeigt,  welchen  Wert  Bonaparte  schon 
damals  darauf  legte,  Lavallettes  Geschick  an  das  seine  zu  ketten.  »Alle 
meine  Kameraden«,  so  erzählt  Lavallette,    »waren  befördert  worden;  der 


')  Quellen:  Memoires  et  Souvenirs  du  comte  Lavallette;  Souvenirs  du  fen  Duc 
de  Broglie;  Memoires  de  Joseph  Fouche;  Thiers,  Histoire  du  Consulat  et  de  l'Empire. 
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Genoral  wollte  auch  mich  belohnen,  und  so  setzte  er  sich  in  den  Kopf, 
mich  mit  Frl.  von  Beauharnais  zu  verheiraten.«  Acht  Tage,  nachdem  er 
seinen  Wunsch  Lavallette  zu  erkennen  gegeben,  fand  die  Hochzeit  statt 
und  nach  weiteren  14  Tagen  schon  sehen  wir  den  jungen  Ehemann  als 
Adjutanten  des  Oberfeldherrn  auf  der  Ausreise  in  den  egyptischen  Feldzug. 

Als  Sieger  zurückgekehrt,  stürzte  Bonapartc  die  1  >irektorialregierung 
und  ließ  sich  zum  Ersten  Konsul  wählen.  Lavallette  wurde  in  diplo- 
matischer Mission  nach  Dresden  geschickt,  wo  er  durch  seine  persönlichen 
Eigenschaften  die  Sympathien  des  Hofes  und  der  Bevölkerung  gewann 
und  durch  Eintreten  für  die  Rückberufung  der  in  großer  Zahl  nach  Sachsen 
geflüchteten  französischen  Emigranten  sowohl  der  Königspartei  wie  auch 
der  Regierung  seines  Vaterlandes  einen  Dienst  erwies.  Zur  Betätigung  auf 
dem  Gebiete  der  hohen  Politik  fand  er  keine  Gelegenheit.  Seine  Aufgabe 
war  erfüllt,  als  es  1801  zum  Wartenstillstande  zwischen  Frankreich  und 
Österreich  kam.  Er  kehrte  daher  nach  Paris  zurück,  von  dem  lebhaften 
Wunsche  erfüllt,  sich  fortan  ungestört  dem  militärischen  Berufe  widmen 
zu  können,  von  dem  er  Ruhm  und  Rang  erwartete  und  dessen  Anforde- 
rungen allein  er  genügen  zu  können  glaubte. 

Sein  Verlangen  ging  nicht  in  Erfüllung.  Bonaparte  hatte  ihn  zum 
Zivildienst  bestimmt  und  ernannte  ihn  zum  Chef  der  Staatsschuldenver- 
waltung und  wenige  Monate  später  zum  Generaldirektor  der  Posten.  Ms 
ist  behauptet  worden,  die  letztere  Ernennung  habe  einer  Vorliebe  Lavallettes 
für  die  Post  entsprochen.  In  Wahrheit  empfand  er  eine  starke  Abneigung 
gegen  jede  Verwaltungstätigkeit  und  zog  dieser  >ogar  die  Bedeutungs- 
losigkeit des  Privatlebens  vor.  Er  lehnte  auch  die  ihm  angebotenen  Ämter 
ab.  vermochte  aber  auf  die  Dauer  dem  Drängen  Bonapartes  nicht  zu  wider- 
stehen. Diesem  kam  es  darauf  an,  einen  Mann  an  der  Spitze  der  Post- 
verwaltung zu  wissen,  dem  er  unbedingt  vertrauen  konnte,  der  seinen 
Interessen  ergeben  war  und  der  die  Gewähr  für  eine  den  Erfordernissen 
des  Krieges  ebensowohl  wie  des  Friedens  Rechnung  tragende  Verwaltung 
bot.  Frankreich  hatte  oft  auf  weit  voneinander  entfernten  Kriegsschau- 
plätzen gleichzeitig  Truppen  im  Felde.  Ein  zuverlässiger  und  schnell 
arbeitender  Nachrichtendienst  zwischen  den  getrennten  Heeressäulen  wie 
auch  zwischen  der  Kriegsleitung  und  der  Heimat  war  daher  von  unschätz- 
barem Werte.  Die  politischen  Verhältnisse  verlangten  nicht  minder,  daß 
der  Staatschef,  wo  er  sich  auch  befand,  über  die  Vorgänge  und  Stim- 
mungen in  Frankreich  mit  möglichster  Beschleunigung  unterrichtet  wurde. 
Das  hätte  zwar,  wie  es  bisher  üblich  gewesen  war.  durch  militärische  oder 
diplomatische  Kuriere  geschehen  können.  Aber  man  lebte  in  einer  bewegten 
Zeit.  Gut  und  Leben  standen  nicht  hoch  im  Kurse  und  auf  Reihen  befind- 
liche Kuriere  mit  wichtigen  Depeschen  waren  der  Gefahr  in  erhöhtem 
Maße  ausgesetzt.  Im  Heere  und  in  der  Zivilverwaltung  gab  es  zudem 
manche  Feinde  des  herrschenden  politischen  Systems,  über  deren  Gesinnung 
die  Vorgesetzten  sich  täuschten;  man  mußte  daher  auch  mit  Verrat  rechnen, 
f  dieser  aber  blieb  unter  Umständen  tagelang  unentdeckt,  da  die  Kontrolle 
der  Kuriere  eine  mangelhafte  war  und  auch  nicht  wesentlich  verbessert 
werden  konnte.  Schließlich  hatte  man  bezüglich  der  Schnelligkeit  des 
Keisens  nicht  durchweg  die  besten  Erfahrungen  mit  der  bisherigen  Ein- 
richtung  gemacht. 

Bonaparte    entschloß   sich   deshalb,   das  Kurierwesen   aufzugeben  und 
dessen  Obliegenheiten  der  französischen  Staatspost  zu  übertragen.  Lavallette 
u  t  rzotr  sich  der  übernommenen  Aufgabe  mit  Geschick  und  Tatkraft.  Er 
cht  fe einen  Estafettendienst  ein,  der  ganz  Frankreich  durchzog  und  sich 
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zeitweise  bis  Mailand,  Neapel,  Madrid,  Lissabon,  Tilsit,  Wien,  Preßburg. 
Amsterdam  erstreckte.  Auf  jeder  Linie  ging  in  jeder  der  beiden  Rich- 
tungen täglich  eine  Kstafette  ab.  Bonaparte  konnte  auf  in  Paris  geschriebene 
Briefe  beispielsweise  von  Mailand  nach  8  Tagen,  von  Neapel  nach  14  Tagen 
Antwort  erhalten.  Das  war  fiir  die  damaligen  Verhältnisse  eine  unerhörte 
( iesehwindigkeit .  wie  sie  keiner  der  anderen  Staatsposten  zur  Verfügung 
stand.  Dabei  verursachte  das  neue  Verfahren  nicht  halb  so  viel  Kosten 
wie  die  frühere  Hinrichtung, 

Hinige  Einzelheiten  über  die  Art  und  Weise,  in  der  die  Estafetten- 
beförderung vor  sich  ging,  dürften  von  Interesse  sein.  Die  Depeschen 
wurden  in  einer  verschlossenen  Mappe,  zu  der  nur  Bonaparte  und  Lavallette 
je  einen  Schlüssel  besaßen,  durch  die  Postillione  mit  schnellster  Gelegenheit 
von  Station  zu  Station  befördert.  In  ein  Begleitbuch  hatte  jede  Station 
die  Stunde  der  Ankunft  und  des  Abganges  der  Estafette  einzutragen.  Der 
Verlust  des  Buches  und  die  Eintragung  unzutreffender  Zeitangaben  waren 
mit  schweren  Strafen  bedroht.  In  der  Holge  konnte  sich  die  General- 
direktion beispielsweise  »von  einem  Tage  Verzögerung  bei  400  Meilen 
Weglänge  Aufschluß  verschaffen«,  was  bei  dem  alten  Verfahren,  da 
Lavallette  es  als  einen  Vorzug  der  neuen  Einrichtung  besonders  hervorhebt, 
nicht  möglich  gewesen  zu  sein  scheint. 

Lavallette  hatte  die  Genugtuung,  während  seiner  ganzen  Amtsführung 
den  Estafettendienst  tadellos  arbeiten  zu  sehen:  er  durfte  ihn  mit  Stolz  als 
»eines  der  Elemente  der  Erfolge  Napoleons«  bezeichnen. 

Im  übrigen  erfuhr  der  französische  Postdienst  durch  Lavallette  keine 
organisatorischen  Reformen  von  Bedeutung.  Zu  solcher  Friedensarbeit 
war  die  Zeit  auch  nicht  angetan.  Die  Wiederherstellung  von  Zucht  und 
Sitte  in  dem  revolutionär  erschütterten  Beamtenkörper  und  die  Zurück- 
gewinnung  des  gerade  der  Postverwaltung  so  nötigen,  in  den  vorauf- 
gegangenen Jahren  gänzlich  eingebüßten  allgemeinen  Vertrauens  waren  die 
Aufgaben,  deren  Lösung  die  nächste  Sorge  des  Generalpostdirektors  sein 
mußte  und  die  seine  ganze  Kraft  in  Anspruch  nahmen.  Ihre  Durchführung 
zeugt  von  Ausdauer,  Ehrlichkeit  und  Mut;  vergegenwärtigt  man  sich 
hierzu  den  bescheidenen  Sinn  Lavallettes,  den  die  Zeitgenossen  hervorheben, 
so  gewinnt  man  ein  Bild  von  seinen  hervorstechendsten  Charaktereigen- 
schaften. 

Eine  Tat  Lavallettes  verdient  indes  der  Vergessenheit  entrissen  zu 
werden,  da  sie  durchaus  modern  anmutet  und  allein  genügen  würde,  der 
Ehrlichkeit  und  Furchtlosigkeit  ihres  Urhebers  ein  Denkmal  zu  setzen. 
Aus  allen  Teilen  Frankreichs  waren  unter  der  früheren  Verwaltung  Briefe, 
welche  die  Polizei  als  verdächtig  bezeichnete,  dieser  ausgeliefert  worden. 
Pouche,  der  Polizeiminister,  bediente  sich  dieses  Mittels  nicht  nur  zur 
Ermittelung  der  Verbrecher,  was  seines  Amtes  war,  sondern  in  erster  Linie, 
um  Partei-  und  Privatgeheimnisse  zu  erforschen  und  Personen,  ja  ganze 
Familien  in  seine  Gewalt  zu  bekommen.  Lavallette  stellte  den  Mißbrauch 
sogleich  nach  seinem  Amtsantritt  ab.  Die  Direktoren,  die  sich  daran 
beteiligt  hatten,  wurden  entlassen.  Jede  Verbindung  mit  Pouche  hörte  auf. 
Privatbriefe  durften  fortan  nur  an  Gerichtsbehörden  in  den  durch  das 
Gesetz  vorgesehenen  Fällen  ausgeliefert  werden.  Bezeichnender  Weise 
erregte  die  Maßregel  zunächst  Mißtrauen  im  Publikum,  das  eine  Falle 
befürchtete.  So  fest  war  die  Meinung  eingewurzelt,  daß  die  planmäßige 
Verletzung  des  Briefgeheimnisses  eine  Einrichtung  sei,  deren  die  ausführende 
Gewalt  in  unruhigen  Zeiten  nicht  entraten  könne.  Lavallette  ließ  die  Tat- 
sachen für  sich  sprechen  und  diese  führten  denn  auch  bald  zum  Umschwung 
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der  öffentlichen  Meinung.  Selten  hat  eine  Verwaltungsmaßregel  bei  der 
Bevölkerung  so  nachhaltigen  Eindruck,  so  tiefe  und  einmütige  Befriedigung 
hervorgerufen.  Sie  kam  allen  Bevölkcrungsklassen  in  gleichem  Maße  zu 
gute.  Die  Moral  erfuhr  eine  bemerkenswerte  Hebung,  indem  man  nicht 
mehr  brieflich,  aus  Furcht  vor  dem  »schwarzen  Kabinet«,  einer  Gesinnung 
Ausdruck  zu  geben  brauchte,  die  man  nicht  besaß.  Einen  unerbittlichen 
Gegner  aber  hatte  sich  Lavallette  in  dem  Polizeiminister  Pouche  geschaffen. 

Als  im  Jahre  1814  die  Herrschaft  Napoleons  zusammenbrach,  legte 
l^avallette  sein  Amt  nieder.  Er  hätte,  als  unpolitischer  Beamter,  kaum 
Tadel  gefunden,  wenn  er  dem  Staate  auch  unter  den  Bourbonen  dienstbar 
geblieben  wäre.  Viele  hatten  das  getan,  darunter  höchste  Würdenträger, 
und  sie  waren  reich  belohnt  worden.  Lavallette  zog  das  Privatleben  vor. 
Er  empfand,  wie  er  selbst  berichtet,  gegen  die  Pflichten  eines  Dieners  der 
neuen  Regierung  so  starke  Abneigung,  daß  es  ihm  »Anstrengung  und 
Kummer«  verursacht  haben  würde,  im  Falle  der  Rückkehr  Napoleons 
seinem  Eide  treu  zu  bleiben. 

Mit  dieser  Rückkehr  rechnete  jedermann  in  Frankreich;  nur  erwartete 
man  sie  nicht  so  früh,  wie  sie  tatsächlich  erfolgte.  Als  Bonaparte  nach 
wenig  mehr  als  zehnmonatiger  Abwesenheit,  am  1.  März  1815,  mit 
1  100  Mann  an  der  Küste  der  Provence  landete,  rief  die  Nachricht  selbst 
bei  seinen  vertrautesten  Freunden  neben  der  Besorgnis  für  sein  Schicksal 
lebhafte  Überraschung  hervor.  Keiner  von  ihnen  hatte  ihn  zu  diesem 
Schritt  ermutigt,  keiner  überhaupt  in  Verbindung  mit  dem  Verbannten  von 
Elba  gestanden.  Heute  ist  das  unbestritten;  damals  war  vielfach  die  Ansicht 
verbreitet,  Napoleon  würde  nicht  gewagt  haben,  in  Frankreich  einzufallen, 
wenn  er  nicht  im  Einverständnisse  mit  einflußreichen  heimischen  Kreisen 
gestanden  hätte.  Der  Gang  der  Ereignisse  schien  diese  Ansicht  zu 
bestätigen.  Sämtliche  Truppen,  die  zur  Bekämpfung  Bonapartes  ausgesandt 
w  aren ,  gingen  zu  ihm  über  und  ohne  Schw  ertstreich  und  in  beispiellos 
kurzer  Zeit  gelang  es  ihm,  Frankreich  zurückzugewinnen. 

In  der  Nacht  vom  19.  zum  20.  März  verließ  der  König  mit  dem 
gesamten  Hofe  und  der  Regierung  Paris.  Die  Stadt  war  ohne  Behörden. 
Lavallette,  der  sich  gleich  den  meisten  Anhängern  Napoleons  in  den  letzten 
Wochen  verborgen  gehalten  hatte,  erfuhr  die  Nachricht  um  6  Uhr  Morgens. 
Alsbald  begab  er  sich,  einer  augenblicklichen  Eingebung  folgend,  in  das 
Generalpostamt,  das  von  dem  Grafen  Ferrand  geleitet  wurde.  Seine  Absicht 
war,  Ferrand  Schutz  und  Hilfe  angedeihen  zu  lassen  für  den  Fall,  daß  er 
sich  noch  nicht  in  Sicherheit  gebracht  haben  sollte.  In  der  Tat  traf  er 
ihn  noch  an.  Ferrand  verlor  aber  beim  Anblick  des  früheren  Generalpost- 
direktors, den  er  für  eines  der  Häupter  der  »bonapartistischen  Verschwö- 
rung« hielt,  jede  Überlegung,  nahm  in  größter  Hast  seine  Papiere  und  zog 
sich,  ohne  Lavallette  anzuhören,  zurück.  Hätte  dieser  schon  jetzt  sich  der 
Ges-chäftsleitung  bemächtigen  wollen,  wie  man  ihm  später  vorwarf,  so  wäre 
dies  der  geeignetste  Augenblick  gewesen.  Die  herbeigeeilten  Abteilungs- 
direktoren waren  entzückt,  ihren  alten  Chef  wiederzusehen,  und  erklärten, 
seinen  Befehlen  gehorchen  zu  wollen.  Aber  er  widerstand  der  Versuchung 
und  bat  nur  um  Absendung  eines  Kuriers  mit  einem  Brief  an  den  bereits 
in  Fontainebleau  befindlichen  Kaiser.  In  dem  Briete  meldete  er  die  Abreise 
des  Königs  und  bat  um  Napoleons  Befehle  für  die  Post,  da  Ferrand  die 
Verwaltung  un  Stiche  gelassen  habe. 

Inzwischen    ließ  der  Graf  Ferrand,  den   man   längst  auf  der  Flucht 
wähnte     Lavallette   um   einen   Posterlaubnisschein   zur   Reise  nach  Gent 
?  /,  '      Lavallette  machte  geltend,  daß  die  behördliche  Gewalt  sich  nicht 
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in  seinen,  sondern  noch  in  Fernands  Händen  befinde  und  daÜ  dieser  zur 
Ausstellung  fJes  Scheins  daher  selbst  befugt  sei.  Die  Bitten  Ferrands 
wurden  nur  um  so  dringender.  Schließlich  begab  sich  die  Gräfin  persönlich 
zu  Lavallette;  sie  stellte  ihm  vor.  daß  es  sich  nur  um  eine  Beruhigung 
ihres  Gatten  handele,  der  ohne  den  Schein  nicht  zu  reisen  wage  und  mit 
seiner  Familie  allen  Fahrliohkeiten  ausgesetzt  sein  würde,  die  das  Verbleiben 
in  Paris  für  die  Anhänger  des  Königs  mit  sich  bringe.  Lavallette  ließ 
sich  rühren  und  stellte  den  Schein  aus.  Kr  ahnte  nicht,  welches  Verhängnis 
er  damit  über  sich  -heraufbeschworen  hatte.  Am  Abend  desselben  Tages 
traf  der  Kaiser  in  Paris  ein  und  hesetzte  noch  in  der  Nacht  die  wichtigsten 
Staatsämter.  Lavallette  erhielt  auf  seinen  Wunsch  die  Generalpostdirektion, 
nachdem  er  das  Ministerium  des  Innern  abgelehnt  hatte.  Wahrend  jedoch 
für  die  übrigen  Herren  unverzüglich  Patente  ausgefertigt  wurden,  mußte 
sich  Lavallette  mit  der  mündlichen  Einsetzung  begnügen,  da  er  »die  Post 
ja  erobert  habe«.  Darin  zeigte  sich,  wie  der  Kaiser  Lavallettes  Verhalten 
beurteilte.  Daß  die  Königspartei  die  gleiche  Auffassung  hegte  und  die 
ihrem  politischen  Standpunkt  entsprechenden  Folgerungen  daraus  zog,  kann 
ihr  nicht  verdacht  werden. 

Nach  dreimonatiger  Dauer  erlosch  Napoleons  zweites  Kaisertum  und 
Ludwig  XVIII.  kehrte  unter  dem  Schutze  der  verbündeten  Mächte  auf  den 
Thron  zurück.  Es  brach  nun  eine  Zeit  der  Verfolgungen  an.  Zweitausend 
mehr  oder  weniger  hervorragende  Persönlichkeiten  der  napoleonischen 
Partei  wurden  auf  die  Proskriptionsliste  gesetzt.  Lavallette  wußte,  daß 
auch  er  sich  darunter  befand.  Doch  beunruhigte  ihn  das  nicht  sonderlich. 
Man  k« »mite  ihn  zu  2  bis  5  Jahren  Gefängnis  verurteilen,  weil  er  einige. 
Stunden  vor  der  Ankunft  des  Kaisers  sich  der  Amtsgewalt  des  General- 
postdirektors bemächtigt  hatte:  einer  anderen  Schuld  war  er  sich  nicht 
bewußt.  Jedenfalls  verdiente  die  Gefängnishaft  den  Vorzug  vor  einer 
Flucht  ins  Ausland,  zu  der  ihn  seine  Freunde  zu  bewegen  suchten;  denn 
vom  Gefängnis  aus  konnte  er  die  Angelegenheiten  seiner  Familie  weiter- 
führen -  dem  Flüchtling  würde  man  das  unmöglich  gemacht  haben.  Er 
blieb  also.  Ja.  er  richtete  an  den  Ministerpräsidenten  Talleyrand  einen 
Brief,  in  dem  er  sein  Verhalten  am  Tage  der  Rückkehr  Napoleons  ausein- 
andersetzte und  ein  gerichtliches  Verfahren  gegen  sich  beantragte. 

Die  unmittelbare  Folge  dieses  Schrittes  war  seine  Verhaftung  (18.  Juli). 
Er  wurde  der  widerrechtlichen  Ausübung  der  Befugnisse  des  Generalpost- 
direktors beschuldigt.  Die  Angelegenheit  schien  also  den  Verlauf  zu 
nehmen,  den  er  erwartet  hatte,  und  er  durfte  ihrer  weiteren  Entwicklung 
mit  Ruhe  entgegensehen;  hatte  doch  selbst  der  Untersuchungsrichter  sich 
mit  einem  gewissen  Bedauern  über  die  geringe  Bedeutung  des  Falles  aus- 
gesprochen. 

Es  mußte  allerdings  befremden,  daß  man  ihn  nach  kurzer  Zeit  und 
ohne  vorhergegangene  Verschärfung  oder  Vermehrung  der  Anschuldigungs- 
punkte aus  dem  Präfekturgewahrsam  in  das  Untersuchungsgefängnis  für 
schwere  Verbrecher,  die  Conciergcrie.  überführte.  Dort  wurde  er  6  Wochen 
lang  in  Geheimhaft  gehalten.  Als  diese  Zeit  vorüber  war  und  er  wieder 
ungestört  Besuche  empfangen  konnte,  klärten  ihn  seine  Freunde  über  seine 
wahre  Lage  auf.  In  Kreisen  der  Königspartei  war  man  der  Überzeugung- 
--  teils  schützte  man  sie  auch  nur  vor,  um  den  ruhmlosen  Zusammen- 
bruch des  Königtums  zu  erklären  — ,  daß  ein  lebhafter  Verkehr  der  Bona- 
partisten  in  Frankreich  mit  dem  Verbannten  von  F'lba  zur  Vorbereitung 
seiner  Rückkehr  stattgefunden  und  eine  ausgedehnte  Verschwörung  in 
Frankreich  selbst  dem  Kaiser  die  Wiedererlangung  der  Herrschaft  ermög- 
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licht  habe.  Der  Verkehr  mit  Klba  sollte  brieflich  unter  Beihilfe  von  Post- 
beamten vor  sich  gegangen  sein.  Eine  solche  Organisation  konnte  niemand 
anders  ersonnen  und  geleitet  hatien  als  Lavallette.  der  Generalpostdirektor 
des  Kaiserreichs.  Waren  die  Fäden  dieser  Verbindung  in  seiner  Hand 
vereinigt  gewesen,  so  hatte  er  zweifellos  auch  an  der  Spitze  der  Ver- 
schworung gestanden.  Kr  verdiente  also  die  Anwendung  des  Gesetzes  in 
seiner  vollen  Schwere.  Das  war  der  Gedankengang  der  Kölligspartei  und 
in  diesem  Sinne  wurde  die  Anklage,  etwa  2  Monate  nach  Lavallettes  Ver- 
haftung, erweitert.  Sie  lautete  nunmehr  auf  widerrechtliche  Ausübung 
eines  Staatsamts  und  auf  Hochverrat,  das  heißt  sie  zielte  auf  Todesstrafe. 

Eine  neue  Untersuchung  begann;  sie  lieferte  nicht  nur  keine  Beweise 
für  die  behauptete  Verschwörung  und  Lavallettes  Führerschaft,  sondern 
ließ  geradezu  die  Haltlosigkeit  dieses  Anklagepunktes  erkennen.  Daß 
letzterer  trotzdem  aufrechterhalten  wurde,  beweist  das  Vorhandensein  von 
Einflüssen,  die  außerhalb  des  Gerichts  zu  suchen  waren.  Die  Staatsraison 
verlangte  warnende  Beispiele  und  machte  sich  die  Justiz  dienstbar.  Je 
hervorragender  die  Personen  waren,  die  man  der  Bestrafung  zuführte,  und 
je  strenger  diese  selbst  ausfiel,  um  so  kräftiger  und  nachhaltiger  mußte  die 
Wirkung  sein;  die  Vornehmsten  unter  den  Verfolgten  waren  der  Marschall 
Ney  vom  Militär  und  Lavallette  vom  Zivil. 

Am  19.  und  20.  November  fand  die  Hauptverhandlung  vor  dem 
Schwurgericht  statt.  Sie  erwies,  was  Lavallette  weder  zu  leugnen  noch  zu 
beschönigen  suchte,  den  auf  die  Amtsbemächtigung  bezüglichen  Teil  der 
Anklage;  doch  versagten  die  Beweise  für  Hochverrat  gleich  zu  Beginn  der 
Verhandlung  derart,  daß  man  vor  den  Plaidoyers  nicht  darauf  zurückkam, 
l.'m  6  Uhr  Abends  am  20.  November  schickten  sich  die  Geschworenen  an, 
das  Beratungszimmer  aufzusuchen,  als  die  Art  der  Fragestellung  eine  leb- 
hafte Meinungsverschiedenheit  zwischen  dem  Generalstaatsanwalt  und  den 
Verteidigern  hervorrief.  Diese  schlugen  folgende  Fragen  vor:  »1.  Ist  der 
Angeklagte  der  Verschwörung  schuldig?  2.  Ist  er  schuldig,  sich  wider- 
rechtlich der  Amtsgewalt  bemächtigt  zu  haben?«  Damit  wäre  dem  verschie- 
denen Charakter  der  beiden  Handlungen  und  ihrer  verschiedenartigen 
Bestrafung  ordnungsmäßig  Rechnung  getragen  worden.  Die  Geschworenen 
hätten  die  erste  Krage  verneinen  und  die  zweite  bejahen  können,  in  welchem 
Falle  dem  Gerichtshof  nur  die  Möglichkeit  geblieben  wäre,  auf  Gefängnis- 
strafe zu  erkennen.  Das  sollte  aber  unter  allen  Umständen  vermieden 
werden,  und  der  Generalstaatsanwalt  bestand  deshalb  auf  Zusammenziehung 
der  beiden  Anklagepunkte  in  eine  Frage.  Es  gelang  ihm,  seinen  Vor- 
schlag durchzusetzen.  Die  Geschworenen  gerieten  dadurch  in  eine  schwierige 
Lage.  Hielten  sie  Lavallette  des  Hochverrats  nicht  für  schuldig,  so 
konnten  sie  das  nur  zum  Ausdruck  bringen .  indem  sie  ihn  gegen  ihre 
Überzeugung  auch  von  der  Amtsbemächtigung  freisprachen.  Wollten*  sie 
dagegen  dieser  Überzeugung  folgen,  so  schloß  ihr  Schuldigspruch  die 
Bejahung  der  Hochverratsfragc  ein.  Lavallette  behauptet  nun,  in  Über- 
einstimmung mit  anderen  zeitgenössischen  Schriftstellern,  daß  man  der 
Entschließung  der  Geschworenen  durch  eine  geheime  Mitteilung  folgenden 
Inhalts  zu  Hilfe  gekommmen  sei.  Nach  einem  Akte  großer  Strenge  (gemeint 
war  die  bevorstehende  Verurteilung  und  Hinrichtung  des  Marschalls  Ney) 
sc/  es  wichtig,  daß  der  König  einen  Beweis  großer  Milde  gebe.  Man  möge 
al>o  die  Todesstrafe  gegen  den  Angeklagten  aussprechen.  Er  werde 
begnadigt  werden.  Es  sei  dann  der  Gerechtigkeit  genüge  geschehen,  die 
Gesellschaft  sei  gerächt  und  die  Güte  des  Königs  werde  in  vollem  Glänze 
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Als  nach  Mitternacht  Lavallette  wieder  vor  seinen  Richtern  erschien, 
wurde  ihm  die  Verurteilung  zum  Tode  verkündet. 

Der  Ausgang  des  V  erfahrens  und  die  Umstände,  unter  denen  das  Urteil 
zustande  gekommen  war,  rieten  in  ganz  Europa  ungeheueres  Aufsehen 
hervor.  Man  war  sich  einig  in  der  Verachtung  für  eine  solche  Rechts- 
pflege und  in  der  Kmpürung  über  die  Willkür  der  Regierung.  Die  Presse 
der  Länder,  deren  Truppen  noch  in  Frankreich  standen,  verlangte  ein 
militärisches  Einschreiten  zur  Verhinderung  des  Justizmordes.  In  Frankreich 
selbst  ergriffen  Bestürzung  und  Furcht  die  weitesten  Kreise. 

Inzwischen  suchte  man  durch  Anrufung  der  königlichen  Gnade  ein 
Schauspiel  zu  verhindern,  das  Frankreich  nicht  zur  Ehre  gereichen  konnte. 
Die  einflußreichsten  Personen  beteiligten  sich  an  den  Bemühungen.  Aber 
sie  erreichten  nichts.  Die  Gattin  des  Verurteilten  warf  sich  dem  König  zu 
Füßen.    Es  war  vergebens. 

Lavallettc  hatte,  um  im  Interesse  seiner  Familie  nichts  unversucht  zu 
lassen,  die  Entscheidung  des  Kassationshofs  angerufen.  Das  bedeutete 
einen  Zeitgewinn  von  einem  Monat,  von  dem  man  hoffte,  daß  er  vielleicht 
eine  Beruhigung  der  Leidenschaften  und  einen  Wechsel  in  der  Stimmung 
der  maßgebenden  Kreise  gegenüber  Lavallette  herbeiführen  werde.  Vielfach 
nahm  man  auch  an,  der  König  wolle  keinen  Entschluß  fassen,  bevor  die 
Entscheidung  des  Kassationshofs  ergangen  war.  Sie  erfolgte  im  ablehnen- 
den Sinne  und  das  Urteil  erlangte  damit  Rechtskraft.  Von  einer  Begnadi- 
gung aber  verlautete  auch  jetzt  noch  nichts.  Es  war  kein  Zweifel  —  dem 
Gesetze  sollte  freier  Lauf  gelassen  werden. 

So  bereitete  sich  denn  Lavallette  auf  das  Ende  vor.  Er  hatte  diesen 
Ausgang  zu  oft  erwogen,  als  daß  ihn  die  Gewißheit  überwältigen  konnte. 
Aber  Pein  verursachte  ihm  der  Gedanke  an  die  schimpflichen  Nebenum- 
stände, die  mit  der  Hinrichtung  durch  das  Fallbeil  verbunden  waren.  Er 
sprach  deshalb  den  Wunsch  aus,  gleich  dem  Marschall  Ney,  der  wenige 
Tage  zuvor  erschossen  worden  war,  zum  Tode  durch  Pulver  und  Blei 
begnadigt  zu  werden.    Auch  das  wurde  ihm  verweigert. 

Es  folgten  nun  schmerzliche  Stunden.  Freunde  und  Verwandte  nahmen 
von  dem  Verurteilten  Abschied.  Keiner  von  ihnen  sah  mehr  eine  Möglich- 
keit zu  seiner  Rettung.  Nur  eine  Einzige  verzweifelte  nicht  —  Lavallettes 
Gattin.  Sie  unternahm  es.  mit  Hilfe  weniger  Vertrauter  die  Flucht  des 
Gefangenen  ins  Werk  zu  setzen,  und  sie  führte  den  Plan  mit  bewunderns- 
werter Tatkraft,  Umsicht  und  Aufopferung  durch.  Seit  Wochen  hatte  sie 
täglich  ihren  Gatten  mit  Erlaubnis  der  Gefängnisbehörde  in  seiner  Zelle 
besucht  und  ihn  regelmäßig  einige  Stunden  nach  Eintritt  der  Dunkelheit 
verlassen.  So  erschien  sie  auch  am  Abend  vor  dem  zur  Hinrichtung  be- 
stimmten Tage  in  der  Conciergerie.  Man  wollte  ihren  letzten  Abschied 
nicht  stören  und  ließ  die  Gatten  allein.  Diesen  Umstand  benutzten  sie, 
um  einen  Kleiderwechsel  vorzunehmen,  und  Lavallette  verließ  dann  in 
Frauengewändern,  von  dem  Oberaufseher  teilnahmsvoll  bis  zum  Ausgangs- 
tor geleitet,  das  Gefängnis.  Draußen  sorgten  Freunde  für  seine  schleunige 
Fortschaffung,  und  als  nach  kurzer  Zeit  die  Straßen  widerhallten  von  den 
Rufen  der  Polizisten  und  Soldaten,  die  man  auf  die  Suche  nach  dem 
Entflohenen  geschickt  hatte,  befand  sich  dieser  schon  in  Sicherheit  im  — 
Ministerium  des  Auswärtigen.  Der  Kassierer  dieses  Ministeriums,  Bresson, 
der  mit  seiner  Familie  in  dem  Gebäude  wohnte,  hatte  ihm  Zuflucht  geboten. 
Sieben  Wochen  genoß  Lavallette  die  Gastfreundschaft  dieses  uneigen- 
nützigen Mannes,  ehe  sich  Gelegenheit  zur  Fortsetzung  der  Flucht  fand. 
Zwei  englische  Offiziere  nahmen  sich  seiner  an  und   führten  ihn,   der  die 


Digitized  by  Google 


Kleine  Mitteilungen. 


.89 


Uniform  eines  Kapitäns  der  englischen  Garde  angelegt  hatte,  unter 
mancherlei  Fährlichkeiten  über  die  scharf  bewachte  Grenze  nach  Belgien. 
Lavallette  wandte  sich  dann  über  Württemberg  und  Baden  nach  Bayern, 
dessen  König  ihn  gegen  die  Verfolgungen  der  französischen  Regierung 
<*hützte.  Im  Jahre  1822  ermöglichte  ihm  eine  von  Ludwig  XVIII.  er- 
lassene allgemeine  Amnestie  die  Rückkehr  nach  Frankreich,  wo  er  hinfort 
in  Zurückgezogenheit  lebte.    Er  starb  im  Jahre  1830. 

Traurig  klingt  das  Schicksal  der  opfermütigen  Frau  aus,  der  er  seine 
Rettung  verdankte.  Kummer  und  Angst  während  der  langen  Haft  ihres 
Gatten ,  Trauer  um  den  Tod  des  jüngsten  Kindes  und  die  übermäßige  An- 
strengung aller  seelischen  Kräfte  bei  der  Ausführung  des  Fluchtplans 
hatten  nicht  verfehlt,  Spuren  in  ihrem  Gemüt  zurückzulassen.  Im  Gefängnis, 
wo  man  sie  längere  Zeit  zurückbehielt,  war  sie  den  gröbsten  Kränkungen 
ausgesetzt.  Dazu  kam  die  Ungewißheit  über  das  Schicksal  ihres  Gatten, 
die  beständige  Furcht,  er  möchte  wieder  ergriffen  werden.  So  zahlreichen 
und  heftigen  Aufregungen  war  sie  auf  die  Dauer  nicht  gewachsen.  Als 
man  ihr  die  Freiheit  zurückgab,  war  ihr  Geist  umnachtet.  F.rst  der  Tod 
erlöste  sie  1855  von  dem  schweren  Leiden. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Kautschukgewinnung  in  Ceylon.  Bis  vor  nicht  allzu  langer  Zeit 
wurde  der  Parakautschuk  des  Handels  ausschließlich  aus  den  Kautschuk- 
bäumen der  sumpfigen  Wälder  Paras  gewonnen.  Aber  der  immer  mehr 
zunehmende  Bedarf  an  Kautschuk  in  den  verschiedensten  Industriezweigen 
ließ  es  in  Verbindung  mit  den  für  Parakautschuk  gezahlten  hohen  Preisen 
ratsam  erscheinen,  den  Para-Kautschukbaum  auch  in  anderen  Gegenden  zu 
kultivieren.  Einige  Pflanzer  auf  Ceylon  waren  unter  den  ersten,  die  sich 
mit  dieser  Kultur  beschäftigten,  indem  sie  von  der  Botanischen  Abteilung 
auf  Ceylon  Samen  von  Para- Kautschukbäumen  bezogen,  welche  durch  die 
indische  Regierung  schon  1876  nach  Ceylon  eingeführt  waren. 

Die  in  Ceylon  mit  Para-Kautschukbäumen  bepflanzte^  Fläche  wird  zurzeit 
auf  3000  Acre  (ä  40,5  Ar)  geschätzt.  Die  Para- Kautschukbäume  gedeihen 
auch  gut  auf  den  Hochebenen  bis  zu  3000  Fuß  über  dem  Meeresspiegel, 
wo  die  jährliche  Regenmenge  zwischen  70  bis  150  engl.  Zoll  schwankt.  In 
dem  Süd-Kaltura-Distrikt  scheinen  die  günstigsten  Erfolge  erzielt  zu  werden. 
Dieser  liegt  etwa  100  Fuß  über  dem  Meeresspiegel  und  hat  jährlich  eine 
durchschnittliche  Regenmenge  von  über  100  Zoll.  Der  Boden  besteht  zum 
größten  Teil  aus  sandigem  Lehm.  Die  Bäume  wurden  aus  Samen  gezogen 
und  in  Zwischenräumen  von  12  Fuß  voneinander  gepflanzt.  Bereits  nach 
Verlauf  von  sieben  Jahren  konnte  mit  der  Kautschukgewinnung  begonnen 
werden.  Die  Ausbeute  an  eingetrocknetem  Safte  betrug  1902  durchschnittlich 
1  engl.  Pfund  auf  den  Baum. 

Die  Art  der  Gewinnung  und  Behandlung  des  frischen  Milchsafts  ist. 
wie  die  Zeitschrift  »The  India  Rubber  Journal«  mitteilt,  auf  den  einzelnen 
Besitzungen  ziemlich  gleichartig.  Mit  einem  keilförmigen  Instrument  wird 
etwa  6  Fuß  über  der  Erdoberfläche  in  jedem  Baume  eine  Reihe  winkel- 
förmiger Einschnitte  in  Zwischenräumen  von  3  bis  4  Zoll  gemacht.  Die 
keilförmige  Gestalt  des  Instruments  soll  ein  allzu  tiefes  Einschneiden  ver- 
hindern, damit  nicht  das  Holz  des  Baumes  verletzt  wird.    An  den  Punkten, 
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wo  die  beiden  Seiten  des  winkelförmigen  Einschnitts  zusammentreffen,  wird 
ein  rundes,  dünnwandiges  Gefäß  von  3  bis  4  Zoll  Weite  und  einer  Tiefe 
von  etwa  4  Zoll  zum  Auffangen  des  rahmähnlichen  Saftes  in  der  Weise 
befestigt,  daß  der  dünne  Rand  des  Gefäßes  in  die  Rinde  eingepreßt  wird. 
Sogleich,  nachdem  der  Einschnitt  in  den  Baum  gemacht  ist,  beginnt  der 
Milchsaft  herauszufließen  und  fließt  gewöhnlich  während  einiger  Stunden. 
Am  folgenden  Tage  wird  wiederum  eine  Reihe  ähnlicher  Einschnitte,  etwa 
6  Zoll  unter  den  ersten ,  hergestellt  und  in  dieser  Weise  an  jedem  Tage 
fortgefahren,  bis  das  Fußende  des  Baumes  erreicht  ist;  zwischen  der  ersten 
wird  sodann  eine  zweite  Serie  solcher  Schnittringe  gemacht,  und  dieses 
Verfahren  wird  je  nach  der  Größe  der  ersten  Einschnitte  und  der  Stärke 
und  dem  Alter  der  Bäume  ein  drittes  und  teilweise  auch  ein  viertes  Mal 
wiederholt.  Das  Anzapfen  der  Bäume  wird  gewöhnlich  am  frühen  Morgen 
oder  am  Spätnachmittage  vorgenommen,  da  augenscheinlich  die  Sonnenhitze 
das  Herauslaufen  des  Milchsafts  beeinträchtigt. 

Die  bei  der  Weiterbehandlung  des  Saftes  angewandten  Methoden  sind 
von  denkbar  einfachster  Natur.  Sobald  der  Milchsaft  von  den  Pflanzungen 
eingebracht  ist,  wird  er  in  emaillierte  eiserne  Schüsseln  von  etwa  1  Fuß 
Durchmesser  und  2  Zoll  Tiefe  gegossen  und  darin  belassen,  bis  er  ein- 
trocknet, was  gewöhnlich  am  darauffolgenden  Tage  bereits  geschehen  ist. 
Wünscht  man  diesen  Prozeß  zu  beschleunigen,  so  mischt  man  dem  Saft 
einige  Tropfen  Essigsäure  bei;  dieses  Verfahren  ist  indes  nicht  zu  empfehlen, 
da  der  Kautschuk  hierdurch  minderwertig  wird.  Der  eingetrocknete  Kautsckuk 
wird  durch  Walzen  gepreßt.  Es  wird  möglichst  vermieden,  während  dieser 
Behandlung  Uneinigkeiten  in  den  Kautschuk  gelangen  zu  lassen.  Nach 
dem  Pressen  wird  der  Kautschuk  gewöhnlich  ein  wenig  erhitzt,  damit  er 
rascher  ganz  trocknet,  und  dann  in  einen  gut  gelüfteten  Raum  gebracht.  Auf 
diese  Weise  eingedickter  Kautschuk  ist  bernsteinfarben  und  durchscheinend ; 
er  wird  mit  etwa  4  s  pro  Pfund  bezahlt. 


Ausbau  des  indischen  Telegraphennetzes  nach  Tibet.  Be- 
kanntlich ist  seit  einiger  Zeit  eine  von  der  indischen  Regierung  ausgesandte 
militärische  und  diplomatische  Expedition  unter  dem  Befehl  des  Obersten 
Younghusband  nach  dem  Inneren  von  Tibet  unterwegs.  Zur  Verbindung 
der  Truppe  mit  Indien  hat  die  indische  Telegraphenverwaltung  in  der  Zeit 
von  Juli  bis  September  1903  zwischen  Darjceling  (Britisch-Indien)  und  dem 
vorläufigen  Lager  des  genannten  Obersten  in  Khambajong  (Tibet)  auf  eine 
Entfernung  von  160  englischen  Meilen  (257  km)  eine  oberirdische  Tele- 
graphcnleitung  hergestellt.  Die  beim  Baue  beschäftigten  Personen  hatten 
sehr  unter  heftigen  Regengüssen  zu  leiden,  die  um  so  fühlbarer  waren,  als 
die  Bauarbeiten  meist  in  sehr  großer  Höhe  im  Himalayagebirge  ausgeführt 
werden  mußten.  Da  die  Linie  durch  dichtes,  dickes  Gebüsch  zu  führen 
war,  so  galt  es,  ungewöhnliche  Schwierigkeiten  zu  überwinden.  Der  höchste 
Punkt  wurde  bei  Subebe  La  erreicht;  er  liegt  über  17  5°°  englische  Fuß 
(5334  m)  über  dem  Meeresspiegel.  An  einer  höheren  Stelle  ist  bisher  wohl 
kaum  eine  Telegraphcnstange  eingesetzt  worden.  Ebenso  kann  die  indische 
Telegraphenverwaltung  sich  rühmen,  die  höchstgelegene  Telegraphenanstalt 
zu  besitzen,  nämlich  in  Khambajong,  dem  vorläufigen  Endpunkte  der  neuen 
Linie.  Dieser  Ort  liegt  15700  englische  Fuß  (4785  m)  über  dem  Meeres- 
spiegel. Die  Telegraphenanstalt  in  Khambajong  ist  bereits  für  den  inter- 
nationalen Verkehr  eröffnel  worden. 
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Automobil  in  der  Wüste.  Vor  kurzem  ist  ein  Dampfmotor  erfunden 
worden,  der  mit  einer  Besetzung  von  vierzig  Mann  über  den  losen  Sand 
des  Sudans  mit  einer  Schnelligkeit  von  drei  bis  vier  Meilen  in  der  Stunde 
zu  fahren  vermag.  Der  Gedanke,  den  Motor  als  Beförderungsmittel  in  der 
Wüste  zu  gebrauchen,  ist  nicht  neu;  aber  lange  schien  es  unmöglich,  einen 
Wagen  zu  bauen,  der  auf  dem  Sande  fahren  konnte:  die  Kader  versanken 
darin  und  die  Wagen  standen  unbeweglich.  Jetzt  ist  es.  wie  die  Zeitschrift 
»Reform«  berichtet  hat,  zwei  Kngländern ,  George  Winter  und  Josse  Ellis, 
gelungen,  Räder  zu  erfinden,  die  nicht  einsinken,  und  zwar  kommen  zwei 
Arten  von  Rädern  zur  Verwendung,  eine  für  ziemlich  harten  und  eine  für 
sehr  weichen  Sand.  Die  Räder  der  ersten  Art  sind  etwa  wie  das  Triebrad 
einer  Zugmaschine  gestaltet;  die  Räder  für  sehr  weichen  Sand  sind  sehr 
sinnreich  und  dabei  einfach:  sie  haben  einen  breiten  flachen  Radreifen  mit 
einem  Spurkranz  in  der  Mitte.  Dieser  wirft  den  Sand  auf  jeder  Seite  auf 
und  stellt  für  den  flachen  Teil  des  Rades  eine  Schicht  her,  auf  der  es  läuft. 
Jeder  Wagen  hat  beide  Arten  Räder.  Die  von  den  Genannten  geleiteten 
Versuche  sind  unter  Förderung  der  ägyptischen  Regierung  unternommen 
worden,  die  mit  dem  Ergebnisse  zufrieden  ist  und  die  Wagen  angenommen 
hat.  Sie  werden  die  Beförderung  der  Truppen  im  Sudan  wesentlich  er- 
leichtern. Seither  geschah  der  Transport  meist  durch  Nilboote,  aber  infolge 
der  Serpentinkurven  des  Flusses,  der  Katarakte  und  anderer  Hindernisse  ist 
diese  Beförderung  sehr  langsam.  Die  Soldaten  werden  über  die  geraden 
Strecken  fies  Flusses  weiter  im  Boote  befördert  werden,  da  das  sehr  billig 
ist.  Die  Motore  werden  als  Verbindungsglieder  für  die  Teile  der  Reise, 
die  nicht  zu  Wasser  zurückgelegt  werden,  dienen.  Jeder  Dampfwagen  kann, 
wie  gesagt,  vierzig  Mann  aufnehmen  und  auch  einen  Anhängewagen  ziehen, 
der  weitere  vierzig  fortzuschaffen  imstande  ist.  Der  Wüstenmotor  verspricht, 
beim  Reisen  in  der  Wüste  und  bei  Wüstenkriegen  eine  große  Rolle  zu 
spielen. 


Anlage  bedeutender  elektrischer  Bahnlinien  in  Canada.  Das 
schon  vor  geraumer  Zeit  ins  Auge  gefaßte  Projekt,  weit  verzweigte  elek- 
trische Bahnlinien  durch  die  südöstlichen  Gebiete  und  Städte  der  canadischen 
Provinz  Quebec  zu  bauen,  wird  jetzt  teilweise  zur  Ausführung  gebracht. 
Ks  handelt  sich  vorerst  um  zwei  Hauptstrecken:  die  eine  ist  zur  Verbin- 
dung von  Montreal  mit  St.  Johns  über  Longueuil  und  Chambly  bestimmt, 
während  die  andere  von  Montreal  nach  Vallcyfield  im  Gebiete  des  St.  Lorenz- 
stroms gehen  und  auf  ihrem  Wege  St.  Lambert,  La  Prairie,  Chateauguay 
und  Beauharnois  berühren  soll.  Die  Strecken  werden  mit  dem  schwersten 
Unterbau,  den  dauerhaftesten  Schienen  und  allen  neuesten  Einrichtungen 
ausgerüstet,  so  daß  schwere  Wagen  von  50  Fuß  Länge  verkehren  können. 
Sie  werden  mit  Luftbremsen  versehen  und  durch  so  starke  Motoren  ange- 
trieben, daß  sie  in  der  Stunde  50  bis  60  englische  Meilen  durchlaufen 
können.  Diese  neuen  Linien  werden  nach  »Elcctrical  World  and  Engineer« 
'las  größte  elektrische  Bahnnetz  in  Canada  bilden,  und  man  spricht  im  An- 
schluß an  den  Beginn  ihres  Baues  schon  von  einer  zukünftigen  Verbindung 
von  New  York  mit  Montreal  durch  elektrische  Bahnen,  für  die  schon  ver- 
schiedene Kapitalisten  und  Elektrizitätsgesellschaften  gewonnen  sein  sollen. 

Die  Linie  von  Montreal  nach  den  südlichen  Grafschaften  der  Provinz 
iuhrt  durch  landschaftlich  schöne  Gegenden  längs  des  Richelieu-  und 
St.  Uirenzflusses.  Die  Strecke  bietet  auch  in  wirtM'haftlicher  Beziehung 
einen  großen  Vorteil,  indem  den  dort  seßhaften  Landleuten  Gelegenheit  ge- 
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boten  wird,  ihre  Erzeugnisse  schnell  und  billig  nach  Montreal  zu  befördern; 
zu  diesem  Zweck  wird  beabsichtigt,  besondere  Züge  zwischen  Mitternacht 
und  6  Uhr  früh  einzurichten,  mit  denen  die  Landleute  ihre  Farmprodukte 
in  frischem  Zustande  jeden  Morgen  in  Montreal  auf  den  Markt  bringen 
können. 


LITERATUR. 

Leitfaden  zur  Vorbereitung  auf  die  Prüfungen  der  mittleren 
Postbeamtenlauf  bahn.  Unter  Mitwirkung  vom  Postinspektor 
Clauß  in  Dresden  herausgegeben  von  Karl  Schöttge,  Ober- 
Postassistent  in  Naumburg  (Saale).  Im  Selbstverläge  des  Heraus- 
gebers.   Preis  geb.  5  M.  50  Pf. 

Das  vorliegende,  580  Seiten  umfassende  Werk  soll  zur  Vorbereitung 
auf  die  Postassistenten-  und  Postsekretärprüfung  dienen.  Diese  Zusammen- 
fassung des  Stoffes  hinsichtlich  des  mündlichen  Teiles  beider  Prüfungen 
begründet  der  Verfasser  nicht  mit  Unrecht  damit,  daß  infolge  Neuordnung 
der  Beamtenverhältnisse,  durch  die  den  Assistenten  auch  der  Zugang  zur 
Sekretärstellung  erschlossen  worden  ist,  die  Assistentenprüfung  an  Bedeutung 
gewonnen  habe,  d.  h.  daß  der  strebsame  Postgehilfe  sich  zweckmäßig  von 
vornherein  ein  reicheres  Maß  von  Kenntnissen  aneignet,  um  den  späteren 
höheren  Anforderungen  leichter  zu  genügen. 

Der  gesamte  Stoff  ist  in  sechs  Abschnitte  eingeteilt.    Abschnitt  I  ent- 
hält Ratschläge  zur  Vorbereitung  auf  die  Prüfungen,  eine  Anleitung  zur 
Anfertigung  von  Schreiben  und  Verhandlungen  und  schriftlichen  Prüfungs- 
arbeiten, sowie  Abhandlungen  über  Rechtschreibung,  Sprachlehre  und  Zeichen- 
setzung.   Abschnitt  II   behandelt  die  physische,  politische  und  die  Post- 
geographie, ferner  —  in  Form  von  Frage  und  Antwort  —  das  Wichtigste 
aus  der  Reichs-,  der  preußischen  Staats-  und  der  Gerichtsverfassung  sowie 
aus  dem  gesamten  Gebiete  des  Postwesens,  mit  Einschluß  des  Wechsel-  und 
Auslandsverkehrs.    Abschnitt  III  umfaßt  den  schriftlichen  Teil  der  Prüfun- 
gen, wobei  Assistenten-  und  Sekretärprüfung  getrennt  behandelt  sind;  er 
enthält  80  Aufgaben.  20  vollständige  Prüfungsarbeiten  und  20  Dispositionen 
zu  solchen  Arbeiten.     Abschnitt  IV   ist  —  ebenfalls   in  Form  von  Frage 
und  Antwort  —  dem  Telegraphen-  und  Fernsprechwesen,  jedoch  mit  Aus- 
schluß des  technischen  Teiles,  gewidmet.    Abschnitt  V  ist  hauptsächlich  für 
Dienstanfänger  bestimmt;  er  enthält  u.  a.  Muster  zu  Abrechnungen,  Ab- 
schlüssen und  Forderungsnachweisen.     Abschnitt  VI  besteht  aus  Anlagen: 
Annahmebedingungen  für  Zivil-  und  Militäranwärter  zum  Post-  und  Tele- 
graphendienste,  Anweisungen   für  die   Postassistenten-   und  Postsekretär- 
prüfung, für  die  Ausbildung  der  Postgehilfen  im  technischen  Telegraphen- 
dienste, Formulare  für  Pfändungs-  und  Versteigerungsverhandlungen  usw. 

Wir  zweifeln  nicht,  daß  das  mit  Fleiß,  Verständnis  und  Geschick  be- 
arbeitete reichhaltige  Werk  sich  als  ein  willkommenes  Hilfsmittel  zur  Vor 
bereitung  auf  die  erwähnten  Prüfungen  erweisen  wird. 
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INHALT:  Die  zweite  Beratung  des  Etats  der  Reichs- Post-  und  Tclegraphcnver 
waltung  für  das  Rechnungsjahr  1904  im  Reichstage,  S.  193. 


Die  zweite  Beratung  des  Etats  der  Reichs -Post-  und 
Telegraphenverwaltung  für  das  Rechnungsjahr  1904 

im  Reichstage. 

Wie  im  vorigen  Jahre  waren  auch  diesmal  nur  einige  Titel  des  Post- 
etats der  Budgetkommission  zur  Yorberatung  überwiesen  worden .  nämlich 
die  Ausgabetitel  29b  und  29c  (Ostmarkenzulagen  nebst  Frzichungsbcihilten  1. 
sowie  die  einmaligen  Ausgaben  des  ordentlichen  und  des  außerordentlichen 
Etats.  Am  17.  Februar  begann  die  zweite  Beratung  des  Postetats  im 
Plenum,  und  zwar  bei  Titel  I  der  Ausgaben.  ( iehalt  des  Staatssekretärs. 
Dazu  lagen  mehrere  Resolutionen  vor.  1  he  erste,  von  (iröher  und  <  ienossen. 
forderte,  daß  in  der  Statistik  der  Reichs- Post  und  Telegraphenverwaltung 
bezüglich  der  mittleren  und  niederen  Beamten  eine  eingehende  Xachweisung 
uber  die  tägliche  Dienstzeit,  die  Sonntagsruhe,  insbesondere  die  Ruhe  am 
Sonntag  Vormittag,  die  Ruhetage  und  den  Frholungsurlauh  veröffentlicht 
werde.  Die  zweite  Resolution,  ebenfalls  von  l  iröher  und  (ienossen  her- 
rührend, regte  an,  daß  die  Bestimmungen  über  die  Sonntagsruhe  der  Post- 
beamten auch  auf  diejenigen  kirchlichen  Feiertage  Anwendung  finden  -ollen, 
'•wiche  am  (  >rte  des  Postamts  von  der  Mehrheit  der  Bevölkerung  gefeiert 
werden.  Hinc  dritte  endlich,  von  Müller  (Sa^aiu  und  (ienossen.  ersuchte 
um  alljährliche  Vorlegung  einer  Übersicht  über  die  Kraukheits-  und  Todes- 
ursachen der  Beamten  und  rnterbeamten  der  Reichs- Post-  und  Tclegraphen- 
vcrwaltung.  getrennt  nach  den  verschiedenen  Kategorien. 

Der  erste  Redner.  Abgeordneter  ("iröher.  sprach  die  Ansicht  aus,  der 
Prozentsatz  der  P>krankungen  unter  den  Postbeamten  sei  bedenklich  hoch 
und  lasse  auf  einen  ungünstigen  (Jesundheits/.ustand  innerhalb  der  Post  und 
Telegraphem  erwaltung  schließen.  Die  l  "rsache  scheine  namentlich  in  der 
Dauer  der  Dienstzeit  zu  liegen,  denn  die  Verfügung  des  Reichs  -  Postamts 
vom  17.  April  die  Normen  für  die  Bemessung  der  Dienstzeit  scharte, 

stelle  zu  viel  in  das  freie  Frmesseu  der  Amtsvorsteher  und  gebe  zu  (Zusicher 
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heiten  Anlaß.  Trotz  der  gewiß  sehr  wohlwollenden  Bestimmungen  der  Ver- 
fügung werde  häutig  über  außerordentliche  Überschreitungen  der  Maximal- 
dienstzeit  Klage  geführt.  Aus  diesem  Grunde  wünsche  seine  Partei  eine 
ständige  Statistik  der  wirklichen  Dienststunden.  Dabei  müsse  besonders  die 
tntsachliche  Dauer  der  Nachtdienststunden  berücksichtigt  werden.  Die 
Xachtdienststunden  erst  von  in  I  hr  abends  ab  anderthalbfach  zu  rechnen, 
sei  nicht  billig;  fliese  Berechnung  müsse  nach  Laienauffassung  schon  von  8, 
spätestens  o  I  hr  an  Platz  greifen.  Außerdem  halte  er  es  für  angebracht, 
daß  für  den  Nachtdienst  die  ( iewährung  einer  besonderen  Zulage  eingeführt 
werde. 

Sodann  kam  der  Redner  auf  die  Sonntagsruhe  zu  sprechen.  Diese  sei 
noch  immer  nicht  ausreichend.  Ks  komme  daher  in  Frage,  ob  nicht  durch 
Erleichterungen  im  Dienstbetriebe,  z.  B.  durch  Einschränkung  des  Paket- 
verkehrs und  durch  Wegfall  der  Austragung  von  Geldsendungen  usw.  an 
Sonntagen,  eine  Erweiterung  der  Sonntagsruhe  der  Beamten  möglich  sei. 
Ferner  werde  bezuglich  der  Gleichstellung  allgemeiner  Feiertage  mit  den 
Sonntagen  sehr  ungleichmäßig  verfahren.  Vielfach  müßten  die  Postbeamten 
an  kirchlichen  Feiertagen  Dienst  tun,  an  denen  die  gesamte  Bevölkerung' 
oder  ihre  große  Mehrheit  feiere,  die  Dienste  der  Post  also  nur  wie  an 
Sonntagen  in  Anspruch  nehme.  Im  Zusammenhange  hiermit  sei  erwünscht, 
daß  ein  Beamter,  dem  in  einer  Woche  kein  voller  dienstfreier  Sonntag  habe 
gewährt  werden  können,  innerhall)  der  Woche  einen  anderen  vollen  Ruhetag 
von  einem  Abend  bis  zum  übernächsten  Morgen  erhalte. 

Was  den  Erholungsurlaub  anlange,  so  bestehe  in  den  Kreisen  der  Be- 
amten der  Wunsch,  daß  die  bei  seiner  Bemessung  in  den  einzelnen  Ober- 
Postdirektionsbezirken  herrschenden  Verschiedenheiten  beseitigt  würden,  z.  B. 
könne  man  für  die  Dauer  dieses  Urlaubs  das  Dienstalter  der  Beamten  zu- 
grunde legen. 

Nachdem  Redner  noch  angeregt  hatte,  die  Reinigung  der  Briefkästen 
Aushilfskräften  zu  übertragen,  da  diese  Arbeit  von  den  uniformierten  Unter- 
beamten als  lästig  empfunden  werde,  ging  er  auf  die  Gehaltssätze  über.  Er 
bezeichnete  es  als  erforderlich,  daß,  sobald  die  Finanzlage  des  Reichs  es 
gestatte,  in  eine  allgemeine  Revision  der  Gehaltssätze  eingetreten  werde,  da 
die  letzte  derartige  Revision  neben  vielen  Verbesserungen  auch  eine  Anzahl 
Härten  und  Ungleichheiten  gebracht  habe;  in  erster  Linie  werde  man  dann 
an  die  im  Reichs- Postgebiet  am  schlechtesten  bezahlten  Unterbeamten  denken 
müssen.  Bezuglich  der  gehobenen  Unterbcamtenstellen  kam  der  Abgeordnete 
auf  die  früheren  Klagen  über  angebliche  Ungerechtigkeiten  bei  der  Verleihung 
zurück  und  empfahl,  das  Aufnicken  nach  dem  Dienstalter  zu  bestimmen,  da 
er  kein  Freund  der  Einführung  einer  Prüfung  sei.  wie  sie  von  einem  Teile 
der  Betreffenden  gefordert  werde.  Auch  wünschte  er  eine  Mitteilung  über 
den  Prozentsatz  der  etatsmäßig  angestellten  Beamten  und  Unterbeamten. 

Zum  Schlüsse  führte  der  Abgeordnete  folgendes  aus.  Obwohl  die  Post- 
assistenten nach  langen  Kämpfen  das  Recht  erhalten  hätten,  sich  zu  einem 
über  das  ganze  Reichs-1 'Ostgebiet  ausgedehnten  Verband  zusammenzuschließen, 
stelle  ein  Erlaß  von  iS()o  den  Grundsatz  auf.  daß  die  Unterbeamtenvereine 
sich  höchstens  auf  den  Bezirk  einer  Ober  -  Postdirektion  erstrecken  sollen. 
Er  stelle  die  Frage,  ob  durch  die  mit  den  jetzigen  Unterbeamtenvereinen 
gemachten  Erfahrungen  eine  solche  Beschränkung  der  Koalitionsfreiheit 
gerechtfertigt  werde.  In  Bayern  und  Württemberg  seien  diese  Vereine  über 
das  ganze  Land  ausgedehnt,  und  man  habe  damit  nur  günstige  Erfahrungen 
gesammelt.  Ein  solcher  Verein  eigne  sich  insbesondere  zur  Vermittclung; 
der  Wünsche  der  betreffenden  Beamtenklassen  an  die  vorgesetzte  Behörde. 
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da  er  die  ungeeigneten  oder  übertriebenen  Wunsche  von  vornherein  aus- 
scheide und  durch  Erörterung  der  Besehw  erden  innerlialb  des  Verbandes 
viel  zur  Klärung  der  Ansichten  und  zur  Belehrung  dos  Einzelnen  beitrage. 
Er  empfehle  daher  der  l'ostverwaltung.  den  l nterbearnten  da>  gli-iche  Recht 
einzuräumen  wie  den  l'ostassistenten .  die  das  in  sie  gehetzte  \ 'ertrauen 
gerechtfertigt  hätten.  x 

Per  Staatssekretär  erwiderte  darauf  folgendes: 

»Meine  Herren,  ich  stimme  mit  dem  Herrn  Vorredner  darin  vollständig 
uberein.  daß  Vereine  von  Beamten  und  l  ntcrbeatnten  sehr  nützlich  wirken 
können.  Darüber  ist  gar  kein  Zweifel.  Aber  ich  bin  auch  darin  seiner 
Ansicht,  daß  die  Verhältnisse  in  Süddeutschland  sich  unterscheiden  von  den 
unsrigen. 

(Widerspruch  in  der  Mitte.) 

-  Jawohl!  Voraussetzung  für  eine  gedeihliche  Wirksamkeit  solcher 
Vereine  ist  nach  Ihren  eigenen  Ausfuhrungen  auch,  daß  geu  i»e  gleichartige 
Interessen  vorhanden  sind,  daß  die  Betreifenden  sich  näher  stehen,  sich 
kennen,  und  daß  sie  infolgedessen  in  der  Lage  sind,  zu  beurteilen,  ob  die 
Wünsche,  die  von  den  anderen  geltend  gemacht  werden,  überhaupt  eine 
gesunde  Basis  halten.  Wir  sind  gar  nicht  unbedingt  gegen  \  ereine.  Das 
wäre  eine  ganz  falsche  Auffassung,  uns  gegenüber.  Mein  Vorgänger  hat, 
wie  der  Herr  Abgeordnete  die  Güte  hatte  vorzulesen,  ausdrucklich  hervor- 
gehoben, daß  wir  für  Vereine  auf  gesunder  Basis  sind.  d.h.  für  Vereine 
m  gewissen  Grenzen,  wo  die  Menschen  sich  kennen  und  ein  richtiges  Urteil 
üben  können.  In  Suddeutschland,  wie  der  Herr  Abgeordnete  selbst  hervor- 
hob, ist  infolge  der  geringen  Ausdehnung  diese  Möglichkeit  vorhanden 

(Zuruf  aus  der  Mitte). 

-  auch  für  Bayern.  Ich  kann  nur  sagen,  daß  die  Reichs  -  Tost  -  und 
Telegraphcnverwaltung  mit  diesen  Vereinen  nicht  die  guten  Erfahrungen 
gemacht  hat.  Sie  werden  den  Herren  selbst  bekannt  sein,  darüber  haben 
wir  uns  schon  häufig  unterhalten.  Alle  Bestrebungen,  die  jetzt  auf  das 
Zusammenschließen  zu  Vereinen  gerichtet  sind,  gehen  hauptsächlich  von 
denen  aus,  die  gegen  die  Verwaltung  Krönt  machen  wollen.  Was  haben 
denn  die  Anregungen,  die  ausgegangen  sind  von  einer  Seite,  welche  den 
Herren  bekannt  ist,  bezweckt?  Sie  bezweckten,  die  l  nterbearnten,  die  gar 
keine  Petition  gemacht  haben,  gegen  ihre  Behörde  aufzuregen.  Ich  würde 
erwarten,  daß  gerade  die  Herren  Abgeordneten  der  großen  Karteien  sich 
gegen  so  etwas  verwahren.  Wie  ist  denn  die  Stellung  der  l  nterbeamUn 
verbessert  worden?  Das  hat  doch  nur  die  Reichsverwaltung  im  Verein  mit 
Ihnen,  meine  Herren,  erreicht.  Jetzt  geht  ein  Abgeordneter  hinaus,  ruft 
Versammlungen  zusammen  und  sagt:  eure  Vorgesetzten  taugen  nichts,  ihr 
mußt  euch  zusammenschließen,  um  etwas  zu  erreichen.  Ist  das  gut  zu 
heißen,  wenn  aus  solcher  Veranlassung  die  l  nterbearnten  sich  zusammen 
schließen,  um  einen  Druck  auf  die  Behörden  auszuüben?  Ist  der  C  lief  der 
Verwaltung  überhaupt  in  der  Lage,  bei  solchen  Betrichen,  die  für  die 
Allgemeinheit  bestimmt  sind,  für  guten  Dienst  zu  sorgen  und  die  Disziplin 
aufrecht  zu  erhalten,  wenn  derartige  Bestrebungen  geltend  gemacht  werden? 
Vorläufig  sind  wir  noch  nicht  in  der  Lage,  so  etwas  zu  gestatten.  Unsere 
Erfahrungen  si ntl  nicht  derartig  gewesen,  daß  ich,  wie  ich  sonst  gern 
mochte,  diesen  Vorschlägen  des  Herrn  Abgeordneten  nachkommen  konnte. 

Der' Herr  Abgeordnete  wünschte  weiter  zu  wissen,  in  welchem  Verhältnis 
weh  die  angestellten  Beamten  zu  den   unangestellten   verhalten.    Von  den 
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Beamten  sind  So.,,  Prozent  etatsmäßig  und  13.1  Prozent  nicht  etatsmäßig, 
von  den  l  nterheamten  72,*  Prozent  etatsmäßig  und  27.1  Prozent  nicht 
e  t .  1 1  stnä  LS  ig  anlest  eilt. 

Was  sodann  die  Wunsche  bezuglich  der  gehobenen  Stellen  betrifft,  so 
hahen  wir  uns  schon  häutig  darüher  unterhalten,  und  ich  hahe  schon  oft 
zum  Ausdruck  gebracht .  daß  ich.  wie  der  Herr  Vorredner.  Feind  davon 
hin.  von  der  Ablegung  einer  Piutung  das  Einrücken  in  die  gehobenen 
Stellen  abhängig  zu  machen.  Ihtrch  die  Prüfung  wiirde  nicht  erreicht, 
was  man  erreichen  will,  und  die  Verwaltung  legte  sich  damit  eine  große 
Last  auf.  Sie  müßte  besondere  Beamte  entsenden,  die  die  Examina  ab- 
nehmen; denn  die,  welche  die  Prüfung  nicht  bestehen,  würden,  wenn  der 
Pustdirektor  oder  irgend  ein  anderer  Beamter  des  Postamts  sie  abgenommen 
hatte,  sagen,  der  Herr  ist  interessiert.  Das  ist  menschlich,  die  Leute  über- 
schätzen  sich  häufig.  Nun  ist  die  Bewegung  im  Gange  gegen  die  gehobenen 
Stellen.  Jch  muß  sagen,  ich  verstehe  das  eigentlich  nicht.  Anstatt  daß  die 
l  'nterheamten  dankbar  sind,  daß  es  innerhalb  der  letzten  Jahre  mit  Ihrer 
rnterstützung .  meine  Herren,  möglich  gewesen  ist.  für  qooo  Unterbeamte 
bessere  Stellung  zu  erzielen,  für  jeden  joo  Mark  mehr  auszubringen: 
kommen  alle  möglichen  Einwendungen,  die  nur  dem  Neid  entspringen 

(Heiterkeit  links), 
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jawohl,  einer  gönnt  dem  anderen  die  Stelle  nicht.    Wird  denn  bei  der  Ver- 
leihung der  gehobenen  Stellen  an  die  l  Tnterbeamten  etwa  anders  verfahren 
als  bei   der   Beförderung   der  Beamten'    Werden    denn   die  Postsekretäre 
nicht    ebenfalls   ohne  Examen  (  >ber  -  Posisekretärc?     Entscheidet   über  die 
Beförderung  nicht  auch  die  Verwaltung?     Ich  glaube,  da  könnten  Eltge! 
kommen  und  die  zu  Befördernden  heraussuchen:   es  würde  immer  der  eine 
oder  andere  sagen,  warum  werde  ich  nicht  gewählt,  ich  bin  doch  geeigneter 
als  jener.     Es  kommt  bei  der  ganzen  Sache  nicht  auf  die  Kenntnisse  an. 
ob  einer  ein  großer  Schriftsteller  ist,  große  Aufsätze  machen  kann,  sondern 
es  kommt  darauf  an.  ist  er  ein  praktischer  Mann,  kann  er  Anordnungen 
t retten,  ist  er  in  der  Lage,  zu  sorgen,  daß  alles  regelrecht  vor  sich  geht? 
Sie  reisen   ja  viel,  kommen  viel  auf  Bahnhofe.  Sie  sehen  die  Säcke,  in 
denen  Briefe,   wertvolle  Sendungen   aus  einem  Postwagen  in  einen  kleinen 
Wagen  geladen  werden,  um  mit  einem   späteren  Zuge  wieder  abzugehen. 
Das  kann  nicht  bloß  ein  Unterbeamter  machen,  sondern  es  sind  mehrere 
nötig.     Wir  verwenden  mitunter  Hilfskräfte,  die  noch  nicht  gewandt  sind 
und  nicht  genügend  Bescheid  wissen.     Infolgedessen  hat  sich  in  den  letzten 
Jahren  die  Einrichtung  herausgebildet        und  wir  sind   glücklich,  daß  es 
so  ist       .  daß  gehobene  l  "nterbeamte  (Oberschaffner)  auf  den  Bahnhöfen 
riafür  sorgen,  daß  alles  richtig  vor  sich  geht.     Interbeamtc  sind  zu  diesem 
Zwecke  häufig  besser    als  junge  Beamte,    weil  I  nterbeamtc,  die  von  den 
unteren  Stellen  aufrücken,  ganz  genau  alle  kleinen  Bedürfnisse  kennen,  auf 
die  geachtet   werden  muß.     Dieselben  Verhältnisse    walten    nicht    bloß  auf 
den  -Bahnhöfen,    sondern    auch    bei    den    Amtern   ob.     Die    l  nterbeaniten 
streben    und    behelligen  Sie  auch  mit   Eingaben,  daß  sie  Beamte  werden. 
Wie  konnte  «las.   wenn  es  erreichbar  wäre,  je  ander*  vor  sich  gehen,  als 
daß  ihnen   immer  feinere  Arbeiten  übertragen  werden,  als  daß  die  l'nter- 
beamtengeschäfte   nicht    für    so  einfach  angesehen   werden,  daß    sie  jeder 
machen   kann,    sondern   daß    tur    die  besseren  Geschäfte   auch  gewandtere 
Leute  herausgesucht  werden  müssen?     Ich  hatte  immer  erwartet,  daß  die 
l  "nterbeaniten    sehr    dankbar    für    die    Schaffung    derartiger    Stellen  sein 
wurden. 
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Was  dann  die  ( iehaltsfrage  anbetrifft,  so  hin  ich  ganz  der  Ansicht  dc> 
Herrn  Vorredners,  daß  sich  vielleicht  manche  Härten  in  die  ( .ehaltsrcgelung 
eingeschlichen  haben.  daß  man  durch  die  Fr  fahrung  wahrgenommen  hat. 
wie  dieses  oder  jenes  Arrangement  der  Satze  doch  nicht  dem  entspricht, 
was  eigentlich  beabsichtigt  war.  und  daß,  sobald  sich  eine  ( ielegenheit  hierzu 
bieten  wird,  auch  ein  Ausgleich  dieser  l  'nebenheiten  augestrebt  werden 
muß.  Sie  werden  sich  erinnern,  «laß  ich  —  ich  glaube,  es  war  in  der 
letzten  Keichstagssession  oder  in  der  voraufgegangenen  —  ausdrücklich  ge- 
sagt habe,  ich  halte  es  für  meine  I 'flicht,  bei  künftiger  Erhöhung  der  Be- 
hälter zunächst  an  die  l  nterbeamten  zu  denken.  Ich  halte  dies  gerade  zum 
Ausdruck  gebracht,  als  die  Wünsche  zur  Autbesserung  des  Direktoren- 
gehalts vorgetragen  wurden.  Der  Ktat,  der  Ihnen  jetzt  vorliegt,  zeigt 
Ihnen  ja  auch,  daß  es  mir  gelungen  ist.  schließlich  für  die  Schlechter- 
gestellten, die  Landbrietträger,  eine  Verbesserung  einzuführen.  Also  in 
dieser  Beziehung  bin  ich  ganz  mit  Ihnen  einverstanden.  Die  Festsetzung 
'ler  liehälter  geschieht  ja  in  der  W  eise,  daß  sie  ungefähr  mit  den  preußischen 
übereinstimmen,  l'nd  das  ist  auch  nötig,  weil  ja  vielfach  Beamte  der  ver- 
schiedenen Kessorts  unter  einem  Dach  arbeiten,  damit  sich  nicht  eine  Kategorie 
auf  die  andere  beruft. 

Nun  bat  der  Herr  Abgeordnete  gesagt:  warum  muß  denn  der  l'ntcr- 
beamte.  «1er  den  Briefkasten  leert,  ihn  auch  reinigen?  Xun.  ich  finde  darin 
nichts.  Der  Mann,  der  hingeht,  um  den  Briefkasten  zu  leeren,  kann  ihn 
am  besten  auch  reinigen.  Ich  kann  es  nicht  despektierlich  linden,  daß  ei- 
tlen Briefkasten  abfegt  von  Schnee  und  Staub.  Ich  mochte  sagen,  das  ist 
das  Handwerkszeug,  mit  «lern  er  zu  tun  hat;  wie  der  Soldat  sein  l'ferd, 
kann  er  den  Briefkasten  reinigen,  das  ist  wirklich  nichts  F.ntehrendes. 
Wenn  Leute,  welche  l'nterofrizier  oder  Vizefeldwebel  gew  esen  sind,  in  den 
l'rivatdienst  kommen,  liegt  ihnen  vielfach  ob.  die  Lokale  zu  reinigen.  In 
den  Banken  konneu  Sie  das  jeden  Morgen  sehen;  darin  rinden  Sie  absolut 
nichts.  Weshalb  nun  im  Beamtenstand  anders  urteilen?  Fs  ist  nicht  Spar- 
samkeit der  Verwaltung,  sondern  nur,  weil  man  nicht  zu  jeder  Zeit  fremde 
lx'tite  in  die  Diensträume  hineinlassen  kann  wegen  des  Briefgeheimnisses, 
und  weil  der  Betrieb  ein  permanenter  ist.  ohne  Ruhepausen,  müssen  manche 
kleine  Dienstverrichtungen  von  l.'nterbeatnten  wahrgenommen  werden,  und 
diese,  wie  das  Sammeln  von  Bindfadenenden.  Abwischen  von  Staub  und 
dergleichen,  sind  wirklich  Dinge,  die  ich  nicht  für  despektierlich  oder  unge- 
eignet für  die  Stellung  der  Interbeamten  halte. 

Erholungsurlaub!  Kin  großes  Kapitel!  Fs  wird  immer  gesagt:  warum 
wird  damit  nicht  gleichmäßig  verfahren?  Ich  mochte  den  Erlaub  ganz  gern 
gleichmäßig  gestalten;  das  ist  aber  ebenso  wenig  angängig  wie  eine  Schema- 
tisierung  der  Dienststunden,  weil  die  Verhältnisse  ganz  verschieden  liegen. 
Die  Anstrengungen,  welche  den  einzelnen  Beamten  zugemutet  werden,  sind 
ja  nicht  überall  dieselben.  Man  wird  doch  immer  unterscheiden  müssen, 
wird  die  geistige  und  körperliche  Kraft  des  Beamten  stark  in  Anspruch 
genommen,  oder  sitzt  er  zeitweise  untätig  da.  .Solche  Ruhepausen  wahrend 
der  planmäßigen  Dienstzeit  treten  namentlich  oft  an  kleinen  Orten  ein.  und 
da  muß  man  doch  in  bezug  auf  die  Zahl  der  Dienststunden  und  die  Fr- 
hoiungsbedürftigkeit  andere  Anforderungen  stellen  ab  hinsichtlich  der  voll- 
beschäftigten Beamten  in  großen  Betrieben.  Die  <  ieneralverfugung  meines 
Herrn  Amts  Vorgängers  von  i8o<).  die  der  Herr  Abgeordnete  vorlas,  hat. 
soviel  ich  mich  erinnere,  damals  hier  großen  Beifall  und  die  Anerkennung 
gefunden,  daß  damit  für  die  Verkehrsanstalten  und  die  Ober- l'ostdirektionen 
eine  sichere  l'nterlage  gegeben  sei,  wonach  sie  verfahren  konnten,  und  daß 
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darin  ein  Maximum  und  citi  Mininuini  der  Arbeitsleistung  festgesetzt  sei. 
So  gern  ich  Ihrem  Wunsche  entsprechen  und  Ihnen  Mitteilung  darüber 
machen  mochte,  wie  groß  die  1  >ienststundenzahl  bei  den  einzelnen  Ämtern  ist, 
so  wurden  Sie  daraus  doch  keine  bestimmten  Schlüsse  ziehen  können.  Ent- 
scheidend ist  immer  und  muß  immer  sein  die  Nachhaltigkeit  der  Beschäfti- 
gung. Haß  Beamte,  welche  die  Hauptzeit  damit  verbringen,  die  Schalter- 
dienstzeit ohne  andauernde  oder  anstrengende  Beschäftigung  abzusitzen, 
nicht  den  Anspruch  erheben  können  wie  reichlich  beschäftigte,  darin  stimmen 
wir  wohl  alle  überein.  Ks  wird  gesagt,  daß  bezüglich  des  Erholungsurlaubs 
in  den  einzelnen  ( )ber  - 1  'o-tdirektionsbezirken  verschieden  verfahren  werde. 
Das  ist  ganz  richtig.  Wir  werden  auch  nicht  in  der  Lage  sein,  solche  Ver- 
schiedenheiten völlig  zu  beseitigen.  Hie  Verwaltung  befindet  sich  in  der 
üblen  Lage,  daß  sie  gerade  zu  der  Zeit,  wo  die  Beamten  gern  l'rlaub  haben 
wollen,  gezwungen  ist.  sehr  viele  Beamte  zu  militärischen  Übungen,  zu 
Kuren  usw.  zu  beurlauben.  Mit  Kräften,  die  nicht  sehr  eingeübt  sind,  ist 
keine  Hilfe  zu  schaffen;  infolgedessen  sind  wir  dazu  übergegangen,  daß  wir 
den  Beamten  auch  gestattet  haben,  im  Winter  l'rlaub  zu  nehmen.  Wer  im 
Winter  beurlaubt  wird,  bekommt  einen  längeren  l'rlaub  als  im  Sommer. 
Gas  hat  viel  Anklang  gefunden.  Es  ist  für  viele  Beamte,  die  fern  von 
ihrer  Heimat  beschäftigt  sind,  eine  sehr  augenehme  Sache,  auch  einmal  im 
Winter  bei  ihren  Angehörigen  weilen  zu  können,  namentlich  bei  Festen  usw  .. 
wenn  die  Familie  zusammen  ist.  Von  anderen  natürlich,  denen  im  Sommer 
kein  Erholungsurlaub  erteilt  werden  konnte,  sind  Klagen  gekommen;  das 
wird  aber  nicht  abzustellen  sein. 

Nun  wird  gesagt,  es  lägen  ja  auch  von  anderen  Beamtenklassen  Klagen 
und  Beschwerden  vor,  die  darauf  hinausgingen,  daß  wir  zu  viel  Beamte 
angenommen  hätten.  Sie  haben  ja  auch  ein  grünes  Heft  bekommen,  worin 
der  Verwaltung  ein  solcher  Vorwurf  gemacht  wird.  Wir  haben  uns  früher 
über  die  Anstellungsverhältnisse  der  Assistenten  unterhalten,  und  da  ist 
auch  behauptet  worden,  es  seien  zu  viel  Beamte  angenommen  worden  — 
die  Verwaltung  ist  in  der  Tat  gezwungen,  genau  darauf  zu  achten,  daß 
nicht  zu  viel  Kräfte  angenommen  werden,  weil  wir  nicht  in  der  Lage  sind, 
diesen  ein  Recht  auf  Anstellung  in  bestimmt  bemessener  Zeit  zu  geben. 
Also  wir  müssen  uns  da  schon  durchschlagen,  und  ich  kann  den  Herren, 
so  gern  ich  es  möchte,  nicht  in  Aussicht  stellen,  daß  wir  jetzt  schon  ein 
Schema  aufstellen  können:  so  und  so  viel  Erholungsurlaub  kann  zu  dieser 
oder  jener  Zeit  gewahrt  werden. 

Dann  hat  der  Herr  Abgeordnete  das  Kapitel  der  Sonntagsruhe  berührt. 
Ich  habe  schon  mehrfach  hier  zum  Ausdruck  gebracht,  daß  ich  ein  grotier 
Freund  der  Sonntagsruhe  bin.  aber  nicht  etwa  von  der  englischen  Sonntags- 
ruhe, bei  der  alles  am  Sonntag  ruht.  Solange  bei  uns  die  Eisenbahnzü^e 
noch  fahren,  solange  der  Verkehr  nicht  ganz  nach  dem  englischen  System 
beschränkt  wird,  werden  wir  auch  nicht  in  der  Lage  sein,  ganz  und  gar 
auf  den  Betriebsdienst  an  Sonntagen  zu  verzichten,  auf  den  Telegraphen  - 
dienst  sicherlich  nicht;  denn  dann  würden  wir  bei  Feuersbrunst  z.  B.,  bei 
dem  Bedürfnis  der  Heranholung  eines  Arztes,  bei  Unglücksfällen  gar  keine 
Nachricht  geben  können.  Ich  glaube  mich  mit  Ihnen  darin  in  Überein- 
stimmung zu  befinden,  daß  der  Telegraphendienst  für  den  ganzen  Tag  nicht 
ausgeschaltet  werden  kann. 

Nun  ist  früher  vielfach  gesagt  worden:  wenn  der  Post-  und  Tele- 
graphendienst am  Sonntag  nicht  ganz  zu  entbehren  ist,  so  erhebt  doch 
höhere  Gebühren,  um  ihn  zu  beschränken!  Gegen  eine  solche  Maßnahme 
habe  ich  mich  immer  ausgesprochen,  weil  das  eine  Bevorzugung  der  Wohl- 
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habenden  sein  unfl  unserer  sozialen  Anschauung  nicht  entsprechen  wurde. 
Ks  wird  jetzt  schon  vielfach  Klage  darüber  geführt  -  die  Abgeordneten 
aus  dem  Westen  werden  das  manchmal  hier  in  Merlin  empfinden  — ,  daß 
am  Sonntage  nur  eine  Briet  bcstellung  ist.  Der  Briefschreiber  denkt  nicht 
immer  daran,  daß  morgen  Sonntag  ist.  daß  der  Brief  dann  nicht  bestellt 
wird,  sondern  er  sagt  sich:  mein  Vater  hat  morgen  den  Brief,  er  kann 
darüber  disponieren,  —  und  dann  fallt  ihm  zu  spat  ein.  daß  der  Brief  am 
Sonntag  eintrifft,  wo  er  nicht  mehr  bestellt  wird. 

Mit  unserem  ganzen  Volksleben  i>t  das  Bedürfnis  einer  gewissen  Mög- 
lichkeit des  Post-  und  Telegraphenverkehrs  an  Sonntagen  verbunden,  so  daß 
wir  auf  einen  solchen  Dienst  nicht  ganz  verzichten  können.  Daß  die  Reichs- 
Postverwaltung  aber  bestrebt  i>t,  so  viel  als  möglich  den  Wünschen  nach 
Sonntagsruhe  zu  entsprechen,  das,  glaube  ich,  werden  Sie  anerkennen  müssen. 
Wo  an  einem  Orte  viele  Postanstalten  sind,  beschranken  wir  gewöhnlich 
den  Dienst  auf  nur  eine,  weil  wir  sagen:  das  Publikum  kann  unter  (.an- 
standen einen  längeren  Weg  machen.  Wir  haben  das  lebhafte  Interesse,  so 
viel  Beamte  wie  möglich  am  Sonntage  frei  zu  machen,  und  gönnen  ihnen 
die  Erholung,  auf  welche  sie  als  Menschen  einen  Anspruch  haben. 

Dann  hat  der  Herr  Abgeordnete  noch  das  Kapitel  des  Nachtdienstes  be- 
rührt. Es  ist  ja  eine  sehr  böse  Eigenschaft  des  Post-  und  Telegraphen - 
wesens.  daß  Nachtdienst  unvermeidlich  ist.  In  der  Xaeht  ist  entschieden 
der  Dienst  unangenehm,  weil  man  nicht  daran  gi-wolmt  ist.  die  Nacht  durch 
zuarbeiten.  Selbst  diejenigen,  die  die  Nacht  tapfer  durchkneipen,  würden 
sich  doch  dagegen  auflehnen,  wenn  sie  die  Nacht  durcharbeiten  sollten. 

(Heiterkeit.) 

Wir  haben  das  eingesehen  und  rechnen  deshalb  die  Naehtdicnststunden 
anderthalbfach  an.  Ein  Beamter  z.  B..  der  in  der  Woche  planmäßig 
50  Stunden  Dienst  hat.  leistet,  wenn  15  Stunden  in  die  Nachtzeit  fallen,  in 
der  Tat  nur  42 \v  Stunden;  es  gewährt  ihm  dies  also  eine  gewisse  Er- 
leichterung und  Annehmlichkeit.  Daneben  noch  eine  Bezahlung'  zu  geben, 
kann  ich  dem  Herrn  Vorredner  nicht  in  Aussicht  stellen;  ich  glaube,  daß 
das  Verfahren  der  Reichs-Postverwaltung  richtig  ist. 

Mir  ist  ja  bekannt,  daß  bei  einzelnen  Verwaltungen  für  Nachtstunden 
Zahlung  geleistet  wird;  das  ist  aber  eine  Maßnahme,  die  häufig  dahin  führt, 
daß  die  Leute  sich  nach  dem  Nachtdienst  reißen,  um  mich  dieses  Ausdrucks 
zu  bedienen.  Beamte,  die  viele  Kinder  haben  oder  in  ungunstigen  Verhält- 
nissen leben,  nehmen  dann  gerne  einen  solchen  Dienst,  um  ein  paar  Groschen 
zu  verdienen.  Das  hat  aber  die  Folge,  daß  der  Beamte  um  so  schneller 
abgenutzt  wird,  eher  pensioniert  werden  muß  und  selbst  auch  an  Tagen, 
wo  er  Tagesdienst  hat,  nicht  so  leistungsfähig  ist,  wie  er  eigentlich  sein 
soll;  das  ist  gegen  das  Interesse  sowohl  des  Beamten  als  auch  der  Ver- 
waltung, und  deshalb  haben  wir  geglaubt,  es  sei  richtiger,  in  der  Weise 
vorzugehen,  daß  den  Beamten  durch  die  höhere  Anrechnung  der  Nacht- 
dienstzeit eine  Erleichterung  gewährt  wird. 

Nun  sagt  der  Herr  Abgeordnete:  weshalb  rechnen  Sie  die  Xachtdienstzeit 
von  10  Uhr  bis  6  Uhr?  ja,  meine  Herren,  das  ist  doch  wohl  eine  ganz 
richtige  Maßnahme;  denn  man  rechnet  doch  auch  im  gewöhnlichen  Leben 
die  Tageszeit  wohl  allgemein  von  0  Uhr  morgens  bis  10  Uhr  abends.  Die 
Nachtzeit  ist  unseres  Erachtens  recht  reichlich  berechnet;  es  sind  8  Stunden, 
der  Beamte  bekommt  also  4  Stunden  gut  gerechnet.  Ich  kann  hiernach  dem 
Herrn  Abgeordneten  nicht  in  Aussicht  stellen,  daß  in  dieser  Berechnung 
eine  Änderung  vorgenommen  werden  wird.« 
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Der  folgende  Redner,  Abgeordneter  Singer,  warf  der  Reichs- Post- 
verwaltung  zunächst  vor.  daß  ihr  Hauptzweck  fiskalische  Plusmacherei  sei, 
während  sie  doch  hesser  täte,  einen  Teil  ihrer  großen  Ohcrschüssc  zur  Er- 
höhung der  Besoldungen  ihrer  lieamten  zu  benutzen.  Im  weiteren  bemängelte 
er,  «laß  <lie  l 'nterheaniten  die  neuen  Ahzeichen.  die  für  sie  ebenso  wie  der 
Titel  »»Ober«  nur  geringen  Wert  hätten,  sogar  selbst  bezahlen  mußten. 
Außerdem  >ei  der  von  der  Verwaltung  für  die  Abzeichen  festgesetzte  Preis 
viiii  _•..•<>  Mark  sehr  hoch,  da  anderweit  für  die  Garnitur  Schulterlitzen 
nur  Xo  Pf.  gefordert  würden.  In  einer  Verfügung  der  Ober- Postdirektion 
Kerlin  wurden  zudem  zwei  I)inge:  die  Umwandlung  der  kündbaren  in  die 
unkündbare  Anstellung  sowie  die  Verleihung  der  Schulterahzeichen.  gleich- 
zeitig behandelt,  wahrscheinlich,  um  die  l  nterheaniten  die  ihnen  entstehende 
Ausgabe  nicht  so  sehr  empfinden  zu  lassen.  Auf  den  Widerspruch  der 
l  nterheaniten  gegen  die  Beschaffung  der  Abzeichen  für  eigene  Rechnung 
und  gegen  das  Anlegen  der  nicht  dienstlich  gelieferten  Abzeichen  habe  das 
Reichs- Postamt  entschieden,  daß  die  Schulterblattschnürc  einen  Teil  der  von 
Seiner  Majestät  dem  Kaiser  genehmigten  Uniform  bilden,  daß  daher  die 
1  »ienströcke  usw.  durch  die  Bezirksklciderkasse  mit  den  Abzeichen  zu  liefern 
und  daß  die  l 'nterheaniten  verpflichtet  seien,  diese  Abzeichen  an  der  Uniform 
zu  tragen  und  die  Mehrkosten  zu  bezahlen  Durch  diese  Anordnung  sei 
aber  großes  Mißvergnügen  bei  den  Unterbeamten  erregt  worden. 

Auf  die  gehobenen  Unterbeamtcnstellen  übergehend,  betonte  der  Redner, 
daß  die  Unterbeamten  für  die  Schaffung  dieser  Einrichtung  sehr  dankbar 
seien;  sie  fänden  aber,  daß  die  Verleihung  nicht  nach  den  Grundsätzen  der 
Gerechtigkeit  erfolge.  Von  vielen  Seiten  werde  behauptet,  Gunst.  Laune 
und  Willkür  des  unmittelbaren  Vorgesetzten,  ferner  der  Grad  von  Be- 
flissenheit, mit  der  sich  der  Unterbeamte  zu  privaten  Dienstleistungen  für 
seinen  Amtsvorsteher  hergebe,  spielten  heim  Aufrücken  in  die  gehobenen 
Stellen  hantig  eine  bedeutende  Rolle. 

Auf  die  Anregung  des  Abgeordneten  Gröber,  die  Gehälter  aufzubessern, 
sobald  eine  glinstigere  Finanzlage  eingetreten  sei.  habe  der  Herr  Staats- 
sekretär mit  einem  klaren  »»Nein«  geantwortet.  Kr  -  Redner  -  -  halte 
aber  für  die  Unterbeamten  sogar  eine  sofortige  Aufbesserung  der  Gehälter 
für  notig.  Das  Gleiche  treffe  für  den  Wolmungsgeldzuschuß  zu.  Dadurch, 
daß  die  Unterbeamten  einen  erheblichen  Betrag  für  die  Miete  vom  Gehalt 
zulegen  müßten,  werde  ihre  Dienstfreudigkeit  herabgemindert,  außerdem 
komme  aber  auch  ihre  unbedingt  notwendige  Ehrlichkeit  in  Gefahr,  weil 
sie  ihre  Eamilie  nicht  ausreichend  ernähren  könnten  und  daher  leicht  der 
Versuchung  unterlägen.  Das  Reich  sollte  in  seinem  eigenen  Interesse  in 
der  Aufbesserung  der  Unterbeamtengehälter  dem  preußischen  Staate  voran- 
gehen, nicht  aber  auf  dessen  Vorgehen  warten. 

Was  hinsichtlich  des  Koalitionsrechts  in  Süddeutschland  den  Unter- 
beamten recht  sei.  müsse  ihnen  auch  in  Xorddeutschland  gewährt  werden 
können.  Es  dürfe  den  Beamten  nicht  verwehrt  werden,  zusammenzukommen 
und  sich  über  ihre  Verhältnisse  auszusprechen.  Trotzdem  habe  die  Ober- 
Postdirektion  in  Hamburg  die  Unterbeamten  ihres  Bezirkes  unter  Hinweis 
auf  frühere  Erlasse  der  Zentralbehörde  vor  dem  Besuch  einer  Versammlung- 
gewarnt,  in  der  der  Abgeordnete  von  Gerlach  einen  Vortrag  über  die  Lage 
der  Unterbeamten  und  den  Wohnungsgeldzuschuß  halten  wollte. 

Nachdem  der  Abgeordnete  hierauf  verschiedene  Einzelheiten  längeren 
Erörterungen  unterzogen  hatte,  regte  er  an.  bei  der  Anstellung  ehemaliger 
Telegraphenarheiter  auch  die  Tätigkeit  als  Arbeiter  anzurechnen,  sowie  das 
Tagegeld  der  Posthilfsboten  wenigstens  in  den  großen  Städten  auf  3  Mark 
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zu  erhöhen.  Ferner  sprach  er  sich  für  die  Resolutionen  aus,  durch  die 
statistische  Kachweise  über  die  tägliche  Dienstzeit,  die  Sonntagsruhe  usw. 
und  über  die  Krankheits-  und  Todesfälle  der  Postbeamten  gefordert  werden. 
Kr  gebe  zu,  daß  der  Post-  und  Telegraphenverkehr  an  Sonntagen  nicht 
völlig  ruhen  könne;  der  Sonntagsdienst  lasse  sich  aber  beschränken,  und 
durch  Hinrichtung  eines  geeigneten  Relaisdienstes  könne  die  Wohltat  der 
Sonntagsruhe  noch  mehr  ausgedehnt  werden.  Die  tägliche  Arbeitszeit  und 
der  Urlaub  seien  gleichmäßig  zu  regeln,  damit  nicht  die  Amtsvorsteher  w  ie 
bisher  nach  Gunst  verfahren  könnten. 

Der  Staatssekretär  erwiderte  hierauf:  »»Wie  harmlos  das  Tun  des 
Herrn  Abgeordneten  v.  Gerlach  gewesen  sein  muß,  darüber,  glaube  ich, 
kann  ich  mich  eines  Kommentars  enthalten,  nachdem  der  Herr  Abgeordnete 
Singer  als  sein  Fürsprecher  hier  aufgetreten  ist 

(sehr  richtig!  recht?.) 

und  dieses  Verfahren  schön  gefunden  hat. 

(Zurufe  von  den  Sozialdemokraten.) 

—  Jawohl,  meine  Herren,  Ihren  Wünschen  entspricht  ein  solches  Verfahren ; 
unseren  Wünschen,  die  dahin  gehen,  Ordnung  und  Disziplin  aufrecht  zu 
erhalten  und  einen  guten  Dienstbetrieb  zu  ermöglichen,  entspricht  es  nicht. 

(Sehr  richtig!  rechts.) 

Dann  muß  ich  dagegen  protestieren,  daß  der  Herr  Abgeordnete  Singer 
hier  angeführt  hat,  die  Unterbeamten  der  Reichs -Post-  und  Telegraphen- 
verwaltung wären  unehrlich,  und  die  Verwaltung  wäre  daran  schuld. 

(Widerspruch  und  Zurufe  von  den  Sozialdemokraten.) 

Die  Beamten  und  Unterbeamten  der  Reichs-Post-  und  Telegraphenverwaltung 
sind  sehr  brave  Leute.  Daß  darunter  auch  einige  sind,  die  Ausschreitungen 
begehen,  ist  richtig;  aber  derartige  Hinzelfälle  kommen  in  allen  Stellungen 
und  allen  Ständen  vor.  und  der  Herr  Abgeordnete  Singer  ist  nicht  berechtigt, 
es  liegt  auch  kein  Anlaß  vor.  hier  den  Postbeamten  etwas  derartiges  nach- 
zusagen. 

(Sehr  richtig!  rechts.    Lebhafte  Zurufe  von  den  Sozialdemokraten.  — 

Glocke  des  Präsidenten.) 

(Präsident:    Ich  bitte  um  Ruhe,  meine  Herren!) 

Ich  kann  im  Gegenteil  hier  nach  der  Kriminalstatistik,  die  wir  führen, 
konstatieren,  daß  die  Fälle  von  Unehrlichkeit  des  Personals  von  Jahr  zu 
Jahr  abnehmen.  Das  ist  auch  eine  Folge  davon,  daß  die  Verwaltung 
dauernd  darauf  bedacht  ist,  das  Los  des  Personals  zu  verbessern. 

(Sehr  richtig!  rechts.  —  Na!  na!  bei  den  Sozialdemokraten.) 

Ich  möchte  dem  Herrn  Vorredner  nur  anführen:  weder  ich  noch  meine 
Herren  Kollegen  stehen  auf  dem  Standpunkt,  daß  die  gegenwärtigen  Zustände 
bei  der  Reichs- Post-  und  Telegraphenverwaltung  ganz  vollkommen  sind, 
daß  sie  nicht  verbesserungsfähig  sind;  aber  es  muß  auch  anerkannt  werden, 
daß  wir  von  Jahr  zu  Jahr  diese  Verhältnisse  verbessern,  und,  wo  Cbelstände 
vorhanden  sind,  sie  zu  beseitigen  suchen. 

Ich  muß  dann  im  weiteren  gegen  die  Bemerkung  des  Herrn  Abgeordneten 
protestieren,   ich  hätte  mich  gegen  jede  Gehaltsverbesserting  des  Personals 
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verwahrt.  Das  muß  ein  Mißverständnis  sein.  Der  Herr  Abgeordnete  Gröber 
hatte  nur  angefiihrt.  daß  bei  einer  allgemeinen  Aufbesserung  vor  allem  auch 
an  die  Unterbeamten  —  so,  glaube  ich.  war  der  Ausdruck  —  gedacht 
werden  müsse.  I  )cm  gegenüber  habe  ich  mich  darauf  berufen ,  daß  auch 
nach  meinem  bereits  in  der  vorigen  Session  zum  Ausdruck  gebrachten 
Standpunkt  bei  solcher  Aufbesserung  vor  allem  auf  die  Verbesserung  der 
Einnahmen  der  l'nterbeamten  Hedacht  genommen  werden  müsse.  Bereits 
der  jetzige  Htat  zeigt,  daß  die  Reichs-  Post-  und  Telegraphenverwaltung 
dahin  strebt,  einzelne  Gattungen  aufzubessern,  so  z.  B.  die  Erhöhung  des 
Minimalgchalts  der  Landbriefträger. 

Im  übrigen  glaube  ich.  daß  der  Herr  Abgeordnete  Singer  sehr  leicht- 
sinnig Wetten  eingeht.  Er  bot  mir  eine  Wette  »tausend  gegen  eins«  da- 
gegen an,  daß  für  die  gehobenen  Stellen  die  Beamten  nur  ausgewählt  würden 
nach  Gunst  des  Vorstehers. 

(Lebhafte  Zurufe  von  den  Sozialdemokraten.  —  Glocke  des  Präsidenten. 

Präsident:    Ich   bitte,   nicht   zu   unterbrechen.    Sie  sind  auch  nicht 

unterbrochen  worden.) 

Die  Sache  liegt  doch  etwas  anders,  als  der  Herr  Abgeordnete  hier  aus- 
zuführen beliebte.  Die  Vorschläge  für  die  gehobenen  Stellungen  gehen  von 
den  Postämtern  aus  und  müssen  von  den  Postämtern  ausgehen, 

(sehr  richtig!  rechts); 

aber  die  Entscheidung  über  diese  Stellen  hat  die  Ober  -  Postdirektion.  Weil 
nun  im  ersten  Jahre,  als  ich  die  Ehre  hatte,  hier  die  Verwaltung  zu  ver- 
treten, geltend  gemacht  wurde,  daß  viele  junge  Kräfte  ausgewählt,  die  alten 
übergangen  würden,  ist  unterm  13.  Juni  1902  eine  Verfügung  an  die  Ober- 
Postdirektionen  ergangen.  Ich  brauchte  eigentlich  nur  einen  Satz  hier  vor- 
zulesen; da  aber  sonst  vielleicht  Mißtrauen  kommt,  will  ich  lieber  die  Zeit 
darauf  verwenden,  um  die  Verfügung  ganz  vorzulesen. 

Die  mehrfach  vorgekommenen  Klagen  (über  die  Art  der  Besetzung 
der  gehobenen  Stellen  für  Unterbeamte)  geben  mir  Veranlassung, 
die  dafür  maßgebenden  Grundsätze  im  Anschluß  an  meine  Erklärung^ 
bei  der  Etatsberatung  im  Reichstag  den  Ober- Postdirektionen  zur 
genauen  Beachtung  zu  empfehlen.    Die  für  gehobene  Stellen  be- 
stimmten l'nterbeamten  müssen  nicht  nur  die  erforderlichen  Dienst- 
kenntnisse, sondern  vor  allem  auch  die  nötige  Gewandtheit,  Umsicht 
und  Entschlußfähigkeit  besitzen,  sowie  nach  ihrem  Verhalten  und 
ihrer  Veranlagung  Gewähr  dafür  bieten,  daß  sie  bei  selbständiger 
Tätigkeit  in)  Verkehr  mit  dem  Publikum  und  ihren  Mitarbeitern 
in  ihrem  Auftreten  die  richtigen  Grenzen  zu  halten  wissen.  Das 
dienstliche    Interesse   erheischt   e>.    daß   nur   hinlänglich  erprobte 
und   befähigte    Unterbeamte   in   die   gehobenen    Stellen   gelangen  ; 
Unterbeamte,   die  sich    nicht    in  jeder  Beziehung  bewähren,  sine] 
rechtzeitig  aus  der  gehobenen  Stelle  zurückzuziehen.    Die  Auswahl 
der   gehobenen  Unterbeamten    ist  von  der  Ober- Postdirektion  zu 
treffen  und  nicht  auf  einen  zu  engen  Kreis  zu  beschränken,  sie  ist 
mindestem  auf  alle  Unterbeamte  des  Ortes,  nicht  nur  des  Amtes, 
bei  dem  die  gehobene  Stelle  zu  vergeben  ist,  auszudehnen.  Unter 
den  geeigneten  Anwärtern  hat  die  Auswahl  nach  dem  Dienstalter 
zu  erfolgen.    Die  Ober  -  Postdirektionen  haben  dafür  zu  sorgen,  «laß 
stets  eine  gelingende  Zahl  geeigneter  Anwärter  für  die  verschiedenen 
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Zweige  des  gehobenen  Dienstes  vorhanden  ist.  Soweit  es  notwendig 
erscheint,  ist  auf  rechtzeitige  Ausbildung  von  Anwärtern  Hedacht 
zu  nehmen.  Dabei  muß  vermieden  werden,  daß  jüngere  Kräfte 
lediglich  aus  dem  Grunde  in  gehobene  Stellungen  gelangen .  weil 
ältere,  ebenfalls  geeignete  Unterbeamte  für  den  in  Betracht 
kommenden  Dienst  nicht  vorgebildet  sind. 

Zur  Vertretung  gehobener  Unterbeamten,  zur  Aushilfe  bei  ihren 
Dienstverrichtungen    sind    deshalb    in  erster  Linie  solche  Unter- 
beamte heranzuziehen,  deren  Übernahme  in  die  gehohenen  Stellen 
in  Aussicht  genommen  ist.     Die  Ober- Postdirektion  hat  bei  Ver- 
teilung der  Besetzungen  der  gehobenen  Dienststellen  darauf  Bedacht 
zu  nehmen,  etwa  vorhandene  Ungleichheiten  zu  beseitigen. 
Ich  glaube,  wenn  der  Herr  Abgeordnete  diese  Verfügung  gekannt  hätte, 
wurde  er  sich  dessen  enthalten  haben,  hier  vor  dem  Reichstage  zu  behaupten, 
die  Unterbeamten  würden  lediglich  nach  Gunst  gewählt,  und  nur  diejenigen 
würden  ausgewählt ,  die  dem  Herrn  Vorsteher  Privatdienste  leisteten.  Ich 
muß  gegen  fliese  Beschuldigung  protestieren.    Die  gehobenen  Unterbeamten 
sind  bei  den  großen  Ämtern  beschäftigt,  es  würde,  sobald  der  Vorsteher 
die  Unterbeamten  zu  Privatzwecken  benutzt,  sofort  zu  Klagen  Anlaß  geben. 
Ich  kann  den  Herren  versichern,  daß  Klagen  und  Beschwerden  von  Unter- 
beamten auch  zu  mir  kommen,  weil  die  Unterbeamten  wissen,  daß  ich  volles 
und  warmes  Interesse  für  ihren  Stand  habe,  und  daß  sie  sich  ganz  ver- 
trauensvoll an  mich  wenden  können.    Daran  wird  es  nichts  ändern,  wenn 
der  Herr  Abgeordnete  versucht,  uns  als  die  schwarzen  Männer  hinzustellen. 

Es  ist  auch  unrecht,  uns  den  Vorwurf  zu  machen,  daß  lediglich  Plus- 
niacherei  bei  uns  herrsche,  daß  wir  für  das  Personal  nicht  das  richtige 
Verständnis  hätten  und  nicht  dafür  sorgten,  daß  es  besser  gestellt  würde. 
Wenn  der  Herr  Abgeordnete  sich  diesen  Etat  ansieht  und  zusammenzählt, 
wie  viel  von  unseren  Mehreinnahmen  auf  die  Verbesserung  der  Beamten 
und  des  Unterpersonals  verwendet  wird,  sei  es  durch  Gehaltserhöhungen, 
sei  es  durch  neue  Stellen,  so  wird  er  rinden,  daß  von  einem  Plus  von 
23  Millionen  Mark  1 3.8  Millionen  für  diese  Zwecke  verwendet  werden.  Er 
wird  daraus  ersehen,  wie  ungerecht  es  ist.  zu  behaupten,  wir  hätten  kein 
Herz  für  das  Personal. 

Dann  hat  der  Herr  Abgeordnete  wieder  beliebt.  Scherze  bezüglich  der 
Eitzen  und  der '  Titel  zu  machen.  Ich  halte  ihm  schon  bei  früherer  Ge- 
legenheit gesagt,  daß  seine  Ansichten  mit  den  Ansichten  des  Gros  der 
Unterbeamten  absolut  nicht  übereinstimmen. 

(Sehr  richtig!  rechts.» 

Ich  habe  zu  Weihnachten  des  vorletzten  Jahres  überall  gefunden,  daß 
die  Unterbeamten  sehr  erfreut  über  die  Titel  und  Uniformänderung  waren, 
und  ich  habe  hier  auch  bereits  früher  ausgeführt,  daß  es  sich  bei  diesen 
Änderungen  nicht  um  reine  Äußerlichkeiten  handelt,  sondern  um  Maß- 
nahmen, die  notwendig  für  den  Dienst  waren.  Diese  Abzeichen  sind  keine 
Kinkerlitzchen,  sondern  sind  Abzeichen,  die  nötig  sind,  damit  die  nicht- 
gehobenen  Unterbeamten  sofort  wissen,  an  wen  sie  sich  zu  wenden  haben. 

Nun  hat  der  Herr  Abgeordnete  weiter  angeführt,  daß  es  den  Beamten 
nicht  frei  stehe,  sich  darüber  auszusprechen  oder  solche  Auszeichnungen 
abzuweisen  und  solche  Eitzen  nicht  anzubringen.  Das  ist  vollständig  richtig: 
sobald  solche  Auszeichnungen  verliehen  werden,  gehören  sie  eben  zur  Uni- 
form und  müssen  an  der  Uniform  getragen  werden.  Wenn  dem  Herrn 
Abgeordneten  von  einzelnen  vielleicht  andere  Meinungen  übermittelt  worden 
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sind,  so  ist  das  ja  möglich.  Ich  habe  schon  vorher  ausgeführt,  daß  es 
46000  angestellte  Briefträger  und  Postschaffner  und  darunter  10000  ge- 
hobene gibt,  da!3  nun  unter  diesen  36  000  nicht  gehobenen  sicherlich  auch 
einige  sein  werden,  die  sich  benachteiligt  glauben  und  die  nun  ihrem  Neid 
dadurch  Ausdruck  geben,  daß  sie  falsche  Ansichten  verbreiten. 

Was  die  Kosten  für  die  Uniformen  anbetrifft,  so,  glaube  ich,  ist  der 
Herr  Abgeordnete  nicht  darüber  unterrichtet,  daß  die  Uniformen  den  Unter- 
beamten fast  frei  geliefert  werden.  Der  Etat  gibt  den  Beweis  dafür;  denn 
für  jeden  Linterbeamten  sind  30  Mark  ausgesetzt,  und  durch  Verträge  der 
Ober-Postdirektionen  mit  Unternehmern  ist  gesichert,  daß  der  Zuschuß,  der 
von  den  Unterbeamten  selbst  über  diesen  Yerwaltungszuschuß  von  30  Mark 
hinaus  jährlich  zu  zahlen  ist,  ein  minimaler  ist.  Ich  glaube,  er  beträgt  im 
Minimum  3  Mark,  im  Maximum  nicht  mehr  als  8  Mark.  Nun  sagt  der 
Herr  Abgeordnete,  die  Unterbeamten  sind  gezwungen  worden,  die  Schnüre 
von  einem  besonderen  Lieferanten  zu  nehmen.  Ich  muß  ihm  auch  darauf 
erwidern,  daß  er  darin  nicht  richtig  unterrichtet  ist;  in  dem  Moment, 
als  die  Abzeichen  verliehen  sind,  sind  für  die  Kleidungsstücke,  die  sich  im 
Besitze  des  Personals  befanden,  die  Abzeichen  zuerst  unentgeltlich  geliefert, 
späterhin  gehörten  die  Abzeichen  zur  Uniform  und  werden  damit  einge- 
rechnet. Nun  ist  dem  Herrn  Abgeordneten  die  Bemerkung  zugegangen, 
diese  Abzeichen  würden  an  einer  Stelle  mit  2,10  Mark,  an  einer  anderen 
nur  mit  80  Pfennigen  geliefert.  Das  ist  richtig,  diese  Klagen  sind  auch 
an  mich  gegangen,  ich  habe  diese  Abzeichen  durch  die  Physikalische  Anstalt 
untersuchen  lassen,  und  es  hat  sich  herausgestellt,  daß  die  für  80  Pfennige 
gelieferten  Sachen  minderwertig  und  ungeeignet  sind  und  nur  ganz  kurze 
Zeit  vorhalten  würden,  also  dem  betreffenden  Träger  Veranlassung  gegeben 
hätten,  sehr  bald  neue  zu  kaufen.  Fünfmal  besser  sind  die  Abzeichen,  die 
seitens  der  Reichs-Post  Verwaltung  den  Unterbcamtcn  geliefert  werden. 

(Hört!  hört!  rechts.) 

Der  Herr  Abgeordnete  hat  dann  weiter  Anstand  daran  genommen,  daß 
in  einer  Verfügung  an  die  Unterbeamten  gleichzeitig  zwei  Sachen  behandelt 
sind.  Das  wundert  mich  bei  der  sonstigen  praktischen  Ansicht  des  Herrn 
Abgeordneten ,  daß  er  hier  wünscht ,  daß  zwei  Verfügungen  besonders  er- 
lassen würden,  und  daß  dadurch  das  Schreibwerk  vermehrt  wird.  Dadurch 
würden  doch  nur  Mehrkosten  entstehen,  und  wir  würden  dadurch  weniger 
Gelder  für  das  Personal  zur  Verfügung  haben.  Er  hat  dann  weiter  Bezug 
genommen  auf  Klagen,  die  über  Verhältnisse  beim  Postamt  in  Hannover 
vorliegen.  Solche  Klagen  sind  auch  mir  zugegangen.  Nun,  meine  Herren, 
derartige  Klagen  lasse  ich  untersuchen,  ich  urteile  vollständig  ruhig  darüber, 
möchte  dem  Herrn  Abgeordneten  aber  noch  eines  anführen.  Er  scheint 
die  nötige  Objektivität  zu  vermissen,  aber  er  kennt  eben  die  Einrichtungen 
nicht. 

Er  ist  dann  wieder  auf  die  Dienststundenpläne  zurückgekommen.  Ich 
kann  ihm  da  folgendes  sagen:  schablonieren  läßt  sich  die  Sache  nicht; 
und  wenn  er  vergleicht,  was  die  Rcichs-Postverwaltung  von  ihrem  Personal 
verlangt,  so  ist  das  gegenüber  dem.  was  im  ( leschäftslcben  verlangt  wird, 
ganz  minimal.  <  Hauben  Sie  doch  nicht,  daß  ich  bei  meinen  Reisen  einfach 
durch  die  Ämter  gehe,  sondern  ich  frage  einzelne  Beamte  und  Unterbeamte» 
welche  Dienststunden  sie  haben.  Ich  sehe  mir  auch  die  Dienststundenpläne, 
die  überall  aufhängen,  an  und  habe  daraus  und  aus  den  bei  der  Zentral- 
stelle stattfindenden  Prüfungen  einzelner  Pläne  den  Eindruck  gewonnen, 
daß  eine  Überlastung  tatsächlich  nicht  stattrindet.     Es  sind  ja  die  Mindest- 
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und  Höchstzahlen,  die  hier  in  Frage  kommen,  schon  genannt;  im  Minimum 
sind  es  48  Stunden  für  die  Beamten,  und  der  Herr  Abgeordnete  ist  wieder 
schlecht  unterrichtet,  wenn  er  sagt,  wenn  am  Sonntag  ein  Beamter  Dienst 
hat,  so  müßte  er  doch  in  der  Woche  einen  Tag  frei  haben.  Denn, 
meine  Herren,  diese  48  Stunden  beziehen  sich  auf  die  ganze  Woche,  d.  h. 
auf  7  und  nicht  auf  6  Tage;  infolgedessen  hat  ein  Beamter,  wenn  er  am 
Sonntag  einige  Stunden  Dienst  verrichten  muß,  an  den  Wochentagen  tat- 
sächlich die  entsprechende  Anzahl  Dienststunden  weniger.  Nach  den  ge- 
machten Erfahrungen  ist  es  das  zweckmäßigste,  die  Zahl  der  Dienststunden 
wochenweise  festzusetzen  und  den  Sonntag  einzurechnen,  weil  auf  diese 
Weise  die  Unterschiede  sich  am  besten  ausgleichen.« 

Hierauf  nahm  der  Abgeordnete  Patzig,  der  Berichterstatter  der  Budget- 
kommission für  den  Postetat,  das  Wort.  Er  bat  die  Postverwaltung,  der 
Resolution,  betreffend  Ergänzung  der  Statistik,  nach  dem  Beispiele  anderer 
Staatsverwaltungen  zu  entsprechen.  Allerdings  sei  vorauszusehen,  daß  dann 
weitere  Mittel  notwendig  sein  würden,  um  die  sich  durch  die  Statistik 
offenbarenden  Mängel  zu  beseitigen.  Im  übrigen  zeige  der  von  der  Post- 
und  Telegraphenverwaltung  vorgelegte  allgemeine  statistische  Bericht  die 
große  Betriebsamkeit  dieser  Verwaltung  und  wie  sie  überall  bestrebt  sei, 
den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  zu  entsprechen;  namentlich  lasse  sich  hin- 
sichtlich des  Fernsprechwesens  erkennen,  daß  Deutschland,  abgesehen  von 
Staaten  mit  absonderlichen  Verkehrsverhältnissen,  wie  die  Schweiz  und 
Norwegen,  an  der  Spitze  stehe.  Dagegen  vermisse  er  in  dem  Bericht 
übersichtliche  Nachweisungen  über  den  Anlagewert,  die  Entwertung,  die 
Ergänzung  und  die  Verzinsung  der  verschiedenen  Anlagen  der  Verwaltung. 
Nach  seinen  Berechnungen  verzinse  sich  das  gesamte  Anlagekapital  der 
Reichs -Post-  und  Telegraphen  Verwaltung  mit  nur  4  bis  5  v.  H..  werfe 
also  bei  weitem  nicht  den  Nutzen  ab,  wie  z.  B.  die  preußischen  Eisenbahnen, 
und  beim  Telegraphenwesen  sei  sogar  mit  einer  Unterbilanz  zu  rechnen. 

Die  trotz  der  ungünstigen  Finanzlage  im  Etat  vorgesehene  Aufbesserung 
des  Gehalts  der  Landbrieftrüger ,  die  Bewilligung  des  höheren  Wohnungs- 
geldzuschusses an  weitere  200  Inspektoren  sowie  die  Vermehrung  der  etats- 
mäßigen Stellen  bekunde  das  Bestreben  der  Verwaltung,  für  ihre  Beamten 
zu  sorgen.  Als  abgeschlossen  könne  man  die  Reform  der  Besoldungsver- 
hältnisse bei  den  Beamten  der  Reichs -Post-  und  Telegraphenverwaltung, 
namentlich  bei  den  Unterbeamten,  aber  nicht  betrachten.  Wenn  auch  die 
bei  Einführung  des  Dicnstaltersstufensystems  angenommenen  Grundgehalts- 
sätzc  annehmbar  zu  sein  schienen,  so  halte  er  doch  eine  Reform  der 
Wohnungsgeldzuschüsse  und  eine  Abkürzung  der  Fristen  für  das  Aufsteigen 
im  Gehalt  für  nötig. 

Nachdem  der  Redner  noch  die  Berücksichtigung  der  Militär/eit  bei  der 
Berechnung  des  Zeitpunktes  für  die  Verleihung  höherer  Titel  an  die  Be- 
amten der  mittleren  Laufbahn  angeregt  hatte,  äußerte  er  sich  zu  der  den 
meisten  Reichstagsmitglicdem  zugegangenen  Denkschrift:  »»Die  Notlage  der 
höheren  Reichs- Postbeamten« ,  über  die  der  sozialdemokratische  Vorredner 
mit  keinem  W:ort  gesprochen  habe,  da  hier  offenbar  das  Interesse  der 
Sozialdemokratie  aufhöre.  Nach  dieser  Schrift  habe  sich  infolge  der  Ein- 
stellung einer  zu  großen  Zahl  von  Posteleven  und  der  Einführung  des 
Dienstaltersstufensystems  die  Lage  der  höheren  Beninten  gegen  früher 
wesentlich  verschlechtert  und  werde  sich  künftig  noch  weiter  verschlechtern. 
Hier  müsse  möglichst  bald  eine  Änderung  eingreifen.  Die  Verwaltung 
werde  gut  tun ,  schon  jetzt  eine  Reform  des  ganzen  Besoldungswesens  vor- 
zubereiten,   um  im  gegebenen  Augenblick  gereifte  Vorschläge  machen  zu 
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können.  Ks  müsse  das  Anstauen  der  Beamten  in  den  unteren  Stufen  mit 
den  niedrigen  Gehaltssätzen  beseitigt  und  auch  dafür  gesorgt  werden,  daß 
den  Beamten ,  wenn  sie  in  den  Ruhestand  treten .  auch  auskömmliche 
Pensionssätze  zustehen.  Die  Besorgnis  des  Abgeordneten  Singer,  daß  die 
mangelhafte  Fürsorge,  die  der  Staat  in  Anbetracht  seiner  finanziellen  Ver- 
hältnisse leiste,  sogar  die  Khrlichkeit  der  Unterbeamten  in  Frage  stelle,  sei 
unbegründet;  die  große  Armee  der  Unterbeamten,  von  vereinzelten  Aus- 
nahmen abgesehen .  wisse  das  Ansehen  ihrer  Khrlichkeit  hochzuhalten  und 
übe  viel  lieber  die  äußerste  Sparsamkeit  zu  Hause  und  unterziehe  sich  mit 
ihren  Familienmitgliedern  viel  lieber  jeder  Überanstrengung,  um  Neben- 
verdienst zu  finden,  als  daß  sie  nur  entfernt  der  Versuchung  unterliege, 
unehrlich  zu  werden.  Das  Deutsche  Reich  besitze  einen  Beamtenstand, 
nicht  zuletzt  einen  Stand  von  Unterbeamten,  dem  keiner  in  der  Welt  gleich- 
komme. 

Zum  Schluß  legte  der  Redner  seinen  Standpunkt  zu  der  Frage  der 
Organisation  der  Beamten  dar.  Im  Gegensatze  zum  Abgeordneten  Singer 
müsse  er  sagen,  daß  die  Beamten  auch  außerhalb  des  Dienstes  gewisse 
besondere  Rücksichten  gegen  den  Staat  zu  nehmen  hätten,  der  sie  besolde 
und  ihnen  Pension  zusichere.  Das  Verhältnis  gebiete  auch  Rücksichten  in 
bezug  auf  die  Organisation  der  Beamten  zur  Wahrnehmung  ihrer  Interessen 
und  auf  die  damit  zusammenhängende  agitatorische  Betätigung.  Andrerseits 
gebe  es  gleichartige  Interessen  des  ganzen  Unterbeamtenstandes,  die  in 
geziemender  Weise  zu  vertreten  statthaft  sei.  Kr  empfehle  daher,  den 
l  nterbeamten  die  Krlaubnis  zur  Schaffung  einer  sich  über  den  ganzen  Ver- 
waltungsbezirk erstreckenden  Organisation  zu  geben.  Dabei  betone  er  aber 
nochmals,  daß  eine  solche  Organisation  auf  den  Zusammenhang  der  Beamten- 
schaft mit  dem  Staate  und  auf  dessen  allgemeine  Interessen  die  schuldigen 
Rücksichten  nehmen  müsse. 

Nach  einigen  persönlichen  Bemerkungen  des  Abgeordneten  Singer,  der 
sich  insbesondere  gegen  den  Vorwurf  verwahrte,  er  habe  den  Unterbeamten 
Hang  zur  Unehrlichkeit  nachgesagt,  wurde  die  Sitzung  vertagt. 

Die  Verhandlungen  am  iH.  Februar  wurden  von  dem  Abgeordneten 
Drosch  er  eingeleitet,  der  verschiedene  Wünsche  zur  Sprache  brachte. 
Den  Zivilbeamten  möchten  dieselben  Pensionssätze  zugebilligt  werden,  wie 
sie  jetzt  für  die  Offiziere  vorgeschlagen  würden,  die  nach  zehnjähriger 
Dienstzeit  50/,0o  ihres  Gehalts  mit  Steigerung  um  '/ioo  jedes  weitere 
Dienstjahr  bis  zum  Höchstsätze  von  7r'  100  als  Pension  erhalten  sollen. 
Ferner  müßten  die  mittleren  Beamten  noch  immer  ziemlich  lange  auf  die 
etatsmäßige  Anstellung  warten.  Immerhin  sei  es  mit  Freuden  zu  begrüßen, 
daß  der  neue  Ktat  wieder  2000  neue  Assistentenstellen  vorsehe.  Wenn  der 
folgende  Ktat  eine  ebensolche  Vermehrung  enthalte,  werde  die  diätarische 
Beschäftigung  der  jüngeren  Postassistenten  wesentlich  abgekürzt  werden. 
I  )er  Krholungsurlaub  müsse  gleichmäßig  bemessen  werden ;  ein  dreiwöchiger 
Urlaub  für  die  älteren  Beamten,  etwa  vom  40.  Lebensjahre  ab,  stelle  kein 
unbilliges  Verlangen  dar.  Darüber,  daß  trotz  der  ausdrücklichen  An- 
ordnungen der  Zentralverwaltung  die  Dienststundenpläne  nicht  in  allen 
Fällen  streng  eingehalten  wurden,  gingen  noch  immer  Klagen  ein.  Die 
Gewährung  einer  Kntsohädigung  für  den  Nachtdienst  halte  er  für  gerecht- 
fertigt. 

Den  von  einzelnen  Vorrednern  geäußerten  Wünschen  wegen  Beschränkung 
des  Sonntagsdienstes  und  Frweiterung  der  Sonntagsruhe  stimme  seine  Partei 
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im  allgemeinen  zu.  Für  die  Sonntagsbestellung  konnten  die  Gebühren 
erhöht  werden.  Auch  lasse  sich  eine  wesentliche  Erleichterung  an  Sonn- 
tagen durch  Fortfall  der  Bestellung  von  Drucksachen ,  mit  Ausnahme  der 
Zeitungen,  erzielen;  viele  Geschäftsleute  hätten  die  Gepflogenheit,  ihre  Druck- 
sachen gerade  Sonnabends  abzusenden,  in  der  Annahme,  «laß  die  meisten 
Empfänger  am  Sonntag  mehr  Zeit  haben  würden,  sie  zu  lesen. 

Nachdem  nun  die  Reichs  -Postverwaltung  den  Wünschen  der  mittleren 
und  unteren  Beamten  in  dankenswerter  Weise  entgegengekommen  sei,  dürfe 
man  hoffen,  daß  auch  die  in  letzter  Zeit  mehr  hervortretenden  Wünsche,  eines 
Teiles  der  oberen  Beamten  die  gleiche  wohlwollende  Prüfung  und  gerechte 
Berücksichtigung  rinden  würden.  Es  scheine  in  diesen  Kreisen  ein  er- 
hebliches Maß  von  Unzufriedenheit,  ja  von  Dienstverdrossenheit  sich  anzu- 
sammeln. Anlaß,  den  Wünschen  der  höheren  Beamten  näherzutreten,  biete 
die  den  Mitgliedern  des  Reichstags  zugegangene  Denkschrift  dieser  Beamten. 
Ein  Teil  der  Postinspektoren  habe  den  Rang  der  Räte  fünfter  Klasse  und 
damit  den  höheren  Wohnungsgeldzuschuß  erhalten,  eine  Maßregel,  die  der 
neue  Etat  auf  weitere  200  Inspektoren  ausdehne.  Es  empfehle  sich,  die 
vorgenannte  Wohltat  im  nächsten  I\tat  allen  Inspektoren  zuzuwenden,  zumal 
dadurch  die  mit  der  Beförderung  eines  Inspektors  der  niederen  Rangklasse 
in  eine  Inspektorstelle  mit  dem  höheren  Rang  fast  stets  verbundenen  l'm- 
zugskosten  erspart  werden  würden.  Es  sei  auch  zu  berücksichtigen,  daß 
die  Beamten  jetzt  viel  länger  in  der  Durchgangsstellung  eines  Inspektors 
verbleiben  müßten,  wie  früher.  Gleichartig  lägen  in  dieser  Beziehung  die 
Verhältnisse  für  die  Ober-Postpraktikanten,  so  daß  deren  Wunsch  nach  einer 
Stellenzulage  von  300  Mark  gerechtfertigt  erscheine. 

Redner  verweilte  dann  länger  bei  den  Ausführungen  der  Denkschrift  über 
die  Einstellung  zu  vieler  Posteleven  und  über  den  Ruckgang  des  durch- 
schnittlichen Einkommens  der  höheren  Beamten  gegenüber  den  früheren 
Zuständen,  wodurch  nach  den  Berechnungen  der  Denkschrift  seit  ICinführung 
des  Dienstaltersstufensystems  die  Reichskasse  an  den  Examensjahrgängen 
1X92  bis  1902  die  Summe  von  4,7  Millionen  Mark  erspart  habe. 

Nach  einer  ihm  zugegangenen  Berechnung  werde  die  Erfüllung  der  in 
der  Denkschrift  niedergelegten  Wünsche,  zu  denen  auch  die  Neuregelung 
der  Gehaltsstufen  für  Inspektoren  sowie  die  Vereinigung  der  Direktoren 
und  Ober  -  Postinspektoren  zu  einer  gemeinsamen  Besoldungsgruppe  von 
yxx>  bis  5400  Mark  (mit  Zulagen  für  die  Direktoren)  gehöre,  einen  jähr- 
lichen Mehraufwand  von  1*00400  Mark  erfordern.  Diese  Summe  erscheine 
gegenüber  der  mißlichen  Finanzlage  des  Reichs  immerhin  hoch.  Auf  der 
anderen  Seite  sei  aber  zu  berücksichtigen,  daß  die  Gesatntaufwendung  der 
Verwaltung  an  persönlichen  Ausgaben  jährlich  290343240  Mark  ausmache 
und  daß  daher  der  oben  berechnete  Mehraufwand  nur  n.t  v.  H.  dieser 
Summe  betrage,  so  daß  es  finanziell  nicht  unmöglich  erscheine,  den 
Wünschen  der  höheren  Beamten  entgegenzukommen.  Seine  Partei  bitte 
daher,  in  eine  wohlwollende  Prüfung  der  Denkschrift,  die  einen  ruhigen 
und  sachlichen  Charakter  trage,  einzutreten.  Der  darin  ebenfalls  erbetenen 
Umwandlung  der  132  Militär-Postämter  in  Zivil-Postamter  werde  übrigens 
nicht  zuzustimmen  sein. 

Sodann  verteidigte  der  Redner  die  Reichs  -  Postverwaltung  gegen  den 
Vorwurf  der  Plusmacherei ,  indem  er  auf  die  französische  Postverwaltung 
hinwies,  die  im  Jahre  1903  anscheinend  eine  Mehreinnahme  von  1  1  Millionen 
Eres,  erzielt  habe,  aber  Zeitungsnachrichten  zufolge  nur  19O415  Frcs.  fnr 
Verbesserungen  ausgeben  wolle.  Auch  sei  in  Frankreich  die  Zahl  der  Post- 
ämter und  namentlich  der  Postbeamten  erheblich  geringer,  »las  Porto  aber 
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höher  als  in  Deutschland.  Daraus  gehe  hervor,  daß  die  Reichs -Post- 
verwaltung nicht  hloß  nach  fiskalischen  Grundsätzen  urteile. 

Nachdem  der  Redner  eine  Reform  des  Submissionsverfahrens,  etwa  nach 
den  vom  dritten  deutschen  Handwerker-  und  Gewerbekammertag  in  Leipzig 
im  Jahre  1003  aufgestellten  Grundsätzen  empfohlen  hatte,  befürwortete  er 
schließlich  die  Vergebung  der  Aufträge  an  ortsangesessene  und  solche  Hand- 
werker, welche  die  Meisterprüfung  abgelegt  haben,  sowie  die  freihändige 
Zuteilung  von  Lieferungen  und  Leistungen  an  bestehende  Handwerks- 
Genossenschaften.  Dadurch  werde  auch  die  wünschenswerte  Bildung  neuer 
derartiger  Genossenschaften  gefördert  werden. 

Der  folgende  Redner,  Abgeordneter  Eickhoff,  bemerkte  zunächst,  daß 
seine  frühere  Voraussage,  die  finanziellen  Ergebnisse  der  Postverwaltung 
würden  sich  recht  günstig  gestalten,  sich  vollauf  bestätigt  habe.  Nach  dem 
Voranschläge  betrage  der  Oberschuß  für  1904  66  Millionen  oder  nach 
Abzug  der  einmaligen  Ausgaben  52.-  Millionen  Mark.  Seines  W  issens  sei 
seit  Begründung  des  Reichs  noch  kein  so  günstiger  Etat  aufgestellt  worden. 
Diese  glänzende  Finanzlage  der  Post  Verwaltung  erheische,  daß  nicht  nur 
mit  Verkehrserleichterungen  fortgefahren,  sondern  auch  die  Personalreform 
weitergeführt  werde. 

In  ersterer  Hinsicht  frage  er  an.  ob  Aussicht  zur  Verwirklichung  einer 
deutsch-niederländischen  Postunion  bestehe.  Der  Ausfall  für  die  Nieder- 
lande werde  ohne  Berücksichtigung  der  zu  erwartenden  Verkehrszunahme 
nur  500 000  Gulden  betragen.  Die  Ergebnisse  des  gleichartigen  Abkommens 
mit  Luxemburg,  das  seit  dem  1.  Oktober  10,02  bestehe,  seien  sehr  befriedigend. 
Auch  über  die  Aussichten  des  deutsch-schweizerischen  Postübereinkommens 
erbitte  er  Auskunft. 

Ferner  fragte  er,  mit  welchem  Rechte  die  Post  Verwaltung  während  der 
Weihnachts-  und  Ostcrzeit  für  jedes  Paket  eine  besondere  Paketadresse  vor- 
schreibe, da  doch  hierdurch  die  Bestimmung  der  Postordnung  außer  Kraft 
gesetzt  werde,  daß  bei  mehreren  zu  einer  Begleitadresse  gehörenden  Paketen 
für  das  schwerste  Paket  die  ordnungsmäßige  Bestellgebühr,  für  jedes 
weitere  Paket  aber  nur  eine  solche  von  5  Pf.  zu  erheben  sei.  Im  weiteren 
werde  die  vom  preußischen  Eisenbahnminister  seit  dem  1.  April  v.  J.  ein- 
geführte Beschränkung  der  Postpaketbeförderung  mit  Schnellzügen  von  der 
Geschäftswelt  sehr  unangenehm  empfunden.  Auf  der  anderen  Seite  müßten 
aber  zur  Vermeidung  von  Verzögerungen  in  der  Abfertigung  der  Schnell- 
zuge Einrichtungen  getroffen  werden,  um  den  Austausch  der  Pakete  zu 
beschleunigen.  Der  Austausch  mittels  der  Postkarren  und  die  Weitergabe 
jedes  einzelnen  Paketes  von  Hand  zu  Hand  entsprächen  nicht  den  An- 
forderungen des  jetzigen  Verkehrs.  Bezüglich  der  Fernsprechgebühren 
werde  eine  andere  Abstufung  der  Gebühren  gewünscht,  auch  empfehle  es 
sich,  für  Gespräche,  die  zwar  über  3,  aber  weniger  als  ö  Minuten  dauern, 
nicht  die  doppelte,  sondern  nur  die  anderthalbfache  Gebühr  zu  erheben. 

Sodann  trat  der  Redner  mit  Wärme  für  eine  Besserstellung  der  höheren 
Beamten  ein.  Außer  den  schon  von  anderer  Seite  vorgeschlagenen  Maß- 
nahmen empfahl  er  insbesondere:  Umwandlung  einer  größeren  Zahl  von 
Amtern  II  in  Amter  1.  Besetzung  der  bisherigen  Militär- Postämter  mit 
Zivilbeamten  und  Gewährung  von  Funktionszulagen  an  Postdirektoren  in 
besonders  verantwortlicher  Stellung,  und  zwar  auch  an  solche  in  der 
Provinz. 

Nachdem  er  auf  seine  frühere  Anregung,  den  Beamten  der  Post- 
verwaltuug  das  Gehalt  allgemein  vierteljährlich  zu  zahlen,  zurückgekommen 
war.   fragte  er  an.  ob  das  vor  dem  Eintritt  in  den  Postdienst  abgeleistete 
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Militärjahr  beim  Besoldungsalter  angerechnet  werde:  unrecht  sei  es.  wenn 
dies  nicht  geschehe,  da  sämtliche  preußische  Beamten  schon  seit  dem 
!.  Januar  i8gj  den  Vorteil  der  Anrechnung  des  Militärjahrs  genössen. 

Hierauf  erklärte  er  die  Zustimmung  seiner  Parteigenossen  zu  der  Reso- 
lution wegen  V  orlegung  einer  Nachweisung  über  die  tägliche  Dienstzeit  und 
begründete  dann  die  Resolution,  durch  die  eine  Übersicht  über  die  Krank- 
heit*- und  Todesursachen  der  Beamten  und  Unterbeamten  erbeten  wird. 
Nur  einmal,  im  Jahre  i8r><),  seien  über  den  Gegenstand  Angaben  durch  die 
Verkehrszeitung  veröffentlicht  worden.  Ks  scheine  festzustehen ,  daß  unter 
den  Beamten  und  Unterbeamten  der  Reichs- Postvcrwaltung  namentlich 
Nervenleiden  und  Tuberkulose  in  hohem  Maße  verbreitet  seien;  die  Haupt- 
ursache liege  jedenfalls  in  mangelhafter  Reinigung  der  Diensträume.  Ein 
Kreisarzt  habe  ferner  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  häufig  durch  die  Brief- 
träger Infektionskrankheiten,  namentlich  Scharlach  und  Masern,  verbreitet 
würden.  Die  Sterblichkeit  unter  den  Postbeamten  sei  nach  dem  Jahres- 
berichte der  Botheschen  Kassen  in  den  jüngeren  Lebensjahren  weit  bedeutender 
als  in  den  späteren.  Es  müsse  daher  für  die  Verbesserung  der  Gesund- 
heitspflege mehr  geschehen  als  bisher,  ein  Mittel  dazu  solle  die  erbetene 
Statistik  bieten. 

Über  verschiedene  andere  Punkte  sprach  sich  Redner  wie  folgt  aus.  Er 
könne  keine  Maßnahmen  billigen,  welche  eine  Einschränkung  des  Vereins- 
und Versammlungsrechts  der  Unterbeamten  bezwecken.  Den  Unterbeamten 
seien  die  Abzeichen  unentgeltlich  zu  liefern  ;  wenn  das  für  jede  Stelle  aus- 
gesetzte Kleidergeld  von  30  Mark  dazu  nicht  ausreiche,  so  müsse  es  erhöht 
werden.  Die  vorgesehene  Erhöhung  des  Anfangsgehalts  der  Landbriefträger 
>ei  mit  Genugtuung  zu  begrüßen;  doch  müsse  für  die  Unterbeamten  —  und 
darin  sei  der  Reichstag  einstimmig  derselben  Ansicht  —  noch  mehr  geschehen. 
Namentlich  sei  eine  Erhöhung  des  ^Yohnungsgeldzuschusscs  nötig.  Die 
Baugenossenschaften  hätten  zwar  sehr  segensreich  gewirkt,  aber  selbst  in  den 
vom  Berliner  Beamtenwohnungsverein  hergestellten  Häusern  seien  die  kleinen 
Wohnungen  nicht  erheblich  billiger  als  in  anderen  Häusern.  Die  Teuerungs- 
zulagen schafften  in  dieser  Hinsicht  nur  einen  beschränkten  Ausgleich .  da 
-ie  sich  mit  dem  steigenden  Gehalt  verminderten  und  dann  ganz  wegfielen. 
Man  solle  für  alle  Gehaltsklassen  der  Untcrbeamten  Teuerungszusebüsse  bis 
dahin  gewähren .  daß  die  Frage  wegen  des  Wohnungsgeldes  befriedigend 
gelöst  sei.  In  billige  Stadtteile  oder  Vororte  könnten  die  Beamten  in  vielen 
Fällen  deshalb  nicht  ziehen,  weil  sie  dann  Ausgaben  an  Fahrgeldern  hätten, 
häutig  aber  auch  für  den  Frühdienst  keine  Fahrgelegenheit  bestehe. 

Der  Abgeordnete  kam  dann  noch  auf  die  Dienstzeit  der  Unterbeamten 
zu  sprechen,  die  z.  B.  in  Berlin  zu  hoch  sei.  denn  hier  hätten  die  Brief- 
träger 70,  die  im  Sortierdienste  beschäftigten  Ober-Postschaffner  03 3 /4  Dienst- 
Munden  wöchentlich.  Auch  bat  er  um  Auskunft,  welche  Grundsätze  für 
die  Anrechnung  der  Militärdienstzeit  auf  das  Besoldungsdienstalter  bei  der 
Rcichs-Postverwaltung  maßgebend  seien,  und  weshalb  den  nach  1805  ange- 
stellten Unterbeamten  die  Militärjahre  nicht  mehr  auf  das  BesoldungsdienM- 
alter  angerechnet  würden. 

Zum  Schluß  sprach  der  Redner  die  Hoffnung  aus,  daß  der  Staatssekretär 
sich  durch  nichts  davon  abhalten  lassen  werde,  auf  dem  Wege  der  Reformen 
fortzufahren. 

Der  Staatssekretär  erwiderte  folgendes. 

»»Meine  Herren,  ich  möchte  an  den  letzten  Appell  des  Herrn  Vorredners 
anknüpfen  und  die  wichtige  Frage  behandeln,  die  von  mehreren  Rednern 
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des  Hauses  schon  berührt  worden  ist,  nämlich  die  Frage  der  höheren  Be- 
amten, und  mir  vorbehalten,  in  späterer  Zeit  auf  die  sonstigen  Kragen,  die 
von  den  beiden  Herren  Vorrednern  gestellt  worden  sind,  zurückzukommen. 
Ich  glaube,  daß  bei  den  Beamten  meines  Ressorts  kein  Zweifel  darüber 
besteht,  daß  ich  ein  Freund  von  schnellem  Avancement  bin,  und  daß  ich  es 
selbst  sehr  bedauere,  daß  gegenwärtig  die  Beförderungsverhältnisse  nicht  mehr 
so  günstig  sind,  wie  sie  es  früher  waren.  Auch  gebe  ich  zu,  daß.  wenn 
von  der  Verwaltung  künftig  nichts  geschähe,  wahrscheinlich  die  bösen 
Folgen  eintreten  würden,  die  in  der  mehrfach  erwähnten  grünen  Schrift 
dargestellt  worden  sind.  Ich  muß  mich  aber  trotzdem  gegen  einzelne  Aus- 
führungen dieser  Schrift  verwahren,  und  zwar  namentlich  dagegen,  daß  eine 
wirkliche  Notlage,  ein  Notstand  vorläge,  und  daß  die  Beamten  durch  die 
mangelnde  Voraussicht  der  Behörden  in  eine  schlimme  Lage  gekommen 
seien.  Wie  liegen  in  Wirklichkeit  die  Verhältnisse?  In  der  Schrift  wird 
besonders  ausgeführt ,  daß  zu  viel  Beamte  für  die  höhere  Laufbahn  ange- 
nommen seien,  und  dies  wird  damit  zu  begründen  versucht,  daß  die  als 
Posteleven  angenommenen  Beamten  lediglich  für  die  höheren  Stellen  be- 
stimmt seien,  das  heißt  für  die  Stellen  vom  Ober-Postinspektor  an  aufwärts. 
Das  ist  aber  irrig.  Die  Beamten  sind  nach  dem  Reglement  von  1871,  das 
bis  zum  Jahre  1900  gegolten  hat,  in  den  Dienst  eingetreten.  Danach  teilte 
sich  die  höhere  Laufbahn  eigentlich  in  zwei  Karrieren.  Die  Beamten,  welche 
als  Posteleven  eintraten,  also  das  Abiturientenexamen  abgelegt  hatten,  rückten 
nach  dem  Bestehen  der  ersten  Fachprüfung,  der  Sekretärprüfung,  in  die 
Stellen  als  Sekretäre,  Postmeister,  Obersekretäre,  Kassierer  bei  den  Verkehrs- 
ämtern, Buchhalter,  Kassierer  und  Rendanten  bei  den  Ober-Postkassen  ein, 
und  nur  diejenigen  Beamten,  die  das  höhere  Postvcrwaltungsexamen  ablegten, 
waren  für  die  höheren  Stellen  bestimmt.  Es  würde  also  falsch  sein,  anzu- 
nehmen, daß  die  als  Posteleven  eingetretenen  Beamten  sämtlich  ausschließlich 
für  die  höheren  Stellen  vom  Ober- Postinspektor  an  aufwärts  bestimmt 
waren.  Solange  das  Reglement  von  1871  galt,  waren  diese  Beamten  auch 
für  die  Ober-Postsekretärstellen  und  die  weiteren  mittleren  Stellen  bestimmt, 
und  viele  sahen  darin  gerade  ihre  Endstellung.  Ich  werde  mir  gestatten, 
Ihnen  demnächst  Zahlen  darüber  anzuführen.  Die  Karriere  war  trotzdem 
sehr  beliebt ,  weil  es  eine  Karriere  war,  die  dem  Eleven  Gelegenheit  gab, 
nach  wenigen  Jahren,  im  Alter  von  25  bis  26  Jahren,  als  Postsekretär  ange- 
stellt zu  werden  und  eine  auskömmliche  Stellung  mit  einem  Einkommen  von 
über  2000  Mark  zu  erhalten. 

Meine  Herren,  die  ganze  Frage  der  Wahl  des  Berufs  ist  doch  bei  vielen 
eine  Geldfrage.  Derjenige,  der  über  die  Mittel  für  ein  akademisches 
Studium  verfügt,  wird  nieist  dieses  wählen;  der  andere  wird  sich  sagen:  es 
kommt  mir  darauf  an,  bald  eine  Stellung  mit  ausreichendem  Einkommen  zu 
erlangen.  —  und  so  wird  es  wohl  bei  den  meisten  Beamten  liegen,  die  als 
Posteleven  eingetreten  sind.  Es  sind  viele  darunter,  die  sich  dem  Studium 
ein  bis  zwei  Jahre  hingegeben  haben,  schließlich  aber  auch  durch  die  Ver- 
hältnisse gezwungen  wurden,  das  Studium  abzubrechen  und  eine  Karriere  zu 
wühlen,  die  ihnen  eher  eine  feste  Stellung  bot,  als  das  Studium  solche 
gewährleistet.  Die  gegenteilige  Behauptung  in  der  Denkschrift  beruht  daher 
nicht  auf  richtigen  Voraussetzungen.  Erstens  war,  wie  ich  bereits  angeführt 
habe,  der  Grund  für  den  starken  Zudrang  zu  der  Elevenlaufbahn  der,  bald 
ein  dauerndes  Einkommen  zu  haben,  dann  aber  auch  die  Übcrfüllung  aller 
anderen  Karrieren.  Ich  darf  hier  anführen,  daß  im  Jahre  1871  260  Eleven 
eingetreten  sind,  im  Jahre  1872  254,  im  Jahre  1873  357,  im  Jahre  1874  203, 
im  Jahre  1875  243. 
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Wie  verhielt  sich  nun  hierzu  die  Zahl  derjenigen  Eleven,  die  das  zweite, 
das  höhere  Examen  etwa  8  bis  9  Jahre  nach  dem  Eintritt  als  Eleve 
ablegten  und  dadurch  die  Anwartschaft  auf  die  höheren  Stellen  erwarben? 
Im  Jahre  1879  bestanden  diese  Prüfung  32  Kandidaten,  im  Jahre  1880  49. 
im  Jahre  1881  47,  im  Jahre  1882  64,  im  Jahre  1883  78.  Aus  diesen  Zahlen 
geht  deutlich  hervor,  daß  die  meisten  Eleven  sich  mit  den  Ober-Postsckretär- 
und  Postmeisterstellen  begnügten  und  sie  als  Endstellen  ansahen.  Das  taten 
sie.  weil  sie  sich  eben  der  Mühe  des  Examens  nicht  unterziehen  wollten, 
welches  ziemlich  schwer  war  und  noch  die  besondere  Schwierigkeit  bot,  daß 
die  Kandidaten  sich  während  der  praktischen  Dienstzeit  dazu  vorbereiten 
mußten,  also  für  den  Zweck  nicht  beurlaubt  wurden.  Die  Folge  dieser 
geringen  Anzahl  von  Kandidaten  für  höhere  Stellen  war  nun,  daß  die 
Beamten  sehr  früh  in  diese  Stellen  einrückten.  So  wurden  beispielsweise 
d»e  Beamten  aus  dem  Examensjahre  1882  nach  einer  Wartezeit  von  41  2  Jahren 
Ober- Postinspektor,  nach  6  Jahren  Postdirektor,  nach  11  Jahren  Postrat; 
kurze  Zeit  nach  dem  Examen,  also  in  einem  Lebensalter  von  28,  29  Jahren 
wurden  sie  schon  Bureaubeamte  und  bekamen  ein  Anfangsgchalt  von 
2  100  Mark  und  daneben  den  Wohnungsgeldzuschuß.  Das  war  eine  Karriere, 
die  allen  anderen  gegenüber  als  günstig  erscheinen  mußte,  zumal  die  Aus- 
sichten auf  Beförderung  glänzend  waren. 

Mitte  der  achtziger  Jahre  wurde  die  Kandidatenzahl  für  das  Examen 
bereits  viel  größer.  Das  war  eine  Folge  davon,  daß  man  die  Prüfung 
erleichterte  durch  Schaffung  einer  Akademie,  so  daß  strebsame  Beamte  sich 
besser  vorbereiten  konnten.  Die  Zahl  derjenigen,  die  das  Examen  bestanden, 
betrug  1886  119,  1887  139,  1894  148,  1890  220,  1902  314.  Die  letzte 
Zahl  ist  ja  sehr  hoch;  die  Ursache  besteht  wesentlich  darin,  daß,  während 
früher  niemand  verpflichtet  war,  das  Examen  innerhalb  einer  bestimmten 
Zeit  abzulegen,  bei  Erlaß  der  neueren  Bestimmungen  für  die  mittlere  Lauf- 
bahn den  aus  den  Eleven  hervorgegangenen  Beamten  ein  Termin  gestellt 
wurde,  bis  zu  welchem  sie  die  höhere  Prüfung  ablegen  mußten,  wenn  sie 
nicht  des  Rechtes  darauf  verlustig  gehen  wollten.  Die  V  erwaltung  konnte 
nun  nicht  eine  dem  größeren  Andrang  entsprechende  Vermehrung  der 
höheren  Stellen  vornehmen,  da  sie  auf  dem  Standpunkt  steht  und  stehen 
muß,  höhere  Stellen  nur  dann  zu  schaffen,  wenn  ein  wirkliches  Bedürfnis 
dazu  vorhanden  ist.  Bei  unseren  Beamten  liegt  auch  nicht  die  Kalamität 
vor  wie  bei  den  Forstassessoren  und  Gerichtsassessoren,  die  sich  nicht 
in  festen  Stellungen  befinden;  denn  unsere  Beamte  sind,  wenn  sie  zur  Be- 
förderung in  die  höheren  Stellen  an  die  Reihe  kommen,  schon  seit  vielen 
Jahren  etatsmäßig  angestellt  und  beziehen  ein  festes  Gehalt. 

Wie  unsicher  die  Verhältnisse  waren,   und  wie  schwer  es  für  die  Ver- 
waltung war,  zu  übersehen,  ob  sie  die  nötige  Zahl  von  Anwärtern  für  die 
höheren  Stellen  hatte,  dafür  möchte  ich  als  Beispiel  nur  anführen,  daß  im 
Jahre  1890  nur  89  Kandidaten  die  höhere  Prüfung  ablegten;  das  sind  50 
weniger  als  im  Jahre  1887.    Ich  führe  das  so  eingehend  an,   damit  die 
Herren  Abgeordneten  sich  selbst  ein  Bild  davon  machen  können,  und  um 
darzutun,   daß  die  Verwaltung  die  schweren  Vorwürfe  nicht  verdient,  die 
man  jetzt  gegen  sie  erhebt.    Ich  muß  zugeben,   daß  die  Verwaltung  nicht 
so  viele  Eleven  hätte  annehmen  sollen,  aber  daß  in  dem  Umfange  gesündigt 
worden  wäre,  wie  die  Denkschrift  es  darstellt,  kann  ich  nicht  anerkennen. 
U'enn  mehr  Eleven,  als  unbedingt  notig.  angenommen  worden  sind,  so  ist 
das  geschehen  aus  den  Gründen,  die  der  Herr  V  orredner  bereits  andeutete, 
nämlich  aus  zu  großer  Milde  gegenüber  den  Annahmegesuchen.    Der  Herr 
Abgeordnete  Eickhoff  hat  ganz  richtig  angeführt,  daß  viele  Eltern  es  sehr 

'5* 


Digitized  by  Google 


2t2       Die  zweite  Beratung  d.  Etats  d.  Reichs- Post-  u.  Telegraphenverwaltung. 


unangenehm  empfinden,  daß  diese  Karriere  für  ihre  Söhne  verschlossen  ist. 
da  sie  nicht  über  die  Mittel  verfügen,  ihre  Söhne  studieren  zu  lassen. 
Solcher  Anträge  von  Kitern  haben  wir  unzahlige  gehabt.  Ich  muß  an- 
erkennen, daß  man  solchem  Andränge  gegenüber  manchmal  wohl  etwas  zu 
nachgiebig  gewesen  ist,  so  vereinzelt  wohl  dieser  oder  jener  Persönlichkeit 
gegenüber,  die  sich  für  einen  jungen  Mann  verwendet  hatte,  ganz  besonders 
aber  den  eigenen  Beamten  gegenüber,  die  doch  die  Verhältnisse  genau 
kannten  und  in  großer  Zahl  die  Verwaltung  mit  dringenden  Bitten  an- 
gingen, ihre  Söhne  als  Hieven  aufzunehmen. 

(Zuruf.) 

Jawohl,  es  ist  ganz  richtig,  daß  viele  der  Herren  Abgeordneten  auch 

(Heiterkeit) 

den  früheren  Generalpostmeister  sehr  bestürmt  haben,  und  es  ist  auch  ganz 
erklärlich,  weil  es  eine  gute  Karriere  war;  »auf  einen«,  so  mag  es  oft 
geheißen  haben,  »kommt  es  ja  nicht  an,  warum  sollte  er  also  nicht  an- 
genommen werden?«  Ich  könnte  Ihnen  Akten  darüber  vorlegen,  daß  junge 
Leute  sich  an  sämtliche  Ober -Postdirektionen  gewendet  haben,  wenn  sie 
von  der  einen  oder  anderen  abgewiesen  worden  waren. 

•  Hin  weiterer  Vorwurf  wird  in  der  Richtung  erhoben,  daß  die  Beamten 
durch  das  Dienstaltersstufensystem  geschädigt  worden  seien.  Meine  Herren, 
dieses  System  hat  ja  sehr  verschiedene  Beurteilungen  gefunden.  Diejenigen 
Herren  Abgeordneten,  die  damals  in  den  Kommissionen  tätig  gewesen  sind, 
werden  sich  erinnern,  daß  gerade  mein  großer  Vorgänger,  Herr  v.  Stephan, 
ein  entschiedener  Gegner  der  Dicnstalterszulage  gewesen  ist.  Kr  hat  immer 
geltend  gemacht:  die  Dienstalterszulagen  sind  besonders  für  diejenigen 
Kategorien,  in  denen  eine  große  Vermehrung  der  Stellen  infolge  der  Zu- 
nahme des  Verkehrs  alljährlich  eintritt,  also  für  die  mittleren  Beamten  und 
die  Unterbeamten ,  ungünstig.  Weil  nach  dem  früheren  System  für  jede 
Stelle  ein  Durchschittsgehalt  in  den  Etat  eingesetzt  wurde,  weil  ein  schnelles 
Durchgehen  stattfand,  und  alljährlich  eine  bedeutende  Vermehrung  der 
Stellen  erfolgte,  rückten  die  Neueintretenden  sehr  bald  in  die  höheren  Ge- 
hälter ein;  die  Skalen  wurden  eben  nach  Bedürfnis  festgestellt.  Aber  ein 
großer  Teil  der  Beamten  hat  dieses  System  der  Gchaltsfestsetzung  unangenehm 
empfunden,  und  diese  haben  die  Einführung  des  Dienstalterszulagensystems 
herbeigewünscht,  welches  die  Gewähr  bietet,  daß  der  Beamte  nach  be- 
stimmter Zeit  Zulagen  bekommt  und  demnach  für  seine  Wirtschaftsführung- 
disponieren  kann.  Herr  v.  Stephan  hat  auch  einmal  in  der  Budgetkommisston 
geäußert:  »Ich  bin  überzeugt,  daß  diejenigen  Beamten,  die  jetzt  so  sehr  auf 
das  System  der  Dienstalterszulagen  drängen,  es  später  noch  einmal  bedauern 
werden.«  Aber,  meine  Herren,  die  Dienstalterszulagen,  im  ganzen  betrachtet, 
bilden  zweifellos  ein  gesundes  Besoldungssystem,  weil  jeder  Beamte  sicher 
ist,  nach  einer  bestimmten  Zeit  im  Gehalt  aufzusteigen,  uatk^weil  die 
Familien  sich  danach  einrichten  können;  sie  wissen  genau:  dann  im«A»dann 
gibt  es  wieder  eine  Zulage.  Man  kann  vielleicht  darüber  streiten,  ob  die  Zahl 
der  Jahre,  nach  deren  Ablauf  die  Zulagen  bewilligt  werden,  richtig  bemessen 
ist,  ob  es  nicht  für  einzelne  Beamtenkategorien  besser  gewesen  wäre,  die 
Spanne  für  die  Gewährung  der  Zulagen  im  ersten  Teile  der  Aufrückungszeit 
kürzer  zu  normieren  und  erst  später  längere  Termine  zu  nehmen.  Wie 
dem  auch  sei.  die  Einführung  des  Dienstaltersstufensystems  ist  nun  einmal 
mit  Zustimmung  des  Reichstags  erfolgt,  und  man  wird  jetzt  daraus  der 
Reichs -Post-   und   Telcgraphcnverwaltung  keinen  Vorwurf  mehr  machen 
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können.  Richtig  ist  —  das  muß  anerkannt  werden  — ,  daß  die  Beförderungs- 
verhältnisse in  unserer  höheren  Laufhahn  sich  gegen  früher  ungünstiger 
gestaltet  haben.  Dem  gegenüber  ist  aber  die  Verwaltung  nicht  gleichgültig 
gewesen:  sie  hat  sich  vielmehr  bemüht,  innerhalb  der  Grenzen  des  Erreich- 
baren Verbesserungen  herbeizuführen.  Der  Herr  Vorredner  hat  bereits 
hervorgehoben ,  und  auch  der  Herr  Abgeordnete  Dröscher  hat  darauf  hin- 
gewiesen, daß  die  Verwaltung  zunächst  bestrebt  gewesen  ist,  den  Wünschen 
der  Beamten  auf  eine  strenge  äußere  Scheidung  der  höheren  von  der 
mittleren  Laufbahn  zu  entsprechen,  daß  sie  demnächst  dazu  übergegangen 
ist.  die  Stellung  und  das  Hinkommen  der  Beamten  der  höheren  Laufbahn 
dadurch  zu  heben,  daß  sie  für  die  Ortsaufsichtsbeamten  und  die  Hilfs- 
referenten einen  höheren  Rang  und  einen  höheren  Wohnungsgeldzuschuß 
errungen  hat.  Es  liegt  in  der  Absicht  der  Verwaltung,  im  nächsten  Jahre 
den  Rest  der  Ortsaufsichtsbeamten-  bezw.  Kassiererstellen  in  höhere  Stellen 
umzuwandeln. 

Wenn  man  ferner  den  jetzigen  Stand  der  Beförderungsverhältnisse  in  der 
höheren  Laufbahn  betrachtet,  dann  wird  man  nicht  anerkennen  können 
ich  wenigstens  kann  es  nicht  — .  daß  schon  gegenwärtig  ein  Notstand  vor- 
handen ist.  Jetzt  rücken  die  Beamten,  die  im  Jahre  1X02  das  höhere 
Kxamen  bestanden  haben  und  etwa  40  bis  42  Jahre  alt  sind  ,  in  Post-  oder 
Telegraphcndirektorstellen  ein,  meist  mit  einem  Gehalt  von  401x1  Mark. 
Wenn  ich  nun  die  staatliche  Oberlehrer-,  die  Richter-  und  die  Postdirektor- 
karriere in  Preußen  miteinander  vergleiche,  so  stellt  sich  das  Verhältnis 
folgendermaßen:  angenommen,  die  drei  in  diese  Karriere  eintretenden  An- 
wärter hätten  mit  ig1  2  Jahren  das  Reifezeugnis  erworben,  so  erlangt  der 
Gerichtsassessor  die  etatsmäßige  Anstellung  als  Richter  im  Alter  von 
33 1  .>  Jahren,  der  Lehramtskandidat  die  Anstellung  als  Oberlehrer  im  Alter 
von  34  Jahren,  der  Postpraktikant  die  Anstellung  als  Sekretär  im  Alter 
von  25  bis  26  Jahren.  Vom  Kintritt  in  die  Karriere  ab  bis  zum  Ablauf 
eines  30jährigen  Zeitraums  nach  dem  Bestehen  der  juristischen  großen 
Staatsprüfung,  der  Lehramtsprüfung  und  der  höheren  Postverwaltungs- 
prüfung bezieht  an  Gesamtdiensteinkommen  der  Richter  durchschnittlich 
J40000  Mark,  der  Oberlehrer  123000  Mark 

(hört!  hört!  links), 

der  Postdirektor  148  500  Mark.  Außerdem  sind  die  Anlagekosten  für  die 
Karriere  in  Betracht  zu  ziehen.  Da  beträgt  der  Zuschuß  für  den  Richter 
14500  Mark,  für  den  Oberlehrer  12500  Mark,  für  den  Postdirektor 
4  500  Mark.  Unter  Berücksichtigung  des  l'mstandes,  daß  die  Postbeamten, 
wie  ich  mir  schon  auszuführen  gestattete,  bereits  in  einem  Alter  von  25  bis 
26  Jahren  lebenslänglich  etatsmäßig  angestellt  werden  und  ein  Gesamtein- 
kommen von  über  2000  Mark  haben,  daß  sie  nach  Ablegung  der 
höheren  Verwaltungsprüfung  —  im  Alter  von  30  bis  33  Jahren  bereits 
gegen  oder  über  3  000  Mark  einschließlich  Wohnungsgeldzuschuß  beziehen, 
habe  ich  mir  sagen  müssen  es  kommt  ja  fast  jeden  Tag  vor.  daß  ich 
Patente  unterschreibe,  und  ich  habe  seit  Jahren  darauf  geachtet,  in  welchem 
Alter  die  Herren  bei  rechtzeitiger  Ablegung  der  höheren  Prüfung  Post- 
direktoren werden;  ich  kann  Ihnen  versichern,  daß  das  jetzt  im  Alter  von 
40  bis  42  Jahren  ist,  —  da  habe  ich  mir  sagen  müssen,  als  ich  die  Schrift 
gelesen  hatte:  kann  man  wirklich  von  einem  Notstand  sprechen?  Das  ist 
doch  nicht  der  Fall.  Meine  Herren,  hat  irgend  ein  Beamter  eine  Ver- 
sicherung' darauf,  daß  er  nach  einer  bestimmten  Zeit  diese  oder  jene  höhere 
Stelle  erreicht?  Ja,  meine  Herren,  ich  glaube,  wenn  das  der  Fall  wäre. 
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dann  hätten  wir  eine  Unmasse  von  Anträgen,  dann  würde  das  Reichs-Post- 
amt gestürmt  werden.  Es  geht  zu  weit,  wenn  gefordert  wird,  daß  der 
Beamte  immer  so  gut  stehen  müsse,  wie  einzelne  Glückliche  früher  ge- 
standen haben,  daß  niemals  eine  Verlangsamung  in  der  Beförderung  ein- 
treten dürfe,  daß  man  regelmäßig  nach  5  oder  6  Jahren  Postdirektor  und 
nach  11  Jahren  Postrat  werden  müsse.  Das  ist  doch  eine  Forderung,  die 
sich  nicht  rechtfertigen  und  nicht  erfüllen  läßt.  Nur  die  Rosinen,  das  heißt 
die  günstigsten  früheren  Verhältnisse,  heraussuchen  und  sagen:  das  muß 
immer  so  bleiben!  —  meine  Herren,  einen  solchen  Grundsatz  können  wir 
bei  allem  Wohlwollen  und  bei  allem  Interesse  für  diese  Beamtenklasse  nicht 
anerkennen.  Gleichwohl  bedauere  ich  aufrichtig,  daß  die  Beförderungs- 
verhältnisse jetzt  nicht  mehr  so  günstig  sind  wie  früher,  und  ich  kann  ver- 
sichern, daß  die  Verwaltung  mit  allem  Nachdruck  dahin  wirken  wird,  einer 
Verschlechterung  der  Karriere  für  die  höheren  Beamten  gegen  den  jetzigen 
Stand  nach  Möglichkeit  vorzubeugen.  Ich  glaube,  diese  Versicherung  wird 
Ihnen  genügen,  ebenso  wie  ich  hoffe.  Ihnen  nachgewiesen  zu  haben,  daß 
augenblicklich  noch  kein  Notstand  vorliegt.  Es  geht  ja  auch  aus  der  Schrift 
hervor,  daß  die  Beamten  mit  einer  mehr  oder  minder  entfernten  Zukunft 
rechnen,  daß  sie  die  Befüchtung  haben,  es  könnte  in  späterer  Zeit  schlechter 
werden,  als  es  jetzt  ist.  Diese  Verschlechterung  würde  ja  tatsächlich  dann 
eintreten,  wenn  wir  die  Hände  in  den  Schoß  legten  und  nichts  täten.  Ich 
glaube  aber  der  vollen  Zustimmung  des  hohen  Hauses  zu  begegnen,  wenn 
ich  beim  nächsten  Postetat  um  die  Bewilligung  vieler  höherer  Stellen  bitten 
muß,  weil,  wie  sich  schon  jetzt  voraussehen  läßt,  die  Entwicklung  des  Ver- 
kehrs das  nötig  machen  wird.  Die  Befürchtungen,  denen  in  der  grünen 
Schrift  Ausdruck  gegeben  ist,  werden  sich  zerstreuen,  wenn  die  Herren 
lesen,  daß  die  Verwaltung  an  ihrem  Teile  mit  Nachdruck  dahin  streben 
wird,  die  Beförderungsverhältnisse  auf  dem  jetzigen  Stande  zu  halten.« 

(Bravo!) 

Der  nächste  Redner,  Abgeordneter  Fürst  Radziwill,  erklärte,  daß, 
wenn  er  auch  eine  Verbesserung'  der  Lage  der  Postbeamten  wünsche,  er 
gegen  die  Bewilligung  der  sogenannten  Ostmarkenzulagen  stimmen  müsse. 
Hierauf  beschwerte  er  sich  über  die  Zurückweisung  polnisch  geschriebener 
Adressen  auf  Briefsendungen  in  den  polnischen  Landesteilen.  Es  sei  ohne 
Schaden  für  den  Dienst  der  Postverwaltung  möglich,  daß  sich  die  Beamten 
die  geringen,  zum  Verständnis  polnischer  Adressen  nötigen  Kenntnisse  der 
polnischen  Sprache  aneigneten. 

Abgeordneter  Schräder  äußerte  sich  in  demselben  Sinne  und  führte 
dann  folgendes  aus.  Die  Etatsberatung  einer  großen  Verwaltung  sei 
im  wesentlichen  eine  Kritik,  das  Lob  spreche  man  als  selbstverständlich 
weniger  aus.  Wenn  auch  Beschwerden  vorgebracht  werden  müßten,  so 
könne  man  doch  im  großen  und  ganzen  mit  den  Ergebnissen  der  Post- 
vcrwaltung  zufrieden  sein.  Die  Hauptbeschwerden  bezögen  sich  darauf, 
daß  das  Einkommen  der  Beamten  zu  niedrig  sei.  Man  könne  nicht  leugnen, 
flaß  die  Kosten  der  Lebenshaltung  sehr  gestiegen  und  noch  weiter  im  Steigen 
begriffen  seien.  Während  nun  andere,  nicht  beamtete  Personen  durch  erhöhte 
Arbeit  einen  Ausgleich  sich  schaffen  könnten,  müßten  sich  die  Beamten  mit 
ihrer  festen  Einnahme  begnügen.  Man  werde  sich  daher  nicht  einer  allge- 
meinen Neuregelung  der  Gehälter  entziehen  können,  doch  müsse  dies  im 
Rahmen  einer  allgemeinen  Aufbesserung  geschehen,  man  dürfe  die  Post- 
beamten nicht  in  ungerechter  Weise  vor  den  sonstigen  Beamten  bevor- 
zugen.   Darum  sei  die  Maßnahme  innerhalb  der  Postverwaltung  an  gewisse 
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finanzielle  Grenzen  gebunden.  Innerhalb  dieser  Grenzen  aber  habe  der 
Reichstag  ein  lebhaftes  Interesse  daran,  daß  für  die  Postbeamten  Alles 
geschehe,  was  möglich  sei.  Ein  Teil  der  Klagen  wegen  unzureichenden 
Einkommens  werde  durch  die  anderweitige  Einreihung  vieler  Orte  in  die 
Servisklassen  gehoben  werden.  Allerdings  werde  man  auf  diese  Weise  nicht 
dahin  kommen,  daß  die  Wohnungsgelder,  die  nur  Zuschüsse  zur  Miete  seien, 
den  Wohnungsmieten  immer  entsprächen.  Ob  man  das  Servis  selbst  zu 
erhöhen  habe,  sei  eine  später  zu  berücksichtigende  Frage. 

Der  Resolution,  durch  die  dem  Reichstag  eine  genauere  Kenntnis  der 
Dienstzeiten,  Sonntagsruhe  usw.  der  Beamten  verschafft  werden  solle, 
stimme  er  zu,  doch  werde  es  nicht  leicht  sein,  eine  befriedigende  Art  der 
Aufstellung  einer  solchen  Statistik  zu  finden.  Er  sei  nicht  gegen  die  Auf- 
stellung allgemeiner  Regeln  für  die  Bemessung  der  Dienstzeiten  usw.;  da 
aber  die  Verhältnisse,  selbst  in  demselben  Orte,  zu  verschieden  seien,  so 
müßten  auf  beiden  Seiten  billige  Rücksichten  geübt  werden.  Die  geforderte 
Statistik  über  Erkrankungen  und  Todesfälle  sei  von  großem  Wert,  die 
Verwaltung  habe  aus  ihr  alle  im  Interesse  der  Beamten  wünschenswerten 
Folgerungen  zu  ziehen.  —  Gegen  die  Resolution  wegen  der  Sonntagsruhe 
an  den  Festtagen  einer  besonderen  Konfession  habe  er  zwar  nichts  einzu- 
wenden, aber  er  glaube,  daß  die  Durchführung  einer  solchen  Maßregel  auf 
Schwierigkeiten  stoßen  werde. 

Wenn  auch  im  allgemeinen  die  Beziehungen  zwischen  den  Beamten  und 
den  höheren  Verwaltungsstellen  befriedigend  seien,  so  bliebe  doch  noch  ein 
Besch werdepunkt  von  Bedeutung,  nämlich  die  Nichtbewillgung  des  Wunsches 
der  Unterbeamten,  einen  über  das  ganze  Verwaltungsgebiet  sich  erstreckenden 
Verein  bilden  zu  dürfen.  Das  Verbot  entspreche  nicht  dem  Gesetze.  Aller- 
dings hätten  die  Beamten  kein  Koalitionsrecht,  dies  besäßen  nur  die  — -  der 
Gewerbeordnung  unterstellten  —  Arbeiter.  Wohl  aber  stehe  den  Beamten 
das  Vereins-  und  Versammlungsrecht  zu,  und  in  dieses  Recht  sei  von  der 
Postverwaltung  eingegriffen  worden.  Soweit  er  übersehen  könne,  hätten 
dies  alle  Parteien  des  Reichstags  nicht  gebilligt,  und  das  sei  für  die  Ver- 
waltung bedenklich. 

Dem  Abgeordneten  von  Gerlach  sei  zum  Vorwurf  gemacht  worden,  daß 
er  in  einer  öffentlichen  Versammlung  über  die  Angelegenheiten  der  Unter- 
beamten  gesprochen  habe.  Der  Genannte  habe  diese  Versammlung  nicht 
veranlaßt,  sie  sei  von  den  Unterbeamten  verlangt  worden.  Durch  Be- 
sprechungen in  solchen  Versammlungen  werde  ein  richtigeres  Urteil  erzielt, 
als  wenn  die  Ansicht  Einzelner  gehört  werde,  die  häufig  —  wenn  auch 
im  guten  Glauben  —  mehr  ihre  eigenen,  als  die  allgemeinen  Interessen 
verträten.  Wenn  der  Staatssekretär  sich  entschließen  könne,  die  gegen 
den  Besuch  solcher  Versammlungen  gerichteten  Maßregeln  auf  sich  beruhen 
zu  lassen,  werde  gewiß  Beruhigung  eintreten.  Ähnlich  sei  es  mit  der 
Zeitung  »Postbote«,  die  sich  jetzt  ganz  gut  zu  verhalten  scheine  und  die 
man  ruhig  gewähren  lassen  solle.  Wenn  in  Versammlungen  oder  Zeitungen 
ein  Beamter  gegen  seine  Amtspflichten  verstoße,  so  sei  selbstverständlich 
gegen  ihn  vorzugehen. 

Redner  schloß  mit  dem  Wunsche,  daß  die  Verhandlungen  des  Reichstags 
eine  größere  Zufriedenheit  in  alle  Beamtenklassen  tragen  und  daß  das  Ent- 
gegenkommen,  das  der  Staatssekretär  den  höheren  Beamten  gezeigt  habe, 
auch  den  Unterbeamten  zugute  kommen  möge. 

Der  folgende  Redner,  Abgeordneter  Böckler.  beschäftigte  sich  zunächst 
mit  dem  Verbot  des  Besuchs  gewisser  Versammhuigen  durch  Unterbeamte. 
In  diesen  Versammlungen  seien  die  Unterbeamten  nicht  etwa  erst  begehrlich 
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gemacht  worden,  sondern  die  Einberufer  hätten  sich  vielmehr  bemüht,  die 
Unterbeamten  zu  beruhigen.  Es  könne  der  Postverwaltung  nur  erwünscht 
sein,  wenn  königs-  und  staatstreue  Abgeordnete  die  Unterbeamten  aufklärten, 
da  diese  sonst  der  Sozialdemokratie  in  die  Arme  fallen  würden.  Der  Staat 
müsse  als  ideales  Ziel  immer  eine  auskömmliche  Besoldung  für  alle  seine 
Arbeitskräfte  im  Auge  haben,  man  höre  aber  nur,  daß  Mittel  dazu  nicht  ver- 
fügbar seien.  In  den  Beamtenversammlungen  habe  besonders  die  Wohnungs- 
frage eine  große  Rolle  gespielt.  In  Berlin  erhalte  ein  Unterbeamter  nur 
240  Mark  VYohnungsgcldzuschuß,  müsse  aber  für  seine  Wohnung  von  zwei 
Zimmern  und  Küche  400  bis  5(X)  Mark  bezahlen.  Er  sei  daher  in  vielen 
Fällen  gezwungen,  sein  bestes  Zimmer  zu  vermieten.  Behufs  Ausstattung  dieses 
Zimmers  falle  er  mitunter  in  die  Hände  eines  Abzahlungswucherers,  jeden- 
falls bringe  aber  die  Aufnahme  eines  Abmieters  in  seine  Wohnung  große 
Gefahren  mit  sich,  wenn  dieser  ein  unwürdiger,  unsittlicher  Mensch  sei. 
Auch  die  mittleren  Beamten  könnten  mit  540  Mark  Wohnungsgeldzuschuü 
nicht  annähernd  ihre  Miete  decken,  die  für  drei  Zimmer  etwa  750  Mark 
betrage.  Es  sei  daher  richtiger,  für  jeden  Ort  eine  entsprechende  Miets- 
entschädigung zu  bewilligen.  Auf  anderer  Seite  geschehe  bezüglich  des 
Wohnungsgeldzuschusses  mehr,  als  nötig  sei.  denn  eine  angestellte  Tele- 
graphengehülhn  bedürfe  nicht  eines  Wohnungsgeldzuschusses  von  540  Mark, 
da  sie  für  300  Mark  ein  Zimmer  in  einer  anständigen  Familie  bekommen 
könne,  überhaupt  halte  er  die  Einstellung  von  weiblichen  Kräften  für 
einen  Fehler,  da  cbensovielen  Männern  das  Brot  genommen  werde. 

Aber  auch  die  Gehaltsfrage  dürfe  nicht  als  abgeschlossen  gelten.  Das 
Höchstgehalt  sowohl  der  Landbriefträger  als  der  sonstigen  Unterbeamten 
von  1000  und  1500  Mark  sei  unzulänglich.  Auch  sei  es  erwünscht,  daß 
das  Höchstgehalt  von  1500  Mark  bereits  nach  etwa  18  Dienstjahren  erreicht 
werde.  Ferner  müsse  der  im  Verhältnis  zur  Zahl  der  angestellten  Beamten 
zu  hohe  Prozentsatz  der  nicht  angestellten  Unterbeamten  und  mittleren 
Beamten  herabgedrückt  werden.  Bei  der  Verleihung  der  gehobenen  Unter- 
beamtenstellen werde  mitunter  im  Gegensatz  zu  den  gutgemeinten  Bestim- 
mungen Gefälligkeit  mit  Anstelligkeit  und  Geschicklichkeit  verwechselt;  es 
seien  nicht  selten  dabei  subjektive  Gründe  maßgebend.  Er  sei  der  Ansicht, 
daß  die  betreffenden  Dienstverrichtungen  von  jedem  Unterbeamten  im  I^aufe 
der  Zeit  erlernt  werden  könnten,  so  daß  sich  eine  besondere  Auswahl 
erübrige. 

Die  Bewilligung  der  Ostmarkenzulage  an  die  Postbeamten  halte  er  für 
eine  Forderung  der  Gerechtigkeit,  nachdem  die  preußischen  Beamten  diese 
Zulage  erhalten  hätten.    Doch  müßten  die  Zulagen  unwiderruflich  sein. 

Sodann  bemängelte  der  Redner  die  Bestimmungen,  die  hinsichtlich  des 
Erholungsurlaubs,  des  Nachtdienstes  und  der  Sonntagsruhe  bei  der  Post- 
verwaltung bestehen. 

Darauf  nahm  der  Abgeordnete  Stockmann  das  Wort.  Auch  er  halte 
eine  Erhöhung  der  Gehälter  namentlich  der  Unterbeamten  für  nötig  und 
begrüße  daher  die  Erhöhung  des  Anfangsgehalts  der  Landbriefträger  mit 
großer  Genugtuung.  Auf  die  Frage  des  Wohnungsgeldzuschusses  wolle  er 
hier  nicht  eingehen,  da  sich  dazu  bei  Beratung  des  Servisgesetzes  Gelegenheit 
bieten  werde.  Den  Postbeamten  eine  vollständige  Sonntagsruhe  zu  gewähren, 
sei  nicht  angängig.  Zu  dieser  Frage  lägen  zwei  Resolutionen  vor.  Der 
ersten,  die  eine  Statistik  der  Sonntagsruhe  usw.  verlange,  würden  er  und 
seine  Freunde  zustimmen.  Dagegen  beständen  Bedenken  gegen  die  andere 
Resultion,  betreffend  die  Sonntagsruhe  an  besonderen  Feiertagen  einer 
Konfession.    Da,  wo  der  betreffende  Tag  durch  allgemeine  Bestimmunger) 
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als  ein  Ruhetag  anerkannt  sei,  habe  sich  selbstverständlich  auch  die  Post 
diesen  Bestimmungen  anzupassen;  an  anderen  Orten  aber,  wo  diese  Vor- 
aussetzung nicht  zutreffe,  gehe  es  zu  weit,  von  der  Post  die  Einführung 
der  Sonntagsruhe  in  ihrem  Betriebe  zu  beanspruchen.  Würde  sich  die 
Resolution  darauf  beschränken,  die  Sonntagsruhe  nur  für  die  Beamten  der 
betreffenden  Konfession  zu  fordern,  so  wären  keine  Bedenken  zu  erheben, 
denn  dann  könne  sich  die  Postverwaltung  helfen.  Dem  jetzigen  Wortlaute 
der  Resolution  vermöge  seine  Partei  aber  nicht  zuzustimmen. 

Sodann  erläuterte  der  Abgeordnete  Dr.  Jauncz  die  Lage  der  mittleren 
und  der  unteren  Beamten  in  den  Reichslanden,  wo  die  besonders  teure 
Lebenshaltung  es  ihnen  unmöglich  machte,  Ersparnisse  für  die  spätere  Zeit 
des  Ruhestandes  zurückzulegen.  Dies  zeige  die  Notwendigkeit,  die  Wohltaten 
des  neuen  Militärpensionsgesetzes  auch  auf  die  mittleren  und  unteren  Beamten 
auszudehnen. 

Hierauf  brachte  der  Abgeordnete  Hug  zur  Sprache,  daß  die  dem 
Reichstage  kürzlich  zugegangene  Scrvisvorlage  namentlich  bei  den  Post- 
beamten in  Baden  große  Enttäuschung  hervorgerufen  habe.  In  Baden 
bestehe  seit  dem  1.  Januar  1902  ein  Wohnungsgeldgesetz,  das  den  Wohnungs- 
geldzuschuß nach  der  Höhe  des  Mietszinses  feststelle.  Diese  Sätze  seien 
für  die  Beamten  weit  günstiger  als  die  im  Reiche. 

Ferner  besprach  der  Redner  die  Denkschrift  der  höheren  Postbeamten. 
Wenn  früher  so  viele  Postelevcn  angenommen  worden  seien,  so  sei  dies, 
wie  die  Denkschrift  selbst  zugebe,  von  der  Postverwaltung  in  der  gerecht- 
fertigten Voraussetzung  geschehen,  daß  ein  großer  Teil  dieser  Beamten  sich 
nicht  zur  höheren  Prüfung  melde,  also  auf  den  mittleren  Stellen  verbleiben 
werde.  Das  Verhältnis  zwischen  den  Durchgangs-  und  den  Endstellen  habe 
1886  etwa  1  :  1  zu  betragen:  im  Jahre  1003  seien  aber  zu  1800  Durchgangs- 
stellen nur  1000  Endstellen  vorhanden,  woraus  sich  erkläre,  daß  ein  weit 
geringerer  Teil  der  Beamten  bis  in  Endstellen  aufrücke.  Aber  auch  in  dieser 
Hinsicht  enthalte  die  Denkschrift  keinen  Vorwurf  gegen  die  Verwaltung'. 
Die  dritte  Ursache  der  in  der  Denkschrift  beklagten  Verhältnisse  sei  das 
1895  eingeführte  Dienstaltersstufensystem,  gegen  das  sich  der  damalige 
Staatssekretär  von  Stephan  mit  aller  Entschiedenheit  ausgesprochen  habe. 
Es  biete  den  Beamten  unleugbar  große  Vorteile,  habe  aber  gegenüber  dem 
früheren  System  auch  seine  Schattenseiten.  Wenn  nach  Ansicht  der  Post- 
verwaltung auch  nicht  gerade  ein  Notstand  vorliege,  so  sei  doch  bei 
manchem  höheren  Beamten  eine  schlimme  wirtschaftliche  Lage  gewiß  vor- 
handen. 

Die  Denkschrift  schlage  zunächst  eine  Vermehrung  der  Endstellen  vor: 
diese  sei  gerechtfertigt,  wenn  tatsächlich  eine  Überlastung  der  höheren 
Beamten  vorliege,  was  er  nicht  mit  Sicherheit  bernrteilen  könne.  In  dem 
anderen  Vorschlage,  das  Dienstaltersstufensystem  dahin  abzuändern,  daß  den 
Inspektoren  ein  Endgehalt  von  5400  und  den  Oberinspektoren  dazu  noch 
600  Mark  Zulage  gewährt  werde,  scheine  ihm  die  Denkschrift  auf  dem 
richtigen  Wege  zu  sein.  Sollten  z.  Z.  finanzielle  Gründe  gegen  die  sofortige 
Erfüllung  der  vorgebrachten  Wünsche  sprechen,  so  lütte  er.  auf  die>e 
zurückzukommen,  sobald  die  Finanzlage  es  gestatte. 

Sodann  berührte  der  Redner  noch  einige  andere  Punkte.  Es  beständen 
Zweifel,  ob  die  Bestimmung,  daß  den  Assistenten  die  während  der  Gehilfen- 
zeit abgeleistete  Militärdienstzeit  bis  zu  einem  Jahr  sowohl  auf  ihr  Diätariat 
als  auch  auf  das  Dienstalter  anzurechnen  sei,  sich  nur  auf  die  seit  dem 
1.  Januar  189 1  oder  auch  auf  die  vorher  angestellten  Assistenten  beziehe. 
Von  Seiten  der  aus  den  Militäranwärtern  hervorgegangenen  Assistenten,  denen 
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das  Höchstgehalt  jetzt  erst  im  54.  bis  56.  Lebensjahre  zuteil  werde,  sei  der 
Wunsch  geäußert  worden,  das  Höchstgehalt  anstatt  nach  21  Jahren  schon 
nach  15  bis  18  Jahren  zu  erhalten,  um  dadurch  einigermaßen  den  Zivil- 
anwärtern gleichgestellt  zu  werden,  die  sich  schon  im  45.  oder  46.  Lebens- 
jahr in  dem  Genuß  des  Endgehalts  befänden.  Uber  die  hohen  Fernsprech- 
gebühren mit  der  Schweiz  werde  in  seinem  Wahlkreise  vielfach  geklagt; 
ein  Postverein  mit  der  Schweiz  könne  hier  Abhilfe  schaffen.  Ferner  bestehe 
der  Wunsch  nach  Einführung  von  Postanweisungen  mit  Umschlägen,  wie 
sie  in  Württemberg  beständen  und  sehr  beliebt  seien.  Der  Staatssekretär 
habe  sich  im  vorigen  Jahre  hiergegen  ablehnend  verhalten,  und  zwar  haupt- 
sächlich aus  betriebstechnischen  Gründen  und  weil  solche  Postanweisungen 
im  Verkehr  mit  dem  Auslande  nicht  verwendbar  seien.  Die  betriebs- 
technischen Schwierigkeiten  würden  sich  aber  wohl  beseitigen  lassen,  und 
im  übrigen  könne  man  die  Einrichtung  auf  den  inneren  Verkehr  beschränken. 

Zum  Schluß  wandte  er  sich  gegen  den  Abgeordneten  Singer.  Dieser 
habe  getadelt,  daß  das  Zentrum  nicht  schon  im  vorliegenden  Etat  eine  Auf- 
besserung der  Unterbeamtengehälter  verlange;  er  —  Singer  —  sei  schon 
jetzt  bereit,  ihnen  200  Mark  Zulage  zu  geben.  Wenn  Herr  Singer  glaube, 
hierdurch  die  Unterbeamten  auf  seine  Seite  zu  bringen,  so  sei  er  im  Irrtum. 
Die  l  nterbeamten  wüßten  genau,  daß  die  Sozialdemokratie  gegen  das  ganze 
Budget  stimmte,  sie  neigten  daher  lieber  den  Abgeordneten  zu,  welche 
zwar  die  Aufbesserung  auf  günstigere  Zeit  verschieben,  aber  das  Budget 
auch  genehmigen. 

Der  letzte  Redner  an  diesem  Tage,  Abgeordneter  von  Treuenfels, 
verwandte  sich  für  die  Postagenten.  Diese  würden  nicht  genügend  bezahlt, 
bezögen  keine  Vergütung  auf  Kassenausfälle,  erhielten  nur  unter  Schwierig- 
keiten und  wenn  sie  selbst  einen  Vertreter  stellten,  Urlaub,  hätten  wenig 
Sonntagsruhe,  seien  gezwungen,  ihren  eigentlichen  Beruf  wegen  der  Zunahme 
der  Postgeschäfte  zu  vernachlässigen  und  besäßen  keinen  Anspruch  auf 
Pension.  Hiernach  liege  eine  Besserstellung  der  Agenten  dringend  im 
Bedürfnis.  Eine  solche  Maßregel  werde  auch  ihr  Teil  zur  Erhaltung  des 
Mittelstandes  beitragen,  aus  dem  die  Postagenten  fast  ausschließlich  hervor- 
gingen. 

Am  3.  Beratungstage  (19.  Februar)  bemängelte  der  Abgeordnete 
Zubeil  die  Zustände  bei  der  Postagentur  in  Johannisthal  bei  Berlin  und 
ging  dann  auf  die  Verhältnisse  der  Unterbeamten  über.  Der  Erholungs- 
urlaub werde  den  Unterbeamten  durch  die  Amtsvorsteher  vielfach  willkürlich 
gekürzt.  Den  nicht  angestellten  Postboten  ständen  zwar  im  I^aufe  der  Jahre 
drei  Zulagen  zu,  doch  kämen  diejenigen,  die  im  Militär  dienen  müßten, 
überhaupt  nicht  in  den  Genuß  der  dritten  Zulage,  weil  ihnen  die  Militärzeit 
hierfür  nicht  angerechnet  werde,  was  unbillig  sei.  Die  Bezahlung  der 
Postboten  sei  ungenügend,  namentlich  für  die  Verheirateten.  Im  weiteren 
halte  er  es  für  nötig,  die  Mittagszeit  für  die  Unterbeamten  anders  zu 
regeln,  um  ihnen  die  Möglichkeit  zu  geben,  ihre  Mittagsmahlzeit  mit  der 
Familie  einzunehmen.  Unter  den  jetzigen  Verhältnissen  müßte  der  Unter- 
bcamte  sich  sogar  häufig  mit  einer  kalten  Mahlzeit  begnügen.  Für  die 
Mehrarbeit  zu  Weihnachten  und  Neujahr  werde  von  der  Verwaltung  im 
Gegensatze  zur  Industrie  keine  Entschädigung  nach  Maßgabe  der  geleisteten 
Überstunden  gezahlt;  die  nur  einem  Teile  der  Unterbeamten  nach  Gunst 
der  Vorsteher  zukommenden  Gratifikationen  könnten  nicht  als  Ersatz  dafür 
gelten.  Für  die  Postillione  seien  immer  noch  nicht  genügende  Regenmäntel 
und  Trockenkammern   vorhanden.     Ebenso  empfänden  es  die  Briefträger 
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unangenehm,  daß  ihnen  zum  Schutze  gegen  den  Regen  nicht  kurze  Kragen- 
mäntel geliefert  würden. 

Der  Abgeordnete  von  Ger  lach  sprach  sich  für  Gewährung  einer 
Nachtdienstentschädigung  und  für  Erhöhung  des  Wohnungsgeldes  der 
Unterbeamten  aus,  das  sich  auch  von  Klasse  A  ab  nach  unten  prozen- 
tualer weit  ungünstiger  abstufe  als  das  Wohnungsgeld  der  Beamten. 
Weiter  empfahl  er  eine  andere  Regelung  der  Beförderung  in  die  gehobenen 
Unterbeamtenstellen,  damit  die  Zweifel  der  l'nterbeamten  an  einer  ge- 
rechten Besetzung  dieser  Stellen  beseitigt  würden,  und  führte  an,  daß  die 
Dienststunden  der  Unterbeamten  vielfach  noch  über  das  zulässige  oder  vor- 
geschriebene Maß  hinausgingen.  Sodann  sprach  er  über  die  Versammlungen 
von  Unterbeamten,  die  in  Berlin  und  Hamburg  stattgefunden  hatten.  Der 
Staatssekretär  habe  sich  die  Sache  zu  leicht  gemacht,  als  er  meinte,  die 
Angelegenheit  sei  für  ihn  erledigt,  nachdem  der  Abgeordnete  Singer  sich 
zu  seinem  —  des  Redners  —  Fürsprecher  gemacht  habe.  Die  Berliner  Ver- 
sammlung sei  tatsächlich  nicht  von  ihm,  sondern  von  den  Unterbeamten 
veranlaßt  worden.  Kr  habe  weder  wörtlich  noch  dem  Sinne  nach  gesagt, 
die  Vorgesetzten  der  Unterbeamten  taugten  nichts,  sondern  er  habe  nur  die 
Zustände  bezüglich  des  Wohnungsgeldzuschusses  und  der  Sonntagsruhe,  des 
Koalitionsrechts  usw.  kritisiert,  dabei  allerdings  den  Vorgänger  des  jetzigen 
Staatssekretärs,  nicht  aber  diesen  selbst  angegriffen.  Der  Behauptung,  was 
in  Süddeutschland  unter  kleinen  Verhältnissen  möglich  sei,  eigne  sich  nicht 
für  die  großen  Verhältnisse  der  Reichs -Postverwaltung,  müsse  er  wider- 
sprechen: der  Unterbeamtenverein  von  Bayern  mit  7500  Mitgliedern  sei  so 
groß,  daß  auch  dort  nur  ein  kleiner  Teil  der  letzteren  sich  gegenseitig 
kenne.  Selbst  höhere  Beamte  hätten  über  die  Berufsorganisation  der  Be- 
amten eine  andere  Meinung  wie  der  Staatssekretär,  der  überhaupt  in  dieser 
Sache  dem  Reichstage  gegenüber  ganz  isoliert  stehe.  In  dem  Buche  »Im 
Zeichen  des  Verkehrs«  äußere  sich  der  Eisenbahndirektor  de  Terra  folgender- 
maßen : 

»Auch  die  staatlichen  Bediensteten,  ob  im  Beamten-  oder  Arbeiter- 
verhältnis stehend,  dürfen  sich  nicht  darauf  beschränken,  alle 
wünschenswerten  Verbesserungen  ihrer  Lebenshaltung  lediglich 
davon  zu  erwarten ,  daß  die  vorgesetzten  Behörden  aus  eigener 
Erkenntnis  und  aus  eigenem  Antrieb  dazu  schreiten  werden.  Ein- 
sichtige Verwaltungen  werden  deshalb  den  Vereinigungen  ihrer 
Bediensteten  nicht  nur  keinerlei  Hindernisse  in  den  Weg  legen, 
sondern  sie  sogar  in  jeder  Hinsicht  zu  fördern  bemüht  sein.« 

Der  Staatssekretär  erwiderte  darauf  folgendes: 

»Meine  Herren,   ich  möchte  dem  Herrn  Vorredner  darin  folgen,  den 
Eisenbahndircktor  de  Terra  zu  zitieren.   Der  Herr  Vorredner  hat  vorgelesen: 
einsichtige  Verwaltungen  werden  das  und  das  tun.    Ich  hätte  gewünscht, 
daß  er  auch  den  weiteren  Satz  verlesen  hätte,  der  folgendermaßen  lautet: 
daß  die  besprochenen  Vereinigungen  ihre  Aufgabe  selbsverständlich 
nicht  darin  erblicken  dürfen,  die  Begehrlichkeit  ihrer  Mitglieder  zu 
schüren 

(hört!  hört!  bei  den  Nationalliberalen) 

oder  die  als  berechtigt  anerkannten  Ziele  mit  allen  Mitteln  durch- 
zusetzen, auch  mit  solchen,  die  dem  Wesen  und  den  Aufgaben  der 
Staatsgewalt  widerstreiten  oder  der  notwendigen  Unterordnung 
unter  die  vorgesetzten  Behörden  zuwiderlaufen. 

(Hört!  hört!  rechts  und  bei  den  Nationalliberalen.) 
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Meine  Herren,  weshalb  ist  denn  das  Verhalten  der  Behörden  gegen  diese 
Vereinigungen  derart  geworden,  wie  es  hier  erörtert  worden  ist?  Weil  wir 
eben  nicht  die  guten  Erfahrungen  gemacht  haben,  von  denen  der  Herr 
Abgeordnete  Gröber  für  Süddeutschland  sprach.  Alle  die  Vereinigungen  haben 
dahin  gezielt,  die  Autorität  zu  untergraben.  Und  das  hat  der  Herr  Abgeordnete 
v.  Gcrlach  -  -  ich  kann  ihm  da  nicht  helfen  —  auch  getan.  Er  ist  sogar 
nicht  davor  zurückgeschreckt,  in  Hamburg  den  Unterbeamten  zu  sagen:  der 
Herr  Staatssekretär  wird  es  nicht  wagen,  irgend  etwas  gegen  euch  zu  unter- 
nehmen, jetzt  wo  der  Reichstag  zusammen  ist. 

(Hört!  hört!  bei  den  Nationalliberalen.) 

Herr  Abgeordneter,  in  dieser  Weise  den  Chef  einer  so  großen  Verwaltung 
der  Feigheit  und  der  Unehrlichkeit  zu  zeihen  -  wenn  das  nicht  ein  Unter- 
graben der  Autorität  ist,  dann  allerdings  gehen  unsere  Begriffe  so  weit  aus- 
einander, daß  ich  mich  mit  Ihnen  über  solche  Fragen  und  darüber,  was 
angemessen  und  was  schicklich  ist.  nicht  unterhalten  kann. 

(Sehr  richtig!  rechts  und  bei  den  Nationalliberalen.) 

Was  steht  denn  nun  im  Hintergrund  dieser  ganzen  Sache?  Wer  sind 
denn  nun  diejenigen,  die  den  Herrn  Abgeordneten  besonders  unterstützen? 
Das  sind  Leute,  die  eine  Zeitung  herausgeben,  die  jetzt  nicht  so  viel  gelesen 
wird  wie  früher,  also  ehemalige  Postbeamte,  die  ein  Interesse  daran  haben, 
ein  Blatt  recht  verbreitet  zu  sehen,  aus  dem  ich  im  vorigen  Jahre  schon  eine 
Blütenlese  hier  vorgetragen  habe,  ein  Blatt,  welches  dauernd  aufreizend 
wirkt.  Sie  können  vollständig  überzeugt  sein,  daß  ich  gar  nicht  abgeneigt 
bin.  den  Unterbeamten  so  viel  Freiheiten,  wie  mit  ihrer  Staatsstellung  ver- 
einbar sind,  zu  lassen  oder  ihnen  gern  zu  gewähren.  Aber  solange  solche 
aufreizenden  Tendenzen  vorherrschen ,  und  solange  von  anderer  Seite  die 
Begehrlichkeit  und  die  Insubordination  angestachelt  wird,  so  lange  werden 
Sie  mich  nie  auf  dieser  Seite  finden. 

(Sehr  gut!  rechts.) 

Es  wird  immer  gesagt,  der  »Deutsche  Postbote«  habe  sich  ja  geändert 
und  viel  mildere  Formen  angenommen.  Meine  Herren,  ich  habe  hier  ein 
Blatt  vom  26.  Juli  1903;  darin  finden  sich  folgende  Sätze.  Es  wird  dort  über 
das  Koalitionsrecht  gesprochen,  und  es  wird  gesagt: 

Zur  Aufrechtcrhaltung  der  Disziplin  gibt  es  noch  sehr  viele  über- 
flüssige Machtmittel :  sie  sind  aber  mehr  als  alles  andere  zur  Unter- 
grabung des  Ansehens  geeignet.  Der  Herr  Vorgesetzte  untersteht 
nicht  der  Kontrolle  seiner  nachgeordneten  Beamten,  und  obwohl 
auch  ihm  von  oben  her  vorgeschrieben  wird,  daß  er  nach  einem 
Stundenplan  seine  Geschäfte  wahrzunehmen  hat,  so  kann  er  dennoch 
kommen  und  gehen,  wie  es  ihm  beliebt. 
Dann  heißt  es  weiter: 

Man   sollte   sich   an   eine  Kontrolle  von   unten  gewöhnen,  dann 
würden   sich   die  Zustände  bessern,  Vorgesetzte  und  Untergebene 
würden  sich  bald  an  den  Gedanken  der  gegenseitigen  Selbständigkeit 
gewöhnen,  und  die  Disziplin  würde  nur  dann  leiden,  wenn  der  eine 
oder  andere  seine  Pflicht  verletzt. 
Meine  Herren,  das  ist  doch  die  Auflösung  unserer  Zustände.    Das  findet 
natürlich  den  Beifall  der  äußersten  Linken,  und  deshalb  habe  ich  gestern  mit 
vollem  Bewußtsein  und  vollem  Recht  gesagt,  daß  die  Rede  und  das  Auf- 
treten  des  Herrn  v.  Gerlach   schon   deshalb  keines  Kommentars  bedürfe, 
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weil  der  Herr  Abgeordnete  Singer  Veranlassung  nahm,  ihn  zu  verteidigen 
und  sein  Fürsprecher  zu  sein.  Ich  kann  dem  Herrn  Abgeordneten  nur 
versichern,  daß  ich  das  Vorgehen  des  Ober-Postdirektors  in  Hamburg  nicht 
mir  billige,  sondern  ihn  dazu  veranlaßt  habe,  und  zwar  nicht,  um  Furcht 
zu  erregen,  sondern  um  die  Unterbeamten  davor  zu  bewahren,  daß  sie  der- 
artigen Einflüsterungen  folgen  und  dann  durch  ihr  Verhalten  Veranlassung 
geben,  daß  ich  gegen  sie  einschreiten  muß.  Und  das  letztere  habe  ich  denn 
auch  tun  müssen,  und  zwar  in  dem  Falle,  den  der  Herr  Abgeordnete  Böckler 
gestern  angeführt  hat.  Ich  brauche  keinen  Anstand  zu  nehmen,  mein  Tun 
Ihnen  gegenüber  ganz  offen  darzulegen  und  zu  vertreten.  Sie  können  mir 
auch  nicht  vorwerfen,  daß  ich  irgend  eine  Verfügung  in  dieser  Beziehung 
geheim  erlassen  habe.  Ich  bin  auch  nicht  gegen  alle  Unterbeamten,  die  in 
der  Versammlung  gesprochen  haben,  eingeschritten,  sondern  nur  gegen  den- 
jenigen,  der  sich  nicht  gescheut  hat.  zu  sagen:  »ich  bin  genötigt  gewesen, 
als  Hilfsunterbeamter  öfter  statt  warmen  Mittagmahls  Brot  mit  Schmalz  zu 
essen.  Ich  habe  mich  geschämt  und  bin  deshalb  einsame  Straßen  gegangen, 
um  es  zu  verzehren.  Meine  Verwaltung  hat  sich  aber  nicht  geschämt,  mich 
so  gering  zu  bezahlen.«  Meine  Herren,  man  mag  diese  Bezahlung  für  zu 
niedrig  halten,  ich  kann  Ihnen  aber  als  Vertreter  der  Verwaltung  nur 
sagen:  wir  richten  uns  nach  den  allgemein  üblichen  Sätzen.  Wird  ein 
Unterbeamter  entlassen,  dann  kommen  nicht  selten  Abgeordnete  und  manche 
andere  Herren  zu  mir  oder  schreiben  mir  und  bitten:  nimm  den  Mann 
wieder  an,  der  Mann  hat  mich  so  dringend  gebeten,  ihm  dazu  zu  verhelfen. 
Nun,  meine  Herren,  wenn  die  Verhältnisse  wirklich  so  schlecht  wären,  wie 
sie  es  darstellen,  so  könnten  nicht  die  Hunderte  von  Bittschriften  an  mich 
herantreten.  Alle  die  angeführten  Fälle  treffen  nicht  zu,  und  auch  Sie. 
meine  Herren,  würden  solche  Bitten  nicht  unterstützen,  wenn  Sie  nicht 
uberzeugt  wären,  daß  die  Bezahlung  nicht  so  jämmerlich  ist,  wie  es  oft  hin- 
gestellt wird.  Bedenken  Sic  doch,  wie  die  Verhältnisse  in  Wirklichkeit 
liegen;  es  handelt  sich  --  wenn  von  Postboten  die  Rede  ist  -—  um  junge 
Menschen  von  20  Jahren.  Im  Alter  von  etwa  28  Jahren  werden  sie  etatsmäßig 
angestellt,  erhalten  Gehalt  und  Wohnungsgeldzuschuß  und  können  dann 
heiraten.  Wenn  ein  nicht  etatsmäßig  angestellter  Unterbeamter  heiraten 
will,  so  wird  er  gefragt:  bist  du  auch  in  der  Lage  zu  heiraten?  bist  du 
gewiß,  daß  dein  Einkommen  dazu  ausreicht?  Heiratet  er  dann  doch,  so 
darf  er  die  Verwaltung  nicht  dafür  verantwortlich  machen,  wenn  er  nicht 
auskommt,  und  darf  nicht  behaupten,  daß  sie  ihn  schlecht  bezahle.  Übrigens, 
meine  Herren,  gibt  es  manche  .Menschen  und  zweifellos  darunter  auch  solche, 
die  sich  jetzt  in  achtbarer  Stellung  befinden,  die  als  junge  Leute  sich  gewiß 
nicht  geschämt  haben,  wenn  sie  sich  manchmal  mit  einem  Butterbrot  haben 
begnügen  müssen.  Das  ist  wahrlich  keine  Schande.  Wenn  der  Unterbeamte 
nun  in  öffentlicher  Versammlung  gesagt  hat:  meine  Verwaltung  hat  sich 
nicht  geschämt,  mich  so  zu  bezahlen,  so  ist  das  eine  grobe  Ungehörigkeit. 

Meine  Herren,  wenn  der  Herr  Abgeordnete  v.  Gerlach  meint,  ich  stände 
in  glänzender  Isolierung  nun.  in  diesem  Falle  bin  ich  sehr  zufrieden, 
daß  ich  mich  nicht  in  seiner  Gesellschaft  befinde. 

(Sehr  gut!  rechts  und  Heiterkeit.) 

Was  nun  die  Auffassung  bezüglich  des  Koalitionsrechts  betrifft,  so  hat 
schon  gestern  der  Herr  Abgeordnete  Schräder  ausgeführt,  daß  hier  von 
Koalitionsrecht  nicht  die  Rede  sein  kann,  weil  es  sich  nicht  um  Arbeiter, 
sondern  um  Beamte  handelt. 

(Zuruf  von  den  Sozialdemokraten.) 
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Wenn  der  Herr  Abgeordnete  einen  Augenblick  gewartet  hätte,  würde 
er  erfahren  haben,  daß  ich  darauf  eingehe.  —  Die  Ausübung  des  Vereins- 
und  Versammlungsrechts  seitens  der  Beamten  unterliegt,  wie  alle  Hand- 
lungen der  Beamten,  denjenigen  Schranken,  die  aus  ihrer  Dienstpflicht  sich 
ergeben.  Hiernach  ist  den  Beamten  eine  Teilnahme  an  Vereinen  oder  Ver- 
sammlungen, die  eine  die  Disziplin  lockernde  Agitation  der  Beamten  gegen 
die  vorgesetzte  Behörde  bezwecken,  verboten. 

(Sehr  wahr!  rechts.    Widerspruch  von  den  Sozialdemokraten.) 

Auf  diesem  Standpunkt  stehe  ich  und  werde  ich  auch  stehen  bleiben. 

(Sehr  richtig!  rechts.) 

Ich  darf  Ihnen  bezüglich  der  Erfahrungen  auf  diesem  Gebiete  noch 
sagen,  daß  wir  erlebt  haben,  daß  der  Vorsitzende  eines  derartigen  in  Bildung 
begriffenen  allgemeinen  Vereins  sich  unterfing,  an  eine  Bezirks-Postbehörde 
zu  schreiben,  er  sehe  einer  Auskunft  über  die  Bestrafung  eines  Unter- 
beamten entgegen  und  werde  an  der  Bestrafung  ermessen,  wie  er  weiter 
vorgehen  werde.  Das  sind  Ausschreitungen,  die  Sie  züchten,  wenn  Sie  für 
derartige  Sachen  eintreten,  und  ich  kann  Ihnen  nicht  versprechen,  daß  ich 
Ihnen  in  dieser  Hinsicht  folge.« 

(Bravo!  bei  den  Nationalliberalen.) 

Der  Präsident  machte  im  Anschluß  hieran  die  Mitteilung,  daß  zwei 
Resolutionen  des  Abgeordneten  Patzig  und  Genossen  eingegangen  seien. 
Die  erste  lautet: 

»Der  Reichstag  wolle  beschließen: 

den  Reichskanzler  zu  ersuchen,  tunlichst  bald  dem  Reichstag  eine 
Denkschrift  über  die  Besoldung»-,  Anstellungs-  und  Beförderungs- 
verhältnisse der  Beamten  und  Unterbeamten  der  Reichspost-  und 
Telegraphcnverwaltung  vorzulegen  und  hierbei  insbesondere  nachzu- 
weisen: 

1.  welche  Ungleichheiten  in  den  Bezügen  innerhalb  derselben  Unter- 
beamten- Klassen  (Postschaffner  usw.)  dadurch  entstanden  sind, 
daß  den  seit  I.  April  1895  angestellten  Unterbeamten  Militär- 
zeit und  Probejahr  nicht  mehr  angerechnet  werden,  und  wie 
lange  diese  Übergangszeit  voraussichtlich  dauert; 

2.  welche  Besoldungsverhältnisse  für  die  höheren  Beamten  sich  seit 
Einführung  der  Personalreform  von  1900  und  im  Vergleich  zu 
dem  früheren  System  der  Besoldung  nach  dem  Durchschnitts- 
gehalt ergeben  haben; 

3.  welche  Mittel  es  erfordert,  wenn  allgemein  im  Bereich  der  Post- 
und  Telegraphcnverwaltung  die  ersten  Dicnstaltersstufen  von 
3  Jahren  auf  2  Jahre  abgekürzt  werden.« 

Durch  die  /.weite  Resolution  wird  beantragt,  im  Falle  der  Annahme  der 
Resolution  Grober  und  Genossen  wegen  Ausdehnung  der  Sonntagsruhe 
auf  gewisse  kirchliche  Feiertage,  den  Nebensatz  hinter  den  Worten  »kirch- 
lichen Feiertage«  folgendermaßen  zu  fassen: 

»welche  im  Geschäftsbereich  des  Postamts  bz.  der  Postämter 
eines  Ortes  von  der  überwiegenden  Mehrheit  der  Bevölkerung 
gefeiert  werden.« 

Hierauf  ergriff  der  Abgeordnete  Blell  das  Wort,  um  auch  seinerseits 
um  Einführung  der  württembergischen  Postanweisungsumschläge  zu  bitten. 
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Ferner  bemängelte  er,  daß  die  Bestimmungen  über  die  Zulässigkeit  von 
Sendungen  als  Drucksachen  zu  weitläufig  und  schwer  verständlich  seien. 
Man  möge,  wie  auf  Visitenkarten,  auf  allen  Drucksachen  einen  handschrift- 
lichen Vermerk  bis  zu  fünf  Worten  zulassen.  Im  weiteren  brachte  er  zur 
Sprache,  daß  eine  Firma  in  Rheydt  wegen  Portohinterziehung  angeklagt 
worden  sei ,  weil  sie  an  ihren  Leipziger  Vertreter  für  Leipzig  bestimmte 
Korrespondenzen  behufs  deren  Aufgabe  an  diesem  Orte  gesandt  habe.  Die 
Angelegenheit  beschäftige  jetzt  das  Reichsgericht.  Die  Benutzung  eines 
solchen  Vertreters  als  Mittelsperson  geschehe  nicht  zur  Ersparung  von 
Porto ,  sondern  weil  in  vielen  Fällen  der  Vertreter  den  Inhalt  der  an  die 
Kunden  seines  Kreises  gerichteten  Korrespondenzen  kennen  müsse.  Er  bitte, 
die  Verwaltung  möge  sich ,  wie  auch  die  Entscheidung  des  Reichsgerichts 
ausfalle,  in  der  Sache  nicht  auf  einen  nur  fiskalischen  Standpunkt  stellen. 

Bezüglich  der  öffentlichen  Sprechstcllen  werde  beklagt,  daß  in  vielen 
Fällen  abgeschlossene  Zellen  dafür  noch  nicht  vorhanden  seien. 

Zum  Schluß  regte  der  Abgeordnete  eine  weitere  Ausdehnung  der 
billigeren  Portosätze  auf  die  Nachbarorte  von  Berlin  an;  namentlich  sei  das 
nötig  für  Südende,  zumal  man  sich  mit  der  Absicht  trage,  auch  Steglitz 
in  den  Nachbarortsverkehr  von  Berlin  einzubeziehen. 

Der  Staatssekretär  gab  darauf  folgende  Erklärungen  ab: 

»Meine  Herren,  ich  möchte  gleich  an  das,  was  der  Herr  Vorredner 
ausgeführt  hat,  anschließen  und  möchte  dabei  auch  auf  einige  Wünsche, 
die  bezüglich  Betriebseinrichtungen  von  anderen  Herren  Abgeordneten  gestern 
erwähnt  worden  sind,  eingehen. 

Der  Herr  Vorredner  hat  mit  einem  Appell  geschlossen,  wir  möchten 
doch  mehr  Vororte  in  den  billigen  Nachbarortsverkehr  einbeziehen.  Wir 
haben  immer  auf  dem  Standpunkt  gestanden,  daß  wir  eine  Ausdehnung  der 
Grenzen  des  Nachbarortsverkehrs  allmählich  eintreten  lassen  müssen.  Ich 
möchte  aber  anschließend  an  den  vorletzten  Punkt,  den  der  Herr  Vorredner 
erwähnt  hat,  doch  darauf  hinweisen,  daß  mit  den  billigen  Ortsgebühren 
eine  gewisse  Gefahr  für  die  Postkassc  verbunden  ist.  Ehe  wir  das  billige 
Porto  einführten,  bestanden  im  Reichs- Postamt  Bedenken,  ob  es  nicht 
insofern  mißbräuchlich  ausgenutzt  werden  würde,  als  die  Interessenten,  welche 
große  Mengen  von  Postsachen  nach  einem  und  demselben  Orte  zu  versenden 
haben,  sich  sagen  würden:  da  das  Porto  im  Ort,  namentlich  für  Karten 
und  Drucksachen  mit  zwei  Pfennig,  so  sehr  billig  —  ich  möchte  beinahe  sagen: 
zu  billig  —  ist,  ist  es  für  uns  vorteilhafter,  daß  wir  die  Sachen  zusammen 
an  einen  guten  Bekannten  an  diesem  Orte  schicken,  der  sie  gegen  die  Orts- 
taxe aufliefert.  Da  nun  in  Süddeutschland  derartige  Portoermäßigungen 
für  den  Ortsverkehr  schon  bestanden,  haben  wir  dort  angefragt,  ob  solche 
Mißbräuche  beobachtet  worden  seien.  Darauf  kam  die  Zusicherung,  das  sei 
nicht  der  Fall  gewesen.  Auf  Grund  dieser  Auskunft  hat  sich  die  Reichs- 
Postverwaltung  dann  entschlossen,  im  Ortsverkehr  außer  für  Briefe  auch 
für  Drucksachen  und  Postkarten  das  billige  Porto  zuzugestehen. 

Nun  sagt  der  Herr  Vorredner:  ihr  habt  angefochten,  daß  ein  Geschäfts- 
haus an  seinen  Agenten  die  Briefe  schickt  und  diesem  überläßt,  die  Sachen 
an  seinem  W'ohnort  zur  Post  zu  geben.  Der  Herr  Vorredner  war  sehr 
vorsichtig  in  seiner  Ausdrucksweise  und  versicherte,  es  komme  in  solchen 
Fallen  nicht  auf  eine  Portohinterziehung  hinaus,  sondern  es  sei  in  vielen 
Fällen  nötig,  daß  der  Agent  von  dem  Inhalt  der  Korrespondenz  Kenntnis 
bekommt.  Nun  ist  es  eine  wunderbare  Erscheinung:  der  Agent  hat  einen 
^röseren  Distrikt,  bekommt  aber  nie  die  Briefe  über  seinen  Wohnort  hin- 
aus.   Das  Bedürfnis,  daß  der  Agent  von  der  Korrespondenz  seines  Hauses 
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mit  der  Klientel  des  Agenten  Kenntnis  bekommen  muß,  bezieht  sich  immer 
nur  auf  den  Ort;  alle  anderen  Briefe,  bei  denen  durch  die  Zusendung  an 
ihn  keine  Ermäßigung  eintreten  würde,  werden  den  Klienten  direkt  zu- 
geschickt. Nun  denken  Sie  mal  an  Drucksachen;  was  für  ein  Interesse 
wird  der  Agent  daran  haben .  daß  ihm  die  Drucksachen  erst  zugeschickt 
werden?  Das  ist  doch  jedenfalls  merkwürdig,  und  man  kann  es  uns  nicht 
verargen,  daß  wir  die  Frage  entschieden  wissen  wollen.  Wir  meinen,  ein 
derartiges  Vorgehen  ist  gegen  das  Postgesetz;  die  betreffenden  Häuser  sind 
anderer  Meinung.  Da  können  wir  nichts  weiter  tun.  als  die  Sache  vor  das 
Gericht  zu  bringen.  Dort  wird  entschieden  werden,  und  nach  dieser  Ent- 
scheidung wird  die  Reiehs-Postverw  altung  erwägen,  ob  sie,  wenn  der  Miß- 
brauch zu  stark  wird,  überhaupt  diesen  billigen  Verkehr  aufrecht  erhalten 
kann.  Wir  haben  aber  denjenigen  Häusern,  die  in  Unruhe  waren,  gesagt: 
wir  werden,  bis  die  Entscheidung  gefallen  ist,  den  Verkehr  nicht  rigoros 
hindern. 

Die  angeführten  Hedenken  sprechen  auch  mit.  wenn  es  sich  darum 
handelt,  die  Ortstaxe  von  Berlin  immer  weiter  auszudehnen.  Was  nun  die 
Aufnahme  von  Südende  in  den  Nachbarortsverkehr  betrifft,  so  kann  ich 
sagen,  daß  ich  selbst  zweifelhaft  war,  ob  es  richtig  wäre,  Südende  aus- 
zuschließen, wenn  Steglitz  in  den  Nachbarortsverkehr  aufgenommen  würde. 
Schon  vor  längerer  Zeit  habe  ich  deshalb  meine  Herren  Kollegen  gebeten, 
sich  die  Verhältnisse  noch  einmal  anzusehen,  ob  es  nicht  richtiger  wäre, 
Südende  mit  einzuschließen. 

Der  Herr  Vorredner  kam  dann  ebenso  wie  der  Herr  Abgeordnete  Hug 
auf  die  Postanweisungsumschläge,  welche  in  Süddeutschland  gebräuchlich 
sind.  Ich  weiß  nicht,  ob  Ihnen  bekannt  ist,  daß  früher  bei  der  preußischen 
Postverwaltung  dasselbe  Verfahren  war.  daß  auf  Briefe  die  Einzahlung  er- 
folgte. Man  wandte  sich  aber  von  diesem  Verfahren  ab,  weil  es  viele 
Nachteile  für  die  schnelle  und  richtige  Expedition  zur  Folge  hatte,  und 
entschied  sich  für  Einführung  des  Kartensystems,  bei  dem  die  Übelstände 
nicht  eintraten.  Und  w  ie  gut  und  wie  verständig  diese  Maßnahme  gewesen 
ist,  mögen  die  Herren  daraus  entnehmen,  daß  wie  wir  fast  alle  Verwaltungen, 
die  das  Postanweisungsverfahren  eingeführt  haben,  auf  das  Kartensystem 
gekommen  sind.  Sie  haben  allmählich  eingesehen,  daß  das  das  richtige 
Verfahren  ist,  und  ich  habe  das  schon  im  vorigen  Jahre  gesagt  -  ich 
glaube  nicht  fehlzugehen,  daß  die  württembergische  Postverwaltung  sehr 
glücklich  sein  würde,  wenn  sie  das  Umschlagverfahren  los  wäre. 

i  Zuruf,  i 

—  Dem  Publikum  mag  es  ja  gewisse  Vorteile  bringen,  das  will  ich  nicht 
bestreiten;  aber  sie  müssen  mir  doch  zugeben,  daß  auch  Betrietosrücksichten 
maßgebend  sein  können,  vor  allen  Dingen  eine  schnelle  Expedition.  Das 
wollen  die  Herren  nicht  vergessen! 

Der  Herr  Abgeordnete  sagte:  in  solche  Briefe  kann  man  auch  Wert- 
sachen hineinlegen.  Das  ist  es  ja  gerade,  weshalb  wir  uns  gegen  die  Ver- 
sendung von  Marken,  von  Wertsachen  in  gewöhnlichen  Briefen  wenden;  es 
bildet  dies  immer  eine  Verführung. 

(Sehr  richtig!) 

Sobald  ich  in  einen  Brief  Wertsachen  hineinlege,  muß  ich  ihn  einschreiben 
und  von  Stelle  zu  Stelle  verfolgen.  Es  ist  immer  ein  reinliches  Geschäft, 
wenn  jeder,  der  einen  Geldbetrag  zu  versenden  hat,  diesen  auf  Postanweisung 
einzahlt.     Lediglich  aus  diesem  Grunde  haben  wir  die  Gebühr  für  kleine 
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Postanweisungsbeträge  ermäßigt.  So  gern  wir  Wünschen  nachkommen,  so 
glaube  ich  schon  jetzt  sagen  zu  müssen,  daß  wir,  auch  wenn  wir  in  eine 
nochmalige  Prüfung  der  Frage  eintreten,  zu  dem  alten  Verfahren  nicht 
wieder  zurückkehren  werden. 

Weiter  hat  der  Herr  Abgeordnete  Singer  die  Umschläge  von  einge- 
schriebenen Briefen  vorgelegt,  die  der  Kriegerverein  in  Krengeldanz  ab- 
gesandt hat,  und  hat,  weil  darauf  sich  keine  Marken  und  kein  Portoansatz 
befinden,  die  Vermutung  ausgesprochen,  daß  den  Kriegervereinen  Porto- 
freiheit zugestanden  sei.  Diese  Umschläge  haben  mir  Veranlassung  ge- 
geben, sofort  Bericht  einzufordern,  und  auf  Grund  des  Berichts  kann  ich 
erklären,  daß  —  wie  ja  auch  gar  nicht  die  Rede  davon  sein  konnte,  daß 
der  Kriegerverein  Portofreiheit  habe.  —  von  ihm  für  diese  Briefe  das  Porto 
regelrecht  an  den  Vorsteher  des  Postamts  in  Krengeldanz  bezahlt  worden  ist. 

(Hort!  hört!  rechts.) 

Kine  Unregelmäßigkeit  liegt  allerdings  darin,  daß  keine  Marken  auf  die 
Briefe  geklebt  worden  sind,  und  deshalb  wird  das  weitere  veranlaßt  werden. 

Der  Herr  Abgeordnete  Dröscher  hat  den  Wunsch  ausgesprochen,  daß 
bei  der  Vergabe  von  Bauten,  bei  Bestellung  von  Materialien  usw.  die  Post 
sich  der  Geschäftsleute  in  den  betreffenden  Orten  selbst  bedienen  solle.  Ich 
kann  ihm  darauf  erwidern .  daß  bereits  eine  Verfügung  in  früherer  Zeit 
ergangen  ist,  wonach  die  Ober- Postdirektionen  und  die  Postanstalten  bei 
Vergabe  von  Leistungen  und  Lieferungen  vorzugsweise  Ortsangehörige  zu 
berücksichtigen  haben,  soweit  diese  gleiche  Gewähr  und  nicht  höhere  Preise 
bieten,  und  ich  kann  auch  sagen,  wie  die  Anregung  mir  sehr  sympatisch 
ist,  daß  auch  weiter  auf  die  Handwerksmeister  zurückgegangen  werden 
soll,  soweit  es  sich  um  ein  freihändiges  Vergeben  der  Lieferungen  usw. 
handelt  und  nicht  eine  allgemeine  Submission  ausgeschrieben  ist,  bei  der  ja 
natürlich  auf  den  Mindestfordernden  zurückgegangen  werden  muß. 

Der  Herr  Abgeordnete  Eickhoff  ebenso  wie.  glaube  ich.  der  Herr  Ab- 
geordnete Schräder  haben  wieder  Wünsche  nach  einer  deutsch -nieder- 
ländischen Postunion  ausgesprochen.  Ich  darf  Bezug  nehmen  auf  frühere 
Verhandlungen,  die  hier  stattgefunden  haben,  und  darf  wiederholen,  daß. 
als  die  Handelskammer  Kssen  sich  an  uns  gewandt  hat  wegen  Herbeiführung 
eines  billigeren  Postportos  und  Abschlusses  einer  Postunion  mit  den  Nieder- 
landen, wir  die  niederländische  Postverwaltung  um  ihre  Meinung  in  flieser 
Sache  gebeten,  und  daß  wir  von  ihr  gehört  haben,  daß  sie  eine  solche 
Sache  noch  nicht  für  reif  hielte.  Es  ist  den  Herren  ferner  bekannt,  daß 
auf  weitere  Anregungen  auch  der  Reichskanzler  Stellung  zu  der  Frage  ge- 
nommen, daß  er  sich  sehr  sympatisch  darüber  ausgesprochen  und  zugesagt 
hat .  sobald  diese  Sache  von  seiten  der  niederländischen  Regierung  an  ihn 
herantreten  würde,  sie  in  wohlwollende  Krwägung  zu  ziehen.  Der  Fall  ist 
bis  jetzt  nicht  eingetreten.  Die  Herren  werden  aus  den  Verhandlungen  der 
niederländischen  Kammer  erfahren  haben,  daß  der  dortige  betreffende  Ressort- 
chef sich  darüber  ausgesprochen  hat.  die  Sache  erst  nach  dem  Kongreß  in 
Rom.  der  im  April  d.  J.  stattfinden  sollte,  aber  auf  das  nächste  Jahr  vertagt 
worden  ist,  weiter  zu  erörtern. 

Der  Herr  Abgeordnete  Eickhoff  hat  sich  dann  weiter  darüber  beschwert, 
daß  wir  zu  Festzeiten.  Weihnachten  und  Ostern,  abweichend  von  der 
sonstigen  Bestimmung,  wonach  zu  jeder  Paketadresse  drei  Pakete  geboren 
können,  zu  jedem  Paket  eine  besondere  Adresse  verlangen.  Der  Herr  Ab- 
geordnete hat  gefragt,  wo  wir  das  Recht  dazu  hernähmen?  Ich  möchte 
ihn  auf  §  12,  Ziffer  V  der  Postordnung  verweisen,  wonach  die  oberste  Post- 
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behörde  die  Befugnis  hat,  die  Bestimmung,  daß  mehrere  Pakete  mit  einer 
Adresse  versendet  werden  können,  vorübergehend  aufzuheben.  Diese  Maß- 
nahme ist  notwendig  gewesen  nicht  nur  im  Interesse  der  Reichs -Post- 
verwaltung, sondern  auch  im  Interesse  der  Empfänger  der  Pakete.  Bei 
der  starken  Steigerung  des  Verkehrs,  wie  sie  vor  den  hohen  Festen  statt- 
findet.  ist  es  nicht  möglich,  die  Pakete  zusammenzuhalten,  daß  sie  gleich- 
zeitig am  Bestimmungsort  eingehen ,  wie  es  unter  gewöhnlichen  Verhält- 
nissen der  Fall  ist.  Hierdurch  ergaben  sich  unliebsame  Verzögerungen  und 
Unsicherheiten  in  der  Aushändigung,  und  die  Expedition  konnte  nicht  so 
rasch  vor  sich  gehen,  wie  es  der  Verkehr  forderte.  Aus  diesem  Grunde 
sind  wir  dazu  übergegangen,  während  einer  kurzen  Frist  in  den  Festzeiten 
die  Ausnahme  eintreten  zu  lassen,  daß  für  jedes  Paket  eine  Adresse  ge- 
fertigt werden  muß. 

1  )er  Herr  Abgeordnete  hat  nun  auch  bezüglich  der  Paketbeförderung 
mit  Schnellzügen  Befürchtungen  ausgesprochen.  Ich  möchte  ihm  darauf 
erwidern,  daß  zu  der  Befürchtung,  daß  der  Postpaketverkehr  grundsätzlich 
von  der  Beförderung  mit  den  Schnellzügen  ausgeschlossen  werden  sollte, 
keine  Veranlassung  vorliegt.  Ein  solcher  Ausschluß  würde  gegen  das  Eisen- 
bahnpostgesetz von  1875  verstoßen.  Es  kann  sich  nur  immer  darum  handeln, 
daß  bei  einzelnen  Schnellzügen  aus  Rücksicht  auf  gebieterische  Interessen 
des  Eisenbahnbetriebs  für  gewisse  Stationen  oder  allgemein  der  Postpaket- 
verkehr ausgeschlossen  wird.  Ich  möchte  aber  dem  Herrn  Abgeordneten 
zur  Beruhigung  sagen .  daß  ich  bei  dem  preußischen  Herrn  Eisenbahn- 
minister  in  dieser  Frage  stets  einem  bereitwilligen  Entgegenkommen  und 
einer  verständnisvollen  Würdigung  der  Bedürfnisse  von  Handel  und  Verkehr 
begegnet  bin. 

Im  weiteren  hat  der  Herr  Abgeordnete  gesagt,  wir  wären  eigentlich  noch 
sehr  rückständig,  wir  wären  mit  schuld  daran,  daß  bei  Schnellzügen  die 
Beschränkungen  einträten,  weil  der  Verladeverkchr  sich  zu  langsam  abwickele. 
Ich  kann  ihm  darauf  nur  erwidern,  daß  wir  Versuche,  eine  größere  Menge 
von  Paketen  auf  einmal  einzuladen,  bereits  gemacht  haben;  auch  jetzt  noch 
sind  z.  B.  in  Quedlinburg  derartige  Versuche  im  Gange.  Eine  solche  Massen- 
verladung bedingt  aber  immer,  daß  man  viel  freien  Raum  im  Wagen  hat. 
um  das  Gefäß,  mittels  dessen  die  Pakete  eingeschüttet  werden,  zu  leeren 
und  dann  die  Pakete  für  die  Weiterbeförderung  zu  sortieren.  So  reichlich 
sind  wir  nun  meist  nicht  mit  Raum  ausgestattet.  Wenn  Sic  einmal  in  einen 
Wagen  hineingesehen  haben,  werden  Sie  das  bemerkt  haben.  Ich  kann  nur 
versichern,  daß  ich  der  Handelskammer  in  Mühlhausen  sehr  dankbar  sein 
würde,  wenn  einer  von  den  Herren  einen  brauchbaren  Apparat  für  diesen 
Zweck  erfinden  würde;  ich  würde  gern  eine  hohe  Geldprämie  dafür  aus- 
setzen. 

Nun  hat  der  Herr  Abgeordnete  Eickhoff  Wünsche  geäußert  bezüglich 
des  Fernsprechverkehrs,  die  auch  seitens  der  genannten  Handelskammer  mit- 
geteilt worden  sind  und  darauf  hinausgehen,  bei  den  Fernsprechgebühren 
eine  Zwischenstufe  von  75  Pf.  zwischen  den  Sätzen  von  50  Pf.  und 
1  Mark  einzuführen  und  ferner  bei  Gesprächen,  die  über  drei  Minuten 
hinaus  währen,  eine  Ermäßigung  für  die  Zeit  über  drei  Minuten  eintreten 
zu  lassen.  Was  den  ersten  Punkt  betrifft,  so  möchte  ich  darauf  hinweisen, 
daß  der  bestehende  Tarif  nach  langen  Beratungen  hier  zustande  gekommen 
ist.  und  daß  die  Geschäfte,  die  die  Verwaltung  mit  dem  Tarife  macht, 
nicht  sehr  glänzend  sind  -  wir  verbauen  alljährlich  viele  Millionen  -  , 
und  ich  möchte  davon  abraten,  ehe  man  längere  Zeit  hindurch  Erfahrungen 
gesammelt  hat,   eine  Gebührenermäßigung  eintreten   zu  lassen.    Was  die 
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Ermäßigung  für  die  Gespräche  über  drei  Minuten  hinaus  anlangt,  so  liegen 
die  Verhältnisse  doch  anders,  als  der  Herr  Abgeordnete  anzunehmen  scheint. 
Wenn  man  da  eine  Ermäßigung  eintreten  lassen  würde,  so  würden  die  Ge- 
spräche vielfach  länger  dauern  als  jetzt  und  infolgedessen  die  anderen 
Interessenten,  die  sprechen  wollen,  später  herankommen ;  der  Postverwaltung 
aber  würde  ein  Ausfall  entstehen.  Die  Verwaltung  hat  bei  längerer  Dauer 
des  Gesprächs  ganz  dieselben  Auslagen  und  Mühen  wie  während  der  ersten 
drei  Minuten.  Es  handelt  sich  nicht  um  eine  Massenleistung,  wie  sie  bei 
der  Post  vorkommen  kann,  sondern  die  Verwaltung  würde  in  der  Aus- 
nutzung der  kostbaren  Leitung  gehindert  werden. 

Dann  hat  der  Herr  Abgeordnete  Blell  den  Wunsch  ausgesprochen,  es 
möchten  die  öffentlichen  Fcrnsprechstellen  überall  so  eingerichtet  werden, 
daß  der  Benutzer,  von  dem  übrigen  Publikum  abgeschlossen,  in  Ruhe  sprechen 
könnte  und  nicht  dem  ausgesetzt  sei,  daß  andere  Personen  mithören  könnten. 
Es  ist  ja  auch  mein  Wunsch,  daß  die  Fernsprechstellen  überall  so  eingerichtet 
werden ;  aber  es  ist  leider  nicht  überall  .möglich ,  und  man  hat  deshalb  da, 
wo  eine  Zelle  nicht  anzubringen  war.  doch  wenigstens  einen  Apparat  so 
geschützt,  wie  dies  die  Verhältnisse  zulassen,  aufgestellt.  Ich  kann  aber 
versichern,  daß  wir  immer  mehr  Zellen  einrichten  werden. 

Dann  ist  Herr  Blell  auf  die  Drucksachen  zu  sprechen  gekommen.  Ich 
kann  ihm  vollständig  beistimmen,  daß  die  Bestimmungen  keine  schönen  sind, 
und  daß  es  recht  schwierig  ist,  sich  darin  zurechtzufinden.  Ich  möchte  aber 
darauf  aufmerksam  machen,  daß  tatsächlich  die  Drucksachentaxe  auf  einen 
so  niedrigen  Betrag  festgesetzt  worden  ist,  weil  man  ursprünglich  überhaupt 
nur  gedruckte  Sachen  dafür  versenden  wollte.  Nun  ist  aber  die  Reichs- 
Postverwaltung  nachgiebig  gewesen  und  hat  immer  mehr  kleinere  Er- 
leichterungen gewährt  und  Übergriffe  zugelassen.  Jetzt  wird  der  Spieß 
umgedreht  und  gesagt:  wenn  du  das  nachgegeben  hast,  dann  mußt  du  auch 
das  nachgeben.  Das  ist  die  Lehre  von  dem  kleinen  Einger  und  dem  ganzen 
Arm.  Ich  möchte  bei  der  Gelegenheit  doch  darauf  hinweisen,  daß  Druck- 
sachen wirklich  jetzt  recht  billig  befördert  werden.  Ich  bin  der  Überzeugung, 
meine  Herren,  daß  wir  auf  dem  Gebiet  des  Gebührentarifs  viel  dringendere 
Aufgaben  haben  als  Erleichterungen  bei  den  Drucksachen,  mit  denen  wir 

sagen  wir  es  offen  —  infolge  des  billigen  Portos  so  überschwemmt 
werden 

(sehr  richtig!  rechts). 

daß  sich  keiner  mehr  retten  kann. 

(Sehr  richtig!  rechts.) 

Da  möchte  ich  Ihre  Aufmerksamkeit  darauf  richten,  daß  bezüglich  der 
Bestellgebühren  doch  noch  recht  viel  Abnormitäten  bestehen.  Ich  darf  bloß 
daran  erinnern,  wie  es  unter  heutigen  Umständen  nicht  mehr  gerechtfertigt 
ist,  daß  man  für  eine  Postanweisung,  für  einen  Geldbrief  nach  den  Land- 
bezirken das  Doppelte  dessen  bezahlt,  was  für  die  Stadtsenflungen  erhoben 
wird. 

(Sehr  richtig!) 

Ich  möchte  auch  daran  erinnern,  daß  die  Verschiedenheit  der  Paketbestell- 
gebühren, die  für  Orte,  die  sich  des  Vorzugs  erfreuen,  an  der  Spitze  ihres 
Postamts  einen  Postdirektor  zu  haben,  abweichend  von  denen,  die  einen 
Postmeister  oder  Postverwalter  haben,  und  dann  für  einzelne  große  Städte 
nach  einem  besonderen  Ausnahmetarif  testgesetzt  sind,  auch  nicht  mehr 
zeitgemäß  ist. 
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Aber  wenn  man  mit  solchen  Reformen  vorgehen  will,  kostet  es  recht 
viel  Geld.  Das  Bestellgeld  macht,  wie  Sie  es  im  Etat  ersehen,  allein  19  bis 
20  Millionen  Mark  aus.  Deshalb  muß  ich  einstweilen  den  Vorwurf  ruhig 
einstecken,  ich  sei  kleinlich,  wenn  ich  Ihnen  nicht  in  dieser  oder  jener 
Beziehung  Erleichterungen  bei  Drucksachen  bewillige.  Ich  habe  aber  ein 
größeres  Ziel  und  möchte  erst  in  anderer  Beziehung  etwas  für  das  allgemeine 
Wohl  tun.« 

(Bravo!  rechts.) 

Danach  begründete  der  Abgeordnete  Roeren  zunächst  die  Resolution 
Gröber,  durch  die  eine  tortgesetzte  Statistik  über  die  Dienstzeit  verlangt 
wird.  Die  Resolution  sei  durch  die  Geheimhaltung  verursacht  worden, 
mit  der  die  Postverwaltung  alle  Vorgänge  umgebe,  die  sich  innerhalb  der 
Postanstalten  abspielten.  1  >er  §  1 1  des  Reichsbeamtengesetzes  bestimme 
folgendes : 

»Uber  die  vermöge  seines  Amtes  ihm  bekannt  gewordenen  An- 
gelegenheiten .  deren  Geheimhaltung  ihrer  Natur  nach  erforderlich 
oder  von  seinem  Vorgesetzten  vorgeschrieben  ist,  hat  der  Beamte 
Verschwiegenheit  zu  beobachten.« 

Die  Postverwaltung  erweitere  aber  diese  Bestimmung  dahin,  daß  nicht 
nur  das  als  Amtsgeheimnis  anzusehen  sei,  was  der  Vorgesetzte  als  geheim 
zu  halten  ausdrücklich  vorschreibe,  sondern  alles  das,  bezüglich  dessen  der 
Vorgesetzte  nicht  die  ausdrückliche  Erlaubnis  zur  Mitteilung  gebe.  Vor  einiger 
Zeit  sei  bei  der  gerichtlichen  Klage  eines  Postbeamten  in  Hamburg  gegen 
die  Post  Verwaltung  sogar  zur  Sprache  gebracht  worden,  daß  den  Beamten 
anbefohlen  worden  sei.  auch  dann,  wenn  sie  ihr  eigenes  Recht  verfolgten, 
über  alle  Angelegenheiten  dienstlicher  Natur  Stillschweigen  zu  beobachten. 
Die  Postverwaltung  sollte  hierin  nicht  so  ängstlich  sein  und.  dem  sozial- 
politischen Zuge  unserer  Zeit  folgend,  ihre  Einrichtungen  mehr  der  Kontrolle 
der  Öffentlichkeit  unterstellen. 

Daß  noch  ein  Druck  auf  den  Beamten  laste,  zeige  ein  anderer  Fall.  In 
Saarbrücken  habe  sich  ein  Ausschuß  von  Beamten  aller  Kategorien  ge- 
bildet, um  für  eine  Ausdehnung  des  neuen  Pensionsgesetzes  für  Offiziere 
auf  die  Zivilbeamten  zu  wirken.  In  einer  Versammlung  habe  über  die  zu 
ergreifenden  Schritte  beraten  werden  sollen.  Den  Postbeamten  sei  darauf 
von  der  Ober- Postdirektion  in  Trier  verboten  worden,  sich  an  solchen 
»Kundgebungen  agitatorisch«  zu  beteiligen.  In  der  Tat  hätten  dann  auch 
die  Postbeamten  an  der  Versammlung  nicht  teilgenommen. 

Die  andere  Resolution  wegen  Ausdehnung  der  Sonntagsruhe  auch  auf 
diejenigen  kirchlichen  Feiertage,  die  am  Orte  des  Postamts  von  der  Mehr- 
heit der  Bevölkerung  gefeiert  würden,  beruhe  auf  dem  durchaus  berech- 
tigten Verlangen,  daß  auch  die  Postbehörde  auf  die  religiösen  Anschauungen 
der  Bevölkerung,  in  deren  Mitte  sie  sich  befinde,  Rücksicht  nehme; 
anderenfalls  würden  die  religiösen  Empfindungen  verletzt,  und  die  Beamten 
an  der  Erfüllung  ihrer  kirchlichen  Pflichten  verhindert.  Der  vom  Abge- 
ordneten Patzig  beantragten  Änderung  könne  er  zustimmen,  soweit  es 
sich  um  eine  rein  redaktionelle  Änderung  handle.  Dagegen  bitte  er.  das 
Wort  »überwiegende«  aus  dem  Abänderungsantrage  zu  streichen,  da  jede 
Mehrheit  gegenüber  der  Minderheit  uberwiege. 

Einige  Ober -Postdirektionen  schienen  bestrebt  zu  sein,  anstatt  die 
Sonntagsruhe  weiter  auszudehnen,  sie  vielmehr  zu  kürzen.  Es  sei  nämlich 
für  einige  Postämter  angeordnet  worden,  daß  Ansichtskarten  mit  Grüßen 
zu  den  Oster-  und  l 'fingst festen .  wenn  sie  vor  den  Festen  eingingen,  erst 
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am  1.  Oster-  bz.  Pfingstfeiertagc  bestellt  werden  sollten;  an  einigen  Orten 
seien  sogar  zwei  Bestellungen  an  fliesen  Tagen  eingerichtet  worden. 

Hei  der  Besetzung  der  gehobenen  Stellen  scheine  ein  Gesichtspunkt 
nicht  genügend  beachtet  zu  werden.  Die  Zulage  von  200  Mark  solle  für 
solche  Unterbeamtenstellen  bestimmt  sein ,  mit  deren  Verwaltung  eine 
besondere  Verantwortlichkeit  verknüpft  sei.  Daraus  folge,  daß  diese  Zu- 
wendungen keinen  persönlichen,  sondern  den  Charakter  einer  Stellenzulage 
trügen.  Unter  den  Unterbeamten,  die  Stellungen  mit  gleicher  Verantwort- 
lichkeit hätten,  dürfte  daher  nicht  ein  Teil  für  die  Bewilligung  der  Zulage 
ausgewählt,  sondern  letztere  müsse  allen  diesen  Unterbeamten  gewährt  werden. 
Danach  werde  aber  nicht  verfahren.  Am  besten  scheine  es  ihm ,  die  ge- 
hobenen Stellen  ganz  zu  beseitigen  und  dafür,  wenn  auch  vielleicht  nur 
allmählich,  die  unzulänglichen  Unterbeamtengehälter  allgemein  zu  erhöhen. 

Nachdem  Redner  dann  noch  den  Wegfall  der  Telegraphendienstbereit- 
schaft  an  den  Sonntag- Nachmittagen  bei  kleinen  Postanstaltcn ,  an  deren 
Orten  eine  Bahntelegraphenstation  ohnehin  Dienst  abhalte,  angeregt  hatte, 
wies  er  darauf  hin,  daß,  während  früher  aus  den  Schreiben  von  Beamten 
an  die  Reichstagsabgeordneten  Resignation  oder  meistens  Verbitterung  ge- 
sprochen habe,  in  diesem  Jahre  HofTnungsfreudigkeit  bei  den  Beamten 
festzustellen  sei.  Diese  hätten  zum  Staatssekretär  das  vollste  Vertrauen, 
daß  er  Ubelstände,  sobald  sie  ihm  überhaupt  bekannt  würden,  auch 
abstelle. 

Der  Staatssekretär  erwiderte  darauf  folgendes: 

»Ich  möchte  zunächst  dem  Herrn  Vorredner  für  seine  letzten  Worte 
danken  und  sagen ,  daß  es  mich  sehr  angenehm  berührt  hat .  als  Vertreter 
der  Verwaltung  zu  hören,  daß  die  Beamten  Vertrauen  zu  mir  haben.  Ich 
glaube,  Sie  werden  auch  alle  sicher  sein,  daß,  soweit  es  irgend  möglich  ist, 
ihre  Interessen  von  mir  nachhaltig  vertreten  werden. 

Ich  darf  dann  übergehen  zu  den  Wünschen,  die  der  Herr  Vorredner 
vorgebracht  hat.  Zunächst  die  Postagenten!  Ich  glaube  wohl,  daß  es 
möglich  sein  wird,  bei  denjenigen  Postagenturen,  in  deren  Nähe  sich  eine 
Bahnstation  befindet,  Erleichterungen  eintreten  zu  lassen.  Die  Herren 
wollen  aber  überzeugt  sein:  wir  haben  uns  bei  der  Festsetzung  des  Sonn- 
tagsdienstes auch  ganz  ernstlich  die  Frage  vorgelegt:  geht  es  nicht  ein 
bischen  weit,  auch  Nachmittags  den  Telegraphendienst  einzurichten?  Wir 
haben  aber  doch  geglaubt,  daß  wir  auch  an  kleineren  Orten  für  eine  Stunde 
wenigstens  dem  Publikum  Gelegenheit  geben  sollen,  eilige  Sachen  zu  er- 
ledigen. Ich  bin  aber  gern  bereit,  Ermittelungen  darüber  anstellen  zu  lassen, 
ob  etwa  in  einzelnen  Fällen  zu  weit  gegangen  wird. 

Der  Herr  Vorredner  kam  dann  wieder  auf  die  gehobenen  Unterbeamten, 
die  er  als  etwas  Abnormes  ansah.  Ich  sagte  bereits  gestern,  daß  Unter- 
schiede unter  den  Unterbeamten  nach  Maßgabe  ihrer  Beschäftigungsweise 
«loch  ebenso  gemacht  werden  müssen,  wie  es  bei  den  Beamten  des  Betriebs- 
iiienstes geschieht.  Wir  haben  immer  Beamte  verschiedenster  Gattung  im 
Betriebsdienste  gehabt,  weil  die  einzelnen  Dienstverrichtungen  doch  ver- 
schieden und  verschieden  zu  bewerten  sind,  so  daß  auch  andere  An- 
forderungen an  diejenigen  Beamten  zu  stellen  sind,  die  die  feineren  Dienst- 
verrichtungen machen.  Ich  muß  nochmals  wiederholen,  ich  verstehe  es 
eigentlich  nicht,  daß  diese  Bewegung  unter  den  Unterlu ■amten  ist,  eine  Be- 
wegung, die  ich  nicht  für  recht  gesund  halte;  denn  die  Unterbeamten  haben 
anderseits  gerade  den  Wunsch,  auch  weiter  vorzurücken,  und  das  kann 
'loch  nur  in  der  Weise  geschehen,  daß  sich  Unterschiede  zwischen  den 
l  "nterbeamten  herausbilden. 
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Ich  möchte  dann  aber  auch  die  Gelegenheit  wahrnehmen,  um  hier 
öffentlich  zu  betonen,  daß  Sie  den  Amtsvorstehern  unrecht  tun,  wenn  Sie 
irgendwie  glauben,  daß  diese  Herren  nicht  ganz  vorurteilslos  der  Frage 
gegenübertreten.  Die  meisten  von  Ihnen  aus  der  Provinz  werden  die  Post- 
direktoren kennen  und  wissen,  daß  Sonderinteressen  bei  ihnen  nicht  vor- 
liegen, einen  Unterbeamten  ungünstiger  zu  behandeln  als  den  andern.  Für 
die  Postdirektoren  sind  bei  den  Vorschlagen  nur  dienstliche  Gründe  ent- 
scheidend. Die  Ober  -  Postdirektion  prüft,  wie  ich  schon  ausgeführt  habe, 
die  einzelnen  Vorschläge  der  Amtsvorsteher  und  fragt,  wenn  noch  ältere 
L'nterbeamten  da  sind,  die  nicht  vorgeschlagen  werden,  jedesmal  an,  aus 
welchen  Gründen  nicht  diese  für  die  gehobene  Stelle  geeignet  sind.  Die 
Amtsvorsteher  würden  sich  ja  selbst  das  Leben  sehr  erschweren,  wenn  sie 
ungeeignete  Kräfte  in  Stellen  setzen  wollten,  in  denen  höhere  Anforderungen 
an  Fähigkeiten  und  Körper  zu  stellen  sind. 

Nun  hat  der  Herr  Vorredner  angeführt,  daß  in  Cöln  verschiedene  Geld- 
briefträger  die  Zulage  nicht  bekommen  haben.  Das  kann  ich  nicht  in  Ab- 
rede stellen.  Als  die  gehobenen  Stellen  geschaffen  wurden ,  hatte  man  die 
Absicht,  auch  die  Geldbriefträger  für  diese  Stellen  heranzuziehen.  Man  ist 
allmählich  aber  zu  einer  Einschränkung  gekommen,  die  Geldbriefträger 
haben  nur  eine  zweimalige  Bestellung  am  Tage,  während  die  anderen 
Briefträger  vier-,  fünf-,  sechs-,  siebenmal  ihr  Revier  abzulaufen  haben.  Die 
Geldbricfträger  haben  zwar  eine  größere  Verantwortung  infolge  der  Aus- 
zahlung der  Postanweisungen,  sie  bekommen  aber  andererseits  Kassenaus- 
fälle, so  daß  sie  nach  der  Richtung  etwas  besser  stehen  als  die  andern. 
Deshalb  wurde  bestimmt ,  daß  die  Zulage  für  gewöhnlich  nur  diejenigen 
Geldbriefträger  bekommen  sollen ,  die  einen  ganz  besonders  verantwortlichen 
Dienst  durch  den  großen  l'mfang  der  Geldauszahlungen  usw.  haben.  Die 
Zulagen  haften,  wie  der  Herr  Abgeordnete  Roeren  ausgeführt  hat,  an  der 
Stelle  und  nicht  an  der  Person. 

Was  dann  die  Bestellung  der  Oster-  und  Phngstkarten  betrifft,  so  stehe 
ich  auf  dem  Standpunkt  des  Herrn  Vorredners ,  daß  diese  Karten  nicht  an 
den  Festtagen  bestellt  werden  sollen.  Ich  habe  schon  bei  früherer  Gelegen- 
heit ausgeführt,  daß  Drucksachen,  welche  in  großer  Zahl  vorliegen  und 
wenig  Wert  haben,  nicht  Sonntags  bestellt  zu  werden  brauchen,  sondern 
zu  einer  weniger  belasteten  Bestellung  zurückgelegt  werden  können. 

(Sehr  richtig!) 

Nach  dieser  Richtung  sind  Verfügungen  bereits  ergangen  und  werden  noch 
ergchen. 

Ich  kann  dem  Herrn  Vorredner  auch  bestätigen,  daß  ich  seine  Ansicht 
bezüglich  des  Falles  Saarbrücken  teile.  Ich  habe  telegraphisch  angefragt, 
wie  die  Sache  liegt,  als  ich  gestern  davon  hörte,  und  da  ist  mir  heute  eine 
Depesche  zugegangen,  die  bestätigt,  daß  die  Ober- Postdirektion  in  der  Tat 
eingegriff  en  hat.  Der  Ober  -  Postdirektor  hat  noch  schriftlichen  Bericht  in 
Aussicht  gestellt:  diesen  warte  ich  nur  ab,  um  das  nähere  zu  erfahren. 
Dann  werde  ich  ihm  mitteilen,  daß  ich  das  Vorgehen  nicht  billige. 

(Bravo!  in  der  Mitte.) 

Ich  kann  weiter  dem  Herrn  Vorredner  sagen,  daß  ich  auch  nicht  so 
weit  gehe  wie  die  Ober- Postdirektion  in  Hamburg  bezüglich  des  behaupteten 
Falles,  und  daß,  als  ich  Kenntnis  davon  bekommen  habe,  sofort  Reniedur 
eingetreten  ist.« 

(Bravo!) 
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Hierauf  nahm  der  Direktor  im  Reichs- Postamt  VVittko  das  Wort: 

»Meine  Herren,  nachdem  mein  Herr  Chef  die  vorhin  im  einzelnen 
gestellten  Fragen  in  bezug  auf  das  Betriebswesen  beantwortet  hat.  liegt 
mir  ob.  noch  die  hinsichtlich  der  Pcrsonalangelegenheiten  gestellten  einzelnen 
Fragen  zu  beantworten. 

Da  hat  zunächst  der  Herr  Abgeordnete  Dröscher  zur  Sprache  gebracht, 
daß  die  Beamten  geklagt  haben  über  die  häufig  vorkommende  verspätete 
Mitteilung  von  ihrer  Versetzung.  Ich  kann  nicht  zugeben,  daß  solche  Mit- 
teilungen häufig  zu  einem  zu  späten  Termin  an  die  Beamten  gelangen. 
Das  Gegenteil  ist  der  Fall.  Ich  kann  die  Versicherung  geben,  daß  bei  der 
obersten  Behörde,  sobald  nach  Lage  der  Ftatsverhandlungen  nur  irgendwie 
übersehen  werden  kann,  daß  die  neubeantragten  Stellen  wirklich  bewilligt 
werden,  dann  mit  fieberhafter  Eile  an  die  Ausfertigung  der  Versetzungen 
herangegangen  wird.  Das  ist  keine  ganz  leichte  und  im  Nu  zu  erledigende 
Arbeit.  Ks  handelt  sich  bei  uns  um  die  Hinaussendung  von  800  bis  1000  Einzel- 
verf ügungen ,  und  die  erfordern  selbstverständlich  eine  bestimmte  Frist. 
Aber,  wie  gesagt,  es  wird  mit  fieberhafter  File  daran  gearbeitet,  und  es  ist 
ferner  den  Ober  -  Postdirektionen  ganz  besonders  zur  Pflicht  gemacht,  daß 
die  von  der  obersten  Behörde  eingehenden  Versetzungsverfügungen  Zug 
um  Zug  erledigt  werden,  und  das  wird  strikte  befolgt.  Im  übrigen  wacht 
auch  der  Rechnungshof  des  Deutschen  Reichs  mit  einer  besonderen  Sorgfalt 
darüber,  daß  Verzögerungen  bei  Versetzungen  nicht  vorkommen ;  denn  wenn 
solche  Verzögerungen  vorkämen,  läge  die  Gefahr  nahe,  daß  wir  bei  der 
dann  nicht  rechtzeitig  eintretenden  YVohnungskündigung  für  die  zu  erlegende 
Wohnungsmiete  der  Beamten  eintreten  müßten,  und  infolgedessen  schließlich 
die  Verwaltung  die  Miete  zu  zahlen  hätte.  Das  läßt  sich  der  Rechnungshof 
durchaus  nicht  gefallen,  sondern  macht  in  den  einzelnen  Fällen  den  Beamten 
dafür  verantwortlich.  Aus  dieser  ganzen  Sachlage  ergibt  sich,  daß  wirklich 
der  Regel  nach  die  Versetzungen  mit  größter  Geschwindigkeit  erledigt 
werden.  Selbstverständlich  kommt  es  auch  einmal  vor.  daß  nach  Lage  der 
Sache  zu  einem  sehr  späten  Termin  Versetzungen  ausgesprochen  werden 
müssen,  und  da  muß  es  sich  der  einzelne  Beamte  auch  gefallen  lassen. 
Das  ist  nicht  zu  vermeiden. 

Der  Herr  Abgeordnete  Dr.  Dröscher  ist  dann  auf  die  Dienststundenpläne 
zu  sprechen  gekommen  und  hat  hervorgehoben,  daß  es  nicht  ausreichen 
wurde,  wenn  diese  Pläne  von  den  Ortspostanstalten  festgesetzt  und  dem- 
nächst lediglich  von  den  Ober- Postdirektionen  geprüft  werden.  Das  geben 
wir  vollständig  zu;  auch  wir  sind  da  der  Meinung,  daß  eine  weitere 
Kontrolle  eintreten  muß,  und  diese  Kontrolle  wird  sehr  scharf  beim  Reichs 
Postamt  geführt.  Wir  fordern  uns  alljährlich  eine  große  Zahl  von  Dienst- 
stundenplänen ein,  die  werden  sorgfältig  geprüft,  und  die  etwaigen  Aus- 
stellungen den  Ober-Postdirektionen  mitgeteilt,  und  es  wird  für  die  Friedigung 
Sorge  getragen.  Ich  kann  nur  hervorheben,  daß.  soweit  bei  der  obersten 
Postbehördc  bereits  eine  Prüfung  der  Dienststundenpläne  stattgefunden  hat. 
wir  die  sichere  Überzeugung  haben,  daß  keine  Überlastung  entsteht. 

Der  Herr  Abgeordnete  Eickhoff  hat  gefragt,  wie  es  sich  mit  der  Militär- 
dtenstzc/t  für  die  in  den  Postdienst  eintretenden  höheren  Beamten  verhielte 
es  richtig  wäre,  daß  das  Militärjahr.  das  vor  dem  Fintritt  als  Postelcve 
<«kr  ah   Postgehilfe  abgeleistet  ist,   bei  der  Anstellung  nicht  angerechnet 
Hürde      ]n.    es  'st  so-   lMK'  c'as  beruht  auf  ganz  allgemeinen  Grundsätzen. 
<iw  bei  allen  Verwaltungen  bestehen.    Auch  bei  der  Justiz  wird  die  Militär- 
mt     die   vor   Heginn  des  Studiums   oder   vor  Beginn   der  Referendarzeit 
abgeleistet    ist.    «><-'nt  «n  Anrechnung  gebracht,   dagegen  diejenige  Militär- 
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dienstzeit.  die  nach  Ablegung  des  Referendarexamens  absolviert  ist.  Genau 
so  ist  es  bei  der  Post,  und  es  wird  auch  nicht  möglich  sein,  für  ein  einzelnes 
Kessort  eine  andere  Bestimmimg  herbeizuführen. 

Der  Herr  Abgeordnete  Eickhoff  hat  ferner  gefragt,  wie  es  sich  verhielte 
mit  der  Anrechnung  der  Militärdienstzeit  für  die  nach  dem  Jahre  1895  an- 
gestellten Postunterbeamten.  Das  verhält  sich  folgendermaßen.  Bis  zum 
Jahre  1895  wurden  die  Postunterbeamten  angestellt  unter  Anrechnung  ihrer 
gesamten,  bis  dahin  geleisteten  Dienstzeit,  gleichviel  in  welcher  Stellung- 
diese  Dienstzeit  abgeleistet  war,  ob  als  Beamter.  Arbeiter  oder  Soldat.  Nim 
kam  mit  dem  Jahre  1895  die  Einführung  des  Dienstaltersstufensystems, 
und  es  wurde  bestimmt,  daß  für  die  etatsmäßige  Anstellung  als  Cnter- 
beamte  zwar  auch  ferner  dieselben  Bestimmungen  maßgebend  sein  sollten 
wie  bisher,  daß  aber  für  das  Besoldungsdienstalter  nur  angerechnet 
werden  dürfte  zunächst  die  Zeit  vom  Beginn  der  etatsmäßigen  Anstellung  ab. 
dann  aber  auch  -  das  war  ein  besonderer  Vorzug  des  neuen  Systems  — 
zum  Ausgleich  für  die  verschiedene  Wartezeit,  die  sich  für  die  einzelnen 
früher  ergeben  hatte,  auch  ein  Teil  derjenigen  Dienstzeit,  die  als  Diätariat 
zurückgelegt  war  vor  der  etatsmäßigen  Anstellung.  Als  Diätariat  wird 
nur  angesehen  diejenige  Zeit,  die  die  Beamten  vor  der  etatsmäßigen  An- 
stellung in  Bcamten<|iialität  zugebracht  haben  und  daraus  folgt,  daß  vom 
Jahre  1805  ab  in  bezug  auf  das  Besoldungsdicnstalter  die  Militärzeit,  die 
vor  dem  Eintritt  in  den  Postdienst  zurückgelegt  war,  nicht  angerechnet  wird. 
Dagegen  wird  aus  Billigkeitsrücksichten  die  Zeit  nach  dem  Eintritt  in  den 
Postdienst,  die  sie  im  Militärdienst  zurückgelegt  haben,  auch  wieder  auf 
das  Besoldungsdienstalter  angerechnet  —  die  Sache  ist  etwas  kompliziert.  — 
Daraus  also  ergeben  sich  Unterschiede  für  die  vor  dem  Jahre  1895  und  die 
nach  dem  Jahre  1895  Angestellten,  l'm  nun  L'mrangierungen  zu  vermeiden, 
wie  sie  bei  voller  Anwendung  der  neuen  Grundsätze  vom  Jahre  1895  unbe- 
dingt notwendig  geworden  wären,  wurde  als  Übergang  bestimmt,  daß 
den  vor  dem  Jahre  1895  Angestellten  auch  die  vor  dem  Eintritt  zur  Post 
geleistete  Militärdienstzeit  als  Diätariat  auf  das  Besoldungsdienstalter  ange- 
rechnet werden  soll,  aber  eben  nur  als  Übergangsstadium.  Selbst- 
verständlich konnte  die  Übergangsbestimmung  für  die  weitere  Eolge  nicht 
mehr  als  maßgebend  angeschen  werden.  Meine  Herren,  die  vorhin  an- 
geführte Bestimmung  hinsichtlich  des  Diätariats  beruht  wiederum  auf  all- 
gemeiner Festsetzung,  wie  sie  in  Preußen  und  im  Reich  für  alle  Ressorts 
getroffen  worden  ist,  und  es  ist  nicht  möglich,  für  eine  Einzelverwaltung- 
besondere  Bestimmungen  zu  treffen. 

Der  Herr  Abgeordnete  Hug  hat,  wenn  ich  ihn  richtig  verstanden  habe, 
die  Frage  an  die  Verwaltung  gerichtet,  ob  es  richtig  wäre,  daß  den  Militär- 
anwärtern bei  der  etatsmäßigen  Anstellung  und  bei  Festsetzung  ihres  Be- 
soldungsdienstalters  von  ihrer  früheren  Militärdienstzeit  nichts  angerechnet 
wird.  -—  Der  Herr  Abgeordnete  Hug  schüttelt  mit  dem  Kopf;  dann  habe 
ich  ihn  nicht  richtig  verstanden.  — ■  Er  hat  aber  ferner  —  und  da  glaube 
ich,  ihn  richtig  verstanden  zu  haben  —  die  Frage  gestellt,  ob  für  diejenigen 
Beamten,  die  vor  dem  Jahre  180J  etatsmäßig  angestellt  wurden,  nicht  eine 
Be^erung  insofern  eintreten  konnte,  als  denselben  ebenso  wie  den  nach  dem 
Jahre  1S0I  Angestellten  ein  Militärjahr  auf  das  Besoldungsdienstalter  ange- 
rechnet wurde.  Die  Sache  liegt  auch  etwas  kompliziert,  und  zwar  folgender- 
maßen: durch  Allerhöchste  Order  vom  14.  Dezember  180J  ist  bestimmt 
wurden,  dali  den  in  den  Subalterndienst  übernommenen  Militäranwärtern  bei 
Feststellung  ihrer  Anziennität  ein  Jahr  oder,  wenn  die  Invalidität  vor  Ab- 
laut eines  Jahns  eingetreten  ist.  die  tatsachlich  abgeleistete  aktive  Dienst- 


Digitized  by  Google 


Die  zweite  Beratung  d.  Etats  d.  Rcichs-Post-  u.  Telegraphenverwaltung.  2^3 

zeit  zurückdatiert  wird,  sobald  sie  eine  etatstnäßige  Anstellung  erbalten. 
Aber  diese  Vorschrift  gilt  erst  vom  Januar  1002  ab.  Die  in  den  Tost-  und 
Telegraphendicnst  eintretenden  Militäranwärter  wer<len  nach  einjähriger 
Probezeit  als  Assistent  oder  Postverwalter  etatsmäßig  angestellt.  Hei  der 
Festsetzung  ihres  Besoldungsdienstalters  muß  <ler  allgemeinen  Bestimmung 
^•maß  die  Probedienstzeit  unberücksichtigt  bleiben.  Durch  Anrechnung  von 
einem  Jahre  Militärdienstzeit  wird  aber  für  die  Beamten  erreicht,  daß  ihr  Be- 
xddungsdienstaltcr  doch  vom  Tage  des  Diensteintritts  ab  gerechnet  wird. 
Da  aber  die  Allerhöchste  Order  vom  14.  Dezember  I St ;  1  ausdrucklich  erst 
vom  I.  Januar  1002  Gültigkeit  hat,  so  stehen  sich  die  vor  diesem  Zeitpunkt 
angestellten  Militäranwärter  in  bezug  auf  ihr  Besoldungsdienstaltcr  auf  ein 
jähr  schlechter.  Auch  dieses  beruht  wiederum  auf  allgemeiner  Festsetzung, 
die  für  alle  Kessorts  maßgebend  ist.  und  die  einzelne  Verwaltung  ist  nicht 
imstande,  da  Besserung  eintreten  zu  lassen.  Die  Sache  ist  uns  sehr  wohl 
bekannt,  und  wir  haben  uns  wiederholt  mit  der  Kciehsfmanzverwaltung  des- 
wegen in  Verbindung  gesetzt;  aber  es  hat  sich  kein  Weg  gefunden,  eine 
kemedur  eintreten  zu  lassen. 

Der  Herr  Abgeordnete  Zubeil  hat  darüber  geklagt,  daß  die  nicht  - 
angestellten  Postboten  in  Berlin  ein  Tagegeld  von  nur  2.^>  Mark  beziehen, 
und  hat  darauf  hingewiesen,  daß  in  allen  anderen  Branchen  mindestens  ein 
Tagelohn  von  3  Mark  gezahlt  würde.  Ja,  wenn  das  richtig  ist,  dann 
mochte  ich  doch  den  Herrn  Abgeordneten  Zubeil  bitten,  in  Betracht  zu 
ziehen,  daß  dieses  Tagegeld  von  3  Mark  an  Arbeiter  für  00  Tage  im  Jahre 
nicht  gezahlt  wird,  daß  dagegen  die  I 'ostboten  für  jeden  Tag  des  Jahres 
ihre  2.\o  Mark  bekommen.  Wenn  er  sich  dann  nach  Adam  Riese  das 
Facit  ausrechnet,  wie  es  sich  ergibt  für  die  einen  und  für  die  anderen, 
dann  wird  er  zu  der  Oberzeugung  kommen,  daß  die  Postboten  nicht 
ungünstiger  stehen. 

(Zuruf  von  den  Sozialdemokraten.) 

Der  Herr  Abgeordnete  Zubeil  hat  ferner  die  Frage  wieder  angeregt 
wegen  der  Regenmäntel  und  hat  gesagt,  die  Postillione  mußten  seit  Jahren 
die  Regenmäntel  entbehren.  Das  trifft  nicht  zu.  Die  Postillione  sind 
bereits  seit  länger  als  Jahresfrist  sämtlich  mit  dem  Regenmantel  aus- 
gestattet. 

Was  die  Unterbeamten  betrifft,  die  Briefträger,  die  er  speziell  erwähnt 
hat,  so  mochte  ich  anführen,  daß  die  ( )ber- Postdirektionen  inzwischen  bereits 
mit  Anweisungen  dahin  versehen  worden  sind,  daß  nicht  allein  die  Brief- 
trager,  sondern  sämtliche  Unterbeamte  fortan  mit  Regenmänteln  ausgestattet 
werden  sollen,  und  die  entsprechenden  F'inleituugen  dazu  .sind  bereits 
getroffen. 

Der  Herr  Abgeordnete  Zubeil  hat  ferner  auch  wieder  darauf  hingewiesen, 
daß  die  Verwaltung  dem  Heiraten  der  Postboten  hinderlich  entgegentrete, 
ja.  die  Sache  liegt  wirklich  nicht  so  schlimm,  meine  Herren.     Ich  werde 
Ihnen  da  nur  einige  Zahlen  nennen.   Wir  haben  insgesamt  25000  Postboten, 
davon  befinden  sich  46  Prozent  in  einein  Lebensalter  unter  20  Jahren;  von 
diesen  kann  man  doch  von  vornherein  annehmen,   daß  ihr  Heiraten  noch 
nicht  so  dringend  nötig  ist.    Das  wären  also  12000.  die  von  den  25000 
Machen,  es  bleiben  dann  ij  000  übrig.   Nun  haben  wir  tatsächlich  0500  ver- 
haratetc  Postboten;   es  bleiben  also  im  ganzen  3500  unverheiratete  übrig. 
Mo      Herren,  aus  diesen  Zahlen  ergibt  sich  doch  am  Knde  wirklich,  daß 
'  iernisse,  die  die  Verwaltung  dem  Heiraten  der  Deute  entgegenstellt. 

Zht  Tu  bedenklich  sein  können.« 
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Der  folgende  Redner,  Abgeordneter  von  Gersdorff,  wandte  sich 
zunächst  gegen  die  Ausführungen  des  Fürsten  Kadziwill.  Für  die  Gewährung 
oder  Nichtgewährung  der  Ostmarkenzulagen  dürften  nicht  politische  Gründe 
maßgebend  sein,  sondern  man  müsse  sich  auf  den  Standpunkt  der  Gerechtigkeit 
und  Billigkeit  stellen.  Die  Hinrichtung  der  übersetzungssteilen  in  Posen 
und  Bromberg  sei  von  der  polnischen  Bevölkerung  selbst  durch  die  Flut 
von  polnischen  unleserlichen  oder  schwer  zu  entziffernden  Adressen  provoziert 
worden.  Allerdings  seien  die  Absender  vorsichtiger  geworden:  sie  benutzten 
jetzt  nur  für  nicht  eilige  Sendungen  polnische  Adressen.  F".r  meine,  daß 
derartige  Adressen  überhaupt  zurückgewiesen  werden  müßten. 

Sodann  ergriff  der  Abgeordnete  Prinz  zu  S  ch  öna  i  ch -Car  ol  a  t  h  das 
Wort,  um  hervorzuheben,  daß  nirgends  in  der  ganzen  Welt  die  postalischen 
Hinrichtungen  so  gut  seien,  wie  in  Deutschland.  Diese  Auffassung  werde 
immer  aufs  neue  bestätigt  und  bestärkt,  je  länger  man  sich  im  Auslande 
befinde.  Das  schließe  naturlich  nicht  aus.  daß  hier  und  da  noch  die  bessernde 
Hand  angelegt  werden  mußte. 

Der  Abgeordnete  D.  Stock  er  beleuchtete  die  Hrage  der  Organisation 
der  Unterbeamten  unter  dem  Gesichtspunkte,  daß  der  Zusammenschluß  der 
letzteren  auch  zu  dem  Zwecke  gewünscht  werde,  um  —  wie  zwei  ihm  eben 
zugegangene  Mitteilungen  besagten  —  an  dem  neubeginnenden  Kampfe 
gegen  die  sozialdemokratische  Verführung  unseres  Volkes  teilzunehmen.  Die 
Postunterbeamten  würden  durch  eine  solche  Organisation  zu  einer  Truppe 
werden,  die  in  dem  Kampfe  für  Vaterland,  Ordnung  und  soziale  Gesund- 
heit fest  zusammenstehe.  Hr  kenne  die  unteren  Postbeamten  zu  gut,  als 
daß  er  glauben  könne,  sie  könnten  in  größerer  Zahl  die  Sozialdemokratie 
verstärken.  Sie  seien  tüchtige,  treue  Männer,  und  bei  der  Berührung,  in 
welche  sie  mit  dem  gesamten  Volke  kämen,  seien  sie  imstande,  einen  bemerk- 
baren Hinfluß  auf  das  Volk  auszuüben. 

Der  Staatssekretär  habe  gesagt,  in  Preußen  seien  mit  den  Unterbeamten- 
verbänden nicht  die  guten  Hrfahrungen  gemacht  worden  wie  in  Süddeutsch- 
land. Alier  so  groß  sei  der  Unterschied  nicht,  daß  er  von  einem  neuen 
Versuche  abschrecken  könne.  Man  solle  die  Unterbeamten  aus  den  vor- 
erwähnten Gründen  an  einer  über  ganz  Deutschland  gehenden  Organisation 
nicht  hindern;  um  eine  Koalition  handele  es  sich  nicht,  denn  Beamte 
hätten  kein  Koalitionsrecht  und  könnten  keins  haben.  Die  aus  Postbeamten- 
kreisen kommende  Menge  von  Petitionen  und  Beschwerden,  die  man  jetzt 
im  Reichstage  höre,  würden  aufhören,  wenn  die  schwebenden  Fragen 
zw  ischen  Ausschüssen  dieser  Kreise  und  dem  Staatssekretär  erörtert  würden. 
An  der  Spitze  der  Organisation  müßten  aktive  Beamte  stehen.  Die  Beamten 
würden  dann  nicht  glauben,  sie  müßten  vom  Reichstag  und  den  ver- 
schiedenen Parteien  Hilfe  gegen  ihre  Behörde  erzwingen,  sondern  sie  würden 
das  Gefühl  haben,  daß  sie  von  ihrer  Behörde  erreichten,  was  nötig  sei. 

Auch  eine  verstärkte  Sonntagsruhe  werde  dazu  beitragen,  Zufriedenheit 
unter  den  Beamten  zu  verbreiten.  So  könne  er  sich  nicht  eher  zufrieden 
geben,  als  bis  z.  B.  das  Rasseln  der  Gepäckwagen  am  Sonntagsmorgen 
während  des  Gottesdienstes  aufhöre;  denn  es  sei  unmöglich,  die  rechte  Auf- 
fassung vom  Sonntag  in  unserem  Volke  einzubürgern,  wenn  eine  Reichs- 
behörde  mit  falschem  Beispiele  vorangehe.  Auch  würde  viel  gewonnen 
werden,  wenn  die  Befugnis,  des  Sonntags  Briefe  zwischen  12  und  I  Uhr 
abzuholen,  abgeschafft  wurde.  Allerdings  müßte  auch  die  Geschäftswelt  zur 
Erweiterung  der  Sonntagsruhe  beitragen.  Hr  könne  es  z.B.  nicht  billigen,  daß 
die  Sonntagsbestellung  deshalb  mehr  belastet  werde,  weil  eine  Menge 
jüdischer  Geschäftsleute  es   ablehne,   von    Freitag    bis   Sonnabend  Abend 
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Sendungen  zu  empfangen.  Der  Anregung,  bei  einzelnen  Postagenturen 
den  Dienst  von  5  bis  ö  Uhr  an  Sonntagnachmittagen  abzuschaffen,  schließe 
er  sich  durchaus  an. 

Zum  Schluß  sprach  sich  der  Redner  für  eine  Erhöhung  des  Wohnungs- 
geldzuschusses und  für  Verminderung  der  Dienststundenzahl  aus  und  erklärte 
es  für  unbillig,  daß  eine  alleinstehende  Beamtin  dasselbe  Wohnungsgeld 
erhalte,  wie  ein  Postsekretär  oder  Obersekretär  mit  großer  Familie.  Eine 
Notlage  der  höheren  Beamten  sei  ohne  Zweifel  vorhanden;  er  sehe  aber 
kaum  ein  Mittel,  auf  allen  Punkten  zu  helfen.  Ferner  werde  in  den  Kreisen 
der  höheren  Beamten  gewünscht,  daß  die  Amter  der  Direktoren  nicht,  wie 
e>  jetzt  oft  geschehe,  von  dienstjüngern  .  sondern  von  älteren  Beamten  revi- 
diert würden,  und  daß  man  die  Rate  aus  den  Direktoren  sowie  einen  Teil 
der  vortragenden  Räte  des  Reichs- Postamts  aus  den  Ober- Postdirektoren 
entnähme. 

Der  Abgeordnete  Kopsch  wendete  sich  darauf  in  mehr  personlichen 
Ausführungen  gegen  den  Abgeordneten  von  Gerlach,  um  dann  in  Überein- 
stimmung mit  den  Vorrednern  für  eine  Aufbesserung  der  Gnterbeamten- 
gehälter  und  für  eine  Organisation  der  Unterbeamten  einzutreten.  Doch 
könne  er  dem  Abgeordneten  Stöcker  nicht  in  dem  Bestreben  folgen,  die 
l  nterbeamtenorgamsationen  als  Kampfmittel  gegen  eine  politische  Partei  zu 
benutzen.  Solche  Organisationen  sollten  vielmehr  zur  Wahrung  und  Förde- 
rung der  Interessen  ihrer  Mitglieder  dienen,  damit  sie  erzieherisch  auf  ihre 
Mitglieder  einwirken  und  nach  Möglichkeit  deren  wirtschaftliche  Lage 
bessern  könnten.  Die  höheren  Beamten  sollten  selbst  in  die  Versammlungen 
gehen,  um  dort  als  Freunde  und  Berater  die  Klagen  anzuhören  und  irrtüm- 
lichen Anschauungen  gegenüber  aufklärend  zu  wirken. 

Der  Resolution  wegen  Vorlegung  einer  Statistik  über  die  Dienstzeit 
stimme  er  zu,  da  das  vorgeschriebene  Maß  der  Dienstzeit  wohl  zu  groß  sei 
und  noch  starke  Uberbürdungcn  beständen. 

Eine  weitere  Ausdehnung  der  Sonntagsruhe,  wenn  auch  nicht  nach  eng- 
lischem Muster,  halte  auch  er  für  erwünscht.  Ferner  sei  es  notig.  für  die 
Erteilung  des  Erholungsurlaubs  gleichmäßige  Regeln  aufzustellen.  Bei  l'rlaubs- 
bewilligungen  in  Krankheitsfällen  werde,  wie  ein  Fall  in  Hamburg  gezeigt 
habe,  mitunter  sehr  langsam  verfahren.  Die  von  dem  Abgeordneten  Droschcr 
gestreifte  Aufhebung  der  Geheimhaltung  der  Personalakten  sei  erforderlich 
sowohl  im  Interesse  der  nachgeordneten  Beamten  als  auch  im  Interesse  der 
Verwaltung  und  der  Vorgesetzten.  Der  Vorgesetzte,  der  wisse,  daß  e.  F. 
eine  Nachprüfung  seiner  Berichte  eintreten  könne,  werde  viel  vorsichtiger 
und  sachlicher  sein,  als  wenn  er  auf  dauernde  Geheimhaltung  der  den 
Akten  einzuverleibenden  Schriftstücke  rechnen  könne.  Über  die  mangel- 
hafte Einrichtungen  der  Dienst wachzirnmer.  die  vielfach  jüngeren  Beamten 
als  Wohnräume  zugewiesen  würden,  werde  noch  immer  viel  geklagt. 

Der  Redner  äußerte  dann  noch.  daß.  wenn  die  Postverwaltung  es  zurück- 
weise, daß  sich  dritte  Personen  zwischen  sie  und  die  Beamtenschaft  ein- 
drängten, es  um  so  mehr  ihre  Pflicht  sei.  die  auf  legalem  Wege  zu  ihrer 
Kenntnis  kommenden  Wünsche  in  der  rechten  Weise  zu  prüfen;  im  übrigen 
müsse  trotz  der  vielen  Wünsche  und  Klagen  anerkannt  werden,  daß  die  Ver- 
waltung im  großen  und  ganzen  noch  jetzt  den  Ruhm  verdiene,  den  sie 
sich  in  der  Welt  erworben  habe. 

Der  Abgeordnete  Dasbach  erklärte,  er  halte  die  Übersetzungsbureaus 
in  Posen  und  Bromberg  für  vollständig  uberflüssig.  Wenn  man  die  Polen 
gewinnen  wolle,  müsse  man  aufhören,  sie  zu  schikanieren.  Selbst  ein  Brief, 
der  die  Adresse  in  polnischer  und  deutscher  Sprache  enthalten  habe,  sei 


Digitized  by  LjOOQIC 


23''      Pie  zweite  Beratung  d.  Etats  J.  Reichs-Post-  u.  Telegraphenvcrwaltung. 

an  das  Ohersetzungsbureau  gegangen.  Kür  die  aus  dem  Auslände  mit 
fremdsprachigen  Adressen  einteilenden  Briefe  seien  keine  Obersetzungs- 
hureaus  vorhanden,  und  doch  wurden  die  Briefe  ihrer  Bestimmung  richtig 
zugeführt. 

Sudann  befürwortete  der  Redner,  für  die  von  Soldaten  ausgehenden 
Sendungen  in  gleichem  l'mfange  Portofreiheit  zu  gewahren,  wie  für  Sen- 
dungen an  die  Soldaten;  es  sei  z.  B.  wünschenswert,  daß  der  Soldat  seine 
Wasche  nach  Hause  schicke,  weil  sie  dort  schonender  behandelt  und  auch 
a 1 1 sgel >cs ser t  w  ü  r<  1  e . 

Der  Staatssekretär  führte  darauf  folgendes  aus: 

».Meine  Herren,  der  Herr  Vorredner  hat  sich  mit  den  Obersetzungs- 
bureaus beschäftigt.  Kr  hat  in  der  ihm  eigenen  Art  ein  l'rteil  über  die 
Bureaus  gefällt  und  insbesondere  angeführt,  wir  bekämen  ja  vom  Ausland 
Briefe,  und  er  hatte  nie  gelesen,  daü  wir  englische  und  spanische  Ober- 
setzungsbureaus  hätten,  wir  müßten  sie  doch  an  jedem  Ort  haben.  Wenn 
der  Herr  Vorredner  die  (lüte  gehabt  hätte,  nachzusehen,  was  in  den  früheren 
\  erhandlungen  gesprochen  ist.  so  wurde  er  gefunden  haben,  w  ie  da  besonders 
ausgeführt  worden  ist.  dato"  wir  allerdings  vom  Auslande  Briefe  mit  fremd- 
sprachigen Adressen  bekommen,  daß  das  aber  einzelne  Briefe  sind  und  die 
Reichs  Postverwaltung  sich  ohne  Schädigung  anderer  Interessen  die  Mühe 
machen  kann,  zu  ermitteln,  an  wen  die  Briefe  gerichtet  sind,  und  nötigenfalls 
sich  an  die  Konsulate  oder  sonstige  geeignete  Stellen  wendet,  um  eine 
Übersetzung  herbeizufuhren.  Bei  den  Obersetzungsbureaus  handelt  es  sich 
aber  um  Mengen  von  polnisch  adressierten  Briefen,  und  das  verändert  die 
Sachlage.  Dali  die  Behandlung  der  polnischen  Adressen  auf  Schikanen  von 
der  Post  zurückzuführen  sei.  dagegen  protestiere  ich  entschieden  ■  es  handelt 
sich  im  (legenteil  um  Schikanen  gegen  die  Post.  Der  Herr  Vorredner  sollte 
vorsichtig  sein,  solche  Behauptung  hier  vorzutragen.  Alle  diejenigen,  die 
deutsch  schreiben  können,  mögen  die  Adressen  deutsch  schreiben.  Wenn 
Briefe  angefertigt  werden  mit  deutscher  und  polnischer  Aufschrift,  dann 
weill  ich  nicht,  wozu  das  geschieht.  Was  ist  denn  die  Briefadresse ?  Sie 
ist  doch  ein  Auftrag  an  eine  deutsche  Behörde,  die  Beförderung  des  Briefes 
auszufuhren,  und  wenn  sie  ein  Auftrag  ist.  so  muti  sie  in  deutscher  Sprache 
gefertigt  werden,  denn  diese  Behörde  verfügt  nicht  über  Beamte,  die  polnisch 
sprechen.  Ks  ist  jahrelang  gegangen  der  Herr  Vorredner  scheint  die 
Vorgänge  nicht  zu  kennen  und  ist  nie  zum  Streit  gekommen.  Woher 
ist  nun  der  Streit  entstanden?  Weil  man  plötzlich  geglaubt  hat.  man  könne 
die  deutsche  Postverwaltung  unter  das  Joch  zwingen,  daß  sie  nur  polnisch 
sprechende  Beamte  anstellen  und  die  polnisch  adressierten  Briefe  befördern 
müßte.  Das  widerspricht  unseren  ( lesetzcn  und  der  Postordnung.  Wir 
können  verlangen,  daß  jeder,  der  uns  einen  Beförderungsauftrag  gibt,  den 
.Brief  so  adressiert,  daß  wir  den  Auftrag  auch  ohne  Mühe  ausführen  können. 
Weshalb  wird  nicht  beim  Telephon  gleiches  verlangt?  Das  Verlangen  der 
Verbindung  mit  einer  anderen  Person  ist  doch  auch  nichts  weiter  als  ein 
solcher  Auftrag.  Da  weiß  eben  jeder,  er  würde  keine  Verbindung  bekommen; 
alter  beim  Brief  wird  es  versucht.  Ich  wiederhole,  es  handelt  sich  nicht 
um  Schikanen  von  der  Post,  sondern  es  ist  einfach  eine  Herausforderung 
der  Post  von  polnischer  Seite. 

Doch  dies  nur  nebenbei!  Ich  wollte  hauptsächlich  zu  der  Resolution 
wegen  der  Portofreiheit  der  Soldaten  sprechen.  Das  ist  eine  Frage,  die 
schon  häutiger  behandelt  worden  ist.  und  ich  glaube,  keiner  unter  uns  steht 
eigentlich  dieser  Krage  feindlich  gegenüber.  Jeder  hat  für  das  Militär  viel 
übrig.     Ich  darf  vorausschicken,   daß  die  (ieldfrage  in  diesem  Punkt  eine 
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recht  große  ist.  I  )er  \ Orschlag  ist  eigentlich  nichts  Neues ;  die  gewünschte 
Krweiterung  der  Portofreiheit  hat  früher  bereits  bestanden  und  ist  abgeschatlt 
worden,  weil  große  Mißbräuche  vorgekommen  waren,  und  weil  sich  auch 
sonst  empfindliche  Übelstände  herausgestellt  haben.  Namentlich  war  die 
Kontrolle  für  die  Militärverwaltung  lastig,  ohne  die  ein  solches  Verfahren 
gar  nicht  ausführbar  ist.  Der  Betreffende,  der  Briefe  und  Pakete  abschicken 
wollte,  mußte  die  Sendungen  erst  vorzeigen,  daß  es  wirklich  Hriefe  sind,  che 
unter  die  Portofreiheit  geboren,  und  daÜ  die  Pakete  Gegenstände  enthalten, 
die  dem  Soldaten  gehören.  Trotz  der  Kontrolle  haben  wir  traurige  F.r- 
fahrungeu  gemacht,  solange  dies  Verfahren  bestand.  Ks  ist  z.  H.  bei  einem 
Paket,  das  von  einem  Soldaten  aufgeliefert  wurde,  festgestellt  worden,  daß 
nicht  Wasche  oder  sonstige  Bedürfnisse  für  den  Soldaten  darin  waren, 
sondern  daß  das  Paket,  dessen  eigentliche  Absenderin  eine  Witwe  war.  zun 
namenhüte,  eine  Tüllhaube  und  eine  Haarflechte  enthielt. 

(Hört!  bort!  und  große  Heiterkeit.) 

Solche  Fälle  waren  sehr  häufig.  Ks  wurde  mal  vier  Wochen  laug  gezahlt; 
dabei  ergaben  sich  810  Fälle  von  Defraudation. 

(Lebhafte  Rufe:   Hort!  hört!» 

Daran  sind  die  armen  Soldaten  nicht  allein  schuld,  sondern  Leute  treten  au 
sie  heran  und  sagen:  ihr  habt  ja  .Portofreiheit,  schickt  doch  das  für  uns 
al>!  Für  den  Soldaten  ist  es  unter  l  'mständeu  auch  sehr  lästig,  wenn  ei- 
erst den  Inhalt  seiner  vorgesetzten  Behörde  nachweisen  soll  denn  die 
muß  doch  den  Brief  usw.  abstempeln.  Schließlich  wird  auch  bekannt:  jetzt 
bestellt  er  sich  Wurst  von  Hause,  und  es  ist  ihm  vielleicht  nicht  lieb,  wenn 
seine  Kameraden  dies  w  issen.  Ich  verstehe,  offen  gestanden,  nicht,  was  der 
Soldat  an  Wäsche  wegschicken  soll,  z.  B.  ein  Soldat,  der  111  Ostpreußen  zu 
Hause  ist  und  jetzt  bei  einem  Regiment  in  Trier  steht.  Hemden,  l  uter- 
heinkleider  usw.  bekommt  er  ja  beim  Militär.  Wenn  er  nun  wirklich  etwas 
eigene  Wäsche  hat  •  zu  viel  wird  es  nicht  sein  und  diese  nach  Hause 
schicken  wollte,  würde  er  sie  erst  nach  14  Tagen  oder  3  Wochen  wieder- 
bekommen. Ich  glaube,  man  hat  sich  die  Sache  doch  etwas  anders  vor- 
gestellt, als  sie  liegt.  Man  hat  übersehen  die  kistige  Kontrolle,  welche  der 
Militärbehörde  damit  auferlegt  wird.  Ich  sehe  also  eigentlich  kein  Bedürfnis 
dafür,  daß  der  Soldat  Pakete  wegschickt.  Daß  er  welche  bekommt,  wissen 
wir.  und  dafür  besteht  ja  eine  Krleichterung. 

Als  man  iK(hj  das  Gesetz  über  die  Portofreiheit  machte,  sagte  mau: 
Portofreiheiten  sollen  nicht  weiter  bewilligt  werden:  die  bestehende  Porto 
freiheit  für  die  Soldaten  soll  weiter  beibehalten  oder  eingeschränkt,  aber 
nicht  erweitert  werden.  Also  wir  mußten  dies  Gesetz  andern,  und  zwar 
gegen  die  Frfahrungen.  welche  uns  vor  nicht  langer  Zeit  dazu  bestimmten, 
diese  Portofreiheit  einzuschränken. 

Was  nun  den  Geldpunkt  anlangt,  so  habe  ich  Krnüttelungcu  anstellen 
lassen,  die  in  der  kurzen  Zeit  natürlich  nur  schätzungsweise  haben  vor- 
genommen werden  können,  um  wie  viel  Sendungen  es  sich  voraussichtlich 
handeln  wurde.  Da  hat  sich  herausgestellt,  daß  allein  die  Portofreiheit  f in- 
line te  nicht  für  Pakete  -  der  Soldaten  einen  Ausfall  von  zirka 
j1  .,  Millionen  ausmachen  würde.  W  enn  nun  feststeht,  daß  das  gewünschte 
Verfahren  bestanden  und  lange  bestanden  hat,  daß  man  sich  aber  überzeugt 
hat:  es  ist  nicht  zweckmäßig,  dann  mochte  ich  auch  glauben,  daß  davon 
Abstand  zu  nehmen  sein  wird.  Änderungen  eintreten  zu  lassen.  Wenigstens 
für  Pakete  liegt  ein  Bedürfnis  sicher  nicht  vor.  Was  das  Briefporto  anlaugt. 
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s<  >  ist  zu  berücksichtigen ,  daß  fast  alle  Soldaten  Zuschüsse  von  Hause 
bekommen  und  schließlich  auch  die  in  Vi.  Briefporto  bekommen  werden, 
um  nach  Hause  schreiben  zu  können.  Durch  eine  Änderung  des  gegen- 
wärtigen Zustande*  wurden  wir  der  Militär-  und  der  Postbehörde  eine  große 
Last  auflegen  und  die  Soldaten  nur  verleiten,  unehrlich  zu  sein.  Ich 
mochte  deshalb  den  Herren  vorschlagen,  es  bei  der  bestehenden  Einrichtung 
zu  belassen.«  (Schluß  folgt.) 


El.Hr  IV      (.llIHMKf   IN   tH.R   linrHMiSI  TKERBI. 
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Die  zweite  Beratung  des  Etats  der  Reichs -Post-  und 
Telegraphenverwaltung  für  das  Rechnungsjahr  1904 

im  Reichstage. 

(Schliilvi 

Am  4.  Sitzungstage,  dem  jo.  Februar,  behandelte  der  Abgeordnete 
Molkenbuhr  zunächst  die  Frage  der  polnischen  Briefaufschriften,  indem 
er  die  hierauf  bezüglichen  Malinahmen  der  Postverwaltung  als  ungerecht- 
fertigt hinstellte.  Sodann  nahm  er  in  längeren  Ausfuhrungen  für  die  l  nter- 
bcamten  das  Koalitionsrecht  in  Anspruch. 

Die  Auffassung,  die  Beamten  hätten  kein  Koalitionsrecht,  lasse  sich  aus 
der  ( iewerbeordnuug  nicht  herleiten,  irgendwelche  gesetzliche  Verbote,  die 
den  Postbeamten  die  Ausnutzung  des  Koalitionsrechts  untersagten,  l.»eständen 
nicht.  Pie  gegen  die  Koalitionen  erlassenen  Verbote  entbehrten  daher  der 
gesetzlichen  Drundlage.  Allerdings  gelte  er  zu.  daÜ  bei  den  eigenartigen 
Verhältnissen  der  Postbeamten  der  Fall  eines  Streikes  zur  Aufbesserung  der 
Verhältnisse  nicht  Platz  greifen  könne.  Wohl  aber  könnten  die  Hilfskräfte 
der  Post  von  allen  den  Rechten,  die  sonst  die  Arbeiter  hätten,  tiebrauch 
machen,  es  werde  ihnen  aber  unter  Hinweis  auf  die  Notwendigkeit,  die 
Disziplin  aufrechtzuerhalten,  versagt.  Diese  sei  aber  auch  in  großen  Privat- 
betrieben unerläßlich,  und  trotzdem  mußten  sich  die  l'ntcrnehmcr  mit  jenem 
Rechte  ihrer  Arbeiter  abfinden. 

Der  Staatssekretär  habe  gesagt,  die  Post  zahle  nach  allgemein  üblichen 
Sätzen,  und  es  drängten  sich  die  Leute  in  ich  immer  zur  Postlaufbahn. 
Das  sei  aber  viel  eher  ein  Reweis  der  allgemeinen  schlechten  Lage  der  Ar- 
beiter, denn  selbst  rnternehmer.  die  sehr  schlecht  bezahlten,  fanden  «loch 
noch  immer  Arbeiter. 

P>ei  der  durch  Resolution  geforderten  Statistik  über  die  Dienst/eil 
mußten   Pausen  von   weniger   als    [  Stunde   in   die   Dienstzeit  eingerechnet 
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werden,  wie  es  bei  den  Erhebungen  der  Kommission  für  Arbeiterstatistik 
festgesetzt  worden  sei.  Ferner  sei  es  notig.  den  Begriff  »Nachtdienst«  in 
Übereinstimmung:  mit  der  Gewerbeordnung  festzustellen,  die  als  Nachtarbeit 
die  Arbeit  von  S"._,  Uhr  ab  ansehe. 

Zum  Schluß  bat  Redner  um  Einrichtung  eines  Postamts  in  der  stark 
bevölkerten  Nordweststadt  von  Elberfeld,  da  die  Entfernungen  bis  zu  den 
nächsten  Postämtern  sehr  groß  seien. 

Per  folgende  Redner,  Abgeordneter  Dr.  von  Jazdzewski,  streifte 
zunächst  die  Krage  der  Ostmarkenzulagen,  bei  der  es  sich  trotz  der  gegen- 
teiligen Versicherung  der  Postverwaltung  um  eine  politische  Maßregel 
handele,  während  die  Post  doch  lediglich  ein  Verkehrsinstitut  sei,  und 
wandte  sich  dann  der  Behandlung  der  Briefe  mit  polnischen  Adressen  zu. 
Er  ging  dabei  von  dem  Begriff  »Schikanen  aus.  worunter  er  eine  bös- 
willig hervorgerufene  Schwierigkeit  gegen  die  von  einem  anderen  beab- 
sichtigte Ausführung  einer  Sache  verstehe.  In  diesem  Sinne  seien  Post- 
schikanen dem  polnischen  Publikum  gegenüber  tatsächlich  verübt  worden. 
Der  Staatssekretär  habe  gesagt,  eine  Briefaufschrift  enthalte  einen  Auftrag 
an  eine  deutsche  Behörde  und  sei  infolgedessen  auch  in  deutscher  Sprache 
abzufassen.  Nun  schreibe  die  Postordnung  vor,  daß  in  der  Aufschrift 
der  Empfänger  und  der  Bestimmungsort  deutlich  und  so  bestimmt  be- 
zeichnet sein  mußten .  daß  jeder  Ungewißheit  vorgebeugt  werde.  Da  in 
1  Vutschland  kein  allgemeines  Amtssprachengesetz  bestehe,  dürfe  die  Bestim- 
mung der  Postordnung  nicht  einseitig  dahin  ergänzt  werden,  daß  nur  die 
deutsche  Sprache  zulässig  sein  solle.  Außerdem  empfehle  die  Postordnung, 
bei  Sendungen  nach  fremden  Ländern  in  der  Aufschrift  zur  Bezeichnung 
des  Empfängers  die  Sprache  des  Bestimmungslandes  oder  eine  andere  dort 
bekannte  Sprache  anzuwenden.  Das  Inland  dürfe  aber  einer  solchen  auf 
internationaler  ( icgenseitigkeit  beruhenden  Bestimmung  gegenüber  nicht 
schlechter  als  das  Ausland  gestellt  werden.  Die  Mehrheit  »1er  Bevölkerung 
unserer  östlichen  Provinzen  sei  polnisch,  die  polnische  Sprache  sei  also  dort 
eine  bekannte  Sprache.  Daraus  folge,  daß  man  polnische  Adressen  nicht 
als  unzulässig  bezeichnen  dürfe.  Redner  führte  dann  aus,  daß  in  verschiedenen 
bei  seiner  heimatlichen  Postanstalt  Schroda  vorgekommenen  Fällen  Briefe 
mit  deutlich  geschriebenen  polnischen  Adressen  an  die  Übersetzungsstellen 
gesandt  worden  seien,  obwohl  über  den  Empfänger  kein  Zweifel  habe 
bestehen  können.  Man  verfahre  auch  unregelmäßig:  Sendungen  mit  ganz 
gleichartigen  Adressen  wurden  an  einem  Tage  ausgehändigt,  an  einem 
anderen  Tage  wieder  an  die  Übersetzungsstelle  geschickt.  Am  Postschalter 
einzuliefernde  Sendungen  (Einschreibbriefe,  Wertbriefe  usw.)  mit  polnischen 
Aufschriften  würden  in  den  östlichen  Provinzen  zurückgewiesen,  in  den 
übrigen  Provinzen  angenommen.  Viele  Leute  in  den  östlichen  Provinzen 
könnten  überhaupt  nur  polnisch  sprechen;  es  sei  daher  Unrecht,  diesen 
Leuten  am  Schalter  nicht  einmal  in  polnischer  Sprache  die  erbetenen  Aus- 
künfte zu  geben,  obwohl  bei  den  meisten  Amtern  polnisch  sprechende 
Beamte  beschäftigt  seien.  Nach  dem  Gesagten  könne  von  einer  Schikanie- 
rung  der  Postbehörde  in  der  behaupteten  Allgemeinheit  nicht  die  Rede  sein. 
Die  Bevölkerung  bestrebe  sich,  die  Beförderung  der  Postsachen  nach  Mög- 
lichkeit zu  erleichtern,  allerdings  ohne  das  Recht  auf  Benutzung  der  Mutter- 
sprache aufzugeben.  Es  sei  auch  zu  berücksichtigen,  daß  die  polnischen 
Ortsnamen  von  Amts  wegen  meistens  so  verdeutscht  würden,  daß  es  für 
viele  Personen  unmöglich  sei,  sie  zu  behalten.  Er  bitte  den  Staatssekretär, 
die  Übcrsetzungsstcllen,  die  unnötige  Kosten  verursachten,  abzuschaffen  und 
die  Sendungen  mit  polnischen  Adressen  wie  andere  Sendungen  befördern  zu 
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lassen.  In  Elsaß-Lothringen  trügen  die  meisten  Briete  französische  Adressen 
und  blieben  doch  unbeanstandet. 

Der  Staatssekretär  entgegnete  folgendes:  »Meine  Herren,  wenn  es 
sich  lediglich  darum  handelte,  vereinzelte  Briefe  von  Leuten,  die  der  deutschen 
Sprache  nicht  mächtig  sind,  zu  befördern,  so  würde  alles  das  zutreffen, 
was  der  Herr  Vorredner  sagte,  da  würden  gar  keine  Schwierigkeiten  ent- 
stehen. Diese  Schwierigkeiten  haben  auch  tatsächlich  Jahrzehnte  und  noch 
länger  nicht  bestanden.  Wodurch  sind  nun  aber  die  Schwierigkeiten  her- 
vorgerufen worden?  Dadurch,  daß  man  dazu  übergegangen  ist.  öffentlich 
zu  agitieren  und  z.  B.  in  einem  polnischen  Blatt  am  13.  Oktober  1000  auf- 
zufordern : 

Mögen  unsere  Leser  überall  und  stets  die  Adressen  polnisch  schreiben. 

Die  Postverwaltung  ist  verpflichtet,   solche  Briefe  zu  bchändigen; 

WO  es   keinen  Beamten  gibt,  der  polnisch  zu  lesen  vermag,  dort 

möge  die  Post  einen  solchen  anstellen. 
Diese  Aufforderung  hat  dazu  geführt,  wie  mein  Herr  Vorgänger  schon  häutiger 
ausgeführt   hat,   daß   plötzlich   die  Zahl   der  polnisch   adressierten  Briefe 
lawinenartig  angeschwollen   ist.   so  daß  die  deutschen  Beamten  die  Briefe 
nicht  mehr  haben  bewältigen  können 

(Hört!  hört!  rechts), 
und  diese  Aufforderung  besteht  auch  heute  noch.  Der  Herr  Vorredner  hat 
ja  selbst  angeführt,  daß  er  14  Umschläge  zu  dienstlichen  Briefen  vom  Kon- 
sistorium vorzulegen  beabsichtigt,  auf  denen  nur  der  Vermerk  »Porto- 
pflichtige Dienstsache«  deutsch  steht ,  die  übrige  Adresse  aber  polnisch  ge- 
schrieben ist.  Meine  Herren,  es  ist  bezeichnend,  daß  das  Erzbischöfliche 
Konsistorium  es  nötig  findet,  die  Adressen  an  die  ihm  unterstellten  Geist- 
lichen polnisch  zu  schreiben.  Wenn  der  Herr  Vorredner  angeführt  hat,  im 
Elsaß  werde  vielfach  französisch  geschrieben,  so  ist  das  etwas  ganz  anderes. 
Wenn  der  Herr  Vorredner  die  Annahmebedingungen  für  Bewerberum  den  Post- 
beamtendienst nachgesehen  hätte,  so  würde  er  gefunden  haben,  daß  der 
Beamte  französische  und  englische  Adressen  lesen  können  muß,  sonst 
nehmen  wir  ihn  nicht  an.  Derartige  Bestimmungen  bestehen  aber  für  die 
polnische  Sprache  nicht  und  können  auch  nicht  eingeführt  werden. 

Nun  hat  der  Herr  Vorredner  sich  aber  auf  die  Postordnung  berufen 
und  hat  gesagt,  wir  seien  nach  der  Postordnung  verpflichtet  —  so  habe 
ich  wenigstens  verstanden  — ,  sobald  der  Name  und  der  Bestimmungsort 
deutlich  und  klar  angegeben  seien,  die  Sendung  zu  befördern.  Dabei  ist 
der  Herr  Vorredner  davon  ausgegangen,  wir  hätten  uns  nur  um  den  Namen 
zu  kümmern.  Ich  weiß  nicht,  wie  die  hohe  Versammlung  darüber  denkt, 
wenn  z.  B.  100  Briefe  an  Personen  mit  einem  sehr  gebräuchlichen  Namen, 
etwa  an  »Schulze«  vorliegen,  wo  aber  noch  so  und  so  viele  Bezeichnungen 
dabeistehen,  und  wir  diese  Zusätze  gar  nicht  beachten,  sondern  alle  Briete 
an  einen  uns  bekannten  Schulze  bestellen  wollten. 

(Heiterkeit  und  Zurufe.) 
—  Ich  will  nur  nachweisen,  daß  es  eine  einseitige  Auffassung  ist,  wenn 
der  Herr  Vorredner  sagte,  wir  hätten  uns  um  weiter  nichts  zu  kümmern, 
als  um  den  Namen  des  Empfängers.  Deshalb  sind  wir  eben  auch  be- 
rechtigt und  gezwungen,  zu  verlangen,  daß  alles  andere,  was  auf  den 
Empfänger  Bezug  hat,  was  für  eine  Fabrik  er  hat.  wer  er  ist  usw.,  uns 
verständlich  ist. 

Wenn  der  Herr  Vorredner  dann  weiter  ausgeführt  hat,  wir  machten  es 
ia  mit  den  Sendungen  nach  dem  Ausland  anders,  so  ist  das  ganz  etwas 
anderes.     Wir  verlangen  von  Briefen,   die   ins  Ausland  gehen,  natürlich 
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mir.  daß  der  Beamte  erkennt,  nach  welchem  Lande  sie  bestimmt  sind;  was 
für  ein  Xamc  darauf  steht,  das  ist  Sache  des  Auslandes.  Hei  Brieten  nach 
dem  Auslände  kommt  für  uns  nur  in  Betracht,  daß  wir  wissen,  der  Brief 
ist  nach  Amerika,  nach  Krankreich,  nach  Kurland  bestimmt,  dann  schicken 
wir  ihn  auf  dem  nächsten  Wege  nach  unserer  Grenzpostanstalt .  und  dann 
i>t  es  Sache  des  Auslandes,  zu  entziffern,  was  hinsichtlich  des  Empfängers, 
des  Bestimmungsortes  u.  dergl.  darauf  gesehrieben  ist.  Schreiben  Sie  nun 
etwas  darauf,  was  das  Ausland  nicht  kennt,  so  schickt  es  den  Brief  ganz 
einfach  uns  zurück  und  sagt:  bitte,  übersetze  uns  das.  wir  können  die  Adresse 
nicht  lesen.  Sie  gehen  dann  Ihres  Krankos  verlustig  und  bekommen  Ihren 
Brief  zurück.  Ich  wiederhole  nochmals:  nach  den  für  uns  maßgebenden 
Bestimmungen  sind  wir  vollständig  berechtigt,  zu  verlangen,  daß  wir  von 
einer  Sendung,  die  uns  ubergeben  wird,  wissen,  an  wen  sie  auszuhändigen 
ist.  und  wenn  Sie  das  nicht  tun.  so  weisen  wir  die  Sendung  schon  bei  der 
Annahme  zurück. 

I  >er  I  lerr  Vorredner  hat  dann  mehrere  Kalle  angeblicher  »I'ostschikancn« 
angeführt,  die  in  Schroda  passiert  sein  sollen.  Kr  hat  einen  dieser  halle 
bereits  in  der  Kommission  angeführt,  und  ich  habe  infolgedessen  Kr- 
mittelungeu  angestellt.  Dabei  hat  sich  ergeben,  daß  allerdings  in  diesem 
l  alle  unrichtigerweise  verfahren  worden  ist;  hierüber  wird  das  Erforderliche 
veranlaßt  werden.  Ich  habe  den  Herren  schon  so  häutig  ausgeführt,  daß 
Versehen  im  I 'ostbetriebe  vorkommen  können;  ich  habe  Ihnen  immer 
empfohlen,  über  solche  Verschen  Beschwerde  bei  der  zuständigen  Stelle  zu 
erheben,  und  gesagt,  daß  dann  Rcmedur  eintreten  wird.  Dies  wäre  auch 
bei  einer  Beschwerde  an  das  Postamt  in  Schroda  oder  die  Ohcr-l'ostdirektion 
in  Posen  erreicht  worden.  Aber,  meine  Herren,  das  werden  Sic  nie  er- 
reichen, daß  w  ir  eine  besondere  polnische*  ieographie  einführen,  daß  wir  unseren 
Beamten  sagen:  Ihr  lernt  jetzt  polnische  (ieographie!  Es  gibt  fiir  uns  im 
I  )eutschen  Reiche  keine  polnische  Geographie;  sondern  die  deutsche  Geographie 
gilt,  und  damit  ist  dem  Bedürfnisse  vollständig  genügt. 

(Sehr  richtig!  rechts.) 

Nun  möchte  ich  alter  doch  noch  etwas  weiteres  anführen.  Sie  sprechen 
alle  so  friedlich  und  sagen:  wir  tun  ja  eigentlich  gar  nichts  Böses;  unsere 
Muttersprache  ist  ja  das  Polnische.  Meine  Herren,  die  will  Ihnen  ja  auch 
niemand  nehmen!  Sie  können  sich  auf  der  Ruckseite  der  Postkarten  und 
in  den  Briefen  Ihrer  Sprache  so  viel  bedienen,  wie  sie  wollen,  es  stört  Sie 
niemand.  Ks  ist  noch  niemals  eine  Postkarte  zurückgewiesen  worden,  weil 
hinten  etwas  Polnisches  drauf  stand.  Das  geht  uns  gar  nichts  an.  Aber 
wenn  Sie  uns.  einer  deutschen  Behörde,  einen  Auftrag  geben,  dann  sind 
wir  berechtigt,  zu  verlangen:  schreiben  Sie  uns  das  auch  in  deutscher 
Sprache  so  auf,  daß  wir  es  verstehen  können. 

(Sehr  richtig!  rechts.     Widerspruch  bei  den  Polen.) 

Ich  habe  im  Eingang  bereits  gesagt,  wenn  es  sich  um  einzelne  halle 
handelte,  dann  wäre  es  ja  ganz  etwas  anderes.  Was  geschieht  aber?  Ihr 
verstorbener  Kollege  v.  Glcboeki  hat  es  vielfach  so  dargestellt:  die  armen 
Leute  können  gar  nicht  deutsch  schreiben!  Nun  habe  ich  hier  einen 
Zeitungsausschnitt,  wonach  Herr  v.  Glebocki  bei  einer  Rede  in  Schroda. 
und  zwar  am  i<>.  April  des  vorigen  Jahres,  über  die  polnischen  Adressen 
folgendes  sagt: 

Redner  habe  e»  übernommen .  die  Klagen  über  vexatorischc  Post- 
sendungen zu  sammeln.  Kr  konstatiere,  daß  derartige  Klagen  an- 
dauernd an  Zahl  abnahmen.  Kr  lasse  es  dahingestellt,  welcher  l'r- 
sache  dieses  zuzuschreiben  sei.    Möglich,  daß  die  Post  ihre  Praxis 
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allmählich  ändern  will;  ausgeschlossen  ist  aber  auch  nicht,  daü  die 
Polen  seihst  sich  an  das  neutschadressieren  gewöhnten.  Das  wäre 
traurig. 

Ja,  meine  Herren,  ist  das  eine  Beilegung  eines  solchen  Streites? 

Dann  möchte  ich  hier  durch  eine  Obersetzung  aus  dem  »Dziennik 
Poznanski««  vom  29.  August  1903  nur  ein  Geographieprobehen  für  Aus- 
wanderer geben: 

Altenkirchen-  -  Starzewo  Koscielne:  Altona  Altauv;  Charlotten- 
burg —  Szalatkowo 

(Heiterkeit); 

Köln  —  Kielnia;  Krefeld  —  Krzy walki ;  Dortmund  Dormadzice. 

—  Ich  kann  es  natürlich  nicht  richtig  aussprechen;  «lie  Herren  müssen 
gütigst  entschuldigen,  wenn  ich  es  falsch  ausspreche.  - 

Eislcben  -  Zaslebin:  Fssen  —  Jasien. 
Also  für  alle  die  Orte,  nach  denen  »lie  Auswanderer  oder  Arbeitnehmer  aus 
Posen  hingehen,  werden  polnische  Namen  erfunden,  damit  sie  im  Postverkehr 
gebraucht  werden  sollen!  Nun  bitte  ich  Sie.  meine  Herren,  was  hat  Fis- 
leben.  was  haben  alle  diese  urdeutschen  Orte  nur  mit  polnischen  Bezeich- 
nungen zu  tun? 

Nun  heißt  es:  schafft  Kuch  doch  ein  Verzeichnis  an  für  solche  Orte! 
Sollen  wir  nun  für  so  und  so  viel  Beamte  ein  besonderes  Geographiebuch 
anschaffen  mit  polnischen  Bezeichnungen  zu  diesem  Zweck  und  alle  Beamten 
anweisen,  sich  diese  polnischen  Bezeichnungen  einzuprägen?  Nein,  meine 
Herren,  da  kann  ich  Ihnen  nicht  nachkommen. 

(Zurufe  bei  den  Polen  und  rechts.) 

—  Ich  habe  Zeit,  meine  Herren,  ich  werde  gern  auch  diese  Fragen  beant- 
worten. 

Ich  habe  Ermittehmgen  anstellen  lassen  in  den  Obersetzungsstellen,  aus 
welchen  Kreisen  die  polnisch  adressierten  Briefe  besonders  herrühren.  Da 
habe  ich  hier  ein  Verzeichnis :  während  vier  Tage  eine  ganze  Liste  pol- 
nischer Adressen  auf  Briefen,  die  von  dem  Konsistorium  abgesandt  worden 
sind,  alle  polnisch,  nur  das  Wort  »Portopflichtige  Dienstsache««  nicht,  lange 
Titel  und  sonstige  Bezeichnungen.  Das  ist  doch  nicht  eine  friedfertige 
Stellung;  das  können  Sie  doch  auch  nicht  sagen!  Hier  eine  weitere  Nach- 
weisung: »Sendungen  aus  dem  Konsistorium  in  «ler  Zeit  vom  J4.  Januar 
bis  3.  Februar  abgesandt«.  —  wieder  eine  lange  Litanei,  alles  polnisch  mit 
Ausnahme  dieser  Bezeichnung  »Portopflichtige  Dienstsache«.  —  Hier  ist 
noch  eine  Liste. 

Nun.  meine  Herren,  wird  dann  im  »Kurier«  vom  J4.  Februar  1003 
folgendes  veröffentlicht  mit  der  Oberschrift:  »Laßt  uns  polnisch  adressieren!»« 
Von  einem  unserer  Leser  erhalten  wir  folgende  Zuschritt:  Gegen- 
wärtig überschüttet  uns  eine  gew  isse  polnische  Firma  in  Po-en  mit 
deutsch  adressierten  Preiskuranten.  Wir  in  der  Provinz  können 
solches  Verfahren  nicht  verstehen;  denn  da  wir  ebenfalls  von 
deutschen  Finnen  aus  dem  Innern  Deutschlands  polnisch  adressierte 
Briefe  erhalten,  sind  wir  niemals  imstande,  zu  begreifen,  aus  welchem 
Grunde  polnische  Firmen  deutsch  an  uns  zu  adressieren  haben. 
Penn  auf  diese  Weise  wird  es  ihnen  niemals  gelingen.  Kundschaft 
unter  uns  zu  gewinnen.  Im  Gegenteil  schrecken  sie  dieselbe  von 
sich  ab.  I'ns  liegt  durchaus  nichts  daran,  ob  wir  derartige  Brief- 
schaften einige  Tage  früher  oder  später  haben. 

(Hört!  hört'  rechts. J 
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Mögen  sie  alle  also  zum  Übersetzungsbureau  wandern,  Avenn  es  so 

der  Wille  der  Postbeamten  ist! 

(Sehr  richtig!  bei  den  Polen.) 
—  Sehr  richtig!    Denn  das  ist  die  Folge  davon:  sie  bekommen  die  Briefe 
später. 

Und  wenn  vielleicht  jene  Firma  es  nicht  weiß,  so  erfahre  sie  es 
hiermit  und  präge  es  sich  gut  ein,  daß  Probst  auf  Polnisch 
»Proboszcz«  heißt.  Wir  sind  also  durchaus  keine  »Pröbste« 
(Probstami),  sondern  »Prohoszczami«.  Die  Pröbste  weisen  ihre 
Preiskurantc  zurück,  die  Proboszczami  werden  sie  unter  Umständen 
annehmen  und  vielleicht  bei  ihr  einkaufen. 

(Hört!  hört!  bei  den  Nationalliberalen.) 
Meine  Herren,  sind  das  wirklich  keine  Herausforderungen,  wenn  Pröbste 
so  vorschreiben,   daß  polnisch  geschrieben  wird?   -  -   Das  sind  so  kleine 
Pröbchcn.   Wir  werden  angeklagt,  daß  wir  schikanieren,  und  nun  zeige  ich 
Ihnen,  wer  derjenige  ist,  der  uns  herausfordert. 

Dann  werden  im  »Dziennik  Poznanski <i  vom  20.  Januar  dieses  Jahres 
sogenannte  Nationalgesctze  veröffentlicht,  und  die  lauten  übersetzt: 
Lehren  wir  die  Kinder  polnisch. 

(Sehr  richtig!  bei  den  Polen.) 
Daran  ist  nichts  auszusetzen,  da  bin  ich  mit  ihnen  einverstanden. 
Schreiben  wir  im  Geschäftsverkehr  nur  polnisch. 

(Sehr  richtig!  bei  den  Polen.) 
Damit  bin  ich  auch  einverstanden,  wenn  es  sich  auf  den  Inhalt  bezieht: 
aber  das  ist  dazu  bestimmt,  die  Leute  zum  polnischen  Adressieren  zu  ver- 
anlassen.   Geschieht  das,  dann  sind  Sie  eben  dem  ausgesetzt,  daß  Sic  Ihre 
Briefe  später  erhalten. 

Fin  weiteres  Pröbcheu.  Da  wird  im  »Wielkopolanin«  vom  2.  Februar 
die>es  Jahres  gesagt: 

Diese  Gefügigkeit  geht  noch  weiter.   Sogar  intelligente  Leute  lassen, 
statt  die  Briefe  polnisch  oder  mindestens  halb  polnisch  und  halb 
deutsch  zu  adressieren,   die  polnische  Adresse  aus   und  schreiben 
/..  B.  Posen,  Gnesen. 
Das  alles  zeigt  doch,  wer  schuld  an  dem  ganzen  Verfahren  ist,  und  ich 
finde  es  unrecht,  wenn  der  Herr  Vorredner,  der  sonst  sich  großer  Mäßigung 
befleißigt,  hohe  Beamte  der  Provinzialbehörden  anklagt,  daß  sie  die  Schuld 
trügen,  wenn  diese  Schwierigkeiten  entstehen.    Ich  muß  diese  Herren  gegen 
solche  Anklagen  in  Schutz  nehmen. 

(Sehr  richtig!  rechts.) 
I">ie  Beamten  tun  weiter  nichts  als  ihre  Pflicht  und  Schuldigkeit,  und  alle 
die  Fälle,  die  Sie  anführen,  die  sich  ganz  schön  anhören,  wonach  man  den 
einen  Brief  erhält  und  den  anderen  nicht,  sind  sehr  wohl  verträglich  mit 
dem  ganzen  Verfahren.  Wir  haben  immer  auf  dem  Standpunkt  gestanden 
und  erklärt:  bei  polnischer  Adressierung  sind  Sie  dem  ausgesetzt,  daß  die 
Briefe  in  Hände  kommen  von  Beamten,  die  sie  nicht  lesen  können,  und 
deswegen,  sei  es  unterwegs,  sei  es  am  Aufgabeort,  an  die  Ubersetzungsstelle 
geschickt  weiden.  Die  Übersetzungsstclle  ist  —  und  das  lege  ich  Ihnen 
besonders  ans  Herz  —  immer  nur  als  Zugeständnis  unsererseits  aufzufassen. 
Auf  Grund  des  Postgesetzes  können  noch  weitere  Maßnahmen  getroffen 
und  kann  gesagt  werden:  innerhalb  des  Postgebiets  verlangen  wir  die  und 
die  Adressierung.  Das  möchte  ich  bitten  zu  beherzigen,  und  wenn  Sie  den 
Frieden  wollen,  so  werden  Sie  bei  der  Reichs-Post-  und  Tclegraphcn- 
verwaltung stets  volles  Fntgegenkommen  finden.    Solche  Herausforderungen 
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aber,  die  uns  unter  das  Joch  zwingen  wollen,  daß  die  deutsche  Reichspost 
ihre  Beamten  polnisch  zu  lernen  zwingt,  nützen  Ihnen  nichts;  das  tun  wir 
nicht.« 

(Bravo!  rechts  und  bei  den  Nationalliberalen.) 

Der  Abgeordnete  Werner  äußerte  sich  in  den  Hauptpunkten  wie  folgt. 
Es  unterliege  keinem  Zweifel,  daß  die  Postbeamten  sehr  angestrengt  arbeiten 
müßten;  die  Vorlegung  einer  Statistik  über  die  Krankheits-  und  Todes- 
ursachen, nach  den  verschiedenen  Kategorien  der  Beamten  getrennt,  sei 
daher  erwünscht.  Der  Wohnungsgeldzuschuß  der  Unterbeamten  müsse 
erhöht  werden.  Was  die  Ostmarkenzulagen  anlange,  so  sei  er  ein  tiegner 
derselben,  besonders  wenn  sie  widerruflich  sein  sollten;  andrerseits  halte  er 
es  aber  für  ein  großes  Unrecht,  wenn  man  diese  Zulagen  den  Reichsbeamten 
vorenthalten  wollte,  nachdem  die  preußischen  Beamten  sie  bekommen  hätten. 
Von  den  Gratifikationen  wünschten  viele  Beamte,  daß  sie  wegfielen  und 
durch  eine  allen  zugute  kommende  Gehaltsaufbesserung  ersetzt  würden.  In 
den  Kreisen  der  Unterbeamten  werde  ferner  darüber  geklagt,  daß  die  nach 
1895  angestellten  Unterbeamten  viel  ungünstiger  daständen,  wie  die  vor 
1895  angestellten,  weil  diesen  ein  Probejahr  und  die  drei  Militärjahre  auf 
die  Dicnstaltersstufen  angerechnet  würden.  Ferner  seien  die  zu  den  Ober- 
Postdirektionen  als  Bureaudiener  versetzten  Unterbeamten  gegenüber  den 
anderen  benachteiligt,  weil  ihnen  die  Zeit  der  Beschäftigung  bei  den  Ver- 
kehrsanstalten auf  ihr  Besoldungsdienstalter  bei  der  Ober-Postdirektion  nicht 
angerechnet  werde.  Diese  Unterbeamten  bäten  daher  um  Berechnung  ihres 
Besoldungsdienstalters  vom  Tage  ihrer  wirklichen  Anstellung  ab  und  um 
Überführung  in  die  gehobenen  Stellen  mit  der  entsprechenden  Besoldung. 
Er  müsse  es  verurteilen,  wenn  in  öffentlichen  Versammlungen  Verhetzungen 
vorkommen  sollten.  Andrerseits  könne  der  Staatssekretär  mit  den  Ver- 
sammlungen der  Postbeamten  einigermaßen  zufrieden  sein.  Wenn  die  Post- 
beamten gezwungen  wären,  ihre  Wunsche  in  die  Form  von  Petitionen  zu 
kleiden,  würde  deren  ohnehin  große  Zahl  noch  mehr  anschwellen.  Zum 
Schluß  befürwortete  Redner  den  aus  den  Kreisen  der  Postsekretäre  geäußerten 
Wunsch  auf  Bewilligung  einer  pensionsfähigen  Zulage  von  300  Mark  jähr- 
lich an  die  älteren  Sekretäre  mit  20  und  mehr  Sekretärdienstjahren.  Diese 
Beamten  wünschten  lediglich  Gleichstellung  mit  den  Gerichtssekretären. 

Darauf  erklärte  der  Kommissar  des  Bundesrats,  W  irkliche  Geheime  Ober- 
regierungsrat  Neumann  vom  Reichs- Schatzamt  folgendes: 

»Auf  eine  Bemerkung  des  geehrten  Herrn  Vorredners  erlaube  ich  mir 
eine  kurze  Erwiderung  zu  geben.  F2s  handelt  sich  um  die  Anrechnung  von 
Militärdienstzeit  auf  das  Dienstalter  der  Postlinterbeamten.  Ganz  selbst- 
verständlich ist,  daß  in  bezug  auf  die  Pensionsfähigkeit  der  Militärdienst 
völlig  gleichwertig  gilt  mit  dem  Beamtendienst.  Das  steht  im  Gesetz  aus- 
gesprochen, und  in  diesem  Punkte  klagen  die  Leute  wahrscheinlich  auch 
nicht.  Was  der  Herr  Abgeordnete  meint,  scheint  sich  auf  einem  anderen 
Gebiet  zu  bewegen.  Es  scheinen  die  Antragsteller,  die  sich  an  ihn  gewendet 
haben  mögen,  zu  verlangen,  daß  ihr  Besoldungsdienstalter  um  so  viel  vor- 
datiert wird,  wie  sie  vorher  im  Militärdienst  gestanden  haben.  Das  würde 
auf  die  Fiktion  hinauskommen,  daß  sie  bereits  in  der  Rekrutenzeit  und  in 
der  Zeit,  wo  sie  noch  nicht  Chargierte  waren,  überhaupt  während  ihrer 
Militärdienstzeit.  Postschaffner  gewesen  seien.  Da  würden  sie  all  den 
anderen  zuvorkommen.  Ich  brauche  nur  daran  zu  erinnern,  daß  das  zur 
unmittelbaren  Folge  hätte,  daß  man  die  eigentlichen  Militäranwärter  bei 
ihrer  Anstellung  immer  zwölf  Jahre  vordatieren  müßte.    Schon  daraus  ergibt 
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sich,  daß  dir  vom  Herrn  Abgeordneten  Werner  vorgetragene  Wunsch 
unmöglich  praktisch  ausfuhrbar  ist. 

Was  die  vor  dem  I.  April  I S< 75  angestellten  I "nterbeamten  betrifft,  so 
liegt  das  Verhältnis  bei  diesen  ganz  besonders.  Die  Postbehörde  hatte  für 
sie  damals  die  Anstellungsvcrhältnisse  so  reguliert,  daß  sie  die  alten  Privat- 
postillione, die  bei  den  Privatposthaltern  angestellt  waren  und  die  Posten 
fuhren,  durch  Anstellung  angemessen  berücksichtigte.  Ebenso  hatte  sie 
Leute,  die  von  der  Truppe  kamen,  etwas  früher  angestellt  als  diejenigen, 
die  aus  irgend  einem  Zivilverhältnisse  hei  ihr  eintraten.  Das  war  ganz 
natürlich.  Sie  stand  also  damals  am  1.  April  1805  vor  der  Tatsache,  daß 
bestimmte  Anziennetätsverhältnisse  fest  reguliert  vorlagen.  Wenn  wir  da 
eingegriffen  und  gesagt  hätten:  die  Militärjahrc  können  hier  nicht  gerechnet 
werden,  hätten  wir  eine  vollständige  Umdrehung  eintreten  lassen,  insofern 
die  bestehenden  Anziennetätsverhältnisse  hätten  geändert  werden  müssen. 
Infolgedessen  ist  damals  im  Einvernehmen  unter  den  Ressorts  bestimmt 
worden:  was  über  das  Dienstalter  festgestellt  ist.  dabei  bleibt  es  zur  Ver- 
meidung von  Umrangierungen.  Aber  im  übrigen  können  die  Postbeamten 
niemals  anders  stehen  in  be/.ug  auf  die  Anrechnung  als  andere  Beamte. 
Damit  werden  auch  die  Wünsche  erledigt  sein.« 

Der  nächste  Redner,  Abgeordneter  Erzbcrger.  betonte  gegenüber  der 
Behauptung  des  Abgeordneten  Singer,  wonach  bisher  nur  die  sozialdemo- 
kratische Partei  die  Koalitionsfreiheit  für  die  Unterbeamten  beansprucht 
habe,  daß,  wie  aus  den  früheren  Verhandlungen  des  Reichstags  hervorgehe, 
das  Zentrum  schon  seit  Jahren  für  dieses  Recht  eingetreten  sei.  In  der 
Sache  selbst  stimme  seine  Partei  zum  größten  Teile  mit  den  Ausführungen 
Singers  hinsichtlich  der  Koalition  der  Unterbeamten  übercin.  Man  werde 
in  Norddeutschland  mit  den  Unterbeamtenvereinen  ebenso  günstige 
Erfahrungen  machen  können,  wie  in  Süddeutschland.  So  würde  ein 
großer  Verband  von  selbst  ein  Verbandsorgan  schaffen,  und  damit  würde 
solchen  Zeitungen,  die  etwa  den  Zweck  verfolgten,  auf  die  l 'nter- 
beamten aufhetzend  einzuwirken,  die  Wirksamkeit  entzogen.  In  kleinen 
Verbänden,  für  die  einzelnen  ( )ber-Postdirektionsbezirkc,  sei  die  Schaffung 
einer  Zeitung  wegen  der  geringen  Mitgliederzahl  nicht  möglich.  Mit  dem 
Abgeordneten  Stöcker  sei  er  der  Ansicht,  ein  großer,  auf  christlicher  und 
nationaler  (irundlage  beruhender  Verband  gereiche  auch  der  Postverwaltung 
selbst  zum  Vorteil. 

Zu  dem  Kapitel  der  Sonntagsruhe  fragte  er  an,  wie  oft  die  2.8  v.  H. 
der'  Unterbeamtin,  die  nicht  mindestens  jeden  vierten  Sonntag  dienstfrei 
sind,  eine  volle  Sonntagsruhe  genießen,  berner  führte  er  zwei  Fälle  an, 
um  zu  beweisen,  daß  die  Ober  -  Postdirektionen  nicht  immer  gemäß  den 
wohlwollenden  Absichten  der  Zcntralverwaltung  bezüglich  der  Sonntagsruhe 
handelten.  Ein  Hauptaugenmerk  müsse  auch  auf  den  Wegfall  der  Geld- 
1  K-Stellungen  an  Sonntagen  gerichtet  werden. 

Im  weiteren  befürwortete  Redner  die  Resolution  wegen  der  Sonntags- 
ruhe an  nicht  allgemeinen  kirchlichen  Feiertagen  und  erklärte  sich  mit 
dem  Abänderungsvorschläge  des  Abgeordneten  Patzig  einverstanden.  Bezüg- 
lich der  anderen  Resolution,  welche  Nachweisungen  über  die  tägliche 
Dienstseit  usw.  fordert,  konstatierteer,  daß  sich  im  Reichstage  keine  Stimme 
dagegen  ausgesprochen  habe.  Um  so  befremdlicher  sei  es.  daß  die  Zeitung 
i><  irenzhoten«  behaupte,  diese  Dinge  seien  Interna  des  Dienstbetriebs,  die 
den  Reichstag  nichts  angingen. 

Erfreulich  *eicu  die  Bestrebungen  der  Verwaltung,  immer  mehr  Wohn- 
häuser für  Unterbeamte  und  geringer  besoldete  Beamte  zu  beschaffen.  Doch 
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genüge  die  Größe  der  l.'nterbeamtenwohnungen  (Stube,  Kammer  und 
Küche  von  zusammen  etwa  40  bis  45  qm,  dazu  eine  Giebelstube)  namentlich 
für  kinderreiche  Familien  nicht. 

Redner  empfahl  sodann  dringend  die  Hinführung  von  Postanweisungs- 
kuverten  und  die  Gewährung  der  Portovergünstigung  für  Sendungen  von 
Soldaten  in  die  Heimat.  Portovergünstigungen  für  Sendungen  der  letzt- 
gedachten Art  beständen  in  der  Schweiz,  in  Schweden.  Italien,  Frankreich. 
Großbritannien,  Egypten  und  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  und 
was  dort  möglich  sei,  müsse  es  auch  bei  uns  sein. 

Endlich  brachte  Redner  noch  eine  Reihe  von  kleineren  Wünschen  vor. 
Über  die  Beiträge  zu  den  Kleiderkasscn  werde  mit  Recht  geklagt;  vielleicht 
könne  man  diese  Beiträge  durch  Herstellung  der  Kleidungsstücke  im  Eigen- 
betriebe verschwinden  lassen.  Der  Postzeitungstarif  berücksichtige  nur  die 
Häufigkeit  des  Erscheinens  und  das  Gewicht,  nicht  aber  auch  die  Entfernung. 
Die  kleinen  und  mittleren  Zeitungsverleger  seien  durch  diesen  Tarif 
geschädigt,  während  die  großen  Verleger  davon  Vorteile  hätten.  Er  rege 
daher  die  Einführung  eines  Zonentarifs  an,  bei  welchem  der  Postkasse  der 
gleiche  Betrag  wie  jetzt  zufließe,  die  Belastung  der  kleinen  und  mittleren 
Verleger  aber  gemildert  werde.  Die  für  Ersatzleistungen  ausgeworfenen 
125  cxx)  Mark  —  eine  verhältnismäßig  so  geringe  Summe,  daß  sie  den 
Postbeamten  ein  sehr  ehrendes  Zeugnis  ausstelle  —  sei  seit  25  Jahren 
unverändert  geblieben,  obwohl  die  Zahl  der  Sendungen  und  dementsprechend 
die  Zahl  der  Verlustfälle  sich  in  diesem  Zeitraum  stark  vermehrt  hätten. 
Er  schließe  daraus,  daß  die  Postverwaltung  in  ihrem  an  sich  vollständig 
notwendigen  Bestreben,  die  schuldigen  Beamten  zur  Ersatzleistung  heran- 
zuziehen, zu  weit  gehe.  Man  solle  bei  geringen  Versehen,  durch  die  ein 
Verlust  entstanden  sei,  den  Beamten  nicht  für  diesen  haftbar  machen. 

Mit  einem  Hinweis  auf  die  Tüchtigkeit  der  Beamten  der  Reichs- Post- 
verwaltung schloß  der  Redner. 

Der  Abgeordnete  Metzger  beschwerte  sich  über  verschiedene  post- 
und  telegraphendienstliche  Einrichtungen  in  Finken wärder ;  u.  a.  sei  die 
Agentur  daselbst  neuerdings  in  eine  Gastwirtschaft  verlegt  worden,  wodurch 
die  Bewohner  zum  Besuche  der  letzteren  verleitet  wurden. 

Der  Abgeordnete  Krösell  bemängelte,  daß  im  Leipziger  Ober- Post- 
direktionsbezirk  ein  dreimaliger  Schalterdienst  an  Sonntagen  eingeführt  sei. 
Ferner  sprach  er  sich  für  den  Wegfall  der  Remunerationen  aus  und  ging 
dann  zu  der  Lage  der  höheren  Postbeamten  über.  Die  in  der  bezüglichen 
Denkschrift  enthaltenen  Vorschläge  seien  gerechtfertigt  und  müßten  sobald 
als  möglich  durchgeführt  werden.  Nach  dem  ihm  eingesandten  Wirtschafts- 
plan eines  Postdirektors  könne  dieser  täglich  nur  58  Pf.  für  Fleisch,  22  Pf. 
für  Ausgaben  außerhalb  des  Hauses  aufwenden.  Das  sei  bezeichnend, 
l'm  eine  Besserung  der  Aufrückungsverhältnisse  der  Postbeamten  zu  erzielen, 
müßten  die  132  Militärpostämter  in  Zivilpostämter  umgewandelt  werden. 
Die  Offiziere  würden  durch  die  Verbesserung  der  Pensionsverhältnisse  ent- 
schädigt. Ferner  sei  es  dringend  zu  wünschen,  daß  den  125  Postinspektoren, 
die  auch  noch  im  neuen  Etatsjahre  die  Wohltat  des  höheren  Wohnungsgeld- 
zuschusses entbehren  müßten,  dieser  schon  jetzt  bewilligt  würde. 

Der  Abgeordnete  Schweickhardt  verwandte  sich  noch  einmal  dafür, 
daß  für  Sendungen  von  Soldaten  Portovergünstigungen  eingeführt  wurden. 
Diese  seien  wichtiger  als  solche  Vergünstigungen  für  Sendungen  an  die 
Soldaten.  Die  Ausgaben  für  Briefe  und  Pakete  bedeuteten  für  den  Soldaten 
eine  erhebliche  Belastung.  Es  sei  daher  natürlich,  daß  der  Soldat  den 
postalischen  Verkehr  mit  den  Angehörigen  so  viel  als  möglich  einschränke. 
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In  Süddeutschland  bestehe  ein  großer  Austausch  zwischen  Garnison  und 
Heimat,  besonders  in  Wäschesendungen.  Mißbrauchen  könnte  durch  geeignete 
Kontrollen  vorgebeugt  werden.  Der  vom  Staatssekretär  berechnete  Ausfall 
von  2  Millionen  Mark  stelle  zwar  eine  bedeutende  Summe  dar,  falle  aber 
bei  den  glanzenden  Hinnahmen  der  Postverwaltung  nicht  allzu  schwer  ins 
( lewicht. 

Nach  einigin  gegen  den  Abgeordneten  Kopsch  gerichteten  Bemerkungen 
brachte  der  Abgeordnete  Dr.  Pott  ho  ff  zur  Sprache,  daß  die  Lebenshaltung 
in  Waldeck  ganz  besonders  kostspielig  sei.  Selbstverständlich  könnten  aus 
solchem  Grunde  die  Gehälter  nicht  anders  bemessen  werden,  als  sonst  im 
Reich,  aber  vielleicht  könne  man  den  dortigen  Postbeamten  auf  dem  Ver- 
waltungswege eine  Entschädigung  zu  teil  werden  lassen. 

Der  Staatssekretär  nahm  zu  den  verschiendenen  Wünschen  der  Vor- 
redner in  folgenden  Ausführungen  Stellung: 

»Meine  Herren,  nur  einige  kurze  Bemerkungen  zu  den  von  den  Herren 
Vorrednern  ausgesprochenen  Wünschen!  Ich  erkläre,  daß  diese  Wünsche 
geprüft  werden  sollen;  wenn  sich  herausstellt,  daß  etwas  nicht  in  Ordnung 
ist,  wird  Abstellung  erfolgen. 

Der  Herr  Abgeordnete  Krzberger  meinte,  das  Streben  der  Postverwaltung, 
die  Beamten  zum  Krsatz  heranzuziehen,  ginge  zu  weit.  Ich  weiß  nicht, 
woher  er  diese  Wissenschaft  hat.  Ich  habe  die  feste  Überzeugung,  daß 
durchaus  nicht  rigoros  vorgegangen  wird,  und  nicht  in  allen  Fällen  Beamte 
zum  Krsatz  herangezogen  werden.  Ich  halte  es  für  bedenklich,  von  der 
Tribüne  einen  solchen  Vorwurf  auszusprechen  und  zu  fordern,  daß  die  Ver- 
waltung über  dies  oder  jenes  fortschen  möge.  Wie  der  Herr  Abgeordnete 
selbst  ausführte,  handelt  es  sich  um  recht  hohe  Werte.  Ks  ist  unbedingt 
erforderlich,  daß  jeder  Beamte  sich  seiner  Verantwortlichkeit  für  das  ihm 
anvertraute  Gut  bewußt  ist.  Ks  handelt  sich  nicht  bloß  um  Geld,  sondern 
auch  um  wichtige  Dokumente.  Alles  das  muß  ihm  heilig  sein.  Betreffs 
der  Zuverlässigkeit  des  Personals  haben  wir  die  besten  Erfahrungen  gemacht. 
Ks  freut  mich,  hier  aussprechen  zu  können,  daß,  während  1871  auf  U)6  Be- 
amte ein  strafrechtlich  verfolgter  Kall  kam.  1902  erst  auf  584  Beamte 
ein  solcher  Kall  eintrat.  Das  ist  ein  erfreuliches  Zeichen  für  den  Post- 
beamteustand .  und  das  ist  erreicht  ohne  rigorose  Behandlung  der  Beamten 
betreffs  des  Krsatzes. 

Die  Krage  des  Zeitlingstarifs  ist  hier  lange  erwogen  worden;  die  älteren 
Mitglieder  dieses  hohen  Hauses  werden  sich  entsinnen,  daß  diese  Krage  bis 
ms  kleinste  damals  beraten  worden  ist. 

(Sehr  richtig!) 

Wäre  der  Herr  Abgeordnete  damals  hier  gewesen,  so  hätte  er  sicherlich  die 
Erfahrung  gemacht,  daß  alles,  was  er  jetzt  anführte,  damals  hier  reiflich 
erwogen  worden  ist,  und  doch  ist  man  zu  diesem  Tarif  gekommen. 

(Sehr  richtig!) 

Möglicherweise  das  kann  ich  ihm  verraten  -  wäre  der  Tarif  gar  nicht 
so  glatt  von  der  Regierung  angenommen  worden,  wenn  er  nicht  mit  anderen 
Sachen  zusammen  vorgelegen  hätte,  die  die  Regierung  nicht  ablehnen 
mochte.  Denn  im  letzten  Moment  wurden  die  Zeitungsgebühren,  die  nach 
eingehenden  Beratungen  in  Kommission  und  Subkommission  festgesetzt 
waren,  noch  ermaßigt,  wodurch  ein  ganz  besonders  großer  Ausfall  gegen 
die  \  eranschlagungen  herbeigeführt  wurde. 

Bezüglich  der  Vergünstigung  für  Soldaten  hob  ich  schon  neulich  hervor, 
daß  alle  Seiten  des  Hauses,  wie  auch  die  Regierung,  dieser  Horderung  sehr 
wohlwollend  gegenüberstehen,  daß  aber  die  Sachen  früher  schon  bestanden 
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haben,  und  daß  lediglich  die  gemachten  Erfahrungen  mich  veranlaßten,  den 
Herren  dort  zur  Erwägung  zu  geben,  ob  ihr  Wunsch  wirklich  richtig  ist. 
Der  Herr  Abgeordnete  Erzberger  hat  Zahlen  angeführt  und  gesagt,  wie  es 
in  einzelnen  fremden  Staaten  steht;  aber  er  hat  nicht  angeführt,  daß  es 
sich  in  fast  allen  jenen  Staaten  auch  höchstens  um  Portofreiheit  nach 
einer  Richtung,  in  den  meisten  Staaten  sogar  nur  um  Portovergünstigungen 
handelt.  In  Frankreich  besteht  die  Portofreiheit,  abweichend  von  uns, 
nicht  für  Briefe  an  Soldaten,  sondern  umgekehrt  für  Briefe  von  Soldaten. 
Früher  war  es  auch  bei  uns  so.  daß  die  Sendungen  von  Soldaten  frei 
waren,  aber  für  Sendungen  an  Soldaten  keine  Portofreiheit  bestand.  In 
Italien  bestehen  nur  Portoermäßigungen. 

Nun  möchte  ich  dabei  noch  darauf  zurückkommen,  daß  das  Gesetz, 
welches  maßgebend  ist,  im  Jahre  i8(h»  gemacht  ist,  nach  einem  großen 
Kriege,  also  zu  einer  Zeit,  wo  jedenfalls  auch  die  Stimmung  für  das  Militär 
eine  gute  war.  und  daß  man  nach  reiflicher  Überlegung  dazu  gekommen 
ist,  infolge  der  vielen  Mißstände,  die  sich  früher  ergeben  haben,  die  Sache 
so  zu  regeln,  wie  es  geschehen  ist.  Im  Jahre  i8(ji  hat  eine  gleiche  An- 
regung wie  die  gegenwärtige  dem  Reichstag  vorgelegen,  und  auch  damals 
hat  man  nach  reiflicher  Beratung  sich  entschlossen,  die  Sache  beim  alten  zu 
.belassen. 

Betreffs  der  Sonntagsruhe  habe  ich  schon  zum  Ausdruck  gebracht,  daß 
seitens  der  Reichs- Postverwaltung  immer  das  Bestreben  bestanden  hat.  den 
Dienst  am  Sonntag  möglichst  einzuschränken,  und  daß  wir  auf  diesem  Wege 
fortfahren  werden. 

Dem  Herrn  Abgeordneten  Kroseil  gegenüber  nur  ein  Wort  bezuglich 
seiner  Äußerung,  daß  in  anderen  Karrieren  es  nicht  vorgekommen  sei.  daß 
zu  viel  Anwärter  angenommen  seien,  er  führte  gerade  dafür  die  Forst- 
karriere an.  Ich  habe  bereits  gestern  ausgeführt,  daß  in  der  Forstkarricrc 
die  Verhältnisse  noch  viel  schlechter  sind 

(sehr  richtig!  rechts,». 
<iaß  infolge  des  starken  Andranges  die  Herren  erst  14  Jahre  nach  abge- 
legtem Hxamen  zur  Anstellung  kommen.  Ich  habe  hier  die  Zahlen:  die 
Forstassessoren,  die  1891  das  Fxamcn  gemacht  haben,  sind  erst  nach  10 
bis  12  Jahren  angestellt,  diejenigen,  die  180,5  das  Examen  gemacht  haben, 
werden  voraussichtlich  erst  nach  15  Jahren,  und  diejenigen,  die  es  1808  ab- 
gelegt haben,  nach  13  bis  14  Jahren  zur  eisten  Anstellung  kommen.  Dabei 
handelt  es  sich  in  dieser  Karriere  immer  um  die  erste  Anstellung  unkünd- 
bar und  mit  festem  Gehalt.« 

Der  Abgeordnete  von  Gcrlaeh  wandte  sich  zunächst  in  längerer  persön- 
licher Rede  gegen  den  Abgeordneten  Kopsch  und  bestritt  sodann,  daß  er  in 
Hamburg  einen  Ausspruch  getan  habe,  der  den  Staatssekretär  der  Feigheit 
und  Unehrlichkeit  bezichtige.  Fr  gehe  allerdings  zu.  daß  er  in  Hambutg 
unter  dem  Eindrucke  des  Versammlungsverbots  scharfer  gesprochen  habe, 
als  in  Berlin.  Der  Staatssekretär  verbiete  den  Verband  der  l  nterbeamten 
aus  Furcht  vor  Disziplinwidrigkeiten,  während  der  Reichstag  auf  dem  Stand- 
punkt stehe,  man  solle  den  Verband  zulassen,  da.  wenn  Disziplinwidrig- 
keiten vorkämen,  die  Verwaltung  stets  die  Möglichkeit  zum  Einschreiten 
habe.  Der  l "nterbeamten verband  habe  nur  ein  Jahr  bestanden,  also  viel  zu 
kurze  Zeit,  als  daß  genügende  Erfahrungen  vorlagen.  Wenn  der  Vor- 
sitzende des  Verbandes  ein  unpassendes  Schreiben  an  eine  Ohcr-Postdirektion 
gerichtet  habe,  so  hätte  man  die  Wahl  eines  anderen  Vorsitzenden  ver- 
langen, aber  nicht  die  Auflösung  des  ganzen  Verbandes  veranlassen  sollen. 
Nach  dem  Statut  seien  die  Zwecke  des  Vereins  durchaus  ehrenwert  gewesen. 
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Der  Abgeordnete  vonStaudy  widersprach  der  Behauptung  von  Gerlach's, 
daß  auch  die  rechte  Seite  des  Hauses  für  die  Postunterbeamten  ein  unbe- 
schränktes Vereins-  und  Koalitionsrecht  verlange.  Die  deutschkonservative 
und  die  Reichspartei  seien  vielmehr  in  diesem  Punkte  ganz  der  Ansicht 
des  Vorgängers  des  Staatssekretärs,  und  sie  hofften,  daß  auch  der  jetzige 
Staatssekretär  an  dem  Standpunkte  seines  Vorgängers  festhalten  werde. 
Was  die  polnischen  Adressen  anlange,  so  könnten  die  vom  Abgeordneten 
von  Jazdzewski  angeführten  Bestimmungen  des  Weltpostvereins  auf  den 
internen  Verkehr  gar  nicht  bezogen  werden.  Der  genannte  Abgeordnete 
habe  sodann  im  Anschluß  an  die  Zitierung  der  Postordnung  behauptet,  im 
1  Putschen  Reiche  bestehe  keine  gesetzliche  Sprache,  da  kein  Amtssprachen- 
gesetz vorhanden  sei.  Das  letztere  treffe  zwar  zu,  trotzdem  habe  aber  noch 
kein  Mensch  angezweifelt,  daß  die  deutsche  Sprache  im  Deutschen  Reiche 
die  gesetzliche  Sprache  sei,  denn  sonst  müßten  die  Gesetze  außer  in  der 
deutschen,  auch  in  anderen  Sprachen  veröffentlicht  werden,  was  nicht  ge- 
schehe. Wenn  gesagt  worden  sei.  die  Polen  hätten  ein  natürliches  Recht, 
die  Postsendungen  in  polnischer  Sprache  zu  adressieren ,  so  erscheine  es 
ihm  -  -  dem  Redner  —  viel  natürlicher,  daß  gegenüber  einer  gesetzlich  be- 
stehenden Sprache  die  Polen  als  Angehörige  des  Staatsverbandes  die 
] 'flicht  hätten,  diese  Sprache  soweit  zu  benutzen,  als  es  irgend  in  ihren 
Kräften  stehe.  Wurden  die  Polen  danach  handeln,  dann  existierte  dieser 
Streit  gar  nicht.  Das  lawinenartige  Anschwellen  der  polnisch  adressierten 
Postsendungen  infolge  einer  systematischen  Agitation  habe  die  Postverwaltung 
zur  Anstellung  polnisch  sprechender  Beamten  sowie  zur  Anerkennung  einer 
nicht  deutschen  Sprache  als  einer  amtlich  berechtigten  Sprache  zwingen 
sollen.  Das  könne  und  werde  sich  das  Deutsche  Reich  nicht  gefallen 
lassen.  Die  Einrichtung  der  übersetzungsstellen  werde  von  dem  Deutsch- 
tum nicht  gebilligt,  man  sehe  darin  eine  nicht  berechtigte  Konzession  an 
die  Polen.  Doch  müsse  anerkannt  werden,  daß  die  Postverwaltung  sich  in 
einer  schwierigen  Lage  befinde,  und  seine  Parteigenossen  gingen  daher  nicht 
so  weit,  die  Aufhebung  der  übersetzungsstcllcn  zu  fordern.  Den  Polen 
gebe  er  zu  bedenken,  daß  ihre  fortgesetzte  Agitation  leicht  zu  einer  ent- 
sprechenden Abänderung  der  Postordnung  führen  könnte. 

Der  Rest  der  Sitzung  wurde  im  wesentlichen  durch  Erörterungen  per- 
sonlicher und  parteipolitischer  Natur  ausgefüllt.  Am  Schluß  nahm  der 
Reichstag  den  Titel  1.  Gehalt  des  Staatssekretärs,  sowie  folgende  Resolu- 
tionen an : 

1.  die  Resolution,  betreffend  eine  Statistik  der  täglichen  Dienstzeit,  der 
Sonntagsruhe  usw ; 

2.  die  Resolution,  betreffend  die  Sonntagsruhe  an  kirchlichen  Feier- 
tagen, die  am  Orte  von  der  Mehrheit  der  Bevölkerung  gefeiert 
werden,  unter  Ablehnung  des  Abändcrungsantrags  Patzig  und  Ge- 
nossen ; 

3.  und  4.  die  Resolutionen,  die  eine  Übersicht  über  die  Krankheits-  und 
Todesursachen  der  Postbeamten  und  die  Einführung  der  Postan- 
weisungskuverte  verlangen ; 

5.  die  Resolution,  die  um  Vorlegung  einer  Denkschrift  über  die  Lage 
der  höheren  Postbeamten  bittet  und  verschiedene  Ungleichheiten  in 
den  Besoldungsverhältnissen  dieser  Beamten  beseitigen  will. 

Der  5.  Sitzungstag,  22.  Februar,  brachte  den  Schluß  der  zweiten 
Lesung  des  Postetats.  Soweit  die  einzelnen  Titel  in  nachfolgendem  nicht 
besonders  erwähnt  sind,  ist  ihre  Annahme  ohne  Beratung  erfolgt. 
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Zunächst  kam  der  Abgeordnete  Eickhoff  bei  Titel  3  auf  den  von  ihm 
schon  im  Vorjahre  zur  Sprache  gebrachten  Wunsch  der  Rechnungsräte  unter 
den  höheren  Postbeamten  zurück,  ihnen  den  Titel  Postrat  zu  geben.  Dieser 
Wunsch  sei  berechtigt,  da  der  Titel  Rechnungsrat  ebenso  wie  Geheimer 
Rechnungsrat  bei  allen  übrigen  Ressorts  lediglich  den  mittleren  Beamten 
vorbehalten  sei.  —  Ferner  hätten  diejenigen  Beamten  der  Ober-Postkassen, 
von  denen  die  höhere  Prüfung  abgelegt  sei,  gleichfalls  den  Wunsch,  einen 
Titel  zu  erhalten,  der  sie  von  den  mittleren  Beamten  unterscheide. 

Derselbe  Redner  fragte  bei  Titel  13  an,  was  mit  den  vielen,  auf  Post- 
anweisungen und  Paketadressen  haftenden  in-  und  ausländischen  Marken 
geschehe,  soweit  sie  nicht  zur  Vervollständigung  der  Markensammlung  des 
Reichs-Postamts  dienten,  und  wo  der  etwaige  Verkaufserlös  vereinnahmt 
werde. 

Der  .Staatssekretär  erwiderte:  »Ich  kann  dem  Herrn  Vorredner  darauf 
erwidern,  daß  gar  keine  Erlöse  aus  diesen  Marken  zur  Rcichskasse  fließen, 
daß  ein  Verkauf  an  Händler  nicht  stattfindet,  und  daß  nur  ein  Teil  dieser 
Marken  zum  Tausch  benutzt  wird,  um  die  Sammlungen  des  Reichs  -Post- 
museums zu  vervollständigen.« 

Zu  Titel  22  führte  der  Abgeordnete  Eickhoff  aus,  daß  die  Wohnungs- 
verhältnisse der  Assistenten  bei  einigen  Postämtern  in  den  Kolonien  schlecht 
seien.  Auch  über  eine  zu  große  Dienststundenzahl  usw.  werde  von  Post- 
beamten der  Kolonien  geklagt.  Der  Staatssekretär  wisse,  da  er  ja  selbst 
den  Dienst  in  den  Tropen  aus  eigener  Erfahrung  kenne,  ganz  genau,  daß 
die  Beamten  in  vielen  Fällen  mit  zerrütteter  oder  doch  angegriffener 
Gesundheit  in  die  Heimat  zurückkehrten.  Er  werde  also  umsomehr  geneigt 
sein,  den  Beamten  alle  Erleichterungen  zu  gewähren,  die  nötig  seien,  um 
das  lieben  in  den  Tropen  erträglich  zu  machen. 

Der  Staatssekretär  entgegnete:  »Ich  weiß  nicht,  ob  der  verehrte 
Herr  Abgeordnete  mit  seinen  letzten  Worten  etwa  auf  die  Abbruchsbedürftigkeit 
meiner  eigenen  Person  hindeuten  wollte 

(Heiterkeit  —  Zuruf  links), 
da  er  sagt:  jeder,  der  in  den  Tropen  gewesen  ist.  kommt  mit  zerrütteter 
Gesundheit  zurück. 

(Widerspruch  links.) 
Ich  weiß  nicht,  woraus  er  das  schließt.     Ich  möchte  ihm  aber  meine 
besondere  Freude  darüber  ausdrücken,  daß  ein  Mitglied  dieser  Partei  dafür 
eintritt,  daß  wir  die  Ausgaben  für  die  Kolonien  etwas  vermehren. 

(Sehr  gut!  rechts.     -  Zurufe  links.) 
Er  kann  überzeugt  sein,  daß  wir  so  viel  wie  irgend  möglich  für  ein  gutes 
Interkommen  der  Beamten  sorgen.    Die  Verhältnisse  liegen  nicht  wie  hier 
in  Berlin,   daß  so  und  so  viel   Häuser  und  Wohnungen  zur  Verfügung 
stehen,  sondern  man  muß  sehen,   wo  man  unterkommt,  und  man  muß 
zufrieden  sein,  wenn  man,   wie  es  sehr  wohl  vorkommen  kann,  nur  ein 
kleines  Zimmer  bekommt.    Wo  es  angängig  ist,  erhält  jeder  ein  möglichst 
großes  Zimmer,    das   vollständig  genügt.     Wir   haben    übrigens    in  den 
Kolonien,  in  Ostafrika,  Togo  und   Kamerun  schon  mehrfach  besondere 
Posthäuser  gebaut,  die  ausreichend  mit  allem  versehen  sind,  was  zur  Gesund- 
heit und  Bequemlichkeit  notwendig  ist.  —  Ich  glaube,  wenn  solche  Klagen 
dem  Herrn  Abgeordneten  zukommen,  dann  ist  der  zweckmäßigste  Weg, 
dtn  Beamten  zu  sagen,  sie  möchten  sich  an  ihre  vorgesetzte  Behörde  wenden ; 
das  nehmen  wir  keinem  Menschen  übel.    Es  liegt  aber  kein  Anlaß  vor, 
allgemeine  Klagen  hier  zu  erheben,  als  ob  es  mit  den  Postbeamten  in  den 
Kolonien  schlecht  stände.« 
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Der  Abgeordnete  Dr.  Müller  (Sagan)  verwahrte  sich  gegen  die  Be- 
hauptung  des  Staatssekretärs,  daß  die  politischen  Freunde  des  Redners  und 
des  Abgeordneten  Eickhoff  ihren  Standpunkt  gegenüber  den  Kolonien 
geändert  hätten.  Sie  zogen  nur  die  Folgerungen  der  Entscheidungen  der 
Mehrheit  des  Reichstags,  indem  sie  dafür  Sorgen  trügen,  daß  die  Post- 
beamten in  den  Kolonien  möglichst  vor  Schädigung  ihrer  Gesundheit 
bewahrt  würden. 

Ferner  bat  er.  den  Assistenten  nicht  nur  die  einmalige,  sondern  —  wie 
es  bei  anderen  Prüfungen  der  Fall  sei  die  zweimalige  Wiederholung  der 
Sekretärprüfung  zu  gestatten. 

Der  nächste  Redner,  Abgeordneter  Singer,  brachte  die  Beschwerde  vor, 
daß  die  Dienststundenzahl  der  Telegraphen-  und  Fernsprechgehilfinnen  zu 
groß  sei.  Fs  heiße  sogar,  daß  diese  Beamtinnen  künftig  jeden  dritten  Tag, 
nicht  wie  jetzt  jeden  fünften  Tag.  Vor-  und  Nachmittags  Dienst  haben 
sollten,  z.  B.  von  S  bis  12  und  4  bis  7  Uhr.  Ferner  kämen  verhältnis- 
mäßig sehr  viele  Erkrankungen,  namentlich  Nervenschläge,  im  Fernsprech- 
dienste vor.  Dabei  könnten  die  in  ihrer  Arbeitskraft  Geschädigten  oder 
erwerbsunfähig  Gewordenen  nur  in  den  allerscltensten  Fällen  auf  eine 
Pension  rechnen.  Auch  würden  den  Damen,  die  von  elektrischen  Schlägen 
getroffen  seien,  nach  der  Genesung  Schwierigkeiten  wegen  der  Wieder- 
beschäftigung  gemacht.  Endlich  bestehe  auf  einem  Amte  die  tadelnswerte 
Einrichtung,  daß  die  Damen,  wenn  sie  ihren  Arbeitsplatz  auf  kurze  Zeit  ver- 
lassen wollten,  dies  mit  Angabe  des  Grundes  in  ein  Buch  einzuschreiben  hätten. 

Der  l  rnterstaatssekretär  im  Reichs-Postamt  Sydow  gab  hierauf  folgende 
Antwort: 

»Meine  Herren,  es  ist  gewiß  richtig,  daß  die  Diensttätigkeit  der  Datner» 
bei  den  Fernsprechämtern  eine  besondere  Berücksichtigung  seitens  der  Ver- 
waltung erheischt.  Es  findet  eine  solche  auch  bereits  statt;  denn  die  Dienst- 
zeit der  Damen  ist  wesentlich  kürzer  als  die  der  anderen  Angestellten  und 
beträgt  für  die  Woche  nur  42  bis  4S  Stunden ,  also  nicht  ganz  7  Stunden 
den  Tag.  Nun  hat  der  Herr  Abgeordnete  Singer  gesagt,  soviel  er  wisse, 
bestehe  die  Absicht,  den  geteilten  Dienst,  bei  dem  die  Damen  nicht  ununter- 
brochen hintereinander,  sondern  in  zwei  Schichten  den  Dienst  eines  Tages 
zu  tun  haben,  auszudehnen.  Mir  ist  davon  nichts  bekannt ;  aber  ich  möchte 
doch  sagen,  daß  man  diese  Absicht,  falls  sie  bestehen  sollte,  nicht  so  ohne 
weitere*  verwerfen  darf.  Wenn  mich  mein  Gedächtnis  übrigens  nicht  täuscht, 
so  hat  der  Herr  Abgeordnete  Singer  selbst  vor  einem  Jahre  auf  die  Vor- 
teile eines  geteilten  Dienstes  aufmerksam  gemacht.  Allerdings  ist  solcher 
bei  den  Beamten  nicht  sehr  beliebt,  weil  sie  zweimal  den  Weg  zum  Amt 
haben;  doch  bietet  er  zweifellos  gesundheitlich  den  Vorteil,  daß  er  weniger 
anstrengend  ist  und  eine  längere  Erholungspause  gestattet,  als  wenn  der 
Dienst  in  einer  Tour  getan  werden  muß.  Ich  muß  also  die  Frage  offen 
lassen,  ob  eine  weitere  Ausdehnung  des  geteilten  Dienstes  beabsichtigt  ist; 
aber  ich  kann  nicht  erklären ,  daß  die  Verwaltung  unter  allen  Umständen 
gegen  eine  weitere  Ausdehnung  des  geteilten  Dienstes  von  Amts  wegen 
einschreiten  wird. 

Was  die  Bemerkung  betrifft,  daß  die  Damen  in  einer  Vermittlungsanstalt 
genötigt  gewesen  wären,  bei  einem  kurzen  Verlassen  des  Dienstes  das  in 
ein  Buch  einzuschreiben,  so  scheint  sich  das  auf  einen  Fall  zu  beziehen, 
der  vor  einigen  Jahren  gespielt  hat,  der  aber  sofort,  als  er  zur  Kenntnis 
der  Zentralverwaltung  kam,  abgestellt  worden  ist. 

Was  endlich  die  nicht  unwichtige  Frage  der  Beschädigungen  der 
Gehilfinnen   durch  elektrische   Schläge  anbelangt,    so  hat  die  Erfahrung 
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gezeigt,  daß  die  Damen,  so  sehr  mc  sich  für  die  Wahrnehmung  des  Fern- 
sprechdienstes infolge  ihrer  höheren  Stimme  eignen,  doch  in  viel  geringerem 
Maße  den  stärkeren  elektrischen  Strömen  gegenüber  widerstandsfähig  sind 
als  männliche  Beamte,  und  zwar  besonders  solche  Damen,  die  Anlage  zur 
Hysterie  oder  Neurasthenie  haben.  Nun  hat  es  ja  auch  für  den  Arzt  eine 
gewisse  Schwierigkeit,  bei  der  Annahme  einer  Dame  zum  Dien>t  zu  beurteilen, 
ob  sie  hysterisch  veranlagt  ist.  Infolgedessen  kommt  es  häutiger  vor.  daß 
man  erst  im  Laufe  des  ersten  oder  zweiten  Jahres  bemerkt,  wie  eine 
Beamtin  bei  den  leichtesten  elektrischen  Strömen  und  Geräuschen,  die  auf  nor- 
male Menschen  keine  Einwirkung  haben,  doch  einer  gewissen  Schreckwirkung 
ausgesetzt  ist.  Nur  solche  Fälle  können  es  sein,  die  der  Herr  Abgeordnete 
Singer  im  Auge  hatte,  wenn  er  sagte,  es  seien  Beamtinnen  entlassen  worden, 
weil  sie  elektrischen  Strömungen  gegenüber  nicht  widerstandsfähig  genug 
seien.  Das  können  nur  Fälle  sein,  wo  ihnen  kein  Schaden  in  ihrer  Erwcrbs- 
fähigkeit  entstanden  ist;  sind  sie  mehr  oder  weniger  erwerbsunfähig 
geworden,  so  bekommen  sie,  ob  sie  kurze  oder  lange  Zeit  im  Dienste  waren, 
die  l'nfallrente,  die  ihnen  gesetzlich  zukommt.  Im  allgemeinen  geht  die 
Tendenz  der  Verwaltung  dahin  und  muß  dahin  gehen,  bei  der  Auswahl  der 
Damen,  die  für  den  Fernsprechdienst  angenommen  werden,  in  bezug  auf 
deren  Gesundheitszustand  vorsichtiger  zu  sein,  vielleicht  eine  Probezeit 
einzuschalten  und  erst  dann,  wenn  sie  sich  als  hinreichend  widerstandsfähig 
gegen  elektrische  Ströme  bewährt  haben,  sie  wie  alle  anderen  Beamten 
dauernd  zu  behalten.« 

Abgeordneter  Dr.  Müller  (Sagau)  erkannte  an.  dati  die  Fern<prech- 
und  Telegraphcngehilfmnen  eine  tägliche  Dienstzeit  von  7  Stunden  im  all- 
gemeinen wohl  ertragen  können,  meinte  aber,  man  solle  da.  wo  die  Ver- 
hältnisse für  den  Dienst  schwierig  lägen,  wie  /..  B.  in  Berlin,  diese  Zeit 
doch  noch  kurzen.  Im  übrigen  glaube  er.  in  dem  Stillschweigen,  welches 
der  Staatssekretär  gegenüber  der  Resolution  bezüglich  der  Erkrankungs- 
und  Sterblichkeitsstatistik,  sowie  gegenüber  sonstigen  Anregungen  beobachtet 
habe,  eine  Zustimmung  erblicken  zu  dürfen. 

Der  Staatssekretär  entgegnete: 

11 1 oh  möchte  dem  Herrn  Vorredner  nur  kurz  erwidern,  dati  es  nicht 
möglich  ist,  auf  alle  Anregungen  sofort  eine  Antwort  zu  erteilen.  Ich 
wurde  ihn  aber  bitten,  wenn  ich  zu  einzelnen  Fragen  schweige,  daraus  nicht 
entnehmen  zu  wollen,  dati  ich  zustimme.« 

(Heiterkeit.) 

Bei  Titel  25  verwandte  sich  der  Abgeordnete  Frhr.  von  Hodenberg 
dafür,  daß  den  L'nterbcamten  die  Militärdienstjahre  angerechnet  wurden, 
ähnlich  wie  dies  bei  den  früheren  Postillionen  mit  den  Postillionsdienst- 
jahren der  Fall  sei.  Ferner  bat  er.  die  Landbriefträger  baldig-t  mit  Wetter- 
kragen auszustatten. 

Der  Abgeordnete  von  Gerlach  brachte  den  Wunsch  der  bei  den  Rohr- 
postapparaten in  Berlin  beschäftigten  Unterbeatnten  zur  Sprache,  dati  sie 
zu  den  gehobenen  Stellen  zugelassen  wurden.  Auch  werde  von  den  Rohr- 
postheizern geklagt,  daß  sie  die  Reinigung  der  Kessel  mitzubesorgen  hätten; 
mindestens  müßte  ihnen  für  diese  Arbeit  eine  Entschädigung  gewahrt  und 
eine  besonders  leichte  Kleidung  sowie  bessere  Waschgelegenheit  geliefert 
werden. 

Abgeordneter  Singer  führte  an,  er  habe,  seitdem  die  Äußerungen  des 
Staatssekretärs  über  das  Dienststundenmaß  durch  die  Presse  bekannt 
geworden  seien,  außerordentlich  viele  Zuschriften  erhalten,  daß  unter  die 
Höchstzahl  der  Dienststunden  bei  bestimmten  Amtern  nicht  herabgegangen 
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werde.  Ferner  herrsche  auf  dem  Postamt  19  in  Berlin  der  Grundsatz, 
jedem  Untcrbcamtcn  nur  alle  vier  Wochen"  einen  freien  Sonntag  zu  geben. 
Hieraus  sei  zu  schließen,  daß  die  nachgeordneten  Stellen  die  Absichten  der 
Zentralverwaltung  nicht  immer  durchführten. 

Abgeordneter  Hr.  M  ii  1 1  er  (Sagan)  bemerkte,  auch  ihm  seien  solche  Zu- 
schriften zugegangen. 

Ferner  werde  von  anderer  Seite  darauf  hingewiesen,  daß  in  neuen  Post- 
dienstgebäuden .  z.  B.  in  Lippstadt,  die  für  die  Betriebsräume  vorgesehene 
Zentralheizung  nicht  auch  auf  die  Dienstwohnungen  ausgedehnt  würde.  Die 
t  nterbeamten  befürchteten,  daß  sie  in  solchen  Gebäuden  zur  Heizung  der 
Dienstwohnungen  der  Amtsvorsteher  mißbraucht  werden  würden.  Im 
weiteren  werde  beklagt,  daß  selbst  bei  Ämtern  mit  anstrengendem  Nacht- 
dienst und  bei  Bahnpostämtern,  wo  nachts  viele  Bahnposten  zusammen- 
laufen, den  Beamten  keine  Gelegenheit  geboten  sei,  vor  dem  Verlassen  der 
Diensträume  zu  baden.  Kndlich  fragte  er  an,  ob  es  nicht  angängig  sei, 
sämtlichen  L'nterbeamten  unentgeltliche  ärztliche  Behandlung  zu  gewähren, 
wie  dies  in  den  großen  Orten  mit  Postvertrauensärzten  schon  geschehe. 

Der  Staatssekretär  erwiderte: 

»Ich  möchte  bezuglich  einzelner  Punkte  des  Herrn  Vorredners  hier 
folgende  Auskunft  geben. 

Ob  in  Lippstadt  eine  Zentralheizung  auch  für  die  Dienstwohnung  des 
Amtsvorstehers  vorgesehen  ist,  kann  ich  im  Augenblick  nicht  sagen.  Aber 
seit  einem  Jahr  sind  wir  mit  Zustimmung  des  Rechnungshofs  und  des 
Reichs-Schatzamts  dazu  übergegangen,  wo  Zentralheizung  für  die  Dienst- 
räumc  eingerichtet  wird,  sie  auch  auszudehnen  auf  die  Dienstwohnungen. 
Ich  habe  mich  gefreut .  daß  ich  es  durchsetzen  konnte.  Ich  teile  völlig 
den  Standpunkt,  solche  Zentralheizung  auszudehnen  auf  die  Dienst- 
wohnungen. Aber  ob  gerade  eine  Zentralheizung  immer  etwas  Erwünschtes 
ist,  ist  mir  sehr  zweifelhaft! 

(Sehr  gut!) 

Ich  wünschte  sehr,  ich  hätte  keine. 

Was  die  Badeeinrichtung  betrifft,  so  können  wir  sie  selbstverständlich 
nicht  überall  schalten;  aber  wo  wir  große  Posthäuser  bauen  und  sich 
irgendwie  Gelegenheit  bietet,  tragen  wir  dem  Wunsche  nach  Badeeinrich- 
tungen Rechnung.  Wir  haben  da^  in  Berlin.  Magdeburg,  Straßburg  und 
vielen  anderen  Orten  und  sehen  solche  Einrichtungen  auch  weiter  für  große 
Posthäuser  vor. 

Wenn  der  Herr  Vorredner  und  der  Herr  Abgeordnete  Singer  sich 
darüber  wundern,  daß  sie  Zusendungen  von  Beamten  bekommen,  so  wundere 
ich  mich  darüber  gar  nicht.  Das  ist  sehr  leicht  möglich,  daß  an  diesem 
oder  jenem  Platz  mal  eine  halbe  oder  viertel  Stunde  mehr  zu  leisten  ist 
als  das  vorgeschriebene  Höchstmaß;  die  Beamten  sagen  sich  dann:  wir 
haben  ja  die  Fürsprecher  und  wollen  es  durch  diese  dem  Staatssekretär 
etwas  näher  bringen.  Ich  werde  bezüglich  der  angeführten  Fälle  nach- 
forschen lassen,  ob  etwa  zu  weit  gegangen  ist.  möchte  aber  gleich  bemerken, 
daß  der  Spielraum  zwischen  60  und  (>q  Stunden  bei  l'nterbeamten  gerade 
geschaffen  worden  ist.  weil,  wie  ich  schon  früher  sagte,  hier  nicht  schema- 
tisiert werden  kann. 

(Sehr  richtig!) 

Die  Verhältnisse  liegen  in  den  einzelnen  Orten  ganz  verschieden.  Was  in 
Ostpreußen  nicht  zu  viel  i-t .  würde  hier  zu  viel  sein.  Daraus  dürfen  Sic 
aber  nicht  schließen,  daß  nun  in  Berlin  bei  jedem   Postamt  ohne  weiteres 
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das  Minimum  geboten  ist.  Ks  ist  Ihnen  bekannt,  daß  hier  auch  Post- 
anstalten sind,  wo  der  Dienst  überhaupt  oder  wenigstens  in  manchen  Stellen 
die  Beamten  nicht  so  stark  in  Anspruch  nimmt  wie  bei  anderen  Postanstalten 
in  Berlin  und  an  größeren  Ämtern  in  der  Provinz. 

Wenn  dann  nochmals  auf  den  Sonntagsdienst  zunickgekommen  ist,  so 
kann  ich  nur  wiederholen,  was  ich  hier  schon  angeführt  habe,  daß  die  Be- 
stimmung besteht,  daß  die  Beamten  von  Zeit  zu  Zeit  einen  Sonntag,  mög- 
lichst jeden  vierten  Sonntag,  ganz  frei  haben.  Dabei  ist  aber  auch  in  Be- 
rücksichtigung zu  ziehen,  daß  sich  die  Dienstbefreiung  nicht  auf  diesen 
Sonntag  allein  beschränkt,  sondern  daß  außerdem  von  den  Zwischensonn- 
tagen noch  zwei  halbe  —  Vormittag  bezw.  Nachmittag  —  frei  sind.« 

Der  Abgeordnete  Böcklcr  wandte  sich  gegen  die  in  der  Denkschrift 
über  die  Erhöhung  des  Anfangsgehalts  der  Landbriefträger  enthaltene  Be- 
merkung, daß  das  Bedürfnis  für  diese  Maßregel  in  einzelnen  Landesteilen, 
namentlich  im  Osten,  weniger  dringlich  sein  möge  als  besonders  in  den 
Industriegegenden  und  in  der  Umgebung  größerer  Orte.  Der  Dienst  der 
Landbriefträger  sei  im  Osten  wegen  der  schlechten  Wege-  und  sonstigen 
Verhältnisse  erheblich  schwieriger  als  in  besser  entwickelten  Landesteilen. 
Jedenfalls  wolle  er  durch  seine  Ausführungen  vorbeugen,  daß  die  Land- 
briefträger im  Osten  unter  Hinweis  auf  die  jetzige  Gehaltserhöhung  von 
einer  späteren  allgemeinen  Gehaltsaufbesserung  ausgeschlossen  würden. 

Der  Abgeordnete  Patzig  erwähnte,  daß  den  Reichstagsabgeordneten  von 
Postbeamten  zahlreiche  Wünsche  unterbreitet  worden  seien :  es  werde  aber 
nicht  mißverstanden  werden  können,  wenn  die  Reichsboten  sich  mit  Rück- 
sicht auf  die  Resolutionen  wegen  der  Statistik  der  Beschäftigungsdauer  und 
wegen  der  Besoldungsverhältnisse  in  der  Besprechung  dieser  Wünsche 
Zurückhaltung  auferlegten. 

Bei  Titel  20  gab  der  Abgeordnete  Eickhoff  seinem  Bedauern  darüber 
Ausdruck,  daß  die  für  Stellenzulagen  ausgesetzte  Summe  fast  genau 
dieselbe  sei  wie  im  Vorjahre,  während  sie  doch  entsprechend  der  Stellen- 
vermehrung hätte  erhöht  werden  müssen.  Insbesondere  befürwortete  er  eine 
Vermehrung  der  Stellenzulagen  für  Assistenten  und  für  die  Bureaubearnten 
II.  Klasse  bei  den  unter  Titel  4  bezeichneten  Ämtern  (Postanweisungs- 
amt usw.). 

Zu  den  Titeln  29b  und  29 c  (Ostmarkenzulagen  und  Erziehungsbeihilfen) 
hatte  die  Budgetkommission  Streichung  beantragt.  Zunächst  nahm  der 
Abgeordnete  Patzig  als  Berichterstatter  der  Kommission  das  Wort.  Die 
preußischen  Kanzlei-  und  Unterbeamten  in  den  gemischtsprachigen  Bezirken 
des  Ostens  bezögen  seit  dem  1.  April  v.  J.  eine  nicht  pensionsfähige  Zulage 
von  10  v.  H.  ihres  Gehalts  und,  wenn  sie  nach  ihrer  Pensionierung  in  den 
Ostmarken  wohnen  blieben,  für  die  Dauer  ihres  Aufenthalts  daselbst  eine 
ioprozentige  Zulage  ihres  Ruhegehalts.  Das  Gleiche  werde  nunmehr  von 
der  Postverwaltung  für  ihre  mittleren  und  Unterbeamten  gefordert.  Ferner 
werde  im  Etat  beantragt,  den  höheren  Postbeamten  nach  dem  Vorhilde 
Preußens  Erziehungsbeihilfen  zu  gewähren,  wenn  höhere  Schulen  an  ihrem 
Wohnsitze  fehlen.  In  der  Begründung  der  sich  im  ganzen  auf  545000  Mark 
belaufenden  Forderung  werde  hingewiesen  auf  die  Ungunst  der  Wirtschaft 
liehen  Verhältnisse  in  den  östlichen  Provinzen  und  auf  die  wegen  der 
nationalen  Gegensätze  vorhandenen  schwierigen  Betriebsverhältnissc ,  die 
t>esonders  tüchtige,  aber  auch  taktvolle  Beamte  erforderten.  Die  Kommission 
habe  festgestellt,  daß  die  Postverwaltung  den  Ursprung  und  Umfang  der 
Gegensätze,  mit  denen  hier  gerechnet  werden  müsse,  nicht  zu  vertreten  halte. 
Die  Verwaltung  sei  der  Ansicht,  daß  sie  lediglich  die  Folgerung  von  dem 
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Vorgehen  Preußens  zu  ziehen  und  dafür  zu  sorgen  habe,  daß  ihre  Beamten 
nicht  mit  Neid  auf  die  preußischen  Beamten  blicken  müßten.  Demgegen- 
über habe  die  Mehrheit  der  Kommission  geltend  gemacht,  daß  man  nicht 
für  einen  einzelnen  Bezirk  solche  Zulagen  gewähren  könne,  sondern  daß  sie 
dann  auch  für  andere  gemischtsprachige  Bezirke  in  Erwägung  gezogen 
werden  müßten.  Das  Vorbild  Preußens  dürfe  aber  in  diesem  Falle  überhaupt 
nicht  maßgebend  sein,  weil  dessen  Vorgehen  eine  korrumpierende  Wirkung 
auf  die  betreffenden  Beamten  ausübe  und  man  vielmehr  durch  Ablehnung 
der  Zulagen  im  Reiche  Preußen  zwingen  müsse,  seine  Maßregel  zurückzu- 
ziehen. Ferner  sei  in  der  Kommission  darauf  hingewiesen  worden,  daß  die 
Beamten  die  Gegenleistung  für  die  Zulage  nicht  etwa  in  einer  besonderen 
I  Hensttüchtigkeit.  sondern  darin  erblicken  würden,  daß  sie  sich  politisch  zu 
betätigen,  d.h.  mitunter  gegen  ihre  innere  Überzeugung  an  den  Kämpfen 
der  Nationalitaten  teilzunehmen  hätten.  Die  Minderheit  der  Kommission 
habe,  um  die  etwaigen  korrumpierenden  Wirkungen  und  jedenfalls  den  odiösen 
Schein  aufzubeben,  beantragt,  die  Ostmarkenzulagen  unwiderruflich  zu 
machen.  Aber  obwohl  dieser  Antrag  von  der  großen  Mehrheit  der  Kom- 
mission angenommen  worden  sei ,  seien  beide  Positionen  bei  der  Schluß- 
abstimmung mit  io  gegen  8  Stimmen  abgelehnt  worden. 

Der  Abgeordnete  von  Tiedemann  betonte,  es  handle  sich  weniger  um 
eine  politische,  als  um  eine  Frage  der  ausgleichenden  Gerechtigkeit.  Da 
die  preußischen  Beamten  die  Zulage  erhielten,  müsse  sie  auch  den  Post- 
beamten zu  teil  werden,  zumal  diese  vielleicht  mehr  noch  als  die  anderen 
Beamten  unter  der  Ungunst  der  Verhältnisse  in  den  Ostmarken  zu  leiden 
hätten.  Gegen  den  Antrag,  das  Wort  »widerruflich«  zu  streichen,  habe  er 
an  sich  nichts  einzuwenden.  Da  man  aber  durch  Annahme  des  Antrags 
wieder  eine  neue  Ungleichheit  gegenüber  den  preußischen  Beamten  schaffen 
würde,  während  «loch  der  Zweck  der  Etatsforderung  gerade  der  sei,  die 
bestehenden  Ungleichheiten  aufzuheben,  so  würde  er  mit  seinen  Freunden 
gegen  den  Antrag  stimmen.  Für  den  Fall,  daß  sich  im  Reichstag  eine 
Mehrheit  für  die  Bewilligung  der  Positionen  nicht  ergebe,  bitte  er  den 
Reichskanzler,  dahin  zu  wirken,  daß  die  nötigen  Mittel  in  den  preußischen 
Etat  eingestellt  würden;  ein  ähnlicher  Vorgang  sei  im  vorjährigen  preußischen 
Etat  enthalten,  denn  dieser  habe  für  die  erste  Einrichtung  von  Garnisonen 
in  Wreschen  und  Schrimm  Mittel  ausgeworfen,  obwohl  Garnisoncinrichtungen 
zu  den  Angelegenheiten  des  Reichs  gehörten. 

Der  Abgeordnete  Fritzen  sprach  im  Gegensatze  zu  dem  Vorredner  sich 
dahin  aus.  daß  es  sich  im  vorliegenden  Falle  um  eine  hochpolitische  Maß- 
nahme handle.  Sie  sei  nichts  weiter  als  ein  Glied  in  der  Reihe  jener  Maß- 
regeln, die,  wie  die  Ausschließung  der  polnischen  Sprache  aus  der  Schule 
und  das  Ansiedelungsgesetz .  die  Polen  zurückdrängen  wollten.  Seine  Partei 
werde  daher,  wie  im  Landtage,  >o  auch  im  Reichstage  gegen  die  Zulagen 
stimmen,  selbst  wenn  sie  unwiderruflich  gemacht  würden.  Man  müsse  mit 
Recht  von  den  Polen  verlangen,  daß  sie  der  großpolnischen  Agitation  ent- 
sagen und  sieh  unwiderruflich  als  Preußen  fühlen;  auf  der  anderen  Seite 
dürfe  man  aber  die  Polen  nicht  als  Preußen  zweiter  Klasse  behandeln. 

Der  Abgeordnete  von  Staudv  verteidigte  zunächst  die  Polenpolitik  der 
preußischen  Regierung  und  erklärte  dann,  daß,  wenn  auch  die  preußische 
Forderung  eine  politische  gewesen  sei,  die  jetzige  Forderung  doch  lediglich 
eme  sachliche  und  finanzielle  Konsequenz  bilde.  Die  preußischen  und  die 
Reichsbeamten  rekrutierten  sich  aus  denselben  Bevölkerungsschichten,  ge- 
hörten zum  Teil  denselben  Familien  an  und  wohnten  bisweilen  in  demselben 
Hau>e.    Die  Reichsbeamten  wurden  daher  nicht  verstehen  können,  daß  sie 
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schlechter  als  die  preußischen  Beamten  gestellt  sein  sollten,  und  müßten 
dann  unzufrieden  werden. 

Hierauf  nahm  der  Staatssekretär  das  Wort  zu  nachstehender  Er- 
klärung: 

»Meine  Herren,  ich  kann  mich  dem  warmen  Apell  des  Herrn  Vor- 
redners um  Bewilligung  dieser  Summe  für  die  Post-  und  Tclegraphen- 
heamten  nur  anschließen.  Bei  den  Verhandlungen  in  der  Kommission  und  bei 
den  Verhandlungen  im  Landtag  ist  ja  von  allen  Parteien  anerkannt  worden, 
daß  die  Beamten  in  diesen  Provinzen  sich  in  schwieriger  Lage  befinden, 
daß  es  notwendig  ist,  ein  gutes  und  vorzügliches  Personal  dort  zu  ver- 
wenden, daß  es  notwendig  ist,  die  Dienstfreudigkeit  der  Beamten  zu  erhalten, 
weil  auf  fliese  Weise  am  besten  allen  Gegensätzen  entgegengewirkt  werdet» 
kann. 

Nun  habe  ich  bereits  in  der  Kommission  erklärt .  daß  es  sich  bei  den 
Post-  und  Telegraphenbeamtcn  wirklich  nicht  um  politische  Beamte  handelt, 
daß  diese  Beamten  sich  in  einer  mindestens  so  schwierigen  Lage  befinden 
wie  die  preußischen  Beamten,  die  die  Zulage  bereits  beziehen.  Sie  arbeiten 
vielfach  mit  diesen  Beamten  in  einem  Hause  und  müssen  sich  bedruckt 
fühlen,  wenn  sie  schlechter  gestellt  sind.  Es  ist  ja  leider  in  manchen  Orten 
die  Zuspitzung  der  Verhältnisse  eine  ziemlich  große.  Ich  will  die  Herren 
damit  nicht  inkommodieren,  hier  einzelne  Berichte,  einzelne  Angaben  von 
Beamten  vorzulesen,  wo  zur  Sprache  kommt,  daß  zum  Peil  in  den  kleinen 
Orten  keine  Gelegenheit  ist,  Einkäufe  zu  machen,  wenn  die  Frauen  nicht 
polnisch  sprechen  können,  so  daß  sie  sich  die  Sachen  aus  anderen  Städten 
schicken  lassen  müssen,  also  höhere  Preise  zahlen.  Das  trifft  auch  in  den 
kleineren  Orten  in  bezug  auf  die  Mietsvcrhältnissc  zu.  Wir  sind  aber  jetzt 
gerade  gezwungen,  in  kleinen  Orten  außer  den  Amtsvorstehern,  die  Dienst- 
wohnungen haben,  auch  Assistenten  anzustellen,  die  auf  das  Mieten  von 
Familienwohnungen  angewiesen  sind,  und  dabei  tritt  häufig  eine  höhere 
Besteuerung  in  die  Erscheinung. 

Nun  wird  immer  gesagt,  die  Widerruflichkeit  sei  einer  der  Hauptgründe 
gegen  die  Bewilligung.  Ja,  meine  Herren,  Sie  haben  in  dieser  Sitzung  und 
auch  in  den  früheren  Sitzungen  so  vielfach  zum  Ausdruck  gebracht,  daß 
Sie  ein  warmes  Herz  für  die  Post-  und  Telegraphenbeamtcn  haben;  hier 
bietet  sich  nun  eine  geeignete  Gelegenheit  zur  Bekundung.  Die  Post-  und 
Telegraphenbeamten  wissen  seit  länger  als  einem  Jahre,  daß  die  Zulagen 
ihrer  preußischen  Kollegen  widerruflich  sind,  sie  haben  sich  in  vielen 
Petitionen  an  Sie  gewandt  und  haben  gebeten:  bewilligt  uns  doch  diese  Zu- 
lagen! Die  Beamten  sehen  also  selbst  in  dieser  Maßnahme  keine  Gefahr, 
sie  erkennen  selbst  an,  daß  es  in  keiner  Weise  für  sie  schädlich  sein  konnte, 
und  da  möchte  ich  Sie  doch  dringend  bitten  im  Namen  der  vielen  Beamten 
der  Post  und  Telegraphie,  daß  Sie  in  diesem  Falle  für  diesen  Ansatz 
stimmen.  Es  handelt  sich  hier,  wie  ich  nochmals  hervorhebe,  nicht  um 
politische  Beamte.  Die  Postbeamten  haben  unter  den  gleichen  ungünstigen 
Verhältnissen  zu  leiden  wie  die  preußischen  Beamten ;  ihnen  die  gleichen 
Zuwendungen  zu  bewilligen,  bitte  ich  Sie.« 

Der  Abgeordnete  Dr.  von  Jazdzewski  gab  zu,  daß  vom  Standpunkte 
des  Staatssekretärs  dessen  Darlegung  folgerichtig  erscheinen  könne.  Fur 
den  Reichstag  liege  aber  kein  Anlaß  vor,  eine  für  falsch  und  verwerflich 
gehaltene  Maßregel  der  preußischen  Regierung  nachzuahmen.  Die  Schwierig- 
keiten für  die  Beamten  in  den  Ostmarken  seien  auch  nicht  so  groß,  daß 
dadurch  eine  besondere  Zulage  gerechtfertigt  werde.  Wenn  hinsichtlich 
der  Handhabung  des  Postdienstes  Schwierigkeiten  vorkämen,  >o  seien  diese 
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<lurch  die  falsche  und  schikanöse  Politik,  die  das  Reichs-Postamt  seit  19m 
treibe,  hervorgerufen  worden;  bis  1900  hätten  ganz  friedliche  Verhältnisse 
zwischen  den  Beamten  der  Post  und  den  Interessenten  bestanden. 

Der  Abgeordnete  Singer  führte  aus,  die  Ostmarkenzulagen,  namentlich 
weil  sie  widerruflich  sein  sollten,  hätten  den  offensichtlichen  Zweck,  die 
Beamten  in  politischer  Hinsicht  zu  beeinflussen,  d.  h.  die  falsche  Polen- 
politik der  Regierung  zu  unterstützen.  Dadurch  werde  der  Korruption 
Tor  und  Tür  geöffnet.  Wenn  der  Staatssekretär  meine,  die  Lebenshaltung 
in  den  Ostmarken  sei  verteuert  worden,  weil  die  preußischen  Beamten  Zu- 
lagen erhalten  hätten,  so  sei  dies  ein  Grund,  der  gegen  die  Bewilligung 
aller  Zulagen  sprechen  würde.  Im  übrigen  treffe  vieles  von  dem,  was  der 
Staatssekretär  über  die  Lebenshaltung  der  Unterbcamten  in  den  Ostmarken 
gesagt  habe,  auf  alle  Unterbeamten  zu;  es  wäre  daher  richtiger  gewesen, 
fiir  alle  Unterbeamten  eine  Zulage  vorzusehen.  Die  geforderten  Zulagen 
würden  für  die  Beamten  deprimierend  sein  und  ihrer  Würde  nicht  ent- 
sprechen. Den  angeblichen  Zweck,  Zufriedenheit  unter  den  Postbeamten  zu 
verbreiten ,  würden  sie  nicht  erfüllen ;  im  Gegenteil .  weil  sie  widerruflich 
seien,  würden  im  Falle  des  Widerrufs  die  Betroffenen  erst  recht  unzufrieden 
werden. 

Der  Abgeordnete  Sattler  führte  aus,  die  geforderten  Zulagen  seien 
nicht  bloß  eine  wirtschaftliche,  sondern  auch  eine  politische  Folge  der 
preußischen  Maßnahmen ,  und  da  seine  Freunde  die  Polenpolitik  der 
preußischen  Regierung  unterstützten,  so  würden  sie  auch  für  die  jetzige 
Forderung  stimmen.  Bei  den  außerordentlich  scharfen  Gegensätzen  in  den 
Ostmarken  lägen  die  Verhältnisse  dort  sehr  schwierig,  es  sei  daher  richtig, 
die  Verwaltung  in  den  Stand  zu  setzen,  besonders  tüchtige  Beamte  dort 
zu  halten.  Allerdings  müßten  die  Zulagen  unwiderruflich  gegeben  werden  ; 
es  sei  dies  auch  unbedenklich,  weil  die  Postbeamten  jederzeit  versetzt 
werden  konnten. 

Der  Abgeordnete  Liebermann  von  Sonnen berg  sprach  sich  für  die 
Bewilligung  der  Zulagen  aus,  da  die  Stellung  der  Beamten  in  den  Ostmarken 
in  amtlicher,  wirtschaftlicher  und  gesellschaftlicher  Beziehung  schwierig  sei. 
Die  Gewährung  müsse  unwiderruflich  erfolgen;  denn  dadurch  würden  die 
Zulagen  des  politischen  Beigeschmacks  entkleidet  und  erhielten  den  Charakter 
als  Orts-  oder  Teuerungszulagen. 

Der  Abgeordnete  Gamp  wandte  sich  zunächst  gegen  die  Ausführungen 
von  Singer.  Da  sämtliche  Postbeamte  der  Ostmarken  die  Zulagen  wünschten, 
so  sei  die  Behauptung  Singers,  die  Zulagen  seien  mit  der  Würde  der  Be- 
amten nicht  vereinbar,  befremdlich;  er  würde  ja  damit  den  Beamten,  wenn 
sie  die  Zulagen  erhielten,  die  Würde  absprechen.  Weiter  habe  Singer  den 
Staatssekretär  falsch  verstanden :  dieser  habe  nicht  gesagt,  daß  die  preußischen 
Zulagen  eine  Teuerung  herbeigeführt  hätten,  sondern  daß  die  Beamten  in 
den  polnischen  Gegenden  der  Ausbeutung  ausgesetzt  seien,  da  die  Polen 
von  den  deutschen  Beamten  höhere  Preise  verlangten  wie  von  den  Polen. 
Die  politische  Frage  sei  mit  der  preußischen  Bewilligung  erledigt;  es 
handle  sich  jetzt  nur  noch  darum,  ob  man  zu  Ungunsten  der  Postbeamten 
ein  Unrecht  bestehen  lassen  wolle.  Daß  Zulagen  folgerichtiger  Weise  in 
allen  gemischtsprachigen  Gebieten  bewilligt  werden  müßten,  könne  er  nicht 
zugehen,  denn  z.  B.  an  der  westlichen  Grenze  biete  der  Postverkehr  gar 
keine  Schwierigkeiten.  Den  Antrag,  das  Wort  »widerruflich«  zu  streichen, 
halte  er  für  verfehlt,  da  die  Regierung  darauf  schwerlich  eingehen  werde. 

Hierauf  sprach  sich  der  Abgeordnete  Dove  gegen  die  Ostmarkenzulagen 
aus.     Kr  machte  insbesondere  geltend,  daß  die  Beamten  bei  Versetzung  in 
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die  Ostprovinzen  zu  der  Meinung  veranlaßt  würden,  sie  hätten  ein  Opfer 
zu  bringen,  wofür  sie  zu  entschädigen  wären;  die  Beamten  seien  aber  als 
Staatsdiener  verpflichtet,  unangenehme  Verhältnisse,  wie  sie  in  dieser  oder 
jener  Beziehung  auch  anderwärts  beständen,  mit  in  den  Kauf  zu  nehmen. 

Bei  der  Abstimmung  wurde  für  den  Fall  der  Annahme  des  Titels  29  b 
von  der  Mehrheit  des  Reichstags  der  Streichung  des  Wortes  »wider- 
ruflichen« zugestimmt;  dann  aber  wurden  beide  Titel  29  b  und  20  c  ab- 
gelehnt. 

Zu  Titel  34  verwandte  sich  der  Abgeordnete  von  Gerlach  für  eine 
Hesserstellung  der  Postboten  auf  dem  Lande. 

Bei  Titel  58  kam  der  Abgeordnete  Erzberger  noch  einmal  auf  seine 
Ausführungen  über  die  Heranziehung  (1er  Beamten  zum  Schadenersatz  in 
Verlust  fällen  zurück.  Der  Staatssekretär  habe  sich  darüber  gewundert,  daß 
Redner  die  Angelegenheit  zur  Sprache  gebracht  habe,  und  an  der  Hand 
der  Kriminalstatistik  nachgewiesen ,  daß  die  Zahl  der  Vergehen  bedeutend 
zurückgegangen  sei.  Redner  habe  aber  selbst  die  Zuverlässigkeit  der 
Beamten  hervorgehoben  und  sie  gegen  den  Vorwurf  Singers  verteidigt, 
daß  sie  sich  zur  Unehrlichkeit  verleiten  ließen.  Tatsache  sei  andererseits, 
daß  die  Postverwaltung  die  Beamten  öfters  ohne  Berechtigung  und  in 
abgekürzter  Form  verantwortlich  mache.  Der  Abgeordnete  führte  unter 
Bezugnahme  auf  einen  von  einem  Postbeamten  aufgestellten  »postalischen 
Wunschzettel«  hierfür  einige  Fälle  an  und  sprach  sich  dafür  aus,  daß  die 
Verwaltung  zunächst  alle  gesetzlichen  Mittel  erschöpfen  möge,  um  den 
wirklich  Schuldigen  haftbar  zu  machen. 

Der  Staatssekretär  erwiderte: 

»Ich  hätte  gar  keine  Veranlassung  gehabt,  auf  die  Bemerkung  des 
Herrn  Abgeordneten  am  vorigen  Sonnabend  einzugehen,  wenn  er  nicht 
seine  Rede  damit  begonnen  hätte,  zu  sageti.  die  Reichs  -  Postverwaltung 
gehe  nach  seinen  Erfahrungen  zu  rigoros  vor.  und  darauf  sei  es  zurück- 
zuführen, daß  der  Etatstitel  sich  nicht  vermehre.  Ich  hatte  ihm  darauf 
nur  zu  erwidern,  daß  unsere  Verwaltung  nur  dann  vorgehe,  wenn  ein 
wirkliches  Verschulden  des  Beamten  vorliegt,  und  wie  es  sehr  gefährlich 
sei,  zu  verkünden,  daß  die  Reichs-Postverwaltung  in  dieser  Richtung  weiter- 
gehe, als  sie  verpflichtet  sei.  Wenn  der  Herr  Abgeordnete  länger  hier  im 
Hause  wäre  und  schon  in  den  Rechnungskommissionen  es  durchgemacht 
hätte,  welche  Ausstellungen  von  Seiten  des  Rechnung>hots  gemacht  werden, 
dann  würde  ihm  die  Überzeugung  auch  innegewohnt  haben,  daß  es  sich 
bei  der  Reichs-Postverwaltung.  wie  überhaupt  bei  der  Rcichsvcrwaltung. 
nicht  um  schöne  Augen  oder  um  weniger  schöne  Augen  handelt,  sondern 
daß  man  nach  bestimmten  Grundsätzen  vorgehen  muß.  Bei  jeder  Ober- 
I'ostdirektion  ist  ein  Justitiar  beschäftigt,  dem  solche  Untersuchung*-  und 
Krsatzsachen  vorgelegt  werden,  und  der  zu  begutachten  hat.  ob  Ersatz- 
anspruch an  den  Beamten  zu  stellen  ist  oder  nicht. 

Die  Anführungen,  die  der  Herr  Abgeordnete  heute  machte,  können  daran 
nichts  ändern;  denn  ich  bin  nicht  in  der  Lage,  und  auch  das  hohe  Haus 
wird  nicht  in  der  Lage  sein,  zu  prüfen,  wie  die  Fälle  liegen. 

(Sehr  richtig!) 

Wenn  also  die  betreffenden  Beamten  verantwortlich  gemacht  sind,  dann 
liegt  ein  Verschulden  vor.  Ich  muß  hier  noch  besonders  hervorheben,  daß 
wir  jedes  Jahr  eine  besondere  Vorlage  an  Seine  Majestät  richten  und  bitten, 
so  und  so  viele  tausend  Mark  niederzuschlagen.  Wenn  nämlich  Beamte 
zum  Ersatz  verurteilt  sind,  gegen  die  kein  Verdacht  schwerer  Verschuldung 
vorliegt  und  ein  Versehen  durch  längere  Teilzahlungen  gesühnt  erscheint. 
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<la  erwirken  wir  durch  eine  Allerhöchste  Ordre  die  Niederschlagung  der 
Restsumme.  Ich  muß  mich  also  dagegen  verwahren,  daß  die  Reichs-Post- 
verwaltung  ihren  Beamten  gegenüber  etwa  zu  rigoros  vorginge.  Wenn 
<ler  Herr  Abgeordnete  sich  darauf  beruft,  was  ein  höherer  Postbeamter 
geschrieben,  ja.  verehrter  Herr  Abgeordneter,  da  wird  es  sehr  viele  Schriften 
geben,  in  denen  ebenso  viele  verschiedene  Urteile  enthalten  sind;  der  Ver- 
lasser kann  ein  sehr  verdienter  Mann  sein,  und  trotzdem  kann  seine  Ansicht 
in  dieser  Beziehung  doch  nicht  die  richtige  sein.«» 

(Sehr  richtig!/ 

Nach  Bew  illigung  der  übrigen  dauernden  Ausgaben  gab  der  Abgeordnete 
Patzig  ;ils  Berichterstatter  der  Budgetkommission  nähere  Erläuterungen 
zu  den  einmaligen  Ausgaben.  In  der  Kommission  sei  anerkannt  worden, 
daß  die  Begründung  der  Forderungen  ausgiebig  und  richtig  sei.  Die 
geforderte  (iesamtsumme  von  etwas  über  13  Millionen  sei  nicht  zu  hoch: 
*ie  mache  nur  2.70  v.  H.  der  Hinnahmen,  also  prozentualer  nicht  soviel  aus, 
wie  in  den  drei  Vorjahren.  Da  es  sich  größtenteils  um  Erweiterung  von 
Dienstgebäuden  handle,  die  cr>t  in  den  achtziger  oder  neunziger  Jahren  neu- 
errichtet worden  seien,  so  sei  es  fraglich,  ob  die  Verwaltung  die  Entwicklung 
des  Verkehrs  damals  weit  genug  vorausgesehen  habe.  Bezüglich  der  jetzigen 
Forderungen  müsse  aber  anerkannt  werden,  daß  genügende  Rücksicht  auf 
<lie  künftige  Entwickelung  genommen  sei.  In  den  letzten  10  bis  15  Jahren 
habe  der  Fernsprechdienst  eine  sehr  bedeutende  Erweiterung  des  Betriebs 
mit  sich  gebracht;  es  sei  aber  nicht  anzunehmen,  daß  eine  ähnliche  erhebliche 
Neuerung  in  den  nächsten  15  bis  20  Jahren  hinzutreten  werde.  Kr  empfehle 
daher  sämtliche  Baut'orderuugen  (Titel  1  bis  57)  namens  der  Kommission 
zur  Bewilligung. 

Bei  der  Beratung  nahm  von  den  Abgeordneten  nur  Dr.  M  ü  1 1  er  (  Sagau) 
das  Wort,  indem  er  bei  Titel  3<>  anfragte,  wie  man  die  jährliche  Zahl  der 
Briefsendungen.  Pakete  usw.,  die  zur  Kennzeichnung  des  Verkehrsumfangs 
in  der  Begründung  der  Forderungen  für  neue  Bauten  angegeben  wurden, 
ermittele. 

Der  Staatssekretär  entgegnete: 

»Natürlich  findet  nicht  dauernd  eine  Zählung  statt,  sondern  im  Jahre 
zweimal  eine  siebentägige,  und  daraus  wird  das  Resultat  gebildet.« 

Zu  Titel  5<X  (Forderung  von  300000  Mark  als  1.  Rate  für  die  Fort- 
führung der  Linie  Daressalam-Tabora  bis  l'djidji  in  Deutsch  -  Ostafrika) 
nahm  zunächst  der  Berichterstatter.  Abgeordneter  Patzig,  das  Wort.  Das 
Bedürfnis  für  diese  Linie  sei  damit  begründet  worden,  daß  die  aufzuschließende 
liegend  einen  wirtschaftlichen  Wert  habe  und  durch  den  Bau  der  genannten 
Teilstrecke  Anschluß  an  zwei  internationale  Linien  erreicht  werden  solle, 
nämlich  an  die  große  Linie  von  Kapstadt  nach  dem  Nil  und  an  die  von 
Westen  kommende  Linie  des  Kongostaats,  deren  Fertigstellung  allerdings 
noch  geraume  Zeit  erfordern  werde.  Demgegenüber  habe  die  Kommission 
geltend  gemacht,  daß  die  w  irtschaftlichen  Verhältnisse  von  l'djidji  nicht  so 
wichtig  seien,  um  die  Heranführung  der  Linie  an  diesen  Punkt  zu  recht- 
fertigen, und  daß  ja  mit  L'djidji  eine  telegraphische  Verbindung,  wenn  auch 
auf  einein  großen  l'mweg  und  zu  erheblich  höheren  Taxen,  bereits  bestehe. 
Die  Kommission  beantrage,  die  Forderung  für  die  Linie  Tabora- l'djidji 
abzusetzen. 

Darauf  führte  der  Abgeordnete  Dr.  Spahn  folgendes  aus.  Die  Reiche- 
Telegraphenverwaltung  welle  die  vorhandene  Linie  nach  l'djidji  durchführen, 
um  eine  internationale  Telegraphenlinie  herzustellen.  Das  Projekt  mi^se 
aber  vor  allein  von  dein  Standpunkt  aus  geprüft  werden,  ob  es  im  Interesse 
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unserer  Kolonie  geboten  sei.  weshalb  es  auch  richtiger  in  den  Kolonialetat 
einzustellen  gewesen  wäre. 

Während  nun  l'djidji  bereits  Anschluß  an  das  internationale  Telegraphen- 
netz besitze,  sei  abgesehen  von  «1er  Linie  nach  dem  wichtigen  Tabora  für 
die  zahlreichen  Verw  altungs-.  Militär-  und  Missmnsstationen  im  Nordwesten 
unserer  Kolonie  inmitten  einer  noch  nicht  ganz  ruhigen  Bevölkerung 
keine  Telegraphenlinie  vorhanden.  Wenn  mau  also  eine  Linie  bauen 
wolle,  dann  komme  in  erster  Reihe  Muanza  in  Betracht.  Dadurch  würden 
jene  Stationen  mit  Daressalam  in  Verbindung  gesetzt,  während  sie  jetzt 
ganz  isoliert  seien,  denn  auch  die  Telegrapheustationen  der  englischen 
l'gandabahn  lägen  viel  zu  weit,  um  bei  einem  etwaigen  Aufstande  benutzt 
werden  zu  können. 

Der  Staatssekretär  entgegnete: 

»Meine  Herren,  wir  haben  den  Betrag  in  den  diesjährigen  Ktat  ein- 
gesetzt und  Sie  um  Bewilligung  gebeten,  weil  es  sich  um  die  Fortsetzung 
eines  Werkes  handelt,  über  das  schon  in  frühereu  Ftats  angegeben  war,  daß 
es  sich  darum  handelte,  eine  Linie  von  Daressalam  bis  l'djidji  anzulegen, 
um  den  Anschluß  an  den  Überlandtelegraphen  zu  erreichen.  Ich  muß  aber 
zugeben,  daß  die  Ausführungen  des  Herrn  Vorredner.«»,  daß  Gelegenheit  ist. 
nach  l'djidji  auf  dem  l'mweg  über  den  überlandtelegraphen  Depeschen  zu 
befördern,  richtig  sind.  Wir  haben  aber  trotzdem  geglaubt.  Ihnen  die 
Vollendung  des  Werkes  vorschlagen  zu  sollen,  weil  auf  diese  Weise  ein 
billigeres  Telegraphieren  möglich  wäre  als  auf  dem  l'mwege.  Ich  muß 
andererseits  bestätigen,  daß  die  Linie  Tabora- Muanza  uns  gleichzeitig  schon 
als  dringend  vorgeschlagen  war,  und  daß  alles  das.  was  der  Herr  Vorredner 
angeführt  hat,  den  Tatsachen  vollkommen  entspricht,  (ierade  durch  die 
l'gandabahn  ist  am  Viktoria  Nyanza  ein  regerer  Verkehr  entstanden,  in  der 
Landschaft  Ruanda  bieten  sich  gute  Aussichten  für  die  Zukunft,  und  wir 
hätten  Sic  so  wie  so  im  nächsten  Jahre  gebeten,  uns  die  Mittel  zu  bewilligen 
für  die  Linie  Tabora-Muanza.  Wenn  gegenwärtig  keine  Neigung  vorhanden 
ist,  die  Linie  Tabora-l'djidji  zu  bewilligen,  wurde  ich  das  hohe  Haus  bitten, 
die  Mittel  für  die  Linie  Tabora-Muanza  zu  bewilligen.  F.s  ist  das  eine 
Linie,  die  doch  in  nächster  Zeit  ausgeführt  werden  muß  Die  Fntfernung 
von  Tabora  nach  Muanza  beträgt  370  km.  während  die  Fntfernung  von 
Tabora  nach  l'djidji  400  km  ist.  Die  Herstellungskosten  belaufen  sich  auf 
ungefähr  520  0(x>  Mark  für  die  Linie  Tabora-Muanza  und  auf  570000  Mark 
für  die  Linie  Tabora-l'djidji.  Nun  wurde  es  möglich  sein,  bei  der  Bewilligung 
der  300000  Mark  bis  nach  der  wichtigen  Missionsstation  St.  Michael  im 
nächsten  Jahre  zu  kommen.  Die  Herren  wollen  sich  gegenwärtig  halten, 
daß  es  bei  einem  so  großen  und  wichtigen  Werk  wie  dem  gegenwärtigen 
Telegraphenbau  der  Linie  nach  Tabora  nicht  möglich  ist.  bis  auf  ein  Draht- 
kilogramm oder  eine  Stange  unser  Bedürfnis  zu  berechnen,  daß  es  notwendig 
ist.  ein  gut  ausgebildetes  schwarzes  Personal  zur  Verfügung  zu  haben. 
Durch  die  jahrelangen  Bauten  ist  ein  eingearbeitetes  Personal  vorhanden, 
wir  haben  auch  weiße  Beamte  draußen,  die  sich  mitten  in  Afrika  befinden, 
und  die  sich  für  das  Klima  und  die  Anlage  dieser  Linie  besonders  geeignet 
gezeigt  haben.  Ich  kann  Sie  nur  bitten,  uns  die  Mittel  zu  bewilligen,  «laß 
wir  die  Linie  von  Tabora  auf  dem  Wege  nach  Muanza  fortsetzen.  Für 
diese  Linie  genügen  die  eingestellten  300000  Mark.  Fs  wurde  sich  dann 
le«iiglich  darum  handeln,  in  dem  Ftatstitel  statt  »für  die  Herstellung  einer 
Telegraphenlinie  im  Innern  von  Deutsch-(  )stafrika  von  Tabora  nach  l  'djidji'» 
zu  sagen:  »von  Tabora  über  St.  Michael  nach  Muanza««.  Gerade  die 
Wahrnehmungen,   die   wir   in   «1er  letzten  Zeit   in  den   Kolonien  gemacht 

♦ 


Digitized  by  Google 


202       Die  zweite  Beratung  d.  Etats  d.  Reichs-Post-  u.  Telegraphenverwaltung. 


haben,  würden  es  empfehlenswert  erscheinen  lassen,  daß  wir  es  dem 
Gouvernement  ermöglichen,  sich  auch  mit  den  entferntesten  Stationen  leicht 
in  Verbindung  zu  setzen,  um,  wenn  sich  eine  feindliche  Bewegung  unter 
den  Eingeborenen  vorbereitet,  bei  Zeiten  vorzubeugen  und  dadurch  viele 
Ausgaben  zu  ersparen.« 

(Bravo!) 

Nachdem  darauf  der  Abgeordnete  Hr.  Spahn  unter  der  Voraussetzung, 
daß  auf  den  Weiterbau  der  Linie  nach  Udjidji  endgültig  verzichtet  werde, 
förmlich  beantragt  hatte,  die  geforderten  300000  Mark  statt  für  die  Linie 
Tabora-l 'djidji  für  die  Linie  von  Tabora  über  St.  Michael  nach  Muanza  zu 
bewilligen,  nahm  der  Abgeordnete  von  Böhlendorf f-Kölpin  das  Wort. 
An  sich  könne  man  der  l'ost-  und  der  Kolonialverwaltung  keinen  Vorwurf 
machen,  daß  sie  die  Linie  Tabora-Udjidji  vorgeschlagen  hätten.  Unser  Tele- 
graph werde  auch  an  den  transkontinentalen  Telegraphen  angeschlossen  werden 
müssen;  es  sei  aber  unbedenklich,  den  Weiterbau  dahin  zu  verschieben,  und  es 
empfehle  sich  dies  auch,  da  der  Weg  des  transkontinentalen  Telegraphen  von 
l'djidji  ab  noch  nicht  feststehe,  also  später  sich  vielleicht  ein  anderer  Anschluß- 
punkt als  geeigneter  erweisen  könne.  Dagegen  habe  das  Seengebiet  des 
Viktoria  Nyanza  eine  sehr  große  Bedeutung;  auch  er  halte  daher  für  zweck- 
mäßig, den  Telegraphen  zunächst  nach  Muanza  zu  bauen.  Dafür  sprächen 
auch  die  Goldfelder  von  Ikoma,  deren  Abbaufähigkeit  zu  hoffen  sei.  End- 
lich erstrecke  sich  östlich  von  Muanza  das  Gebiet  der  unsicheren  Massai- 
>tämme,  und  es  sei  daher  wichtig,  rechtzeitig  über  die  unter  ihnen  etwa 
im  Anzüge  befindlichen  Unruhen  Nachricht  zu  erhalten. 

Im  Anschluß  hieran  gab  der  Direktor  der  Kolonialabteilung  des  Aus- 
wärtigen Amts  Dr.  Stuebel  folgende  Erklärung  ab: 

..Meine  Herren,  gewiß  handelt  es  sich  in  der  vorliegenden  Angelegen- 
heit um  ein  Interesse  der  Kolonialverwaltung;  und  wenn  ich  bloß  unter- 
richtet worden  wäre,  würde  ich  ja  bestimmt  in  der  Budgetkommission,  als 
sie  sich  mit  dieser  Frage  beschäftigte,  nicht  gefehlt  haben.  Es  liegt  hier 
einfach  ein  Versehen  vor,  welches  mich  am  Erscheinen  in  der  Budget- 
kommission verhindert  hat. 

Die  Sache  selbst  liegt  so.  Es  ist  hier  schon  erwähnt  worden,  daß  die 
Verbindung,  welche  die  englische  Ugandabahn  mit  dem  großen  Becken  des 
Viktoria  Nyanza  hergestellt  hat,  diesen  großen  afrikanischen  Inlandsee  zu 
einem  Hauptverkehrszentrum  Innerafrikas  umgeschaffen  hat.  Es  mag  ja 
von  vielen  Seiten  bedauert  werden,  und  vielleicht  mit  Recht,  es  läßt  sich 
aber  nicht  ändern ,  daß  der  nordwestliche  Teil  unseres  ostafrikanischen 
Schutzgebiets,  welches  sich  durch  Fruchtbarkeit  und  Dichtigkeit  der  Bevölke- 
rung auszeichnet,  in  seiner  wirtschaftlichen  Entwicklung  ganz  wesentlich 
durch  die  englische  Ugandabahn  gefördert  wird.  Die  Verwaltung  hat  darin 
cm  Glück  zu  sehen,  und  es  ist  bloß  ihre  Pflicht,  die  Vorteile  wahrzu- 
nehmen, welche  ihr  und  dem  Lande  aus  der  Gunst  der  Verhältnisse 
erwachsen.  Daß  aber  auch  in  dem  Gebiet,  um  welches  es  sich  hier  handelt, 
ein  wirtschaftlicher  Aufschwung  bereits  eingetreten  ist,  dafür  fangen  die 
Ziffern  schon  an  zu  sprechen.  Ich  möchte  hier  anführen,  daß  in  den 
Bezirken  von  Muanza.  Schirati  und  Bukoba  die  weiße  Bevölkerung  von  der 
Zahl  2ö  im  Jahre  n>oi  auf  70  im  Jahre  1003  gewachsen  ist.  Die  Zölle  sind 
gewachsen  von  305  Rupien  im  Jahre  njoo  auf  12657  Rupien  im  Jahre  1902. 
Wa>  den  1 'ostverkehr  anlangt,  so  hat  der  Bezirk  Muanza  und  Bukoba  im 
Jahre  M/02  rund  20000  Briefabfertigungen  gehabt.  Es  mögen  das  kleine 
Zahlen  sein,  aber  immerhin  haben  diese  kleinen  Zahlen  schon  ihre  Bedeutting. 
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Es  ist  bereits  von  dem  Herrn  Vorredner  auf  die  Wichtigkeit  der  Ent- 
deckung von  Goldfeldern  in  dem  Bezirk  von  Schirat t  in  der  Landschaft 
Ikoma  hingewiesen  worden.  Man  mag  über  diese  Goldfelder  denken,  was 
man  will;  jedenfalls  ist  eine  gewisse  wirtschaftliche  Bewegung  durch  die 
Entdeckung  dieser  Felder  auch  in  den  Bezirk  des  Viktoria  Nvanza-Secs 
hineingekommen,  die  Verwaltungstätigkeit  ist  zweifellos  erhöht  worden. 
Auch  Versuche  auf  dem  Gebiete  des  Baumwollbaues  sind  von  einem 
Deutschen,  namens  Wiegand,  anscheinend  mit  gutem  Erfolg,  in  dem  Bezirke 
von  Muanza  gemacht  worden.  Auch  die  Nähe  der  unruhigen  Massai- 
stämme  ist  bereits  von  dem  Herrn  Vorredner  erwähnt  worden.  I  >ie  Kontrolle 
dieser  unruhigen  Stämme  ist  durch  die  Nähe  der  englischen  Grenze  erschwert, 
über  welche  diese  Stämme  wechseln.  In  Ermangelung  einer  Eisenbahn  ist 
jedenfalls  ein  großes  Bedürfnis  dafür  vorhanden,  wenigstens  einen  schnellen 
Nachrichtendienst  einzuführen. 

Ich  meine,  daß  alle  diese  Punkte  den  Wunsch  der  Verwaltung  von 
Ostafrika  berechtigt  erscheinen  lassen,  mit  Muanza  in  eine  telegraphische 
Verbindung  zu  kommen.  Der  Ort  Muanza  ist  bereits  ein  lebhafter  Handels- 
ort geworden.  Von  ihm  führen  Wege  nach  Tabora.  die  einen  Verkehr  mit 
Ochsenwagen  gestatten,  was  für  Ostafrika  immerhin  schon  ein  beachtens- 
wertes Moment  ist,  wo  sonst  Güter  nur  auf  den  Köpfen  von  Trägem  be- 
fördert werden.  Auch  wichtige  Missionsinteressen  sind  in  dem  Bezirk  von 
Sydnyanza  vorhanden.  Die  »weißen  Väter«  haben  zahlreiche  Missions- 
stationen mit  40  weißen  Missionsangehörigen ,  und  einen  Rückschluß  auf 
die  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  gestatten  z.  B.  folgende  Zahlen.  In  dem 
Bezirk  Bukoba  bestehen  27  Missionsschulen  mit  800  Schülern  und  in  dem 
Bezirk  Muanza  20.  Missionsschulen  mit  5640  Schülern.  Das  sind  gewiß 
Anzeichen,  daß  es  sich  hier  um  eine  dichte  Bevölkerung  handelt.  Meine 
Herren,  auch  die  allgemeine  Statistik  des  Schutzgebiets  zeigt  uns,  daß  ein 
erfreulicher  Aufschwung  der  Ein-  und  Ausfuhr  im  letzten  Jahre  zu  ver- 
zeichnen ist.  Allerdings  handelt  es  sich  bloß  um  eine  Zunahme  des  Gesamt- 
handels  von  lö'/2  Prozent.  Immerhin  ist  auch  diese  Zunahme  erfreulich  als 
ein  Symptom  dafür,  daß  durch  Erschließung  neuer  Produktionsquellen 
wenigstens  den  nachteiligen  Einflüssen  der  Ablenkung  des  Handels  durch 
die  besseren  Verkehrsmittel  der  Nachbarkolonien  begegnet  worden  ist.  An 
und  für  sich  ist  eine  Zunahme  des  Handels  von  lö1  .,  Prozent  immer  noch 
außerordentlich  gering  und  in  wirtschaftlicher  Beziehung  durchaus  unge- 
nügend; aber  bei  Ihnen,  meine  Herren,  liegt  es.  auch  in  dieser  Beziehung 
einen  Wechsel  zum  Besseren  eintreten  zu  lassen,  indem  sie  die  Hand  dazu 
bieten ,  daß  die  Kolonien  mehr  als  seither  und  in  einem  rascheren  Tempo 
mit  den  Mitteln  des  modernen  Verkehrs  ausgestattet  werden.  Zu  diesen 
Mitteln  des  modernen  Verkehrs  gebort  außer  der  Eisenbahn  vor  allein  der 
Telegraph.  Ich  würde  es  freudig  begrüßen,  wenn  der  Antrag,  der  aus 
fliesem  hohen  Hause  gestellt  worden  ist,  Annahme  fände,  anstatt  der  Tele- 
graphenlinie von  Tabora  nach  L'djidji  zunächst  die  Telegraphenlinie  von 
Tabora  nach  Muanza  zu  bewilligen.« 

Der  Abgeordnete  Dr.  Sattler  beantragte  hierauf  Rückvei Weisung  des 
Titels  58  an  die  Budgetkommission.  Nachdem  hierüber  »zur  Geschäftsordnung« 
länger  verhandelt  worden  war.  stimmte  der  Reichstag  diesem  Antrage  zu. 
(Es  sei  gleich  an  dieser  Stelle  bemerkt,  daß  die  Kommission  sieb  für  die 
Herstellung  der  Linie  nach  Muanza  ausgesprochen,  daß  aber  die  Beratung 
hierüber  im  Plenum  noch  nicht  stattgefunden  hat.) 

Nachdem  noch  der  außerordentliche  Etat  (für  Fernsprechzwecke)  bewilligt 
war,  ging  das  Haus  zur  Beratung  der  Einnahmen  über.     Der  Abgeordnete 
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Singer  regte  bei  Titel  I  die  Ausdehnung  der  Drueksachentaxe  auf  die  von 
Krankenkassen  ausgestellten  Mitgliedsbücher.  Krankenscheine  usw.  an.  Das 
Reichs -Postamt  habe  zwar  einen  entsprechenden  Antrag  des  Zentralverbandes 
der  Ortskrankenkassen  im  Deutschen  Reiche  abgelehnt;  es  liege  aber  kein 
Grund  vor.  die  Krankenkassen  schlechter  zu  stellen  wie  die  Berufsgenossen- 
schatten und  Versicherungsanstalten. 

Sodann  wurde  von  dem  Abgeordneten  Grober  die  Gewährung  von 
Portovergünstigungen  für  Sendungen  von  Soldaten  von  neuem  in  An- 
regung gebracht,  wobei  Redner  insbesondere  geltend  machte,  daß  in  einigen 
der  Staaten,  wo  solche  Portovergünstigungen  beständen,  entgegen  den 
früheren  Angaben  des  Staatssekretärs,  solche  Vergünstigungen  auch  in  der 
umgekehrten  Richtung  gewährt  würden. 

Der  Staatssekretär  bemerkte  hierauf: 

»Selbstverständlich  ist  die  Reichs- Postverwaltung  bereit,  eine  so  wichtige 
Frage  noch  einmal  in  Erwägung  zu  ziehen;  aber  ich  möchte  auf  das  zurück- 
kommen, was  ich  schon  bei  der  vorigen  Beratung  gesagt  habe,  daß  es  sich 
bei  den  meisten  Ländern  darum  handelt ,  daß  die  Soldaten  auch  nur  nach 
einer  Richtimg  hin  —  nur  die  Schweiz  geht  weiter  —  Portofreiheit  haben. 
Nun  ist  in  der  Schweiz  ein  ganz  anderes  Verhältnis;  dort  ist  das  Miliz- 
system, und  es  handelt  sich,  glaube  ich,  nur  um  15000  Mann.  Ich  will 
die  Zusammenstellung  der  bezüglichen  Verhältnisse  im  Ausland  bei  der  vor- 
gerückten Zeit  nicht  verlesen ,  möchte  aber  doch  hervorheben ,  daß  daraus 
hervorgeht,  wie  man  überall  wegen  der  Schwierigkeiten,  die  sich  in  der 
Praxis  ergeben  haben,  sehr  viele  Kautelcn  hat  treffen  müssen,  die  teils  das 
Militär,  teils  die  Postverwaltung  belästigen.  Der  Herr  Abgeordnete  Gröber 
hat  selbst  vorgelesen,  daß  in  den  anderen  Ländern  die  Soldaten  sowohl  für 
die  Sendungen,  die  sie  bekommen,  als  die  sie  absenden,  nur  eine  Porto- 
ermäßigung haben.  Was  die  Kautelcn  anlangt,  so  hat  er  ja  auch  vor- 
gelesen, daß  in  England  der  Umschlag  mit  der  Unterschrift  des  Komman- 
danten versehen  sein  muß.  Das  ist  doch  eine  sehr  lästige  Vorschrift,  und 
ich  glaube,  dem  Kommandanten  wird  es  schwer  fallen,  stets  alle  die  Briefe 
nachzusehen.  Tatsächlich  sind  auch  bei  allen  Ländern  ungünstige  Wahr- 
nehmungen mit  den  Portovergünstigungen  für  Sendungen  von  den  Soldaten 
gemacht  worden,  und  das  habe  ich  den  Tierren  nur  vorführen  wollen  zum 
Beweise  dafür,  daß  es  sich,  bei  allem  Wohlwollen  für  das  Heer,  nicht 
empfiehlt,  auf  die  in  Vorschlag  gebrachte  Maßnahme,  die  hier  zum  letzten 
Male  im  Jahre  1801  zur  Sprache  gekommen  ist.  zurückzugreifen.  Selbst- 
verstandlich  kann  eine  neue  Erwägung  stattfinden;  ich  möchte  nur  die 
Herren  davon  abhalten,  eine  Resolution  zu  fassen,  die  womöglich  Hoft- 
nungen  erweckt,  die  sich  nachher  doch  nicht  erfüllen  lassen.  Ich  bin  über- 
zeugt, daß,  wenn  wir  uns  eingehend  darüber  unterhalten,  und  Sie  sehen, 
wie  groß  die  Schwierigkeiten  sind,  und  andererseits,  welcher  Einnahmeausfall 
daraus  entstehen  würde  —  ich  habe  Ihnen  bereits  21/.,  Millionen  bloß  für 
die  Briefsendungen  genannt  --.  dann  werden  Sie  bei  unserer  Finanzlage 
selbst  zu  der  Überzeugung  kommen,  daß  es  sich  nicht  empfiehlt,  diese  Än- 
derung eintreten  zu  lassen.« 

Der  nächste  Redner,  Abgeordneter  Guenter.  wünschte  eine  Revision  der 
Gebühren  für  Ferngespräche.  Die  Gebühren  betrügen  für  ein  Dreiminuten- 
gespräch auf  Entfernungen  bis  25  km  20  Pf.,  50  km  25  Pf.,  100  km  50  Pf., 
500  km  1  Mark.  1000  km  1  Mark  50  Pf.  und  darüber  2  Mark.  Gegen  den 
Grundsatz,  diese  Gebühren  nach  der  Entfernung  abzustufen,  habe  er  nicht«; 
einzuwenden,  sondern  nur  gegen  den  engherzigen  Bureaukratismus.  mit  dem 
bei  der  Berechnung  der  Entfernungen  verfahren  werde.    Im  dies  zu  be- 
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weisen,  führte  Redner  eine  Reihe  von  Beispielen  an,  wonach  nahe  beiein- 
andcr  liegende  Orte  nach  demselben  Fernortc  verschieden  hohe  Gebühren 
zahlen  müssen  und  es  vorkommt,  daß  bei  verschieden  großen  Entfernungen 
für  die  größere  eine  geringere  Gebühr  erhoben  wird.  Außerdem  sprach 
er  den  Wunsch  aus.  daß  die  Gebühren  für  Gespräche  zwischen  Berlin 
einerseits,  dem  Osten  und  Westen  des  Reichs  anderseits,  auf  nicht  mehr 
als  1  Mark  festgesetzt  würden. 

Der  Unterstaatssekretär  Sydow  erwiderte: 

»Meine  Herren,  wie  Sie  wissen,  haben  wir  bereits  vor  Einführung  der 
Fernsprechgebühren-Ordnung  einen  Einheitstarif  von  I  Mark  für  die  Fern- 
verbindungen gehabt.  Da  kamen  nun  dieselben  Erscheinungen  zu  Tage 
wie  bei  allen  F-inheit>tarifen.  Denen,  die  für  die  weiteste  Entfernung  den 
Satz  zahlten,  war  der  Einheitssatz  ganz  angenehm;  diejenigen  aber,  welche 
auf  kürzere  Entfernung  dasselbe  zahlen  mußten,  machten  den  Einwand,  daß 
es  doch  für  sie  zu  teuer  sei.  Auf  diese  W  eise  ist  man  iKo,t)  mit  Zustimmung 
dieses  hohen  Hauses  zu  einem  nach  Zonen  abgestuften  Tarif  gekommen. 
Natürlich  wird  jeder  abgestufte  Tarif  zur  Folge  haben,  daß  die  Leute,  die 
diesseits  oder  jenseits  der  eine  Stufe  bildenden  Grenze  liegen,  auf  den 
kleinen  Unterschied  in  der  Entfernung  und  auf  den  großen  Unterschied  in 
der  Taxe  exemplifizieren.  Das  ist  eben  der  Nachteil,  der  mit  jeder  Stufen- 
bildung zusammenhangt. 

Was  nun  die  Art  der  Berechnung  betrifft,  so  führt  die  ja  zu  gewissen 
eigentümlichen  Konsequenzen.  Es  kann  kommen .  daß  unter  Umständen 
ein  in  der  Luftlinie  entfernter  liegender  Ort  weniger  bezahlt  als  ein  näher 
liegender.  Das  hängt  so  zusammen.  Man  kann  den  Tarif  entweder  nach 
der  wirklichen  Entfernung  berechnen;  wenn  man  aber  die  wirkliche  Länge 
der  Linie,  der  Orte  voneinander  abmessen  will,  so  kommt  man  zu  einer 
sehr  kleinlichen  Berechnung,  zumal  durch  Rücksichten,  die  dem  Publikum 
gleichgültig  sind.  Man  muß  bei  der  Herstellung  einer  Linie  oft  Umwege 
aus  gewissen  baulichen  Rücksichten  machen,  an  denen  das  Publikum  kein 
Interesse  hat.  und  dann  müßte  eine  Linie  erheblich  länger  gerechnet  werden, 
als  die  direkte  Entfernung  zwischen  den  durch  eine  Linie  verbundenen 
Orten  ist.  Oder  man  kann  nach  der  Luftlinie  rechnen.  Das  letztere  wäre 
ja  ganz  schon  und  erscheint  ganz  natürlich.  Wenn  Sie  aber  bedenken,  wie- 
viele kleine  Orte  im  Deutschen  Reich  mit  Hunderten  von  anderen  großen 
und  kleinen  Orten  verbunden  sind,  ist  es  eine  unlösbare  Aufgabe,  überall 
genau  die  Luftlinie  festzustellen.  Als  wir  daher  die  Fernsprechgebühren- 
Ordnung  diesem  hohen  Hause  vorzulegen  die  Ehre  hatten,  suchten  wir  nach 
einem  Aushilfsmittel,  und  da  fand  sich,  daß  bereits  für  den  Postpaket- 
verkehr für  ganz  Deutschland  ein  Aushilfsmittel  besteht.  Schon  seit 
40  Jahren  existiert  das  System  der  sogenannten  Taxijuadratc.  Danach  ist 
das  ganze  Reich  in  Quadrate  geteilt  mit  einer  Seitenlänge  von  zwei 
geographischen  Meilen.  Der  Punkt,  an  dem  die  beiden  Diagonalen  der 
Quadrate  sich  kreuzen,  gilt  als  der  die  Entfernung  bestimmende  Punkt  für 
alle  Orte,  die  innerhalb  des  Quadrats  liegen.  Nun  wird  gemessen  von  dem 
Mittelpunkt  des  Quadrats,  in  dem  der  eine  Ort  liegt,  Ins  zu  dem  Mittel- 
punkt des  Quadrats,  in  dem  der  andere  Ort  liegt.  Da  kann  es  natürlich 
vorkommen,  daß  einmal  ein  paar  Kilometer  mehr  Entfernung  gerechnet 
werden,  als  vorhanden  sind.  Das  System  halten  wir  für  die  Entfernungs- 
berechnung beim  Pakettarif  seit  langer  Zeit  gehabt.  Wir  haben  es  über- 
nommen, und  ich  glaube,  man  soll  sich  durch  solche  kleine  Unebenheiten 
nicht  beeinflussen  lassen.  Wenn  aber  der  Herr  Vorredner  meint,  mit  einem 
Maximalsatz  —  das  war  wohl  der  Sinn  seiner  Ausfuhrungen        von  einer 
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Mark  für  das  ganze  Reich  auskommen  zu  können,  so  kann  ich  auf  das 
bestimmteste  versichern,  daß  wir  schon  bei  einer  Entfernung  von  300  Kilo- 
nietern mit  einer  Mark  kaum  noch  auf  die  Selbstkosten  kommen.« 

Nach  Annahme  der  Resolution,  durch  welche  die  Ausdehnung  der 
Portovergünstigung  für  Soldatensendungen  auf  die  den  eigenen  Bedarf  be- 
treffenden Sendungen  von  Soldaten  nach  der  Heimat  erbeten  wird,  und 
nachdem  die  gesamten  Einnahmetitel  bewilligt  waren,  ergriff  der  Staats- 
sekretär  noch  einmal  das  Wort  zu  folgender  Erklärung: 

»»Meine  Herren,  in  der  Sitzung  vom  n>.  Januar  1004  hat  der  Herr 
Abgeordnete  Haase  Beamten  der  Reichs- Postverwaltung  vorgeworfen,  daß 
sie  das  Briefgeheimnis  verletzten.  Damals  hat  mein  Herr  Kollege  vom 
Auswärtigen  Amt  den  Herren  anheimgestellt,  beim  Postetat  derartige  Fälle 
zur  Sprache  zu  bringen.  Ich  habe  bis  jetzt  gewartet,  daß  die  Herren  der- 
artige Fälle  vorbringen  würden.  Das  ist  nicht  geschehen,  was  ich  konstatiere. 
Ich  konstatiere  weiter,  daß  ich  Ermittelungen  habe  anstellen  lassen,  ob 
irgend  ein  Fall  der  Verletzung  des  Briefgeheimnisses  durch  Beamte  vor- 
liegt. Dabei  bat  sich  ergeben,  daß  kein  Anlaß  zu  einer  derartigen  Beschuldi- 
gung vorliegt.« 

f Lebhafte  Rufe:  Hört!  hört!) 

Hierauf  wurde  eine  Anzahl  Petitionen  erledigt.  Über  einige  von  diesen 
wurde  zur  Tagesordnung  übergegangen.  Eine  andere  verlangt,  daß  allen 
Unterbeamten  unentgeltlich  ärztliche  Hilfe  gewährt  werde.  In  der  Kommission 
sei,  wie  der  Berichterstatter,  Abgeordneter  Dr.  Müller  (Sagau),  ausführte, 
geltend  gemacht  worden ,  es  sei  Lnrecht .  den  Lnterbeamten  in  kleinen 
Orten  im  Gegensätze  zu  denen  in  großen  Orten  die  unentgeltliche  ärztliche 
Behandlung  vorzuenthalten.  Wenn  auch  die  Kommission  sich  der  weit- 
gehenden finanziellen  Bedeutung  der  Sache  bewußt  sei.  so  beantrage  sie 
doch  aus  dem  angegebenen  Grunde,  die  Petition  den  verbündeten  Regierungen 
zur  Berücksichtigung  zu  überweisen. 

Der  Staatssekretär  erwiderte  darauf  folgendes: 

»»Meine  Herren,  wie  der  Herr  Berichterstatter  hier  schon  ausgeführt  hat. 
ist  diese  letztere  Frage  eine  Frage  von  großer  Bedeutung  und  —  ich 
möchte  sagen  —  augenblicklich  in  ihrer  Tragweite  noch  gar  nicht  zu  über- 
sehen; es  ist  eine  Frage,  die  ganz  neu  aufgestoßen  ist.  Wir  haben  bisher 
vielleicht  in  00  Orten  Postvertrauensärzte.  Diese  Arzte  sind  eigentlich 
angenommen  worden,  um  Leute,  die  sich  der  Postkarrierc  widmen  wollen, 
zu  untersuchen.  Die  Postverwaltung  wollte  sich  an  den  Orten,  wo  viele 
Anwärter  in  den  Postdienst  eintreten,  Ärzte  sichern,  die  mit  unseren  Ver- 
haltnissen genau  vertraut  sind  und  wissen,  welche  besonderen  Anforderungen 
wir  stellen,  damit  nicht  ungeeignete  Leute  angenommen  werden.  Da  wir 
nun  an  diesen  Orten  die  Arzte  haben,  so  ist  deren  Tätigkeit  dahin  aus- 
gedehnt worden,  die  l'nterbeamten  unentgeltlich  zu  behandeln,  eine  gewiß 
sehr  nutzliche  Maßnahme. 

Was  nun  die  vorliegende  Petition  anlangt,  so  bitte  ich  Sie.  meine 
Herren,  sie  nicht  zur  Berücksichtigung,  sondern  zur  Erwägung  zu  über- 
weisen, und  zwar  hauptsächlich  aus  dem  (irunde,  weil  die  Frage  so  weit- 
tragend ist.  daß  sie  einer  weiteren  und  eingehenden  Erwägung  bedarf. 

1  >ie  Frage  der  allgemeinen  freien  ärztlichen  Behandlung  liegt  bei  der 
Post  nicht  so  einfach  wie  bei  der  Eisenbahn,  die.  was  den  Herren  wohl 
vorschwebt.  Eisenbahnärzte  hat.  die  das  Personal  zu  besuchen  und  zu 
behandeln  haben.  Bei  der  Eisenbahn  wohnt  das  Personal  nur  in  Orten, 
die  an  Bahnstrecken  liefen,  und  der  Arzt  kann  infolgedessen  im  allgemeinen 
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seine  Besuche  leicht  und  billig  mit  den  Kisenbahnzügen  ausführen,  Unsere 
Gnterbeamten  sind  zerstreut  über  das  ganze  Land;  die  Entfernung  zwischen 
Arzt  und  Unterbeamten  ist  vielfach  eine  sehr  große.  Ks  fragt  sich,  ob  die 
beantragte  Maßnahme  überhaupt  ausführbar  ist,  und  ob  nicht  unübersehbare 
Schwierigkeiten  daraus  erwachsen  können.  Wer  soll  z.  B.  darüber  bestimmen, 
ob  es  nötig  ist,  daß  der  Arzt  komme,  was  ja  nach  Umständen  sehr  hohe 
Kosten  verursacht?  Liegt  nicht  die  Gefahr  vor,  daß  Unterbeamte  in  weit 
entfernten  I^andorten,  um  vielleicht  für  einen  guten  Bekannten  oder  für  den 
Ort  einen  Vorteil  zu  schaffen,  den  Arzt  für  sich  unnötig  herbeirufen,  damit 
die  Reichs-Postverwaltung  für  den  ersten  Besuch,  der  teuer  ist,  die  Zahlung 
übernimmt,  während  für  die  später  folgenden  Besuche  eine  geringere  Taxe 
erhoben  wird?  Ks  könnten  dabei  die  Unterbeamten  auf  eine  schiefe  Bahn 
geleitet  werden.  Die  Frage  bedarf  jedenfalls  eingehender  Krwägung.  und 
darum  möchte  ich  bitten,  damit  keine  zu  großen  Hoffnungen  erwachsen, 
die  Petition  nicht  zur  Berücksichtigung,  sondern  zur  Krwägung  zu  geben. 
Dadurch  würden  Sic  anerkennen,  daß  dies  eine  Krage  ist.  die  einer  ein- 
gehenden Krwägung  bedarf  und  nicht  so  schnell  als  erledigt  zu  betrachten 
ist,  daß  sie  nun  schon  sofort  in  Berücksichtigung  gezogen  werden  konnte. 
Die  Überweisung  zur  Berücksichtigung  könnte  dagegen  so  gedeutet  werden, 
daß  das  hohe  Haus  selbst  sich  schon  darüber  vollständig  einig  sei.  daß  der 
Petition  entsprochen  werden  soll.  Deshalb  empfiehlt  es  sich  meines  Kr- 
achtens .  die  mildere  Form  zu  wählen  und  die  Petition  zur  Krwägung  zu 
geben.  Ich  bin  gern  bereit,  in  eine  eingehende  Krwägung  der  Frage  ein- 
zutreten.« 

Gleichwohl  wurde  der  Antrag  der  Kommission  auf  Uberweisung  zur 
Berücksichtigung  angenommen.  Kine  weitere  Petition,  daß  den  aus  der 
Gendarmerie  und  Schutzmannschaft  hervorgegangenen  Assistenten  ein  Militär- 
jahr  auf  das  Besoldungsdienstalter  angerechnet  werde,  wie  es  bei  den  aus 
der  Truppe  hervorgegangenen  Assistenten  der  Fall  ist.  überwies  der  Reichstag 
dem  Kommissionsvorschlag  entsprechend  den  verbündeten  Regierungen  zur 
Krwägung. 

Mit  der  debattclosen  Annahme  des  l'.tats  der  Reichsdruckerei  endigte  die 
Sitzung. 


Die  höhere  Verwaltungsprüfung  für  Post  und  Telegrnphie 

im  Jahre  1903. 

Zur  Prüfung  der  Befähigung  für  den  höheren  Postdienst  sind  140  Be- 
amte (u)<>2:  i<)oi:  238,  i<>oo:  230)  zugelassen  worden.  Davon  ent- 
fallen auf  die  Oher-Postdircktionsbezirke  Göln  13.  Hamburg  1  I.  Düsseldorf  i<>. 
Dortmund  7,  Berlin  und  Danzig  je  o.  Frfurt.  Frankfurt  (<  Vier).  Karlsruhe. 
Kiel  und  Königsberg  je  5.  Gobienz.  Oldenburg  und  Oppeln  je  .4.  Bremen. 
Breslau,  Gassei.  Göslin,  Dresden,  Konstanz.  Magdeburg.  Posen.  Stettin  und 
Straßburg  je  3.  Aachen,  Braunsebweig .  Gbemnitz.  Halle,  Liegnitz  und 
Potsdam  je  2.  Frankfurt  (Main) .  Gumbinnen .  Leipzig.  Metz.  Minden  und 
Trier  je  1  ,  ferner  auf  Deutsch -Südwestafrika  und  auf  die  deutsehen  Pom- 
anstalten  in  der  Türkei  je  1.  Von  den  Zugelassenen  haben  die  Post- 
utid  Telegraphenschule  besucht.  Zur  Fortsetzung  oder  Wiederholung  der 
Prüfung  haben  sich   180  Beamte  (io<>2:  200.    f  <  ><  >  1  :  174.  io<»>:  155»  ge- 
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meldet.  Die  Gesamtzahl  der  Zulassungen  und  Wiederzulassungen  beträgt 
also  1903:  3-6  (n*oj:  401,  1901:  412,  km*»:  394). 

Im  Laute  des  Jahres  sind  44  mündliche  Prüfungen  abgehalten  worden 
1IQ02:  50,  if)oi:  33,  1000:  31).  Von  den  dazu  geladenen  250  Beamten 
haben  205,  darunter  40  in  erster,  2  in  zweiter  Wiederholung,  die  mündliche 
Prüfung  bestanden,  54,  darunter  9  in  erster.  2  in  zweiter  Wiederholung, 
nicht  gentigt.  In  der  mündlichen  Prüfung  ist  7  Beamten  das  Prädikat  »gut« 
erteilt  worden;  über  das  Gesamtergebnis  der  Prüfung  hat  I  Beamter  das 
Prädikat  »»gut«  erhalten;  im  übrigen  ist  die  Prüfung  »»genügend«  ausgefallen. 
Von  iiKi  Beamten  haben  in  der  mündlichen  Prüfung  nicht  bestanden  20,8 
(i()(»2:  20.0,  i<)Oi  :  22,6.  1900:  ig.t).  Bei  den  zur  Post-  und  Telcgraphen- 
schulc  einberufen  gewesenen  Beamten  betragen  die  entsprechenden  Zahlen  15,6 
(1002:  14,1,  iqoi  :  22,7,  1900:21/.),  bei  den  übrigen  Beamten  23.1  D()<>2:  22.», 
1001  :  22.«,.  igoo:  18,5). 

Das  durchschnittliche  Lebensalter  der  Beamten  beim  Bestehen  der  münd- 
lichen Prüfung  hat  30  Jahre  I  Monat  betragen  (1002:  29  Jahre  11  Monate, 
kh»i:  30  Jahre  3  Monate,  1900:  30  Jahre  1  Monat);  im  einzelnen  befanden 
sich  in  einem  Lebensalter  von 


25 

bis  20  lahrcn  

3  Beamte 

\t\  v. 

II 

20 

-    27  -   

1  2 

5-8 

27 

-    28  -   

33 

IO.o 

28 

32 

15,6 

- 

29 

-    3°  "   

44 

21, » 

3° 

2X 

13.7 

31 

-    32  -   

IO 

32 

-    33  -   

12 

5.9 

33 

-    34  -   

10 

4-9 

34 

35   

7 

3»+ 

35 

-36  -   

6 

3.o 

3<> 

-    37  -   

4 

2,o 

37 

"    38  -   

1  Beamter 

0.5 

• 

3«» 

-    40  -   

2  Beamte 

I,o 

-»4 

-    45  -   

1  Beamter 

<>.5 

im  ganzen .  .  . 

205  Beamte 

IOO.o  V. 

H 

Von  den  vorzugsweise  für  Telegraphie  ausgebildeten  Beamten 
sind  104  (i<)(»2:  87,  1901:  81,  1900:  59)  zur  höheren  Prüfung  zugelassen 
worden.  Davon  entfallen  auf  die  Ober-Postdirektionsbezirke  Düsseldorf  11, 
Breslau  und  Hamburg  je  7,  Berlin  und  Schwerin  je  6,  Dortmund  und 
Straßburg  je  5,  Frankfurt  (Main)  4.  Chemnitz,  Danzig,  Dresden,  Karlsruhe 
und  Minden  je  3.  Aachen.  Braunschweig,  Cassel,  Cöln,  Frankfurt  (Oder), 
Hannover.  Königsberg.  Konstanz.  Leipzig,  Magdeburg,  Metz,  Oppeln, 
Potsdam.  Stettin  und  Trier  je  2.  und  Bremen,  Bromberg,  Coblcnz.  Cöslin. 
Frfurt.  Kiel.  Liegnitz  und  Munster  je  1  Beamter.  Von  den  Zugelassenen 
haben  50  die  Post-  und  Telegraphcnschulc  besucht.  Zur  Fortsetzung  oder 
Wiederholung  der  Prüfung  haben  ««ich  32  Beamte  (1902:  42,  1901:  45, 
1  <  )<>(>:  27)  gemeldet.  Die  Gesamtzahl  der  Zulassungen  und  Wiederzulassungen 
betragt  als.»  136  (n>«>2:  120,  1901  :  126.  1000:  86). 

Im  Laufe  des  Jahres  sind  14  mündliche  Prüfungen  abgehalten  worden 
(  iix»2:  17.  io«'i  :  10,  iu"o:  o).  \'<»n  den  dazu  geladenen  83  Beamten  haben  (>o, 
darunter  14  in  erster  Wiederholung,  die  mündliche  Prüfung  bestanden,  23, 
darunter  5   in  erster,    1   in  /weiter  Wiederholung,  nicht  genügt.     In  der 
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mündlichen  Prüfung  ist  3  Beamten  das  Prädikat  »gut«  erteilt  worden;  über 
das  Gesamtergebnis  der  Prüfung  hat  I  Beamter  das  Prädikat  »gut«  erhalten; 
im  übrigen  ist  die  Prüfung  »genügend«  ausgefallen.  Von  100  Beamten  haben 
in  der  mündlichen  Prüfung  nicht  bestanden  27.7  (1902:  22,8.  1901 :  21,0, 
iqoo:  23,1).  Bei  den  zur  Post-  und  Telegraphenschule  einberufen  gewesenen 
Beamten  betragen  die  entsprechenden  Zahlen  17.7  (1902:  10,  1901:  ii.s 
iqoo:  26,0.  bei  den  übrigen  Beamten  34,7  (1902:  31,2,  1901  :  41,7,  1900:  33). 

Das  durchschnittliche  Lebensalter  der  Beamten  beim  Bestehen  der  münd- 
lichen Prüfung  hat  29  Jahre  betragen  (1902:  29  Jahre  7  Monate.  1901  : 
28  Jahre  6  Monate,  1900:  30  Jahre);  im  einzelnen  befanden  sich  in  einem 
Lebensalter  von 

24  bis  25  Jahren    1  Beamter  =      1.7  v.  H. 


25  - 

26      -       ...  . 

8.,  - 

26  - 

11,7  " 

27  - 

I  1.7  - 

28  - 

29  "   

18.3  - 

29  - 

30   

I8,<  - 

30  - 

31  "   

  8      -  - 

13.3  - 

31  - 

32  -   

5.o  - 

32  - 

33  -   

  2      -  — 

3.3  - 

33  - 

34  -   

  4      -  = 

«.7  - 

34  - 

35  -   

1.7  " 

im  ganzen.  .  .     Oo  Beamte  -----  100.0  v.  H. 


LITERATUR. 

Elementare  Vorlesungen  über  Tclegraphie  und  Telephonie 
von  Dr.  Richard  Heilbrun.  Verlag  von  Georg  Siemens.  Berlin 
1902.  Bis  jetzt  erschienen  ^  Lieferungen  zu  4  Bogen,  Preis  je 
1  Mark  60  Pf. 

Der  Verfasser  hat  seine  wiederholt  vor  Post-  und  Telegraphenbeamten 
in  Berlin  gehaltenen  Vorlesungen  im  Druck  erscheinen  lassen,  um  sie  einem 
größeren  Kreise  von  Beamten  und  anderen  Interessenten  zugänglich  zu 
machen.  Das  Werk  soll  den  Leser  in  die  Technik  des  elektrischen  Nach- 
richtenwesens einführen  und  enthält  demgemäß  zunächst  eine  ausführliche 
Entwicklung  der  in  Betracht  kommenden  wissen>chaftlichen  Grundlehren, 
worauf  die  Erklärung  der  Apparate,  Stromquellen  und  Betriebsweisen  folgt. 
I  >ie  Darstellung  ist  anregend  und  leicht  faßlieh,  dabei  aber  streng  wissen- 
schaftlich; das  Verständnis  wird  durch  Vorführung  zahlreicher  Versuche 
gefördert,  die  dem  Leser  durch  Abbildung  und  Erläuterung  kaum  minder 
gut  veranschaulicht  werden,  als  es  beim  mündlichen  Vortrag  geschehen 
könnte. 

In  den  ersten  elf  Vorlesungen  über  den  elektrischen  Strom,  die  elek- 
trischen Maßeinheiten,  Magnetismus,  Elektromagnetismus,  Induktion,  Elektro- 
statik, chemische  Stromwirkung,  Stromerregung  und  Stromspeicherung  sowie 
W  ellen  und  Schall  sind  die  theoretischen  Grundlagen  in  einer  auch  für  den 
Laien  verständlichen  Art  dargestellt.    Die  Erklärung  der  elektrischen  und 
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magnetischen  Frscheinungen  geschieht  vorzugsweise  auf  (mmd  der  neueren 
Anschauungen  über  die  Kraftlinien.  Fin  hesonders  hreiter  Raum  (vier  Vor- 
lesungen)  ist  der  Flektrochemie  gewidmet,  wohei  namentlich  die  Sekundär- 
elemente und  deren  verschiedene  1  Mattenkonstruktionen  gebührende  Beachtung 
finden.  Nicht  unerwähnt  darf  hleihen,  daß  sich  auf  S.  kk)  ein  wesentlicher 
Fehler  eingeschlichen  hat.  Dort  wird,  nachdem  S.  101  die  Kapazität  eines 
Kondensators  richtig  als  umgekehrt  proportional  der  Dicke  seines 
Dielektrikums  nachgewiesen  ist.  hei  Ahleitung  der  Dielektrizitätskonstanten 
für  I'aratrin  und  Kautschuk  die  Kapazität  des  Kichkondensators  der  Dicke 
seines  Dielektrikums  proportional  gesetzt;  infolgedessen  sind  die  auf- 
gestellten (.deichungen  und  das  Schlußergebnis  unzutreffend. 

Die  12.  bis  15.  Vorlesung  behandeln  den  Farbschreiber  und  Klopfer,  die 
telegraphischen  1 1  il f sapparate,  die  Stromquelle  und  den  Morsebetrieb,  wobei 
eine  Beschreibung  der  Apparate  und  technischen  Finriehtungen  nur  im  ali- 
gemeinen, dafür  jedoch  eine  desto  gründlichere  F'rläuterung  ihrer  Wirkungs- 
weise gegeben  wird.  Lehrreich  sind  besonders  die  eingehenden  Ausführungen 
über  das  Arbeiten  des  Morscelektroniagneten ,  über  den  Windfang  des 
Morseschreibers  und  die  Verwendung  gemeinsamer  Batterien.  Dagegen 
mu>sen  wir  die  Frörterungcn  über  den  l  nterschied  zwischen  Arbeitsstrom 
und  Ruhestrom  in  der  Hauptsache  als  verfehlt  bezeichnen.  Auf  S. 
wird  nämlich  behauptet,  der  Arbeitsstrom  versage,  wenn  mehrere  Ämter 
in  eine  Leitung  gelegt  seien.  >'Fin  durch  eine  Reihe  von  Amtern  fließender 
Strom  kann  wohl  auf  jedem  von  ihnen  unterbrochen  werden.  Man  kann 
aber  nicht  einen  auf  jedem  Amt  der  Reihe  unterbrochenen  Strom  durch 
Schließen  der  Taste  eines  einzigen  Amtes  fließen  machen.  Diese  Tatsache 
muß  wohl  zu  einfach  und  selbstverständlich  sein,  als  «laß  man  sie  in  der 
an  l'mfang  reichen  telegraphischcn  Literatur  besonders  bemerkt  fände. 
Ich  behaupte  alter,  in  ihr  liegt  der  Witz  des  Ruhestroms.«  -  Der  Herr 
Verfasser  irrt  hierin;  die  gebräuchlichen  Schaltungen  für  Zwischenämter  mit 
Arbeitsstrom  beweisen,  daß  man  jede  für  Ruhestrom  eingerichtete  Leitung 
auch  mit  Arbeitsstrom  betreiben  kann,  wenn  nur  jedes  Amt  eine  für  die 
ganze  Leitung  ausreichende  Batterie  erhält  und  der  zweite  Battcricpol  bei 
den  Zwischenämtern  nicht  au  Frde,  sondern  an  den  weitergehenden  Leitungs- 
zweig gelegt  wird.  Der  Vorteil  des  Ruhestrombetriebs  besteht  lediglich 
darin,  daß  die  für  die  ganze  Leitung  ausreichende  Batterie  nur  einmal  vor- 
handen zu  sein  braucht  und  auf  die  einzelnen  Amter  verteilt  werden  kann. 
Auf  S.  j'm)  ist  ferner  die  Abbildung  des  l'mschalters  VI  mit  Via  be- 
zeichnet und  umgekehrt. 

Dessenungeachtet  kann  «las  Studium  des  Werkes  nicht  nur  den  sich  auf 
die  Prüfungen  vorbereitenden,  sondern  auch  älteren  Telegraphenbeamten 
empfohlen  werden.  Die  noch  ausstehenden  zwei  oder  drei  Lieferungen 
sollen  die  Fernsprechtechnik.  Funkeutelegraphic  u.  a.  m.  behandeln. 
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Literatur:  Im  Sattel  durch  Zentralasien.    Von  Erich  v.  Salzmann,  S.  302. 


Beschädigungen  der  Reichs-Telegraphen-  und  Fernsprech- 
anlagen  durch  Schneefall  und  Sturm. 

Im  abgelaufenen  Kalenderjahre  haben  wiederholt  heftige  Stürme  den 
oberirdischen  Rcichs-Telegraphen-  und  Fernsprechanlagen  viele  Schaden  zu- 
gefügt. Mit  der  Zahl  der  an  den  Reichsgestängen  befestigten  Telegraphen- 
und  Fernsprechleitungen  wächst  naturgemäß  auch  der  Umfang  der  durch 
solche  Naturereignisse  hervorgerufenen  Verheerungen. 

In  Nr.  14  des  Archivs  für  1003  haben  wir  über  Störungen  berichtet, 
die  durch  einen  Ende  April  aufgetretenen  Schneesturm  in  großem  Umfange 
verursacht  worden  sind.  Von  nicht  geringerer  Bedeutung  sind  die  Be- 
schädigungen, welche  die  Reichsanlagen  durch  Schneefall  und  Sturm  im 
November  11)03,  und  zwar  auf  räumlich  viel  weiter  ausgedehnten  Gebieten, 
erlitten  haben.  Auf  Grund  der  dem  Reich» -Postamte  von  den  Ober-l'ost- 
direktionen  erstatteten  Berichte  folgt  nachstehend  eine.  Schilderung  der 
wesentlichsten  Vorkommnisse. 

In  der  Nacht  vom  iH.  zum  lg.  November  trat  i m  Riesengebirge  und 
im  Hirschberger  Tale  anhaltender  Schneefall  ein.  Der  niedergehende 
Schnee  blieb  an  den  Leitungsdrähten  haften,  erreichte  an  diesen  in  einigen 
Orten  eine  Dicke  von  5  bis  ö  cm,  so  daß  in  den  Telegraphenlinien  vielfache 
Drahtbrüche  und  Verschlingungen  entstanden.  Umfangreicher  waren  da- 
gegen die  in  den  Linien  der  zwölf  Ortsfernsprechnetze  und  in  den  Fern- 
sprech-Verbindungsanlagen  des  Hirschberger  Tales  eingetretenen  Beschädi- 
gungen. Ddrt  mußten  wegen  Umbruchs  10  eiserne  Doppelgestänge,  17  ein- 
fache Gestänge  und  8  Holzstangen  erneuert.  12  eiserne  Doppclgestänge. 
24  einfache  Gestänge  und  45  Holzstangen  gerichtet  werden.    Fs  waren  von 
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den  im  ganzen  vorhandenen  302  Anschlußleitungen  257  und  außerdem 
iK  Fernsprcch-Ycrbindungslcitungcn  gestört.  Diejenigen  Dachgestänge,  hei 
denen  die  Rohrständer  nach  den  längeren  Feldern  hin  verstrebt  waren, 
halten  sich  ganz  oder  doch  so  weit  gehalten,  daß  sie  nur  gerichtet  zu  werden 
brauchten.  Zur  baldigen  Wiederaufnahme  des  Betriebs  in  den  Fernleitungen 
sind  in  Hirschberg  und  Schmiedehcrg  bis  zur  endgültigen  Instandsetzung 
streckenweise  provisorische  Holzlinien  errichtet  oder  Leitungen  an  vorhan- 
denem Gestänge  hergestellt  worden.  Iiis  zum  20.  Xovember  Mittags  konnten 
alle  gestörten  Telegraphenleitungen  wieder  in  Betrieb  genommen  werden;  die 
Fcrnsprech-Yerbindungsleitungen  waren  am  22.  Xovember  vorläufig  und 
bis  zum  17.  Dezember  endgültig  wiederhergestellt. 

Die  größten  Störungen  im  Telegraphen-  und  Fernsprechbetriebe  sind 
durch  Stürme  aus  Westen  und  Nordwesten  herbeigeführt  worden,  die,  in 
einzelnen  Bezirken  bereits  am  20.  Xovember,  in  den  meisten  jedoch  erst  am 
21.  November  auftretend,  an  diesem  sowie  am  folgenden  Tage  mit  großer 
Heftigkeit  gewütet  und  in  einigen  Bezirken  erst  am  24..  in  anderen  sogar 
erst  am  26.  November  aufgehört  haben.  Bei  Aufzählung  der  bedeutendsten 
Verheerungen,  die  durch  diese  Stürme  verursacht  worden  sind,  lassen  wir 
die  betroffenen  Obcr-Postdirektionshezirke  nach  dem  Zeitpunkte  des  Auf- 
tretens der  Stürme  und,  wo  dieser  übereinstimmend  ist,  nach  der  Lage  der 
Bezirke  in  der  Richtung  von  Wrest  nach  Ost  folgen. 

Im  Bezirke  Darm  Stadt  sind  in  den  Telcgraphenleitungcn  27.  in  den 
Fernsprech-Yerbindungsleitungcn  60  und  in  den  Anschlußleitungen  128 
Störungen  durch  Berührungen,  Drahtbrüche  und  Nebenschlicßungen  einge- 
treten. Ferner  waren  in  den  Telegraphenlinien  5  Stangen  abgebrochen.  5  um- 
gestürzt, 40.  zur  Seite  gedrückt  und  1  Doppclgestänge  übergewichen.  In 
den  Fernsprech-Yerbindungslinien  waren  ebenfalls  mehrere  Stangen  umge- 
stürzt und  46  Stangen  zur  Seite  gedrückt.  Mit  wenigen  Ausnahmen  sind 
diese  Störungen  schon  am  Tage  des  Auftretens  endgültig  beseitigt  worden. 

Im  Bezirke  Chemnitz  waren  in  den  Telcgraphenleitungcn  82  und  in 
den  Fcrnsprechleitungen  681  Störungen  zu  beseitigen  und  in  den  Linien 
mehrere  umgebrochene  Stangen  zu  ersetzen.  Ferner  waren  5  ausgehobene 
Stangen  neu  aufzustellen  und  60  Stangen  zu  richten. 

Im  Bezirke  Breslau  traten  gleichzeitig  mit  dem  Sturme  starke  Schnee- 
fälle auf  und  führten  namentlich  im  Waldenburger  und  Glatzer  Gebirgslande 
sowie  an  den  Abhängen  des  Eulengebirges  größere  Störungen  herbei.  Von 
den  Telcgraphenlinien  wurden  3  Hauptlinien  und  4  Nebenlinien  mit  zu- 
sammen 18  Leitungen  in  Mitleidenschaft  gezogen;  in  Ii  Fernsprech -Yer- 
bindungsanlagen  waren  16  Störungen,  welche  auf  13  verschiedene  Stellen 
verteilt  waren,  zu  beseitigen.  Von  den  Ortsfernsprechnetzen  wurden  in 
stärkerem  Maße  Breslau,  Waldenburg  (Schlcs.).  Gottesberg  und  Reichenbach 
(Schles.)  betroffen.  Sämtliche  Störungen  waren  spätestens  am  zweiten  Tage 
gehoben. 

Bedeutender  als  die  bisher  aufgeführten  waren  die  im  Bezirke  Olden- 
burg entstandenen  Schäden.  Dort  hat  der  Sturm  hauptsächlich  nord- 
westlich von  Leer  und  Emden  sowie  südöstlich  von  Herzlake  und  Cloppen- 
burg gewütet.  In  ersterem  Gebiete  wurden  meist  in  weichem  Schwcmm- 
lande  stehende  Stangen  umgeworfen  oder  schief  gedrückt,  im  Südost- 
bezirke dagegen  entwurzelte  und  abgebrochene  Bäume  und  Aste  in  die 
Linienzüge  geschleudert.  Insgesamt  wurden  84  Telegraphenleitungen  und 
45  Fernsprech -X'erbindungsleitungen  gestört.  In  den  Telegraphenlinien 
sind  10  D< 'ppeli^estange  und  33  Stangen  umgebrochen,  41  Doppelgestänge 
und  3<x)  Stangen  sehief  gedrückt,  in  den  Fernsprechlinien  118  Stangen 
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gebrochen  und  7Q3  schief  gedrückt  worden.  Bis  zum  23.  November  wurden 
die  Leitungen  wieder  betriebsfähig;  die  endgültige  Instandsetzung  dauerte 
bis  zum  10.  Dezember. 

Im  Bezirke  Münster  waren  in  den  an  den  Eisenbahnen  Dülmen- 
Haltern  und  Sinsen -Wanne  verlaufenden  Telegraphenlinien  etwa  50  Doppcl- 
gestänge stark  zur  Seite  gewichen.  Am  Abend  fies  21.  November  zeigten 
sich  alle  Fernsprech  -  Yerbindungslcitungen  gestört  ;  die  Beschädigungen 
waren  jedoch  im  allgemeinen  leichter  Natur.  Am  22.  November  waren  die 
Telegraphen-  und  die  Fernsprech-Yerbindungsleitungen  vorläufig  wiederher- 
gestellt. Von  den  Ortsfernsprechnetzen  waren  diejenigen  in  Münster,  Neu- 
beckum und  Horst  (Emscher)  am  meisten  betroffen.  Die  Schäden  wurden 
in  der  Zeit  vom  23.  bis  25.  November  beseitigt. 

Im  Bezirke  Dortmund  erlitten  die  Linienzüge  im  Kohlenrevier 
Bochum-Herne-Gelsenkirchen  sowie  die  Telegraphenliide  Dortmund-Hamm 
t  West  f.)  die  meisten  Beschädigungen.  Mehrere  Fernsprech -Yerbindungs- 
anlagen  waren  durch  abgehobene  Dächer  durchschlagen  worden.  Auf  der 
Strecke  Rauxel-Herne  sind  7  Telcgraphen-Doppelgestänge  umgeworfen  und 
die  V'erstärkungsmittel  aus  dem  Erdboden  herausgerissen  worden;  eine 
weitere  Anzahl  von  Gestängen  war  übergewichen.  Bei  Block  Cörnc  (Strecke 
Dortmund-Scharnhorst)  waren  13  Doppelgestänge  mit  den  \  erstärkungs- 
mitteln  aus  der  Erde  gehoben  und  auf  das  angrenzende  Gelände  geworfen 
worden.  Außerdem  waren  an  verschiedenen  Stellen  noch  1  Doppelgestänge 
am  Stammende  zersplittert,  6  Gestänge  umgestürzt,  eine  große  Zahl  von 
Stangen  aus  dem  Erdboden  gehoben  und  eine  erhebliche  Zahl  von  Stangen 
abgebrochen  oder  übergewichen.  Die  Instandsetzungsarbeiten  wurden  mit 
11  Baukolonnen  in  Angriff  genommen;  ein  Teil  der  Leitungen  war 
bereits  am  22.  November,  der  Rest  bis  zum  nächsten  Tage  Nachmittags 
betriebsfähig  gemacht.  Die  endgültige  Instandsetzung  dauerte  bis  zum 
2.  Dezember. 

Im  Bezirke  Düsseldorf  waren  zwischen  Borbeck  und  Oberhausen 
(Rheinl.)  sämtliche  70  Leitungen  eines  Fernsprechlinienzugs  gerissen.  In 
der  Nähe  des  Bahnhofs  Dornap  hatte  ein  vom  Sturme  gegen  eine  Stange 
geschleudertes  Dach  letztere  unterhalb  der  Querträger  durchschlagen;  die 
daran  befestigten  Leitungen  waren  gerissen.  Zwischen  Düsseldorf  und 
Xeuß  waren  22  Stangen  der  Fernsprech- Verbindungslinie  umgebrochen.  An 
verschiedenen  Punkten  waren  ferner  noch  etwa  100  Verbindung«-  und  An- 
schlußleitungen beschädigt.  Mit  Ausnahme  der  Störung  zwischen  Düssel- 
dorf und  Neuß,  welche  am  24.  November  Abends  beseitigt  war,  war  ein 
Ted    der  gestörten   Leitungen   bereits  am  22.  Abends  und  der  Rest  am 

23.  Abends  betriebsfähig. 

Auch  im  Cölner  Bezirke  hatte  der  Sturm  eine  ganze  Anzahl  von 
Beschädigungen  verursacht.  In  den  Telegraphenanlagen  waren  7  I  >oppel- 
gestänge  und  4  Holzstangcn  umgebrochen,  o  Doppelgestänge  und  6  Stangen 
schief  gedrückt.  In  den  Ortsfernsprechnetzen  waren  etwa  30  Dächer  be- 
schädigt und  4  Dachgestänge  schief  gedruckt;  im  übrigen  waren  noch  zahl- 
reiche Drahtbrüche,  Berührungen  und  Nebenschließungen  eingetreten.  Der 
größte  Teil  der  Leitungen  war  am  23.,  der  Rest  der  Anschlußleitungen  am 

24.  November  wieder  betriebsfähig. 

Im  Bezirke  Bremen  waren  die  Störungen  in  den  Telegraphen-  und 
in  den  Sp-Lcitungen  im  allgemeinen  weniger  umfangreich,  dagegen  war  in 
den  Ortsfernsprechnetzen  eine  große  Zahl  Anschlußleitungen  teils  gerissen, 
teils  in  Berührung.  Auch  die  Fernlinien  wurden  stark  in  Mitleidenschaft 
gezogen.    An  den  Landstraßen  waren  am  22.  November  alle  Fernleitungen 
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unterbrochen;  nur  5  Verbindungslcitungcn,  die  an  der  Eisenbahn  verlaufen, 
blieben  betriebsfähig.  Dagegen  hatte  an  der  Eisenbahn  zwischen  Drebber 
und  Diepholz  eine  große  Anzahl  Doppelgestänge  dem  Winddruck  nach- 
gegeben und  mußte  gerichtet  und  mit  Streben  versehen  werden.  Mit  Aus- 
nahme einer  Fernleitung  wurden  die  beschädigten  Leitungen  in  dei  Zeit 
vom  22.  bis  24.  November  vorläufig  wiederhergestellt. 

Erlieblicher  als  die  bisher  angeführten  Schäden  waren  diejenigen  im  Be- 
zirke   Minden.     Von  den  Telegraphenleitungen  war  die  Linie  an  der 
Bahnstrecke  Wunstorf-Minden-Bielefeld-Rheda  am  meisten  betroffen  worden. 
In  Stadthagen  hatte  der  Sturm  das  Dach  eines  Bahnmeisterschuppens  abge- 
deckt und  gegen  ein  Doppelgestänge  geschleudert,  wodurch  der  Stützpunkt 
abgebrochen   und  die  benachbarten  Doppelgcstänge  aus  ihrer  senkrechten 
Lage  gebracht  wurden.    Am  Güterbahnhofe  zu  Porta-Westphalica  war  ein 
aus  dem  Boden  gehobenes  hölzernes  Arbeiterhaus  auf  die  Linie  gefallen  und 
hatte  eine  große  Zahl  von  Leitungen  durchschlagen.    Auf  der  Strecke  von 
Porta  bis  zur  Weserbrücke  bei  V  ennebeck  waren  rund  50  Doppelgestänge 
teils  aus  dem  Boden  herausgehoben,  teils  über  dem  Erdboden  abgebrochen. 
In  Porta  hatte  der  Sturm  die  Gestänge  der  elektrischen  Beleuchtungsanlage 
umgeworfen.    Infolgedessen  traten  Berührungen  zwischen  Reichs-  und  Stark- 
stromleitungen ein.    ohne  indes   Schaden   anzurichten.     Der  Betrieb  des 
Elektrizitätswerkes  wurde  sofort  eingestellt.    Ferner  waren  bei  Kirchhorsten, 
Bückeburg  und  Gütersloh  sowie  zwischen  Löhne  und  Bielefeld'  zahlreiche 
Doppelgestänge  übergewichen.     Längs  der  Eisenbahnstrecke  Minden- Bad 
Oeynhausen  waren  27  Doppelgestänge  aus  ihrer  lotrechten  Lage  gedrückt 
worden.     L'm  die  internationalen  Leitungen  und  die  Leitungen   für  den 
großen  inländischen  Verkehr  möglichst  rasch  betriebsfähig  zu  machen,  wurde 
auf  einer  1.;  km  langen  Strecke  eine  provisorische  Linie  hergestellt.  Am 
23.  November  Nachmittags   waren  die  Telegraphenleitungen  betriebsfähig. 
Auch  in  den  Fernsprcchlinicn  hatte  der  Sturm  zahlreiche  Gestänge  abge- 
brochen oder  aus  ihrer  senkrechten  Lage  gebracht  und  verschiedene  Lei- 
tungen durch  Drahtbrüchc.   Drahtverschlingungen  und  Nebcnschlicßungen 
gestört.    In  Bad  Oeynhausen  waren  durch  den  l'mbruch  des  Gradierwerkes 
die  Drähte  von  5  Fcrnsprechdoppelleitungcn  und  3  Anschlußleitungen  durch- 
schlagen worden.     Die  Ortsfernsprechnetze  hatten   im  allgemeinen  wenig 
gelitten. 

Im  Bezirke  Frankfurt  (Main)  haben  besonders  die  im  Maintale 
verlaufenden  Linien  unter  den  Einwirkungen  des  Sturmes  zu  leiden  gehabt. 
In  den  Telegraphenlinieu  sind  im  ganzen  8  Doppelgestänge  und  54  Stangen 
stark  übergewichen  und  1  Doppelgestänge  umgebrochen,  in  den  Fenisprech- 
Yerbindungslinien  o  Stangen  umgebrochen,  222  Stangen  aus  der  senkrechten 
Stellung  gedrückt  und  21  Querträger  verbogen.  In  den  Ortsfernsprech- 
netzen sind  verhältnismäßig  geringe  Beschädigungen  eingetreten.  Diese  er- 
streckten sich  auf  etwa  200  Anschlußleitungen  und  bestanden  hauptsächlich 
in  Berührungen  und  Drahtbrüchen.  Die  beschädigten  Linien  sind  in  den 
Tagen  vom  22.  und  23.  November  vorläufig  wiederhergestellt  worden. 

Im  Bezirke  Hamburg  erwiesen  sich  die  Beschädigungen  mit  Aus- 
nahme derjenigen  auf  der  Strecke  Harburg- Buxtehude-Cuxhaven ,  wo 
Ii  Stangen  umgebrochen.  70  Stangen  schief  gezogen  und  etwa  180  Standen 
gelockert  waren,  im  allgemeinen  nicht  als  bedeutend.  Auf  der  bezeichneten 
Strecke  haben  die  Instandsetzungen  neun  Tage  in  Anspruch  genommen  ; 
auch  an  drei  anderen  Linien  haben  sie  einige  Tage  gedauert,  die  übrigen 
Störungen  waren  meist  am  Tage  des  Auftretens  oder  am  folgenden  Tage 
beseitigt. 
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Im  Bezirke  Hannover  waren  am  22.  November  früh  zahlreiche  Tele- 
graphenleitungen und  fast  alle  von  Hannover  ausgehenden  Fernsprech- Yer- 
bindungsleitungen  gestört.  Die  ärgsten  Verwüstungen  hatte  der  Sturm  an 
der  Fernsprech  -Verbindungsanlage  Hamburg  -  Magdeburg  zwischen  Uelzen 
(Hannover)  und  Bergen  (Dumme)  sowie  an  der  Telegraphenlinie  und  an 
der  Fernsprech -Verbindungslinie  Hannover-Berlin  in  der  Nähe  von  Vors- 
felde angerichtet.  Auf  der  Strecke  Uelzen-Bergen  waren  80  Stangen  um- 
gebrochen und  zahlreiche  Stangen  schief  gedrückt.  An  der  Bahnlinie 
Hannover- Berlin  zwischen  Fallersleben  und  Vorsfelde  waren  3  Doppel- 
gestänge —  2  unmittelbar  über  der  Krde  und  das  dritte  am  Mittelriegel  — 
abgebrochen  und  auf  die  Gleise  geworfen  worden.  Ferner  waren  an  12  Ge- 
stängen dieser  Linie  die  Mittelriegel  oder  die  Diagonalstreben  gebrochen  und 
14  Doppelgestängc  stark  nach  der  Bahnseite  gewichen.  An  der  Fernsprech- 
Vcrbindungsanlage  Hannover -Berlin  wurden  bei  Vorsfelde  2  Stangen  aus 
der  Erde  gehoben;  an  einigen  Stangen  waren  die  eisernen  Aufsatzstücke 
geknickt.  In  den  Ortsfernsprechnetzen  waren  zahlreiche  Berührungen  in  den 
Anschlußleitungen  eingetreten.  In  Hannover  war  ein  eisernes  Doppel- 
gestänge mit  88  Anschlußleitungen  umgebogen .  in  Hameln  und  in  Hildes- 
heim einige  Dachgestänge  schief  geweht  und  die  Anker  aus  dem  Dach- 
gebalk herausgerissen.  Die  vorläufige  Instandsetzung  war  mit  geringen 
Ausnahmen  am  23.  November  Abends  beendet. 

Im  Bezirke  Braun  schweig  hat  das  Unwetter  meistens  durch  Baum- 
sturz Beschädigungen  verursacht.  Es  waren  103  Telegraphenleitungen, 
110  Fernsprechleitungen  und  400  Anschlußleitungen  gestört.  Außerdem 
waren  Stangen  und  Seitenbefestigungen  aus  dem  Erdboden  herausgerissen 
worden. 

In  Cassel  begann  das  Unwetter  am  21.  November  gegen  5  Uhr  Nach- 
mittags mit  plötzlich  auftretendem  heftigen  Gewitter.    Darauf  trat  starker 
Sturm  ein,  der  gegen  7  Uhr  seine  volle  Stärke  erreichte  und  mit  vorüber- 
gehendem Schnee-  und  Hagcltrciben  bis  zum  anderen  Morgen  anhielt.  Von 
den    in   das  Telegraphenamt  Cassel   eingeführten  05  Telegraphenleitungen 
wurden  in  der  Zeit  von  7  bis  <)  Uhr  Abends  25  Leitungen  betriebsunfähig. 
Größere  Schäden   richtete  das  Unwetter  an  den  Telegraphenlinien  Cassel- 
Wolfhagen,  Treysa-Ziegenhain  und  Fulda-Hünfeld  an.    In  der  erstgenannten 
Linie   waren   zwischen  Oberelsungen   und   Burghasungen   14  Gestänge  in 
angeschüttetem,  durch  wochenlanges  Regenwetter  durchweichtem  Boden  so 
zur  Seite  gedrückt,   daß  sie  auf  die  Bahngleise  umzufallen  drohten.  Sie 
wurden   deshalb  noch  in  der  Nacht  so  gesichert,  daß  Gefahren  für  den 
Bahnbetrieb  ferngehalten  wurden.    In  der  Linie  Treysa  -  Ziegenhain  waren 
etwa  20  Stangen  schief  gedrückt  und   1  Stange  aus  dem  Boden  heraus- 
gerissen.   Zwischen  Fulda  und  Hünfeld  waren  einige  Telegraphen- Doppel - 
gestänge  stark  zur  Seite  gedrückt.    Auch  hier  wurden  die  Instandsetzungen 
sofort  ausgeführt.    Am  22.  Nachmittags  waren  alle  für  den  durchgehenden 
Verkehr  bestimmten   Leitungen   im   Bezirke  Cassel   betriebsfähig.  Einen 
größeren  Umfang  hatten  die  Beschädigungen  in  den  Fernsprech  -Ycrbindungs- 
leitungen  angenommen.    Am  meisten  waren  die  Fernlinien  zwischen  Cassel 
und  Gudensberg  in  Mitleidenschaft  gezogen.    Zwischen  Nieder-  und  Ober- 
zwehren waren  12  hölzerne  Doppelgestänge  schief  gedrückt.    Dabei  waren 
größtenteils  die  Streben   und  die  Mittelriegel  zersplittert  oder  die  Bolzen 
verbogen.    Auf  der  Strecke  Oberzwehren  Hertingshausen  waren  zusammen 
57  und  auf  der  Strecke  Hertingshausen -Gudensberg  35  Stangen  aus  der 
geraden  Richtung  hinausgedrückt;  der  Boden  war  ungewöhnlich  stark  auf- 
geweicht.   Außerdem   sind  noch  weitere  Beschädigungen,  jedoch  von  gc- 
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ringercr  Bedeutung,  eingetreten.  Die  Störungen  sind  am  22.  November 
gehoben  gewesen. 

Auch  im  Bezirke  Magdeburg  hat  der  Sturm  Störungen  in  großem 
Umfange  verursacht.  Sic  erstreckten  sich  auf  den  ganzen  Bezirk  und 
bezifferten  sich  im  ganzen  auf  1 1 27  Berührungen  und  989  Unterbrechungen. 
An  verschiedenen  Stellen  sind  Zusammenbrüche  ganzer  Linienzüge  ein- 
getreten. Aus  der  Menge  der  Beschädigungen  seien  nur  einzelne  hervor- 
gehoben. 

Berlin 

In  den  Fernlinien  Magdeburg-  T    .       -   hat  der  Sturm  bei  Hevrothsberire 

fe        b    Leipzig  -  * 

das  Dach  eines  Lagerschuppens  abgehoben  und  auf  den  nördlichen  Linien- 
zug geschleudert,  wodurch  1  Stange  zerschmettert  und  12  Leitungen  zer- 
rissen worden  sind.  Hierauf  wurde  das  Dach  nebst  Teilen  der  zertrümmerten 
Stange  auf  die  Leitungen  an  der  Südseite  der  Straße  geweht,  wodurch  alle 
Drähte  der  dort  vorhandenen  8  Fern-  und  40  Teilnehmerleitungen  vielfach 
zerrissen.  Weiter  östlich  von  diesem  Punkte  hatte  ein  umgebrochener  starker 
Baum  8  Fern-  und  20  Anschlußleitungen  durchschlagen.  An  der  über  den 
Pretziener  Umflutkanal  führenden  Friedrich -Wilhelms -Brücke  waren  von 
<len  nordseitig  an  den  Brückenpfeilern  mittels  Schelleisen  befestigten  Ge- 
stängen 2  abgebrochen  und  hierdurch  sämtliche  Fernleitungen  zerstört  worden. 
An  der  Südseite  dieser  Brücke  waren  infolge  Umbruchs  von  6  Stangen 
22  Fern-  und  30  Anschlußleitungen  zerrissen.  Auf  dem  Bahnhofe  Güsten 
(Anhalt)  war  durch  das  Dach  eines  Stellwerkes,  welches  70  m  weit  fort- 
geweht und  dabei  zertrümmert  wurde,  I  Doppelgestänge  vollständig  zerstört 
und  die  an  diesem  befestigten  Leitungen  zerrissen.  39  Doppelgestänge 
hatten  sich  stark  zur  Seite  geneigt.  An  der  Eisenbahnstrecke  Drakenstcdt- 
Dreileben  wurden  15  Doppelgestänge  vollständig  umgebrochen,  so  daß  eine 
provisorische  Linie  errichtet  werden  mußte.  Weiter  war  in  dieser  Linie 
in  Niederndodelebcn  I  Doppelgestänge  umgebrochen;  6  Nachbargestänge 
hatten  sich  stark  zur  Seite  geneigt.  An  der  Fernlinie  zwischen  Erxleben 
und  Kimersleben  wurden  2  Pappeln  umgeworfen  und  durchschlugen  16  Fern- 
leitungen; die  ganze  Linie  wurde  auf  kkj  m  über  Weidenbäume  hinweg  in 
die  angrenzenden  Gärten  geweht.  Zwischen  Kleingermersleben  und  Blumen- 
berg waren  12  Doppelgestänge  umgebrochen  und  24  aus  der  Richtung  ge- 
wichen. Im  Ortsfernsprechnetze  Magdeburg  hat  der  Sturm,  außer  sonstigen 
zahlreichen  Beschädigungen,  2  Dächer  abgedeckt,  wodurch  der  Umbruch  der 
auf  demselben  befindlichen  Gestänge  herbeigeführt  worden  ist.  Zur  Beseiti- 
gung der  Störungen,  welche  zum  größten  Teil  bis  zum  24.  November 
Abends  vorläufig  beendet  waren,  sind  außer  dem  gesamten  Leitungsaufseher- 
personal mit  zahlreichen  Hilfskräften  11  Leitungsrevisoren  und  13  Hilfs- 
leitungsrevisoren  mit  ihren  Baukolonnen  herangezogen  worden. 

Im  Bezirk  Erfurt,  wo  vor  dem  Sturme  der  Erdboden  durch  starke 
Regengüsse  aufgeweicht  war,  sind  in  verschiedenen  Linien  Stangen  umge- 
brochen und  aus  der  Richtung  gewichen.  Zwischen  Kirchworbis  und 
Breitenworbis  ist  eine  gekuppelte  und  eine  einfache  Stange  aus  dem  Boden 
herausgerissen  worden.  Wahrend  der  Instandsetzungsarbeiten  ist  eine  wieder 
aufgestellte  Stange  von  neuem  auf  die  Straße  geworfen  worden.  Die  auf 
der  Stange  beschäftigten  beiden  Arbeiter  sind  bei  dem  Sturze  mit  Quetschungen 
davongekommen.  Die  Instandsetzung  der  Linie  umfaßte  den  Umbau  von 
4  gekuppelten  Stangen  in  Doppelständer,  das  Umsetzen  eines  Doppelständcrs, 
die  Auswechselung  von  2  und  das  Richten  von  65  Stangen.  An  der  Ver- 
bindungslinie Erfurt-Gotha  waren  fast  alle  Stangen  etwa  I  m  aus  der  lot- 
rechten Stellung  gewichen.    Es  mußten  125  Stangen  gerichtet,  28  gedreht, 
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bei  87  die  Stangenlöcher  nachgestampft  und  54  Verstärkungsmittel  erneuert 
werden.  Im  übrigen  sind  65  Fernsprech-Vcrbindutigsleitungen  in  120  Fällen 
und  32  Telegraphenleitungen  in  37  Fällen,  meistens  durch  Yerschlingungen 
der  Leitungsdrähte  oder  durch  Auffallen  von  Haumästen,  gestört  gewesen. 

Im  Bezirke  Halle  hatte  der  Sturm  an  der  längs  der  Eisenbahn  ver- 
laufenden Linienstrecke  Halle- Jüterbog  auf  den  Bahnhöfen  Hohenthurm 
und  Bergwitz  die  Dächer  der  Güterschuppen  und  in  Zahna  das  Dach  der 
Chamottefabrik  auf  die  Leitungen  geworfen,  wodurch  zahlreiche  Draht- 
brüche herbeigeführt  wurden.  In  der  Nähe  von  Hohenthurm  waren  4  Doppel- 
gestänge und  auf  den  Muldebrücken  bei  Bitterfeld  5  Rohrständer  umge- 
brochen. Bei  Aumühle  an  der  Eisenbahn  Halle-Nordhausen  waren  6  Doppel- 
gestänge niedergebrochen  und  auf  die  Gleise  gefallen.  Eine  Anzahl  Leitungen 
der  Verbindungsanlage  Berlin-Frankfurt  (Main)  sind  bei  Eisleben  durch  das 
daraufgefallene  Dach  eines  Ziegelschuppens  zerrissen  worden.  Außerdem 
sind  in  den  Linien  des  Bezirkes  mehrere  Gestänge  abgebrochen  oder  aus  dem 
Erdboden  herausgerissen,  Rohrständer  umgebrochen  oder  verbogen  und  eine 
große  Zahl  von  Drahtbrüchen  verursacht  worden. 

Auch  in  den  Ortsfernsprechnetzen  Halle  (S.),  Bitterfeld,  Wittenberg 
(Bz.  Halle),  Eisleben,  Stolbcrg  (Harz)  und  Nauendorf  (Saalkreis)  ist  an  den 
Dachstützpunkten  bedeutender  Schaden  angerichtet  worden.  In  Halle  (S.) 
waren  417  Anschlußleitungen  unterbrochen.  Die  meisten  Telegraphen-  und 
Fernsprechleitungen  waren  am  23.  November  wieder  betriebsfähig. 

Im  Bezirke  Leipzig  hat  die  Fernlinie  Leipzig -Taucha  am  meisten 
gelitten;  sie  ist  zwischen  den  Stangen  I  bis  104  fast  vernichtet  worden. 
Fast  alle  Aufsatzstücke  waren  über  dem  obersten  Ziehbande  stark  verbogen 
und  40  Stangen  entweder  umgebrochen  oder  aus  dem  Erdboden  heraus- 
gehoben. Die  Gestänge  sind  mit  den  Leitungen  über  zum  Teil  recht  hohe 
Bäume  hinweggehoben  worden.  Die  benachbarten  Stangen  sind  erheblich 
übergewichen.  Weitere  größere  Beschädigungen  sind  an  der  Fernlinie 
Leipzig -Würzen  eingetreten.  Hier  hat  der  Sturm,  von  dessen  Gewalt  zahl- 
reiche umgestürzte  Bäume,  Mauern,  Zäune,  Schornsteine  und  Glockenhäuser 
Zeugnis  ablegen,  30  Stangen  um  etwa  1  m  aus  der  senkrechten  Stellung 
gebracht.  Auch  in  anderen  Fernlinien  ist  eine  größere  Zahl  von  Stangen 
umgestürzt  oder  schief  gedrückt  worden. 

Die  Telegraphenleitungen  haben  im  allgemeinen  weniger  gelitten.  Auf 
der  Strecke  Gerichshain-Posthausen  der  Linie  Leipzig -Würzen  sind  2  ein- 
fache Gestänge  umgeworfen ,  5  Gestänge  abgebrochen ,  2  Gestänge  und 
3  gekuppelte  Stangen  zur  Seite  gedrückt  worden.  Die  Zahl  der  abge- 
brochenen, umgeworfenen  oder  schief  gedrückten  Stangen  beträgt  in  den 
Tclegraphenlinien  55,  in  den  Verbindungslinien  275. 

Im  Ortsfernsprechnetze  Leipzig  waren  am  22.  November  rund  130  Leitungen 
gestört.  Hierzu  traten  am  23.  November  noch  211  neue  Störungen.  Die 
Wiederherstellungsarbeiten  wurden  am  22.  und  23.  November  ausgeführt. 
An  letzterem  Tage  Abends  waren  alle  Telegraphen-  und  Fernsprcch -Ver- 
bindungsleitungen fehlerfrei ,  während  die  letzten  Anschlußleitungen  am 
24.  November  betriebsfähig  waren.  Die  endgültige  Instandsetsung  war  am 
3.  Dezember  beendet;  nur  die  Arbeiteti  an  der  Fernlinie  Leipzig-Taucha 
haben  längere  Zeit  in  Anspruch  genommen. 

Im  Bezirke  Dresden  waren  an  der  Eisenbahnlinie  Berlin Röderau- 
Dresdcn  zwischen  Priestewitz  und  Niederau  4  Doppelgestänge  mit  10  Reichs- 
und 10  Bahnleitungen  so  weit  zur  Seite  gedrückt  worden,  daß  der  Zug- 
verkehr behindert  war.  Auf  der  Dresden-Görlitzer  Linie  zwischen  Löhau  (S.) 
und   Reichenbach   waren   7  Stangen  ausgehoben  und   auf  die  Gleise  ge- 
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worfen  worden ,  4  andere  Standen  um  so  viel  aus  der  lotrechten  Stellung 
verschoben,  daß  sie  von  dem  2  Uhr  Xachts  Reichenbach  berührenden  Schnell- 
zuge Kohlfurt- Dresden  erfalit  und  nebst  den  Leitungen,  Querträgern  und 
Isolatoren  vollständig  zertrümmert  wurden.  Außerdem  sind  auf  dieser 
Strecke  noch  27  Stangen  zur  Seite  gezogen  worden.  Auch  an  zwei  anderen 
Linienstrecken  hatten  sich  21  einfache  und  3  Doppelgestänge  stark  zur 
Seite  geneigt. 

In  den  Fernsprech -Yerhindungsanlagen  waren  umfangreiche  Beschädi- 
gungen eingetreten.  Zwischen  Neustadt  (S.)  und  Steinigtwolmsdorf  lagen 
die  Leitungen  infolge  zahlreicher  durch  Baumsturz  verursachter  Stangen- 
und  Drahtbrüche  auf  einer  Strecke  von  2,5  km  auf  der  Erde.  In  der  Linie 
Dresden -Kesselsdorf  waren  22  aufeinander  folgende  Stangen  völlig  umge- 
worfen oder  oberhalb  ihrer  Verbindung  mit  den  Streben  umgebrochen.  Auf 
mehreren  anderen  Strecken  waren  zusammen  122  Stangen  schief  gedrückt 
oder  umgebrochen.  Die  Ortsfernsprechnetze  haben  unter  dem  Sturm  ver- 
hältnismäßig wenig  zu  leiden  gehabt.  Die  Arbeiten  zur  vorläufigen  Wieder- 
herstellung der  Leitungen  waren  bis  zum  24.  November  Vormittags  beendet; 
die  meisten  Leitungen  waren  bereits  am  23.  betriebsfähig. 

Im  weiteren  haben  noch  die  Obcr-l'ostdirektionen  in  Metz,  Aachen, 
Trier.  Cöslin.  Herlin,  Potsdam,  Frankfurt  (Oder)  und  Oppeln  von  Störungen 
Meldung  erstattet,  die  durch  die  Stürme  vom  20.  bis  24.  November  ver- 
ursacht worden  sind.  Die  Beschädigungen  sind  indes  von  geringerer  Be- 
deutung gewesen. 

Am  26.  November  trat  ein  Schneesturm  ein,  der  in  einigen  durch  das 
vorstehend  geschilderte  Unwetter  betroffenen  Ober- Fostdirektionsbezirkcn 
von  neuem  Störungen  verursachte. 

Im  Bezirk  Aachen  waren  insgesamt  37  Telegraphenleitungen,  20  Fern- 
sprech -Verbindungsleitungen  und  400  Anschlußleitungen  gestört.  Die  Tele- 
graphen- und  Fernsprech -Verbindungslcitungen  wurden  sämtlich  im  Laufe 
des  27.  November  und  die  letzten  Anschlußleitungen  am  29.  November 
wiederhergestellt. 

Im  Bezirke  Düsseldorf  waren  wohl  zahlreiche  Störungen,  aber 
geringe  Beschädigungen  verursacht  worden.  Die  Instandsetzung  war  im 
allgemeinen  nach  2  bis  4  Tagen  beendet,  nur  in  einem  Falle  war  längere 
Zeit  erforderlich. 

Von  bedeutenderem  Umfange  waren  die  Beschädigungen  im  Bezirke 
Cassel.  Das  Unwetter  begann  am  2(>.  November  ()  Uhr  Vormittags  mit 
Schneegestöber  von  solcher  Stärke,  daß  es  vollständig  finster  wurde.  Gleich- 
zeitig sank  die  Temperatur  schnell  bis  unter  Null,  und  es  bildeten  sich  an 
den  Leitungen  starke  Eiskrusten.  Von  den  in  Cassel  zum  Betrieb  ein- 
geführten Telegraphenleitungen  versagten  in  wenigen  Minuten  75.  Die 
Leitungen  in  der  Richtung  nach  Westfalen  waren  sämtlich  und  diejenigen 
nach  Süden  bis  auf  eine  gestört.  Auch  die  Mehrzahl  der  Fernleitungen 
war  nicht  betriebsfähig.  Der  Telegrammvcrkehr  mit  Frankfurt  (Main) 
konnte  erst  am  Abend  in  3  Leitungen  wieder  aufgenommen  werden.  Bis 
dahin  mußten  400  Telegramme  von  Berlin  für  Frankfurt  (Main)  außer  sonst 
noch  vorliegenden  Telegrammen  mit  den  Schnellzügen  befördert  werden.  Die 
längere  Betriebsunterbrechung  war  hauptsächlich  auf  größere  Beschädigungen 
in  der  Nähe  von  Fulda  sowie  zwischen  Marburg  und  Lollar  zurückzuführen. 
In  der  Umgegend  von  Fulda  war  das  Unwetter  von  eigenartigen  elektrischen 
Erscheinungen  begleitet.  Am  20.  November  830  V.  trat  in  der  Leitung 
F  024  ja  b  Fulda -Gießen  ein  eigentümliches,  allmählich  stärker  werdendes 
Geräusch  auf.    Der  Hebel  der  Fernklappe  war  in  beständiger  Schwingung, 
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die  Verständigung  in  der  Leitung  unmöglich.  Dieselbe  Störung  trat  bald 
darauf  in  3  anderen  Fernleitungen  und  später  in  allen  Leitungen  der  Fcrn- 
linie  Fulda- Frankfurt  (Main)  auf.  Die  Leitungen  F  5032  a  b  Fulda- 
Brückenau  und  F  10178a  !)  Fulda-Gers feld  blieben  von  dem  Geräusch  frei; 
jedoch  war  auch  in  diesen  Leitungen  eine  so  hohe  Spannung  vorhanden, 
daß  beim  Prüfen  der  Sicherungen  beständig  Funken  übersprangen.  In 
Neuhof  (Kr.  Fulda)  waren  ähnliche  elektrische  Erscheinungen  beobachtet 
worden,  die  sich  in  dem  Vibrieren  der  Klappenelektromagnete  der  Anschluß- 
und  Sp- Leitungen  und  in  anhaltendem  lebhaften  Funkensprühen  an  den 
Kohlcnblitzableitern  bemerkbar  machten.  Es  trat  heftiges  Regenwetter  ein, 
das  bald  in  Schneefall  überging.  Alsdann  setzte  starker  Sturm  ein  und  die 
Temperatur  sank  rasch,  worauf  sich  auch  hier  in  kurzer  Zeit  die  Leitungs- 
drähte mit  einer  stellenweise  2  bis  3  cm  starken  Eisschicht  überzogen. 
Hierdurch  entstanden  in  allen  Fernleitungen  und  namentlich  zwischen  Fulda 
und  Kerzell  auch  in  fast  allen  Telegraphen leitungen  zahlreiche  Berührungen 
und  Nebenschließungen.  Außerdem  wurden  an  verschiedenen  Stellen  Stangen 
zur  Seite  gedrückt,  andere  umgebrochen  und  die  Nachbargestänge  stark 
verbogen.  Bei  Niederwalgern  waren  12  Doppelgestänge  fast  I  m  weit  aus 
der  lotrechten  Richtung  herausgedrückt  und  1  Doppelgestänge  samt  den 
VerStärkungsmitteln  aus  dem  Boden  herausgerissen  worden.  In  den  Orts- 
fernsprechnetzen hat  der  Sturm  ebenfalls  zahlreiche  Störungen,  jedoch  keine 
nennenswerten  Schäden  an  den  Gestängen  angerichtet.  Die  Telegraphen- 
leitungen waren  zum  größten  Teil  bis  zum  Abend  des  26.  November  und 
die  Fernleitungen  am  27.  Novemher  betriebsfähig,  während  die  Störungen 
in  den  Ortsfernsprechnetzen  am  26.  und  27.  November  beseitigt  worden 
sind. 

Auffällig  ist  die  große  Zahl  der  beschädigten  Gestänge;  es  sind  allein 
359  Doppelgestänge  umgebrochen  oder  schief  gedrückt  worden.  Eine 
Erklärung  hierfür  ist  teilweise  in  dem  Umstände  zu  finden,  daß  die  Ge- 
stänge vielfach  in  Sand,  Schwemmland  oder  angeschüttetem  Boden  standen 
und  daß  der  Erdboden  durch  voraufgegangenen  anhaltenden  Regen  stark 
aufgeweicht  war.  Bemerkenswert  ist  auch, «daß  die  Ortsfernsprechnetze  ver- 
hältnismäßig wenig  in  Mitleidenschaft  gezogen  waren.  Die  Wiederher- 
stellungsarbeiten sind  überall  so  gefördert  worden,  daß  die  Leitungen  in 
kurzer  Zeit  dem  Betriebe  wieder  übergeben  werden  konnten.  Die  Instand- 
setzungskosten haben  rund  180000  Mark  betragen. 


Der  Postdienstbetrieb  auf  dem  Badischen  Bahnhof  in  Basel. 

Von  der  Reichs -Postverwaltung  ist  in  Aussicht  genommen,  auf  dem 
Badischen  Bahnhof  in  Basel ,  dem  Hauptübergangspunkte  für  den  deutsch- 
schweizerischen  Verkehr,  wieder  ein  deutsches  Postamt  einzurichten,  wie 
ein  solches  bis  zum  1.  Oktober  1876  dort  bestanden  hat.  Die  Errichtung 
des  deutschen  Postamts  kann  indes  wegen  der  Raum  frage  erst  stattfinden, 
wenn  die  badische  Eisenbahnverwaltung  ihre  Absicht,  die  gesamten  Bahnhofs- 
anlagen um  etwa  600  m  mehr  nach  Nordosten,  also  weiter  nach  der  Peripherie 
des  Stadtkreises  hinaus  zu  verlegen,  zur  Ausführung  bringt.  Da  die  badische 
Verwaltung  das  erforderliche  Gebiet  bereits  erworben  hat  und  da  auch  die 
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Pläne  für  die  Eisenbahnhauten  und  die  Gleisanlagen  schon  im  wesentlichen 
fertiggestellt  sind,  so  ist  zu  erwarten,  daß  die  Verlegung  des  Verkehrs 
vom  alten  nach  dem  neuen  Bahnhof  um  das  Ende  dieses  Jahrzehnts  vor  sich 
gehen  wird.  Die  Herstellung  des  erforderlichen  deutschen  Postgebäudes  usw. 
wird  danach  ebenfalls  in  naher  Zeit  in  die  Wege  zu  leiten  sein  und  alsdann 
den  Gegenstand  weiterer  Erörterung  in  diesen  Blättern  bilden.  Einstweilen 
sei  in  Nachstehendem  ein  Überblick  gegeben,  wie  sich  die  eigenartigen  Post- 
betriebsverhältnisse im  Badischen  Bahnhof  in  Basel  im  Laufe  der  Jahre 
herausgebildet  haben  und  in  welcher  Weise  der  Dienst  sich  gegenwärtig 
abspielt. 

Es  sei  vorausgeschickt,  daß  an  dem  Rheinknic  bei  Basel  das  schweizerische 
Gebiet  auf  die  rechte  Rheinseite  übergreift.  Basel  selbst  liegt  mit  seinem 
größeren  älteren  Stadtteil  auf  der  linken  Rheinseite  und  mit  dem  kleineren 
neueren  Stadtteil  innerhalb  des  Rheinknies  auf  der  rechten  Rheinseite.  Im 
linksrheinischen  Teile  befindet  sich  der  Schweizer  Bundesbahnhof 
(Zentralbahnhof),  in  den  die  schweizerischen  Bahnen  von  Zürich,  Luzern, 
Bern  und  Genf  her  und  ferner  auch  die  elsaß- lothringische  Bahn  Straß- 
burg-Mülhausen-Bascl  (mit  den  Bahnposten  23)  einmünden.  Der  Badische 
Bahnhof  liegt  im  rechtsrheinischen  Stadtteile,  kaum  10  Minuten  vom 
Rhein  entfernt;  in  ihn  münden  die  Bahnen  von  Karlsruhe  und  Konstanz 
sowie  die  Bahn  vom  Wiesental  her  ein,  er  bildet  mithin  auch  den  Treff- 
punkt der  deutschen  Bahnposten  19  und  28  Frankfurt-Basel  und  Konstanz- 
Basel.  Beide  Bahnhöfe,  die  in  direkter  Linie  2  km  voneinander  entfernt 
liegen,  sind  durch  eine  fast  5  km  lange,  in  großem  Bogen  angelegte,  den 
Rhein  überbrückende  Verbindungsbahn  miteinander  verbunden. 

I.  Geschichtliche  Entwickelung. 

Noch  vor  50  Jahren  hatte  Basel  Eisenbahnverbindung  nur  in  der  Richtung 
nach  dem  Elsaß.  Die  Vollendung  der  Bahnen  von  Basel  nach  Bern  und 
nach  Luzern  fällt  erst  in  die  Zeit  1854  bis  1859.  Auch  die  Bahn  von 
Basel  nach  Konstanz  ist  erst  Ende  der  fünfziger  und  Anfang  der  sechziger 
Jahre  des  verflossenen  Jahrhunderts  erbaut  worden,  und  die  in  den  vierziger 
Jahren  erbaute  Bahn,  die  von  Frankfurt  (Main)  über  Karlsruhe  in  der 
Richtung  nach  Basel  rheinaufwärts  führt,  hatte  1848  kurz  vor  der  Schweizer 
Grenze,  etwa  5  km  vor  Basel,  Halt  gemacht.  Die  letzte  Station  war 
Haltingen,  heute  Postagentur,  damals  einstweiliger  Sitz  eines  badischen 
Post-  und  Eisenbahnamts. 

Der  Postverkehr  zwischen  Haltingen  und  Basel  wurde  durch  Gepäck- 
wagen (fourgons)  vermittelt,  die  —  für  badische  Rechnung  unterhalten  — 
die  deutschen  Postsendungen  bis  vor  das  Postamt  in  Basel  Stadt  zu  ver- 
bringen hatten.  Erst  sieben  Jahre  später,  1855,  wurde  der  großen  Bahn- 
anlage Frankfurt-Haltingen  die  Schlußstrecke  Haltingen-Leopoldshöl  e -Basel 
hinzugefügt.  Gleichzeitig  erfolgte  auch  die  Verlegung  des  erwähnten  Post- 
und  Eisenbahnamts  von  Haltingen  nach  Basel.  Die  badische  Verwaltung 
mußte  indes  auch  fernerhin  die  Postsendungen  ihrerseits  vom  Badischen 
Bahnhof  in  Basel  nach  dem  Postamt  in  Basel  Stadt  schaffen  lassen. 

Für  die  Regelung  des  Post-  und  Eisenbahnverkehrs  zwischen  Baden 
und  der  Schweiz  bildete  ein  unterm  27.  Juli  1852  zwischen  den  beider- 
seitigen Regierungen  abgeschlossener  Staatsvertrag  die  Grundlage.  Danach 
wurde  der  badischen  Verwaltung  der  Transit  der  Postgegenstände  durch 
die  Eisenbahn  über  schweizerisches  Gebiet  von  einem  badischen  Postbureau 
zum  anderen  unentgeltlich  gestattet.  Für  den  dem  schweizerischen  Post- 
regal  unterworfenen    regelmäßigen   Personentransport    hatte    die  badische 
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Bahnverwaltung  keine  Entschädigung  zu  entrichten.  Die  Einrichtung  von 
badischen  Posthureaus  in  den  auf  schweizerischem  Gebiete  belegenen  Bahn- 
höfen sollte  nicht  ausgeschlossen  sein;  ihr  Dienstverkehr  durfte  sich  indes 
nur  auf  die  L'mspedition  weiterhergekommener  und  weitergehender  Sendungen, 
nicht  aber  auf  die  Annahme  und  Abgabe  von  Postsachen  erstrecken.  In 
den  Bahnhöfen  von  Basel  und  Scharnhausen  sollte  der  schweizerischen  Post- 
verwaltung ein  Bureau  und  ein  Gepäckraum  für  Briefsendungen  und  Fahr- 
poststücke sowie  für  diejenigen  Personen,  die  mit  der  Post  Weiterreisen 
wollten,  unentgeltlich,  jedoch  ohne  die  innere  Einrichtung,  angewiesen 
werden.  Ebenso  sollten  der  eidgenössischen  Zollverwaltung  in  Basel  und 
in  Schaffhausen  unentgeltlich  Abfertigungsräume  zur  Verfügung  stehen. 

Auf  die  Verträge  näher  einzugehen,  durch  die  der  deutsch-schweizerische 
Postverkehr  im  allgemeinen  und  der  Ubergangsverkehr  in  Basel  im  besonderen 
im  Laufe  der  Jahre  geregelt  war,  würde  hier  zu  weit  führen.  Es  sei  nur 
erwähnt,  daß  hierbei  in  Betracht  kommen: 

1.  die  Lindauer  Übereinkunft  vom  23.  April  1852; 

2.  der  Berliner  Postvertrag  vom  11.  April  1868,  der,  soweit  er  Post- 
pakete betrifft,  laut  Wcltposthandbuch ,  S.  282,  auch  noch  später 
neben  den  internationalen  übereinkommen  bis  Ende  August  1900 
Geltung  behalten  hatte; 

ferner  neben  dem  Weltpostvertrag  und  den  internationalen  Übereinkommen  : 

3.  das  Konstanzer  Ubereinkommen  vom  25.  August  1874  über  die 
Regulierung  des  Grenzpostverkehrs  zwischen  Baden  und  der  Schweiz; 

4.  das  Berliner  Übereinkommen  vom  I.  Juni  1876,  betreffend  die 
Einheitstaxe  und  die  summarische  Kartierung  der  Postpakete  im 
deutsch-schweizerischen  Verkehr ; 

5.  das  Konstanzer  Ubereinkommen  vom  24.  Januar  1877,  betreffend 
Regelung  der  Grenzverhältnisse,  und 

6.  das  Bregenzer  Ubereinkommen  über  den  deutsch-schweizerischen  Post- 
verkehr vom  12.  August  1900,  in  Kraft  seitdem  I.  September  1900. 

Artikel  10  des  letzteren  Übereinkommens  bestimmt  unter  Ziffer  3: 

«Die  schweizerische  Postverwaltung  übernimmt  den  Austausch 
der  unter  Ziffer  I  bezeichneten  Sendungen  (d.  i.  der  Sendungen  des 
inneren  deutschen  Verkehrs  zwischen  den  in  Basel  Bad.  Bhf.  ein- 
mündenden  Bahnposten)  auf  dem   Badischen   Bahnhof  in  Basel, 
sowie  zwischen  dem  Badischen  Bahnhof  und  dem  Zentralbahnhofe 
daselbst  für  Rechnung  der  deutschen  Reichs-Postverwaltung,  welche 
ihr  die  Selbstkosten  erstattet,  unter  Hinzurechnung  einer  der  über- 
nommenen Verantwortlichkeit  entsprechenden  Entschädigung.« 
Uber  den  Umfang  der  Verantwortlichkeit  bestehen  keine  Abmachungen. 
Für  die  Entschädigungsverbindlichkeit  der  schweizerischen  Verwaltung  und 
der  schweizerischen  Beamten   dürften   daher  gegebenenfalls  die   in  Basel 
geltenden  rechtlichen  Bestimmungen  über  Haftpflicht  für  Verschulden  maß- 
gebend sein. 

Als  im  Jahre  1872  das  badische  Postwesen  auf  das  Reich  überging, 
übernahm  die  Reichs-Postverwaltung  auch  die  Wahrnehmung  des  deutschen 
Postdienstes  auf  dem  Badischen  Bahnhof  in  Basel.  An  die  Stelle  des  Post- 
und  Eisenbahnamts  traten  ein  badisches  Bahnamt  und  ein  deutsches  Postamt. 
Die  Räumlichkeiten  des  nunmehrigen  »Reichs- Postamts  in  Basel«  —  so 
lautete  die  amtliche  Bezeichnung  — -  wurden  der  Reichspost  von  der 
badischen  Bahnverwaltung  mietweise  überlassen;  sie  bestanden  im  wesent- 
lichen aus  einem  125  um  großen  Raum,  in  den  sich  die  drei  Geschäfts- 
stellen —  Zeitungsexpedition,  Fahrpostabt'crtigung  und  -Dekartierung  und 
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Briefpostabfertigung  und  -Dekartierung  —  zu  teilen  hatten.  Das  Personal 
des  Postamts  umfaßte  1873  1  Postdirektor,  5  nachgeordnete  Beamte  und 
5  Unterbeamte ;  einem  der  letzteren  lag  zugleich  ob,  die  Post  in  den  Zügen 
zwischen  Basel  und  Schopfheim  auf  der  Wiesentalbahn  zu  begleiten. 

Schon  wenige  Monate  nach  Übernahme  des  Postamts  in  Basel  hatte 
das  General -Postamt  aus  mehreren  Gründen,  namentlich  wegen  der  Unzu- 
länglichkeit der  Räumlichkeiten  und  wegen  des  Erfordernisses,  die  Post- 
sendungen auf  Reichskosten  vom  Bahnhofe  nach  dem  Postamt  in  der  Stadt 
schaffen  zu  lassen,  die  Aufhebung  des  deutschen  Postamts  in  Basel  ins 
Auge  gefaßt.  Der  Plan  wurde  zwar  zunächst  noch  wieder  aufgegeben;  als 
aber  1876  im  Reichs-Postgebiete  die  Verschmelzung  des  Telegraphen wesens 
mit  dem  Postwesen  erfolgte  und  zum  1.  April  1876  das  Reichs-Telegraphenamt 
in  Basel  aufgehoben  wurde,  trat  man  in  einer  Beratung,  die  am  26.  Mai  1876 
zwischen  Vertretern  der  beteiligten  Verwaltungen  in  Berlin  stattfand,  auch 
der  Frage  wegen  Aufhebung  des  deutschen  Postamts  in  Basel  wieder  näher. 
Die  Aufhebung  wurde  beschlossen  und  zum  1.  Oktober  1876  zur  Durch- 
führung gebracht. 

Die  Dienstleistungen,  die  bis  dahin  von  dem  deutschen  Postamte  wahr- 
genommen worden  waren,  gingen  zum  Teil,  namentlich  was  die  Anfertigung 
der  Frachtkartenschlüsse  nach  der  Schweiz  anlangt,  auf  weit  zurückgelegene 
deutsche  Postämter,  zum  Teil  auch  auf  die  Basel  berührenden  Bahnposten 
über.  Der  Ubergangsverkehr  zwischen  den  Bahnposten  19  und  28  und  den 
Schaffnerbahnposten  auf  der  Wiesentalbahn  sollte  fortan  in  der  Hauptsache 
durch  das  deutsche  Bahnpostpersonal  selbst  bewirkt  werden.  Dieser  Plan 
erwies  sich  aber  als  undurchführbar,  und  es  wurde  daher  mit  der  Kreis- 
postdirektion in  Basel  vereinbart,  daß  diejenigen  Ubergänge  zwischen  den 
deutschen  Bahnposten,  die  nicht  unmittelbar  vom  deutschen  Bahnpostpersonal 
an  den  anderen  Zug  gebracht  werden  konnten,  vom  schweizerischen  Personal 
übernommen  und  der  betreffenden  anderen  deutschen  Bahnpost  zugeführt 
werden  sollten.  Ferner  übernahm  es  die  schweizerische  Verwaltung,  die 
Sendungen  aus  der  Schweiz  nach  Deutschland  den  badischen  Zollbeamten 
zur  Zollabfertigung  bz.  Vorabfertigung  vorzulegen. 

Für  die  Übernahme  der  in  deutschem  Interesse  wahrzunehmenden 
Leistungen  erhielt  die  schweizerische  Verwaltung  eine  Entschädigung,  deren 
Jahresbetrag  zunächst  6610  Frcs.  ausmachte.  Als  1877  die  vertragsmäßigen 
Bestimmungen  wegen  der  Lokaltransporte  zu  und  von  den  Frankfurter 
Zügen  eine  Änderung  dahin  erfuhren,  daß  die  Bahnhofsfahrten  nicht  mehr 
für  Reichskosten,  sondern  für  schweizerische  Rechnung  auszuführen  waren, 
wurde  die  Entschädigung  auf  10760  Frcs.  erhöht,  wovon  8660  Frcs.  auf 
die  Wahrnehmung  der  Überladegeschäfte  und  2100  Frcs.  auf  die  Mitwirkung 
bei  der  Zollbehandlung  entfielen.  Dem  folgte  1884  eine  weitere  Erhöhung  der 
Gesamtentschädigung  auf  12260  Frcs.  und  1894  eine  solche  auf  13000  Frcs. 
Das  außerordentlich  starke  Anschwellen  des  deutsch-schweizerischen  Verkehrs 
in  den  neunziger  Jahren  machte  indes  im  Jahre  1900  wiederum  eine  Neu- 
berechnung der  Kosten  erforderlich,  und  auf  Grund  dieser  Berechnung,  bei 
der  angenommen  wurde,  daß  5  Beamte  und  10  Bedienstete  der  schweizerischen 
Verwaltung  in  deutschem  Interesse  tätig  seien,  wird  seitdem  1.  Januar  rqoi 
deutscherseits  eine  Entschädigung  von  35  500  Frcs.  jährlich  an  die  schwei- 
zerische Verwaltung  entrichtet. 

Daneben  sind  für  die  Mitwirkung  des  schweizerischen  Postpersonals  bei 
der  zollamtlichen  Schiuliabfertigung  der  Pakete  aus  der  Schweiz,  die  nach  den 
in  der  Nähe  von  Basel  gelegenen  deutschen  Orten  ohne  Zollstelle  gerichtet 
sind,  jährlich  weitere  350  Frcs.  zahlbar.  —  Außerdem  werden  der  schwei- 
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zerischen  Verwaltung  mit  einem  Bauschbetrage  von  1650  Frcs.  jährlich  die 
Selbstkosten  erstattet,  die  ihr  aus  der  speziellen  Zollrevision  der  über  Basel 
nach  Deutschland  zurückgehenden,  im  Ausland  unbestellbaren  deutschen 
Postsendungen  erwachsen. 

Im  Jahre  1887  wurden  für  Postzwecke  auf  dem  Badischen  Bahnhof  in 
Basel  wesentlich  erweiterte  Räumlichkeiten  in  Gebrauch  genommen ,  indem 
die  schweizerische  Postverwaltung  für  die  Abwickelung  des  deutsch-schwei- 
zerischen Transitverkehrs,  die  bis  dahin  im  Postamt  in  Basel  Stadt  erfolgte, 
ein  besonderes  Bureau,  das  »Transitbureau«,  auf  dem  Badischen  Bahnhof 
einrichtete.  Sie  brachte  damit  einen  Plan  zur  Ausführung,  der  von  ihr 
bereits  im  Jahre  1878  angeregt  worden  war,  aber  wegen  der  schon 
damals  bestehenden  schwierigen  Raumverhältnisse  neun  Jahre  zu  seiner 
Ausführung  gebraucht  hatte.  Die  Reichs -Postverwaltung  hatte  nunmehr 
4739  M.  Jahresmiete  (7  v.  H.  des  Baukapitals)  an  die  badische  Bahnverwal- 
tung zu  entrichten,  wovon  indes  3786  M.  als  Miete  für  das  schweizerische 
Transitbureau  nebst  Zubehör  und  für  besondere  Gleisanlagen  von  der 
schweizerischen  Postvcrwaltung  wieder  eingezogen  wurden.  Im  Laufe  der 
letzten  Jahre  hat  sich  die  Miete  infolge  von  Änderungs-  und  Erweiterungs- 
bauten weiter  erhöht;  sie  beträgt  jetzt  5163  M.;  davon  entfallen  4210  M. 
auf  die  schweizerische  Postverwaltung.  Für  einen  durch  die  Verkehrs- 
steigerung notwendig  gewordenen  und  trotz  der  bevorstehenden  Bahnhofs- 
verlegung neuerdings  noch  ausgeführten  Stock werkauf bau  entrichtet  die 
schweizerische  Verwaltung  außerdem  einstweilen  noch  jährlich  2944  Mark 
an  Miete  und  Amortisationskosten  (ausnahmsweise  14  v.  H.  des  Baukapitals). 

II.   Verkehr  aus  Deutschland  nach  der  Schweiz. 

Gegenwärtig  spielt  sich  der  Postdienst  auf  dem  Badischen  Bahnhof  in 
Basel  in  der  Hauptsache  in  zwei  nahe  dem  Hauptbahnhofsgebäude  belegenen, 
je  rund  300  qm  Grundfläche  umfassenden  Gebäuden  ab,  die  in  Höhe  des 
zweiten  Geschosses  durch  einen  Brückengang  miteinander  verbunden  sind. 
Daneben  ist  in  neuester  Zeit  als  deutscher  Zollverschlußraum  eine  kleine 
Remise  in  Benutzung  genommen  worden.  Wenn  man  bedenkt,  daß  in 
diesen  Gebäulichkeiten  außer  dem  Personal  des  Transitbureaus  noch  die 
Beamten  des  schweizerischen  Filialpostbureaus  2  und  eine  große  Zahl  von 
deutschen  und  schweizerischen  Zollbeamten  tätig  sind,  und  daß  das  Personal 
des  Transitbureaus  allein  aus  1  Bureauchef,  2  Unterbureauchefs,  38  Beamten, 
1  Packerchef .  40  Bediensteten  und  5  ständigen  Aushelfern  besteht,  so  ist 
die  völlige  Unzulänglichkeit  der  Räumlichkeiten  ohne  weiteres  einleuchtend. 

Von  den  beiden  größeren  Gebäuden  dient  das  eine  ganz  dem  Paket- 
verkehr in  der  Richtung  aus  Deutschland  nach  der  Schweiz.  Alle  mit  den 
deutschen  Bahnposten  19  und  28  und  mit  der  Wiesentalbahn  ankommenden 
Poststücke  werden  zunächst  vom  schweizerischen  Postpersonal  auf  Hand- 
wagen nach  der  das  ganze  Erdgeschoß  dieses  Gebäudes  einnehmenden  Pack- 
kammer gebracht.  Dort  verteilt  das  schweizerische  Personal  die  am  Bahn- 
postwagen der  Stückzahl  nach  summarisch  übernommenen  gewöhnlichen 
Sendungen  sogleich  nach  abgehenden  Kursen.  Wertsendungen  werden  in 
der  Richtung  nach  der  Schweiz  bei  der  Übernahme  sämtlich  einzeln  verlesen. 
Die  zu  den  Paketen  gehörenden  Begleitadressen  gehen  in  der  Regel  schon 
mit  einer  früheren  Bahnpost  in  Hasel  ein;  sie  werden  gleich  nach  der 
Ankunft  in  das  Geschoß  über  der  Packkammer  gebracht  und  dort  entkartet. 
Nach  beendeter  Entkartung  gelangen  die  Begleitadressen  nebst  den  lo.^e 
beigefügten  Zollinhaltserklärungen  über  den  erwähnten  Brückengang  hinweg 
zu   den  schweizerischen  Zollbeamten,  deren  Bureau  und  Revisionssaal  im 
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oberen  Geschosse  des  zweiten  Gebäudes  belegen  sind.  Dort  wird  jede 
Adresse  mit  einem  Stempel  bedruckt,  in  dessen  Umrahmung  die  vom 
Empfänger  einzuziehenden  Zollbeträge  zusammengerechnet  werden.  Dabei 
kommt  außer  dem  Zoll  für  jedes  Stück  eine  Zollbehandlungsgcbühr  von 
10  Cts.  in  Ansatz. 

Im  allgemeinen  erfolgt  der  Ansatz  der  Zollbeträge  lediglich  auf  Grund 
der  Inhaltserklärungen  und  des  Bruttogewichts  der  Sendung,  ohne  daß  die 
Sendungen  selbst  von  den  Zollbeamten  in  Augenschein  genommen  werden. 
Nur  bei  etwa  10  v.  H.  der  Sendungen  wird  stichprobeweise  eine  spezielle 
Revision  vorgenommen.  Zu  diesem  Zwecke  sondert  die  Zollbehörde  etwa 
ein  Zehntel  der  Begleitpapiere  von  den  übrigen  aus.  Auf  Grund  dieser 
ausgesonderten  Papiere  werden  von  der  Post  aus  den  schon  kursweise  ver- 
teilten Paketen  die  geforderten  Stücke  herausgesucht,  unter  Benutzung  eines 
Paketauf zugs  in  den  schweizerischen  Revisionssaal  befördert  und  auf  Grund 
eines  postseitig  aufgestellten  Verzeichnisses  den  schweizerischen  Zollbeamten 
übergeben.  Bei  diesen  Sendungen  erfolgt  der  Zollansatz  alsdann  nach  dem 
Befunde.  Ergeben  sich  Abweichungen  von  den  Angaben  in  der  Inhalts- 
erklärung, so  wird  der  Versender  in  Zollbuße  genommen  und  die  Sendung 
so  lange  zurückgehalten,  bis  er  oder  der  Empfänger  die  Zollangclegenheit 
geregelt  hat.  Die  Öffnung  und  Wicderverschließung  der  Sendungen  — 
einschließlich  der  Wertpakete  —  erfolgt  ohne  Beisein  eines  Postbeamten 
und  auch  bei  den  nach  Basel  selbst  gerichteten  Sendungen  ohne  Beisein  des 
Empfängers.  Nur  wenn  sich  nach  Öffnung  der  Sendung  ergibt,  daß  eine 
Beschädigung  des  Inhalts  vorliegt,  wird  nachträglich  ein  Postbeamter  zur 
Befundsfeststellung  hinzugezogen. 

Nach  Vermerkung  der  Zollbeträge  auf  den  Adressen  werden  diese,  wie 
auch  die  speziell  revidierten  Sendungen  selbst,  vom  Zoll  der  Post  zurück- 
gegeben und  von  dieser  nach  Vergleichung  mit  dem  von  der  Zollbehörde 
aufgestellten  Verzeichnisse  der  Zollgebühren  nach  abgehenden  Kursen  sortiert. 
Alsdann  erfolgt  auf  Grund  der  Adressen  die  Aufstellung  der  Frachtkarten 
nach  dem  Innern  der  Schweiz  und  jetzt  erst  gelangen  die  Adressen  herunter 
zur  Packkammer,  wo  die  Vereinigung  mit  den  Paketen  in  der  bei  uns  für 
ankommende  Sendungen  üblichen  Weise  stattfindet.  Die  Bearbeitung  der 
Begleitpapiere  bei  der  Post  und  bei  der  Zollbehörde  geschieht  mit  einer 
derartigen  Schnelligkeit,  daß  die  Poststücke  in  der  Regel  sehr  bald  nach 
ihrem  Eingang  auf  Grund  der  in  angegebener  Weise  behandelten  Adressen 
verlesen  werden  können.  Nach  der  Verlesung  werden  die  Poststücke  in 
die  schweizerischen  Eisenbahnpostwagen  verladen,  die  zu  diesem  Zwecke 
auf  die  unmittelbar  vor  dem  Transitbureau  liegenden  Verladegleise  geschoben 
und  nach  erfolgter  Beladung  auf  der  Verbindungsbahn  zum  Schweizer 
Bundesbahnhof  übergeführt  werden. 

Die  für  Basel  selbst  bestimmten  Sendungen  aus  Deutschland  gelangen, 
nachdem  die  Verzollung  stattgefunden  hat,  mit  Gepäckwagen  vom  Badischen 
Bahnhofe  nach  dem  Postamt  in  Basel  Stadt. 

Eine  besondere  Behandlung  erfordern  die  Beglcitscheinstücke  aus  Deutsch- 
land, deren  oft  zwanzig  und  mehr  zu  einem  Begleitscheine  gehören.  Es 
handelt  sich  dabei  um  Sendungen  aus  den  deutschen  Freihafengebieten 
(Zollausschlüssen)  oder  aus  den  Zollniederlagen,  also  um  Sendungen,  für  die 
deutscher  Eingangszoll  nicht  entrichtet  worden  ist.  Diese  Sendungen  müssen 
den  deutschen  Zollbeamten  zur  Bescheinigung,  daß  die  Ausfuhr  erfolgt  ist, 
vorgelegt  werden. 

Zu  dem  schweizerischen  Verzollungsverfahren  sei  hier  noch  bemerkt,  daß 
es  von  dem  bei  uns  üblichen  wesentlich  abweicht.    Während  bei  uns  die 
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meisten  eingehenden  Sendungen  an  der  Grenze  nur  vorabgefertigt  werden 
und  ihre  Schlußabfertigung  erst  beim  Zollamte  des  Bestimmungsorts  im 
Beisein  des  Empfängers  oder  eines  ihn  vertretenden  Postunterbeamten  er- 
fahren, kennt  man  in  der  Schweiz  eine  Vorabfertigung  nicht.  Jede  Sendung 
aus  Deutschland  muß  vielmehr  zunächst  zur  zollamtlichen  Behandlung  nach 
Basel,  Schaffhausen,  Kreuzlingen,  St.  Gallen,  Romanshorn  oder  Rorschach 
geleitet  werden,  wo  dann  sogleich  in  der  geschilderten  einfachen  Weise  die 
endgültige  Zollbehandlung  erfolgt,  so  daß  für  die  Postanstalt  am  Be- 
stimmungsort und  für  den  Empfänger  —  abgesehen  von  der  Erhebung 
bz.  Entrichtung  der  Zollbeträge  und  Gebühren  —  keine  Zollformalitäten 
mehr  zu  erledigen  bleiben.  Den  Sendungen,  die  nicht  in  der  Schweiz  ver- 
bleiben, sondern  wieder  ausgeführt  werden  sollen,  wird  vom  schweizerischen 
Eingangszollamt  ein  Transitschein  beigefügt;  die  entsprechend  bezeichnete 
Sendung  selbst  wird  dem  Empfänger  nicht  ausgeliefert,  sondern  nur  an- 
gemeldet, damit  er  weiter  darüber  verfügen  kann. 

Die  Zollbeträge,  die  auf  dem  Badischen  Bahnhof  in  Basel  für  Post- 
sendungen aus  Deutschland  nach  der  Schweiz  in  Ansatz  gebracht  werden, 
machen  jährlich  l'/2  bis  2  Millionen  Frcs.  aus.  Im  wesentlichen  handelt  es 
sich  bei  der  Einfuhr  nach  der  Schweiz  um  Konfektionswaren;  daneben 
kommen  noch  Metallwaren,  Zigarren  und  Tabak  in  Betracht. 

Poststücke  aus  Deutschland  nach  Italien  und  weiter  gelangen  ohne  Mit- 
wirkung von  Zollbeamten  zur  Weitersendung.  Dabei  wird  postseitig  auf 
den  Adressen  zu  über  5  kg  schweren  Sendungen  ersichtlich  gemacht,  daß 
letztere  von  der  italienischen  Grenze  ab  nicht  mehr  als  Poststücke,  sondern 
als  Eisenbahngüter  weiterzubehandeln  sind. 

So  einfach  sich  das  Verfahren  bei  den  Sendungen  nach  der  Schweiz 
gestaltet,  wenn  die  Pakete  und  die  Begleitpapiere  gleichzeitig  vorliegen,  so 
störend  wirkt  es,  wenn  zu  vorhandenen  Sendungen  die  Papiere  fehlen  oder 
wenn  umgekehrt  zu  vorliegenden  Papieren  die  Sendungen  ausbleiben.  Eine 
Abfertigung  von  Paketen  ohne  Zollinhaltserklärung  lehnt  die  schweizerische 
Zollbehörde  grundsätzlich  ab.  Nur  wenn  die  Beschaffung  der  Urschriften 
der  Begleitpapiere  überhaupt  nicht  gelingt,  oder  wenn  von  außen  erkennbar 
ist,  daß  der  Inhalt  einer  Sendung  schnellem  Verderben  ausgesetzt  ist,  findet 
die  Zollbehandlung  auf  Grund  anzufertigender  Notadressen  und  Notinhalts- 
erklärungen statt.  —  Häufiger  wie  das  Fehlen  der  Papiere  kommt  der  Fall  vor, 
daß  von  mehreren  Sendungen,  die  zu  einer  Begleitadresse  gehören,  einzelne 
Sendungen  fehlen.  Dies  ist  darauf  zurückzuführen,  daß  sich  nicht  unmittelbar 
vor  der  schweizerischen  Grenze  eine  deutsche  Grcnzausgangspostanstalt  befindet, 
die  ihrerseits  dafür  sorgen  könnte,  daß  die  zu  einem  Frachtkartenschlusse 
gehörenden  Sendungen  auch  wirklich  gleichzeitig  auf  schweizerisches  Gebiet 
übergehen.  Es  besteht  zwar  die  Bestimmung,  daß  die  zu  einem  Fracht- 
kartenschlusse nach  dem  Auslande  gehörenden  Sendungen  auf  dem  ganzen 
Wege  zusammengehalten  werden  sollen.  Sieht  man  aber  im  Beihefte  zu 
den  Postleithcften,  von  wie  weit  zurückliegenden  Postämtern  Frachtkarten- 
schlüsse auf  das  Transitbureau  in  Basel  gefertigt  werden  —  es  seien  hier 
neben  Frankfurt  (Main),  Darmstadt,  Mannheim,  Heidelberg,  Karlsruhe 
namentlich  Berlin  I  und  IT,  Cöln  12,  Leipzig  2  und  Hamburg  2  genannt  — , 
so  kann  es  nicht  auffallen,  daß  bei  den  in  Betracht  kommenden  Entfernungen 
und  bei  der  Belastung  der  beteiligten  Bahnposten  häufiger  einzelne  Pakct- 
sendungen von  den  Frachtkartenschlüssen  bei  der  einen  oder  anderen  Über- 
ladung zurückbleiben.  In  allen  diesen  Fällen  muß  das  schweizerische  Transit- 
bureau als  deutsche  Ausgleichstelle  wirken,  also  die  ganzen  umfangreichen 
Dienstgeschäfte  wahrnehmen,   wie  sie   kürzlich  durch  die  Verfügung  des 
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Reichs-Postamts  vom  5.  Januar  1904,  I.  50,  neugeregelt  worden  sind.  Im 
Jahre  1899  ist  das  Transitbureau  allein  von  Frankfurt  (Main)  9  aus  in 
2646  Fällen  als  Ausgleichstelle  in  Anspruch  genommen  worden ,  und  zwar 
für  1356  fehlende  und  für  1290  überzählige  Pakete. 

Um  ein  Bild  von  dem  Umfange  des  Postpäckereiverkehrs  auf  dem 
Badischen  Bahnhofe  zu  geben,  sei  erwähnt,  daß  dort  täglich  zu  be- 
handeln sind 

über  3000  Pakete  aus  Deutschland  nach  der  Schweiz, 
etwa  1000      -        -  -  Italien  und  weiter, 

1600     -        -   der  Schweiz  usw.  nach  Deutschland, 
2400  bis  3000  Pakete  im  Ubergangsverkehre  von  einer  deutschen 
Bahnpost  auf  die  andere. 

Die  letztbezeichneten  Sendungen  des  deutschen  Ubergangs  Verkehrs  werden, 
wenn  die  Züge  unmittelbaren  Anschluß  haben,  unter  Überwachung  durch 
badische  Zollbeamte  von  schweizerischem  Postpersonal  von  einem  Zuge  an 
den  anderen  übergeführt,  und  wenn  die  Züge  nicht  unmittelbar  aneinander 
anschließen,  zunächst  in  den  obenerwähnten  Zollverschlußraum  gebracht,  wo 
sie  von  einem  schweizerischen  Postbeamten  und  einem  badischen  Zollbeamten 
unter  gemeinsamen  Verschluß  genommen  werden. 

Paketübergänge  von  den  Bahnposten  23  auf  die  Bahnposten  19  und  28 
und  umgekehrt  werden  auf  der  Verbindungsbahn  zwischen  dem  Schweizer 
Bundesbahnhof  und  dem  Badischen  Bahnhofe  nicht  befördert;  sie  nehmen 
ihren  Weg  vielmehr  über  die  Bahn  St.  Ludwig-Lcopoldshöhe. 

Eine  Briefpostbcarbeitung  findet  bei  dem  schweizerischen  Transitbureau 
überhaupt  nicht  und  auch  bei  dem  schweizerischen  Filialbureau  2  nur  in 
geringem  Umfange  statt.  Die  mit  den  deutschen  Bahnposten  ankommenden 
Briefposten  gelangen,  soweit  sie  für  Basel  selbst  bestimmt  sind,  mit  Gepäck- 
wagen vom  Badischen  Bahnhofe  zum  Postamt  in  der  Stadt;  die  übrigen 
ankommenden  Briefposten  werden  von  schweizerischem  Postpersonal  mit  der 
Verbindungsbahn  zu  den  anschließenden  Zügen  befördert.  Auf  dem  Schweizer 
Bundesbahnhofe  befindet  sich  kein  besonderes  Transitbureau.  Die  Um- 
arbeitung der  Brief-  und  Paketsendungen  geschieht  dort  durch  das  Filial- 
pos tbureau  1. 

III.   Verkehr  aus  der  Schweiz  nach  Deutschland. 

Wesentlich  anders  als  die  Behandlung  der  Sendungen  nach  der  Schweiz 
gestaltet  sich  das  Verfahren  mit  den  Sendungen,  die  in  Basel  von  der 
Schweiz  her  nach  Deutschland  übergehen.  Alle  Postpäckereien  für  Deutsch- 
land sind  in  Basel  der  von  badischen  Zollbeamten  ausgeübten  deutschen 
Zollbehandlung  unterworfen.  Es  müssen  dabei  folgende  Arten  von  Sendungen 
unterschieden  werden : 

1.  die  beim  Filialpostbureau  2  aufgelieferten,  hinsichtlich  der  Ver- 
zollung sogleich  endgültig  abzufertigenden  Sendungen; 

2.  die  sonst  in  Basel  aufgelieferten  und  die  von  weiterher  kommenden 
Sendungen,  die  in  Basel  nur  die  Vorabfertigung  erfahren; 

3.  die  von  weiterher  kommenden,  ohne  weiteres  als  zollfrei  erkenn- 
baren eiligen  Sendungen,  z.  B.  solche  mit  Lorbeerblättern,  frischen 
Blumen  und  lebenden  Tieren; 

4.  die  von  weiterher  kommenden  Sendungen ,  die  auf  ausdrücklichen 
Wunsch  des  Absenders  gleich  an  der  Grenze  die  Schlußabfertigung 
erfahren  sollen ; 

5.  die  von  weiterher  kommenden  Sendungen,  die  nach  deutschen  Orten 
in  der  Nähe  von  Basel  bestimmt  sind; 
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6.  die  Sendungen  aus  Deutschland,  die  in  der  Schweiz  oder  sonst  im 
Ausland  unbestellbar  geworden  sind  und  über  Basel  nach  Deutsch- 
land zurückkehren ; 

7.  die  sogenannten  Yormerkstücke. 

Lorbeerblätter,  lebende  Blumen,  Uhren,  Stickereien,  Seidenwaren  und 
Strohgeflechtwaren  sind  die  hauptsächlichsten  Gegenstände  der  Einfuhr  nach 
Deutschland. 

Zu  1.  Das  schweizerische  Filialpostbureau  2  (Annahmestelle  für  Briefe 
und  Pakete)  —  für  dessen  Räumlichkeiten  die  Schweiz  nach  dem  Ver- 
trage von  1852  Miete  nicht  zu  entrichten  hat  —  nimmt  im  Erdgeschoß 
des  obenerwähnten  zweiten  Gebäudes  den  nach  der  Bahnhofstraße  zu  be- 
legenen Teil  ein,  während  der  nach  dem  Bahnsteige  zu  belegene,  im 
folgenden  mit  A  bezeichnete  Saal  den  Zwecken  des  Transitbureaus,  und  zwar 
der  Post-  und  Zollbehandlung  der  nach  Deutschland  gehenden  Pakete  dient. 
Soweit  bei  den  Sendungen  nach  Deutschland  eine  spezielle  Zollrevision 
durch  deutsche  Zollbeamte  vorgenommen  wird,  erfolgt  diese  in  einem  an 
den  Saal  A  anschließenden  Bureau.  Dieses  Bureau  steht  zugleich  in  Ver- 
bindung mit  dem  Schaltervorraume  des  Filialpostbureaus.  Infolgedessen 
ist  es  den  Baseler  Einwohnern  möglich,  bei  Sendungen  nach  Deutschland 
gleich  bei  der  Auflieferung  die  deutsche  zollamtliche  Schlußabfertigung  be- 
wirken zu  lassen,  so  daß  die  Sendung  am  Bestimmungsort  ohne  weitere 
Zollbehandlung  ausgehändigt  werden  kann.  Das  Verfahren  ist  dabei  folgendes. 
Der  Absender  liefert  Sendung  und  Adresse  zunächst  zur  Gewichtsfeststellung. 
Frankierung  und  Bezettelung  am  Postschalter  ein,  erhält  dann  die  Sendung 
zurück  und  liefert  sie  offen  bei  der  Zollstelle  ein,  der  die  Begleitpapiere 
kurzer  Hand  von  der  Post  übergeben  werden.  Nachdem  die  Verzollung  in 
Gegenwart  des  Absenders  stattgefunden  hat,  gelangen  die  Papiere  zur  Post 
zurück.  Die  Sendung  wird  bis  zum  Abgang  in  dem  schon  mehrfach  er- 
wähnten ZollverschluÜraume  verwahrt.  Wertsendungen  gelangen  selten  in 
dieser  Weise  zur  Auflieferung;  gegebenenfalls  werden  sie  dem  Zollamte 
von  der  Post  übergeben;  das  genaue  Gewicht  wird  natürlich  erst  nach  der 
Verzollung  und  Verschließung  der  Sendung  festgestellt. 

Zu  2.  Die  sonst  in  Basel  aufgelieferten  und  die  meisten  von  weiterher 
kommenden  Sendungen  für  Deutschland,  welche  letzteren  über  die  Verbin- 
dungsbahn mit  schweizerischen  Bahnpostwagen  vor  dem  Transitbureau  ein- 
treffen, werden  von  schweizerischem  Postpersonal  zur  Vorabfertigung  in  den 
Saal  A  gebracht  und  dort  nach  abgehenden  Kursen  sortiert.  Die  Vor- 
abfertigung besteht  bekanntlich  nur  in  dem  Bekleben  der  Sendungen  mit  dem 
roten  Zettel  »Zollstück«  und  in  dem  Bedrucken  der  Begleitpapiere  mit  dem 
Zollstempel.  Aus  dem  Saal  A  werden  die  Pakete  unter  Aufsicht  badischcr 
Zollbeamten  durch  schweizerisches  Postpersonal  zu  den  einzelnen  Bahnpost- 
wagen verbracht  und  dort  dem  deutschen  Begleitpersonal  kartenschlußweise 
zugezählt.  Wertsendungen  über  600  M.  werden  einzeln  verlesen.  Wert- 
sendungen bis  600  M.  werden  in  der  Richtung  nach  Deutschland  summarisch 
übergeben. 

Zu  3.  Eine  besondere  Behandlung  erfahren  die  Poststücke,  deren 
Inhalt  von  außen  als  zollfrei  erkennbar  ist  und  die  gleichzeitig  eine  be- 
schleunigte Beförderung  erheischen.  Dies  gilt  namentlich  von  Lorbeer- 
blätter- und  Blumensendungen,  deren  bisweilen  300  bis  500  Stück  an  einem 
Tage  vorliegen.  Diese  Sendungen  werden  sogleich  vom  schweizerischen 
Bahnpostwagen  in  einen  Bahnpostwagen  der  Bahnpost  it>,  mit  dem  die 
meisten  Sendungen  Weiterbeförderung  erhalten,  übergeführt;  dort  nehmen 
die  deutschen  Zollbeamten  unter  Hilfeleistung  von  Schaffnern   der  Bahn- 
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post  IQ  Stichproben  vor  und  setzen  daraufhin  alle  diese  Sendungen  in 
freien  Verkehr.  Die  nicht  für  den  Kurs  nach  Frankfurt  bestimmten  Stücke 
werden  alsdann  von  schweizerischem  Postpersonal  den  anderen  in  Betracht 
kommenden  deutschen  Hahnposten  (28  oder  der  Schaffnerpost  nach  dem 
Wiesentale)  zugeführt. 

Zu  4.  Hat  der  Absender  der  vom  Auslande  herkommenden  Sendungen 
durch  Vermerk  auf  der  Begleitadresse  und  in  den  Zollpapieren  verlangt, 
daß  die  Sendung  gleich  beim  Übertritt  auf  deutsches  Gebiet  für  seine 
Rechnung  verzollt  werden  soll,  so  werden  die  betreffenden  Sendungen  in 
das  deutsche  Zollbureau  neben  dem  Filialpostbureau  2  gebracht  und  dort 
in  Gegenwart  eines  schweizerischen  Postbeamten  geöffnet.  Der  Zollbetrag 
wird  von  der  schweizerischen  Postverwaltung  verauslagt  und  diese  zieht 
den  Betrag  unter  Hinzurechnung  einer  Gebühr  von  50  Cts.  durch  den 
Frankozettel  vom  Absender  ein. 

Zu  5.  Bei  denjenigen  Paketen,  die  nach  deutschen  Orten  in  der  Nähe 
von  Basel  bestimmt  sind,  wird  die  Schlußabfertigung  ebenfalls  auf  dem 
Badischen  Bahnhofe  vorgenommen,  und  zwar  ohne  vorherige  Benachrich- 
tigung des  Empfängers  ganz  in  der  soeben  zu  4.  geschilderten  Weise.  An 
Gebühren  werden  hierfür  neben  dem  Zollbetrage,  wie  auch  sonst  im  Reichs- 
Postgebiete,  wenn  sich  der  Empfänger  durch  einen  Postbediensteten  vertreten 
läßt,  am  Bestimmungsort  einschließlich  des  Bestellgelds  nur  20  Pf.  eingezogen. 

Zu  6.  Recht  umständlich  ist  die  Behandlung  der  ursprünglich  aus 
Deutschland  herrührenden,  im  Ausland  unbestellbar  gewordenen  und  nun 
über  Basel  nach  Deutschland  zurückgehenden  Poststücke.  Obgleich  für 
diese  Sendungen  die  Erhebung  von  Zoll  nicht  in  Frage  kommt,  werden  sie 
doch  —  da  die  Inhaltserklärungen  den  Adressen  nicht  mehr  bciliegen  — 
sämtlich  zur  Feststellung  des  Inhalts  vom  deutschen  Zoll  geöffnet.  Es 
geschieht  dies  lediglich,  um  die  Ausfuhrstatistik  richtig  stellen  zu  können. 
Die  Kosten  für  das  bei  der  Wiederverpackung  verwendete  Packmaterial 
werden  auf  den  Adressen  ausgeworfen  und  als  schweizerische  Forderung 
in  den  Frachtkarten  nach  Deutschland  angerechnet,  wo  sie  neben  der  Ver- 
zollungs-  und  Bestellgebühr  vom  Versender  eingezogen  werden. 

Zu  7.  Unter  Vormerkstücken  werden  solche  Sendungen  aus  der  Schweiz 
nach  Deutschland  verstanden,  die  nur  im  sogen.  Veredelungsverkehr  oder 
auf  ungewissen  Verkauf  versandt  und  also  unter  Umständen  zurückerwartet 
werden.  Es  handelt  sich  dabei  z.  B.  um  Fabrikate,  die,  ehe  sie  in  der  Schweiz 
zum  Verkauf  gestellt  werden,  in  deutschen  Fabriken  noch  eine  Politur 
oder  eine  Ergänzung  erhalten  sollen,  oder  um  Uhren,  von  denen  u.  U.  ein 
Teil  in  Deutschland  nicht  verkauft  und  dann  zurückgesandt  wird.  Diese 
Sendungen  müssen  vor  dem  Ubergange  nach  Deutschland  der  schwei- 
zerischen Zollbehörde  vorgelegt  werden,  damit  sichergestellt  wird,  daß  sie 
beim  Wiedcreingange  von  schweizerischem  Eingangszoll  befreit  bleiben. 

Schlußbcmerku  ngen. 

Aus  vorstehenden  Ausführungen  erhellt,  daß  das  schweizerische  Transit- 
bureau in  Basel  Badischer  Bahnhof  im  Interesse  des  deutschen  Postdienstes 
recht  umfangreiche  und  vielseitige  Dienstverrichtungen  besorgt.  Die  Herbei- 
führung des  Ausgleichs,  wenn  Stücke  fehlen  oder  überzählig  sind,  die 
Zusammenstellung  der  Frachtkartenschlüsse  nach  Deutschland  aus  Sendungen, 
die  zum  Teil  im  Wagen  der  Bahnpost  ig,  zum  Teil  im  Saal  A,  zum  Teil 
im  Zollverschlußraume  lagern,  namentlich  aber  die  Erledigung  aller  Zoll- 
formalitäten sind  zugleich  auch  Dienstgeschäfte,  bei  denen  leicht  Versehen 
vorkommen  können,  die  für  die  Beamten  Weiterungen  zur  Folge  haben. 
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Ganz  eigenartig  ist  dabei,  daß  gegebenenfalls  das  schweizerische  Postpersonal 
von  dem  badischen  Zollamte  mit  Zollbußen  belegt  und  u.  U.  wegen  Nieder- 
schlagung der  Strafe  auf  den  Gnadenweg  verwiesen  wird.  Ist  aber  die 
ordnungsmäßige  Wahrnehmung  des  Dienstes  schon  zu  gewöhnlichen  Zeiten 
mit  Schwierigkeiten  verknüpft,  so  erheischen  die  Verhältnisse  zu  Zeiten 
lebhafteren  Verkehrs,  besonders  zur  Weihnachtszeit,  dringend  eine  Änderung 
der  bestehenden  Einrichtungen.  Die  Wiedererrichtung  eines  deutschen  Post- 
amts in  Basel,  durch  die  allein  Abhilfe  möglich  ist,  würde  daher  von  dem 
beteiligten  schweizerischen  Postpersonal  mit  großer  Freude  begrüßt  werden. 
Aber  sie  liegt  auch  im  deutschen  Interesse.  Ks  könnte  einerseits  die 
Fertigung  der  Frachtkartenschlüsse  bei  den  weit  zurückliegenden  Postämtern 
in  Wegfall  kommen  und  dadurch  —  namentlich  in  Frankfurt  (Main)  9 
Personal  gespart  und  bisweilen  auch  eine  schnellere  Absendung  der  Pakete  er- 
möglicht werden.  Andererseits  würde  eine  bessere  Ausnutzung  der  Transport- 
mittel auf  der  Linie  Frankfurt- Basel  möglich  sein.  Jetzt  gehören  die  in 
Frankfurt  vorliegenden  Pakete  nach  der  Schweiz  ausnahmslos  zu  einem 
bestimmten  Frachtkartenschlusse.  müssen  also  unbedingt  frachtkartcnschluß- 
weisc  zusammengehalten  werden.  Umfaßt  nun  beispielsweise  ein  Karten- 
schluß —  etwa  ein  solcher  aus  Hamburg  —  300  Stücke,  während  in 
Frankfurt  im  Bahnpostwagen  nur  noch  für  200  Stücke  Platz  ist,  so  muß 
der  ganze  Kartenschluß  zurückbleiben.  Es  wird  also  nicht  nur  der  Raum 
in  dem  Bahnpostwagen  nicht  gehörig  ausgenutzt,  sondern  es  entsteht  auch 
für  die  nachfolgenden  Züge  eine  starke  Belastung  und  200  Stücke  erfahren 
eine  Verzögerung,  was  alles  vermeidlich  wäre,  wenn  die  Anfertigung  der 
Frachtkartenschlüsse  erst  bei  einem  deutschen  Postamt  in  Basel  erfolgte. 
Andererseits  darf  nicht  unerwähnt  bleiben,  daß,  wenn  in  Basel  selbst  an 
Stelle  der  Bearbeitung  der  Sendungen  bei  einem  Postamte  die  Bearbeitung 
der  Sendungen  bei  zwei  Postämtern  tritt,  unter  Umständen  ebenfalls  An- 
schlüsse würden  versäumt  werden,  die  sich  zur  Zeit  erreichen  lassen. 

Nach  dem,  was  bis  jetzt  über  die  neuen  Bahnhofsanlagen  verlautet, 
werden  auch  künftig  die  Postdienstgebäude  nahe  dem  Ilauptbahnhofsgcbäude 
ihren  Platz  finden  müssen.  Die  Gleisanlagen  werden  sich  auf  dem  neuen 
Bahnhof  aber  voraussichtlich  nicht  wie  auf  dem  alten  in  Höhe  des  Straßen- 
niveaus, sondern  mehrere  Meter  höher  befinden.  Hieraus  wird  sich  für  die 
Post  die  Unbequemlichkeit  ergeben,  daß  für  den  Päckereiverkehr  nicht 
Niveauübergänge,  sondern  Untertunnelungcn  oder  Unterführungen  zu  be- 
nutzen sein  werden,  so  daß  die  Anlage  von  schiefen  Ebenen  oder  Hebe- 
werken in  Frage  kommt.  Die  Einrichtung  der  besonderen  Gleise  für  den 
Postverkehr  ist  einstweilen  so  gedacht,  daß  von  einer  Drehscheibe  aus  ein 
längeres  Nebengleise  zu  den  künftigen  Postgebäuden  abzweigt  und  daß 
dieses  seinerseits  etwa  sechs  kurze  Seitengleise  für  je  zwei  Bahnpostwagen 
entsendet,  die  in  etwas  schräger  Richtung  in  den  Postbahnsteig  einschneiden. 
Soviel  läßt  sich  schon  jetzt  übersehen,  daß  sowohl  die  Einrichtung  des 
deutschen  Postamts  wie  später  die  Wahrnehmung  des  Dienstes  viel  Arbeit 
erheischen  wird:  das  freundnachbarliche  Einvernehmen,  wie  es  bisher  zwischen 
deutscher  und  schweizerischer  Post  bestanden  hat,  wird  aber  auch  auf  dem 
neuen  Gebiete  die  Verkehrsarbeit  fördern  und  erleichtern. 
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Die  Entwickelung  der  Beamtenverhältnisse 
bei  der  preußischen  Postverwaltung  von  1849  bis  1867. 

Von  Reehnungsrat  Moch  im  Reichs -Postamt. 

Das  Verhältnis  der  Postschreiber,  das,  wie  wir  in  einer  früheren  Ab- 
handlung —  Hefte  Nr.  21 ,  22  und  23  vom  Jahre  1903  —  gezeigt  haben, 
in  seinem  Grundgedanken  der  privaten  Abhängigkeit  der  Postschreiber  von 
den  Amtsvorstehern  beinahe  zwei  Jahrhundertc  überdauert  hatte,  entsprach 
nicht  mehr  den  veränderten  Zeitumständen;  namentlich  mußten  an  Personen, 
die  berufen  waren,  dereinst  leitende  Stellungen  bei  der  Verwaltung  ein- 
zunehmen, höhere  Ansprüche  in  bezug  auf  gesellschaftliche  und  wissenschaft- 
liche Bildung,  sowie  auf  die  dienstlichen  Leistungen  gestellt  werden.  Ferner 
war  es  ein  Mangel,  daß  den  neu  eintretenden  Beamten  eine  gründliche  und 
allseitige  dienstliche  Ausbildung  nicht  zuteil  werden  konnte,  da  sie  von 
vornherein  als  vollbeschäftigte  Arbeiter  tätig  sein  mußten.  Endlich  bot  die 
Ablegung  der  einen  Prüfung,  deren  Anforderungen  sich  immerhin  auf  einer 
verhältnismäßig  niedrigen  Stufe  hielten,  keinen  zuverlässigen  Maßstab  zur 
Entscheidung,  wer  sich  nach  seiner  Befähigung  für  die  Bekleidung  der 
höheren  Dienststellungen  eignete. 

Hauptsächlich  von  diesen  Gesichtspunkten  ausgehend,  erließ  der  Minister 
für  Handel.  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  von  der  Heydt,  dem  damals 
das  General -Postamt  untergeordnet  war,  unterm  20.  August  1849  das 
»Reglement  über  die  Annahme  und  Beförderung  von  Po  st -Eleven«  (Post- 
Amtsblatt Nr.  43  von  1840).  Eine  untere  Grenze  für  das  Lebensalter  der 
Bewerber  bei  Aufnahme  in  den  Postdienst  wurde  nicht  festgesetzt,  die  obere 
aber  von  21  Jahren,  die  vordem  für  die  Annahme  von  Postschreibern  ge- 
golten hatte,  auf  25  erhöht.  In  schulwissenschaftlicher  Hinsicht  verlangte  das 
Reglement,  daß  der  Bewerber  die  Abiturientenprüfung  auf  einem  Gymnasium 
oder  die  Entlassungsprüfung  einer  zur  Abnahme  solcher  Prüfungen  be- 
rechtigten höheren  Burger-  oder  Realschule  bestanden  hatte.  Vor  dem 
Eintritt  in  den  Postdienst  mußte  er  den  Dienst  im  stehenden  Heere  ab- 
geleistet haben.  Während  der  ersten  Jahre,  nötigenfalls  aber  bis  dahin, 
daß  ihm  ein  ausreichendes  Diensteinkommen  gewährt  werden  konnte,  hatte 
er  sich  aus  eigenen  Mitteln  zu  unterhalten.  So  lange  sollte  er  auch  bei 
den  Postanstalten  lediglich  die  Stelle  eines  überzähligen  Arbeiters  einnehmen. 

Uber  die  Familienverhältnisse  und  die  Persönlichkeit  des  Bewerbers  hatte 
sich  der  Postamtsvorstcher  genau  zu  unterrichten.  Einer  Reise  nach  Berlin 
und  der  persönlichen  Vorstellung  im  General-Postamte  bedurfte  es  nicht  mehr. 

Die  Zulassung  erfolgte  zunächst  auf  Probe.  Der  Bewerber  wurde  einem 
vom  General-Postamte  bestimmten  Postamte  zur  Ausbildung  überwiesen  und 
dort  vereidigt.  Nun  hieß  er  »Post-Aspirant«.  Die  Probezeit  dauerte  ein  Jahr. 
Genügte  der  Aspirant  den  Anforderungen  nicht,  dann  wurde  er  mit  Ablauf  des 
Probejahrs,  wenn  nicht  schon  früher,  entlassen.  Andernfalls  trat  er  mit 
Beginn  des  zweiten  Dienstjahrs  in  die  Klasse  der  »Post -Eleven«  über. 
Als  Post-Eleve  hatte  er  sich  in  den  weiteren  zwei  Jahren  der  Vorbereitungs- 
zeit in  allen  Zweigen  des  Dienstes  eingehende  Kenntnisse  zu  erwerben. 

Nach  Beendigung  der  Ausbildungszeit  hatte  der  Eleve  den  Besitz  der 
erforderlichen  Kenntnisse  durch  eine  Prüfung  nachzuweisen.  Sie  zerfiel  in 
einen  praktischen,  schriftlichen  und  mündlichen  Teil.  Außer  auf  die  be- 
sonderen   Fachkenntnisse    erstreckte    sie    sich    auch    auf  wissenschaftliche 
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Gegenstände,  namentlich  Geographie,  Geschichte,  höheres  Rechnen  und 
lebende  Sprachen. 

Die  Prüfung  sollte  nach  dem  Reglement  eigentlich  beim  General-Postamt 
abgelegt  werden.  Inzwischen  wurden  jedoch  infolge  Neugestaltung  der 
gesamten  Postverwaltung  die  Ober  -  Postdirektionen  eingerichtet.  Daher 
wurde  diesen  die  Abnahme  der  Prüfung  übertragen;  hierbei  war  nach  der 
Instruktion  vom  26.  Januar  1850  (Amtsblatt  S.  68  IT.)  zu  verfahren. 

Bestand  der  Eleve  die  Prüfung,  dann  erhielt  er  die  Amtsbezeichnung 
»Post- Assistent«  und  trat  damit  in  die  Reihe  der  Staatsdiener  ein.  Genügte 
er  nicht,  dann  konnte  er  die  Prüfung  nach  einem  Jahre  wiederholen;  nach 
dem  zweiten  vergeblichen  Versuche  wurde  er  aus  dem  Postdienst  entlassen. 

Die  Post -Assistenten  wurden  vorzugsweise  zu  Stellvertretungen  und  zu 
Hilfsleistungen  gegen  Tagegeld  verwendet.  Später  wurden  sie  bei  ein- 
tretenden Stcllenerlcdigungen  mit  möglichster  Rücksicht  auf  ihr  Assistenten- 
Dienstalter  zu  Postsekretären  befördert.  Auf  besondere  Bevorzugung  hatten 
diejenigen  Assistenten  einen  Anspruch,  die  sich  durch  hervorragende  Dienst- 
kenntnisse, regen  Eifer  und  gute  Führung  ausgezeichnet  hatten. 

Um  zu  den  höheren  Dienststellen  der  Verwaltung,  z.  B.  zu  derjenigen 
eines  Kassierers  bei  einem  größeren  Amte,  eines  Kontrolleurs  oder  Revisors, 
eines  Postinspektors  usw.  zu  gelangen,  mußte  fortan  die  Befähigung  dazu 
durch  Ablegung  einer  zweiten  Prüfung  nachgewiesen  werden.  Nach  dem 
Reglement  sollten  sich  die  Assistenten  dazu  erst  dann  melden,  nachdem  sie 
zu  Postsekretären  ernannt  worden  waren.  Aber  bereits  vom  Jahre  185 1  ab 
wurde  ihnen  gestattet,  sich  schon  vorher  zu  melden,  doch  nicht  früher  als 
drei  Jahre  nach  Ablegung  der  ersten  Prüfung.  Bedingung  für  die  vor- 
zeitige Meldung  war  aber,  daß  die  Eleven  die  erste  Prüfung  in  allen  Teilen 
mindestens  mit  »gut«  bestanden  und  sich  vorzüglich  geführt  hatten.  Die 
Aussicht,  früher  als  andere  gleichalterige  Assistenten  zum  Postsekretär 
ernannt  zu  werden,  wurde  nun  auf  diejenigen  beschränkt,  die  bei  Ablegung 
der  zweiten  Prüfung  in  allen  Teilen  das  Prädikat  »vorzüglich«  erhalten  hatten. 

Die  Uberleitung  der  vor  Erlaß  des  neuen  Reglements  eingetretenen  Post- 
schreiber in  die  veränderten  Verhältnisse  geschah  nach  folgenden  Grundsätzen. 

Die  Bezeichnung  »Postschreiber«  hörte  nunmehr  auf.  Vom  I. Oktober  1849 
ab  schieden  die  bisherigen  Postschreiber  aus  dem  Privat-Dienstverhältnisse 
zu  ihren  Amtsvorstehern  aus  und  empfingen  ihre  Besoldung  unmittelbar  aus 
der  Postkasse.    Sie  wurden  in  drei  Kategorien  geschieden: 

1.  in  solche,  die  noch  im  ersten  Dienstjahre  standen.  Diese  traten  in 
die  Klasse  der  Aspiranten; 

2.  in  solche,  die  bereits  länger  als  ein  Jahr  dienten,  aber  die  Sekretär- 
prüfung  noch  nicht  abgelegt  hatten.  Diese  wurden  Post -Eleven, 
mußten  aber  vor  Ablegung  der  ersten  Prüfung  ihrer  Militärpflicht 
genügen ; 

3.  in  solche,  welche  die  Sekretärprüfung  bereits  abgelegt  hatten.  Diese 
wurden  zu  Post- Assistenten  ernannt. 

Zu  einer  durchgreifenden  Umgestaltung  der  Beamtenverhältnisse  führte 
im  Jahre  1850  die  Reorganisation  der  Postverwaltung.  Bis  zum  Ende  des 
Jahres  1840  wurde  die  Verwaltung  des  gesamten  Postwesens  vom  General- 
Postamt  ohne  Mitwirkung  provinzieller  Zwischenbehörden  in  allen  Einzel- 
heiten unmittelbar  wahrgenommen.  Dieser  Organismus  entsprach  dem  er- 
weiterten Umfange  des  Geschäftsbetriebs  nicht  mehr.  Unter  der  Bearbeitung 
einer  kaum  übersehbaren  Menge  von  Sachen  untergeordneter  Bedeutung  litt 
die  höhere  Wirksamkeit  der  Zentralbehörde.     Insbesondere  fehlte  es  auch 
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an  einer  kräftigen  Leitung  und  Beaufsichtigung  des  Beamtenstandes,  da  die 
Verbindung  des  General-Postamts  mit  den  Postanstalten  lediglich  durch  den 
Schriftwechsel  und  durch  die  Postinspektoren  unterhalten  wurde.  Aber 
auch  die  Postinspektoren  konnten  zur  Entfaltung  einer  ausreichenden 
Aufsichtstätigkeit  nur  schwer  gelangen,  da  die  ihnen  zugewiesenen  Bezirke, 
deren  es  1850  zehn  gab,  einen  zu  großen  Umfang  hatten.  Durch  Aller- 
höchsten Erlaß  vom  19.  September  1849  wurde  daher  die  Zentralisation  der 
Verwaltung  beseitigt,  indem  für  jeden  Regierungsbezirk  und  für  die  Residenz- 
stadt Berlin  als  Mittelbehörde  eine  Ober- Postdirektion  eingerichtet  wurde. 
An  deren  Spitze  trat  ein  Ober- Postdirektor.  Diesem  wurden  zugewiesen: 
ein  Bureauvorsteher,  der  ihn  auch  in  Behinderungsfällen  vertrat,  ein  Post- 
inspektor, ein  Postkasscn-Kontrolleur  und  die  notwendige  Zahl  von  Bureau- 
und  Rechnungsbeamten.  Bei  jeder  Ober-Postdirektion  wurde  eine  Bezirks- 
Postkassc  eingerichtet,  für  die  als  Personal  ein  Rendant,  ein  Buchhalter 
und  ein  Kassierer,  der  zugleich  die  Kassengeschäfte  der  Orts-Postanstalt 
wahrzunehmen  hatte,  vorgesehen  war. 

Die  Postinspektoren  hatten  den  gesamten  Postdienst  in  allen  seinen 
Teilen  persönlich  zu  beaufsichtigen,  die  oberen  Behörden  von  dem  Bedürfnisse 
des  Dienstes  genau  unterrichtet  zu  halten  und  durch  Erledigung  der  Geschäfte 
an  Ort  und  Stelle  zur  möglichsten  Beschleunigung  des  Geschäftsganges  bei- 
zutragen. Die  Anstellung  der  Postkassen-Kontrollcure  der  Bezirke  hatte  den 
Zweck,  die  richtige  Erhebung  und  Verrechnung  der  Postgcfällc  zu  sichern, 
sowie  die  ganze  Kassenverwaltung  zu  beaufsichtigen  und  in  bezug  auf  den 
Expeditionsmodus,  der  im  Anfange  des  Jahres  1849  völlig  umgestaltet 
worden  war,  ein  geregeltes  Verfahren  herbeizuführen.  Der  Postinspektor 
und  der  Postkassen-Kontrolleur  des  Bezirkes  standen  in  einem  unabhängigen 
amtlichen  Verhältnisse  zueinander. 

Bei  Postämtern  von  bedeutendem  Geschäftsumfange  wurden  zur  Unter- 
stützung des  Amtsvorstehers  auch  Orts -Postkassen -Kontrolleure  angestellt. 

Die  unmittelbare  Überwachung  der  Ober- Postdirektionen  nahmen  zwei 
General-Postinspektoren  aus  der  Klasse  der  vortragenden  Räte  des  General- 
Postamts  wahr.  In  der  Folge  ließ  man  die  Einrichtung  der  besonderen 
General-Postinspektoren  fallen. 

Die  Postanstalten  erhielten  anfänglich  die  Bezeichnung  »Post-Comtoire« 
oder  »Post-Speditions-Comtoire«  (jetzt  Bahnpostämter).  Bald  darauf  schied 
man  sie  aber  in  zwei  Gruppen,  in  Postämter  und  Postexpeditionen.  Die  Post- 
ämter und  die  Postexpeditionen  teilten  sich  wieder  in  solche  I.  und  II.  Klasse, 
so  daß  es  vier  Gattungen  von  Postanstalten  gab.  Die  Bezeichnung  »Ober- 
Postamt«  fiel  weg;  nur  das  Ober-Postamt  in  Hamburg  blieb  wegen  seiner 
Lage  und  Wichtigkeit  als  ein  dem  General  -  Postamt  unmittelbar  unter- 
geordnetes Amt  mit  der  Bezeichnung  »Ober -Postamt«  bestehen.  Sonst 
wurden  sämtliche  Postanstalten  einander  gleichgestellt  und  traten  nur  zu 
der  Ober- Postdirektion  des  Bezirkes  in  das  Verhältnis  der  Unterordnung. 
Die  Vorsteher  der  Postämter  I.Klasse  erhielten  nunmehr  allgemein  den  Titel 
»Postdirektor«.  Den  Vorstehern  der  Postämter  II.  Klasse  fiel  der  frühere 
Titel  »Postmeister«  zu;  die  Vorsteher  der  Postexpeditionen  I.  Klasse  hießen 
»Postexpedienten«,  diejenigen  der  II.  Kla>se  »Postexpediteurc«. 

1  >ie  veränderte  Organisation  der  Verwaltung  und  die  Umgestaltung  des 
Expeditionsdienstes  machten  es  notwendig,  eine  neue  Beamtenklasse  zu 
scharten,  die  dazu  bestimmt  war,  bei  den  Postämtern  I.  und  II.  Klasse  die 
mehr  mechanischen  Postexpeditionsgeschäfte  zu  besorgen.  Es  geschah  dies 
durch    da>   »Reglement   über    die   Annahme    und    Anstellung   der  Post- 
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Expedienten«  vom  29.  November  1849.  Als  solche  konnten  angenommen 
werden  : 

a)  die  versorgungsberechtigten  Militärpersonen, 

b)  die  früheren  Postexpeditcure, 

c)  die  früheren  Postexpeditionsgehilfen. 

Bedingung  war  u.  a.,  daß  die  Bewerber  das  35.  Lebensjahr  noch  nicht  über- 
schritten hatten  und.  wenn  sie  nicht  zu  den  versorgungsberechtigten  Militär- 
personen gehörten,  bereits  mehrere  Jahre  im  Postdienste  beschäftigt  gewesen 
waren  und  den  Dienst  im  stehenden  Heere  wirklich  abgeleistet  hatten.  War 
letzteres  nicht  der  Fall,  dann  konnte  ihre  Aufnahme  in  die  Klasse  der  Post- 
expedienten nur  ausnahmsweise  mit  Genehmigung  des  General -Postamts 
erfolgen. 

Vor  der  Annahme  mußten  die  Bewerber  eine  Prüfung  bei  der  Ober- 
Postdirektion  ablegen.  Besonderes  Gewicht  wurde  dabei  auf  eine  gefällige 
Handschrift,  auf  Gewandtheit  und  Sicherheit  im  Schreiben  und  im  Gebrauche 
der  deutschen  Sprache  und  auf  Zuverlässigkeit  und  Fertigkeit  im  Rechnen 
gelegt.  Nach  günstigem  Ausfalle  der  Prüfung  trat  der  Bewerber  bei  einer 
ihm  von  der  Ober -Postdirektion  bestimmten  Postanstalt  zunächst  auf  ein 
Jahr  zur  Probe  in  Beschäftigung.  Während  dieser  Zeit,  in  der  er  die 
amtliche  Bezeichnung  »Postexpedientenanwärter«  führte,  konnte  ihm  eine 
Remuneration  bis  zu  15  Tlr.  monatlich  bewilligt  werden;  nach  Beendigung 
der  Probezeit  stieg  diese  bis  auf  20  Tlr.  Die  spätere  Anstellung  als  Post- 
expedient erfolgte  nach  Maßgabe  des  Bedürfnisses  und  der  eintretenden 
Erledigung  von  Stellen;  dabei  war  aber  nicht  das  Dienstalter  allein,  sondern 
in  erster  Linie  die  Brauchbarkeit  entscheidend. 

Bekundete  der  Postexpedient  besondere  Diensttüchtigkeit  und  eine  hervor- 
ragende Befähigung,  dann  konnte  er  ausnahmsweise  mit  Genehmigung  des 
General-Postamts  zur  Assistentenprüfung  zugelassen  werden;  bestand  er 
diese,  so  trat  er  in  die  Klasse  der  Assistenten  über  und  erlangte  damit  die 
Aussicht,  in  die  höheren  Stellen  der  Verwaltung  befördert  zu  werden. 

Die  Postexpedienten  konnten  auch  als  Vorsteher  von  Postexpeditionen 
I.  Klasse  angestellt  werden.  Sic  mußten  aber  vorher  durch  eine  besondere 
Prüfung  die  für  eine  solche  Stelle  erforderlichen  umfassenderen  Dienst- 
kenntnisse nachweisen. 

Durch  ein  unterm  31.  Januar  1853  erlassenes  förmliches  Reglement  über 
die  Zulassung  und  die  Dienstverhältnisse  der  Postexpeditionsgehilfen 
erfuhren  die  Vorschriften  vom  Jahre  1848  in  mehreren  Punkten  eine  Ab- 
änderung. Während  früher  für  die  Annahme  eine  obere  Altersgrenze  nicht 
vorgesehen  war,  wurde  diese  nunmehr  auf  die  Vollendung  des  25.  Lebens- 
jahrs festgesetzt.  In  schul  wissenschaftlicher  Hinsicht  wurde  verlangt,  daß 
der  Bewerber  richtig  deutsch  sprechen  und  schreiben  konnte,  eine  gute 
Handschrift  besaß,  mit  den  gewöhnlichen  Rechnungsarten  vertraut  war,  die 
Lage  der  wichtigeren  Verkehrsortc  kannte  und  französische  Adressen  und 
Ortsnamen  zu  verstehen  und  richtig  auszusprechen  vermochte.  Vor  der 
Zulassung  zum  Postdienste  hatte  der  Bewerber  sich  einem  ihm  von  der 
Obcr-Postdirektion  bezeichneten  Beamten  persönlich  vorzustellen  und  vor 
diesem  über  den  Grad  seiner  allgemeinen  und  schulwissenschaftlichen  Bildung 
eine  Prüfung  abzulegen.  Genügte  er  den  Anforderungen,  dann  genehmigte 
die  Ober-Postdirektion  seine  Zulassung.  Alsdann  aber  war  es  seine  Sache, 
sich  ein  Engagement  (Privatdienstverhältnis)  bei  dem  Vorsteher  einer  Post- 
expedition I.  oder  II.  Klasse  zu  verschaffen.  Die  Ober -Postdirektion  war 
ihm  dabei  indes  in  der  Weise  behilflich,  daß  sie  ihm  freigewordene  Dienst- 
stellen bezeichnete.    Wenn  der  Postexpeditionsgehilfe  in  der  Lage  war,  sieb 
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selbst  zu  unterhalten,  dann  konnte  er  auch  zur  Erlernung  des  Dienstes 
als  überzähliger  Arbeiter  bei  einem  Postamt  in  Beschäftigung  treten.  Die 
Bedingungen,  unter  denen  das  Engagement  erfolgte,  waren  der  freien  Ver- 
einbarung zwischen  dem  Vorsteher  der  Postexpedition  und  dem  Gehilfen 
überlassen.  Dies  galt  insbesondere  davon,  welche  Naturalentschädigung  oder 
bare  Vergütung  der  Vorsteher  der  Postanstalt  ihm  gewähren  wollte.  Die 
Ober -Postdirektionen  hatten  diese  Vereinbarungen  nur  im  allgemeinen  zu 
überwachen.  Es  galt  aber  als  Bestimmung,  daß  beiden  Teilen  eine  drei- 
monatliche Kündigungsfrist  zustehen  und  die  Ober-Postdirektion  ermächtigt 
sein  sollte,  das  Engagement  mit  einmonatlicher  Kündigung  aufzuheben,  wenn 
sie  selbst  über  den  Gehilfen  verfügen  wollte. 

Befand  sich  der  Gehilfe  im  Privatdienstverhältnis  oder  war  er  als 
überzähliger  Arbeiter  beschäftigt,  so  hatte  er  nur  für  die  Zeit,  während  der 
er  Postdienstverrichtungen  besorgte,  die  Eigenschaft  eines  Beamten ;  er  war 
dann  auch  nur  so  lange  den  Disziplinarbestimmungen  unterworfen. 

Nach  einer  Dienstzeit  von  drei  Jahren,  die  bereits  im  Jahre  1854  auf 
sechs  und  im  Jahre  1860  auf  vier  Jahre  festgesetzt  wurde,  konnte  der  Post- 
expeditionsgehilfe in  das  Verhältnis  eines  Postexpedientenanwärters  über- 
nommen werden. 

Den  Vorstehern  von  Postexpeditionen  II.  Klasse  (Postexpediteuren)  war 
es  gestattet,  Personen,  die  sie  in  ihrem  Haushalt  oder  Geschäftsbetriebe  zu 
sonstigen  Verrichtungen  benutzten,  zu  ihrer  persönlichen  Unterstützung  auch 
im  Postdienste  zu  gebrauchen.  Diese  als  Postexpeditionsgehilfen  für 
den  Ort  bezeichneten  Personen  mußten  vor  ihrer  Zulassung  zum  Postdienste 
die  für  Postexpeditionsgehilfen  vorgeschriebenen  Kenntnisse  nachweisen. 
Sie  durften  ohne  ihre  Einwilligung  von  der  Ober- Postdirektion  nicht  versetzt 
werden,  konnten  aber  eine  gleiche  Dienststelle  bei  einem  Postexpediteur  an 
einem  anderen  Orte  annehmen.  Sic  wurden  vereidigt  und  galten,  solange 
sie  Postdienst  verrichteten,  als  Beamte.  Der  Ubertritt  in  die  Klasse  der 
Postexpeditionsgchilfen  und  später  in  die  der  Postexpedienten  stand  ihnen 
offen.  Damit  erhielten  sie  die  Aussicht,  in  eine  der  höheren  Dienststellen 
bei  der  Verwaltung  zu  gelangen.  Tatsächlich  haben  viele  Beamte,  denen 
es  geglückt  ist,  auf  der  Stufenleiter  der  Beamtenlaufbahn  später  eine 
beträchtliche  Höhe  zu  erklimmen,  ihre  Laufbahn  als  Postexpeditionsgehilfen 
für  den  Ort  begonnen. 

Das  gleichzeitig  mit  dem  vorerwähnten  Reglement  am  31.  Januar  1853 
erlassene  revidierte  Reglement  über  die  Annahme  und  Anstellung  der  Post- 
expedienten beschränkte  die  Aufnahme  der  Postexpediteure  in  die  Klasse 
der  Expedienten  auf  solche,  die  sich  während  einer  Dienstzeit  von  mindestens 
drei  Jahren  bewährt  hatten,  und  bestimmte,  daß  auch  Zivilsupernumerare,  die 
das  Befähigungszeugnis  in  dieser  Eigenschaft  gemäß  der  Kabinetsordre  vom 
31.  Oktober  1827  erlangt  hatten,  als  Postexpedienten  angenommen  werden 
konnten. 

In  schulwissenschaftlichcr  Hinsicht  schrieb  das  neue  Reglement  diejenigen 
Anforderungen  vor.  die  nunmehr  an  die  Postexpeditionsgchilfen  gestellt 
w  urden.  Die  Bewilligung  einer  Remuneration  an  die  Postexpedientenanwärter 
während  des  Probejahrs  wurde  auf  solche  Fälle  beschränkt,  in  denen  die 
Anwärter  unentbehrliche  Arbeitsstellen  befriedigend  ausfüllten. 

Das  revidierte  Reglement  ühcr  die  Annahme  und  Beförderung  der  Post- 
Eleven  vom  1.  März  1857  gestattete  diesen,  ihre  Militärpflicht  erst  nach 
Eintritt  in  den  Postdienst  abzuleisten.  Vor  Ahlegung  der  Assistentenprüfung 
mußte  aber  das  Militärdienstverhältnis  geregelt  sein.  Auf  die  postdienstliche 
Ausbildungszeit  wurde  die  Zeit  des  Militärdienstes  nicht  angerechnet.  Im 
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übrigen  konnte  diese  Ausbildungszeit,  die  sonst  drei  Jahre  dauerte,  mit 
Genehmigung  des  General-Postamts  bei  ausgezeichneter  Führung  und  hervor- 
ragender Bildungsfähigkeit  des  Kleven  abgekürzt  werden.  Die  Bestimmung 
des  Reglements  vom  Jahre  1849.  wonach  der  Eleve  während  der  drei  ersten 
Dienstjahre  lediglich  als  überzähliger  Arbeiter  zum  Zwecke  seiner  Vor- 
bereitung auf  den  Beruf  beschäftigt  werden  und  eine  Vergütung  aus  der 
Postkasse  nicht  erhalten  sollte,  ist  nicht  streng  gehandhabt  worden.  Der 
Mangel  an  Arbeitskräften  führte  wiederholt  dazu,  die  Eleven  als  Hilfsarbeiter 
zu  verwenden  und  ihnen  dafür  Vergütungen  zu  zahlen.  Im  Jahre  1857 
wurde  dieses  Verhältnis  auch  reglementsmäßig  dahin  näher  festgesetzt,  daß 
es  gestattet  sein  sollte,  diejenigen  Eleven,  die  mit  dem  Zeugnisse  der  Reife 
für  die  Universität  von  einem  Gymnasium  abgegangen  waren,  ein  Jahr  nach 
ihrem  Eintritt  als  Hilfsarbeiter  gegen  Tagegelder  bis  zum  Betrage  von 
15  Sgr.  zu  beschäftigen. 

Unterm  15.  August  18O0  wurden  für  die  Annahme  aller  drei  Klassen 
von  Anwärtern  (Eleven,  Expedienten  und  Expeditionsgehilfen)  revidierte 
Reglements  erlassen. 

Von  den  Anwärtern  der  höheren  Laufbahn  wurde  nunmehr  verlangt, 
daß  sie  von  einem  Gymnasium  oder  von  einer  zu  Entlassungsprüfungen 
berechtigten  Realschule  erster  oder  zweiter  Ordnung  (an  Stelle  der  früheren 
höheren  Bürger-  oder  Realschulen)  nach  Ablegung  des  Abiturientenexamens 
mit  dem  Zeugnisse  der  Reife  entlassen  worden  waren. 

Für  die  l'ostexpeditionsgehilfen  war  in  schulwissenschaftlicher  Hinsicht 
Bedingung 

a)  mindestens  ein  halbjähriger  Besuch  der  Sekunda  eines  Gymnasiums 
oder  einer  Realschule  erster  Ordnung  bei  Teilnahme  an  allen 
Unterrichtsgegenständen,  oder 

b)  mindestens  halbjähriger  Besuch  der  Prima  einer  zu  Entlassungs- 
prüfungen berechtigten  Realschule  zweiter  Ordnung,  oder 

c)  die  Reife  von  einer  zu  gültigen  Abgangsprüfungen  berechtigten 
höheren  Bürgerschule. 

Die  Bedingungen  für  die  Annahme  der  Postexpedientenanwärter  blieben 
im  allgemeinen  unverändert.  Es  galt  dies  insbesondere  von  den  Anforde- 
rungen, die  an  die  Bewerber  in  schulwissenschaftlicher  Hinsicht  gestellt 
wurden  und  die  von  ihnen  lediglich  den  Nachweis  einer  gewissen  allgemeinen 
Bildung  verlangten.  Die  frühere  Forderung,  wonach  die  Anwärter  im 
Militär  wirklich  gedient  haben  mußten,  hielt  das  neue  Reglement  nicht  mehr 
aufrecht.  Fls  konnten  vielmehr  fortan  auch  solche  Personen  ohne  besondere 
Genehmigung  des  General  -  Postamts  als  Expedientenanwärter  angenommen 
werden,  die  vom  Militärdienste  zurückgestellt  worden  waren;  die  Zurück- 
stellung mußte  aber  endgültig  und  aus  Gründen  erfolgt  sein,  die  die  Be- 
schäftigung des  Bewerbers  im  Postdienstc  nicht  behinderten. 

Nach  kurzer  Zeit  erschien  das  einheitliche  Reglement  vom  3.  Juni  1803 
über  die  Beschäftigung  und  Anstellung  von  Zivilanwärtern  im  Postdienste. 
Die  Anstellungsverhältnisse  der  Militäranwärter  wurden  durch  das  besondere 
Reglement  vom  ib.  Juni  1803  geordnet. 

Ausnahmsweise  war  es  bisher  gestattet  worden,  auch  solche  Personen 
als  Anwärter  der  höheren  Laufbahn  anzunehmen,  die  das  Alter  von  25  Jahren 
bereits  überschritten  hatten;  dies  durfte  fortan  unter  keinen  Uniständen  mehr 
geschehen.  Während  früher  auch  die  Reife  als  Abiturient  von  einer  Real- 
schule zweiter  Ordnung  zum  Eintritt  als  Post- Eleve  genügt  hatte,  wurde 
jetzt  ausnahmslos  verlangt,  daß  die  Bewerber  die  Abiturieutenprüfung  auf 
einem  Gymnasium  oder  einer  Realschule  erster  Ordnung  abgelegt  hatten. 
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Für  die  1  'ostexpedienten.  die  als  Zivilanwärter  eintraten,  war  ein  Lebens- 
alter von  mindestens  17  und  höchstens  25  Jahren  vorgeschrieben.  Sie 
mußten  die  Sekunda  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule  erster  Ordnung 
oder  die  Prima  einer  zu  Entlassungsprüfungen  berechtigten  Realschule 
zweiter  Ordnung  unter  Teilnahme  an  dem  Unterricht  in  allen  Gegenständen 
mindestens  ein  Jahr  lang  mit  gutem  Erfolge  besucht  haben  oder  aber  von 
einer  höheren  Bürgerschule  mit  dem  Zeugnisse  der  Reife  abgegangen  sein. 

Die  Postexpeditionsgehilfen  hatten  durch  Schulzeugnisse  den  Nachweis 
zu  führen,  daß  sie  diejenige  schulwissenschaftliche  Bildung  erworben  hatten, 
welche  der  Reife  für  die  Sekunda  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule 
erster  oder  zweiter  Ordnung  im  allgemeinen  entsprach. 

Die  Anwärter  der  höheren  Laufbahn  erhielten  gleich  beim  Eintritte  die 
Bezeichnung  »Post  -  Eleve« ;  die  Benennung  »Post- Aspirant«  für  derartige 
Anwärter,  die  noch  im  ersten  Jahre  ihrer  Ausbildungszeit  standen,  fiel  weg. 
In  der  Regel  hatten  die  Eleven  vor  Ablegung  der  Assistentenprüfung  den 
Telegraphendienst  zu  erlernen.  Auch  die  Postexpedienten  und  Postexpeditions- 
gehilfen waren  auf  Verlangen  der  Verwaltung  dazu  verpflichtet.  Post- 
Eleven, welche  die  höhere  Verwaltungsprüfung  nicht  ablegten,  erlangten 
durch  das  Bestehen  der  Assistentenprüfung  nur  den  Anspruch  auf  Anstellung 
als  Postsekretär. 

Für  die  Postexpedienten  aus  der  Klasse  der  Zivilanwärter  wurde  durch 
das  neue  Reglement  eine  dreijährige  Ausbildungs-  und  Probezeit  vor- 
geschrieben. Nach  Ablauf  dieser  Zeit  hatten  sie  bei  der  Ober-Postdirektion 
eine  Prüfung  abzulegen.  Hatten  sie  diese  bestanden,  dann  wurden  sie  als 
Postexpedienten  bestätigt,  einige  Jahre  gegen  Tagegelder  beschäftigt  und 
später  etatsmäßig  angestellt.  Um  die  Aussicht  auf  eine  Vorsteherstelle  bei 
einer  Postexpedition  I.  Klasse  oder  auf  Anstellung  als  Postsekretär  zu  er- 
langen, mußten  sie  bei  der  Ober -Postdirektion  in  einer  zweiten  Prüfung 
den  Besitz  erweiterter  Kenntnisse  dartun. 

Die  Postexpeditionsgehilfen,  deren  sonstige  Verhältnisse  im  allgemeinen 
unverändert  blieben,  hatten,  um  in  die  Klasse  der  Postexpedientenanwärter 
überzutreten,  eine  besondere  Prüfung  zu  bestehen.  Zu  dieser  durften  sie 
sich  nach  einer  vierjährigen  Dienstzeit  melden.  Die  Frist  konnte  bei  be- 
sonderer Strebsamkeit  und  Bildungsfähigkeit  abgekürzt  werden.  Hatten  sie 
die  Prüfung  bestanden,  dann  wurden  sie  nach  einjähriger  Probedienstzeit  zu 
Postexpedienten  ernannt. 

Die  Postexpeditionsgehilfen  für  den  Ort  mußten  nach  der  Überzeugung 
der  Ober- Postdirektion  den  erforderlichen  Grad  allgemeiner  und  schul- 
wissenschaftlicher Bildung  besitzen.  Erfüllten  sie  nachträglich  die  für  die 
Annahme  als  Postexpeditionsgehilfen  vorgeschriebenen  Bedingungen,  dann 
konnten  sie  in  das  Verhältnis  der  Postexpeditionsgehilfen  übertreten. 

Zur  Vervollständigung  des  Bildes,  das  wir  von  der  Entwickelungsgeschichte 
der  Beamtenverhältnisse  bei  der  preußischen  Postverwaltung  gegeben  haben, 
lassen  wir  noch  einige  Angaben  über  die  obersten  Stellen  der  Verwaltung 
und  deren  Inhaber  folgen. 

Das  brandenburgische  Postwesen  wurde  in  der  ersten  Zeit  durch  den 
Geheimen  Staatsrat  geleitet  und  verwaltet.  Aber  schon  1652  schuf  der 
Große  Kurfürst  zu  diesem  Zwecke  ein  besonderes  Zentralorgan,  an  dessen 
Spitze  der  »»General- Postdirektor«  stand:  zu  seiner  Unterstützung  hatte 
dieser  anfänglich  einen,  später  mehrere  Rate,  die  lange  Zeit  die  eigentlichen 
Geschäfte  besorgten,  wahrend  die  Stelle  des  General  -  Postdircktors  in  der 
Regel  verdienten  oder  einflußreichen  Staatsministern  verliehen  wurde.  Die 
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Zentralbehörde  der  Postverwaltung  hieß  nach  dem  Zimmer  im  Königlichen 
Schlosse  zu  Berlin,  wo  die  Postangelegenheiten  verhandelt  wurden,  »Post- 
kammer«. Erst  nachdem  der  Kurfürst  Friedrich  III.  im  Juni  1700.  ein 
halbes  Jahr  vor  seiner  Krönung  zum  König  von  Preußen,  nach  öster- 
reichischem Vorbild  ein  »General -Erb- Postmeister- Amt«  für  die  gesamten 
kurbrandenburgischen  Lande  geschaffen  hatte,  erhielt  die  Zentralbehörde  die 
Bezeichnung  »General-Postamt«. 

Die  Ratsstellen  wurden  lange  Zeit  Beamten  aus  dem  Regierungs-  oder 
Justizfach  übertragen.  Erst  vom  Jahre  1740  ab  wurden  im  Kollegium  des 
General-Potsamts  auch  solche  Beamte  als  Räte  angestellt,  die  bei  der  Post- 
verwaltung ihre  Laufbahn  begonnen  und  ununterbrochen  fortgesetzt  hatten. 
Der  erste  von  ihnen  war  Christian  Jordan  (1746 — 1766). 

Die  Chefs  der  Postverwaltung  bezeichneten  sich  bis  zum  Jahre  1762 
bald  als  »Gencral-Postdircktorcn«,  bald  als  »Ober-Postdirektoren«  oder  als 
»General-Postmeister«.  Nur  der  Reichsgraf  von  Wartenberg  nannte  sich 
seiner  Ernennung  gemäß  »General  -  Erb  -  Postmeister«.  Vom  Jahre  1762 
bis  1849  hießen  sie  ausschließlich  »General  -  Postmeister« ,  von  1850  an 
wieder  »General  -  Postdirektoren«. 

An  der  Spitze  der  brandenburgischen  und  der  preußischen  Postverwaltung 
haben  folgende  Männer  gestanden: 

Reichsfreiherr  von  Schwerin,  General-Postdirektor  (1652— 167g), 
vorher  Wirklicher  Geheimer  Etatsrat  (Staatsminister),  Ober-Hofmeister,  Erb- 
kämmerer der  Knrmark; 

F.  von  Jena.  Ober-Postdirektor  (1679 — 1682),  vorher  Professor  juris, 
1655  Geheimer  Staatsrat  (Minister); 

P.  von  Fuchs,  Ober-Postdirektor  (1682 —1698),  vorher  Professor  juris. 
1674  Hof  kammerrat,  1682  Geheimer  Staatsrat; 

von  Dank el mann,  Ober-Postdirektor  (1688 — 1697),  vorher  Erziehungs- 
direktor beim  Kurprinzen,  1676  Kammer-  und  Lehnsrat,  1688  Geheimer 
Staatsrat . und  Gehilfe  des  von  Fuchs  als  zweiter  Obcr-Postdirektor ; 

von  Schmettau,  Ober-Postdirektor  (i6<)8— 1700),  vorher  kurpfälzischer 
Geheimer  Rat,  1685  kurbrandenburgischer  Geheimer  Staatsrat; 

Reichsgraf  von  Wartenberg,  General-Erb-Postmeister  ( '1700  — 171 1), 
vorher  Ober  -  Stallmeister  des  Pfalzgrafen  von  Simmern,  iog8  General- 
ökonomie-Direktor, 1700  Erbstatthalter  in  allen  zur  oranischen  Sukzession 
gehörenden  Fürstentümern ; 

von  Kameke,  General -Postdirektor  (171 1  —  1719).  vorher  Geheimer 
Hofkammer- Präsident,  1 7 1 1  Geheimer  Staatsminister; 

Freiherr  von  Görne,  General-Postdirektor  (1 719 — 1745),  vorher  Hof- 
und  Legationsrat,  1712  Hofrentei  -  Direktor ,  1719  Wirklicher  Geheimer 
Staatsrat  und  Finanzminister; 

Samuel  von  Marschall,  General  -  Postmeister  (1734 — 1740).  vorher 
Geheimer  Hofrat  beim  General-Direktorium  und  Postrat,  1734  Staatsministcr 
und  zweiter  General-Postmeister; 

von  Arnim,  General -Postmeister  (1750  — 1753),  vorher  Kammer- 
junker, 1738  Geheimer  Staats-  und  Kriegsminister.  Präsident  des  Geheimen 
Justizrats; 

Reichsgraf  von  Gotter,  General-Postdirektor  (1753  — 17O2),  vorher 
Gesandter  des  Herzogs  von  Sachsen-Gotha  in  Wien.  1728  Geheimer  Staatsrat. 
1753  Geheimer  Staats-  und  Finanzminister: 

Heinrich  IX.  Graf  von  Reuß,  General  -  Postmeister  (ijnj — 17^9). 
vorher  Referendar,  1752  Geheimer  Staats-  und  Justiznünister.  Ober-Hof- 
marschall; 
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von  Derschau.  ( ieneral  -  Postmeister  (1709 — 1779).  vorher  Kammer- 
Präsident,  17<><)  Geheimer  Staats-  und  Finanzminister,  Chef  des  Salz- 
Departements; 

Michaelis,  General  -  Postmeister  (177t) — 1 7S1 ) ,  vorher  Regiments- 
Quartiermeister,  1776  Geheimer  Ober-Finanzrat,  1779  Geheimer  Staats-  und 
Finanzminister,  Chef  des  Salz- Departements; 

Freiherr  von  Werder,  General  -  Postmeister  (1781 —  1800),  vorher 
Landrat,  1 781  Geheimer  Staats-  und  Finanzminister,  Chef  des  Salz-Departe- 
ments; 

Graf  von  der  Sc  hu  len  bürg- Kehnert ,  General-Postmeister  (1800  — 
1807).  vorher  Landrat,  1771  Geheimer  Staats-,  Kriegs-  und  Finanzminister. 
171)0  General -Leutcnant.  I /  <>  1  Kabinctsmmister,  1798  Frster  Staats-  und 
Kabinetsminister.  General  der  Kavallerie; 

von  Seegebarth,  General-Postmeister  ( 1808 — 1821).  1770  expedierender 
Sekretär  im  General- Postamt ,  1773  Postinspektor  und  Ober- Postdircktor, 
1774  Hof-  und  Postrat.  1780  Geheimer  Postrat,  1791  Hofpostmeister,  1790, 
Geheimer  Ober- Finanzrat ,  1803  Direktor  und  180O  Präsident  des  General- 
l'ostamts : 

von  X  agier,  General -Postmeister  (1821 —  1846),  vorher  Kegierungs- 
referendar,  1708  vortragender  Rat  im  Kabinetsministerium,  1809  Geheimer 
Staatsrat  und  Direktor  der  zweiten  Sektion  im  Kabinetsministerium,  1810  — 
1821  außer  Dienst,  1821  General -Postamts -Präsident,  1822  General  -  Post- 
meister. 1824 — 1835  Bundesgesandter  in  Frankfurt  (Main); 

von  Schaper,  General-Postmeister  (1846—1840),  vorher  Ober-Präsident 
der  Provinz  Westfalen; 

Schmucken,  General- Postdirektor  (1849— 1862),  1807  in  den  Staats- 
dienst getreten,  verlor  in  den  Freiheitskriegen  durch  eine  feindliche  Kugel 
das  rechte  Hein,  wurde  als  Hauptmann  entlassen,  1815  Postmeister  in  Bernau, 
i8i()  Hilfsarbeiter  im  General -Postamte,  (ieheimer  Postrat,  1840  Geheimer 
Ober-Postrat,  welcher  Titel  damals  zum  ersten  Male  verliehen  wurde,  1846 
Direktor  des  General -Postamts.  Als  im  Jahre  1848  das  Postdepartement 
dem  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  unter  der 
obersten  Leitung  des  Ministers  von  der  Heydt  einverleibt  wurde,  behielt 
Schmücken  seine  Stelle  als  General-Postamts-Direktor  bei.  1850  wurde  er 
zum  General-Postdirektor  ernannt, 

von  Philipsborn,  General-Postdirektor  (1802— 1870),  1835  als  Post- 
schreiber in  den  Postdienst  getreten. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Deutsche  und  fremde  Flaggen  im  Hamburger  Hafen.  Im 
Hamburger  Hafen  nahmen  früher  die  fremdländischen  Flaggen  einen  größeren 
Teil  des  Schiffsverkehrs  für  sich  in  Anspruch  als  die  deutsche  Flagge,  und 
zwar  fast  ausschließlich  infolge  der  außerordentlichen  Überlegenheit  der 
englischen  Flotte.  In  jahrelangem,  zähem  Wettbewerbe  hat  aber  schließlich 
die  deutsche  Schiffahrt  die  erste  Stelle  dort  errungen.  Ihre  Tonnage  wuchs 
im  Jahre  1800  über  die  fremdländische  empor,  und  in  demselben  Jahre 
drängte  speziell  die  hamburgische  Flagge  die  großbritannische  aus  der  ersten 
in  die  zweite  Reihe  des  hatnburgischen  Schiffsverkehrs.     M><>2  überwog  die 
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deutsche  Flagge  mit  4M  Mill.  Registertons  weitaus  im  Hamburger  Hafen; 
alle  Schiffe  fremder  Nationen  zusammen  hielten  nur  4,1  Mill.  Registertons, 
und  die  hamburgische  Flagge  hat  mit  3.7  Mill.  Tons  ihren  Vorrang  vor 
der  britischen,  die  über  3.1  Mill.  Tons  verfügte,  siegreich  behauptet  und  be- 
festigt. 

Die  hamburgische  und  die  englische  Tonnage  stehen  im  Hamburger 
Hafenverkehr  so  weit  voran,  daß  sie  einzeln  die  den  dritten  Rang  bean- 
spruchende Tonnage  Norwegens  um  das  zwanzig-  und  dreizehnfache  über- 
treffen. Norwegen  schickte  (1002)  232  000,  Dänemark  133000,  Holland 
124  (KW),  Schweden  101  000  Registertons.  Alle  übrigen  Länder,  wie  Frank- 
reich, Österreich-Ungarn,  Italien,  Spanien  usw.,  bleiben  mit  ihrem  Anteil 
von  unter  100  000  Tons  zurück,  (iegen  das  vorhergegangene  Jahr  (1001) 
hat  die  deutsche,  großbritannische,  dänische,  niederländische ,  französische, 
italienische.  Österreich-ungarische  und  griechische  Flagge  im  Verkehr  zuge- 
nommen, namentlich  haben  die  beiden  letztgenannten  verhältnismäßig  große 
Fortschritte  gemacht;  dagegen  ist  die  norwegische,  russische  und  spanische 
Flagge  zurückgegangen.  Außereuropäische  und  exotische  Flaggen  sind  im 
Hamburger  Hafen  überhaupt  seltenere  Erscheinungen. 

Das  Netz  regelmäßiger  Linien,  das  sich  von  Hamburg  aus  über  alle 
Meere  nach  allen  Ländern  der  Erde  spannt,  zeigt  die  Farben  der  verschie- 
denen Nationen  in  ähnlicher  Häufigkeit  und  Reihenfolge.  75  regelmäßige 
Linien  gehen  unter  deutscher  Flagge,  38  unter  englischer.  6  unter  nor- 
wegischer, 4  unter  dänischer,  3  unter  holländischer.  2  unter  schwedischer 
und  je  1  unter  russischer,  spanischer,  belgischer  und  französischer  Flagge. 
Unter  den  deutschen  Linien  verkehren  13  zwischen  Hamburg  und  deutschen 
Häfen,  ebensoviel  zwischen  Hamburg  und  russischen  Häfen,  <)  zwischen 
Hamburg  und  Großbritannien.  32  in  außereuropäischer  Fahrt.  5,6  Linien 
werden  von  hamburgischen  Reedern  unterhalten ;  davon  verkehren  ö  aus- 
schließlich zwischen  Hamburg  und  Großbritannien.  20  in  außereuropäischer 
Fahrt.  Von  den  38  englischen  Linien,  welche  Hamburg  anlaufen,  führen 
o  über  Europa  hinaus  nach  Amerika  und  Afrika;  die  nordamerikanische 
Flagge,  die  im  Jahre  hk»i  mit  einer  Linie  vertreten  war.  ist  ganz  ver- 
schwunden. Von  allen  regelmäßigen  Linien  wurden  kk>2  nicht  weniger 
als  7162  Reisen  (3873  deutsch)  ausgeführt,  darunter  (^75  Reisen,  die  nach 
außereuropäischen  Ländern  gerichtet  waren;  für  die  letzteren  wurden  2,6  Mill. 
Registertons  netto,  für  alle  Reisen  insgesamt  5.7  Mill.  Registertons  netto  in 
Anspruch  genommen. 


Der  Selbstfahrer  des  Obersten  Renard.  Auf  der  im  Dezember  1003 
zu  Paris  abgehaltenen  Automobilausstellung  erregte  der  »Train  Renard« 
das  größte  Aufsehen.  Oberst  Renard  hatte  bereits  vorher  über  seinen  Zug 
ohne  Schienen,  der  auf  Landstraßen  fährt,  an  die  Pariser  Akademie  der 
Wissenschaften  berichtet,  und  man  war  natürlich  auf  dieses  neue  Heförde- 
rungsmittel  gespannt.  Kürzlich  hat  es  auch  eine  längere  Probefahrt  auf 
eine  Entfernung  von  etwa  10  km  mit  bestem  Erfolge  zurückgelegt.  Das 
Interessanteste  an  dem  Zuge  ist  die  Verbindung  der  W  agen  und  die  Art 
der  Bewegung.  Nach  der  »Zeitschr.  f.  Kleinb.«  sind  die  einzelnen  Wagen 
nicht  an  das  erste  Automobil  angehängt,  wie  bei  den  Zügen,  bei  denen  die 
Lokomotive  eine  Anzahl  Wagen  schleppt,  sondern  mit  ihm  verbunden  und 
von  ihm  abhängig.  Jeder  Wagen  hat  seine  Maschine,  und  die  Lokomotive 
erzeugt  nur  die  nötige  Kraft  für  alle  angehängten  Kraftwagen.  Diese  wird 
durch   eine  Art  Wellbaum   und  Zahnräder   auf   die  Räder   der  folgenden 
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Wagen  übertragen,  die  sich  somit  selbständig  bewegen  und  nicht  nur  ge- 
schleppt werden.  Jeder  Wagen  tragt  durch  seine  eigene  Maschinerie  zur 
gesamten  Zugkraft  des  Zuges  seinen  Teil  bei  und  bewegt  sein  eigenes 
Gewicht  fort.  Ks  war  nicht  leicht,  das  neue  Prinzip:  »selbsttätige  Leitung« 
und  »kontinuierliche  Zugkraft«  in  die  Praxis  zu  übersetzen ;  um  das  zu 
erreichen,  be>itzt  jeder  Wagen  zwei  Lenkvorrichtungen,  deren  eine,  bewegliche, 
ihn  mit  dem  voranfahrenden,  die  andere,  feste,  dagegen  mit  dem  folgenden 
verbindet.  Diese  Lenkvorrichtungen  werden  durch  die  Lokomotive  in 
Bewegung  gesetzt,  die  den  Gang  des  Zuges  regelt.  Die  feste  Lenkstange 
der  Lokomotive  teilt  ihre  seitliche  Bewegung  bei  einer  Wendung  der  beweg- 
lichen des  folgenden  Wagens  mit,  der  sie  in  gleicher  Weise  bis  zum  Ende 
des  Zuges  weiter  überträgt.  So  ist  die  Automobilbahn  imstande,  auch  die 
gewundensten  Wege  zu  benutzen.  Eine  kräftige  Hemmvorrichtung  der 
Lokomotive  wirkt  durch  Wellen  und  Hebel  auf  den  ganzen  Zug.  Die 
Versuchsfahrt  wurde,  um  den  Mechanismus  zu  erproben,  mit  allen  möglichen 
Aufenthalten,  Umwegen,  Drehungen  und  Wendungen  ausgeführt.  Die 
Durchschnittsgeschwindigkeit  betrug  iö  km  in  der  Stunde,  und  der  Be- 
wegungsmechanismus  betätigte  sich  ausgezeichnet.  Die  nachfolgenden  Wagen 
wichen  auch  nicht  um  einen  Zentimeter  von  den  von  den  vorhergehenden 
gezeichneten  Spuren  ab. 

Der  Selbstfahrer  ist  weder  Eisenbahn,  Omnibus  noch  Tramway,  sondern 
ein  Beförderungsmittel,  das  auf  einem  neuen  Prinzip  und  einer  eigentüm- 
lichen Zusammensetzung  der  Zugkraft  beruht.  Er  hat  Ähnlichkeit  mit  den 
Kleinbahnen,  indem  eine  Lokomotive  eine  Menge  Anhängewagen  und  eine 
größere  Personenzahl  als  die  Omnibusse  oder  Tramways  befördert;  vor  den 
Kleinbahnen  hat  aber  der  Train  Renard  voraus,  daß  er  keinen  besonderen 
Oberbau  und  keine  Schienen,  Wegeübergängc.  Wärter  und  Stationshäuser 
erfordert  und  daher  bedeutend  billiger  zu  stehen  kommt.  Bewährt  sich  die 
Erfindung,  so  verspricht  sie,  eine  wichtige  Ergänzung  unserer  Verkehrs- 
mittel zu  bilden. 


Über  die  Umgehungsbahn  am  Baikalsee  entnehmen  wir  dem 
»Zentralbl.  d.  Bauverwalt.«  nachstehende  Einzelheiten.  Ausgangspunkt  der 
Bahn  ist  die  Station  Baikal  der  Linie  Irkutsk-Baikalsee  unweit  des  Ausflusses 
der  Angara,  Endpunkt  die  Station  Myssowaja  oder  Myssowsk  der  Trans- 
baikalischen Linie.  Die  nicht  weniger  als  rund  260  km  lange  L'mgehungsbahn 
umfaßt  die  Bauabschnitte  Baikal-Kultuk  von  85, .<»  km  und  Kultuk-Myssowaja 
von  174,33  km  Länge,  einschließlich  der  etwa  3.3  km  langen  Abzweigung 
nach  Tanchoi  am  Ufer  des  .Sees,  wo  für  die  beiden  Baikalfähren,  die 
auch  nach  Eertigstellung  der  Umgehungsbahn  bis  auf  weiteres  als  Aushilfe 
bei  etwaigen  Verkehrsstockungen  in  Betrieb  bleiben  sollen,  eine  neue  Hafen- 
anlage errichtet  ist.  Auf  der  Strecke  Baikal-Kultuk  durchschneidet  die 
Linie  in  unmittelbarer  Nähe  des  Ufers  ein  gebirgiges  Gelände  mit  Schluchten 
und  steilen  Felshängen,  dessen  kristallinische  Gesteine  zum  Teil  stark  zer- 
klüftet sind.  Auf  dieser  Strecke  sind  32  Tunnel  von  zusammen  5,87  km 
Länge  und  210  Kunstbauten  (Brücken.  Durchlässe  und  Uberführungen)  im 
Bau  begriffen.  Die  Bahnkrone  der  Dämme  liegt  im  Mittel  ij.d  m  über  dem 
Spiegel  des  Baikalsees.  —  Auf  der  Strecke  von  Kultuk  bis  Myssowaja  tritt 
das  Gebirge  vorn  Baikalufer  mehr  zurück,  die  Linie  durchschneidet  größten- 
teils ebenes  Gelände  und  Hügelland,  nur  stellenweise  Ausläuter  des  Gebirges, 
die  bi:>  nahe  an  das  Ufer  sich  erstrecken.  Auf  diesem  Abschnitte  durchzieht 
die  Bahn  aber  zahlreiche  Gebirgsrlüsse,  stellenweise  ewig  gefrorenen  Boden. 
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Moräste  und  aufgeschwemmtes  Erdreich.  Die  Gesamtkosten  der  Um- 
gehungsbahn, mit  Einschluß  der  Zweiglinie  zur  Tanchoi-Bucht,  sind  auf  etwa 
112,93  Millionen  Mark  oder  834800  Mark  für  l  km  veranschlagt.  Für  Vor- 
arbeiten und  geologische  Untersuchungen  sind  seit  1895  über  2,15  Millionen 
Mark  verausgabt  worden. 

Die  Kronenbreite  der  Dämme  beträgt  5,54  m.  die  Breite  der  Einschnitt- 
sohle im  Felsgestein  5, m,  der  kleinste  Krümmungshalbmesser  320  m,  die 
größte  Steigung  1  :  125,  das  Gewicht  der  Schienen  32, 2*  kg/m.  Lokomotiv- 
schuppen und  Werkstätten  werden  aus  Ziegeln  errichtet,  Stationsgebäude  (mit 
Ausnahme  der  Gebäude  bei  Kultuk)  aus  Holz,  Brücken  aus  Flußeisen  auf 
Steinpfeilern,  Überführungen  aus  Ziegeln  und  Werksteingewölben.  Die 
Tunnelbreite  ist  für  zwei  Gleise  bemessen;  vorläufig  wird  aber  nur  ein  Gleis 
verlegt.  Die  Bahn  wird  bis  14  Züge  in  24  Stunden  nach  beiden  Richtungen 
befördern  können;  für  den  Anfangs  verkehr  sind  7  Zuge  nach  beiden 
Richtungen  angenommen.  Die  Bauarbeiten  wurden  im  Frühjahr  1902  in 
Angriff  genommen  und  sollen  mit  Beginn  des  Jahres  1905  beendet  sein. 


Die  Leistungsfähigkeit  der  Dampfmaschinen  in  Preußen. 
In  Preußen  hat,  wie  schon  in  den  vorangangenen  Jahren,  so  auch  im  Rech- 
nungsjahr 1902  die  Leistungsfähigkeit  der  Dampfmaschinen  wieder  erheblich 
stärker  als  deren  Zahl  zugenommen,  und  zwar  infolge  der  Vervollkomm- 
nungen, die  in  der  Bauart  und  der  Dampfausnutzung  bei  den  Dampf- 
maschinen allmählich  eingetreten  sind.  Ohne  die  von  der  Verwaltung  des 
Landheers  und  der  Kaiserlichen  Marine  benutzten  Dampfmaschinen  und 
ohne  die  Lokomotiven  betrug  nach  einer  im  »Reichsanz.«  veröffentlichten 
Zusammenstellung 

der  feststehenden  Dampfmaschinen    der  beweglichen  Dampfmaschinen 

(Lokomobilen) 

am  31.  Marz  Leistungsfähigkeit  7.xM  Leistungsfähigkeit 

der  Jahre"  (in  Pferdestärken  tMU  (in  I'ferdcMSrkcnt 

überhaupt  überhaupt 

1894  57  224    2172250      37,96        14  125      I47I30  l<>."> 

1900  73  7<)2  3461705  46,91  19840  22966»)  11,57 
1903         79^57    4218620      53,23       2255(1     284941  12.63. 

Hiernach  erhöhte  sich  im  Zeitraum  1894  bis  1903  die  Zahl  der  fest- 
stehenden Dampfmaschinen  um  22  i)^^  —  38,50  v.  H.,  ihre  Leistungs- 
fähigkeit um  2046370  Pferdestärken  —  94.21  v.  IL,  die  Zahl  der  beweg- 
lichen Dampfmaschinen  (Lokomobilen)  dagegen  um  8431  =  56,37  v.  II.  und 
ihre  Leistungsfähigkeit  um  137  811  Pferdestärken  =  93.66  v.  H.  Die  durch- 
schnittliche Leistungsfähigkeit  ist  in  derselben  Zeit  bei  den  feststehenden 
Dampfmaschinen  um  15.27,  bei  den  Lokomobilen  jedoch  nur  um  2, »3  Pferde- 
stärken gestiegen. 

In  der  Verwendung  von  Dampfkraft  stehen  die  Regierungsbezirke 
Arnsberg  und  Düsseldorf  allen  anderen  Bezirken  weit  voran.  Unter  den 
79  257  feststehenden  Dampfmaschinen  Preußens  befinden  sich  440  mit  einer 
höchsten  Leistungsfähigkeit  von  1000  bis  gooo  Pferdestärken.  Von  den 
beweglichen  Dampfmaschinen  haben  nur  wenige  eine  besonders  hohe  Leistungs- 
fähigkeit. Bei  einer  Zusammenstellung  über  die  Dampfmaschinen  und  ihre 
Leistungsfähigkeit  in  den  einzelnen  Gewerbegruppen  findet  man.  daß  bei 
den  feststehenden  Maschinen  in  erster  Linie  der  Bergbau,  Hütten-  und 
Salinenbetrieb  und  an  zweiter  Stelle  die  Nahrungsmittelindustrie  in  Betracht 
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kommt.  Bei  den  beweglichen  Maschinen  (Lokomobilen)  tritt  weit  über- 
wiegend die  Land-  und  Forstwirtschaft  in  die  Erscheinung.  Im  Verkehrs- 
gewerbe waren  Ende  Marz  1903  30^4  feststehende  Dami)fmaschinen  mit 
einer  Leistungsfähigkeit  von  0940g  (durchschnittlich  32,1))  Pferdestärken 
und  2<>S  bewegliche  Dampfmaschinen  mit  441)9  (15.10)  Pferdestärken  in 
Benutzung. 


LITERATUR. 

Im  Sattel  durch  Zentralasien.  Von  Erich  v.  Salzmann .  Leutnant 
im  Neumärkischen  Feld-Artillerie-Regiment  Xr.  54.  Mit  185  Bildern, 
meist  nach  Original-Aufnahmen  des  Verfassers,  einer  Übersichtskarte 
und  8  Kartenskizzen.  Verlag  von  Dietr.  Reimer  (Ernst  Vohsen). 
Berlin.    Preis  geb.  5  Mark. 

In  diesem  Werke  schildert  der  Verfasser  seine  Erlebnisse  während  eines 
Distanzritts  durch  China,  die  Mongolei  und  einen  Teil  von  Rußland. 
Er  war  Offizier  im  ostasiatischen  Expeditionskorps  und  erwirkte  von 
Seiner  Majestät  die  Erlaubnis,  auf  dem  Landwege  nach  Hause  zurück- 
zukehren. Nachdem  er  zunächst  einen  Proberitt  von  42  Tagen  von  Ticntsin 
aus  durch  die  Provinz  Sehansi  unternommen  hatte,  gelang  es  ihm.  nur 
von  einem,  später  von  zwei  chinesischen  Dienern  begleitet,  die  gewaltige 
Strecke  Ticntsin- Andischan  (Russisch-Turkestan)  —  annähernd  6000  km  — , 
mit  Einschluß  der  Rasttage  in  176  Tagen  zu  Pferde  zurückzulegen.  Er 
bediente  sich  dabei  mehrerer  Ponies  chinesischer  Zucht,  deren  hervorragende 
Eigenschaften  er  bereits  vorher  zu  erproben  Gelegenheit  gehabt  hatte.  Sein 
Ritt  führte  ihn  von  Ticntsin  über  die  Universitätsstadt  Taiyuanfu  und  die 
alte  Kaiserstadt  Usi  Xgan  Fu  durch  die  Provinz  Schensi .  die  Steppen 
Kansus.  die  Wüste  Gobi  und  Chinesisch-Turkestan  nach  Kaschgar  und  dann 
über  das  Altai-Gebirge  nach  Andischan.  von  wo  aus  er  mit  der  Balm  seine 
Heimreise  fortsetzte.  Die  tägliche  Durchschnittsleistung,  die  auf  dem  Ritt 
erreicht  wurde,  betrug  35  km;  mehrfach  wurden  aber  auch  70  bis  80  km 
zurückgelegt  und  die  Höchstleistung  an  mehreren  Tagen  stellte  sich  auf 
90  km.  Dabei  muß  man  die  ungeheueren  Schwierigkeiten  in  Betracht  ziehen, 
mit  denen  der  kühne  Reiter  zu  kämpfen  hatte:  tagelang  wahrende  Staub- 
stürme, schlechte  Wege.  Wassermangel,  aufreibende  Temperaturunterschiede 
und  vor  allem  die  Indolenz  der  Bevölkerung,  die  er  schwerlich  überwunden 
haben  würde,  wenn  er  nicht  die  chinesische  Sprache  geläufig  gesprochen 
hätte.  Wenn  auch  andere  Reisende  zu  verschiedenen  Zeiten  dieselben  Punkte 
berührt  haben  wie  der  Verfasser.  so  ist  dieser  doch  jedenfalls  der  erste 
Europäer,  der  zu  Pferde  in  so  kurzer  Zeit  und  mit  so  geringem  Gefolge 
den  Weg  zurücklegte.  Dabei  fand  er  noch  Zeit  und  Kraft,  ein  sorgfältiges 
Tagebuch  zu  führen  und  eine  Fülle  höchst  interessanter  photographischer 
Aufnahmen  zu  machen,  die  um  so  größeren  Wert  besitzen,  als  er  die 
Bevölkerung  überall  ganz  unvorbereitet  überraschte  und  so  die  verschiedenen 
Volkstvpen  auf  die  Platte  bannen  konnte,  wie  sie  gerade  gingen  und  standen. 

Das  auf  Grund  dieser  Aufzeichnungen  usw.  entstandene  vorliegende 
Buch  soll  kein  eigentliches  Forschungswerk  sein:  es  enthält  aber  in  seiner 
fe>>elnden  Darstellung  so  |cben>volle  Einblicke  m  die  Natur  der  bereisten 
Gegenden  sowie  in  das  Tun  und  Treiben  ihrer  Bewohner,  daß  es  in  weiten 
Kreisen  einer  beifälligen  Aufnahme  sicher  sein  darf. 

DEHUK.     UEMU'CK'l    IN  Ul  li  Pill .  HSOBeCKKBEl. 
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BEIHEFT  ZUM  AMTSBLATT 

DES  RKICHS-POSTAMTS. 

HERALSOEÜERF.N    IM    AVi  TRAGE    DES    R  El  C  HS -  POSTAMTS. 


Nr.  10.  BERLIN,  MAI.  1904. 


INHALT:  Aus  dem  Bereiche  der  britischen  Post-  und  Telcgraphenverwaltung,  S.  303. 
—  Die  Ausführung-ibestimmungen  zum  italienischen  Fernsprechgesetz,  S.  312.  — 
Die  deutsche  Südpolnr- Expedition,  5.  31S.  —  Verkehr  auf  den  vom  Reiche  sub- 
ventionierten Dampferlinien,  S.  327. 

Kleine  Mitteilungen:  Postfahrrader  in  England,  S.  330.  —  Handel  Chinas  über  die 
Landesgrenze,  S.  331.  —  Bedeutung  Beiruts  als  Handelsplatz,  S  yyi.  —  Eisenbahn 
in  Togo,  S.  334. 


Aus  dem  Bereiche  der  britischen  Post-  und  Telegraphen- 
verwaltung. 

I he  Zahl  der  durch  die  britischen  Postanstalten  an  die  Empfänger  be- 
handigten Briefsendungen  belief  sich  im  Jahre  1870  auf  rund  eine  Milliarde, 
war  nach  15  Jahren  (bis  1885  86)  auf  zwei  Milliarden,  nach  weiteren  10 Jahren 
*bis  1895.96)  auf  drei  Milliarden  gestiegen  und  hat  im  Jahre  1902/3,  also 
7  Jahre  später,  zum  ersten  Male  die  vierte  Milliarde  überschritten. 

Geht  man  näher  darauf  ein,  wie  sich  in  England  die  Zahl  der  Brief- 
Endungen  vor  17  Jahren,  als  halb  so  viel  Briefsendungen  wie  im  letzten 
Jahre  zu  befördern  waren,  und  im  Jahre  1902/3  auf  die  einzelnen 
Gattungen  von  Briefsendungen  verteilt  hat,  so  findet  man,  daß  die 
Briefe  im  Jahre  1885/80  67.7  v.  H.,  im  letzten  Jahre  dagegen  63,»;  v.  H.. 
die  Postkarten  8,7  und  12,1,  die  Drucksachen  (darunter  waren  1885/86  die 
Warenproben  einbegriffen)  16,5  und  20,0  v.  H.  und  die  Zeitungssendungen 
7.1  und  4,3  v.  H.  der  Gesamtzahl  ausgemacht  haben.  Der  Postkarten- 
und  der  Drucksachenverkehr  weisen  also  eine  verhältnismäßig  stärkere,  und 
zwar  nicht  unerheblich  stärkere  Steigerung  auf  als  der  Briefverkehr  im 
eigentlichen  Sinne  und  der  Zeitungsverkehr. 

Die  besonders  hervortretende  Zunahme  des  Post  karten  Verkehrs  in  den 
letzten  Jahren  erklärt  sich  dadurch,  daß  sich  die  im  Wege  der  Privatindustrie 
hergestellten  Postkarten,  die  in  England  seit  dein  Jahre  1894  zur  V  ersendung 
gegen  die  Postkartentaxe  zugelassen  sind,  immer  steigender  Beliebtheit  er- 
freuen; machte  doch  die  Zahl  der  Privatpostkarten  im  Jahre  1902  3  an- 
nähernd 70  v.  H.  der  Gesamtzahl  der  Postkarten  aus,  während  sie  5  Jahre 
vorher  nur  etwa  die  Hälfte  der  Gesamtzahl  betrug.  Mit  dem  Postkarten- 
verkehr Deutschlands  (1902  mehr  als  eine  Milliarde  Postkarten)  kann  sich 
der   Englands   (gegen   1     Milliarde)    freilich   noch   nicht   entfernt  messen. 

Archiv  f.  Poit  u.  Telegr.   10.   1904.  uo 
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Vielleicht  würden  in  England  mehr  Postkarten  als  jetzt  geschrieben  werden, 
wenn  sich  die  britische  Postvcnvaltung  nach  dem  Vorgange  vieler  anderen 
Postverwaltungen  entschließen  könnte,  das  Autgeld  fallen  zu  lassen,  das  sie 
beim  Verkaufe  der  von  ihr  ausgegebenen  Postkarten  (bei  einzelnen  Karten 
in  Hohe  von  1  4  Penny,  beim  gleichzeitigen  Verkaufe  mehrerer  Postkarten 
in  geringerer  Hohe)  erhebt,  um  sich  für  die  Herstellungskosten  der  Karten 
schadlos  zu  halten. 

Dali  die  Drucksachen  in  Großbritannien  jetzt  einen  nicht  unerheblich 
größeren  Teil  des  gesamten  Briefverkehrs  ausmachen  als  vor  17  Jahren, 
verdient  umsomehr  hervorgehoben  zu  werden,  als  einmal  die  Zahl  de- 
Jahres  1885.80  die  Warenproben  mit  umfaßt,  die  seit  1807  im  inneren 
Verkehr  Knglands  keinen  besonderen  Versendungsgegenstand  mehr  bilden, 
und  außerdem  eine  besondere  Drucksachentaxe  seit  dem  Jahre  1807  innerhalb 
Englands  nur  noch  für  Sendungen  gilt,  die  das  Gewicht  von  2  Unzen  (5t)  g> 
nicht  überschreiten,  wahrend  schwerere  Sendungen,  wenn  sie  auch  sonst 
den  Bedingungen  für  Drucksachen  entsprechen,  ebenso  wie  die  früher  ab 
Warenproben  angesehenen  Sendungen  nur  gegen  die  Brieftaxe  versandt 
werden  können  und  daher  auch  als  Briete  gezählt  werden.  Die  besondere 
Drucksachentaxe  beläuft  sich  in  England  für  jede  Sendung  auf  1  2  Penny. 
also  auf  die  Hälfte  des  Mindestportos  für  Briefe.  Sie  findet  außer  für 
Sendungen  mit  gedrucktem  Inhalt  auch  auf  solche  ganz  oder  zum  Teil  ge- 
schriebene Sendungen  Anwendung,  die  keine  eigentliche  Korrespondenz  dar- 
stellen, sondern  einen  konventionellen,  formalen  oder  unpersönlichen  Charakter 
haben.  Im  ganzen  fallen  in  Kngland  unter  die  1  .,  Penny -Taxe  dieselben 
Sendungen  —  natürlich  nur.  soweit  sie  das  Gewicht  von  J  l'nzen  nicht 
überschreiten  — ,  die  in  Deutschland  als  Drucksachen  oder  als  Geschäfts- 
papiere angesehen  werden.  Im  einzelnen  bestehen  freilich  in  bezug  auf  die 
Zulässigkeit  handschriftlicher  Zusätze  zwischen  den  deutschen  und  den  eng- 
lischen Vorschriften  zahlreiche  Abweichungen,  namentlich  seitdem  in  England 
mit  Wirkung  vom  I.  Januar  d.  J.  ab  die  Zahl  der  gestatteten  handschrift- 
lichen Zusätze  gegen  früher  noch  erheblich  erweitert  worden  ist.  Die 
wesentlichsten  dieser  Abweichungen  bestehen  darin,  daß  die  handschriftlichen 
Angaben,  die  in  Deutschland  bei  Preislisten.  Börsenzetteln.  Handelszirkularen 
und  Prospekten  gestattet  sind  (nämlich  Zahlen  nebst  Zusätzen ,  die  als  Be- 
standteile der  Preisbestimmung  anzusehen  sind),  in  England  auch  auf  ver- 
schiedenen anderen  Papieren  (Rechnungen.  Warenbestellungen,  Benachrichti- 
gungen oder  Empfangsbescheinigungen  über  den  Empfang  von  Waren  oder 
Geld,  Rechnungsaufstellungen)  angebracht  werden  dürfen,  und  daß  in  Eng- 
land bei  diesen  verschiedenen  Gattungen  von  Papieren  auch  Höflichkeits- 
formeln  oder  sonstige  im  Handelsverkehr  übliche  Eormeln  in  höchstens 
fünf  Worten  oder  Buchstaben  niedergeschrieben  werden  können;  ferner,  daß 
in  England  Ort.  Zeit  und  Gegenstand  der  Zusammenkunft  oder  Veranstal- 
tung usw.  nicht  nur,  wie  in  Deutschland,  in  Einladung?.-  und  Einberufungs- 
karten, sondern  allgemein  in  gedruckten  Zirkularen  (Benachrichtigungen 
oder  Briefen)  handschriftlich  angegeben  werden  darf  :  endlich,  daß  Hötlich- 
keitsformcln  in  höchstens  fünf  Worten  oder  Buchstaben  in  England  außer 
auf  gedruckten  Visitenkarten  auch  auf  gedruckten  Einladungskarten  oder 
Einladungsbriefen  sowie  auf  Weihnachts-,  Xeujahrs-,  Oster-  und  Geburtstags- 
karten gestattet  sind  und  daß  auf  allen  diesen  Drucksachen  außer  Höf- 
lichkeitsformeln auch  sonstige  Formeln  konventionellen  Charakters  (z.  B 
»at  home« ,  »change  of  adress.. )  in  iuni  Worten  oder  Buchstaben  nieder- 
geschrieben werden  können.  Eine  Abweichung  zu  Gunsten  des  deutschen 
Publikums   besteht   zwischen   den   deutschen   und   englischen  Vorschriften 
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insofern,  als  in  England  die  Vervielfältigungen  der  mit  der  Schreib- 
maschine hergestellten  Schriftstücke  nur  dann  gegen  die  ermäßigte  Taxe 
zugelassen  sind,  wenn  sie  am  Schalter  eines  größeren  Postamts  in  einer 
Anzahl  von  wenigstens  20  gleichlautenden  Exemplaren  aufgeliefert  werden, 
während  in  Deutschland  eine  gleichartige  Beschränkung  schon  seit  Jahren 
nicht  mehr  gilt.  Hinzugelugt  sei,  daß  die  britische  Postverwaltung  wegen 
der  großen  Zahl  der  zugelassenen  handschriftlichen  Zusätze  seit  dem 
I.  Januar  1904  die  Bezeichnung  »Drucksachensendungen«  (book  post)  für 
die  der  ermäßigten  Taxe  von  '/._,  Pcnny  unterliegenden  Sendungen  als  nicht 
mehr  zutreffend  fallen  gelassen  und  statt  dessen  die  Bezeichnung  »'/..  Penny 
Sendungen«  (halfpenny  post)  eingeführt  hat. 

Eine  Abart  der  Drucksachen  bilden  in  England  die  Zeitungssendungen. 
Für  sie  gilt  eine  besondere  Taxe  insoweit,  als  es  sich  um  Zeitungen  oder 
Zeitschriften  handelt,  die  ganz  oder  zum  großen  Teil  aus  Nachrichten  oder 
Artikeln  politischen  Inhalts  bestehen,  in  Großbritannien  gedruckt  werden 
und  erscheinen  und  wenigstens  einmal  wöchentlich  ausgegeben  werden. 
Die  Zahl  der  Zeitungssendungen  ist  seit  Jahren  in  der  Provinz  und  namentlich 
auf  dem  platten  Lande  größer  geworden,  dagegen  in  London  und  anderen 
großen  Städten  zunickgegangen.  Dadurch  erklärt  es  sich  auch,  daß  die 
Zahl  der  Zeitungssendungen  im  Verhältnis  zur  Gesamtzahl  der  Briefsendungen 
einen  nicht  unwesentlichen  Rückgang  aufweist.  Gegenüber  den  vielfach  her- 
vorgetretenen Wünschen,  daß  die  Zeitungstaxe  auf  die  jetzt  nicht  zu  dieser 
Taxe  zugelassenen  Zeitungen,  also  namentlich  auf  die  Zeitungen  nicht  politi- 
schen Inhalts  und  auf  die  seltener  als  einmal  wöchentlich  erscheinenden 
politischen  periodischen  Schriften  ausgedehnt  werden  möchte,  verhält  sich 
der  Generalpostmeister  ebenso  ablehnend  wie  gegenüber  dem  ebenfalls  öfter 
ausgesprochenen  Wunsche,  daß  die  Zeitungstaxe,  die  jetzt  ohne  Rücksicht 
auf  das  Gewicht  auf  1  Penny  für  jedes  Zeitungsexcmplar  festgesetzt  ist, 
noch  weiter  herabgesetzt  werde.  Zur  Begründung  dieser  ablehnenden  Stellung 
wird  in  dem  letzten  Geschäftsberichte  darauf  hingewiesen,  daß  die  Zeitungs- 
taxe schon  jetzt  in  vielen  Fällen  nicht  zur  Deckung  der  der  Postverwaltung 
aus  der  Versendung  der  Zeitungen  erwachsenden  Selbstkosten  ausreiche. 

L'nter  Einschreibung  werden  in  Großbritannien  bei  weitem  nicht  so 
viele  Briefsendungen  abgesandt  wie  in  Deutschland.  Denn  während  die 
Reichs- Postverwaltung  im  Jahre  1902  rund  41  Millionen  eingeschriebene 
Briefsendungen  zu  befördern  gehabt  hat,  sind  in  England  im  Jahre  1902  3 
nur  H)  Millionen  solche  Sendungen  zur  Versendung  gekommen.  Auf  London 
allein  kamen  im  letzten  Jahre  (>'  .,  Millionen  Einschreibsendungen,  also  etwa 
der  dritte  Teil  der  Gesamtzahl.  Der  Einschreibdienst  der  britischen  Post- 
verwaltung unterscheidet  sich  von  dem  unsrigen  in  verschiedenen  wesent- 
lichen Punkten:  während  in  Deutschland  die  Post  gesetzlich  zum  Schaden- 
ersatz für  den  Verlust  -  aber  nicht  für  die  Beschädigimg  --  von  Ein- 
schreibsendungen verpflichtet  ist,  besteht  in  England  zwar  keine  solche 
gesetzliche  Verpflichtimg.  aber  die  britische  Postverwaltung  leistet  tatsächlich 
»voluntarily ,  and  as  an  act  of  grace«  nicht  nur  für  den  Verlust,  sondern 
auch  für  die  Beschädigung  von  Einschreibsendungen  Ersatz.  Während 
ferner  in  Deutschland  stets  eine  Einschreibgebühr  von  gleicher  Höhe  (20  Pf.) 
erhoben  und  im  Falle  des  Verlustes  einer  Einschreibsendung  ohne  Rücksicht 
auf  die  Höhe  des  tatsächlich  eingetretenen  Schadens  der  feste  Betrag  von 
42  Mark  als  Schadenersatz  gezahlt  wird,  steht  es  in  England  dem  Absender 
frei,  sich  gegen  Entrichtung  einer  höheren  oder  geringeren  Einschreibgebühr 
für  den  Fall  des  Verlustes  oder  der  Beschädigung  der  Sendung  einen 
höheren   oder  geringeren  Ersatzbetrag  zu   sichern.     Die  Einschreibgebühr 
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beträgt  in  England  für  jede  Sendung  mindestens  2  Pence,  und  es  wird  von 
der  Post,  wenn  dieser  Betrag  als  Einschreibgebühr  entrichtet  ist,  je  nach 
der  Höhe  des  wirklich  erlittenen  Schadens  bis  auf  Höhe  von  5  Pfd.  Sterl. 
(100  Mark)  gehaftet.  Bei  3  Pence  Einschreibgebühr  beträgt  der  Meistbetrag 
des  Schadenersatzes  10  Pfd.  Sterl.  (200  Mark),  und  für  jeden  weiteren  Penny 
Einschreibgebühr  erhöht  sich  jener  Meistbetrag  um  je  10  Pfd.  Sterl.  bis  auf 
120  Pfd.  Sterl.  (2400  Mark).  Will  sich  der  Absender  also  einen  Ersatz- 
anspruch bis  auf  Höhe  des  letzteren  Betrags  sichern,  so  muß  er  eine  Ein- 
schreibgebühr von  1  sh  2  d  entrichten.  Der  Einschreibdienst  der  britischen 
Postverwaltung  ist  also  auf  ähnlicher  Grundlage  wie  unser  Wertbriefdienst 
aufgebaut  und  bildet  einen  allerdings  recht  unvollkommenen  Ersatz  dafür, 
daß  es  im  inneren  Verkehr  Englands  keinen  Wertbriefdienst  in  unserem 
Sinne  gibt.  Indes  macht  das  englische  Publikum  von  der  Befugnis,  Ein- 
schreibsendungen zu  mehr  als  100  Mark  zu  deklarieren,  sehr  wenig  Gebrauch, 
denn  im  Jahre  1902/3  war  noch  nicht  1  v.  H.  der  Gesamtzahl  der  Einschreib- 
sendungen mit  einer  Einschreibgebühr  von  mehr  als  2  Pence  frankiert. 

Der  Paketdienst  der  Post  wird  in  England  vom  Publikum  sehr  gern 
benutzt.  Zwar  besteht  dieser  kaum  seit  zwei  Jahrzehnten,  auch  ist  er  auf 
gewöhnliche  und  eingeschriebene  Pakete  bis  5  kg  mit  Ausschluß  von  Wert- 
und  Nachnahmepaketen  beschränkt;  er  hat  sich  aber  doch  so  lebhaft  ent- 
wickelt, daß  die  englische  Post  im  Jahre  1902  3  die  stattliche  Zahl  von 
00  Millionen  Paketen  befördert  hat  und  damit,  abgesehen  von  Deutschland, 
dessen  Paketverkehr  den  Englands  um  mehr  als  das  Doppelte  übersteigt, 
allen  anderen  Postverwaltungen  weit  vorausgeeilt  ist.  Die  Taxen  für  Post- 
pakete steigen  in  England  von  3  Pence  (24  Pf.)  für  Pakete  von  1  Pfund 
Gewicht  bis  auf  1  Shilling  (1  Mark)  für  Pakete  von  11  Pfund  (5  kg)  Ge- 
wicht; die  Taxen  sind  also  in  England  im  allgemeinen  höher  als  die  in 
Deutschland  für  Pakete  bis  5  kg  geltenden  Portosätze. 

Der  Postpaketverkehr  Englands  mit  dem  Ausland  ist  in  der  Richtung 
nach  England  (Import)  regelmäßig  geringer  als  in  der  umgekehrten  Rich- 
tung. Beispielsweise  stehen  im  Jahre  1902/3  den  1244850  vom  Ausland 
eingegangenen  Postpaketen  2109755  nach  anderen  Ländern  abgesandte 
Paketsendungen  gegenüber.  Der  Wert  der  in  den  Postpaketen  enthaltenen 
Waren  hat  nach  der  Warenverkehrsstatistik  des  Handelsamts  in  London  im 
letzten  Jahre  in  der  Richtung  nach  England  etwa  27  Millionen  Mark  und 
in  der  umgekehrten  Richtung  etwa  07  Millionen  Mark  ausgemacht.  Den 
lebhaftesten  Postpaketverkehr  unterhält  England  mit  Deutschland.  Dahin 
hat  es  1902/3  330587  Postpakete  abgesandt  und  407819  Postpakete 
von  da  empfangen,  so  (laß  im  Verkehr  mit  Deutschland  das  Verhältnis 
zwischen  Import  und  Export  von  der  sonst  für  England  geltenden  Regel 
abweicht. 

Im  Postanweisungsdienste  sind  bei  den  britischen  Postanstalten  im 
Jahre  190J  3  <><><)  Millionen  Mark  ein-  und  ausgezahlt  worden,  wozu  noch 
050  Millionen  Mark  kommen,  die  mittels  Postbons  versandt  worden  sind. 
Gegenüber  dem  deutschen  Postanweisungsverkehr  K>o2  allein  im  Reichs- 
postgebiet 7,9  Milliarden  Mark  —  sind  diese  Summen  freilich  gering  zu 
nennen.  Daß  in  England  von  dem  Postanweisungsverfahren  nicht  noch 
häufiger  Gebrauch  gemacht  wird,  hängt  in  erster  Linie  damit  zusammen, 
daß  dort  mehr  als  m  anderen  Ländern  die  batikmäßige  Ausgleichung  von 
Geldgeschäften  üblich  ist.  Vielleicht  hat  aber  auch  die  Lmständlichkeit  des 
englischen  Postanweisungsdienstes  diesen  in  der  Entwickclung  zurück- 
gehalten, namentlich  der  Umstand,  daß  es  eine  Bestellung  der  Postanweisungs- 
beträge in  die  Wohnungen  der  Empfänger  nicht  gibt   und   letztere  daher, 
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wenn  sie  sich  den  Betrag  einer  Postanweisung  auszahlen  lassen  wollen, 
jedesmal  den  Weg  zur  Postanstalt  zu  machen  gezwungen  sind.  Der  Post- 
anweisungsaustausch Englands  mit  dem  Ausland,  einschl.  der  englischen 
Kolonien,  hat  im  Jahre  1902/3  130  Millionen  Mark  ausgemacht;  davon 
kommen  auf  die  Richtung  nach  England  92  und  auf  die  umgekehrte  Rich- 
tung 38  Millionen  Mark,  so  daß  das  Verhältnis  zwischen  der  Richtung 
nach  und  aus  England  hei  den  Postanweisungen  das  umgekehrte  ist  wie 
bei  den  Paketen,  ein  Beweis  dafür,  daß  im  internationalen  Verkehre  zwi- 
schen dem  Paketverkehr  und  der  Versendung  von  Geldern  im  Wege  der 
Postanweisung  ein  gewisser  Zusammenhang  insofern  besteht,  als  durch  den 
in  der  einen  Richtung  durch  die  Pakete  vermittelten  Warenverkehr  ein  ent- 
sprechend großer  Geldverkehr  der  anderen  Richtung  bedingt  wird.  Diese 
Erscheinung  läßt  sich  vielfach  auch  im  einzelnen  verfolgen.  Beispielsweise 
hat  Deutschland,  das,  wie  erwähnt,  mehr  Pakete  nach  England  absendet 
als  von  da  empfängt,  beim  Postanweisungsverkehr,  ebenfalls  abweichend 
von  der  sonst  für  England  geltenden  Regel,  für  die  Richtung  aus  England 
mit  4,8  Millionen  Mark  einen  nicht  unerheblich  größeren  Betrag  aufzuweisen 
als  für  die  umgekehrte  Richtung,  auf  die  nur  4  Millionen  Mark  entfallen. 

Für  Rechnung  der  Postsparkasse  sind  bei  den  britischen  Postanstalten 
im  letzten  Jahre  804  Millionen  Mark  eingezahlt  und  802  Millionen  Mark 
abgehoben  worden.  Ende  1902  —  das  Geschäftsjahr  der  Postsparkasse 
fällt  mit  dem  Kalenderjahre  zusammen  —  bestanden  9,1  Millionen  Spar- 
konten, und  das  Guthaben  der  Sparer  machte  2.9  Milliarden  Mark  aus.  Das 
Vermögen  der  Postsparkasse,  das  teils  in  Staatspapieren,  teils  in  Eisenbahn- 
aktien, Bankaktien  und  ähnlichen  Wertpapieren  angelegt  ist,  bclief  sich  auf 
2,8  Milliarden  Mark,  blieb  also  hinter  dem  Soll  um  einen  erheblichen  Betrag 
zurück.  Der  Unterschied  erklärt  sich  in  der  Hauptsache  durch  den  un- 
günstigen Kursstand  der  Wertpapiere  zu  Ende  des  Geschäftsjahrs.  Über  den 
Umfang  des  Leibrenten-  und  des  Lebensvcrsichcrungsgcschäf  ts , 
mit  denen  sich  die  britischen  Postanstalten  neben  dem  eigentlichen  Post- 
sparkassendienstc  befassen,  sei  angeführt,  daß  seit  der  Einführung  dieser 
Geschäftszweige  im  Jahre  1865  durch  Vermittelung  der  Postanstalten  im 
ganzen  44152  Leibrentenverträge  über  zusammen  20  Millionen  Mark  zu- 
stande gekommen  sind,  von  denen  Ende  1002  noch  2575g  Verträge  über 
13  Millionen  Mark  in  Kraft  waren,  und  daß  sich  die  Zahl  der  durch  die 
Postanstalten  abgeschlossenen  Lebensversichcrungsverträge  auf  insgesamt 
21  701  über  26  Millionen  Mark  beläuft,  von  denen  Ende  10,02  noch  12705 
über  15  Millionen  Mark  bestanden. 

Der  Telegrammverkehr  Großbritanniens  hat  sich  seit  dem  Jahre  1870, 
in  dem  die  Privattelegraphenanlagcn  vom  Staate  übernommen  wurden, 
nahezu  verzehnfacht,  denn  den  0,8  Millionen  Telegrammen  des  Jahres  1870 
stehen  92,5  Millionen  Telegramme  im  Jahre  1902/3  gegenüber.  Auf  London 
allein  kamen  im  letzten  Jahre  30,1  Millionen  Telegramme,  also  nahezu  der 
dritte  Teil  der  Gesamtzahl.  Mit  dem  Auslande  sind  in  demselben  Jahre 
8  Millionen  Telegramme  ausgetauscht  worden,  so  daß  heute  der  Telegramm- 
verkehr Englands  mit  anderen  Ländern  für  sich  allein  nicht  viel  hinter  dem 
gesamten  englischen  Telegraphenverkehr  im  Jahre  1870  zurückbleibt. 

Der  Ausbau  des  unterirdischen  Telcgraphennetzes,  mit  dem  sich  die 
britische  Telegraphenverwaltung  seit  einigen  Jahren  beschäftigt,  hat  im 
letzten  Jahre  gute  Fortschritte  gemacht.  Wichtig  ist  namentlich,  daß  das 
unterirdische  Kabel,  das  im  Jahre  1901/2  von  London  über  Birmingham 
bis  Stafford  fertiggestellt  war,  von  letzterem  Orte  aus  in  nördlicher  Richtung 
um  54  engl.  Meilen  (87  km)  bis  Warrington  weitergeführt  worden  ist  und 
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hier  Anschluß  an  die  schon  früher  gebaute  unterirdische  Telegraphenlinie 
zwischen  Manchester,  Liverpool  und  ("bester  gefunden  hat.  Von  anderen 
Erweiterungen,  die  das  Tclcgraphennetz  Großbritanniens  im  Jährt-  1902  3 
erfahren  hat,  sei  erwähnt,  daß  viele  der  großen  Orte  dt>  Landes  neue  Ver- 
bindungen untereinander  erhalten  haben,  und  daß  ein  neues  Kabel  zwischen 
Kngland  und  Irland  dem  Betrieb  übergeben  worden  ist.  Neue  internationale 
Telegraphenverbindungen  sind  im  letzten  Jahre  zwischen  Liverpool  und 
Bremen  sowie  zwischen  London  und  Mailand  hinzugetreten;  ferner  fällt  in 
dieses  Jahr  die  Vollendung  des  britischen  Pacific- Kabels  von  \  ancouver 
über  die  Fanning  und  Fidji- Inseln  nach  Neu -Seeland,  sowie  der  ersten 
Teilstrecke  (San  Francisco -Honolulu)  des  inzwischen  (Juli  1903)  bis  zu  den 
Philippinen  fertiggestellten  amerikanischen  Kabels  über  den  Stillen  Ozean. 

Die  F  ern  sp  rech  ei  nr  ich  t  u  n  gen  der  britischen  Postverwaltung  werden 
fortgesetzt  weiter  ausgebaut  und  sind  auch  im  Jahre  1 002/3  nach  ver- 
schiedenen Richtungen  hin  erweitert  worden.  In  erster  Linie  sind  hier  die 
Femsprcchverbindungslcitungen  von  Ort  zu  Ort  zu  nennen,  deren  Her- 
stellung und  Betrieb,  wie  wir  bei  früherer  Gelegenheit  erwähnt  haben,  aus- 
schließlich durch  die  Postverwaltung  erfolgt,  seitdem  diese  vor  einigen  Jahren 
die  früher  von  der  National  Telephone  Company  .errichteten  Vcrbindungs- 
leitungen  angekauft  hat.  Die  Zahl  der  Fernsprechverbindungen  von  Ort  zu 
Ort  ist  im  Berichtsjahr  um  144  Linien  vermehrt  worden,  so  daß  Ende 
März  1903  1309  solcher  Anlagen  bestanden.  Die  Länge  dieser  Linien  be- 
läuft sich  auf  46740  engl.  Meilen  (75184  km)  mit  rund  9300)  Meilen 
(149637  km)  Leitung.  Für  die  Herstellung  des  vorhandenen  Netzes  von 
Verbindungsleitungen  hat  die  Postverwaltung  bis  Ende  März  1903  etwas 
mehr  als  So  Millionen  Mark  verausgabt;  in  dieser  Summe  sind  die  Kosten 
des  Ankaufs  der  früher  der  National  Telephone  Company  gehörigen  Anlagen 
mit  enthalten.  Auf  den  Vcrbindungsleitungen  sind  im  letzten  Jahre  etwas 
mehr  als  1 1 1  a  Millionen  Gespräche  geführt  worden.  Dies  bedeutet  zwar 
gegenüber  dem  Jahre  zuvor  eine  nicht  unbeträchtliche  Steigerung  (um 
14,8  v.  IL),  doch  muß  der  in  England  von  Ort  zu  Ort  geführte  Fern- 
sprechverkehr gegenüber  den  mein  als  100  Millionen  Ferngesprächen,  die 
im  Reichspostgebiet  im  Jahre  1902  zwischen  Sprechstellen  verschiedener  Orte 
geführt  worden  sind,  als  auffallend  gering  bezeichnet  werden.  Jedenfalls 
beweisen  die  beiden  Zahlen,  daß  sich  das  deutsche  Publikum  den  Fern- 
sprecher auf  weite  Entfernungen  viel  mehr  zunutze  zu  machen  gewußt  hat 
als  das  englische  Publikum.  I  >ie  Einnahmen  der  britischen  Postverwaltung 
aus  der  Vermittelung  von  Gesprächen  zwischen  mehreren  Orten  haben  1 902/3 
5,7  Pencc  (nahezu  50  Pf.)  für  jedes  Gespräch  ausgemacht  und  im  ganzen 
rund  5'/2  Millionen  Mark  betragen.  Die  Bedingungen  für  Benutzung  der 
Vcrbindungsleitungen  (vergl.  Archiv  für  1903,  S.  23)  sind  inzwischen  inso- 
fern geändert  worden,  als  seit  März  11)03  die  in  der  Nachtzeit  von  8  Uhr 
Abends  bis  6  l'br  Morgens  geführten  Gespräche  ohne  Erhöhung  der  Ge- 
bühren bis  zu  6  Minuten  dauern  dürfen,  während  die  Dauer  eines  bei  Tag 
geführten  Gesprächs  auf  nur  3  Minuten  bemessen  ist. 

Von  dem  Rechte,  auch  die  Fernsprecheinrichtungen  innerhalb  der 
Orte  durchweg  selbst  zu  betreiben,  macht  die  britische  Postverwaltung  vor- 
erst keinen  Gebrauch,  vielmehr  befindet  sich  in  England  die  große  Mehrzahl 
der  Fernsprecheinrichtungen  innerhalb  der  Städte  in  den  Händen  der  National 
Telephone  Company,  die  dafür  eine  fortlaufende  Vergütung  —  1902  3 
3,j  Millionen  Mark  —  an  die  Postvcrwaltung  zu  zahlen  hat.  Außerdem 
bestehen  in  einer  Anzahl  von  Orten  mit  Genehmigung  der  I\»t Verwaltung 
und   gegen    Entrichtung    entsprechender   Abgaben   —    1002  3    im  ganzen 
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Si  ooo  Mark  —  von  den  Gemeinden  errichtete  nud  betriebene  Stadt  fern- 
>prechanlagen.  Itn  letzten  Jahre  sind  von  der  Post  Verwaltung  an  die 
National  Telephone  Company  für  6  Orte  und  an  die  betreffenden  Gemeinde- 
behörden für  5  Orte  Konzessionen  zur  Errichtung  von  Stadtfernsprcch- 
einrichtungen  erteilt  worden.  Anderseits  ist  die  Postverwaltung  aber  auch 
selbst  in  einer  größeren  Zahl  von  Orten  mit  der  Einrichtung  von  Stadt- 
fernsprechnetzen vorgegangen,  und  zwar  sind  solche  Anlagen  im  Jahre  1902  3 
in  51  Orten  ins  lieben  getreten.  Sehr  umfangreich  sind  die  Stadtfcrn- 
sprechanlagen  der  britischen  Postverwaltung,  im  ganzen  genommen,  noch 
nicht,  denn  abgesehen  von  London  hatten  die  samtlichen  von  der  Post- 
verwaltung unterhaltenen  Fernsprechnetze  Ende  März  1003  nur  4435  Teil- 
nehmer aufzuweisen.  Augenscheinlich  ist  das  Bestreben  der  britischen  Post- 
verwaltung gegenwärtig  in  erster  Linie  darauf  gerichtet,  mit  ihren  Fern- 
sprecheinrichtungen  in  London  Boden  zu  gewinnen.  Hier  ist  die  staatliche 
Stadtfernsprecheinrichtung  am  1.  März  K)nj  mit  einigen  Hundert  Teil- 
nehmern dem  Betrieb  übergeben  worden.  Inzwischen  sind  zu  der  ursprünglich 
vorhandenen  einzigen  Vcrmittelungsanstalt  (Central  Exchange)  sechs  weitere 
Vermittelungsanstalten  in  den  verschiedensten  Stadtteilen  hinzugetreten,  und 
noch  vier  andere  Vermittelungsanstalten  befinden  sich  im  Bau  und  sehen  in 
naher  Zeit  ihrer  Vollendung  entgegen.  Das  Röhrennetz  der  Anlage  —  die 
Leitungen  werden  von  der  Postverwaltung  ausschließlich  unterirdisch  ver- 
legt —  ist  im  Laufe  des  letzten  Jahres  um  annähernd  400  engl.  Meilen 
043  km)  weiter  ausgedehnt  worden  und  umfaßte  Ende  März  1003  071  engl. 
Meilen  (1502  km).  Die  Zahl  der  Teilnehmer  an  der  staatlichen  Fernsprech- 
einrichtung in  London  ist  im  Berichtsjahr  auf  <)I22  angewachsen;  davon 
entfielen  auf  die  Hauptvermittelungsanstalt  allein  rund  7000  Teilnehmer. 
Nach  dem  Geschäftsberichte  rechnet  die  Postverwaltung  auf  eine  rasche 
weitere  Vermehrung  der  Zahl  der  Fernsprechteilnehmer  in  London;  sie  hat 
Einrichtungen  getroffen,  um  ohne  weiteres  30000  und  mehr  Fernsprech- 
anschlüsse liersteilen  zu  können. 

Die  Organisation  der  britischen  Post verwal t ung  unterscheidet 
sich  von  der  der  Reichs  -  Postverwaltung  dadurch,  daß  es  in  England 
Bezirksbehörden  nicht  gibt,  die  Ämter  vielmehr  sämtlich  der  Zentralbehörde 
unmittelbar  unterstehen.  Eine  gewisse  Dezentralisierung  des  Postdienstes 
besteht  nur  insofern,  als  jedem  Hauptpostamt  ein  bestimmter  Bezirk 
in  der  Weise  zugeteilt  ist.  daß  die  innerhalb  dieses  Bezirks  gelegenen 
Postanstalten  (Unterpostämter)  ihre  Sendungen  in  der  Regel  nur  mit 
dem  Hauptpostamt  austauschen.  Die  Hauptpostämter  sind  durchweg  mit 
ausgedehnten  Annahme-  und  Ausgabebefugnissen  ausgestattet,  während  die 
Unterpostämter  zum  großen  Teil  am  Postanweisungs-  und  Postsparkassen- 
dienste nicht  teilnehmen.  Neben  diesen  beiden  Gattungen  von  Postanstalten 
gibt  es  in  den  größeren  Städten  noch  Zweigpostämter,  die  zur  Entlastung 
der  Hauptpostämter  zu  dienen  bestimmt  sind.  Ende  März  1903  bestanden 
in  England  890  Hauptpostämter.  204  Zweigpostämter  und  5409  Unterpost- 
ämter in  den  größeren  Städten,  und  außerdem  16074  Unterpostämter  in 
kleinen  Orten,  zusammen  22637  Postanstalten.  Auf  London  allein  kamen 
nicht  weniger  als  1015  Postämter,  nämlich  Ii  Hauptpostämter.  110  Zweig- 
postämter und  894  Unterpostämter.  Von  den  Postanstalten  nahmen  14121 
oder  62,.v  v.  H.  der  Gesamtzahl  am  Postanweisungs-  und  Postsparkassen- 
dienste teil.  Außer  bei  den  Postanstalten  konnte  die  Einlieferung  der  Post- 
sendungen im  letzten  Jahre  noch  durch  30  141  Briefkasten  erfolgen.  Be- 
merkenswert ist  hierbei,  daß  die  Eisenbahnzüge  in  England  nur  zum  sehr 
geringen  Teil  mit   Briefkasten   versehen  sind.     Telegraphenbetrieb  bestand 
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Ende  März  1903  bei  9777  Postanstalten  und  außerdem  bei  2352  Eisenbahn- 
stationen. 

Bei  der  groben  Zahl  der  Tost-  und  Telegraphenanstalten  in  England 
und  dem  Umfange  des  durch  diese  Anstalten  vermittelten  Verkehrs  bedarf 
die  Post-  und  Telegraphenverwaltung  erklärlicher  Weise  eines  sehr  großen 
Personals.  Im  letzten  Jahre  belief  sich  dieses  auf  183  595  Köpfe,  nämlich 
79  552  etatsmäßig  angestellte  Beamte  und  104(143  nicht  etatsmäßig  angestellte 
Beamte  oder  nicht  voll  (zum  Teil  nur  stundenweise;  beschäftigte  Personen ;  das 
in  diesen  Zahlen  cinbegriffene  weibliche  Personal  bestand  aus  38103  Köpfen 
(21,5  v.  H.  der  Gesamtzahl),  wovon  10  702  Personen  etatsmäßig  angestellt 
waren.  Vergleicht  man  diesen  Personalstand  mit  der  Zahl  der  Beamten 
10  Jahre  zuvor,  so  kommt  man  zu  dem  Ergebnisse,  daß  beim  etatsmäßig 
angestellten  Personal  eine  Zunahme  um  4733  Kopfe  oder  um  6,»  v.  H.. 
beim  nicht  etatsmäßigen  Personal  aber  eine  Zunahme  um  24401  Köpfe  oder 
um  30,8  v.  II.  eingetreten  ist,  mit  anderen  Worten,  daß  das  Verhältnis 
zwischen  der  Zahl  des  etatsmäßig  angestellten  und  des  nicht  etatsmäßigen 
Personals  in  den  letzten  10  Jahren  erheblich  ungünstiger  geworden  ist. 
Ganz  besonders  gilt  dies  für  das  weibliche  Personal;  denn  während  die 
Zahl  der  nicht  etatsmäßig  angestellten  oder  nicht  voll  beschäftigten  weib- 
lichen Personen  um  10  401  oder  61,1  v.H,  vermehrt  worden  ist,  hat  sich 
die  Zahl  der  etatsmäßig  angestellten  weiblichen  Beamten  um  rund  200  Köpfe 
vermindert.  Eine  nicht  geringe  Zahl  der  im  Bereiche  der  britischen  Post- 
und  Telegraphenverwaltung  angestellten  weiblichen  Beamten  wird  in  leitenden 
Stellen  verwendet:  Ende  März  1003  befanden  sich  102  weibliche  Beamte 
in  Stellen  von  Hauptpostmeistern  und  6821  in  Stellen  von  Unterpostmeistern; 
es  besaßen  also  der  neunte  Teil  der  Hauptpostämter  und  nahezu  der  dritte 
Teil  der  Unterpostämter  weibliche  Vorsteher,  o  weibliche  Beamte  waren 
außerdem  in  höhereu  Verwaltungsstellen  tätig. 

Das  finanzielle  Ergebnis  der  britischen  Post-  und  Telegraphen  - 
Verwaltung  stellt  sich  seit  vielen  Jahren  so,  daß  die  Postverwaltung  regel- 
mäßig einen  hohen  Uberschuß  abwirft  und  die  Telegraphenverwaltung  ebenso 
regelmäßig  einen  nicht  unbeträchtlichen  Zuschuß  erfordert.  Im  Jahre  1902/3 
war  das  finanzielle  Ergebnis  der  Verwaltung  durchaus  günstig,  denn  der  Über- 
schuß aus  dem  Postwesen  ist  gegenüber  dem  Jahre  zuvor  um  3722060  Mark 
gestiegen  und  hat  im  letzten  Jahre  83  737440  Mark  ausgemacht,  und  der 
Minderertrag  aus  dem  Telegraphen wesen  ist  gleichzeitig  von  13037620  Mark 
auf  1 1  870  100  Mark,  also  um  I  167520  Mark,  zurückgegangen.  Der  Uber- 
schuß aus  beiden  Verwaltungszweigen  zusammen  stellt  sich  also  für  das 
genannte  Jahr  auf  71  867340  Mark.  Höhere  Überschüsse  als  das  Jahr  1902  3 
hatten  in  den  letzten  10  Jahren  aufzuweisen:  die  Jahre  1895/96  mit  72.7. 
1896  07  mit  75,1,  1898/09  mit  73.7  und  19001  mit  72.3  Millionen  Mark. 
Nicht  uninteressant  ist  eine  regelmäßig  den  Verwaltungsberichten  des  General- 
postmeisters  beigegebene  Ubersicht,  aus  der  hervorgeht,  wie  sich  der  Etat 
der  britischen  Post-  und  Telegraphenverwaltung  aufbaut.  Danach  stellen 
sich  die  Einnahmen  und  Ausgaben  dieser  Verwaltung  für  1002/3  wie  folgt: 

a)  im  Bereiche  der  Post:  Millionen  Mark 

Einnahmen   3^5.7. 

hiervon  ab:  Portoerstattungen;  für  Rechnung  der 
Steuerverwaltung  erhobene  Beträge;  Vergütungen 
an  die  Eisenbahnen  für  Beförderung  der  Post- 
pakete; Vergütungen  an  andere  Postverwaltungen  40,5 

bleiben.  .  .     205. j. 
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Millionen  Mark 


Ubertrag.  . .  295,2 
hierzu :  Wert  der  für  andere  öffentliche  Verwaltungen 
unentgeltlich   geleisteten   Dienste   (portofreie  Be- 
förderung der  Staatsdienstsendungen  usw.)   4,9 

also  Summe  der  Rinnahmen...  300,1, 

dagegen  Summe  der  Ausgaben...  216,4 

mithin  Uberschuß  im  Bereiche  der  Post...  83,7; 

b;  im  Bereiche  der  Telegraphie: 

Einnahmen    83,8, 

hiervon  ab:  Vergütungen  an  die  Kabelgesellschaftcn 

und  Erstattungen  von  Telegraphcngebühren   1 1 ,3 

bleiben  .  .  .  72.6, 
hierzu:  Wert  der  für  andere  öffentliche  Verwaltungen 
unentgeltlich  geleisteten  Dienste  (gebührenfreie  Be- 
förderung von  Staatsdienst-  und  Eiscnbahndienst- 

Telegrammen)    1.8 

also  Summe  der  Einnahmen...  74,4, 

dagegen  Summe  der  Ausgaben...  8ö,3 

mithin  Minderertrag  im  Bereiche  der  Telegraphie  11,9. 


Die  angeführten  Zahlen  lassen  erkennen,  daß  sich  der  Aufbau  des  Etats 
der  britischen  Post-  und  Telegraphenverwaltung  von  dem  unseres  Postetats 
wesentlich  darin  unterscheidet,  daß  dort  bei  Berechnung  des  Uberschusses 
regelmäßig  der  \YTert  der  für  Rechnung  anderer  öffentlichen  Verwaltungen 
geleisteten  Dienste  schätzungsweise  mit  in  Anschlag  gebracht  wird;  auch 
werden  in  England  diejenigen  Ausgaben,  die  sich  als  Erstattungen  aus  der 
Einnahme  darstellen,  nicht,  wie  bei  uns,  bei  den  Ausgaben  angesetzt,  sondern 
von  der  Einnahme  in  Abzug  gebracht.  Was  die  Höhe  der  Ausgaben  im 
einzelnen  betrifft,  so  sind  im  letzten  Jahre  (in  Prozenten  der  gesamten  Aus- 


gabe ausgedrückt)  entfallen: 

irn  Bereich  der 

auf  persönliche  Ausgaben  (einschl.  der  Ruhegehälter  Post  Telegraphie 

der  nicht  mehr  dienstfähigen  Beamten)   64,9  V.  H.,    60,7  v.H., 

-  Ausgaben  für  Dienstgebäude   2,9    -         1,9  - 

Kosten  der  Beförderung  der  Postsendungen  ....  22,«, 

Ausgaben  für  Bau  und  Unterhaltung  der  Tele- 
graphenanlagen   —         2g, 5'  - 

-  sonstige  Ausgaben   9,7    -         7,9    -  . 


Aus  diesen  Zahlen  ergibt  sich,  daß  im  Bereiche  der  britischen  Post-  und 
Telegraphen  Verwaltung  für  Personalzweckc  ein  verhältnismäßig  hoher  und 
für  Diensträume  ein  verhältnismäßig  geringer  Betrag  aufgewendet  wird. 
Letztere  Erscheinung  erklärt  sich  dadurch,  daß  die  Post-  und  Telegraphen- 
verwaltung die  Kosten  für  den  Bau  und  die  Unterhaltung  der  Dienst- 
gebäude nur  zum  geringen  Teil  aus  den  Mitteln  ihres  Etats  zu  zahlen 
braucht,  weil  der  größere  Teil  dieser  Kosten  au^  anderen  staatlichen  Fonds 
bestritten  wird.  So  ist  z.  B.  im  letzten  Jahre  für  die  Beschaffung  von 
Posthäusern  aus  dem  Etat  der  Post-  und  Telegraphen  Verwaltung  der  Betrag 
von  3  Millionen  Mark,  aus  anderen  Fonds  dagegen  nahezu  das  Doppelte 
«lieser  Summe  aufgewendet  worden. 
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Die  Ausführungsbestimmungen  zum  italienischen 

Fernsprechgesetz. 

Zum  italienischen  Fernsprechgesetz  vom  15.  Fehruar  iqo^.  das  wir  in 
Nr.  11  df>  Jahrgangs  1903  besprochen  haben,  sind  inzwischen  die  Aus- 
führungsbestimmungen ergangen.  Sie  ordnen  das  Konzessionswesen,  ent- 
halten eingehende  Vorschriften  über  die  Herstellung  von  Fernsprechlinieu 
zum  öffentlichen  und  privaten  Gebrauch,  über  die  Unterhaltung  und  den 
Betrieb  der  Anlagen,  über  die  Wahrung  des  Telegraphengeheimnisscs,  über 
die  Bemessung  der  Geldstrafen  und  regeln  schließlich  in  den  Grundzügen 
das  Rechnungswesen  im  Hinblick  auf  Besitzübergänge  und  auf  die  dem 
Staate  zu  leistenden  Abgaben.  Die  eigenartigen  Verhältnisse,  unter  denen 
sich  das  Fernsprechwesen  in  Italien  entwickelt  —  die  Verbindungsleitungen 
werden  vom  Staate,  die  Ortsnetze  von  Privatunternehmern  oder  Gemeinden 
gebaut  und  betrieben,  daneben  bestehen  von  früher  her  Verbindungsleitungen 
in  Privatbesitz  — ■.  finden  in  der  Vielgestaltigkeit  der  Ausführungsbestim- 
mungen ihren  Ausdruck.  Dabei  sind  diese  zum  großen  Teil  von  einer 
Bedeutung ,  die  nach  der  Gepflogenheit  anderer  Staaten  ihre  gesetzliche 
Festlegung  gerechtfertigt  hätte.  Daß  das  nicht  geschehen  ist,  dürfte  auf 
den  gesetzähnlichen  Charakter  der  italienischen  Ausführungsbestimmungen 
zurückzuführen  sein,  die  (nach  Einholung  von  Gutachten  des  Ministerrat 
und  des  Staatsrats)  vom  König  erlassen  werden. 

Soweit  die  Bestimmungen  ein  allgemeines  Intere>se  beanspruchen,  sind 
sie  im  folgenden  wiedergegeben. 

Von  den  Konzessionen. 

Die  Konzessionen  für  Fernsprechlinieu  und  Ortsnetze  werden  durch  da> 
Ministerium  für  Posten  und  Telegraphen  erteilt.    Zur  Verpachtung,  Ver- 
schmelzung und  Abtretung  konzessionierter  Betriebe  bedarf  es  der  staat- 
lichen Genehmigung.    Zuwiderhandlungen  gegen  das  Gesetz  und  die  Aus- 
führungsbestimmungen sind  mit  Geldbußen  von  50  bis  500  Lire  bedroht, 
unbeschadet  der  zivil-  oder  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit,    Wenn  der 
Konzessionsinhaber  trotz  der  verhängten  Geldbuße  den  Anordnungen  der 
Verwaltung  innerhalb  der  gestellten  Frist  nicht  nachkommt,  so  geht  er  der 
Konzession  verlustig.    Der  Verlust  der  Konzession  tritt  stets  ein,  wenn 
a)  der  Konzessionsinhaber  oder  seine  Angestellten  versuchen,  sich  der 
Fernsprechleitungen  und  Apparate  zu  bedienen,  um  das  Telegraphen - 
geheimnis  zu  verletzen,  oder  wenn  ein  solcher  Versuch  von  einem 
Fernsprechteilnehmer  unternommen  wird  und  der  davon  unterrichtete 
Konzessionsinhaber  den  Anschluß  nicht  sofort  aufhebt, 
Ii)  der  Konzessionsinhaber  oder  mit  seiner  Erlaubnis  dessen  Angestellte 
eine  Hinrichtung  treffen,  um  telephonisch  übermittelte  Nachrichten 
schriftlich  bestellen  zu  lassen, 
c)  ein  Teilnehmer  seinen  Apparat  aus  gewinnsüchtiger  Absicht  einem 
Dritten  zur  Verfügung  stellt  und  der  davon  unterrichtete  Konzessions- 
inhaber den  Anschluß  nicht  sofort  aulhebt. 
Ausnahmsweise  kann,   mit   Zustimmung   des  Konzessionsinhabers,  der 
Gebrauch  des  Fernsprechers   zur   Hrzielung  eines   privaten  Gewinns  vom 
Ministerium  genehmigt  werden. 

Die  Regierung  hat  das  Recht,  die  Konzession  im  Falle  des  Konkurses 
des  Inhabers  zurückzuziehen. 
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Mit  dem  Verluste  der  Konzession  ist  die  nach  dem  Gesetze  zu  stellende 
Kaution  dem  Staate  verfallen,  ausgenommen  den  Fall  des  Konkurses. 

Herstellung  der  Linien. 

Zur  Überführung:  von  Fcrnsprechlinien  über  Privatgrundstücke  hat  der 
Konzessionsinhaber  die  Genehmigung  der  Besitzer  einzuholen.  Im  Falle  der 
Weigerung  des  Besitzers  kann  sich  der  Konzessionsinhaber  an  den  Präfekten 
wenden.  Dieser  beruft  die  Parteien  zu  sich,  bort  ihre  Erklärungen  und 
schlägt  die  Bedingungen  vor,  die  nach  seiner  Ansicht  geeignet  sind,  den 
Widerspruch  zu  beseitigen.  Wird  eine  Einigung  nicht  erzielt,  so  kann  der 
Unternehmer,  sofern  es  sich  um  eine  Anlage  zum  öffentlichen  Gebrauche 
handelt,  die  Auferlegung  einer  Servitut  verlangen.  Der  Antrag  ist  an  den 
Präfekten  zu  richten.  Dabei  ist  u.  a.  anzugeben,  ob  und  welche  Ent- 
schädigung geboten  wird.  Der  Grundstückseigentümer  kann  seinen  Ent- 
schädigungsanspruch gegenüberstellet!;  dieser  muH  durch  den  rechtmäßigen 
Nachweis  des  Schadens  belegt  sein,  der  dem  Grundstücke  durch  die  Über- 
führung der  Fernsprechlinie  zugefügt  werden  würde.  I  )emnächst  hört  der 
Präfekt  die  Parteien  im  kontradiktorischen  Verfahren,  holt  die  Gutachten 
des  Bauamts  und  des  Bezirks -Telegrapheninspektors  ein  und  verfügt  die 
Zahlung  der  gemeinschaftlich  festgestellten  bz.  der  vom  Bauamte  für 
angemessen  erachteten  Entschädigungssumme.  Nachdem  diese  an  den  Be- 
rechtigten ausgezahlt  oder  bei  der  Provinzialdirektion  der  Posten  und  Tele- 
graphen hinterlegt  worden  ist,  gibt  der  Präfekt  die  Ermächtigung  zur 
Uberführung  der  Leitungen. 

Der  Grundstückseigentümer  kann  (nach  dem  Gesetze)  die  Entfernung 
oder  Verlegung  der  über  sein  Grundstück  geführten  Leitungen  verlangen, 
wenn  sie  ihm  bei  der  Vornahme  von  Neubauten  hinderlich  sind.  F>  hat 
das  Verlangen  zwei  Monate  vor  Beginn  der  Neubauarbeiten  usw.  zu  stellen. 
Läßt  er  innerhalb  eines  Jahres  von  dem  festgesetzten  Tage  ab  die  Arbeiten 
nicht  beginnen,  so  ist  er  gehalten,  die  dem  Konzessionsinhaber  durch  die 
veränderte  Linienführung  erwachsenen  Kosten  zu  erstatten.  Wenn  ein 
Grundstückseigentümer,  der  für  die  auferlegte  Servitut  entschädigt  worden 
ist,  die  Befreiung  von  der  Servitut  wünscht,  so  hat  er  die  empfangene  Ent- 
schädigungssumme zurückzuzahlen  und  die  Kosten  für  die  Verlegung  der 
Leitungen  dem  Konzessionsinhaber  zu  erstatten. 

Die  Stützpunkte.  Apparate  usw.  müssen  so  aufgestellt  werden,  daß  sie 
die  Leitungen  und  Apparate  des  staatlichen  Telcgraphcnnctzes  sowie  der 
Telegraphenanlagen  der  Eisenbahnen  und  Straßenbahnen  nicht  beschädigen 
oder  stören  und  daß  die  in  diesen  Leitungen  übermittelten  Zeichen  nicht  in 
den  Fernsprechleitungen  wahrgenommen  werden  können. 

Wird  der  Betrieb  einer  Fernsprechleitung  durch  eine  später  hergestellte 
elektrische  Starkstromanlage  nachweislich  gestört  und  weigert  sich  der 
Besitzer  der  letzteren,  dem  Inhaber  der  Fernsprechleitung  die  Kosten  zu 
erstatten,  die  er  zur  Beseitigung  der  Störungen  würde  aufwenden  müssen, 
so  kann  dieser  die  Starkstromanlage  mit  dem  Beistände  der  Regierung  ver- 
legen lassen. 

Alle  Schäden,  welche  durch  die  Leitungen  oder  Angestellten  einer  Fern- 
sprechanlage anderen  öffentlichen  oder  privaten  Telegraphen-  oder  Fern- 
sprechleitungen zugefügt  werden,  hat  der  Konzessionsinhaber  zu  ersetzen. 
Für  die  durch  höhere  Gewalt  verursachten  Schäden  haftet  er  nicht,  wenn 
er  alle  Maßnahmen  getroffen  hatte,  um  die  Berührung  seiner  Leitungen  mit 
anderen  Fernsprech-,  Telegraphen-,  Beleuchtung*-.  Straßenbahndrähten  usw. 
fernzuhalten. 
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Zur  Anbringung  von  Stützpunkten  an  öffentlichen  monumentalen  Bau- 
werken und  zu  deren  Überschreitung  mit  Fernsprechleitungen  bedarf  es  der 
Erlaubnis  des  Präfekten.  Dieser  hat  vor  seiner  Entscheidung  die  Gutachten 
des  Bauamts  und,  soweit  es  sich  auch  um  die  Sicherung  des  Telegraphen- 
betriebs handelt,  des  Bezirks -Telegrapbeninspektors  einzuholen.  Auf  Grund 
eines  Gutachtens  des  Bezirksamts  für  die  Erhaltung  der  Baudenkmäler 
trifft  er  die  Bestimmungen,  die  zum  Schutze  des  Bauwerkes  bei  der  Aus- 
führung der  Arbeiten  zu  beachten  sind. 

Linien  zum  privaten  Gebrauch. 

Die  Straßen,  Wege,  Seen,  Flüsse.  Kanäle.  Bäche,  das  Meer  und  alle 
sonstigen  Teile  der  Erdoberfläche,  die  dem  öffentlichen  Gebrauche  dienen 
oder  sich  im  Besitze  eines  Anderen  befinden,  unterbrechen  die  Kontinuität 
des  Grundstücks  im  Sinne  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Her- 
stellung von  Fernsprechanlagen  zum  privaten  Gebrauch.  Brücken,  die  in 
Mauerwerk  ausgeführt  sind  oder  wenigstens  gemauerte  Brückenköpfe  haben, 
verbinden  die  angrenzenden  Grundstücke  zu  einem  einheitlichen  Grundstück 
im  Sinne  des  Fernsprechgesetzes,  sofern  die  Grundstücke  und  die  Brücke 
demselben  Eigentümer  gehören. 

Privatfernsprechanlagen  können  unter  bestimmten  Bedingungen  an  Orts- 
netze oder  an  Verbindungslcitungen  angeschlossen  werden. 

Für  jedes  Gespräch,  das  von  der  mit  einer  Fernleitung  verbundenen 
Privatanlage  aus  verlangt  wird,  ist  eine  Zuschlaggebühr  von  20  Centesimi 
zu  entrichten;  einen  Mindestbetrag  von  50  Lire  jährlich  hat  der  Besitzer 
der  Privatlinie  zu  gewährleisten. 

Die  Konzession  für  Privatfernsprechlinien  wird  zunächst  auf  ein  Jahr 
erteilt.  Sie  erneuert  sich  von  Jahr  zu  Jahr  durch  Vorausbezahlung  der 
Gebühr.  LTnterbleibt  die  Zahlung,  so  erlischt  die  Konzession  mit  Ablauf 
des  Jahres  und  die  Anlage  wird  beseitigt. 

Linien  zum  öffentlichen  Gebrauch. 

Wenn  das  Ortsnetz  oder  die  Linie  zum  öffentlichen  Gebrauch  nicht  zur 
festgesetzten  Zeit  in  Betrieb  genommen  wird,  so  geht  der  Unternehmer  der 
Konzessionsrechte  verlustig.  Die  gestellte  Kaution  verfällt  dem  Staate.  Die 
Regierung  kann  die  Frist  zur  Inbetriebnahme  hinausschieben,  jedoch  um 
nicht  mehr  als  6  Monate.  Für  jeden  Monat  Autschub  verfällt  ein  Sechstel 
der  Kaution. 

Die  Kaution  für  ein  Ortsnetz  belauft  sich  auf  10  v.  H.  des  Betrags, 
der  sich  ergibt,  wenn  man  die  tarifmäßige  Anschlußgebühr  mit  der  Zahl 
der  —  auf  je  2  von  1000  Einwohnern  innerhalb  des  Geltungsbereichs  der 
Konzession  angenommenen  —  privaten  Teilnehmer  vervielfältigt.  Für  eine 
Ycrbindungsanlagc  zum  öffentlichen  Verkehr  ist  die  Kaution  gleich  50  v.  H. 
der  nach  dem  Gesetze  zu  gewährleistenden  Einnahme  an  Telegrammgebühren; 
jedenfalls  darf  sie  nicht  weniger  als  2000  Lire  betragen. 

Wenn  ein  Fernsprechteilnehmer  seinen  Anschluß  wegen  Störung  während 
eines  ununterbrochenen  Zeitraums  nicht  benutzen  kann,  so  hat  er,  falls  die 
Störung  durch  höhere  Gewalt  herbeigeführt  war,  Anspruch  auf  Erstattung 
der  Anschlußgebühr  für  die  Dauer  der  Unterbrechung  abzüglich  dreier  Tage. 
War  die  Unterbrechung  durch  den  Konzessionsinhaber  verschuldet,  so  kann 
der  Teilnehmer  die  Ruckzahlung  der  Gebühr  für  die  ganze  Dauer  der  Unter- 
brechung fordern.  Er  hat  endlich  das  Doppelte  der  auf  die  Zeit  der  Unter- 
brechung entfallenden  Gebühr  als  Entschädigung  zu  beanspruchen,  wenn  die 
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Störung  länger  als  10  aufeinander  folgende  Tage  währt.  Im  Falle  bös- 
willig herbeigeführten  Schadens  finden  die  Bestimmungen  des  gemeinen 
Rechtes  Anwendung. 

Der  Ausdehnungsbereich  eines  Ortsnetzes  wird  in  der  Konzession  fest- 
gesetzt; er  darf  keinesfalls  über  die  dem  Orte  der  Vermittelungsanstalt 
unmittelbar  benachbarten  Gemeinden  hinausgreifen.  Jedermann,  der  im 
Bereiche  eines  Ortsfernsprechnetzes  wohnt  oder  eine  Niederlassung  hat. 
kann  unter  den  allgemeinen  Abonnementsbedingungen  Anschluß  verlangen. 
Der  Konzessionsinhaber  ist  jedoch  zur  Ablehnung  des  Anschlusses  befugt, 
wenn  dieser  die  Sicherheit  des  Staates  gefährden  oder  den  Gesetzen,  der 
öffentlichen  Ordnung  oder  den  guten  Sitten  zuwiderlaufen  würde  oder 
auch  wenn  die  Dauer  des  Abonnements,  die  in  der  Regel  nicht  weniger  als 
I  Jahr  betragen  soll,  zu  den  Herstellungskosten  des  Anschlusses  im  Miß- 
verhältnisse steht.  Gegen  die  Ablehnung  kann  die  Entscheidung  des 
Präfekten  angerufen  werden,  über  den  Abschluß  des  Abonnements  stellt 
der  Inhaber  des  Ortsnetzes  einen  Schein  aus,  aus  dem  hervorgehen  muß, 
innerhalb  welcher  Frist  die  Ubergabe  des  Anschlusses  erfolgen  soll.  Wird 
diese  Frist  nicht  eingehalten,  so  ist  der  Abonnent  berechtigt,  von  dem 
Vertrage  zunickzutreten  und  die  Erstattung  aller  Kosten  sowie  Schaden- 
ersatz zu  verlangen.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  infolge  von  Leitungs-  oder 
Apparatstörungen  die  regelrechte  Verbindung  mit  den  anderen  Teilnehmern 
des  Netzes  an  insgesamt  15  Tagen  während  eines  Monatszeitraums  unter- 
brochen ist. 

Die  Einrichtung  öffentlicher  Sprechstellen  unterliegt  der  Genehmigung  des 
Ministeriums  der  Posten  und  Telegraphen. 

Der  Konzessionsinhaber  hat  das  Recht,  für  irgendwelche  Kategorien  von 
Benutzern  der  Fernsprechanlage  Sondertarife  einzuführen,  die  hinter  dem 
allgemeinen  Tarif  zurückbleiben;  aber  die  Ermäßigungen  müssen  für  alle 
Teilnehmer  der  betreffenden  Kategorie  gleich  sein. 

Nebenanschlüsse  können  sowohl  an  Tcilnehmerleitungcn  als  auch  an 
Leitungen  für  öffentliche  Sprechstellen  herangeführt  werden;  zur  Ausführung 
ist  nur  der  Konzessionsinhaber  befugt.  Der  Regierung  stehen  10  v.  H.  der 
Gebühren  für  die  Nebenanschlüsse,  außerdem  50  Lire  jährlich  für  jede 
öffentliche  Sprechstelle  zu 

Bestehen  in  einer  Gemeinde  oder  in  einer  Gemeindegruppe  mehrere 
Fernsprechnetze,  so  kann  die  Regierung  anordnen,  daß  sie  miteinander  ver- 
bunden werden ,  um  einen  Sprechverkehr  der  Teilnehmer  des  einen  Netzes 
mit  denen  des  anderen  Netzes  zu  ermöglichen.  Die  Bedingungen  der  Ver- 
bindung werden  von  den  Konzessionsinhabern  in  gemeinschaftlichem  Benehmen 
festgesetzt;  können  sie  sich  nicht  einigen,  so  entscheidet  die  Regierung. 
Den  Teilnehmern  dürfen  aus  Anlaß  der  Verbindung  keine  Zuschlaggebühren 
auferlegt  werden. 

Ubergang  von  Fernsprechanlagen  auf  andere  Inhaber. 

Nach  Ablauf  der  ersten  zwölf  Betriebsjahre  eines  Ortsnetzes  hat  der 
Staat  das  Recht  zum  Ankaufe  des  Netzes.  Will  die  Gemeinde  in  dieses  Recht 
eintreten,  so  hat  sie  die  Mittel  zum  Ankauf  und  zum  Betriebe  nachzu- 
weisen. Das  Gleiche  gilt,  wenn  die  Gemeinde  ein  neues  Netz  herstellen 
oder  ein  von  der  Regierung  errichtetes  oder  zurückgekauftes  Netz  über- 
nehmen will. 

Zu  Anfang  der  letzten  drei  Jahre  der  Konzessionsdauer  hat  die  Regierung 
das  Recht,   den  Bestand  sämtlicher  im  Betriebe  befindlichen  Apparate  und 
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Materialien  aufzunehmen,  und  der  Konzessionsinhaber  hat  die  strenge  Ver- 
pflichtung, sie  im  besten  Zustande  zu  erhalten,  so  daß  der  Betrieb  bei  der 
Übergabe  keinerlei  Schäden  aufweist  und  sein  regelrechter  Gang  gesichert 
ist.  Die  Bestandsaufnahme  dient,  in  Verbindung  mit  den  später  etwa  ein- 
getretenen Änderungen,  als  Grundlage  für  den  Besitzübergang. 

Wenn  der  Inhaber  von  Fernsprechanlagen  für  den  öffentlichen  Verkehr 
wegen  Verlustes  der  Konzession  oder  wegen  Konkurses  den  Betrieb  vor 
dem  gesetzten  Termin  einstellt,  so  nimmt  die  Regierung  das  Material  und 
die  Apparate  gegen  Entschädigung  in  Besitz.  Die  Konzession  kann  dem- 
nächst anderweit  vergeben  werden,  falls  die  Regierung  nicht  vorzieht,  den 
Betrieb  selbst  zu  übernehmen. 

Mit  dem  Tode  des  Inhabers  erlischt  die  Konzession.  Ihr  Übergang 
auf  die  Erben  hängt  von  der  Entschließung  der  Regierung  ab  und  ist  nur 
zulässig,  wenn  die  Erben  die  nötige  Gewähr  bieten.  Trifft  das  nicht  zu, 
so  übernimmt  die  Regierung  den  Betrieb  oder  uberträgt  ihn  einem  neuen 
Konzessionär.  Letzterer  tritt  in  die  Rechte  und  Pflichten  des  früheren 
Konzessionsinhabers  ein. 

Bestimmungen  über  die  Korrespondenz. 

Fernsprechanlagen  zum  privaten  Gebrauch  dürfen  nur  von  den  Inhabern 
und  von  den  Mitgliedern  ihrer  Familien  oder  zu  Mitteilungen,  die  aus- 
schließlich deren  Angelegenheiten  betreffen,  benutzt  werden. 

Der  Inhaber  einer  Verbindungsanlage  zum  öffentlichen  Gebrauch,  an  die 
eine  Privatleitung  angeschlossen  ist.  kann  sich  von  deren  Inhaber,  zur 
Sicherstellung  der  Gebühren,  einen  dem  voraussichtlichen  Verkehr  ent- 
sprechenden Betrag  vorschießen  lassen.  Ebenso  ist  der  Inhaber  eines  Orts- 
netzes, der  für  die  Gebühren  der  von  den  Teilnehmern  geführten  Fern- 
gespräche aufzukommen  hat.  berechtigt,  sich  von  den  Teilnehmern  einen 
Vorschuß  zahlen  zu  lassen,  der  nach  dem  voraussichtlichen  Fernverkehr 
dreier  Monate  bemessen  wird. 

Die  Dauer  der  Ortsverbindungen  ist  nicht  beschränkt. 

Auf  den  Verbindungsleitungen  beträgt  die  Dauer  des  einfachen  Gesprächs 
3  Minuten.  Antwortet  die  gewünschte  Sprechstelle  auf  zwei  in  einem 
Zwischenraum  von  i  Minute  ergangene  Anrufe  nicht,  so  wird  keine  Gebühr 
erhoben.  Eine  Fernverbindung  darf  über  zwei  aufeinander  folgende 
Gesprächseinheiten  hinaus  nicht  fortgesetzt  werden,  ausgenommen  den  Fall 
des  Abonnementsgesprächs. 

Die  Reihenfolge  der  Gespräche  auf  den  Verbindungsleitungen  ist  folgende: 
I.  dringende  Dienstgespräche.  2.  Staatsgespräche.  3.  dringende  Privat- 
gespräche, 4.  gewöhnliche  Privatgespräche,  5.  gewöhnliche  Dienstgespräche. 
Dringende  Dienstgespräche  dürfen  nur  Leitungsstörungen  betreffen,  sind  nur 
zwischen  den  äußersten  Ämtern  der  Leitung  zulässig  und  —  soweit  es  sich 
um  staatliche  Leitungen  handelt  --  auf  solche  Fälle  beschränkt,  in  denen 
die  Benutzung  des  Telegraphen  nicht  möglich  ist.  Die  gewöhnlichen 
Dienstgespräche  dürfen  nur  den  Betriebsdienst  betreffen  und  ebenfalls  nur 
zwischen  den  äußersten  Ämtern  der  Leitung  gewechselt  werden. 

Für  die  Übermittelung  eines  »telephonischen  Avis«,  durch  das  der  Teil- 
nehmer eines  anderen  Ortsnetzes  zum  Gespräche  eingeladen  werden  soll, 
hat  der  Einladende  die  Gebuhr  (ein  Viertel  der  tarifmäßigen  Gesprächs- 
gebühr) zu  zahlen.  Ist  die  gewünschte  Person  nicht  Fernsprechteilnehmer, 
so  wird  ihr  das  Avis  von  der  Vermittelungsanstalt  am  Ankunftsorte  durch 
besonderen  Boten  zugestellt.  Für  den  Boten  hat  der  Absender  des  Avis 
eine  Zuschlaggebühr  von   15  Ccntesiini   zu  zahlen,    falls  der  Adressat  im 
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Bereiche  der  unentgeltlichen  Telegrammbestellung  wohnt;  bei  Gängen  über 
die  Grenzen  dieses  Bereichs  hinaus  beträgt  die  Botengebühr  20  Centesimi 
für  jedes  Kilometer.  Es  steht  dem  Konzessionsinhaber  frei,  die  Rotengebühr, 
statt  von  dem  Absender  des  Avis,  von  dem  Adressaten  erheben  zu  lassen. 
Die  Ausführung  der  Gesprächsverbindung  kann  demnächst  durch  jeden  der 
beiden  Korrespondenten  verlangt  werden;  die  Verbindung  wird  behandelt, 
als  wenn  kein  Avis  vorhergegangen  wäre. 

Der  dringende  Gesprächsverkehr  wird  durch  Verfügung  des  Ministeriums 
für  jede  einzelne  Linie  2  Monate  nach  der  Betriebseröffnung  eingeführt, 
wenn  die  Gesamtzahl  der  täglichen  Gespräche  100  nicht  überschreitet.  Geht 
die  Belastung  der  Linie  in  der  Folgezeit  über  die  angegebene  Höhe  hinaus, 
•so  wird  clie  Hinrichtung  wieder  aufgehoben. 

Die  Fernsprechleitungen  dürfen  nur  zu  mündlichen  Mitteilungen  benutzt 
werden.  Die  Einrichtung  eines  Dienstes  zur  schriftlichen  oder  mündlichen 
Bestellung  telephonischer  Nachrichten  ist  bei  100  Lire  Geldstrafe  verboten. 

Mißbraucht  ein  Teilnehmer  seinen  Anschluß  zu  Mitteilungen,  die  gegen 
die  Sittlichkeit  und  die  öffentliche  Ordnung  verstoßen,  so  verliert  er  den 
Anschluß,  ohne  daß  er  Anspruch  auf  Erstattung  vorausbezahlter  Gebühren 
hat  oder  von  der  noch  bis  zum  Ablauf  de*  Vertrags  zu  leistenden  Gebühren- 
zahlung entbunden  wird. 

Im  Falle  eines  außerordentlichen  Ereignisses,  das  die  öffentliche  Ordnung 
stören  könnte,  sind  die  Beamten  der  Regierung  befugt,  sich  mit  Vorrang 
und  unentgeltlich  aller  Fernsprechleitungen,  auch  der  zu  einem  Ortsnetze 
gehörigen  Teilnehmeranschlüsse,  zu  bedienen. 

Die  Entfernungen,  nach  denen  die  Ferngebühren  bemessen  werden,  sind 
die  wirklichen  Leitungslängen.  Ferngespräche,  welche  die  Aneinander- 
schaltung  von  3  oder  mehr  Verbindungsleitungen  erfordern,  dürfen  nur 
insoweit  ausgeführt  werden,  als  der  V  erkehr  es  zuläßt. 

Abonnements  auf  Nachtgesprächc  in  den  Fernleitungen  sind  an  die 
Bedingung  geknüpft,  daß  sie  weder  Dritten  zur  Vcrfüguug  gestellt,  noch 
zum  Gegenstand  des  Gewinns  gemacht  werden.  Handelt  der  Abonnent 
dieser  Vorschrift  zuwider,  so  verliert  der  Vertrag  seine  Gültigkeit.  Den 
Inhaber  der  Fernsprechanlage  trifft  die  Strafe  der  Konzessionsentziehung, 
wenn  er  von  dem  Mißbrauch  gewußt  und  nicht  sofort  den  Anschluß  auf- 
gehoben hat.  Im  übrigen  unterliegt  der  Abonnements-Nachtverkehr  nahezu 
den  gleichen  Bestimmungen,  wie  sie  im  Reichs-Tclcgraphengebiet  gelten. 

Telegraphenleitungen  zu  Fernsprechbetrieb. 

Wenn  der  Anschluß  einer  Gemeinde  an  das  Telcgraphennetz  mittels 
Fernsprechleitung  erfolgt,  so  wird  die  Sprechstelle  beim  Postamt  oder  — 
wo  ein  solches  nicht  besteht  • — -  in  einem  von  der  Gemeinde  zu  stellenden 
Raum  untergebracht.  Für  die  Bedienung  der  Sprcchstelle  hat  die  Gemeinde 
zu  sorgen ;  sie  ist  der  Regierung  für  einen  geordneten  Betrieb  und  für  den 
Eingang  der  Gebühren  verantwortlich.  Als  Entgelt  stehen  ihr  für  jedes 
zwischen  der  Sprechstelle  und  der  Telegraphenanstalt  gewechselte  Gespräch 
10  Centesimi  zu;  an  den  Tclegrammgcbühren  hat  sie  keinen  Anteil.  Die 
Gesprächsgebühren  sind  folgende: 

auf  Leitungen  von    I  bis    10  km  .  .  .  20  Centesimi. 

10   -     30  30 
-    mehr  als  30   -    ...  50 
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Die  deutsche  Südpolar -Expedition. 

Am  13.  Januar  d.  Js.  fand  im  Krollschen  Theater  zu  Berlin  zur  Begrüßung 
der  nach  fast  2 '/.Jähriger  Abwesenheit  glücklich  heimgekehrten  deutschen 
Südpolar-Expedition  eine  Festlichkeit  statt,  bei  der  unter  Teilnahme  mehrerer 
fürstlicher  Persönlichkeiten,  hoher  Beamten  und  zahlreicher  Vertreter  der 
Wissenschaft,  Finanz  und  Industrie  die  Bedeutung  jenes  großen  nationalen 
Unternehmens  gebührend  gewürdigt  wurde. 

Wir  haben  im  Archiv  von  10,02  S.  739  ff.  über  Zweck  und  Ziel  der  Ex- 
pedition, über  die  Einrichtung  des  für  sie  gebauten,  als  Segler  und  Dampfer 
verwendbaren  Schiffes,  der  »Gauß« ,  und  über  den  ersten  Teil  der  Reise 
eingehend  berichtet.  Im  Anschluß  daran  wollen  wir  jetzt  den  weiteren 
Verlauf  des  Unternehmens  und  seine  Ergebnisse  in  großen  Umrissen  schildern, 
wobei  wir  uns  hauptsächlich  auf  Heft  5  der  »Veröffentlichungen  des  Instituts 
für  Meereskunde  und  des  Geologischen  Instituts  an  der  Universität  Berlin« 
von  1903  (Verlag  von  Ernst  Siegfried  Mittler  und  Sohn,  Berlin)  stützen. 

In  unserer  früheren  Veröffentlichung  hatten  wir  die  »Gauß«  bis  zu  den 
Kerguelen-Inseln  begleitet,  wo  die  Teilnehmer  an  der  Expedition  Dr.  Werth. 
Dr.  Enzensperger  und  Dr.  Luyken  zur  Vornahme  wissenschaftlicher 
Arbeiten,  namentlich  der  von  verschiedenen  internationalen  Stationen  für 
bestimmte  Tage  des  Jahres  1902,  des  »internationalen  Polarjahrs«,  ver- 
abredeten magnetischen  und  meteorologischen  Beobachtungen  zurückgeblieben 
waren.  Vorweg  sei  bemerkt,  daß  das  Schicksal  dieser  Kerguelen  -  Station 
weniger  glücklich  war  als  das  der  eigentlichen  Südpolar-Expedition,  weshalb 
auch  ihre  Arbeiten  nicht  in  dem  beabsichtigten  Umfang  ausgeführt  werden 
konnten.  Dr.  Enzensperger  starb  nach  langem  Siechtum  an  der  unheimlichen 
Berri-Berri,  die  von  kranken  Chinesen  des  Dampfers  »Tanglin«  eingeschleppt 
worden  war,  und  Dr.  Werth,  der  auch  lange  Zeit  an  derselben  Krankheit 
gelitten  hatte,  wurde  am  I.  April  1903,  als  die  Verlassenen  abgeholt  wurden, 
krank  aufs  Schiff  gebracht.  Der  Versuch,  verschiedene  Vögel  der  Kerguelen- 
Inseln  —  den  Riesensturmvogel,  verschiedene  Arten  Pinguine.  Raubmöven, 
Mantelmöven ,  Scheidenschnäbcl  —  mit  nach  der  Heimat  zu  nehmen ,  miß- 
glückte, da  die  Tiere  in  der  Gefangenschaft  eingingen. 

Wenden  wir  uns  jetzt  dem  Schicksal  der  »Gauß«  zu,  die  von  Kapitän 
Ruser  geführt  wurde.  Dieser  sowohl  wie  die  Offiziere  Lerche,  Vahsel 
und  Ott,  der  Obermaschinist  Stehr  und  verschiedene  Personen  der  übrigen 
Schiffsbesatzung  haben  die  ausgesandten  Gelehrten  bei  deren  Arbeiten  wirksam 
unterstützt.  Die  Expedition  stand  unter  der  Leitung  des  Prof.  v.  Drygalski ; 
die  übrigen  Mitglieder  waren  Dr.  Bidlingmaier,  Dr.  Gazer  t,  Dr.  Philippi 
und  Dr.  Vanhöffen  (vergl.  Archiv  von  1902,  S.  741).  Vor  der  Abreise 
von  den  Kerguelen  wurde  das  Schiff  einer  gründlichen  Musterung  unter- 
worfen und  mit  neuer  Fracht,  die  hierher  vorausgeschickt  worden  war, 
beladen.  Namentlich  nahm  das  Schiff  Kohle  ein  und  erhielt  eine  bedeutende 
Decklast,  bestehend  aus  den  zum  Aufbau  von  Beobachtungshütten  bestimmten 
Holzteilen.  Dazu  kamen  mehr  als  40  Polarhunde  von  der  Halbinsel 
Kamtschatka. 

Schon  auf  der  Reise  nach  den  Kerguelen  hatte  sich  eine  undichte  Stelle 
im  Schiffsrumpfe  unliebsam  bemerkbar  gemacht  und  den  ausgiebigen  Gebrauch 
der  Pumpen  erfordert.  Das  Leck  konnte  auch  während  des  Stillagers  im 
Royal -Sunde  (Kerguelen)  nicht  aufgefunden  und  verstopft  werden,  so  daß 
man  mit  einiger  Sorge  die  Weiterfahrt  antrat 
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Am  31.  Januar  1902  verließ  die  »Gauß«  den  Royal -Sund  und  erreichte 
am  3.  Februar  Heard- Island,  dessen  höchste  Erhebung,  der  2000  m  hohe, 
mit  Eis  bedeckte  Wilhelmsberg,  sieben  mächtige  Gletscher  an  seinem  Nord- 
abhange  zum  Meere  hinabsendet.  Der  Insel  wurde  von  den  Mitgliedern  der 
Expedition  zum  Zwecke  wissenschaftlicher  Forschungen  ein  kurzer,  sieben- 
stündiger  Besuch  abgestattet;  dann  verließ  man  das  einsame,  wild  umbrauste 
Felseneiland,  das  den  Reisenden  auf  ihrer  Fahrt  nach  dem  Eismeere  die 
letzten  Spuren  menschlicher  Tätigkeit,  eine  verfallene  Robbenschlägerhütte 
nebst  verrosteten  Fanggeräten  und  zahlreichen,  zum  Teil  noch  gefüllten 
Tranfässern,  zeigte. 

Die  Weiterfahrt  bis  zur  Grenze  des  südlichen  Scholleneises  erfolgte 
größtenteils  bei  heftigem  Sturme.  Man  steuerte  nach  der  noch  nicht 
erforschten  Gegend  westlich  von  Wilkcs-Land,  mit  der  Absicht,  über 
die  Ausdehnung  des  antarktischen  Landes  hier  etwas  Licht  zu  verbreiten. 
Durch  die  Entdeckung  einer  Küstenstrecke  zwischen  Knox  -  Land  und 
Kemp-Land  unter  dem  südlichen  Polarkreis  ist  diese  Absicht  auch  ge- 
lungen; durch  wissenschaftliche  Arbeiten  auf  dem  Gebiete  der  Meteoro- 
logie, des  Erdmagnetismus,  der  Meereskunde,  der  Tier-,  Pflanzen-  und 
Bakterienkunde  sind  außerdem  wichtige  Aufschlüsse  erlangt  wurden.  Auf 
der  Fahrt  durch  die  südlichen  Gewässer  wurden  durch  zahlreiche  Lotungen 
die  Meerestiefe  und  die  Beschaffenheit  des  Meeresgrundes  festgestellt,  auch 
die  chemische  Zusammensetzung  des  Seewassers,  seine  Temperatur  usw. 
ermittelt. 

Schon  am  7.  Februar  1902  erschien  der  erste  Eisberg  in  der  stürmisch 
bewegten  See.  Mit  dem  Eintritt  in  das  Scholleneis  am  13.  Februar  unter 
6i°  58'  südl.  Br.  und  95  0  8'  östl.  L.  v.  Gr.  sank  die  Temperatur  zum  ersten 
Male  unter  den  Gefrierpunkt,  obgleich  für  die  dortige  Gegend  noch  Sommer 
war.  Mühsam  bahnte  sich  das  wackere  Schiff  seinen  Weg  durch  das  dichter 
werdende  Eis.  Man  befand  sich  nach  einigen  Tagen  nordöstlich  von  Knox- 
Land  in  der  Nähe  des  von  Wilkes  angegebenen ,  von  der  Challenger- 
Expedition  (1873  bis  1876)  aber  in  Zweifel  gestellten  Termination  -  Landes. 
Da  die  »Gauß«  bei  den  Lotungen  noch  3000  m  Mecrestiefe  feststellte, 
zugleich  aber  eine  große  Zahl  von  schwimmenden  Eisbergen  auf  ver- 
gletschertes Land  in  der  Nähe  schließen  ließ,  muß  angenommen  werden, 
daß  die  Küste  zwar  vorhanden  ist,  aber  etwas  weiter  nach  Süden  liegt,  als 
bisher  vermutet  wurde.  Die  wiederholt  für  Land  gehaltenen  Erscheinungen 
stellten  sich  immer  als  tafelförmige  Eisberge  heraus. 

Das  Schiff  wurde  nun  im  schwimmenden  Eise  in  südwestlicher,  später 
in  südlicher  Richtung  weitergetrieben  und  saß  schließlich  am  22.  Februar  1902 
zwischen  Eisbergen  und  schwerem  Scholleneise  fest,  nachdem  man  am  Tage 
vorher  den  steilen  Abbruch  einer  vergletscherten  Küste  gesehen  hatte  und 
dieser  bis  auf  4  km  nahe  gekommen  war.  Alle  Bemühungen,  das  Schiff 
noch  einmal  frei  zu  bekommen,  selbst  Sprengungen  des  Eises,  hatten  keinen 
Erfolg:  die  »Gauß«  war  und  blieb  gefangen  und  mußte  fast  ein  volles  Jahr 
an  dieser  Stelle  aushalten. 

Obgleich  man  nicht  gerade  weit  nach  Süden  vorgedrungen  war,  sondern 
nur  zur  Not  den  Polarkreis  erreicht  hatte  (das  Schiff  befand  sich  66°  2'  südl.  Br. 
und  890  48'  ö.  L.  v.  Gr.),  konnte  sich  die  Expedition  doch  zu  ihrem  Winter- 
quartier Glück  wünschen.  Denn  das  Eis.  welches  das  Schiff  umgab,  lag 
bald  unverrückbar  fest  und  erreichte  eine  Stärke  von  9  m  und  darüber,  so 
daß  es  fast  so  gut  wie  festes  Land  war.  Für  den  Verkehr,  für  die  Meeres- 
forschung, für  die  biologischen,  magnetischen  und  meteorologischen  Arbeiten 
war  die  Lage  sogar  noch  besser  als  festes  Land,  das  übrigens  etwa  85  km 
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weiter  südlich  entdeckt  und  wiederholt  auf  Schlittenreisen  —  von  denen 
wir  spater  noch  sprechen  werden  —  besucht  wurde.  Im  Osten  befand 
sich  ebenfalls  festes  Land,  aber  in  größerer  Entfernung;  es  wurde  nicht 
besucht.  Im  Westen  zog  sich  ein  mächtiger,  langgestreckter  Eiswall  von 
Süden  nach  Norden  hin;  er  bestand  aus  einer  Kette  von  Eisbergen,  die 
auf  einer  unterseeischen  Hank  gestrandet  waren  und  dort  festsaßen.  Die 
Bucht,  in  der  das  Schiff  sich  somit  befand  und  die  eine  Wassertiefe  von 
j<k)  bis  40t»  m  hatte,  erhielt  den  Namen  Posadowsk v-Bucht.  Das  neu 
entdeckte  Land  im  Süden  wurde  Kaiser  Wilhelm  II -Land  getauft, 
dessen  höchste  Erhebung  an  der  Kiiste  ,}oo  m  beträgt  und  Gaußberg 
genannt  wurde. 

Die  Eisverhältnisse  des  südlichen  Eismeers  sind  nach  Prof.  v.  Drygalski 
von  denen  des  nördlichen  Eismeers  insofern  verschieden,  als  man  im  Süden 
kein  oder  wenig  eigentliches  Packeis,  d.  h.  durch  Pressungen  übereinander 
geschobenes  Eis  findet,  weil  das  südliche  Eismeer  eine  freiere,  offenere  Lage 
hat.  so  daß  das  Eis  im  Sommer  besser  abschwimmen  kann.  Man  findet 
hier  hauptsächlich  dickes  Scholleneis,  das  an  seiner  nördlichen  Grenze  stark 
zerkleinert  ist  und  leicht  durchfahren  werden  kann,  aber  schon  nach  kurzer 
Entfernung  eine  festere  Beschaffenheit  annimmt.  Durch  die  niederfallenden 
großen  Schneemassen  erlangt  es  eine  bedeutende  Stärke,  durch  Meeres- 
strömungen, Dünungen  und  Stürme  wird  es  in  seinem  Zusammenhange 
häufig  verändert.  Dieses  Scholleneis  ist  von  Eisbergen  durchsetzt,  die  um 
so  zahlreicher  auftreten,  je  mehr  man  sich  der  Küste  der  Südpolarländer 
nähert.  Denn  die  Eisberge  hier  sind,  ebenso  wie  im  nördlichen  Eismeere,  nichts 
anders  als  die  abgebrochenen  Enden  des  Inlandeises,  das  in  mächtigen 
Lagen  das  Land  bis  zur  Küste  hin  bedeckt  und  in  beständiger,  abwärts 
gerichteter  Bewegung  ist.  so  daß  die  ins  Meer  hinaus  geschobenen  Ränder 
von  Zeit  zu  Zeit  abbrechen.  Darum  gleicht  das  Land,  vom  Meere  aus 
gesehen,  einer  hohen  Eismauer.  An  der  Küste  des  Kaiser  Wilhelm  Il- 
Landes ist  das  Inlandeis  nur  in  sehr  langsamer  Bewegung,  weshalb  dort 
der  Steilrand  nur  selten  und  nicht  plötzlich  abbricht  und  daher  ohne  Gefahr 
betreten  werden  kann. 

Sobald  die  Reisenden  die  Überzeugung  erlangt  hatten,  daß  die  »Gauß« 
unwiderruflich  festsaß,  gingen  sie  daran,  sich  auf  dem  Eise  ihrer  Umgebung 
häuslich  einzurichten.  Eine  astronomische,  eine  meteorologische  und  eine 
magnetische  Station  wurden  in  einiger  Entfernung  vom  Schiffe  angelegt. 
Das  Hundegehege  erhielt  ebenfalls  seinen  Platz  auf  dem  Eise  und  blieb 
dort  bis  zur  Wiederbefreiung  des  Schiffes.  Eine  Feldschmiede,  mehrere 
Schuppen  und  Stapelplätze  wurden  angelegt;  doch  mußten  sie  wiederholt 
ihren  Platz  wechseln,  weil  sie  im  Winter  vom  Schnee  verschüttet  wurden. 
Zum  Auswerfen  der  Netze  und  zum  Beobachten  der  Meeresströmungen 
wurde  an  jedem  Ende  des  Schiffes  ein  Loch  im  Eise  freigehalten.  Ein  mit 
Gewichten  beschwerter,  bis  zum  Meeresboden  reichender,  385  m  langer 
Draht  diente  zur  Beobachtung  der  Gezeiten,  da  er,  wenn  sich  das  Schiff 
hob  oder  senkte,  einen  Zeiger  in  Bewegung  setzte.  Schließlich  waren  noch 
Auhagen  zum  Messen  der  Eis-  und  Meerestemperatur  vorhanden. 

Von  großem  Nutzen  zur  allgemeinen  Orientierung  war  ein  Aufstieg  mit 
dem  Fesselballon,  der  am  20.  März  1002  bei  völlig  windstillem  Wetter  gut 
gelang.  Der  kugelförmige  Ballon  von  0  m  Durchmesser  faßte  300  cbm 
Wasserstoffgas  und  vermochte  einen  Mann  nebst  Instrumenten  emporzuheben.  . 
Die  mitgenommenen  450  Stahlzylinder  von  25  cm  Durchmesser  und  140  cm 
Lange,  in  denen  das  Gas  auf  150  Atmosphären  zusammengepreßt  war, 
sollten  >ieben  Füllungen  des  Ballons  ermöglichen;  doch  ist  dieser  nur  das 
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eine  Mal  benutzt  worden.  Mit  einer  Füllung  wurden  an  dein  genannten 
Tage  von  Prof.  v.  Drygalsky,  Kapitän  Ruser  und  Dr.  Philippi  nacheinander 
drei  Aufstiege  ausgeführt,  indem  man  den  Ballon,  der  an  einem  500  m 
langen  Kabel  in  die  Höhe  gelassen  wurde  und  zuweilen  senkrecht  über  der 
Kabelwinde  schwebte,  immer  wieder  herunterholte.  Vom  Ballon  aus  hatte 
man  einen  trefflichen  Rundblick  über  die  vollständig  in  Eis  gehüllte  Land- 
schaft, aus  der  nur  im  Süden  der  kurz  vorher  auf  einer  Schlittenreise 
entdeckte  eisfreie  Gaußberg  hervorragte.  Die  Luft  hatte  in  der  Höhe  fast 
dieselbe  Temperatur  wie  auf  dem  Eise;  bei  100  m  Höhe  war  sie  '/.,  Grad 
wärmer  als  unten,  nämlich  130  gegen  - Dr.  Philippi  versäumte 
nicht,  vom  Ballon  aus  Photographien  aufzunehmen. 

Im  Mai  wurde  das  Schiff  für  den  langen  Winter  hergerichtet,  namentlich 
wurde  es  mit  einem  Schneedach  überspannt.  Man  hatte  auch  endlich  das 
Leck  im  Schiffe  aufgefunden  und  mit  Filz  und  Bleiplatten  abgedichtet,  so 
daß  jetzt  die  Dampfpumpen,  die  vorher  mindestens  täglich  dreimal  eine 
Stunde  hatten  arbeiten  müssen,  ihren  Betrieb  einstellen  konnten. 

Um  Kohle  zu  sparen,  ersetzte  man  auch  die  elektrische  Beleuchtung 
durch  Tranlampen,  nachdem  sich  der  Windmotor  wegen  seines  unregel- 
mäßigen Ganges  zur  Erzeugung  eines  gleichmäßigen,  ruhigen  elektrischen 
Lichtes  als  ungeeignet  erwiesen  hatte.  Die  aus  Blechdosen  hergestellten 
I-ampcn  bewährten  sich  sehr  gut  und  sind  vom  August  1902  bis  April  1903 
im  Gebrauch  gewesen. 

Obgleich  die  Lufttemperatur  in  den  Wintermonaten  Juli  und  August  im 
Durchschnitt  — 21  0  C.  betrug  und  in  einzelnen  Fällen  auf  —40°  herabging, 
obgleich  eisige  Stürme  das  einsame  Schiff  umbrausten,  hat  man  in  den  Schiffs- 
räumen niemals  über  Kälte  zu  klagen  gehabt.  Ja  man  hat  nicht  einmal 
die  Dampfheizung  in  Betrieb  gesetzt,  sondern  sich  mit  den  vorhandenen 
Füllöfen  begnügt. 

Die  trüben  Wintermonate,  während  welcher  die  ganze  Besatzung  an  das 
Schiff  gefesselt  war,  wurden,  soweit  es  die  laufenden  Arbeiten  erlaubten, 
durch  frohe  Geselligkeit,  Musik  und  Gesang,  durch  Vorträge,  Schnitzarbeiten, 
Laubsägearbeiten,  Schach-  und  Kartenspiel  und  andere  Unterhaltungen  aus- 
gefüllt. Der  Gesundheitszustand  war  stets  zufriedenstellend.  Alles  in  allem 
haben  sich  die  Reisenden  in  ihrer  fast  einjährigen  Gefangenschaft  im  süd- 
lichen Polareise,  dank  der  vortrefflichen  Einrichtung  des  Schiffes  und  der 
vorsorglichen  Ausrüstung  der  Expedition ,  recht  wohl  gefühlt. 

Über  die  Tätigkeit  der  meteorologischen  und  der  magnetischen  Station, 
die  einen  wichtigen  Teil  des  Progamms  bildete,  ist  kurz  folgendes  zu  be- 
richten. 

Die  meteorologische  Station,  die  anfangs  von  Dr.  Bidlingmaier. 
zugleich  mit  der  magnetischen  Station,  beobachtet  wurde,  aber  vom 
18.  Mai  1902  ab  dem  Arzte  Dr.  Gazert  übertragen  wurde,  befand  sich 
40  bis  50  m  südsüdöstlich  vom  Schiffe  und  mußte  wegen  starker  Schnee- 
anhäufungen im  Winter  und  wegen  Ausschmelzen  im  Sommer  mehrmals 
verlegt  werden.  In  der  Hütte  wurden  die  erforderlichen  Instrumente 
(trockenes  und  feuchtes  Thermometer.  Extremthermometer,  Haarhygrometer, 
Taupunktspicgel  usw.)  aufgestellt.  Ein  trockenes  und  ein  feuchtes  Thermo- 
meter, die  man  außerdem  auf  der  windfreien  Seite  des  Schiffes  auf  einem 
Stabe  befestigte,  dienten  als  Notbehelf  für  die  Tage,  an  denen  das  Schiff 
des  allzu  heftigen  Sturmes  wegen  nicht  verlassen  werden  konnte.  Wind 
und  Wolken  wurden  regelmäßig  beobachtet;  doch  konnten  die  Niederschläge 
nicht  zuverlässig  gemessen  werden,  weil  sich  der  Regenmesser  in  den  Schnee- 
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stürmen  als  unbrauchbar  erwies;  nur  mit  Hilfe  von  vier  Schneepegeln,  die 
auf  der  verschieden  gestalteten  Oberfläche  des  Eises  verteilt  wurden,  konnten 
Schneemessungen  ausgeführt  werden.  Das  Südlicht  wurde  nach  einem  vom 
Dr.  Bidlingmaier  entworfenen  Plane  je  nach  Umständen  fortlaufend,  stündlich 
oder  zweistündlich  beobachtet  und  skizziert. 

Der  niedrigsten  Durchschnittstemperatur  von  — 21,8°  im  Monat  August 
stand  die  höchste  von  — o,s°  im  Januar  gegenüber.  Die  größte  überhaupt 
gemessene  Kälte  wurde  am  14.  August  1902  mit  — 40.80  und  die  größte 
Wärme  am  2.  Januar  1903  mit  -f  3,5°  beobachtet. 

Die  Witterung  stand  ganz  unter  dem  Einflüsse  der  Oststürme,  die 
mit  schnell  und  tief  sinkendem  Barometerstand  einhergingen.  Von  den 
treibenden  Schneemassen  war  oft  die  Luft  so  verdunkelt,  daß  selbst  am 
Tage  das  Schiff  aus  nächster  Nähe  nicht  zu  sehen  war.  Die  Wissenschaft 
liehen  Stationen  wurden  deshalb  durch  Leitkabel  mit  dem  Schiffe  verbunden, 
die  es  ermöglichten,  den  Weg  hin  und  zurück  sicher  zu  rinden.  Die  einzelnen 
Stürme  dauerten  gewöhnlich  3  bis  5  Tage  und  setzten  oft  nach  kurzer  Pause 
von  neuem  ein. 

Bemerkenswert  ist  der  Unterschied  in  der  Witterung  auf  dem  Meereis  und 
dem  Inlandeis  in  der  Nähe  des  Gaußbcrges,  wo  bei  den  wiederholten  Be- 
suchen längere  meteorologische  Beobachtungen  angestellt  wurden.  Abgesehen 
davon,  daß  auf  dem  Lande  die  Temperatur  gewöhnlich  mehrere  Grad  höher 
war  als  auf  dem  Meere,  zeigte  die  Luft  am  Gaußberge  eine  weit  geringere 
relative  Feuchtigkeit  als  beim  Schiffe.  Diese  Trockenheit  verursachte  eine 
erhebliche  Verdunstung  des  Inlandeises.  In  eine  am  Fuße  des  Berges  aus 
festen  Eisblöcken  erbaute  und  in  den  Fugen  mit  nassem  Schneebrei  verklebte 
Eishütte  wurden  z.  B.  in  kurzer  Zeit  durch  die  Verdunstung  schalenförmige 
Vertiefungen  und  handgroße  Löcher  ausgefressen ,  so  daß  das  Haus  nach 
nur  I4tägiger  Abwesenheit  seiner  Bewohner  wie  eine  Ruine  aussah.  Hatte 
ein  Schneesturm  den  Berg  neu  beschneit,  so  verschwand  der  Schnee  bald 
wieder  durch  Verdunstung.  Dr.  Gazert  führt  diese  Trockenheit  der  Luft 
auf  den  föhnartigen  Charakter  des  Windes  an  der  Küste  zurück,  der  von 
dem  höheren,  wohl  bis  1000 m  ansteigenden  Binnenlande  herabweht. 

Die  magnetische  Station.  Da  die  orkanartigen  Oststürme  mit  ihrem 
alles  durchdringenden  Schneestaube  die  mitgebrachten  Holzhäuser  für  die 
magnetische  Station  als  ungeeignet  erscheinen  ließen,  erbaute  man  für  diese 
auf  einer  großen,  alten  Scholle,  350  m  vom  Schiffe  entfernt,  zwei  Eis- 
häuser, die  man  innen  mit  Korkplatten  von  20  cm  Stärke  auskleidete.  Hier 
hat  Dr.  Bidlingmaier  unter  keineswegs  günstigen  äußeren  Verhältnissen 
mit  Fleiß  und  Ausdauer  seines  Amtes  gewaltet,  wobei  er  von  einem 
Matrosen  wirksam  unterstützt  wurde.  Es  wurde  besonders  danach  gestrebt, 
an  den  obenerwähnten  Terminstagen  des  internationalen  Polarjahrs  brauch- 
bare und  vollständige  Beobachtungsergebnisse  zu  erhalten.  Wegen  der 
großen  Schncemassen ,  mit  denen  die  »magnetische  Scholle«  beim  Beginn 
des  Winters  belastet  wurde,  sank  diese  so,  daß  die  Eishäuser  im  Wasser 
standen.  Man  entschloß  sich  daher,  die  Station  Anfang  Juli  in  eine  Eis- 
grotte zu  verlegen,  die  in  einen  250  m  von  der  »Gauß«  entfernten  kleinen 
Eisberg  eingehauen  worden  war. 

Eine  Schlittenreise,  die  Dr.  Bidlingmaier  mitmachte,  benutzte  er  zu  ver- 
gleichenden Studien  über  die  magnetisichen  Kräfte  auf  dem  Meere  und  auf 
dem  Lande.  »Es  war  eine  verlockende  Aufgabe«,  schreibt  er  darüber,  »die 
Eigentümlichkeit  der  Lage  unserer  magnetischen  Station  zu  studieren,  einer 
Lage  etwa  400  m  über  dem  Meeresgrunde,  etwa  cy>  km  von  der  nächsten 
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Küste  entfernt,  über  dem  weltumspannenden  elektrischen  Leiter  besonderer 
Art,  dem  Meereswasser,  einer  Lage,  wie  sie  sich,  meines  Wissens,  der 
Wissenschaft  noch  nie  geboten  hat  —  es  war  eine  verlockende  Aufgabe, 
auf  der  Küste  ein  magnetisches  Variationsobservatorium  in  Betrieb  zu 
setzen,  das  gleichzeitig  mit  der  Station  auf  dem  Meere  den  Gang  der 
magnetischen  Elemente  im  Zusammenhang  aufzeichnen  sollte«. 

Die  magnetische  Landstation  wurde  in  einer  Höhle  eingerichtet,  die  man 
in  einer  großen  Schneewehe  am  Nordabhange  des  Gaußberges  eingegraben 
und  mit  geschwärztem  Ballontuch  austapeziert  hatte.  Leider  gelangen  die 
Aufzeichnungen  der  Instrumente  wegen  der  Ungunst  der  örtlichen  Ver- 
hältnisse nicht  ganz  nach  Wunsch.  Immerhin  ergab  es  sich  nach  der  Rück- 
kehr zum  Schiffe,  daß  für  etwa  9°  Stunden  brauchbare  Kurven  für  Dekli- 
nation und  Horizontalintensität  erzielt  worden  waren,  die  in  den  großen 
Zügen  mit  den  Kurven  der  Meercsstation  übereinstimmten. 

Die  ungefähren  Werte  der  magnetischen  Elemente  der  Station  werden 
wie  folgt  angegeben:  Deklination  6i°  W.,  Inklination  77  S.,  Horizontal- 
intensität 0,131  Zcntimetcr-Gramm-Sckunden.  Die  Sommermonate  zeichneten 
sich  durch  fortgesetzte  große  magnetische  L'nruhe  aus;  im  Winter  dagegen 
zeigten  die  Instrumente  eine  ruhige  Beständigkeit  der  magnetischen  Kräfte, 
die  nur  zuweilen  durch  rasche,  heftige  Störungen  unterbrochen  wurden. 

Schlittenreisen.  Im  ganzen  wurden  7  größere  Schlittenrcisen.  nämlich 
3  im  Herbst  und  4  im  Frühjahr,  ausgeführt.  Die  längste  dauerte  4  Wochen, 
die  kürzeste  4  Tage.  Es  wurden  7,  9  oder  (bei  schlechter  Bahn)  auch 
11  Hunde  vor  jeden  Schlitten  gespannt,  und  zwar  in  der  Weise,  daß  auf 
einen  Leithund  die  übrigen  Hunde  paarweise  folgten.  Zuweilen  brachen 
die  Hunde  unterwegs  aus,  um  Jagd  auf  eine  Robbe  zu  machen ;  doch 
waren  sie  sonst  brauchbar  'und  haben  der  Expedition  gute  Dienste  geleistet. 
Unterwegs  wurde  von  den  Reisenden  unter  einem  Zelt  in  Schlafsäcken 
geschlafen. 

Auf  der  1.  Reise  (18.  bis  20.  März  1902)  wurde  der  Gaußberg  entdeckt 
und  bestiegen.  Er  besteht  aus  vulkanischem,  sehr  brüchigem  Gestein  und  ist 
vollständig  mit  Schotter  bedeckt.  Seine  dunkle  Kuppe  ragt  wie  eine  Insel 
aus  dem  Eise  der  ganzen  Umgebung  hervor. 

Die  2.  Reise  (4.  bis  16.  April)  hatte  geologische  Aufnahmen  und 
Sammlungen  am  Gaußbcrge  zum  Zweck;  auch  wurde  das  oben  erwähnte 
Eishaus  an  seinem  Fuße  erbaut. 

Auf  der  3.  Reise  (22.  April  bis  15.  Mai)  wurde  das  Inlandeis  und  seine 
Bewegung  am  Fuße  des  Berges  erforscht;  auch  wurden  andere  wissenschaft- 
liche Arbeiten,  Lotungen  u.  dgl.  vorgenommen. 

Die  4.  Reise  (16.  September  bis  14.  Oktober)  führte  nach  der  westlichen 
Seite  des  Berges.  Die  Beobachtungen  über  die  Bewegung  des  Inlandeises 
wurden  fortgesetzt  und  die  Vermessung  des  Gaußberges  sowie  seine  astro- 
nomische Festlegung  (6b1  48'  südl.  Br.,  89' 30'  ö.  L.  v.  Gr.)  ergänzt.  Dazu 
kamen  Meeresforschungen,  verbunden  mit  Fischen.  Schöpfen,  Loten;  ferner 
meteorologische  und  magnetische  Beobachtungen,  photographische  Auf- 
nahmen u.  dgl. 

Auf  der  5.  Reise  (26.  Oktober  bis  5.  November)  wurde  besonders  das 
»Westeis«,  d.  h.  die  oben  erwähnte  Kette  gestrandeter  Eisberge  im  Westen 
des  Schiffes,  durchforscht. 

Die  ö.  Reise  (18.  bis  24.  November)  und 

die  7.  Reise  (1.  bis  4.  Dezember)  hatten  ebenfalls  das  Westeis  zum  Ziele 
und  dienten  zu  magnetischen  Messungen,  Lotungen  usw. 
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Die  3.  und  4.  Schlittenreise,  an  denen  auch  der  Leiter  der  Expedition. 
Prof.  v.  Drvgalski ,  teilnahm,  fielen  noch  zum  Teil  in  die  ungünstige 
Jahreszeit  und  wurden  durch  Schneestürme  aufgehalten.  Einmal  konnte 
das  Zelt  40  Stunden  lang  von  seinen  8  Bewohnern,  die  die  Reise  mit- 
gemacht hatten,  nicht  verlassen  werden. 

Tier  leben.  Da  die  Tiere  jener  entlegenen  Eiswüsten  noch  niemals 
den  Herrn  der  Schöpfung  kennen  gelernt  hatten .  so  waren  sie  völlig  un- 
befangen und  zeigten  nicht  die  geringste  Scheu  weder  vor  dem  Menschen 
noch  vor  seinem  bissigen,  stets  jagdlustigen  Begleiter,  dem  Hunde.  Die 
wunderlich  gestalteten  Pinguine,  deren  größte  Art.  der  Kaiserpinguin,  bis 
35  kg  schwer  wird,  und  die  feisten,  stumpfsinnigen,  bis  4  m  langen  Robben 
wurden  daher  leicht  eine  Beute  der  fremden  Besucher.  Gegen  5(x>  Pinguine, 
welche  Menschen  und  Hunden  eine  brauchbare  Nahrung  lieferten,  und 
150  Robben,  deren  Eleisch  (namentlich  die  Leber  der  jungen  Tiere)  besonders 
geschätzt  war.  deren  Tran  zur  Beleuchtung  und  deren  Fell  zur  Kleidung 
diente,  mußten  zum  Wohle  der  Wissenschaft  ihr  Leben  lassen. 

Von  sonstigen  Tieren  machten  sich  die  kecken,  unfriedlichen  Raubmöven 
im  Herbst  und  Frühling  und  die  gefräßigen  Riesensturmvögcl  im  Sommer 
am  Schifte  bemerkbar.  Letztere  wurden,  wenn  sie  von  den  auf  dem  Eise 
zerstreuten  Pinguinkadavern  und  Robbenresten  zu  viel  gefressen  hatten  und 
sich  nur  schwer  erheben  konnten,  gern  mit  Hunden  gejagt.  Am  Gaußberge 
nistete  in  Scharen  eine  andere  Art  Sturmvogel  (Pagodroma  nivea);  der 
kleine  Petersvogel  (Oceanites)  kam  im  Sommer  häufig,  die  Kaptaube  ver- 
einzelt vor.  Im  Meere  wurden  vereinzelte  Wale  beobachtet;  wiederholt 
kamen  schmackhafte  Fische  auf  die  Tafel. 

Heimfahrt.  Beim  Beginn  des  Sommers  wurden  nur  noch  kleinere 
Tagesausflüge  nach  der  näheren  Umgebung  des  Schiffes  gemacht,  da  das 
Eis  an  Festigkeit  verlor.  6  km  ostlich  vom  Schifte  hatte  man  den  ganzen 
Winter  hindurch  Verschiebungen  im  Eise  und  offene  Stellen  gehabt ;  Anfang 
September,  beim  Beginn  des  Frühjahrs,  entstand  600  m  westlich  vom 
Schiffe  eine  Spalte  im  Eise,  die  sich  immer  mehr  erweiterte  und  natürlich 
die  lebhafteste  Aufmerksamkeit  der  Eingeschlossenen  erregte.  Man  fing  an, 
Vorbereitungen  zur  Befreiung  des  Schiffes  zu  treffen.  Diese  bestanden  zu- 
erst in  der  Anfertigung  von  fast  6  m  langen  Eissägen  und  dann  in  der 
Herstellung  einer  nach  zwei  verschiedenen  Richtungen  führenden  Schutt- 
straße.   Mit  dieser  hatte  es  folgende  Bewandtnis. 

Als  im  Dezember  1902  das  Eis  an  der  Oberfläche  zu  schmelzen  begann 
und  die  sich  bildenden  Wasserlachen  hie  und  da  die  ganze  Dicke  der 
Scholle  durchfraßen ,  so  daß  Löcher  entstanden,  in  denen  Robben  von 
unten  emporstiegen,  ging  man  dazu  über,  den  Schmclzprozeß  in  einer 
bestimmten  Richtung  auf  künstliche  Weise  zu  fördern.  Schon  seit  Juni 
hatte  man  zu  diesem  Zwecke  Asche.  Schutt  und  Abfälle  aller  Art  gesammelt. 
Damit  wurde  ein  10  bis  12  m  breiter  Streifen  des  Eises  bestreut,  der  im 
Osten  bis  zu  einer  spät  zugefrorenen  Fläche  dünneren  Eises  und  im  Westen 
bis  zu  der  erwähnten  Spalte  führte  und  2  km  lang  war.  Die  gewünschte 
Wirkung  blieb  nicht  aus.  Schutt  und  Asche  schmolzen  vermöge  ihrer 
leichteren  Erwärmung  das  darunter  befindliche  Eis  weg,  und  schon  im 
Januar  bildete  die  Schuttstraße  eine  2  m  tiefe  Furche,  die  teilweise  mit 
Wasser  gefüllt  war  und  mit  Kajaks  (zusammenlegbaren  Fell-  oder  Stoff - 
b( loten»  befahren  werden  konnte.  Stellenweise  wurde  innerhalb  der  Furche 
das  ganze  Eis  durchschmolzen,  so  daß  Robben  darin  auftauchten. 

Außerdem  wurde  versucht,  durch  Sägen  und  Sprengen  des  Eises  das 
Schiff   freizumachen.    Auf   der  Westseite,    wo   im  Winter  große  Schnee- 


Digitized  by  Google 


Die  deutsche  Südpolar -Expedition. 


•  :3 


massen  aufgetürmt  worden  waren,  hatte  da»  Eis  eine  Stärke  von  mehr  al> 
II  m,  auf  der  Ostseite  dagegen  nur  eine  solche  von  durchschnittlich  5'/,  in. 
Hier  gelang  es,  vom  26.  Januar  bis  7.  Februar  1903  in  angestrengtester 
Arbeit  ein  22  m  langes  und  (\  m  breites  Loch  zu  machen:  doch  kam  man 
zu  der  Einsicht,  daß  auf  diese  Weise  nichts  zu  erhoffen  sei.  Schließlich 
brachte  der  8.  Februar,  als  man  schon  mit  der  Möglichkeit  einer  zweiten 
Überwinterung  gerechnet  hatte,  die  ersehnte  Befreiung.  Nachdem  schon 
seit  dem  2.  Februar  das  Eisfeld,  in  welchem  die  »Gauß«  eingeschlossen 
war,  zwischen  den  festsitzenden  Eisbergen  der  Bucht  hin-  und  hergetrieben 
worden  war,  ohne  frei  zu  kommen,  brach  am  8.  Februar  nachmittags  der 
durch  die  Schuttstraße  abgetrennte  Teil  des  etwa  4  km  langen  und  2  km 
breiten  Eisfeldes  ab.  und  das  Schiff  konnte  sein  Gefängnis  verlassen. 

Prof.  v.  Drvgalski  hatte  die  Absicht,  die  Forschungen  in  westlicher 
Richtung  fortzusetzen  und  noch  ein  weiteres  Jahr  darauf  zu  verwenden. 
Zwar  bemühte  sich  demgemäß  Kapitän  Ruser,  im  Scholleneise,  dessen 
nördliche  Grenze  man  wieder  erreicht  hatte,  in  südwestlicher  Richtung  vor- 
zudringen; aber  viel  wurde  trotz  der  trefflichen  Beschaffenheit  der  »Gauß«, 
die,  wo  es  anging,  sich  langsam  aber  sicher  ihren  Weg  bahnte,  nicht 
erreicht.  Zeitweise  trieb  das  Schiff  in  und  mit  dem  Eise  dahin,  zeitweise 
fand  es  offeneres  Fahrwasser.  I  >ie  Aussichten .  weiter  nach  Süden  vorzu- 
dringen, wurden  mit  vorschreitender  Herbstzeit  immer  geringer.  Aller 
Erfahrung  nach  mußte  sich  das  Eis  im  Süden  schon  wieder  geschlossen 
haben,  und  ein  längeres  Treiben  im  Scholleneise  während  der  bevorstehenden 
Winterstürme  war  nicht  angängig,  weil  hierzu  der  Kohlenvorrat  nicht  aus- 
gereicht hätte.  Nichtsdestoweniger  wurde  noch  ein  letzter  Vorstoß  nach 
Süden  gemacht,  da  man  sich  in  einer  Gegend  befand,  wo  die  C'hallenger- 
Expedition  im  Februar  1874  nur  wenige  Grade  weiter  westlich  mühelos  den 
Polarkreis  überschritten  hatte.  Man  wollte  versuchen,  die  Ausdehnung  des 
antarktischen  Landes  auch  in  dieser  Gegend  {zwischen  75  und  80"  ö.  v.  Gr.) 
festzustellen  und  die  Frage  des  Zusammenhanges  zwischen  Wilkes-Land  und 
Kemp-Land  zu  lösen.  Das  neuentdeckte  Kaiser  Wilhelm  II -Land  scheint 
auf  einen  solchen  Zusammenhang  hinzudeuten. 

Alle  Bemühungen  waren  jedoch  vergeblich:  von  schwimmenden  Eis- 
bergen umgeben  eines  Tages  wurden  iqo  gezählt  — ,  in  einer  wild  be- 
wegten See  den  Stürmen  preisgegeben  und  den  Eispressungen  ausgesetzt, 
hatte  das  Schiff  keine  Aussicht,  einen  ruhigen  Zufluchtsort  zu  finden,  der 
allein  eine  Fortsetzung  der  wissenschaftlichen  Arbeiten  ermöglicht  hätte. 
Am  8.  April  1903  wurde  daher  (unter  04-  58'  südl.  Br.  und  ~o°  33'  ö.  L.  v.  Gr.) 
endgültig  die  Heimfahrt  beschlossen. 

Diese  führte  zwischen  der  Heard-lnscl  und  den  Kcrguelen  hindurch,  an 
welcher  Stelle  gerade  ein  furchtbarer  Sturm  wütete.  Am  20.  April  wurde 
auf  St.  Paul  und  am  27.  April  auf  Neu-Amsterdam  angelegt:  dort  gelang 
es,  von  den  in  dieser  Gegend  lebenden  wilden  Rindern  vier  Stück  zu 
erlegen  und  so  die  Speisekarte  durch  ein  lang  entbehrtes  Gericht  zu  bereichern. 

Am  31.  Mai  wurde  Port  Natal  erreicht  und  ein  Telegramm  an  das 
Reichsamt  des  Innern  in  Berlin  abgesandt.  Da  jedoch  in  Port  Natal  die 
Gesundheitsverhältnisse  ungünstig  waren,  wurde  nicht  angelegt,  sondern  bis 
Simonstown  weitergefahren,  wo  man  am  0.  Juni  1003  ankam. 

In  Kiel  sollte  die  »Gauß«  planmäßig  am  I.  Dezember  1«H>3  eintreffen; 
doch  kam  sie  einige  Tage  früher  an.  Am  Vormittage  des  24.  November 
fuhr  das  Schiff  in  die  Elbmündung  bei  Brunsbüttel  ein,  und  am  Abend 
desselben  Tages  legte  es  im  Binnenhafen  von  Holtenau  an.  wo  am  nächsten 
Morgen  die  feierliche  Begrüßung  der  Heimgekehrten  auf  der  Kommando- 
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brücke  der  »Gauß«  stattfand.  Als  Vertreter  des  Staatssekretärs  Grafen 
v.  Posadowsky  hieß  der  Unterstaatssekretär  im  Reichsamt  des  Innern 
Dr.  Hopf  die  Mitglieder  der  Expedition  im  Namen  des  Reichs  herzlich 
willkommen.  Prinz  Heinrich  von  Preußen  ließ  sich  die  einzelnen  Mitglieder 
vorstellen:  der  Kaiser  sandte  ein  Begrüßungstelegramm.  In  Kiel,  wo  die 
»Gauß«  noch  an  demselben  Abend  eintraf,  fand  im  Hotel  Düsternbrook 
eine  von  der  Stadt  veranstaltete  Begrüßungsfeier  statt. 

Von  den  Polarhunden,  die  sich  auf  dem  Schiffe  und  in  dem  Eislager 
von  Kaiser  Wilhelm  II -Land  sehr  vermehrt  hatten,  so  daß  zeitweilig  ihre 
Zahl  über  ioo  betragen  hatte,  wurden  die  meisten  vor  Antritt  der  Heim- 
reise erschossen,  da  ihre  Mitnahme  zu  umständlich  gewesen  wäre.  20  er- 
wachsene und  21  junge  Tiere  wurden  jedoch  mit  heimgebracht. 

Wir  können  diesen  Aufsatz  nicht  besser  schließen  als  mit  einigen  Sätzen 
aus  der  Ansprache,  mit  welcher  Graf  v.  Posadowsky  am  13.  Januar  bei  der 
im  Eingang  erwähnten  Festlichkeit  der  Expedition  gedachte: 

»Der  glückliche  Abschluß  des  Unternehmens,  welches  zu  der  heutigen 
Festsitzung  der  Gesellschaft  für  Erdkunde  Anlaß  gegeben,  wirft  einen  hellen 
Schein  auf  die  Ent Wickelung  unseres  Vaterlandes  in  den  letzten  Jahrzehnten. 
Als  andere  Volker  bereits  großartige  wissenschaftliche  Unternehmungen  zur 
Erforschung  unseres  Erdballs  planten  und  durchführten,  mußten  unsere 
Gelehrten,  nur  auf  die  eigene  Kraft  gestellt,  allein  in  die  Welt  hinaus- 
ziehen, um  auch  Deutschland  seinen  Anteil  an  der  Lösung  bedeutungsvoller 
Aufgaben  auf  dem  Gebiete  der  Erdkunde  zu  sichern.  Das  vom  Reiche 
geplante  und  durchgeführte  Unternehmen  der  Tiefseeforschung  der  »Valdivia« 
und  die  in  gleicher  Weise  vorbereitete  Südpolarreise  der  »Gauß«  sind 
deshalb  vorbildliche  Ereignisse  nicht  nur  in  der  Betätigung  erstarkter 
deutscher  Volkskraft,  sondern  auch  des  allgemeinen  Verständnisses  für  die 
Ehrenpflichten,  die  ein  großes  Volk  im  Wettkampfe  wissenschaftlicher 
Forschung  zu  erfüllen  hat.  .  .  .  Herr  Professor  v.  Drygalski  hat  mit 
ruhiger  Sicherheit  die  ihm  gestellte  Aufgabe  durchgeführt,  und  seine  ge- 
lehrten Begleiter  haben  ihn  in  hingebender  Arbeit  und  freudigem  Forschungs- 
drang unterstützt.  Schiffsführer  und  Mannschaft  haben  in  den  schweren 
Stürmen  des  Südpols,  im  Drange  der  Eispressungen,  in  den  eisigen  Schnee- 
stürmen ihre  Pflicht  tadellos  erfüllt.  Das  Schiff  ist  in  der  von  dem  gelehrten 
Beirat  und  in  Übereinstimmung  mit  dem  gleichzeitigen  Unternehmen  anderer 
Staaten  ihm  angewiesenen  Richtung  so  weit  nach  Süden  vorgedrungen,  als 
es  die  ewigen  Eismassen  gestatteten;  hunderte  von  Kilometern  sind  zur 
weiteren  Erforschung  des  Landes  zu  Schlitten  zurückgelegt,  und  die  nach- 
folgenden wissenschaftlichen  Veröffentlichungen  werden  den  Beweis  liefern, 
inwieweit  durch  die  Arbeiten  des  Unternehmens  unsere  Kenntnisse  auf 
ozeanographischem  Gebiet,  auf  dem  Gebiete  der  Flora  und  Fauna  der 
Südpolargegenden,  unser  Wissen  von  den  magnetischen  Strömungen  der 
Erde  verbessert  und  vertieft  sind.« 
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Verkehr  auf  den  vom  Reiche  subventionierten  Dampferlinien. 

(Nach  der  amtlichen  Statistik  für  1902.; 


1.  Linien  nach  Ostasien  und  Australien. 

a)  Güterverkehr: 

Ost  asiatische  Linie. 


1902 

190t 

Gewicht 

Wert 

Gewicht 

Wert 

t 

M. 

t 

M. 

94  7f>9 

91  292  000 

ioo  563 

88  403  000 

davon  deutscher  Herkunft 

64  04(7 

53  425  000 

ho  ?o8 

44  n-o 

67.6 

58,5 

5°.v  ; 

87 

142  509  ODO 

84  I  5  I 

145  699  OCH) 

davon  für  Deutschland  he- 

40  080 

35  020  000 

41  65O 

29957000 

also  v.  H  

57,0  24.6 

49. 5 

20,6  : 

Gesamtverkehr  der  ostasia- 

181  936 

233  801  000 

184  714 

234  I02  OOO. 

A 

u  s  t  r  a  1  i  s 

che  Linie. 

59059 

39  360  O(X) 

(>3  <V5 

40  322  OOO 

davon  deutscher  Herkunft.  . 

38910 

25  121  000 

47  318 

27  506  OOO 

<>5.9 

63.8 

75 -° 

68,,  : 

70  563 

58  28g  000 

57242 

^8  0^8  OOO 

davon  deutscher  Herkunft.  . 

53  676 

4 1  947  000 

37  500 

22  679  OOO 

76.. 

72,o 

65 -s 

50,6  ; 

Gesamtverkehr   der  austra- 

1 29  622 

97  649  000 

120317 

78  380  000. 

Beide  Linien  zusammen. 

153  «28 

130  652  000 

163  638 

128  725  OOO 

Heimreise  

LS7  730 

2(X)  798  OOO 

141  393 

183  757000 

3ii  558 

33 ■  45o  000 

3«5  °3 1 

3 1 2  482  000; 

außerdem    an  Edelmetallen 

_ 

20  306  000 

20  964  000. 

Danach  zeigt  die  durch  die  Rcichspostdarnpfer  vermittelte  Aus-  und 
Einfuhr  im  Jahre  1902  gegen  das  Vorjahr  eine  Zunahme  um  zusammen 
6527  t  und  18968000  M.  an  Wert.  Dabei  entfallt  auf  die  Ausfuhr  ein 
Rückgang  um  9810  t  in  der  Menge,  dagegen  eine  Steigerung  im  Werte  der 
Waren  um  1  927000  M.,  während  die  Einfuhr  um  16337  t  und  17  041  000  M. 
gegen  das  Vorjahr  zugenommen  hat. 

Der  Verkehr  der  ostasiatischen  Linie  ist  infolge  der  ungünstigen  Geschäfts- 
lage im  ganzen  um  2778  t  und  301  000  M.  an  Wert  hinter  dem  Verkehr 
des  Vorjahrs  zurückgehliehen ;  die  günstige  Gestaltung  des  Gesamtergebnisses 
beruht  auf  der  erheblichen  Zunahme  des  Verkehrs  mit  Australien,  der  ein 
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Mehr  von  9305  t  und  18269000  M.  an  Wert  gegenüber  dem  Verkehr  des 
Vorjahrs  aufweist. 

Die  Zahl  der  Reisen  auf  der  ostasiatischen  Linie  war  ausgehend  und 
heimkommend  26,  wie  im  Vorjahre.  Auf  der  australischen  Linie  fanden 
je  17  Aus-  und  Heimreisen  statt,  während  im  Vorjahre  nur  15  Ausreisen 
und  13  Heimreisen  ausgeführt  worden  waren. 

Von  den  ausgehenden  Gütern  wurden  23,6  v.  H.  des  Gesamtwerts  der 
in  den  europäischen  Häfen  aufgenommenen  Ladung  in  Hamburg,  34,4  v.  H. 
in  Bremerhaven.  2,2  v.  H.  in  Rotterdam,  25,0  v.  H.  in  Antwerpen,  13,5  v.  H. 
in  Genua  und  i,?  v.  H.  in  Neapel  geladen.  Gelöscht  wurden  auf  der  Heim- 
reise in  Neapel  2,1  v.  H.,  in  Genua  43,5  v.  H.,  in  Antwerpen  19,5  v.  H.,  in 
Amsterdam  1,8  v.  H.,  in  Bremerhaven  14,4  v.  H.  und  in  Hamburg  18, ■<  v.  H. 
vom  Gesamtwerte  der  einkommenden  Güter. 


b)  Personenverkehr: 

Ostasiatische  Linie. 


190a 

1901 

Klasse 
1          II  III 

Zu- 
sammen 
Klasse 
I  — III 

Klasse 
1          II  III 

Zu- 
sammen 
Klasse 
I  III 

Heimreise  .  .  . 

4  765    2  790 
4 192,  2581 

2248 
3627 

9812 
10  400*) 

4300    2640  2311 
4  192    2603  4757 

(,251 
II  55^ 

Zusammen  .  . . 

«057'  5  38o  5  875 

20  2  I  2 

8402    5243    7  068 

2«)  803. 

Australische  Linie. 


Heimreise  . . . 

2  048 1  1  Ö40   3  643 

7  331 
"  45° 

1  775    1  419 

3  134 
2  47  ^ 

6328 

Zusammen  .  .  . 

3  773   3  184  1  6830 

13  787 

2  805 1  2  436 

5607 

10  848. 

2.  Deutsch -Ostafrikanische  Linie. 

a)  Güterverkehr: 


Gewicht 
t 

19m 

Wert 
M . 

Gewicht 
t 



1901 

Wert 
HL 

72518 

31  415  000 

58066 

22  9O9OOO 

davon  deutscher  Herkunft.  . 

43  418 

59>9 

14  147  OOO 
45,0 

34  931 

60,1 

IO  508  OOO 

45  .y 

40  1 10 

32  I 58 <  KM  > 

44624 

-'<»<>' '5  f" 

davon  für  Deutschland  be- 
stimmt  

22  627 
46,3 

16  625  000 

51.7 

20424 
45.8 

13  ?3<*  ööd*. 
50,9  '!}; 

121  628 

03  573  000 

102690)  49874000, 

außerdem    an  Edelmetallen 

1  118000 



1  251  000. 

*)  Rückgang  gegen  1901  infolge  Verminderung  der  Truppentransporte. 
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In  beiden  Fahrtrichtungen  hat  also  eine  Steigerung  des  Güterverkehrs 
gegen  das  Vorjahr  stattgefunden,  welche  für  die  Ausreise  14452  t  und 
S  506000  M.,  für  die  Heimreise  4486  t  und  510.3000  M.  betragen  hat. 
Sie  ist  in  erster  Linie  auf  die  vom  1.  Juli  1901  ab  mit  der  vollständigen 
Durchführung  des  neuen  Subventionsvertrags  eingetretene  Vermehrung  der 
Zahl  der  Fahrten  zurückzuführen.  Es  haben  im  ganzen  13  Rundfahrten 
nach  jeder  der  beiden  Richtungen  der  Hauptlinie  und  20  Aus-  und  Heim- 
reisen auf  der  Zwischenlinie  stattgefunden  gegen  35  Ausreisen  und  33  Heim- 
reisen im  Jahre  1901. 

Annähernd  zwei  Drittel  der  ausgehenden  Güter,  nämlich  65. j  v.  H.  vom 
Gesamtwerte  der  Einladungen  in  den  europäischen  Häfen,  wurden  in  Ham- 
burg, nur  0,8  v.  H.  wurden  in  Bremerhaven,  3.0  v.  H.  in  Amsterdam,  6,8  v.  H. 
in  Rotterdam.  6.9  v.  H.  in  Antwerpen.  2,1  v.  H.  in  Leixoes,  8,9  v.  H.  in 
Lissabon,  1,9  v.  H.  in  Marseille  und  3,8  v.  H.  in  Neapel  aufgenommen. 
( ielöscht  wurden  auf  der  Heimreise  in  Neapel  8,-  v.  II.,  in  Marseille  1 1,0  v.  H., 
in  Lissabon  5,2  v.  H..  in  Ylissingcn  1,3  v.  H.,  in  Rotterdam  6.0  v.  H..  in 
Bremerhaven  i.s  v.  H.  und  in  Hamburg  65,4  v.  H.  vom  Gesamtwerte  der 
heimwärts  beförderten  Güter. 

Der  Güterverkehr  verteilte  sich  auf  die  verschiedenen  Linien  wie  folgt: 


Ausreise 
t  M. 

Heimreise 
t  M. 

Insgesamt 
t  M. 

Ostliche  Rund- 

I 

27  283   1 1  364  000 

26  429    9  544  000 
18806  10507000 

4309j  3o,50oo 

19  125  139461x10 
25076  14597000 

31  592  14979000 

45  554  23490000 
44482  25  104000 

Westliche  Rund- 
fahrt   

Zwischenlinie  .  .  . 

72  518  31  415  000 

49  1 10  32  158000 

121  028  63  573000. 

b)  Personenverkehr: 

östliche  Rundfahrt. 


ty02 

I9OI 

Klasse 

Zu- 
sammen 
Klasse 
I  —  III 

I 

Klasse 

Zu- 
sammen 
Klasse 
I  —  III 

I          II     !  III 

Ii  III 

Ausreise  

Heimreise  .  .  . 

I  3 I I    I  299    I  684 

3°3     455  728 

4  294 
I  486 

848 
i(>5 

717  002 
263  923 

2  557 
1  05 1 

Zusammen  .  .  . 

1  614   1  754  2412 

5  780 

1013 

980  1615 

r    3  008. 

Westliche  Rundfahrt. 


656 

1  244 

2  672 

2  CK") 

250 

340 

814 

Heimreise  .  .  . 

1  157 

991 

1  240 

3  388 

5'0 

(  f" 

617 

1  585 

Zusammen  .  .  . 

1813 

1  763 

2  484 

6  060 

728 

705 

.,9(i 

2  300- 

Z  w  i  sehen  1  i  u  i  e. 

Ausreise  

681 

624 

75° 

2  °55 

747 

718 

730 

2  204 

Heimreise  .  .  . 

(M  5 

555 

303 

1  503 

1  389 

1  166 

I  427 

3  070 

Zusammen .  .  . 

1  326 

1  170 

1  143 

3  648 

2  '33 

1  884 

2  166 

6  183. 
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Alle  Linien. 


Ausreise  

Heimreise  . .  . 

2648  2005  3678 
2  105    2001  2361 

9  02 1 
6  467 

1804  1691 
2  070   1  878 

2  080 
2667 

5  575 
6615 

Zusammen  .  .  . 

4753    4690  6039 

1548« 

3874  3  5<>9 

4  747 

12  190. 

Die  Steigerung  des  Reiseverkehrs  ist  in  der  Hauptsache  ebenfalls  auf 
die  Vermehrung  der  Zahl  der  Reisen  mit  der  Durchführung  des  neuen 
Vertrags  zurückzuführen.  Die  im  Jahre  1901  noch  unter  dem  alten  Ver- 
trag ausgeführten  Reisen  sind  der  Zwischenlinie  zugerechnet  worden. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Postfahrräder  in  England.  Durch  eine  im  englischen  Post  Office 
Circular  erlassene  Vertilgung  des  Postmaster  General  sind  vor  einiger  Zeit 
die  Vorschriften  über  die  Behandlung  der  Postfahrräder  neu  geregelt  worden. 
Danach  sollen  die  Ausbesserungen,  die  bisher  unter  der  Aufsicht  des  Engi- 
neering Department  oder  des  Controller  of  Factorics  in  London  stattfanden, 
soweit  irgend  angängig,  am  Standorte  selbst  vorgenommen  werden,  um  »las 
zeitraubende,  kostspielige  und  umständliche  Hin-  und  Hersenden  der  Räder 
zu  vermeiden.  Als  besonders  wünschenswert  wird  bezeichnet,  daß  die 
Ausbesserungen  nicht  jedesmal  einzeln  bezahlt,  sondern  daß  mit  Inhabern 
von  Reparaturwerkstätten  Jahresverträge  abgeschlossen  werden,  wonach  die 
Unternehmer  gegen  eine  Pauschsumme  sämtliche  Instandsetzungsarbeiten  und 
auf  Verlangen  möglichst  auch  die  Gestellung  von  Aushilfsrädern  für  die 
Zeit  der  Instandsetzung  übernehmen.  Zum  Anhalt  für  die  Preisbemessnng 
dient  eine  amtlich  aufgestellte  Normalpreisliste. 

Die  Entscheidung  darüber,  ob  ein  Fahrrad  instand  gesetzt  werden  soll 
oder  nicht,  steht  im  allgcm.  dem  Amt>vorstcher  zu.  Sind  die  Beschädigungen 
jedoch  sehr  schwere,  z.  B.  infolge  eines  Unfalls,  oder  scheint  sich  eine  Aus- 
besserung überhaupt  nicht  mehr  zu  lohnen,  so  ist  dem  Survevor  des  Bezirks 
Bericht  zu  erstatten. 

Damit  die  Postverwaltung  nicht  in  Verlegenheit  gerät,  wenn  an  einem 
Orte  Ersatzfahrzeuge  für  Fahrräder,  die  der  Instandsetzung  bedürfen,  unter 
annehmbaren  Bedingungen  nicht  zu  mieten  sind,  und  damit  von  Zeit  zu  Zeit 
jedes  Fahrrad  auch  ohne  besondere  äußere  Veranlassung  dem  Betrieb  ent- 
zogen und  von  fachmännischer  Seite  gründlich  nachgesehen  werden  kann, 
sollen  in  einzelnen  zentral  gelegenen  größeren  Städten  Lager  von  Aushilfs- 
fahrrädern eingerichtet  werden.  Ob  ein  Ersatzfahrrad  im  einzelnen  Falle  dem 
nächsten  Lager  zu  entnehmen  oder  am  Orte  selbst  zu  mieten  ist,  wird 
hauptsächlich  davon  abhängig  gemacht,  in  welchem  Verhältnisse  die  Be- 
förderungskosten fiir  das  Ersatzrad  zu  dem  am  Orte  verlangten  Mietspreise 
stehen.  Da  sich  der  Mietspreis  für  einen  längeren  Zeitraum  natürlich  teuerer 
stellen  wird  als  die  Beförderungskosten,  so  liegt  für  die  Unternehmer  der 
Instandsetzungsarbeiten  ein  gewisser  Antrieb  vor,  diese  Arbeiten  so  schnell  wie 
möglich  zu  erledigen;  denn  in  diesem  Falle  beziehen  sie  außer  den  Instand- 
setzungskosten auch  die  Miete  für  das  Aushilfsrad.  Ersatzteile,  die  am  Orte 
nicht  in  guter  Beschaffenheit  und  für  angemessenen  Preis  zu  haben  sind,  werden 
mittels  Vcrlangschreibens  vom  Controller  of  Store»  in  London  bezogen. 

Wenn  bei  einem  Amte  eine  Vermehrung  der  Postfahrräder  erforderlich 
wird,    so   ist   die  Lieferung   der   notwendigen  Anzahl   neuer  Räder  beim 
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Controller  of  Stores  zu  beantragen.  Mit  jedem  neuen  Rade  werden  eine 
Laterne,  eine  Signalglocke,  die  zu  kleineren  Ausbesserungen  erforderlichen 
Werkzeuge  und  kleinere  Mengen  an  Leucht-  und  Schmieröl  geliefert.  Da 
die  Fabrikanten  für  ihre  Fahrräder  eine  Garantie  von  12  Monaten  über- 
nommen haben,  wird  den  Amtsvorstehern  besonders  zur  Pflicht  gemacht,  in 
dieser  Zeit  auf  alle  etwa  hervortretenden  Fehler  zu  achten. 

Bei  Ämtern,  wo  nicht  mehr  als  3  oder  4  Räder  in  Gebrauch  sind,  kann 
für  die  Reinigung  und  sorgfältige  Behandlung  I  Shilling  für  die  Woche 
und  für  das  Rad  gezahlt  werden.  Die  betreffenden  Arbeiten  sind  dem 
Fahrpersonal  zu  übertragen ,  dem  die  Vergütung  aber  bei  nachlässiger 
Reinigung  und  unsorgfältiger  Behandlung  der  Fahrzeuge  teilweise  oder  zum 
vollen  Betrag  einbehalten  werden  kann.  Bei  den  anderen  Ämtern  mit  mehr 
als  3  oder  4  Fahrrädern  können  diese  Geschäfte  gegen  eine  besonders  fest- 
zusetzende Entschädigung  auch  einer  oder  mehreren  geeigneten  F'ersonen 
des  übrigen  Dienstpersonals  übertragen  werden. 

Derjenige  Beamte  des  Postamts,  dem  die  Aufsicht  über  das  Bestell-  und 
Fahrpersonal  obliegt,  ist  verpflichtet,  die  Räder  in  regelmäßigen  Zeiträumen 
nachzusehen  und  darüber  dem  Amtsvorsteher  Bericht  zu  erstatten.  Das 
Fahrpersonal  wird  mit  kurzen  gedruckten  Anweisungen  über  die  Behandlung 
des  Rades  und  über  die  Ausführung  der  Reinigungsgeschäfte  und  der 
kleineren  Instandsetzungsarbeiten  versehen. 

Der  Gebrauch  eines  und  desselben  Fahrzeugs  soll  tunlichst  auf  bestimmte 
Personen  beschränkt  bleiben,  die  alsdann  auch  die  Verantwortlichkeit  für 
die  Maschine  tragen. 

Die  Beschäftigung  eines  Unterbeamten  im  Fahrraddienste  gilt  als  eine 
gewisse  Auszeichnung.  Es  wird  deshalb  auch  erwartet,  daß  der  Fahrer  seinen 
Stolz  in  die  tadellose  Beschaffenheit  seines  Fahrzeugs  setzt;  um  diesem 
Zweck  noch  näher  zu  kommen,  soll  von  Zeit  zu  Zeit  über  das  Fahrpcrsonal 
mit  seinen  Rädern  eine  Musterung  abgehalten  werden. 

Über  den  Zustand  der  ihrem  Amte  zugewiesenen  Fahrräder  haben  die 
Amtsvorsteher  dem  Surveyor  des  Bezirks  halbjährlich  zu  berichten. 

Handel  Chinas  über  die  Landesgrenze.  Neben  dem  in  den  ge- 
öffneten chinesischen  Häfen  vor  sich  gehenden  Seehandel  wird  ein  nicht 
unbedeutender  Austausch  von  Waren  zwischen  China  und  den  angrenzenden 
französischen,  englischen  und  russischen  Gebieten  über  die  ausgedehnte 
Landesgrenze  betrieben.  Dem  » Handelsarchiv «  entnehmen  wir  hierzu 
folgendes. 

Der  älteste  und  noch  bis  in  die  neueste  Zeit  wichtigste  Verkehrsweg  von 
Rußland  nach  China  ist  die  über  Kiachta  durch  die  Mongolei  nach  der  Provinz 
Tschili  führende  Karawanenstraße,  die  der  russische  Handel  seit  bald  200  Jahren 
benutzt.  In  den  siebziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  trat  eine  von 
Hankou  ausgehende,  zuerst  den  Hanfluß  entlang,  dann  über  Lantschoufu  in 
Kansu,  Hami.  Barkul  nach  Iii  und  dem  Gouvernement  Semipalatinsk  führende 
Straße  hinzu.  Später  entwickelte  sich  der  Grenzverkehr  über  Kaschgar 
sowie  zwischen  der  Mongolei  und  der  Mandschurei  und  den  angrenzenden 
russischen  Gebieten.  Nach  einem  Berichte  des  chinesischen  Militärgouverneurs 
in  Uliassutai  (Mongolei)  hat  der  russisch-chinesische  Handel  in  der  Mongolei 
so  zugenommen,  daß  von  den  zwei  Stämmen  der  Sannoin-  und  Dzassaktu- 
mongolen  allein  jährlich  3  bis  4  Millionen  Pfund  Kameclhaare  und  Schaf- 
wolle nach  Uliassutai  gebracht  werden.  Von  einem  anderen  Mongolen- 
stamme soll  noch  erheblich  mehr  unmittelbar  nach  Rußland  ausgeführt 
werden.    In  betreff  des  russisch-chinesischen  Landhandels  ist  im  Jahre  iHo(, 
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bestimmt  worden,  daß  ein  Gürtel  von  kki  Li  (i  ehin.  Li  442  in)  Breite 
auf  jeder  Seite  der  Grenze  zollfreies  Gebiet  sein  soll  und  daß  russische 
Kaufleute  in  der  Mongolei  zollfreien  Handel  betreiben  dürfen.  Für  Waren, 
die  von  Rußland  auf  dem  Landweg  in  das  eigentliche  China  gebracht 
werden,  wird  ein  um  ein  Drittel  ermäßigter  Einfuhrzoll  bezahlt.  Chinesische 
Ausfuhrwaren  zahlen  in  China  den  vollen  Ausfuhrzoll. 

Der  Grenzhandel  zwischen  der  Mandschurei  und  Ostsibirien  unterlag  bis 
vor  nicht  langer  Zeit  keinerlei  Besteuerung,  da  die  Einfuhr  nach  Ostsibirien 
zollfrei  war  und  auf  der  chinesischen  Seite  Zollstationen  nicht  bestanden. 
Es  sollen  aus  der  chinesischen  Amurprovinz  jährlich  80000  bis  ioooüo  Stück 
Vieh  über  den  Amur  nach  Blagowestschensk  gebracht  worden  sein;  auch 
im  Nordwesten  der  Mandschurei  soll  ein  Grenzverkehr  mit  Transbaikalien 
über  den  Argun  bestehen.  Sonst  ist  zwischen  Blagowestschen.sk  und  dem 
Zusammenflüsse  von  Argun  und  Schilka  kein  Zeichen  eines  über  den  Amur 
stattfindenden  Handelsverkehrs  bemerkbar,  mit  Ausnahme  vielleicht  de> 
Verkaufs  von  Feuerholz  für  die  auf  dem  Strome  verkehrenden  Dampfer. 
Dagegen  soll  sieh  ein  lebhafter  Handel  zwischen  Kirin  in  der  Mandschurei 
und  den  ostsibirischen  l'rimorskprovinzen  abspielen;  große  Mengen  Weizen 
sollen  aus  den  Tälern  des  Sungari-,  des  Nonni-  und  des  Hulanflusses  heran- 
gebracht werden.  Die  früher  von  Wladiwostok  aus  vor  sich  gehende 
Versorgung  der  nördlichen  und  östlichen  Mandschurei  mit  ausländischen 
Waren  ist  durch  die  im  Jahre  ioam»  erfolgte  Aufhebung  der  Zollfreiheit  in 
Ostsibirien  beeinträchtigt  worden. 

Durch  die  Eröffnung  der  mandschurischen  Bahn  für  den  Güterverkehr 
wird  eine  w  eitere  Verschiebung  des  russisch -chinesischen  Handels  vor  sich 
gehen.  I  )ie  ins  Stocken  geratenen  Verhandlungen  über  die  Verzollung  der 
auf  der  Eisenbahn  die  Grenze  überschreitenden  Waren  sind  noch  nicht 
wieder  aufgenommen  worden.  In  Rußland  sind  chinesische  Waren,  die 
über  die  Landgrenze  eingeführt  werden,  mit  Ausnahme  von  Tee  und  Reis, 
zollfrei. 

Für  den  Landhandel  zwischen  China  und  den  französischen  Gebieten  sind 
die  drei  Grenzortc  Lungtschau,  Mengtze  und  Ssumao  geöffnet.  Die  über 
diese  Plätze  von  China  nach  Tonkin  gebrachten  Waren  sind  in  China 
einem  Zoll  unterworfen,  der  70  v.  H.  des  in  den  Seehäfen  entrichteten 
Ausfuhrzolls  beträgt;  die  von  Tonkin  nach  China  eingeführten  Waren  zahlen 
60  v.  H.  des  in  den  Seehäfen  erhobenen  Einfuhrzolls. 

Der  Landhandel  zwischen  Birma  und  China  spielt  sich  in  den  beiden 
Orten  Ssumao  und  Tengyuch  ab.  Für  diesen  englisch -chinesischen  Grenz- 
verkehr werden  die  vollen  Ein-  und  Ausfuhrzölle  entrichtet.  Für  den 
tibetanisch- indischen  Handel  ist  der  Ort  Yatung  geöffnet,  wo  Zölle  nicht 
erhoben  werden. 

Bedeutung  Beiruts  als  Handelsplatz.  Der  Vorrang  Beiruts  in 
kommerzieller  Beziehung  gegenüber  den  übrigen  Städten  Syriens  besteht 
seit  etwa  vier  Jahrzehnten;  er  datiert  von  der  Zeit,  als  sich  der  alte 
Karawanenverkehr  von  Aleppo  über  Damaskus  nach  Bagdad  und  nach 
Mekka  infolge  der  Eröffnung  des  Suezkauais  mehr  und  mehr  abschwächte. 
Beirut  hat  die  natürlichen  Vorzüge  seiner  Lage  vor  den  sonstigen  Hafen- 
platzen an  der  syrischen  Küste  durch  eine  wesentliche  Verbesserung  der 
Verkehrsmittel  zu  erhoben  gewußt.  Bereits  in  den  Jahren  1857  bis  180^ 
wurde  eine  mite  Fahrstraße  nach  Damaskus  von  einer  französischen  Gesell- 
schaft gebaut  und  ein  regelmäßiger  Dienst  auf  ihr  eingerichtet.  1894  bis  180/) 
wurde,  ebenfalls  von  einer   französischen   Gesellschaft,   die  Eisenbahnlinie 
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Beirut-Damaskus-Hauran  hergestellt  in  einer  Länge  von  248  km.  von  denen 
56  km  als  Zahnradbahn  über  den  Libanon  angelegt  sind.  Von  Rapak  aus, 
einer  Zwischenstation  dieser  Bahn,  ist  i<;o2  die  188  km  lange  Zwciglinic 
nach  Hama  gebaut  worden,  welche  die  Bekäa- Ebene  mit  dem  Meere  ver- 
bindet. Den  Küstenstrich  von  Beirut  bis  Mameltein  an  der  Bai  von 
Dschunie  befährt  die  Libanon-Dampfstraßenbahn,  die  vorläufig  nur  örtlichen 
Interessen  dient,  jedoch  konzessionsgemäß  nördlich  bis  Tripolis  (Syrien)  und 
südlich  bis  Saida  (dem  alten  Sidon)  erweitert  werden  soll.  1893  wurde  ein 
künstlicher  Hafen  in  Beirut  angelegt,  der  im  vorigen  Jahre  durch  ein 
Schienengleis  an  die  Damaskusbahn  angeschlossen  wurde. 

Dieselben  Verkehrsmittel  aber,  die  Beirut  in  die  Höhe  brachten,  scheinen 
gegenwärtig,  wie  in  einer  Veröffentlichung  des  österreichischen  Handels- 
museums  dargelegt  wird,  an  dessen  Niedergange  zu  arbeiten.  Die  Einrich- 
tungen und  der  Betrieb  der  Eisenbahn-  und  Hafenanlagcn  weisen  technische 
und  organisatorische  Mängel  auf,  die  Kosten  für  die  Konzession  und  den 
Bau  stellen  sich  übermäßig  hoch  usw.,  so  daß  angesichts  der  finanziellen 
Schwierigkeiten  eigentlich  keine  der  Unternehmungen  zu  einer  ruhigen  Ent- 
wicklung kommt;  zudem  wird  durch  allzu  hohe  Tarife  der  Verkehr  un- 
günstig beeinflußt. 

Der  Hafen  von  Beirut  ist  vor  allem  zu  klein ,  nicht  gut  gebaut  und 
nicht  genügend  geschützt.  Dabei  wird  der  Schiffsverkehr  durch  hohe  Hafen- 
und  Kaigebühren  belastet.  Tatsächlich  geht  die  Versorgung  anderer  Plätze 
mit  den  großen  Stapelartikeln,  wie  Zucker,  Kaffee,  Reis  usw.,  nicht  mehr 
in  dem  Maße  über  Beirut  wie  früher.  Weiter  fangen  die  übrigen  syrischen 
Plätze  an.  aus  den  neuen  Verkehrsmitteln  Nutzen  zu  ziehen.  Von  Tripolis 
führt  eine  gute  fahrbare  Straße  nach  Horns  und  nach  Hama.  Von  Ladikije 
nach  Hama  geht  ebenfalls  eine  gute  Straße.  Alcxandretta,  der  Hafenplatz 
von  Alcppo,  hat  sich  vollständig  von  Beirut  unabhängig  gemacht.  Eine  un- 
mittelbare Konkurrenz  für  die  französische  Beirut -Damaskusbahn  wird  die 
den  Engländern  zugestandene  kürzere  Bahn  Haifa- Damaskus  sein,  deren 
Bau  bereits  in  Angriff  genommen  ist.  Jaffa  verfügt  über  die  86  km  lange 
Eisenbahn  nach  Jerusalem  und  hat  auch  durch  Ansiedlung  von  Deutschen 
und  Israeliten  einen  bedeutenden  Aufschwung  erfahren. 

Die  Folge  dieser  Verhältnisse  ist  eine  zunehmende  Dezentralisierung  des 
syrischen  Handels  zugunsten  der  erwähnten  kleineren  Hafenplätze,  der  auch 
schon  von  sämtlichen  größeren  Schiffsgesellschaften  Rechnung  getragen 
wird.  Den  Import  und  Export  für  die  syrischen  Plätze  vermitteln  zwar 
immer  noch  die  Kommissionshäuser  in  Beirut,  die  Verschiffungen  erfolgen 
aber  vielfach  direkt;  in  der  Regel  werden  nur  solche  Artikel,  die  in  ge- 
ringeren Mengen  verbraucht  werden  und  eine  reichere  Auswahl  erfordern,  in 
Beirut  gekauft. 

Die  Einfuhr  Beiruts  stellt  sich  auf  etwa  50  bis  60  Millionen  Eres,  pro 
Jahr,  diejenige  der  übrigen  syrischen  Küstenplätze  auf  15  bis  20  Millionen 
Eres.  Die  Ausfuhr  von  Beirut  erreicht  in  guten  Jahren  einen  W  ert  von 
18  Millionen  Eres,  ist  jedoch  in  letzter  Zeit  stark  zurückgegangen;  die 
sonstigen  syrischen  Küstenplätze  exportieren  jährlich  für  12  bis  15  Millionen 
Frcs.  Unter  den  Importländern  steht  England  mit  seinen  alteingeführten 
Massenartikeln  aus  Baumwolle  und  Schafwolle  an  der  Spitze.  Frankreich 
hat  trotz  des  Einflusses,  den  es  seit  der  Expedition  von  1800  in  Syrien 
ausübt,  in  kommerzieller  Hinsicht  erheblich  verloren.  Italien  hat  umgekehrt 
den  Rückgang  seines  Einflusses,  insbesondere  der  italienischen  Sprache, 
durch  Fortschritte  im  Importgeschäft  wettgemacht.  Deutschlands  Einfuhr- 
handel schreitet,  wie  überall  in  der  I^evante,  rüstig  vorwärts.  Österreich 
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sieht  seinen  wichtigsten  Artikel,  den  Zucker,  durch  die  Konkurrenz  Rußlands 
ernstlich  gefährdet.  —  Für  das  Ausfuhrgeschäft  kommen  in  erster  Linie 
Seide  und  Wein  in  Betracht.  Nicht  ohne  Einfluß  auf  die  Außenhandels- 
bewegung ist  die  namentlich  im  Libanon  und  in  Damaskus  verbreitete  Haus- 
industrie, die  sich  speziell  mit  der  Herstellung  von  Seiden-  und  Baumwoll- 
geweben,  von  Leder,  Holzarbeiten,  Seife  usw.  befaßt. 

Erwähnt  sei  noch,  daß  es  dem  Charakter  des  geschäftlichen  Lebens  in 
Beirut  nicht  zum  Vorteil  gereicht,  daß  darin  das  wenig  zuverlässige  arabische 
Element  vorherrschend  ist. 


Eisenbahn  in  Togo.  Dem  Reichstag  ist  neuerdings  der  Entwurf 
eines  Gesetzes,  betreffend  die  Aufnahme  einer  Anleihe  für  das  Schutzgebiet 
Togo  zum  Zwecke  der  Herstellung  einer  Eisenbahn  von  Lome  nach  Palime, 
zugegangen ;  inzwischen  ist  die  Vorlage  —  mit  noch  einem  anderen,  schon  aus 
früherer  Zeit  herrührenden,  in  der  letzten  Legislaturperiode  aber  unerledigt  ge- 
lassenen Gesetzentwurfe  wegen  einer  Eisenbahn  von  Daressalam  nach  Mrogoro 
(vgl.  Archiv  v.  1902  S.  388)  —  an  die  Budgetkommission  verwiesen  worden. 
In  der  Begründung  des  entsprechenden  Entwurfs  wird  darauf  hingewiesen, 
daß,  nachdem  seit  Jahren  in  den  benachbarten  englischen  und  französischen 
Kolonien  (der  Goldküste  und  Dahomey)  der  Bau  von  Eisenbahnen  energisch  in 
Angriff  genommen  sei,  auch  deutscherseits  mit  der  Anlage  einer  Inlandsbahn 
vorgegangen  werden  müsse,  wenn  der  jetzige  günstige  Stand  der  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  des  Schutzgebiets  erhalten  und  weiter  entwickelt  werden 
solle.  Vor  allem  dränge  der  Erfolg,  welchen  die  vom  kolonialwirtschaft- 
lichen Komitee  seit  drei  Jahren  eingeleiteten  Versuche  mit  Baumwollkulturen 
gehabt  haben,  zum  alsbaldigen  Bau  einer  Eisenbahn  von  Lome  nach  Palime 
im  Bezirke  Misahöhe,  da  eine  solche  Bahn  die  unerläßliche  Vorbedingung 
für  eine  rationelle  Weiterentwickelung  und  Ausnutzung  der  Baumwollkultur 
sei.  An  dem  Gedeihen  der  letzteren  aber  habe  nicht  nur  das  Schutzgebiet 
Togo,  sondern  auch  das  Mutterland  selbst  ein  hervorragendes,  national- 
wirtschaftliches Interesse.  Auch  abgesehen  von  diesen  schwer  wiegenden 
Gründen  —  so  heißt  es  weiter  —  rechtfertigt  die  bisherige  Entwickelung 
der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  Togos,  die  zur  finanziellen  Selbständigkeit 
des  Schutzgebiets  geführt  hat,  den  Bau  einer  Inlandsbahn.  Das  Schutzgebiet 
wird,  wenn  nicht  ganz  ungunstige,  außerhalb  jeder  Berechnung  liegende 
Verhältnisse  eintreten,  auf  die  Dauer  in  der  I^age  sein,  seine  Ausgaben 
aus  eigenen  Einnahmen  zu  bestreiten,  ohne  eine  Beihilfe  des  Reichs  in 
Anspruch  zu  nehmen.  Voraussetzung  dieser  Annahme  ist  allerdings,  daß 
die  für  größere  produktive  Anlagen  erforderlichen  Kapitalaufwendungen 
nicht  unmittelbar  aus  den  laufenden  Einnahmen,  sondern  aus  außerordent- 
lichen Mitteln  gedeckt  werden.  Die  finanzielle  Lage  des  Schutzgebiets 
ermöglicht  es.  die  Mittel  zum  Bau  der  Linie  auf  dem  Wege  der  Anleihe 
zu  beschatten,  ohne  daß  es  für  die  Verzinsung  und  Amortisation  eines 
Zuschusses  des  Reichs  bedarf.  Es  sind  alle  Vorbereitungen  getroffen,  um 
im  Einverständnis  mit  den  Interessenten  des  Schutzgebiets  selbst  alsbald 
diejenigen  Zollerhöhungen  eintreten  zu  lassen,  deren  Ergebnis  ausreichen 
wird,  um  Zinsen  und  Amortisation  zu  decken. 

Da  es  sich  um  eine  Bahn  von  122  km  Länge  handelt,  deren  Gesamt- 
kosten bei  einer  Spurweite  von  75  cm  auf  rund  8  Millionen  Mark  ver- 
anschlagt sind,  so  wird  die  Aufnahme  einer  mit  3.5  v.  H.  zu  verzinsenden 
und  binnen  30  Jahren  zu  tilgenden  Anleihe  in  gleicher  Hohe  für  erforderlich 
erachtet. 

BCTUN.     GEDRUCKT  IN  nrit  RKM.HSnKtXKrHH. 
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Krieg  und  Seekabel. 

In  Nr.  23  des  Archivs  von  1903  findet  sich  ein  Aufsatz  »Die  unter- 
seeischen Telegraphenkabel  in  Kriegszeiten«,  worin  der  Gerichts- Assessor 
Dr.  F.  Scholz  in  Berlin  die  gleichnamige  Abhandlung  von  Dr.  Bruno  Kraemer 
einer  ausführlichen  Kritik  unterzogen  und  an  deren  Schluß  er  eine  ein- 
gehende Untersuchung  der  für  die  Unterseekabel  im  Kriegsfall  in  Betracht 
kommenden  Rechtsfragen  in  einer  besonderen  Schrift  in  Aussicht  gestellt 
hat.  Diese  Schrift  liegt  jetzt  unter  dem  Titel  »Krieg  und  Seekabel. 
Eine  völkerrechtliche  Studie  von  Dr.  Franz  Scholz,  Gcrichts- 
Assessor  im  Reichs-Postamt«  (Berlin  1904,  Verlag  von  Franz  Vahlen, 
Preis  4  Mark)  vor. 

In  diesem  Buche  behandelt  der  Verfasser  unter  erschöpfender  Berück- 
sichtigung der  einschlägigen  Literatur  im  weitesten  Sinne  die  Frage,  welchen 
Beeinflussungen  die  unterseeischen  Kabel  im  Kriege  berechtigterweisc  aus- 
gesetzt sind:  eine  Frage,  welche  bereits  im  amerikanisch -spanischen  Kriege 
von  1898  eine  große  Rolle  gespielt  hat  und  die  auch  neuerdings  wiederum 
durch  den  russisch -japanischen  Krieg  in  den  Vordergrund  des  Interesses 
gerückt  ist.  Das  mit  Sachkunde  und  großer  Sorgfalt  abgefaßte  Werk  ver- 
dient umsomehr  Beachtung,  als  es  die  erste  zusammenhängende  Darstellung 
auf  dem  bisher  noch  wenig  erforschten  Gebiete  des  internationalen  Kabel- 
rechts ist.  Dieser  Umstand  rechtfertigt  es,  daß  wir  nachstehend  ausführ- 
licher auf  den  Inhalt  des  Buches  eingehen. 

Wie  der  Verfasser  in  der  Einleitung  dartut,  hat  sich  die  Literatur  bis 
jetzt  lediglich  darauf  beschränkt,  die  Frage  der  Zerschneidung  der  Untersee- 
kabel im  allgemeinen  und  meist  »optativ«  zu  beantworten,  und  zwar  — 
abgesehen  von  der  vorerwähnten  Schrift  des  Dr.  Bruno  Kraemer  —  ohne 
sich  hierbei  in  eine  nähere  juristische  Begründung  einzulassen.    Die  Frage, 
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welche  weiteren  Eingriffe  in  den  Kahelbctricb.  außer  einer  Zerschneidung, 
seitens  der  Kriegsparteien  zulässig  und  seitens  der  Neutralen  vom  Stand- 
punkte der  Neutralität  etwa  geboten  seien,  ist  überhaupt  noch  kaum  be- 
rührt worden. 

Das  Verdienst,  als  Erster  die  kriegsrechtliche  Lage  der  Unterseekabel 
einer,  wenn  auch  noch  nicht  eingehenden  Betrachtung  unterzogen  zu  haben, 
gebührt  dem  früheren  Unterstaatssekretär  im  Reichs-Postamt  Dr.  P.  D.  Fischer 
(vgl.  »Die  Telegraphie  und  das  Völkerrecht«,  Leipzig  1876,  S.  54  bis  60). 
Eingehender  hat  dann  im  Jahre  1879  der  Pariser  Professor  Renault  die 
Frage  behandelt,  dessen  Ausführungen  bis  zum  amerikanisch -spanischen 
Kriege  die  Wissenschaft  —  eine  Praxis  gab  es  noch  nicht  —  beherrscht 
haben.  Die  späteren  Schriftsteller  haben  sämtlich  auf  den  von  Renault  auf- 
gestellten Rechtssätzen  gefußt.  Erwähnenswert  ist  ferner,  daß  auf  seine 
Anregung  das  Institut  de  Droit  International  im  Jahre  1879  der  Frage  des 
Kabelzcrschneidungsrechts  näher  getreten  ist  und  später  auf  der  Brüsseler 
Sitzung  im  Jahre  1902  seine  Rechtsauffassung  über  die  Zerschneidung  von 
Unterseekabeln  im  Kriege  in  dem  bedeutungsvollen  Beschlüsse  vom  23.  Sep- 
tember desselben  Jahres  niedergelegt  hat. 

Der  Gedanke  eines  internationalen  Schutzes  der  Unterseekabel  in 
Kriegszeiten  ist  nur  einmal  in  dem  zwischen  Frankreich,  Brasilien,  Haiti, 
Italien  und  Portugal  zum  Schutze  einer  zu  legenden  transatlantischen  Kabel- 
linie geschlossenen  Staatsvertrage  vom  16.  Mai  1864  zum  Ausdrucke  gebracht 
worden;  nach  Zurückziehung  die>er  Kabelkonzession  im  Jahre  1872  besitzt  der 
Vertrag  indes  nur  noch  historisches  Interesse.  Weitere  Versuche,  die  Unver- 
letzlichkeit der  Unterseekabel  vertragsmäßig  zu  regeln,  sind  später —  jedoch 
ohne  praktischen  Erfolg  —  wiederholt  unternommen  worden ,  so  im  Jahre 
1869  seitens  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  durch  Anregung  einer 
Konferenz,  weiterhin  im  Jahre  1871  auf  der  Telegraphenkonferenz  zu  Rom, 
im  Jahre  1874  auf  der  Brüsseler  Konferenz  zur  Regelung  der  Kriegs- 
gebräuche und  schließlich  auf  den  Pariser  Konferenzen,  welche  den  Inter- 
nationalen Kabelschutzvertrag  vom  14.  März  1884  ins  Leben  riefen. 

Hinsichtlich  der  Praxis  weist  Verfasser  darauf  hin,  daß  vereinzelte 
Fälle  von  Kabelzerschneidungen  zwar  schon  vor  dem  amerikanisch-spanischen 
Kriege  von  1898  vorgekommen  sind.  Doch  sind  diese  Fälle  wenig  auf- 
geklärt; auch  haben  sie  zu  rechtlichen  Erörterungen  ausnahmslos  keine 
Veranlassung  gegeben. 

Im  amerikanisch -spanischen  Kriege  gingen  die  Amerikaner  von  vorn- 
herein darauf  aus.  die  Mittelpunkte  der  kriegerischen  Operationen,  Cuba 
und  die  Philippinen,  vom  Kabelverkehr  abzuschneiden.  Infolgedessen  wurden 
die  betreffenden  amerikanischen  Kabel  in  militärischen  Betrieb  genommen; 
ferner  erging  der  Befehl,  alle  Kabel  an  der  Südküste  Cubas  zu  zerschneiden. 
Gegen  die  im  Laufe  des  Krieges  erfolgten  Kabelzerschneidungen  ist  von 
neutraler  Seite  kein  Widerspruch  und  zwar  auch  nicht  von  England  und 
Frankreich,  deren  Kabelgcsellschaften  durch  jene  Praxis  unmittelbar  ge- 
schädigt worden  waren,  -  erhoben  worden.  Die  betreffenden  neutralen 
Kabelgcsellschaften  haben  vielmehr  lediglich  später  gegen  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  Schadensersatzansprüche  erhoben  und  dies  auch  nur 
hinsichtlich  der  Kosten  der  Kabelinstandsetzungen,  nicht  zugleich  bezüglich 
des  durch  die  Betricbseinstellung  erlittenen  Schadens,  und  ferner  nicht 
aus  rechtlichen,  sondern  allein  aus  Billigkeitsgründen.  Die  amerikanische 
Regierung  hat  sich  bereit  erklärt,  die  Ersatzansprüche  dem  Kongresse  zur 
Genehmigung  zu  unterbreiten:  die  entsprechenden  Gesetze  sind  allerdings 
noch  nicht  verabschiedet. 
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Im  Anschluß  an  die  Darstellung  der  geschichtlichen  Entwicklung  des 
Kabelrechts  in  Theorie  und  Praxis  untersucht  der  Verfasser  in  dem  dogma- 
tischen Teile  seines  Werkes  zunächst  die  Frage,  oh  mangels  einer  vertrags- 
mäßigen Regelung  des  Kabelkriegsrechts  nunmehr  durch  den  amerikanisch- 
spanischen Krieg  eine  Rechtspraxis  geschaffen  worden  ist.  Er  gelangt 
hierbei  zu  der  Folgerung,  daß  nach  dem  Verhalten  der  Staaten  gegenüber 
den  vielfachen  Kabelkontrollen  und  Kabelzerschneidungen  im  letztgenannten 
Kriege  angenommen  werden  müsse,  nach  heutiger,  durch  Übung  betätigter 
internationaler  Rechtsüberzeugung  sei  die  Zerschneidung  der  beim  Feinde 
landenden  Kabel  auf  der  feindlichen  Küste  und  im  feindlichen  Küsten- 
gewässer erlaubt.  Zweifelhaft  bleibe  jedoch  immer  noch,  ob  dieses  Recht 
unbedingt  bestehe  oder  ob  es  durch  besondere  Verhältnisse  gerechtfertigt 
sein  müsse,  z.  B.  durch  den  Zweck  der  Abschneidung  des  feindlichen  Mutter- 
landes vom  Kolonialbesitz  oder  der  Abschneidung  des  tatsächlichen  Kriegs- 
schauplatzes von  der  feindlichen  Zentralkriegsleitung.  Ferner  lasse  sich  aus 
den  Vorgängen  jenes  Krieges  nicht  schließen,  daß  eine  Scheidung  zwischen 
Küstengewässern  und  hoher  See  für  das  Kabclzcrschneidungsrccht  von  Be- 
deutung sei;  diese  Frage  sei  vielmehr  auch  jetzt  noch  orten. 

Verfasser  unterscheidet  folgende  Klassen  der  Kabel: 

1.  ein  Kabel,  welches  nur  Punkte  des  eigenen,  eingreifenden  Staates  mit- 
einander verbindet  (der  Kürze  wegen  »amikalcs  Kabel«  genannt); 

2.  ein  Kabel,  welches  den  eigenen,  eingreifenden  Staat  mit  einem  neutralen 
Staate  verbindet  (»amikal-neutrales  Kabel«  genannt); 

3.  ein  Kabel,  welches  den  eigenen,  eingreifenden  Staat  mit  dem  feind- 
lichen Staate  verbindet  (»amikal-hostiles  Kabel«  genannt); 

4.  ein  Kabel,  welches  Punkte  feindlichen  Gebiets  miteinander  verbindet 
(»hostiles  Kabel«  genannt); 

5.  ein  Kabel,  welches  feindliches  Gebiet  mit  neutralem  Gebiete  verbindet 
(»hostil-neutrales  Kabel«  genannt),  und  endlich 

6.  ein  Kabel,  welches  zwei  Punkte  eines  neutralen  Staates  oder  zwei 
neutrale  Staaten  miteinander  verbindet  (»intcrneutrales  Kabel«  genannt). 

Diese  Einteilung  in  sechs  Klassen  stimmt  mit  der  hergebrachten,  von 
Renault  begründeten  überein,  hält  jedoch  die  einzelnen  Klassen  noch  schärfer 
auseinander. 

Bei  dieser  Klassifizierung  der  Kabel  je  nach  der  typischen  Stellung, 
welche  die  durch  sie  verbundenen  Staaten  im  Kriege  einnehmen  (sogen, 
amikale,  hostile.  neutrale  Stellung),  ist  zu  berücksichtigen,  daß  als  »Kabel« 
immer  nur  die  zwischen  zwei  Landungspunktcu  liegende  Kabelstrecke  in 
Betracht  kommt.  So  äußerlich  dieser  Gesichtspunkt  erscheint,  so  notwendig 
ist  er,  um  feste  Pole  im  Kabelrechte  zu  rinden.  Schließlich  bleibt  zu  be- 
merken, daß  in  der  vorliegenden  Arbeit  unter  »Kabel«  alle  durch  das  Meer 
geführten,  dem  öffentlichen  oder  staatlichen  Nachrichtenverkehr  dienenden 
elektrischen  Leitungen  zu  verstehen  sind ,  also  sowohl  Telegraphen  -  als 
auch  Fernsprechkabel. 

Was  die  im  Kriegsfalle  möglichen  Fingriffe  in  den  Kabelverkehr  an- 
langt, so  unterscheidet  Verfasser  Sperrungen,  Benutzungen  und  Kon- 
trollen des  Kabels.  Diese  Eingriffe  können  auf  dem  eigenen  oder  auf 
dem  feindlichen  Lande  veranlaßt  werden,  und  zwar  entweder  unter  Be- 
schädigung der  Kabelsubstanz  oder  ohne  Beschädigung,  indem  es  genügt, 
daß  ein  Kabelendpunkt  der  sicheren  Verfügung  der  eingreifenden  Partei 
untersteht.  Ist  der  auf  feindlicher  Küste  gelegene  Kahelendpunkt  nicht  in 
unumstrittenem  Besitze  der  okkupierenden  Partei,  so  wird  die  Sperrung  durch 
Zerschncidung  der  Leitung  sowie  durch  Fortnahme  der  Apparate  oder  Zer- 
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Störung  des  Kabelhauses  erfolgen.  Dieselben  Eingriffe  können  aber  auch 
auf  neutralem  Gebiete  von  den  dortigen  Kabelangestellten  bewirkt  werden, 
und  zwar  wird  es  sich  kriegsrechtlich  nur  um  Sperrungen  und  Kontrollen 
handeln.  Seitens  der  Kriegsparteien  sind  außerdem  Eingriffe  aller  Art  — 
Sperrungen,  Benutzungen  und  Kontrollen  des  Kabels  —  auch  im  Meere 
denkbar  und  praktisch.  Der  stärkste  Eingriff,  die  Zerschneidung.  bedeutet 
nur  eine  Kabelsperre;  daneben  läßt  er  sich  unter  den  Gesichtspunkt  der 
Beschlagnahme  bringen. 

In  einer  sorgfältigen  Untersuchung  stellt  Verfasser  eine  neue  Theorie  — 
Theorie  des  Kabelterritoriums  (»Territorialtheorie«)  —  auf,  wonach 
die  Kabel  als  Zubehör  oder  Fortsetzung  des  Landgebiets  angesehen  werden, 
und  zwar  auch  dann,  wenn  sie  die  hohe  See  kreuzen,  während  man  die 
Kabel  bisher  in  rechtlicher  Beziehung  den  Schiffen  auf  dem  Meere  analog 
behandelte  (»Schiffstheorie«).  Im  Hinblick  auf  die  letztgenannte  Meinung 
prüft  Verfasser  im  Gange  der  Untersuchung  die  Rechtslage  der  Kabel  auch 
vom  Standpunkte  der  »Schiffstheorie«.  Er  geht  dabei  auch  besonders  auf 
das  Seebeuterecht  ein,  nach  welchem  feindliche  Schiffe  der  Wegnahme 
durch  den  Gegner  unterliegen. 

Nach  einer  kurzen  Ubersicht  der  ferner  maßgebenden  rechtlichen  Gesichts- 
punkte erörtert  Verfasser  in  ausführlicher  Weise  die  verschiedenen  Fälle  von 
Beeinflussungen  des  Verkehrs  bei  den  einzelnen  vorgenannten  sechs  Kabel- 
klassen. Er  unterscheidet  hier  zunächst  die  »Eingriffe  kraft  völker- 
rechtlicher Souveränität«,  d.h.  die  Eingriffsrechte,  die  sich  aus  der 
Staatssouveränität  auf  die  bei  dem  Staate  selbst  landenden  Kabel  ergeben 
(»amikale«,  »amikal-ncutrale«,  »amikal-hostilc«  Kabel).  Dann  behandelt  er  die 
»Eingriffe  kraft  Kriegsrechts«.  Er  geht  hier  des  näheren  auf  das  »inter- 
neutrale« Kabel  ein,  das  man  in  der  Literatur  bisher  einstimmig  als  unver- 
letzlich angesehen  hat.  Der  Verfasser  kommt  zwar  zu  demselben  Ergebnisse, 
findet  dabei  aber  vom  Standpunkte  der  »Schiffstheorie«  außerordentliche 
Schwierigkeiten,  während  die  Unverletzbarkeit  vom  Standpunkte  der  »Terri- 
torialtheorie« sich  ohne  weiteres  ergehe. 

Schließlich  gelangt  er  zu  dem  praktisch  bedeutungsvollsten  und  theoretisch 
schwierigsten  Falle  des  Zerschneidungsrechts.  nämlich  zum  »hostil-neutralen« 
Kabel.  Während  seit  dem  amerikanisch-spanischen  Kriege  die  Rechtsmeinung 
herrschend  ist,  daß  die  Zerschneidung  des  sogen,  hostil-neutralen  Kabels 
wohl  im  feindlichen  Küstenmeere  gerechtfertigt,  dagegen  auf  hoher  See 
unzulässig  sei,  verficht  Verfasser  mit  Entschiedenheit  die  Auffassung,  daß  ein 
solcher  Eingriff  sowohl  nach  der  Theorie  des  Kabelterritoriums  als  auch  nach 
der  Schiffstheorie  überall,  also  auch  auf  hoher  See,  —  mit  der  selbstverständ- 
lichen Ausnahme  neutralen  Küstengebiets  —  erlaubt  sei.  Die  entscheidende 
Rechtsgrundlage  ist  nach  seiner  Ansicht  das  Kriegskontrebanderecht. 
Nicht  nur  das  Recht,  feindliche  Kriegstelegramme,  die  auf  dem  Kabel 
vermutet  werden  müßten,  abzuschneiden,  rechtfertige  diese  Handlung, 
sondern  auch  der  vom  Verfasser  als  maßgebend  und  allein  richtig  an- 
gesehene Standpunkt,  die  Kabel  selbst  als  Kriegskontrebande  (Kriegsmittel) 
zu  behandeln,  welcher  Grundsatz  hinsichtlich  der  Landtelegraphen  längst 
anerkannt  sei. 

Erwähnung  verdient  endlich,  daß  Verfasser  sich  als  Erster  in  der  Literatur 
der  Aufgabe  unterzogen  hat.  die  Frage  des  Schadensersatzes  für  Zer- 
schneidungen oder  sonstige  Unterbrechungen  von  Kabelleitungen  durch 
Kriegsparteien  zu  erforschen,  und  zwar  ebenfalls  nach  beiden  vorgenannten 
Theorien.  Es  würde  hier  zu  weit  führen,  näher  auf  die  wohldurchdachten 
Darlegungen  im  dogmatischen  Teile  des  Werkes,   worin   kaum   eine  ein- 
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schlägige  Frage  des  Kriegsrechts  unerörtert  bleibt,  einzugehen.  Es  wird 
genügen,  wenn  wir  hier  die  am  Schlüsse  des  Buches  vom  Verfasser  in 
Form  von  Rechtssätzen  niedergelegten  Ergebnisse  wörtlich  wiedergeben: 

»I.  Ein  Kabel ,  welches  zwei  neutrale  Staaten  oder  zwei  Punkte  eines 
neutralen  Staates  miteinander  verbindet,  ist  unverletzlich. 

II.  Im  Land-  und  Seegebiet  eines  neutralen  oder  neutralisierten  Staates 
ist  ein  Eingriff  in  den  Kabelbetrieb  ausgeschlossen. 

III.  Abgesehen  von  den  Fällen  zu  I  und  II  kann  jedes  Kabel  ohne 
örtliche  Beschränkung  von  einer  Kriegspartei  kontrolliert,  zerschnitten,  be- 
nutzt oder  sonstwie  im  Verkehr  beeinträchtigt  werden.  Ein  Kabel,  welches 
das  Gebiet  einer  der  beiden  Kriegsparteien  mit  neutralem  verbindet,  darf 
jedoch  von  einer  Kriegspartei  im  Meere  nur  dann  beschädigt  werden,  wenn 
sie  einen  solchen  Eingriff  im  Interesse  des  Angriffs  oder  der  Verteidigung 
mit  Grund  für  notwendig  halten  kann. 

IV.  Eine  Pflicht  der  Wiederherstellung  eines  nach  Ziffer  III  zerschnittenen 
oder  sonstwie  beschädigten  Kabels  seitens  der  schädigenden  Kriegspartei 
besteht  völkerrechtlich  nur  in  folgenden  Fällen: 

1.  wenn  das  beschädigte  Kabel  ein  solches  ist,  welches  das  Land- 
gebiet der  schädigenden  Kriegspartei  mit  neutralem  Gebiete  ver- 
bindet, und  der  Kabelbetrieb  fortgesetzt  werden  soll; 

2.  wenn  das  im  Meere  beschädigte  Kabel  ein  solches  ist,  welches  das 
Landgebiet  der  feindlichen  Kriegspartei  mit  neutralem  Gebiete  ver- 
bindet und  der  neutrale  Staat  vor  der  Beschädigung  entweder  das 
Kabel  außer  Betrieb  gesetzt  und  Gewähr  dafür  übernommen  hatte, 
daß  das  Kabel  während  der  Dauer  der  Feindseligkeiten  außer  Betrieb 
bleibt,  oder  diese  Gewähr  übernommen  hätte,  wenn  er  von  der 
schädigenden  Kriegspartei  rechtzeitig  dazu  aufgefordert  worden 
wäre.  Eine  Wiederherstellungspflicht  besteht  jedoch  nicht,  wenn 
das  beschädigte  Kabel  feindliches  Staatseigentum  ist,  oder  wenn  die 
Einholung  der  Erklärung  des  neutralen  Staates  nicht  rechtzeitig 
erfolgen  konnte,  um  einer  erheblichen  Gefährdung  der  Kriegsführung 
vorzubeugen. 

V.  Hat  eine  Kriegspartei  ein  Kabel,  welches  feindliche  Gebiete  mit- 
einander oder  feindliches  Gebiet  mit  neutralem  verbindet,  in  regelmäßigen 
Betrieb  genommen  und  aus  dem  Betriebe  Gebühren  vereinnahmt,  so  sind 
diese,  abzüglich  der  nützlich  aufgewendeten  Betriebskosten,  auf  Grund 
ordnungsmäßiger  Rechnungsführung  an  den  Einnahmeberechtigten  abzuführen. 
Eine  Erstattung  an  den  feindlichen  Staat  findet  jedoch  nicht  statt. 

VI.  Abgesehen  von  den  Fällen  zu  IV  und  V  besteht  eine  völkerrecht- 
liche Schadensersatzpflicht  derjenigen  Kriegspartei,  welche  in  den  Kabelbetrieb 
eingegriffen  hat,  nicht. 

VII.  Kabelmaterial  kann  zur  See  als  Kriegskontrebande  weggenommen 
werden,  wenn  es  zur  Herstellung  einer  nicht-privaten  Zwecken  dienenden 
Kabelverbindung  zwischen  Punkten  des  feindlichen  Staatsgebiets  oder  zwischen 
feindlichem  und  neutralem  Staatsgebiete  bestimmt  ist. 

Als  Kriegskontrebande  gelten  auch  die  zum  Aufsuchen,  Aufwinden, 
Zerschneiden  und  Wiederherstellen  von  Kabeln  bestimmten  Gerätschaften 
und  Vorrichtungen,  wenn  nach  Lage  des  Falles  anzunehmen  ist,  daß  sie  zur 
Wiederherstellung  von  Kabeln,  die  nach  Ziffer  III  zerschnitten  sind,  oder 
zur  Zerschneidung  von  Kabeln  bestimmt  sind. 

VIII.  Schiffe,  welche  darauf  ausgehen,  ein  von  einer  Kriegspartei 
gerechtfertigterweise  unterbrochenes  Kabel  gegen  deren  Willen  auszubessern, 
können  als  Prise  aufgebracht  werden. 
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IX.  Auf  der  feindlichen  Küste  sind  Kabelhäuser  und  sonstige  Baulich- 
keiten und  Sachen,  die  zum  Schutze  und  zur  Unterhaltung  der  Kabelanlagen 
dienen,  Gegenstand  rechtmäßigen  Angriffs. 

X.  Es  ist  mit  den  Pflichten  eines  neutralen  Staates  nicht  vereinbar,  auf 
seinem  Staatsgebiete  die  Landung  eines  Kabels  zu  gestatten,  das  von  dem 
Landgebiet  eines  der  beiden  kriegführenden  Staaten  ausgehen  soll. 

XI.  Ein  neutraler  Staat  ist  verpflichtet,  mit  Sorgfalt  darüber  zu  wachen, 
daß  auf  den  seiner  Verwaltung  unterstehenden  Telegraphenleitungen  Kriegs- 
depeschen, soweit  sie  als  völkerrechtlich  verbotene  Transporte  anzusehen 
sind,  nicht  befördert  werden,  falls  er  nach  Lage  der  örtlichen  Verhältnisse 
erwarten  muß,  daß  seine  Leitungen  für  diese  Depeschen  benutzt  werden. 
Eine  Pflicht  zur  Zurückweisung  von  Privatdepeschen  in  Geheimschrift  be- 
steht im  allgemeinen  nicht.  Neutrale  Staatsdepeschen  einer  Zensur  zu 
unterziehen,  ist  ein  anderer  neutraler  Staat  kraft  seiner  Neutralität  weder 
berechtigt  noch  verpflichtet. 

Ist  ein  Kabel,  welches  das  Gebiet  einer  Kriegspartei  mit  neutralem  ver- 
bindet, in  feindliche  Gewalt  geraten,  so  ist  der  neutrale  Staat,  falls  er  den 
Kabelbetrieb  fortbestehen  läßt,  verpflichtet,  eine  über  die  Vorschrift  des 
Abs.  1  hinausgehende  Zensur  derart  einzurichten,  daß  Privatdepeschen  in 
Geheimschrift  zurückgewiesen  werden.  Er  ist  auch  verpflichtet,  bei  der  etwa 
beteiligten  Kabelgesellschaft  auf  die  Einführung  dieser  Zensur  hinzuwirken«. 

Wie  schon  aus  vorstehendem  hervorgeht,  hat  Verfasser,  der  übrigens 
bereits  früher  auf  dem  Gebiete  des  Völkerrechts  hervorgetreten  ist,  die  noch 
dürftige  Kabelrechtsliteratur  mit  einem  Werke  bereichert,  dem  sicherlich 
unsere  Leser  mit  Rücksicht  auf  seinen  reichhaltigen  Inhalt  und  die  darin 
gebotene  umfassende  wissenschaftliche  Erörterung  wichtiger  einschlägiger 
Rechtsfragen  besonderes  Interesse  entgegenbringen  werden. 


Aus  Nauticus'  Jahrbuche  für  1903. 

Im  Verlage  von  Ernst  Siegfried  Mittler  &  Sohn  in  Berlin  ist  in  der 
zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahres  der  fünfte  lahrgang  des  »Jahrbuchs 
für  Deutschlands  Seeinteressen«  von  Nauticus  erschienen.  Wir 
haben  schon  früher  diesen  zeitgemäßen  Veröffentlichungen  unsere  Auf- 
merksamkeit zugewendet  und  sind  erfreut,  auch  in  dem  neuen  Jahrgang 
eine  Fidle  anregenden  und  belehrenden  Stoffes  zu  finden.  Der  Verfasser 
will,  wie  er  sagt,  alljährlich  eine  abgerundete  Übersicht  über  die  Fragen 
geben,  welche  die  Grundlagen  unserer  gesamten  Seemachtsentwickelung 
berühren.  Sein  Werk  soll  sich  zu  einer  kritischen  Jahresumschau  auf 
den  Gebieten  kriegsmaritimen,  politisch-wirtschaftlichen  und  technischen  Fort- 
schritts weiter  entwickeln. 

Wir  finden  in  dem  mit  einer  Anzahl  guter  Illustrationen  ausgestatteten 
Jahrgang  1003  zuerst  Abhandlungen  über  die  deutsche  Kriegsmarine  1902/03, 
über  die  Fortschritte  fremder  Kriegsmarinen,  über  Artillerie  und  Panzer 
(worin  der  Wettkampf  zwischen  Geschütz  und  Schiffspanzer  geschildert  sind 
und  deren  Aufgaben  im  einzelnen  dargelegt  werden),  ferner  Aufsätze  mit  den 
Uberschriften  »Weltpolitik  und  Seemacht«,  »ein  Jahr  des  Fortschritts  in 
China«  und  »die  überseeische  Kolonisation  der  germanischen  Völker  im 
Mittelalter«.  Der  zweite  Teil  enthält  Aufsätze  wirtschaftlichen  und  technischen 
Inhalts  mit   den   Überschriften    »die  neuesten  Fortschritte  der  deutschen 
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Handelsmarine«,  »die  amerikanische  Handelsmarine  und  der  Morgan-Trust«, 
»die  Entwickelung  der  englischen  Handelsmarine  in  den  letzten  Jahren«, 
»die  Entwickelung  der  französischen  Handelsmarine  in  den  letzten  Jahren«, 
»die  wirtschaftlichen  Interessen  Deutschlands  in  Südamerika« ,  »die  Ent- 
wickelung der  modernen  VVerftbetriebe  in  technischer  und  wirtschaftlicher 
Beziehung«  und  »die  Verwendung  flüssiger  Brennstoffe  für  den  Schiffs- 
betrieb«. Der  dritte  Teil  enthält  statistische  Angaben  und  Verzeichnisse, 
unter  denen  eine  Ubersicht  des  schwimmenden  Materials  der  größeren  See- 
mächte den  breitesten  Raum  einnimmt. 

Die  vorstehende  Inhaltsangabe  laßt  die  Vielseitigkeit  des  Jahrbuchs 
erkennen;  die  nachstehenden  kurzen  Abrisse  einiger  der  namhaft  gemachten 
Aufsätze  werden  unsere  Leser  auch  mit  dem  behandelten  Stoffe  selbst  näher 
bekannt  machen. 

Weltpolitik  und  Seemacht. 

Mit  beredten  Worten  wird  unter  dieser  Uberschrift  gezeigt,  wie  unum- 
gänglich notwendig  für  Deutschland  unter  den  heutigen  politischen  und 
Wirtschaftsverhältnissen  eine  starke  Flotte  ist  und  welche  Gefahren  für 
unser  Land  darin  liegen,  daß  seine  Streitkräfte  zur  See  durch  andere  Groß- 
mächte mehr  und  mehr  überflügelt  werden.  Durch  die  starke  Zunahme 
seiner  Bevölkerung  (jährlich  mehr  als  800000  Seelen  Uberschuß  der  Geburten 
über  die  Sterbefälle)  ist  Deutschland  längst  dazu  gezwungen  worden,  für 
einen  großen  Teil  seiner  Arbeitskräfte  immer  neue  Absatzgebiete  im  Aus- 
lande zu  suchen,  seine  Kapitalien  in  fremden  Unternehmungen,  Bahnen, 
Fabriken  usw.  fruchtbringend  anzulegen  und  seine  Schiffahrt  auf  den  ganzen 
Erdball  auszudehnen. 

In  den  letzten  10  bis  12  Jahren  ist  Deutschlands  auswärtiger  Handel  der 
Menge  nach  von  50  auf  80  Millionen  Tonnen,  dem  Werte  nach  von  8  auf 
ii'/j  Milliarden  Mark  gestiegen;  davon  sind  zwei  Drittel  Seehandel.  Unsere 
Reederei  ist  dem  Tonnengchaltc  nach  die  zweitgrößte  der  Welt.  Als  Stütz- 
punkte unseres  Weltverkehrs  wurden  Kolonien  gegründet ,  die  Deutschland 
für  sein  internationales  Ansehen,  seine  Schiffahrt,  seine  wirtschaftliche  Ent- 
wickelung nicht  entbehren  konnte  und  die  im  Verhältnisse  zu  den  kolonialen 
Unternehmungen  anderer  Mächte  sich  immerhin  in  bescheidenen  Grenzen 
gehalten  haben.  Deutschland  wurde  durch  die  Macht  der  Verhältnisse  in  die 
Weltpolitik  hineingeführt  und  zur  Verstärkung  seiner  Machtmittel  zur  See  ge- 
zwungen. In  allen  Teilen  der  Welt  sind  deutsche  Interessen  in  erheblichem 
Umfange  vertreten,  denn  das  Deutsche  Reich  ist  ein  Weltreich,  ein  Welt- 
handelsstaat geworden.  Ein  solcher  Staat  aber  ist  ohne  große  und  starke  Flotte 
nicht  denkbar,  wenn  er  nicht  Gefahr  laufen  will,  von  seinen  Mitbewerbern 
auf  dem  Weltmarkt  als  Null  angesehen  und  beiseite  geschoben  zu  werden. 

Diese  Weltmachtstellung  Deutschlands  hat  auch  für  unser  inneres  Wirt- 
schaftsleben eine  größere  Bedeutung,  als  mancher  denkt.  Sie  wirkt  aus- 
gleichend auf  dem  Arbeitsmarkt,  ebenso  wie  z.  B.  die  Preise  des  Welt- 
getreidehandels ausgleichend  auf  die  Preise  des  inländischen  Getreidemarktes 
wirken.  Nauticus  schreibt  darüber:  »Unser  Außenhandel,  der  unsere  Stellung 
auf  dem  Weltmarkte  ziffernmäßig  am  deutlichsten  erkennen  läßt,  war  in 
dem  Jahrfünft  eines  unvergleichlichen  wirtschaftlichen  Aufschwunges  gewaltig 
gestiegen.  Noch  im  Jahre  1895  umfaßte  der  deutsche  Spezialhandel  (in 
runden  Zahlen)  nur  56,1  Millionen  Tonnen  im  Werte  von  7,7  Milliarden  Mark; 
1896  schwoll  er  schon  auf  62,3  Millionen  Tonnen  mit  einem  Werte  von 
8,3  Milliarden  Mark  an,  und  diese  Steigerung  dauerte  ununterbrochen  bis  1900 
fort,  wo  die  Statistik  in  Ein-  und  Ausfuhr  78,6  Millionen  Tonnen  mit 
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10,8  Milliarden  Mark  Wert  verzeichnet.  Dann  brach  die  Krisis  herein,  die 
Jahre  1901  und  1902  standen  unter  einem  schweren  wirtschaftlichen  Drucke, 
der  Handel  und  Wandel  lähmte.  Im  Außenhandel  gingen  trotzdem  Wert 
und  Umfang  der  Ein-  und  Ausfuhr  nur  wenig  zurück:  1901  belief  sich  der 
Spezialhandel  auf  76,6  Millionen  Tonnen,  der  Wert  auf  10,3  Milliarden  Mark, 
1902  ging  der  Wert  schon  wieder  auf  10,6  Milliarden  Mark  hinauf,  und  die 
Zahlen  für  das  erste  Vierteljahr  1903  weisen  gegen  den  entsprechenden 
Zeitraum  der  beiden  Vorjahre  eine  sehr  beträchtliche  Steigerung  auf,  nämlich 
um  3  Millionen  Tonnen  und  250  Millionen  Mark.  Hiernach  darf  man  be- 
stimmt sagen:  Wenn  der  Druck  auf  dem  heimischen  Markte  nicht  noch 
schwerer  empfunden  wurde  und  wenn  die  Periode  der  Stagnation  überwunden 
zu  sein  scheint,  dann  ist  das  ein  Verdienst  unseres  Welthandels.  Um  ihre 
Tätigkeit  nicht  einzustellen  oder  doch  auf  ein  Minimum  zu  beschränken, 
um  ihren  Millionen  Arbeitern  auch  in  ungünstigster  Zeit  Arbeit  und  Verdienst 
zu  geben,  hat  die  deutsche  Industrie  in  jenen  schweren  Zeiten  der  Depression 
den  Weltmarkt  mit  größter  Energie  zu  behaupten  versucht.  Dorthin  gingen 
die  Warenmassen,  die  im  Inlande  nicht  Aufnahme  fanden,  und  von  dort 
wurden  die  Rohstoffe  bezogen,  die  der  Arbeiterschaft  Beschäftigung  und 
Brot  gewährten.  In  diesen  Jahren  des  Niederganges  hat  sich  der  Welthandel 
Deutschlands  geradezu  als  rettender  Schutz  gegen  die  Verkümmerung  des 
nationalen  Wirtschaftslebens  bewährt.« 

In  ähnlicher  Weise  haben  auch  die  deutschen  Schiffahrtsgesellschaften 
mit  erheblichen  Opfern  in  den  ungünstigen  Jahren  1901  und  1902  ihren 
Betrieb  aufrecht  erhalten. 

Ist  hiernach  der  Seehandel  entschieden  eine  Lebensfrage  für  Deutschland 
geworden,  so  muß  auch  Vorsorge  getroffen  werden,  daß  er  nicht  von 
anderen  Mächten  unterbunden  werden  kann.  Wir  sehen,  welche  Anstrengungen 
besonders  England,  Frankreich  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
machen,  ihre  Kriegsmacht  zur  See  zu  verstärken.  In  diesen  Ländern  hat 
das  ganze  Volk  die  ausschlaggebende  Bedeutung  der  Seemacht  für  die 
W:eltpolitik  und  den  Welthandel  voll  erfaßt,  während  in  Deutschland  noch 
weiten  Schichten  der  Bevölkerung  diese  Erkenntnis  verschlossen  ist. 

Ein  Jahr  des  Fortschritts  in  China. 

Seitdem  China  in  etwas  unsanfter  Weise  aus  seinem  tausendjährigen 
Schlafe  aufgerüttelt  worden  ist ,  wächst  die  Zahl  einsichtsvoller  Chinesen, 
die  für  die  Überlegenheit  der  westlichen  Kultur  und  für  die  Notwendigkeit 
ihrer  Einführung  in  China  das  richtige  Verständnis  haben.  Damit  wird  die 
Erschließung  des  Riesenreichs  sehr  gefördert,  und  im  Zusammenhange  damit 
wachsen  die  wirtschaftlichen  Vorteile,  die  für  die  beteiligten  Staaten  mit 
dieser  Aufschließung  verbunden  sind.  Deutschland  kann  sich  Glück  wünschen, 
daß  es  in  der  wertvollen,  dicht  bevölkerten  Provinz  Schantung  seinen  »Platz 
an  der  Sonne«  erhalten  hat,  daß  es  in  Schanghai  und  anderen  wichtigen 
Orten  des  Reiches  der  Mitte  neben  den  alten  Kolonialmächten  Europas  in 
würdiger  Weise  vertreten  ist.  Fassen  wir  die  jüngsten  Fortschritte  Chinas 
näher  ins  Auge. 

Die  wichtigste  Umgestaltung  betrifft  das  Erziehungssystem  und  die  großen 
Staatsprüfungen,  aus  denen  die  Anwärter  für  die  öffentlichen  Ämter  hervor- 
gehen. »Fremde  Bildung  ohne  das  Christentum,  aus  der  sie  hervorgegangen 
ist«,  so  lautet  nach  Nauticus  die  Losung  der  chinesischen  Reformatoren, 
als  deren  Hauptvertreter  Tschang-Po-hi  —  abgesehen  von  dem  wenig  hervor- 
tretenden, aber  anerkannt  reformfreundlichen  Kaiser  Kuang-sü  —  genannt 
wird.     Man  sucht,  soweit  es  sich  um  Staatsinstitute  handelt,  jeden  nach 
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religiöser  Propaganda  schmeckenden  Einfluß  von  der  Jugend  fernzuhalten; 
dafür  sind  fremde  Vertreter  der  weltlichen  Wissenschaften  neuerdings  auf 
verschiedene  hervorragende  Posten  des  chinesischen  Bildungswesens  berufen 
worden.  Natürlich  kann  man  nicht  verlangen,  daß  in  China  Gymnasien  und 
Universitäten  aus  dem  Boden  wachsen  (die  vorhandenen  Anstalten,  die  diesen 
Namen  führen,  besitzen  nur  eine  entfernte  Ähnlichkeit  mit  unseren  höheren 
Lehranstalten);  aber  schon  der  Umstand,  daß  im  chinesischen  Schulwesen 
ein  anderer  Wind  zu  wehen  anfangt,  ist  ermutigend.  Von  größter  Wichtig- 
keit wird  der  auf  der  Pekinger  Universität  zur  Entwickelung  gelangende 
Geist  sein.  Denn  da  nach  einem  Edikt  vom  I.  Dezember  1902  zur  Erlangung 
einer  Staatsanstelluug  jetzt  ein  längerer  Besuch  dieser  Anstalt  erforderlich 
ist,  so  ergibt  sich  daraus  ihr  Einfluß  auf  die  Beamtenklassen  künftiger  Ge- 
schlechter von  selbst. 

Voraussichtlich  werden  die  Japaner,  die  anscheinend  das  chinesische  Reich 
als  ihr  natürliches  Ausbeutungsobjekt  betrachten,  vermöge  ihrer  Vertrautheit 
mit  der  chinesischen  Geschichte  und  Literatur  und  wegen  ihrer  nahen 
Nachbarschaft  den  Hauptteil  der  Lehrkräfte  stellen.  Schon  jetzt  sind  in 
zahlreichen  chinesischen  Schulen  Japaner  tätig;  auch  einige  der  einfluß- 
reichsten Ratgeber  in  Regierungsangelegenheiten  sind  aus  Japan  berufen 
worden.  Nach  Japan  hat  China  in  den  letzten  Jahren  ganze  Scharen  seiner 
Söhne  geschickt,  damit  diese  in  dem  jungen  Kulturlande  die  fremden  Wissen- 
schaften kennen  lernen. 

Daß  es  China  mit  der  Aneignung  dieser  Wissenschaften  wirklich  Ernst 
ist,  geht  aus  den  Anforderungen  hervor,  die  jetzt  vielfach  bei  den  Staats- 
prüfungen gestellt  werden.  Wenn  z.  B.  in  Tsinanfu,  der  Hauptstadt  von 
Schantung,  wo  sich  über  10 000  Studenten  zur  Prüfung  gemeldet  hatten, 
im  vergangenen  Jahre  Aufgaben  wie  »Über  die  V  orteile  des  Eisenbahnbaues 
in  Schantung«.  »Der  Wert  der  Chemie  für  den  Ackerbau«  gestellt  wurden, 
so  übertrifft  dies  alle  Erwartungen,  die  man  noch  vor  wenigen  Jahren  hegen 
konnte.  Freilich  wird  vorläufig  nur  ein  sehr  kleiner  Teil  der  Prüflinge 
solchen  Aufgaben  auch  nur  annähernd  gewachsen  sein. 

Dem  plötzlich  erwachten  Reform-  und  Bildungseifer  der  Chinesen  ent- 
spricht auch  die  große  Zahl  der  Zeitungen,  die  allerorten  im  Reiche  der 
Mitte  entstehen.  Wenn  diese  in  chinesischer  Sprache  geschriebenen  Zeitungen 
in  ihrer  Berichterstattung  auch  nicht  gerade  sehr  zuverlässig  sein  mögen, 
so  werden  sie  doch  alsbald  immer  mächtigere  Faktoren  im  öffentlichen 
Leben  Chinas  bilden  und  namentlich  durch  die  von  der  Reformpartei  aus- 
gehenden Leitartikel  aufklärend  wirken. 

Auch  im  Hofleben  hat  ein  freierer  Verkehr  Platz  gegriffen.  Die  Kaiserin- 
Witwe  empfängt  nicht  selten  die  Damen  der  Gesandtschaft  und  hat  zu  diesem 
Zweck  besondere  Dolmetscherinnen  angestellt.  Die  Prinzen  und  die  großen 
Mandarine  des  Hofes  befleißigen  sieb  im  geselligen  Verkehr  mit  den  fremden 
Gesandten  freierer  Verkehrsformen,  was  nicht  ohne  Einfluß  auf  das  ganze 
gesellschaftliche  Leben  der  Chinesen  geblieben  ist. 

Welche  Fortschritte  der  Bahnbau  in  China  gemacht  hat.  wird  unsern 
Lesern  aus  den  Zeitungen  bekannt  sein.  Der  im  August  1902  erfolgte  An- 
schluß Pekings  an  die  sibirische  Bahn  und  damit  an  das  europäische  Bahnnetz 
muß  als  ein  Erfolg  ersten  Ranges  bezeichnet  werden ;  ebenso  bedeutend  sind 
die  Fortschritte,  die  vom  Bau  der  Schantungbahn  gemeldet  werden;  sie 
hat  bereits  die  Landeshauptstadt  Tsinanfu  erreicht  (vgl.  S.  363).  Die  Kohlcn- 
felder  von  Weihsien  senden  schon  seit  einiger  Zeit  ihre  Kohlenladungen  nach 
dem  Hafen  von  Tsingtau,  und  bald  wird  der  Schienenstrang  auch  die  noch 
besseren  Kohlenfelder  des  Poschantales  erschließen.  Mit  anderen  Eisenbahn- 
Archiv  f.  Post  u.  Telcgr.   11.    kkh  23 
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bauten,  z.  B.  mit  der  wichtigen  Strecke  Kanton- Hankau,  wird  jetzt  vor- 
gegangen. 

Von  großer  Bedeutung  verspricht  auch  die  Reform  des  chinesischen 
Münz wesens  zu  werden.  Ein  einheitliches  Münzsystem  soll  den  jetzigen 
Wirrwarr  beseitigen;  in  Peking  soll  ein  großes  nationales  Bankinstitut 
errichtet  werden,  das  in  den  Provinzen  durch  Filialen  vertreten  sein  wird. 

Der  Handel  Chinas  hat  natürlich  durch  die  kriegerischen  Ereignisse 
des  Jahres  1900  sehr  gelitten,  ist  aber  seitdem  wieder  gestiegen.  Die  Seezoll- 
einnahme betrug  1899  2Ö2/S  Millionen  Haikuan-Taels,  1900  nur  22,87  Millionen, 
1901  wieder  25,5  Millionen  und  1902  schon  30  Millionen.  Der  Wert  des 
gesamten  Seezollhandels  wurde  für  1902  auf  530  Millionen  Haikuan-Taels 
geschätzt,  eine  früher  nicht  erreichte  Ziffer.  Daß  mit  der  weiteren  Er- 
schließung des  Landes  mit  seiner  großen,  fleißigen  Bevölkerung  und  seinen 
Bodenschätzen  aller  Art  der  Handel  noch  einer  weiteren  erheblichen  Steigerung 
fähig  ist,  kann  als  unbestritten  gelten.  Wenn  erst  die  Schwierigkeiten,  die  aus 
der  großen  Entwertung  des  Silbers  und  den  zu  zahlenden  Kriegsentschädi- 
gungen entstanden  sind,  überwunden  sein  werden,  wird  China  ein  wichtiges 
Glied  im  internationalen  Güteraustausche  sein.  Jedenfalls  hat  Deutschland 
alle  Ursache,  die  Vorgänge  in  China  mit  wachsamem  Auge  zu  verfolgen. 

Der  Morgan-Trust. 

Die  amerikanische  Hochsee-Handelsflotte  hatte  im  Jahre  1861  ihren  Höhe- 
punkt erreicht,  war  aber  dann  sehr  zurückgegangen,  ganz  im  Gegensatz  zu 
den  Fahrzeugen  für  die  Küsten-  und  Seenschiffahrt,  deren  Zahl  stetig  zu- 
genommen hat.  Im  Jahre  1861  umfaßte  die  amerikanische  Hochsee-Handels- 
flotte rund  2  500000  Brutto-Registertonnen,  im  Jahre  1890  aber  nur  900000 
und  1900  sogar  nur  800000  Registertonnen.  Bis  zum  Jahre  1902  stieg 
sie  wieder  auf  873  000  Registertonnen.  Der  Überseeverkehr  der  Vereinigten 
Staaten  wird  heutzutage  nur  zu  8,8  v.  H.  durch  eigene  amerikanische 
Schiffe  vermittelt;  im  Jahre  1861  aber  waren  es  66  v.  H.  und  im  Jahre  1840 
sogar  82  v.  H.  Früher,  als  die  Seeschiffe  noch  aus  Holz  gebaut  wurden, 
konnten  die  Vereinigten  Staaten  vermöge  ihres  Holzreichtums  stattliche 
Schiffe,  die  den  Anforderungen  der  Zeit  entsprachen,  vom  Stapel  lassen; 
durch  ihre  schnell  segelnden  Klipperschiffe  erlangten  sie  einen  guten  Ruf. 
Als  aber  der  Übergang  vom  Holzschiff  zum  eisernen  Schiff  kam,  vermochte 
die  junge  amerikanische  Industrie  den  Fortschritten  der  alten  Welt,  zumal 
Englands,  nicht  zu  folgen.  Heute  verfügt  Amerika  zwar  über  eine  sehr 
leistungsfähige  Schiffbau-Industrie;  die  Neubauten  großer  Dampfer  stellen 
sich  jedoch  daselbst  um  lj4  bis  teurer  als  in  England,  was  zumeist  auf 
die  höheren  Arbeitslöhne  und  die  auf  Schiffbaumaterialien  lastenden  hohen 
Schutzzölle  zurückzuführen  ist. 

Die  auf  diese  Weise  eingetretene  Abhängigkeit  Nordamerikas  von  der 
ausländischen  Reederei  ist  durch  den  Morgan-Trust  mit  einem  Schlage 
behoben  worden.  Zwar  war  es  nicht  möglich,  die  amerikanische  Flotte 
selbst  durch  Ankauf  fremder  Schiffe  zu  vergrößern;  denn  nadi  den  amerika- 
nischen Gesetzen  müssen  alle  daselbst  registrierten  Schiffe  auch  im  Lande 
gebaut  sein,  und  nur  ausnahmsweise  können  durch  einen  besonderen  Gesetz- 
gebungsakt einzelne  fremde  Schiffe  zur  amerikanischen  Flagge  zugelassen 
werden.  Aber  in  Wirklichkeit  sind  die  größten  und  leistungsfähigsten  eng- 
lischen Dampferlinien  in  amerikanische  Abhängigkeit  gebracht  worden. 

Der  Morgan-Trust  umfaßt  folgende  Einzelunternehmungen  mit  dem  dabei 
angegebenen  Dampferbestand,  der  sich  auf  Ende  1902  bezieht  und  der  auch 
die  Schiffe,  die  damals  noch  im  Bau  waren,  mit  enthält: 
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1.  die  International  Navigation  Company  (24  Dampfer  mit  180639  Re- 
gistertonnen, davon  10  Dampfer  mit  81  929  Registertonnen  unter  amerika- 
nischer Flagge).  Die  Gesellschaft  besteht  aus  einem  amerikanischen,  einem 
englischen  und  einem  belgischen  Zweige.  Die  beiden  ersten  unterhalten 
unter  dem  Namen  American  Line  wöchentliche  Verbindungen  Southampton- 
Xew  York  und  Liverpool-Philadelphia,  der  belgische  Zweig  unter  dem  Namen 
Red  Star-Linie  wöchentliche  Fahrten  Antwerpcn-New  York  und  Antwerpen- 
Philadelphia; 

2.  die  Atlantic  Transport  Line  (23  Dampfer  mit  182860  Registertonnen) 
wurde  1889  von  Amerikanern  gegründet  und  stets  von  Amerika  aus  ge- 
leitet, obgleich  ihre  Schiffe  unter  englischer  Flagge  fahren.  Sie  unterhält 
zwei  wöchentliche  Fahrten  London -New  York  und  die  Linien  London- 
Baltimore  und  London -Philadelphia; 

3.  die  Leyland- Linie  (49  Dampfer  mit  295  133  Registertonnen)  wurde 
durch  Morgan  zuerst  angekauft  (1901),  wobei  der  frühere  Leiter  Ellerman 
die  europäische  Linie  des  Unternehmens  behielt,  die  unter  dem  Namen 
El  lerman-Linie  jetzt  noch  weiterbetrieben  wird.  Der  in  Morgans  Ge- 
walt gekommene  amerikanische  Teil  der  Leyland  -  Linie  führt  wöchentliche 
Fahrten  zwischen  Liverpool  einerseits  und  New  York,  Boston  und  Mittel- 
amerika andererseits  aus  und  unterhält  Verbindungen  zwischen  Antwerpen 
und  Kanada.  I^ondon  und  Boston,  London  und  New  Orleans; 

4.  die  White  Star- Linie  oder  Oceanic  Steam  Navigation  Company 
(26  Dampfer  mit  266140  Registertonnen)  besitzt  die  größten  vereinigten 
Personen-  und  Frachtdampfer  der  Welt.  Sie  unterhält  verschiedene  große 
Linien  von  Liverpool  nach  New  York,  ist  am  Verkehr  mit  Australien  und 
Xeu  Seeland  beteiligt  und  schließt  in  sich  die  von  ihr  im  Jahre  1874  be- 
gründete Occidental  and  Oriental  Steamship  Company,  die  von  San  Fran- 
zisco  nach  Yokohama  und  Hongkong  fährt; 

5.  die  Dominion -Linie  oder  British  and  North  Atlantic  Steam  Navi- 
gation Company  (14  Dampfer  mit  1 10 112  Registertonnen)  unterhält  Fahrten 
von  Liverpool  nach  Boston  und  Portland  mit  Anschlüssen  nach  Kanada. 

Das  sind  zusammen  136  Dampfer  mit  1  034  884  Registertonnen.  Durch 
den  Ankauf  der  im  Frachtverkehr  sehr  leistungsfähigen  Leyland -Linie  und 
durch  ein  Bündnis  mit  den  amerikanischen  Bahngesellschaften  sowie  im 
Einvernehmen  mit  den  schon  vorher  in  amerikanischem  Besitz  befindlichen 
Linien,  der  International  Navigation  Company  und  der  Atlantic  Transport 
Line,  kam  Morgan  in  die  Lage,  auf  die  übrigen  großen  englischen  Gesell- 
schaften einen  mächtigen  Einfluß  auszuüben.  Nachdem  nämlich  in  Nord- 
amerika die  früheren  Konkurrenzkämpfe  der  verschiedenen  Bahngesellschaften 
beigelegt  und  die  Bahnen  zu  wenigen  miteinander  Hand  in  Hand  gehenden 
Gruppen  vereinigt  worden  waren ,  konnten  diese  einen  großen  Teil  ihrer 
Fracht  beliebig  dieser  oder  jener  Dampfergesellschaft  zuwenden,  da  sie  viele 
Güter  nach  Europa  auf  direkte,  nach  dem  Bestimmungsorte  lautende  Fracht- 
briefe expedieren.  Unter  dem  Druck  dieser  Verhältnisse  und  angesichts  der 
von  Morgan  angebotenen  glänzenden  Kaufsbedingungen  kamen  die  Verkäufe 
der  White  Star -Linie  und  der  Dominion -Linie  glatt  und  schnell  zustande. 
Den  beiden  großen  deutschen  Dampfergesellschaften,  der  Hamburg-Amerika- 
Linie  und  dem  Norddeutschen  Lloyd,  gegenüber  besaß  Morgan  kein  ähnliches 
Kampfmittel,  da  diese  beiden  Gesellschaften  geschlossen  vorgehen  und  den 
deutsch-amerikanischen  Verkehr  allein  beherrschen.  Sie  blieben  daher  sclbst- 
ständig,  schlössen  aber  mit  der  neuen  Trustgesellschaft,  die  sich  den  Namen 
International  Mercantile  Marine  Company  beilegte,  zur  Abgrenzung 
der  beiderseitigen  Interessensphären  einen  für  sie  sehr  günstigen  Vertrag. 

23. 
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Das  Kapital  der  neuen  Gesellschaft,  die  bei  uns  kurz  Morgan-Trust  oder 
amerikanisch -englisches  Schiffahrts- Syndikat  genannt  wird,  sollte  60  Mil- 
lionen Dollars  in  oprozentigen  Vorzugsaktien  und  60  Millionen  Dollars 
Stammaktien  betragen;  dazu  sollten  50  Millionen  Dollars  4'/2prozentige  An- 
leihen kommen.  Wirklich  ausgegeben  sind  nach  neueren  Feststellungen 
54.6  Millionen  Dollars  in  Vorzugsaktien.  48  Millionen  Dollars  in  Stammaktien 
und  52  Millionen  Dollar*  in  Anleihescheinen. 

Als  Wert  der  White  Star- Linie  und  der  Dominion -Linie  wurde  der 
zehnfache  Betrag  ihres  Reingewinnes  aus  dem  regulären  Geschäft  des  sehr 
günstigen  Jahres  1900  angenommen.  Außerdem  wurde  als  Wert  des  Ge- 
schäfts und  der  Rechte  der  geschäftsführenden  Firmen  (Ismay,  Imrie  &  Co. 
für  die  White  Star-Linie  und  Richards,  Mills  &  Co.  für  die  Dominion-Linie) 
diesen  das  Zehnfache  ihres  durch  die  Schiffahrt  erzielten  Reingewinnes  aus 
dem  Jahre  1900  gezahlt.  Von  dem  hiernach  ermittelten  Betrage  wurden 
25  v.  H.  bar  und  75  v.  H.  in  Vorzugsaktien  zum  Nennwerte,  außerdem  als 
Zuschlag  noch  37';.j  v.  11.  in  Stammaktien  gewährt.  Das  Bankhaus  Morgan 
erhielt  außer  der  Entschädigung  für  die  Bankgeschäfte  einen  Gründergewinn 
von  2'y2  Millionen  Dollars  in  Vorzugsaktien  und  25  Millionen  Dollars  in 
Stammaktien. 

Die  englischen  Linien  sind  also  sehr  hoch,  nach  Schätzungen  von  Sach- 
verständigen weit  über  ihrem  Werte,  bezahlt  worden  ,  auch  die  Gründungs- 
kosten sind  ungewöhnlich  hoch.  Der  Preis,  für  den  die  amerikanischen 
Linien  in  den  Trust  eingebracht  worden  sind,  ist  ebenfalls  nicht  niedrig, 
weshalb  das  Gesamtunternehmen  erheblich  belastet  erscheint.  Man  hoffte 
aber,  durch  bessere  Organisation  des  Betriebs,  durch  vorteilhaftere  Aus- 
nutzung der  Schiffe  und  der  Landanlagen,  durch  die  Beseitigung  der  Kon- 
kurrenz und  durch  Ersparnisse  an  Gehältern  usw.  den  Ertrag  des  Unter- 
nehmens so  zu  steigern,  daß  die  hohen  Ankaufskosten  Deckung  fänden. 
Insbesondere  aber  erwartete  man  staatliche  Unterstützung,  was  sich  jedoch 
als  trügerisch  erwies,  da  die  Ship  Subsidy  Bill,  die  damals  dem  Kongreß 
der  Vereinigten  Staaten  vorlag,  nicht  Gesetz  wurde. 

Bemerkenswert  ist  das  Abkommen,  welches  das  Syndikat  mit  der  Werft 
von  Harland  und  Wolff  in  Belfast  getroffen  hat.  Diese  größte  und 
leistungsfähigste  Werft  Großbritanniens  hat  sich  verpflichtet,  keine  anderen 
Aufträge  anzunehmen,  solange  sie  von  dem  Syndikat  ausreichende  Be- 
schäftigung erhält;  ausgenommen  hiervon  ist  nur  die  Hamburg- Amerika- 
Linie,  von  der  die  Werft  jederzeit  Bestellungen  annehmen  darf.  Anderer- 
seits ist  das  Syndikat  verpflichtet,  seine  Bestellungen  in  England  (nach  be- 
stimmten Preisfestsetzungen)  nur  an  Harland  und  Wölfl"  zu  vergeben,  so- 
lange diese  Firma  den  Anforderungen  zu  genügen  imstande  ist. 

Die  International  Mercantile  Marine  Company  hat  Anfang  1903  ihren 
Betrieb  voll  aufgenommen;  doch  hat  man  mit  Rücksicht  auf  die  Gewohn- 
heiten des  Publikums  die  Namen  und  Flaggen  der  aufgenommenen  Einzel- 
gesellschaften bestehen  lassen  und  nur  verschiedene  Vereinfachungen  und 
Zusammenlegungen  in  den  Bureaus  sowie  einige  Änderungen  des  Fahrplans 
durchgeführt.  V  on  den  136  Dampfern  mit  ihren  1  034  884  Registertonnen 
der  Gesellschaft,  die  Anfang  1903  vorhanden  waren,  führen  nur  i(>  Dampfer 
mit  141  414  Registertonnen  die  amerikanische  Flagge;  alle  übrigen  müssen 
aus  dem  oben  angegebenen  Grunde  die  englische  oder  die  belgische  Flagge 
beibehalten,  was  jedoch  vom  amerikanischen  Standpunkt  aus  nicht  sehr 
bedauert  wird,  da  ja  die  Leitung  des  Unternehmens  doch  unter  amerikani- 
schem Einflüsse  steht  und  Vorsorge  getroffen  ist,  daß  die  Mehrheit  der 
Aktien  und  damit  der  maßgebende  Einfluß  in  Amerika  verbleibt. 
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Von  dem  gesamten  Frachtgeschäfte  der  Vereinigten  Staaten  auf  dem 
Atlantischen  Ozean  in  Ein-  und  Ausfuhr  und  von  ihrem  Personenverkehr 
daselbst  kann  der  Morgan-Trust  etwa  ein  Drittel  allein  bewältigen,  da  dazu 
im  ganzen  eine  Flotte  von  3  200000  Tonnen  erforderlich  ist.  Die  Vereinigten 
Staaten  sind  daher  jetzt  fast  in  derselben  günstigen  Lage  wie  Deutschland, 
dessen  Seedampferverkehr  zu  40  v.  H.  durch  seine  beiden  großen  Gesell- 
schaften bewältigt  wird. 

In  eine  weniger  günstige  Lage  ist  England  geraten,  das  einen  großen 
Teil  seiner  besten  Schiffe  abgegeben  hat.  Die  englische  Regierung  hat  aber 
für  ihre  Zwecke  gerettet,  was  zu  retten  war.  Die  Dampfer  der  White  Star- 
Linie  standen  der  englischen  Admiralität  für  den  Fall  eines  Krieges  zur 
Verfügung,  wofür  die  Regierung  regelmäßige  Hilfsgelder  bezahlte.  Gegen 
deren  Weiterzahlung  und  Belassung  der  englischen  Postbcförderung  hat  sich 
die  International  Mercantile  Marine  Company  verpflichtet,  ihre  in  England 
gekauften  Schiffe  weiter  unter  britischer  Flagge  zu  halten  und  die  Hälfte 
ihrer  Neubauten  unter  britische  Flagge  zu  stellen,  auch  diese  Schiffe  mit 
britischen  Offizieren  und  zu  einem  angemessenen  Teile  mit  britischer  Mann- 
schaft zu  besetzen.  Schließlich  sollen  die  Leiter  der  ehemalig  englischen 
Linien  in  der  Mehrheit  aus  britischen  Untertanen  bestehen. 

Die  englische  Cunard-Linie,  die  älteste  P'ost-  und  berühmteste  Schnell- 
dampferlinie des  Landes,  wurde  durch  Gewährung  reicher  Subventionen 
vom  Anschluß  an  die  Trust-Gesellschaft  bewahrt.  Nach  den  Abmachungen 
will  die  Cunard-Gesellschatt  zwei  große  Schnelldampfer  mit  24  bis  25  Knoten 
Fahrgeschwindigkeit  (die  bisher  noch  von  keinem  Schnelldampfer  erreicht 
ist)  bauen  und  die  Regierung  ihr  den  Kaufpreis  dafür  auf  20  Jahre  zu 
23  4  v.  H.  leihen. 

Es  bleibt  uns  nur  noch  übrig,  das  Verhältnis  des  Morgan -Trusts  zur 
Hamburg- Amerika -Linie  und  zum  Norddeutschen  Lloyd  sowie  seinen 
Einfluß  auf  die  deutschen  Schiffahrtsverhältnisse  zu  kennzeichnen. 

Im  Bewußtsein  ihrer  Stärke  konnten  die  beiden  großen  deutschen  Gesell- 
schaften, die  im  Gegensatze  zu  den  englischen  Gesellschaften  stets  zusammen- 
gehalten haben,  dem  Syndikat  gegenüber  ihren  Standpunkt  wahren.  »Darüber 
konnte  kein  Zweifel  sein.«  schrieben  die  deutschen  Gesellschaften  in  ihrer 
Veröffentlichung  über  die  Verhandlungen  mit  Morgan,  »daß  wir  Vorschlägen 
nicht  nähertreten  konnten,  welche  geeignet  waren,  wenn  auch  nur  indirekt, 
die  Nationalität  und  die  Selbständigkeit  unserer  Gesellschaften  in  irgend 
einer  Form  zu  berühren«.  Aus  dem  abgeschlossenen  Vertrage  heben  wir 
folgende  wesentliche  Punkte  hervor: 

Das  Syndikat  darf  keine  Aktien  der  deutschen  Gesellschaften  und  diese 
dürfen  keine  Aktien  des  Syndikats  erwerben.  Die  deutschen  Gesellschaften 
zahlen  dem  Syndikat  die  Dividende  für  20  Millionen  Mark  ihres  Aktien- 
kapitals (das  damals  je  So  Millionen  Mark  betrug),  und  erhalten  dafür  6  v.  H. 
Zinsen  für  die  gleiche  Summe.  Diese  Summe  kann  bei  einer  Erhöhung  des 
Aktienkapitals  (die  inzwischen  eingetreten  ist)  wieder  auf  25  v.  H.  des 
Aktienkapitals  erhöht  werden.  Mit  anderen  Worten,  das  Syndikat  garantiert 
den  deutschen  Gesellschaften  6  v.  H.  Zinsen  für  ein  Viertel  ihres  Aktien- 
kapitals, trägt  also  den  Verlust  bei  geringerer  Dividende  und  erhält  dafür 
den  Überschuß  bei  höherer  Dividende.  Ferner:  Beim  Bedarf  von  Aushilfs- 
dampfern sollen  zunächst  die  etwa  verfügbaren  Dampfer  der  anderen 
Vertragspartei  gechartert  werden.  Das  Syndikat  wird  ohne  Zustimmung 
der  deutschen  Gesellschaften  keines  seiner  Schiffe  nach  einem  deutschen 
Hafen  senden;  dafür  legen  sich  die  deutschen  Gesellschaften  gewisse  Be- 
schränkungen  in   der   Ausdehnung   ihres   Verkehrs   mit  großbritannischen 
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Häfen  auf  (die  bestehenden  Verbindungen  werden  jedoch  dadurch  nicht 
berührt).  Von  den  zwischen  Nordamerika  und  Großbritannien  verkehrenden 
Schiffen  des  Syndikats  werden  wöchentlich  in  jeder  Richtung  nicht  mehr 
als  zwei  einen  französischen  Hafen  anlaufen,  sofern  nicht  die  deutschen 
Gesellschaften  ihre  Abfahrten  aus  französischen  Häfen  vermehren;  dafür 
werden  die  nach  Nordamerika  fahrenden  deutschen  Schiffe  auch  fernerhin 
keinen  belgischen  Hafen  berühren  und  im  ganzen  nicht  mehr  als  300  mal 
jährlich  (für  jede  der  beiden  Gesellschaften  75  mal  auf  dem  Hinweg  und 
75  mal  auf  dem  Rückweg)  englische  Häfen  anlaufen.  Wenn  eine  der 
Parteien  neue  Dampf schiffslinicn  einrichtet  oder  bestehende  Verbindungen 
erheblich  erweitert,  so  hat  die  andere  Partei  das  Recht,  sich  daran  mit 
einem  Drittel  zu  beteiligen,  und  zwar  in  der  Weise,  daß  sie  der  unter- 
nehmenden Partei  l/3  des  für  die  F.inrichtung  oder  Erweiterung  erforder- 
lichen Kapitals  mit  >  v.  H.  verzinst  und  dafür  am  Gewinn  oder  Verlust 
zu  ys  teilnimmt.  Über  das  Passagier-  und  Frachtgeschäft  bestehen  be- 
sondere Vereinbarungen.  Für  die  Dauer  eines  Krieges  zwischen  Deutsch- 
land und  den  Vereinigten  Staaten,  Deutschland  und  England  oder  England 
und  den  Vereinigten  Staaten  tritt  der  Vertrag  außer  Kraft.  Der  Vertrag 
ist  auf  20  Jahre  geschlossen;  doch  kann  jede  Partei  nach  10  Jahren  eine 
Revision  beantragen  und,  wenn  diese  nicht  in  zufriedenstellender  Weise  erzielt 
werden  kann,  sich  nach  einem  weiteren  Jahre  vom  Vertrage  zurückziehen. 

Um  die  für  sich  stehende  Holland  -  Amerika- Linie  nicht  zu  einer 
störenden  Konkurrentin  heranwachsen  zu  lassen ,  wurden  5 1  v.  H.  ihrer 
Aktien  von  den  vertragschließenden  Parteien  aufgekauft;  davon  hat  das 
amerikanische  Syndikat  die  Hälfte  und  jede  der  beiden  deutschen  Gesell- 
schaften ein  Viertel  übernommen.  Die  Betriebsführung  jener  Linie  ist  dadurch 
nicht  berührt  worden;  nur  können  keine  grundsätzlichen  Entscheidungen  ohne 
Zustimmung  des  Syndikats  und  der  deutschen  Gesellschaften  getroffen  werden. 

Aus  vorstehendem  geht  hervor,  daß  die  deutschen  Gesellschaften,  deren 
Fahrzeuge  zusammen  1  234  000  Registertonnen  haben  und  die  mit  ihren 
vortrefflichen  Einrichtungen  dem  amerikanischen  Syndikat  mindestens  eben- 
bürtig sind,  bei  dem  Handel  nicht  nur  den  nationalen,  sondern  auch  ihren 
geschäftlichen  Standpunkt  wohl  zu  wahren  gewußt  haben. 

Der  Morgan-Trust  hat  die  erhofften  großen  finanziellen  Erfolge  bisher 
nicht  erzielt,  weil  die  staatliche  Subvention  ausgeblieben  und  die  Konkurrenz 
nicht  in  der  gewünschten  Weise  beseitigt  ist.  Die  Aktien  waren  bisher 
dividendenlos  und  stehen  sehr  niedrig  (etwa  20  v.  H.);  doch  sind  die  An- 
leihezinsen pünktlich  gezahlt  worden.  Das  Unternehmen,  das  nicht  mehr 
unter  Morgans  Leitung,  aber  noch  ganz  unter  seinem  Einflüsse  steht,  wird 
daher  vom  finanziellen  Standpunkt  als  ein  großer  Fehlschlag  bezeichnet. 

Die  Ent wickelung  der  französischen  Handelsmarine. 
Es  ist  bekannt,  daß  die  französische  Handelsmarine  fast  auf  einem 
Punkte  des  Stillstandes  angelangt  ist,  obgleich  die  größten  Anstrengungen 
gemacht  werden,  angesichts  der  gewaltigen  Entwickelung  anderer  Handels- 
flotten, z.  B.  der  deutschen  und  der  englischen,  nicht  allzu  sehr  zurück- 
zustehen. Die  französische  Regierung  läßt  es  sich  etwas  kosten,  die  Werften 
und  Reedereien  ihres  Landes  zu  einem  energischen  Aufschwünge  zu  er- 
muntern ;  aber  die  Tatsache  bleibt  bestehen .  daß  der  weitaus  größte  Teil 
des  französischen  Seehandels  durch  fremde  Schiffe  vermittelt  wird.  Schon 
an  sich  zeigt  der  Außenhandel  Frankreichs  keine  Neigung  zu  einer  wesent- 
lichen Zunahme,  weil  Frankreich  auf  dem  Standpunkte  des  Ackerbaustaats 
Mehen  geblieben  ist  und  wohl  auch  dabei  verbleiben  wird;  es  fehlt  daher  der 


Digitized  by  Google 


Aus  Nauticus'  Jahrbuche  für  1903. 


34y 


Schiffahrt  das  natürliche  Reizmittel,  sich  weiter  zu  entwickeln.  Hierzu 
kommt,  daß  Frankreich  nicht  in  besonders  hohem  Maße  auf  den  Bezug 
ausländischer  Waren  angewiesen  ist  und  deshalb  selbst  keinen  hervorragenden 
Absatzmarkt  für  fremde  Länder  bietet,  sowie  ferner,  daß  der  englisch- 
indische Verkehr  sich  zum  Teil  von  Frankreich  abgewandt  hat  und  nach 
dem  Bau  der  Bagdadbahn  wohl  ganz  davon  fernbleiben  wird.  Nur  der 
verletzte  Nationalstolz  und  die  hohen  Subsidien  der  Regierung  haben  der 
französischen  Schiffahrt  in  den  letzten  Jahren  etwas  mehr  Lebhaftigkeit 
einzuflößen  vermocht. 

Die  französische  Handelsflotte  umfaßte 


Segelschiffe  Dampfschiffe 

Zahl  Tonnengehalt  Zahl  Tonnengehalt 

1896                              14  352  421  402  1  253  503677 

1897                                I4406  414673  I  212  499409 

1898                               I4262  450636  I  209  485615 

1899                                14  313  5IO  175  1  227  507  I2O 

IQ00                               '4313  510  175  1  272  527  551 

I90I                                14  393  5^4  447  I2Q9  54654I. 


Die  größere  Zunahme  der  Segelschiffe  gegenüber  den  Dampfschiffen 
erklärt  sich  daraus,  daß  bis  Ende  1902  das  in  Frankreich  übliche  Prämien- 
system den  Bau  der  Segelschiffe  begünstigte;  neuerdings  ist  darin  ein  Um- 
schwung eingetreten,  weshalb  wahrscheinlich  auch  die  nächsten  Jahre  ein 
anderes  Bild  zeigen  werden. 

Von  den  15692  Schiffen,  die  Ende  1901  vorhanden  waren,  entfiel  — 
der  Zahl,  nicht  dem  Tonnengehalte  nach  —  der  weitaus  größte  Teil  auf 
die  Küstenschiffahrt,  die  Fischerei  usw.;  nur  884  Schiffe  dienten  dem 
Fernverkehre,  nämlich  385  dem  europäischen  und  dem  Mittelmeerhandel 
und  499  dem  sonstigen  überseeischen  Handel.  Diese  884  Schiffe  umfaßten 
aber  reichlich  8/4  des  Gesamttonnengehalts  der  französischen  Handelsflotte, 
nämlich  845  953  Tonnen  (224  282  für  den  europäischen  und  den  Mittelmeer- 
handel und  621  671  für  den  sonstigen  überseeischen  Handel). 

Der  Wert  der  französischen  Handelsflotte  wurde  1901  auf  825  163000  Frcs. 
geschätzt,  wovon  669000000  Frcs.  auf  die  Dampfer  kommen.  Die  Einnahme 
aus  den  Frachten  für  die  gesamte  Ein-  und  Ausfuhr  zur  See  stellte  sich 
nach  der  amtlichen  Statistik  im  Jahre  1901  (deren  Angabe  allerdings  als  zu 
niedrig  angezweifelt  wird)  auf  360  Millionen  Frcs.  Davon  erhielt  die 
französische  Reederei  genau  ein  Drittel,  nämlich  120  Millionen;  109  Millionen 
Frcs.  entfielen  auf  die  Schiffe  der  fremden  Herkunfts-  oder  Bestimmungs- 
länder und  131  Millionen  Frcs.  auf  andere  fremde  Schiffe. 

Der  Tonnenzahl  nach  betrug  der  französische  Seehandel  in  Ein-  und 
Ausfuhr 


mit  Schiffen  unter 

1898 
t 

1899 
t 

1900 
t 

1901 
t 

französischer  Flagge  

der  Flagge  der  Herkunfts- 
und Bestimmungsländer. 

7  272  965 

9  172  410 
6512889 

7769512 

10  167  438 
5  310873 

8  082  905 

10  928  688 
5  721  9°7 

7818775 

10  176373 
6  192  116 

im  ganzen. . . . 

22  958  264 

23  253  823 

24  733  500 

24  187  264. 
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Die  verhältnismäßig  hohen  Ziffern  für  1000  sind  auf  die  Wirkungen  der 
Pariser  Weltausstellung  dieses  Jahres  zurückzufuhren.  Unter  den  fremden 
Flaggen  sind  die  englische  und  die  deutsche  am  stärksten  vertreten. 

Der  Staat  zahlte  im  Jahre  1901  der  Schiffahrt  mehr  als  72  Millionen  Frcs. 
Unterstützungsgelder,  darunter  9,5  Millionen  Frcs.  Bauprämien,  18, »  Millionen 
Frcs.  Fahrprämien,  6  Millionen  Frcs.  Fischereiprämien,  1 1 ,6  Millionen  Frcs. 
Staatsbeiträge  zur  Seemannskasse  usw.  Wegen  der  Bauprämien  usw.  ver- 
weisen wir  auf  den  Aufsatz  »Das  neue  Schiffahrts- Subventionsgesetz  in 
Frankreich«  auf  S.  453  ff.  des  Archivs  von  1002. 

Die  französische  Regierung  will  die  Seeschiffahrt  außerdem  durch  Er- 
richtung von  Freizonen  in  den  Seehäfen,  durch  Verbesserungen  der  Hafen- 
anlagen und  durch  Förderung  der  Binnenschiffahrt  heben.  Nicht  weniger 
als  443  Millionen  Frcs.  sollen  nach  dem  »Programm  Baudin«  für  neue 
Kanäle,  00  Millionen  für  Verbesserung  der  vorhandenen  Wasserstraßen  und 
159  Millionen  für  die  Vergrößerung  der  Seehäfen  ausgegeben  werden.  Die 
Schiffbarmachung  der  Loire  soll  z.  B.  14  Millionen  Frcs.,  die  Verbindung 
von  Marseille  mit  der  Rhone  91  Millionen,  die  weitere  Erschließung  Nord- 
frankreichs durch  den  Canal  du  Nord  60  Millionen  und  die  Verbindung  der 
nordostfranzösischen  Industriebezirke  mit  Dünkirchen  und  Calais  131  Millionen 
Frcs.  kosten.  Diese  Aufwendungen  zeigen,  wie  sehr  der  französischen 
Regierung  die  Hebung  fies  Verkehrs  und  der  heimischen  Seeschiffahrt  am 
Herzen  liegt. 


Südamerika  hat  in  neuerer  Zeit  seine  Ausfuhr  außerordentlich  vergrößert, 
nicht  aber  auch  seine  Einfuhr.  Nach  Deutschland  führt  es  z.  B.  dreimal 
soviel  aus,  als  es  von  da  einführt.  Die  deutsche  Handelsbilanz  mit  Süd- 
amerika würde  also  sehr  ungünstig  sein,  wenn  der  Verlust  nicht  in  den 
Zinsen  für  das  daselbst  arbeitende  deutsche  Kapital  und  in  den  Schiffs- 
frachten, die  den  mit  Stidamerika  verkehrenden  deutschen  Gesellschaften 
zufließen,  Deckung  fände.  Das  in  Südamerika  angelegte  deutsche  Kapital 
wird  auf  2'/2  Milliarden  Mark  geschätzt;  es  ist  jetzt  höher  als  das  in  Nord- 
amerika arbeitende  deutsche  Kapital,  während  noch  1897  das  umgekehrte 
Verhältnis  obwaltete.  Dies  ist  erklärlich,  weil  Nordamerika  jetzt  kein 
fremdes  Geld  mehr  aufzunehmen  braucht,  sondern  im  Gegenteil  angefangen 
hat.  seine  Schulden  an  das  Ausland  abzuzahlen. 

Deutschlands  Interessen  in  Südamerika  sind  also  schon  jetzt  recht  be- 
deutend, können  aber  noch  erheblich  steigen;  denn  Südamerika,  welches 
doppelt  so  groß  wie  Europa  ist  und.  wie  dieses,  75  v.  H.  kulturfähigen 
Boden,  aber  nur  ein  Zehntel  von  Europas  Bevölkerung  hat,  bietet  noch  ein 
weites  Feld  für  die  Betätigung  deutschen  Unternehmungsgeistes  und  deutschen 
Kapitals.  Zum  Vergleiche  sei  angeführt,  daß  Nordamerika  zwar  etwas 
größer  als  Südamerika,  aber  nur  zu  einem  Drittel  anbaufähig  ist. 

Bei  der  Beurteilung  der  wirtschaftlichen  Bedeutung  Südamerikas  für  uns 
ist  von  Wichtigkeit,  daß  es  keine  nennenswerten  Eisenerz-  und  Kohlenlager 
hat,  daß  ihm  also  die  Vorbedingungen  zu  einer  größeren  industriellen  Ent- 
wickclung  —  im  Gegensatze  zu  Nordamerika  —  -  fehlen  und  es  also  darauf 
angewiesen  ist,  hauptsächlich  seine  Bodenerzeugnisse,  die  zum  Teil  aus  wert- 
vollen Tropenprodukten,  wie  Kaffee,  Kakao.  Tabak,  Vanille,  Kautschuk  usw., 
zum  Teil  aus  Getreide.  Wolle,  Häuten  usw.  (aus  Argentinien)  bestehen, 
dem  Ausland  anzubieten,  um  dafür  Maschinen,  Eisenbahnmaterialien  und 
tausenderlei   Industrieerzeugnisse  einzutauschen.     Der   Bedarf  an  solchen 
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Industrieerzeugnissen  wird  mit  der  Zeit  erheblich  steigen.  da  nicht  nur  die 
Bevölkerung  stark  zunimmt,  sondern  auch  deren  Bedürfnisse  mit  wachsendem 
Wohlstande  größer  werden  müssen.  Die  Bedingungen  für  gewinn-  und 
nutzbringende  Geschäftsbeziehungen  sind  demnach  in  Südamerika  in  hohem 
Maße  gegeben. 

Die  Ausfuhr  Südamerikas  nach  Deutschland  betrug  im  Jahre  1898 
362,4  Millionen  Mark.  1001  dagegen  468.5  Millionen  Mark,  nach  Frankreich 
in  denselben  Jahren  359,1  Millionen  Mark  und  352.1  Millionen  Mark,  nach 
England  385,6  Millionen  Mark  und  505,6  Millionen  Mark,  nach  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  367,4  Millionen  Mark  und  437,1  Millionen  Mark. 
Die  Einfuhr  Südamerikas  betrug  in  den  genannten  Jahren  aus  Deutschland 
138,1  Millionen  Mark  und  162,0  Millionen  Mark,  aus  Frankreich  1 17,4  Millionen 
Mark  und  108,2  Millionen  Mark,  aus  England  366.7  Millionen  Mark  und 
389,0  Millionen  Mark,  au*  den  Vereinigten  Staaten  131,1  Millionen  Mark 
und  174,7  Millionen  Mark.  Es  ist  jedoch  zu  bemerken,  daß  die  angegebenen 
Zahlen  wahrscheinlich  für  Deutschland  zu  klein,  für  England  dagegen  zu 
groß  sind,  weil  ein  Teil  des  deutsch -südamerikanischen  Verkehrs  über 
England,  Belgien,  die  Niederlande  und  Frankreich  geht  und  in  den  für 
Deutschland  angegebenen  Zahlen  nicht  erscheint. 

Am  meisten  nimmt  zwar  der  Handel  Argentiniens  zu,  dessen  Land- 
wirtschaft in  den  letzten  Jahren  einen  ganz  außerordentlichen  Aufschwung 
genommen  hat.  Dennoch  wird  für  Deutschland  wahrscheinlich  nicht  Argen- 
tinien, sondern,  wie  bisher,  Brasilien  das  wichtigste  der  südamerikanischen 
Länder  bleiben.  Denn  in  Brasilien  leben  Million  Deutsche,  in  Argentinien 
aber  nur  wenige;  in  Brasilien  arbeiten  bedeutende  Summen  deutschen  Geldes, 
Brasilien  liefert  uns  jährlich  90  bis  100  Millionen  Kilogramm  Kaffee,  viel 
Kautschuk  und  andere  wichtige  Tropenerzeugnisse.  In  Brasilien  sind  viele 
deutsche  Handelsunternchmungen  tätig;  im  ganzen  hat  daselbst  Deutschland 
400  bis  420  Millionen  Mark  angelegt,  und  der  Besitz  der  deutschen  Be- 
völkerung mit  brasilianischer  Staatsangehörigkeit  ist  außerdem  auf  weitere 
100  Millionen  Mark  zu  schätzen.  Frankreich  und  England  sind  zwar  mit 
noch  höherem  Kapital  als  Deutschland  in  Brasilien  beteiligt;  doch  besteht 
ihr  Besitz  zumeist  in  Wertpapieren.  Demgegenüber  bilden  der  umfangreiche 
deutsche  Grundbesitz  in  Brasilien  und  die  deutschen  Ackerbaukolonien  in 
den  südlichen  Provinzen  (vgl.  Archiv  von  1900  S.  915  ff.  und  S.  552  ff.) 
eine  solidere  Kapitalsanlage,  die  auch  einen  nicht  unbedeutenden  Einfluß 
der  Deutschen  auf  die  weitere  Entwickelung  Brasiliens  voraussehen  läßt. 

Die  Ausfuhrwerte  Argentiniens  haben  sich  in  den  letzten  20  Jahren 
verdreifacht,  seine  Einfuhr  hat  dagegen  nur  wenig  zugenommen.  Seit  der 
über  die  Eisenbahnen  und  die  industriellen  Unternehmungen  des  lindes 
hereingebrochenen  Krisis  und  dem  großen  Staatsbankerott  von  1891  ist  in 
Argentinien  der  Getreidebau  in  den  Vordergrund  getreten  und  zu  großer 
Ausdehnung  gelangt.  Vor  1890  führte  man  fast  nur  Produkte  der  Vieh- 
zucht aus,  1901  aber  konnte  das  Land  außer  diesen  Produkten  auch 
1035000  t  Weizen  und  Weizenmehl,  I  129000  t  Mais  und  371000  t  Lein- 
saat an  das  Ausland  abgeben.  Noch  viele  Millionen  Hektar  fruchtbaren 
Bodens  der  argentinischen  Pampa  harren  des  Pfluges,  mehr  als  in  irgend 
einem  anderen  Lande  der  Welt.  Argentinien  besitzt  ebensoviel  bewässerten 
oder  bewässerbaren  Getreideboden  wie  die  nordamerikanische  L'nion;  da 
diese  aber  bereits  80  Millionen  Einwohner  hat,  während  Argentinien  nur 
5  Millionen  zählt,  so  läßt  sich  ermessen,  daß  Nordamerika  bei  seiner  starken 
Bevölkerungszunahme  bald  mit  seiner  Getreideausfuhr  zu  Ende  sein,  daß 
dagegen  Argentinien  binnen  kurzem  die  Hauptkornkammer  der  Welt  sein  wird. 


Digitized  by  Google 


35* 


Aus  Nauticus  Jahrbuche  für  1903. 


Leider  gibt  es  in  Argentinien,  wie  schon  gesagt  wurde,  wenig  deutsche 
Kolonisten.  Dafür  sind  in  den  letzten  20  Jahren  etwa  1  Million  Italiener 
dahin  ausgewandert,  die  bei  ihrer  unglaublichen  Genügsamkeit  nur  wenig 
Wert  auf  eine  bessere  Lebenshaltung  legen  und  deshalb  für  eine  anspruchs- 
vollere Rasse  sehr  unerfreuliche  Konkurrenten  sind.  Dennoch  wird  Deutsch- 
lands Handelsverkehr  mit  Argentinien  (200,8  Millionen  Mark  Einfuhr, 
54,3  Millionen  Mark  Ausfuhr  im  Jahre  1901)  nur  von  England  übertroffen. 

In  Chile  arbeiten  zahlreiche  deutsche  Handelshäuser;  bei  der  chilenischen 
Salpeterproduktion  ist  aber  nur  wenig  deutsches  Kapital  beteiligt.  Einige 
tausend  deutsche  Kolonisten  wohnen  in  Süd-Chile,  namentlich  in  der  Provinz 
Valdivia,  wo  sie  in  harter  Arbeit  dem  Urwald  ihre  Getreidefelder  abgerungen 
haben.    Aussichtsreich  ist  Chiles  Bergbau,  namentlich  der  auf  Kupfer. 

Peru,  Ecuador  und  Bolivien  haben  wegen  ihrer  tropischen  Erzeug- 
nisse eine  nicht  unerhebliche  Bedeutung,  Peru  besonders  wegen  seines 
Zucker-  und  Baumwollenbaues;  doch  sind  in  diesen  Ländern  die  deutschen 
Interessen  im  Vergleich  mit  denjenigen  in  Brasilien,  Argentinien  und  Chile 
nicht  erheblich.    Dasselbe  gilt  von  den  übrigen  Ländern  Südamerikas. 

Die  deutsche  Dampfschiffahrt  nach  Südamerika  wird  hauptsächlich 
von  der  Hamburg-Südamerikanischen  Dampfschiffahrtsgesellschaft  und  der 
Kosmos-Linie  wahrgenommen.  Diese  Gesellschaften  haben  auch  in  den  Jahren 
1901  und  1902,  die  für  die  Schiffahrt  im  allgemeinen  wenig  günstig  waren, 
recht  befriedigende  Ergebnisse  erzielt.  Ferner  unterhalten  der  Norddeutsche 
Lloyd  und  die  Hamburg- Amerika- Linie  u.  a.  regelmäßige  Fahrten  nach 
Südamerika.  Die  deutschen  Dampfer  fahren  nicht  bloß  nach  den  Häfen 
der  der  alten  Welt  zugekehrten  Ostküste  (nach  Rio  de  Janeiro,  Santos, 
Buenos  Aires,  Monte  Video  usw.),  sondern  sie  besuchen  auch  die  Häfen 
der  Westküste,  wohin  fast  gar  keine  französischen  und  nordamerikanischen 
Dampfer  gelangen. 

Alles  in  allem  wird  die  deutsche  Dampfschiffahrt  nach  Südamerika  nur 
von  England  überflügelt ;  sie  findet  besonders  durch  die  brasilianische  Kaffee- 
ausfuhr lohnende  Beschäftigung,  indem  mehr  als  31  v.  H.  dieser  Ausfuhr 
auf  deutschen  Schiffen  verfrachtet  wird.  Uberhaupt  liegt  der  Schwerpunkt 
des  südamerikanischen  Seeverkehrs  im  Frachtgeschäft,  da  der  Personenverkehr 
verhältnismäßig  gering  ist.  Nur  Italien  hat  infolge  seiner  starken  Aus- 
wanderung nach  Südamerika  einen  regeren  Personenverkehr,  weshalb  die 
italienischen  Dampfer  verhältnismäßig  schnell  fahren. 

Aus  dem  Gesagten  geht  hervor,  daß  Südamerika  noch  eine  bedeutende 
Zukunft  hat  und  daß  die  deutschen  Interessen  daselbst,  so  erheblich  sie 
auch  schon  jetzt  sein  mögen,  ihren  Höhepunkt  bei  weitem  noch  nicht  er- 
reicht haben. 

Der  moderne  Wer ft betrieb. 

Der  Schiffbau  hatte  in  England  bereits  einen  hohen  Grad  der  Voll- 
kommenheit erreicht,  bevor  noch  in  Deutschland  an  das  Entstehen  größerer 
Werften  zu  denken  war.  Die  Engländer  sind  daher  die  Lehrmeister  der 
deutschen  Schiffbauer  gewesen. 

Solange  nur  Holzschiffe  gebaut  wurden,  hatte  der  Werftbetrieb  einen 
rein  handwerksmäßigen  Charakter.  Heute  dagegen,  wo  riesige  Stahlschiffe 
für  Krieg  und  Frieden  gebaut  und  mit  den  verwickeltsten  Einrichtungen 
versehen  werden,  gibt  es  Schiffbauanstalten,  die  Großunternehmungen  ersten 
Ranges  darstellen.  Dabei  ist  die  Erscheinung  bemerkenswert,  daß  die  jungen 
deutschen  und  amerikanischen  Werften  in  mancher  Beziehung  die  englischen 
überflügelt  haben. 
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In  England  hielten  die  zahlreichen  Schiftbauanstalten  auch  nach  dem 
Ubergange  zum  Eisenbau  noch  lange  am  Kleinbetriebe  fest;  sie  entschlossen 
sich  nur  langsam  zur  Einführung  großer  maschineller  Einrichtungen.  Doch 
bildeten  sich  für  die  verschiedenen  Zweige  des  Eisenschiffbaues  Spezialarbeiter 
—  Spantenbieger,  Platter,  Nieter,  Stemmer,  Rohrleger  usw.  —  heraus,  die 
von  einer  Werft  zur  andern  zogen,  wenn  sie  an  einem  Orte  in  ihrem  Fache 
keine  dauernde  Beschäftigung  fanden.  So  kam  es,  daß  die  englischen 
Werften  trotz  des  Kleinbetriebs  einen  fast  fabrikmäßigen  Charakter  an- 
nahmen und  die  halbe  Welt  mit  Schiffen  versorgen  konnten,  daß  sogar 
Schiffe  auf  Vorrat  gebaut  wurden.  Die  Zögerung  der  englischen  Werften 
in  bezug  auf  die  Einführung  des  maschinellen  Großbetriebs  erklärt  sich  zum 
Teil  aus  dem  Verhalten  der  Arbeiter,  die  bei  der  Einführung  von  Arbeits- 
maschinen eine  Einschränkung  ihres  Verdienstes  befürchteten  und  ihr  darum 
hartnäckigen  Widerstand  entgegensetzten. 

Die  großen  amerikanischen  und  deutschen  Werften  wurden  von  Anfang 
an  mit  allen  Hilfsmitteln  der  modernen  Technik  ausgerüstet.  Bei  der  Her- 
stellung von  Schiffen,  bei  der  es  nicht  auf  Massenfabrikation  abgesehen 
ist,  sondern  wo  es  auf  hervorragende,  ohne  große  Maschinenanlagen  nicht 
auszuführende  Einzelleistungen  ankommt,  sind  sie  daher  den  englischen 
Werften  überlegen.  Dies  gilt  besonders  für  die  deutschen  Werften  in  bezug 
auf  die  Herstellung  transatlantischer  Schnelldampfer  und  für  die  amerika- 
nischen Werften  in  bezug  auf  die  Herstellung  von  großen  Frachtdampfern 
für  die  Massenbeförderung  von  Erzen,  Kohlen  und  Getreide.  Diese  beiden 
Schiffsgattungen  sind  in  England  schon  seit  Jahren  nicht  in  gleicher  Güte 
und  Preiswürdigkeit  gebaut  worden  wie  in  Deutschland  und  Amerika. 
Hier  gilt  beim  Schiffbau  der  Grundsatz,  die  Handarbeit,  wo  nur  irgend 
angängig,  durch  Maschinenarbeit  zu  ersetzen  und  das  technisch  Beste  zu 
leisten.  Den  Werften  kam  dabei  die  einheimische  sehr  leistungsfähige  Groß- 
industrie der  Elektrotechnik  zu  Hilfe. 

Die  elektrischen  Arbeitsmaschinen,  Beförderungs-  und  Kranvorrichtungen 
erweisen  sich  wegen  ihrer  außerordentlichen  Beweglichkeit,  bedingt  durch 
die  leichte  Übertragbarkeit  der  elektrischen  Kraft,  von  großem  Vorteil,  weil 
das  ruhende  Werkstück  des  Schiffbauers,  der  Schiffsrumpf,  von  großer  Aus- 
dehnung ist  und  die  einzelnen  Arbeitsstätten  oft  weit  auseinander  liegen. 
Ebenso  liefert  die  elektrische  Beleuchtung  das  Mittel,  die  wechselnden,  oft 
dunklen  Arbeitsplätze  hell  zu  erleuchten,  wodurch  eine  erhöhte  Sorgfalt  in 
der  Arbeitsausführung  gewährleistet  wird.  Durch  den  Wegfall  der  Riemen- 
übertragungen wurden  in  den  Werkstätten  und  auf  der  Helling  (Schiffs- 
bauplatz) Raum  für  Laufkranen  und  große  Uferkranen  geschaffen.  Diese 
Kranen  sind  zur  Beförderung  und  zum  Einsetzen  der  einzelnen  Schiff- 
und  Maschinenteile,  Kessel  usw.,  die  oft  ein  sehr  bedeutendes  Gewicht  haben, 
von  großem  Nutzen.  Namentlich  die  deutschen  Werften  zeichnen  sich 
durch  besonders  leistungsfähige  Ufer-  und  Montagekranen  bis  zu  150  t 
Tragfähigkeit  aus.  Die  Gerüste  der  Hellingkranen  wurden  zur  Anbringung 
eines  Schutzdaches  über  der  Helling  benutzt,  wodurch  die  Arbeiten  von  der 
Witterung  unabhängig  geworden  sind. 

Vielfach  wird  zum  Antrieb  der  Arbeitsmaschinen  auch  Preßluft  benutzt, 
namentlich  zum  Nieten,  Meißeln,  Stemmen,  Bohren  und  zum  Aufräumen 
(Aufweiten)  der  gestanzten  Nietlöcher.  Welche  Leistungen  derartige  Ma- 
schinen der  menschlichen  Handarbeit  abnehmen,  ist  daraus  ersichtlich,  daß 
z.  B.  bei  einem  der  transatlantischen  Riesendampfer  1 bis  2  Millionen 
Nieten  zu  schlagen  sind,  die  meist  einen  so  großen  Durchmesser  haben, 
daß  dazu  die  Handarbeit  nicht  mehr  ausreicht,  und  daß  etwa  40  laufende 
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Kilometer  an  Nähten  und  Stößen  der  Platten  auf  Wasserdichtigkeit  zu 
stemmen  sind. 

Schließlich  wendet  man  auch  Druckwasscr  als  Kraftquelle  an,  jedoch 
wegen  der  Frostgefahr  vorzugsweise  nur  in  geschlossenen  Werkstätten  und 
in  mildem  Klima,  z.  H.  in  Irland  auf  der  Werft  von  Harland  und  Wolff. 

Zur  Herabsetzung  der  Baukosten  und  Bauzeiten  suchen  die  großen 
Werften  eine  möglichst  weitgehende  Einheitlichkeit  des  Betriebs  und  der 
Transporteinrichtungen  herbeizuführen.  Am  weitesten  ist  hierin  die  Werft 
der  New  York  Shipbuilding  Company  in  Camden  bei  Philadelphia  vor- 
geschritten, welche  alle  Werkstätten  des  Schiff-  und  Maschinenbaues  in 
einem  Gebäudekomplex  unter  gemeinschaftlichem  Dache  vereinigt  hat,  an 
das  sich  die  ebenfalls  überdachten  Hellinge  und  das  Ausrüstungsbassin  sowie 
eine  große  Materialicnhalle  anschließen.  In  diese  Halle  fahren  die  Eisenbahn- 
waggons ein;  von  hier  aus  werden  die  Materialien,  Bauteile,  Maschinen 
und  Kessel  mittels  40  Laufkranen  der  Werkstätte  und  den  Schiffbauplätzen 
zugeführt. 

Zur  weiteren  Geld-  und  Zeitersparnis  geht  man  auch  schon  dazu  über, 
den  zwar  feierlichen,  aber  mit  unnötigen  Kosten  und  einem  gewissen  Risiko 
verbundenen  Stapellauf  der  Schiffe  zu  beseitigen,  indem  man  die  Schiffe  in 
Trockendocks  baut  und  zu  geeigneter  Zeit  einfach  durch  Einlassen  von 
Wasser  in  das  Dock  zum  Abschwimmen  bringt. 

Zu  erwähnen  sind  noch  die  Vereinigungen  von  Hüttenwerken  mit  Schiff- 
bauanstalten. Solche  Totalunternehmungen,  wie  die  deutsche  Firma  Krupp, 
sind  von  den  Schwankungen  des  Eisenmarktes  unabhängig,  weil  sie  das 
erforderliche  Rohmaterial  selbst  herstellen.  Daneben  haben  sich  in  der 
l'nion  die  meisten  größeren  Werften  zu  Einheitsunternehmungen  (Trusts) 
zusammengeschlossen,  während  in  Deutschland,  Frankreich  und  Großbritannien 
nur  einzelne  Verschmelzungen  vorgekommen  sind,  im  übrigen  aber  die 
Werften  ihre  Selbständigkeit  bewahrt  haben. 


Beiträge  zur  Geschichte  des  Sächsischen  Postwesens 

im  XVIII.  Jahrhundert 

Von  Ober- Postpraktikant  Gerbeth  in  Chemnitz. 

Bei  dem  Postamt  in  Ehrenfriedersdorf  ist  unlängst  eine  Anzahl  post- 
dienstlicher, bis  in  das  Jahr  1730  zurückreichender  Verordnungen  aufgefunden 
worden,  die  in  mancher  Beziehung  bemerkenswerte  Beiträge  zur  Geschichte 
des  Sächsischen  Postwesens  im  XVII I.  Jahrhundert  liefern.  Auf  dieser 
Grundlage  beruhen  die  folgenden  Mitteilungen;  angesichts  des  beschränkten 
Quellenmatcrials  sind  sie  allerdings  nur  als  Streiflichter  auf  gewisse  posta- 
lische Zustände  und  Einrichtungen  jener  Zeit  anzusehen. 

I.  Taxwesen. 

1.  Portoüberteuerung.  Die  Vielgestaltigkeit  des  Posttarifs,  der  in 
seinen  Grundzügen  auf  der  Leipziger  Posttaxordnung  vom  13.  Mai  1693 
beruhte  und  in  dem  zur  Erörterung  stehenden  Zeitabschnitt  als  »Königl. 
Pöbln.  Churfürstl.  Sächs.  allgemeine  Post-  und  Brieftaxe  vom  24.  August  1748« 
Geltung  hatte,  führte  bei  den  Franko-  und  Portoberechnungen  vielfach  zu 
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verzeihlichen  Irrtümern.  Aber  abgesehen  von  den  bisweilen  unklaren  und 
dehnbaren  Taxvorschriften  ließen  sich  die  Amtsvorsteher,  denen  ein  Viertel 
der  Gebühreneinnahme  ihres  Amtes  zufloß,  im  eigenen  Interesse  und  un- 
geachtet der  durch  die  Postordnung  vom  27.  Juli  1 7 13  gegen  Portoüber- 
teuerungen festgesetzten  Strafen  zur  Anwendung  höherer  Tarifsätze  ver- 
leiten. Mitunter  wiesen  sie  die  Mehreinnahme  nicht  einmal  durch  die  Karten 
nach,  sondern  ließen  sie  ausschließlich  in  ihre  Tasche  wandern.  Wieder- 
holte Beschwerden  des  Publikums  veranlaßten  endlich  das  Ober -Postamt  in 
Leipzig  zu  nachdrücklichem  Einschreiten.  Unterm  11.  Oktober  1761  erging 
ein  landesherrlicher  Befehl,  worin  den  Amtsvorstehern  bei  Porto-  und  Franko- 
unterschlagung eine  Strafe  von  5  Talern  für  jeden  unrechtmäßig  ver- 
einnahmten Groschen  und  im  Rückfall  unnachsichtlich  Dienstentlassung  an- 
gedroht wurde.  Außerdem  sollten  den  Korrespondenten  die  überhobenen 
Beträge  zurückerstattet  werden.  Die  Strafe  traf  den  Amtsvorsteher  auch 
dann,  wenn  die  Unterschlagung  einem  seiner  Familienangehörigen  oder 
Privatbediensteten  —  Postschreiber  und  Briefträger  —  zur  Last  fiel.  Eine 
mildere  Ahndung  fanden  diejenigen  Fälle,  in  denen  die  Portoüberhebung 
durch  die  Karten  verrechnet,  somit  auch  der  Postkasse  eine  ihr  von  Rechts 
wegen  nicht  zukommende  Einnahme  —  3/t  des  Betrags  —  zugeführt  worden 
war.  Hier  war  eine  Geldstrafe  von  2  Talern  angedroht,  weil  durch  der- 
artige Handlungen  »dem  Postinteresse  mehr  geschadet  als  genutzet«  würde. 
Von  einer  Rückerstattung  der  überhobenen  Beträge  war  indes  nichts  erwähnt. 

Im  weiteren  wurden  noch  besondere  administrative  Maßnahmen  zur 
Sicherung  der  richtigen  Erhebung  und  Verrechnung  der  Postgebühren  ge- 
troffen, die  erkennen  lassen,  daß  man  an  maßgebender  Stelle  ernstlich  be- 
müht war,  das  Publikum  vor  Ubervorteilung  zu  schützen. 

2.  Vorübergehende  Tariferhöhung.  Ein  solches  Bestreben  war 
aber  auch  durchaus  am  Platze,  da  die  Sätze  des  Posttarifs  ohnehin  ziemlich 
hoch,  wenn  auch  nicht  wesentlich  höher  waren  als  in  anderen  Staaten. 
Sie  waren  so  bemessen,  daß  selbst  bei  weniger  günstigen  V erkehrsverhältnissen 
immer  noch  mit  einem  Ertrage  für  die  Staatskasse  gerechnet  werden  konnte. 
Das  ist  nicht  weiter  verwunderlich,  denn  das  Postwesen  wurde  zur  damaligen 
Zeit  vorwiegend  nach  dem  Finanzprinzip  verwaltet.  Rein  volkswirtschaft- 
liche Rücksichten  walten  zu  lassen  und  dadurch  u.  U.  in  kritischen  Zeiten, 
wie  sie  durch  die  wechselvollen  politischen  Ereignisse  des  XVHI.  Jahr- 
hunderts wiederholt  eintraten,  eine  Schmälerung  der  Posteinkünfte  herbeizu- 
führen oder  gar  Zuschüsse  aus  der  Staatskasse  erforderlich  zu  machen, 
wäre  nicht  im  Einklänge  mit  der  damaligen  Staatsraison  gewesen.  Au> 
dieser  Auffassung  heraus  ist  es  auch  erklärlich,  daß  für  die  Zeit  vom 
1.  Mai  bis  Ende  September  1772  durch  landesherrliche  Verordnung  wegen 
»dermaliger  Thcuerung  der  Fouragc«  eine  vorübergehende  Tariferhöhung  ein- 
geführt wurde.  Der  Portozuschlag  beschränkte  sich  zwar  auf  die  Inlands- 
sendungen, war  aber  fühlbar  genug.  Er  betrug  bei  Briefen  je  nach  der 
Lage  des  Bestimmungsortes  ein  Viertel  oder  die  Hälfte  der  postordnungs- 
mäßigen Taxe;  das  Paketporto  wurde  ohne  Rücksicht  auf  die  Entfernung 
um  ein  Drittel  erhöht.  Auf  die  Portoanteile  der  Amtsvorsteher  blieb  die 
Tariferhöhung  ohne  Einfluß. 

3.  Retentionsrecht.  Auch  sonst  war  man  in  jeder  Weise  bemüht, 
die  Interessen  der  Postkassc  gehörig  zu  wahren.  Hierher  gehört  vor  allem 
die  für  heutige  Verhältnisse  sonderbare  Bestimmung  über  das  Retentions- 
recht der  Postanstalten  an  den  Sendungen  solcher  Empfänger,  welche  die 
Zahlung  des  Portos  für  unfrankierte  Sendungen  verweigerten.  Das  landes- 
herrliche Reskript  an  das  Ober- Postamt  in  Leipzig  vom  12.  August  1727 
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sanktionierte  ein  Verfahren,  das  schon  ausgangs  des  XVII.  Jahrhunderts  in 
Übung  und  durch  die  Postordnung  vom  27.  Juli  1 713  ausdrücklich  zugelassen 
war.  Es  paßte  in  den  Rahmen  der  damaligen  Verhältnisse  und  entsprach 
den  in  dieser  Beziehung  in  anderen  Postgebieten  üblichen  Maßnahmen.  In  der 
Praxis  ohne  Schwierigkeit  zu  handhaben,  erleichterte  das  Verfahren  zweifellos 
den  Dienstbetrieb  bei  den  Postanstalten.  Vom  rechtlichen  Gesichtspunkt 
aus  ist  es  zu  verwerfen.  Für  eine  bestimmte  Gattung  der  Briefsendungen, 
nämlich  die  Portobriefe,  den  Annahmezwang  des  Empfängers  zu  konstruieren 
und  damit  diesen  für  eine  Unterlassung  des  Absenders  haftbar  zu  machen, 
stellt  sich  als  ein  vom  Fiskalismus  diktierter  Eingriff  in  die  persönlichen  Rechte 
des  Einzelnen  dar.  Einen  weiteren  Angriffspunkt  bot  das  Verfahren  da- 
durch, daß  man  mit  ihm  die  Zurückhaltung  anderer,  für  den  gleichen 
Empfänger  bestimmter  und  an  sich  nicht  zu  beanstandender  Sendungen 
verband,  um  hiermit  auf  den  Empfänger  einen  vermehrten  Druck  zur  Ein- 
lösung der  zurückgewiesenen  Portosendung  auszuüben.  Daß  sich  gegen 
eine  derartige  Zwangsmaßregel  das  Publikum,  namentlich  der  davon  am 
meisten  betroffene  Leipziger  Handelsstand,  auflehnte,  ist  begreiflich.  Was 
aber  nutzte  die  Klage  über  eine  Rechtskränkung  zu  einer  Zeit,  wo  die  all- 
gemein rechtlichen  Verhältnisse  noch  vielfach  unklar  und  schwankend  waren? 
Fand  doch  die  Verwaltung  für  ihr  Verhalten  auch  ihre  namhaften  Ver- 
teidiger. So  führt  z.  B.  J.  F.  von  Beust  in  seinem  Versuch  einer  ausführ- 
lichen Erklärung  des  Postregals  (Jena  1747  bis  1748)  hierüber  folgendes  aus: 
»Weil  es  auch  ein  schnöder  Undank  der  Leute  ist,  wann  sie  den  kostbaren 
Postämtern  das  geringe  Porto  zu  entziehen  suchen,  so  ist  es  auch  nicht 
unbillig,  wann  ein  Postmeister  jure  retentionis  die  Briefe  und  Sachen  solange 
innen  behält,  biß  das  rückständige  Porto  bezahlet  worden,  allermaßen  der- 
gleichen Innebehaltungsrecht  auch  in  Privatsachen  unstreitig  zugelassen  wird.« 
Dieser  von  Beust  herangezogene  Vergleich  mit  den  Privatsachen  kann  nicht 
anerkannt  werden.  Denn  Beust  setzt  die  bei  Forderungen  im  Privatleben 
jedesmal  vorhandene  innere  Beziehung  zwischen  Schuld  und  Schuldner 
ohne  weiteres  auch  beim  Postsachentransport  voraus,  ohne  zu  bedenken,  daß 
im  Post  verkehre  der  Empfänger  einer  Sendung  zur  letzteren  oftmals  in  gar 
keiner  Beziehung  steht,  mithin  wegen  Mangels  des  ursächlichen  Zusammen- 
hanges auch  nicht  für  fremdes  Verschulden  verantwortlich  gemacht  werden 
kann.  Das  dem  Empfänger  gegenüber  angewandte  jus  retentionis  lieferte 
diesen  unbarmherzig  der  Willkür  des  Absenders  aus.  Später  erkannte  denn 
auch  die  Postverwaltung  das  Bedenkliche  ihrer  Handlungsweise  und  änderte 
sie  dahin  ab,  daß  das  Retentionsrecht  nicht  mehr  gegen  den  Empfänger, 
sondern  gegen  den  Absender  der  uneingelüst  gebliebenen  Portosendung  zur 
Ausübung  kam. 

4.  Dckla rat i ons zwang.  Weit  verbreitet  war  schon  zur  damaligen 
Zeit  der  Brauch,  bei  Versendung  von  »beschwerten  Briefen«  usw.  der  Porto- 
ersparnis wegen  den  Wertinhalt  nicht  in  der  richtigen  Höhe  anzugeben. 
Die  Postverwaltung  erblickte  hierin  eine  Portohinterziehung  und  war  in 
Anbetracht  des  damit  verbundenen  beträchtlichen  Einnahmeausfalls  fort- 
gesetzt bemüht,  dieser  »Ungebührnis«  zu  steuern.  Ihre  Bemühungen  scheinen 
indes  nicht  den  gewünschten  Erfolg  gehabt  zu  haben;  wenigstens  läßt  sich 
dies  aus  einer  Verordnung  vom  1 1 .  Oktober  1 764  entnehmen.  Wie  über- 
haupt die  postdienstlichen  Verfügungen  jener  Zeit,  so  trägt  sie  ganz  be- 
sonders den  Charakter  einer  Straf-  und  Zwangsverordnung.  Man  begnügte 
sich,  den  bestehenden  übelstand  durch  Strafandrohung  zu  bekämpfen,  ohne 
den  inneren  Ursachen  der  häufigen  und  stetig  zunehmenden  Wertverschleie- 
rungen nachzuforschen  und  durch  organische  Änderungen  Wandel  zu  schaffen. 
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Das  durch  Minderdeklarationen  hinterzogene  Porto  war  nicht  gering;  so 
konnte  z.  B.  bei  einer  Minderdeklaration  von  1000  Talern  auf  einer  Be- 
förderungsstrecke von  10  Meilen  eine  Portoersparnis  bis  zu  50  Groschen 
erzielt  werden.  Der  Gedanke,  durch  Ermäßigung  der  Portosätze  das  Publikum 
zu  einer  wahrheitsgetreueren  Deklaration  zu  veranlassen,  blieb  einer  späteren 
Zeit  zur  Ausführung  vorbehalten. 

5.  Portofreiheitswesen.  Der  fiskalische  Geist  zeitigte  indes 
wenigstens  auf  einem  Gebiete  ein  gutes  Ergebnis,  nämlich  auf  dem  des 
Portofreiheitswesens.  Hier  hatten  sich  im  Laufe  der  Zeit  vielerlei  Miß- 
bräuche eingeschlichen,  deren  bedenklichen  finanziellen  Folgen  man  sich  auf 
die  Dauer  nicht  verschließen  konnte.  In  der  Hauptsache  lag  die  Schuld 
daran,  daß  es  an  einem  das  gesamte  Portofreitum  von  Grund  aus  und  zeit- 
gemäß regelnden  Erlasse  fehlte.  Diesem  Mangel  half  der  unterm  4.  Februar  1783 
ergangene  Befehl  zur  »genaueren  Bestimmung  und  Einschränkung  der  bis- 
herigen Post- Porto  -  Befreyungen«  ab.  Hiernach  waren  z.  B.  portofrei  zu 
befördern : 

sämtliche  Postsendungen  der  Kurfürstlichen  Familie,  des  Geheimen  Ka- 
binetts und  der  Hofämter.  Die  von  letzteren  ausgehenden  Sendungen  mußten 
das  Hofamtssiegel  sowie  »eine  pflichtmäßige  Attestation  des  jedem  Hofamte 
vorgesetzten  Chefs«  tragen  und  durften  keine  »privaten  Einschüsse«  ent- 
halten ; 

die  Briefe  und  gewöhnlichen  Pakete  unter  20  Pfund  der  Kabinetts- 
minister. Austernfässer  und  »andere  Consumtibilien«  waren  indes  von  der 
Portobefreiung  ausdrücklich  ausgeschlossen,  desgleichen  Wertsendungen, 
für  welche  postsei tige  Garantiepflicht  bestand; 

der  amtliche  Schriftwechsel  der  Kurfürstlichen  Kollegien,  der  Kreis-  und 
Amtshauptleute  sowie  der  Ämter.  Die  Sendungen  mußten  mit  dem  Amts- 
siegel verschlossen  sein  und  auf  der  Außenseite  außer  dem  Kennworte 
»ex  officio«  oder  »official«  einen  auf  den  Inhalt  bezüglichen  Vermerk,  wie 
Accis-,  Forst-,  Bergsache  usw.,  tragen.  Beim  Fehlen  dieser  Vermerke 
waren  die  Sendungen  als  portopflichtig  zu  behandeln.  Das  Porto  war  als- 
dann an  das  Aufgabeamt  zurückzurechnen,  welches  u.  U.  »solchen  Defect 
ex  propriis  zu  vertreten  hatte.«  Mißbräuchliche  Benutzung  der  Portofreiheit, 
wie  »Beypackung  anderer  Sachen,  so  nicht  ex  officio  zu  befördern  waren«, 
wurde  mit  einer  Geldbuße  von  5  Talern  für  jeden  der  Postkasse  entzogenen 
Groschen  geahndet; 

der  Schriftwechsel  und  Geldversana  in  postdienstlichen  Angelegenheiten. 
Die  dienstliche  Korrespondenz  der  Postamtsvorsteher  unter  sich  war  nur 
im  Falle  der  offenen  Versendung  von  der  Portozahlung  befreit; 

in  Militärangelegenheiten  die  Orders  und  Rapporte  der  Generalität,  der 
Regimentskommandeure  usw.  Portopflichtig  war  der  Schriftwechsel  in 
Werbesachen  sowie  die  Privatkorrespondenz  der  Offiziere  und  Mannschaften ; 

die  Zeitungen  des  Zeitungspächters,  und  zwar  »innländische  und  aus- 
ländische politische  und  gelehrte  Journale  und  Zeitschriften«.  Der  Zeitungs- 
pächter stand  im  Vertragsverhältnis  zur  Regierung  und  hatte  mit  landes- 
herrlicher Genehmigung  das  ausschließliche  Recht  zum  Drucke  und  Vertriebe 
der  Zeitungen  in  den  kursächsischen  Landen  gegen  Zahlung  einer  bestimmten 
Pachtsumme.  Daneben  blieb  es  Privatpersonen  unbenommen,  sich  fremde 
Zeitungen  gegen  Erlegung  des  Postportos  zum  eigenen  Gebrauche  kommen 
zu  lassen;  die  Weitergabe  derartiger  Exemplare  an  andere  Personen  gegen 
Entgelt  war  indes  straffällig. 

Trotz  des  Regulativs  vom  4.  Februar  1783  blieb  das  Portofreiheitswesen 
noch  lange  Zeit  das  Schmerzenskind  der  Verwaltung.    Die  früheren  Aus- 
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wüchse  waren  zwar  beseitigt,  wiederholt  ergingen  aber  noch  ergänzende 
Verordnungen,  die  bald  diese,  bald  jene  Korrespondenz  mit  in  den  Bereich 
der  portofreien  Beförderung  zogen.  Die  Zahl  der  Privilegierten  —  Anstalten, 
Stiftungen,  Korporationen  usw.  —  wuchs  unaufhörlich  und  erreichte  mit 
der  Zeit  einen  derartigen  Umfang,  daß  man  zu  einer  alphabetischen  Zu- 
sammenstellung der  Inhaber  von  Portofreiheitstiteln  schreiten  mußte,  um 
den  Beamten  ein  untrügliches  Kontrollmittel  an  die  Hand  zu  geben. 

II.  Postbeförderungswesen. 

Die  grundlegenden  Bestimmungen  über  das  Postbeförderungswesen  sind, 
soweit  sie  für  den  in  Kerle  stehenden  Zeitraum  in  Betracht  kommen,  eben- 
falls in  der  Postordnung  vom  27.  Juli  1713  niedergelegt.  Hierher  gehören 
die  Vorschriften  über  die  unbeschränkte  Benutzung  der  Straßen  durch  die 
Posten,  über  das  Ausweichen  der  Privat  fuhrwerke  vor  den  Posten,  über 
das  Wechseln  der  Pferde  unterwegs,  über  die  Befreiung  der  Posten  von 
Brücken-,  Wege-  und  Fährabgaben,  über  den  Vorspanndienst  der  Fuhrleute 
und  Bauern,  über  die  Führung  des  Posthorns  und  dergleichen  mehr.  Die 
nachsichtige  Handhabung  der  Regalsrechte  in  Verbindung  mit  der  Unstetigkeit 
der  politischen  Verhältnisse  hatte  indes  auch  auf  diesem  Gebiete  allmählich 
die  Achtung  vor  dem  Gesetze  gelockert  und  das  Einschleichen  von  allerhand 
Mißbrauchen  begünstigt.  Durch  wiederholte  Bekanntgabe  der  betreffenden 
Bestimmungen  und  durch  Verschärfung  der  Strafvorschriften  suchte  man 
alsdann  der  eingerissenen  Unordnung  wieder  Herr  zu  werden.  Mit  größerer 
Strenge  wurde  auf  pünktliche  Beförderung  der  Posten  gehalten.  Die  Be- 
förderungszeiten mußten  bei  2  Taler  Strafe  genau  in  die  Stundenzettel  ein- 
getragen werden;  ungerechtfertigte  Versäumnisse  wurden  mit  einer  Geld- 
buße von  I  Taler  für  die  Stunde  geahndet.  Ein  besonderer  Befehl  richtete 
sich  gegen  das  Einbauen  auf  die  Pferde  und  das  Prügeln  der  Postillione 
durch  die  Extrapostreisenden.  Die  Postillione  wurden  nachdrücklichst  vor 
Trinkgeldüberforderungen  gewarnt;  ein  wiederholter  Verstoß  hiergegen  zog 
Dienstentlassung  nach  sich.  Strenge  Vorschriften  wurden  gegen  die  Be- 
förderung »blinder«  Passagiere  erlassen.  Im  Betretungsfalle  wurde  der 
Postillion  je  nach  Umständen  in  eine  Geld-  oder  Gefängnisstrafe  genommen 
und  im  Rückfall  unnachsichtlich  seines  Amtes  entsetzt.  Außerdem  hatte  er 
für  jede  uneingeschriebene  Person  einen  Taler  »Denunziationsgebühr«  an 
den  Angeber  zu  entrichten.  Der  blinde  Passagier  wurde  mit  dem  vierfachen 
Betrage  des  hinterzogenen  Personengeldes  bestraft  und  hatte  im  Wieder- 
holungsfalle doppeltes  Strafmaß  oder  Gefängnis  zu  gewärtigen. 

Den  Lohnkutschern  mußte  bei  10  Taler  Strafe  das  Tragen  von  Postillions- 
dienstkleidung -  gelber  Rock  mit  blauen  Aufschlägen  —  und  von  Post- 
hörnern wiederholt  verboten  werden,  weil  sie  unter  dem  Schutze  dieser 
Kleidung  und  Insignien  »die  Zoll-  und  Geleit-Stätte  zu  defraudiren«  pflegten. 
Speziell  gegen  die  unberechtigte  Führung  des  Posthorns  richtete  sich  die 
Verordnung  vom  28.  November  17Ö3,  die  wegen  ihrer  unterschiedlichen 
Behandlung  von  Hoch  und  Niedrig  nähere  Erwähnung  verdient.  Waren 
nämlich  die  Kontravenienten  »innländische  Personen  vom  Stande  oder 
Distinktion  oder  etwa  ausländische  Herrschaften«,  so  waren  dieselben  »zu- 
vorderst mit  guter  Bescheidenheit  zu  warnen«  und  zur  Ablegung  der  Post- 
horner zu  bewegen.  Erst  »bey  bezeigter  Widerspenstigkeit«  war  ihnen  das 
Posthorn  u.  U.  gewaltsam  abzunehmen  und.  soweit  es  sich  um  Ausländer 
handelte,  eine  Geldbuße  von  20  Rheinischen  Goldgulden  aufzuerlegen.  Bei 
1  „andesangehörigen  »von  einiger  Distinktion«  genügte  nach  der  Wegnahme 
des  Posthorns  die  Anzeige  an  das  ( )ber- Postamt.    Handelte  es  sich  aber 
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um  Leute  geringeren  Standes,  insbesondere  um  Lohnkutscher,  so  wurde 
kurzer  Prozeß  gemacht :  man  nahm  den  Betreffenden  ohne  weiteres  die  Post- 
hörner ab  und  zwang  sie  zur  Erlegung  von  10  Talern  als  verwirkte  Buße. 
Der  vierte  Teil  der  Strafgelder  floß  dem  Denunzianten  zu. 

Bei  der  damaligen  Unsicherheit  der  Straßen  mußte  dem  Schutze  der 
Posten  erhöhte  Aufmerksamkeit  zugewendet  werden.  In  denjenigen  Fällen, 
in  welchen  Gelder  oder  sonstige  kostbare  Gegenstände,  dabei  aber  nur  ein 
oder  zwei  Reisende  zu  befördern  waren,  wurde  dem  Transport  »ein  sicherer, 
tüchtiger  Mann  zur  Convoy«  beigegeben.  Sache  der  Postämter  war  es, 
sich  jederzeit  geeignete  Convoyers,  die  in  der  Regel  eidlich  verpflichtet  sein 
mußten,  zur  Verfügung  zu  halten.  Dabei  sei  erwähnt,  daß  die  Vereidigung 
der  Postbediensteten  zur  damaligen  Zeit  nicht  von  den  Postämtern,  sondern 
von  den  kurfürstlichen  Ämtern  und  Gerichten  vorgenommen  wurde.  Die 
Beibotenkosten  fielen  der  Postkasse  zur  Last.  Von  manchen  Postämtern 
wurde  allerdings  diese  Einrichtung  in  selbstsüchtiger  Weise  ausgenutzt: 
bald  wurden  Beiboten  überhaupt  nicht  gestellt,  bald  ungeeignete,  z.  13.  »alte, 
abgelebte«  Leute  dazu  hcrangezogsn,  während  auf  Grund  künstlicher  Quit- 
tungen der  Postkasse  die  vollen  Kosten  angerechnet  wurden.  Es  bedurfte 
der  strengsten  Maßnahmen,  um  diesem  Unfuge  mit  Erfolg  zu  steuern. 
Später  erging  zur  Beseitigung  der  Schwierigkeiten,  die  sich  immer  mehr 
der  Erlangung  geeigneter  Leute  zur  Begleitung  der  Posten  bei  Nacht  oder 
beim  Passieren  von  Wäldern  entgegenstellten,  der  Befehl,  daß  von  den 
Postämtern  »der  jeden  Orts  kommandirende  Offizier  um  Mitgebung  einer 
Bedeckung  von  ein  oder  zwei  Mann  von  der  Miliz  requiriret  werden  solle«. 
Auch  die  militärischen  Begleiter  erhielten  die  übliche  Convoyergebühr  von 
3  Groschen  für  die  Meile. 

Pflichtwidriges  Verhalten  der  Beiboten  wurde  mit  Festungsbaustrafe 
geahndet. 

III.  Sonstiger  Betriebs-  und  Verwaltungsdienst. 

Die  auf  den  sonstigen  Betriebs-  und  auf  den  Verwaltungsdienst  bezüg- 
lichen Verordnungen  bieten  im  allgemeinen  wenig  Bemerkenswertes.  Sie 
befassen  sich  u.  a.  mit  der  äußeren  Beschaffenheit  der  Postsendungen,  mit 
der  Aufbewahrung  der  Ladungsgegenstände  während  der  Beförderung,  mit 
dem  Verfahren  bei  Feststellung  von  Post-  und  Portodcfraudationen  usw. 
Alle  diese  Verordnungen  zeichnen  sich  durch  eine  gründliche  und  sachgemäße 
Behandlung  ihres  Gegenstandes  aus. 

Uber  den  eigentlichen  Verwaltungs-  und  Expeditionsdienst  bei  den  Post- 
ämtern sind  nur  spärliche  Nachrichten  vorhanden.  Interessant  ist  die  unterm 
21.  März  1748  ergangene  Verfügung,  worin  den  Postämtern  eine  schleunige 
und  gewissenhafte  Erledigung  ihres  Schriftwechsels  zur  Pflicht  gemacht 
wird.  Bei  2  Taler  Strafe  mußten  die  Verfügungen  innerhalb  der  gestellten 
Frist  oder  in  Ermangelung  einer  Fristangabe  tunlichst  umgehend,  spätestens 
aber  am  Tage  nach  dem  Eingange  erledigt  werden.  Eine  gleichartige  An- 
ordnung war  bereits  im  Jahre  1720  ergangen;  sie  war  deswegen  erforderlich 
gewesen,  weil  auch  das  Ober -Postamt  seinerseits  von  der  vorgesetzten  Be- 
hörde, dem  Geheimen  Kammer -Kollegium  in  Dresden,  unter  hohen  Geld- 
strafen zur  raschen  Berichterstattung  gedrängt  wurde. 

Dem  Registraturgeschäfte,  das  sich  allerdings  noch  in  bescheidenen  An- 
fängen befand,  wurde  große  Sorgfalt  zugewendet.  Die  Postämter  waren 
gehalten,  die  General-Verfügungen  und  Kursverordnungen  sowie  die  Berichts- 
entwürfe und  sonstigen  das  Postwesen  betreffenden  Schriftstücke  »jederzeit 
verwahrlich  beyzulcgen  und  in  ein  besonder  C  onvolut  zu  bringen«. 
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Zum  Schlusse  sei  noch  einer  Einrichtung  gedacht,  die  heutzutage  immer 
mehr  an  Boden  verliert,  dafür  aber  früher  in  umso  höherer  Blüte  gestanden 
hat,  nämlich  des  Verfahrens,  wichtige  Verordnungen  dem  Publikum  durch 
Schaltcraushang  bekannt  zu  machen.  Nach  der  Zahl  der  Aushänge  zu 
schließen,  müssen  die  Wände  der  Passagier-  und  Expeditionsstuben  bisweilen 
mit  Bekanntmachungen  übersät  gewesen  sein.  Da  man  es  mit  der  Be- 
seitigung veralteter  Aushänge  nicht  so  genau  nahm,  kam  es  vor,  daß  ver- 
schiedene Aushänge  ein  und  denselben  Gegenstand  in  übereinstimmender 
oder  aber,  was  bedenklicher  war,  in  widersprechender  Weise  behandelten, 
ein  Zustand,  der  der  Belehrung  des  Publikums  eher  hinderlich  als  förderlich 
war.  Ein  landesherrlicher  Befehl  brachte  auch  in  diese  Verhältnisse  die 
wünschenswerte  Ordnung  und  setzte  fest,  welche  Verordnungen  bei  den 
einzelnen  Klassen  der  Postämter  »zu  Jedermanns  Wissenschaft«  aushängen 
sollten.  Hiernach  betrug  die  Zahl  der  ständigen  Aushänge  bei  Postämtern 
größeren  Umfanges  13,  bei  denjenigen  mittleren  Umfanges  8.  Das  EehJen 
eines  der  im  Erlaß  aufgeführten  Aushänge  wurde  am  Amtsvorstcher  mit 
2  Taler  Geldstrafe  geahndet. 

Daß  die  näheren  Festsetzungen  über  Zahl  und  Inhalt  der  Aushänge 
der  landesherrlichen  Kompetenz  unterlagen,  erscheint  auf  den  ersten  Blick 
wunderbar,  erklärt  sich  aber  daraus,  daß  die  durch  das  Aushangverfahren 
zur  allgemeinen  Kenntnis  gebrachten  Verfügungen  die  Eigenschaft  von 
Ausführungsbestimmungen  zur  Postordnung  und  zu  den  sonstigen  landes- 
herrlichen Erlassen  über  das  Postwesen  hatten. 

Fassen  wir  unsere  Ausführungen  kurz  zusammen,  so  kommen  wir  zu 
dem  Ergebnis,  daß  das  Sächsische  Postwesen  in  seiner  Organisation  auf 
einer  gesunden  Grundlage  beruhte,  daß  aber  in  dem  erörterten  Zeit- 
abschnitte das  Finanzprinzip  bei  der  Verwaltung  die  Oberhand  hatte.  Doch 
ist  diese  Tendenz  nur  von  vorübergehender  Dauer  gewesen:  wie  in  anderen 
1 'Ostgebieten  hat  sie  auch  in  Sachsen  der  Reformbewegung  des  XIX.  Jahr- 
hunderts weichen  müssen. 


Korea. 

über  die  kommerzielle  Entwickelung  und  die  Verkehrsverhält- 
nisse Koreas,  des  vielumworbenen  »Landes  der  Morgenröte«,  das  durch 
den  russisch -japanischen  Krieg  heutzutage  im  Mittelpunkte  des  Interesses 
steht,  sind  neuerdings  wiederholt  Mitteilungen  in  die  Öffentlichkeit  gelangt, 
die  auch  für  unsere  Leser  von  Interesse  sind.  Wir  stellen  daher  im  nach- 
folgenden eine  Reihe  bemerkenswerter  Einzelheiten  zusammen,  die  in  der 
Hauptsache  den  »Nachrichten  für  Handel  und  Industrie«  und  dem  »Wirt- 
schaftlichen Asien«  ( Beilage  zu  der  Zeitschrift  »Asien«)  entnommen  sind. 

Der  wirtschaftliche  Aufschwung  Koreas  hatte  bereits  vordem  japanisch- 
chinesischen Kriege,  und  zwar  im  Jahre  18S2,  eingesetzt,  nach  Freigabe  der 
Vertragshäfen  für  die  auslandischen  Schifte  und  Kauflcute.  Vorher  be- 
schränkte sich  der  Handel  Koreas  auf  den  l'msatz  im  Lande  selbst  und 
den  Verkehr  mit  den  benachbarten  Gebietsteilen.  Schon  1876  hatte  Japan 
nach  dieser  Richtung  hin  einen  Vorstoß  gemacht  und  wenigstens  für  seinen 
Handel  den  Zugang  zu  den  beiden  Hafen  in  Gensan  und  Fusan  erschlossen; 
alicr  erst  nach  Öffnung  der  Hafen  und  nach  Abschluß  von  Handelsverträgen 
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mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  (1882).  Deutschland  und  Groß- 
britannien (1883).  Rußland  und  Italien  (1884),  Frankreich  (1886),  Öster- 
reich (1892)  und  China  (1897)  begann  das  Ein-  und  Ausfuhrgeschäft  Koreas 
bedeutenderen  Umfang  anzunehmen  und  rasch  zu  steigen.  Im  Jahre  i»)o_» 
belief  sich  die  Ein-  und  Ausfuhr  über  die  Yertragshäfen  auf  rund  7000000  $ 
und  4200000  $  (ohne  Kinrechnung  des  Wertes  des  Goldexports  mit  2000000  $>. 
und  man  kann  unter  Hinzurechnung  des  nicht  auf  die  Vertragshäfen  ent- 
fallenden Warenumsatzes  den  Gesamt handcl  Koreas  —  ohne  den  Edel- 
metall- und  Münzverkehr  —  im  Jahre  1002  auf  gut  15000000$  veran- 
schlagen. Der  Wert  der  Gesamtausfuhr  Deutschlands  nach  Korea  ist  der 
deutschen  amtlichen  Statistik  zufolge  von  51000  M.  in  1807  auf  150000  M. 
in  1902  gestiegen,  die  Einfuhr  nach  Deutschland  in  dieser  Zeit  aber  von 
14000  M.  auf  io(XK)  M.  zurückgegangen;  doch  bleiben  diese  Zahlen,  soweit 
sie  die  Einfuhr  Koreas  an  deutschen  Erzeugnissen  betreffen,  hinter  der 
Wirklichkeit  nicht  unerheblich  zurück,  da  eine  nicht  unbeträchtliche  Menge 
solcher  Erzeugnisse  durch  fremde,  hauptsächlich  englische  Vermittlung 
über  London  oder  Hongkong,  Shanghai  usw.  nach  Korea  gelangen  dürfte. 

An  Einfuhrartikeln  gehen  nach  Korea  besonders:  Woll-  und  Kaumwoll- 
waren,  Metalle,  Kleider  und  Modewaren,  Waffen  und  Munition.  Säcke  und 
Stricke,  Farben  und  Farbstoffe  (namentlich  Anilin),  amerikanisches  Petroleum, 
Bergwerksbedarf,  Seidenwaren  und  Mehl;  die  Landesprodukte,  die  in  größeren 
Mengen  zur  Ausfuhr  kommen,  sind:  Bohnen  und  Erbsen,  Kindvieh,  ge- 
trocknete und  gesalzene  Fische,  Fischdünger,  roter  Ginseng  (eine  als  1  >roge  ge- 
bräuchliche Pflanze),  Rindshäute,  Reis.  Seetang,  Weizen  usw..  außerdem  Gold, 
das  sich  in  den  letzten  Jahren  zu  dem  weitaus  bedeutendsten  Ausfuhrartikel 
Koreas  entwickelt  hat.  Die  große  Zunahme  des  Goldexports  hat  im  wesent- 
lichen ihre  Ursache  darin ,  daß  eine  in  amerikanischen  Händen  befindliche 
Goldmine  eine  ausgezeichnete  Ausbeute  ergeben  hat;  eine  andere,  von  einer 
englischen  Gesellschaft  betriebene  Mine  sowie  eine  von  Deutschen  bearbeitete 
haben  dagegen  fast  gar  keine  Erträge;  die  Japaner  betreiben  ebenfalls  ein 
Goldbergwerk,  das  aber  ebenfalls  keine  erheblichen  Erträge  abzuwerfen 
scheint. 

Der  Außenhandel  Koreas  konzentriert  sich  auf  die  Vertragshäfen  von 
Tschemulpo,  Fusan,  Gensan  (auch  Wonsan  genannt),  Tschinampo,  Mokpo, 
Kunsan,  Masampo  und  Songtschin.  Von  ihnen  ist  Tschemulpo,  ungefähr 
in  der  Mitte  der  Westküste  Koreas  belegen,  bei  weitem  der  bedeutendste: 
seine  Einfuhr  bewertete  sich  1902  auf  1  250000$;  die  Ausfuhr  blieb  da- 
gegen mit  rund  45  000  $  erheblich  hinter  den  Exportziffern  der  übrigen 
Häfen  zurück.  Die  Bedeutung  Tschcmulpos  als  Importhafen  erklärt  sich 
daraus,  daß  die  ziemlich  große  Stadt  eine  verhältnismäßig  starke  ausländische 
Bevölkerung  hat,  sowie  aus  dem  Umstände,  daß  sie  mit  der  Hauptstadt 
Söul,  die  nur  35  engl.  Meilen  entfernt  liegt,  durch  eine  Eisenbahn  verbunden 
ist;  der  ganze  Verkehr  mit  der  Hauptstadt  des  Landes  muß  über  Tschemulpo 
gehen.  Alle  Anzeichen  sprechen  dafür,  daß  Tschemulpo,  das  zur  Zeit 
rund  2100  Handelshäuser  und  6000  Kaufleute  aufzuweisen  hat,  im  aus- 
wärtigen Handcl  die  führende  Rolle  behalten  wird.  Im  Jahre  1901  liefen 
den  Hafen  93  Kriegsschiffe,  darunter  35  japanische,  21  englische,  15  russische, 
11  französische,  5  österreichische,  4  deutsche  sowie  je  1  italienisches  und 
amerikanisches  an,  außerdem  1036  sonstige  Dampfer  und  Segelschiffe,  unter 
denen  sich  allein  567  japanische  befanden;  Deutschland  war  nur  durch 
3  Dampfer  vertreten. 

Söul,  die  Hauptstadt  und  der  Hauptabnehmer  der  über  Tschemulpo  ein- 
gehenden  Importen,   zählt  ungefähr  200000  Einwohner,    hat  sich  nach 
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europäischem  und  amerikanischem  Muster  vollständig  modernisiert  und  kann 
in  seiner  jetzigen  Anlage  als  eine  der  saubersten  Städte  im  Osten  angesehen 
u <  p!'  n. 

Nächst  Tschemulpo  sind  Fusan  und  Gensan  die  wichtigsten  Einfuhr- 
plätze. Fusan  an  der  südöstlichen  Küstenspitze  Koreas  liegt  für  den  Verkehr 
mit  Japan  am  günstigsten,  während  Gensan  an  der  Ostküste,  und  zwar 
dicht  an  der  Nordgrenzc,  den  geeignetsten  Handelspunkt  für  Wladiwostok 
abgibt.  Der  Hafcnplatz  Gensan  befindet  sich  außerdem  in  gerader  Richtung 
gegenüber  den  an  der  Westküste  gelegenen  Städten  Antung  und  Witschu 
an  der  Mündung  des  JaluHusses,  wo  das  russische  Bahnnetz  in  der  Mand- 
schurei unmittelbar  an  das  koreanische  Gebiet  heranreicht.  Broughton  Bay, 
der  Hafen,  an  dem  Gensan  liegt,  ist  der  beste  an  der  nördlichen  Ostküste 
und  mit  Söul  durch  eine  Handelsstraße  verbunden.  Dieser  Teil  Koreas,  in 
dem  viele  Bergbau-Unternehmungen  im  Betriebe  sind,  ist  der  minenreichste 
des  Landes.  Die  Einfuhr  Gensans  belief  sich  1902  auf  250 000  $,  die 
Ausfuhr  auf  280000$,  abgesehen  von  dem  ebenfalls  erheblichen  Küsten- 
handel. Von  Gensan  gehen  direkte  Dampferlinien  nach  Wladiwostok  und 
Nagasaki. 

Der  Hafen  von  Fusan  vermittelt  den  Warenaustausch  mit  den  meisten 
größeren  japanischen  Handelsplätzen.  Er  ist  durch  ein  submarines  Kabel 
mit  Japan,  außerdem  —  ebenfalls  telegraphisch  —  mit  den  anderen  Vertrags- 
häfen und  dem  Inneren  des  Landes  verbunden.  Der  Wert  der  Einfuhr 
stellte  sich  1902  auf  220000$,  der  Ausfuhr  auf  290  000  $. 

Tschinampo,  an  der  Westküste,  nördlicher  als  Tschemulpo  und  näher 
der  mandschurischen  Grenze  gelegen,  hat  von  den  koreanischen  Häfen  den 
größten  Exportverkehr:  er  bewertete  sich  1902  auf  400000  $,  während  die 
Einfuhrziffer  nur  41  000  $  betrug.  Tschinampo  ist  hauptsächlich  Vermitte- 
lungsplatz  nach  der  115  engl.  Meilen  landeinwärts  belegenen,  40  000  Ein- 
wohner zählenden  Stadt  l'höngjang.  Die  Umgegend  ist  Ackerbauland,  aber 
auch  reich  an  Mineralien.  Reis,  Bohnen  und  Weizen  sind  die  Haupt- 
ausfuhrprodukte, die  von  hier  nach  China  und  Japan  gehen. 

Mokpo,  dessen  Hafen  erst  1897  dem  ausländischen  Verkehr  eröffnet 
wurde,  befindet  sich  an  der  äußersten  Südwestspitze  Koreas  und  hat  direkte 
Dampferverbindung  mit  China  (Hongkong)  und  Japan,  sowie  mit  den 
russischen  Häfen  in  Wladiwostok,  Port  Arthur  und  Dalny.  Der  Hafen  ist 
gut  und  bietet  ungefähr  30  Schiffen  größeren  Tonnengehalts  Raum  als 
Ankerplatz.  Die  Umgegend  ist  ein  großes  Reiskulturland,  wie  überhaupt 
die  ganze  Provinz,  in  der  Mokpo  liegt,  als  die  reichste  Koreas  anzusehen  ist. 

Was  den  Eisenbahnbau  auf  Korea  anlangt,  so  ist  bisher  nur  eine  Linie, 
nämlich  zwischen  Söul  und  Tschemulpo,  eine  vollspurigc  Strecke  von  40  km 
Länge,  seit  Mitte  1900  dem  Verkehr  übergeben  (vgl.  Archiv  v.  1900  S.  728). 
Ihre  Herstellung  bot,  wie  das  englische  Fachblatt  »Engineering«  berichtet, 
verhältnismäßig  wenig  Schwierigkeiten;  das  einzige  größere  Werk  auf  der 
Strecke  ist  eine  Brücke  von  600  m  Länge  über  den  Fluß  Han.  Die  Bau- 
kosten haben  150000  M.  pro  Kilometer  betragen.  Der  Bau  der  Linie  Söul- 
Fusan,  über  den  wir  in  dem  früheren  Artikel  des  Archivs  ebenfalls  eine  kurze 
Mitteilung  gebracht  haben,  wird  jetzt  eifrig  gefördert,  nachdem  die  erforder- 
lichen Mittel  bereitgestellt  sind.  Die  Gesamtkosten  sind  auf  56000000  M. 
oder  auf  rund  120000  M.  für  1  km  veranschlagt.  Geplant  sind  noch  zwei 
andere  Linien,  die  —  von  Söul  ausgehend  —  nach  den  Häfen  Mokpo  und 
Gensan  führen  sollen,  sowie  eine  Bahn  zur  Mündung  des  Jaluflusses  an 
der  Grenze  der  Mandschurei,  die  dann  wieder  durch  eine  Querlinic  mit 
Gensan  in  Verbindung  gebracht  werden  soll.    »Engineering«  bemerkt  hierzu: 
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»Wenn  alle  diese  Bauten  fertig  sind,  so  werden  nicht  nur  die  Haupthäfen 
Koreas  untereinander  verbunden  sein,  sondern  das  ganze  Land  wird  aus 
seiner  bisherigen  einsiedlerischen  Abgeschlossenheit  herausgerissen  werden«. 
Freilich  werden  die  gegenwärtigen  kriegerischen  Wirren  die  Vollendung  jener 
Pläne  wohl  eine  Weile  hinausschieben. 

Uber  die  sonstigen  Verkehrsverhältnisse  Koreas,  insbesondere  die  Organisa- 
tion und  Wirksamkeit  von  Post  und  Telegraphie,  haben  wir  bereits  in  dem 
vorerwähnten  Archivaufsatz  einige  Angaben  gebracht. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Üie  Schantung-Eisenbahn  ist  mit  Eröffnung  der  Schlußstrecke  von 
Tschantsun  nach  Tsinanfu  am  16.  März  in  ihrer  ganzen  Ausdehnung  dem 
öffentlichen  Verkehr  übergeben  worden,  und  zwar  erheblich  früher,  als  man 
ursprünglich  angenommen  hatte;  dieses  günstige  Ergebnis  ist  um  so  mehr 
anzuerkennen,  als  infolge  der  Boxerunruhen  des  Jahres  1900  nahezu  ein 
volles  Jahr  für  die  Bauarbeiten  verloren  gegangen  ist. 

Einer  ausführlicheren  Schilderung  der  »Ztg.  d.  Ver.  deutsch.  Eisenb.- 
Verwalt.«  entnehmen  wir,  daß  die  Hauptlinie  eine  Betriebslänge  von  402  km 
hat,  wozu  noch  etwa  48  km  für  zwei  Anschlußlinien  (nämlich  für  die 
Kohlengrube  von  Fangtsc  und  die  Zweigbahn  nach  Poschan)  treten,  so  daß 
sich  im  ganzen  450  km  ergeben,  eine  Länge,  die  mit  der  seinerzeit  in  Aus- 
sicht genommenen  genau  übereinstimmt.  Der  veranschlagte  Kostenbetrag 
von  54000000  Mark  ist  nicht  überschritten  worden,  obwohl  es  sich  bei  dem 
Bau  um  vollständig  neue  und  fremde  Verhältnisse  handelte. 

Die  Schwierigkeiten,  welche  der  Bau  fand,  lagen  vornehmlich  in  den 
mangelnden  Verkehrsmitteln,  in  der  Feindseligkeit  und  —  zunächst  wenigstens 
—  in  der  schweren  Verwendbarkeit  der  Bevölkerung  für  die  Bauarbeiten,  in 
der  weiten  Entfernung  von  der  Heimat,  endlich  in  den  Geländeverhältnissen. 
Die  Linie  folgt  nämlich  nicht  etwa  einem  klar  ausgebildeten  Tale,  sondern 
überschreitet  eine  Reihe  von  Tälern,  um  schließlich  in  das  des  Hoangho 
einzulaufen.  Diese  Täler  sind  für  gewöhnlich  mit  nur  mäßigen  Wasseradern 
durchzogen,  die  aber  bei  Regengüssen  in  kurzer  Zeit  zu  gewaltigen  Strömen 
anschwellen.  Wegen  dieser  Verhältnisse  weist  die  Schantungbahn  außer- 
gewöhnlich viele  und  lange  Brücken  auf:  es  waren  nicht  weniger  als 
18  Wasserläufe  zu  überbrücken.  Die  Brücken  sind  durchweg  in  Eisen- 
konstruktion auf  massiven  Pfeilern  hergestellt.  Insgesamt  ergaben  sieh 
7246  m  Brücken,  darunter  solche  von  sehr  erheblicher  Spannweite,  wie  u.  a. 
die  Brücke  über  den  Tseho.  die  440  m  lang  ist. 

Eine  lästige  Beigabe  zu  den  Brückenbauten  war  die  Regulierung  und 
Befestigung  der  Flußufer;  diese  Maßnahme  war  notwendig,  um  gegen  die 
Unterwaschung  der  Pfeiler  usw.  Vorsorge  zu  treffen.  Auch  mußten  aus- 
gedehnte Leitdämme  angelegt  werden ,  um  das  höhere  Wasser  mit  einiger 
Sicherheit  im  Flußbette  selbst  zu  halten  und  somit  von  den  benachbarten 
Dämmen  abzulenken. 

Die  Strecke  ist  durchweg  eingleisig  ausgeführt,  der  Grunderwerb  ist 
indes  auch  für  ein  zweites  Gleis  bereits  erfolgt;  er  stellte  sich  erstaunlich 


Digitized  by  Google 


364 


Kleine  Mitteilungen. 


niedrig,  nämlich  auf  etwa  30  ooo  Käsch  für  das  Mau.  d.h.  gegen  54  D. 
für  1000  qm  (i  Mau  ist  nicht  ganz  -  1000  qm)  oder  11  Pfennig  für  1  qm. 
Die  nötigen  Verhandlungen  mit  den  Eigentümern  wurden  von  den  chinesischen 
Behörden  besorgt  und  verliefen  ohne  Störung.  Für  jedes  beseitigte  Grab 
wurden  2  Taels  (etwa  5  Mark)  bezahlt. 

Das  Gleis  besteht  aus  stählernem  Oucrschwellen-Überbau ;  die  Schiene  ist 
12,5  cm  hoch  und  30  kg  auf  das  laufende  Meter  schwer.  Die  Verlegung 
des  Gleises  erfolgte  ausschließlich  durch  chinesische  Unternehmer. 

Die  Empfangsgebäude  der  Stationen  sind  sehr  einfach  gehalten;  nur 
dasjenige  in  Tsingtau  ist  im  Alliieren  etwas  reicher  und  mit  einem  Uhrturm 
ausgestattet.  Die  Gebäude  sind  in  Putzbau  mit  sparsamer  Verwendung  von 
chinesischen  Werksteinen  und  Verblendern  ausgeführt;  sie  zeigen  geschmack- 
volle Formen  mit  Anklängen  an  chinesische  Motive.  Die  Warteräume  sind 
nicht  heizbar,  was  zur  Winterzeit  besonders  von  den  reisenden  Europäern 
unangenehm  empfunden  wird. 

An  Betriebsmitteln  sind  vorhanden:  24  Lokomotiven  zu  45  bis  91  t, 
350  Kohlenwagen,  100  bedeckte  Güterwagen  mit  und  ohne  Bremse.  95  Per- 
sonenwagen IL,  III.  und  IV.  Klasse  usw.  Diese  sind  zum  Heizen  mittels 
des  Dampfes  der  Lokomotive  eingerichtet,  bisher  aber  nicht  geheizt  worden, 
da  angeblich  der  Dampf  dazu  nicht  ausreicht.  Die  Wagen  IV.  Klasse  sind 
so  eingerichtet,  daß  sie  auch  als  Güterwagen  dienen  können;  sie  sind  ohne 
jede  Sitzgelegenheit,  da  der  Chinese  zu  hocken  und  nicht  zu  sitzen  pflegt. 

In  Syfang,  7  km  von  Tsingtau,  ist  eine  umfangreiche  Bctricbswcrkstatte 
hergerichtet,  die  auf  das  beste  und  reichhaltigste  ausgestattet  ist.  Im 
übrigen  hat  die  Strecke  ein  Anschlußgleis  für  die  Lagerhäuser  der  Tsingtau- 
Rcede,  ferner  je  eines  für  den  großen  und  den  kleinen  Hafen,  sowie  ein 
solches  für  die  Kohlenschächte  von  Fangtse  (170  km  von  Tsingtau)  ifnd 
endlich  eine  Abzweigung  von  Tschangtien  aus  (2S5  km  von  Tsingtau)  in 
das  weitere  Kohlenfeld  von  Poschan,  an  dessen  Erschließung  zunächst  noch 
gearbeitet  wird,  während  das  Kohlenbergwerk  von  Fangtse  sich  bereits  in 
Betrieb  befindet.  Letzteres  arbeitet  zunächst  mit  nur  einem  Schachte  und 
fördert  täglich  etwa  300  t  Kohle,  die  zum  größeren  Teile  mittels  des 
Anschlußgleises  auf  die  Bahn  und  nach  Tsingtau  gelangt,  so  daß  der 
Eisenbahnverwaltung  schon  jetzt  eine  nicht  unerhebliche  Fracht  aus  dem 
Bergwerksbetriebe  gesichert  ist.  Der  sonstige  Frachtverkehr  entwickelt  sich 
langsam;  hauptsächlich  dürfte  auf  landwirtschaftliche  Erzeugnisse,  in  erster 
Linie  auf  das  hoch  bewertete  Erdnußöl  sowie  auf  Weizen  und  übst,  zu 
rechnen  sein ;  ob  die  Seide  bald  ihren  Weg  in  größeren  Mengen  über  die 
Bahn  finden  wird,  bleibt  abzuwarten. 

Der  Personenverkehr  ist  von  Anfang  an  in  der  IV.  Klasse  recht  bedeutend 
gewesen  und  nimmt  dauernd  zu,  während  er  in  den  beiden  anderen  Klassen 
noch  gering  ist  Die  Preise  sind  ungefähr  dieselben  wie  in  Deutschland, 
doch  werden  Rückfahrkarten  nicht  ausgegeben. 

Auf  der  Strecke  verkehren  täglich  insgesamt  zehn  Züge  mit  Personen- 
beförderung (gemischte  Zuge),  von  denen  nur  zwei  von  Anfang  bis  zu  Ende 
durchlaufen,  während  die  übrigen  Lokalzüge  sind.  Die  Geschwindigkeit  für 
die  durchgehenden  Züge  beträgt  etwa  40  km  in  der  Stunde.  Die  Stationen 
liegen  im  Durchschnitt  7,5  km  voneinander  entfernt;  der  Aufenthalt  auf  den 
kleineren  beträgt  1  bis  3  Minuten,  auf  den  größeren,  wie  Kiautschou.  Kaumi, 
Fangtse.  Weihsien.  Tschingtschoufu  und  Tschangtien.  10  bis  15  Minuten. 
Das  Zugpersonal  besteht  ausschließlich  aus  Chinesen .  mit  denen  die  besten 
Erfahrungen  gemacht  worden  sind.  Einrichtungen  und  Betrieb  bewähren 
sich:  Unfälle  größeren  Umfauges  sind  bisher  nicht  zu  verzeichnen  gewesen. 
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Erwähnt  sei  noch,  daß  Seine  Majestät  der  Kaiser  auf  die  Meldung 
von  der  Vollendung  der  Bahn  an  den  Vorsitzenden  der  Schantung-Eisenbahn- 
gesellschaft,  den  ehemaligen  Unterstaatssekretär  im  Reiehs-Postamt,  Wirklichen 
Geheimen  Rat  Dr.  Fischer,  folgendos  Telegramm  gerichtet  hat:  »Das  mir 
gemeldete  Eintreffen  des  ersten  Bahnzugs  in  Tsinanfu  hat  mich  hoch 
erfreut.  Ich  beglückwünsche  die  Direktion  zu  diesem  Erfolg,  den  der 
deutsche  Unternehmergeist  im  fernen  Osten  errungen  hat,  und  hoffe,  daß 
Ihrer  rastlosen  Arbeit  in  China  weitere  gleiche  Erfolge  beschieden  sein 
werden.«  Ebenso  hat  Allerhöchstderselbe  den  Gouverneur  der  Provinz 
Schantung  zu  dem  für  diese  Provinz  reichen  Segen  verheißenden  Ereignis 
beglückwünscht,  worauf  nachstehende  Erwiderung  erfolgte:  »Euerer  Majestät 
danke  ich  für  den  telegraphischen  Glückwunsch  aus  tiefstem  Herzen.  Die 
Eisenbahn  ist  nun  bis  Tsinanfu  vollendet  zum  Wohle  des  Handels  beider 
Länder.  Ich  hoffe  fest,  daß  die  Freundschaft  zwischen  Deutschen  und 
Chinesen  immer  andauern  und  noch  inniger  werden  wird,  und  daß  deutsche 
und  chinesische  Kauflcute  einträchtig  zusammen  wirken  werden:  ich  will 
mit  allen  Kräften  helfen  und  trachten,  daß  sich  Euerer  Majestät  Hoffnungen 
erfüllen.  In  der  Provinz  Schantung  ist  alles  friedlich.  Ich  wünsche  Euerer 
Majestät  Gesundheit  und  langes  Leben.   Choufu,  Gouverneur  von  Schantung.« 


NACHRUF. 

Geheimer  Ober- Postrat  Ebert  7. 

Am  11.  Mai  verstarb  nach  längerer  Krankheit  im  50.  Lebensjahre  der 
Geheime  Ober-Postrat  und  vortragende  Rat  im  Reichs-Postamt  Ebert.  Bei 
der  körperlichen  Rüstigkeit,  deren  sich  der  Entschlafene  scheinbar  erfreute, 
war  kaum  anzunehmen,  daß  das  an  sich  nicht  bedenkliche  Leiden,  von  dem 
er  befallen  war,  und  von  dem  er  schnellere  Heilung  in  einer  Klinik  gesucht 
hatte,  einen  so  ungünstigen  Verlauf  nehmen  würde.  An  der  Gruft,  die  sich 
über  dem  Heimgegangenen  geschlossen  hat,  trauert  neben  der  schwer  ge- 
prüften Familie  ein  großer  Freundeskreis. 

Fritz  Carl  Alexander  Ebert  wurde  am  18.  März  1849  in  Freystadt 
(Niederschi.)  geboren.  Seine  Schulbildung  erhielt  er  auf  den  Realschulen  in 
Grünberg  (Schi.)  und  Görlitz.  Nach  der  im  Jahre  1868  bestandenen  Abgangs- 
prüfung bezog  er  zum  Studium  der  neueren  Sprachen  die  Universität 
Leipzig,  der  er  zwei  Jahre  angehörte.  Das  Kriegsjahr  1870  fand  ihn  als 
Lehrer  in  der  französischen  Schweiz,  wohin  er  sich  zur  Förderung  seiner 
Sprachkenntnisse  begeben  hatte.  Gern  und  voll  Begeisterung  folgte  er  dem 
auch  an  ihn  ergangenen  Rufe  zu  den  Waffen  und  trat  im  Juli  1870  als 
Einjährig- Freiwilliger  bei  dem  Schleswig- Holsteinschen  Füsilier- Regiment 
Nr.  86  ein,  um  nach  kurzer  Ausbildungszeit  ins  Feld  zu  gehen.  U.  a.  nahm 
er  an  der  Belagerung  von  Paris  teil.  Der  nach  Wiederherstellung  der 
Einheit  des  Deutschen  Reichs  sich  kundgebende  Aufschwung  auf  allen 
Gebieten  ließ  in  Ebert  den  Gedanken  reifen,  seinen  bisherigen  Beruf  auf- 
zugeben und  sich  der  Telegraphenverwaltung  zu  widmen ,  der  unter  dem 
Einflüsse  der  neugestalteten  Verhältnisse  wachsende  Bedeutung  und  Losung 
neuer  Aufgaben  bevorstanden.  Am  30.  Oktober  1871  wurde  Ebert  bei  dem 
Telegraphenamt  in  Görlitz  aU  Telegraphenanwärtcr  vereidigt.    Sein  Talent 
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und  seine  Strebsamkeit,  die  von  seinen  Vorgesetzten  bald  erkannt  wurden, 
führten  ihn  über  die  ersten  Prüfungen  zum  Telegraphisten  und  zum  Tele- 
graphensekretär leicht  hinweg.  Im  Juni  1881  bestand  er  nach  kurz  voran- 
gegangener Versetzung  nach  Berlin  die  höhere  Verwaltungsprüfung  für 
Telegraphie  und  übernahm  darauf  eine  Burcaubeamtenstelle  L  Klasse  in 
Oldenburg.  Seine  Sprachkenntnisse  konnte  er  noch  in  demselben  Jahre 
in  Paris  verwerten,  wohin  er  auf  o  Wochen  zur  Dienstleistung  in  der 
Deutschen  Abteilung  der  internationalen  elektrotechnischen  Ausstellung  ent- 
sandt wurde.  Mit  Anfang  des  Jahres  1883  rückte  Ebert  in  eine  Telegraphen- 
inspcktorstelle  ein.  Seinen  Wirkungskreis  in  dieser  Stellung  bildeten  die 
Bezirke  Liegnitz  und  Frankfurt  (Main).  Im  letztgenannten  Orte  gab  ihm 
die  im  Jahre  i8qi  veranstaltete  internationale  elektrotechnische  Ausstellung 
Gelegenheit,  sich  durch  seine  hervorragende  Beteiligung  an  der  Herstellung 
der  ersten  Kraftübertragungsanlage  auf  größere  Entfernung  —  von  Lauffen 
am  Neckar  nach  Frankfurt  (Main)  —  hervorzutun  und  dafür  vielseitige 
Anerkennung  zu  ernten.  Am  1.  April  i8qi  wurde  ihm  eine  Postrat- 
stelle bei  der  Ober- Postdirektion  in  Frankfurt  (Main)  übertragen.  Am 
I.  April  1893  wurde  er  nach  Erfurt  versetzt,  wo  er  bis  zu  seiner  im  August 
1894  erfolgenden  Berufung  in  das  Reichs- Postamt  verblieb.  Hier  war 
Ebert  zunächst  vertretungsweise  beschäftigt,  erhielt  aber  schon  im  folgenden 
Jahre  seine  Ernennung  zum  Ober- Postrat  und  ständigen  Hilfsarbeiter.  Im 
Jahre  1897  wurde  er  Geheimer  Postrat  und  im  Jahre  1901  Geheimer  Ober- 
Postrat.  Zu  seinem  Referat  gehörte  vorzugsweise  die  Bearbeitung  der  An- 
gelegenheiten, die  sich  auf  den  Schutz  der  Schwachstromleitungen  gegen 
Störungen  aus  Starkstromanlagen  beziehen.  Mit  der  schnellen  Entwickelung 
der  Starkstromtechnik  im  letzten  Jahrzehnt  und  der  gleichzeitigen  gewaltigen 
Ausdehnung  des  Rcichs-Telegraphen-  und  Fernsprechnetzes  wuchs  die  Be- 
deutung von  Eberts  Arbeitsfeld.  Während  seiner  Wirksamkeit  im  Reichs- 
Postamt  entfaltete  er  jahraus  jahrein  eine  fruchtbare  Tätigkeit  als  Lehrer 
an  der  Post-  und  Telegraphenschule  durch  Vorträge  und  Übungen,  die  er 
über  die  Hauptfragen  der  Starkstromtechnik  hielt. 

Der  Verstorbene  war  ein  Mann  von  gediegener  wissenschaftlicher  Bildung 
und  von  reicher  Erfahrung  in  seinem  Fache.  Dabei  zeichnete  er  sich  durch 
Schlichtheit  seines  Charakters  und  Lauterkeit  seines  Wesens  aus.  Er  hat 
es  verstanden,  sich  die  Liebe  seiner  Mitarbeiter  und  die  Verehrung  seiner 
Untergebenen  zu  erwerben.  Diejenigen  Beamten,  die  ihn  als  Lehrer  an  der 
Post-  und  Tclegraphenschulc  kennen,  wissen,  wie  es  ihm  neben  erfolgreicher 
Lehrtätigkeit  gelungen  ist.  Berufsfreudigkeit  zu  wecken  und  das  Vertrauen 
und  die  Zuneigung  seiner  Schüler  zu  gewinnen.  Auch  in  den  Kreisen  der 
Starkstromtechniker,  mit  denen  er  aus  dienstlicher  Veranlassung  sowie  durch 
Teilnahme  an  Aufteilungen  und  Kongressen  im  In-  und  Ausland  in  enger 
Fühlung  stand,  galt  Ebert  als  Autorität.  Sein  Wirken  trug  dazu  bei,  den 
Ausgleich  zwischen  den  oft  entgegengesetzten  Interessen  der  Starkstrom- 
industrie und  der  Schwachstromtechnik  zu  fönlern. 

Eberts  Heimgang  bildet  für  die  Verwaltung  einen  schmerzlichen  Verlust. 
Seiner  Familie,  an  der  er  mit  ganzem  Herzen  hing,  ist  in  ihm  ein  liebe- 
voller Gatte  und  ein  sorgender  Vater  entrissen  worden.  Schmerzlich  ver- 
missen ihn  auch  seine  Mitarbeiter  und  alle,  denen  er  im  Leben  näher  ge- 
treten ist.    Ehre  seinem  Angedenken  und  Friede  seiner  Asche! 
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Der  Schnelltelegraph  von  Siemens  &  Halske. 
Von  Ober- Postinspektor  Otto  Jentsch  in  Berlin. 

Der  Schnelltelegraph  von  Siemens  &  Halske  gehört  zur  Klasse  der 
automatischen  oder  Maschinentelegraphen. 

A.   Das  Sendersystem. 

Der  Lochapparat  und  der  Senderstreifen.  —  Ähnlich  wie  bei 
den  Schnelltclegraphcn  von  Wheatstone,  Murray  und  Polläk-Virag  wird  bei 
dem  schnellwirkenden  Typendrucker  von  Siemens  &  Halske  das  abzusendende 
Telegramm  zunächst  auf  einem  Papierstreifen  in  Lochschrift  niedergeschrieben. 
Der  Lochapparat  (Fig.  1)  hat  die  Form  einer  Schreibmaschine.  Durch  das 
Niederdrücken  einer  Zeichentaste  wird  die  diesem  Zeichen  eigentümliche 
Lochkombination  in  den  Papierstreifen  eingestanzt  und  gleichzeitig  das 
betreffende  Zeichen  selbst  an  den  Rand  des  Streifens  aufgedruckt.  Diese 
bemerkenswerte  Anordnung  gestattet  eine  leichte  Kontrolle  des  gelochten 
Textes;  auch  würde  bei  Einführung  dieses  Schnelltelegraphen  in  die  Praxis 
die  Möglichkeit  gegeben  sein,  die  Telegramme  in  Gestalt  gelochter  Streifen 
aufzuliefern  und,  wie  dies  schon  mehrfach  angeregt  worden  ist,  die  Be- 
förderungsgebühr mit  dem  Metermaßstabe  festzustellen. 

Die  Löcher  für  die  einzelnen  Buchstaben  sind  auf  dem  Senderstreifen 
(Fig.  2)  in  Ii  seiner  Längsrichtung  nach  parallel  zueinander  verlaufenden 
Zeilen  angeordnet.  Jedes  Zeichen  wird  durch  2  Löcher  bestimmt,  die  auf 
verschiedenen  Zeilen  und  auf  einer  zur  Bewegungsrichtung  des  Streifens 
schrägen  Linie  stehen,  so  daß  sie  nacheinander  die  in  gerader  Linie  an- 
geordnete Kontaktreihe  des  Senderapparats  passieren.    Die  Löcher  für  den 
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Buchstaben  H  befinden  sich  z.  B.  auf  der  3.  und  ö.  und  die  für  den  Buch- 
staben A  auf  der  4.  und  9.  Zeile.  Der  vorbereitete  Papierstreifen  wird  durch 
einen  automatischen  Senderapparat  getrieben. 

Der  automatische  Sender  (Fig.  3). —  Er  besteht  aus  einem  Elektro- 


motor A/,  welcher  die  Kontaktvorrichtung  K  nebst  der  Einrichtung  zur 
Fortbewegung  des  Papierstreifens  antreibt.  Der  Antriebsmotor  M  kann 
unmittelbar  an  eine  gewöhnliche  elektrische  Lichtanlage  angeschlossen  werden; 
mit  ihm  ist  eine  Welle  gekuppelt,  auf  der  ein  Kontaktarm  befestigt  ist. 
Dieser  Kontaktarm  streicht  über  eine  feststehende  Scheibe  —  die  Geber- 
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Scheibe  — ,  die  in  12  voneinander  durch  Glimmer  isolierte  Kontaktsegmente 
eingeteilt  ist.  Der  Motor  macht  2000  Umdrehungen  in  der  Minute.  Um 
für  diese  Geschwindigkeit  einen  gleichförmigen  Gang  des  Gebers  zu  erzielen, 
treibt  die  Welle  des  Sendersystems  außer  einem  Schwungrade  noch  eine 
Dynamomaschine  D.  Diese  nimmt  den  größten  Teil  der  Antriebskraft  auf, 
so  daß  etwaige  kleine  Reibungsverschiedenheiten  in  den  Lagern,  an  den 
Bürsten  und  in  der  Kontaktvorrichtung  dagegen  verschwinden.  Der  von 
dem  Generator  D  erzeugte  Strom  wird  als  Telegraphierstrom  benutzt;  Primär- 
elemente oder  Sammler  sind  also  zum  Betriebe  des  Schnelltelegraphen  nicht 
erforderlich. 

Die  Kontaktvorrichtung  des  automatischen  Senders  (Fig. 4). — 
Auf  einem  isolierenden  Hartgummisockel  sind  entsprechend  den  Ii  Zeilen 
des  Senderstreifens  Ii  Federn  fx  bis  fn  angeordnet.    Jede  dieser  Federn  ist 


Fig.  2. 


mit  einem  Kontaktstück  der  Geberscheibe  verbunden;  das  12.  Kontaktstück 
der  Geberscheibe  liegt  an  Erde.  Über  jeder  Feder  /  ist  eine  Feder  /'  an- 
geordnet; diese  zweiten  Federn /',  bis  /',,  sind  sämtlich  untereinander  und 
mit  der  Erde  verbunden.  In  der  Ruhelage,  d.  h.  wenn  kein  Loch  des 
Papierstreifens  unterhalb  der  Federn  die  Kontakt  Vorrichtung  passiert,  stehen 
sämtliche  Federn/  mit  ihren  zugehörigen  Federn/'  in  leitender  Verbindung; 
es  sind  dann  auch  sämtliche  Kontaktsegmente  der  Geberscheibe  mit  Erde 
verbunden.  Sobald  aber  einer  der  an  den  Federn  /  befestigten  Stahlschuhe  s 
in  ein  Loch  /  des  Papierstreifens  fällt,  legt  sich  diese  Feder  mit  ihrem 
vorderen  Ende  auf  den  zugehörigen  Kontakt  c,  bis  cH.  Gleichzeitig  wird 
die  Verbindung  der  Federn  miteinander  aufgehoben,  indem  sich  die  oberen 
Federn  mit  ihrem  vorderen  Ende  auf  die  isolierten  Halteknöpfchen  k  legen. 
Die  Kontakte  c,  bis  c,,  sind  untereinander  und  mit  der  Ankerzunge  des 
Geberrelais  verbunden. 
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Der  Stromverlauf  bei  Abgabe  eines  Zeichens.  —  Bei  jedem 
Umlaufe  des  Motors  wird  ein  Zeichen  abtelegraphiert;  der  Vorgang  ist 
hierbei  z.  B.  für  den  Buchstaben  R- folgender.   Da  diesem  Buchstaben  je  ein 


05 


Loch  in  der  2.  und  8.  Zeile  des  Senderstreifens  entspricht,  so  werden  sich 
die  Federn  f2  und  fH  nacheinander  auf  die  zugehörigen  Kontakte  c2  und  Ct 
auflegen.  Wenn  dann  der  Kontaktarm  das  Kontaktstück  '2  der  Geberscheibe 


Digitized  by  Google 


Der  Schnelltelegraph  von  Siemens  &  Halske. 


37' 


bestreicht,  kommt  ein  Stromimpuls  zustande,  der  vom  positiven  Pole  des 
Generators  D  über  den  positiven  (rechtsseitigen)  Kontakt  und  die  Zunge  des 
polarisierten  Geberrelais,  zum  Kontakt  c4,  der  Feder/,,  das  Kontaktstück  2 
und  den  Kontaktarm  der  Geberscheibe,  ferner  durch  die  Umwindungen  des 
Geberrelais  zum  Umschaltekondensator  und  zur  Erde  geht.  Ein  Teil  des 
Stromes  geht  gleichzeitig  in  die  Leitung. 

Dieser  erste  Stromstoß  ladet  den  Umschaltekondensator  und  ist  so  ge- 
richtet, daß  er  die  Zunge  des  polarisierten  Gcberrelais  noch  fester  an  den 
positiven  Kontakt  anlegt.  Wenn  dann  aber  kurz  darauf  der  Kontaktarm 
bei  seiner  Weiterbewegung  das  Segment  3  berührt ,  so  entladet  sich  der 
Umschaltekondensator  wieder.  Der  Entladungsstrom  nimmt  seinen  Weg 
durch  die  Relaisumwindungen,  den  Kontaktarm,  das  Segment  3  der  Geber- 
scheibe und  die  Federn  /3/'s  zur  Erde.  Da  der  Entladungsstrom  die  um- 
gekehrte Richtung  des  Ladungsstroms  hat ,  so  wird  die  Ankerzunge  des 
Geberrelais  nunmehr  an  den  negativen  (linksseitigen)  Kontakt  gelegt.  In 


Fig.  4. 


£rde 

demselben  Augenblicke  wechselt  auch  die  Richtung  des  in  die  Leitung  ge- 
sandten Stromes.  Der  gleiche  Vorgang,  jetzt  aber  mit  einem  negativen 
Stromimpuls  beginnend,  spielt  sich  beim  Durchgange  des  zweiten  Loches 
(Zeile  8  des  Senderstreifens)  unter  der  Feder /8  ab. 

Das  Getriebe  zur  Fortbewegung  des  Senderstreifens  ist  so  bemessen,  daß 
eine  Umdrehung  des  Motors  M  ein  Fortschreiten  des  Streifens  um  eine 
Buchstabenbreite,  d.  h.  etwa  27a  mm.  bewirkt.  Da  jedes  Zeichen  aus 
2  Löchern  gebildet  ist,  so  wird  also  bei  jeder  vollständigen  Umdrehung 
des  Kontaktarms  der  in  die  Leitung  fließende  Strom  zweimal  seine  Rich- 
tung ändern.  Der  zeitliche  Eintritt  dieser  Änderung  wird  durch  die  Stellung 
der  Löcher  auf  dem  Streifen  genau  bestimmt. 

Stromkombinationen  für  die  Zeichengebung.  — ■  Die  selbsttätige 
Umschaltung  des  Geberrelais  kann  nur  dann  stattfinden,  wenn  auf  dasjenige 
Segment,  für  welches  gerade  ein  Loch  im  Streifen  vorhanden  ist,  sofort 
ein  Segment  folgt,  das  mit  Erde  verbunden  ist.    Anderenfalls  würde  der 
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Entladungsstrom  des  Umschaltekondensators  und  damit  das  Umwerfen  der 
Relaiszunge  an  den  anderen  Kontakt  nicht  zustande  kommen.  Das  12.  Seg- 
ment der  Geberscheibe  dient  also  als  Umschaltesegment  für  das  Kontakt- 
segment 11.  Bei  dieser  Anordnung  lassen  sich  für  die  Buchstaben-  und 
Zeichenbildung  die  aus  der  Tabelle  (Fig.  5)  ersichtlichen  Kombinationen 
benutzen.  Für  die  telegraphische  Ubermittelung  genügen  42  Kombinationen. 
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B.    Das  Empfängersystem. 

Der  Empfangsrotor.  —  Er  besteht  aus  einer  von  einem  Elektro- 
motor angetriebenen  Welle  (Fig.  6),  auf  der  verschiedene  Kontaktarme  be- 
festigt sind,  die  über  drei  feststehende  Kontaktscheiben  hinweggleiten.  Am 
Ende  der  Welle  ist  die  in  Fig.  7  schematisch  dargestellte  Typenscheibe  T 
angebracht;  sie  rotiert  zwischen  dem  photographischen  Papierbande  P  und 
einer  kleinen  Funkenstrecke  F. 

Die  photographische  Niederschrift  des  Telegramms. —  Sobald 
das  den  betreffenden  beiden  Stromimpulsen  entsprechende  Zeichen  bei  der 
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Rotation  der  Typenscheibe  sich  genau  zwischen  Papier  und  Funkenstrecke 
befindet,  leuchtet  der  durch  die  Stromimpulse  auf  der  Empfangsstation  aus- 
gelöste elektrische  Funke  auf  und  wirft  das  Bild  des  Buchstabens  oder 
Satzzeichens,  das  schabloncnartig  in  die  Tvpcnscheibe  eingeschnitten  ist.  auf 


L   ri 

den  lichtempfindlichen  Papierstreifen.  Die  Zeitdauer  des  Funkens  ist  geringer 
als  Vioooooo  Sekunde,  es  kann  sich  der  Papierstreifen  also  mit  praktisch 
beliebiger  Geschwindigkeit  bewegen,  ohne  daß  die  Zeichen  verzerrt  erscheinen. 
Die  einzelne  Type  an  der  Typenscheibe  besitzt  eine  Breite  von  etwa  3  mm 
und  passiert  die  Funkenstrecke  in  ungefähr  '/,ooo  Sekunde.    Da  aber  der 
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Buchstabe  auf  dem  Papierstreifen,  um  noch  eine  gut  lesbare  Schrift  zu 
liefern,  nicht  mehr  als  10  v.  H.  seiner  Höhe  von  der  ihm  zukommenden 
Stellung  in  der  Zeile  abweichen  darf,  so  muß  der  Druckfunken  mit  einer 
Genauigkeit  von  '/ioooo  Sekunde  einsetzen. 

Der  lichtempfindliche  Streifen  bewegt  sich  mit  gleichförmiger  Geschwindig- 
keit an  der  Typenscheibe  vorbei;  es  muß  daher,  damit  auch  der  Druck  der 
Buchstaben  in  gleichen  Abständen  auf  dem  Papierstreifen  erfolgt,  eine  be- 
sondere Anordnung  getroffen  werden,  weil  die  Entladungsimpulse,  mit 
welchen  gedruckt  wird,  nicht  in  gleichen  Zeitabständen  auf  einander  folgen. 
Wird  z.  B.  bei  dem  einen  Umlauf  der  Typenscheibe  der  letzte  Buchstabe 


und  bei  dem  darauf  folgenden  der  erste  Buchstabe  gedruckt,  so  beträgt  der 
Zeitunterschied  zwischen  beiden  etwa  '/lao  Sekunde.  Wird  andererseits  bei 
dem  ersten  Umgange  der  erste  Buchstabe  und  bei  dem  darauf  folgenden 
der  letzte  Buchstabe  gedruckt,  so  beträgt  die  Zeitdifferenz  etwa  "20  Sekunde. 
Um  lesbare  Schrift  7.11  erhalten,  müssen  diese  Zeitunterschiede  ausgeglichen 
werden.  Dies  geschieht  durch  Anordnung  der  Typen  auf  einer  Spirale,  wie 
sie  Fig.  8  für  einige  Buchstaben  bzw.  Zeichen  schematisch  darstellt,  der- 
gestalt, daß  die  zurückliegenden  Zeichen  sich  der  Peripherie  der  Scheibe 
nähern  und  demnach  dem  inzwischen  zu  weit  vorgeschrittenen  Papier  gleich- 
sam nachlaufen.  Die  Ganghöhe  der  Spirale  beträgt  für  den  ganzen  Umfang 
eine  Buchstabenbreite. 
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Die  eigentliche  photographische  Niederschrift  des  Telegramms  findet  in 
einer  kleinen  Dunkelkammer  A  statt  (Fig.  9),  in  der  sich  die  Typenscheibe 
dreht.  In  der  Dunkelkammer  befinden  sich  außerdem  die  Funkenstrecke 
und  die  Papierrolle.  Der  Papierstreifen  wird  nach  Aufnahme  des  Tele- 
gramms mittels  der  Kraft  des  Antriebsmotors  durch  einen  lichtdichten  Kasten 
hindurchgeführt.  Der  üher  diesem  Kasten  angebrachte  Doppclbchältcr  C 
enthält  die  Entwickelungs-  und  Fixierflüssigkeit :  Metholhydrochinon  und 
unterschwefligsaures  Natron.  Diese  Flüssigkeiten  werden  durch  Rohre 
kleinen,  in  dem  Kasten  befindlichen  Schwämmchen  zugeführt;  diese  drücken 
auf  die  belichtete  Seite  des  unter  ihnen  vorbciglcitendcn  Papierstreifens.  Am 
Ende  des  Kastens  passiert  der  Streifen  eine  einfache  Trockenvorrichtung  in 
Gestalt  eines  Abnehmers  aus  Gummi  und  verläßt  dann  den  Apparat  in 
halbfeuchtem  Zustande  mit  dem  fertigen,  in  Typendruck  wiedergegebenen 
Telegramm  (vgl.  Fig.  2). 

Der  Stromverlauf  bei  Aufnahme  eines  Zeichens.  —  Die  recht- 
zeitige Auslösung  des  Druckfunkens  besorgen  die  bereits  erwähnten  3  Kon- 
taktscheiben in  Verbindung  mit  verschiedenen  Kondensatoren   und  Relais. 
Ihrer  Bestimmung  entsprechend  führt  die  eine  Kontaktscheibe  die  Bezeich- 
nung Ladescheibe,   die  zweite  die 
Fig.  8.  Bezeichnung  Entladcschcibe  und  die 

dritte  wird  als  Anschluüscheibc  be- 
zeichnet. 

Die  Ladescheibe  (Fig.  10)  besitzt 
zwölf  von  einander  isolierte  Kontakt- 
segmente, von  denen  I  bis  IX  an 
je  einen  Kondensator  I  bis  IX  an- 
geschlossen sind.  Diese  Konden- 
satoren haben  eine  Kapazität  von 
10  Mikrofarad;  sie  werden  als 
Gruppenkondensatoren  bezeichnet. 
Der  Kontaktarm  der  Ladescheibe 
steht  mit  dem  linksseitigen  Kontakt 
des  Linienrelais  in  Verbindung;  von 
der  Ankerzunge  dieses  Relais  führt 
eine  Verbindung  nach  einem  Konden- 
sator von  2  Mikrofarad,  dem  sogenannten  Hochspannungskondensator,  der  vor 
Beginn  jeder  neuen  Umdrehung  mit  einer  I-adung  von  1  10  Volt  versehen  wird. 

Wenn  Synchronismus  zwischen  dem  rotierenden  Gelier-  und  Empfängcr- 
system  herrscht,  so  ist  beim  Zustandekommen  des  ersten  Stromwechscls  der 
Kombination  2/8  für  den  Buchstaben  R  der  Kontaktann  der  Geberscheibe 
gerade  von  dem  Segment  2  auf  das  Segment  3  übergegangen  und  der 
Kontaktarm  der  Ladescheibe  befindet  sich  dann  zwischen  den  Kontakt- 
segmenten I  und  II.  Der  eintreffende  Stromimpuls  legt  die  Zunge  des  Linien- 
rclais  an  den  Hnkseitigen  Kontakt  und  hält  sie  dort  fest ;  inzwischen  hat 
der  Kontaktarm  der  Ladescheibe  das  Segment  II  berührt  und  es  entladet 
sich  nunmehr  der  Hochspannungskondensator  in  den  Gruppenkondensator  II. 
Dem  zeitlichen  Eintritt  des  ersten  zu  jedem  Zeichen  gehörigen  Telegraphier- 
stroms entsprechend  wird  also  einer  von  den  neun  Gruppenkondensatoren 
mit  einer  Ladung  versehen.  Die  endgültige  Bestimmung  des  Zeichens  ge- 
schieht dann  durch  den  zweiten  Strominipuls  unter  Mitwirkung  der  Ent- 
lade- und  Anschlußscheibe. 

Die  Entladescheibc  umfaßt  12  Segmente  mit  Kontaktgruppen,  von  denen 
3  Segmente  XII,  I  und  II  unbenutzt  bleiben.    Das  erste  Segment  enthält 
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ein  kurzes  Kontaktstück,  das  zweite  deren  zwei  usw.  bis  zum  Segment  XI, 
das  mit  9  Kontaktstücken  ausgerüstet  ist.  Die  Kontaktstücke  mit  gleichen 
Zahlen  sind  sämtlich  untereinander  und  mit  ihrem  zugehörigen  Gruppen- 
kondensator verbunden.  Der  durch  den  ersten  Stromstoß  für  das  Zeichen  R 
geladene  Gruppenkondensator  wird  also  an  8  verschiedenen  Stellen  der 
Entladescheibe  seine  Ladung  wieder  abgeben  können.  Bedingung  hierfür 
ist,  daß  der  Kontakt  c  des  sogenannten  Anschlußrelais  geschlossen  ist.  Zur 
Erzielung  des  richtigen  Buchstabens  muß  dieser  Kontaktschluß  in  dem 
Augenblick  erfolgen,  in  welchem  sich  der  Kontaktarm  der  Entladeschcibc 
gerade  auf  dem  vor  der  betreffenden  Kontaktgruppe  befindlichen  isolierten 
Zwischenstück  befindet,  also  bei  dem  Buchstaben  R  vor  der  8.  Gruppe. 


Fig.  10. 


Sonst  könnte  es  vorkommen,  daß  die  Entladung  in  einer  früheren  oder 
späteren  Gruppe  erfolgt,  und  daher  ein  falsches  Zeichen  entsteht.  Zur  Sicher- 
stellung des  rechtzeitigen  Kontaktschlusses  bei  c  dient  die  Anschlußscheibe. 
Diese  ist  ebenfalls  in  12  Segmente  eingeteilt,  von  denen  XII,  I  und  II  un- 
benutzt sind,  während  die  übrigen  je  ein  kurzes  isoliert  aufgesetztes  Kon- 
taktstück enthalten.  Die  9  Kontaktsegmentc  sind  sämtlich  unter  einander 
und  mit  den  Umwindungen  des  Anschlußrelais  verbunden.  Der  über  der 
Anschlußscheibe  rotierende  Arm  ist  mit  dem  positiven  Pol  der  Stromquelle 
von  HO  Volt  (Netzspannung  der  Beleuchtungsanlage)  verbunden;  an  deren 
negativen  Pol  ist  die  gemeinsame  Rückleitung  der  Kondensatoren  gelegt. 
Die  Winkeleinstellung  der  Anschlußscheibe  zur  Entladeschcibc  ist  so  gewählt, 
daß  die  9  Kontaktstücke  der  Anschlußscheibe  in  die  Winkel  zu  liegen 
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kommen,  die  den  isolierten  Zwischenräumen  zwischen  den  9  Kontaktgruppen 
der  Entladcscheibe  entsprechen. 

Der  zweite  Stromimpuls  für  das  Zeichen  R  setzt  im  8.  Zwölftel  der 
Umdrehung  ein;  er  legt  die  Zunge  des  Linienrelais  an  den  rechtsseitigen 
Kontakt.  Der  Kontaktarm  der  Anschlußscheibe  befindet  sich  dann  gerade 
zwischen  den  Segmenten  VII  und  VIII.  Sobald  der  Kontaktarm  bei  seiner 
Weiterbewegung  das  Segment  VIII  berührt,  fließt  ein  Strom  vom  positiven 
Pole  der  1 10  Volt-Stromquelle  über  den  Kontaktarm,  das  Segment  VIII  der 
Anschlußscheibe,  die  Windungen  des  Anschlußrelais,  den  rechtsseitigen  Kon- 
takt und  die  Zunge  des  Linienrelais  zum  Hochspannungskondensator  und 
auf  der  gemeinsamen  Rückleitung  zum  negativen  l'ole  zurück.  Der  Hoch- 
spannungskondensator wird  hierdurch  wieder  geladen  und  gleichzeitig  wird 
durch  den  Ladestrom  —  Anschlußstrom  genannt  —  der  Kontakt  c  des  An- 
schlußrelais geschlossen.  In  diesem  Augenblick  befindet  sich  der  Kontakt- 
arm der  Entladeschcibe  gerade  in  der  Übergangsstelle  von  der  VII.  zur 
VIII.  Gruppe.  Sobald  er  bei  seiner  Weiterbewegung  das  zweite  kurze  Kon- 
taktstück dieser  Gruppe  passiert,  kann  der  Kondensator  II  sich  entladen. 

Fig.  !2. 


Der  Entladest  rom  geht  über  den  Kontakt  c  und  die  Um  Windungen  des 
Funkenrelais;  dieses  löst  den  zur  Durchleuchtung  der  Type  erforderlichen 
elektrischen  Funken  aus.  Es  ist  ohne  weiteres  klar,  daß  die  Anordnung 
der  Typen  auf  der  Typenscheibe  (Fig.  11)  der  Anordnung  der  Kontakt- 
gruppen auf  der  Entladcscheibe  entsprechen  muß. 

Sobald  der  Anschlußstrom  verlaufen  ist,  kehrt  der  polarisierte  Anker 
des  Anschlußrelais  infolge  unsymmetrischer  Einstellung  selbsttätig  in  seine 
Ruhelage  an  den  linksseitigen  Kontakt  zurück.  Damit  dies  nicht  zu  früh 
geschieht,  ist  der  Relaiswindung  ein  Kondensator  k  parallel  geschaltet,  der 
durch  einen  Teil  des  Anschlußstroms  geladen  wird  und  durch  dessen  Ent- 
ladungsstrom dann  der  Kontakt  bei  c  noch  einige  Zeit  geschlossen  gehalten 
wird.  Bei  Lösung  des  Kontaktes  c  ist  der  betreffende  ( iruppenkondensator 
bereits  entladen;  Unterbrechungsfunken  können  also  am  Anschlußrelais  nicht 
auftreten. 

Das  Funkenrelais  und  der  Druckfunke.  —  Die  Benutzung  des 
Entladungsstroms  der  Gruppenkondensatoren  unmittelbar  zur  Erzeugung 
des  Druckfunkens  war  nicht  angängig.    Man  mußte  vielmehr  die  Entladungs- 
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ströme  zur  Betätigung  eines  Relais  —  Funkenrclais  —  benutzen,  um  auf 
diese  Weise  einen  Lokalstrom  von  einer  Stärke  zu  erhalten,  wie  sie  zur 
Bildung  eines  vollen  helleuchtenden  elektrischen  Funkens  notwendig  ist. 

Das  zur  Auslösung  des  elektrischen  Druckfunkens  dienende  Funkenrelais 
(Fig.  12)  ist  ein  polarisiertes  Relais  mit  zwei  getrennten  Wickelungen.  Durch 
die  punktiert  gezeichnete  Wickelung  (Fig.  13)  fließen  die  Entladungsströme 
aus  den  Gruppenkondensatoren.  Die  zweite,  von  der  ersten  sorgfältig 
isolierte  Wickelung  ist  einerseits  mit  einem  kurzen  Kontaktstück  der  Funken- 
scheibe und  andererseits  mit  dem  positiven  Pole  der  1 10  Volt  -  Stromquelle 
verbunden.  Der  über  der  Funkenscheibe  rotierende  Kontaktarm  ist  auf  der 
Hauptwelle  des  Empfängersystems  befestigt.    Sobald  er  über  das  kurze 

Fig.  .3. 


Kontaktstück  der  Funkenscheibe  streicht,  wird  der  Funkenkondensator  auf 
110  Volt  geladen  und  die  Zunge  des  Funkenrelais  an  den  Ruhekontakt 
(oberen  Kontakt  in  der  Zeichnung)  gelegt.  Diese  Ladung  des  Funken- 
kondensators findet  bei  jeder  Umdrehung  gerade  dann  statt,  wenn  der  Kon- 
taktarm der  Entladescheibe  die  unbenutzten  Segmente  XII,  I  und  II  passiert. 
Fließt  darauf  der  Entladungsstrom  einer  der  9  Gruppenkondensatoren  durch 
die  punktierte  Wickelung  des  Funkenrelais,  so  wird  dessen  Ankerzunge  an 
den  Arbeitskontakt  umgelegt.  Der  Funkenkondensator  entladet  sich  nun- 
mehr durch  die  Primärspule  eines  kleinen  Funkeninduktors.  Die  Ab- 
messungen dieser  Primärspule  und  der  dem  sekundären  Kreise  in  Gestalt 
einer  Leydener  Flasche  zugeschalteten  Kapazität  sind  so  getroffen,  daß  die 
Entladung  in  einem  einzigen  helleuchtenden  Funken  geschieht  und  in  dem 
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Bilde  des  photographisch  gedruckten  Buchstabens  daher  keine  Verzerrungen 
auftreten.  Der  Kontakt  des  Funkenrelais  arbeitet  vollständig  funkenlos, 
da  der  Funkenkondensator  bereits  seine  Ladung  abgegeben  hat,  wenn 
der  rotierende  Arm  der  Funkenscheibe  deren  kleines  Kontaktstück  wieder 
erreicht. 

C.  Die  Vorrichtungen  für  den  Synchronismus. 

Die  Vorkehrungen  zur  Herstellung  und  Aufrechterhaltung  des  Syn- 
chronismus sind  so  getroffen,  daß  die  Bewegung  des  Empfängers  sich  selbst- 
tätig auf  die  des  Gebers  einzustellen  hat.  Die  Einstellung  erfolgt  auf  elektri- 
schem Wege,  und  zwar  in  der  Weise,  daß  in  dem  Stromkreis  des  Antriebs- 
motors für  die  Apparate  des  Empfängersystems  Widerstand  in  passender 
Große  ein-  oder  ausgeschaltet  wird. 

Ausgleichung  kleiner  Abweichungen  vom  Synchronismus.  — 
Zu  diesem  Zwecke  rotieren  über  der  Ladescheibe  3  Kontaktarme,  also  nicht 
nur  ein  Arm,  wie  bisher  der  Einfachheit  halber  angenommen  und  in  dem 

Fig  14. 

Linien-Relais 

TT  T"  r^L 


Stromlauf  Schema  Fig.  10  angegeben  worden  ist.  Die  3  Kontaktarme  r,  r,  rs 
(Fig.  14)  sind  voneinander  isoliert  und  stehen  in  einem  solchen  Winkel- 
abstande zueinander,  daß  die  Schleifbürsten  der  beiden  äußeren  Arme  nie 
zwei  Kontaktsegmcntc  der  Ladescheibe  gleichzeitig  berühren.  Die  beiden 
äußeren  Kontaktarme  r,  und  f2  stehen  mit  den  Enden  der  Umwindungen 
des  polarisierten  Regulierungsrelais  in  Verbindung,  während  die  Mitte  der 
Rclaiswickelung  mit  dem  linksseitigen  Kontakt  des  Linienrelais  verbunden  ist. 

Wenn  die  Zunge  des  Linienrelais  durch  den  ersten  Telegraphierstrom 
eines  Zeichens  an  den  linksseitigen  Kontakt  gelegt  wird,  so  wird,  wenn  der 
Empfänger  dem  Geber  voreilt  oder  gegen  ihn  zurückbleibt,  der  Entladungs- 
strom aus  dein  Hochspannungskondensator  seinen  Weg  über  den  Kontakt- 
armen oder  in  einen  der  neun  Gruppenkondensatoren  nehmen  und 
hierbei  die  Spule  1  oder  2  des  Regulierungsrelais  durchfließen.  Dement- 
sprechend werden  die  Relaiszungcn  <i,  a2  ,  die  wir  zunächst  als  mechanisch 
miteinander  verbunden  ansehen  wollen,  gleichzeitig  entweder  an  den  unteren 
oder  oberen  Kontakt  gelegt.    Dem  Sinne  der  Abweichung  vom  Synchro- 
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nismus  entsprechend  wird  durch  die  Ankerzunge  a2  ein  kleiner  Wider- 
stand w  in  den  Ankerstromkreis  des  Antriebsmotors  M  ein-  oder  ausge- 
schaltet, und  es  werden  dadurch  also  kleine  Ungleichförmigkeiten  im  Gange 
der  Apparate  bei  jeder  Umdrehung  ausgeglichen.  Um  die  hierbei  im 
Empfängersystem  auftretenden  heftigen  Stöße  zu  vermeiden,  wurde  der 
3.  Kontaktarm  ^3  angebracht,  der  mit  der  Ankerzunge  des  Rcgulierungs- 
relais  verbunden  ist.  über  diesen  Kontaktarm  fließen  die  Entladungsströme, 
wenn  vollkommener  Synchronismus  vorhanden  ist.  Der  Stromimpuls  nimmt 
dann,  wie  in  Fig.  14  angegeben,  seinen  Weg  über  den  oberen  Kontakt  und 
die  Zunge  al  des  Regulicrungsrelais.  Die  Relaiszungen  ax  a2  a3  werden  da- 
durch an  die  unteren  Kontakte  umgelegt.  Entfällt  bei  der  nächsten  Um- 
drehung der  Stromimpuls  wieder  auf  den  mittleren  Kontaktann,  so  muß  er 
jetzt  über  die  Spule  2  und  den  unteren  Kontakt  des  Regulierungsrelais 
fließen;  die  Relaiszungen  werden  dadurch  an  die  oberen  Kontakte  gelegt. 
Bei  vollkommenem  Gleichlauf  der  Apparate  wird  also  bei  jeder  Umdrehung 
die  Stellung  der  Relaiszungen  a,  a3  einmal  gewechselt  und  infolgedessen 
der  Widerstand  w  wechselweise  ein-  oder  ausgeschaltet.  Da  dieser  Wechsel 
bei  normalem  Laufe  der  Apparate  etwa  33  mal  in  der  Sekunde  erfolgt,  so 
wird  das  System  eine  solche  Geschwindigkeit  erhalten,  als  ob  vor  dem 
Motoranker  ein  Widerstand  von  '/2  w  eingeschaltet  wäre.  Die  mittlere 
Bürste  {3  halbiert  also  gleichsam  die  Widerstandsstufe  und  schafft  bei  er- 
reichtem Gleichlauf  eine  Normallage,  innerhalb  welcher  eine  selbsttätige  Re- 
gulierung weder  im  beschleunigenden  noch  im  verzögernden  Sinne  statt- 
findet. Durch  den  Widerstand  w  können  Geschwindigkeitsänderungen  bis 
2  v.  H.  ausgeglichen  werden. 

Ausgleichung  größerer  Abweichungen  vom  Synchronismus.  — 
Größere  Abweichungen  vom  Gleichlauf  können  durch  Erwärmung  der  Motor- 
wickelungen. Änderungen  in  der  Netzspannung,  in  den  Übergangswider- 
ständen usw.  verursacht  werden.  Sie  können  u.  U.  durch  den  Wider- 
stand w  nicht  mehr  ausgeglichen  werden.  Es  ist  daher  noch  eine  zweite 
selbsttätige  elektrische  Regulierung  in  Gestalt  eines  kleinen  Hilfsmotors  m 
vorgesehen,  der  die  Kurbel  eines  in  den  Feldstromkreis  des  Antriebsmotors 
eingeschalteten  Regulierungswiderstandes  —  Ncbcnschlußrcgulators  —  an- 
treibt. Die  Netzspannung  für  den  Antrieb  des  Hilfsmotors  wird  durch  zwei 
hintereinander  geschaltete  Glühlampen  halbiert  und  die  Anordnung  des 
Motors  ist  so  getroffen,  daß  die  Drehrichtung  seines  Ankers  von  der 
Stellung  der  Relaiszunge  a3  abhängig  ist.  Bei  vollkommenem  Synchronis- 
mus wird,  wie  erwähnt,  die  Stellung  der  Relaiszungcn  at  a2  a3  bei  jeder 
Umdrehung  einmal  gewechselt;  es  wechselt  dann  also  auch  die  Dreh- 
richtung des  Ankers  des  Hilfsmotors  einmal.  Diesen  raschen  Wechseln 
kann  aber  die  träge  Masse  des  Ankers  nicht  folgen,  die  Kurbel  des  Neben- 
schlußwiderstandes wird  also  ihre  Ruhestellung  beibehalten. 

Bei  einer  größeren  Abweichung  vom  Gleichlauf  werden  dagegen  die 
Stromimpulse  während  mehrerer  Umdrehungen  entweder  über  den  Kontakt- 
arm r,  oder  ra  fließen,  und  die  Relaiszungen  demnach  längere  Zeit  an  den 
unteren  oder  oberen  Kontakten  liegen  bleiben.  Alsdann  wird  auch  der 
Hilfsmotorm  längere  Zeit  in  einer  bestimmten  Richtung  umlaufen,  den 
Nebenschlußwiderstand  einschalten  und  damit  die  Geschwindigkeit  des  An- 
triebsmotors in  entsprechendem  Sinne  verändern.  Es  können  auf  diese 
Weise  Geschwindigkeitsänderungen  bis  zu  20  v.  H.  ausgeglichen  werden. 

Die  zur  Erleichterung  der  Darstellung  als  mechanisch  fest  miteinander 
verbunden  gedachten  Relaiszungen  sind  dies  in  der  Tat  nicht;  sie  gehören 
vielmehr  zwei  getrennten  Relais  an.   Die  durch  die  Spulen  1  und  2  fließen- 
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den  Stromimpulse  setzen  zunächst  die  Zunge  a2  des  einen  Relais  in  Be- 
wegung und  erst  von  diesem  Relais  aus  wird  ein  zweites  Relais  derart  be- 
tätigt, daß  dessen  Doppelzunge  ax  a3  genau  dieselben  Bewegungen  ausführt 
wie  die  Zunge  a2  des  ersten  Relais. 

Auf  dem  in  Fig.  15  dargestellten  Apparattisch  sieht  man  den  kleinen 
Hilfsmotor  m,  den  Nebenschlußregulator  AT,  die  beiden  Regulierungsrclais, 
den  Regulierungswiderstand  des  Ankerstromkreises,  das  Linienrelais,  das 
Anschlußrelais,  das  Funkenrelais,  sowie  einige  Umschalter  und  einen  Morse- 
schreiber. Der  Morseschreiber  dient  zur  Verständigung  mit  dem  fernen 
Amte  bei  Stillstand  des  Schnelltelegraphen. 

Die  Einregul ierung  auf  Synchronismus.  —  Bei  Inbetriebsetzung 
des  Telegraphen  werden  nach  vorher  erfolgter  Verständigung  mittels  des 
Morseschreibers  Geber  und  Empfänger  zunächst  auf  ihre  ungefähre  Touren- 
zahl von  2000  Umdrehungen  in  der  Minute  gebracht.  Zur  Erzielung  und  Auf- 
rechterhaltung des  Synchronismus  werden  sodann  die  Ladungsströme  der 
Gruppenkondensatoren  benutzt.  Das  Zustandekommen  dieser  Ladungsströme 
setzt  aber  die  Tätigkeit  des  gelochten  Papierstreifens  voraus;  man  müßte  also 
einen  Papierstreifen  durch  die  Kontaktvorrichtung  gehen  lassen,  in  dem  fort- 
laufend ein  und  derselbe  Buchstabe  eingestanzt  ist.  Eine  besondere  Umschalte- 
vorrichtung, die  mit  den  1 1  Kontaktstücken  der  Geberkontaktscheibe  verbunden 
ist,  macht  die  Benutzung  eines  solchen  Senderstreifens  für  die  Herstellung 
des  Synchronismus  entbehrlich.  Die  Umschaltevorrichtung  schaltet  zwei  der 
Kontaktfedern  der  Kontaktvorrichtung,  und  zwar  die  Kombination  1  bis  3 
für  den  Buchstaben  Q  dauernd  in  den  Stromkreis  ein,  was  sonst  nur  durch 
die  Löcher  des  Senderstreifens  bewirkt  werden  kann.  Bei  jedem  Umgange 
wird  also  der  Buchstabe  Q  gegeben,  wodurch  sich  in  kurzer  Zeit,  d.  h.  in 
etwa  20  bis  30  Sekunden,  der  Synchronismus  selbsttätig  herstellt.  Solange 
der  Gleichlauf  noch  nicht  eingetreten  ist,  bewegt  sich  auch  noch  der  kleine 
Hilfsmotor  für  den  Nebenschlußregulator.  Der  Eintritt  des  Synchronismus 
wird  an  dem  Stillstande  dieses  Motors  und  an  dem  regelmäßigen  Geräusch 
an  der  Funkenstrecke  erkannt,  das  der  gleichmäßigen  Bildung  des  Buch- 
stabens Q  entspricht.  Wird  hierauf  der  gelochte  Senderstreifen  in  den 
Apparat  geführt,  so  tritt  die  Umschaltevorrichtung  dadurch  wieder  außer 
Tätigkeit. 

Geht  der  Synchronismus  während  des  Betriebs  verloren,  fallen  also  die 
Apparate  sozusagen  außer  Tritt,  so  ertönt  auf  dem  Empfangsamte  selbst- 
tätig ein  Glockensignal.  Der  Beamte  sendet  dann  durch  Niederdrücken  der 
Morsetaste  Gleichstrom  in  die  Leitung  und  unterbricht  dadurch  die  weitere 
Stromgebung,  indem  auf  dem  gebenden  Amte  der  Senderstreifen  sofort  an- 
gehalten und  eine  Alarmglocke  ausgelöst  wird.  Gleichzeitig  tritt  auch  die 
Umschaltevorrichtung  am  Geber  wieder  in  Wirkung;  es  wird  wiederum 
dauernd  der  Buchstabe  Q  gegeben,  bis  der  Synchronismus  wieder  er- 
reicht ist. 

Soll  während  einer  Pause  im  Geber  der  Synchronismus  aufrechterhalten 
bleiben,  so  stellt  der  gebende  Beamte  die  Umschaltevorrichtung  auf  den 
Buchstaben  S  ein.  Dieser  Buchstabe  dient  also  gewissermaßen  als  Schluß- 
zeichen bei  Beendigung  einer  Telegrammübermittelung. 

D.  Versuchsbetrieb. 

Versuche  mit  dem  Siemens'schen  Schnclltypendrucker  haben  auf  einer 
von  der  Reichs-Telegraphenverwaltung  hierfür  zur  Verfügung  gestellten 
Bronzedrahtleitung  von  3  mm  Stärke  zwischen  Berlin  und  Frankfurt  (Main), 
also  auf  eine  Entfernung  von  etwa  600  km,  stattgefunden.   Es  wurden  auf 
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dieser  Versuchslcitung  mit  der  normalen  Geschwindigkeit  des  Systems  und 
einer  Betriebsspannung  von  70  bis  80  Volt  2000  Zeichen  in  der  Minute 
tadellos  übertragen.  Störungen  der  übrigen  in  demselben  Linienzuge  ver- 
laufenden Telegraphenlcitungcn  durch  den  Schnclltelegraphcnbetricb  sind 
nicht  beobachtet  worden ;  sie  erscheinen  auch  bei  der  schnellen  Stromwechsel- 
zahl des  neuen  Telegraphen  ausgeschlossen.  Andererseits  konnte  das  Linien- 
rclais  des  Schnelltelegraphen  so  unempfindlich  eingestellt  werden,  daß  es 
auf  Induktionsströme  aus  benachbarten  Leitungen  nicht  mehr  ansprach; 
die  starke  Polarisation  dieses  Relais  erleichtert  eine  solche  Einstellung. 

Gleich  gute  Erfolge  wurden  sogar  auf  einer  Eisendrahtleitung  von  etwa 
400  km  Länge  erzielt,  obgleich  Eisendrahtleitungen  sich  im  allgemeinen  nicht 
für  den  Betrieb  von  Schnelltelegraphen  eignen.  Hervorzuheben  ist,  daß  bei 
den  Versuchen  nur  Einzelleitungen  benutzt  wurden,  als  Rückleitung  also 
stets  die  Erde  diente. 

Das  Siemens'sche  Schnelltelegraphensystem  zeichnet  sich  durch  einen 
äußerst  einfachen  mechanischen  Aufbau  aus;  komplizierte  Mechanismen, 
die  bei  den  hohen  zur  Verwendung  kommenden  Geschwindigkeiten  großen 
Abnutzungen  unterworfen  wären  und  eine  ständige  aufmerksame  Bedienung 
erforderten,  sind  vermieden  worden.  Die  Schleifbürsten  an  den  Kontakt- 
scheiben arbeiten  fast  völlig  funkenfrei;  dasselbe  ist  bei  den  wenigen  zur 
Verwendung  kommenden  Relais  der  Fall,  die  ein  sicheres  und  schnelles  An- 
sprechen gewährleisten.  Die  bei  den  meisten  übrigen  Schnelltelegraphen 
und  Viclfachtelegraphen  auftretenden  Kontaktstörungen  fallen  hier  voll- 
ständig aus. 

Ein  abschließendes  Urteil ,  ob  sich  der  Siemens'sche  Schnelltelegraph 
zur  Einführung  in  die  Praxis  eignen  wird,  läßt  sich  heute  noch  nicht  ab- 
geben; hierzu  wird  es  noch  einer  längeren  praktischen  Erprobung  des 
Systems  bedürfen. 


Die  dritte  Lesung  des  Etats  der  Reichs-Post-  und 
Telegraphenverwaltung. 

Bei  der  dritten  Lesung  des  Etats  der  Reichs-Post-  und  Telegraphen- 
verwaltung am  11.  Mai  bemängelte  der  erste  Redner,  Abgeordneter 
von  Gerlach  (Hospitant  der  freisinnigen  Vereinigung),  zunächst  eine  Ver- 
fügung der  Obcr-Postdirektion  in  Magdeburg,  durch  welche  den  Beamten, 
Unterbeamten  und  Arbeitern  verboten  wurde,  dem  Konsumvereine  Neustadt- 
Magdeburg  anzugehören,  da  dessen  Verwaltung  in  den  Händen  von  Sozial- 
demokraten liege.  Diese  Verfügung  stelle  einen  unberechtigten  Eingriff  in 
die  Rechte  der  Beamten  usw.  und  namentlich  der  Arbeiter  der  Postverwal- 
tung dar  und  schädige  diese  Personen  in  wirtschaftlicher  Hinsicht.  Ferner 
wandte  er  sich  dagegen,  daß  die  von  Professor  Westphal  verfaßte  Schrift 
»Das  deutsche  Kriegervereins wesen ,  seine  Ziele  und  Bedeutung  für  den 
Staat«  an  die  mittleren  und  höheren  Beamten,  die  früher  dem  Heere  an- 
gehört hätten,  unentgeltlich  verteilt  worden  sei.  Dem  Kriegervereinswesen 
stehe  er  —  Redner  —  durchaus  sympathisch  gegenüber,  die  Schrift  enthalte 
aber  zahlreiche  Unwahrheiten  über  die  Sozialdemokratie,  und  durch  die 
Verteilung  der  Schrift  fördere  die  Postverwaltung  das  Hineintragen  politischer 
Tendenzen  in  die  Kriegervereinc. 
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Der  Staatssekretär  erwiderte: 

»Ich  kann  mich  sehr  kurz  fassen.  Bezüglich  der  ersten  Frage  erwidere 
ich  dem  Herrn  Fragesteller,  daß  die  Verfügung  der  Ober-Postdirektion  in 
Magdeburg  von  mir  in  vollem  Umfange  gebilligt  wird.  Vorstand  und 
Aufsichtsrat,  d.  h.  die  gesamte  Leitung  dieses  Konsumvereins,  gehören  der 
Sozialdemokratie  an,  und  es  wird,  wie  hier  vom  Regierungstisch  häufig  des 
längeren  schon  ausgeführt  ist,  für  unvereinbar  mit  der  Stellung  eines 
Beamten  gehalten,  einem  solchen  Verein  anzugehören 

(Zwischenruf), 

—  und  auch  der  Arbeiter. 

(Bravo!) 

Bezüglich  der  zweiten  Frage,  glaube  ich,  ist  der  Standpunkt  der  Reichs- 
regierung von  dem  des  Herrn  Abgeordneten  von  Gerlach  so  verschieden, 
daß  eine  lange  Auseinandersetzung  darüber,  was  verwerfliche  Bildungsmittel 
und  was  gute  Mittel  sind,  zum  Ziele  nicht  führen  würde. 

(Sehr  richtig!  rechts.) 
Ich  kann  nur.  erwidern,  daß  die  Reichs-Postverwaltung  seit  jeher  Bildungs- 
mittel   für   ihre   Beamten   und   Unterbeamten   bereit  gehalten   hat,  ihre 
Bibliotheken  damit  ausstattet,  und  daß  sie  sich  auch  das  Recht  zuerkennt, 
derartige  Schriften,  die  sie  für  gut  hält,  an  ihr  Personal  zu  verabfolgen.« 

(Bravo!) 

Der  Abgeordnete  Kopsch  (freisinnige  Volkspartei)  brachte  die  Be- 
schwerde vor,  daß  der  Postdirektor  in  Zittau  das  private  Leben  seiner 
Beamten  von  diesen  gegenseitig  überwachen  lasse  und  dadurch  Denunzianten- 
tum begünstige.  Ferner  sei  er  bei  Urlaubsgesuchen,  selbst  wenn  es  sich  um 
dringende  Fälle  handle,  rigoros  und  neige  dazu,  jeden  erkrankten  Beamten 
als  Simulanten  zu  betrachten. 

Der  Staatssekretär  entgegnete: 

»Das  hohe  Haus  wird,  wie  ich  glaube,  nicht  den  Eindruck  gewonnen 
haben,  als  ob  seitens  der  Vertreter  der  Reichs-Post-  und  Telegraphen- 
verwaltung hier  jemals  die  Absicht  obgewaltet  hätte,  Ausschreitungen 
einzelner  Beamten  zu  verdecken.  Ich  glaube  daher,  daß  der  Herr  Vor- 
redner die  Erledigung  erleichtert  hätte,  wenn  er  diese  Beschwerden,  die  er 
vorgebracht  hat,  schriftlich  zu  meiner  Kenntnis  gebracht  hätte.  Er  kann 
sicherlich  nicht  verlangen,  daß  ich  oder  einer  meiner  Herren  Kollegen  hier 
in  der  Lage  wäre,  sofort  zu  antworten  und  zu  untersuchen,  ob  überhaupt 
und  wieviel  Wahres  an  der  Sache  ist.  Sollte  sich  bei  der  Untersuchung, 
die  ich  einleiten  werde,  herausstellen,  daß  seitens  eines  einzelnen  zu  weit 
gegangen  ist,  so  können  Sie  überzeugt  sein,  daß  ich  das  Entsprechende 
veranlassen  werde.« 

Hierauf  teilte  der  Abgeordnete  von  Gersdorff  (deutschkonservativ) 
mit.  daß  ihm  aus  den  Kreisen  der  Postbeamten  in  den  östlichen  Provinzen 
zahlreiche  Äußerungen  des  Unwillens  über  die  Ablehnung  der  Ostmarken- 
zulagen zugegangen  seien.  Sie  empfänden  diesen  Beschluß  als  eine  große 
Ungerechtigkeit  und  Ungleichheit  gegenüber  den  preußischen  Beamten,  und 
er  habe  den  Auftrag  von  seiner  Fraktion  erhalten,  dies  nochmals  zum  Aus- 
druck zu  bringen. 

Der  nächste  Redner,  Abgeordneter  Graf  zu  Reventl ow  (deutschsozial) 
brachte  eine  Reihe  kleinerer  Wünsche  zur  Sprache.  Er  schlug  eine  andere 
Kopfbedeckung  für  die  im  Bestellungsdienste  beschäftigten  Unterbeamten 
namentlich  für  die  Winterszeit  vor.  verwandte  sich  dafür,  den  Postagenten 
die  Pensionsberechtigung  zu  geben,  und  bat  um  Auskunft  über  das  Ver- 
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hältnis  des  Deutschen  Reichs  zum  Wolff'schen  Tclegraphenbureau ,  sowie 
darüber,  oh  die  Verzögerung  in  der  Einbringung  des  Militärpensionsgesetzes 
ihre  Ursache  etwa  in  Bedenken  auf  dem  Gebiete  des  Postwesens  habe. 

Der  Abgeordnete  Werner  (deutsche  Reformpartei)  erklärte,  daß  er  die 
Bewilligung  solcher  Einzelzulagen  wie  die  Ostmarkenzulagen  an  sich  nicht 
billige,  aber,  nachdem  die  preußischen  Beamten  Ostmarkenzulagen  erhalten 
hätten,  die  Versagung  gleicher  Zulagen  an  die  Reichsbeamten  als  Härte 
betrachten  müsse.  l  erner  befürwortete  er,  daß  den  Militäranwärtern  wie 
früher  das  Probedienstjahr  auf  das  Besoldungsdienstalter  angerechnet  werde. 
Auch  seien  die  Postagenten  baldigst  aufzubessern. 

Nachdem  der  Abgeordnete  von  Elm  (Sozialdemokrat)  in  längeren  Aus- 
führungen den  Standpunkt  der  Postverwaltung  hinsichtlich  des  Konsum- 
vereins in  Neustadt  -  Magdeburg  bekämpft  hatte,  verwandte  sich  der 
Abgeordnete  von  Treuen  fels  (konservativ)  wie  schon  in  der  zweiten 
Lesung  dafür,  daß  die  I^age  der  Postagenten  verbessert  und  insbesondere 
auch  ihnen  die  Pensionsberechtigung  verliehen  werde. 

Darauf  nahm  der  Staatssekretär  das  Wort  zu  folgenden  Ausführungen: 

»Ich  kann  auf  diesen  warmen  Appell  des  Herrn  Vorredners  nur 
erwidern:  die  Frage  der  Postagenten  findet  volle  Würdigung  bei  uns,  und 
wir  sind  damit  beschäftigt,  deren  Lage,  wenn  möglich,  zu  bessern.  Aber, 
meine  Herren,  ich  glaube,  Sie  gehen  in  Ihren  Wünschen  etwas  zu  weit  und 
fassen  die  Page  der  Postagenten  unrichtig  auf.  Hier  handelt  es  sich 
wirklich  nicht  um  Beamte  im  wahren  Sinne  des  Worts,  sondern  dieser  oder 
jener  Kaufmann,  Lehrer  oder  sonstige  Ortsangesessene ,  der  bereits  eine 
gesicherte  Lebensstellung  hat  —  darauf  wird  besonders  gesehen  —  schafft 
sich  durch  Übernahme  der  Postagentur  einen  Nebenerwerb.  Dieses  Neben- 
amt zwingt  ihn  nicht,  immer  persönlich  anwesend  zu  sein,  sondern 
gestattet  ihm,  seine  Familie  hierzu  heranzuziehen.  Nun  sind  die  Gehälter 
der  Postagenten  in  den  letzten  Jahren  ganz  wesentlich  aufgebessert;  sie 
erhalten  jetzt  bis  zu  1000  Mark  jährlich.  Die  Herren,  welche  ländliche 
Verhältnisse  kennen,  werden  mir  zustimmen,  daß  für  einen  Nebenerwerb 
von  600,800,  1000  Mark  sich  Kräfte  gern  zur  Verfügung  stellen;  wenigstens 
melden  sich  immer  viel  mehr,  als  wir  gebrauchen. 

Nun  wird  uns  gesagt:  pensioniert  doch  die  Leute!  Aber  alle  Vorbedin- 
gungen für  eine  I'ensionierung  fehlen  hier.  Bei  jemandem,  der  später  zu 
pensionieren  ist,  sieht  man  doch  darauf,  ob  er  gesund  ist,  ob  er  noch  für 
längere  Zeit  etwas  leisten  kann.  Das  geschieht  bei  Prüfung  der  Post- 
agenturanwärter nicht.  Wir  nehmen  selbst  gebrechliche  Leute  an,  die  darüber 
sehr  glücklich  sind.  Also  von  Pensionierung  kann  hier  nicht  die  Rede  sein. 

Ferner  sagt  man:  die  Leute  sind  so  viel  beschäftigt.  Aber  man  muß 
sich  in  den  kleinen  Verhältnissen  auf  dem  Lande  es  nicht  so  vorstellen,  als 
handle  es  sich  um  dauernde,  ängstliche  Absttzung  der  Dienststunden,  daß 
der  Mann  ewig  am  Schalter  steht  und  wartet,  ob  jemand  kommt.  Der 
Agent  ist  in  Dienstbereitschaft,  die  ganzen  Dienstgeschäfte  wickeln  sich 
sozusagen  gemütlich  ab.  Der  Gebrauch  des  Telephons  beschränkt  aller- 
dings ihre  Freiheit  mehr  als  früher;  aber  infolge  dieses  Zuwachses  an 
Arbeit  ist  auch  die  Maximalentschädigung  von  750  auf  1000  Mark  erhöht 
worden  —  eine  ganz  hübsche  Erhöhung! 

Ich  kann  nur  kurz  wiederholen:  wir  sind  damit  beschäftigt,  ob  und  wie 
sich  die  Stellung  der  in  stärkcrem  Maße  beschäftigten  Agenten  in  etwas 
verbessern  läßt.  Wir  sind  völlig  einig  in  der  Schätzung  der  Arbeit  der 
Agenten;  aber  ich  möchte  doch  davor  warnen,  in  den  Wünschen  zu  weit 
zu  gehen.« 
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Der  Abgeordnete  Peus  (Sozialdemokrat)  kam  nochmals  auf  die  Ange- 
legenheit wegen  des  Konsumvereins  in  Neustadt-Magdeburg  zurück,  indem 
er  sich  im  wesentlichen  den  Ausführungen  der  Abgeordneten  von  Gerlach 
und  von  Elm  anschloß. 

Bei  Beratung  der  Ausgabetitcl  29b  und  29c  bat  der  Staatssekretär 
den  Reichstag  nochmals  in  warmen  Worten,  die  Ostmarkenzulagen  ent- 
gegen den  Beschlüssen  der  zweiten  Lesung  zu  bewilligen.  Er  führte 
folgendes  aus: 

»Meine  Herren,  im  Interesse  der  Post-  und  Telegraphenbcamten,  welche 
in  den  gemischtsprachigen  Provinzen  des  Ostens  sind,  möchte  ich  Sie  noch 
in  der  zwölften  Stunde  darum  bitten,  die  Positionen  wiederherzustellen,  die 
Sie  in  der  zweiten  Lesung  gestrichen  haben.  Es  ist  ja  viel  über  diese 
Ostmarkenzulage  gesprochen  worden,  so  daß  ich  glaube,  ich  kann  mich  in 
der  vorgerückten  Stunde  kurz  fassen.  Sie  haben  Bedenken  gehabt,  der 
Bewilligung  zuzustimmen,  weil  Sie  glaubten,  die  Maßregel  sei  für  die 
Beamten  nicht  gut.  Die  Post-  und  Telegraphenbcamten,  die  in  jenen 
Gegenden  beschäftigt  sind,  in  denen  über  Jahresfrist  diese  Ostmarkenzulage 
an  preußische  Beamte  gegeben  wird,  sind  der  Uberzeugung,  daß  diese 
Bewilligungen  nicht  schlecht  auf  ihren  Charakter  wirken  können;  sie  haben 
sich  deshalb  an  Sie  gewendet  und  gebeten,  für  diese  Position  einzutreten. 
Bis  jetzt  handelte  es  sich  bei  dieser  Angelegenheit  nur,  ich  möchte  sagen, 
um  einen  entgangenen  Gewinn.  Die  Gerichts-,  Steuer-,  Eisenbahn-  und 
Regicrungsbeamten  bekommen  die  Zulage;  den  Postbeamten  wollen  Sie  sie 
versagen.  Es  ist  also  ein  entgangener  Gewinn  für  diese.  Nun  haben  sich 
aber  die  Verhältnisse  in  der  letzten  Zeit  geändert;  auch  die  Provinzial- 
behörden  gehen  dazu  über,  ihren  Beamten  diesen  Zuschuß  zu  gewähren, 
und  sogar  die  Kommunalbeamten  erhalten  ihn  bereits  teilweise.  Jetzt 
stellen  die  Verhältnisse  sich  so,  daß  z.  B.  in  Posen  das  Gehalt  der 
Kommunallchrer  erhöht  worden  ist;  die  Kommune  sucht  sich  nun  wieder 
dadurch  zu  decken,  daß  sie  das  Schulgeld  an  den  Mittelschulen  erhöht. 
Infolgedessen  sind  die  Postbeamten  verpflichtet,  das  höhere  Schulgeld  zu 
zahlen.  Auf  diese  Weise  tritt  zu  dem  entgangenen  Gewinn  noch  ein  direkter 
Verlust.  Es  kann  doch  nicht,  meine  Herren,  Ihre  Uberzeugung  sein,  daß 
auf  die  Dauer  diese,  wie  Sie  sie  selbst  immer  bezeichnen,  und  wie  ich  voll- 
ständig mit  Ihnen  übereinstimme,  braven  Beamten,  die  in  schwierigen  Ver- 
hältnissen leben,  derartig  benachteiligt  werden.  Es  handelt  sich  um  circa 
4000  Beamte,  bei  denen  die  Zulage  100  bis  300  Mark  beträgt.  Ist  es  da 
nicht  wirklich  an  der  Zeit,  die  Dienstfreudigkeit  dieser  Beamten,  die  keine 
politischen  Beamten  sind,  dadurch  zu  heben,  daß  sie  gleichgestellt  werden 
mit  ihren  preußischen  Kollegen,  mit  den  l^andesbeamten  und  den  Kommunal- 
beamten? Ich  richte  daher  die  dringende  Bitte  an  das  hohe  Haus,  von 
dem  Beschlüsse  der  zweiten  Lesung  Abstand  zu  nehmen  und  die  Summe 
zu  bewilligen.« 

(Bravo!  rechts.) 

Trotzdem  blieben  die  Ostmarkenzulagen  vom  Reichstag  abgelehnt.  Im 
übrigen  wurden  die  sämtlichen  Einnahme-  und  Ausgabetitel  —  auch  die  der 
Reichsdruckerci  —  nach  den  Beschlüssen  der  zweiten  Lesung  bewilligt. 
Damit  ist  auch  der  Bau  der  Telegraphenlinie  von  Tabora  nach  Muansa 
gesichert,  die  an  die  Stelle  der  ursprünglich  geplant  gewesenen  Linie  Tabora- 
Udjidji  getreten  ist. 
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Griechische  Papyrusurkunden  und  Bureaudienst 
im  griechisch-römischen  Ägypten. 

Von  Telegraphendirektor  Dr.  Friedrich  Preisigke  in  Straßburg  (Eis.) 

Die  Altertumskunde  hat  in  unserer  Zeit  Entdeckungen  zu  verzeichnen, 
wie  sie  so  zahlreich  und  wichtig  seit  dem  Untergange  der  alten  Welt 
niemals  gemacht  worden  sind,  und  es  scheint  fast,  als  wolle  die  Altertums- 
wissenschaft zeigen ,  daß  sie  im  Darbieten  von  Überraschungen  hinter  der 
Technik  der  Neuzeit  nicht  zurückzustehen  brauche.  Diese  Überraschungen 
werden  uns  durch  die  modernen  Ausgrabungen  auf  dem  Boden  antiker 
Kultur,  insbesondere  in  Babylonien  und  Ägypten,  geboten. 

Die  babylonischen  Ausgrabungen  haben  die  Öffentlichkeit  in  hohem  Maße 
in  Erstaunen  und  Erregung  versetzt,  weil  sie  in  engster  Beziehung  stehen 
zu  dem  Leben  des  jüdischen  Volkes  und  zu  den  Grundtatsachen  des  Alten 
Testaments.  Demgegenüber  sind  die  Ergebnisse  der  ägyptischen  Grabungen 
weniger  in  die  Öffentlichkeit  gedrungen;  gleichwohl  verdienen  auch  sie  die 
Aufmerksamkeit,  namentlich  wegen  der  großen  Fülle  der  zutage  geförderten 
griechischen  Papyrus.  Diese  Papyrus  sind  Originalschriftstücke  aller 
Art,  die  uns  mitten  hineinführen  in  das  vielgestaltige  Leben  jener  Zeit. 

Ägypten  stand  bis  zur  Eroberung  durch  die  Perser  (525  vor  Chr.)  unter 
einheimischen  Königen  (Pharaonenzeit);  sodann  war  das  Land  eine  persische 
Provinz  bis  zur  Eroberung  durch  Alexander  d.  Gr.  (332  vor  Chr.).  Nach 
dem  Tode  Alexanders  warf  sich  einer  seiner  Heerführer,  Ptolemaios,  zum 
König  des  Landes  auf;  er  und  seine  Nachfolger,  die  Ptolemäer,  herrschten 
in  Ägypten  bis  zur  römischen  Eroberung  (30  vor  Chr.).  Von  nun  an  blieb 
Ägypten  eine  römische  Provinz,  bis  die  Araber  sich  des  Landes  bemäch- 
tigten (641  nach  Chr.).  Dementsprechend  sind  die  Papyrusurkunden  in 
ägyptischer,  persischer,  griechischer,  lateinischer,  koptischer  und  arabischer 
Sprache  verfaßt,  vereinzelt  auch  in  anderen  Sprachen,  wie  syrisch  und 
hebräisch.  Die  herrschende  Sprache  seit  Alexander  war  jedoch  die 
griechische  und  sie  blieb  es  auch  während  der  ganzen  Römerzeit;  lateinische 
Papyrus  sind  selten.  Neben  den  griechischen  Eroberern  und  ihren  Nach- 
kommen bediente  sich  auch  die  eingeborene  Bevölkerung  der  griechischen 
Sprache,  nicht  nur  in  Urkunden,  die  eine  öffentliche  Gültigkeit  beanspruchten, 
sondern  auch  vielfach  in  privaten  Schriftstücken.  Die  Griechen  bewahrten 
im  fremden  Lande  ihre  Muttersprache  und  die  Eigentümlichkeiten  ihres 
Volkes  unverfälscht,  sie  besaßen  außerdem  die  Kraft,  einem  alten  Kultur- 
volke, wie  dem  ägyptischen,  ihre  Muttersprache  aufzuzwingen,  zunächst  für 
den  Geltungsbereich  des  öffentlichen  Rechtes,  sodann  auch  zu  einem  großen 
Teile  im  Privatverkehr.  Die  griechische  Sprache  ist  außerdem  in  Ägypten 
fast  ganz  rein  geblieben  von  ägyptischen  Fremdwörtern. 

Der  erste  griechische  Papyrus  wurde,  soweit  bekannt,  im  Jahre  1778 
gefunden,  die  sogenannte  charta  Borgiana,  eine  stark  beschädigte  Arbeiter- 
liste. Danach  blieb  es  still  bis  zum  Anfange  des  19.  Jahrhunderts;  von 
nun  an  tauchte  bald  hier,  bald  dort  in  den  europäischen  Museen  ein 
griechischer  Papyrus  auf.  Da  geschah  im  Jahre  1878  in  der  Provinz  Fayum, 
südwestlich  von  Kairo,  plötzlich  ein  reicher  Fund,  der  von  Sr.  Kaiserlichen 
Hoheit,   dem   Erzherzoge  Rainer  zu  Wien,   erworben   wurde.1)  Diese 

»)  Vgl.  Archiv  f.  P.  u.  T.  1884  S.  411  ff.  und  540;  1885  S.  220  ff. 
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Sammlung  enthält  über  21000  Stücke,  darunter  allein  15000  griechische 
Papyrus;  die  Papyrus  fanden  sich  in  irdenen  Gefäßen,  unter  Trümmern  alter 
Mauerreste,  herrührend  vielleicht  aus  einem  ehemaligen  Archive,  vielleicht 
auch  aus  dem  Vorrat  eines  antiken  Makulaturhändlers.  Nachdem  die 
Fellachen  auf  den  Kaufwert  der  Papyrus  aufmerksam  geworden  waren, 
mehrten  sich  in  den  folgenden  Jahren  die  Funde,  wenn  sie  auch  einzeln 
hinter  jenem  großen  Funde  zurückblieben;  jedenfalls  wanderten  allmählich 
durch  Kauf  viele  hundert  Papyrus  in  die  Museen  der  verschiedenen  Länder. 
Inzwischen  wurden  auch  planmäßige  Grabungen  ins  Werk  gesetzt. 
Hervorragende  Verdienste  hat  sich  in  dieser  Hinsicht  der  Egypt  Explo- 
ration Fund  zu  London  erworben,  der  seit  1883  eine  besondere  Unter- 
abteilung für  griechisch-römische  Forschung  besitzt.  Im  Auftrage  dieser 
Gesellschaft  begeben  sich  zwei  englische  Gelehrte,  Grenfell  und  Hunt, 
jeden  Winter  nach  Ägypten,  um  Grabungen  vorzunehmen,  und  jeden  Sommer 
kehren  sie  nach  England  zurück,  um  dort  die  Funde  zu  ordnen,  zu  ent- 
ziffern und  zu  veröffentlichen.  Die  griechischen  Papyrus  der  Königlichen 
Museen  zu  Berlin  sind  meist  durch  Kauf  erworben,  doch  hat  auch  die 
Preußische  Regierung  planmäßige  Grabungen  veranstaltet,  so  im  Jahre  1899 
durch  Professor  Ulrich  Wilcken,  dessen  Funde  freilich,  nachdem  sie 
glücklich  bis  Hamburg  gelangt  waren,  im  dortigen  Hafen  durch  ein  Schaden- 
feuer zum  größten  Teile  vernichtet  wurden.  Neuerdings  unternimmt  auch 
die  Deutsche  Orientgesellschaft  Grabungen  auf  ägyptischem  Boden.  Bei 
diesen  Grabungen  fand  Dr.  L.  Borchardt  im  Jahre  1902  einen  langen 
wohlerhaltenen  Papyrus  mit  einem  Dichtwerke  des  Timotheos  von  Milet.') 
Diese  Handschrift  stammt  aus  der  Zeit  zwischen  350  und  300  vor  Chr.,  sie. 
ist  der  älteste  griechische  Papyrus.  Das  kostbare  Stück  ist  in  das  Königliche 
Museum  zu  Berlin  gewandert.  Im  Jahre  1902  haben  auch  zwei  französische 
Gelehrte,  Jouguet  und  Lefebvre,  beide  in  Lille,  mit  bestem  Erfolge 
Grabungen  veranstaltet.  So  mehren  sich  die  Papyrusbestände  von  Jahr  zu  Jahr. 
Mehr  oder  minder  reiche  Sammlungen  befinden  sich  gegenwärtig  in  Berlin, 
München,  Leipzig,  Straßburg,  Heidelberg,  ferner  in  Wien,  Genf,  Paris,  Lille, 
London,  Oxford,  Dublin,  Leiden,  Florenz,  Chicago,  Alexandrien  und  Kairo. 

Bei  den  Grabungen  gewinnt  man  den  Papyrus  auf  verschiedene  Weise. 
Die  Stücke,  die  im  Altertume  von  den  Bewohnern  auf  den  Müllhaufen  ge- 
worfen worden  sind,  gewinnt  man  durch  Aufgraben  des  Erdbodens  in  der 
Nähe  alter  Wohnstätten  und  durch  vorsichtiges  Zerkleinern  der  harten  Erd- 
kruste. Selten  treten  in  alten  Ruinen  besser  erhaltene  Stücke  zutage.  Bei 
diesen  Grabungen  darf  man  auf  Papyrusfunde  nur  an  solchen  Stellen 
rechnen,  die  hoch  genug  liegen,  um  vom  Nilwasser  oder  Grundwasser  nie- 
mals erreicht  zu  werden.  Reicher  sind  die  Funde  auf  alten  Begräbnis- 
stätten am  Rande  der  höher  gelegenen  Wüste.  Hier  finden  sich  die  Papyrus 
oft  in  Gestalt  von  Pappsärgen,  deren  Oberdecke  die  menschliche  Form, 
namentlich  Kopf  und  Brust  des  Toten,  in  bunter  Bemalung  wiedergibt. 
Die  Pappe  dieser  Särge  ist  durch  Aufeinanderleimen  einer  Anzahl  Lagen 
von  Papyrusmakulatur  hergestellt  worden.  Wahrscheinlich  wurde  zu  diesem 
Zwecke  die  Makulatur  von  den  Pappfabriken  oder  Sargfabriken  zusammen- 
gekauft. Noch  eine  ergiebigere  Quelle  in  den  alten  Gräbern  deckten  Grenfell 
und  Hunt  durch  Zufall  auf.  In  der  Provinz  Fayum,  wo  die  Krokodile 
eine  heilige  Verehrung  genossen  und  daher  nach  ihrem  Tode  einbalsamiert 
wurden,  gibt  es  Krokodilfriedhöfe.    Beim  achtlosen  Zerbrechen  einer  solchen 


l)  Timotheos,  Die  Perser;  herausgegeben  von  U.  von  Wilamowitz- Mellendorf!", 
Leipzig  1903. 
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Krokodilmumie  entdeckte  man  nun,  daß  nicht  nur  lange  Streifen  be- 
schriebener Papyrus  um  die  Leichen  herumgewickelt,  sondern  daß  auch 
vorhandene  Hohlräume,  z.  B.  der  Rachen,  mit  gerollt  gelassenen  Papyrus- 
schriftstücken ausgefüttert  waren.  Diese  Papyrus  sind  griechische  Urkunden, 
>ie  stammen  alle  aus  der  Registratur  eines  königlichen  Beamten  der  nahe 
gelegenen  Ortschaft. 

Die  Papyrusstücke  sind  beim  Auffinden  meistenteils  in  einem  kläglichen 
Zustande.  Die  aus  Schutt  und  Sand  herausgeholten  Stücke  sind  zu  einem 
Klumpen  zusammengeballt,  zerfetzt  an  den  Rändern,  auf  der  Innenfläche 
von  Würmern  durchlöchert.  Ihre  Reinigung  und  Glättung  erfordert  viel 
Geschick  und  Geduld.  Noch  schwieriger  ist  die  Gewinnung  der  Schrift- 
stücke aus  den  Pappsärgen.  Der  Sarg  ist  selbstverständlich  zusammen- 
gesunken, vom  Wüstensande  bedeckt.  Der  Boden  und  der  Deckel  des 
Sarges  sind  verhältnismäßig  am  besten  erhalten,  sie  bilden  noch  größere 
zusammenhängende  Flächen.  Eine  starke,  feste  Kruste  von  größeren  und 
kleineren  Kicselsteinchen ,  mit  feinem  Sande  untersetzt,  bildet  die  oberste 
Schicht.  Man  legt  das  Ganze  zunächst  in  Wasser,  um  die  Sandschicht  ab- 
zulösen. Nunmehr  kommt  eine  mit  bunten  Farben  und  Gold  bemalte 
Stuckschicht  zum  Vorschein,  die  ursprüngliche  Oberfläche  des  Sargdeckels. 
Nach  Entfernung  des  Stuckes  muß  die  Pappe  so  lange  im  Wasser  weichen, 
bis  es  möglich  ist,  die  einzelnen  Papyruslagen  voneinander  abzuheben.  Eine 
Gefahr,  daß  die  Schriftzüge  hierbei  verlöscht  werden,  besteht  nicht.  Im 
Berliner  Museum  lag  kürzlich  ein  solches  Pappstück  acht  Tage  lang  im 
Wasser  und  trotzdem  blieb  die  Schrift  überall  klar  und  unverwischt.  Zur 
Herstellung  dieser  Pappe  sind  drei  bis  vier  Papyruslagen  aufeinander  geleimt 
worden.  Das  Auseinanderlösen  geschieht  mit  Hilfe  einer  kleinen  Greifzange. 
Da  die  Pappe  allenthalben  durch  Buhrkäfer  zerfressen  ist,  so  läßt  sich  oft  nicht 
ohne  weiteres  erkennen,  ob  ein  Fetzen  zur  oberen  oder  unteren  Lage  gehört, 
und  es  bedarf  eines  geübten  Auges,  um  aus  Farbe,  Stärke,  Faserrichtung, 
Schrift  usw.  die  Zusammengehörigkeit  zu  erkennen.  Die  toten  Bohrkäfer 
sitzen  noch  in  den  Gängen,  sie  suchten  wohl  hauptsächlich  nach  dem 
Kleister,  der  aus  Mehl  hergestellt  wurde;  winzige  grüne  Hülsenteile  von 
Getreidekörnern  befinden  sich  noch  zwischen  den  Lagen.  Sind  die  Papyrus 
gelöst,  gereinigt  und  getrocknet,  so  wird  jedes  einzelne  Stück  zwischen 
zwei  Glasplatten  gelegt,  deren  Ränder  ringsum  mit  Papier  haltbar  umklebt 
werden.  So  können  jetzt  beide  Seiten  des  Papyrus  ohne  Gefahr  einer 
weiteren  Zerstörung  gelesen  werden. 

Die  Schreibseligkeit  der  Pharaonenzeit  ist  bekannt;  sie  hatte  aber 
den  Nutzen,  daß  die  Verwaltung  des  Landes  nach  bestimmten,  durch  die 
Schriftform  festgehaltenen  Regeln  und  Grundsätzen  sich  ausbildete.  Die 
Griechen  übernahmen  diese  Verwaltungsformen  und  hüteten  sich  im  Interesse 
der  ungewöhnlich  großen  Steuerkraft  des  Landes,  an  dem  seit  vielen  Jahr- 
hunderten bewahrten  System  zu  rvittcln.  Die  Staatsverwaltung  war 
durchaus  zentralisiert;  königlich  waren  alle  Beamten,  vom  Minister  bis 
zum  geringsten  Wächter  des  entferntesten  Dorfes.  Das  ganze  Land  zerfiel 
in  eine  große  Zahl  kleiner  Provinzen  (Gaue),  an  deren  Spitze  je  ein 
l'rovinziaidircktor  (aTparrjyoc.)  stand.  Dieser  vereinigte  in  ptolemäischer  Zeit 
die  militärische  und  zivile  Gewalt  in  seiner  Hand,  in  römischer  Zeit  war  er 
nur  Zivilbeamter.  Neben  ihm  stand  als  selbständiger  Beamter  des  Finanz- 
ressorts  der  Provinzialsekretär  (t'jicikixcs  yputuiiaTtv;).  In  jeder  Provinz  gab 
es  nur  eine  Stadt,  die  Provinzialhauptstadt ;  die  übrigen  Ortschaften  wurden 
als  Dörfer  bezeichnet,  obwohl  sie  oftmals  an  Größe  und  Bedeutung  kleineren 
Städten  nichts  nachgaben.    An  der  Spitze  des  Dorfes  stand  der  königliche 
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Dorfsekretär  (Ku^oypajuuarEu;).  Daneben  gab  es  in  jeder  Provinz  noch  eine 
Schar  von  anderen  Beamten,  deren  Ressorts  sich  kunstgerecht  in  die  große 
Staatsmaschine  einfügten.  Bei  der  erstaunlich  großen  Fruchtbarkeit  des 
Landes  war  Ägypten  ein  Ackerbaustaat  ersten  Ranges,  wie  ihn  die  Welt 
nicht  wieder  gesehen  hat.  Die  gesamte  zivile  Staatsverwaltung  war  daher 
auf  das  Stcucrwesen  in  erster  Linie  zugeschnitten.  Diesem  Gesichtspunkte 
zuliebe  bestanden  Einrichtungen,  die  wir  in  modernen  Kulturstaaten  zwar 
auch  finden,  von  deren  Vorhandensein  im  Altertume  jedoch  erst  die  Papyrus- 
urkunden uns  Kenntnis  gegeben  haben. 

So  hatte  man  in  Ägypten  Grundbuchämter,  die  bisher  als  eine 
Errungenschaft  der  Neuzeit  galten.  Die  Grundbuchämter  wiesen  nicht  nur 
die  Grundstücke  nach  Größe,  Lage  usw.  sowie  das  Eigentumsrecht  nach, 
sondern  auch  die  Hypotheken  und  sonstigen  Belastungen.  Wollte  jemand 
sein  Grundstück  verkaufen,  so  hatte  er  die  Mitwirkung  des  staatlichen 
Notariatsamts  in  Anspruch  zu  nehmen,  das  Notariatsamt  durfte  jedoch  den 
Kaufvertrag  nicht  früher  bestätigen,  als  bis  vom  Grundbuchamte  die 
Erlaubnis  hierzu,  d.  h.  die  Erklärung  eingelaufen  war,  daß  die  Rechte 
dritter  Personen  nicht  verletzt  wurden.  Der  Dorfsekretär  führte  genaue 
Listen,  aus  denen  die  Gesamtfläche  der  Dorfgemarkung  sowie  diejenige 
Fläche  zu  ersehen  war,  welche  davon  auf  Häuserbauten,  Dämme,  Kanäle, 
Landstraßen  entfiel.  Den  Rest  bildete  das  Ackerland.  Das  Ackerland 
wiederum  zerfiel  in  verschiedene  Abteilungen,  je  nach  der  Steuerkraft 
(Bonitätsklassen).  Aus  jedem  Dorfe  wanderten  alljährlich  solche  Listen  an 
das  Finanzministerium  in  Alexandreia;  hier  bildeten  sie  die  Grundlage  für 
die  Aufstellung  des  Etats  für  das  neue  Jahr.  Jeder  Hausvater  hatte  seinen 
Besitz  an  Haus,  Hof  und  Vieh  alljährlich  schriftlich  der  Staatsbehörde  zu 
deklarieren.  Alle  14  Jahre  hatte  er  eine  Liste  über  die  in  seinem  Hause 
wohnenden  Familienangehörigen,  Sklaven  und  Mieter  einzureichen  mit  An- 
gabe des  Lebensalters  jeder  Person  (Volkszählung);  diese  Liste  diente  zu- 
gleich der  Militärbehörde  als  Stammrolle  für  die  Aushebung.  Wurde  ein 
Kind  geboren  oder  starb  ein  Hausbewohner,  so  hatte  der  Hausvater  alsbald 
Geburtsanzeige  oder  Todesanzeige  der  Staatsbehörde  einzureichen; 
ebenso  hatte  er  zu  melden,  wenn  ein  Hausbewohner  auf  Reisen  ging  oder 
nach  auswärts  verzog,  oder  wenn  z.  B.  ein  Kind  von  den  Eltern  zu  den 
Großeltern  übersiedelte.  So  war  alles  bis  ins  einzelne  von  Staats  wegen 
genau  geregelt.  Die  Zentralbehörde  in  Alexandreia  wußte  die  Einwohnerzahl 
jedes  Dorfes  und  jeder  Stadt,  sie  kannte  die  Steuerkraft  jedes  einzelnen 
Landesangehörigen  und  die  Ertragsfähigkeit  jedes  Grundstücks  im  weiten 
I^ande,  da  alle  Listen  in  Alexandreia  zusammenliefen.  Die  Beamtenschaft 
und  der  Bureaudienst  in  Alexandreia  muß  einen  gewaltigen  Umfang  gehabt 
haben;  die  Ordnung  in  den  dortigen  Registraturen  wird  von  einem  antiken 
Gewährsmann  als  musterhaft  gerühmt.  Die  Zahl  der  Ortschaften  des  Landes 
belicf  sich  auf  etwa  30000. 

Der  Registratur-,  Kanzlei-  und  Kassendienst  bei  den  verschie- 
denen Ämtern  regelte  sich  im  allgemeinen  nach  denselben  Grundsätzen,  die 
wir  auch  heute  bei  uns  vorfinden.  Die  zahlreich  vorhandenen  amtlichen 
Schriftstücke,  bald  Einzelurkunden,  bald  aus  größeren  Aktenstücken  heraus- 
g-ctrennte  Blätter,  wie  sie  der  Zufall  uns  erhalten  hat,  erscheinen  dem 
modernen  Beamten  keineswegs  so  fremdartig,  wie  man  bei  dem  Zeitunterschiede 
von  rund  2000  Jahren  vermuten  möchte.  Die  Erklärung  hierfür  liegt  in 
dem  Umstände,  daß  der  moderne  Bureaudienst  aus  dem  römischen  heraus 
sich  entwickelt  hat;  der  römische  aber  — ■  das  geht  aus  den  Papyrusurkunden 
mehr  und  mehr  deutlich  hervor  —  hat  sein  Vorbild  in  Ägypten. 
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Während  die  Hieroglypheninschriften  der  Pharaonenzeit  den 
orientalischen  Schwulst  in  vollster  Breite  uns  vor  Augen  führen,  sind 
die  amtlichen  Papyrus  der  griechisch-römischen  Zeit  davon  frei;  wir  erkennen 
hier  den  Einfluß  des  griechischen  Geistes.  Der  Wortlaut  der  Verfügungen 
ist  knapp  und  bestimmt  gehalten,  ebenso  der  Wortlaut  der  Berichte,  in 
denen  Höflichkeitsformeln  und  Ergebenheitsausdrücke  nur  in  beschränkter 
Form  sich  vorfinden.  Gegen  die  unnütze  Schreiberei  sind  die  Ptolemäer 
offenbar  von  Anfang  an  entschieden  vorgegangen.  Das  zeigt  uns  eine 
Urkunde1)  aus  dem  2.  Jahrhundert  vor  Chr.,  das  Bruchstück  einer  Verfügung 
aus  der  Kanzlei  einer  oberen  Behörde,  worin  es  heißt:  »Die  Berichte  an  den 
König  sollen  weder  lang  sein,  noch  sich  über  allerlei  Nebensachen  verbreiten, 
man  soll  vielmehr  auf  das  Notwendige  und  Dringliche  sich  beschränken  und 
sich  so  kurz  als  möglich  fassen«.  Dieses  ist  der  antike  Vorgänger  der 
modernen  Verfügungen  wider  die  Schreiblast. 

Wenn  die  Ober-Postdirektion  heute  eine  Verfügung  des  Rcichs-Postamts 
empfängt  und  die  Postämter  danach  mit  Anweisung  zu  versehen  hat,  so 
kann  sie  auf  zweierlei  Weise  verfahren:  entweder  verarbeitet  sie  den  er- 
haltenen Auftrag  zu  einer  selbständigen  Verfügung,  ohne  des  Reichs-Postamts 
Erwähnung  zu  tun,  oder  sie  gibt  den  Postämtern  eine  Abschrift  der  Reichs- 
Postamts -Verfügung  und  fügt  alsdann  ihrerseits  noch  einige  Ausführungs- 
bestimmungen hinzu.  Die  letztere  Form  ist  heute  in  betriebstechnischen 
Fragen  die  gebräuchlichere,  sie  war  es  auch  im  griechisch-römischen  Ägypten. 
Jede  Behörde  behielt  die  ihr  zugegangene  Verfügung  der  höheren  Behörde 
zurück  und  fertigte  Abschrift  für  die  nächstuntere  Behörde.  Da  oftmals 
ein  längerer  Instanzenzug  zu  durchlaufen  war,  so  enthielt  die  letzte  Abschrift 
schließlich  die  Abschrift  aller  vorhergehenden  Abschriften,  zwiebelschalen- 
artig  ineinander  gefügt. 

Verfügungen  dieser  Art  sind  Reinschriften  Verfügungen;  damals, 
wie  heute,  behielt  die  absendende  Stelle  den  Entwurf,  nachdem  dessen 
Wortlaut  vom  Vorsteher  der  Behörde  genehmigt  war,  bei  den  eigenen  Akten 
zurück,  während  die  vom  Kanzlisten  gefertigte  Reinschrift  an  die  Empfangs- 
stelle abging  und  dort  zu  den  Akten  genommen  wurde.  Daneben  gab  es 
in  Ägypten,  wie  bei  uns.  Vorzeigeverfügungen;  das  sind  Verfügungen, 
die  der  nachgeordneten  Behörde  zur  Kenntnisnahme  zugingen,  alsdann  an 
die  vorgesetzte  Behörde  zurückgelangten  und  hier  zu  den  Akten  genommen 
wurden.  Damals,  wie  heute,  behielt  die  untere  Behörde  für  ihren  Bedarf 
einen  Auszug  oder  eine  Abschrift  zurück.  Die  Abschrift  einer  Vorzeige- 
verfügung besitzen  wir  z.  B.  in  Pap.  Tebtynis2)  Nr.  26  aus  dem  Jahre  114 
vor  Chr.;  die  Verfügung  geht  vom  Provinzialsekretär  Namens  Horos  aus 
und  ist  an  die  Kreissekretäre  und  Dorfsekretäre  seines  Sprengeis  gerichtet. 
Die  uns  erhaltene  Abschrift  ist  vom  Dorfsekretär  des  Dorfes  Tebtynis  an- 
gefertigt worden;  sie  lautet:  »Horos  an  die  Kreissekretäre  und  Dorf- 
sekretäre, Gruß.  Sogleich  nach  Empfang  dieser  Verfügung  habt  Ihr  die 
Leute  zusammenzubringen,  die  zur  Reise  nilabwärts  bestimmt  sind  gemäß 
Anweisung  des  Finanzministers  Eirenaios,  Rats  erster  Klasse.  Ich  sende 
daher  diese  Verfügung  zur  Vorzeigung  durch  besondere  Boten.  Nehmt 
Euch  der  Sache  an  und  verfahrt  demgemäß.  Jahr  4,  am  19.  des  Monats 
Phaophi«.')    Aus  dem  Wortlaute  geht  hervor,  daß  der  Provinzialsekretär 


*)  Berliner  Griechische  Urkunde  Nr.  101 1;  herausgegeben  von  der  General- 
verwaltung der  Königlichen  Museen,  Berlin  1895  ff. 

*)  B.  P.  Grenfell,  A.  S.  Hunt  and  J.  Smyly,  The  Tebtunis  Papyri,  London  1902. 
»)  Die  Jahreszahlung  erfolgte  nach  Regierungsjahren  des  Herrschers. 
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mehrere  Boten,  möglicherweise  berittene  Boten,  gleichzeitig  absandte,  von 
denen  ein  jeder  mit  einem  gleichlautenden  Exemplar  in  der  Hand  eine 
bestimmte  Reihe  von  Dörfern  belaufen  mußte.  Das  war  die  Eilpost  für 
Staatsdepeschen;  sie  nahm  gelegentlich  auch  Privatbriefe  mit,  doch  läßt 
sich  aus  dem  Urkundenmatcrial  bisher  nicht  erkennen,  ob  die  Vergütung 
hierfür  in  die  Staatskasse  floß,  oder  in  die  Taschen  der  Boten. 

Unser  Dorfsekretär  empfing  nun  jene  Vorzeigeverfügung  zufällig  nicht 
in  seinem  Heimatsdorfe  (Tebtynis),  sondern  in  der  Provinzialhauptstadt 
(Ptolemais  Energetis),  wo  er  sich  gerade  aufhielt.  Auf  die  Verfügung 
vom  19.  erstattete  er  schon  am  20.  desselben  Monats  seinen  Erledigungs- 
bericht. Er  verfuhr  hierbei  so,  wie  unsere  heutigen  Bureaubeamten  in  der- 
artigen Fällen  auch  verfahren:  er  nahm  das  Blatt,  worauf  er  die  Abschrift 
der  Verfügung  gefertigt  hatte,  und  schrieb  unterhalb  der  Abschrift  den 
Entwurf  für  seinen  Bericht  nieder.  Die  Reinschrift  sandte  er  ab,  den 
Entwurf  nahm  er  mit  nach  Hause,  nach  Tebtynis,  und  hier  ist  das  Blatt 
von  den  Engländern  einer  Krokodilmumie  entnommen  worden.  Der  Bericht 
lautet:  »An  Horos,  Gruß.  Während  ich  mich  in  Ptolemais  Energetis  auf- 
halte zwecks  Überreichung  der  eingeforderten  Abrechnung,  wird  mir  davon 
Meldung  gemacht,  daß  die  staatlichen  Landarbeiter  meines  Dorfes  die  ihnen 
zugewiesene  Dienstleistung  verweigert  haben  und  am  19.  des  laufenden 
Monats  in  den  Tempelbezirk1)  zu  Narmouthis  geflohen  sind.  Ich  halte  es 
für  meine  Pflicht,  Dir  hiervon  Meldung  zu  machen,  damit  Du  es  wissest. 
Lebe  wohl.  Jahr  4,  am  20.  des  Monats  Phaophi«.  Damit  ist  die  Papyrus- 
urkunde zu  Ende.  Wir  können  zwischen  den  Zeilen  lesen,  daß  es  sich  um 
einen  regelrechten  Streik  handelte;  die  Arbeiter  hatten  nicht  Lust,  sich 
gemäß  der  Weisung  des  Finanzministers  verschicken  zu  lassen.  Derartige 
Streiks  waren  in  Ägypten  nichts  ungewöhnliches,  wie  wir  aus  anderen 
Papyrus  wissen. 

Wenn  eine  Reinschriftverfügung  nicht  für  eine  einzige  Empfangsstelle 
bestimmt  war,  sondern  mit  gleichem  Wortlaute  gleichzeitig  an  mehrere 
Dienststellen  abzugehen  hatte,  trug  jede  einzelne  Verfügung  gleichwohl 
sämtliche  Adressen.  So  beginnt  ein  königlicher  Erlaß2)  aus  dem  Jahre  263 
vor  Chr.  folgendermaßen:  »König  Ptolemaios  an  die  Strategen,  an  die 
Hipparchen,  an  die  Hegemonen,  an  die  Nomarchen,  an  die  Toparchen,  an 
die  Ökonomen,  an  die  Kontrollschreiber,  an  die  Provinzialsekretäre,  an  die 
Libyarchen  und  an  die  Obergendarmen,  Gruß.  Wir  senden  Euch  hiermit 
Abschriften  unseres  Erlasses,  wonach  hinfort  i62/s  vom  Hundert  der  Ernte- 
erträge an  das  Ressort  der  Göttin  Philadelphos  als  Steuer  zu  zahlen  sind. 
Sorget  dafür,  daß  demgemäß  verfahren  werde.  Lebet  wohl.  Jahr  23,  am 
20.  des  Monats  Dios«.  Auch  heute  tragen  oftmals  (bei  mechanischer  Ver- 
vielfältigung) die  Reinschriftverfügungen  unten  links  die  Adressen  aller 
Empfangsbehörden,  z.  B.  eine  Verfügung  der  Ober-Postdirektion  zu  Berlin: 
»an  sämtliche  Fernsprechämter  und  an  die  Postämter  in  Tegel,  Tempelhof 
und  Groß-Lichterfelde  1«.  (Schluß  folgt) 

')  Der  Tempelbezirk  ist  Freistätte. 

»j  B.  P.  Grenfell,  Revenue  Laws  of  Ptolemy  Philadelphus,  Oxford  1896. 
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Eisenbahnen  in  Alaska.  Die  Ztg.  d.  Ver.  deutsch.  Eisenb.- Venv. 
entnimmt  der  »Railr.  Gaz.«  die  Beschreibung  von  zwei  neuen  Bahnen  in 
Alaska,  von  denen  die  eine,  die  Council  City  and  Salomon  River -Bahn, 
Verbindungen  zwischen  verschiedenen  Punkten  im  Gebiete  des  Salomonflusses 
herstellen,  die  andere,  die  Alaska  Central,  von  Resurrection- Bay  aus  in 
genau  nördlicher  Richtung  mit  Überschreitung  des  Yukonflusses  bis  an  den 
nördlichen  Polarkreis  führen  soll.  Von  ihr  ist  gegenwärtig  nur  der  Bau 
von  410  engl.  Meilen  geplant,  mit  dem  bereits  im  vergangenen  Herbste 
begonnen  worden  ist. 

Mit  dem  Baue  der  Council  City  and  Salomon  River- Bahn  wurde  im 
Juni  1903  bei  der  Stadt  Salomon  begonnen,  und  man  hat  bis  jetzt  10  Meilen 
fertiggestellt.  Salomon  liegt  östlich  von  Cap  Nome  auf  der  Halbinsel 
Alaska.  Bis  zur  Eröffnung  der  erwähnten  10  Meilen  gab  es  auf  der  ganzen 
Halbinsel  Alaska  nur  eine  Kleinbahn,  die  unter  dem  Namen  der  Wild 
Gooseline  (Wildgänselinie)  bekannt  ist  und  Nome  mit  Anvill  Creek  ver- 
bindet (Arch.  v.  1902,  S.  519).  Die  klimatischen  Verhältnisse  des  Landes 
bedingen,  daß  die  Arbeiten  im  Winter  eingestellt  werden  müssen  und  vor 
Juni  nicht  wieder  aufgenommen  werden  können.  Die  Gleise  werden  auf 
einem  Boden  angebracht,  der  gefroren  ist  und  bis  2  engl.  Fuß  unterhalb  der 
Graswurzeln  das  ganze  Jahr  hindurch  gefroren  bleibt. 

Die  andere  der  beiden  Bahnen,  die  Alaska  Central,  nimmt  in  Seward  an 
der  Resurrection  -  Bay ,  die  in  einer  Länge  von  4  engl.  Meilen  und  einer 
Breite  von  2  Meilen  einen  vorzüglichen  Hafen  bildet,  ihren  Anfang.  Der 
nördlichste  Endpunkt  der  zunächst  zu  erbauenden  Strecke  ist  Atwood  am 
Tananaflusse.  Das  ganze  von  dieser  Bahn  durchzogene  Gebiet  ist  außer- 
ordentlich reich  an  Minerallagern,  besonders  an  Gold;  die  Goldfelder  in  der 
Nähe  von  Atwood  sollen  die  reichsten  von  Alaska  sein.  Die  im  Bereiche 
der  Linie  belegenen  Talkeetnaberge  sind  reich  an  Kupfer,  auch  große 
Kohlenlager  befinden  sich  in  dieser  Gegend.  Das  Land  wird  als  grasreich 
und  fruchtbar  geschildert;  die  Hügelabhänge  sind  mit  Fichten  und  Tannen 
bewachsen.  Der  Bahnbau  bietet  keine  ungewöhnlichen  Schwierigkeiten. 
Die  Stadt  Seward  wurde  im  letzten  Sommer  von  der  Bahngesellschaft  er- 
öffnet, und  Bauplätze  im  Werte  von  65  000  Dollars  wurden  schon  im  Laufe 
der  ersten  Woche  ohne  besondere  Bekanntmachung  verkauft;  sie  zählt  jetzt 
500  bis  600  Einwohner. 

Bisher  gab  es  zwei  Wege,  um  die  Erzlager  am  Tananaflusse  von  Seattle 
aus  zu  erreichen.  Entweder  fuhr  man  von  Skagway  zunächst  mit  der 
White  Paß  and  Yukonbahn,  dann  auf  verschiedenen  Flüssen  in  den  Yukon- 
fluß  und  von  diesem  in  den  Tananafluß,  was  28  Tage  dauerte  und  280  Dollars 
kostete,  oder  man  begab  sich  mit  dem  Schiffe  nach  St.  Michael  an  der 
Westküste  Alaskas  und  von  hier  den  Yukon-  und  Tananafluß  hinauf,  was 
30  Tage  und  300  Dollars  erforderte.  In  der  Zeit  vom  1.  November  bis 
I.  Mai  konnte  keiner  der  beiden  Wege  benutzt  werden.  Nach  Fertigstellung 
der  Alaska  Central  wird  die  Reise  in  6  Tagen  zurückgelegt  werden  mit 
einem  Kostenauf  wände  von  140  Dollars  und  das  ganze  Jahr  hindurch  unter- 
nommen werden  können. 

Nach  einer  anderen  Mitteilung  der  »Railr.  Gaz.«  ist  es  ziemlich  sicher, 
daß  in  nächster  Zukunft  auch  eine  Linie  gebaut  werden  wird,  die  an  einem 
Punkte   der   kürzlich   vom   canadischen   Senat   genehmigten   neuen  Grand 
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Trunk  Pacificbahn  beginnen,  durch  die  Täler  des  Skeena-  und  des  Stikine- 
flusses  in  nördlicher  Richtung  nach  dem  Teslin  Lake  gehen  und  dadurch 
eine  Verbindung  mit  dem  Yukonflusse  herbeiführen  soll. 

Die  Kessel  und  die  Kraftleistungen  eines  Schnelldampfers. 
Auf  dem  Schnelldampfer  »Kaiser  Wilhelm  IL«  des  Nordd.  Lloyd  wird 
der  nötige  Dampf,  der  einen  Uberdruck  von  15  Atmosphären  besitzt,  in 
19  Kesseln  erzeugt,  von  denen  ein  Doppelkessel  102000  kg,  ein  einfacher 
64  000  kg  ohne  Wasser  beim  Einsetzen  gewogen  hat.  Rechnet  man  das 
Gewicht  eines  Menschen  zu  80  kg  im  Durchschnitt,  so  entspricht  das  Ge- 
wicht eines  Doppelkessels  ohne  Wasser  schon  dem  von  1275  Menschen. 
Mit  der  Bedienung  und  Wartung  der  Kessel  sind  auf  »Kaiser  Wilhelm  II.« 
nicht  weniger  als  237  Mann  (fast  eine  kriegsstarke  Kompagnie  Infanterie) 
betraut.  Um  den  Dampf  zu  erzeugen,  sind  täglich  etwa  700  Tons 
(70  Doppelwaggons  oder  14000  Zentner)  Kohle  erforderlich,  so  daß 
200  Familien  zu  vier  Köpfen  ein  ganzes  Jahr  mit  der  Kohlenmenge  aus- 
kommen würden,  die  »Kaiser  Wilhelm  II.«  in  einem  einzigen  Tage  ver- 
braucht. 

Die  Gesamtleistung  der  vier  Maschinen  des  genannten  Schnelldampfers 
beträgt  nach  dem  technischen  Ausdruck  40000  indizierte  Pferdekräfte,  eine 
Summe  von  Kraftleistungen,  von  der  sich  auch  derjenige  nur  schwer  eine 
Vorstellung  machen  kann,  der  sich  aus  der  Physikstunde  eine  Erinnerung 
daran  bewahrt  hat,  daß  man  unter  Pferdekraft  die  Kraft  versteht,  die  75  kg 
in  einer  Sekunde  1  m  hochzuheben  vermag.  Wenn  aber,  wie  es  bei  einem 
Schnelldampfer  der  Fall  ist,  eine  Maschine  Tag  und  Nacht  arbeitet,  so 
leistet  eine  Maschinenpferdekraft  durchschnittlich  so  viel  wie  37a  lebendige 
Pferde,  so  daß  die  Maschinenkraft  des  »Kaiser  Wilhelm  II.«  der  von 
I40(x>o  lebenden  Pferden  entsprechen  würde.  Das  gesamte  deutsche  Reichs- 
heer zählt  aber  nach  dem  Gesetz  vom  25.  März  1899  nur  104485  Dienst- 
pferde. »Kaiser  Wilhelm  IL«  entwickelt  also  in  seiner  Maschinenleistung 
fast  die  einundeinhalbfache  Kraft  von  sämtlichen  Dienstpferden  der  deutschen 
Armee.    (»Der  Leuchtturm«.) 


Schiffahrtsausstellung  in  London.  Mit  den  technischen  Um- 
wälzungen, die  sich  im  19.  Jahrhundert  auf  dem  Gebiete  des  maritimen 
Verkehrswesens  vollzogen  haben,  sind  in  allen  Ländern  tiefgreifende  Wand- 
lungen in  den  Mannschafts-  und  Besatzungsverhältnissen,  überhaupt  im 
seemännischen  Berufe  Hand  in  Hand  gegangen.  In  dem  Maße  wie  das 
Dampfschiff  den  Segler  verdrängte,  verlor  die  rein  nautische  Tätigkeit  an 
Bedeutung,  und  es  trat  neben  sie  die  andersartige  Tätigkeit  des  Maschinen- 
personals. Dadurch  zumeist  —  so  schreiben  die  »Hamb.  Beitr.«  —  hat 
wohl  in  Deutschland  in  den  Augen  der  ländlichen  Küstenbevölkerung,  aus 
der  sich  früher  die  Besatzung  der  deutschen  Handelsmarine  überwiegend 
zusammensetzte,  der  Seemannsberuf  an  Reiz  verloren,  der  sonst  durch  viele 
Generationen  hindurch  den  Sohn  immer  wieder  das  Gewerbe  des  Vaters 
ergreifen  ließ.  Mehr  und  mehr  wendet  sich  die  deutsche  Küstenbevölkerung 
anderen  Berufen  zu.  Gleichwohl  hat  es  in  Deutschland,  infolge  des  Zu- 
strömens binnenländischer  Kreise  zum  Meere,  an  Ersatz  bisher  nicht  gefehlt. 
Immerhin  ist  das  Bedauern,  die  tüchtigen  Elemente  der  Küstenbevölkerung 
zu  verlieren,  und  der  Wunsch,  diese  und  andere  Kräfte  durch  besondere 
Werbe-  und  Erziehungsmaßnahmen  wieder  zu  gewinnen,  in  mannigfacher 
Form  zutage  getreten. 
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In  England  äußert  sich  die  Abwendung  der  Bevölkerung  vom  Meere  in 
weit  schärferen  Formen.  Hier  sind  es  die  Ausländer,  welche  die  Plätze  der 
sich  vom  seemännischen  Beruf  abwendenden  heimischen  Kreise  einnehmen. 
Während  im  Jahre  1860  auf  englischen  Fahrzeugen  nur  9  v.  H.  Fremde 
beschäftigt  waren,  gab  es  1892  deren  bereits  42  v.  H.  Angesichts  dieser 
bedenklichen  Entwickelung,  die  aus  wirtschaftlichen  und  militärischen  Gründen 
lebhaft  beklagt  wird ,  werden  Versuche  gemacht ,  die  alte  Vorliebe  der 
Bevölkerung  für  den  Scemannsberuf  wieder  wachzurufen  und  dort,  wo  sie 
noch  vorhanden  ist,  zu  stärken.  So  wurde  unlängst,  und  zwar  ausgesprochen 
in  eben  dieser  Absicht,  in  der  vor  wenigen  Jahren  errichteten  Kunsthalle 
im  Osten  Londons  eine  Ausstellung  eröffnet,  die  über  das  Weichbild 
Londons  und  die  Grenzen  Großbritanniens  hinaus  das  Interesse  seemännischer 
Kreise  zu  erregen  geeignet  ist.  Es  gelang,  aus  den  verschiedensten  öffent 
liehen  und  privaten  Sammlungen  Englands  Kunstschätze,  historisch,  kunst- 
gewerblich und  technisch  merkwürdige  Gegenstände,  die  sich  auf  Schiffahrt 
und  Seewesen  beziehen,  dort  zusammenzutragen  und  in  ihrer  Gesamtheit  als 
))shipping  exhibition«  dem  Publikum  zugänglich  zu  machen.  Die  Museen 
und  Gemäldegalerien  von  London,  Liverpool,  Glasgow  und  anderen  Städten, 
der  König,  der  Prinz  von  Wales,  namentlich  auch  die  großen  Schiffahrts- 
gescllschaftcn  haben  bereitwilligst  alles,  was  aus  ihrem  Besitz  an  Gemälden, 
Schiffsmodellen  u.  dergl.  in  den  Rahmen  der  Ausstellung  hineinpaßte,  zur 
Verfügung  gestellt.  Dem  Ausstellungskomitcc  wurde  dadurch  ermöglicht, 
in  der  Anordnung  der  Gegenstände  die  historische  Folge  ziemlich  lückenlos 
durchzuführen,  so  daß  der  Besucher  z.  B.  bei  der  Betrachtung  der  stattlichen 
Reihe  der  aufgestellten  Schiffsmodelle  einen  guten  Uberblick  über  die  ge- 
waltigen .schiffbautechnischen  Errungenschaften  des  vergangenen  Jahrhunderts 
zu  erlangen  in  der  Lage  ist. 

Sicherlich  verdient  der  Gedanke,  durch  eine  solche  Schiffahrtsausstellung 
den  Sinn  namentlich  der  heranwachsenden  Jugend  wieder  zu  der  rechten 
Würdigung  und  Wertschätzung  der  vaterländischen  Seeinteressen  hinzuleiten 
und  damit  den  letzteren  neue  Kräfte  zu  gewinnen,  Beachtung.  Auch  die 
analoge  Tätigkeit  deutscher  Marinevcrcine  und  das  neubegründete,  auf  S.  653 
des  Archis  von  1902  in  seinen  Zielen  von  uns  gekennzeichnete  große  Museum 
des  Instituts  für  Meereskunde  zu  Berlin  dürften  in  dieser  Richtung  all- 
mählich ihren  Einfluß  geltend  machen. 


Eine  Eisenbahnfähre  über  den  Kanal  zu  bauen,  beabsichtigt  die 
»Inter-Continental  Railway  Company«,  über  deren  Pläne  englische  Blätter 
nachstehende  Einzelheiten  berichten.  Die  Kanal  fährboote  werden  über 
300  Fuß  lang  und  30  bis  50  Fuß  breit  sein  und  Platz  für  einen  vollständigen 
Schlaf wagenzug  oder  16  gewöhnliche  Wagen  bieten.  Die  Schienen  werden 
zwischen  dem  unteren  und  dem  oberen  Deck  liegen.  Wenn  der  Dienst  erst 
eingerichtet  ist,  werden  die  Schlafwagen-Passagiere,  ohne  umzusteigen,  direkt 
von  London  nach  Paris  fahren.  In  Dover  wird  der  Zug  zu  der  Höhe  des 
Fährschiffs  herabgelassen  und  in  Calais  durch  elektrische  Maschinen  wieder 
gehoben  werden.  Auch  bei  schwerem  Wetter  werden  die  Fährschiffe  die 
Uberfahrt  bewerkstelligen  können,  so  lange  der  gewöhnliche  Kanaldienst 
nicht  unterbrochen  wird.  Wenn  die  Hoffnungen  der  Gründer  sich  ver- 
wirklichen, wird  die  Uberfahrt  so  sanft  vonstatten  gehen,  daß  die  Reisenden, 
die  abends  in  London  sich  zu  Bett  begeben,  morgens  in  Paris  aufwachen, 
ohne  gewahr  geworden  zu  sein,  daß  der  Zug  überhaupt  die  feste  Erde  ver- 
lassen hat.  Einen  großen  Vorteil  verspricht  man  sich  auch  von  dem  Trans- 
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port  von  Obst,  Blumen  und  Gemüse  aus  dem  Süden  Frankreichs  nach 
England;  durch  die  Zeitersparnis  werden  dem  französischen  Produzenten 
Märkte  eröffnet,  die  ihm  bis  dahin  verschlossen  waren.  Der  Bau  der  Fähr- 
schiffe ist  der  bekannten  Firma  Armstrong  übertragen. 

Das  panamerikanische  Bahnprojekt.  Die  Idee,  eine  Eisenbahn 
zu  bauen,  welche  die  Hudson  -Bay  mit  Buenos -Aires  verbinden  soll,  ist 
neuerdings  wieder,  wie  die  Zeitschrift  »Der  Großbetrieb«  mitteilt,  durch  eine 
Gesellschaft  in  den  Vordergrund  gerückt  worden,  die  sich  die  Bezeichnung 
Pan-American  Railroad  Company  beigelegt  hat.  Die  Kosten  der  Bahn 
werden  auf  250  Millionen  Dollars  geschätzt,  die  Länge  der  Strecke  soll 
10000  englische  Meilen  betragen.  Man  scheint  in  Amerika  keine  Kosten  zu 
scheuen,  dieses  gewaltige  Projekt,  über  das  wir  bereits  auf  S.  418  des 
Archivs  vom  verg.  Jahre  einige  kurze  Angaben  zu  bringen  in  der  Lage 
waren,  immer  wieder  dem  Publikum  vor  Augen  zu  führen,  aber  man  kommt 
mit  dem  Unternehmen  selbst  nicht  weiter.  Das  Kolossale  in  dem  Plane 
und  der  Umstand,  daß  eine  solche  Bahn  sehr  viel  Gutes  schaffen  und  ins- 
besondere die  amerikanischen  Nationen  einander  näher  bringen  würde,  ver- 
führen leicht  dazu,  die  ganze  Angelegenheit  optimistisch  zu  betrachten  und 
die  Schwierigkeiten  zu  gering  zu  schätzen,  die  zu  überwinden  sein  würden. 
So  würde  es  z.  B.  notwendig  sein,  daß  alle  die  vielen  kleinen  Staaten 
Mittel-  und  Südamerikas  einen  Vertrag  miteinander  abschlössen,  der  die 
unbedingte  Neutralität  dieser  Bahn  sicherstellte  und  durch  den  die  Staaten 
erklärten,  diejenigen  Teile  der  Strecke  zu  schützen,  welche  durch  ihr  Gebiet 
laufen  würden.  Das  allein  schon  muß  als  ein  großes  Hindernis  betrachtet 
werden.  Finanzielle  Schwierigkeiten  würden  ebenfalls  in  mancher  Be- 
ziehung, z.  B.  hinsichtlich  der  Beitragsleistungen  seitens  der  einzelnen 
Staaten,  auftrcteti.  Chile  und  Argentinien  würden  überhaupt  das  nötige 
Geld  nicht  anders  als  durch  eine  Anleihe  aufbringen  können.  Die  Kosten 
des  Baues  zwischen  Mexiko  und  Peru  würden  geradezu  ungeheuer  sein, 
denn  die  Bahn  müßte  dort  durch  endlose  unbewohnte  Strecken  führen, 
die  niemals  zu  den  Kosten  etwas  beitragen  könnten.  Wasser  müßte 
hunderte  von  Meilen  weit  geschafft  werden,  um  die  Lokomotiven  damit 
versorgen  zu  können  usw.  Die  Seeroute  würde  also  unter  allen  Umständen 
bedeutend  billiger  bleiben. 


LITERATUR. 

Die  Telegraphentechnik.  Ein  Leitfaden  für  Post-  und  Telegraphen- 
beamte. Von  Dr.  Karl  Strecker,  Geh.  Postrat  und  Professor. 
Vierte,  neu  bearbeitete  Auflage  des  gleichnamigen  von  C.  Grawinkel 
und  Dr.  K.  Strecker  gemeinsam  herausgegebenen  Werkes.  Mit 
367  Textfiguren  und  2  Tafeln.  Berlin.  Verlag  von  Julius  Springer. 
1904.    Preis  brosch.  5  Mark. 

Der  Mehrzahl  unserer  Leser  wird  die  »Telegraphentechnik«  in  der  einen 
oder  anderen  ihrer  früheren  Auflagen  bekannt  geworden  sein;  vielen  dürfte 
sie  als  Leitfaden  bei  der  Einführung  in  den  technischen  Telegraphen-  und 
Fernsprech dienst  und  bei  der  Vorbereitung  auf  die  erste  Fachprüfung  gute 
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Dienste  geleistet  haben.  An  Verbreitung  in  den  Kreisen  der  Verkehrs- 
beamten übertraf  sie  jedenfalls  alle  übrigen  eine  gleiche  oder  ähnliche 
Richtung  verfolgenden  Werke.  Sie  verdankte  dies  im  wesentlichen  zwei 
Vorzügen:  der  engen  Anlehnung  an  die  Einrichtungen  der  Reichs -Tele- 
graphenverwaltung und  der  leicht  faßlichen  Darstellung,  die  den  Leser  in 
die  elektrischen  usw.  Vorgänge  einführte,  ohne  mathematische  oder  physi- 
kalische Vorkenntnisse  zu  verlangen.  Trotz  der  Fülle  des  hinzugekommenen 
Stoffes  —  seit  dem  Erscheinen  der  dritten  Auflage  sind  10  Jahre  verflossen 
—  und  trotz  der  erheblich  reicheren  Ausgestaltung  des  wissenschaftlichen 
Teiles  finden  wir  in  der  nun  vorliegenden  vierten  Auflage  die  gleichen 
Grundsätze  befolgt  und  weiter  entwickelt.  Die  zum  Teil  schwierigen  Vor- 
stellungen von  den  verschiedenen  Zuständen  und  Wirkungsformen  der 
Elektrizität  sind  durch  Vergleiche  mit  dem  Verlauf  ähnlich  sich  verhaltender 
alltäglicher  Naturerscheinungen  in  glücklicher  Weise  veranschaulicht.  Dabei 
kommt  die  wissenschaftliche  Erklärungsweise  nicht  zu  kurz;  im  Gegenteile 
nimmt  sie,  wie  schon  angedeutet,  einen  wesentlich  breiteren  Raum  ein,  als 
bei  den  früheren  Auflagen  und  entspricht  den  aus  den  neuesten  Forschungs- 
ergebnissen gewonnenen  allgemeinen  Anschauungen.  Der  Leser  wird  mit 
der  Jonentheorie,  mit  der  Lehre  von  den  Kraftlinien  und  dem  magnetischen 
Felde  bekannt  gemacht;  die  Gesetze  der  Stromverzweigung,  der  Induktion 
und  Selbstinduktion,  der  chemischen  Wirkung  des  elektrischen  Stromes,  die 
Vorgänge  im  Sammlerelement,  der  Stromverlauf  in  einer  Telegraphenleitung 
usw.  sind  knapp  und  klar  erläutert.  Durchweg  stehen  der  Darlegung  der 
Praxis  die  erforderlichen  theoretischen  Erörterungen  zur  Seite  —  ein  Vorzug, 
der  den  früheren  Auflagen  der  »Telcgraphentechnik«  nicht  in  gleichem  Maße 
eigen  war.  Die  beigegebenen,  vorzüglich  ausgeführten  Skizzen  tragen 
wesentlich  zum  Verständnisse  bei,  besonders  wo  es  sich  um  die  Veranschau- 
lichung physikalischer  und  chemischer  Vorgänge  handelt,  wie  bei  den 
Schallwellen,  der  Dissoziation  im  galvanischen  Element,  dem  Verlaufe  der 
Kraftlinien,  dem  Zustandekommen  der  Induktion,  den  Stromwellen  in  einer 
Telegraphenleitung  usw.  Der  Stoff  gliedert  sich  in  sechs  Teile:  I.  Das 
Wichtigste  aus  der  Lehre  vom  Magnetismus,  von  der  Elektrizität  und  vom 
Schalle;  II.  Stromquellen;  III.  Telegraphenapparate:  IV.  Telegraphenbetrieb; 
V.  Fernsprechapparate;  VI.  Orts-Fernsprecheinrichtungen.  Als  neu  gegen- 
über den  früheren  Auflagen  sind,  abgesehen  von  dem  bereits  Besprochenen, 
folgende  Abschnitte  hervorzuheben:  aus  dem  II.  Teile:  Trockenelemente, 
Sammler,  Polwechsler;  aus  dem  III.  Teile:  Apparate  für  Schnellbetrieb,  für 
lange  Seekabel  und  Funkentelegraphic,  Induktanzrollen,  Kondensatoren;  aus 
dem  IV.  Teile:  amerikanischer  Ruhestrom  für  Klopferbetrieb,  Mehrfach- 
telegraphie;  aus  dem  V.Teile:  Fernsprechübertrager,  Polarisationszellen,  die 
neueren  Arten  der  Mikrophone;  aus  dem  VI.  Teile:  Fernschränke,  Klappen- 
schränke, Vielfachumschalter  usw.  Recht  eingehend  ist  ein  für  die  Praxis 
besonders  wichtiges  Gebiet,  das  der  Betriebsstörungen,  behandelt.  Im  ganzen 
genommen  bringt  die  »Telegraphentechnik«  alles,  dessen  der  Telegraphen- 
und  Fernsprechbeamte  zur  verständnisvollen  Wahrnehmung  des  Betriebs- 
und des  Auf  Sichtsdienstes  bei  einem  vereinigten  Verkehrsamte  sowie  zur 
Vorbereitung  auf  die  Tekgraphenassistenten-  und  Telegraphensekretärprüfung 
in  technischer  Beziehung  bedarf. 
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BEIHEFT  ZUM  AMTSBLATT 

DES  REICHS- POSTAMTS. 

HERAUSGEGEBEN    IM   AUFTRACK   DES    REIC  HS-POSTAMTS. 


Nr.  13.  BERLIN,  JULI.  1904. 


INHALT:  Die  Unfallversicherung  der  im  Betriebe  der  Reichs- Pnstverwaltung  be- 
schäftigten, nicht  im  Beamtenverhaltnisse  stehenden  Personen,  S.  399.  -  Schiffahrts- 
subventionen in  Großbritannien,  S.  410.  —  Griechische  Papyrusurkunden  und 
Bureaudienst  im  griechisch-römischen  Ägypten  1  Schluß),  S.  415. 

Kleine  Mitteilungen:  Auffallend  schnelle  Zerstörung  einer  Erdleitung  in  Koksschilttung 
durch  die  Einwirkung  von  Harnstoff,  S.  42S.  —  Magnetische  Gewässer,  S.  429.  — 
Zur  Beseitigung  der  Rollbewegungen  der  Schiffe,  S.  429.  —  Die  Platingewinnung 
im  Ural,  S.  430. 


Die  Unfallversicherung  der  im  Betriebe  der  Reichs- Post- 
verwaltung beschäftigten,  nicht  im  Beamtenverhältnisse 

stehenden  Personen. 

Von  Geh.  Rechnungsrat  Zetzsch  in  Berlin. 

Die  Bestimmungen  des  Unfall  Versicherungsgesetzes  vom  6.  Juli  1884  und 
des  Gesetzes  ühcr  die  Ausdehnung  der  Unfall-  und  Krankenversicherung 
vom  28.  Mai  1885  haben  durch  das  Gesetz,  betreffend  die  Abänderung  der 
Unfallversichcrungsgcsetze,  vom  30.  Juni  1900  in  einer  Reihe  wesentlicher 
Punkte  eine  Umgestaltung  erfahren.  Das  Gesetz  vom  28.  Mai  1885,  das 
u.  a.  die  Unfallversicherungspflicht  auch  auf  den  gesamten  Betrieb  der 
Postvcrwaltungen  ausdehnte  (vgl.  Archiv,  Jahrg.  1880,  Nr.  10),  ist  formell 
aufgehoben  und  inhaltlich  in  das  allgemeine  Unfallversicherungsgesetz,  das 
die  Bezeichnung  »Gewerbe -Unfallversicherungsgesetz«  erhalten  hat,  über- 
nommen. Dieses  Gesetz,  das  in  der  neuen  Fassung  im  Reichs -Gesetzblatt 
für  1900,  S.  585  ff.,  bekannt  gemacht  worden  ist,  findet  deshalb  auch  An- 
wendung auf  die  Unfälle,  die  den  im  Betriebe  der  Reichs  -  Postverwaltung 
beschäftigten,  nicht  im  Beamtenverhältnisse  stehenden  Personen  (Bauleitern, 
Technikern,  Arbeitern)  zustoßen.*) 

Wir  geben  im  nachstehenden 

L  eine  Darstellung,  wie  sich  die  Unfallversicherung  dieser  Personen  nach 
den  neuen  gesetzlichen  Bestimmungen  gestaltet; 

II.  einen  Überblick  darüber,  welche  Auslegung  den  wesentlichen  Be- 
stimmungen der  Unfallversicherung  durch  die  Übung  und  Rechtsprechung 
zuteil  geworden  ist. 

•}  Bei  Bezugnahme  auf  das  Gewerbe-Unfallversicherungsgesetz  wird  nachstehend 
die  Abkürzung  -G.  U.V.  G.«  gebraucht  oder  nur  der  "  angegeben  werden. 
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I.  Darstellung  des  gegenwärtigen  Zustandes  der  Unfallversicherung. 

Nach  §  i  Ziffer  3  G.  U.V.  G.  unterliegen  im  Bereiche  der  Postverwaltung 
solche  Personen  der  Unfallversicherung,  die,  ohne  Beamte  zu  sein,  als 
Bauleiter,  Techniker  und  Arbeiter  im  Betriebe  der  Verwaltung  (ein- 
schließlich der  für  deren  eigene  Rechnung,  nicht  für  Rechnung  eines  Unter- 
nehmers, ausgeführten  Bauten)  entweder  unmittelbar  oder  mittelbar  be- 
schäftigt sind.  Personen,  wie  Bauleiter.  Techniker  usw.,  bei  denen  die 
Handarbeitstätigkeit  zurücktritt  und  denen  entweder  die  Leitung  eines  Baues 
usw.  ganz  zufällt  oder  eine  gewisse  Beteiligung  bei  dieser  Leitung  sowie 
eine  gewisse  Aufsichtsstellung  gegenüber  den  Arbeitern  zukommt,  sind  indes 
nur  dann  in  die  Versicherung  einbegriffen,  wenn  ihr  Jahresarbeitsverdienst 
an  Lohn  oder  Gehalt  3<xk>  Mark  nicht  übersteigt. 

Zu  den  unmittelbar  beschäftigten  versicherten  Personen  gehören 
insbesondere: 

die  bei  Leitung  oder  Überwachung  der  Ausführung  von  Bauten 
gegen  unmittelbare  Vergütung  beschäftigten,  nicht  im  Beamten- 
verhältnisse stehenden  Baumeister,  Bauführer,  Bautechniker,  Bau- 
aufseher und  Bauwächter, 

die  Te I eg  r a | ) h  e n  a  r be  i  t  e r , 

die  Arbeiter  in  den  für  Rechnung  der  Postverwaltung  betriebenen 
Stangenzubereitungsanstalten, 

die  im  Betriebe  verwendeten  Aushelfer  und  Aushelferinnen,  ein- 
schließlich der  zur  Aushilfe  herangezogenen  jugendlichen  Personen 
(Schreibhilfen,  jugendliche  Telegramnibesteller  und  sogen.  Beklebe- 
jungen). 

die  unmittelbar  aus  der  l'ostkasse  bezahlten  Scheuerfrauen, 
die  Handwerker  der  reichseigenen  Posthaltcrcien ; 
zu  den  mittelbaren  Arbeitern  zahlen  hauptsächlich: 

die  von  Postagenten  zum  Ortsbestelldienst  oder  zu  Bahnhofsgängen, 
von  Hilfstelleninhabern  zum  Bestelldienste,  von  Landbriefträgern 
zum  Fortschaffen  schwerer  Pakete  herangezogenen  Personen, 
die  für  Botenposten  von  den  Hauptboten  eingestellten,  aus  Pausch- 
summen bezahlten  Beiboten, 
die  Personen,  von  denen   Postagenten  die  ihnen  obliegenden  Gc- 
schäfte  wahrnehmen  oder  Hilfstelleninhaber  sich  vertreten  lassen, 
die  von  alleinstehenden  Postvcrwaltern  in  Fällen  kürzerer  Krank- 
heiten oder  kurzer  Abwesenheit  eingestellten  Vertreter, 
die   aus   Pauseh Vergütungen   der  Vorsteher   von  Verkehrsanstalten 
oder  anderer  Beamten  bezahlten  Scheuerfrauen   und  die  Hilfs- 
kräfte der  unmittelbar  aus  der  Postkassc  bezahlten  Scheuerfrauen, 
die  von  Postbaubeamten  und  Postbauleitern  angenommenen,  nicht  un- 
mittelbar aus  der  l'ostkasse  bezahlten  Hilfskräfte  (Bauauf  scher  usw.). 
Pie  Postillione  der  nicht  dem  Reiche  gehörenden  Posthaltereien  und  die 
für  die  Zwecke  der  Postverwaltung   tätigen  Bediensteten   der  Privatfuhr- 
unternehmer sowie  die  von  sonstigen  Unternehmern,  namentlich  auch  Bau- 
unternehmern, mit  denen  die  Post  Verwaltung  Verträge  geschlossen  hat.  an- 
genommenen Personen  sind  nicht  in  die  Unfallversicherung  für  den  Betrieb 
der  Postverwaltung  eingeschlossen,  sondern  als  im  Betriebe  der  Posthalter 
und  Unternehmer  beschäftigt  anzusehen  und  u.  U.  für  den  Geschäftsbereich 
dieser  gegen  Unfall  versichert.    Der  gleiche  Grundsatz  gilt  auch  hinsichtlich 
derjenigen  Personen  der  Straßenbauverwaltungen  (Straßenbauarbeiter),  die  auf 
Grund  von  $  4  des  Telegraphenwege -Gesetzes  vom  iK.  Dezember  iXejo,  — 
Reichs-Gcsetzblatt  für  I.S90.  S.  705  tf.  —  gelegentlich  Ausastungsarbeitcn 
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im  Interesse  der  Herstellung;  oder  Freihaltung  der  Telegraphenleitungen 
vornehmen  oder  sich  an  den  von  der  Tclegraphenverwaltung  selbst  ins 
Werk  gesetzten  Ausästungen  beteiligen.  Dagegen  sind  diejenigen  Straßen- 
baubeamten (Chaussceauf  scher ) .  welche  kraft  Auftrags  der  Postverwaltung 
die  Beaufsichtigung  und  die  vorlaufige  Wiederherstellung  der  Tclcgraphcn- 
leitungen  nach  Maßgabe  des  §  1 1  des  Telegraphenwege-Gesetzes  gegen  eine 
besondere  Vergütung  st  and  ig  wahrnehmen,  als  im  Betriebe  der  Post- 
verwaltung gegen  Unfall  versichert  anzusehen,  wenn  sie  bei  Handlungen 
verunglücken,  die.  wie  vorlautige  Instandsetzungsarbeiten,  ausschließlich  dem 
Betriebe  der  l'ostverwaltung  dienen. 

Die  Unfallversicherung  gemäß  §  1  des  G.  U.V.G.  umfaßt  den  gesamten 
Betrieb  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung  und  dessen  verschiedene  Aus- 
flüsse als  ein  Einheitliches.  Sie  erstreckt  sich  auf  den  gesamten  technischen 
Beförderungs-  und  Bestellungsdienst  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung 
sowie  auf  die  Herstellung  und  Instandsetzung  von  diesem  Dienste  dienenden 
baulichen  Anlagen,  wie  von  Gebäuden,  von  Telegraphen-  und  Fernsprech- 
leitungen usw.  Ausgeschlossen  bleiben  diejenigen  Verrichtungen,  welche, 
wie  die  lediglich  bureaumäßige  Verwaltung,  mit  dem  gewerbstechnischen 
Betriebe,  der  allein  eine  Unfallgefahr  im  Sinne  des  Gesetzes  herbeiführen 
kann,  nichts  zu  tun  haben. 

Ohne  Rücksicht  darauf,  ob  ein  Betrieb  der  Postverwaltung  in  diesem 
Sinne  vorliegt  oder  nicht,  sind  außerdem  auf  Grund  von  §  2  des  G.  U.  V.  G. 
gegen  Unfall  versichert  die  Arbeiter,  welche  im  Bereiche  der  Post  Verwaltung 
bei  der  Bedienung  von  Dampfkesseln  oder  durch  elementare  Kraft  (Wind, 
Wasser.  Dampf.  Gas,  heiße  Luft,  Elektrizität  usw.)  oder  durch  tierische 
Kraft  bewegten  Triebwerken  beschäftigt  sind.  Zu  solchen  Triebwerken  sind 
im  Bereiche  der  Postverwaltung  u.  a.  zu  rechnen:  Warmwasserheizungs- 
anlagen, elektrische  Beleuchtungsanlagen,  hydraulische  oder  elektrische  Fahr- 
stuhlanlagen usw. 

Bei  den  nach  den  I  und  2  des  G.  U.  V.  G.  gegen  Unfall  versicherten 
Personen  erstreckt  sich  überdies  nach  §  3  die  Versicherung  auch  auf  häus- 
liche und  andere  Dienste,  zu  denen  diese  versicherten  Personen  neben  der 
Beschäftigung  im  Betriebe  von  ihren  Arbeitgebern  oder  deren  Be- 
auftragten herangezogen  werden.  Diese  Bestimmung,  die  dem  früheren 
Gesetze  fremd  war.  kommt  beispielsweise  zur  Geltung,  wenn  Scheuerfrauen, 
die  in  der  Hauptsache  Betriebsräume  reinigen,  auch  zur  Reinigung  von 
Bureauräumen  herangezogen  werden  und  in  letzterer  Beschäftigung  ver- 
unglücken. Dagegen  bleiben  Scheuerfrauen,  die  in  der  Hauptsache  Räume 
reinigen,  die  dem  technischen  Betriebe  der  Postverwaltung  nicht  zu- 
zurechnen sind  —  Räume  für  bureaumäßige  Verwaltung  bei  den  Ober-Post- 
direktionen und  der  Zentralstelle  — ,  nach  wie  vor  von  der  Versicherung 
ausgeschlossen. 

Während  der  ersten  13  Wochen  nach  Eintritt  des  Unfalls  liegt 
die  FYirsorgc  für  den  Verunglückten  der  Krankenkasse,  deren  Mitglied 
er  ist,  in  derselben  Weise  ob,  wie  wenn  die  Erkrankung  nicht  die  Folge 
eines  Betriebsunfalls  wäre.  Die  Vorschrift  des  §  12  des  G.  U.V.  G.,  daß 
sich  beim  Vorliegen  eines  Betriebsunfalls  das  Krankengeld  vom  Beginne 
der  5.  Woche  an  auf  mindestens  zwei  Drittel  des  Arbeitslohns  erhöht, 
ist  für  die  den  Postkrankenkassen  angehörenden  Personen  so  lange  ohne 
Bedeutung,  als  von  diesen  Kassen,  wie  es  von  Anfang  an  geschehen  ist, 
satzungsgemäß  ein  Krankengeld  von  zwei  Dritteln  des  Lohnes  gezahlt  wird. 
Soweit  die  verunglückten  Arbeiter  anderen  Krankenkassen  (Orts-,  Betriebs-, 
Bau-,   Innungskrankenkassen,  Knappschaftskassen,  eingeschriebenen  Hilfs- 
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kassen),  die  ein  niedrigeres  Krankengeld  gewähren,  oder  der  Gemeinde- 
Krankenversicherung  angehören,  wird  diesen  Kassen  oder  Einrichtungen  8er 
Unterschied  zwischen  dem  niedrigeren  Krankengeld  und  den  von  Beginn 
der  5.  Woche  zu  gewährenden  zwei  Dritteln  des  Lohnes  aus  der  Postkasse 
erstattet. 

Ist  der  Verletzte  in  einem  Krankenhaus  untergebracht  und  hat  er  An- 
gehörige, deren  Unterhalt  er  bisher  aus  seinem  Arbeitsverdienste  bestritten 
hat ,  so  ist  ihm  ein  Mehrbetrag  insoweit  zu  leisten ,  als  das  neben  der 
freien  Kur  und  Verpflegung  gewährte  Krankengeld  ein  Drittel  des  bei 
der  Berechnung  desselben  zugrunde  gelegten  Arbeitslohns  nicht  erreicht. 
Hat  dagegen  der  in  einem  Krankenhaus  untergebrachte  Verletzte  solche 
Angehörige  nicht,  so  ist  ihm  ein  Mehrbetrag  insoweit  zu  leisten,  als  ihm 
satzungsgemäß  auch  für  solchen  Fall  noch  ein  Anspruch  auf  Krankengeld 
zusteht  und  dieses  den  Betrag  von  einem  Sechstel  des  bei  der  Berechnung 
desselben  zugrunde  gelegten  Arbeitslohns  nicht  erreicht. 

Gehören  im  Krankenhaus  untergebrachte  Arbeiter  der  Postkrankenkasse 
an,  so  beziehen  sie  satzungsgemäß  jetzt  schon  mehr  als  ein  Drittel  des 
Tagelohns  beim  Vorhandensein  von  zu  unterhaltenden  Angehörigen,  nämlich 
die  Hälfte  des  Tagelohns,  und  mehr  als  ein  Sechstel  des  Tagelohns  für 
ihre  Person  allein,  nämlich  ein  Viertel  des  Tagelohns;  für  sie  kommt  also 
vorstehende  Bestimmung  nicht  mehr  in  Betracht.  Haben  die  in  einem 
Krankenhaus  untergebrachten  Arbeiter  satzungsgemäß  oder  gesetzlich  (Ge- 
meinde-Krankenversicherung) für  ihre  alleinstehende  Person  überhaupt  keinen 
Anspruch  auf  Krankengeld,  so  kommt  auch  nicht  die  Gewährung  des 
Zuschusses  von  der  5.  Woche  ab  in  Frage. 

Waren  gegen  Unfall  versicherte  verunglückte  Arbeiter,  auch  Personen  mit 
einem  Jahrcsarbeitsvcrdienste  bis  zu  2000  Mark,  die  nicht  der  Arbeiterklasse 
angehören  (Techniker  usw.),  überhaupt  nidit  nach  den  Bestimmungen  des 
Krankenversicherungsgesetzes  versichert ,  so  ist  ihnen  während  der  ersten 
13  Wochen,  sofern  sie  an  den  rnfallfolgen  als  krank  erscheinen  und  nicht 
etwa  ihr  Einkommen  fortbeziehen,  aus  der  Postkasse  freie  ärztliche  Behand- 
lung, freie  Arznei  nebst  den  sogen,  kleinen  Heilmitteln  (Brillen,  Bruch- 
bänder usw.)  sowie  ein  Krankengeld  zu  gewähren,  das  bis  zum  Ablaufe  der 
4.  Woche  nach  dem  Unfälle  die  Hälfte,  von  da  ab  zwei  Drittel  des  orts- 
üblichen Tagelohns  beträgt.*)  Werden  solche  Arbeiter  usw.  in  einem 
Krankenhaus  untergebracht,  so  steht  ihnen  an  Stelle  dieser  Leistungen  freie 
Kur  und  Verpflegung  zu  und  daneben  ist  an  Arbeiter ,  die  Angehörige  zu 
unterhalten  haben,  für  die  ersten  4  Wrochen  nach  dem  Tage  des  Unfalls  ein 
Viertel  und  später  ein  Drittel  des  ortsüblichen  Tagelohns  als  Krankengeld 
aus  der  Postkasse  zu  zahlen.  Ein  Krankengeld  für  ihre  Person  allein 
empfangen  solche  Arbeiter  und  nicht  der  Arbeiterklasse  angehörenden 
Personen  neben  der  freien  Kur  und  Verpflegung  ebenfalls  nicht ,  da  nur 
der  nach  den  Grundsätzen  der  Gemeinde-Krankenversicherung  sich  ergebenden 
gesetzlichen  Verpflichtung  zu  genügen  ist. 

In  allen  angeführten  Fällen,  in  denen  aus  der  Postkasse  entweder 
Krankengeld  unmittelbar  zu  gewähren  oder  zusätzlich  gezahltes  Kranken- 
geld an  Krankenkassen  zu  erstatten  ist,  hat  die  über- Postdirektion ,  in 
deren  Bezirk  der  Verunglückte  zur  Zeit  des  Unfalls  beschäftigt  war,  in 

•1  Gegenüber  den  nicht  der  Arbeiterklasse  angehörenden  Personen  mit  mehr  als 
2000  bis  zu  3000  Mark  Jahresverdienst  besteht  die  Verpflichtung  nicht,  da  angenommen 
werden  kann,  daß  sie  imstande  sind,  wahrend  der  ersten  13  Wochen  aus  eigenen 
Mitteln  die  Kosten  der  Krankheit  zu  bestreiten  , Kommissionsbericht  für  den  Reichstag, 
Session  1898/1900,  Drucksache  703  a,  S.  30t. 
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ihrer  Eigenschaft  als  B  et  rieh  s  Unternehmer  die  Schadloshaltung  selb- 
ständig zu  bewirken  (§  12  G.  U.V.  G  ). 

Tritt  der  Fall  ein,  daß  ein  Verunglückter  schon  innerhalb  der  ersten 
13  Wochen  nicht  mehr  als  im  Sinne  des  Krankenversicherungsgesetzes  krank 
anzusehen  ist,  obwohl  Folgen  aus  dem  Unfall  auf  Grund  des  Unfall- 
versicherungsgesetzes über  die  13.  Woche  hinaus  zu  entschädigen  sind, 
beispielsweise  bei  einem  plötzlich  entstandenen  Bruche,  der  durch  ein  gut- 
sitzendes Bruchband  für  die  Zukunft  zurückgehalten  wird,  so  erfolgt  die 
Gewährung  der  Unfallrente  seitens  der  Reichs -Postverwaltung  schon  von 
dem  Tage  ab,  an  welchem  der  Anspruch  auf  Krankengeld  in  Wegfall 
kommt  (§  13  G.  U.V.  G.). 

Vom  Beginne  der  14.  Woche  an  erhalten  die  verunglückten  Arbeiter 
aus  der  Postkasse: 

a)  freie  «ärztliche  Behandlung,  Arznei  und  sonstige  Heilmittel  sowie 
die  zur  Sicherung  des  Erfolges  des  Heilverfahrens  und  zur  Er- 
leichterung der  Folgen  der  Verletzung  erforderlichen  Hilfsmittel 
(Krücken,  Stützapparate  und  dgl.),  wobei  die  Pflicht  zur  Gewährung 
der  Hilfsmittel  auch  die  Pflicht  zur  Instandhaltung  und  u.  U.  Er- 
neuerung dieser  Hilfsmittel  in  sich  schließt;*) 

b)  eine  für  die  Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit  zahlbare  Rente,  die  im 
Falle  völliger  Erwerbsunfähigkeit  66 a ,3  v.  H.  des  Jahresarbeits- 
verdienstes und  im  Falle  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit  einen  ent- 
sprechenden Teil  dieses  Satzes  beträgt  und  die,  wenn  sie  sich  auf 
eine  Summe  von  über  60  Mark  jährlich  beläuft,  monatlich,  sonst 
aber  vierteljährlich  im  voraus  zahlbar  ist. 

Eine  Erhöhung  der  Rente  bis  zu  100  v.  H.  des  Jahresarbeitsverdienstes 
tritt  ein,  wenn  der  Verletzte  infolge  des  Unfalls  nicht  nur  völlig  erwerbs- 
unfähig, sondern  auch  derart  hilflos  geworden  ist ,  daß  er  ohne  fremde 
Wartung  und  Pflege  nicht  bestehen  kann,  z.  B.  beim  Verluste  beider  Arme 
oder  Beine,  bei  Geistesgestörtheit  usw.  (§  9  Abs.  3). 

Die  zu  bewilligende  Teilrente  kann  bis  zum  Betrage  der  Vollrente  vor- 
übergehend erhöht  werden,  wenn  der  Verletzte  aus  Anlaß  des  Unfalls  tat- 
sächlich und  unverschuldet  arbeitslos  ist  (§  9  Abs.  5). 

Maßgebend  für  die  Berechnung  der  Rente  ist  der  Arbeits- 
verdienst, welchen  während  des  dem  Tage  des  Unfalls  voraufgegangenen 
letzten  einjährigen  Zeitraums  entweder  der  Verletzte  selbst  oder,  falls  dieser 
noch  nicht  ein  volles  Jahr  beschäftigt  war,  Personen  derselben  Art  bezogen 
haben,  wobei  der  1500  Mark  übersteigende  Betrag  nur  mit  einem  Drittel 
zur  Anrechnung  kommt.  Fehlt  es  an  der  Möglichkeit,  den  Jahresarbeits- 
verdienst in  dieser  Weise  festzustellen  —  was  stets  der  Fall  sein  wird, 
wenn  es  sich  um  sogen.  Saisonarbeiter,  wie  die  Arbeiter  bei  den  Stangen- 
zubereitungsanstalten, oder  im  Laufe  des  Jahres  zwar  mehrmalig,  aber  nur 
zu  bestimmten  Zeiten  und  auf  kurze  Dauer  beschäftigte  Personen,  wie 
Aushelfer  zu  Zeiten  besonders  starken  Verkehrs,  handelt  —  so  ist  der  drei- 
hundertfache Betrag  desjenigen  Arbeitslohns  zugrunde  zu  legen,  welchen 
der  Verletzte  während  des  letzten  Jahres  vor  dem  Unfälle  durchschnittlich 
an  denjenigen  Tagen  bezogen  hat,  an  welchen  er  als  Arbeiter  —  gleich- 
viel in  welchen  Betrieben  —  (ob  bei  der  Post  oder  anderwärts)  überhaupt 
beschäftigt  war.     Als  Jahresarbeitsverdienst  gilt,   soweit  sich  derselbe 

*;  Den  auf  Grund  der  Krankenversicherung  zu  gewahrenden  sogen,  kleinen 
Heilmitteln  schließt  sich  hier  auf  dem  Gebiete  der  Unfallversicherung  die  im  erweiterten 
Umfang  erfolgende  Gewährung  von  Heilmitteln,  d.i.  der  sogen,  großen  Heilmittel,  an. 
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nicht  aus  mindestens  wochenweise  festgelegten  Beträgen,  wie  z.  B.  bei  den 
Scheuerfrauen,  zusammensetzt,  auch  im  übrigen  der  Regel  nach  das  drei- 
hundertfache des  durchschnittlichen  täglichen  Arbeitsverdienstes.  In  allen 
Fällen  wird  jedoch  wenigstens  der  ortsübliche  Tagelohn  der  Berechnung  zu- 
grunde gelegt  (§  io  Abs.  i  bis  4).  Ks  ist  also  stets  der  wirklich  erzielte 
Durchschnittstagesverdienst  mit  dem  ortsüblichen  Tagelohne  zu  vergleichen 
und  alsdann  der  sich  hierbei  ergebende  höhere  Betrag  maßgebend. 

Wenn  ein  V erletzter  schon  vor  dem  entschädigungspflichtigen  Unfälle 
nachweislich  eine  Einbuße  an  seiner  Erwerbsfähigkeit  erlitten  hatte,  z.  B. 
der  Empfänger  einer  Invalidenrente,  der,  um  eine  solche  Rente  überhaupt 
zu  erhalten,  mindestens  zu  zwei  Dritteln  erwerbsunfähig  sein  muß,  so  kann 
mit  dem  wirklich  erzielten  Verdienste  nur  derjenige  Teil  des  ortsüblichen 
Tagelohns  verglichen  werden,  welcher  dem  am  Tage  des  Unfalls  noch  vor- 
handen gewesenen  Maße  der  Erwerbsfähigkeit  entspricht. 

Beispiel :  Ein  zu  drei  Vierteln  erwerbsunfähiger  Empfänger  einer  Invaliden- 
rente, der  noch  im  l'ostdienst  als  Aushelfer  beschäftigt  wurde,  hat  in  dieser 
Eigenschaft  einen  Betriebsunfall  erlitten  und  ist  dadurch  rentenberechtigt 
geworden.  Der  Berechnung  der  Unfallrente  ist.  sofern  z.  B.  der  ortsübliche 
Tagelohn  für  gewöhnliche  männliche  Tagearbeitcr  sich  auf  2  Mark  belief, 
bei  der  noch  vorhanden  gewesenen  Erwerbsfähigkeit  von  einem  Viertel  der 
vollen  Erwerbsfähigkeit  wenigstens  ein  Jahresverdienst  von  1  4  von  2  M.  X  3<x>, 
d.  i.  von  150  Mark,  zugrunde  zu  legen.  Ist  indes  der  von  dem  Empfänger 
der  Invalidenrente  noch  wirklich  erzielte  Jahresarbeitsverdienst  höher,  so  ist 
der  höhere  Betrag  maßgebend  (§  10  Abs.  5). 

Statt  der  Leistungen  für  ärztliche  Behandlung  usw.  und  an  Rente  kann 
bis  zur  Beendigung  des  Heilverfahrens  erforderlichenfalls  die  Unterbringung 
des  Verunglückten  in  einer  Heilanstalt,  und  zwar 

1.  bei  Verletzten,  die  verheiratet  sind  oder  eine  eigene  Haushaltung 
haben  oder  Mitglieder  der  Haushaltung  ihrer  Familie  sind,  mit 
ihrer  Zustimmung, 

2.  bei  sonstigen  Verletzten  in  allen  Fällen 

für  Rechnung  des  Reichs  erfolgen.  Der  Zustimmung  der  verheirateten  usw. 
Verletzten  bedarf  es  nicht,  wenn  die  Art  der  Verletzung  Anforderungen  an 
die  Behandlung  oder  Verpflegung  stellt,  denen  in  der  Familie  nicht  genügt 
werden  kann,  oder  wenn  der  für  den  Aufenthaltsort  des  Verletzten  amtlich 
bestellte  Arzt  bezeugt,  daß  Zustand  oder  Verhalten  des  Verletzten  eine  fort- 
gesetzte Beobachtung  erfordert  (§  22). 

Ist  ein  Arbeiter  an  den  Folgen  eines  Unfalls  gestorben,  so  werden 
folgende  Entschädigungen  geleistet: 

a)  als  Sterbegeld  der  15.  Teil  des  der  Rentenberechnung  zugrunde  zu 
legenden  Jahresarbeitsverdienstes,  jedoch  mindestens  ein  Betrag  von 
50  Mark; 

b)  eine  den  Hinterbliebenen  vom  Todestage  des  Verstorbenen  zu- 
stehende Rente.  Diese  beträgt  für  die  Witwe  bis  zu  deren  Tode 
oder  Wiederverheiratung  sowie  für  jedes  hinterbliebene  Kind  bis  zu 
dessen  zurückgelegtem  15.  Lebensjahre  je  20  v.  H.  des  Jahres- 
arbeitsverdienstes. Ist  dieser  Verdienst  infolge  eines  früher  er- 
littenen, nach  den  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  über  Unfall- 
versicherung entschädigten  Unfalls  geringer  als  der  vor  diesem 
Unfälle  bezogene  Lohn,  so  ist  die  aus  Anlaß  des  früheren  Unfalls 
bei  Lebzeiten  bezogene  Rente  dem  Jahresarbeitsverdienstc  bis  zur 
Höhe  des  der  früheren  Rententeststeilung  zugrunde  gelegten  Jahres- 
arbeitsverdienstes, hinzuzurechnen  (§  15  und  §  l(>  Abs.  1  G.  U.  V.  G.). 
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Im  allgemeinen  ist  der  Anspruch  der  Witwe  ausgeschlossen,  wenn 
die  Ehe  erst  nach  dem  Unfälle  geschlossen  worden  ist,  doch  kann  in  be- 
sonderen Fällen  eine  Witwenrente  gewahrt  werden,  z.  B.  wenn  die  Ehe- 
schließung zur  Zeit  des  Unfalls  unmittelbar  bevorstand  und  vielleicht  schon 
voreheliche  Kinder  vorhanden  waren.  Im  Falle  der  Wiederverheiratung 
erhält  die  Witwe,  welche  Rente  bezog.  (>o  v.  H.  des  Jahresarbeitsverdienstes 
als  Abfindung  (§  16  Abs.  2  und  3). 

Die  Kinderrente 

a)  muß  auch  dann  gewährt  werden,  wenn  eine  alleinstehende  weibliche 
Person  ("Witwe .  unverheiratete  Person)  todlich  verunglückt  um! 
Kinder  hinterläßt  (§  H>  Abs.  4). 

b)  kann  gewährt  werden,  wenn  eine  Ehefrau,  deren  Ehemann  sich  ohne 
gesetzlichen  Grund  von  der  hauslichen  Gemeinschaft  ferngehalten 
und  der  Pflicht  der  Unterhaltung  der  Kinder  entzogen  hat,  durch 
Unfall  zu  Tode  kommt  (§  17  Abs.  2), 

c)  ist  im  Falle  der  Bedürftigkeit  auch  dann  zu  gewähren,  wenn  eine 
getötete  Ehefrau  wegen  Erwerbsunfähigkeit  des  Ehemanns  die 
Familie  ganz  oder  überwiegend  unterhalten  hat  (§  17  Abs.  I). 

Für  den  letzteren  Fall  bat  sogar  auch  der  erwerbsunfähige  Witwer  bis 
zum  Wegfalle  der  Bedürftigkeit  Anspruch  auf  eine  Rente  von  20  v.  H.  des 
Arbeitsverdienstes  der  verstorbenen  Ehefrau. 

Zu  den  Hinterbliebenen  eines  an  den  Folgen  eines  Betriebsunfalls  Ver- 
storbenen, die  u.  U.  eine  Unfallentschädigung  beanspruchen  können,  gehören 
auch  Verwandte  der  aufsteigenden  Linie  (Eltern  und  Großeltern)  sowie 
elternlose  Enkel;  es  wird,  falls  ihr  Lebensunterhalt  ganz  oder  überwiegend 
durch  den  Verstorbenen  bestritten  worden  war.  ersteren  bis  zum  Wegfalle 
der  Bedürftigkeit  eine  Rente  von  insgesamt  20  v.  H.  des  Jahresarbeits- 
verdienstes, letzteren  im  Falle  der  andauernden  Bedürftigkeit  bis  zum  zurück- 
gelegten 15.  Lebensjahr  ebenfalls  eine  Rente  von  insgesamt  20  v.  H.  des 
Jahresarbeitsverdienstes  gewährt  (§§  I.S  und  10). 

Die  Hinterbliebenenrenten  dürfen  insgesamt  (><»  v.  H.  des  Jahresarbeits- 
verdienstes nicht  übersteigen.  Ergibt  sich  bei  der  Berechnung  ein  höherer 
Betrag,  so  werden  die  Renten  gekürzt.  Bei  Ehegatten  und  Kindern  erfolgt 
die  Kürzung  im  Verhältnisse  der  Höhe  ihrer  Renten;  sind  also  ein  Ehegatte 
und  4  Kinder  vorhanden,  so  empfängt  jede  dieser  Personen  V5  von  60  = 
12  v.  H.  des  Jahrcsarbeitsverdicnstes.  Verwandte  der  aufsteigenden  Linie 
haben  einen  Anspruch  nur  insoweit,  als  der  Höchstbetrag  der  Renten  nicht 
für  Ehegatten  und  Kinder  in  Anspruch  genommen  wird;  sie  können  also 
20  v.  H.  des  Jahresarbeitsverdienstes  als  Rente  erhalten,  wenn  nur  höchstens 
2  Personen  der  ersteren  Art  vorhanden  sind.  Enkel  haben  endlich  einen 
Anspruch  auf  Rente  nur  insoweit,  als  der  Höchstbetrag  der  Renten  nicht 
für  Ehegatten,  Kinder  und  Verwandte  der  aufsteigenden  Linie  in  Anspruch 
genommen  ist.  Sind  aus  der  aufsteigenden  Linie  Verwandte  verschiedenen 
Grades  vorhanden,  so  wird  die  Rente  den  Eltern  vor  den  Großeltern  ge- 
währt (§  20). 

Die  Hinterbliebenenrenten  sind  genau  in  demselben  Umfang  an  Angehörige 
eines  verletzten  Arbeiters  zahlbar,  der  für  Rechnung  des  Reichs  in  einem 
Krankenhaus  untergebracht  ist,  und  zwar  für  die  Dauer  der  Krankenhaus- 
pflege. In  solchem  Falle,  in  dem  übrigens  eine  Ehefrau,  die  ihre  Ehe  erst 
nach  dem  Unfall  eingegangen  ist.  auch  Anspruch  auf  Rente  hat,  kann  beim 
Vorliegen  der  Bedürftigkeit  dem  Verletzten  sowie  seinen  Angehörigen  auch 
noch  eine  besondere  L'nterstützung  gewährt  werden  (§  22). 

Schließlich  ist  es  auch  zulässig,  wenn  ein  Unfallverletzter  es  beantragt, 
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diesem  an  Stelle  der  Rente  Aufnahme  in  ein  Invalidenhaus  oder  in  ähnliche 
von  Dritten  unterhaltene  Anstalten  zu  gewähren  (§  24). 

Sofern  Unfallverletzten  oder  deren  Angehörigen  und  Hinterbliebenen 
Unterstützungen  von  Kranken-,  Sterbe-,  Invaliden-  und  anderen  Unter- 
stützungskassen,  einschließlich  der  eingeschriebenen  Hilfskassen,  sowie  von 
(iemeinden  oder  Armenverbänden  für  einen  Zeitraum  geleistet  werden,  für 
welchen  den  Unterstützten  ein  Anspruch  auf  Unfallentschädigung  zustand 
oder  noch  zusteht,  ist  den  die  Unterstützung  gewährenden  Kassen.  Gemeinden 
oder  Armenverbänden  durch  Überweisung  von  Kentenbeträgen  Ersatz  zu 
leisten. 

Hierbei  können  in  Anspruch  genommen  werden  (§  25): 

1.  wenn  es  sich  um  Ersatz  des  von  den  Krankenkassen  wahrgenommenen 
Heilverfahrens  —  vorausgesetzt,  daß  das  Reich  nicht  selbst  für  das 
Heilverfahren  eintritt  —  handelt,  die  Hälfte  des  gesetzlichen  Mindest- 
betrags des  Krankengeldes  dieser  Kassen  ohne  weiteren  Nachweis 
oder  die  nachzuweisenden  wirklichen  Aufwendungen,  wenn  sie  höher 
sind, 

2.  bei  vorübergehender  Unterstützung,  wozu  das  im  voraus  auf  be- 
stimmte Zeit,  z.  B.  auf  26  oder  39  Wochen,  beschränkte  Kranken- 
geld gemäß  einer  Entscheidung  des  preußischen  Über- Verwaltungs- 
gerichts vom  17.  September  IQ03  zu  rechnen  ist.  als  Ersatz  höchstens 
3  Monatsbeträge  der  Rente,  und  zwar  mit  nicht  mehr  als  der  Hälfte, 

3.  bei  fortlaufender  Unterstützung,  wenn  diese 

a)  in  der  Gewährung  des  auf  unbestimmte  Zeit  andauernden 
Unterhalts  in  einer  Anstalt  besteht,  die  fortlaufende  Über- 
weisung der  vollen  Rente  und 

b)  in  sonstigen  im  voraus  zeitlich  nicht  begrenzten  Leistungen 
besteht,  die  fortlaufende  Überweisung  von  höchstens  der 
halben  Rente. 

Hat  der  infolge  eines  Betriebsunfalls  gestorbene  Arbeiter  einer  Kranken- 
kasse angehört  und  ist  von  dieser  ein  Sterbegeld  gezahlt,  so  geht  der 
Anspruch  auf  das  nach  vorstehendem  zu  zahlende  Sterbegeld  gemäß  §  20 
Abs.  5  des  durch  das  Gesetz  vom  25.  Mai  1903  abgeänderten  Kranken- 
versichcrungsgesetzes  auf  die  Krankenkasse  bis  zur  Höhe  des  von  dieser 
an  Sterbegeld  gezahlten  Betrags  über,  und  nur  ein  etwa  verbleibender 
Überschuß  steht  den  Hinterbliebenen  selbst  zu. 

Ist  einem  Unfallverletzten  auf  Grund  der  reichsgesctzlichcn  Bestimmungen 
über  Invalidenversicherung  eine  Invalidenrente  aus  derselben  Ursache  ge- 
zahlt, aus  welcher  ihm  ein  Anspruch  auf  Unfallrente  zusteht,  so  geht  dieser 
Anspruch  auf  die  Versicherungsanstalt  insoweit  über,  als  die  gewährte 
Invalidenrente  die  zu  gewährende  Unfallrente  nicht  übersteigt  (§  113  des 
Invalidcnvcrsicherungsgesetzes  vom  13.  Juli  1899).  Es  wird  also  in  diesem 
Ealle  nur  ein  etwa  verbleibender  Uberschuß  an  Unfallrente  dem  Verletzten 
selbst  gezahlt  und  es  bildet  alsdann  weiterhin  die  Regel,  daß  die  Versicherungs- 
anstalt die  Zahlung  der  niedrigeren  Invalidenrente  alsbald  fortfallen  läßt, 
worauf  dem  Verletzten  die  Unfallrente  ungeteilt  zusteht. 

Ein  einstweiliges  Ruhen  der  Unfallrente  greift  u.  a.  Platz: 
a)   bei  Verbüßung  einer  die  Dauer  eines  Monats  übersteigenden  Ereiheits- 
strafe   oder   bei  Unterbringung   in   einem  Arbeitshaus   oder  einer 
Besserungsanstalt. 

h)  wenn  ein  zum  Bezug  einer  Unfallrente  berechtigter  Inländer  sich 
im  Ausland  aufhalt  und  es  unterläßt,  seinen  Aufenthalt  mitzuteilen 

<§  04  G.  U.V.  G.). 
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Für  Renten  von  15  v.  H.  der  Yullrente  und  darunter  kann  auf  Antrag 
des  Verletzten  nach  Anhörung  der  unteren  Verwaltungsbehörde  (in  Preußen 
Landrat)  Kapitalabfindung  gewahrt  werden  (§  95). 

Weitergehende  Ersatzansprüche  stehen  dem  Verletzten,  dessen  Hinter- 
bliebenen oder  den  berechtigten  Dritten  gegen  die  Reichs  -  Postverw  altung 
nicht  zu.  Hat  sich  der  Unfall  beim  Betrieb  einer  Eisenbahn  ereignet,  so 
können  von  den  bezeichneten  Personen  gegen  den  Eisenbahnbetriebsunter- 
nenmer  Ansprüche  auf  Ersatz  des  durch  die  Leistung  der  Postverwaltung 
nicht  gedeckten  Schadens  nach  Maßgabe  des  Haftpflichtgesetzes  vom 
7.  Juni  187 1  geltend  gemacht  werden.  Die  Reichs-Postverwaltung  läßt  sich 
die  auf  Grund  der  Unfallversicherung  gezahlten  Beträge  von  der  Eisenbahn- 
verwaltung erstatten,  wenn  der  Unfall  durch  ein  Verschulden  des  Eisenbahn- 
betriebsunternehmers oder  einer  im  Eisenbahnbetriebe  verwendeten  Person 
herbeigeführt  ist  (§  140  G.  U.  V.  G.).  W  enn  diese  Voraussetzung  nicht  zu- 
trifft, hat  sie  nicht  nur  keinen  Ersatzanspruch,  sondern  muß  auch  der 
Eisenbahnverwaltung  die  auf  Grund  des  Haftpflichtgesetzes  gewährte  weitere 
Entschädigung  auf  Grund  von  Art.  8  des  Eisenbahn -Postgesetzes  vom 
20.  Dezember  1875  (Reichs-Gesetzblatt  S.  318  ff.)  ersetzen. 

Jeder  Anspruch  des  Verletzten  und  seiner  Hinterbliebenen  fällt  fort, 
wenn  der  Verletzte  den  Unfall  vorsätzlich  herbeigeführt  hat.  Auch  kann 
der  Anspruch  ganz  oder  teilweise  abgelehnt  werden,  wenn  der  Verletzte 
den  Unfall  bei  Begehung  eines  durch  strafgerichtliches  Urteil  festgestellten 
Verbrechens  oder  vorsätzlichen  Vergehens  sich  zugezogen  hat  (§8  G.  U.V.  G.). 

Die  Feststellung  der  Entschädigung  geschieht  durch  die  bei  dem 
Reichs-Postamt  in  Berlin  bestehende  Post-Yersicherungskommission,  soweit 
es  sich  nicht  um  die  von  der  Ober- Postdirektion  in  ihrer  Eigenschaft  als 
Betriebsunternehmer  selbständig  zu  bewirkenden  Leistungen  (Zuzahlung  von 
Krankengeld  oder  Gewährung  der  Krankenunterstützung  aus  der  Postkassc) 
oder  um  Gebühren  für  von  Amts  wegen  herbeigeführte  ärztliche  Begut- 
achtungen -  -  Verf.  des  R.  P.  A.  vom  3.  September  1804  —  handelt. 

Das  Verfahren  gestaltet  sich  wie  folgt: 

Die  Ober-Postdirektion,  aus  deren  Mitteln  der  Verunglückte  seine  Lohnung 
bezog,  hat  von  Amts  wegen  der  Post-Yersicherungskommission  unter  Bei- 
fügung der  Unterlagen  für  die  Berechnung  der  Entschädigung,  sowie  der 
Akten  über  die  geführte  Unfalluntersuchung  mitzuteilen,  daß  der  Fall  des 
Schadensersatzes  vorliege.  Die  Post-Yersicherungskommission  ermittelt  hier- 
nach, falls  sie  den  Anspruch  an  sich  für  begründet  erachtet,  die  Höhe  der 
zu  gewährenden  Entschädigung  und  teilt  diese  sowie  deren  rechnerische 
Grundlage  dem  Berechtigten  mit.  Dieser  ist  befugt,  auf  die  Mitteilung  inner- 
halb zweier  Wochen  sich  zu  äußern  (§  70).  Demnächst  wird  die  Entschädigung 
durch  die  Post-Yersicherungskommission  festgesetzt  und  dem  Empfangs- 
berechtigten hierüber  ein  schriftlicher  Bescheid  erteilt.  Entschädigungs- 
Ijercchtigte.  für  welche  die  Entschädigung  nicht  von  Amts  wegen  festgestellt 
ist,  haben  ihren  Entschädigungsanspruch  bei  Vermeidung  des  Ausschlusses 
vor  Ablauf  von  2  Jahren  nach  dein  Eintritte  des  Unfalls  anzumelden.  Nach 
Ablauf  der  Frist  ist  der  Anmeldung  nur  dann  Folge  zu  geben ,  wenn 
zugleich  glaubhaft  bescheinigt  wird,  daß  eine  einen  Entschädigungsanspruch 
begründende  Folge  des  Unfalls  erst  später  bemerkbar  geworden  oder  daß 
der  Entschädigungsberechtigte  von  der  Verfolgung  seines  Anspruchs  durch 
außerhalb  seines  Willens  liegende  Verhältnisse  abgehalten  worden  ist;  auch 
muß  die  Anmeldung  innerhalb  dreier  Monate,  nachdem  eine  Unfallfolge 
bemerkbar  geworden  oder  das  Hindernis  für  die  Anmeldung  weggefallen  ist, 
erfolgt  sein  (§  72).    Im  Falle  der  Anmeldung  ist  von  der  Post-Versiche- 

Archi»  f.  Po»t  u.  Telegr.    13.    1904.  27 


Digitized  by  Google 


4C>8 


Die  l'nfall Versicherung  usw. 


rungskominission  in  derselben  Weise  zu  verfahren,  wie  hei  der  Behandlung 
der  Rällc  von  Amts  wegen;  insbesondere  ist  auch  dann,  wenn  die  Bewilligung 
einer  Rntschädigung  ahgelehnt  werden  soll,  zunächst,  behufs  etwaiger  Gegen- 
äußerung hinnen  zweier  Wochen,  zu  erkennen  zu  gehen,  daß  und  weshalb 
der  erhobene  Anspruch  zurückgewiesen  werde. 

Soll  auf  Grund  eines  ärztlichen  Gutachtens  die  Bewilligung  einer  Rnt- 
schädigung ahgelehnt  oder  nur  eine  Teilrente  testgestellt  werden,  so  ist 
vorher  «1er  hehandelnde  Arzt  zu  hören.  Steht  dieser  zur  Postverwaltung  *in 
einem  Vertragsverhältnisse,  so  i»t  auf  Antrag  ein  anderer  Arzt  zu  hören  (§(>()»• 

Gleichzeitig  mit  Krlaß  des  die  Rntschädigung  festsetzenden  Bescheids 
ergeht  an  die  Ohcr- J'ostdirektion .  in  deren  Bezirk  der  Berechtigte  seinen 
Wohnsitz  hat.  das  Rrsuchen.  die  Auszahlung  der  festgestellten  Rntschädigung. 
und  zwar  des  hereits  fälligen  Betrags  sofort  und  der  später  fällig  werdenden 
Beträge  allmonatlich  oder  nach  l 'mständen  vierteljährlich  im  voraus  herbti- 
zuführen.  Auf  Anweisung  der  ( )bcr- Postdirektion  werden  alsdann  die  Rnt- 
schädigungsbetrage  ausgezahlt  und  -  sofern  nicht  regreßpflichtige  Personen 
vorhanden  sind  —  endgültig  für  Rechnung  der  Postkassc  verausgaht. 

Räßt  sich  im  Ralle  der  Körperverletzung  eine  Rntschädigung  noch  nicht 
sogleich  festsetzen,  weil  das  Heilverfahren  noch  nicht  ahgcschlosscn  ist.  so 
wird  eine  vorläufige  Rntschädigung  bewilligt,  die  zunächst  vorschußweise 
verausgaht  und  später  auf  die  zahlharen  Beträge  angerechnet  wird.  Be- 
sonderer Wert  ist  üherhaupt  auf  eine  tunlich  schnelle  Rrledigung  der  L  nfall- 
untersuchung  zu  legen,  damit  die  Rrage  wegen  Gewährung  der  Gnfall- 
entschadigung  haldigst  erledigt  und  in  der  Gewährung  ein  der  Zeit  nach 
mindestens  lückenloser  Anschluß  an  die  Leistungen  der  Krankenkasse  er- 
möglicht wird. 

Will  sich  der  Rntschädigungsherechtigte  hei  dem  Bescheide  der  Post- 
Versicherungskonunission  nicht  beruhigen,  weil  sein  Anspruch  abgewiesen 
oder  in  einer  dem  Berechtigten  nicht  ausreichend  erscheinenden  Höhe  fest- 
gestellt ist,  so  kann  die  Berufung  auf  schiedsgerichtliche  Rntscheidung 
stattfinden.  I  )ie  Berufung  ist  alsdann  hei  Vermeidung  des  Ausschlusses 
innerhalh  eines  Monats  nach  der  Zustellung  des  Bescheids  hei  dem  gemäß 
der  M>}  ff.  des  Invalidenversicherungsgesetzes  vom  13.  Juli  i8q<)  errich- 
teten »Schiedsgericht  für  Arbeiterversicherung«  zu  erhehen,  in  dessen  Bezirk 
der  Betrieh,  in  dem  der  Unfall  sich  ereignet  hat.  helegen  ist.  —  Diesen 
ursprünglich  nur  in  Streitigkeiten  üher  Invalidenvcrsicherungs- Angelegenheiten 
tatigen  Schiedsgerichten  fällt  jetzt,  nachdem  die  nach  Berufsgenossenschaften 
und  Ausführungshehorden  errichteten  besonderen  Schiedsgerichte  aufgehoben 
worden  sind,  die  Rntscheidung  von  Streitigkeiten  über  rnfallentschädigungen 
mit  zu  (§§3  und  25  des  Gesetzes,  betreffend  die  Abänderung  der  Gnfall- 
versicherungsgesetze  in  der  Rassung  vom  5.  Juli  lo/M)) 

Die  vom  Schiedsgerichte  nach  Rinforderung  von  schriftlichen  Äußerungen 
der  Parteien  auf  Grund  mündlicher  Verhandlung  zu  erlassende  Rntscheidung 
ist  endgültig,  wenn  es  sich  nur  handelt: 

a)  um  den  Rrsatz  der  Kosten  des  Heilverfahrens. 

b)  um  die  für  die  Dauer  einer  voraussichtlich  vorübergehenden  Erwerbs 
Unfähigkeit  zu  gewährende  Rente. 

c)  um  das  Sterbegeld. 

dl   um  die  Aufnahme  des  Verletzten  in  eine  Heilanstalt, 

e)  um  die  den  Angehörigen  eines  Verletzten  für  die  Zeit  seiner  Be- 
handlung in  einer  Heilanstalt  zu  gewahrende  Rente. 

f)  um  die  Bestätigung  oder  Aufhebung  eines   Bescheids,  durch  den 
eine  Kapitalahrindung  festgesetzt  ist. 
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In  allen  übrigen  Fallen  eingelegter  Berufung  steht  sowohl  demjenigen, 
welcher  die  Entschädigung  fordert,  als  auch  der  Post- Versicherungskommission 
gegen  die  Entscheidung  des  Schiedsgerichts  das  Rechtsmittel  des  Rekurses 
zu.  Dieses  Rechtsmittel  ist  hei  dem  Reichs-N  ersicherungsamt  einzulegen,  und 
zwar  zur  Vermeidung  des  Ausschlusses  innerhalh  eines  Monats  nach  der 
Zustellung  der  Entscheidung  des  Schiedsgerichts. 

Tritt  in  den  Verhältnissen,  die  für  die  Feststellung  der  Entschädigung 
tnaßgehend  gewesen  sind,  eine  wesentliche  Veränderung  ein,  so  hat  die 
( )ber- Postdirektion ,  in  deren  Bezirk  die  Auszahlung  der  Entschädigung 
erfolgt,  davon  der  IN  ist -\ 'ersicherungskommission  Kenntnis  zu  gehen;  dies 
gilt  u.  I'.  nehen  der  Änderung  in  den  Verhältnissen  des  Verletzten  seihst 
auch  für  die  Fälle  des  Ahlehcns  sonstiger  Berechtigten,  der  Wiederverheiratung 
von  Witwen,  des  Wegfalls  der  Bedürftigkeit  von  Verwandten  der  auf- 
steigenden Linie  und  von  elternlosen  Enkeln.  Die  Post  -  Vcrsicherungs- 
kommission  entscheidet  darauf  üher  die  erforderliche  Erhöhung,  Minderung 
oder  Aufhellung  der  Rente. 

Ahändcrungcn  von  Renten,  die  auf  einer  anderweitigen  Beurteilung  des 
(irades  der  noch  bestehenden  Erwerbsunfähigkeit  des  Verletzten  beruhen, 
dürfen  indes  nur  innerhalb  der  ersten  fünf  Jahre,  von  der  Rechtskraft  des 
ersten  Bescheids  ab  gerechnet,  wenn  der  Berechtigte  nicht  späterhin  aus- 
drucklich zustimmt,  von  der  IN. st -Versicherungskomniission  vorgenommen 
werden,  und  zwar  können  sie  innerhalb  der  ersten  zwei  Jahre  jederzeit  er- 
folgen, während  nach  Ablaut  dieser  Zeit  in  der  Regel  eine  Änderung  der 
Rente  nur  in  Zeiträumen  von  mindestens  einem  Jahre  statthaben  soll.  Ist 
eine  Rentenänderung  innerhalb  der  ersten  zweijährigen  Frist  überhaupt  noch 
nicht  vorgenommen,  so  kann  die  Änderung  im  dritten  Jahre  nach  Rechts- 
kraft des  ersten  Feststellungshescheids  oder  noch  später  im  vierten  und 
fünften  Jahre  selbstverständlich  zu  jeder  beliebigen  Zeit  erfolgen. 

Vor  der  Herabsetzung  oder  Aufhellung  einer  Rente  wird  dem  Renten- 
empfänger unter  Mitteilung  der  l'ntcrlagen,  auf  <  irund  deren  die  Herab- 
setzung oder  Aufhebung  erfolgen  soll,  Gelegenheit  zur  AuUerung  innerhalb 
einer  angemessenen,  der  Regel  nach  auch  auf  2  Wochen  sich  erstreckenden 
brist  gegeben  ('§  8<>  Abs.  2).  Eine  Minderung,  Einstellung  (beim  Ruhen)  oder 
Aufhebung  der  Rente  tritt  mit  Ablauf  des  Monats  in  Wirksamkeit,  in 
welchem  der  die  Veränderung  aussprechende  Bescheid  zugestellt  worden  ist. 
Eine  Erhöhung  der  Rente  kann  nur  für  die  Zeit  nach  Anmeldung  des  höheren 
Anspruchs  gefordert  werden. 

Gegen  alle  von  der  Post-\  ersicherungskommission  ergangenen  ander- 
weitigen Bescheide  sind  die  gewöhnlichen  Rechtsmittel  anwendbar. 

Die  anderweitige  Feststellung  einer  Rente  nach  Ablauf  der  ersten  fünf 
Jahre  kann,  wenn  der  Berechtigte  nicht  ausdrücklich  eingewilligt  hat.  nur 
von  dem  Schiedsgericht  selbst  bewirkt  werden.  Gegen  eine  derartige  Ent- 
scheidung ist  hinsichts  der  Höhe  der  Entschädigung  das  Rechtsmittel  des 
Rekurses  zulässig. 

Änderungen,  die  zu  einem  im  voraus  zu  übersehenden  Zeitpunkt  ein- 
treten müssen,  nämlich  das  Zurücklegen  des  15.  Lebensjahrs  bei  renten- 
berechtigten Kindern  und  elternlosen  Enkeln,  brauchen  der  Post-Versiche- 
rungskommission  nicht  besonders  mitgeteilt  zu  werden. 

Der  Wegfall  von  Kinder-  und  Enkclrenten.  ebenso  wie  der  Wegfall  von 
Renten  infolge  Ablebens  der  Berechtigten  wird,  wenn  er  keine  Änderung 
von  Renten  anderer  Berechtigter  bedingt,  durch  die  Post -Versicherungs- 
komniission in  einfacher  Weise  —  ohne  förmlichen  Bescheid  —  ausge- 
sprochen. 
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Verzieht  ein  Rentenberechtigter  in  den  Bezirk  einer  anderen  Ober-Post- 
direktion, so  ist  es  Sache  der  bis  dahin  zahlenden  Ober- Postdirektion,  die 
Rente  zu  überweisen.  Die  stattgehabte  Überweisung  ist  der  Post -Versiche- 
rungskommission mitzuteilen.  iFort^uung  folgt) 


Schiffahrtssubventionen  in  Großbritannien. 

Von  Ober- Postpraktikant  Hinze  in  Berlin. 

Die  Unterhaltung  eines  regelmäßigen  überseeischen  Postdienstes  hat  zur 
Voraussetzung,  daß  die  Schiffe  an  bestimmten,  vorher  bekannt  gegebenen 
Tagen  abfahren  und  einen  festen  Fahrplan  einhalten.  Dadurch  wird  jedoch 
den  Schiffen  die  Möglichkeit  genommen,  abzuwarten,  bis  die  Laderäume 
voll  gefüllt  sind,  oder  in  beliebigen  Zwischenhäfen  anzulaufen,  um  noch 
weitere  Ladung  einzunehmen.  Das  bedeutet  namentlich  für  neue,  erst  in 
der  Entstehung  begriffene  Schiffahrtsunternehmungen  eine  nicht  unbeträcht- 
liche Belastung.  Wenn  daher  der  Staat  eine  Schiffsverbindung  unter  solchen 
Bedingungen  benutzt,  so  wird  er  sich  häufig  genötigt  sehen,  der  Gesellschaft 
in  Anbetracht  des  ihr  dadurch  entgehenden  Gewinns  eine  höhere  Vergütung 
zu  gewähren,  als  wenn  die  Post  einfach  als  gewöhnliche  Fracht  gegen  die 
üblichen  Frachtsätze  befördert  würde. 

Aus  solchen  Erwägungen  kamen  die  ersten  britischen  Subventionsverträge 
bei  Einrichtung  der  ersten  regelmäßigen  Dampferlinien  zustande.  Es  waren 
dies  die  Verträge  mit  der  Peninsular  and  Oriental  Steam  Navigation  Company 
vom  Jahre  1837  für  den  Verkehr  nach  Indien,  Ostasien  und  Australien  und 
mit  der  Cunard  Line  vom  Jahre  1838  für  den  Verkehr  mit  Nordamerika. 
Bald  folgten  weitere  Verträge  für  die  westindische  und  pazifische  Post  und 
für  den  Verkehr  mit  Kanada.  Der  über  die  ganze  Welt  zerstreute  Kolonial- 
besitz des  britischen  Reiches  und  die  ausgedehnten  Handelsbeziehungen  zu 
allen  übrigen  Ländern  haben  allmählich  ein  britisches  Postdampfernetz 
entstehen  lassen,  das  die  ganze  Erde  umspannt. 

Die  britischen  Subventionsverträge  sind  in  erster  Linie  aus  verkehrs- 
politischen Erwägungen  abgeschlossen  worden.  Das  geht  schon  daraus 
hervor,  daß  sie  stets  als  Postdampferverträge  bezeichnet  und  vom  Post- 
ministerium bearbeitet  wurden.  Es  läßt  sich  aber  nicht  verkennen,  daß  sie 
von  vornherein  auch  von  erheblicher  handelspolitischer  Bedeutung  gewesen 
sind.  Durch  die  vorzüglich  eingerichteten  Dampferverbindungen  nach  allen 
Teilen  der  Welt  wurde  dem  britischen  Handel  der  Weg  gebahnt.  Der 
Handel  folgt  der  Flagge!  Anderseits  wurde  es  den  übrigen  lindern  erst 
spät  und  unter  Opfern  möglich,  Konkurrenzlinicn*)  zu  schaffen,  so  daß 
England  für  viele  Jahre  ein  Monopol  in  den  Postdampferverbindungen  nach 
den  meisten  überseeischen  Ländern  behielt. 

Die  Summen,  die  britischerseits  an  die  Dampfcrlinicn  als  Subventionen 
gezahlt  worden  sind  und  noch  gezahlt  werden,  sind  sehr  bedeutend.  1840/41 
belief  sich  der  Jahresbetrag  der  Vergütungen  auf  insgesamt  170360  t, 
darunter  50000  t  für  die  Linien  nach  Ostasien  und  Australien  und  45000  £ 

*)  Die  Messagcries  Maritimes.  1851  gegründet,  beschränkten  sich  zunächst  auf 
Fahrten  nach  der  Levante;  1862  dehnten  sie  den  Verkehr  auf  das  Schwatze  Meer, 
1882  nach  Ostasien  und  Australien  aus;  die  deutsche  Reichs  -  Postdampferlinic  nach 
Ostasien  und  Australien  begann  ihre  Fahrten  erst  im  Jahre  1886. 
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für  die  Linie  nach  Nordamerika;  1869  70  belief  sich  der  Gesamtbetrag  der 
Subventionen  auf  1  044  203  £,  darunter  450000  £  für  die  Linien  nach 
Ostasien  und  Australien  und  105  000  £  für  die  Linie  nach  Nordamerika.*) 
Über  den  gegenwärtigen  Stand  der  britischen  Schiffahrtssubventionen  gibt 
die  nachstehende  Ubersicht  (S.  412  und  413)  Auskunft. 

Sämtliche  darin  aufgeführten  Beträge  sind  Zahlungen  an  regelmäßige 
Linien ;  allgemeine  Subventionen  (Bau-  und  Fahrtprämien)  zur  Unterstützung 
der  in  freier  Fahrt  verkehrenden  Frachtdampfer  oder  gar  der  Segelschiffe, 
wie  sie  in  anderen  Ländern,  namentlich  in  Frankreich,  üblich  sind,  werden 
von  Großbritannien  nicht  gezahlt.  Der  Gesamtbetrag  der  Zahlungen  für 
überseeische  Postdampferverbindungen  belauft  sich  zur  Zeit  —  abgesehen  von 
rund  168000  £  =  34270«)  Mark  für  innere  Dampferverbindungen,  nach 
Irland  usw.  —  auf  1  164988  £  ■-  23765755  Mark,  gewiß  ein  sehr  hoher 
Betrag,  für  den  aber  auch  umfangreiche  Leistungen  auszuführen  sind. 

Ob  die  Leistungen  im  einzelnen  hoch  bezahlt  werden,  läßt  sich  schwer 
entscheiden.  Ein  gewisses  Maß  bietet  die  Anzahl  der  laut  Vertrag  zu 
durchlaufenden  Seemeilen.  So  hat  z.  B.  die  Peninsular  and  Oriental  Steam 
Navigation  Company  (P.  &  O.)  zu  leisten: 

52  Fahrten  Brindisi -Bombay   =  414  856  Seemeilen, 

26       -       Brindisi -Shanghai   =  436696 

26        -       Brindisi -Adelaide   =  461  136 

zusammen.  ...      1  312  688  Seemeilen. 

Die  Vergütung  dafür  beträgt  330  000  £  =  6  732  ckx>  Mark,  also  für  die 
Seemeile  5,13  Mark.    Demgegenüber  hat  der  Norddeutsche  Lloyd  zu  leisten: 
26  Fahrten  Bremerhaven  (Hamburg) -Yokohama  =  659994  Seemeilen, 

13       -       Bremerhaven -Sydney   =  339690 

8a/3     -      Singapore- Sydney   —  94415 

zusammen....      I  094099  Seemeilen. 

Die  Vergütung  dafür  beträgt  5  590000  Mark,  es  entfallen  mithin  auf  die 
Seemeile  5,11  Mark,  also  fast  derselbe  Betrag  wie  bei  der  P.  &  O. 

Zum  Vergleiche  seien  auch  noch  die  entsprechenden  Bezüge  der  Messageries 
Maritimes,  der  subventionierten  französischen  Konkurrenzlinie,  angeführt. 
Sie  hat  nach  dem  Budgetentwurfe  für  1904  auszuführen: 

26  Fahrten  Marseille -Yokohama.  .  .  =  526  526  Seemeilen, 

13      -       Colombo  -  Kalkutta  ... .  =    36  348 

*3       -       Singapore  -  Batavia  ...  .  =  13546 

13      -       Marseille-Noumea  ....  =  312988 

zusammen.  .  .  .        889  408  Seemeilen. 

Die  Vergütung  beläuft  sich  auf  9  190549  Frcs.  =  7352439  Mark,  das 
ergibt  für  die  Seemeile  8,27  Mark. 

Auf  der  Strecke  nach  New  York  zahlte  Großbritannien  bis  vor  kurzem 
an  beide  in  Betracht  kommenden  Linien  (Cunard  Line  und  White  Star  Line) 
Vergütungen  nach  dem  Gewichte  der  beförderten  Postsendungen.  Die  Ver- 
gütung betrug  laut  Vertrag 

bei  Sendungen  aus  England: 
für  Briefe  und  Postkarten  bis  zum  Gesamtgewicht  von  168  500  Pfund 
3  sh  für  das  Pfund  —  8.u  Frcs.  für  das  Kilogramm, 


•)  Schwarz  und  von  Halle,  Die  Schiffbauindustrie  in  Deutschland  und  im  Aus- 
lande, Berlin  1902,  Bd.  1,  S  131. 
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für  jedes  weitere  Pfund  2  sli  für  das  Pfund    -  5,56  Frcs.  für  das  Kilo- 
gramm. 

für  Drucksachen  usw.  3  d  für  das  Pfund  =  o,;o  Frcs.  für  das  Kilo- 
gramm; 

bei  Sendungen  aus  rückl legenden  Ländern  werden  die  Weltpost- 
vereins-Transitsätze  vergütet. 
Die  Summe  der  Zahlungen  an  White  Star  und  Cunard  Line  für  1902 
belicf  sich  auf  127300  !  =  2  506  920  Mark. 

Deutschland  zahlt  an  den  Norddeutschen  Lloyd  und  an  die  Hamburg- 
Amerika  Linie  für  die  Postbeförderung  nach  Nordamerika  ebenfalls  nach 
dem  Gewichte  der  beförderten  Sendungen.    Die  Vergütung  beträgt 
bei  Sendungen  aus  Deutschland: 
für  Briefe  und  Postkarten  4  Mark  =  5  Frcs.  für  das  Kilogramm, 
für  Drucksachen  usw.  o,»o  Mark  =  0.50  Frcs.  für  das  Kilogramm; 
hei  Sendungen  aus   rückliegenden  Ländern  werden  die  Weltpost- 
vereins-Transitsätze  vergütet. 
Die  Summe  der  Zahlungen  an  die  beiden  deutschen  Gesellschaften  für  die 
Briefbeförderung  nach  Nordamerika  belicf  sich  im  Jahre  1902  auf  rund 
640000  Mark. 

Frankreich  zahlt  seiner  Linie  nach  New  York,  der  Compagnie  Generale 
Transatiantique,  eine  feststehende  Jahresvergütung  von  5  000  000  Frcs.  und 
außerdem  eine  Geschwindigkeitsprämie  von  höchstens  1  680  000  Frcs. ,  im 
ganzen  also  6680000  Frcs.  =  5  344  000  Mark. 

Neuerdings  ist  das  Verhältnis  zu  der  einen  der  beiden  britischen  Post- 
dampferlinien nach  New  York  auf  eine  andere  Grundlage  gestellt  worden. 
Unterm  30.  Juli  1903  hat  die  britische  Regierung  mit  der  C  unard  Line  einen 
neuen  Vertrag  abgeschlossen,  wonach  die  Linie  für  die  Beförderung  der 
Post  eine  Jahresvergütung  von  68  000  £  erhält. 

Außerdem  aber  —  und  das  bedeutet  eine  grundsätzliche  Neuerung  in 
der  britischen  Subventionspolitik  —  ist  in  dem  neuen  Vertrage  festgesetzt 
worden,  daß  die  Gesellschaft  zwei  Dampfer  mit  einer  Geschwindigkeit  von 
24 Knoten  bauen  lassen  und  auf  der  Fahrt  nach  New  York  verwenden 
soll.*  Die  Baukosten  in  Höhe  von  2  600  000  £  werden  von  der  Regierung 
vorgestreckt;  Zinsen  in  Höhe  von  23  4  v.  H.  sind  erst  von  der  Indienst- 
stellung der  Schiffe  ab  zu  zahlen ;  die  Tilgung  hat  ebenfalls  erst  von  diesem 
Zeitpunkt  ab  in  zwanzig  Jahresraten  zu  erfolgen. 

Von  der  Einstellung  des  ersten  Schiffes  ab  erhält  die  Gesellschaft  eine 
besondere  Subvention  von  75000  £,  die  nach  Einstellung  des  zweiten 
Schiffes  auf  150  000  £  =  3  060  000  Mark  jährlich  erhöht  wird. 

Begründet  wird  dies  Vorgehen  damit,  daß  die  Dampfer  wegen  ihrer 
besonderen  Schnelligkeit  im  Kriege  als  Hilfskreuzer  usw.  Verwendung 
finden  sollen.  Auch  bisher  schon  wurden  an  verschiedene  Linien,  u.  a.  auch 
an  die  Cunard  Line,  sogenannte  Admirality  Subventions  (Hilfskreuzer- 
Vergütungen)  gezahlt,  wofür  die  Schiffe  nach  den  Angaben  der  Kriegs- 
marine mit  geeigneten  Vorkehrungen  für  etwaige  Verwendung  im  Kriege 
versehen  wurden.*)  Der  Gesamtbetrag  der  im  Jahre  1001/02  gezahlten  Hilfs- 
kreuzer-Subventionen belief  sich  auf  77812!  ,  darunter  21  000  £  für  die 


•1  Auch  die  deutschen  Reichs  -  Postdampferverlräge  sehen  derartiges  vor,  ohne 
daß  dafür  eine  besondere  Vergütuni;  gezahlt  würde    vgl.  Artikel  13  des  Vertrags  mit 

dem  Norddeutschen  Lloyd  vom  t2-'  ScP,crnbcr  ,x0$ 
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Cunard  Line.  Dieser  letztere  Betrag  soll  von  der  Zahlung  der  obigen 
besonderen  Subvention  ab  wegfallen. 

Ob  die  Dampfer  wirklich  im  Ernstfall  als  Kreuzer  von  großem  Nutzen 
sein  werden,  wird  von  vielen  Autoritäten  bezweifelt.  Wenn  die  britische 
Regierung  sich  trotzdem  dazu  entschlossen  hat,  der  Gesellschaft  eine  so 
hohe  Subvention  für  die  beiden  Dampfer  in  Aussicht  zu  stellen,  so  dürfte 
dabei  der  Wunsch  ausschlaggebend  gewesen  sein ,  der  englischen  Handels- 
marine einige  Dampfer  zu  verschallen,  mittels  deren  sie  den  bisher  unüber- 
troffenen Schnelldampfern  des  Norddeutschen  Lloyd  und  der  Hamburg- 
Amerika  Linie  (die  ohne  Subvention  23,/2  Knoten  leisten)  die  Spitze  zu 
bieten  vermag.  Ob  die  Einhaltung  der  gewünschten  Geschwindigkeit  von 
24 \2  Knoten  technisch  möglich  und  auf  die  Dauer  rentabel  ist,  muß  die 
Zeit  lehren;  jedenfalls  wird  schon  in  dem  Vertrage  mit  der  Cunard  Line 
damit  gerechnet,  daß  die  neuen  Dampfer  die  verlangte  Geschwindigkeit  nicht 
voll  erreichen,  und  es  ist  für  diesen  Fall  eine  entsprechende  Kürzung  der 
Subvention  vorgesehen,  die  durch  ein  Schiedsgericht  festzusetzen  sein  würde. 

Zum  Schluß  sei  noch,  der  Vollständigkeit  halber,  eine  Subvention  er- 
wähnt, die  ihrer  Absicht  nach  rein  für  Handelszwecke  gewährt  wird.  Es 
ist  dies  ein  Hetrag  von  40  000  1,  den  die  Firma  Eider  Dempster  &  Co.  für 
Unterhaltung  einer  Frachtlinie  von  Jamaica  nach  England  zur  Förderung 
des  Imports  von  Bananen  und  anderen  Früchten  nach  England  erhält 
(seit  1901).  Die  Firma  hat  bei  jeder  Reise  mindestens  20000  Büschel  Bananen 
in  Jamaica  zum  Marktpreise  zu  kaufen  und  nach  England  zu  bringen. 
Nebenbei  ist  die  Gesellschaft  verpflichtet,  auf  Verlangen  etwaige  Postsachen 
ohne  besondere  Vergütung  mitzunehmen.  Der  Vertrag  ist  jedoch  nicht  im 
Namen  der  Postverwaltung,  sondern  vom  Krön -Agenten  für  die  Kolonien 
abgeschlossen  worden. 


Griechische  Papyrusurkunden  und  Bureaudienst 
im  griechisch-römischen  Ägypten. 

Von  Tclegraphendirektor  Dr.  Friedrich  Preisigke  in  Straßburg  (Eis.) 

(Schluß.) 

Die  bisher  behandelten  Verfügungen  sind  solche  Verfügungen,  die  einen 
Auftrag  an  die  untere  Behörde  enthalten.  Eine  andere  Gattung  bilden 
Verfügungen,  die  auf  einen  eingegangenen  Bericht  die  Entscheidung  dar- 
stellen. Bei  unserer  Postverwaltung  ergehen  solche  Entscheidungen  in 
Form  von  Vorzeige-  oder  k.  H.  Verfügungen  —  beide  können  »Rand- 
verfügungen« sein  —  oder  aber  in  Form  von  Reinschriftverfügungen. 
Im  griechisch-römischen  Ägypten  machte  man  von  Randverfügungen  den 
weitesten  Gebrauch.  Der  Text  der  Randverfügungen  ist  regelmäßig  sehr 
knapp  abgefaßt,  dabei  sind  die  einzelnen  Worte  sehr  stark  abgekürzt, 
was  alles  darauf  hindeutet,  daß  man  die  Schreiblast  zu  vermindern  be- 
strebt  war.     So  berichtet  im   Jahre  114   vor  Chr.   der  Dorfsekretär  in 
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Kerkeosiris  an  den  l'rovinzialsekretar .  daß  ein  anderer  Dortbeamter  von 
Dorfbewohnern  tätlich  angegriffen  worden  sei.')  l'nterhalb  dieses  Be- 
richts steht  ein  kurzer  Strich,  darunter  liest  man  die  Worte:  »An  die 
zuständigen  Beamten.  Sorget,  daß  sie  vorgeführt  werden  und  die  ge- 
bührende Strafe  erhalten".  Wer  die  zustandigen  Beamten  sind,  wird  nicht 
weiter  gesagt,  das  ist  für  die  Beteiligten  selbstverständlich.  Ks  ist  nun 
bemerkenswert,  daß  hier  sowohl  der  Bericht  als  auch  die  Verfügung  eine 
und  dieselbe  Handschrift  zeigen;  daraus  muH  man  entnehmen,  daß  der 
Dorfsekretar  unterhalb  des  von  ihm  zurückbehaltenen  Kntwurfs  zu  seinem 
Berichte  die  Abschrift  der  Verfügung  niederschrieb,  das  Original  aber  an 
den  »zuständigen«   Beamten  weitergab. 

Xoch  kürzere  Randvertügungen  sind  z.  B. :  »»Prüfen  und  berichten,  auch 
den  Kostenpunkt  erörtern«,  aus  «lern  2.  Jahrhundert  vor  Chr.*).  Oder: 
»Pachtzins  für  l  Jahr  nehmen,  dann  frei  lassen«»  aus  dem  Jahre  I  iS  vor  Chr.3). 
herrührend  aus  dem  Finanzministerium.  Randvertügungen  in  dieser  kurzen 
Form  bewegen  sich  im  Infinitiv. 

Bei  längeren  Berichten,  namentlich  bei  Rcchnungsaufstellungen,  bestehen 
die  Randvertügungen  aus  verschiedenen  KinzeU  ermerken  am  Rande  neben 
den  betreffenden  Zeilen.  /..  B.  »will  der  Dorfsekretar  die  Verantwortung 
übernehmen,  soll  er  da»  schriftlich  erklären««4). 

Kine  Randverfugimg  aus  romischer  Zeit  enthält  z.  B.  der  Berliner 
I'apvrus  Nr.  <>J4  aus  dem  Jahre  210  nach  Chr.  Ks  ist  das  die  Kntschcidung 
des  in  Alexandreia  residierenden  Vizekonigs  auf  das  (iesuch  eines  Soldaten 
in  privaten  Venn« "»gcnsangelcgenheiten :  »Jahr  25.  am  30.  des  Monats  Choiak. 
Wenn  Du  irgendwie  recht  hast,  kannst  Du  davon  ( lebrauch  machen. 
Band  502«.  Das  klingt  allerdings  etwas  orakelhaft,  jedoch  konnte  der 
Bittsteller  mit  duser  vizekoniglichen  Kntscheidung  in  der  Hand  vermutlich 
vor  (iericht  bessere  Wirkung  erzielen.  Da  das  (iesuch  mit  der  Rand- 
verfügung an  den  Bittsteller  zurückging,  wurde  in  Band  502  der  vize- 
koniglichen Registratur  jedenfalls  ein  Auszug  zurückbehalten. 

Von  k.  H.  Verfügungen,  die  nicht  an  die  Absendungsstelle  zurück- 
gelangten, behielt  diese,  wenn  notig.  einen  kurzen  Vermerk  über  den  Inhalt 
zurück,  sei  es  in  den  Akten,  sei  es  in  einem  besonders  hierfür  angelegten 
Buche  (Kladde).  Kine  derartige  antike  Kladde  besitzen  wir  in  Kap. 
Tebtynis  I  8  (um  200  vor  C  hr.).     In  diesem  I'apvrus  heißt  es  z.  B.: 

»den  15,<:n. 

An  Aphrodisios.  Wegen  derCeld-.  Natural-  und  sonstigen  Steuern 
im  tiebiete  von  I.esbos  und  Thrakien  gib  Bericht,  ob  sie  ein- 
gegangen sind.  Heraklitos  nebst  Sekretären  soll  abgesandt  werden 
zur  Krledigung. 

An  Kallimedes.  Kbenso;  es  sollen  auch  Beamte  aus  Ka[ .  .  .  .  J  ab- 
gehen. 

den  >4Un. 

An  Nikostratos.  Man  berichtet,  daß  die  ( ieldsteuerpaeht  in  Lykien 
für  das  Jahr  4  sich  belauft  auf  h  Talente  1312  Drachmen  4  Obolen : 
in  gleicher  Hohe  lautet  das  Angebot  auch  für  die  Folgezeit. 


Pap.  I  ebtynis  Nr.  tu. 

*  Wikken,  Aktenstücke  aus  der  königlichen  Bank  zu  Theben,  Nr.  1,  col.  2,  l.  ■>. 

*  Pap.  Tebtynis  Nr  6\  b,  Z.  5. 
<>  Pap.  Tebtynis  Nr.  64  a\  /,.  54. 
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An  denselben.   Wegen  des  Tor/.olls  berichtet  man.  daß  ein  Minder- 
betrag von  2  Talenten  1366  Drachmen  vorgefunden  sei.  Sende 
Statistik  über  den  durch  die  Stadttore   eingeführten  Wein  für 
jedes  Jahr,  beginnend  mit  dem  Jahre  H>,  damit  sie  dem  Minder- 
betrage gegenübergestellt  werden  kann«. 
Hier  haben  wir  Auszüge  aus  vier  Verfügungen,  von  denen  zwei  am  15. 
und  zwei  am  24.  eines  Monats  abgegangen  sind.     Sie  betreffen  die  Steuer- 
verhältnisse  in   den   überseeischen    Besitzungen;    bei    der  Wichtigkeit  des 
Gegenstandes  ist  zu  vermuten,  daß  die  Kladde  im  Finanzministerium  zu 
Alexandreia  geführt  worden  ist.1)    Die  Eintragungen  erfolgten  in  chrono- 
logischer Folge;  zwischen  dem  15.  und  24.  sind  Verfugungen  nicht  erlassen 
worden,  wenigstens  nicht  in  Sachen  der  überseeischen  Steuern.    Für  Ver- 
fügungen anderer  Gattung  mögen  andere  Kladden  gefuhrt  worden  sein. 

Die  zweite  Verfügung  an  Nikostratos  ist  für  uns  noch  in  anderer  Be- 
ziehung von  großem  Interesse.  Wir  ersehen  daraus,  daß  die  wirklichen 
Einnahmen  gegenüber  «lern  Soll-Ftat  einen  Minderbetrag  ergeben  haben  und 
daß  man  in  diesem  Falle,  um  der  Sache  auf  den  Grund  zu  kommen,  genau 
so  verfuhr,  wie  unsere  heutigen  Behörden  auch  verfahren:  man  tragt  der 
nachgeordneten  Behörde  auf.  für  einen  längeren  Zeitraum  eine  Statistik 
anzufertigen  und  vorzulegen,  um  die  Verkehrsschwankungen  daran  zu  er- 
kennen und  um  zu  prüfen,  worauf  der  Finnalimeausfall  zurückzuführen 
ist.  Da  die  Eintragungen  der  Kladde  um  das  Jahr  201  vor  Chr.  gemacht 
worden  sind  und  die  Statistik  vom  Jahre  10  206  vor  Chr.  ab  verlangt 
wird,  so  hatte  diese  Statistik  den  Zeitraum  von  fünf  Jahren  zu  umfassen. 
Es  gibt  nichts  Neues  unter  der  Sonne. 

Ähnliche  Papyrus -Kladden  sind  uns  noch  mehrere  erhalten:  in  Pap. 
Ashmolean-)  Nr.  5  folgen  unterhalb  des  Datums  »am  1 5ten«  nacheinander 
neun  Verfügungsauszüge,  deren  jeder  von  dem  nachfolgenden  durch  einen 
kräftigen  Strich  geschieden  ist;  wo  die  nächstfolgende  Verfügung  an  den- 
selben Beamten,  wie  vorher,  gerichtet  ist,  heißt  es  zu  Anfang:  a>."/./;  r«-i 
avvrt,  d.  i.  »ebenfalls  an  den  vorgenannten«. 

Die  Entwürfe  zu  den  Reinschriftverfügungen  enthalten  vielfach  Wort- 
verbesserungen. Durchstreichungen.  Zusätze  aller  Art.  Die  Reinschriftver- 
fügungen  sind  sehr  oft  daran  kenntlich,  daß  sie  den  Eingangsvermerk 
der  empfangenden  Behörde  am  Kopfe  tragen,  z.  B.  Pap.  Tebtvnis  I  27  aus 
dem  Jahre  113  vor  Chr.:  e\  L  6  myjip  1 .  d.i.  »eingegangen  im  Jahre  4  am 
10.  des  Monats  Mecheir«.  Es  ist  e>.  die  Abkürzung  für  iXatoun.  das  steno- 
graphische Zeichen  L  bedeutet  jrsw;.  Der  Eingangsvermerk  zeigt  selbst- 
verständlich stets  eine  andere  Handschrift  als  der  Text  der  Verfügung. 
Auch  unsere  heutigen  Behörden  setzen  solchen  Eingangsvermerk  an  den 
Kopf  der  eingehenden  Schriftstücke,  sofern  sie  einen  besonderen  Eingangs- 
stempel nicht  benutzen. 

Unser  heutiges  Aktenpapier  besteht  nicht  aus  einzelnen  Blättern, 
sondern  aus  Bogen,  die  in  das  Aktenbündel  eingeheftet  werden  können. 
Im  Altertume  kannte  man  nur  einzelne  Blätter:  reichte  ein  einzelnes  Blatt 
für  einen  Bericht  oder  eine  Vertilgung  nicht  aus.  so  klebte  man  ein  zweites, 
drittes,  viertes  Blatt  an  den  rechten  Rand  des  vorgehenden  Blattes  an.  Die 

')  Der  Papyrus  ist  zwar  einer  Krokodilmumie  im  Fayum  entnommen  worden; 
indessen  dürfen  wir  unbedenklich  annehmen,  daß  die  Behörden  in  Alexandreia  von 
Zeit  zu  Zeit  die  veralteten  Akten  verkauften  und  dal»  auch  Makulaiurhündler  aus  dem 
Fayum  als  Kaufer  sich  einfanden. 
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Schrift  verlief  alsdann  spaltenweise,  wie  in  unseren  Zeitungen,  indem  die 
Spalten  von  links  nach  rechts  fortrückten.  Die  Rückseite  blieb  unbenutzt; 
es  geschah  das  mit  Rücksicht  auf  das  spätere  Einfügen  in  die  Aktenrolle, 
auf  die  ich  noch  zu  sprechen  komme.  Beim  Versenden  der  Schriftstücke 
rollte  man  das  Papier  zusammen,  umschnürte  und  versiegelte  es  und  setzte 
auf  die  Außenseite  die  Adresse.  Briefumschläge  gab  es  nicht.  Bei  Aus- 
händigung des  Briefes  schrieb  der  Briefträger  auf  die  Außenseite  den 
Bestellvcrmerk  nieder,  der  unseren  Postankunftsstempel  ersetzte,  z.  B. 
in  Pap.  Petrie1)  II  12  (I):  L  c  XcrjX  ~  txcpieafitv.  d.  i.  »bestellt  im  Jahre  6 
am  q.  des  Monats  Choiak«. 

Um  zu  verhüten,  daß  neugierige  Augen  an  beiden  offenen  Enden  der 
Rolle  den  Inhalt  zu  erhaschen  suchten,  kippte  man  vor  dem  Rollen  des 
Papyrus  einen  oberen  und  unteren  Streifen  nach  innen  um.  In  dieser  Weise 
wurden  auch  Privatbriefc  verschlossen.  Im  den  Brief  noch  mehr  zu 
sichern,  begnügte  man  sich  hin  und  wieder  nicht  mit  der  bloßen  Um- 
schnürung der  Rolle  in  ihrer  Mitte,  sondern  führte  den  Faden  vor  dem 
Versiegeln  auch  noch  durch  den  Papyrus  selber  hindurch.  Siegelabdrücke 
sind  uns  mehrfach  erhalten:  sie  bestehen  gewöhnlich  aus  einer  Tonmasse. 

Bei  besonders  wichtigen  Verfügungen  wurde  an  die  nachgeordnete 
Behörde  das  ausdrückliche  Verlangen  gestellt,  den  Empfang  durch  Einsenden 
einer  Empfangs  anzeige  zu  bestätigen:  so  heißt  es  am  Schlüsse  einer 
Verfügung'-)  aus  dem  Jahre  113  vor  Chr.:  »an  welchem  Tage  Du  die  Ver- 
fügung erhalten  hast,  hast  Du  zu  melden«. 

Wie  die  Verfügungen  der  vorgesetzten  Behörden,  so  sind  auch  die 
Berichte  der  nachgeordneten  Behörden  beschaffen,  nicht  nur  hinsichtlich 
der  äußeren  Anordnung,  sondern  auch  in  bezug  auf  den  knappen  sach- 
lichen Inhalt;  Redewendungen,  die  auf  irgend  eine  noch  so  gelinde 
Unterwürfigkeit  hindeuten,  sucht  man  in  griechisch-römischer  Zeit  vergebens. 
Selbst  wenn  ein  geringer  Beamter  wie  der  Dorfsekretär  mit  einem  Gesuch 
an  den  König  unmittelbar  sich  wendet ,  schreibt  er  in  Pap.  Tebtynis  I  43 
(118  vor  Chr.)  nur:  »An  den  König  Ptolemaios  und  die  Königsschwester 
Kleopatra  und  die  Königsgemahlin  Kleopatra3),  Gruß.  Absender  Menches, 
Dorfsekretär  von  Kcrkeosiris  im  Polemonischen  Kreise  des  Arsinoitischen 
Gaues,  und  sein  Bruder  Polemon.  Am  17.  des  Monats  Hathyr  des  laufenden 
Jahres  53  erfuhren  wir,  daß  Asklepiades.  ein  Beamter  des  Provinzial- 
Gendarmerie-Kommandanten,  das  Dorf  besuchen  würde,  und  dem  Herkommen 
gemäß  erschienen  wir  zum  Empfange  gemeinsam  mit«  usw.  Es  folgt  nun- 
mehr eine  Beschwerde  darüber,  «las  Asklepiades  den  Dorfsekretär  nebst 
einigen  anderen  Personen  wegen  Verdachts  in  einer  Mordangelegenheit 
gefangen  gesetzt  habe.  Das  Gesuch  schließt  mit  dem  Antrage,  der  König 
möge  den  Bittsteller  vor  Unrecht  schützen  und  das  Gesuch  an  den  Provinzial- 
direktor  Apollonios  zur  weiteren  Behandlung  überweisen,  »damit  ich  unge- 
hindert mein  königliches  Amt  verwalten  kann,  nachdem  ich  von  Euch  für 
alle  Zeit  Hilfe  erlangt  habe.  Lebt  wohl«.  Darunter  steht  die  Rand- 
verfügung aus  der  königlichen  Kanzlei  an  den  Provinzialdirektor :  »An 
Apollonios.  Wenn  das  Vorgebrachte  wahr  ist,  soll  man  dafür  sorgen,  daß 
sie  nicht  behelligt  werden.  Jahr  53,  am  4.  des  Monats  Pachon«.  Ein  ein- 
facherer Stil  ist  kaum  denkbar.    Ich  gebe  im  folgenden  noch  einen  Polizei- 


')  J.  P.  Mahaffy,  The  Flinders  Petrie  Papyri,  Dublin  1893. 
s)  Pap.  Tebtynis  I  27,  83. 

s  Samtrcgiening  des  Königs  Knergetes  II.  mit  seiner  Schwester  und  seiner 
Gemahlin. 
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bericht  desselben  Dorfsekretärs  an  seinen  Vorgesetzten,  den  Provinzial- 
sekretär1):  »An  Horos.  Gruß.  Am  I.  des  lautenden  Monats  gegen  die 
1 1 .  Stunde  entstand  ein  Lärm  im  Dorfe.  Ich  eilte  zur  Stelle  und  traf  einen 
Haufen  Dorfbewohner,  welche  dem  Dorfpolizeibeamten  Polemon  zu  Hilfe 
geeilt  waren.  Auf  Befragen  erfuhr  ich,  daß  Apollodoros  und  sein  Sohn 
Maron  den  Polemon  angegriffen  hätten;  Apollodoros  sei  entkommen,  Maron 
aber  sei  dingfest  gemacht  worden,  und  letzteren  habe  man  am  I.  vor  den 
Provinzialdirektor  Ptolemaios,  Rat  erster  Klasse,  zur  Aburteilung  gebracht. 
Ich  halte  es  für  meine  Pflicht,  dieses  zu  berichten,  damit  Du  Kenntnis 
erhältst.  Lebe  wohl.  Jahr  3,  am  2.  des  Monats  Mesorc«.  Der  Bericht  ist 
pünktlich,  einen  Tag  nach  dem  Vorfall,  abgefaßt  worden.  Schlichter  und 
sachlicher  kann  der  Bericht  eines  preußischen  Gendarmen  an  das  Landratsamt 
auch  nicht  sein. 

Wie  die  Beispiele  zeigen,  wird  in  Verfügungen  und  auch  in  Berichten 
der  Ptolemäerzeit  die  Titulatur  des  empfangenden  Beamten  meistens  nicht 
genannt;  es  genügt  der  bloße  Name.  In  römischer  Zeit  werden  die  Titu- 
laturen gewöhnlich  hinzugefügt,  im  übrigen  aber  bleibt  die  alte  Einfachheit 
bestehen.  Der  Eingang  des  Berichts  eines  römischen  Dorfsekretärs  lautet 
z.  B.  (Berliner  Urkunde  Nr.  145  vom  Jahre  213  nach  Chr.):  »An  Aurelius 
Hierax  genannt  Ammonios,  Provinzialdirektor  des  Herakleidischen  Kreises 
im  Arsinoitischen  Gau,  von  Phabios,  Dorfsekretär  in  Soknopaiou  Nesos«. 
Dann  folgt  der  Gegenstand  des  Berichts.  Am  Schlüsse  steht  das  Datum, 
dahinter  folgt:  »ich  Phabios,  Dorfsekretär,  habe  den  Bericht  erstattet«. 

Bei  Abfassung  der  Schriftstücke,  besonders  der  Entwürfe  und  Abschriften, 
machten  die  Bureaubeamten  von  überaus  zahlreichen,  meistens  seit  Jahr- 
hunderten feststehenden  Wortabkürzungen  Gebrauch;  dazu  tritt  eine  große 
Reihe  stenographischer  Zeichen.  Da  die  Stenographie  gut  ausgebildet 
war.  drangen  die  häufig  vorkommenden  stenographischen  Zeichen  auch  in  die 
gewöhnliche  Schrift  ein.  z.  B.  die  Zeichen  für  Münzen,  Maße,  Gewichte, 
Zahlenbrüche;  ferner  für:  plus,  minus,  dividiert  durch,  Summe.  Rest,  Jahr. 
Gerste,  Weizen,  es  ist  bezahlt,  desgleichen,  selbst,  und,  für  usw.  Die  steno- 
graphischen Zeichen  sind  in  Anlehnung  an  die  gewöhnliche  Schreibung  ent- 
standen, z.  B.  das  Zeichen  Q  aus  dem  Buchstaben  TT  mit  hincingesetztem  o. 
d.  i.  TTo  oder  no\n;  (Stadt).  Die  Auflösung  der  Wortabkürzungen  bereitet 
uns  oft  Schwierigkeiten.  Man  kürzte  in  der  Regel  so  ab,  daß  man  den 
zweiten  Buchstaben  in  die  Höhe  schob,  z.  B.  er  —  ör^cjioc,,  *"  =  xa'/x»j, 
r1  =  Tc'Xo;  usw.  Seltener  schob  man  den  zweiten  Buchstaben  nach  unten, 
z.  B.  X  —  Xturjv,  x  =  Xl^iaPX°5  usw-    ^er  m  die  Höhe  geschobene  Buch- 

stabe  ist  oft  so  flüchtig  geschrieben,  daß  er  zu  einem  Striche  zusammen- 
schrumpft, z.  B.  x  —  X"  ^  xa*Pny-  *^ut  diese  Weise  erklärt  sich  der  so- 
genannte Abkürzungsstrich,  der  aus  römischer  Zeit  bis  in  unsere  Tage 
sich  erhalten  hat.  Die  zahlreich  vorkommenden  Beamtentitulaturen  wurden 
im  amtlichen  Verkehr  fast  durchweg  abgekürzt  geschrieben,  z.  B.  y  = 
ypaufia.Ttv$,  yv  =  yvfjLV'j<r{apx°i  usw.  Die  Kanzlisten  der  Ämter  schrieben  im 
allgemeinen,  wie  heute,  Schönschrift,  d.i.  die  sogenannte  l' n  zial  sch  r  i  f  t , 
lauter  große  griechische  Buchstaben,  die  mit  größerer  oder  geringerer  Ver- 
flachung, hin  und  wieder  mit  Bindestrichen  versehen,  nebeneinander  gesetzt 
sind.  Die  Bureaubcamten  dagegen  bedienten  sich  der  sogenannten  Kursiv- 
schrift, d.  i.  eine  durch  starke  Verflachung  der  Unziale  entstandene 
Schnellschrift,   die  oftmals  gerade  so  unleserlich  ist,  wie  eine  schleeht- 


')  Pap.  Tebtynis  I  15. 
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geschriebene  Schreibschrift  von  heute.  Die  Schwierigkeit  der  Fntziffcrung 
wird  dadurch  noch  großer,  daß  die  W  orte  voneinander  nicht  getrennt  sind. 
So  beginnt  z.  B.  die  Berliner  l'rkunde  Xr.  070.  ein  amtliches  Schriftstück 
aus  dem  Jahre  1 77  nach  Chr..  wie  folgt: 

i  r    0     •'    ;    ;  t  r    a  v  a  t  6  :-  /,  u  r  ;  ■■■     v.    ••    tcxcutss   -j<  v. 

Oie  benutzte  Tinte  ist  durchweg  schwarz;  rote  Tinte  benutzte  man 
nur  zum  Durchkorrigieren,  doch  nicht  allgemein.  Die  schwarze  Tinte  war 
eine  Art  Rußtinte  von  nicht  immer  gleicher  Güte;  die  geringere  Sorte 
mußte  öfter  umgerührt  werden,  und  manche  Schrittstücke  zeigen  deutlich, 
daß  dieses  l'mrtihren  bei  jeder  vierten  oder  fünften  Zeile  vorgenommen 
werden  mußte.  Zum  Schreiben  diente  in  trühptolemäischer  Zeit  eine  Art 
Pinsel,  spater,  namentlich  in  romischer  Zeit,  benutzte  man  eine  Rohrfeder, 
mit  der  man  in  (»rund-  und  Haarstrichen  schrieb,  wie  wir  mit  der  Stähl- 
tet ler. 

In  unseren  heutigen  Registraturen  werden  die  aktenreifen  Schriftstücke 
in  Aktendeckel  eingeheftet;  dabei  werden  von  vornherein  so  viele  Akten- 
stücke  angelegt,  als  nötig  ist,  um  die  verschiedenen  Arten  von  Schrift- 
sachen genügend  zu  trennen.  In  Ägypten  verfuhr  man  ähnlich;  man 
heftete  die  eingelaufenen  und  aktenreif  gewordenen  Schriftstücke  jedoch 
nicht  ein.  sondern  klebte  jedes  folgende  an  den  rechten  Rand  des  vorher- 
gehenden an:  gleichzeitig  versah  der  Registraturbeamte  fortlaufend  die 
einzelnen  Spalten  (Kolumnen)  mit  Seitenzahlen.  So  entstand  eine  längere 
Akten  rolle.  Hatte  die  Rolle  eine  solche  Länge  erreicht,  daß  sie  anfing, 
unhandlich  zu  werden,  so  legte  man  eine  zweite  Rolle  an,  wie  wir  heute 
einen  zweiten  Aktenband  anlegen.  W  ir  zitieren  heute  z.  B. :  »Aktenstück  32. 
betr.  Fernsprcchverhinflungsanlagen.  Hand  3.  Seite  17«:  in  den  Papyrus 
zitiert  man  in  ähnlicher  W  eise:  »:aS  zZZ« .  d.  i.  Hauptrolle  :a  71.  l'nter- 
rollc  5  =  2.  Seite  z'Z*  167.  Wollte  man  in  einer  fertigen  Rolle  nach- 
träglich noch  Zusätze  »»der  Berichtigungen  anbringen,  so  versah  man  den 
Text  an  der  betr.  Stelle  mit  dem  Vermerk:    zzu  d.  i.  »siehe  außen«, 

und  schrieb  auf  der  gegenüberliegenden  Stelle  der  Rückseite  den  erforder- 
lichen Zusatz  nieder.  Bisweilen  findet  sich  auch  der  Vermerk:  rä/riXcirra 
z-ziz'r,  d.  i.  »»weiteres  hinten«.  Ks  ist  klar,  daß  der  zu  amtlichen  Schreiben 
benutzte  Papyrus  in  »1er  Hohe  eine  gleichmäßige  Abmessung  haben  mußte, 
um  das  Finnigen  in  die  Akteurolle  zu  ermöglichen:  die  Ausdehnung  in  der 
Breite  war  nicht  beschränkt. 

Die  königlichen  Frlassc  und  diejenigen  Verfügungen  vorgesetzter  Be- 
hörden, welche  den  I )ienstl»etrieb  in  seinen  Grundzügen  regeln,  wurden  bei 
den  Amtern  in  besonderen  Aktenrollen  gesammelt;  diese  Rollen  bildeten 
die  Dienstanweisung.  Konnte  man  die  Originalverfügungen  hierzu 
nicht  zurückbehalten,  so  stellte  man  die  Dienstanweisung  aus  Abschriften 
her.  F.ine  solche  Dienstanweisung  mit  mehr  als  100  Spalten,  gegen 
<><>  Kinzclverfugungen  enthaltend,  ist  ein  von  Flindcrs  und  Grenfell  erwor- 
bener Papyrus')  aus  dem  Jahre  -«58  vor  Chr. ;  er  bildete  das  Handexemplar 
eines  Finanzbeamten  im  Favum  und  zeigt  eine  Reihe  von  Berichtigungen, 
die  im  Laufe  der  Zeit  nachgetragen  worden  waren.  Fine  ähnliche  Dienst- 
anweisung ist  »1er  Pap.  Teptynis  I  Nr.  5  aus  «lern  Jahre  1  I S  vor  Chr.  mit 

1    Revenue  Laws  of  Ptolemy  Philadelphia,  Oxford  i8ut». 
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über  45  Einzelverfügungen  der  Finanzverwaltung,  angefertigt  im  Bureau 
des  Dorfsekretärs  zu  Kcrkeosiris  im  Fayum. 

Während  die  innerdienstliche  Behandlung  der  Schriftstücke  in  den 
Grundzügen  vom  heutigen  Verfahren  nicht  wesentlich  verschieden  ist.  zeigt 
sich  eine  grundsätzliche  Verschiedenheit  in  der  amtlichen  Behandlung  von 
Anträgen  des  Publikums.  Wenn  heute  jemand  eine  Beschwerde  an 
eine  Verwaltung  einreicht,  treten  ohne  sein  weiteres  Zutun  alle  erforder- 
lichen Instanzen  dieser  Verwaltung  in  Tätigkeit,  um  den  Fall  aufzuklären, 
die  Beweise  für  und  wider  zu  sammeln  und  die  Untersuchung  spruchreif 
abzuschließen;  der  Beschwerdeführer  erhält  von  der  zuständigen  Instanz 
seinen  Bescheid.  Damals  aher  wurden  an  das  Publikum  weit  höhere  An- 
forderungen gestellt.  Zunächst  hatte  der  Beschwerdeführer,  nachdem  er  die 
nötigen  Beweismittel  zur  Stelle  geschafft  hatte,  sich  an  die  richtige  Instanz 
zu  wenden;  diese  Instanz  prüfte  den  Fall  auf  Grund  der  vorgelegten 
Beweismittel  und  ließ  sodann  dem  Beschwerdeführer  die  Entscheidung  zu- 
kommen. Dem  Beschwerdeführer  Miel)  es  nunmehr  überlassen,  auf  (»rund 
flieser  Entscheidung,  falls  sie  günstig  ausfiel,  bei  der  unteren  Instanz  einen 
Antrag  auf  Ausführung  im  Sinne  ebendieser  Entscheidung  einzureichen. 
Leistete  die  untere  Instanz  nicht  Folge,  was  oft  genug  vorkam,  so  mußte 
der  Klageweg  beschritten  werden.  Im  weiteren  verlangte  man  damals  vom 
Beschwertieführer  eine  genaue  Kenntnis  der  inneren  V  erwaltung  insofern, 
als  er  in  seinem  Gesuche  genau  angeben  mußte,  welche  dienstlichen  Schritte 
er  von  der  Behörde  getan  wissen  wollte.  So  lautet  z.  B.  Pap.  Magdola 
Nr.  3  aus  dem  Jahrhundert  vor  Chr.1):  »An  den  König  Ptoletnaios, 
Gruß.  Klage  des  Theodotos .  des  Gaddaios  und  des  Onias  wider  einen 
gewissen  Dcmetrios.  Der  Genannte  hat  uns  verpachtet  (Afterpacht)  das 
Ackergut  des  Xikias  und  ,V>  Morgen  des  Ackergutes  des  Asklepiades«  usw. 
I  )ie  Vertragschließenden  sind  in  Streit  geraten,  da  sie  sich  über  die  Einzel- 
heiten bei  der  Pachtzahlung  nicht  einigen  können:  der  Schlußantrag  lautet 
sodann:  »Wir  bitten  Dich,  o  Konig.  Befehl  zu  geben  an  den  Provinzial- 
direktor  Diophanes.  daß  er  an  Meleagros.  den  Vorstand  fies  Dorfes  Bubastos, 
eine  Verfügung  richte,  den  Beklagten  vor  den  Provinzialdirektor  Diophanes 
zu  führen,  um  ihn  zu  zwingen,  falls  die  Angaben  unseres  Gesuchs  als 
richtig  befunden  werden,  uns  unser  Recht  zu  geben.  So  werden  wir  fies 
Rechtes  teilhaftig  werden.     Lebe  wohin. 

Die  einzelnen  Instanzen  einer  und  derselben  Verwaltung  waren  damals 
nicht  so  unbedingt  und  streng  subordiniert,  wie  heute,  was  auch  damit  zu- 
sammenhängt ,  daß  die  einzelneu  Verwaltungen  nicht  scharf  voneinander 
geschieden  waren;  gewisse  Beamte  im  Gau  hatten  gleichzeitig  mit  dem 
Finanzwesen.  Justizwesen.  Polizeiwesen,  in  ptolemäischcr  Zeit  auch  mit  dem 
Militärwesen  zu  tun.  Aus  diesem  Verhältnisse  heraus  erklärt  es  sich,  daß 
z.  B.  die  auch  mit  Finanzsachen  beschäftigten  Dorfsekretäre  eines  ganzen 
Bezirks  gelegentlich  einmal  geschlossen  den  Finanzinspektoren  Schwierig- 
keiten bereiteten,  indem  sie  ihnen  den  Einblick  in  die  Kassenbücher  er- 
schwerten oder  verwehrten2)  (114  vor  Chr.).  Die  Inspektoren  wandten  sich 
in  diesem  Falle  an  den  Finanzminister,  zugleich  auch  an  den  Provinzial- 
direktor, und  baten  um  Beistand.    Das  war  eine  Art  von  Beamtenstreik. 

War  das  Gefüge  zwischen  oberen  und  unteren  Instanzen  ein  loseres,  so 
wurde  dieser  Nachteil  dadurch  wieder  ausgeglichen,  daß  die  persönliche 
Verantwortlichkeit  des  Vorstehers  einer  Behörde  weit  größer  war  als 


1  Bulletin  de  Correspond.  Hellenique  i<k>2,  8.95  ff 
*)  Pap.  Teptynis  I.  28. 
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heute  bei  uns.  Diese  persönliche  Verantwortlichkeit  kommt  schon  darin 
zum  Ausdruck,  daß  der  Vorsteher  der  Behörde  mit  seinem  Namen,  nicht 
—  wie  heute  zumeist  —  die  abstrakte  Behörde,  in  Schriftstücken  aller 
Art  sowie  in  den  Adressen  genannt  wird.  Daher  rührt  es  auch ,  daß  in 
Anträgen  und  Beschwerden  des  Publikums  die  Namen  und  Titel  der 
beteiligten  Beamten  mit  großer  Sorgfalt  aufgeführt  werden.  Da  der  Privat- 
mann, zumal  wenn  die  Beamten  in  anderen  Ortschaften  ihres  Amtes  walteten, 
Namen  und  Titel  nicht  immer  kannte,  so  halfen  die  Winkelschreiber  aus, 
welche  in  Läden  und  auf  den  Straßen  zahlreich  in  Tätigkeit  waren;  sie 
kannten  die  Ressorts,  die  Instanzen  und  alle  Beamtennamen  vom  Dorf 
aufwärts  bis  nach  Alexandreia. 

Die  scharfe  Verantwortlichkeit  der  Beamten  trat  besonders  im  inneren 
Dienste  der  Finanz  Verwaltung  hervor.  War  der  Reichsetat  in  Alexan- 
dreia aufgestellt  und  auf  die  einzelnen  Provinzen  verteilt,  so  verteilte  der 
Provinzialdirektor  die  etatsmäßigen  Einnahmeposten  auf  die  verschiedenen 
Provinzialbeamten ;  diese  Verteilung  geschah  teils  nach  örtlichen  Gesichts- 
punkten, teils  nach  Maßgabe  der  Gattung  des  Kinnahmepostens.  So  er- 
hielten die  verschiedenen  Vorsteher  der  verschiedenen  Behörden  in  Städten 
und  Dörfern  je  einen  bestimmten  Teil  des  Etats  und  mußten  nunmehr 
dafür  sorgen,  daß  die  Ist-Einnahme  am  Schlüsse  des  Etatsjahrs  nicht 
hinter  der  Soll-Einnahme  zurückblicb.  Konnten  sie  Fehlbeträge  nicht 
mit  klaren  Beweisen  begründen,  so  hatten  sie  dieselben  mit  ihrem  Vermögen 
zu  decken. 

Die  Grundlage  für  die  Aufstellung  des  Reichsetats  bildeten  die  in 
Dörfern  und  Städten  auf  dem  laufenden  gehaltenen  Einwohnerlisten 
und  Einnahmelisten  des  Vorjahrs.  Die  Einwohnerlisten  zerfielen  in 
Listen  der  Hausbesitzer,  der  Mieter,  der  Ackerbesitzer  usw.  Die  Namen 
pflegte  man  in  alphabetischer  Folge  aufzuführen;  waren  der  Namen  sehr 
viele,  so  legte  man  gleichzeitig  mehrere,  nach  Anfangsbuchstaben  getrennte 
Rollen  an.  Da  die  Einnahmen  und  Ausgaben  provinzweise  im  Etat  fest- 
gelegt waren,  achtete  man  sorgfältig  darauf,  daß  alle  Posten  dort  verrechnet 
wurden,  wohin  sie  dem  Etat  nach  gehörten.  Wurde  z.  B.  ausländisches  öl 
über  Alexandreia  nach  dem  inneren  Lande  eingeführt,  so  erhob  man  in 
Alexandreia  schon  im  3.  Jahrhundert  vor  Chr.  einen  Einfuhrzoll  (Schutz- 
zoll) von  25  v.  H.;  verrechnet  wurde  diese  Einnahme  aber  nicht  in  Alexan- 
dreia, sondern  in  derjenigen  Provinz,  worin  der  Empfänger  (Krämer)  der 
ölsendung  seinen  Wohnsitz  hatte  und  wo  demgemäß  das  Ol  im  Kleinhandel 
verkauft  wurde. 

Die  Steuern  wurden,  je  nach  den  bestehenden  Vorschriften,  in  barem  Gelde 
oder  in  Getreide  erhoben;  auch  im  Privatverkehr  bildete  das  Getreide  ein 
Zahlungsmittel.  Zur  Abwickelung  des  Zahlungsverkehrs  bestanden  in  «allen  Ort- 
schaften, auch  in  den  Dörfern,  zwei  Staatsämter:  die  Geldbank1)  und  die 
Getreidebank.  Beide  Ämter  waren  nach  gleichen  Grundsätzen  organisi«rt. 
Die  Geldbank  nahm  von  den  Steuererhebern  die  Steuern,  Zölle  und  Abgaben 
aller  Art  in  bar  entgegen  und  leistete  alle  vorkommenden  Geldzahlungen, 
nicht  nur  für  das  Finanzressort ,  sondern  auch  für  alle  übrigen  Ressorts; 
sie  war  somit  die  Regierungskasse.  Daneben  aber  beschäftigte  sie  sich 
mit  dem  Umsatz  von  Privatgeldern.  Da  die  Geldbank  überall  bequem 
zur  Hand  war,  so  hatte  man  sich  daran  gewöhnt,  nicht  in  bar,  sondern 
durch  Bankanweisung  zu  zahlen.    Jeder  nur  einigermaßen  vermögende  Ein- 


•)  Neben  der  Staatsbank  gab  es  in  größeren  Orten  noch  eine  Reihe  von  Privat- 
banken. 
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wohner  hatte  sein  Guthahen  auf  der  Bank,  und  heim  Verkaufe  von  Grund- 
stücken, Häusern,  Sklaven  usw.  wickelte  sich  die  Zahlung  gewöhnlich  so 
ab,  daß  der  Bankbeamte  auf  Grund  der  Zahlungsanweisung  des  Käufers 
den  hetr.  Geldbetrag  vom  Guthahen  desselhen  abschrieb  und  auf  das  Gut- 
haben des  Verkäufers  zuschrieb.  Jede  Zahlungsanweisung  lief  somit  durch 
die  Rechnungsbücher  der  Bank  hindurch;  ein  Scheckverkehr  im  modernen 
Sinne  scheint  nicht  bestanden  zu  haben.  So  war  es  nicht  nur  im  römischen, 
sondern  auch  schon  im  ptolemäischen  Ägypten ,  und  zahlreich  sind  die 
Papyrusurkunden,  welche  uns  dieses  Verfahren  deutlich  vor  Augen  führen. 

Die  staatliche  Getreidebank  andererseits  nahm  in  derselben  Weise  die 
Getreidesteuern  von  den  Erhebern  entgegen  und  leistete  für  Rechnung  des 
Staates  Zahlungen  in  Getreide  an  Truppenteile,  Beamte  usw.  Daneben  be- 
schäftigte sie  sich  gleichfalls  mit  P  r  i  vatgu  th  aben  ;  der  Landmann  konnte 
sein  überschüssiges  Getreide  an  die  Getreidebank  als  Guthaben  abliefern;  er 
sparte  den  Raum  für  die  Aufbewahrung  und  war  sicher  vor  Diebstahl  und 
sonstigem  Verluste;  hatte  er  Zahlungen  an  Privatpersonen  zu  leisten  und 
war  die  Zahlung  in  Getreide  genehm,  so  gab  er  seine  Zahlungsanweisung 
an  die  Bank;  ebenso  verfuhr  er  bei  Zahlung  seiner  Getreidesteuern. 

Uber  die  staatlichen  Einnahmen  und  Ausgaben  hatte  die  Geldbank  wie 
die  Getreidebank  auf  Grund  der  Kassentagebücher  und  Abrechnungsbücher 
allmonatlich  eine  Abrechnung  aufzustellen  und  der  vorgesetzten  Finanz- 
behörde einzureichen.  Zu  jeder  Einnahme  und  Ausgabe  bedurfte  es  einer 
Kassenverfügung  der  zuständigen  höheren  Behörde;  lag  eine  solche  noch 
nicht  vor,  gingen  aber  trotzdem  Beträge  ein,  so  erfolgte  ihre  Buchung 
schwebend  in  besonderem  Abrechnungsbuche.  So  erhält  in  Pap.  Oxv- 
rhynchos  I  61  aus  dem  Jahre  221  nach  Chr.  die  Staatsbank  Anweisung, 
die  bei  ihr  eingezahlte  Geldstrafe  von  2255  Drachmen,  eingezogen  wegen 
einer  Nachlässigkeit  im  inneren  Dienstbetriebe  der  Finanzverwaltung,  zunächst 
im  besonderen  Abrechnungsbuche  zu  vereinnahmen,  bis  die  Kassenverfügung 
über  die  endgültige  Vereinnahmung  eingegangen  sei. 

Jede  Monatsabrechnung  trägt  am  Kopfe  die  Restschuld  aus  dem  Vor- 
monat, dazu  kommen  dann  die  Einnahmen  des  Abrechnungsmonats,  abge- 
zogen werden  die  Ausgaben  desselben  Monats,  bleibt  wieder  die  Restschuld 
für  den  Folgemonat.  Das  Bruchstück  einer  solchen  Monatsabrechnung  be- 
sitzen wir  z.  B.  im  Pap.  Goodspced')  Nr.  7  aus  dem  Jahre  118  vor  Chr.: 
»Jahr  52.  Von  Kollouthes,  dem  Getreideverwalter  eines  Bezirks  im  Hera- 
kleidischen Kreise.  Monatliche  Abrechnung  über  Getreide,  welches  als  Rest- 
schuld auf  den  Monat  Mesore  übertragen  ist,  ferner  über  das,  welches  da- 
zu vereinnahmt  ist,  und  welches  verausgabt  ist  für  Rechnung  des  Getreide- 
Etats  des  genannten  Jahres.  Rcstschuld:  Scheffel  Weizen  20000,  Gerste 
2800 ....  Dazu  Einnahmen  für  Rechnung  des  Steuerpächters :  Scheffel 
Weizen  400«  usw.  Jede  Abrechnung  ging  an  das  Finanzministerium  in 
Alexandrcia;  eine  Zwischeninstanz,  etwa  wie  die  Ober- Postkassen  zwischen 
den  Postanstalten  und  der  General- Postkasse  stehen,  gab  es  nicht.  Die 
Abrechnung  wurde  zur  Sichcrstellung  der  Staatskasse  von  zwei  getrennten 
Dienststellen  aufgestellt  und  eingereicht:  einerseits  hatten  die  Geldbanken 
und  Getreidebanken  über  ihre  Einnahmen  und  Ausgaben  Rechnung  zu  legen, 
anderseits  diejenigen  (außerhalb  der  Banken  stehenden)  Beamten,  welche 
buchmäßig  für  die  Einnahmen  und  Ausgaben  verantwortlich  waren.  Die 
letzteren  Beamten  erhielten  zu  diesem  Zwecke  von  den  Steuererhebern  Be- 


1  E.  J.  Goodspeed,  Greek  Papyri  from  the  Cairo  Museum   The  University  of 
Chicago,  The  Decennial  Publications  V  ,  Chicago  1902. 
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richte  über  die  an  die  Bank  überwiesenen  Summen.  In  Alcxandreia  wurde 
die  Abrechnung  für  jedes  einzelne  Dorf  geprüft  und  erforderlichenfalls  mit 
Pr  ü  f  ung  s  verme  rk  en  versehen.  Solche  Prüfungsvermerke  besitzen  wir 
im  Pap.  Teptynis  1  Nr.  öl  (b)  aus  dem  Jahre  Il8  vor  Chr.  Der  Finanz- 
minister  —  selbstverständlich  in  seinem  Auftrag  irgend  ein  Dezernent  — 
macht  hier  eine  Reihe  von  Ausstellungen  in  Form  von  Randvermerken; 
bald  verfügt  er  eine  nochmalige  Prüfung  des  Sachverhalts,  bald  die  nach- 
tragliche Einziehung  von  Fehlbeträgen. 

Neben  dieser  Nachprüfung  der  monatlichen  Abrechnungen  wurden  in 
den  einzelnen  Provinzen  durch  rei  sende  Re  v  i  soren  besondere  Revisionen 
der  Geldbankcn  und  ( jetreidebanken  sowie  der  buchmäßigen  Abrechnungen 
der  Beamten  vorgenommen;  beides  verhielt  sich  zueinander  wie  Kasse  zur 
Buchhaltern.  Bei  Prüfung  der  Buchhaltereirechnungen  hatten  die  Revisoren 
z.  B.  festzustellen,  ob  die  buchmäßigen  Eintragungen  über  Größe,  Ertrags- 
fähigkeit, Bonitätsklasse  eines  Ackergrundstücks  mit  den  wirklichen  Ver- 
hältnissen auf  der  Ackerflur  sich  deckten.  Eine  Prüfung  nach  dieser  Rieh 
tung  hin  konnte  das  Ministerium  in  Alcxandreia  nicht  anstellen.  Die  Revi- 
soren beschränkten  sich  auf  Stichproben,  wie  wir  aus  ihren  Prüfungs- 
vermerken  auf  den  Papyrusurkunden  mehrfach  ersehen  können.  In  be- 
sonderen Fällen  hatten  sich  die  rechnungsiegenden  Beamten,  z.  B.  der  Dorf- 
sekretär, nicht  nur  in  der  Provinzialhauptstadt.  sondern  auch  in  Alcxandreia 
persönlich  einzufinden,  um  ihre  Abrechnung  zu  erklären  und  zu  begründen: 
es  war  das  die  Folge  der  Zentralisation  der  Verwaltung. 

Bevor  die  monatliche  Abrechnung  nach  Alcxandreia  abging,  wurde  sie 
von  der  Provinzialbehörde  vorgeprüft.  Ein  Doppel  wurde  zurückbehalten 
und  im  Provinzialstaatsarcbive  hinterlegt,  wenigstens  ist  dies  für  die 
römische  Zeit  bezeugt.1) 

Das  Rechnungsjahr  fiel  mit  dein  Kalenderjahr  zusammen.  Das  Jahr 
umfaßte  12  Monate,  jeder  Monat  30  Tage;  hinter  dem  12.  Monate  folgten 
zum  Ausgleiche  5  Schalttage.  Zur  Erleichterung  bei  Aufstellung  der  Kassen- 
abschlüsse und  der  Monatsabrechnungen  teilte  man  hin  und  wieder  den 
Monat  noch  in  3  Abschnitte  zu  je  10  Tagen.  War  das  Rechnungsjahr  ab- 
gelaufen, so  zog  sich  die  Schlußabrechnung  bisweilen  recht  lange  hin.  da 
es  oft  schwierig  war,  die  noch  offen  stehenden  Posten  (Zahlungsrückstände) 
zu  erledigen :  die  Regierung  beobachtete  in  diesem  Punkte  ein  mildes  Ver- 
fahren. Verantwortlich  für  die  Schlußabrechnung  war  derjenige  Beamte, 
der  in  dem  betr.  Rechnungsjahre  das  Amt  geführt  hatte,  auch  wenn  er  im 
neuen  Jahre  nicht  mehr  im  Dienste  war;  war  er  inzwischen  verstorben,  so 
ging  diese  Verantwortlichkeit  auf  seine  Erben  über.  In  Erledigung  dieser 
Verantwortlichkeit  hatte  er  «»der  seine  Erben  alle  zur  Schlußabrechnung 
gehörigen  Arbeiten  selber  aviszuführen,  d.h.  die  Einnahmen  und  Ausgaben 
zu  behandeln,  Quittungen  und  Rechnungslisten  aufzustellen,  den  Schrift- 
wechsel mit  den  Behörden  und  dem  Publikum  zu  führen  usw.  Da  die 
Amter  nicht  lebenslänglich  waren,  sondern  nach  einigen  Jahren,  in  gewissen 
Fällen  schon  nach  einem  Jahre  neu  besetzt  wurden,  so  sind  die  Fälle  nicht 
selten,  daß  uns  in  den  Papyrusurkunden  derartige  Schlußabrechnungen  be- 
gegnen. Die  amtliche  Tätigkeit  eines  Beamten  endete  somit  niemals  mit 
dem  Amte  selber,  sondern  zog  sich  noch  eine  geraume  Zeit  hinaus;  wir 
erkennen  auch  in  diesem  Punkte  das  starke  Hervortreten  der  Persönlichkeit 
des  Beamten. 

Die  Grundlage  für  das  Kassenwesen  bildete,  wie  heute,  das  Kassen - 
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tagebuch.  Je  nach  dem  Geschäftsumfangc  wurden  die  Einnahmen  und 
Ausgaben  bald  gemeinsam  hintereinander  in  demselben  Buche  (Rolle)  ge- 
bucht, bald  in  getrennt  angelegten  Einnahmebüchern  und  Ausgabebüchern. 
Die  Kassentagebücher  bieten  für  unsere  beutige  Anschauung  ein  sehr 
unübersichtliches  Bild,  weil  die  Geld  spalten  fehlen;  die  einzelnen  Summen 
sind  an  beliebiger  Stelle  auf  die  Zeile  gesetzt,  wie  es  der  Platz  gerade 
mit  sich  brachte;  daher  mag  es  kommen,  daß  Rechenfehler  nicht 
selten  sind. 

Nur  ein  einziger  Papyrus  ist  bisher  bekannt  geworden,  in  welchem  die 
Beträge  nach  Art  unseres  heutigen  Verfahrens  untereinander  angeordnet  sind, 
doch  ebenfalls  ohne  Spaltenlinien;  dieser  Papyrus1)  stammt  aus  dem  Jahre 
u>2  nach  Chr.,  er  ist  vermutlich  kein  amtliches  Kassentagebuch ,  sondern 
da>  Wirtschaftsbuch  eines  größeren  Gutes.  Von  den  uns  erhaltenen  46  Seiten 
dieses  Buches  möge  hier  ein  Stück  der  Seite  8  folgen: 

von  Sotas  12H  Drachmen 

an  Horion  für  Hergabe  der  Arbeiter 
von  Gains  300  Drachmen 

an  Kolobos 

an  Soterichos 

an  meinen  Ziegelmeister 
von  Dioskoros  40  Drachmen 

an  den  kleinen  Kameltreiber  Aphrodisios 

an  den  Kameltreiber  Heras 
von  Posedotos  kk>  Drachmen 

usw. 

Ein  interessantes  Kassentagebuch  ist  Pap.  Tebtynis  I  Nr.  112  aus  dem 
Jahre  112  vor  Chr.,  13  Seiten  lang,  aus  dem  Bureau  des  Dortsekretärs  in 
Kerkeosiris  (Fayum).  Dieser  Beamte  erhielt,  wie  heute  unsere  Postver- 
walter, Bauschvergütungen,  aus  denen  er  alle  Amtsbedürfnisse  zu  be- 
streiten hatte.  Zu  den  Amtsbedürfnissen  gehörten  aber  nicht  nur  Papier, 
Wachs,  öl,  sondern  auch  Löhne  an  Schreiber  und  Diener.  Trinkgelder  an 
andere  Beamte  und  sogar  die  Unkosten  für  ein  feierliches  Opfer  bei  Ge- 
legenheit einer  amtlichen  Landvermessung.  Zwischendurch  werden  allerlei 
Privatausgaben  gebucht,  z.  B.  für  Arzt,  Bad,  Brennholz,  Wein,  Fleisch  usw.; 
es  floß  ja  doch  alles  aus  derselben  Tasche.  Im  strengen  Sinne  kann  daher 
dieses  Kassentagebuch  als  ein  amtliches  nicht  bezeichnet  werden.  Um  die 
unübersichtliche  Anordnung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  zu  zeigen,  gebe 
ich  die  Ubersetzung  für  einen  Tag;  die  Zahlen  sind  Beträge  in  Drachmen: 

den  iown. 

Einnahme  aus  dem  Vorjahre  4.00,  Summe  1255.  hiervon  verausgabt 
Brod  25  Trinkwasser  5  Fleisch  20  Brennholz  5 
Gemüse  15  Öl  55  Lohn  an  Herakles  125 

Bad  10  Räucherwerk  5  Summe  280  \» 
geschnittenes  Futtergras  120 
Arzt  20  Summe  420 


')   Pap  Goodspeed  Nr.  30. 
«;  Mit  dieser  Zeile  endigt  eine  Seile;  die  Zahl  280  ist  daher  die  Seitenaut'rech- 
nung  für  den  io<en  bis  zu  dieser  Zeile. 


100  Drachmen 

56  Drachmen 
200  Drachmen 
8  Drachmen 

if>  Drachmen 
24  Drachmen 
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Bearbeitung  von  i<>  Stück  Papyrus  zu  100  macht  iooo 
Ausgaben    des  Dorfsekretärs  300 
Preis  des  Geflügels  für 

Musaios  den  Hausmeister  des  Provinzialsekretärs  zweimal  600 

macht  1200  Gesamtsumme  2920 
Hierauf  erhalten  aus  der  Kasse  1255 
Dazu  erhalten  aus  dem  Säckel ')  2000 
zusammen  3255  bleibt  Rest  335. 

Die  Ausgabe  von  1200  Drachmen  für  Gcflügcllieferungen  an  den  Haus- 
meister ((icayyiXsvi)  des  Provinzialsekretärs  ist  sehr  wahrscheinlich  ein  Ge- 
schenk oder  Trinkgeld,  um  diese  wichtige  Person  zu  gewinnen.  Derartige 
Geschenke  spielen  in  den  Papyrusurkunden  eine  große  Rolle,  nicht  nur  bei 
unteren,  sondern  auch  bei  höheren  Beamten.  Man  gab  und  nahm  sie  nicht 
etwa  unter  der  Hand,  sondern  offen  und  ohne  Scheu,  und  oft  genug  würden 
wir  heute  als  grobe  Bestechung  bezeichnen,  was  damals  als  selbstverständlich 
angesehen  wurde.  Die  Geschenke  gehörten  sozusagen  zum  Einkommen.  Es 
war  unerläßlich  für  die  Bewohner,  sich  durch  reiche  Gaben  die  Gunst  der 
Beamten  zu  sichern.  Der  Schreiber  eines  Privatbriefs2)  aus  dem  Jahre  Iii 
vor  Chr.  erzählt,  ohne  dabei  viel  Aufhebens  zu  machen,  daß  er  für  200 
Kupferdrachmen  Einsicht  in  die  Amtsakten  einer  Behörde  habe  nehmen 
dürfen,  durch  weitere  Zahlung  von  12  Silberdrachmen  habe  er  dann  er- 
reicht, daß  ein  ihm  unbequemes  Minderangebot  aus  den  Amtsakten  ver- 
schwand. 

Zahlreich  sind  in  den  Papyrus  die  königlichen  Erlasse  und  die  Ver- 
fügungen hoher  Behörden  wider  Ubergriffe  und  Parteilichkeit  der 
Beamten.  Bei  der  fest  eingewurzelten  Herrschaft  des  Trinkgeldes  konnten 
diese  wohlgemeinten  Bemühungen  keinen  Erfolg  haben;  dazu  kommt,  daß 
die  damaligen  Beamten  von  dem  modernen  Beamtengehorsam  weit  entfernt 
waren.  Ein  einigermaßen  wirksames  Gegenmittel  war  freilich  die  oben 
erwähnte  strenge  Haftung  der  Beamten  mit  ihrem  Privatvermögen,  sobald 
die  Staatskasse  Schaden  erlitt.  Das  Publikum  aber  mußte,  wenn  es  Schaden 
erlitt,  zum  Prozeß  sich  bequemen  —  und  zu  Trinkgeldern. 

Abgesehen  von  der  Haftpflicht  konnte  gegen  ungehorsame  Beamte  mit 
Gefängnisstrafe  und  Geldstrafe  vorgegangen  werden;  daneben  gab  es 
auch  Verfügungen,  durch  welche  ernste  Verweise  erteilt  werden;  sie  sind 
je  nach  dem  Eallc  in  milderer  oder  schärferer  Eorm  abgefaßt.  Eine  wohl- 
crhaltcne  Verfügung,  die  eine  scharfe  Zurechtweisung  enthält,  besitzen 
wir  in  Pap.  Tebtynis  I  Nr.  27  aus  dem  Jahre  113  vor  Chr.;  sie  ist  vom 
Finanzminister  an  einen  hohen  Finanzbeamten  der  Provinz  Fayum  gerichtet, 
60  Zeilen  lang.  Ich  teile  daraus  folgende  Stelle  mit:  »Du  bist  schon  früher 
einmal  ernstlich  bestraft  worden  gelegentlich  einer  wider  Dich  anberaumten 
amtlichen  Untersuchung,  weil  Du  nicht  rechtzeitig  für  die  Einziehung  der 
Abgaben  aus  dem  Landwirtschaftsbetriebe,  noch  für  die  Bewachung  der 
Getreidevorräte  Sorge  getragen  und  auch  verabsäumt  hattest,  für  den  Ver- 
waltungsdienst und  für  den  höheren  Polizeidienst  geeignete  Persönlichkeiten 
einzustellen,  vielmehr  waren  das  alles  minderwertige  und  unbrauchbare 
Leute;  umsomehr  erregt  es  Befremden,  daß  Du  bei  der  alten  Lässigkeit 
verharrst,   ohne   irgendwie   die  Dienstwidrigkeiten   abzustellen.     Sei  nicht 


l)  Vermutlich  ein  bei  der  Bank  abgehobenes  Guthaben. 
».:  Pap.  Tebtynis  1  Nr.  58. 
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darüber  in  Zweifel,  daß  Du  Dich  einem  neuen  Disziplinarverfahren  aus- 
setzest; überlege  es  in  letzter  Stunde,  daß  Du  in  Hinsicht  Deiner  Lässigkeit 
keine  Nachsicht  finden  wirst,  und  sorge,  daß  endlich  für  die  vorerwähnten 
Dienstgeschäfte  brauchbare  Kräfte  eingestellt  werden«  usw.  Die  Verfügung 
schließt  dann  mit  den  Worten:  »den  Empfang  dieser  Verfügung  hast  Du 
mir  schriftlich  zu  bestätigen«. 

Von  einer  Straf  Verfügung  in  Kassensachen  handelt  ein  Papyrus1)  aus 
dem  2.  Jahrhundert  nach  Chr..  wahrscheinlich  ebenfalls  aus  dem  Finanz- 
ministerium (römische  Zeit)  herrührend:  »Plautius  ltalus  an  die  Provinzial- 
direktoren  und  Provinzialsekrctäre  der  nachbenannten  Provinzen.  Bei 
Prüfung  der  Abrechnungen  über  Bargeld  habe  ich  gefunden,  daß  einige 
Provinzialdirektorcn  und  Provinzialsekrctäre  zeitweise  Dienstvergütungen  aus 
eigener  Machtvollkommenheit  bezogen  haben,  ein  Zeichen  von  Unbesonnen- 
heit, nicht  von  Achtung  vor  den  gegebenen  Dienstvorschriften.  Den  Be- 
teiligten habe  ich  das  Nötige  eröffnet;  insgemein  aber  möchte  ich  nach- 
drücklich darauf  aufmerksam  machen,  daß  ohne  besondere  Kassenverfügung 
die  kaiserliche  Kasse  nicht  anzurühren  ist«. 

Strafverfügungen  werden  heute  im  Geschäftsgange  tunlichst  so  behandelt, 
daß  sie  den  Augen  unbeteiligter  Beamten  entzogen  werden;  ist  es  nötig. 
Abschrift  einer  solchen  Verfügung  anderen  Dienststellen  zur  gleichmäßigen 
Beachtung  mitzuteilen,  so  wird  wenigstens  der  Name  des  schuldigen  Beamten 
ausgelassen.  Eine  solche  Schonung  kannte  man  damals  nicht.  Was  z.  B. 
jene  Strafverfügung  des  Finanzministers  aus  dem  Jahre  113  vor  Chr.  be- 
trifft, so  sandte  der  Finanzminister  eine  Abschrift,  die  den  vollen  Namen 
und  Titel  des  schuldigen  Beamten  enthält,  an  einen  anderen  Finanzbeamten 
derselben  Provinz  mit  der  Weisung,  auch  seinerseits  für  Aufrechtcrhaltung 
der  Ordnung  zu  sorgen ;  eine  zweite  ebensolche  Abschrift  sandte  der 
Finanzminister  an  den  Provinzialsekretär  mit  einem  ähnlichen  Auftrage. 
Der  Provinzialsekretär  gab  nunmehr  eine  Verfügung  an  sämtliche  Kreis- 
sekretäre und  Dorfsekretäre  seines  Bezirks,  worin  diesen  Beamten  die 
gegebenen  Grundsätze  von  neuem  eingeschärft  werden;  als  Anhang  fügte  er 
eine  Abschrift  jener  Verfügung  des  Finanzministers  in  vollem  Wortlaute 
bei,  und  auch  diese  Abschrift  enthält  den  vollen  Namen  und  Titel  des 
hohen  Finanzbeamten,  an  den  die  Zurechtweisung  ergangen  war.  Wir 
würden  heute  in  solchem  Falle  von  Untergrabung  der  Autorität  der  Vor- 
gesetzten sprechen,  zumal  alle  jene  Beamte  derselben  Provinz  angehörten. 

Die  Papyrusurkunden  geben  uns  die  Gewißheit ,  daß  der  ägyptische 
Bureaudienst  ebenso  vielseitig  durchgebildet  war  und  mit  derselben  fach- 
männischen Sorgsamkeit  gehandhabt  wurde,  wie  der  Bureaudienst  von 
heute;  dasselbe  gilt  vom  Kassenwesen.  Die  Überraschungen,  die  uns  die 
Papyrusurkunden  bringen,  beruhen  so  zumeist  in  der  Erkenntnis,  daß  der 
Verwaltungsdienst  wie  das  gesamte  öffentliche  und  private  Leben  in  Ägypten 
vor  2000  Jahren  im  großen  und  ganzen  sich  ebenso  abspielte,  wie  in  wohl- 
geordneten Staaten  der  Neuzeit. 


')  Grenfell  and  Hunt,  The  Oxyrhynchus  Papyri  III,  London  1903,  Nr.  474. 
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Auffallend  schnelle  Zerstörung  einer  Erdleitung  in  Koks- 
schüttung durch  die  Hin  Wirkung  von  Harnstoff.  Eine  für  das 
Postamt  in  Striegau  im  Herbste  iqoi  hergestellte  Erdleitung  aus  Bleidraht 
in  Koksschüttung  zeigte  im  Sommer  1903  einen  so  hohen  elektrischen 
Widerstand,  daß  sie  aufgegraben  und  erneuert  werden  mußte.  Hei  der  Auf- 
grabung ergab  sich,  daß  der  Bleidraht  zerstört  worden  war.  so  daß  keine 
innige  leitende  Verbindung  mehr  bestand. 

Dieses  auffallende  Ergebnis  führte  zu  einer  eingehenden  Untersuchung 
des  Falles.  Es  stellte  sich  dabei  heraus,  daß  die  Erdleitung,  obwohl  sonst 
ganz  vorschriftsmäßig  und  in  der  nötigen  Entfernung  von  Dunggruben  und 
Aborten  hergestellt,  sich  bis  Ende  1902  unterhalb  des  Ausflußrohrs  für  einen 
Küchenausguß  befunden  hatte.  Später,  bei  Einrichtung  der  allgemeinen 
Wasserleitung  in  Striegau ,  war  dieses  Ausflußrohr  beseitigt  worden.  In 
den  Küchenausguß  ist.  wie  von  den  Bewohnern  des  Hauses  zugegeben 
worden  ist.  auch  zuweilen  Nachtwasser  geschüttet  worden.  Wenn  nun  auch 
der  Platz,  über  welchem  das  Ausflußrohr  mündete  und  unterhalb  dessen 
sich  die  Erdleitung  befand,  gepflastert  war  und  zudem  die  Abwässer  in 
einem  in  Granitschwellen  eingehauenen  Kanal  weitergeführt  wurden,  so  muß 
doch  der  Boden  rings  um  das  Ausflußrohr  im  Laufe  der  Jahre  mit  Harn 
durchtränkt  worden  sein. 

Anders  ist  es  nicht  zu  erklären,  daß  bei  einer  im  Telegraphen-Versuchs- 
amte vorgenommenen  chemischen  Untersuchung  der  Erdleitungsübcrreste 
und  einer  Probe  des  Erdbodens  sich  an  beiden  die  Salze  der  salpetrigen 
Säure  (Blcinitrit  und  Ammoniumnitrit)  vorfanden.  Salpetrige  Säure  oder 
deren  Salze  kommen  gewöhnlich  nur  im  Ackerboden  vor,  wo  sie  sich  unter 
der  Einwirkung  von  Bakterien  aus  dem  Asparagin,  den  Albuminaten  und 
vor  allem  aus  dem  Harnstoff  bilden. 

Trotz  der  Ansammlung  von  salpetrigsauren  Salzen  im  Boden  hätte  aber 
die  Erdleitung  nicht  in  so  kurzer  Zeit  zerstört  werden  können,  wenn  nicht 
die  in  den  Salzen  gebundene  salpetrige  Säure  in  Freiheit  gesetzt  worden 
wäre.   Salpetrige  Säure  gibt  ein  ganz  vorzügliches  Lösungsmittel  für  Blei  ab. 

Das  Freiwerden  von  salpetriger  Säure  kann  nun  schlechterdings  nur  auf 
einen  elektrolytischen  Prozeß  zurückgeführt  werden,  welcher  sich  hier  bei 
dem  Vorhandensein  von  Koks  abspielen  konnte.  Der  Koks  stellte  die  Ab- 
leitungselektrode dar,  der  als  Lösungselektrode  Blei  gegenüberstand,  während 
«las  aus  dem  Harn  gebildete  Ammoniumnitrit  als  Elektrolyt  fungierte.  Das 
dergestalt  gebildete  Element  arbeitete  nahezu  auf  kurzen  Schluß  und  besaß 
wegen  der  Größe  der  Elektroden  nur  einen  sehr  geringen  Widerstand;  der 
Prozeß  konnte  also  recht  heftig  vor  sich  gehen.  Ohne  die  Gegenwart  von 
Koks  hätte  eine  elcktrolytische  Zersetzung  nicht  stattfinden  können,  und  die 
Zerstörung  der  Erdleitung  wäre  erst  nach  weit  längerer  Zeit  erfolgt. 

Der  Fall  lehrt,  daß  man  bei  der  Herstellung  von  Erdleitungen  und 
besonders  solchen  in  Koksschüttung  nicht  nur  die  Nähe  von  Dunggruben 
und  Aborten  zu  meiden,  sondern  auch  mit  aller  nur  möglichen  Genauigkeit 
zu  prüfen  hat,  ob  eine  Verunreinigung  des  Bodens  durch  Harn  seit  ab- 
sehbarer Zeit  ausgeschlossen  erscheint. 
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Magnetische  Gewässer.  Die  Chemiker  haben  sieh  fast  immer  zweifelnd 
verhalten,  wenn  die  Behauptung  aufgestellt  wurde,  daß  Gewässer  unter 
Umständen  den  in  sie  getauchten  stählernen  Geräten  magnetische  Eigen- 
schaften zu  verleihen  imstande  seien.  Uber  einen  neuerdings  wieder  be- 
obachteten Vorgang  dieser  Art  berichtet  die  »Welt  der  Technik«  folgendes. 
Im  Staate  Indiana  gibt  es  drei  Quellen,  in  denen  Nadeln,  Messerklingen 
und  ähnliches  magnetisch  werden.  Die  erste  Quelle  befindet  sich  bei 
Cartersburg- Springs,  die  zweite  in  einem  Brunnen  bei  der  Ortschaft  Libanon, 
die  dritte  in  einem  Brunnen  beim  Fort  Wayne.  Diese  Wasser  besitzen 
einen  starken  Gehalt  an  Kohlensäure,  die  an  der  freien  Luft  entweicht,  und 
in  dem  Grade,  wie  das  Gas  dem  Wasser  entströmt,  bildet  sich  ein  Nieder- 
schlag von  magnetischem  Eisenoxyd.  Die  in  Cartersburg- Springs  vor- 
genommenen Experimente  haben  erwiesen,  daß  Messer  und  Nadeln,  die 
vorher  nicht  eine  Spur  von  Magnetismus  zeigten,  nachdem  sie  fünf  Minuten 
in  der  Flüssigkeit  verblieben  waren,  in  ihrer  ganzen  Länge  magnetisch 
wurden.  Einige  nur  zwei  Minuten  eingetauchte  Nadeln  hafteten  derart  mit 
den  Spitzen  aneinander,  daß  sie  auch  durch  einen  starken  Luftzug  nicht 
getrennt  werden  konnten.  Messerklingen  bewahrten  ihre  magnetischen  Eigen- 
schaften etwa  30  Stunden  lang.  Nach  diesen  Ermittelungen  ist  es  unbe- 
streitbar, daß  die  Gewässer  magnetische  Eigenschaften  besitzen,  zumal  sich 
diese  auch  in  der  Ablenkung  der  Kompaßnadel  offenbaren.  An  dem  Wasser 
des  Brunnens  von  Libanon,  der  zur  Versorgung  eines  Bahnhofs  diente, 
hatte  man  bemerkt,  daß  die  Kessel  sehr  rasch  dadurch  angegriffen  wurden. 
Eine  chemische  Untersuchung  des  Wassers  brachte  keine  Aufklärung,  da 
das  Vorhandensein  eines  ätzenden  Körpers  nicht  festgestellt  werden,  konnte; 
dagegen  zeigten  sich  die  magnetischen  Eigenschaften  des  Wassers.  Man 
versuchte  den  Magnetismus  dadurch  zu  beseitigen,  daß  man  das  Wasser 
längere  Zeit  in  einem  offenen  Behälter  stehen  ließ,  und  erreichte  dadurch 
in  der  Tat  die  beabsichtigte  Wirkung.  Neuerdings  führt  man  den  Nieder- 
schlag des  magnetischen  Eisenoxyds  durch  Einleiten  von  Dampf  herbei.  Bei 
dem  Wasser  von  Fort  Wayne  sind  die  magnetischen  Eigenschaften  noch 
stärker  ausgeprägt  als  bei  den  bezeichneten  anderen  Quellen. 


Zur  Beseitigung  der  Rollbewegungen  der  Schifte.  Der  Direktor 
des  Germanisehen  Lloyd,  Konsul  Otto  Schlick  in  Hamburg,  ist  bei  seinen 
langjährigen  wissenschaftlichen  Studien  über  die  Rollbcwegungen  der  Schiffe 
neuerdings  zu  einem  interessanten  Ergebnis  gekommen.  Er  hat,  wie  in  den 
»Hamb.  Beiträgen«  mitgeteilt  wird,  einen  Apparat  konstruiert,  der  die  so- 
genannten Schlingcrbewegungcn  der  Dampfer  in  einem  Maße  vermindert, 
daß  sie  praktisch  in  den  meisten  Fällen  aufgehoben  erscheinen.  Bei  der 
allgemeinen  Schätzung,  die  Schlick's  Leistungen  für  den  Schiffbau  in  Fach- 
kreisen genießen,  darf  auch  seine  neue  Entdeckung  ernster  Beachtung  sicher 
sein.  Das  reisende  Publikum  auf  den  größten  und  schnellsten  Schiffen  aller 
Nationen  weiß  kaum  noch,  daß  es  schon  jetzt  seine  Reisebequemlichkeiten 
zum  guten  Teile  einer  auf  ähnlichem  Gebiete  sich  bewegenden  Erfindung 
des  Genannten  verdankt:  die  besonders  störenden  Vibrationen,  die  das  Ar- 
beiten der  Maschinen  im  Schiffskörper  hervorruft,  wurden  durch  seine  vor 
10  Jahren  eingeführte  Konstruktion  des  Massenausglcichs  beseitigt;  diese 
Erfindung  ermöglicht  es,  in  den  neuesten  Schnelldampfern  die  großen  Ma- 
schinen bis  zu  40000  Pferdekräften  ohne  Störung  für  die  Reisenden  und 
ohne  bedenkliche  Beanspruchung  des  Schiffskörpers  laufen  zu  lassen. 
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Die  neue  Vorrichtung  besteht  in  der  Hauptsache  aus  einem  Schwung- 
rade von  mäßigen  Dimensionen,  das  durch  einen  elektrischen  Motor  oder 
durch  eine  Dampfturbine  in  rasche  Umdrehung  versetzt  wird  und  dessen 
unter  normalen  Verhältnissen  vertikale  Achse  in  eigentümlicher  Weise  ge- 
lagert ist,  so  daß  sie  in  der  Mittelebenc  des  Schiffes  eine  Pendelbewegung 
ausführen  kann.  Ein  mit  dieser  Einrichtung  versehenes  Schiff  wird  durch 
die  ständigen  raschen  Schwingungen  des  Rades  gegen  die  Einwirkung  der 
Wellenbewegung  unempfindlich  gemacht,  seine  rollenden  Bewegungen  werden 
aufgehoben.  Da  die  Vorrichtung  schon  bei  den  kleinsten  seitlichen  Schwan- 
kungen des  Schiffes  ihre  Wirkung  energisch  äußert,  so  läßt  sie  die  Fort- 
pflanzung der  Bewegungen  und  ihre  Steigerung  zu  stärkerem  Schaukeln 
gar  nicht  erst  aufkommen,  wahrend  die  jetzt  üblichen  Schlingerkiele  haupt- 
sächlich erst  bei  starken  Rollenbewegungen  abschwächend  eingreifen. 

Die  Erfindung  wurde  durch  eingehende  theoretische  Untersuchungen 
hervorragender  Mathematiker  geprüft  und  als  ausführbar  und  selbst  bei 
großen  Schiffen  wirksam  erkannt.  Die  vom  Erfinder  konstruierten  Modelle 
bestätigen  die  Ergebnisse  der  theoretischen  Untersuchungen.  Techniker  von 
der  Bedeutung  des  Chefkonstrukteurs  der  britischen  Marine,  Sir  William 
White,  interessieren  sich  für  die  weitere  Ent Wickelung  der  Angelegenheit. 

Die  wissenschaftlichen  Tatsachen,  die  bei  dieser  Gelegenheit  über  die 
eigenartige  Wirkung  der  Schwungräder  festgestellt  wurden,  sind  sehr  be- 
merkenswert. Sic  bieten  zugleich  eine  Erklärung  für  das  mehrfach  beob- 
achtete verschiedene  Verhalten  von  Rad-  und  Schraubendampfern  beim 
Rollen  und  bei  Änderungen  der  Fahrtrichtung.  Zweifellos  ist  es  ein  wich- 
tiges Zukunftsproblem,  wie  weit  sich  die  neue  Erkenntnis  in  der  Praxis  des 
Schiffbaues  verwerten  läßt.  Mesonders  für  die  kleinen  Trajektdampfer 
• —  man  denke  z.  B.  an  die  Verbindungen  zwischen  England  und  dem  Fest- 
land, wo  die  seitlichen  Bewegungen  der  Schiffe  fortwährend  Tausenden 
ihrer  Passagiere  eine  ungerechtfertigte  Abneigung  gegen  weitere  Seereisen 
mit  großen  Ozeandampfern  beibringen  —  dürfte  ein  praktischer  Versuch 
erwünscht  und  dringlich  sein. 


Die  Platingewinnung  im  Ural  ist  bekanntlich  weitaus  die  be- 
deutendste der  Erde.  Sie  beträgt  nach  der  »Blustr.  Ztg.  f.  Blechindustr.« 
durchschnittlich  etwa  Oooo  kg  jährlich,  während  Columbien  nur  125  kg, 
Canada  05  kg.  Borneo  50  kg  und  die  Vereinigten  Staaten  20  kg  liefern. 
Die  Hauptfundstätten  im  Ural  befinden  sich  im  Gebiete  der  Flüsse  Wya. 
Iss  und  Tura,  sowie  bei  Xischniy  Tagil.  Dort  gibt  es  mehrere  Gesell- 
schaften, die  sich  mit  der  Gewinnung  des  edlen  Metalls  befassen;  die  größte 
davon  ist  die  Platin- Kompagnie,  die  etwa  11200  ha  platinhaltiges  Gebiet 
besitzt.  Neuerdings  ist  ein  Teil  dieses  Gebiets  genauer  untersucht  worden, 
um  Anhaltspunkte  über  die  künftigen  Aussichten  der  Platingewinnung  zu 
gewinnen.  Nach  dieser  Untersuchung  soll  eine  Fläche  von  380  ha  etwa 
1 7000  kg  Rohplatin  bergen,  was  bei  den  heutigen  Platinpreisen  einen  Wert 
von  30000000  Mark  ausmacht.  Ist  der  übrige  Teil  des  Gebiets  gleich  reich 
an  Platin,  so  dürfte  man  im  Ural  noch  auf  etwa  \!.2  Million  kg  dieses 
wichtigen  und  für  manche  Zwecke  unentbehrlichen  Metalls  rechnen  können. 
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Zur  Frage  der  Automobilhaftung. 

Von  Gerichts  -  Assessor  Dr.  F.  Scholz  in  Herlin. 

Das  Automobil  (auch  »Selbstfahrer«,  von  deutschen  Behörden  gern 
»Kraftfahrzeug«  genannt),  dieses  neueste  und  in  raschester  Entwickelung 
befindliche  Straßenverkehrsmittel .  hat  zweifellos  eine  außerordentliche  Ver- 
kehrsbedeutung, aber  es  wohnt  ihm  auch  eine  besonders  hohe  Unfallgefahr 
inne,  welche  zu  mannigfachen  Erörterungen  in  der  Fachliteratur  und  in 
der  Öffentlichkeit,  insbesondere  in  juristischen  Kreisen,  wie  auch  zu  be- 
sonderen Maßnahmen  seitens  der  Staatsbehörden  Veranlassung  gegeben  hat. 
Bisher  ist  auf  staatlichem  Wege  überwiegend  in  vorbeugendem  Sinne, 
durch  Vorschriften  polizeilicher  Natur,  vorgegangen:  verschiedene  aus- 
ländische Staaten  haben  für  ihr  Staatsgebiet  einheitliche  Polizeivorschriften 
über  den  Automobilverkehr  erlassen.  Im  Staate  New  York  ist  sogar  ein 
Gesetz  gegen  zu  schnelles  Fahren  ergangen;  in  England  besteht  ein  Motor- 
wagengesetz und  in  Frankreich  soll  ein  ähnliches  Gesetz  in  Vorbereitung 
sein.  In  Deutschland  besteht  auch  bezüglich  des  Automobilwesens  eine 
unübersehbare  Zahl  von  Polizeiverordnungen.  Aber  das  soll  besser  werden. 
Im  Reichsamt  des  Innern  sind  bereits  Grundsätze  aufgestellt  worden ,  die 
vermutlich  als  Grundlage  für  einheitliche  Landespolizeiverordnungen  in  den 
einzelnen  Bundesstaaten  dienen  sollen.  Hierzu  liegt  umsomehr  ein  Bedürfnis 
vor.  als  der  Automobil f ahrer  mit  Leichtigkeit  an  einem  und  demselben 
Tage  das  Gebiet  mehrerer  Bundesstaaten  durchkreuzen  kann. 

Noch  völlig  der  Lösung  harrt  in  Deutschland  die  Frage  einer  ange- 
messenen Haftung  für  Automobilunfälle.  Daß  die  gegenwärtige 
Haftung,  welche  sich  nach  den  §§823,  S31  B.G.B,  richtet  und  ein  Ver- 
schulden des  Haftpflichtigen  voraussetzt,   nicht  ausreicht,   wird  allgemein 
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anerkannt.  Aber  über  die  Frage,  wie  die  Haftung  de  lege  ferenda  zu 
gestalten  sei,  gehen  die  Meinungen  auseinander. 

Die  neuerdings  erschieneneTübinger  Inaugural-Dissertation  von  Dr.  Benno 
Vorwerk:  »Die  A utotn obi  1  ha f t ung  nach  besteh e n dem  Recht  und 
de  lege  ferenda«  (Düsseldorf,  Selbstverlag  des  Verf.,  1904)  gibt  einen 
trefflichen  Überblick  über  die  in  letzterer  Beziehung  gemachten  Vorschläge 
und  enthalt  beachtenswerte  Fingerzeige  für  eine  Neuregelung  der  Haftung. 
In  diesem  rechtspolitischen  Teil  liegt  der  besondere  Wert  der  Schrift.  Kür 
den  geltenden  Rechtszustand  bietet  sie  nichts  Neues.  Denn  eine  besondere 
Automobilhaftung  besteht  nicht  und  es  konnte  nicht  Aufgabe  der  Schrift 
sein,  zu  den  zahlreichen  Streitfragen,  die  sich  aus  den  §§823  ff.  B.G.B, 
entwickelt  haben,  wissenschaftlich  Stellung  zu  nehmen.  Dieser  Teil  ist 
vielmehr  wesentlich  mit  der  Tendenz  behandelt,  das  Unzureichende  der 
jetzigen  Haftung  darzutun. 

Den  rechtlichen  Ausführungen  schickt  der  Verfasser  einen  Abriß  der 
geschichtlichen  Entwicklung  des  Automobilwesens  voraus.  Wir  erfahren 
hier,  daß  der  Gedanke  des  heutigen  Automobils  bereits  den  Ägyptern  vor- 
geschwebt haben  soll;  denn  man  habe  auf  ihren  Steindenkmälern  Relief- 
darstcllungen  eines  Wagens  gefunden,  der  durch  den  Rückstoß  des  in  die 
Luft  entweichenden  Dampfes  fortbewegt  werde.  Nach  mittelalterlichen  Ver- 
suchen nahm  in  neuerer  Zeit  (i.  J.  107.')  Sir  Isaac  Newton  diesen  Gedanken 
wieder  auf.  indem  er  einen  Wagen  konstruierte,  der  sich  durch  den  aus 
einer  Heronskugel  ausströmenden  Dampf  vorwärtsbewegte.  Trotz  dieser 
und  anderer  Vorboten  ist  das  Automobil  eine  Schöpfung  der  modernen 
Technik,  und  zwar  eine  Erfindung  des  Ingenieurs  G.  Daimler  in  Cann- 
stadt.  Daimler  stellte  im  Jahre  1855  einen  Benzinmotor  her.  wie  er  im 
großen  und  ganzen  noch  jetzt  in  Verwendung  ist. 

Ehe  der  Verfasser  auf  die  rechtliche  Seite  übergeht,  kommt  er  zur  Be- 
griffsbestimmung des  Automobils.  Es  läßt  sich  jedenfalls  so  viel 
sagen,  daß  unter  dem  Begriff  der  Automobile  alle  durch  mechanische 
Kraft  schienenlos  getriebenen  Fahrzeuge  zu  verstehen  sind,  mag 
die  Kraft  Benzin  (die  noch  bei  weitem  am  häufigsten  angewendete  Trieb- 
kraft) oder  Petroleum.  Preßluft.  Azetylengas  oder  Elektrizität  sein.  (Die 
elektrisch  betriebenen  Wagen  sind  für  den  passiven  Dritten  die  angenehmsten; 
sie  sind  geräusch-  und  geruchlos  und  ermöglichen  einen  gefälligen  Bau. 
eignen  sich  aber  wenig  für  den  Verkehr  auf  längeren  Strecken.)  Nicht  zu 
den  Automobilen  rechnet  der  Verfasser  mit  Recht  die  Fahrräder,  obgleich 
dies  bestritten  ist.  Der  Radfahrer  steht  dem  Fußgänger  am  nächsten. 
Zweifelhaft  steht  es  mit  den  Motorfahrrädern.  Der  Verfasser  rechnet  sie 
unbedenklich  zu  den  Automobilen,  auch  die  zweirädrigen.  Für  den  gegen- 
wärtigen Rechtszustand  mag  dies  gelten.  Aber  bei  einer  Sonderregelung 
der  Haftpflicht  wird  es  schwer  sein,  eine  Abgrenzung  des  Begriffs  zu 
finden,  die  in  jeder  Beziehung  der  Billigkeit  entspricht. 

Hei  der  Frage  einer  Verschärfung  der  für  Automobile  bestehenden 
Haftung,  welche  gegenwärtig  weit  milder  ist  als  die  Haftung  für  Straßen- 
bahnen und  Fuhrwerke  (§  1  des  Reichshaftpflichtgesetzes.  §833  B.  G.  B.!)*). 
erwägt  der  Verfasser  mit  Recht,  daß  durch  eine  Haftungsverschärfung 
zweifellos  ein  erzieherischer  Einfluß  auf  die  Automobilisten  ausgeübt 
werde,    daß    aber   auch    das    Publikum    erzogen    werden   müsse,  dessen 


*  Zum  geltenden  Rocht  wird  das  Archiv  einen  besonderen  Aufsatz  bringen: 
Ober  rnt.ulliaf-.un:;  im  Straßenverkehr.  Unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Praxis 
des  Reichsgerichts'. 
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Unerfahrenheit  recht  oft  zu  Unfällen  Anlaß  gebe.  Die  Aussicht  auf 
besseren  Schadensersatz  im  Unglücksfalle  dürfe  das  Publikum  nicht  noch 
leichtsinniger  machen,  habe  doch  die  Rechtsprechung,  wie  der  Verfasser 
(S.  78  bis  79)  nur  allzu  richtig  bemerkt,  in  der  Bemessung  der  Renten  und 
der  Entschädigungssummen  »einen  Wohltätigkeitssinn  entfaltet,  der  tatsäch- 
lich zu  Besorgnissen  Anlaß  gibt.«  Trotzdem  glaubt  der  Verf.  im  Einklang 
mit  der  allgemeinen  Meinung,  daß  der  aus  einer  Haftungsverschärfung 
folgende  Vorteil  größerer  Aufmerksamkeit  und  Vorsicht  der  Automobilisten 
den  Nachteil  größerer  Nachlässigkeit  und  zum  Teil  unlauterer  Spekulation 
des  Publikums  —  man  denke  hier  an  die  Mißstände,  die  sich  an  das  Wort 
»Traumatische  Neurosen  knüpfen  —  weit  übersteigen  werde. 

Als  weiteren  und  wohl  entscheidenden  Grund  für  eine  verschärfte 
Haftung  verweist  der  Verf.  auf  die  Gefährlichkeit  der  Automobile.  Er 
erinnert  an  die  in  der  Tat  auffallende  Unbilligkeit,  die  darin  besteht,  daß, 
während  jetzt  im  Automobilverkehr  nur  für  Verschulden  gehaftet  wird,  die 
Straßenbahn-Betriebsunternehmer  (Reichshaftprlichtgesetz)  und  sogar  jeder 
Tierhalter  (§  833  B.  G.  B.)  ohne  diese  Voraussetzung  haften.  Und  doch 
sei  die  Unfallgefährlichkeit  der  Automobile  nicht  nur  erheblich  größer  als 
die  der  Fuhrwerke,  sondern  auch  größer  als  die  der  Straßenbahnen.  Die 
Erfahrungen  im  Straßenbahnbetriebe  hätten  zu  der  Erkenntnis  geführt,  daß 
bei  mechanischer  Betriebsweise  die  Todesgefahr  zehnmal,  die  Gefahr  schwer 
verletzt  zu  werden  zweimal  größer  sei  als  beim  Pferdebetriebe  (S.  70).  Die 
noch  gesteigerte  Gefährlichkeit  der  Automobile  liegt  aber  in  der  großen 
Schnelligkeit,  deren  sie  fähig  sind  und  mit  der,  im  Gegensatz  zu  den 
Straßenbahnen,  gewöhnlich  auch  gefahren  wird,  ferner  besonders  in  ihrem 
schienenlosen  Laufe  und  ihrer  leichten  Lenkbarkeit,  wodurch  sie  in  der 
Lage  sind,  an  den  verschiedensten  Seiten  der  Straße  unvorhergesehen  auf- 
zutauchen und  die  Auswcichbercchnung  dem  Publikum  unmöglich  zu  machen. 
Der  Verf.  verweist  hier  insbesondere  auf  sachverständige  Gutachten  und 
Statistiken.  Dabei  behält  er  im  Auge,  daß  die  Unfallstatistik  der  Wett- 
fahrten nicht  maßgebend  sein  kann.  Interessant  ist  es  immerhin,  daß  man 
auf  der  Schnellfahrt  Paris-Berlin  im  Jahre  1901  57  Unglücksfälle,  von 
denen  fast  die  Hälfte  tötlich  verlief,  und  bei  der  Fahrt  Paris-Madrid 
am  24.  Mai  1903,  deren  Weiterfahrt  auf  spanischem  Boden  überhaupt  ver- 
boten wurde,  10  Todesfälle  und  ebensoviele  schwere  Verletzungen,  von 
denen  drei  lebensgefährlich  waren,  zu  verzeichnen  hatte  (S.  61). 

Ein  weiterer  Grund  für  eine  Verschärfung  der  Haftung  ist  dem  Ver- 
fasser der  nationalökonomische  Gesichtspunkt  des  Interesses,  ein 
Gesichtspunkt,  den  das  römische  Recht  in  die  Worte  kleidete:  nam  et 
periculum  eius  esse  debet  cuius  commodum  est.  M.  a.  W. :  Wer  ein  Gut 
besitzt,  das  dem  Besitzer  besondere  Vorteile  bietet,  soll  auch  die  sich 
daraus  ergebenden  besonderen  Gefahren  tragen.  Verwandt  mit  diesem 
Gesichtspunkt  ist  das  vom  Verfasser  ferner  angezogene  sozialpolitische 
Moment  der  Tragfähigkeit.  Es  entspreche  der  Billigkeit,  den  Schaden 
auf  diejenigen  Schultern  zu  wälzen,  die  ihn  ohne  wirtschaftliche  Gefährdung 
tragen  können,  ein  Gedanke,  der  in  den  §§  231,  829,  867,  904,  912,  917, 
902  des  B.  G.  B.  Verwirklichung  gefunden  hat  und  auch  dem  oft  genannten 
Satze:  »in  dubio  contra  fiscum«  zugrunde  liegt. 

Die  letztgenannten  beiden  Gesichtspunkte  führen  dahin,  die  verschärfte 
Haftung  nicht  gerade  dem  Automobil f ührer,  sondern  demjenigen  aufzu- 
bürden, der  das  Automobil  für  seine  Zwecke  verwendet,  also  etwa  dem 
»Geschäftsherrn«  im  Sinne  des  §831  B.G.B.,  oder  etwa  dem  Automobil- 
»halter«  (§833  B.G.B.),  oder  dem  Automobil -Betriebsunternehmer  (arg. 

28» 


Digitized  by  LaOOSle 


434 


Zur  Frage  der  Automobilhaftung. 


Reichshaftpflichtgesetz).  Der  Verfasser  halt  jedoch  eine  solche  Haftung 
noch  nicht  für  genügend.  Dem  Verletzten  liegt  hierbei  immer  noch  der 
schwierige  Beweis  ob,  wer  der  Führer  oder  Halter  oder  Betriebsunter- 
nehmer des  schädigenden  Automobils  ist.  Bei  einer  Unterstellung  der 
Automobilhaftung  unter  die  Haftung  des  Tierhalters  (§  833  B.  G.  B)  sei 
übrigens  das  Prinzip  der  Tragfähigkeit  nicht  genügend  berücksichtigt. 
Dagegen  hat  z.  B.  der  Schweizerische  Nationalrat  am  9.  Juni  1903  in  Art.  igbi* 
des  Entwurfs  eines  revidierten  Eisenbahnhaftpflichtgesetzes  die  Haftung  des 
»Automobilhalters«  in  offenbarer  Anlehnung  an  §  833  B.  G.  B.  beschlossen. 

Für  zweckentsprechend  hält  der  Verfasser  allein  eine  Regelung,  welche 
dem  Verletzten  den  ihm  nach  geltendem  Recht  obliegenden  oft  sehr 
schwierigen  Beweis  der  Person  des  Täters  und  eines  Verschuldens  des 
Täters  abnimmt,  ihm  überhaupt  einen  vom  Verschuldungsprinzip  losgelösten 
Anspruch  gegen  den  Täter  und  denjenigen  gibt,  der  die  Handlungsweise 
des  Täters  als  Geschäftsherr  (§  831  B.  G.  B.)  zu  vertreten  hat,  und  die 
zugleich  die  vorgenannten  Gesichtspunkte  berücksichtigt.  Dieses  Ziel  findet 
der  Verfasser  in  der  Gründung  von  Zwangs- Automobilgenossen- 
schaften nach  dem  Muster  der  deutschen  Unfallversicherung.  Dies  ist 
auch  das  Ergebnis,  zu  dem  der  deutsche  Juristentag  im  Jahre  1902  zu 
Berlin  mit  29  gegen  12  Stimmen  gelangt  ist.  Der  Verfasser  schließt  sich 
den  Gründen  dieses  Beschlusses  des  Juristentags  an.  Bei  einer  derartigen 
Regelung  besteht  in  der  Tat  für  den  Verletzten  keine  Beweisnot  mehr.  Für 
alle  Unfälle,  die  im  Bezirke  der  Automobilgenossenschaft  A  eintreten,  haftet 
die  Genossenschaft  A,  sei  es,  daß  das  Unheil  stiftende  Automobil  der  Genossen- 
schaft A  angehört,  sei  es,  daß  es  ihr  nicht  angehört,  sondern  etwa  einer 
anderen  Genossenschaft  oder  zufälligerweise  gar  keiner  deutschen  Automobil- 
genossenschaft. Der  Verletzte  braucht  nur  nachzuweisen,  daß  durch  ein 
Automobil  ihm  ein  Schaden  verursacht  ist  und  daß  der  Vorfall  sich  im 
Bezirke  der  zu  verklagenden  Automobilgcnosscnschaft  abgespielt  hat. 

Nach  diesem  Vorschlage  sind  kraft  Gesetzes  Mitglieder  der  Genossen- 
schaft die  Automobileigentümer,  nicht  etwa  die  Halter,  Besitzer  oder  Fahrer; 
die  praktische  Durchführung  bei  dieser  zweiten  Möglichkeit  der  Gestaltung 
würde  zu  schwierig  sein.  Die  Gesichtspunkte  des  Interesses  und  der  Trag- 
fähigkeit sind  bei  dieser  Regelung  ausgiebig  berücksichtigt.  Die  als  Haft- 
schuldnerin in  Anspruch  genommene  Automobilgcnossenschaft  soll  sich,  wie 
billig,  befreien  können  durch  den  Nachweis  höherer  Gewalt,  ferner  eigenen 
Verschuldens  des  Verletzten,  jedoch  nur  nach  Maßgabe  des  §254  B.G.B., 
sodaß  nach  der  überwiegenden  Verursachung  abzuwägen  ist  und  im  Falle 
eines  mitwirkenden  Verschuldens  des  Verletzten  die  Haftung  nicht  grund- 
sätzlich aufgehoben,  vielmehr  der  Schaden  angemessen  zu  teilen  ist.  und 
drittens  durch  den  Einwand,  daß  der  Verletzte  den  Unfall  sich  bei  der 
Begehung  eines  durch  strafgerichtliches  Urteil  festgestellten  Verbrechens 
oder  vorsätzlichen  Vergehens  zugezogen  hat. 

Diese  Regelung  hat  in  der  Tat  erhebliche  Vorzüge.  Sie  kommt  dem 
Publikum  in  der  fürsorglichsten  Weise  entgegen.  Freilich  wie  bei  allen 
heutigen  Haftungsfällen  bleibt  auch  hier  die  unbillige  Tatsache  bestehen, 
daß  der  Einwand  des  eigenen  Verschuldens  des  Verletzten  nicht  darauf  sich 
stützen  kann,  daß  das  Verhalten  des  Verletzten  mehr  oder  weniger  den 
Unfall  verursacht  hat,  sondern  daß  ein  subjektives  Verschulden  dem 
Verletzten  nachgewiesen  werden  muß,  und  daß  dies  z.  B.  dann  unmöglich  ist, 
wenn  der  Verletzte  nicht  schuldfähig,  z.  B.  ein  Kind  war.  Im  letzteren 
Falle  wird  auch  fast  niemals  durch  den  Einwand  der  höheren  Gewalt 
geholfen  werden  können,  da  dieser  Begriff  durch  das  Reichsgericht  eine  so 


Digitized  by  Google 


Die  Unfallversicherung  usw. 


435 


enge  Auslegung  erhalten  hat,  daß  er  im  Straßenverkehr  kaum  noch  zu  er- 
bringen ist. 

Bedenklich  erscheint  aber  bei  dieser  Regelung,  daß  das  erzieherische 
Moment  ganz  in  den  Hintergrund  tritt.  Die  Aufmerksamkeit  des  Publikums, 
welches  eine  äußerst  günstige  Rechtslage  erlangt,  wird  gewiß  nicht  gestärkt, 
und  die  oft  beklagte  Rücksichtslosigkeit  der  Automobil fahrer  wird  wachsen, 
wenn  sie  wissen,  daß  ja  die  Genossenschaft  haftet  und  der  Verletzte  und 
das  Publikum  sich  wenig  darum  kümmern  werden,  wer  im  gegebenen 
Falle  der  Täter  war.  Damit  steht  im  Zusammenhang,  daß  der  Regreß  der 
Genossenschaft  gegen  den  Schadenstifter,  so  ausgiebig  der  Regreß  gedacht 
ist,  nur  schwer  durchzuführen  sein  wird,  wenn  ein  frivoler  Fahrer  der 
Schadensverursacher  war,  wobei  noch  zu  berücksichtigen  ist,  daß  der 
Automobilfahrer  nicht  etwa,  wie  stets  der  Radfahrer,  durch  einen  Zusammen- 
stoß zu  Fall  kommt,  sondern  meistens  in  der  Lage  ist.  ohne  weiteres  davon- 
zufahren und  sich  der  Feststellung  seiner  Persönlichkeit  zu  entziehen.  Die 
Unfälle,  die,  wie  man  die  Haftung  auch  regeln  möge,  immer  ein  nationaler 
Schaden  sind ,  werden  sich  bei  dieser  Regelung  nur  noch  mehren ,  wenn 
nicht  gleichzeitig  mit  polizeilichen  Maßnahmen  vorgegangen  wird.  Unter 
diesen  dürfte  die  allgemeine  Einführung  und  geeignete  Durchführung  des 
sog.  Nummernzwanges  eine  Notwendigkeit  sein. 


Die  Unfallversicherung  der  im  Betriebe  der  Reichs -Post- 
verwaltung beschäftigten,  nicht  im  Beamtenverhältnisse 

stehenden  Personen. 

Von  Geh.  Rechnungsrat  Zetzsch  in  Berlin. 

(Fortsetzung.) 

II.  Überblick  Ober  die  den  wesentlichen  Bestimmungen  der  Unfallversicherung  durch 
Übung  und  Rechtsprechung  zuteil  gewordene  Auslegung.4 

i.   Begriff  des  Betriebsunfalls. 

Das  Gesetz  selbst  gibt  keine  nähere  Begriffsbestimmung  des  Wortes 
»Unfall«.  Nach  dem  Wortsinn  ist  aber  unter  Unfall  ein  plötzlich  in  die 
Erscheinung  tretendes,  zeitlich  bestimmbares  einzelnes  Ereignis  zu  verstehen, 
welches  schädliche  Folgen  für  den  Körper  eines  Menschen  herbeigeführt 
hat.  Damit  ein  solcher  Unfall  als  Betriebsunfall  angesehen  werden  kann, 
muß  das  Ereignis  nicht  bloß  äußerlich  —  zeitlich  und  örtlich  —  mit  dem 
Betriebe  zusammenfallen,  sondern  auch  in  ursächlichen  Zusammenhang  mit 
dem  Betrieb  und  dessen  Gefahren**^  zu  bringen  sein.  Der  ursächliche  Zu* 
sammenhang  zwischen  dem  Betrieb  und  seinen  Gefahren  einerseits  und  dem 
Unfall  andererseits  kann  ein  unmittelbarer,  aber  auch  nur  ein  mittelbarer 

*i  Im  Nachstehenden  bedeuten  die  Abkürzungen: 

R.  E.  .  .  .  Rekurs- Entscheidung  des  Reichs -Versicherungsamis. 
A.  N. .  .  .  AmUiche  Nachrichten  des  Reichs  -Versicherungsamts. 
•*)  Gefahren,  die  mit  der  Tätigkeit  im  Betrieb  oder  für  den  Betrieb  nur  zufällig 
zusammenfallen  und  mit  ihm  an  sich  nichts  zu  tun  haben,  wie  z.  B.  die  Gefahr,  von 
einem  tollen  Hunde  gebissen  oder  von  einem  Geisteskranken  angegriffen  zu  werden, 
sind  keine  Betriebsgefahren,  sondern  Gefahren  des  gemeinen  Lebens.  Unfälle  aus 
solchen  Gefahren  werden  der  Regel  nach  nicht  entschädigt 
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-sein.  Auch  erfordert  der  Begriff  des  Betriebsunfalls  nicht,  daß  der  Betrieb 
die  alleinige  Ursache  des  Unfalls  bildet;  es  reicht  hin,  wenn  er  sich  als 
mitwirkende  Ursache  darstellt,  z.  B.  hei  Einwirkung  höherer  Gewalt,  bei 
eigenem  Verschulden  oder  schon  vorhandener  krankhafter  Veranlagung  des 
Verletzten,  bei  durch  Mitarbeiter  oder  Dritte  unvorsätzlich  oder  vorsätzlich 
beigebrachten  Verletzungen.  Nicht  notwendig  für  die  Anerkennung  eines 
Betriebsunfalls  ist  es,  daß  es  sich  dabei  um  ein  außerordentliches,  den  Be- 
trieb störendes  Ereignis  in  dem  Sinne  handelt,  daß  neben  der  Schädigung 
des  Betroffenen  noch  außerdem  eine  besondere  Störung  des  Betriebs  ein- 
getreten sein  müßte.  Das  Außergewöhnliche  eines  Betriebs  Vorgangs  kommt 
für  die  Frage,  ob  ein  Unfall  beim  Betriebe  vorliegt,  nicht  als  begriffsbe- 
stimmend,  sondern  nur  als  ein  Beweismoment  (ein  Moment,  durch  das  der 
Beweis  erleichtert  wird)  in  Betracht,  so  daß  unter  Umständen  auch  ein  aus 
dem  Rahmen  der  gewöhnlichen  Arbeit  nicht  herausfallender  Betriebsvorgang 
einen  Unfall  beim  Betriebe  darstellen  kann.  Immerhin  haftet  jedoch  dem 
Begriff  »Unfall  beim  Betrieb«  unter  allen  Umständen  die  Vorstellung  vom 
Ungewöhnlichen  an.  Wenn  der  Betriebsvorgang  an  sich  auch  nicht  immer 
ungewöhnlicher  Natur,  wie  es  bei  Beschädigung  durch  Maschinen,  bei  Aus- 
gleiten auf  dem  Boden  des  Betriebsraums  usw.  der  Fall  ist,  zu  sein  braucht, 
so  müssen  doch  die  Verhältnisse,  welche  die  Schädigung  zeitigen,  das  Kenn- 
zeichen des  Ungewöhnlichen  und  Besonderen  in  sich  tragen.  Dies  ist  bei- 
spielsweise vom  Reichs -Versicherungsamt  durch  Rekursentscheidung  vom 
20.  November  1903  in  einem  Falle  anerkannt  worden,  in  dem  ein  an  Ge- 
hirnblutung tödlich  verunglückter  Arbeiter  sich  in  einem  fortwährend  heißen 
Arbeitsraume  nach  den  Zeugenaussagen  über  das  gewöhnliche  Maß 
hinaus  angestrengt  und  erhitzt  hatte. 

Aus  dem  Vorstehenden  ergibt  sich,  daß  es  nicht  als  Betriebsunfall  an- 
gesehen werden  kann,  wenn  durch  eine  Reihe  von  schädlichen  Einwirkungen, 
welche  längere  Zeit,  vielleicht  Jahre  hindurch  andauerten,  eine  Gesundhcits- 
beschädigung  hervorgerufen  ist.  Solche  Schädigungen  stellen  sich  im  Gegen- 
satz zu  den  plötzlich  und  meist  sogleich  deutlich  erkennbar  auftretenden 
Folgen  eines  Betriebsunfalls  als  sogenannte  Gewerbekrankheiten  dar  und 
sind  auf  Grund  der  Unfallversicherungsgesetze  nicht  zu  entschädigen.  Immer- 
hin darf  der  für  die  Anerkennung  eines  Betriebsunfalls  notwendige  Nach- 
weis der  »Plötzlichkeit«  der  schädigenden  Einwirkung  nicht  in  zu  engen 
Grenzen  gehalten  werden.  Die  schädigende  Einwirkung,  die  bei  Betriebs- 
unfällen der  Regel  nach  nur  die  Zeitdauer  von  wenigen  Minuten,  wie  bei 
Hinfallen,  Herabstürzen,  Beschädigungen  durch  Maschinen  usw.  umfassen 
wird,  verliert  noch  nicht  den  Charakter  der  Plötzlichkeit,  wenn  sie  einige 
Zeit,  mehrere  Stunden  im  Zusammenhange,  sich  geltend  macht  und  das  akute 
Auftreten  eines  Leidens  zeitigt.  So  ist  ein  Unfall  angenommen  worden  bei 
einem  Zimmermann,  der  an  einem  ungewöhnlich  heißen  Sommernachmittage 
bei  einer  ihn  besonders  den  Sonnenstrahlen  aussetzenden  Arbeit  vom  Hitz- 
schlage getroffen  wurde,  ferner  bei  einem  Müller,  der  durch  plötzlich  ein- 
tretendes Hochwasser  gezwungen  war,  zur  Beseitigung  desselben  und  zur 
Bergung  des  Mahlguts  mehrere  Stunden  in  fußhohem  eiskalten  Wasser  zu 
arbeiten,  und  sich  hierdurch  eine  Erkältung  zuzog,  an  deren  Folgen  er 
demnächst  verstarb.  Nicht  entschädigt  ist  hingegen  der  Eintritt  von  Schwer- 
hörigkeit infolge  fortgesetzter  heftiger  Entladungsgeräusche  bei  Sprengungen 
in  Bergwerken  und  Steinbrüchen. 

Auf  gleicher  Stufe  mit  den  nicht  zu  entschädigenden  Gewerbekrankheiten 
stehen  Schädigungen  infolge  gewisser  nachteiliger  Einflüsse  der  Betriebs- 
stätten, z.  B.  der  dauernden  Zugluft,  fortwährender  Feuchtigkeit,  Kälte  oder 
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Hitze  in  einem  Betriebsraum,  sowie  infolge  anhaltender  Arheit  unter  un- 
günstigen Witterungsverhältnissen  im  Freien.  Wenn  eine  Schädigung,  z.  B. 
eine  akute  Erkältung,  bei  einer  im  l'reien  unter  ungunstigen  Witterungs- 
verhältnissen stattfindenden  Arbeit  (z.B.  Bestellgang)  eintritt,  so  gilt  nach 
steter  Übung  als  Erfordernis,  daß  entweder  die  Witterungsverhaltnis.se  außer- 
ordentlicher, nur  äußerst  selten  vorkommender  Art  gewesen  sind  oder  daß 
die  an  sich  ungünstigen  Witterungsvcrhältuise  durch  besondere  Unistände 
(z.  B.  Schneesturm,  Schneeverwehung  oder  auch  Umstände,  welche  in  der 
Person  des  Betroffenen  liegen  können)  derart  gesteigert  worden  sind,  daß 
ihre  Uberwindung  nachweisbar  Anstrengungen  erforderte,  die  über  «las  ge- 
wöhnliche Leistungsmaß  hinausgingen. 

Auch  allmählich  bei  der  Betriebsarbeit  und  unter  deren  Einfluß  ent- 
stehende äußere  Verletzungen  (/..  B.  Schwielen)  sowie  die  allmähliche  Ab- 
nutzung der  körperlichen  Kräfte  und  allmähliche  Verschlimmerung  krank- 
hafter Anlagen  sind  keine  Unfälle. 

2.    Unfälle  besonderer  Art. 

Die  Entscheidung  der  Frage,  ob  ein  Betriebsunfall  vorliegt,  ist  oft  nicht 
leicht,  wenn  es  sich  um  Verunglückung  von  Personen  mit  schon  vorhandener 
Veranlagung  zu  Krankheiten,  insbesondere  zu  Lungen-,  Herz-  und  Magen- 
krankheiten, zu  rheumatischen  und  nervösen  Leiden,  handelt.  In  diesen 
Fällen  muß  das  größte  Gewicht  auf  eine  grundliche  arztliche  Begutachtung 
und  Klarstellung  nach  der  Richtung  gelegt  werden,  ob  ein  ursächlicher 
Zusammenhang  zwischen  dem  Unfall  heim  Betrieb  und  den  seit  diesem  Unfall 
aufgetretenen  Krankheitserscheinungen  besteht  oder  nicht. 

Die  nachstehende  Zusammenfassung  aus  einer  Reihe  von  Entscheidungen 
läßt  erkennen,  wie  im  allgemeinen  bei  Beurteilung  derartiger  Falle  zu  ver- 
fahren sein  wird. 

Lungenblutung.  Die  beim  Heben  eines  besonders  schweren  Steines 
aufgetretene  Lungenblutung  eines  Arbeiters,  der  vor  Jahren  an  Lungen- 
entzündung gelitten,  aber  während  der  letzten  drei  Jahre  regelmäßig,  ohne 
Spuren  eines  Lungenlcidens  erkennen  zu  lassen,  schwere  Arbeit  verrichtet 
hatte,  ist  entschädigt  worden,  weil  angenommen  wurde,  daß  der  Riß  in  der 
Lunge  bei  allerdings  vorhandener  Schwäche  der  Gefäße  durch  das  be- 
sonders schwere  Heben  verursacht  wurde  (R.  E.  vom  2<>.  5.  00). 

Blut  Sturz.  Ein  Bierfahrer  war  heim  Hinauftragen  von  nur  einer 
achtel  Tonne  Bier  in  die  zwei  Treppen  hochbelegene  Wohnung  eines  Kunden 
von  einem  Blutsturze  befallen  worden.  Der  Anspruch  auf  Entschädigung 
wurde  abgewiesen,  weil  bei  der  geringfügigen  Leistung  die  wesentliche 
Ursache  für  den  Blutsturz  in  dem  festgestellten  krankhaften, 
schon  lange  Zeit  bestehenden  Lungenbefund,  nach  welchem  der 
Verletzte  an  hochgradiger  Lungeuschwindsucht  litt,  zu  erblicken  war  (R.  E. 
vom  27.  4.  01). 

Lungenentzündung.  Der  ursächliche  Zusammenhang  zwischen  einer 
rasch  und  tödlich  verlaufenen  Lungenentzündung  und  einem  Unfälle,  Sturz 
in  eine  Baugrube  aus  einer  Höhe  von  I  m.  ist  anerkannt  worden,  weil  der 
Verunglückte  dabei  mit  der  Brust  auf  eine  hölzerne  Rinne  aufgeschlagen 
war  und  somit  eine  Quetschung  und  starke  Erschütterung  «1er 
Brusf  erlitten  hatte  (A.  X.  S.  2()l,  1902). 

Tod  an  Tuberkulose.  Ein  bereits  seit  Jahresfrist  an  chronischer 
Tuberkulose  der  linken  Lunge  leidender  Maurer  fiel  von  einem  4  m  hohen 
Gerüste  herab  und  zog  sich  Quetschungen  fies  rechten  l  'nterschenkels  und 
der  rechten  Brustseite  zu.     Nach  dem  Unfall  entwickelte  sich  traumat-M-h«' 
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Rippenfellentzündung  und  seitdem  zeigte  auch  die  rechte  Lunge  Erschei- 
nungen einer  tuberkulösen  Erkrankung.  Die  Verschlimmerung  des 
Lunge nlcidens,  insbesondere  das  übergreifen  der  Tuberkulose  auf  die 
rechte  Lunge  ist  als  Folge  des  Unfalls  angesehen  und  es  ist  namentlich 
auch  geltend  gemacht  worden,  daß  der  Tod  des  Verletzten  mindestens 
durch  den  Unfall  beschleunigt  sei  (R.  E.  vom  18.  io.  oo). 

Herzkrampf.  Ein  Kapitän  hatte  in  einem  Hafen  eine  Abänderung  der 
Segelordre  erhalten,  wodurch  die  Dauer  der  Rückfahrt  des  Schiffes  ver- 
längert wurde.  Er  wurde  hierbei  von  einem  Herzkrampfe  befallen,  der  sich 
nach  einigen  Stunden  wiederholte  und  den  Tod  zur  Folge  hatte.  Die  Ärzte 
begutachteten,  daß  die  plötzliche  und  gewaltige  Aufregung,  in  die  der 
Betreffende  durch  die  Mitteilung  versetzt  worden  sei,  seinen  Tod  veranlaßt 
habe,  weil  sein  nicht  mehr  allen  Ansprüchen  genügendes  Herz  dieser 
Affektion  nicht  gewachsen  gewesen  sei.  Das  Rekursgericht  hat  daraufhin 
ausgesprochen,  daß,  wenn  auch  eine  chronische  Hcrzaffektion  bestanden  haben 
möge,  die  hochgradige  Aufregung  bei  dem  Tode  mindestens  in 
ausschlaggebendem  Maße  mitgewirkt  und  daß  die  körperschädigende 
Einwirkung  der  Erregung  sich  plötzlich  oder  doch  innerhalb  eines  verhältnis- 
mäßig kurzen  Zeitraums  vollzogen  habe  (R.  E.  vom  28.  6.  01). 

Herzlähmung.  Ein  bereits  an  schweren  krankhaften  Veränderungen 
des  Herzens  leidender,  al>er  in  seiner  Arbeitsfähigkeit  noch  nicht  beeinträch- 
tigter Arbeiter  hatte  unter  schwierigen  Verhältnissen  (in  hockender  Stellung) 
schwere  Bohrarbeit  unter  Schwingen  eines  10  Pfund  schweren  Treibfäustels 
ausgeführt  und  war  plötzlich  an  Herzlähmung  tot  umgefallen.  Das  Reichs- 
Versicherungsamt  hat,  gestützt  auf  ein  ärztliches  Übergutachten,  das  den 
ursächlichen  Zusammenhang  zwischen  der  schweren  Betriebsarbeif  und  dem 
plötzlich  eingetretenen  Tode  bejahte,  einen  Betriebsunfall  unter  der  Be- 
gründung anerkannt,  daß  die  den  Tod  verursachende  Arheitsver- 
richtung,  wenn  sie  auch  öfter  vorkam,  doch  immerhin  über  das  ge- 
wöhnliche Maß  der  Betriebstätigkeit  hinausging  (R.E.  vom  28.6.01). 

Magenkrebs.  Ein  Arbeiter  hatte  einen  Betriebsunfall  (Schlag  von 
zurückschnellender  Brechstange  gegen  den  Magen)  erlitten  und  ist  6  bis 
7  Monate  später  an  Magenkrebs  verstorben.  Nach  ärztlichem  Obergutachten 
war  die  Zeit  swischen  Unfall  und  Tod  nicht  ausreichend,  um  die  Entstehung 
des  Magenkrebses  auf  den  Unfall  zurückführen  zu  können,  doch  wurde 
immerhin  eine  geringe  Möglichkeit  zugegeben,  daß  der  Unfall  den  Verlauf 
des  bereits  vorhanden  gewesenen  Leidens  ungünstig  beeinflußt  habe.  Das 
Reichs-Versichcrungsamt  hat  nicht  nur  den  unmittelbaren,  sondern  auch  den 
mittelbaren  Zusammenhang  zwischen  dem  Unfall  und  der  Erkrankung  ver- 
neint, wobei  es  ausdrücklich  hervorhob,  daß  die  bloße  Möglichkeit  eines 
solchen  Zusammenhangs  zur  Begründung  eines  Entschädigungs- 
anspruchs nicht  ausreiche  (A.N.  S.  602,  1903). 

Gelenk-  und  Muskelrheumatismus.  Durch  ein  ärztliches  Ober- 
gutachten ist  die  Wahrscheinlichkeit  dafür  festgestellt  worden,  daß  ein 
Unfall  —  Sturz  in  den  Rhein  zur  Winterszeit  —  wegen  der  dabei  statt- 
gehabten Durchnässung  und  Erkältung  einen  bald  nach  dem  Unfall  auf- 
getretenen chronischen  Gelenk-  und  Muskelrheumatismus  hat  hervorrufen 
können.  Es  ist  daher  die  Entschädigungspflicht  für  den  infolge  der  Fort- 
cntwickclung  der  Krankheit  5  Jahre  später  eingetretenen  Tod  anerkannt 
worden  (A.  N.  S.  656,  i8<>o). 

Verkrümmung  der  Wirbelsäule.  Ein  durch  die  Arbeit  erhitzter 
Arbeiter  hatte  sich,  von  einem  Wolkenbruch  überrascht,  10  bis  30  Minuten 
in  einem  mit  dem  Rej,'cnwas>cr  sich  anfüllenden  Kanal  aufhalten  müssen. 
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Es  trat  bei  ihm  eine  nach  mehr  als  Jahresfrist  erst  ärztlich  festgestellte 
hochgradige  Verkrümmung  der  Wirbelsäule  ein.  welche  das  ärztliche  ( Hier- 
gutachten mit  jener  Durchnässung  in  ursächlichen  Zusammenhang  bringt. 
Entschädigung  ist  geleistet  worden,  weil  die  Schädigung  mit  ziemlicher 
Wahrscheinlichkeit  auf  den  Unfall  zurückzuführen  war  (A.  N.  S.519, i«k>2). 

Unfälle,  die  den  versicherten  Personen  bei  Handlungen  zur  Be- 
friedigung eines  persönlichen  Bedürfnisses  (Hssen,  Trinken,  Reinigen 
des  Körpers  usw.)  zustoßen,  sind  im  allgemeinen  nicht  zu  entschädigen, 
weil  die  Handlungen  ihrem  Wesen  nach  in  die  eigenwirtschaftliche  Tätigkeit 
der  Arbeiter  fallen.  Sie  können  nur  in  besonders  gearteten  Fällen  als  »beim 
Betrieb  eingetreten«  anerkannt  werden.  Dies  ist  z.  B.  geschehen  bei  einem 
Ziegeleiarbeiter,  der  sich  im  Betriebsinteresse  während  der  Nacht  in  der 
Ziegelei  aufhalten  mußte  und  verunglückte,  als  er  seine  Schlafstelle  verlassen 
hatte  und  eine  steile  Treppe  benutzte,  um  zur  Verrichtung  seiner  Notdurft 
das  Freie  aufzusuchen  (R.  K.  vom  iS.  11.  95).  Die  Begründung  des  Rckurs- 
gcrichts  lautete  in  diesem  Falle:  Der  Gang  war  allerdings  zu  rein  persön- 
lichen Zwecken  unternommen,  indessen  der  ganze  Aufenthalt  des  Verletzten 
an  der  Betriebsstätte  diente  den  Betriebszwecken,  der  Arbeiter  befand  sich 
daher  auch  während  der  Nacht  im  Banne  des  Betriebs  und  trat  aus  diesem 
die  Versicherung  begründenden  Verhältnis  auch  während  jener  ganz  vor- 
übergehenden Besorgung  einer  eigenen  Angelegenheit  nicht  heraus.  Anderer- 
seits ist  der  ursächliche  Zusammenhang  zwischen  dem  Unfall  und  dem 
Betriebe  dadurch  gegeben,  daß  der  Arbeiter  bei  der  Benutzung  der  nach 
dem  gerichtlichen  Augenscheine  nur  mit  Vorsicht  zu  betretenden,  sehr  steilen 
und  offenbar  auch  unbeleuchteten  Treppe,  also  vermöge  einer  mit  Ge- 
fahren verknüpften  Betriebseinrichtung,  Schaden  genommen  hat. 

Körperverletzungen,  die  durch  Mitarbeiter  oder  dritte  Per- 
sonen herbeigeführt  werden,  haben  so  weit  als  Betriebsunfälle  zu  gelten,  als 
sie  derart  in  erkennbarem  ursächlichen  Zusammenhange  mit  dem  Betriebe 
stehen,  daß  sowohl  die  Veranlassung  dazu  wesentlich  in  letzterem  beruht, 
als  auch  die  verletzende  Handlung  selbst  sich  noch  als  ein  Ausfluß  der 
Betriebsgefahr  darstellt.  Bei  der  Auslegung  des  Wortes  »Betriebsgefahr« 
ist  davon  auszugehen,  daß  nicht  nur  die  objektive  Gefährlichkeit  von 
Betriebscinrichtungcn,  sondern  auch  die  subjektive  Gefährlichkeit,  nämlich 
das  fahrlässige  und  mutwillige  Handeln  von  Personen,  mit  denen  der  Betrieb 
die  darin  Beschäftigten  in  Berührung  bringt,  als  Betriebsgefahr  zu  gelten 
hat.  So  ist  ein  Betriebsunfall  anerkannt  bei  einem  Kutscher,  der  während 
der  Fahrt  von  einem  Steine,  den  ein  Schulmädchcn  mutwilligerweise  nach 
den  Pferden  des  von  ihm  geführten  Wagens  geworfen  hatte,  in  das  Auge 
getroffen  wurde  (R.  E.  vom  28.  9.  91).  Dagegen  ist  die  Anerkennung  eines 
Betriebsunfalls  versagt  worden,  weil  das  Vorliegen  einer  Betriebsgefahr  nicht 
zugegeben  wurde,  in  dem  Falle,  in  welchem  ein  Mühlenarbeiter  beim 
Schließen  einer  Luke  zur  Abendzeit  durch  einen  Schuß  verletzt  wurde,  der 
versehentlich  losging,  als  ein  auf  der  Straße  befindlicher  Mitarbeiter  aus 
Mutwillen,  um  ihn  zu  erschrecken,  mit  einem  Gewehre  nach  ihm  zielte. 
Es  ist  hierbei  betont  worden,  daß  weder  die  Entstehung  noch  die  Schwere 
der  Verletzung  durch  eine  Einrichtung  des  Betriebs  veranlaßt  oder  wesentlich 
mitbedingt  worden  sei,  die  Verletzung  also  mit  dem  Betrieb  und  der  darin 
geleisteten  Tätigkeit  nicht  in  ursächlichem  Zusammenhange  stehe  (R.  E. 
vom  IQ.  10.  00). 

Wenn  Arbeiter,  die  sich  untereinander  necken  «»der  mitein- 
ander in  mit  dem  Betriebe  nicht  zusammenhängende  Streitereien 
geraten   sind,    sich    gegenseitig    K«"»rperbeschä«ligungen    zufügen.  -«> 
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werden  diese  im  allgemeinen  nicht  entschädigt,  und  sogar  dann  nicht,  wenn 
bei  der  Zufügung  der  Körperverletzung  ein  Betriebswerkzeug  oder  ein 
Betriebsmittel  benutzt  worden  ist.  Etwas  anders  liegt  hierbei  jedoch  die 
Sache  in  den  Fällen,  in  denen  die  Gefahr  der  Verunglückung  durch  Betriebs- 
einrichtungen (Maschinen,  Fahrschächte  usw.)  erheblich  gesteigert  ist.  Es 
ist  hiernach  der  Sturz  in  eine  Kalkgrul)e  infolge  Neckerei  mit  einem  Mit- 
arbeiter, die  Verletzung  durch  eine  Dampfmaschine  anläßlich  einer  in  ihrer 
Ursache  nicht  auf  den  Betrieb  zurückzuführenden  Schlägerei  mit  einem  Mit- 
arbeiter, der  Sturz  in  den  Aufzugsschacht  anläßlich  einer  Neckerei  mit 
Mitarbeitern  als  Betriebsunfall  angesehen  worden. 

Verbotswidriges  Handeln.  Zu  einer  anderen  Beurteilung  als  früher 
ist  die  Rechtsprechung  neuerdings  hinsichts  der  Unfälle  gelangt,  die  auf 
ein  bewußtes  Zuwiderhandeln  gegen  ein  gehörig  durchgeführtes  Verbot 
zurückzuführen  sind.  Während  früher  die  Anerkennung  eines  Betriebsunfalls 
bei  derartiger  Sachlage  versagt  wurde,  ist  durch  Rekurs- Entscheidung  des 
erweiterten  Senats  des  Reichs -Versicherungsamts  vom  28.  Juni  1902  der 
Grundsatz  ausgesprochen,  daß  bei  den  zweifellos  dem  Betriebe  zu- 
zurechnenden Verrichtungen  der  zur  Anerkennung  eines  Be- 
triebsunfalls erforderliche  ursächliche  Zusammenhang  zwischen 
Unfall  und  Betrieb  nicht  dadurch  ausgeschlossen  wird,  daß  der 
Versichertc  einem  gehörig  durchgeführten,  zur  Abgrenzung 
des  Betriebs  geeigneten  Verbote  zuwidergehandelt  und  hierbei 
den  Unfall  erlitten  hat.  Voraussetzung  für  die  Entschädigungspflicht  ist 
jedoch  immer,  daß  der  verbotswidrig  Handelnde  bei  diesem  Handeln  nach- 
weisbar eine  Betriebsbescbäftigung,  d.  h.  eine  durch  den  Betrieb  vcranlaßte 
Tätigkeit  ausübte  und  daß  die  unfallbringende  Tätigkeit  dem  Betriebe  ge- 
dient hat  (R.  E.  vom  1.7.03).  —  Als  hiervon  durchaus  verschieden  sind 
die  Fälle  anzusehen,  in  denen  alle  außer  dem  Verbot  in  Betracht  kommenden 
Umstände  keinen  Zweifel  darüber  lassen,  daß  die  unfallbringende  Verrichtung 
ihrer  Natur  und  Zweckbestimmung  nach  nichts  mit  dem  Betriebe  zu  tun 
hat.  In  Fällen  dieser  Art  bleibt  die  Anerkennung  eines  Betriebsunfalls 
naturgemäß  ausgeschlossen. 

3.  Leistenbrüche. 

Eine  besondere  Gruppe  von  körperlichen  Schädigungen,  die  sehr  häufig  auf 
angebliche  Betriebsunfälle  zurückgeführt  werden  und  bei  deren  Anerkennung 
mit  ganz  besonderer  Vorsicht  zu  verfahren  ist,  bilden  die  Bruchschäden, 
insbesondere  die  Leistenbrüche. 

Nach  der  auf  den  Erfahrungen  der  ärztlichen  Wissenschaft  beruhenden 
Rechtsprechung  des  Reichs-Versichcrungsamts  entwickeln  sich  die  Brüche, 
namentlich  die  Leistenbrüche,  in  der  Regel  aus  angeborener  oder  unmerklich 
entstandener  Anlage  allmählich  und  es  erfolgt  ihr  Austritt,  d.  i.  der  Austritt 
eines  Teiles  der  Eingeweide  durch  die  Bruchpforte  des  Leistenkanals,  in  der 
Regel  lediglich  infolge  des  weiteren  Fortschreitens  dieser  Anlage  ohne 
wesentliche  Mitwirkung  eines  als  Unfall  zu  bezeichnenden  besonderen 
Ereignisses.  Die  Eingeweide  treten  eben  ganz  allmählich  in  eine  sich 
bildende  Bruchpforte,  und  wenn  die  sich  bildende  Bruchpforte  in  ihrer 
Entwickelung  weit  genug  vorgeschritten  ist,  so  genügt  oft  der  geringfügigste 
Anlaß,  wie  Husten,  Niesen  usw.,  um  den  Austritt  des  Bruches  herbeizuführen. 

Tritt  nun  der  Bruch  zufälligerweise  bei  der  Verrichtung  einer  Arbeit 
aus,  so  läßt  sich  hieraus  nicht  ohne  weiteres  ein  Betriebsunfall  im  Sinne 
des  Gesetzes  herleiten,  sondern  es  handelt  sich  meistens  nur  um  eine  zum 
Ausbruche  gekommene,  in  Erscheinung  getretene  krankhafte  Veranlagung, 
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also  nicht  um  die  Veranlassung  und  Ursache,  sondern  nur  um 
die  nicht  entschädigungspflichtige  Gelegenheit. 

Wenn  nun  von  einem  an  Bruchbeschwerden  leidenden  Arbeiter  Ent- 
schädigung beansprucht  wird,  so  muß  von  ihm  selbst  der  Beweis  geführt 
werden,  daß  ein  vollausgebildeter  Bruch  plötzlich  infolge  eines  bestimmten 
Ereignisses  ausgetreten  ist  (die  bloße  Bruchanlage  wird  niemals  ent- 
schädigt). Das  plötzliche  Austreten  kann  im  allgemeinen  nur  angenommen 
werden,  wenn  bei  Verrichtung  der  Arbeit  besonders  erschwerende  Umstände, 
z.  B.  ungewöhnliche  Körperstellung,  Ausgleiten  usw.,  vorlagen  oder  wenn 
der  Wahrnehmung  des  Bruches  eine  über  den  Rahmen  des  Gewöhnlichen 
hinausgehende  Anstrengung  vorausgegangen  ist  oder  ein  zur  plötzlichen 
Hervorbringung  eines  Bruches  geeigneter  äußerer  Vorgang  stattgefunden 
hat.  Bei  solchen  plötzlichen  Ereignissen  pflegen  derartig  heftige,  kaum 
erträgliche  Schmerzen  ausgelöst  zu  werden,  daß  der  Betroffene  umgehend 
die  Arbeit  einstellen  und  die  Hilfe  des  Arztes  behufs  Zurückbringung  des 
Bruches  in  Anspruch  nehmen  muß.  Es  kommt  also  hei  Unfalluntersuchungen 
dieser  Art  hauptsächlich  auf  den  überzeugenden  Nachweis  an,  daß  der 
Betroffene: 

1.  sofort  nach  dem  Unfälle  die  Arbeit  eingestellt  hat, 

2.  bald  nach  dem  Unfälle,  jedenfalls  noch  an  demselben  oder  am 
nächstfolgenden  Tage,  einen  Arzt  zu  Rate  gezogen  hat, 

3.  nach  ärztlichem  Befunde  nicht  mit  einem  veralteten  Bruchleiden 
behaftet  war  und 

4.  beim  Bruchaustritte  sogleich  heftige,  kaum  erträgliche  Schmerzen, 
u.  U.  nebst  stürmischen  Begleiterscheinungen,  herrührend  von  der 
Einklemmung  des  Bruches,  empfunden  hat. 

In  jedem  Falle  ist  die  Annahme  des  plötzlichen  Entstehens  eines  Bruches 
auszuschließen,  wenn  der  Bruchlcidcnde  erst  nach  Tagen  oder  Wochen  nach 
dem  vermeintlichen  Unfälle  Schmerzen  empfunden  und  noch  bis  dahin  ge- 
arbeitet hat,  wenn  er  erst  nach  Wochen  einen  Arzt  zu  Rate  gezogen  hat; 
ferner  ist  auch  eine  plötzliche  Schädigung  kaum  dann  anzunehmen,  wenn 
ein  Doppelbruch  (Bruch  auf  beiden  Seiten)  besteht  oder  wenn  der  Bruch- 
leidende außer  dem  einen  Bruche  noch  eine  Bruchanlage  oder  einen  mit 
dem  Unfälle  nicht  in  Zusammenhang  zu  bringenden  ausgebildeten  Bruch 
auf  der  anderen  Seite  hat. 

4.   Unfälle  auf  Wegen  zu  und  von  der  Arbeitsstätte  und  in 

Arbeitspausen. 

Unfälle,  die  den  Arbeiter  auf  Wegen  und  Reisen  betreffen,  die  er  im 
Auftrage  seines  Arbeitgebers  und  im  Interesse  des  Betriebs  unternimmt, 
sind  im  allgemeinen  als  Unfälle  im  Betrieb  anzusehen.  So  ist  bei  einem 
Fährknechte,  der  nach  seiner  Wohnung  ging,  um  die  vom  Regen  durch- 
näßten Kleider  zu  wechseln  und  auf  diesem,  aus  Auslaß  und  im  Interesse 
des  Dienstes  unternommenen  Gange  verunglückte,  ein  Betriebsunfall  an- 
genommen worden  (R.  E.  vom  9.  11.91).  Jedoch  muß  die  Anerkennung 
der  sich  auf  solchen  dienstlichen  Gängen  ereignenden  Unfälle  an  die 
naturgemäße  Einschränkung  geknüpft  werden,  daß  die  Gänge  oder  Wege 
in  einer  nach  den  Umständen  angemessenen  Weise  ausgeführt  werden,  durch 
welche  der  Kreis  der  in  der  Natur  der  Verhältnisse  liegenden  Unfallgefahren 
nicht  wesentlich  überschritten  wird.  Es  bleibt  daher  der  Arbeiter  bei  der 
ordnungsmäßigen  Benutzung  einer  an  sich  ordnungsmäßigen  Fahrgelegenheit, 
selbst  wenn  er  dazu  keinen  Auftrag  oder  keine  besondere  Erlaubnis  hat, 
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noch  innerhalb  des  Betriebs.  Dagegen  löst  der  Arbeiter  den  inneren  Zu- 
sammenhang mit  dem  Betriebe,  wenn  er  zur  Personenbeförderung  gänzlich 
ungeeignete  Mittel  wählt  oder  sich  sonst  fremdartiger  Gefahr  aussetzt.  In 
dieser  Hinsicht  ist  in  einem  Falle  entschieden,  daß  ein  Betriebsunfall  nicht 
anzuerkennen  sei,  weil  sich  das  Verhalten  des  Verunglückten,  der  sich  bei 
Zurücklegung  eines  dienstlichen  Weges  mittels  Fahrrads  auf  eine  Wettfahrt 
einlieb,  von  einer  verständigen  und  ordnungsmäßigen  Ausführung  einer  nach 
den  Bedürfnissen  des  Betriebs  eingerichteten  Fahrt  weit  entfernt  hat;  denn 
der  Charakter,  den  die  Fahrt  bis  dahin  gehabt  hatte,  änderte  sich  sowohl 
ihrem  Zwecke  nach  als  auch  nach  der  Art  ihrer  Ausführung,  als  der  Ver- 
unglückte sich  anschickte,  eine  Wettfahrt  zu  unternehmen  (R.E.  vom  16.7.03). 

Es  darf  auch  der  für  solche  Wege  und  Reisen  mit  dem  Betriebe  bestehende 
innere  Zusammenhang  nicht  durch  besondere  Ursachen,  namentlich  solche, 
welche  rein  in  die  Eigenwirtschaft  des  Arbeiters  fallen,  unterbrochen  werden. 
Immerhin  wird  man  von  dem  Betriebe  nicht  jede  unterwegs  verrichtete 
Handlung  loslösen  können,  die  nicht  gerade  den  unmittelbaren  Zwecken 
des  Ganges  oder  der  Reise  zu  dienen  bestimmt  ist,  sofern  diese  Handlung 
nur  in  an  sich  verständiger  Weise  ausgeführt  wird  und  den  Arbeiter  keiner 
dem  Gange  oder  der  Reise  selbst  fremdartigen  Gefahr  aussetzt.  Auch 
während  kurzer  Unterbrechung  des  Ganges  oder  der  Reise  durch  Einkehr 
in  ein  Wirtshaus  kann  der  Arbeiter  sich  noch  im  Betriebe  befinden,  z.  B. 
wenn  diese  hauptsächlich  einer  Betriebsverrichtung,  wie  z.  B.  bei  Benutzung 
von  Fuhrwerk  dem  Tränken  der  Pferde,  dient.  Der  Umstand  aber,  daß  das 
Verweilen  im  Gasthause  Gefahren  durch  unvorsichtiges  Handeln  anderer 
Personen,  durch  die  Einnahme  von  gesundheitsschädlichen  Speisen  und  Ge- 
tränken, oder  durch  sonstige  Zufälligkeiten,  wie  durch  Hinfallen  auf  dem 
Wege  zum  Abort  und  dgl.  mit  sich  bringt,  ist  noch  keine  Betriebsgefahr. 
In  allen  diesen  Beziehungen  fällt  der  Aufenthalt  in  den  Gasthäusern  in  das 
eigene  persönliche  Interessengebiet  des  Arbeiters  und  nicht  in  den  Interessen- 
bereich des  Betriebs  (R.  F.  vom  2g.  4.  97). 

Von  vornherein  anders  als  dienstliche  Gänge  und  Reisen  sind  die  Wege 
zu  beurteilen,  welche  der  Arbeiter  von  seiner  außerhalb  der  Be- 
triebsstätte befindlichen  Wohnung  zur  Betriebsstätte  und  von 
dieser  zur  Wohnung  zurücklegt.  Bei  diesen  tritt  die  eigenwirtschaft- 
liche Tätigkeit  des  Arbeiters  in  den  Vordergrund  und  sie  sind  nicht  um 
deswillen  Betriebsvorgänge,  weil  sie  im  weiteren  Sinne  die  Arbeitsverrichtung 
ermöglichen.  Sic  sind  vielmehr  Handlungen,  die  nur  zu  dem  Zweck  er- 
folgen, um  erst  zu  dem  Betriebe  zu  gelangen  und  nach  Beendigung  des- 
selben nach  Hause  zurückzukehren.  Um  dem  Betriebe  zugerechnet 
werden  zu  können,  muß  der  Umstand  hinzutreten,  daß  der  Gang 
nach  seiner  zweifellosen  und  unmittelbaren  Zweckbestimmung 
noch  im  Banne  des  versicherungspflichtigen  Betriebs  erfolgt. 
Es  muß  also  ein  Arbeiter  auf  solchen  Wegen  sich  bereits  oder  noch  inner- 
halb der  Grenzen  der  Betriebsstätte  befinden  oder  sein  Weg  muß  an  sich 
zu  einer  Betriebsleistung  dadurch  geworden  sein,  daß  er  auf  dem  Wege  im 
Augenblicke  der  Verunglückung  für  den  Betrieb  tätig  war  (Ausführung 
eines  besonderen  Auftrags  usw.),  wenn  ein  Betriebsunfall  anerkannt  werden 
soll.  Im  allgemeinen  werden  die  Grenzen,  wie  weit  der  Bann  des  Betriebs 
als  sich  erstreckend  anzusehen  ist,  so  weit  als  nur  angängig  gezogen,  und 
es  genügt  für  die  Anerkennung  eines  Betriebsunfalls,  daß  das  der  Betriebs- 
stätte zuzurechnende  örtliche  Gebiet  entweder  bereits  betreten  oder  noch 
nicht  verlassen  ist.  Bei  Bahnarbeitern  und  bei  auf  Bahnstrecken  arbeitenden 
Telegraphenarbeitern  wird  in  der  Regel  der  Bahnkörper,  soweit  er,  um  zur 
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eigentlichen  Arbeitsstelle  zu  gelangen,  betreten  werden  muß,  als  Betriebs- 
stätte angesehen.  Bei  Beurteilung,  ob  ein  gewisses  örtliches  Gebiet,  auf 
dem  der  Unfall  des  zur  Arbeit  gehenden  oder  von  der  Arbeit  kommenden 
Arbeiters  sich  ereignet  hat.  der  Betriebsstätte  zuzurechnen  ist,  kommt  es 
darauf  an,  ob  das  Gebiet  für  die  besonderen  Zwecke  der  Betriebsstätte,  auf 
welcher  der  Arbeiter  tätig  ist,  verfügbar  ist.  Unfälle  auf  dem  Wege  zu 
und  von  der  Betriebsstätte  werden  daher  nicht  zu  Betriebsunfällen  dadurch, 
daß  der  betreffende  Weg  sich  zufällig  auch  im  Eigentum  des  Bctricbsuntcr- 
nehmers  befindet,  sofern  der  Weg  zweifellos  —  nach  dem  Lageplan  oder 
nach  seiner  sonstigen  Zweckbestimmung  —  nicht  zur  Betriebsstätte  gehört 
(R.  E.  vom  13.  11.03).  Umgekehrt  ist  es  für  die  Anerkennung  eines  Be- 
triebsunfalls auch  nicht  immer  erforderlich,  daß  sich  das  Unfallgebiet  im 
Eigentum  des  Betriebsunternehmers  befindet,  wie  folgender  Fall  beweist. 
Ein  durch  Verlegung  der  Provinzialchaussee  verlassener  alter  Chausseeteil 
wurde  von  einer  Hüttenverwaltung  als  Zugangsweg  benutzt  und  in 
Ordnung  gehalten.  Der  sich  zur  Arbeit  begebende  Arbeiter  war  infolge 
Glatteises  und  Abschüssigkeit  auf  diesem  Chaussceteile  gefallen.  Da  nun 
die  H  ütten  Verwaltung  über  die  alte  Chausseestreckc  tatsächlich 
seit  Jahren  zu  ihren  Betriebszwecken  verfügt  hat,  so  ist  diese 
Strecke  auch  als  zur  Betriebsstätte  gehörig  angesehen  worden,  ob- 
gleich sie  im  Eigentum  der  Provinzialverwaltung  geblieben  ist  (R.  E.  vom 
20.  11.  03). 

Auch  die  Benutzung  von  Betriebsmitteln  macht  derartige  Wege 
außerhalb  des  Bannes  der  Betriebsstätte  nicht  zu  Betriebsgängen.  Ein  Berg- 
mann war  nach  beendigter  Schicht  auf  dem  Heimweg  und  sprang  zu  seiner 
Bequemlichkeit  auf  den  fahrenden  Zechenzug,  um  seinen  Weg  auf  diese 
Weise  zu  verkürzen.  Hierbei  verunglückte  er.  Es  ist  dahin  erkannt,  daß 
das  Aufspringen  dem  Betrieb  in  keiner  Weise  diente  und  mit  dem  Zechen- 
betrieb in  keinem  ursächlichen  Zusammenhange  stand  (R.  E.  vom  1.  10.  03). 

Einer  besonderen  Erörterung  bedürfen  auch  diejenigen  Unfälle,  welche 
während  der  Arbeitspausen  auf  der  Betriebsstätte  eintreten.  Solange  sich 
die  Arbeiter  während  der  Pausen  noch  innerhalb  des  Gefahrenbereichs  des 
Betriebs  bewegen,  sind  sie  gegen  die  daraus  entspringenden  Unfälle  ebenso- 
wohl wie  während  der  Arbeitstätigkeit  selbst  versichert.  Sie  dürfen  sich 
aber  keiner  sclbstgcschaffencn  besonderen  Gefahr  aussetzen.  Vorbedingung 
für  die  Anerkennung  eines  Betriebsunfalls  bleibt  namentlich  immer,  daß  die 
verunglückten  Arbeiter  an  der  eigentlichen  mehr  oder  minder  begrenzten 
Arbeitsstätte  verbleiben  und  dort  einer  Betriebsgefahr  erlegen  sind.  An- 
erkannt ist  noch  der  Unfall  eines  10  Jahre  alten  Arbeiters,  welcher  während 
einer  Arbeitspause  bei  einer  Spielerei  eine  im  Betriebe  vorhandene  Leiter 
hinaufgclaufen  und  verunglückt  war,  weil  der  Verletzte  die  Pause  an  der 
Arbeitsstelle  verbringen  mußte  und  es  auch  an  zweckmäßiger  Beaufsichti- 
gung der  an  sich  zu  Spielereien  geneigten  jugendlichen  Arbeiter  gefehlt 
hatte,  also  die  Betriebseinrichtungen  bei  der  V  erunglückung  wesentlich  mit- 
wirkend waren  (R.  E.  vom  ig.  10.  03).  Nicht  entschädigt  dagegen  ist  der 
Fall,  in  welchem  ein  auf  dem  Fabrikgrundstücke  mit  dem  Ausschachten  eines 
Brunnens  beschäftigter  Arbeiter  während  der  Frühstückspause  in  den  nach 
außen  durch  eine  Tür  mit  der  Aufschrift  »Verbotener  Eingang«  abgegrenzten 
Fabrikraum  eintrat  und  daselbst  verunglückte  (R.  E.  vom  14.  7.  00).  Ebenso  ist 
nicht  entschädigt  der  Fall,  in  welchem  ein  Arbeiter  während  der  Mittagspause 
verunglückte,  als  er  seine  freie  Zeit  dazu  benutzte,  eine  betriebsfremde  Ar- 
beit zu  verrichten,  die  auch  dem  mutmaßlichen  Willen  des  Betriebsunternehmers 
keineswegs  entsprach  (R.  E.  vom  18.  12.03). 
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5.   Vorbereitende  und  abschließende  Handlungen  für  die 

Betriebstätigkeit. 

Vorbereitende  Handlungen  für  die  Betriebstätigkeit  sind  als  Arbeit  im 
Betriebe  zu  beurteilen,  soweit  sie  im  Gefahrenbereiche  des  Betriebs  statt- 
finden und  tatsächlich  der  Ermöglichung  der  Betriebsarbeit  dienen.  Bei- 
spielsweise ist  die  Wegschaffung  von  Möbeln  aus  einem  Zimmer  durch 
einen  Zimmermann,  der  dessen  Fußboden  ausbessern  sollte,  als  Vorbereitung 
der  Arbeit  und  deshalb  als  Arbeit  im  Zimmereibetrieb  angesehen  worden. 
Ebenso  hat  die  Post-Vcrsichcrungskommission  einen  Betriebsunfall  gegen- 
über einem  Vertreter  eines  erkrankten  fahrenden  Landbriefträgers  anerkannt, 
welcher,  als  er  das  Pferd  des  Landbriefträgers  behufs  Ausführung  der  Be- 
stellfahrt aus  dem  Stalle  führen  wollte,  von  diesem  Pferde  gebissen  wurde. 
Das  Zurechtmachen  und  Ausbessem  des  dem  Arbeiter  selbst  gehörenden 
Arbeitsgeräts  außerhalb  der  Betriebsstätte  fällt  im  allgemeinen  in  den  Be- 
reich seiner  Eigenwirtschaft.  Ein  Arbeiter,  der  nach  Feierabend  in  der 
eigenen  Behausung  die  eigene  Sense  mit  eigenen  Geräten  für  die  Ver- 
wendung der  am  nächsten  Morgen  beginnenden  Erntearbeit  instand  setzte, 
und  sich  dabei  verletzte,  hat  keinen  Betriebsunfall  erlitten  (R.  E.  vom 
26.  1.01).  Anders  verhält  es  sich,  wenn  der  Arbeiter  zur  Vorbereitung 
eines  Werkzeugs  eine  Vorrichtung  des  Betriebs  selbst  benutzt,  die  gerade 
zu  diesem  Zwecke  angebracht  ist,  oder  wenn  er  beim  Zurechtmachen  des 
seinem  Arbeitgeber  gehörigen  Geräts,  um  es  in  dessen  Betriebe  zu  benutzen, 
verunglückt.  In  solchen  Fällen  stellt  das  tatsächliche  Hineingreifen  des 
Arbeiters  in  die  Sphäre  des  Betriebs  in  der  Regel  einen  wohl  ausreichen- 
den Zusammenhang  dar,  um  auch  die  bloße  Vorbereitungshandlung  dem 
Betriebe  zuzurechnen  und  damit  der  Versicherung  zu  unterstellen.  So  ist 
von  der  Post -Versicherungskommission  auch  ein  Betriebsunfall  in  folgendem 
Falle  anerkannt  worden.  Ein  Arbeiter  einer  Tclegraphcnstangen-Zubercitungs- 
anstalt  hatte  die  einem  anderen  Arbeiter  entliehene  Axt  auf  der  Betriebs- 
stätte nach  Arbeitsschluß,  unter  Benutzung  von  Betriebseinrichtungen,  ge- 
schärft und  demnächst  die  Schärfe  der  Axt  an  einem  Gegenstande  des  Be- 
triebs —  an  einem  zu  behauenden  Stamme  —  erprobt,  wobei  die  Axt  beim 
Weghauen  eines  Astes  abgeglitten  war  und  den  Arbeiter  verletzt  hatte. 

Die  nach  Abschluß  der  Betriebsarbeit  eintretenden  Unfälle  werden,  ent- 
sprechend den  bei  den  vorbereitenden  Handlungen  eintretenden  Unfällen, 
entschädigt,  wenn  sie  sich  auf  der  Betriebsstätte  ereignen  und  die  zur  Zeit 
der  Verunglückung  vorgenommenen  Verrichtungen  tatsächlich  zum  Ab- 
schlüsse der  Betriebsarbeit  dienen.  Bedingung  ist,  daß  die  dem  Abschlüsse 
dienenden  Verrichtungen  sich  innerhalb  angemessener  Zeit  vollziehen  und  die 
Arbeiter  auf  der  Arbeitsstätte  nicht  über  Gebühr  verweilen.  Ein  Arbeiter, 
der  im  Augenblicke  des  Unfalls  im  Begriffe  war,  das  Arbeitsgerät  nach  be- 
endigter Tagesarbeit  zusammenzutragen  und  wegzuräumen ,  unterstand  im 
Zeitpunkte  der  Verletzung  noch  dem  Schutze  der  Unfallversicherung,  denn 
die  von  dem  Versicherten  am  Schlüsse  des  Arbeitstags  auf  der  Betriebs- 
stätte ausgeführten  Verrichtungen,  wie  das  Ordnen  des  Arbeitsgeräts  oder 
der  Kleidung,  mit  denen  sich  die  Arbeiter  bei  Beendigung  der  Arbeit  vom 
Betriebe  loslösen,  sind  diesen  regelmäßig  noch  zuzurechnen  (R.  E.  vom 
30.  6.  00). 

6.  Hilfeleistungen. 

Es  können  in  jedem  Betriebe  besondere  Ereignisse,  namentlich  plötzliche 
Notstände,  eintreten,  die  das  Eingreifen  von  nicht  zu  den  eigentlichen  Be- 
triebsarbeitern zählenden  Personen  in  den  Betrieb  wünschenswert  oder  sogar 
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notwendig  machen.  Gehören  solche  Personen  einem  anderen  an  derselben 
örtlichkeit  (Arbeitsstätte)  wirkenden,  versicherungspflichtigen  Betriebe  nicht 
an,  so  gelten  sie,  soweit  sie  die  Arbeitcreigenschaft  besitzen,  als  in  dem 
Betriebe,  dem  sie  Hilfe  leisten,  eingetreten,  wenn  ihre  Hilfeleistung  von 
dem  Betriebsleiter  oder  dessen  Beauftragten  entweder  ausdrücklich  herbei- 
geführt oder  doch  wenigstens  stillschweigend  zugelassen  ist  und  somit  der 
entweder  bekanntgegebenen  oder  zu  vermutenden  Willensmeinung  dieser 
Person  entspricht.  In  gewissen  Fällen  wird,  wenn  es  sich  um  die  Ab- 
wendung einer  plötzlichen  Gefahr  handelt,  ohne  weiteres  die  stillschweigende 
Einwilligung  des  Betriebsleiters  zu  vermuten  sein. 

Handelt  es  sich  um  gegenseitige  Hilfeleistungen  von  Arbeitern  zweier 
oder  mehrerer   Betriebe,   die  an   derselben  örtlichkeit  (Arbeitsstätte)  zu- 
sammenwirken, so  ist  die  Angelegenheit  anders  zu  beurteilen.    Nach  §  28 
Abs.  4  des  G.  U.  V.  G.  hat  zunächst  diejenige  Berufsgenossenschaft,  in  deren 
Bereich  der  Arbeiter  ständig  beschäftigt  ist,  einen  Unfall  im  fremden  Be- 
triebe dann  zu  entschädigen,  wenn  sich  dieser  Unfall  bei  einer  Betriebs- 
handlung ereignet,  zu  der  ein  der  Berufsgenossenschaft  angehörender  Be- 
triebsunternehmer den  Auftrag  gegeben  und  für  welche  er  den  Lohn  zu 
zahlen  hat.    Es  findet  also  der  Übertritt  eines  Arbeiters  in  den  Betrieb,  in 
welchem  die  Hilfe  geleistet  wird,  in  dem  Falle  nicht  statt,  in  welchem  der 
Arbeiter  die  Hilfeleistung  ohne  Unterbrechung  seines   ständigen  Arbeits- 
verhältnisses auf  Geheiß  seines  ständigen  Betriebsleiters  bewirkt.    Mit  der 
angeführten  Gesetzesbestimmung  sind  nun  aber  keineswegs  alle  Fälle  des 
Ineinandergreifens  mehrerer  Betriebe  derart  erschöpfend  geregelt,  daß  bei 
Arbeitsleistungen  für  einen  fremden  Betrieb  der  Übertritt  des  Arbeiters  in 
diesen  Betrieb  ausnahmslos  dann  angenommen  werden  müßte,  wenn  die 
Voraussetzungen  des  §  28  Abs.  4  des  G.  U.  V.  G.  nicht  vorliegen.    Da  vor- 
übergehende Hilfeleistungen  unter  Arbeitern  benachbarter  Betriebe  vielfach 
üblich  sind  und  auch  in  der  Regel  auf  Gegenseitigkeit  beruhen,  so  hat  das 
Reichs -Versicherungsamt  die  Auffassung  vertreten,  daß  solche  Gefälligkeits- 
verrichtungen sowohl  dem  Interesse  des  Betriebs  entsprechen,  welchem  der 
die  Handreichung  leistende  Arbeiter  angehört,  als  auch  dem  Interesse  des 
die  Gefälligkeit  empfangenden  Betriebs.    In  der  unter  der  Herrschaft  des 
U.  V.  G.   vom  6.  Juli  1884  entstandenen   Spruchübung  haben   aber  vor- 
stehende Erwägungen  in   der  Regel   dazu  geführt,   die  Arbeiter  während 
solcher  kurz  vorübergehender  Dienstleistungen  versicherungsrechtlich  als  dem 
Betriebe  zugehörig  zu  betrachten,   der  im  übrigen  über  ihre  Arbeitskraft 
verfügt.    Es  liegt  auch   kein  Grund  vor,  jetzt  unter  der  Herrschaft  der 
neuen  Unfallversicherungsgesetze  die  Sachlage  anders   zu  beurteilen.  Es 
muß  daher  angenommen  werden,  daß  beim  Mangel  der  Voraussetzungen 
des  §  28  Abs.  4  des  G.  U.  V.  G.  wie  bisher  nach  den  Umständen  des  Einzel- 
falls zu  prüfen  ist.  ob  ein  Übertritt  in  den  fremden  Betrieb  stattgefunden 
hat,  und  daß  dies  der  Regel  nach  nicht  der  Fall  ist.  wenn   es  sich  um 
schnell  vorübergehende  und  unbedeutende  gegenseitige  Gcfälligkcitslcistungen 
der  Arbeiter  mehrerer  an  derselben  örtlichkeit  —  Arbeitsstätte  zusammen- 
wirkender Betriebe,  z.  B.  auf  Bahnhöfen  von  P<>s-t  und  Eisenbahn,  handelt 
(Beschluß  des  R.  V.  A.  vom  4.  ö.  01).  .Schluß  folgt.) 
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Japan  am  Anfange  des  20.  Jahrhunderts. 

So  betitelt  sich  ein  im  Auftrage  des  japanischen  Handelsministeriums 
herausgegebenes  Werk,  das  einen  Oberblick  über  die  Entwicklung  Japans 
seit  der  im  Jahre  i8(>8  erfolgten  Wiederherstellung  der  Kaiserlichen  Herr- 
schaft bis  zum  Anfange  dieses  Jahrhunderts  gibt.  Das  mit  statistischen  An- 
gaben reich  ausgestattete  Buch  ist  sichtlich  mit  einem  gewissen  Stolz  auf 
die  Errungenschaften  des  japanischen  Volkes  während  der  letzten  35  Jahre 
geschrieben,  und  in  der  Tat  ist  es  auch  bewundernswert,  was  in  Japan  in 
einem  Menschenalter  —  man  kann  sagen,  aus  dem  Nichts  —  geschaffen 
worden  ist,  denn  was  die  neue  Regierung  des  Mikado  vorfand,  war  nicht 
mehr  als  ein  politisch  zerrissenes  Land  ohne  geordnete  Verwaltung  und  ein 
armes,  rechtloses  Volk. 

Der  größere  Teil  der  damals  33  Millionen  Köpfe  zählenden  Bevölkerung, 
die  jetzt  auf  45  Millionen  gestiegen  ist.  bestand  aus  Ackerbauern  und 
Fischern.  Viehzucht  wurde  wenig  und  nur  zur  Gewinnung  von  Zug-  und 
I^asttieren  getrieben,  was  sich  hauptsächlich  daraus  erklärt,  daß  dem  Japaner, 
der  an  die  Seelenwanderung  glaubt,  der  Genuß  von  Fleisch  durch  seine 
Religion  verboten  war.  Da  bei  dem  gebirgigen  Charakter  des  Landes  der 
Umfang  des  anbaufähigen  Bodens  gering  war  —  er  beträgt  noch  heute 
nicht  mehr  als  15,7  v.  H.  der  gesamten  Modenfläche  — ,  so  konnte  auf  den 
Einzelnen  nicht  viel  Feld  zur  Bewirtschaftung  entfallen:  es  war  durch- 
schnittlich etwa  1  ha  dürftigen  Ackerbodens,  häufig  in  mehrere,  örtlich  von 
einander  getrennte  Felder  geteilt,  was  ein  Bauer  in  mühseliger  Händearbeit 
mit  Hacke  und  Spaten  zu  bebauen  hatte.  Waren  schon  diese  Verhältnisse 
wenig  günstig  für  die  Produktion,  so  fehlte  es  auch  sonst  an  jedem  An- 
trieb für  den  Landwirt,  viel  mehr  zu  ernten,  als  er  gerade  für  des  Lebens 
Notdurft  brauchte;  denn  er  war  in  der  Regel  nicht  Eigentümer  des  Grund 
und  Hodens,  auf  dem  er  hauste  und  arbeitete,  sondern  Erbpächter,  und 
konnte  nur  ausnahmsweise  Grundeigentum  erwerben. 

Bergbau  wurde  an  einigen  Orten  zur  Gewinnung  von  Kupfer,  Silber. 
Antimon,  Eisen  und  Kohlen  betrieben,  aber  in  recht  primitiver  Weise.  Mit 
Hammer  und  Meißel  trieb  der  Bergmann  schmale  und  niedrige  Gänge  in 
den  Fels,  aus  dem  Frauen  und  Kinder  das  Erz  in  Körben  auf  dem  Rücken 
zu  Tage  förderten.  Seine  armselige  Pumpvorrichtung  aus  Bambusrohr  ver- 
mochte ihn  nicht  gegen  stärker  auftretendes  Grundwasser  zu  schützen,  und 
oft  kam  er  um.  weil  er  in  seiner  Unwissenheit  das  Warnungszeichen  nicht 
beachtete,  wenn  seine  Lampe  in  hereinbrechenden  Grubengasen  erlosch.  Daß 
die  Bergleute  unter  solchen  Verhältnissen  ein  schweres  Los  hatten  und  selten 
über  25  Jahre  alt  wurden,  ist  verständlich.  Das  Schmelzverfahren  zur  Ge- 
winnung der  Metalle  war  unzulänglich  und  lieferte  keinen  vollen  Ertrag. 

Was  die  Fischerei  betrifft,  so  ist  Japan  in  dieser  Hinsicht  bei  seiner 
starken  Küstenentwiekelung  und  seinem  Reichtum  an  Flüssen  ein  außer- 
ordentlich bevorzugtes  Land,  indessen  mußte  sich  die  Fischerei,  als  der 
Japaner  nur  über  seine  Junke.  ein  schwerfälliges  Boot  ohne  Verdeck,  ver- 
fügte, auf  die  Flüsse  und  die  nächste  Umgebung  der  Meeresküste  be- 
schränken. Im  übrigen  erstreckte  sich  die  Gewerbetätigkeit  der  Japaner  auf 
die  1  Icrstellung  und  Verarbeitung  der  Seide,  auf  die  Herstellung  von  Baum- 
wollstoffen. Hanfgeweben,  Porzellan-  und  Metallwaren  (namentlich  Bronze- 
artikel), lackierten  Holz-  und  Töpferwaren  und  Papier. 

Der  Ausfuhrhandel,  der  lediglich  in  den  Händen  ausländischer  Kaufleute, 
ineist  Holländer,  lag  und  nur  Rohseide.  Tee.  Reis,  Kupfer.  Porzellan  und 


Digitized  by  Google 


Japan  am  Anfange  des  20.  Jahrhunderts. 


447 


Tabak  umfaßte,  war  gering  und  zuletzt  fast  vollständig  verboten.  Gelegen- 
beit  zum  Binnenhandel  war  nicht  viel  vorhanden,  weil  der  Japaner  im  all- 
gemeinen eine  sehr  einfache  Lebensweise  führte  und  wenig  Bedürfnisse 
hatte,  und  weil  das  Gros  der  Bevölkerung,  der  Bauernstand,  in  der  Regel 
das  meiste,  was  zum  Lebensunterhalt  nötig  war.  selbst  erzeugte:  den  Reis, 
der  ihm  Frühstück,  Mittag-  und  Abendessen  lieferte  und  aus  dem  er  den 
berauschenden  Wein,  den  Sake,  bereitete,  den  Tee.  aus  dem  er  sein  tägliches 
Getränk  herstellte,  Seide,  Baumwolle  und  Hanf  für  sein  Gewand,  das 
Kimono,  ferner  den  Tabak,  den  auch  die  Japanerin  gern  raucht,  sowie 
Holz  und  Bambusrohr  für  Haus  und  Hausgerät,  schließlich  Reisstroh  und 
Binsen,  woraus  er  seine  Matten  verfertigte,  die  ihm  Stuhl.  Sofa  und  Bett 
ersetzten.  Soweit  ein  Warentransport  stattfand .  wurde  er  an  den  Küsten 
und  im  Unterlauf  der  Flüsse  durch  die  J unken,  sonst  im  Binnenverkehr  aber 
durch  menschliche  Träger,  seltener  durch  Lasttiere,  vermittelt.  Diese  wegen 
ihrer  Ausdauer  und  Schnelligkeit  berühmten  Träger  sorgten  auch  für  Be- 
förderung der  Reisenden,  die  es  nicht  vorzogen,  zu  Pferde  zu  reiten  oder 
—  was  die  Regel  war  —  zu  Fuße  zu  gehen.  Die  Beförderung  geschah 
in  Sänften.  Unter  diesen  Umständen  waren  die  Yerkehrsstraßen  des  Landes 
nur  für  den  Fußverkehr  eingerichtet;  Landstraßen  in  unserem  Sinne  gab 
es  nicht. 

Zur  Vermittelung  des  Briefverkehrs  bestanden  außer  einem  zur  Beförde- 
rung des  amtlichen  Schriftwechsels  zwischen  dem  Shogune  und  den  Terri- 
torialfürsten eingerichteten  Botendienste  mehrere  untereinander  in  keinem 
Zusammenhange  stehenden  Privatunternehmungen,  die,  von  Kaufleuten  oder 
kaufmännischen  Vereinigungen  geleitet  und  ursprünglich  ins  Leben  gerufen, 
um  deren  geschäftlichen  Interessen  zu  dienen,  mit  der  Zeit  auch  die  Be- 
förderung sonstiger  Privatkorrespondenz  gegen  Bezahlung  übernommen 
hatten.  Bei  den  damaligen  wenig  ausgedehnten  Handels-  und  Familien- 
beziehungen der  Japaner  war  der  Wirkungskreis  dieser  Unternehmungen 
eng  umgrenzt. 

Eine  einheitliche  Verwaltung  und  eine  geordnete  Rechtspflege  fehlten 
dem  japanischen  Volke  vollständig.  Dem  Namen  nach  regierte  zwar  der 
Shogune  das  ganze  Reich,  in  Wirklichkeit  aber  herrschten  die  Territorial- 
fürsten, die  Daimios  (etwa  300  an  der  Zahl),  mit  Hilfe  ihrer  Soldateska, 
der  Samurais,  innerhalb  ihres  Gebiets  unbeschränkt.  Sie  hatten  lediglich 
die  Verpflichtung,  dem  Shogune  Tribut  zu  zahlen  und  ihn,  wenn  nötig,  mit 
ihrer  Kriegsmacht  zu  unterstützen,  eine  Verpflichtung,  der  sie  häufig"  nicht 
nachkamen.  Im  übrigen  verwaltete  jeder  Daimios  sein  Fürstentum  ganz  nach 
seinem  Belieben:  ihm  gehörte  fast  alles  Land,  er  war  für  seine  Untertanen 
oberster  Kriegsherr  und  Richter,  vor  dem  das  Volk  im  Staube  lag,  wenn 
er  seines  Weges  zog.  Was  er  für  sich  und  sein  Gefolge  brauchte,  mußten 
die  Kasten  der  Bauern.  Kaufleute  und  Handwerker  durch  schwere  Steuern 
aufbringen.  Besonders  hart  war  die  auf  dem  Bauernstand  lastende  Grund- 
steuer: sie  betrug  mitunter  bis  zu  70  v.  H.  der  Ernte.  Das  Verfahren  bei 
Erhebung  dieser  Steuer  war  nicht  etwa  von  festen  Grundsätzen  geleitet; 
ein  Beamter  des  Daimios  erschien  zur  Erntezeit  bei  den  Bauern,  schätzte 
den  Wert  der  Ernte  und  setzte  die  Steuer,  die  in  Reis  gezahlt  wurde,  fest. 
Genügten  die  Steuern  dem  Daimios  nicht,  so  hatte  er  auch  das  Recht,  oder 
nahm  es  sich,  Papiergeld  auszugeben.  In  welchem  Umfange  dies  geschah, 
geht  daraus  hervor,  daß  3  Jahre  nach  der  Restauration  sich  noch  1694 
verschiedene  Sorten  Papiergeld  in  Umlauf  befanden. 

So  lagen  die  Verhältnisse,  als  nach  dem  Sturze  des  letzten  Shogune  der 
Mikado  selbst  wieder  die  Zügel  der  Regierung  in  die  Hand  nahm.  Heute 
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ist  Japan  ein  einheitliches  Reich,  das  eine  nach  europäischen  Mustern  ein- 
gerichtete Verwaltung1  und  ein  geordnetes  Rechtswesen  besitzt.  Seit  der 
im  Jahre  1889  erfolgten  Proklamation  der  Verfassung,  welche  die  Bildung 
eines  Herrenhauses  und  eines  Abgeordnetenhauses  vorsieht,  hat  das  japa- 
nische Volk  Einfluß  auf  seine  Gesetzgebung  und  in  beschränkter  Weise 
auch  auf  den  Staatshaushalt.  Gesetzlich  geregelt  sind  u.  a.  das  Strafrecht 
und  das  Straf  Prozeßverfahren  (seit  1880),  das  bürgerliche  Recht,  das  Zivil- 
prozeßverfahren, sowie  (seit  1800)  das  Handelsrecht,  ferner  die  Grundeigen- 
tumsverhältnisse ,  das  Post-  und  Telegraphenwesen ,  das  Zoll-  und  Steuer- 
wesen, das  Münzwcsen  (seit  1897)  und  das  Schulwesen.  An  die  Stelle  des 
früheren  Kastenzwanges  ist  Gcwerbefrcihcit  und  Freizügigkeit  getreten.  Seit 
1884  ist  dem  Japaner  durch  Erlaß  einer  Gemcindcordnung,  der  eine  Pro- 
vinzialordnung  vorausgegangen  war,  das  Recht  der  Selbstverwaltung  in 
kommunalen  Angelegenheiten  eingeräumt. 

In  richtiger  Würdigung  der  hohen  Bedeutung  eines  zweckmäßigen  Schul- 
unterrichts für  den  wirtschaftlichen  Aufschwung  des  Landes  hat  die  japa- 
nische Regierung  der  Regelung  des  Schulwesens  besondere  Fürsorge  ge- 
widmet. Schulen  bestanden  auch  früher  schon  vielfach  im  Lande,  die  von 
den  Daimios  eingerichtet  waren.  Sic  waren  jedoch  nur  für  Knaben  be- 
stimmt und  ihr  Unterrichtsfeld  erstreckte  sich  nicht  über  Lesen,  Schreiben 
und  etwa  noch  chinesische  Sprache  und  Literatur  hinaus.  Gegenwärtig 
erfreuen  sich  alle  jungen  Japaner,  Knaben  wie  Mädchen,  der  Wohltat  eines 
gründlichen  Schulunterrichts ,  der  sich  in  den  Bahnen  europäischen  Schul- 
wesens bewegt  und  vom  Geiste  abendländischer  Kultur  geleitet  wird.  An 
die  Elementarschulen,  in  denen  man  Lesen,  Schreiben,  Rechnen,  Turnen, 
Singen  und  Handarbeit  lernt,  schließen  sich  die  Mittelschulen  an.  in  denen 
außerdem  Unterricht  in  Geographie.  Geschichte  und  Naturwissenschaften 
erteilt  wird.  In  umfangreicher  Weise  bereiten  die  sogenannten  hohen 
Schulen  auf  den  Besuch  der  Universitäten  (in  Tokio  und  Kioto)  und  der 
drei  polytechnischen  Hochschulen  vor;  wird  doch  daselbst  schon  in  Rechts- 
wissenschaft. Medizin,  technischen  Wissenschaften  und  Sprachen  unterrichtet. 
Einen  breiten  Raum  im  Programm  aller  höheren  Lehranstalten  nimmt  der 
Unterricht  in  modernen  Sprachen,  namentlich  englisch  und  deutsch,  ein; 
in  Tokio  existiert  eine  besondere  Schule  dafür.  Der  Lehrplan  der  beiden 
Universitäten  umfaßt  alle  Zweige  moderner  Wissenschaften.  Großes  Ge- 
wicht wird  auch  auf  die  berufsmäßige  Ausbildung  des  jungen  Japaners  in 
Fachschulen  aller  Art  gelegt,  diese  bilden  I  Prozent  sämtlicher  Lehran- 
stalten und  beschäftigen  sich  insbesondere  mit  Ackerbau,  Handelswissen- 
schaften, polytechnischen  Wissenschaften  und  Seeschiffahrt.  Die  Univer- 
sitäten und  die  Vorbereitungsschulen  hierfür  sind  staatliche  Lehranstalten, 
während  alle  übrigen  Schulen  von  den  Kommunalverwaltungen  —  zum 
Teil  mit  staatlicher  Subvention  —  unterhalten  werden.  Jede  Gemeinde  hat 
wenigstens  eine  Elementarschule  zu  unterhalten.  Insgesamt  existierten  im 
Jahre  1900  28862  Lehranstalten,  d.i.  1  Schule  auf  je  1559  Seelen.  Für 
die  jungen  Japaner  besteht,  wie  bei  uns.  Schulzwang  vom  6.  bis  14.  Lebens- 
jahre. Der  Unterricht  an  den  japanischen  Schulen  liegt  fast  ausnahmslos 
in  den  Händen  einheimischer  Lehrer,  die  ihre  Ausbildung  zum  Teil  auf 
europäischen  Schulen  erhalten  haben. 

Zur  Hebung  der  Landwirtschaft,  die  noch  immer  einen  wesentlichen 
Faktor  des  nationalen  Wohlstandes  bildet,  hat  die  Regierung  einschneidende 
Maßregeln  getroffen.  Zunächst  wurde  1873  mit  dem  alten  Erbpachtsystem 
gebrochen  und  der  Bauer  zum  Eigentümer  seines  Besitzes  an  Grund  und 
Boden   gemacht.     Er  konnte  Grundstücke  erwerben,  verkaufen  und  nach 
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Belieben  verwenden  und  war  damit  zum  ersten  Male  für  seine  Scholle 
interessiert.    Gleichzeitig  wurde  der  Wert  aller  Ländereien  abgeschätzt  und 
die  Grundsteuer  gesetzlich  geregelt:  sie  beträgt  21  ,  v.  H.  des  Bodenwertes. 
Ein  großes  Hindernis   für  die   rentable  Bewirtschaftung  bildete  die  Zer- 
splitterung der  Ländereien;  es  wurde  deshalb   die   Zusammenlegung  der 
Grundstücke  gesetzlich  angeordnet;  sie  ist  in  140  Orten  bereits  durchgeführt. 
Da  sich  der  Ackerboden  in  Japan  nicht  durch  besondere  natürliche  Frucht- 
barkeit auszeichnet,  so  war  die  Regierung  bestrebt,  auf  jede  Weise  zu  einer 
rationelleren  Bewirtschaftung  desselben  anzuregen,  teils  durch  Unterricht 
in  Schulen,  sowie  durch  Belehrung  in  Zeitschriften  und  öffentlichen  Vor- 
trägen über  die  zweckmäßigsten  Methoden  der  Düngung,  Bewässerung  und 
Anpflanzung,  teils  durch  praktische  Vorführung  dieser  Methoden  in  staat- 
lichen  und   kommunalen   landwirtschaftlichen  Versuchsstationen.  Diesem 
Zwecke  dienten  zunächst  2  staatliche  höhere  Ackerbauschulen  und  die  staat- 
liche Versuchsstation  in  Tokio,  die  mit  Hilfe  ausländischer  Ackerbaulehrer 
gegründet  waren  und  von  denen  weitere  kommunale  Versuchsstationen  (mit 
staatlicher  Subvention)  und  Ackerbauschulen  ihren  Ursprung  nahmen.  Die 
Station  in  Tokio  sorgt  namentlich  auch  für  Erzielung  ausgewählter  Säme- 
reien der  Haupt-Nähr-  und  Handelspflanzen  Japans  und  stellt  Proben  davon 
allen  Landwirten  kostenlos  zur  Verfügung.    Besondere  Sorgfalt  wird  der 
Teeproduktion  und  der  Bearbeitung  der  Teeblätter  gewidmet;  die  staatliche 
Versuchsanstalt  in  Nishigahara   hat   lediglich  den  Zweck,   geeignete  Ver- 
fahrungsweisen  in  dieser  Hinsicht  zu  ermitteln   und  für  ihre  Verbreitung 
zu  sorgen.    Um  der  Viehzucht  mehr  Eingang  zu  verschaffen,  ließ  die  Re- 
gierung eine  Musterwirtschaft  mit  den   besten  Zugticrrasscn  (namentlich 
Pferden)  einrichten.    Bei  dem  kleinparzclliertcn  I^andbcsitz  würde  sich  für 
den  japanischen  Landwirt  die  Verwendung  eigener  Zugtiere,  sowie  teuerer 
Geräte  und  Maschinen  selten  lohnen;  hier  treten  neuerdings  die  Ackerbau- 
gesellschaften ein,  deren  Verhältnisse  gesetzlich  geregelt  sind.    Ende  iqoo 
bestanden  45  derartige  Gesellschaften,   die  eine  staatliche  Subvention  von 
150000  Yen  =  rund  316000  Mark)  bezogen.    Durch  das  Genossenschafts- 
gesetz wurde  die  Anregung  zum  Zusammenschluß  der  wirtschaftlich  Schwachen 
zu  Genossenschaften  —  entweder  einfachen  Spar-  und  Vorschußvereinen 
oder  Kaufs-,   Verkaufs-  und  Produktions -Genossenschaften   —  gegeben. 
Solcher  Vereinigungen,  die  auf  Gegenseitigkeit  gegründet  sind,  gibt  es  bereits 
über  300.    Schließlich  ist  auch  für  die  finanzielle  Unterstützung  des  Land- 
wirts durch  46  Hypothekenbanken  (an  der  Spitze  die  Hypothekenbank  in 
Tokio)  gesorgt,  zu  deren  Gründung  die  Regierung  erheblich  beisteuerte. 
Alle  diese  Einrichtungen  haben  wesentlich  zur  Förderung  der  Landwirtschaft 
beigetragen.  Der  Ertrag  des  bebauten  Landes,  namentlich  an  Reis  und  Tee,  ist 
erheblich  gestiegen,  obwohl  die  Anbaufläche  im  ganzen  keine  besondere  Ver- 
größerung erfahren  hat.    Für  die  Reiskultur  bestehen  ausgedehnte  Bewässe- 
rungsanlagen: an  den  Gebirgshängen  sind  viele  Wasserhehältnisse  eingerichtet, 
in  denen  Regen-  und  Quellwasser  gesammelt  wird,   um  nach  Bedarf  den 
tiefer  liegenden  Reisfeldern  zugeführt  zu  werden,   wenn  der  MonMinrcgen 
nicht  rechtzeitig  eintrifft.    Im  weiteren  wird  dem  Anbau  von  Tabak,  Maul- 
beerbäumen, Baumwolle,  Hanf,  Bambus,  Binsen  (für  die  Mattenfabrikation), 
Kampfer  und  Lackbäumen  große  Sorgfalt  zugewandt.    Der  Wert  des  be- 
bauten Landes  wird  gegenwärtig  auf  7000  Millionen  Ven  (14770  Millionen 
Mark),  der  jährliche  Ertrag  auf  1000  Millionen  Ven  (21 10  Millionen  Mark) 
geschätzt. 

Neuerdings  hat  die  japanische  Regierung  auch  mit  der  rationellen  Be- 
wirtschaftung der  ausgedehnten  Staatsforsten  begonnen,  die  eine  bedeutende 
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Einnahmequelle  zu  werden  versprechen.  59  v.  H.  der  ganzen  Bodenfläche 
von  Japan  sind  Waldland,  wovon  mehr  als  die  Hälfte  dem  Staate  gehört, 
d.  i.  etwa  ii3oooqkm.  Bis  zum  Jahre  i8ox>  hatte  sich  niemand  um  die 
Erhaltung  dieser  Forsten  besonders  bekümmert,  und  es  war  deshalb  eine 
nicht  unbeträchtliche  Verminderung  der  Bestände  eingetreten.  Da  erkannte 
man  den  Wert  der  Wälder  und  gebot  der  Verwüstung  Einhalt.  Die  Forsten 
wurden  zum  ersten  Male  vermessen ,  die  Grenzen  zwischen  Staats-  und 
Privatforsten  reguliert.  Karten  angefertigt  und  diejenigen  Wälder,  die  sich 
für  die  staatliche  Bewirtschaftung  weniger  eigneten,  zum  Verkauf  bestimmt. 
Diese  Arbeit,  welche  850000  Yen  Kosten  verursacht,  soll  im  laufenden 
Jahre  zu  Ende  geführt  werden.  Ein  weiterer  Betrag  von  23  Millionen  Yen 
ist  für  die  rationelle  Bewirtschaftung  der  Staatsforsten  vorgesehen,  die  1808 
ihren  Anfang  genommen  hat. 

Grolie  Fortschritte  sind  im  Bergbau-  und  Hüttenwesen  zu  erkennen. 
Schon  im  Jahre  1871  nahm  die  japanische  Regierung  die  vorhandenen 
7  Bergwerke  und  die  beiden  Kohlenzechen  unter  I^eitung  ausländischer  In- 
genieure und  Benutzung  der  Maschinen  und  sonstigen  Hilfsmittel  euro- 
päischen Bergbauwesens  selbst  in  Betrieb.  Gleichzeitig  wurde  eine  Ingenieur- 
schule in  Tokio  gegründet,  die  u.  a.  auch  die  Ausbildung  tüchtiger  Berg- 
baubeamten  zum  Zweck  hatte.  Das  Beispiel  der  Regierung  weckte  Nach- 
eiferung, als  man  sah.  um  wieviel  leichter  und  lohnender  die  Arbeit  jetzt 
als  unter  den  früheren  Verhältnissen  war.  es  entstanden  mehrere  private 
Bergbau-  Unternehmungen .  und  bald  konnte  der  Staat  auch  die  von  ihm 
betriebenen  Bergwerke  größtenteils  an  Private  abtreten.  Die  Leitung  der 
ganz  nach  europäischen  Mustern  betriebenen  Bergwerke  und  Kohlenzechen 
ruht  jetzt  schon  vollständig  in  den  Händen  von  Japanern,  die  auf  vielen 
Fachschulen  im  Lande  eine  hinreichende  Ausbildung  erhalten;  der  Staat  übt 
aber  mit  Rücksicht  darauf,  daß  die  europäische  Technik  dem  japanischen 
Bergmann  immerhin  noch  etwas  Neues  ist,  bei  den  Privatunternehmungen 
eine  weitgehende  Aufsicht  aus.  Ein  Anfang  zur  Arbeiterfürsorge  ist  inso- 
fern gemacht,  als  den  Arbeitgebern  gewisse  Verpflichtungen  im  Interesse 
der  Bergleute  hinsichtlich  der  Dauer  der  Arbeitsstunden  sowie  der  Ent- 
schädigung bei  Unfällen  und  Todesfällen  auferlegt  sind.  Die  Produktion 
der  Bergwerke  wächst  von  Jahr  zu  Jahr.  Ganz  erheblich  ist  die  Ausbeute 
an  Kohlen  (8'/2  Millionen  Tonnen  im  Jahre  1001),  Schwefel  und  Kupfer: 
auch  wird  viel  Eisen,  Blei  und  Mangan  gewonnen ;  dagegen  sind  die  Gold- 
und  Silbermengen  geringer,  als  man  wohl  erwartete,  die  Ausbeute  darin  be- 
trug in  dem  genannten  Jahre  etwa  2000  bzw.  55  000  kg.  Seit  1890  hat 
man  mit  so  großem  Erfolg  mit  dem  Bohren  von  Petroleumquellen  begonnen, 
daß  im  Jahre  njoi  schon  etwa  2  Millionen  Hektoliter  gewonnen  wurden. 

Den  größten  Aufschwung  hat  die  Gewerbctätigkeit  in  Japan  genommen, 
und  das  I^and  ist  auf  dem  besten  Wege,  sieh  aus  einem  vorwiegend  acker- 
bautreibenden in  ein  industrielles  zu  verwandeln;  ist  doch  schon  jetzt  die 
Industrie  an  der  gesamten  japanischen  Warenausfuhr  mit  66  v.  H.  beteiligt, 
obwohl  der  überwiegende  Teil  der  Bevölkerung  (60  v.  H.)  Ackerbau  treibt. 
Nicht  zum  geringsten  Teil  verdankt  die  japanische  Industrie  ihre  schnelle 
Entwicklung  der  Anregung  und  Unterstützung,  welche  die  Staatsregierung 
gab.  indem  sie  bewährten  europäischen  Fabrikationsmethoden  und  Maschinen 
Eingang  verschaffte,  für  die  Fintwickelung  der  einheimischen  RohstofFpro- 
duktion  sorgte,  größeren  Fabrikunternehmungen  Kapitalvorschüsse  gewährte, 
die  Gewerbesteuer  in  mäßigen  Grenzen  hielt,  den  Ausfuhrhandel  förderte, 
die  Einfuhr  von  Industrieerzeugnissen  durch  geeignete  Zollpolitik  beschränkte, 
den  Binnenhandel  durch  Verbesserung  der  Verkehrsmittel  erleichterte  und 
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eine  gründliche  Berufsbildung  der  Gewerbetreibenden  ermöglichte.  Letzterem 
Zwecke  dienen  3  technische  Hochschulen  und  etwa  1000  Gewerbeschulen  im 
Lande,  ferner  mehrere  Musterfabriken,  die  von  der  Regierung  eingerichtet 
worden  sind  und  betrieben  werden,  so  die  große  Seidenspinnerei  in  Tomioka, 
die  Seidenspinnmühle  in  Shimmachi.  eine  Woll-  und  eine  Baumwollspinnerei, 
eine  Zementfabrik  und  eine  Glashütte.  Außerdem  werden  jährlich  höhere 
Beamte  und  tüchtige  Gewerbeschüler  auf  Staatskosten  nach  dem  Auslande 
gesandt,  um  sich  dort  über  neue  Fabrikationsmethoden,  neue  Erfindungen, 
die  Bedürfnisse  des  Weltmarktes  usw.  zu  unterrichten.  Zur  Förderung  des 
Handels  mit  einheimischen  Industrieerzeugnissen  hat  man  an  33  größeren 
Orten  Sammlungen  von  Mustern  aller  in  Japan  hergestellten  Waren  ein- 
gerichtet, fremde  Gcwerheausstcllungen  beschickt  und  solche  im  Lande  ver- 
anstaltet. Von  günstigem  Einfluß  auf  die  Fntwickelung  der  Industrie 
waren  namentlich  die  billigen  Arbeitskräfte  und  die  natürlichen  Hilfs- 
quellen des  Landes  für  den  Fahrikbetrieb :  die  japanischen  Fabrikarbeiter 
und  Arbeiterinnen,  die  übrigens  für  viele  Gewerbe  eine  besondere  Be- 
anlagung  zeigen,  beziehen  wesentlich  geringere  Löhne  als  ihre  europäischen 
und  amerikanischen  Kollegen,  und  der  Reichtum  Japans  an  Steinkohlen  und 
Petroleum,  womit  der  Fabrikant  seine  Motore  unterhält,  scheint  fast  un- 
erschöpflich zu  sein.  Alle  diese  Verhältnisse  haben  in  erster  Linie  zu  einer 
bedeutenden  Entwicklung  der  alten  japanischen  Gewerbezweige,  der  Seiden- 
und  Baumwollspinnerei  und  -weherei,  der  Porzellan-  und  Töpferindustrie, 
der  Lack-  und  Metallwaren-  sowie  der  Papierfabrikation,  geführt.  Daneben 
aber  sind  vollständig  neue  Industriezweige  ins  Leben  getreten,  so  u.  a.  die 
Maschinen-  und  Geschützfabrikation  und  die  Erbauung  von  Segel-  und 
Dampfschiffen,  die  Herstellung  von  Zement.  Glaswaren.  Ziegelsteinen  und 
Streichhölzern,  ferner  elektrotechnische  Industrien.  Leuchtgasanstalten,  Bier- 
brauereien, Färbereien  und  Farbstoff  abriken .  Zuckerraffinerien,  Möbel- und 
Uhrenfabriken,  Zigaretten-,  Tapeten-,  Spielwaren-,  Bürsten-  und  Knopf- 
fabriken usw.  Die  meisten  dieser  Industrien  vermögen  den  einheimischen 
Bedarf  schon  vollständig  zu  decken  und  einige  darunter,  wie  die  Seiden- 
weberei und  Seidenstickerei,  die  Lack-  und  Porzellanwarenindustrie,  die 
Fabrikation  von  Metall-  und  Schnitzwaren.  Fächern  und  Streichhölzern, 
machen  der  ausländischen  Industrie  sogar  erfolgreich  Konkurrenz.  In 
welchem  Umfange  die  Gewerbetätigkeit  zugenommen  hat.  mag  daraus  er- 
sehen werden,  daß  im  Jahre  i<kx>  bereits  0500  größere  Fabrikanlagen  be- 
standen. Bezeichnend  dafür  ist  auch  das  rasche  Aufblühen  großer  Städte; 
so  zählte  man  1898  schon  162  Städte  mit  mehr  als  10  000  Einwohnern, 
während  zehn  Jahre  vorher  nur  etwa  100  vorhanden  waren.  Namentlich 
verdanken  Tokio  (hervorragend  durch  seine  Baumwollfabriken,  Porzellan- 
und  Töpferwarenfabrikation),  Kioto  (Seide,  Baumwolle,  Lackwaren).  Hiogo 
(Seide,  Baumwolle),  Aichi  (Seide,  Baumwolle.  Lackwaren),  Hiroshima 
(Strohmatten),  ferner  Gifu,  Okayama,  Wakavama,  Shizuoka  und  Kanagawa 
ihre  schnelle  Entwickelung  der  Industrie.  Waren  die  in  Japan  neu  ein- 
geführten Industrien  im  Anfang  alle  auf  die  Nachahmung  ausländischer 
Fabrikate  angewiesen ,  so  schlagen  neuerdings  verschiedene  schon  ihre 
eigenen  Wege  ein.  wie  u.  a.  aus  dem  Erlasse  eines  Musterschutzgesetzes 
hervorgeht.  Wesentlich  einträglicher  gestaltet  sich  auch  das  Fischereigewerbe, 
seitdem  auf  Anregung  der  Regierung  die  Tiefseefischerei  betrieben  wird. 
Nach  einem  Gesetz  von  1807  zahlt  der  Staat  eine  Beihilfe  zu  den  Kosten 
der  Anschaffung  der  für  die  Tiefseefischerei  erforderlichen  größeren  Schiffe. 

Der  Handelsverkehr  Japans  mit  anderen  Ländern  hat  sich  in  den  letzten 
30  Jahren  mächtig  entwickelt:  während  1S71  der  Wert  der  Ein-  und  Aus- 
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fuhr  zusammen  40  Millionen  Yen  nicht  überstieg,  wurden  1901  bereits  für 
256  Millionen  Yen  Waren  ein-  und  für  252  Millionen  Yen  ausgeführt.  An  der 
Einfuhr  l>eteiligen  sich  in  erster  Linie  Großbritannien,  das  namentlich  Ma- 
schinen, Woll-  und  Baumwollwaren  liefert,  Rritisch-Indien  (mit  roher 
Baumwolle)  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  (mit  Maschinen, 
sonstigen  Eisenwaren,  roher  Baumwolle,  Leder  usw.);  erst  an  vierter  Stelle 
kommt  Deutschland,  das  Woll-  und  Baumwollwaren,  Metallwaren  und  Zucker 
schickt,  dann  folgen  China  und  Frankreich.  Die  Lieferungen  der  drei  erst- 
genannten Länder  machen  mehr  als  die  Hälfte  der  ganzen  Einfuhr  aus. 
Als  Ausfuhrartikel  steht  die  japanische  Rohseide  obenan,  sie  bildet  fast  ein 
Drittel  der  gesamten  Ausfuhr  und  geht  größtenteils  nach  Amerika  und 
Frankreich.  Baumwollgarn  und  Kohlen  werden  in  großen  Mengen  nach 
China  und  Hongkong.  Kupfer,  Tee.  Reis  und  Kampfer  nach  Großbritannien 
und  Deutschland  versandt.  Britisch-Indien  ist  ein  bedeutender  Abnehmer 
von  Kohlen  und  Streichhölzern,  während  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  Liebhaber  der  hübschen  japanischen  Matten  und  sonstigen  Stroh- 
geflechte sowie  der  kunstvollen  Seidcngewebe  sind.  Auch  der  Absatz  an 
feinen  Porzellanwaren,  an  Tabak.  Bronzewaren,  den  bekannten  lackierten 
Waren,  Fächern  und  Wandschirmen  ist  ziemlich  bedeutend.  Neuerdings 
nimmt  die  Ausfuhr  an  Baumwollgeweben,  Uhren,  Bambuswaren.  Holz- 
waren und  Zigaretten  zu.  Die  Ergebnisse  des  Fischfangs  wandern  zumeist 
nach  China,  wo  sich  immer  Abnehmer  für  alle  möglichen  Meeresprodukte 
finden.  Seit  i8q6  übersteigt  der  Wert  der  Einfuhr  den  der  Ausfuhr,  nach- 
dem bis  dahin  15  Jahre  lang  das  umgekehrte  Verhältnis  bestanden  hatte. 

Der  wirtschaftliche  Aufschwung  Japans  wäre  nicht  möglich  gewesen 
ohne  die  erhebliche  Verbesserung  der  Verkehrsmittel,  mit  der  gleich  in  den 
ersten  Jahren  nach  der  Restauration  eingesetzt  wurde.  In  erster  Linie  ist 
hier  die  Einrichtung  des  Staats- Post-  und  Telegraphendienstes  zu  er- 
wähnen, worüber  im  Archiv  mehrfach  —  besonders  ausführlich  zuletzt  im 
Jahrgange  1897,  S.  685  tf.  —  berichtet  worden  ist.  1871  traten  die  ersten 
Staatspostanstalten  in  Tokio.  Kioto  und  Osaka  ins  Leben,  ein  Jahr  später 
besaßen  alle  größeren,  verkehrsreicheren  Orte  bereits  ihre  Postverbindungen, 
so  daß  bald  darauf  die  alten  Privatposteinrichtungen  aufgehoben  werden 
konnten;  1877  schloß  sich  Japan  dem  Weltpostverein  an  und  machte  sich 
damit  in  seinen  Postbezichungen  zum  Auslande  von  fremder  Hilfe  frei. 
Zehn  Jahre  nach  der  Entstehung  der  ersten  Staatspost  waren  überall  im 
Lande,  wo  es  das  Bedürfnis  erforderte,  Postanstalten  eingerichtet.  Ende 
K»oi  zählte  man  deren  500,7  oder  eine  auf  je  8(>oo  Einwohner.  Diese  Post- 
anstalten geben  den  unseren  in  ihrem  allgemeinen  Geschäftsumfange  nichts 
nach,  denn  sie  befassen  sich  mit  der  Behandlung  gewöhnlicher  und  ein- 
geschriebener Brief  Postsendungen,  die  nach  amerikanischem  Muster  in 
mehrere  Klassen  eingeteilt  sind  (Briefe;  Postkarten;  Zeitungen  und  Zeit- 
schriften; Drucksachen,  Photographien,  Zeichnungen,  Bilder,  Warenproben; 
heimische  Sämereien),  sowie  mit  der  Beförderung  von  gewöhnlichen  Paketen, 
Briefen  und  Paketen  mit  Wertangabe,  Brief-  und  Paketsendungen  gegen 
Rückschein,  Nachnahme-  und  Postauf tragssendungen ;  sie  versehen  den  Post- 
anweisungs-  und  Postsparkassendienst  und  verkaufen  Postwertzeichen,  Stempel- 
marken und  Postbons.  Der  Meistbetrag  der  Postanweisungen  (gewöhnlichen 
und  telegraphischen)  ist  auf  50  Yen  beschränkt,  wogegen  Nachnahme  (auf 
Briefen  und  Paketen)  und  Postaufträge  bis  zu  300  Yen  zulässig  sind.  Die 
Brieftaxen,  die  anfangs  nach  Entfernungen  abgestuft  waren,  sind  seit  1882 
einheitlich  festgesetzt.  Dabei  hat  man  namentlich  für  Zeitungen  und  die 
Sendungen  mit  heimischen  Sämereien  recht  niedrige  Sätze  gewählt.  Die 
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Taxe  für  Pakete  regelt  sich  nach  drei  Enttcrnungs-  und  sieben  Gewichts- 
stufen. Die  Schnelligkeit  und  Häufigkeit  der  Postbeförderung  richtet  sich 
nach  der  Bedeutung  und  Beschaffenheit  der  Verkehrswege,  welche  in  Post- 
Straßen  I.  bis  IV.  Klasse  eingeteilt  werden.  Poststraßen  I.  Klasse  sind  ledig- 
lich alle  von  Tokio  ausgehenden:  die  daran  gelegenen  Orte  erfreuen  sich 
im  Durchschnitt  täglich  einer  viermaligen  Briefbeförderung  und  einer  drei- 
maligen Paketbeförderung.  Auf  den  Poststraßen  II.  und  111.  Klasse  werden 
weniger  regelmäßige  Postverbindungen  (mindestens  aber  einmal  täglich) 
unterhalten,  während  auf  den  Poststraßen  IV.  Klasse  Posten  nur  nach  Be- 
darf abgesandt  werden.  Ende  1901  betrug  die  Gesamtlänge  aller  Postkurse 
rund  22O0ori  (japanische  Meilen),  d.  i.  86400  km,  wovon  die  Hälfte  auf 
Eisenbahn-  und  Wasserstraßen  entfiel.  Seit  1885  findet  allgemein  im  U In- 
kreise von  etwa  650  m  vom  Postorte  die  Bestellung  der  Postsendungen 
statt,  sofern  letztere  nicht  postlagernd  adressiert  sind.  Die  Paketbestellung 
erfolgt  in  der  Regel  einmal  täglich,  die  Briefbestellung  wird  dem  Bedürfnis 
entsprechend  geregelt.  Auch  mit  der  Eilbestellung  von  Wert-  und  Ein- 
schreibbriefsendungen, sowie  von  Paketen  befaßt  sich  die  japanische  Post, 
wenn  die  volle  Gebühr  vorausbezahlt  ist.  Die  Einrichtung  des  Post-Zeitungs- 
abonnements, wie  in  Deutschland,  gibt  es  in  Japan  nicht;  es  besteht  aber 
für  diejenigen  Zeitungen  und  Zeitschriften,  die  wenigstens  monatlich  einmal 
erscheinen  und  im  übrigen  gewissen  Anforderungen  der  Postbehörde  ent- 
sprechen, eine  geringere  Taxe  als  für  andere  Drucksachen.  Für  den  Ver- 
lust und  die  Beschädigung  von  Wertbriefen  und  Postpaketen,  sowie  für 
den  Verlust  von  Einschreibbrietsendungen  wird  den  Absendern  Entschädi- 
gung gezahlt.  Das  Briefgeheimnis  ist  unverletzlich  und  wird  durch  An- 
drohung schwerer  Strafe  geschützt.  Die  Postsparkassen  waren  namentlich 
in  der  ersten  Zeit  ihres  Bestehens  (seit  1875).  wo  es  an  sonstigen  ähnlichen 
Anstalten  noch  fehlte,  von  großem  Vorteil  für  das  Volk  und  erfreuen  sich 
einer  im  großen  ganzen  stets  zunehmenden  Benutzung,  ist  doch  die  Zahl 
der  Einleger  in  den  letzten  10  Jahren  auf  das  Doppeitc  gestiegen  und  be- 
trägt gegenwärtig  6  v.  H.  der  ganzen  Bevölkerung.  Nach  der  Bewegung 
in  dem  Durchschnittsbetrag  der  Einlagen  zu  urteilen,  scheint  sich  immer 
mehr  auch  der  ärmere  Teil  der  Japaner  an  der  Einrichtung  der  Postspar- 
kassen zu  beteiligen,  ein  erfreuliches  Zeichen  von  der  Zunahme  des  Spar- 
sinns bei  dem  Volke.  Die  Verzinsung  der  Einlagen  war  stets  günstig, 
6ie  schwankte  zwischen  3  und  j,i  v.  H.,  seit  1890,  werden  4,8  v.  H.  gezahlt. 
Die  zunehmende  Benutzung  der  Postsparkassen  ist  um  so  höher  zu  be- 
werten, als  letzteren  seit  1893  in  den  kommunalen  Sparkassen  ein  Kon- 
kurrenzunternehmen entstanden  und  außerdem  im  Laufe  der  Jahre  eine 
große  Anzahl  Bankanstalten  ins  Leben  getreten  ist. 

Bemerkenswert  ist  die  Art  der  Verbreitung  des  Telegraphendienstes  in 
Japan.  Während  es  der  Regierung  äußerst  schwer  fiel,  die  erste  Telegraphen- 
leitung —  zwischen  Tokio  und  Yokohama  1861)  —  gegen  die  Angriffe 
des  abergläubischen  Volkes  zu  schützen,  welches  darin  ein  Werk  des  Teufels 
erblickte,  konnte  sie  10  Jahre  später,  nachdem  u.  a.  namentlich  im  Bürger- 
krieg in  Kiushiu  die  Vorteile  des  Telegraphen  klar  vor  Augen  getreten 
waren,  aus  Mangel  an  Geld  nicht  schnell  genug  allen  Anträgen  auf  Her- 
stellung von  telegraphischen  Verbindungen  gerecht  werden.  So  ist  denn 
ein  Teil  der  1881  gebauten  Telegraphenlcitungen  auf  Kosten  der  Gemeinden 
hergestellt  worden,  die  sich  freiwillig  erboten  hatten,  die  Ausgaben  zu 
decken.  Nach  dem  Krieg  mit  China  fand  eine  weitere  erhebliche  Aus- 
dehnung des  Telegraphennetzes  statt,  so  daß  dieses  jetzt  alle  wichtigeren 
Orte  berührt.    Ende  iqoi  waren  185O  Telegraphenanstalten  eingerichtet, 
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die  zum  größten  Teil  mit  Postanstalten  I.  bis  III.  Klasse  vereinigt  waren, 
im  ührigcn  seihständige  Telegraphcnansttdtcn  II.  und  III.  Klasse  oder  Tele- 
graphenagenturen hildcten.  Die  Gesamtlänge  aller  Telegraphenlcitungen 
betrug  damals  31  i~ori  -~  122500  km,  die  der  Telegraphenlinien  7361  ri 
=  28  900  km.  Kür  den  Verkehr  mit  dem  Auslande  steht  ein  Kabel  von 
Nagasaki  nach  Shanghai  und  ein  solches  nach  Wladiwostock  zur  Verfügung; 
eine  Kabelverbindung  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ist  geplant. 
Auch  den  Fernsprecher  hat  Japan  schon  seit  1877  in  den  Dienst  des  Ver- 
kehrs gestellt.  1890  wurden  die  ersten  Stadt fernsprcchcinrichtungen  in 
Tokio  und  Yokohama  geschaffen ,  denen  bald  darauf  diejenigen  in  Osaka 
und  Kobe  folgten.  Hude  iqoi  bestanden  bereits  179  öffentliche  Sprech- 
stellen und  25  Stadtfernsprecheinrichtungen  mit  rund  25  000  Teilnehmern, 
während  von  weiteren  23  000  Personen  die  Anträge  auf  Herstellung  von 
Fernsprechanschlüssen  der  Erledigung  harrten.  In  der  Elektrotechnik  steht 
der  Japaner  durchaus  auf  der  Höhe  der  Zeit:  er  kennt  und  verwendet  die 
neuesten  Apparate  und  Systeme  auf  dem  Gebiete  des  Telegraphen-  und 
Fernsprechwesens.  So  sind  seit  einigen  Jahren  in  allen  Vermittelungs- 
ämtern  die  Vielfachumschalter  mit  automatischer  Zurückziehung  der  Anruf- 
klappen in  Gebrauch  und  gegenwärtig  wird  die  Einführung  der  Vielfach- 
umschalter mit  Glühlampensignalisierung  und  gemeinsamer  Anruf-  und 
Mikrophonbatterie  (Svstem  der  Western  Electric  Company)  geplant.  Die 
Duplextelegraphie  sowohl  als  auch  (seit  1892)  die  Quadruplcxtelcgraphie 
rinden  Anwendung  in  bedeutenderen  japanischen  Ämtern  und  die  Doppel- 
sprechschaltung auf  Fernsprechverbindungsleitungen  wird  verschiedentlich 
benutzt.  Versuche  mit  drahtloser  Telegraphie  haben  bereits  mehrfach  mit 
Erfolg  stattgefunden.  —  In  der  Telegraphie  verwenden  die  kleineren  Ämter 
den  Fernsprecher,  die  größeren  den  Klopferapparat  oder  den  Wheatestone- 
schen  automatischen  Telegraphenapparat  und  für  Kabclbetricb  den  Muirhead- 
schen  Heberschreiber.  Die  Fernsprechapparate  sind  nach  dem  Modell  Solid 
back  gebaut.  Die  l^eitungcn  sind  fast  ausnahmslos  aus  Bronzedraht  her- 
gestellt (auch  die  Telegraphenleitungen):  für  den  Fernsprechdienst  ist  das 
Doppelleitungssystem  durchgeführt.  Leitungsdraht,  Porzellanisolatoren,  die 
hölzernen  Leitungsstangen,  hölzerne  und  eiserne  Träger  sowie  die  Telegraphen- 
apparate werden  in  Japan  selbst  angefertigt.  Auf  den  Leitungsbau  versteht 
sich  der  japanische  Beamte  schon  seit  20  Jahren  und  im  Jahre  1897  hat 
er  zum  ersten  Male  sein  Geschick  in  der  selbständigen  Herstellung  größerer 
Seekabelverbindungen  bewiesen.  Nicht  zum  wenigsten  den  zweckmäßigen 
Gesetzen  und  Verordnungen,  durch  die  sowohl  das  Post-  als  auch  das 
Telegraphen-  und  Fernsprechwesen  vollständig  geregelt  sind,  ist  die  mächtige 
Verkehrszunahme  zu  verdanken,  wie  sie  aus  nachstehenden  Zahlen  hervor- 
geht, die  gleichzeitig  beredtes  Zeugnis  für  die  Energie  der  wirtschaftlichen 
und  kulturellen  Entwicklung  des  japanischen  Volkes  ablegen: 


im  Jahre 


Zahl  der  aufgelieferten  Post-  Zahl  der  bearbeiteten 

Sendungen  Telegramme 


1872:  21/«  Millionen  (rund)  19000  rund  (i.  J.  1871), 

1881:  841'.,        -  -  2586000     -  . 

1892:  280'/,         -  -  4(174000     -     (i.  J.  1891), 

iqoi:  8231'.         -  -  10  221000     -  . 

Mit  der  Herstellung  von  Eisenbahnen  ist  im  Jahre  1872  begonnen 
worden.  Der  Ausbau  des  Eisenbahnnetzes  geschieht  in  systematischer  Weise 
nach  einem  von  der  Regierung  ausgearbeiteten  Plane.    Die  Herstellung  und 
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der  Botrieb  der  Hauptbahnen  erfolgt  ganz  durch  den  Staat,  während  ein 
Teil  der  minder  wichtigen  Strecken  der  Privatunternehmung  überlassen 
bleibt.  Ende  1901  waren  bereits  0478  km  Eisenbahnen,  darunter  170Ö  km 
Staatsbahnen,  im  Betrieb,  eine  recht  ansehnliche  Leistung  in  Anbetracht  der 
Schwierigkeiten,  die  sich  dem  Bahnbau  in  dem  gebirgigen  Gelände  und  bei 
Überschreitung  einer  Menge  kleiner,  aber  häufig  reißender  Flüsse  entgegen- 
stellen mußten.  Die  Zugmaschinen  für  den  Betrieb  der  Bahnen  werden  zwar 
noch  großenteils  vom  Auslande  bezogen,  im  übrigen  aber  bedarf  der  Japaner 
für  den  Eisenbahnbau  und  die  Beschaffung  des  rollenden  Materials  schon 
seit  geraumer  Zeit  der  Hilfe  seiner  europäischen  und  amerikanischen  Lehr- 
meister nicht  mehr. 

Noch  schneller  als  der  Eisenbahnverkehr  hat  sich  in  Japan  der  Schiffahrts- 
verkehr entwickelt.  Außer  den  alten  Junken.  deren  Bestand  sich  nicht  ver- 
ringert hat,  besitzt  das  japanische  Volk  heute  eine  bedeutende  Flotte  von 
großen  und  kleinen  Segelschiffen  und  Dampfern  für  den  Personen-  und 
Güterverkehr,  welche  nicht  bloß  regelmäßige  Verbindungen  zwischen  den 
einzelnen  Küstenorten  herstellen,  sondern  zum  Teil  auch  dem  überseeischen 
Verkehr  dienen.  35  Dampfer  und  I  I  Segelschiffe  bildeten  im  Jahre  1870  den 
ersten  Bestand  einer  Flotte,  die  n>°i  nahezu  1400  Dampfer  (darunter  170 
mit  über  1000  t  Gehalt)  und  4020  Segelschiffe  (darunter  etwa  2000  mit  mehr 
als  100  t  Gehalt)  zählte.  Unter  den  Schiffen  sind  80,  Ozeandampfer  und 
286  kleine  Dampfer  für  die  Flußschiffahrt.  Die  Regierung  hat  die  Schiffahrt 
nach  Kräften  gefördert,  anfangs  durch  Übernahme  von  Garantien  bei  ge- 
wissen Linien,  später  durch  Subventionen.  Zu  diesen  noch  jetzt  subventio- 
nierten Linien  gehören  u.a.  namentlich  die  3  von  Yokohama  nach  Mel- 
bourne, nach  Bombay  und  nach  Shanghai,  die  2  von  Hongkong  nach 
Seattle  und  nach  San  Francisco,  ferner  die  Verbindungen  mit  Korea  und 
mit  Europa.  Die  Segelschiffe  werden  schon  seit  20  Jahren  ausschließlich 
auf  japanischen  Schiffswerften  hergestellt,  deren  jetzt  167  existieren,  und  auch 
im  Bau  von  Dampfschiffen  macht  sich  Japan  mehr  und  mehr  von  fremder 
Hilfe  frei,  wurden  doch  igoi  von  83  Dampfern  71  im  Lande  selbst  her- 
gestellt und  nur  12  im  Auslande  gekauft.  Die  Bemannung  der  Schiffe, 
auch  der  großen  Dampfer,  besteht  überwiegend  aus  Eingeborenen,  sogar  von 
den  Stellen  für  Kapitäne  I.  Klasse  sind  drei  Viertel  mit  Japanern  besetzt. 

Die  Ausgaben,  welche  Japan  aus  der  Neuordnung  seiner  wirtschaftlichen 
und  staatlichen  Verhältnisse  erwuchsen,  wurden  nur  zum  kleineren  Teil  aus 
den  laufenden  Einnahmen,  im  übrigen  aber  durch  Anleihen  gedeckt.  Von 
dem  Gesamtanleihekapital  von  1257  Millionen  Yen  waren  etwa  3/l0  zur  Ab- 
lösung der  Ansprüche  der  Daimios  und  zur  Einziehung  des  überschüssigen 
Papiergeldes,  '/m  Iur  Heer  und  Marine,  3/20  für  den  Eisenbahnbau,  y20  *ur 
sonstige  Verkehrsmittel  (Wege,  Kanäle,  Fernsprechwesen)  erforderlich. 
689  Millionen  Yen  sind  bereits  getilgt,  von  den  verbleibenden  568  Millionen 
Yen  besteht  der  größere  Teil  (426  Millionen)  aus  inländischen  Anleihen. 
An  laufenden  Einnahmen  ist  die  Regierung  hauptsächlich  auf  die  Steuern 
angewiesen,  da  die  Überschüsse  aus  den  staatlichen  Betrieben  noch  nicht 
bedeutend  sind.  So  waren  im  Jahre  u>o2  unter  226  Millionen  Yen  laufen- 
den Einnahmen  64  Millionen  Sakesteuer,  47  Millionen  Grundsteuer,  17  Mil- 
lionen Zölle,  12  Millionen  Einnahmen  aus  dem  Tabakmonopol,  26  Millionen 
aus  dem  Post-  und  Telegraphenwesen  und  o,  Millionen  aus  dem  Eisenbahn- 
verkehr. 
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Dampflokomotive  oder  elektrischer  Schnellbetrieb. 


Dampflokomotive  oder  elektrischer  Schnellbetrieb. 

Über  die  Ergebnisse  der  Schnellbahnversuche,  die  mit  elektrisch  be- 
triebenen Lokomotiven  auf  der  Militäreisenbahn  Marienfelde- Zossen  an- 
gestellt worden  sind,  haben  wir  wiederholt  berichtet.  Bei  den  zahlreichen 
elektrischen  Fahrten  wurden  oft  Geschwindigkeiten  von  mehr  als  200  km 
in  der  Stunde  erreicht,  dabei  ist  wahrend  der  ganzen  Versuchszeit  weder 
eine  Beschädigung  der  Teilnehmer  noch  ein  sonstiger  Unfall  vorgekommen. 
Die  Versuche  haben  erwiesen,  daß  es  möglich  ist,  auf  guten  Eisenbahn- 
gleisen unter  Benutzung  von  hochgespanntem  Wechselströme  mit  dieser 
vorher  unerreichten  Geschwindigkeit  ohne  Gefährdung  der  Sicherheit  zu 
fahren.  Auch  die  Fahrten  mit  einer  Dampflokomotive  besonderer  Bauart 
auf  derselben  Strecke  sind  gunstig  verlaufen,  die  erzielte  Geschwindigkeit 
hat  140  km  betragen. 

Bei  dieser  Sachlage  wird  es  von  Interesse  sein,  das  Urteil  eines  hervor- 
ragenden Eisenhahnfachmanns,  des  Professors  an  der  Technischen  Hoch- 
schule zu  Charlottenburg,  Geheimen  Regierungsrats  von  Borrics,  über  die 
Ziele  und  Aussichten  dieser  beiden  Betriebsarten  kennen  zu  lernen.  Der 
Genannte  führte  in  einem  Vortrage,  den  er  auf  der  Hauptversammlung  des 
Vereins  deutscher  Ingenieure  in  Frankfurt  (Main)  gehalten  hat,  im  wesent- 
lichen folgendes  aus. 

Die  elektrische  Schnellbahn  ist  in  eisenbahntechnischer  Beziehung  bis  zu 
einer  brauchbaren  Entwickelungsweisc  gelangt.  Besonders  lehrreiche  Beob- 
achtungen wurden  über  den  Bewegungswiderstand  und  Kraftverbrauch  der 
Wagen  gemacht.  Der  Luftdruck  auf  die  Vorderflächen  war  weit  geringer 
als  man  bislang  vielfach  annahm.  Der  Luftwiderstand  nimmt  mit  der  Ge- 
schwindigkeit etwas  zu,  macht  aber  bei  den  großen  Geschwindigkeiten  nur 
einen  geringen  Teil  des  ganzen  Bewegungswiderstandes  aus.  Der  Kraft- 
verbrauch betrug  für  150  und  200  km  rund  750  und  1600  PS.;  er  ist  also 
bei  150  km  etwa  ebenso  groß  wie  bei  einem  Dampfschnellzug  und  erreicht 
bei  200  km  die  Höchstleistungen  der  Dampflokomotiven.  Solche  Leistungen 
aufzuwenden,  um  in  einem  Wagen  40  Personen  zu  befördern,  würde  wirt- 
schaftlich unmöglich  sein.  Man  wird  daher  auf  eine  erhebliche  Verminde- 
rung des  Bewegungswiderstandes  im  Verhaltnisse  zum  Fassungsraume  des 
Zuges  hinarbeiten  müssen.  Die  anfangs  noch  ziemlich  langen  Bremswege 
werden  sich  voraussichtlich  bei  den  angegebenen  Geschwindigkeiten  auf 
600  und  900  m  beschränken  lassen. 

Ein  Vergleich  mit  den  jetzigen  Dampflokomotiven  ergibt  zunächst,  daß 
man  auch  mit  diesen  ohne  Bedenken  viel  rascher  fahren  kann,  als  dies  im 
regelmäßigen  Dienste  geschieht.  Gut  gebaute  vier-  und  fünfachsige  Loko- 
motiven mit  Drehgestellen  bewegen  sich  auf  gutliegenden  Gleisen  auch  bei 
Geschwindigkeiten  von  140  km  und  mehr  noch  mit  voller  Sicherheit.  Im 
regelmäßigen  Betriebe  fährt  man  aber  nicht  schneller  als  durchschnittlich 
höchstens  90  bis  95  km  auf  langen  Strecken,  weil  noch  höhere  Geschwindig- 
keiten viel  zu  teuer  werden.  Die  Dampflokomotive  verbraucht  schon  bei 
90  bis  100  km  Geschwindigkeit  etwa  die  Hälfte  ihrer  Leistung  für  ihre 
eigene  Fortbewegung,  und  nur  die  andere  Hälfte  bewegt  die  zahlende  Last. 
Die  heutigen  Schnellzüge  wiegen  250  bis  300  t,  bisweilen  400  t  und  fassen 
200  bis  300  Personen.  Kleine,  leichte  Schnellzüge  zu  fahren  ist  unrentabel, 
weil  die  von  der  Last  unabhängigen  Betriebskosten  zu  groß  sind.  Die 
ganze  Gestaltung  des  Dampfbetriebs  weist  also  auf  die  Beförderung  einzelner 
schwerer  Schnellzüge  hin.    Nur  hierdurch  ist  den  Haupterfordernissen  des 
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Verkehrs:  mäßiges  Fahrgeld  und  große  Geschwindigkeit,  gleichmäßig  zu 
genügen.  Nun  hat  allerdings  auch  die  Dampflokomotive  Verbesserungen 
erfahren,  die  ihre  Leistungsfähigkeit  bei  gleichem,  eigenem  Kraftverbrauche 
gesteigert  haben.  Gerade  in  Deutschland  ist  durch  die  Verbundwirkung  und 
den  Heißdampf  viel  erreicht  worden.  Es  steigt  auch  die  Lokomotivleistung 
innerhalb  gewisser  Grenzen  mit  zunehmender  Geschwindigkeit.  Bei  etwa 
!0O  km  Geschwindigkeit  werden  die  günstigsten  Verhältnisse  erreicht.  Bei 
dieser  Geschwindigkeit  ist  die  Dampflokomotive  am  Ende  ihrer  wirtschaft- 
lichen Leistungsfähigkeit  angelangt;  was  darüber  geht,  sind  nach  Ansicht 
des  Vortragenden  Sportleistungen.  Wenn  daher  die  preußischen  Staats- 
bahnen die  Durchschnittsgeschwindigkeit  auf  einzelnen  günstigen  Strecken, 
wie  Berlin-Köln,  auf  ioo  km  hringen.  so  werden  sie  allen  berechtigten 
Ansprüchen  genügt  haben. 

Die  Ziele  beider  Betriebsarten  sind  hiemach  völlig  verschieden.  Das 
Bestreben,  die  Geschwindigkeiten  der  Dampfschnellzüge  zu  erhöhen,  hat  eine 
ganz  andere  Bedeutung  als  der  elektrische  Schnellbetrieb,  welcher  eine 
häufigere  Verbindung  mit  erheblich  höherer  Geschwindigkeit  herstellen  will. 
Das  bedeutet  eine  völlige  Umgestaltung  des  Verkehrs,  eine  Unabhängigkeit 
von  der  Tageszeit  und  eine  Kürze  der  Fahrzeiten,  die  den  Fernverkehr  dem 
der  Vorortbahnen  ähnlich  gestaltet.  Damit  werden  Vorteile  gewonnen,  die 
eine  wesentliche  Steigerung  des  Verkehrs  erwarten  lassen.  Immerhin  darf 
man  nicht  vergessen,  daß  auch  der  Personenverkehr  begrenzte  Bedürfnisse 
hat,  über  die  hinaus  auch  die  beste  Beförderungsgelegenheit  wenig  mehr 
anregt.  Man  sollte  daher  zunächst  den  elektrischen  Schnellbetrieb  nicht  zu 
kostspielig  einrichten.  Den  größten  Teil  der  Betriebskosten  verursacht  die 
Zugkraft.  Da  sie  hauptsächlich  vom  Luftwiderstand  abhängt,  so  muß  dieser 
möglichst  verringert  werden,  indem  man  beide  Enden  des  Zuges  schlank 
zuschärft  und  alle  Seitenflächen  möglichst  glatt  und  ohne  Vorsprung  her- 
stellt. Das  kann  am  besten  bei  einem  Zuge  aus  mehreren,  dicht  aneinander 
schließenden  Triebwagen  geschehen.  Zu  klein  darf  der  Zug  nicht  sein ,  da 
sonst  Luftwiderstand,  Zugkraft  und  Kosten  im  Verhältnisse  zur  Platzzahl 
zu  groß  ausfallen.  Ein  Zug  aus  drei  sechsachsigen  Wagen  mit  ioo  Plätzen, 
vorn  und  hinten  mit  Gepäckräumen,  würde  den  gestellten  Anforderungen 
entsprechen.  Er  würde  besetzt  etwa  2<x>  t  wiegen  und  bei  160  km 
Geschwindigkeit  eine  Zugkraft  von  1260  kg  und  eine  Nutzleistung  von 
750  PS.  erfordern. 

Eine  der  Hauptfragen  ist  nun :  soll  man  den  elektrischen  Betrieb  auf 
den  vorhandenen  Bahnen  einführen  oder  gleich  neue  Schnellbahnen  bauen? 
Diese  würden  selbstverständlich  sehr  teuer  sein  und  den  vorhandenen  Bahnen 
den  Personenverkehr  größtenteils  entziehen.  Vortragender  ist  der  Meinung, 
daß  der  zu  erwartende  Verkehr  selbst  auf  Linien  wie  Berlin-Hamburg  und 
Berlin-Köln  die  Anlage  besonderer  elektrischer  Schnellbahnen  nur  da  lohnen 
wird,  wo  die  vorhandene  Bahn  durch  die  übrigen  Züge  schon  derart  besetzt 
ist,  daß  sie  für  den  Schnellverkehr  keinen  Raum  mehr  bietet.  Es  käme 
daher  in  jedem  Falle  darauf  an,  zu  prüfen,  ob  der  Schnellverkehr  in  den 
verbleibenden  Verkehr  der  langsamen  Personen-  und  Güterzüge  eingefügt 
werden  kann.  Bei  solchen  Neuerungen  pflegt  man  bei  uns  die  weitestgehenden 
Forderungen  für  die  Betriebssicherheit  und  dergl.  aufzustellen.  So  hat  man 
auch  jetzt  wieder  für  den  elektrischen  Schnellbetrieb  eine  eigene  zwei-  oder 
dreigleisige  Bahn  ohne  Zwischenstationen,  Weichen.  Übergänge  und  Über- 
holungen anderer  Züge  als  unerläßlich  bezeichnet. 

Bahnübergänge  in  Schienenhöhe  bieten  für  den  Schnellverkehr  kaum 
größere  Bedenken  als  jetzt.    Vor  unbemerkt  gebliebenen  Straßentnhrwerkerr. 
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Vieh  usw.  kommen  auch  die  jetzigen  Züge  selten  rechtzeitig  zum  Halten, 
sondern  unerfahren  sie.  ohne  selber  aus  dem  Gleise  zu  kommen.  Die  langen 
elektrischen,  vorn  zugeschärften  Wagen  würden  ein  Fahrthindernis  noch 
besser  durchschneiden,  als  jetzt  die  Lokomotiven.  Bei  Entgleisungen  bieten 
die  langen  Wagen  besonders  guten  Schutz.  Überholungen  langsam  fahrender 
Züge  durch  die  elektrischen  haben  an  sich  ebenfalls  kein  besonderes  Bedenken, 
da  sie  durch  die  Signaleinrichtungen  schon  jetzt  völlig  gedeckt  sind.  Zu 
Zeiten,  in  denen  die  elektrischen  Schnellzüge  in  kurzen  Pausen  fahren, 
sind  sie  allerdings  schwer  durchführbar.  Man  muß  daher  an  dem  be- 
stehenden Fahrplane  prüfen,  ob  die  betreffende  Bahnstrecke  noch  Raum  für 
den  Schnellverkehr  bietet.  Nach  dieser  Richtung  würden  die  Verhältnisse 
auf  der  Strecke  Berlin-Hamburg  sehr  günstig  liegen. 

Nach  Ansicht  vieler  mit  den  Ergebnissen  der  Schnellbahnversuche  ver- 
trauten Fachleute  ist  eine  Geschwindigkeit  von  150  km  vorläufig  ausreichend 
und  zweckmäßig,  da  der  Zeitgewinn  von  150  auf  200  km  nicht  groß  genug 
ist,  die  Schwierigkeiten  und  Kosten  aber  mindestens  mit  dem  Quadrat 
der  Geschwindigkeit,  um  etwa  Ho  v.  H.  wachsen.  Bei  150  bis  160  km 
reicht  der  schwere  Oberbau  der  preußischen  Staatsbahnen  völlig  aus,  um 
so  mehr,  als  man  die  Wagenachsen  künftig  weniger  belasten  wird.  Daß 
die  Schnellbahnwagen  das  Gleis  stärker  beanspruchen,  ist  nicht  anzunehmen, 
da  sie  trotz  ihrer  größeren  Fahrgeschwindigkeit  keine  stärkeren  Lenkkräfte 
erfordern. 

Eine  günstige  Gelegenheit,  den  elektrischen  Schnellbetricb  baldigst  in  den 
öffentlichen  Verkehr  einzuführen,  bietet  die  Hauptbahn  Berlin- Potsdam- 
Wildpark,  auf  welcher  der  größte  Teil  der  Vorortzüge  durch  die  doppelte 
Anzahl  elektrischer  Züge  ersetzt  werden  könnte.  Hier  würde  eine  Ge- 
schwindigkeit von  120  km  ausreichen,  um  die  Fahrzeit  auf  fast  die  Hälfte 
der  jetzigen  zu  verkürzen. 

Wie  wir  im  Anschluß  an  die  große  Erfolge  versprechenden  Darlegungen 
des  Redners  noch  bemerken  wollen,  hat  die  Studiengesellschaft  für  elektrische 
Schnellbahnen  neuerdings  die  Fortsetzung  der  Versuche  beschlossen.  Zweck 
der  ferneren  Versuche  soll  sein,  durch  eine  Reihe  von  Dauerfahrten  weitere 
praktische  Erfahrungen  für  den  Bau  und  Betrieb  von  elektrischen  Schnell- 
bahnen, zugleich  auch  über  die  Möglichkeit  der  Verwendung  einphasigen 
Drehstroms  zu  gewinnen,  und  dabei  den  Nachweis  zu  führen,  daß  der 
elektrische  Betrieb  dem  Dampfbetrieb  in  bezug  auf  Geschwindigkeit  und 
Leistungsfähigkeit  überlegen  ist  und  ihm  außerdem  wirtschaftlich  nicht 
nachsteht. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Die  jährliche  Weltproduktion  an  Kohlen  —  mit  Ausnahme  der 
Braunkohlen  —  beläuft  sich  nach  der  amtlichen  Statistik  auf  etwas  über 
700  Millionen  Tons.  An  ihr  sind  in  der  Hauptsache  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  Großbritannien,  Deutschland,  Frankreich  und  Belgien  beteiligt. 
Welchen  Umfang  die  Kohlenerzeugung  während  der  Jahre  1900  bis  1902 
in  diesen  Ländern  erreicht  hat,  geht  aus  nachstehender  Tabelle  hervor,  wo- 
bei zu  bemerken  ist,  daß  in  der  Zusammenstellung  für  die  Verein.  Staaten 
und  Groübritannien  die  Longtonne  mit  2240  engl.  Pfund,  für  Deutschland, 
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Frankreich  und  Belgien  die  metrische  Tonne  mit  2204  engl.  Pfund  in 
Ansatz  gebracht  worden  ist.  Außerdem  entfällt  ungefähr  ein  Drittel  der 
für  Deutschland  angegebenen  Produktionsziffer  auf  die  Gewinnung  von 
Braunkohlen.    Es  erzeugten: 

1900  1901  1902 

Menge          Wert          Menfie           Wert  Menne  Wert 

in  lowt       in  touot       in  n»«>t        in  loou  *  in  iüuu  t  in  louo  * 

Vereinigte  Staaten 

von  Amerika.  . .    240788  310450  261874  303450  260195  371027 

Großbritannien...    225  181  608265  210  047  512435  22701,5  467605 

Deutschland               149  551  241  515  153010  253815  150600  262  607 

Frankreich                  3-7^2     98300     31634     09870  29574  02  745 

Belgien                      23463     7038«)     2221^     66630,  22769  68307. 

Hiernach  stellen  die  Verein.  Staaten  und  Großbritannien  zusammen  etwa 
zwischen  zwei  Drittel  und  drei  Viertel  der  Welterzeugung  her;  die  Produktion 
der  Verein.  Staaten  beträgt  über  ein  Drittel  und  die  Großbritanniens  etwas 
weniger  als  ein  Drittel  der  Gesamtsumme.  Hinsichtlich  der  erzeugten 
Menge  behaupten  die  Verein.  Staaten  bereits  seit  1809  den  ersten  Platz,  in 
bezug  auf  den  Wert  der  Produktion  dagegen  steht  Großbritannien  bei  weitem 
an  erster  Stelle. 

Man  hat  berechnet,  daß  die  von  den  einzelnen  Arbeitern  durchschnittlich 
pro  Jahr  geförderte  Kohlenmenge  in  den  Verein.  Staaten  am  größten  ist, 
was  in  erster  Linie  den  dort  im  Gebrauche  befindlichen  vorzüglichen  Kohlcn- 
fördermaschinen  zuzuschreiben  sein  dürfte.  Außerdem  breiten  sich  die 
Kohlenlager  dort  erheblich  dichter  unter  der  Erdoberfläche  aus  als  in  den 
anderen  Ländern,  so  daß  die  Schachtanlagen  weniger  tief  sind  und  der 
Betrieb  mit  Schleppkarren  viel  ausgedehnter  ist  als  in  den  übrigen  Ländern. 

Was  die  Kohlenein-  und  -ausfuhr  anlangt,  so  bleibt  nur  Frankreich  mit 
den  Verschiffungen  hinter  seinen  Kohlenbeziigen  zurück,  während  die  anderen 
vier  Länder  weit  mehr  Kohlen  ausführen,  als  sie  von  außerhalb  beziehen. 

Der  Kohlen  verbrauch  erreichte  1902  im  ganzen  (Menge  in  1000  t)  und 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  folgenden  Umfang: 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika   205612  3,^  t. 

Großbritannien   160098  3.97  t 

Deutschland  (einschließlich  Braunkohlen)     146  370  2,n  t 

Frankreich   42  100  1,08  t 

Belgien   19691  2,80  t. 

Die  Zahlen  ergeben  für  die  Verein.  Staaten  den  größten  Kohlenkonsum. 
Die  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  entfallenden  Konsummengen  sind  natür- 
lich dort  am  erheblichsten,  wo  Eisenbahnwesen  und  industrielle  Tätigkeit  am 
meisten  entwickelt  sind.  Bei  Anlegung  dieses  Maßstabs  schneiden  jedoch 
Deutschland,  Frankreich  und  die  Verein.  Staaten  insofern  ungünstiger  ab, 
als  in  diesen  Ländern  zum  Maschinenantrieb  eine  nicht  unbedeutende  Menge 
anderer  Stoffe,  wie  Torf,  Spiritus,  öl,  Holz  usw.  (letztere  beiden  besonders 
in  den  Verein.  Staaten)  verwendet  werden. 

Hinsichtlich  der  übrigen  an  der  Weltproduktion  beteiligten  linder  ist 
zu  erwähnen,  daß  Canada  vorläufig  weit  mehr  Kohlen  verbraucht  als  es 
erzeugen  kann.  Den  Mehrbedarf  haben  bisher  die  Verein.  Staaten  gedeckt, 
doch  dürften  diese  Bezüge  in  Zukunft  nach  Erschließung  der  auf  mindestens 
7000  Millionen  Tons  Kohlen  geschätzten  Felder  in  Neu -Schottland  und 
nach  Entdeckung  großer  Anthrazitlager  im  Nordwestterritorium  wohl  auf- 
hören. Die  Produktion  Canadas  bclief  sich  1003  auf  7639000  t  oder 
2  079  000  t  mehr  als  im  Jahre  zuvor.   Von  den  britischen  Kolonien  expor- 
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tieren  Neu -Südwales.  Natal.  Britisch -Indien  und  Neuseeland  mehr  Köhlen 
als  sie  beziehen,  wahrend  in  Victoria,  Süd-  und  Westaustralien,  Queensland, 
Tasmanien  und  der  Kapkolonie  der  Kohlenimport  den  Export  übersteigt, 
Japans  Kohlenausfuhr  ist  ungefähr  3  Millionen  Tons  größer  als  seine 
Hinfuhr;  den  Gehalt  der  auf  der  Insel  Hokkaido  noch  unerschlossenen 
Kohlenlager  veranschlagt  man  auf  1000  Millionen  Tons.  Rußland,  Schweden, 
Spanien.  Italien  und  Österreich  -  Ungarn  beziehen  weit  mehr  Kohlen  als  sie 
exportieren;  die  österreichische  Ausfuhr  würde  allerdings  unter  Miteinrcch- 
nung  der  Braunkohlen  den  Hingang  ein  klein  wenig  übersteigen. 

Unter  den  Braunkohle  produzierenden  Landern  stehen  Deutschland  und 
Österreich-Ungarn  an  der  Spitze,  die  Verein.  Staaten  folgen  erst  an  dritter 
Stelte. 

Der  Umfang  des  auf  der  ganzen  Welt  vorhandenen  Kohlenareals  wird 
nach  einer  amerikanischen  Quelle  schätzungsweise  mit  504  550  Quadratmeilen 
( 1  arnerik.  Quadratmeile  --  2,>Xg9  qkm)  angegeben,  die  sich  auf  die  einzelnen 
l'roduktionsländer  wie  folgt  verteilen:  China  200000  (in  Wirklichkeit  wahr- 
scheinlich bedeutend  mehr).  Verein.  Staaten  (ausschließlich  Dakota,  des 
Rocky  Mountaingebiets  und  der  pazifischen  Küste,  in  welchen  Gegenden 
die  Untersuchungen  auf  das  Vorhandensein  von  Kohle  noch  nicht  abge- 
schlossen sind)  io-IMM>,  Uanada  (östlich  der  Rocky  Mountains)  65000, 
Britisch  -  Indien  35000.  Neu -Südwales  24000,  Rußland  (ohne  Sibirien, 
Zentralasien  und  Kaukasien)  20000.  Großbritannien  1 1  900,  Spanien  5500, 
Japan  5000,  Frankreich  20.S0,  Osterreich -Ungarn  1700,  Deutschland  1770 
und  Belgien  510.    (Nach  Daily  Consular  Reports,  Washington.) 


LITERATUR 

Geographen- Kalender.  In  Verbindung  mit  Dr.  Wilhelm  Blanken- 
burg, Professor  Hanl  Langhaus.  Professor  Faul  Lehmann  und  Hugo 
Wichmanu  herausgegeben  von  Dr.  Hermann  Haack.  Zweiter  Jahr- 
gang 1904  1905.    Gotha.    Justus  Berthes.    1904.    Preis  4  Mark. 

Mit  diesem  Kalender  will  die  Verlagsbuchhandlung  vor  allem  der  geo- 
graphischen Gelehrtenwelt  ein  neues,  eigenartiges  Hilfsmittel  darbieten,  das 
ein  internationales  Gepräge  zeigt.  Daher  wird  auch  eine  französische  Aus- 
gabe unter  dem  Titel  »Gotha  Geographü|ue«  angekündigt.  Der  erste  Jahr- 
gang enthielt  z.  B.  gegen  5000  Adressen  von  Gelehrten  der  Geographie 
und  der  ihr  verwandten  Wissenschaften  aus  allen  Teilen  der  Welt;  der 
vorliegende  zweite  Jahrgang  bringt  in  seinem  Hauptteil  als  Fortsetzung 
davon  Mitteilungen  über  3000  Anstalten  und  Gesellschaften  und  über  etwa 
2 000  F ach ze i  t s c h ri  f t en . 

Von  dem  sonstigen  Inhalte  des  Kalenders,  für  dessen  künftige  Jahr- 
gänge, wie  uns  bekannt  ist,  der  Verlagsbuchhandlung  die  Mitarbeiterschaft 
aus  den  Kreisen  der  Verkehrsbeamten  nicht  unwillkommen  wäre,  ist  manches 
auch  für  Nicht-Gelehrte  von  Wert,  wie  nachfolgende  Inhaltsübersicht  er- 
kennen laUt. 

1.  Kaien  da rium  i  vom  1.  April  1004  bis  Ende  Marz  1905)  mit  An- 
gabe der  mittleren  Zeit  im  wahren  Mittag,  der  geraden  Aufsteigung  und 
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Abweichung  der  Sonne,  des  Meridiandurchganges,  der  geraden  Aufsteigung, 
Abweichung  und  der  Phasen  des  Mondes.  Astronomisches  Ortsverzeichnis 
mit  Angabe  der  geographischen  Lange  und  Breite  und  des  Zeitunterschieds 
mit  Greenwich  von  1 80  Orten:  Tabellen  für  die  Lange  der  Meridian-  und 
l'arallelgrade  in  Kilometern,  englischen  Meilen  und  Weist,  für  die  Ober- 
fläche des  Erdsphäroids  nach  '/.,- und  1  -Feldern  in  Quadratkilometern,  eng- 
lischen Quadratmeilen  und  Quadratwerst. 

IL  Die  Weltbegebenheiten  des  Jahres  10,03,  die  auf  die  Um- 
gestaltung des  politischen  und  physischen  Bildes  der  Erdoberfläche  von  Ein- 
fluß waren  oder  ein  besonderes  Verkchrsintcresse  besaßen,  nämlich:  1.  Die 
Dampffährenverbindung  Warnemünde -Gedser  (namentlich  ihre  Bedeutung 
für  den  Reise-,  Güter-  und  1 'ostverkehr).  2.  Die  Vollendung  der  Ototen- 
bahn  (zur  Abfuhr  der  lappländischen  Erze)  von  Gellivare  nach  dem  das 
ganze  Jahr  hindurch  eisfreien  Ofotentjord  (Archiv  10,02,  S.  457)-  3-  Das 
Schlußglied  der  baltischen  Rundbahn.  Durch  die  Vollendung  der  finnischen 
Bahnstrecke  Uleäborg-Tornea  im  Jahre  1903  ist  der  nördlichste  Punkt  des 
bottuischen  Meerbusens  erreicht;  würde  noch  auf  schwedischem  Gebiete  die 
Strecke  Boden-ilaparanda  (Torneä)  gebaut,  so  wäre  das  russische  Bahnnetz 
mit  dem  schwedisch-norwegischen  verbunden.  4.  Der  Aufstand  und  die 
ethnographischen  Verhältnisse  in  Mazedonien.  5.  Die  transkaukasische 
Naphthaleitung  (von  Baku  am  Kaspischen  Meere  nach  Batum  am  Schwarzen 
Meere)  mit  ihren  großen  Pumpwerken  und  Sammelbehältern.  6.  Die  Cool- 
gardie-Wasserwerke  (im  westaustralischen  Goldminengebiete).  Die  Wasser- 
leitung ist  525  km  laug  und  verbindet  das  Flußgebiet  des  Schwanenflusses 
bei  Perth  mit  Coolgardie,  wo  früher  für  430  1  kondensiertes  Wasser  m  Mark 
gezahlt  wurden,  jetzt  aber  der  Preis  für  die  gleiche  Wassermenge  auf  etwa 
33  Pf.  heruntergegangen  ist.  8.  Die  geplante  neue  Hauptstadt  Australiens. 
Der  australische  Staatenbund  beabsichtigt,  als  Sitz  der  Regierung  eine  kleine 
Stadt  im  Innern  von  Neu-Süd-Walcs  zu  wählen,  die  von  den  unberechen- 
baren Stimmungen  der  großstädtischen  Bevölkerung  unberührt  ist.  die  Eifer- 
sucht der  vorhandenen  Landeshauptstädte  untereinander  schont  und  keinen 
feindlichen  Angriffen  zur  See  ausgesetzt  ist.  Die  Wahl  schwankt  noch 
zwischen  Tumut  (1303  Einwohner)  und  Bombala  (1)86  Einwohner).  8.  Die 
französisch-äthiopische  Eisenbahn  (Dschibuti  Dirc  Dauah  bei  Harrar,  310  km 
lang).  Der  Weiterbau  nach  Westen  bis  zum  Weißen  Xil  ist  geplant,  q.  Die 
neue  Grenze  zwischen  Abessinien.  Ervthrea  und  dem  ägyptischen  Sudan. 
10.  Die  neue  kanadisch-amerikanische  Grenze.  Durch  ein  Schiedsgericht 
ist  die  früher  streitige  Grenze  zwischen  Kanada  und  dem  südlichen  Teile 
von  Alaska  neu  festgesetzt  worden,  n.  Der  Bau  des  Panamakanals  und 
der  neue  Freistaat  Panama.  12.  Die  neue  chilenisch-argentinische  Grenze. 
—  Zu  jedem  dieser  zwölf  knapp  gehaltenen  Aufsätze  gehört  ein  kleines, 
sauber  ausgeführtes  Kärtchen. 

III.  Geographische  Forschungsreisen  des  Jahres  1003  (mit  6  Kärt- 
chen). I.  Polargebiete  (deutsche,  englische,  schwedische  und  schottische 
Südpolarexpedition;  Nordpolarreisen.  2.  Asien  (Forschungsreisen  in  Zentral- 
asien, Feldzug  der  Engländer  gegen  Tibet.  Reisen  in  der  Mongolei,  auf 
Celebes  usw.).  3.  Afrika  (Erforschung  des  Tschadseegebiets,  Unternehmung 
der  Franzosen  gegen  die  räuberischen  Tuareg  in  der  Sahara,  Reisen  im 
oberen  Nilgebiet  usw.).  4.  Amerika  (Erforschung  des  6240  m  hohen  Mount 
Mc  Kinley  in  Alaska,  Reisen  in  Nordkanada  bis  zur  Nordküste,  Forschungen 
auf  den  Bahamainseln ,  in  Surinam,  Nordbrasilien,  Ecuador  und  Bolivien). 
5.  Australien  und  Polynesien  (Forschungsreisen  in  den  Gebirgen  im  Innern 
von  Australien  und  in  Neuguinea). 
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IV.  Die  geographische  Literatur  des  Jahres  1903.  Ausführliche 
Übersicht  der  einschlägigen  literarischen  Erscheinungen  aller  Kulturvölker, 
geordnet  nach  Wissenszweigen  (mathematische  Geographie,  Geologie,  Ozeano- 
graphie, Meteorologie,  Pflanzen-  und  Tiergeographie,  Völkerkunde,  politische 
Geographie.  Missionsgeographie,  Wirtschaftsgeographie,  medizinische  Geo- 
graphie, Entdeckungsgeschichte.  Geschichte  der  Geographie)  und  weiterhin 
getrennt  nach  den  behandelten  Ländergebieten. 

V.  Die  Toten  des  Jahres  1003.  Kurze  Lebensbeschreibung  der  im 
Jahre  1903  gestorbenen  Vertreter  der  geographischen  Wissenschaften,  For- 
schungsreisenden usw. 

VI.  Statistische  Mitteilungen  (sind  im  2.  Jahrgange  weggeblieben  und 
nur  im  1.  Jahrgang  enthalten). 

VII.  Geographisches  Adreßbuch.  Lehrstühle,  Gesellschaften  und 
wissenschaftliche  Anstalten  der  Erdkunde  und  verwandter  Wissenschaften 
(nach  den  Wohnsitzen  geordnet).  Geographische  und  verwandte  Zeitschriften. 
Adressenverzeichnis  einiger  Verlagsanstalten. 

Besonders  hinweisen  möchten  wir  auf  den  in  einem  Anhang  enthaltenen 
»Internationalen  Portotarif«  vom  Postrat  Sieblist,  der  für  36  Länder  die 
daselbst  zur  Anwendung  kommenden  Inlands-  und  Auslands- Posttarife  für 
Briefe,  Postkarten.  Drucksachen,  Postanweisungen  und  (zutreffendenfalls)  für 
Postbons  enthält.  Die  Tarife  sind  in  den  Landessprachen  abgefaßt;  nur  für 
Rußland  wurde  die  französische,  für  Japan  die  englische  Sprache  gewählt. 


Jahrbuch  der  Naturwissenschaften  1 903  bis  1 904.  Enthaltend  die 
hervorragendsten  Fortschritte  auf  den  Gebieten:  Physik;  Chemie 
und  chemische  Technologie;  Astronomie  und  mathematische  Geo- 
graphie; Meteorologie  und  physikalische  Geographie;  Zoologie; 
Botanik;  Mineralogie  und  Geologie;  Forst-  und  Landwirtschaft; 
Anthropologie,  Ethnologie  und  Urgeschichte;  Gesundheitspflege. 
Medizin  und  Physiologie;  I Binder-  und  Völkerkunde;  angewandte 
Mechanik;  Industrie  und  industrielle  Technik.  Unter  Mitwirkung 
von  Fachmännern  herausgegeben  von  Dr.  Max  Wildermann. 
Mit  41  in  den  Text  gedruckten  Abbildungen.  Freiburg  im  Breis- 
gau.   Herdersche  Verlagshandlung  1904.    Preis  geb.  7  M. 

Auch  der  vorliegende  19.  Band  des  Jahrbuchs  verdient  wie  die  vorauf- 
gegangenen unsere  Aufmerksamkeit  und  Anerkennung.  In  gediegenen, 
jedermann  verständlichen  Darstellungen  sind  wiederum  die  bedeutsamsten 
Fortschritte  und  Ereignisse  auf  dem  Gebiete  der  praktischen  und  theore- 
tischen Naturkunde  übersichtlich  zusammengefaßt.  Mangel  an  Raum  ver- 
bietet es  uns,  über  den  bei  der  wachsenden  Bedeutung  der  Naturwissen- 
schaften immer  reicher  werdenden  Inhalt  des  Buches  hier  auch  nur  eine 
Übersicht  zu  geben.  Wir  finden  kaum  einen  Artikel,  der  dem  gebildeten 
Laien  nicht  Belehrung  und  Unterhaltung  böte ;  für  den  Verkehrsbeamten 
wissenswert  und  interessant  sind  namentlich  die  bis  in  die  neueste  Zeit 
reichenden  Mitteilungen  über  das  Telegraphieren  ohne  Draht,  über  Erd- 
magnetismus und  Sonnenflecken,  über  Eisenbahnen  und  Luftschiffahrt.  Bei 
der  Fülle  des  Gebotenen  und  dem  mäßigen  Preise  kann  das  Jahrbuch  der 
weitesten  Verbreitung  sicher  sein. 


BIB LI«      GEDRUCKT  IN  DES  REICHSOM  I  KEREI 


Digitized  by  LjOOQle 


ARCHIV 


FÜR 


POST  UND  TELEGRAPHIE. 


BEIHEFT  ZUM  AMTSBLATT 


DES  REICHS- POSTAMTS. 


HERAUSGEGEBEN    IM    AUKTRAGE    DES    REICHS  -  POSTAMTS. 


Hr.  15. 


BERLIN,  AUGUST. 


1904 
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Die  Entstehung  des  elektrischen  Stromes  in  den  Primär- 
elementen.*) 

Von  Telegrapheninspektor  Ambrosius  in  Chemnitz. 

Bis  vor  wenigen  Jahren  herrschten  verschiedene  Ansichten  über  die 
Entstehung  des  elektrischen  Stromes  in  den  Primärelementen.  Namentlich 
hatten  zwei  Theorien ,  die  Kontakttheorie  und  die  chemische  Theorie,  viele 
Anhänger,  aber  keine  lieferte  eine  befriedigende  Erklärung  für  die  Ent- 
stehung des  Stromes.  Dies  ist  erst  Kernst  im  Jahre  1X89  durch  seine 
osmotische  Theorie  über  den  Mechanismus  der  Strombildung 
gelungen.  Inzwischen  ist  die  Wissenschaft  weiter  fortgeschritten;  durch 
exakte  Versuche  ist  vieles,  was  zunächst  nur  als  Hypothese  angesehen 
wurde,  bestätigt  worden,  und  jetzt  kann  man  sagen,  daß  die  Nernst'sche 
Theorie  über  die  Entstehung  des  elektrischen  Stromes  in  den  Primär- 
elementen von  den  meisten  Physikern  und  Chemikern  anerkannt  wird. 


*  Quellen:  R.  Lüpke:  Grundzüge  der  wissenschaftlichen  Elektrochemie. 


Rüdorff- Lüpke:  Grundriß  der  Chemie. 
Gustav  Mie:  Die  neueren  Forschungen  über  Ionen  und  Elektronen. 
Grätz :  Die  Elektrizität  und  ihre  Anwendungen. 
Lorscheid:  Lehrbuch  der  anorganischen  Chemie. 
Jochmann- Harmes:  Grundriß  der  Experimentalphysik. 
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4<»4  Öif  Knistchuni;  des  elektrischen  Stromes  in  «ii.ii  Prim3relementen. 

Ks  dürfte  daher  für  die  Beamten  der  Reichs -Tclegraphcnvcrwaltung  von 
Interesse  sein,  üher  diese  Theorie  etwa«.  Nähere«,  zu  erfahren. 

1.  Allgemeines. 

Die  Körper,  welche  die  Fähigkeit  besitzen,  den  elektrischen  Strom  zu 
leiten,  teilt  mau  ein:  in  Leiter  erster  Klasse  und  in  Leiter  zweiter 
Klasse.  Zu  den  ersteren  gehören  die  Metalle  und  die  Kohle;  in  ihnen 
wird  eine  Veränderung  heim  Durchgänge  des  elektrischen  Stromes  nicht 
hervorgerufen,  sie  leiten  denselben  nach  Maßgabe  ihres  Querschnitts,  ihrer 
Länge  und  Leitfähigkeit,  und  die  Stromarbeit  wird  in  ihnen  in  Wärme 
umgesetzt.  Die  Leiter  zw  eiter  Klasse  sind  chemische  Verbindungen 
(Säuren,  Basen  oder  Salze),  welche  geschmolzen  oder  in  Wasser  gelöst  sind; 
man  nennt  sie  Elektrolyte.  Wenn  ein  elektrischer  Strom  durch  einen 
solchen  Elektrolyten  geschickt  wird,  dann  leitet  dieser  ebenfalls  den  Strom, 
aber  wesentlich  schlechter  als  die  Leiter  erster  Klasse;  nur  ein  Teil  der 
Stromenergie  wird  in  ihnen  in  Wärme  umgesetzt,  während  gleichzeitig  eine 
chemische  Veränderung  in  dem  Elektrolyten  stattfindet,  welchen  Vorgang 
man  mit  Elektrolyse  bezeichnet.  Die  Stoffe,  welche  nicht  zu  den 
genannten  chemischen  Verbindungen  gehören,  wie  Alkohol,  Paraffin, 
Zucker  usw.,  leiten  den  elektrischen  Strom  überhaupt  nicht. 

Um  einen  Strom  dem  Elektrolyten  zuzuführen,  bedient  man  sich  der 
Leiter  erster  Klasse,  also  der  Metalle  in  Draht-  oder  Blech  form  und  u.  U. 
auch  der  Kohle  als  Platten  oder  Stäbe.  Man  nennt  die  in  den  Elektrolyten 
eintauchenden  Drähte  oder  Platten  usw.  Elektroden,  und  zwar  diejenige 
Platte,  an  welcher  der  Strom  in  die  Flüssigkeit  eintritt,  Anode  und  die- 
jenige, an  welcher  der  Strom  aus  der  Flüssigkeit  austritt,  Kathode. 

2.  Elektrolyse. 

Beim  Durchgang  eines  Stromes  durch  einen  Elektrolyten  wird  letzterer 
in  zwei  Teile  zerlegt ;  diesen  Vorgang  beobachtet  man  aber  nur  an  den 
Elektroden,  während  die  Flüssigkeit  selbst  scheinbar  im  Zustande  der  Ruhe 
verbleibt.  Beispielsweise  tritt  bei  der  Elektrolyse  der  wässerigen  Salz- 
säure [HCl}  an  der  Kathode  Wasserstoff  //  und  an  der  Anode  Chlor  (Cl) 
auf,  sofern  man  als  Elektroden  Kohle  verwendet;  ferner  wird  eine  Lösung 
von  Kupfervitriol  (Cu  SOt)  in  Kupfer  Cu  und  Säurcrest  Sü4  zerlegt; 
erstcres  scheidet  sich  an  der  Kathode  ab,  letzteres  geht  an  die  Anode. 

Diese  Bestandteile,  in  welche  ein  Elektrolyt  durch  den  elektrischen 
Strom  gespalten  wird,  nennt  man  seine  Ionen,  und  zwar  den  an  der 
Kathode  auftretenden  Teil  Kation  und  den  an  der  Anode  auftretenden 
Teil  Anion. 

Durch  eine  große  Reihe  von  Versuchen  hat  man  die  Tatsache  festgestellt, 
daß  bei  der  Elektrolyse  die  Metalle,  zu  denen  auch  der  Wasser- 
stoff zu  rechnen  ist,  stets  sich  an  der  Kathode  abscheiden. 

Häufig  treten  jedoch  die  Teile  des  Elektrolyten,  in  welche  dieser  durch 
den  elektrischen  Strom  zerlegt  wird,  nicht  als  solche  an  den  Elektroden 
auf.  so  daß  es  den  Anschein  gewinnt,  als  ob  der  allgemeine  Satz  nicht 
richtig  wäre.  Dieser  Umstand  ist  aber  dadurch  zu  erklären,  daß  die  durch 
die  Elektrolyse  erzeugten  Teile  des  Elektrolyten  chemisch  auf  die  Elektroden 
oder  auf  das  Lösungsmittel,  z.  B.  Wasser,  einwirken.  Daher  erhält  man 
oftmals  nicht  die  Zersetzungsprodukte  des  Elektrolyten,  sondern  Körper, 
die  einer  chemischen  Einwirkung  dieser  Zersetzungsprodukte  auf  das 
Losungsmittel  oder  auf  die  Elektroden  ihren  Ursprung  verdanken;  die 
erhaltenen  Körper  sind  mithin  durch  einen  sekundären  Prozeß  entstanden. 
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Wenn  wir  z.  H.  hei  der  Elektrolyse  der  Salzsaure  HCl  nicht  Kohle, 
sondern  Platin  Pt  als  Elektroden  verwendet  hätten,  wiirde  wohl  an  der 
Kathode  Wasserstoff  //  .  aber  an  der  Anode  nicht  C  hlor  CI  auftreten; 
letzteres  würde  sich  vielmehr  mit  dem  Platin  zu  Platinchlorid  CI.,  !  ver- 
binden. Ebenso  scheidet  sich  bei  der  Elektrolyse  einer  KupfervitriolTösung 
das  Anion  (SOt  nicht  an  der  Anode  ab,  da  das  S0t  für  sich  nicht  frei 
bestehen  kann:  es  zerfällt  in  S0t  (Schwefclsäureanhydrid)  und  O  (Sauerstoff), 
welcher  an  der  Anode  frei  wird,  während  sich  das  S03  mit  dem  Eosungs- 
mittel Wasser  7/2  O  zu  S()3  —  //3  O  ~-  //,  S()i  (Schwefelsäure)  verbindet. 
Endlich  wird  man  bei  der  Elektrolyse  einer  Kochsalzlösung  an  der  Kathode 
kein  Natrium  f\a'  erhalten;  da  letzteres  eine  sehr  große  chemische  Ver- 
wandtschaft hat.  verbindet  es  sich  mit  dem  Hydroxyl  'HO'  des  Wassers 
zu  H  Xa  0  (Natronlauge),  und  der  Rest  H  des  chemisch  zersetzten  Wasser- 
moleküls scheidet  sich  an  der  Katbode  als  Gas  ab. 

Eeitet  man  durch  Wasser,  das  mit  Schwefelsäure  H„SOt}  angesäuert 
ist,  einen  elektrischen  Strom,  dann  treibt  der  Strom  die  Ionen  der 
Schwefelsäure  an  die  Elektroden,  und  zwar  das  Kation  //a  zur  Kathode, 
wo  es  sich  in  Gasform  abscheidet,  und  das  Anion  S0i  an  die  Anode. 
Letzteres  zerfällt  wie  bei  der  Elektrolyse  des  Kupfervitriols  in  S03  und  O. 
Während  der  Sauerstoff  als  Gas  auftritt,  bildet  S()2  mit  dem  Wasser 
Schwefelsäure  //,  O  —  .S'O.,  —  H.2SOi  .  Man  erhält  demnach  bei  diesem 
Zersetzungsprozeß  H,2  und  O.  also  scheinbar  die  Rest  an  dt  eile  des 
Wassers,  während  doch  sowohl  der  Wasserstoff  als  auch  der  Sauerstoff 
aus  der  Schwefelsäure  herrühren  und  das  Wasser  nur  nebenbei  zu  einem 
sekundären  chemischen  Prozeß,  nämlich  zur  Neubildung  der  Schwefelsäure, 
Verwendung  gefunden  hat.  Säuert  man  bei  dieser  sogenannten  Wasser- 
zersetzung das  Wasser  mit  Salzsäure  HCl  an.  dann  wird,  wenn  man 
annimmt,  daß  2  Moleküle  HCl  zersetzt  werden,  an  der  Kathode  2  H  der 
Salzsäure  frei,  und  der  Kest  2  CI  verbindet  sich  mit  dem  Wasserstoff  (H,,) 
eines  Moleküls  Wasser  zu  2  HCl,  also  wieder  zu  Salzsäure:  der  andere 
Bestandteil  des  Wassers  O  wird  als  Gas  an  der  Anode  frei.  Auch  bei 
diesem  Vorgang  werden  die  Produkte  7/2  und  O  nicht  allein  vom  Wasser 
geliefert,  da  ja  der  frei  gewordene  Wasserstoff  H,  1  ein  Bestandteil  der 
Salzsäure  ist. 

Diese  sekundären  Einwirkungen  der  Ionen  auf  die  Elektroden  oder  das 
Lösungsmittel  haben  früher,  da  sie  die  eigentlichen  Vorgänge  verdecken, 
zu  falschen  Schlüssen  geführt.  Wir  kommen  auf  die  Rolle  des  Wassers 
bei  der  Elektrolyse  später  noch  zurück. 

3.  Dissoziationstheorie. 
So  oft  man  auch  die  angegebenen  Versuche  wiederholt,  immer  treten  die 
Zersetzungsprodukte  nur  an  den  Elektroden  auf,  so  daß  man  früher  nach 
der  von  Grotthus  aufgestellten  Theorie  annahm,  daß  der  elektrische  Strom 
bei  der  Elektrolyse  die  gelösten  Moleküle  des  Elektrolyten  ordne  und  als- 
dann die  Ionen  aus  den  Molekülen  an  den  Elektroden  ausscheide.  Hiernach 
würde,  wie  Clausius  im  Jahre  1857  bereits  ausgesprochen  hat,  die  Lösung 
eines  Elektrolyten  erst  dann  sich  als  ein  Leiter  verhalten,  »wenn  die  Strom- 
energie (Volt  mal  Ampere)  denjenigen  Grad  erreicht  hätte,  der  zur  Zerlegung 
der  Moleküle  erforderlich  wäre«;  von  diesem  Moment  an  würden  sehr 
viele  Moleküle  mit  einem  Male  zersetzt  werden,  auch  würde  man  das  plötz- 
liche Eintreten  der  Leitfähigkeit  des  Elektrolyten  an  dem  plötzlichen  Aus- 
schlag eines  Galvanometers  erkennen.  Dem  ist  aber  nicht  so;  denn  schon 
ein   ganz  schwacher  Strom  ist  imstande,    eine  Elektrolyse  hervorzurufen, 
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vorausgesetzt,  daß  seine  Spannung  groß  genug  ist,  die  elektromotorische 
Gegenkraft  der  Zersetzungszelle  zu  überwinden.  Nach  der  neuen  Theorie 
von  Arrhenius  (1887)  hat  der  elektrische  Strom  es  nicht  erst 
nötig,  eine  Trennung  der  Moleküle  des  Elektrolyten  in  seine 
Ionen  vorzunehmen,  sondern  die  Ionen  sind  in  der  wässerigen 
Lösung  bereits  vorhanden.  Während  aber  ein  ungelöstes  Molekül  des 
Elektrolyten  völlig  unelektrisch  ist,  besitzen  die  Teile  des  Elektrolyten 
nach  der  Spaltung  elektrische  Ladungen,  und  zwar  ist  ein  Teil 
(z.  B.  .Vti)  positiv  und  der  andere  Teil  (CA)  negativ  geladen.  Unter 
Ionen  versteht  man  daher  allgemein:  Teile  eines  gespaltenen 
Elektrolyten,  welche  mit  elektrischen  Ladungen  behaftet  sind. 
Fehlen  diese  Ladungen,  dann  sind  die  Körper  keine  Ionen.  Diese  Spaltung 
oder  Trennung  der  Moleküle  in  ihre  Ionen  wird  nach  der  Theorie  von 
Arrhenius  schon  beim  rein  physikalischen  Vorgänge  der  Lösung  des  Elek- 
trolyten bewirkt.  Man  bezeichnet  diesen  Vorgang  mit  dem  Worte 
Di  ssoziation. 

In  der  Lösung  eines  Elektrolyten,  z.  B.  Kochsalz  (Xa  Cl).  sind  daher 
keine  Kochsalzmolekülc  mehr  vorhanden,  sondern  es  befinden  sich  darin 
Natrium-Ionen  und  Chlor-Ionen,  erstere  mit  positiver,  letztere  mit  negativer 
elektrischer  Ladung.  Daß  diese  Ionen  nicht  dieselben  Eigenschaften  auf- 
weisen wie  die  Elemente  im  freien  Zustande,  daß  also  das  Chlor  nicht 
riecht  und  das  Natrium  auf  das  Wasser  nicht  reagiert,  ist  auf  einen  anderen 
Energicinhalt  der  Ionen  gegenüber  den  Elementen  zurückzuführen.  Während 
ein  Atom  Chlor  riecht,  aber  unelektrisch  ist.  ist  ein  Chlorion  geruchlos, 
besitzt  aber  eine  elektrische  Ladung.  Man  nimmt  an,  daß  entweder  »die 
chemische  Energie  der  Ionen  von  derjenigen  der  freien  Elemente  dem  Grade 
nach  verschieden  ist«,  oder  daß  die  Ionen  »wegen  der  elektrischen  Ladungen 
ihren  Energieinhalt  chemisch  nicht  wie  sonst  äußern«.  Für  die  letztere 
Annahme  spricht  der  Umstand,  daß  sich  Zink  in  Salzsäure  löst,  jedoch 
nicht,  sobald  man  ihm  eine  negative  Ladung  erteilt. 

4.  Ionen  Wanderung. 

Nach  der  Theorie  von  Arrhenius  bewegen  sich  die  Ionen  zwischen  den 
Wassermolekülen  regellos  hin  und  her;  ein  Ausgleich  der  verschiedenen 
Ladungen  innerhalb  des  Losungsmittels  findet  hierbei  nicht  statt,  da  da> 
Wasser  die  einzelnen  Ionen  voneinander  isoliert.  Schließt  man  aber  an  die 
beiden  Elektroden  einer  Zersetzungszelle  eine  Stromquelle  an,  so  schlagen 
die  Ionen  bestimmte  Bahnen  ein,  derart,  daß  die  positiv  geladenen  Kationen 
von  der  negativ  geladenen  Kathode  und  die  negativ  geladenen  Anionen 
von  der  positiv  geladenen  Anode  angezogen  werden;  die  Ionen  wandern 
an  die  Elektroden.  Man  nennt  diesen  Vorgang  daher  auch  die  Ionen- 
wanderung. Die  Arbeit,  welche  der  elektrische  Strom  bei  der  Elektrolyse 
somit  zu  leisten  hat,  zerfällt  in  zwei  Teile:  erstens  hat  er  die  Reibungs- 
widerstände, denen  die  Ionen  durch  die  ihnen  im  Wege  befindlichen  Wasser- 
moleküle ausgesetzt  sind,  zu  überwinden;  diese  Arbeit  wird  als  Wärme 
gewonnen;  zweitens  hat  er  an  den  Elektroden  die  angezogenen  Ionen  zu 
neutralisieren,  er  entzieht  ihnen  die  mit  einer  gewissen  Zähigkeit  anhaftende 
Ladungsmenge.  Hieraus  folgt,  daß  eine  Leitung  des  Stromes  durch  eine 
elektrolytische  Lösung  nur  stattfinden  kann,  wenn  freie  Ionen  darin  vor- 
handen sind;  noch  nicht  dissoziierte  Moleküle  des  Elektrolyten  nehmen  an 
der  Stromleitung  keinen  Anteil. 

Nach  dieser  Theorie  würden  also  chemisch  reine  Elektrolyte,  z.  B. 
kondensierter  Chlorwasserstoff.   100  prozentige  Schwefelsäure,   den  Strom 
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nicht  leiten,  da  deren  Moleküle  noch  nicht  dissoziiert  sind,  also  noch  keine 
Ionenform  angenommen  haben.  Diese  Annahme  wird  durch  den  Versuch 
bestätigt.  Reine.  100  prozentige  Schwefelsaure  leitet  den  Strom  nicht; 
sobald  man  jedoch  einige  Tropfen  Wasser  dazu  setzt,  tritt  sogleich  ein 
Ausschlag  am  Galvanometer  ein,  und  man  kann  an  den  Elektroden  die 
Zersetzungsprodukte  H.,  und  ()  beobachten.  Ebenso  wie  die  genannten 
Körper  ist  das  chemisch  reine  Wasser  ein  Nichtleiter,  ein  Nicht- 
i'lektrolvt.  Der  Versuch  bestätigt  dic>  ebenfalls:  setzt  man  aber  auch 
nur  einen  Tropfen  Schwefelsäure  zu  dem  Wasser,  so  tritt  sofort  Elektrolyse 
ein,  und  zwar  nicht  des  Wassers,  sondern  der  Schwefelsäure.  Um  den 
bekannten  Versuch  der  sogenannten  »Wasserzersetzung«  ausführen  zu  können, 
säuerte  man  das  Wasser  stets  mit  etwas  Schwefel-  oder  Salzsäure  an, 
angeblich  um  das  Wasser  »besser  leitend«  zu  machen.  Tatsächlich  wird 
aber  das  Wasser  durch  diesen  Säurezusatz  erst  zu  einein  Leiter,  und  die 
Zersetzungsprodukte,  welche  an  den  Elektroden  auftreten,  sind  Teile  der 
Säure  oder  (durch  chemische  Einwirkung  dieser  Teile  auf  das  Wasser)  ab- 
geschiedene Bestandteile  des  Wassers.  Es  ist  daher  sicher,  daß  das  Wasser 
sich  an  der  Elektrolyse  selbst  gar  nicht  beteiligt;  dagegen  besitzt  es  die 
wichtige  Eigenschaft,  die  neutral  erscheinenden  Moleküle  eines 
Elektrolyten  bei  der  Lösung  desselben  aus  ihrem  Zusammen- 
hang zu  trennen  und  durch  diese  Dissoziation  Körper  mit  elek- 
trischen Ladungen,  d.  h.  Ionen,  zu  bilden.  Im  allgemeinen  ist  der 
rein  physikalische  Vorgang  der  Lösung  eines  Körpers  mit  einer  Abkühlung 
verbunden;  man  nimmt  infolgedessen  an.  daß  diese  Bindung  von  Energie 
mit  der  Arbeit  der  Dissoziation  zusammenhängt. 

Jeder  durch  einen  Elektrolyten  fließende  Strom  ruft  eine  Wanderung 
der  Ionen  des  Elektrolyten  hervor;  bei  dieser  Wanderung  gelangen  die 
Ionen,  welche  bisher  nicht  die  Eigenschaft  ihrer  Atome  oder  Moleküle 
zeigten,  an  die  Elektroden,  geben  dort  ihre  Ladungen  ab  (werden  neutralisiert) 
und  treten  als  Atome  oder  Moleküle  mit  deren  Eigenschaften  auf.  So  ist 
z.  B.  der  an  den  Elektroden  frei  werdende  Wasserstoff  brennbar,  und 
das  frei  werdende  Chlor  riecht;  sind  die  Atome  Metalle,  dann  schlagen 
sie  sich  in  metallisch  reinem  Zustand  an  der  negativen  Elektrode  nieder. 

Die  Wanderung  der  Ionen  läßt  sich  durch  einen  einfachen  Versuch 
leicht  zeigen.     Man  bringt  in  die  Schenkel  eines  U-förmigen  Rohres  (Fig.  1) 

eine  schwache  Lösung  von  übermangansaurem 
Kali  (K  Mn  04  1  und  schichtet  darüber  in  beiden 
Schenkeln  eine  dünne  Lösung  von  Kali- 
salpeter A.'A'0.t  —  das  Aufbringen  der  Kali- 
salpeterlösung läßt  sich  unschwer  bewerk- 
stelligen, wenn  man  die  A.'  Mn  D4  -  Lösung 
durch  Pfropfen  aus  Watte.  Baumwolle  oder 
Cdaswolle  lose  abschließt — ,  dann  steht  in  beiden 
Schenkeln  die  violette  Flüssigkeit  gleich  hoch; 
darüber  befindet  sich  eine  farblose  Schicht. 
Nach  dem  Einschalten  des  Stromes  steigt  die 
violette  Flüssigkeit  im  Anodenschenkcl  langsam, 
während  sie  im  Kathodenschenkel  in  dem- 
selben Maße  fällt;  die  violetten  Moleküle  der 
(übermangansaure  wandern  nach  der  Anode. 
In  ebenso  anschaulicher  Weise  läßt  sich  das  Ausscheiden  des  Metalls  an 
der  Kathode  vorführen.  Man  verwende  einen  etwa  20  cm  hohen  Glas- 
zylinder a   (Fig.  2).   der  oben  und  unten  durch  einen  Kork  b  und  c  ab 
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geschlossen  ist;  in  dem  unteren  Kork  c  befinde  sich  ein  Draht  mit  angelöteter 
Zinnplatte  Sn  und  in  dem  oberen  Kork  b  ein  Draht  mit  angeloteter 
Kupferplatte  (ai<.  Zur  Herstellung  des  Elektrolyten  löse  man  etwa  2c>  g 
Stanniol  —  am  besten  in  einer  Kochflaschc  unter  Erwärmen  in  Salz- 
säure, dampfe  die  überschüssige  Saure  möglichst  ab  und 
verdünne  dieses  Zinnchlorür  mit  1  4  1  Wasser.  Diese  Elussig- 
keit  bringe  man  in  den  Zylinder  a  und  schiebe  den  Draht  mit 
der  Kupferplatte  so  tief  ein,  daß  er  eben  in  die  Elüssigkeit 
eintaucht.  Legt  man  dann  an  die  Kupferplatte  den  Pol 
und  an  die  Zinnplatte  den  -  Toi  einer  Batterie  von  0  Volt 
Spannung  und  reguliert  den  Strom  so,  daß  an  der  Kupfer- 
platte kein  Wasserstoff  auftritt,  dann  scheiilen  sich  nach 
kurzer  Zeit  an  der  Kupferplatte  Zinnblättchen  aus.  welche  all- 
mählich großer  werden  und  schließlich  Streifen  von  0  bis 
8  cm  Länge  bilden,  bis  sie  durch  ihre  Schwere  abreißen  und 
herunterfallen;  vielfach  treten  auch  an  den  Zinnstreifen  Ver- 
ästelungen auf.  Bei  diesem  Versuch  werden  die  Metall- Ionen 
von  unten  nach  oben  befördert  und  erscheinen  nach  Abgabe 
ihrer  Ladungen  als  Metallpünktchen,  die  sich  durch  immer  ^.  ^ J( 
neu  hinzutretende  Metallteilchen  zusehends  vergrößern.  Das 
Aniou  Chlor  dieses  Elektrolyten  wandert  an  die  Anode  (Zinn»  und  ver- 
bindet sich  mit  dieser  zu  Zinnchlorür  Sn  CA.,  ,  welches  in  Lösung  geht 
und  dadurch  die  Elüssigkeit  gleichmäßig  konzentriert  erhält. 

5.  Earaday's  Gesetz  der  Elektrolyse. 
Wenn  man  ein  und  denselben  Strom  gleichzeitig  durch  mehrere  ver- 
schiedene Elektrolyte  leitet,  so  werden  in  der  selben  Zeit  d  ie  B  est  and- 
teile  des  Elektrolyten  in  c  in  em  M  engen  v  erhäl  t  ni  s  abgesch  i  eden. 
das  dem  Verhältnis  ihrer  A q  u  i  v ai  e n  tge  w  ich te  gleich  ist  (Gesetz 
von  Earaday  i.  Nimmt  man  z.  B.  Lösungen  von  Kochsalz  ,  A  u  Cl ,  von 
Schwefelsäure  H.,SOi  und  von  Zinnchlorür  Sn  C.U,  .  so  scheidet  sich  in 
einer  bestimmten  Zeit  (etwa  10  Minuten)  1  Grammäquivalent  Natrium  Sa 
=-  23  g   und    I  Grammäquivalent   Chlor    C.l  35.5  g    aus   der  ersten 

Lösung  ab.  Die  zweite  Lösung  wird  in  derselben  Zeit  in  I  Grammäquivalent 
Wasserstoff  und  I  Grammäquivalent  SOi  zerlegt:  die  abgeschiedene  Wasser- 
stoffmenge muß  dem  aus  der  eisten  Lösung  abgeschiedenen  Natrium 
äquivalent  sein;  man  erhält  also  1  g  H  (und  nicht  etwa  //2  -  2  g).  ferner 
die  äquivalente  Menge  SOt.  Da  H.,  an  .S'D4  gebunden  ist.  entfällt  auf  H 
nur  ';,  S()t  -  1  a  (J2  -r  4  •  10)  —  48  g.  Endlich  wird  in  der  dritten 
Lösung  in  derselben  Zeit  und  durch  denselben  Strom  I  Grammäquivalent 
Chlor  ,(.7  —  35. 5  g  und  die  äquivalente  Menge  Zinn,  das  sind  \t  Sn 
—  ',.108  -  54  g  abgeschieden.  Die  Äquivalentgewichte  der  Elemente 
stimmen  entweder  mit  deren  Atomgewicht  überein,  wie  beim  Natrium. 
Chlor,  Wasserstoff,  oder  sie  betragen  die  Hälfte  derselben,  wie  beim  Zinn, 
oder  ein  Drittel  oder  ein  Viertel.  Diese  Eigenschaft  der  Elemente  nennt 
man  ihre  Wertigkeit,  so  daß  das  Natrium  einwertig,  das  Zinn  zwti 
wertig  wäre  usw.  Wie  die  Elemente,  verhalten  sich  auch  ihre  Ionen;  •> 
ist  demnach  jede  Wertigkeitseinheit  eines  Ions  mit  der  gleichen 
Menge  Elektrizität  behaftet,  und  zwar  ein  Kation  mit  positiver  und 
ein  Anion  mit  negativer  Elektrizität.  Die  elektrolytische  Elüssigkeit  selbst 
erscheint  elektrisch  neutral,  weil  ebensoviel  Kationen  als  Anionen  vor- 
handen sind  und  beide  Arten  gleiche  Mengen  elektrischer  Ladungen  ent- 
halten.  Eine  Änderung  in  diesen  Ladungsmcugen  kann  auch  nicht  eintrete:!. 
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denn  die  Wassermoleküle  verhindern  infolge  ihrer  Isolierfähigkeit  einen 
Ausgleich  der  verschiedenen  Ladungen. 

o.  Haftintensität. 

Ein  elektrischer  Strom,  der  an  die  Elektroden  einer  elektrolytischen  Zelle 
geführt  ist,  macht  die  in  dem  Elektrolyten  enthaltenen  Ionen  frei,  indem 
er  ihnen  die  l^adungen  entzieht,  und  zwar  den  positiv  geladenen  Kationen 
durch  Zuführung  einer  entsprechenden  Menge  negativer  und  den  negativ 
geladenen  Anionen  durch  Zuführung  einer  gleichen  Menge  positiver 
Elektrizität.  Diese  elektrischen  Ladungen  werden  aber  von  den  Ionen  nicht 
leicht  abgegeben,  sondern  mit  einer  gewissen  Zähigkeit,  die  von  ihrer 
chemischen  Natur  abhängig  ist  und  der  man  den  Namen  II  a  f  t  i  n  tensi  tat 
gegeben  hat,  festgehalten.  I  m  diese  Haftintensität  zu  überwinden,  muß 
der  zur  Elektrolyse  verwendete  Strom  eine  bestimmte  Spannung,  welche 
größer  ist  als  die  Summe  der  Haftintensitäten  der  Anionen  und  der 
Kationen  zusammen,  besitzen;  andernfalls  würde  der  Strom  nicht  durch  den 
Elektrolyten  fliegen  können.  Wählt  man  die  Spannung  großer  als  das 
soeben  bezeichnete  Minimum .  so  folgt  die  Stärke  des  nun  durch  den 
Elektrolyten  fließenden  Stromes  gemäß  der  vorhandenen  Oberspannung  und 
dem  Widerstande  dem  Ohm'schen  Gesetze.  Voraussetzung  bei  allen  diesen 
Erörterungen  ist  jedoch:  daß  die  Elektroden  an  den  elektrolvtiscben  Vorgängen 
keinen  Anteil  nehmen,  vielmehr  indifferente  Körper  (Kohle  oder  Platin»  sind. 

~.    Bezeichnung  der  Ionen. 

Die  dargelegten  Annahmen  faßt  man  unter  der  Bezeichnung  Theorie  der 
elektrolytischen  Dissoziation  der  Ionen  zusammen.  Da  es,  wie  wir  gesehen 
haben,  nicht  gleichgültig  ist.  ob  ein  Korper.  z.  B.  Xa,  als  freies  Atom  oder 
als  Kation  in  einem  Elektrolyten  zu  denken  ist,  so  hat  man  den  Atom- 
symbolen, wenn  sie  Ionen  darstellen  sollen.  Abzeichen  gegeben;  man  ver- 
sieht die  Formeln  der  als  Anionen  vorhandenen  Stoffe  mit  so  viel  kleinen 
Strichen  und  der  als  Kationen  vorhandenen  Stoffe  mit  so  viel  Punkten, 
als  dieselben  negative  oder  positive  Ladungen  enthalten;  z.  B.  wäre  Zn  ein 
freies  Atom  Zink,  dagegen  Zn  ein  Zinkion  mit  zwei  positiven  Ladungen; 
ferner  Cl  ein  freies  Atom  Chlor,  C/'  ein  Chlorion  mit  einer  negativen 
Ladung.  Die  Reaktionsgleichung  für  Zink,  das  sich  in  verdünnter  Schwefel- 
säure löst,  würde  folgende  Form  aufweisen: 

Zn  +  II,      S()i  "       Zn     'SOt  "  :  //,. 

d.  h.  Zink  tritt  an  die  Stelle  des  Wasserstoffs  der  Schwefelsäure  und  wird 
dabei  ein  Kation;  der  verdrängte  Wasserstoff  gibt  seine  Ionen  form  auf  und 
entweicht  als  Gas.  Aus  einer  solchen  Gleichung  kann  man  erkennen ,  daß 
die  mit  einem  Abzeichen  (Strich  oder  Punkt)  versebenen  Stoffe  Ionen  sind 
und  sich  in  gelöstem  Zustande  befinden,  während  die  Stoffe  ohne  solche 
Abzeichen  fest  oder  gasförmig  gedacht  werden  müssen.  Das  Lösungswasser 
wird  meist  nicht  besonders  aufgeführt,  da  es  an  der  eigentlichen  Elektrolyse 
keinen  Anteil  nimmt. 

8.  Elektrolyse  in  den  galvanischen  Elementen. 
Ein  elektrischer  Strom,  welcher  durch  eine  zersetzbare  Flüssigkeit  fließt, 
ruft  stets  deren  Elektrolyse  hervor,  unabhängig  davon,  ob  die  Elektroden 
aus  dem  gleichen  oder  aus  verschiedenen  Metallen  bz.  Kohle  bestehen. 
Infolgedessen  muß  auch  in  einem  galvanischen  Element,  wenn  es  geschlossen 
ist  und  sein  eigener  Strom   es  durchfließt .   eine  Elektrolyse   der  Flüssig- 
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keit  stattfinden  Betrachten  wir,  um  ein  möglichst  einfaches  Beispiel  zu 
wählen,  ein  Danicllelement.  das  bekanntlich  aus  Zink  in  verdünnter  Schwefel- 
säure und  aus  Kupfer  in  Kupfervitriollösung 
besteht,  derart,  daß  beide  Lösungen  durch  eine 
Tonwand  voneinander  getrennt  sind  (Fig.  3), 
so  zerlegt  ein  innerhalb  des  Elements  von 
Zink  zum  Kupfer  fließender  Strom  zunächst 
die  Schwefelsäure  in  M3"  und  (SOtj",  ferner 
die  Kupfcrvitriollösung  in  Cu"  und  SOt": 
das  Cu"  scheidet  sich  an  der  Kupferelektrode 
als  Metall  (Cu)  ab,  das  (SOv"  der  Schwefel- 
säure geht  zum  Zink  und  verbindet  sich  mit 
diesem  zu  Zn'  '  <SG4J",  wahrend  der  Wasser- 
stoff (H.,")  der  Schwefelsäure,  der  ebenfalls 
wie  das  Kupfer  das  Bestreben  hat,  sich  auf 
der  Kupterclektrode  niederzuschlagen,  mit 
dem  ihm  entgegenkommenden  Rest  (SOt)" 
des  Kupfervitriols  H3  ■  {SOJ'  bildet,  mithin 
unschädlich  gemacht  wird. 

Aus  diesen  Erörterungen  läßt  sich  folgern, 
daß  die  Bewegung  der  Ionen  in  einem  Elek- 
trolyten nicht  nur  durch  den  elektrischen  Strom 
hervorgebracht  wird,  sondern  daß  der  elek- 
trische Strom  in  dieser  Bewegung  der 
Ionen,  in  der  Ionenwanderung  besteht. 
Wie  kommt  aber  in  einem  galvanischen  Element 
ein  Strom  überhaupt  zustande?  Welches  ist  die  Kraft,  welche  die  Ionen  in 
Bewegung  setzt,  und  worauf  ist  das  ständige  Fließen  eines  galvanischen 
Stromes  im  Gegensatz  zu  den  absatzweisen  Entladungen  der  statischen 
Elektrizität  zurückzuführen?  (Schluß  folgt.) 


Die  Unfallversicherung  der  im  Betriebe  der  Reichs -Post- 
verwaltung beschäftigten,  nicht  im  Beamtenverhältnisse 

stehenden  Personen. 

Von  Geh.  Rechnungsrat  Zetzsch  in  Berlin. 

(Schluß.) 

7.  Berechnung  des  Jahresarbeitsverdienstes. 

Es  ist  bereits  auf  S.  403/404  ausgeführt,  daß  bei  regelmäßig  das  ganze  Jahr 
hindurch  beschäftigten  Arbeitern  als  Jahrcsarbcitsverdienst ,  soweit  er  sich 
nicht  aus  mindestens  wochenweise  festgelegten  Beträgen  zusammensetzt,  das 
Dreihundertfache  des  durchschnittlichen  täglichen  Arbeitsverdienstes  zu 
gelten  hat.  Eine  Ausnahme  tritt  nach  §  10  Abs.  2  G.  U.  V.  G.  in  Betrieben 
ein,  in  welchen  die  übliche  Betriebsweise  eine  höhere  oder  niedrigere 
Zahl  von  Arbeitstagen  ergibt.  In  solchen  Fällen  wird  die  höhere  oder 
niedrigere  Zahl  statt  der  Zahl  »300«  zugrunde  gelegt.  Um  diese  Ausnahme- 
bestimmung überhaupt  anwenden  zu  können,  ist  es  aber  notwendig,  daß  die 
übliche  Betriebsweise  auch  regelmäßig  eine  einigermaßen  bestimmte  andere 
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Zahl  als  3<x>  ergibt,  nicht  aber  von  Jahr  zu  Jahr  erheblichen  Schwankungen 
unterliegt.  Auf  Betriebe,  in  denen  die  Zahl  der  Betriebstage  in  den  ein- 
zelnen aufeinanderfolgenden  Jahren  z.  B.  derart  schwankt,  daß  sich  288l/t, 
2o63/4  und  2Ö83/4  Arbeitstage  ergeben,  ist  die  Ausnahmebestimmung  nicht 
anwendbar,  es  muß  vielmehr  alsdann  der  Durchschnittstagesverdienst  mit 
der  Zahl  300  vervielfältigt  werden  (R.  E.  vom  30.  1.  00).  Ist  die  übliche 
Zahl  von  Betriebstagen  bei  einer  bestimmten  Art  von  Arbeitern  höher  als 
300,  beispielsweise  305,  wenn  unausgesetzt  das  ganze  Jahr  hindurch  mit 
Ausschluß  der  Sonn-  und  Festtage,  oder  305.  wenn  unausgesetzt  das 
ganze  Jahr  hindurch  mit  Einschluß  der  Sonn-  und  Festtage  gearbeitet 
wird,  so  sind  die  höheren  Zahlen  der  Berechnung  des  Jahresarbeitsverdienstes 
zugrunde  zu  legen.  Dies  kann  im  Bereiche  der  Postverwaltung  vereinzelt 
in  großen  Städten  bei  Telegraphenarbeitern  sowie  auch  bei  regelmäßigen, 
schon  seit  Jahren  eingestellten  Hilfskräften  im  Bahnhofsdienst  (namentlich 
Abendaushelfern)  vorkommen. 

Bei  dem  nach  gesetzlicher  Bestimmung  notwendigen  Vergleiche  zwischen 
wirklichem  Verdienst  und  dem  dreihundertfachen  des  ortsüblichen  Tage- 
lohns ist  für  die  Ermittelung  des  dreihundertfachen  stets  der  zur  Zeit  des 
Unfall»  geltende  ortsübliche  Tagelohn  maßgebend,  gleichviel  ob  dieser 
im  Laufe  des  dem  Tage  des  Unfalls  voraufgegangenen  Jahres  eine  Zeitlang 
niedriger  oder  später  nach  dem  Unfall  erhöht  war  (R.  E.  vom  26.  10.  01 
und  vom  27.  1  1.  01 ). 

Personen,  die,  wie  z.  B.  die  meisten  Aushelfer  im  Postbetriebe,  nicht  zu 
den  ständigen  Arbeitern  zählen,  sondern  nur  ab  und  zu  aushilfs-  und  ver- 
tretungsweise beschäftigt  sind,  werden  als  Arbeiter  angesehen,  deren  Durch- 
schnittstagesverdienst stets  mit  der  Zahl  300  behufs  Ermittelung  des  für  die 
Rentenberechnung  maßgebenden  Arbeitsverdienstes  zu  vervielfältigen  ist. 
Was  insbesondere  die  Postausiulfer  betrifft  ('abgesehen  von  den  wenigen 
Ausnahmen,  in  denen  diese  von  Jahr  zu  Jahr  unausgesetzt  und  auch  an 
Sonn-  und  Festtagen  beschäftigt  sind),  so  ist  die  Zahl  ihrer  Beschäftigungs- 
tage von  Jahr  zu  Jahr  überaus  schwankend  und  erreicht  fast  niemals  300. 
Wenn  aber  auch  zufällig  einmal  diese  Zahl  überschritten  werden  sollte,  so 
ist  doch,  soweit  es  sich  um  nicht  standige  Aushelfer  handelt,  der  im  Ge- 
setz aufgestellten  Grundregel  zu  folgen,  daß  als  Jahresarbeitsverdienst  im 
allgemeinen  das  dreihundertfache  de»  durchschnittlichen  täglichen  Arbeits- 
verdienstes gilt  (Entscheidung  des  früheren  Schiedsgerichts  der  Arbeiter- 
versicherung für  den  Betrieb  der  Reichs -Post-  und  Telegraphenverwaltung 
vom  Ii   i.  i8f)7)- 

8.   Beurteilung  der  U  n  fal  I  folgen. 
Ersetzt  wird  nur  Schaden  an   Leib  und  Leben  (Körperverletzung  und 
Tötung),  nicht  auch  Sachbeschädigung  (an  Kleidern  usw.)  oder  ein  anderer 
Nachteil. 

Körperverletzung  ist  wie  im  Reichsstrafrecht  jede  Einwirkung  auf  den 
Körper  eines  Menschen,  durch  welche  dieser  eine  Störung  des  körperlichen 
Wohlbefindens  erleidet.  Sie  ist  nicht  auf  äußere  Verletzung  des  Körpers 
(Verwundungen  und  Verstümmelungen)  beschränkt,  sondern  umfaßt  auch 
Störungen  der  inneren  Körperteile,  überhaupt  aller  Verrichtungen  der 
äußeren  und  inneren  Organe.  So  gehören  auch  Störungen  der  geistigen 
und  seelischen  Beschaffenheit  1  eigentliche  Geisteskrankheiten,  Gedächtnis- 
schwäche. Hysterie,  Hypochondrie  usw.)  hierher.  Die  Einwirkung  kann 
auch  eine  psychische  —  Gemütserschütterung.  Schreck  usw.  —  sein  (Erk. 
des  R.  Ob.  Hand.  Ger.  vom  2.2.77  —  Entsch.  21  S.  412). 
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Die  Tötung  ist  auch  dann  als  entschädigungspflichtig  anzuerkennen, 
wenn  sie  erst  später  infolge  des  Betriebsunfalls  eintritt. 

In  jedem  Falle  muß  der  Betriebsunfall,  um  in  seiner  schädigenden  Wir- 
kung anerkannt  zu  werden,  nachweisbar  oder  doch  mit  großer  Wahrschein- 
lichkeit die  unmittelbare  oder  mittelbare  Ursache  der  Körperverletzung  oder 
des  Todes  sein.  Eine  mittelbare  Ursache  bestand  beispielsweise  bei  einem 
Knöchelbruche,  der  zunächst  eine  Blutvergiftung  infolge  Übertritts  von  Eiter- 
erregern aus  dem  durch  den  Knöehclbrueh  hervorgerufenen  Entzündungs- 
herde in  das  Blut  und  im  weiteren  Verlaufe  den  Tod  zur  Folge  hatte  (R.  E. 
vom  2.  10.  01);  ferner  bei  der  Fingervcrletzung  eines  Arbeiters,  der  zur 
Heilung  der  Verletzung  in  einem  Krankenhaus  untergebracht  wurde  und 
in  diesem  einer  während  seiner  Anwesenheit  dort  ausbrechenden  heftigen 
Ruhrseuche  erlag.  Das  Rekursgericht  hat  in  diesem  Falle  angenommen, 
daß  der  Verstorbene  dadurch,  daß  er  zur  Zeit  der  heftigen  Hausepidemie 
gerade  im  Krankenhause  infolge  der  Verletzung  verweilen  mußte,  in  weit 
höherem  Grade  der  Gefahr  der  Ansteckung  an  der  Ruhr  ausgesetzt  war, 
als  wenn  er  sich  in  seiner  Wohnung  aufgehalten  hätte.  Auch  kam  hinzu, 
daß  der  Verletzte  infolge  einer  am  verletzten  Finger  vorgenommenen 
Operation  noch  geschwächt  und  hierdurch  für  die  Ansteckung  empfänglicher 
war  (R.  E.  vom  n.  7.  00).  Der  Nachweis  von  dem  Vorliegen  eines  höheren 
Maßes  von  Gefahr  oder  einer  Steigerung  der  Gefahr  in  Fällen  der  Unter- 
bringung von  Unfallverletzten  in  Krankenhäusern  muß  indes  auch  mit 
Sicherheit  dargetan  sein;  als  ein  durch  einen  Betriebsunfall  geisteskrank  ge- 
wordener Postaushelfer  an  Lungenentzündung  in  einer  Heilanstalt  starb,  in 
der  zwar  eine  ganze  Anzahl  von  Influenzafällen  —  darunter  der  des  Post- 
aushelfers als  einer  der  ersten  — ,  aber  keine  Epidemie  beobachtet  wurde, 
ist  daher  ein  ursächlicher  Zusammenhang  zwischen  dem  Tode  und  der  infolge 
des  Betriebsunfalls  notwendig  gewesenen  Unterbringung  im  Krankenhause 
nicht  anerkannt  worden.  Ebenso  ist  eine  Ansteckung  an  Tuberkulose 
während  eines  durch  Unfall  vcranlaßten  Krankenhausaufenthalts  nicht  be- 
rücksichtigt worden,  weil  erfahrungsgemäß  auch  im  täglichen  Leben  der 
Verkehr  mit  Tuberkulosekranken  nicht  zu  vermeiden  ist  und  überdies  auch 
im  Krankenhaus  eine  etwaige  Erhöhung  der  Ansteckungsgefahr  durch  die 
daselbst  getroffenen  hygienischen  Maßnahmen  ausgeglichen  wird  (R.  E.  vom 
10.6.02).  Gleiche  Gesichtspunkte  sind  auch  entscheidend,  wenn  mehrere 
Ursachen  zusammenwirken,  um  die  Körperv  erletzung  oder  den  Tod  herbei- 
zuführen. Da  der  Schadensersatz  gesetzlich  als  ein  einheitlich  Ganzes  fest- 
gelegt ist,  kann  er  nicht  nach  dem  Maße,  in  welchem  die  verschiedenen 
Ursachen  zusammengewirkt  haben,  verteilt  werden.  Es  genügt  daher  für 
die  Anerkennung  der  Entschädigungspflicht,  wenn  der  Unfall  beim  Zu- 
sammenwirken mehrerer  Ursachen  mit  ins  Gewicht  fällt.  Hiernach  bleibt 
der  Anspruch  bestehen,  wenn  der  Unfall  den  wegen  eines  bisherigen 
Leidens  des  Verletzten  voraussichtlich  bevorstehenden  Tod  nur  beschleunigt 
(R.  E.  vom  26.  10.  oi),  wenn  das  schon  bestehende  Leiden  an  sich 
durch  den  Unfall  eine  Verschlimmerung  erfährt  und  den  Eintritt  der 
Erwerbsunfähigkeit  herbeiführt  (R.  E.  vom  4.  2.  04)  oder  wenn  sonst  der 
schon  fehlerhafte  körperliche  Zustand  die  Wirkung  der  Verletzung  in 
bezug  auf  Schwere  und  Dauer  verschlimmert;  beispielsweise  ist  ein 
höherer  Grad  von  Erwerbsunfähigkeit  angenommen  für  Erblindung  des 
rechten  Auges  durch  Betriebsunfall  bei  bereits  bestehender  Herabsetzung 
des  Sehvermögens  auf  dem  linken  Auge  (R.  E.  vom  31.  1.  00),  auch  sogar 
für  schwere  Handverletzung  bei  bereits  vorhandenem  Verlust  eines  Auges, 
weil  geltend  gemacht  wurde,  daß  die  Gebrauchsfähigkeit  der  Hände  un- 
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bedingt  von  der  mehr  oder  weniger  guten  Sehkraft   der  Augen  abhängt 
(R.  E.  vom  20.  o.  ooj.     Auch   die   individuellen   Verhaltnisse,   wie  Alter, 
Körperbeschaffenhcit   und   die  gewohnte  Beschäftigungsweise   müssen  bei 
Würdigung  der  Unfallfolgen  berücksichtigt  werden  und  können  in  ihrem 
Zusammenwirken  mit  der  Verletzung  die  Erwerbsunfähigkeit  bedingen  oder 
vermehren,  und  zwar  letzteres  umsomehr,  als  bei  alten,  schwächlichen  und 
kranklichen  Personen  schon  an  sich  der  V  erdienst  ein  geringerer  ist.   So  ist  ein 
72  Jahre  alter  Arbeiter  für  den  Verlust  der  rechten  Hand  in  Rücksicht  auf 
sein  Alter  und  in  Verbindung  mit  dem  Umstände,  daß  er  nur  gröbere  Hand- 
arbeit verrichtet  hatte,  mit  der  ganzen  Vollrente,  statt,  wie  es  gewöhnlich 
der  Fall  ist,  mit  drei  Vierteln  dieser  Rente  entschädigt  worden,  weil  von  der 
Erwägung  ausgegangen  wurde,  daü  ein  so  alter  und  für  andere  als  grobe 
Arbeit   nicht   ausgebildeter   Arbeiter  nicht   mehr  geeignet   sei .   in  irgend 
nennenswertem   Maße  noch  eine   Erwerbstätigkeit  auszuüben  (R.  E.  vom 
4.  12.  00).    Wenn  auch  im  allgemeinen  bei  Beurteilung  des  Maßes  der  Er- 
werbsunfähigkeit die  eingetretene  Beeinträchtigung  der  Erwerbsfähigkeit  auf 
dem  gesamten  Gebiete  des  wirtschaftlichen  Lebens  maßgebend  ist.   so  ist 
doch  zur  Vermeidung  unbilliger  Härten  auch  auf  die  bisherige  Ausbildung 
und   Berufsstellung  angemessene  Rücksicht  zu  nehmen.    Es  darf  deshalb 
nicht  ohne  Rücksicht  hierauf  dem  verletzten  Arbeiter  ein  Berufswechsel  zu- 
gemutet werden,  wenn  dadurch  die  Möglichkeit  der  Erzielung  eines  höheren 
Verdienstes  als  bei  der  bisherigen  Berufsarbeit  anzunehmen  ist  (R.  E.  vom 
27.  2.  03).     Dies  gilt  indes   nur  von   den   für  den  Beruf   wirklich  fach- 
männisch ausgebildeten  Personen,  nicht  auch  von  gewöhnlichen,  in  einem 
bestimmten  Berufe  längere  Zeit  tätig  gewesenen  Arbeitern, 

9.   Höhe  der  Renten. 

Um  die  Höhe  der  zu  gewährenden  Rente  bei  Körperverletzungen  und 
in  Zweifelsfällen  voraufgehend  auch  den  ursächlichen  Zusammenhang  zwi- 
>chen  Körperverletzung  oder  Tod  und  Unfall  richtig  beurteilen  zu  können, 
werden  der  Regel  nach  Gutachten  des  behandelnden  Arztes  erfordert. 
Hierbei  hat  jedoch  die  untersuchende  Stelle  auch  sonstige  Ermittelungen 
anzustellen,  um,  von  der  Schätzung  des  Arztes  unabhängig,  zu  einer  rich- 
tigen Würdigung  des  Sachverhalts  zu  gelangen.  Kommt  die  Ablehnung 
eines  Entschädigungsanspruchs  oder  die  Gewährung  einer  Teilrente  in  Frage, 
so  soll,  wenn  der  behandelnde  Arzt  ein  Postvertrauensarzt  (auch  Post- 
krankenkassenarzt)  ist.  mit  Rücksicht  auf  §  69  Abs.  3  G.  U.  V.  G.  zur  Ver- 
meidung" von  Weiterungen  der  Verletzte  sogleich  befragt  werden,  ob  er  die 
Begutachtung  seines  Zustandes  durch  einen  anderen  Arzt  beantragt.  Gege- 
benenfalls ist  alsdann  das  Gutachten  eines  Arztes,  und  zwar  für  gewöhn- 
lich das  eines  Staats-Medizinalbeamten.  zu  erfordern,  der  nicht  in  einem 
Vertragsverhältnisse  zur  Post  Verwaltung  steht. 

Bei  der  Bemessung  der  Rente  ist  stets  von  der  vor  dem  Unfälle  vor- 
handen gewesenen  Erwerbsfähigkeit,  diese  zu  100  v.  H.  angenommen  und 
gleichviel  ob  sie  der  Erwerbsfähigkeit  eines  normalen  Arbeiters  entsprach 
oder  nicht,  auszugehen;  es  ist  also  der  Prozentsatz  für  die  Rente  maß- 
gebend, welcher  der  »Einbuße«  an  der  früheren  Erwerbsfähigkeit  entspricht. 
In  der  Regel  kommt  der  am  Tage  des  Unfalls  wirklich  vorhandene  Grad 
von  Erwerbsfähigkeit  in  der  Höhe  des  gewährten  Lohnes  zutreffend  zum 
Ausdruck,  und  der  §  10  G.  U.  V.  G.  ermöglicht  diese  Berechnung  der  Rente 
auch  dann,  wenn  nicht  der  wirkliche  vor  dem  Unfälle  bezogene,  sondern 
der  durchschnittliche  Xonnaiverdienst  in  Frage  kommt,  indem  er  die 
entsprechende  Ermäßigung  des  Xormalverdienstes  nach  Maßgabe  des  vor  dem 
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Unfälle  nur  noch  vorhanden  gewesenen  Grades  von  Erwerbstähigkeit  an- 
ordnet. 

Damit  eine  Schädigung  durch  einen  Betriebsunfall  anerkannt  werden 
soll,  muß  die  Einbuße  an  Erwerbstähigkeit  wenigstens  10  v.  H.  betragen. 
Renten  unter  io  v.  H.  der  Vollrente,  insbesondere  solche  von  nur  5  oder 
7'/.,  v.  H.  sollen  in  der  Regel  überhaupt  nicht  gewährt  werden,  denn  die 
Erfahrung  lehrt,  daß  Grade  der  Erwerbsunfähigkeit,  die  auf  weniger  als 
1  < •  v.  H.  geschätzt  werden  müßten,  im  wirtschaftlichen  Leben  als  meßbarer 
Schaden  nicht  zum  Ausdrucke  kommen.  Hiermit  im  Zusammenhange  steht 
auch  die  in  mehreren  Entscheidungen  zum  Ausdruck  gelangte  Auffassung 
des  Reichs -Versicherungsamts ,  daß  Abweichungen  in  der  Schätzung  des 
Grades  der  Erwerbsunfähigkeit  um  nur  5  v.  H.  für  die  Schiedsgerichte  für 
gewöhnlich  keinen  Anlaß  zur  Al>änderung  der  getroffenen  Rentenfestsetzung 
bieten  sollen.  Wohl  aber  ist  es  zulässig,  eine  aus  freien  Stücken  höher  be- 
messene Rente  -  als  nach  dem  geschätzten  Grade  der  Erwerbsunfähigkeit 
gewährt  werden  müßte  —  und  die  ausdrücklich  als  Ubergangsrente  zum 
Zwecke  der  Anpassung  und  Gewöhnung  bezeichnet  ist.  u.  U.  auch  um 
5  v.  H.  später  herabzusetzen  (R.  E.  vom  20.10.01).  Dies  wird  auch  auf 
die  Hilflosen-  und  Arbeitslosenrente  zutreffen,  die  höher  bemessen  ist.  als 
der  Grad  der  Erwerbsunfähigkeit  an  sich  bedingt. 

Verrichtet  ein  bereits  vor  dem  Unfälle  als  gänzlich  erwerbsunfähig  an- 
erkannter Arbeiter  überhaupt  nicht  mehr  regelmäßige  Arbeit,  sondern  nur 
gelegentliche  Hilfeleistungen,  so  werden  diese  für  den  Fall  einer  neuen 
Verunglückung  nicht  als  auf  Erwerb  zielende  Arbeitsverrichtungen  in  Be- 
tracht kommen  und  nicht  zum  Beweise  dafür  dienen  können,  daß  der  Ver- 
unglückte noch  fähig  war,  sich  auf  dem  allgemeinen  Markte  des  wirtschaft- 
lichen Lebens  einen  Erwerb  zu  verschaffen  1 R.  E.  vom  16.  II.  00). 

Ist  der  Zustand  eines  Unfallverletzten  in  bezug  auf  die  noch  verbliebene 
Erwerbsfähigkeit  häufigeren  Schwankungen  unterworfen,  so  ist  die  Ge- 
währung einer  Durchschnittsrente  angezeigt,  die  den  wechselnden  Zustanden 
Rechnung  trägt  (Rek.  Entsch.  d.  Bayer.  Landcs-Vcrs.  Amts  vom  16.  2.  01  1 
Uberhaupt  muß  eine  Teilrente  von  vornherein  mit  darauf  berechnet  sein, 
die  Nachteile  auszugleichen,  welche  dem  Unfallverletzten  durch  eine  vor- 
übergehende Erkrankung  und  völlige  Erwerbsunfähigkeit  von  kürzerer  Dauer 
(etwa  I  bis  2  Wochen)  entstehen  können.  Mehrfach  wird  eine  Teilrente 
nur  fieshalb  zu  gewahren  sein,  weil  Zeiträume  völligen  Wohlbefindens  und 
voller  Leistungsfähigkeit  mit  denen  weniger  guten  Beiindens  und  verringerter 
Leistungsfähigkeit  wechseln.  Wird  ein  Verletzter  mit  nur  kurzen  Unter 
brechungen  mehrmals  im  Krankcnhause  behandelt,  so  ist  für  die  dazwischen- 
liegenden Zeiträume  der  Regel  nach  die  Gewährung  der  Vollrente  ange- 
bracht (R.  E.  vom  14.  1.  ol  l. 

in.    Hilflosigkeit,  Arbeitslosigkeit,  Lieferung  von  Krücken  usw. 

Die  Hilflosigkeit,  für  welche  die  Rente  entsprechend,  u.  U.  bis  zu 
ioo  v.  H.  des  Jahresarbeitsverdienstes  zu  erhohen  ist.  muß  derartig  sein, 
dali  der  Verletzte  fast  in  jeder  Lage  und  zu  jeder  Zeit  der  fortwährenden 
Unterstützung  einer  anderen  Person  bedarf.  Ein  Verletzter,  der  auf  fremde 
Wartung  und  Pflege  nicht  dauernd,  sondern  nur  bei  einzelnen  Verrichtungen, 
wie  z  B.  beim  An-  und  Auskleiden,  angewiesen  ist.  kann  nicht  als  hilflos 
im  Sinne  des  Gesetzes  angesehen  werden  (R.  E.  vom  1.6.  01 1.  Unter  dem 
Ausdrucke  >- fremde««  Wartung  und  Pflege  ist  auch  die  der  Familienange- 
hörigen mit  einbegriffen  (R.  E.  vom  2.V  '.».  oni. 
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Die  Hilflosigkeit  ist  anerkannt  hei  Blindheit  eines  sonst  gesunden  Ver- 
letzten mit  80  v.  H.,  hei  Blindheit  und  gleichzeitigem  Verlust  der  linken 
Hand  mit  85  v.  II.  und  hei  einem  Geisteskranken,  welcher  seine  Kleider 
und  sein  Bett  täglich  mehrmals  verunreinigt,  die  Nahrungsaufnahme  viel- 
fach verweigert  und  auch  gemeingefährlich  ist,  mit  ion  v.  H.  des  Jahres- 
arheitsverdienstes  (R.  E.  vom  6.3.01).  In  letzterem  Falle  war  auch  das 
Heilverfahren  an  dem  nunmehr  unheilharen  Geisteskranken  tatsächlich  an- 
geschlossen und  dessen  l  "nterbringung  in  einer  Heilanstalt  fand  nicht  weiter 
für  Rechnung  der  Berufsgenossenschaft  statt.  Wenn  trotzdem  der  Unfall- 
verletzte aus  sonstigen  (polizeilichen)  Rücksichten  in  der  Provinzial-Irren- 
anstalt  verpflegt  wurde  und  die  dafür  in  Ansatz  gehrachten  Kosten  sogar 
noch  erhehlich  unter  dem  Betrage  der  Vollrente  hliehen.  so  hoten  diese 
Verhältnisse  keinen  Grund,  die  Zusatzrente  zu  verweigern,  denn  das  Gesetz 
macht  in  dieser  Hinsicht  keinerlei  Unterscheidung. 

Die  durch  das  Gewrrbe-Unfallversichcrungsgesctz  gegenüher  dem  früheren 
Unfall  Versicherungsgesetz  eingeführten  erhöhten  Leistungen,  insbesondere  die 
nach  §Q  geforderte  Erhöhung  der  Rente  hei  Hilflosigkeit,  zulässige  Fr- 
Imhung  der  Teilrente  hei  Arbeitslosigkeit  sowie  auch  geforderte  Lieferung 
von  Krücken.  Stützapparaten  usw.  werden  indes  mit  Rücksicht  auf  die  Be- 
stimmungen des  §  27  des  Gesetzes,  betreffend  die  Abänderung  der  Unfall- 
versieherungsgesetze  vom  30.  Juni  iqoo,  nicht  gewahrt  in  bezug  auf  die 
Unfälle,  über  die  vor  dem  Inkrafttreten  der  neuen  Unfallversicherungsgesetze, 
d.  i.  vor  dem  1.  Oktober  iooo.  erstmalig  rechtskräftig  entschieden  ist  (R.  E. 
vom  25.  1.  01.  vom  10.  q.  01  und  vom  14.  3.  03.  erweiterter  Senat). 

11.   Gewährung  der  Renten. 

al  Rente  für  den  Verletzten  selbst.  Wenn  auch  im  allgemeinen 
die  Kenntnis  des>cn .  was  ein  Verunglückter  nach  der  erfolgten  Heilung 
verdient  oder  zu  verdienen  imstande  ist.  sehr  wertvoll  für  die  Bemessung 
der  Rente  sein  kann,  so  jjiht  e>.  doch  auch  halle,  in  denen  einem  seihst 
hohen  und  sogar  zufällig  höheren  Verdienst,  als  er  vor  dem  Unfälle  war, 
eine  ausschlaggehende  Bedeutung  für  die  Rentengewahrung  nicht  einge- 
räumt werden  kann.  Dies  gilt  namentlich  dann,  wenn  offensichtlich  objektiv 
weiterbestehende  Schällen  vorhanden  sind.  In  solchen  Fällen  muß  eine  der 
körperlichen  Schädigung  entsprechende  Rente  gewährt  werden  (R.  IC.  vom 
10.  2.  00).  Bei  Gewährung  der  Renten  muß  auch  stets  die  Möglichkeit  be- 
gehen bleiben,  sie  zu  jedem  Zeitpunkte  nach  den  sich  ergehenden  maß- 
gebenden Verhältnissen  abzuändern.  Sie  dürfen  daher  weder  zeitlich  be- 
grenzt (R.  E.  vom  14.  il.oo)  noch  auf  Lebenszeit  als  Dauerrenten  gewährt 
werden  (R.  E.  vom  12.  12.  01).  Ist  ein  Verletzter  für  einen  gewissen  Zeit- 
raum in  einer  Heilanstalt  untergebracht,  so  muß  der  erste  und  letzte  Ver- 
pflegungstag in  dieser  Anstalt .  für  den  Kosten  in  Ansatz  kommen,  genau 
festgelegt  werden,  damit  die  Rentengewahrung  für  den  Verletzten  sich  an 
diesen  Zeitraum  genau  anschließt  und  u.  U.  die  Rentengewährung  für  An- 
gehörige sich  mit  diesem  Zeiträume  genau  deckt. 

b)  Witwenrente.  Abgesehen  davon,  daß  auch  einer  Witwe,  deren 
Ehe  erst  nach  dem  Unfall  geschlossen  worden  ist.  gemäß  §  16  Abs.  3  in 
geeignet  erscheinenden  Fällen  eine  Witwenrente  gewährt  werden  kann,  ist 
für  die  Berechtigung  des  Witwenanspruchs  nach  dem  Gesetz  lediglich  ent- 
scheidend, ob  die  Witwe  zur  Zeit  des  Todes  die  Ehefrau  des  Verstorbenen 
gewesen  ist.  Als  rentenberechtigt  ist  daher  angesehen  eine  Frau,  die 
zur  Zeit  des  Todes  ihres  Ehemanns  von  demselben  getrennt  gelebt  hat  und 
von  ihm  nicht  unterhalten  worden  i^t  CR.  IC.  vom  25.  i.on.  dagegen  nicht 


Digitized  by  Google 


476 


Die  Unfallversicherung  usw. 


eine  geschiedene  Ehetrau,  deren  Ehe  vor  dem  Tode  des  Verunglückten  be- 
reits rechtskräftig  gelöst  war  (R.  E.  vom  8.  o.  oo). 

Erhält  eine  Witwe,  deren  Rente  vor  dem  I.  Oktober  1900  rechtskräftig 
festgestellt  war,  wegen  Wiederverheiratung  nach  diesem  Zeitpunkt  eine  Ab- 
findung für  ihre  Rente,  so  findet  der  §  6  Abs.  4  des  alten  Unfallversiche- 
rungsgesetzes vom  6.  Juli  1884,  nicht  der  §  16  Abs.  2  des  G.  U.  V.  G.  An- 
wendung (R.  E.  vom  7.  11.02),  also  in  diesem  Falle  Gewährung  des  drei- 
fachen Jahresbetrags  der  zahlbaren  Witwenrente,  nicht  Gewährung  von 
60  v.  H.  des  Jahresarbeitsverdienstes  des  verstorbenen  Ehemanns. 

c)  Kinderrenten.  Sämtliche  eheliche  Kinder  eines  durch  Betriebs- 
unfall Getöteten,  also  eintretendenfalls  auch  ein  nachgeborenes  eheliches 
Kind  (R.  E.  vom  31.5.00)  oder  ein  durch  nachfolgende  Ehe  legitimiertes 
Kind  (R.  E.  vom  15.3.00)  sind  zum  Rentenbczuge  berechtigt.  Dagegen  er- 
langt ein  uneheliches  Kind,  dessen  Mutter  die  Ehe  mit  dem  Vater  des 
Kindes  nicht  eingeht,  selbst  durch  die  erklarte  Anerkennung  der  Vaterschaft 
nicht  die  Rechte  eines  ehelichen  und  somit  nicht  die  Berechtigung  zum 
Rcntenbezuge  (R.  E.  vom  28.  1.04). 

Die  Kinderrente  ist  durch  die  neuen  Unfall  Versicherungsgesetze  für  das 
einzelne  Kind  von  15  auf  20  v.  H.  des  Jahresarbeitsverdienstes  des  Ge- 
töteten oder  des  nachträglich  an  den  Folgen  des  Unfalls  Verstorbenen  er- 
höht. Der  höhere  Satz  ist  seit  I.  Oktober  1900  auch  für  die  Unfälle  aus 
früherer  Zeit  maßgebend,  soweit  eine  erstmalige  Festsetzung  der  Rente  für 
die  Kinder  aus  Anlaß  des  Ablebens  des  Vaters  bis  zu  diesem  Zeitpunkte 
noch  nicht  stattgefunden  hatte.  Dies  gilt  selbst  für  den  Fall,  in  welchem 
schon  vor  dem  1.  Oktober  1900  eine  Rente  für  die  Angehörigen  und  damit 
auch  für  die  Kinder  deshalb  festgesetzt  war,  weil  der  Unfallverletzte  in 
einer  Heilanstalt  untergebracht  worden  war.  Es  ist  angenommen  worden, 
daß  der  Anspruch  der  Kinder  aus  Anlaß  des  Ablebens  des  Vaters,  weil 
auf  einer  neuen  rechtsbegründeten  Tatsache  beruhend,  verschieden  ist 
von  dem  aus  Anlaß  der  Unterbringung  des  Vaters  (R.  E.  vom  24.  I.  01  und 
vom  21.  3.  01). 

Der  Umstand  indes,  daß  ein  von  früherer  Zeit  her  rentenberechtigtes 
Kind  unter  der  Herrschaft  des  G.  U.  V.  G.  aus  dem  Rentenbezug  aus- 
scheidet, kann  keinen  Anlaß  bieten,  auf  die  anderweitige  Festsetzung  der 
Renten  der  übrigen  Kinder  eines  Unfallverletzten,  deren  Entschädigung  unter 
der  Herrschaft  des  alten  Unfallversicherungsgesetzes  rechtskräftig  fest- 
gestellt ist,  die  günstigen  Bestimmungen  des  G.  U.  V.  G.  über  die  Höhe  der 
Kinderrenten  anzuwenden  (R.  E.  vom  6.  10.  02). 

Bei  der  Berechnung  des  Lebensalters  eines  rentenberechtigten  Kindes 
wird  nach  §  187  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  der  Tag  der  Geburt  mit- 
gerechnet, so  daß  z.  B.  ein  am  18.  August  1889  geborenes  Kind  mit  dem 
17.  August  1904  das  15.  Lebensjahr  vollendet. 

d)  Angehörigenrente.  Maßgebend  für  die  Rentengewährung  an 
Verwandte  aufsteigender  Linie  und  an  elternlose  Enkel  sind  immer  die  Ver- 
haltnisse, wie  sie  zur  Zeit  des  Unfalls  tatsächlich  bestanden  haben  und 
zwar  auch  dann,  wenn  der  Unfall  und  der  Tod  des  Verletzten  zeitlich  aus- 
einanderliegen (  R.  E.  vom  6.  3.  oo).  Nach  den  Bestimmungen  des  älteren  Un- 
fallversicherungsgesetzes war  eine  Rente  für  elternlose  Enkel  überhaupt  nicht 
vorgesehen  und  die  Gewährung  der  Rente  an  Verwandte  aufsteigender  Linie 
neben  der  wirklich  vorliegenden  Bedürftigkeit  an  die  Bedingung  geknüpft, 
daß  der  Verstorbene  der  »einzige«  Ernährer  gewesen  war.  In  der  Recht- 
sprechung war  allerdings  diese  gesetzliche  Bestimmung  schon  von  Anfang 
an  so  ausgelegt  worden,  daß  die  Rente  zu  gewähren  sei.  wenn  der  Ver- 
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unglückte  den  Verwandten  der  aufsteigenden  Linie  tatsachlich  im  wesent- 
lichen allein  unterhalten  hat.  Im  Sinne  dieser  wohlwollenden  Übung  ist 
jetzt  die  gesetzliche  Bestimmung  anderweit  dahin  gefaßt,  daß  der  I^bens- 
unterhalt  des  Verwandten  aufsteigender  Linie  ganz  oder  überwiegend 
durch  den  Verstorbenen  bestritten  sein  muß,  um  die  Bewilligung  der  Rente 
zu  rechtfertigen.  Diese  Bestimmung  geht  über  die  bisherige  Übung  nament- 
lich insofern  hinaus,  als  z.  B.  das  Vorhandensein  eines  zweiten  Kindes, 
das  gleichfalls,  wenn  auch  in  geringerem  Maße,  die  Verwandten  aufsteigen- 
der Linie  unterstützt  hat,  die  Gewährung  der  Rente  fernerhin  nicht  mehr 
ausschließt.  Immerhin  muß  die  Unterstützung  des  Bedürftigen  durch  den 
Verstorbenen  wenigstens  derart  gewesen  sein,  daß  sie  mehr  als  die  Hälfte 
des  zum  Lebensunterhalt  Notwendigen  gewährte.  Der  in  Geldwert  zu  ver- 
anschlagenden Unterstützung  sind  hierbei  alle  Einkünfte  des  Bedürftigen  aus 
eigenem  und  fremdem  Verdienste  (Zuwendungen  anderer  Kinder),  aus  Besitz 
von  Grund  und  Boden,  aus  Kapitalvermögen  usw.  gegenüberzustellen. 

12.  Besonderes  Verhältni  s  zu  Invaliden-Versicherungsanstalten. 
Die  Invaliden-Versicherungsanstalten  sind  auf  Grund  des  §  113  des  In- 
validen -Versicherungsgesetzes  vom  13.  Juli  1899  berechtigt,  an  Stelle  des  Ver- 
letzten die  Feststellung  der  Unfallrente  selbständig  zu  betreiben.  Auch  sind 
diese  Anstalten  auf  Grund  von  §  128  des  angeführen  Gesetzes  berechtigt, 
neben  dem  Ersätze  der  Invalidenrente  aus  der  Unfallrente  (Hinterbliebenen- 
rente) in  voller  Höhe  den  Ersatz  der  Beträge  zu  beanspruchen,  die  von 
ihnen  an  Beiträgen  des  Verstorbenen  mit  der  Hälfte  der  entrichteten  Bei- 
träge gemäß  §  44  desselben  Gesetzes  erstattet  worden  sind. 

Ersatz  einer  gewährten  Invalidenrente  kann  auch  beansprucht  werden, 
wenn  der  Unfall  nicht  die  alleinige  Ursache  der  Invalidität  ist,  sofern  nur 
die  Erwerbsfähigkeit  schon  durch  die  Unfallfolgen  allein  um  mehr  als  zwei 
Drittel  vermindert  worden  ist  (R.  E.  vom  22.  4.  03). 

Die  Bestimmung,  daß  die  ersatzberechtigte  Invaliden -Versicherungsanstalt 
berechtigt  ist ,  an  Stelle  des  Verletzten  Rechtsmittel  einzulegen,  unterliegt 
ihrem  Wortlaute  nach  allerdings  keiner  Beschränkung,  ist  aber  dahin  zu 
verstehen,  daß  mit  einem  an  Stelle  des  Verletzten  eingelegten  Rechtsmittel 
ein  Anspruch  auf  Rente  für  den  Verletzten  nur  in  der  Höhe  verfolgt 
werden  kann,  in  der  dieser  Anspruch  auf  die  Anstalt  über- 
gegangen ist.  Mit  der  Einlegung  des  Rechtsmittels  durch  die  Anstalt 
können,  da  der  Fall  einer  notwendigen  Streitgenossenschaft  mit  dem  Ver- 
letzten nicht  vorliegt,  nicht  etwa  für  den  Verletzten  selbst,  der  das  Rechts- 
mittel nicht  einlegt  oder  versäumt,  noch  höhere,  den  Ersatzanspruch  über- 
steigende Rentenbeträge  erstritten  werden  (R.  E.  vom  1.7.  01). 

13.  Heilbehandlung  einschließlich  K  rankenhausbeh  and  1  ung  usw. 
Die  neben  der  Gewährung  der  Unfallrente  zu  ersetzenden  Kosten  des 

Heilverfahrens  umfassen  in  der  Regel  die  Kosten,  welche  für  zweckent- 
sprechende Behandlung  bis  zur  Beendigung  des  Heilverfahrens,  insbesondere 
für  Arzt  und  Apotheke,  aufzuwenden  sind.  Zu  diesen  Kosten,  deren  Ersatz 
eintreten  muß.  gehören  nicht  die  I-eistungcn  besonderer  Art,  welche,  ohne 
noch  dem  Heilzwecke  zu  dienen,  die  körperliche  Stärkung  der  Verletzten 
und  nach  abgeschlossener  Heilung  die  möglichst  vollständige  Wiedererlangung 
der  Erwerbsfähigkeit  der  Verletzten  erzielen,  auch  diesen  ermöglichen  sollen, 
sich  unter  zweckmäßiger  Schonung  an  die  Arbeit  wieder  zu  gewöhnen. 
Doch  ist  die  Gewährung  solcher  I^eistungen,  namentlich  in  Fällen  schwerer 
Art,    nicht   unzulässig,    mögen    sie   nun   in   der   Darreichung  besonderer 
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Stärkungsmittel,  wie  Milch-  oder  Traulien-  usw.  Kuren.  Badereisen,  mediko- 
mechanischc  Behandlung  oder  darin  bestehen,  daß  dem  Verletzten  einstweilen 
noch  eine  höhere  Rente  zur  Anpassung  und  Gewöhnung  (Übergangsrente) 
gewährt  wird,  als  der  ärztliche  Befund  an  sich  rechtfertigt.  Sie  erfolgen 
aber,  was  besonders  betont  werden  muß,  stets  außerhalb  der  gesetzlichen  Ver- 
pflichtung, und  es  braucht  ihretwegen  ein  berufungsfähiger  Bescheid  nicht 
erteilt  zu  werden. 

Ist  indes  nach  ärztlichem  Gutachten  auch  nach  Abschluß  des  eigent- 
lichen Heilverfahrens  noch  eine  weitere  Behandlung  und  die  Gewährung 
bestimmter  Heilmittel  zur  Linderung  der  Schmerzen  oder  zur  Er- 
haltung der  Kräfte  des  Verletzten  —  Bewahrung  vor  weiterem  Ver- 
fall —  geboten,  so  sind  allerdings  auch  die  hierdurch  erwachsenen  Kosten 
zu  den  unbedingt  zu  ersetzenden  Kosten  des  Heilverfahrens  zu  rechnen 
(R.  E.  vom  27.  5.  «So). 

Stellt  sich  heraus,  daß  ein  Unfallverletzter  auch  nach  abgeschlossenem 
Heilverfahren,  z.  B.  wegen  unheilbarer'  Geisteskrankheit,  dauernd  in  einer 
Heilansalt  verbleiben  oder  in  dieser  von  neuem  untergebracht  werden  muß, 
so  bietet  dieser  Umstand  keinen  Anlaß,  die  freie  Kur  und  Verpflegung  in  der 
Heilanstalt  und  u.  U.  daneben  die  Angehörigenrente  noch  länger  oder  von 
neuem  fortlaufend  zu  gewähren;  vielmehr  ist  in  solchem  Falle  die  Ge- 
währung der  Unfallrente  für  den  Verletzten  selbst  ohne  Rücksicht  darauf, 
wie  und  wo  dieser  untergebracht  ist.  angezeigt. 

Bei  der  Frage,  ob  ein  Unfallverletzter  u.  U.  die  Unterbringung  in  eine 
Heilanstalt  ablehnen  darf,  weil  er  Mitglied  der  Haushaltung  seiner  Familie 
ist,  muß  der  in  §  22  G.  U.  V.  G.  gebrauchte  Begriff  »Familie«  möglichst 
weit  ausgedehnt  werden.  Der  Begriff  deckt  sich  keineswegs  mit  dem  in 
demselben  Paragraphen  gebrauchten  Begriffe  der  rentenberechtigten  »An- 
gehörigen«. Er  ist  jedenfalls  auch  auf  solche  näheren  Blutsverwandten 
(Onkel.  Tante,  Geschwister)  auszudehnen,  mit  welchen  der  Verletzte  — 
hauptsächlich  wegen  seiner  verwandtschaftlichen  Beziehung  —  für  längere 
Zeit  in  eine  häusliche  Gemeinschaft  getreten  ist.  Es  kann  hiernach  die 
Krankenhausbehandlung  gegen  den  Willen  des  Unfallverletzten,  solange  er 
in  der  Familie  —  in  diesem  weiten  Begri ff sum fange  —  wohnt,  nur  dann 
angeordnet  werden,  wenn  die  Art  der  Verletzung  Anforderungen  an  die  Be- 
handlung oder  Verpflegung  stellt,  denen  in  der  Familie  nicht  genügt  werden 
kann  (R.  E.  vom  12.3.00)  oder  wenn  nach  dem  Zeugnis  des  amtlich  be- 
stellten Arztes  Zustand  und  Verhalten  des  Verletzten  eine  fortgesetzte  Be- 
obachtung erfordern.  Im  letzteren  Falle  umfaßt  indes  die  Pflicht  zur  Über- 
nahme der  erwachsenden  Kosten  auch  die  rechtzeitige,  u.  U.  vorschußweise 
Gewährung  der  Mittel  für  den  Unterhalt  der  Familie  und  für  die  etwa  vom 
Verletzten  auszuführende  Reise.  Andernfalls  kann  der  Verletzte  sich  mit 
Recht  weigern,  in  die  Heilanstalt  sich  zu  begeben  (R.  E.  vom  23.  10.  02). 

Hat  sich  der  Empfänger  einer  Unfallrente,  wenn  auch  ungerechtfertigt, 
geweigert,  auf  die  Durchführung  eines  neuen,  auf  die  Erhöhung  seiner  Er- 
werbsfähigkeit abzielenden  Heilverfahrens,  wie  Unterbringung  in  einer  Heil- 
anstalt einzugehen,  so  darf  ihm  die  an  sich  ungerechtfertigte  Weigerung 
bezüglich  seines  Rentenanspruchs  nicht  zum  Nachteil  gereichen,  wenn  nach- 
träglich erkannt  wird,  daß  das  neue  Heilverfahren  keinen  Erfolg  gehabt 
haben  wurde  (R.  E.  vom  30.  10.01).  Ist  indes  letzteres  nicht  zu  erkennen, 
so  kann  ihm  nach  §23  G.  U.  V.  G.  der  Schadensersatz  auf  Zeit  ganz  oder 
teilweise  versagt  werden,  sofern  er  auf  diese  Folge  hingewiesen  worden  ist 
und  nachgewiesen  wird,  daß  durch  sein  Verhalten  die  Erwerbsfähigkeit  un- 
günstig beeinflußt   wird.     Hierbei    sind  die  Worte   »auf  Zeit«    nicht  etwa 
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gleichbedeutend  mit  »zur  Zeit«,  d.h.  »bis  auf  weiteres«,  es  ist  darunter 
vielmehr  eine  bestimmte,  von  vornherein  festzusetzende  Zeit  zu  verstehen 
(R.  E.  vom  5.  6.  03). 

Abgesehen  von  dem  in  §  23  G.  U.  V.  G.  vorgesehenen  Falle  der  Weige- 
rung betreffs  der  Durchführung  eines  neuen  Heilverfahrens  kommt  auch 
noch  der  Fall  in  Betracht,  daß  ein  Rentenempfänger  es  verweigert ,  sich 
einem  ihm  von  der  Berufsgenossenschaft  oder  Ausführungsbehörde  bezeich- 
neten Arzte  behufs  Beurteilung  des  Grades  der  ihm  noch  verbleibenden 
Erwerbsunfähigkeit  zur  Untersuchung  zu  stellen.  In  diesem  Falle  ist  unter 
der  Herrschaft  des  alten  Unfallversicherungsgesetzes  der  Grundsatz  maß- 
gebend gewesen,  daß  aus  dem  ungerechtfertigt  ablehnenden  Verhalten  der 
für  den  Verletzten  ungünstigste  Schluß  bezüglich  des  wirklichen  Eintritts 
einer  Besserung  gezogen  werden  kann,  und  es  ist  vom  Rekursgericht  aus- 
drücklich ausgesprochen  worden,  daß  auch  die  jetzt  geltende  Gesetzgebung 
keinen  Anlaß  bietet,  von  dieser  Rechtsprechung  abzuweichen  (R.  E.  vom 
<)•  2.  03). 

14.    Kapitalabf  indung. 

Kapitalabfindungen  von  Renten  sind  mit  Rücksicht  auf  die  für  die  Ver- 
letzten sich  alsdann  ergebende  wirtschaftliche  Gefahr  nur  bei  dem  Nach- 
weis ihrer  Zweckmäßigkeit  zu  bewilligen.  Es  ist  nicht  notwendig,  daß  in 
jedem  Falle  und  unter  allen  Umständen  dem  Vorschlage  der  unteren  Ver- 
waltungsbehörden stattgegeben  wird  (A.  N.  S.  390.  K>oi). 

Im  allgemeinen  wird  eine  Prüfung  des  Antrags  nach  der  besonderen 
Lage  der  Verhältnisse  des  Einzelfalls  stattzufinden  haben,  wobei  der  Regel 
nach  auch  zu  erwägen  sein  wird,  ob 

1.  ein   etwa   vorzeitiges  Ableben  des  Rentenberechtigten  nicht  anzu- 
nehmen ist  und 

2.  die  Einbuße  an  Erwerbsfähigkeit  voraussichtlich  in  demselben  Grade 
dauernd  bestehen  wird. 

Bezüglich  der  etwa  zu  gewährenden  Abfindungssumme  wird  die  Be- 
stimmung des  Preußischen  Stempelsteuergesetzes  vom  31.  Juli  180,5,  §  6.  über 
die  Wertermittclung  einer  Nutzung  auf  Lebenszeit  unter  Berücksichtigung 
des  Alters  des  Rentenberechtigten  einen  gewissen  Anhalt  bieten  können. 

15.    Veränderung  der  Verhältnisse. 

Als  eine  Veränderung  der  Verhältnisse  ist  es  nicht  anzusehen,  wenn 
nach  einer  Unterbringung  im  Krankenhause  von  neuem  zur  Feststellung 
einer  Rente  geschritten  wird.  In  solchem  Falle  ist  die  Feststellung  wie 
eine  erstmalige  zu  behandeln,  und  es  ist  daher  insbesondere  eine  Mitteilung 
der  Unterlage  in  allen  Formen  der  ersten  Festsetzung,  also  nach  §  70,  nicht 
nach  §  8<)  Abs.  2  G.  U.  V.  G.  geboten  (R.  E.  vom  15.  5.  02). 

Hebungen  der  Erwerbsfähigkeit,  die  nicht  wenigstens  10  v.  H.  der  vollen 
Erwerbsfähigkeit  ausmachen,  können  nach  der  in  ständiger  Übung  gehand- 
habten Rechtsprechung  aus  demselben  Grunde,  aus  welchem  sich  die  Ge- 
währung einer  Teilrente  von  unter  10  v.  H.  der  Vollrente  verbietet,  nicht 
Gegenstand  anderweitiger  Festsetzung  sein.  Bei  Renten  von  15  v.  H.  der 
Vollrcnte,  deren  Gewährung  sich  im  allgemeinen  überhaupt  nicht  empfiehlt, 
ist  in  weiterer  Durchführung  des  Grundsatzes  auch  nicht  die  Herabsetzung 
auf  5.  v.  H.  der  Vollrente,  weil  solche  Renten  überhaupt  nicht  vorhanden 
sein  sollen,  sondern  nur  die  gänzliche  Aufhebung  angängig. 

Eine  Veränderung,  und  zwar  Verschlimmerung  in  den  für  die  Fest- 
stellung maßgebend  gewesenen  Verhältni->en  im  Sinne  des  §  8K  G.  U.  V.  G. 
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liegt  nur  dann  vor.  wenn  die  Veränderung  in  dem  durch  den  Unfall  herbei- 
geführten Zustand  eintritt  und  auf  den  Unfall  zurückzuführen  ist.  Krank- 
hafte Zustände,  die  durch  den  Unfall  nicht  verursacht,  aber  mit  Recht  bei 
der  ersten  Rentenfeststellung  berücksichtigt  sind,  weil  sie  den  Grad  der 
durch  den  Unfall  herbeigeführten  Erwerbsunfähigkeit  steigerten,  können  bei 
ihrer  Verschlimmerung  nicht  als  »wesentliche  Veränderung  der  Verhältnisse« 
angeschen  werden,  die  eine  Erhöhung  der  Unfallrente  zur  Folge  haben  muß 
(R.  E.  vom  17.  10.  00  und  R.  E.  —  erweiterter  Senat  —  vom  28.  6.  02). 

Bei  Stellung  eines  Antrags  auf  Erhöhung  einer  Rente  hat  der  Unfall- 
verletzte zwar  die  Beweismittel  selbst  zu  liefern,  und  es  ist  für  den  Fall 
der  Ablehnung  des  Antrags  ein  Vorbescheid  nicht  erforderlich  (R.  E.  vom 
24.  4.03);  es  kann  jedoch  dem  Antragsteller,  wenn  der  Antrag  an  sich  ge- 
rechtfertigt erscheint,  die  Beweisführung  nach  Tunliehkeit  von  der  Post- 
verwaltung erleichtert  werden. 

ib.   Verfahren  im  allgemeinen. 

Die  Rechtsansprüche  der  Hinterbliebenen  eines  Unfallverletzten  sind 
völlig  selbständige;  die  Rechtskraft  einer  dem  Verletzten  gegenüber  er- 
gangenen Entscheidung  kann  daher  den  Hinterbliebenen  nicht  entgegen- 
gehalten werden  (R.  E.    -  erweiterter  Senat  —  vom  20.  6.  03). 

Für  die  Rechtskraft  eines  Bescheids,  die  den  Lauf  von  Fristen  für 
spätere  Feststellungen  bedingt,  ist  gemäß  §  705  der  Zivilprozeßordnung  der 
Ablauf  der  Frist,  die  für  die  Einlegung  des  gegen  den  Bescheid  zulässigen 
Rechtsmittels  bestimmt  ist,  nicht  etwa  schon  der  Zeitpunkt  der  Zustellung 
des  Bescheids  maßgebend  (R.  E.  vom  1.  5.  03). 

Im  allgemeinen  sind  bei  Zustellungen,  die  den  Lauf  von  Fristen  be- 
dingen, alle  gesetzlich  geregelten  Zustellungsarten,  insbesondere  neben  den- 
jenigen der  Postordnung  auch  diejenigen  der  Zivilprozeßordnung,  als  rechts- 
gültig anzusehen  CR.  E.  —  erweiterter  Senat  —  vom  14.  3.03). 

Nach  §  155  Abs.  3  G.  U.  V.  G.  kann  die  Zustellung  durch  öffentlichen 
Aushang  erfolgen,  wenn  der  Aufenthalt  derjenigen  Person,  welcher  zugestellt 
werden  soll,  nicht  ermittelt  ist.  Hierbei  wird  also  vorausgesetzt,  daß  wegen 
des  Aufenthalts  von  irgend  einer  Seite  und  auf  irgend  eine  Weise  Ermitte- 
lungen veranlaßt  worden  sind.  Es  ist  daher  im  Interesse  der  Versicherten 
die  Auslegung  geboten,  daß  die  öffentliche  Zustellung  jedenfalls  erst  dann 
Platz  greifen  soll,  wenn  die  gewöhnlichen  Mittel,  die  nach  Lage  des  Falles 
zur  Ermittelung  des  Aufenthalts  führen  können,  erschöpft  sind.  Insbesondere 
werden  vor  der  öffentlichen  Zustellung  Anfragen  bei  dem  letzten  Arbeit- 
geber, bei  Verwandten,  bei  der  Heimatsbehörde  zu  halten  sein  (R.  E.  vom 
10.  q.  03). 

Bei  Zustellungen  wird  der  Tag  der  Zustellung  nicht  mitgerechnet  (§  180 
B.  G.  B.  )  und  bei  den  nach  Wochen  oder  Monaten  bestimmten  Fristen  wird 
in  bezug  auf  die  Festlegung  des  Endpunktes  der  Frist  des  weiteren  nacli 
§  188  des  B.  G.  B.  so  verfahren,  daß  die  Frist  mit  dem  Ablaufe  desjenigen 
Tages  der  letzten  Woche  oder  des  letzten  Monats  endigt,  welcher  durch 
seine  Benennung  oder  seine  Zahl  dem  Tage  entspricht,  an  welchem  die 
Zustellung  stattgefunden  hat.  Fehlt  in  solchem  Falle  bei  einer  nach  Monaten 
bestimmten  Frist  in  dem  letzten  Monat  der  für  ihren  Ablauf  maßgebende 
Tag.  so  endigt  die  Frist  mit  dem  Ablaufe  des  letzten  Tages  dieses  Monats. 
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Erkenntnis  des  Oberlandesgerichts  in  H.  über  Zahlung 
von  Verzugszinsen  für  Ersatzbeträge  im  Verkehr  mit 

dem  Auslande. 

In  einem  am  14.  Dezember  1901  beim  Postamt  in  H.  aufgelieferten. 
4  kg  900  g  schweren  Postpaket  mit  13700  M.  Wertangabe  an  die 
Handels-  und  Industriebank  in  M.  (Rußland),  welches  Goldbarren  enthalten 
hatte,  waren  bei  der  zollamtlichen  Eröffnung  am  Bestimmungsorte  statt 
des  Goldes  Hlcibarren  vorgefunden  worden.  Die  Untersuchung  ergab,  daß 
die  Sendung  am  17.  Dezember  1901  vom  diesseitigen  Auswechselungs- 
postamt in  E.  unbeanstandet  und  mit  dem  am  Aufgabeort  ermittelten 
Gewicht  von  4  kg  900  g  dem  russischen  Grenzpostkomtor  in  K.  über- 
wiesen worden  war.  Dasselbe  Gewicht  war  auch  im  Zollrevisionssaal  des 
russischen  Grenzorts  festgestellt  worden.  Am  Bestimmungsorte,  in  M.. 
betrug  das  Gewicht  hingegen  nur  noch  3  kg  7S8  g.  Es  handelte  sich 
mithin  um  eine  Gewichtsverminderung  von  1  kg  112  g.  die  nach  Lage  der 
Sache  nur  auf  russischem  Boden  entstanden  sein  konnte.  Das  Nettogewicht 
der  entwendeten  Goldbarren  hatte  nach  den  Aufzeichnungen  des  Absenders 
4846,8  g  betragen;  die  Bleibarren  wogen,  wie  bei  der  zollamtlichen  Eröffnung 
in  M.  festgestellt  worden  war,  9  Pfund  12  Zolotnik  (  3  kg  737  g):  der 
rechnungsmäßige  Gewichtsunterschied  von  rund  I  kg  110  g  des  Nettogewichts 
stimmte  hiernach  mit  dem  tatsächlich  in  M.  ermittelten  Bruttogewichts- 
unterschied überein. 

Der  Absender  hatte  am  20.  Dezember  H)Oi  durch  ein  Telegramm  des 
Adressaten  vom  Verschwinden  der  Goldbarren  Kenntnis  erhalten  und  an 
demselben  Tage  bei  der  zuständigen  Ober -Postdirektion  Anspruch  auf 
Schadensersatz  erhoben.  Außerdem  beantragte  er  die  Gewährung  der 
gesetzmäßigen  Verzugszinsen  für  die  Zeit  vom  20.  Dezember  1901  .  dem 
Tage  der  Anbringung  der  Reklamation,  bis  zum  Tage,  an  welchem  der 
Ersatzbetrag  gezahlt  werden  würde. 

Auf  mehrfache  deutscherseits  ergangene  Ersuchen,  den  Absender  für 
russische  Rechnung  entschädigen  zu  dürfen,  erwiderte  die  Generaldirektion 
der  Posten  und  Telegraphen  in  St.  Petersburg  zunächst,  daß  die  erbetene 
Einwilligung  nicht  vor  Beendigung  der  wegen  der  Beraubung  in  Rußland 
eingeleiteten  strafgerichtlichen  Untersuchung  erteilt  werden  könnte.  Daraufhin 
erhob  der  Absender  schließlich  unterm  19.  Januar  1903  beim  Landgericht 
in  H.  gegen  die  zuständige  Ober- Postdirektion  die  Klage  auf  Schadens- 
ersatz und  Zahlung  von  Verzugszinsen  vom  20.  Dezember  1901  ab. 

Der  Ersatzbctrag  konnte  bald  darauf,  am  6.  Februar  1903,  mit  Zu- 
stimmung der  russischen  Postverwaltung  für  deren  Rechnung  gezahlt 
werden.  Hinsichtlich  der  Verzugszinsen  war  nach  postseitiger  Auffassung 
die  Rechtslage  folgende: 

Nach  Artikel  13  §  5  der  Postpaketübercinkunft  soll  die  Zahlung  des 
Ersatzbetrags  durch  die  Verwaltung  des  Aufgabegebiets  sobald  als  möglich 
und  spätestens  innerhalb  eines  Jahres,  vom  Tage  der  Nachfrage  ab  gerechnet, 
stattfinden.  Da  als  Tag  der  ersten  Nachfrage,  wie  oben  angegeben,  der 
20.  Dezember  1901  anzusehen  war,  hätte  der  Ersatzbetrag  spätestens  am 
19.  Dezember  1902  gezahlt  werden  müssen.  Voraussetzung  ist  selbst- 
verständlich in  jedem  Falle  die  Feststellung,  daß  überhaupt  ein  Schaden 
entstanden  ist.  Hierzu  genügt  es  aber  nicht,  daß  seitens  des  Empfängers 
durch  Vermittelung  des  Absenders  Mitteilung  an  die  Aufgabcpostverwaltung 
ergeht,  der  Wertinhalt  sei  nicht  vorgefunden  worden;  vielmehr  ist  hierüber 
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die  Ausstellung  eines  Anerkenntnisses  der  betreffenden  fremden  Postver- 
waltung erforderlich,  was  wegen  der  Schwierigkeit  der  Untersuchung  häufig 
längere  Zeit  in  Anspruch  nimmt  und  im  vorliegenden  Falle  erst  im 
Februar  1903  geschehen  ist.  Die  Reichs  -  Postverwaltung  setzte  sich  dem 
Absender  gegenüber  erst  dann  in  Verzug,  als  sie  nach  Ablauf  jener  äußersten 
Frist  von  einem  Jahre  den  Ersatzbetrag  nicht  zahlte.  Hiernach  konnten 
Verzugszinsen  lediglich  für  die  Zeit  vom  20.  Dezember  1902  bis  zum  Tage 
der  Zahlung  des  Krsatzbetrags.  d.  i.  für  die  Zeit,  um  welche  die  vom  Tage 
der  ersten  Nachfrage  ab  lautende  Frist  von  einem  Jahre  überschritten 
worden  ist,  zugestanden  werden. 

Im  Sinne  vorstehender  Darlegungen  erkannte  auch  das  Landgericht 
in  H.,  indem  es  dem  Klager  Verzugszinsen  für  die  Zeit  vom  20.  Dezember 
JQ02  bis  zum  Tage  der  Zahlung  des  Ersatzbetrags  zusprach;  dem  Antrage 
des  Klägers  auf  Zahlung  von  Zinsen  für  die  Zeit  vom  20.  Dezember  iqoi 
ab  wurde  nicht  stattgegeben. 

Die  vom  Absender  eingelegte  Berufung  wurde  vom  Oberlandesgericht 
in  H.  unterm  0.  Februar  1904  mit  folgender  Begründung  verworfen: 

Die  Bestimmung  im  Artikel  13  §5  der  Postpaketübereinkunft,  daß  die 
Zahlung  des  Frsatzbetrags  sobald  als  möglich .  spätestens  innerhalb  eines 
Jahres,  vom  Tage  der  Nachfrage  ab  gerechnet,  erfolgen  soll,  ist  sinn- 
gemäß dahin  zu  verstehen,  daß  die  Zahlung  erfolgen  soll,  sobald  klar- 
gestellt ist.  daß  ein  Tatbestand  vorliegt,  bei  dessen  Vorhandensein  nach 
Artikel  13  I  und  3  der  Übereinkunft  dem  Absender  ein  Anspruch  auf 
Ersatz  zusteht.  Im  vorliegenden  Falle  kommt  es  darauf  an,  ob  schon  vor 
dem  20.  Dezember  1902  für  die  beklagte  Ober- Postdirektion  festgestanden 
hat,  daß  ein  Tatbestand  vorlag,  bei  dessen  Vorhandensein  dem  Kläger  ein 
Anspruch  auf  Ersatz  zustand.  In  duser  Hinsicht  war  von  vornherein  nicht 
als  wahrscheinlich  anzusehen,  daß  die  Beklagte,  als  sie  vom  Verschwinden 
der  Goldbarreti  Kenntnis  erhielt,  ohne  weiteres  für  erwiesen  erachtet  haben 
sollte,  daß  das  Paket  auf  der  deutschen  oder  russischen  Post  beraubt 
worden  sei.  Die  nächstliegende  Annahme  ist  die,  daß  die  Beklagte  sich 
nicht  etwa  auf  Grund  des  ihr  vorliegenden  Materials  sofort  ein  ab- 
schließendes Urteil  über  den  Fall  gebildet,  sondern  daß  sie  vielmehr  zunächst 
damit  gerechnet  haben  wird,  daß  in  Rußland  in  dieser  Angelegenheit 
Ermittelungen  angestellt  werden  würden ,  deren  Ergebnis  zunächst  abzu- 
warten war.  Erschien  es  ohne  weiteres  wahrscheinlich,  daß  die  Beklagte 
sich  so  zu  dem  Falle  gestellt  haben  wird,  so  hat  das  Berufungsgericht  des 
weiteren  auf  Grund  der  beeidigten  Aussage  des  in  der  ersten  Instanz  als 
Zeuge  vernommenen  Bezirks-Aufsichtsbeamten  der  Ober- Postdirektion .  der 
die  Untersuchung  in  H.  geführt  hat.  als  erwiesen  angesehen,  daß  dem  in 
der  Tat  so  gewesen  ist.  Es  steht  ferner  fest,  daß  die  russische  Postver- 
waltung zunächst  zweimal  geschrieben  und  ihre  Stellungnahme  von  den 
weiteren   Ermittelungen   abhangig   gemacht   hat.      Die   entscheidende  Mit- 
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teilung  ist  erst  im  l  ebruar  1003      mittels  Schreibens  vom  ^  peuruar  HK)^  — 

eingegangen,  worin  die  russische  Postverwaltung  in  die  Zahlung  des  Ersatz- 
betrags für  russische  Rechnung  willigt,  obwohl  die  Tatsache,  daß  die 
Beraubung  im  Bereiche  des  russischen  Postdienstes  stattgefunden  habe,  noch 
immer  nicht  endgültig  teststehe. 

Das  Berufungsgericht  hat  auf  Grund  der  gesamten  Umstände  des  Falles 
die  Überzeugung  gewonnen,  daß  für  die  Beklagte  nicht  vor  dem  20.  Dezember 
Kr-1    klargestellt    gewesen    ist,    daß    das    Paket    auf    der    deutschen  oder 
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russischen  Post  berauht  worden  sei.  Es  war  danach  anzunehmen,  daß  die 
Beklagte  nicht  verpflichtet  gewesen  ist .  dem  Kläger  schon  vor  dem 
20.  Dezember  1902  den  Ersatzbetrag  zu  zahlen.  Die  Eorderung  des 
Klägers  auf  Zahlung  von  Zinsen  für  die  Zeit  vom  20.  Dezember  1901 
bis  zum  20.  Dezember  1902  erschien  daher  imbegründet. 
Das  Urteil  ist  rechtskräftig  geworden. 


Stiftung  „Töchterhort"  für  verwaiste  Töchter  von  Reichs- 
Post-  und  Telegraphenbeamten. 

Die  unter  dem  Protektorat  Ihrer  Majestät  der  Kaiserin  und  Königin 
stehende  Stiftung  »Töchterhort«  für  verwaiste  Töchter  von  Reichs -Post- 
und  Telegraphenbcamten  hat  ihren  Yerwaltungsbericht  für  1903  veröffentlicht. 
Danach  war  die  Weiterentwickelung  des  Töchterhorts  im  abgelaufenen 
Kalenderjahre  noch  günstiger,  als  in  dem  bisher  besten  Jahre  1002.  Die 
fortlaufenden  Beiträge  sind  gegen  das  Vorjahr  um  10754  M.  gestiegen: 
sie  haben  die  Höhe  von  146628  M.  erreicht.  Dazu  kommen  7992  M.  ein- 
malige Galten  und  4746  M.  Zuwendungen  aus  Konzert-  usw.  Uberschüssen, 
so  «laß  sich  ein  Gesamtbetrag  an  Spenden  von  159  366  M.  ergibt  gegen 
i5-°53  M-  >m  Vorjahre. 

An  Zinsen  konnten  33024  M.  vereinnahmt  werden  (1902:  30  202  M.), 
an  Kursgewinn  6  M.  Die  baren  Gesamteinnahmen  der  Stiftung  stellen  sich 
mithin  für  1903  auf  192396  M.  (gegen  1902  -f  9541  M)- 

Die  Steigerung  der  fortlaufenden  Beiträge  ist  eine  recht  erhebliche, 
ebenso  die  Zunahme  der  Zahl  der  Beitragenden.  Von  39  4Ö2  Beamten  sind 
83  129  M.  gezahlt  worden,  von  50  832  Unterbcamten  03409  M.  (1902:  von 
35  '53  Beamten  7741°  M.,  von  51428  Unterbeamten  5845.8  M.).  Der 
Gesamt-Durchschnittssatz  der  Einzelbeitrage  stellt  sich  bei  den  Beamten  auf 
monatlich  noch  nicht  i/1,^  Pf.,  bei  den  Unterbeamten  auf  91  3  Pf.  Die 
Beteiligung  in  den  einzelnen  Bezirken  schwankt  bei  den  Beamten  (mit 
Ausschluß  der  Posthilfstellen-Inhaber)  zwischen  83,7  und  38, j  v.  H.,  bei  den 
Unterbeamten  zwischen  89. <,  und  32.1  v.  II.  gegenüber  einem  Gesamtdurch- 
schnitte für  das  Reichs -Postgebiet  von  57,1  und  60,0  v.  H.  Von  der 
Gesamtzahl  der  Reichs  -  Post- ,  Telegraphen-  und  Eernspreehanstalten  (ohne 
Hilfstellcn)  waren  im  Jahre  1903  mit  fortlaufenden  Beiträgen  beteiligt 
75.7  v.  H.  Das  Verhältnis  der  Beteiligung  hat  gegen  das  Vorjahr  zu- 
genommen bei  den  Beamten  um  4,0  v.  11..  bei  den  Unterbeamten  um 
4,1  v.  H.,  hinsichts  der  Yerkehr<anstalten  um  6.7  v.  H. 

Die  einmaligen  Spenden  in  Höhe  von  7092  M.  sind  gegen  das  Vorjahr 
um  1051  M.  gestiegen.  Es  sind  im  wesentlichen  bei  besonderen  freudigen 
und  hetrübenden  —  Anbissen  dargebrachte  Gaben,  die  dem  Töchterhort 
durch  Vermittehing  der  Bezirksausschüsse  zugeflossen  sind. 

An  »besonderen  Zuwendungen«,  zu  denen  auch  die  Erträge  aus  Ver- 
anstaltungen von  Angehörigen  der  Post-  und  Telegraphen -Verwaltung  ge- 
rechnet sind,  wurden  4746  M.  (im  Jahre  1902:  9839  M.)  vereinnahmt. 

Die  nachstehende  Ubersicht  gibt  ein  Bild  der  in  den  einzelnen  Jahren 
aufgekommenen  Beiträge  und  der  Gesamt-Brutto-Einnahme  bis  Ende  1903. 
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Einmalige  Fortlaufende  Besondere 

r.  .  _  _  Zu-  Zusammen 

Bis    Ende    ,801,    ein-      Be,tra6e  Be,,räPe  Wendungen 

schließlich  des  Kapital-        Mark      Vf.  Mark      Vf.  Mark      Vf.  Mirk  Pf. 

Grundstocks                    124 700   77  45812   o&  —      —  170603  75 

'892                                   13  137    3*  74  -54   40  —      —  87391  "i 

'$93                                    4'.<°    35  85  455      1  5  83°    *7  95  4*>  63 

i8>_»4                                      5  4tk>    —  87919    53  7  107    53  100493  0 

1895                                      4268    92  92  307    52  3  923     8  100499  52 

1890                                     4  975.    °3  9Ö428    36  7664    28  1090O8  27 

189g                                     6330    66  99180    04  3638    94  109156  24 


5331  e,4  io'i  710    38           4136    20        111178  22 

1809                                      673  t  4<j  106  281    8g           331g      1        11Ö332  40 

19Ö0                                    51^7  11  113  277    66          4987   4'        124252  18 

1901 
igo2 
iyo3 


('993    53        123420    54  ^3'4   81        130  728  88 

6  040    2g        13^X74    31  9838    83        152033  4^ 


In  13'  ,  Jahren:    203081    16     1308551    64         61312    72     1  573  US  5*« 

Dazu  Zinsen   241909  50 

Kursgewinne   8248  10 

Mithin  Gesamt- Brutto -Einnahme  bis  Ende  1903   1823303  12. 

An  Unterstützungen  sind  im  Berichtsjahr  in  2312  Fällen  110888M. 
gewährt  worden,  10920  M.  mehr  als  im  Vorjahr.    Es  entfielen 

„r,  i  ....„,.  auf  Beamten-  auf  Unterbeamten- 

und  zwar  waisen  waisen 

von  den  2  103  einmaligen  Unterstützungen  707  mit  35729  M.  1  308  mit  43  339  M. 

207  fortlaufenden        -  125    -    22018  -  82    -     9782  - 

von  zus.  2  312  Unterstützungen   922  mit  57  747  M.     1  390  mit  53  141  M. 

Die  einmaligen  Unterstützungen  von  79  088  M.  setzen  sich  zusammen 
aus  18  908  M.  einmaligen  Gewährungen  des  Hauptausschusses  und  60  180  M. 
selbständigen  Bewilligungen  der  Bezirksausschüsse  (2380  M.  und  5325  M. 
mehr  als  im  Jahre  1902).  Von  den  einmaligen  Unterstützungen  aus  der 
Hauptkasse  kamen  an  337  Waisen  unter  18  Jahren  15  439  M.,  davon  830  M. 
auf  Beihilfen  zu  den  Kosten  der  Einsegnung  oder  ersten  Kommunion  und 
6985  M.  für  Gewährung  von  Sommerpflege  an  kränkliche  Kinder.  Mit 
Hilfe  dieser  Mittel  haben  im  Jahre  19t >3  entsendet  werden  können: 

Waisen  von        Waisen  Im 
von  Unter- 
Beamten beamten  ganzen 

in  Ferienkolonien   16  57  73 

in  Solbäder   12  18  30 

an  die  See   3  17  20 

in  sonstige  Sommerpflege   2  5  7 


zusammen...        33  97  130. 

Fürsorge  durch  Sommerpflege  ist  seit  1894  überhaupt  825  Kindern  zuteil 
geworden:  169  Waisen  von  Beamten  und  656  Waisen  von  Unterbcamten. 
Aufgewendet  sind  dafür  aus  dem  Töchterhort  insgesamt  42323  M.,  nämlich 
0384  M.  für  Beamtenkinder  und  32939  M.  oder  77,8  v.  H.  für  Kinder  von 
Unterbeamten.  Die  regelmäßige  Zahlung  eines  Zuschusses  von  je  10  M. 
zur  Ausrüstung  hat  sich  als  besonders  nützlich  erwiesen. 

Die  Bezirksausschüsse  haben  bis  Ende  i«H>3  insgesamt  14 715  einmalige 
Unterstützungen  mit  489949  M.  bewilligt.  Auf  das  Kalenderjahr  1903  allein 
kommen  davon  1728  Fälle  mit  60  180  M.;  bedacht  sind  663  Beamtenwaisen 
mit  27101  M. ,   1065  Unterbeamtenwaisen  mit  33  079  M. ,  d.s.  54,97  v.  H. 
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der  von  den  Bezirksausschüssen  im  Berichtsjahr  überhaupt  gewahrten 
Betrage. 

Mit  fortlaufenden  Unterstützungen  haben  im  Jahre  1903  im  ganzen 
32  Schutzbefohlene  neu  bedacht  werden  können,  18  Beamtenwaisen  und 
14  Unterbeamtenwaisen.  Es  wird  dabei  an  dem  Grundsatze  festgehalten, 
daß  die  Gesamt-Jahreszahlungen  an  tortlaufenden  Unterstützungen  durch  die 
Seim  Hauptausschuß  eingehenden  Zinsen  Deckung  finden  müssen.  So  ent- 
sprechen die  im  Kalenderjahr  1903  an  Unterbeamtentöchter  fortlaufend  ge- 
zahlten 9781  M.  (für  1904  zu  übernehmender  Jahresbetrag  10400  M.)  dem 
auf  den  besonderen  Kapitaltonds  für  Unterbeamte  entfallenden  Zinsenanteil 
in  Höhe  von  9897  M.  Das  Verfahren  liegt  im  Interesse  der  bedürftigen 
Empfängerinnen,  denen  damit  die  tatsächliche  Fortdauer  der  Zahlungen  nach 
Möglichkeit  gesichert  wird. 

Von  den  im  Jahre  1903  neu  hinzugetretenen  Empfängerinnen  fortlaufender 
Unterstützungen  standen  im  Lebensalter 

über  20  bis  30  Jahre   2  Waisen, 

-  30   -    40  "   -    5 

-  40  -    5°     -    11 

50  -   60     -    7 

60   -    70     -    4 

-  70-80     -   ■  ■  ■  •  3 

im  ganzen.  .  .    32  Waisen. 

Aus  der  Tatsache,  daß  von  den  im  Jahre  1903  insgesamt  gezahlten 
1 10  888  M.  Unterstützungen  Beamtenwaisen  57747  M\,  Unterbeamtenwaisen 
53  141  M.  empfangen  haben,  ergibt  sich  die  erneute  außergewöhnliche 
Berücksichtigung  der  Waisen  von  Unterbeamten.  Das  im  §  5  der  Satzungen 
—  ohnehin  unter  Betätigung  weitgehender  Fürsorge  der  Beamten  zu- 
gunsten der  Unterbeamten  —  Gewährleistete  hätte  nur  47989  M.  aus- 
gemacht; es  ist  mithin  aus  den  für  Unterbeamtenwaisen  nicht  reservierten 
Mitteln  abermals  ein  ansehnlicher  Betrag  (5152  M.)  zugeschossen  worden. 
Die  auf  solche  Weise  bisher  gewährten  Zuschüsse  zugunsten  von  Unter- 
beamtenwaisen überschreiten  bereits  die  Gesamthöhe  von  55  000  M. 

Die  bis  Ende  Dezember  1903  aus  Töchterhortmitteln  ins- 
gesamt gewährten  Unterstützungsbeträge  haben  die  Summe  von 
830  668  M.  erreicht.    In  den  einzelnen  Jahren  sind  gezahlt,  und  zwar 

auf  Anweisung 
,  ,  des  Hauptausschusses  „    .  , 

im  Jahre  einmalige    forüaufende        den  B«,rks-  zusammen 

Unterstützungen  ausschüssen 

Mark      Pf.         Mark      Pf.  Mark      Pf.        Mark  Pf. 

1891  (vorbereit.  Ausschufs)        3302   40        —      —  —      —       3302  40 

1892  {       -        bis  i./i  1.)        3928   75        —  —      —       3928  75 

3./11.  bis  31./12  099  —        —  —  is.521  —  10*20  — 

>*>93   4653  50        6025  —  28971  79  39650  29 

'»94   4433  -        9080  -  34738  ~  4825«.  - 

'^95   t>45°  —  10  «45  —  367"  75  53  306  75 

1896   8905  —  "4530  27  38  q8"?  —  62418  27 

1S97   8375  —  18170  83  40808  so  67354  33 

1898   10960  60  19920  84  42212  80  73094  24 

1899   14874  3°  20259  '7  4*7^'  —  77894  47 

1900   15254  80  22824  20  459/8  00  84057  90 

1901   1*826  60  2*980  85  48226  80  90034  21 

'002   «6527  35  28585  %  54855  50  99067  88 

1903   18907  00  •<  »799  98  00 180  50  1 10888  8 

Im  ganzen   '33  397   90     207321    17       489949   54    830668  61. 
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Vom  Gesamtbetrage  haben  empfangen  die  Beamtentöchter  421  185  M., 
d.  s.  50,70  v.  H.,  die  Unterbeamtentöchter  409483  M.,  d.  s.  49,30  v.  H.  Vom 
Gesamtbetrage  der  Spenden  bis  Ende  1903  (1  573  145  M.)  rühren  von 
Unterbeamten  her  oder  sind  für  diese  geleistet  578048  M.,  d.  s.  36,74  v.  H. 

An  Verwaltungskosten  sind  im  Berichtsjahre  bei  den  Bezirksausschüssen 
und  Vertrauensmännern  zusammen  2651  M.  aufgewendet  worden,  beim 
Hauptausschuß  1482  M.,  im  ganzen  4133  M.,  darunter  persönliche  Kosten 
(für  Hilfsleistungen  und  Botendienst;  265  M.  Alle  Mitglieder  des  Haupt- 
ausschusses und  der  Bezirksausschüsse,  sowie  die  Vertrauensmänner  versehen 
die  Geschäfte  unentgeltlich. 

Unter  dem  Kapitalvermögen  von  915570  M.  befand  sich  Ende  1903 
ein  Unterbeamtenanteil  in  Höhe  von  284  200  M.  Außer  dem  beim  Haupt- 
ausschusse verwalteten  Kapital  hatten  die  Bezirksausschüsse  um  dieselbe  Zeit 
Bestände  von  zusammen  29551  M. 

Das  Anwachsen  des  Kapitalvermögens  wird  nachstehend  ersichtlich 
gemacht. 


Kapitalgrundstock  (gesammelt  bis  20.  Oktober  1890). 


bis  Ende 

|NQ2   Zugang 

■*93   - 

|8y4  

1890  

>8q7   - 

18Ü8  


189g 
1899. 
1900. 
1901 
1902. 


Mark 

02  207 
59  269 
64  005 

so  8m6 
53  389 
53  157. 

.vi  $ 

64958 
74  973 
7673? 


pf 

'7. 

?i 
69 

Öl 

78 
32 

+3 

(io 


mithin  Kapital  Ende  18Q2 

-  1893 

-  1894 

-  1895 
-  1890 

-  1807 

-  1898 

"  l899 

IQOO 
I9OI 
I9O2 
I9O3 


M.rlc 
109089 

226881 
289  149 
348418 
412484 
472  380 
527  770 
580927 
O36  374 
fxjS  qen 
763  861 
838  834 
915  570 


Pf 
28 

45. 

y 

2  I 
im 
l8 

7\> 

48 
91 

51- 


Der  Hauptausschuß  hält  sich  nach  diesen  Ergebnissen  zu  der  Hoffnung 
berechtigt,  für  den  Töchterhort,  wenn  die  Gaben  einigermaßen  reichlich 
fließen,  noch  im  Jahre  1004  die  erste  Million  Mark  an  Kapitalvermögen  zu 
erreichen. 

Der  Verwaltungsbericht  schließt  mit  der  Aufforderung  zu  weiterem  ein- 
trächtigen Zusammenwirken. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Rekordreise  des  Dampfers  »Kaiser  Wilhelm  II.«  Der  Schnell- 
dampfer »Kaiser  Wilhelm  II.«  des  Norddeutschen  Lloyd  hat  kürzlich  auf 
der  Reise  von  New  York  nach  Bremen  alle  früheren  Rekorde  ostwärts  ge- 
schlagen. Um  die  Geschwindigkeit  transatlantischer  Dampfer  festzustellen, 
wird  bekanntlich  nur  die  Ozeanreise  selbst  berücksichtigt,  die  von  Sandy  Hook- 
Feuerschiff  bis  zum  Leuchtturm  von  Eddystone  zurückgelegt  wird.  »Kaiser 
Wilhelm  II.«  passierte  Sandy  Hook-Feuerschiff  am  14.  Juni  8  Uhr  12  Minuten 
morgens  und  Eddystone-Leuchtturm  am  20.  Juni  1  Uhr  10  Minuten  morgens: 
er  hat  also  die  31 12  Seemeilen  betragende  Strecke  unter  Berücksichtigung 
des  Zeitunterschieds  in  5  Tagen,  11  Stunden,  58  Minuten  zurückgelegt. 
Die  hierbei  erzielte  Durchschnittsgeschwindigkeit  von  23,5s  Knoten  ist  die 
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höchste  Geschwindigkeit,  die  bisher  von  einem  Schnelldampfer  auf  dieser 
Strecke  erreicht  worden  ist.  Die  höchste  Tagesleistung  auf  der  Reise  wurde 
am  18.  Juni  mit  564  Seemeilen  erreicht. 

Die  bisher  schnellsten  Reisen  zwischen  New  York  und  dem  Kanal  wurden 
von  den  Schnelldampfern  »Deutschland«  der  Hamburg- Amerika -Linie  mit 
23,51  Knoten,  »Kronprinz  Wilhelm«  des  Norddeutschen  Lloyd  mit  23,47  Knoten 
und  »Kaiser  Wilhelm  der  Große«  des  Norddeutschen  Lloyd  mit  23  Knoten 
gemacht. 

Das  Telegramm  Kaiser  Wilhelms  an  den  Norddeutschen  Lloyd  hebt 
die  Wichtigkeit  hervor,  welche  die  Steigerung  der  Leistungsfähigkeit  unserer 
Schnelldampfer  heutzutage  besitzt.  »Gerade  jetzt,  wo  so  ernstlich  angestrebt 
wird,  eine  weitere  Geschwindigkeitssteigerung  bei  den  transatlantischen 
Fahrten  zu  erreichen,  ist  Mir  Ihre  Nachricht  von  der  unübertroffenen  Leistung 
des  Schiffes,  welches  Meinen  Namen  tragt,  sehr  willkommen.  Ich  gratuliere 
dem  Lloyd  zu  dem  neuen  Erfolge.«  (»Der  Leuchtturm«.) 


Verkehrsverhältnisse  Haitis.  Haiti  ist  reich  genug,  um  bei  ge- 
höriger Ausnutzung  seiner  Bodenschätze  und  bei  geordneter  V  erwaltung 
nicht  nur  die  Bedürfnisse  des  Staates  decken,  sondern  in  absehbarer  Zeit 
auch  seine  allmählich  aufgelaufene  Schuldenlast  tilgen  zu  können.  Die 
periodisch  wiederkehrenden  Bürgerkriege  schrecken  aber  von  größeren  Unter- 
nehmungen ab  und  lassen  weder  Industrie  noch  Landwirtschaft  in  größerem 
Maßstab  aufkommen:  eine  Industrie  hat  sich  bisher  überhaupt  nicht  ent- 
wickeln können,  und  die  Landwirtschaft,  die  zur  Zeit  der  französischen 
Herrschaft  Haiti  zur  reichsten  und  blühendsten  Kolonie  der  Welt  gemacht 
hatte,  ist  gänzlich  zurückgekommen.  Es  ist  nicht  zu  verwundern,  daß  auch 
das  Verkehrswesen  innerhalb  des  Landes,  da  ihm  unter  den  ungünstigen 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  die  befruchtende  Anregung  fehlt,  zum  Teil 
recht  im  argen  liegt.  In  dieser  Beziehung  sind  aus  einem  Berichte  der 
Kaiserlichen  Minister-Residentur  in  Port  au  Prince,  der  die  wirtschaftlichen 
Verhältnisse,  den  Handel  und  die  Schiffahrt  Haitis  im  Jahre  1902/03  zum 
Gegenstande  hat  und  im  »Deutsch.  Handelsarchiv«  veröffentlicht  ist,  die 
nachstehenden  Angaben  bemerkenswert. 

Zur  Franzosenzeit  waren  ausgedehnte  Kunststraßen  vorhanden;  sie  durch- 
zogen die  weiten  Ebenen,  überschritten  die  Gebirgspässe  und  verbanden, 
indem  sie  der  Küste  folgten,  die  Hafenstädte  miteinander.  Man  konnte  zu 
Wagen  das  ganze  Land  bereisen  bis  hinauf  in  die  Hochebenen  von  3000  Fuß 
und  höher.  Die  gewaltigen  Regengüsse,  die  alljährlich  im  Frühling  und 
Herbst  herunterstürzen,  haben  aber  seitdem  alles  zerstört  und  in  mehr  als 
100  Jahren  ist  für  die  Erhaltung  der  Wege  nichts  geschehen.  An  ein  Reisen 
zu  Wagen  ist  längst  nicht  mehr  zu  denken,  höchstens  in  nächster  Näht-  der 
Städte  kann  ein  Wagen  noch  vorwärts  kommen.  Der  Bauer  bringt  seinen 
Kaffee  und  seine  sonstigen  Erzeugnisse  auf  dem  Esel  zur  Stadt,  und  zur 
Beförderung  schwerer  Lasten  auf  kürzere  Strecken  dient  der  plumpe,  zwei- 
rädrige Ochsenkarren.  Reisende  sind  fast  ganz  auf  Pferde  oder  Maultiere 
angewiesen.  Dazu  kommt,  daß  in  der  Regenzeit  die  \Yrege  oft  völlig 
unpassierbar  sind,  da  die  Tiere  bis  an  den  Bauch  in  den  Schmutz  sinken. 
Selbst  in  der  Hauptstadt  sind  die  Wege  teilweise  geradezu  gefährlich ,  voll 
tiefer  Löcher  und  Wassertümpel,  die  man.  wenn  es  zu  arg  wird,  mit  Mist 
ausfüllt.  Zu  Wasser  gibt  es  keine  regelmäßiget)  Verbindungen  unter  den 
Küstenstädten.  Die  Bewohner  der  letzteren  sind  daher  allein  auf  die 
großen   deutschen,    französischen    und    niederländischen   Dampfschiffe  be- 
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schränkt,  die  Haiti  mit  dem  Auslände  verbinden  und.  um  Fracht  zu  löschen 
und  einzunehmen,  die  einzelnen  Häfen  anlaufen.  Wie  unter  diesen  Zuständen 
Handel  und  Landbau  leiden,  braucht  nicht  weiter  ausgeführt  zu  werden. 
Ein  großer  Teil  der  Erzeugnisse  des  Landes  bleibt  totes  Kapital,  solange 
keine  Abfuhrwege  nach  der  Kuste  vorhanden  sind. 

Die  erste  Eisenbahn  in  Haiti  ist  erst  im  vorigen  Jahre  eröffnet  worden. 
Sie  ist  43  km  lang,  hat  eine  Spurweite  von  0.763  m  und  führt  von  Port  au 
Prince  durch  die  Ebene  C'ul  de  Sac  nach  dem  See  Sautnätre,  der  die  Grenze 
gegen  Santo  Domingo  bildet.  Auf  der  Strecke  verkehren,  wie  wir  der 
»Ztg.  d.  Ver.  deutsch  Eisenb. -Verwalt.«  entnehmen,  in  jeder  Richtung  drei 
gemischte  Züge  mit  einer  Geschwindigkeit  von  etwa  30  km  in  der  Stunde.  Im 
Betriebe  wird  Hartholz  gebrannt,  das  sich  bedeutend  billiger  stellt  als 
Steinkohle.  Befördert  werden  vorwiegend  Hölzer,  vor  allem  Farhhölzer  aus 
der  Ebene  und  Bauhölzer  aus  den  dahinter  liegenden  dominikanischen  Bergen, 
außerdem  Zucker.  Rum,  Baumwolle,  Kaffee,  Mais,  Ochsen-  und  Ziegenhäute. 
Wachs  und  Honig,  lebende«.  Vieh.  Eßwaren  und  Ziegelsteine.  Ende  Sep- 
tember 1003  ist  die  Hahn  von  der  haitianischen  Regierung  abgenommen 
worden,  die  eine  Verzinsung  der  Batikosten  mit  6  v.  H.  garantiert  hat.  Die 
Baukosten  waren  auf  löooo  Dollars  für  das  Kilometer  festgesetzt  worden, 
für  die  ganze  Strecke  etwa  auf  700  000  Dollars.  Das  l'nternehmen  dürfte 
finanziell  gesichert  sein,  zumal  die  Bahn  durch  eine  sehr  reiche  Ebene  führt 
und  außerdem  einen  Teil  der  dominikanischen  Republik  in  Verbindung  mit 
dem  Meere  bringt.  Das  Material  für  den  Bahnbau  ist  fast  ausschließlich 
aus  Deutschland  bezogen  worden,  wie  auch  die  ganze  Anlage  mit  deutschem 
Kapital  und  durch  einen  deutschen  Ingenieur  zustande  gekommen  ist. 

Was  die  Schiffahrt  anlangt,  so  wird  in  dem  Berichte  der  Minister- 
Residentur  hervorgehoben,  daß  Haiti  trotz  seiner  großen  Küstenentwickelung 
keine  Handelsflotte  besitzt.  Nur  einige  Kutter  und  sonstige  kleine  Segelschiffe, 
die  an  der  Küste  entlang  oder  nach  den  benachbarten  Inseln  fahren,  führen 
die  haitianische  Flagge.  Die  Küstenschiffahrt  ist  durch  Gesetz  der  Landes- 
flagge ausschließlich  vorbehalten  worden.  Der  Handelsverkehr  mit  dem 
Auslande  wird  zum  größten  Teil  durch  europäische  Dampferlinien  und  im 
übrigen  durch  europäische  und  amerikanische  Segelschiffe  vermittelt.  Den 
ersten  l'latz  im  Verkehr  mit  Port  au  Prince  und  mit  Haiti  überhaupt 
nimmt  die  Hamburg- Amerika  Linie  ein.  Sie  entsendet  jede  Woche  ein 
Dampfschiff  von  New  Vork  nach  Haiti.  Diese  Dampfschiffe  gehen  ab- 
wechselnd nach  Häfen  Jamaikas  und  der  kolumbischen  Republik  weiter  und 
laufen  auf  der  Rückfahrt  nach  New  Vork  haitianische  Häfen  wieder  an. 
Außerdem  laßt  die  Hamburger  Linie  einmal  im  Monat  ein  Dampfschiff  von 
Hamburg  über  Haiti  nach  Mittelamerika  gehen  und  zweimal  im  Monat  in 
entgegengesetzter  Richtung.  An  zweiter  Stelle  kommt  die  niederländische 
Linie,  der  Koninklijkc  Westindische  Maildienst.  Sie  entsendet  alle  zwei 
Wochen  ein  Dampfschiff  von  Amsterdam  über  Niederländisch- Guyana, 
Venezuela,  Curacao  und  Haiti  nach  New  Vork  und  ebenso  oft  zurück.  Auf 
diese  Weise  verbindet  sie  die  niederländischen  Kolonien  in  Süd-  und  Mittel- 
amerika mit  dem  M»utterlande  und  Nordamerika.  Ihre  Dampfer  laufen  außer 
Bort  au  Prince  besonders  die  südlichen  Häfen  Haitis  an.  Eine  dritte  in 
Betracht  kommende  Linie  ist  die  Compagnie  Generale  Transatiantique,  die 
einmal  im  Monat  ein  Dampfschiff  von  Havre  nach  Haiti  sendet  und  ebenso 
zurück.  Die  Dampfschiffe  laufen  außer  Bort  au  Prince  die  nördlichen 
Hafen  Haitis  an.  Im  Anschluß  daran  macht  ein  kleineres  Dampfschi fl"  der- 
selben Linie  die  Rundreise  zwischen  Port  au  Prince.  Santo  Domingo.  Porto 
i<ico  und  den  französischen  Antillen. 
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Haiti  hat  somit  regelmäßigen  Dampfschiffs\ erkehr  tnit  Deutschland, 
Frankreich,  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Jamaika.  Santo  Domingo. 
Porto  Rico,  den  kleinen  Antillen.  Curacao  und  der  Nordküste  Südamerikas 
sowie  mit  Mittelamerika.  Der  regste  Verkehr  hesteht  mit  New  York.  Audi 
mit  St.  Thomas  findet  häufige  Verbindung  statt,  da  die  Dampfschiffe  von 
und  nach  Hamburg  und  Havre  dort  anhalten.  Spärliche  Verbindung  ist 
mit  der  Hauptstadt  der  Dominikanischen  Republik  eingerichtet,  nämlich  nur 
einmal  im  Monat;  das  Dampfschiff  dient  fast  nur  dem  Personenverkehr, 
da  ein  Warenaustausch  zur  See  zwischen  den  beiden  Ländern  fast  gar  nicht 
besteht.  Uberhaupt  keine  regelmäßige  Verbindung  war  zur  Zeit  der  Er- 
stattung des  Berichts,  dem  unsere  Angaben  entstammen,  zwischen  Haiti  und 
Cuba  eingerichtet;  nur  ab  und  zu  verkehrten  und  verkehren  noch  heute 
kleine  Segelschiffe  zwischen  diesen  Ländern,  doch  stand  damals  in  Aussicht, 
daß  auch  ein  Hamburger  Dampfschiit  auf  der  Rückfahrt  von  Habana  ein- 
mal im  Monate  Port  au  Prince  anlaufen  sollte. 

Britische  Dampfschiffe  verkehren  in  den  Häfen  Haitis  so  gut  wie  gar 
nicht,  dagegen  kommen  britische  Segelschiffe  dahin,  hauptsächlich  um  Blau- 
holz zu  holen;  ebenso  gelangen  amerikanische  und  norwegische  Segler  öfter 
nach  den  nördlichen  Hafen,  seltener  nach  Port  au  Prince. 

Von  Interesse  ist,  daß  annähernd  drei  Viertel  des  gesamten  haitianischen 
Handelsverkehrs  durch  deutsche  Dampfer  vermittelt  werden. 

Auf  die  sonstigen  Verhältnisse  Haitis  einzugehen,  können  wir  uns  ver- 
sagen, da  wir  darüber  schon  früher,  zuletzt  auf  S.  501  des  Archivs  von  1805. 
berichtet,  insbesondere  auch  bei  dieser  Gelegenheit  das  Post-  und  Telegraphen- 
wesen besprochen  haben. 


Elektrizität  zum  Heizen  und  Kochen.  Die  Elektrizität  hat  in 
der  neueren  Zeit  bereits  auf  zahlreichen  Gebieten  des  Kleingewerbcbetriebs 
als  Kraftquelle  Anwendung  gefunden  und  ist  auf  dem  besten  Wege,  als 
Wärmequelle  sich  auch  in  Haushalt  und  Küche  zum  »Madchen  für  Alles« 
auszubilden.  Als  Wärmequelle  zum  Heizen  und  Kochen  besitzt  sie  gegen- 
über anderen  Heizarten  unleugbar  große  Vorzüge.  In  gesundheitlicher 
Beziehung  ist  hervorzuheben,  daß  «las  elektrische  Heizen  ohne  Verbrennungs- 
prozeß und  daher  ohne  Rauch-  und  Geruchentwickelung  vor  sich  geht;  eine 
Verunreinigung  oder  Verschlechterung  der  Luft  ist  dabei  ausgeschlossen. 
Der  elektrische  Heizapparat  ist  gefahrlos,  fortwährend  betriebsbereit,  leicht 
zu  regulieren  und  außerordentlich  bequem.  Eine  Bedienung  ist  nicht  nötig; 
jede  Hausfrau  kann  ihre  Wohnung  mühelos  selbst  beheizen,  das  umständ- 
liche Anschaffen  und  Aufbewahren  des  Feuerungsmaterials  sowie  das  lästige 
Tragen  aus  dem  Keller  in  die  Wohnung  kommen  in  Wegfall.  Eine 
elektrische  Küche  verursacht  fast  gar  keine  Hitze,  denn  die  in  den  Koch- 
apparaten  erzeugte  Wärme  geht  fast  ganz  auf  die  Speisen  über;  Rauch 
und  Ruß  kennt  die  elektrische  Küche  nicht;  die  innere  Reinigung  von  Herd 
und  Kamin  bleiben  erspart,  die  der  Kochgefäße  ist  bedeutend  einfacher,  da 
sie  nicht  geschwärzt  werden. 

Den  Vorzügen  des  elektrischen  Heizens  steht  nur  ein  Nachteil  gegen- 
über: die  im  allgemeinen  noch  zu  hohen  Kosten  des  elektrischen  Stromes. 
Wo  dieser  durch  Ausnutzung  von  Wasserkräften  erzeugt  werden  kann,  wie 
dies  z.  B.  in  der  Schweiz  der  Fall  ist,  tritt  die  elektrische  Heizung  mit  den 
anderen  Heizsystemen  bereits  in  Konkurrenz.  Günstiger  liegen  die  Ver- 
hältnisse beim  elektrischen  Kochen,  da  hier  der  Stromverbrauch  so  gering 
ist,  daß  auch  elektrische,  mit  Dampf-  oder  Gasmotoren  betriebene  Elektri- 
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zitätswerke  in  der  Lage  sind,  wenigstens  während  der  Tagesstunden  den 
erforderlichen  Strom  zu  einem  annehmbaren  Preise  zu  liefern. 

e  Öfen  und  Kochapparate  werden  von  der  elektrotechnischen 
Industrie  in  den  verschiedensten  Formen  hergestellt.  Nach  der  Wiener 
»Ztschr.  f.  Elektrotechnik«,  der  wir  diese  Mitteilungen  entnehmen,  befassen 
sich  mit  der  Fabrikation  vorzugsweise  die  »Elektra«,  Fabriken  elektrischer 
1  leiz-  und  Kochapparate  in  Wädensweil  und  Bregenz,  die  Allgemeine  Elektri- 
zitätsgesellschaft in  Herlin,  die  Siemens-Schuckert-Werke  und  Hugo  Hell- 
berger in  München-Thalkirchen.  In  bezug  auf  die  technische  Ausführung 
der  Öfen  sind  zu  unterscheiden  solche  mit  offenen  und  mit  geschlossenen 
Heizelementen ,  mit  leuchtenden  Heizelementen  und  mit  Induktionsöfen. 
Die  Öfen  der  drei  ersten  Gruppen  können  sowohl  mit  Gleich-  als  auch  mit 
Wechselstrom,  Induktionsöfen  nur  mit  Wechselstrom  betrieben  werden. 
Hei  den  Öfen  mit  offenen  Heizelementen  werden  gewöhnlich  blanke  Drähte 
oder  Metallbänder  in  gestreckter  oder  Spiralform  über  Isolatoren  gezogen 
und  an  einem  Metallrahmen  angebracht,  der  von  einem  durchbrochenen 
Blechgehäuse  umgeben  ist.  Der  elektrische  Strom  durchfließt  den  I-eiter 
und  erwärmt  ihn,  die  Wärme  wird  durch  Strahlung  an  die  Umgebung 
abgegeben.  Die  Öfen  aus  geschlossenen  Heizelementen  besitzen  elektrische 
Leiter  aus  einem  Material  von  hohem  elektrischem  Widerstande,  z.  B.  Neu- 
silber, Nickel.  Stahlnickel,  deren  Schmelzpunkte  über  der  Rotgluttemperatur 
liegen.  Die  Leiter  sind  durch  Glimmer,  schwer  schmelzbares  Glas,  Asbest 
oder  Kieselerde  isoliert  und  von  einem  Metallmantel  eingeschlossen  oder 
auf  einem  solchen  gelagert.  Die  Heizelemente  werden  nach  dem  Wärme- 
bedarf zu  einem  Heizkörper,  einer  Art  Batterie  vereinigt.  Bei  den  Öfen 
mit  leuchtenden  Heizelementen  werden  eigenartig  konstruierte  große  Glüh- 
lampen verwendet,  die  eine  geringe  Leuchtwirkung  und  große  Heizkraft 
geben.  Sie  zeigen  eine  intensive  Wärmestrahlung,  die  fast  unmittelbar 
nach  dem  Einschalten  eintritt.  Induktionsöfen  beruhen  auf  der  Wärme- 
entwickelung im  Eisen  durch  Wirbelströme.  Ein  massiver  Eisenkern,  der 
an  eine  Gußplatte  angeschraubt  wird,  ist  von  einer  Anzahl  Drahtwindungen 
umgeben,  durch  welche  der  Wechselstrom  pulsiert. 

Die  elektrischen  Kochapparate  werden  als  einzelne  Kochgefäße,  wie  Töpfe, 
Kessel,  Bratpfannen,  Roste,  sowie  als  vollständige,  für  ganze  Haushaltungen 
eingerichtete  Herde  hergestellt.  Die  Kochgefäßc  haben  ähnliche  Heizkörper 
wie  die  Öfen;  die  Heizkörper  sind  meist  an  dem  Boden  des  eigentlichen 
Gefäßes  angebracht  und  können,  je  nachdem  die  Erhitzung  rasch  oder  lang- 
samer geschehen  soll,  hintereinander  oder  nebeneinander  geschaltet  werden. 

Von  Interesse  ist  besonders  ein  elektrischer  Backofen,  den  die  Firma 
»Elektra«  für  eine  Großbäckerei  in  Kcnnelbach  bei  Bregenz  hergestellt  hat. 
Er  besteht  aus  zwei  übereinander  liegenden  Backräumen  von  zusammen 
12  qm  Backfläche;  der  untere  Backraum  kann  nur  elektrisch,  der  obere 
auch  mit  Holz  oder  Kohle  beheizt  werden.  Jeder  Ofen  besitzt  in  Heiz- 
körper, die  in  weitem  Maße  regulierbar  sind.  Die  Backräume,  die  elektrisch 
beleuchtet  werden  können ,  sind  mit  einem  sogen.  Schwülapparat  zur  Er- 
zeugung des  für  gewisse  Brotsorten  nötigen  Dampfes  und  mit  einem  Pyro- 
meter versehen. 


Der  Clav  ton  sehe  Apparat.  Im  Hinblick  auf  die  nicht  seltenen 
Schiffsbrände,  welche  Passagiere  und  Fracht  bedrohen,  ja  das  ganze  Fahr- 
zeug vernichten  und  daher  für  die  Reeder  sowie  die  Versicherungs- Gesell- 
schaften bedeutende  Verluste  herbeiführen  können,  bildet  es  eine  Beruhigung, 
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daß  eine  Erfindung  gemacht  worden  ist.  durch  die.  wenn  rechtzeitig-  an- 
gewandt, Schiffsbrände  sich  in  Zukunft  völlig  vermeiden  lassen.  Diese 
Erfindung  ist  der  Claytonsche  Apparat,  welcher  das  durch  Verbrennung  von 
Schwefel  leicht  und  verhältnismäßig  billig  zu  beschaffende,  als  schweflige 
Säure  bekannte  Gas  für  die  verschiedensten  Zwecke  verwendet.  Mit  Hilfe 
dieses  Apparats  ist  es.  wie  »Der  Leuchtturm«  darlegt,  leicht,  die  schweflige 
Säure  in  beliebigem  Verhältnis  mit  dem  Stickstoffe  der  atmosphärischen 
Luft  zu  vermischen  und  dieses  Gemisch  durch  Rohre  oder  Schlauchleitungen 
nach  jedem  beliebigen  Räume  zu  leiten. 

Die  Hauptverwendungsart  des  Clavtonschen  Apparats  beruht  auf  seiner 
feuerlöschenden  Wirkung.  Er  wird  entweder  dauernd  auf  dem  Schiffe  auf- 
gestellt oder  im  Hafen  auf  kleinen  Dampferlcichtcrn  oder,  wenn  es  möglich 
ist.  auf  Frachtwagen  an  das  brennende  Schiff  herangefahren.  Durch  die 
angebrachten  Rohre  oder  Schläuche  wird  die  Luft  von  der  Brandstelle  ab- 
gesaugt, sodann  ihr  Sauerstoff  im  Apparat  mit  dem  dort  vorhandenen 
Schwefel  verbrannt,  und  das  so  entstandene  Gasgemisch,  nachdem  es  eine 
Kuhlvorrichtung  durchlaufen  hat,  zur  Brandstelle  zurückgeführt,  wo  es  die 
weggesaugte  Luft  ersetzt.  Auf  diese  Weise  ist  dem  Feuer  in  kürzester  Zeit 
der  zum  Weiterbrennen  nötige  Sauerstoff  entzogen  und  der  Raum  mit  einem 
der  Verbrennung  entgegenwirkenden  Gasgemisch  erfüllt.  Eingehende  Ver- 
suche haben  ergeben,  daß  Virennendes  1'etrolcum,  Naphtha,  Terpentin,  Ol  usw. 
beinahe  augenblicklich  gelöscht  werden  können,  ohne  Gefahr  für  Wieder- 
entzündung, während  brennende  Baumwolle,  Heu.  Holzkohlen  und  Materialien 
ähnlicher  Art,  die  viel  Hitze  zurückhalten,  eine  längere  Behandlung  erfordern, 
die  aber  ebenfalls  sicher  zum  Ziele  führt. 

Die  Einführung  des  Gaytongases  in  Schiffsräume  dient  auch  als  Vor 
bcugungsmittcl  gegen  Feuersgefahr.  Läßt  die  Ladung  eines  Schiffes  Selbst- 
entzündung befürchten  oder  ist  sie  sonst  feuergefahrlich,  so  hat  man  den 
Raum  sorgfältig  abzudichten,  Ventilatoren  und  Luken  zu  schließen  und  das 
Gas  einzuleiten.  Die  Durchsetzung  der  Luft  mit  5  prozentigetn  Gaytongas 
macht  das  Ausbrechen  von  Feuer  unmöglich  und  verhindert  die  Explosion 
etwa  entstehender  Gase.  Die  unbedingte  Zuverlässigkeit  der  neuen  Erfindung 
für  Feucrlöschzwecke  ist  bereits  allgemein  anerkannt,  was  sich  z.  B.  darin 
äußert,  daß  Versichcrungs- Gesellschaften  ihre  Raten  für  Schiffe  ermäßigen, 
die  mit  dem  Gayton-Apparat  ausgerüstet  sind. 

Weiter  hat  sich  das  Gaytongas  als  ein  vorzügliches  Mittel  erwiesen. 
Ratten  und  sonstiges  Ungeziefer  zu  vertilgen.  Seit  langer  Zeit  werden  aus 
sanitären  Rücksichten  Anstrengungen  gemacht,  den  Ratten  als  Krankheits- 
übertragern schlimmster  Art  zu  Leibe  zu  gehen.  Bekanntlich  ist  es  wissen- 
schaftlich festgestellt,  daß  besonders  die  Ratten  die  Verbreiter  der  l'cstkcime 
sind.  Die  Wirkung  des  Gaytongases  ist  auch  in  diesen  Fällen  rasch  und 
sicher.  Beim  Eintritt  des  Gases  in  die  zu  reinigenden  Räume  verlassen 
Ratten  und  Mäuse,  durch  den  scharfen,  stechenden  Geruch  der  schwefligen 
Säure  veranlaßt,  ihre  Schlupfwinkel  und  sammeln  sich  in  der  Mitte  der 
betreffenden  Räume,  wo  sie  verenden  und  dann  leicht  entfernt  werden 
können.  Außerdem  hat  sich  ergeben,  daß  Claytongas  auch  die  Bazillen  und 
Krankheitskeime  selbst,  wie  Typhus-,  Cholera-  und  Festbazillen,  desgleichen 
die  Fäulniserreger  verhältnismäßig  schnell  tötet,  so  daß  also  in  diesem  Gase 
ein  außerordentlich  wirksames  Desinfektionsmittel  gefunden  ist. 

Der  Norddeutsche  Lloyd  in  Bremen  hat,  nachdem  er  während  längerer 
Zeit  mit  der  schwefligen  Säure  und  dem  Clavtonschen  Apparat  Versuche 
angestellt  hat,  die  in  jeder  Weise  befriedigend  ausfielen,  das  Claytonsche 
Patent    für  Deutschland   erworben   und   die  alleinige   Ausführung  dieser 
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Apparate  der  Norddeutschen  Maschinen-  und  Armaturenfabrik  in  Bremen 
übertragen.  I >ie  bremische  Schiffahrtsgcscllschaft  hcahsichtijft .  ihre  samt- 
liehen  Schifte  mit  dem  ( 'laytonschen  Apparat  auszustatten. 

Die  Temperatur  der  Luft  über  Herlin.  Das  Aeronautische  Ob- 
servatorium des  Königl.  I'reuß.  Meteorologischen  Instituts,  das  im  Jahre  1800 
im  Norden  von  Berlin  am  Infantcricschießplatz  bei  Tegel  erbaut  worden  ist, 
veranstaltet  seit  August  l8()2  an  jedem  Tage  und  bei  jeder  Witterung  Auf- 
stiege von  Drachen  oder  Drachenballons,  um  mittels  der  von  diesen 
tnitgefuhrten  Registrierapparate  die  Temperatur,  die  relative  Feuchtigkeit 
der  Luft,  die  Richtung  und  die  Geschwindigkeit  des  Windes  festzustellen. 
Die  Ergebnisse  werden  außer  für  die  Seehöhe  der  Station.  40  m,  für  die 
Stufen  200,  500,  1000.  151«)  tn  usw.  bis  zu  Höhen  von  über  5000  m  er- 
mittelt und  täglich  durch  den  Reichsanzeiger  veröffentlicht.  Alle  vier  Me- 
thoden, mit  denen  die  moderne  wissenschaftliche  Luftschiffahrt  arbeitet, 
kommen  je  nach  den  YVetterverhaltnissen  zur  Anwendung:  I.  Auffahrten 
von  Freiballons  mit  einem  oder  mehreren  Beobachtern;  2.  Aufstiege  un- 
bemannter kleiner  Gummiballons  von  2  bis  3  cbm  Inhalt.  Diese  steigen, 
da  sie  ihr  Volumen  mit  zunehmender  Höhe  vergrößern,  mit  zunehmender 
Geschwindigkeit  auf  und  platzen,  ohne  eine  Gleichgewichtslage  zu  erreichen; 
ein  Fallschirm  läßt  den  Registrierapparat  meist  ohne  Schaden  zur  Erde 
herabsinken.  Ein  Aufstieg  bis  zu  20000  m  dauert  wenig  mehr  als  eine 
Stunde,  ebensolange  der  Abstieg:  infolgedessen  legt  ein  Gummiballon  selten 
längere  Strecken  als  50  bis  70  km  zurück;  3.  Emporheben  von  Registrier- 
apparaten mittels  Drachen:  4.  bei  Windstille  Aufstiege  von  Drachenballons 
mit  68  cbm  Wasserstoffgas,  mit  denen  noch  Höhen  bis  zu  2500  m  erreicht 
werden. 

Die  Lufttemperaturen,  die  in  der  Zeit  vom  1.  Oktober  1902  bis  31.  De- 
zember 1903  in  den  angegebenen  Hohen  über  Berlin  geherrscht  haben,  sind 
von  dem  Vorsteher  des  Aeronautischen  Observatoriums  Dr.  Assmann  in  einer 
Karte  graphisch  dargestellt  worden.  Diese  Karte,  die  erste  und  einzige 
ihrer  Art,  gibt  ein  anschauliches  Bild  der  Temperatur  in  den  verschiedenen 
Höhen  und  deren  Gang  von  Tag  zu  Tag.  der  nicht  selten  außerordentliche 
Schwankungen  aufweist.  Sie  zeigt  auch  die  Lage  und  Dauer  der  unerwartet 
häutig  stattfindenden  thermischen  Schichtungen  und  das  plötzliche  Herein- 
brechen kalter  oder  warmer  Luftmassen. 

Verfolgen  wir  nur  die  Isotherme  für  o  C.,  d.  h.  die  Linie,  welche  an- 
zeigt, in  welcher  Lufthöhe  täglich  der  Gefrierpunkt  angetroffen  worden  ist, 
so  finden  wir  sie  am  I.  Oktober  l«>o2  in  einer  Höhe  von  2200  m,  am  2. 
bei  450  m  und  am  4.  am  Erdboden,  während  bis  zur  Höhe  von  550  m  die 
Temperatur  über  o  liegt.  Am  7.  steigt  die  Isotherme  o  bis  gegen  2700  m 
empor  und  sinkt  in  einigen  Wellen  bis  zum  20.  auf  I2tx)  m  herab:  nun 
steigt  sie  plötzlich  bis  auf  2000  m  Hohe,  um  ebenso  schnell  zum  22.  wieder 
auf  1250  m  zu  sinken.  Nachdem  sie  sich  in  den  folgenden  Wochen  mehr- 
mals auf-  und  abwärts  bewegt  hat,  beginnt  am  14.  November  Frostwetter 
am  Erdboden,  während  es  zunächst  bei  500  bis  kkk)  m  Höhe  noch  wärmer 
ist.  Die  längere,  bis  zum  15.  Dezember  reichende  Kälteperiode  ist  nur  vom 
ji.  bis  27.  und  am  2g.  November  unterbrochen,  wo  die  o'  -Isotherme  bis 
zu  khki  m  ansteigt,  aber  schon  am  12.  Dezember  setzt  in  der  Höhe  eine 
mächtige  warme  Strömung  ein.  die  zwischen  ^(X)  und  1800  m  Temperaturen 
bis  -f  4°  hat,  während  am  Erdboden  strenger  Frost  ( —  8  )  fortdauert. 
Erst  am  10.  erreicht  die  warme  Strömung  den  Erdboden.    Bis  zum  12.  Ja- 
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imar  191)3  liegt  die  Linie  des  Gefrierpunktes  hoch  (bis  2500  mj,  sinkt  dann 
aber  zum  Erdboden  hinab,  wo  sie  bis  zum  24.  bleibt,  dann  setzt  eine  plötz- 
liche Erwärmung  ein,  die  o  -Isotherme  steigt  zum  27.  Januar  bis  zu  3100  m 
Höhe,   gefolgt   von   schneller  Abkühlung   und   Frostwetter  vom   14.  zum 
17.  Februar.     Vom   18.  zum   19.  steigt  die  Isotherme  vom  Erdboden  bis 
zu  2500  in;   bei    1400  m,    wo   am   ib.    —  12°  gefunden    wurde,  herrscht 
am  20.  Februar  eine  Temperatur  von   -f-  (>  .     Bis  zum  5.  Marz  fallt  die 
Isotherme  langsam  zum  Erdboden,  den  sie  am  11.  und  13.  das  letzte  mal 
erreicht.     Nach   einem  hohen  Ansteigen  der  Linie,   am  23.  Marz  bis  zu 
2740  m,  hält  sie  sich  bis  zum  23.  April  ziemlich  niedrig,  um  dann  plötzlich 
steil  anzusteigen  und  erst  zum  27.  November  wieder  bis  zum  Erdboden  zu 
sinken.     Die  »kalten  Tage«  des  Mai  vom  10.  bis  zum  13.  lassen  ein  Fallen 
'ler  Isotherme  bis  zu  quo  m  erkennen.     Im  Juni  bleibt  die  mittlere  Lage 
der  Linie  zwischen  3500  und  2200  m,  ebenso  im  Juli  und  August.  Nach- 
dem am  20.  August  kalte  Luft  jäh  bis  zu  1500  ni   herabgedrungen  war, 
setzte  ein  ungewöhnliches  Ansteigen  der  o  -Isotherme  ein.  das  am  3.  Sep- 
tember zu  deren  höchster  Lage  im  Jahre,  nämlich  bis  zu  einer  Höhe  von 
5'hx)  m  führte,  dem  ein  ebenso  steifer  Abfall  auf  2800  m  bis  zum  8.  und 
1150  m   bis  zum  12.  folgte.     Danach  trat  bis  Ende  September  wieder  be- 
trächtliche Hebung  ein,  gefolgt  von  schnellem  Abfall  und  langsamem  An- 
steigen bis  zum  9.  Oktober.     In  wiederholten  beträchtlichen  Schwankungen 
zwischen  2900  und  200  m  sinkt  die  Isotherme  Ende  November  und  Anfang 
Dezember  bis  zur  Erdoberfläche  herab;  im  Dezember,  mit  Ausnahme  der 
Tage  vom  7.  bis  zum  Ii.,  herrschen  bei  Frostwetter  auf  der  Erde  Wärme 
Strömungen  in  den  höheren  Luftschichten. 


Eisenbahnbau  in  China.  Daß  Eisenbahngründungen  in  China  mit 
besonderen  Schwierigkeiten  verbunden  sind .  lassen  einige  darüber  kürzlich 
ergangene  Verordnungen  erkennen.  Nach  »Railr.  Gaz.«  ist  dort  eine  be- 
sondere Behörde  fboard)  —  eine  Art  Landeseisenbahnamt  —  eingesetzt 
worden .  die  alle  Fragen  der  Eisenbahnkonzessionen  und  des  Eisenbahn- 
betriebs bearbeiten  soll.  Jede  Bewerbung  um  den  Bau  einer  Bahn  muß  an 
diese  Behörde  gerichtet  werden,  und  erst  nach  Erteilung  der  Konzcssion 
darf  die  Gesellschaft  zu  den  Vermessungen  schreiten.  Sobald  letztere  beendet 
sind ,  muß  die  Unternehmerin  Karten  der  geplanten  Linie  aufnehmen  und 
diese  zusammen  mit  einer  vollständigen  Aufstellung  über  die  Höhe  des 
Kapitals  an  die  genannte  Behörde  einreichen.  Geht  die  Bewerbung  um 
eine  Konzession  von  einem  Chinesen  aus,  während  sich  in  der  Gesellschaft 
auch  ausländische  Aktionäre  befinden,  so  muß  das  Gesuch  außerdem  an 
das  Auswärtige  Amt  gerichtet  werden.  Niemals  darf  das  von  den  Aus- 
ländern verwendete  Aktienkapital  größer  sein,  als  das  von  den  Chinesen 
aufgebrachte  Kapital.  Wenn  Chinesen  sich  um  eine  Konzcssion  bewerben 
und  das  gesamte  Kapital  selbst  aufbringen  und  sich  dieses  auf  mehr  als 
500000  Taels  (etwa  1  240  000  Mark;  beziffert,  so  wird  die  Behörde  an  die 
glückliche  Vollendung  der  Bahn,  um  die  Unternehmer  zu  ermutigen,  eine 
besondere  Belohnung  knüpfen.  Reicht  das  Grundkapital  zur  Vollendung  der 
Bahn  nicht  aus,  so  muß  bei  der  Behörde  die  Erlaubnis  zur  Aufnahme  einer 
Anleihe,  unter  Verpfändung  des  beweglichen  Eigentums  der  Gesellschaft, 
nachgesucht  werden,  die  aber  nicht  mehr  als  drei  Zehntel  des  Grundkapitals 
betragen  soll.  Die  Gesellschaft  darf  aber  niemals  ihre  Ländereien  verpfänden. 
Nach  Gewährung  einer  Konzession  muß  mit  den  Vermessungen  innerhalb 
sechs  Monaten  begonnen  werden,  und  sechs  Monate  nach  deren  Beendigung 
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müssen  die  Bauarbeiten  selbst  beginnen.  Die  Spurweite  muß  die  gebräuch- 
liche (i,4?5  m)  sein.  Da  in  China  Mangel  an  Eisenbahntechnikern  herrscht, 
kann  die  Gesellschaft  fremde  Beamte  zur  Beaufsichtigung  der  Arbeiten 
heranziehen .  denen  voller  Schutz  durch  die  Ortsbehörden  gewährt  werden 
muß.  Gleichviel  ob  Chinesen  oder  Fremde  sich  um  eine  Konzession  bewerben, 
stets  muß  sich  das  Eisenbahnamt  vorher  davon  überzeugen ,  ob  die  Bahn 
auch  wirklich  dem  chinesischen  Handel  und  Verkehr  vorteilhaft  sein  wird. 
Bei  Entstehung  von  Streitigkeiten  oder  Störungen  hat  die  Gesellschaft, 
wenn  es  eine  chinesische  ist,  sich  an  den  nächsten  Ortsbeamten  um  Abhilfe 
zu  wenden;  ist  es  eine  aus  Fremden  bestehende,  so  hat  sie  einen  Schieds- 
richter zu  erwählen ,  der  mit  einem  von  der  gegnerischen  Partei  ernannten 
gemeinsam  den  Streit  schlichtet.  Niemals  dürfen  die  beiderseitigen  Regie- 
rungen der  streitenden  Parteien  zur  Beilegung  des  Streites  aufgefordert 
werden.  Nach  Gewährung  einer  Konzession  muß  die  Gesellschaft  einen 
Vertrag  aufsetzen  und  vor  Beginn  der  Arbeiten  einreichen. 


LITERATUR. 

Musterarbeiten  für  die  Sekretärprüfung,  bearbeitet  von  dem 
Postinspektor  Dank«  ort  und  dem  Telegrapheninspektor  Frentzel. 
2.  Auflage.    Carl  Heymanns  Verlag,  Berlin.    Pr.  2  M. 

Das  vorliegende  Werk  sucht  dem  sich  in  weiten  Kreisen  geltend  machenden 
Wunsche  entgegen  zu  kommen,  die  Erlangung  einer  gründlichen  und  sicheren 
Kenntnis  in  der  Behandlung  schriftlicher  Prüfungsarbeiten  zu  erleichtern. 
Es  gibt  in  seinem  ersten  Teile  die  Anleitung  zur  Anfertigung  der  schrift- 
lichen Arbeiten,  wobei  auf  die  unterschiedliche  Behandlung  der  theoretischen 
und  der  praktischen  Aufgaben  hingewiesen  wird.  Im  zweiten  Teile  folgen 
Dispositionen  und  Ausarbeitungen  von  Aufgaben  aus  den  verschiedenen 
Verwaltungszweigen  der  Post  und  Telegraphie.  In  einem  Anhange  sind 
die  in  den  Sekretärprüfungen  bisher  gestellten  Aufgaben  sowie  Abkürzungen 
der  Amtsbezeichnungen  enthalten. 

Der  Inhalt  des  Werkes  ist  geschickt  angeordnet  und  anregend  dargestellt. 
Die  Aufgaben  aus  dem  Gebiete  der  Tclegraphentechnik  sind  übersichtlich  und 
gemeinverständlich  bearbeitet,  unbeschadet  der  Anwendung  mathematischer 
Formeln  in  geeigneten  Fällen. 

Der  sich  zur  Prüfung  vorbereitende  Beamte  kann  aus  dem  Werke  Be- 
lehrung schöpfen,  den  Geübteren  wird  es  Anregung  bieten  und  als  Ge- 
dächtnishilfe gute  Dienste  leisten. 


H».»l  IN       l.lMH.kl    IN    UM'    fti  Hxnill  ÜKFREI. 
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INHALT:  Buchhandel  und  Buchgewerbe  in  Leipzig  und  ihr  Einrluli  auf  den  l.eip/.iger 
Postversendungsverkehr,  S.  41)5.  —  Die  Entstehung  des  elektrischen  Stromes  in 
den  Primarelementen   Schluti;,  S.  511.       Russische  Feldposteinrichtungen,  S.  520. 

Kleine  Mitteilungen:  Die  Blitzgelahr  in  Deutschland,  S.  522.  —  Umgewehter  Eisen- 
bahnzug, S.  524.  Die  Durchquerung  der  westlichen  Sahara,  S.  324.  —  Versunkene 
Schiffe  im  Nemisee,  S.  524.  —  Die  Bevölkerung  Japans,  S.  5,23. 


Buchhandel  und  Buchgewerbe  in  Leipzig 
und  ihr  Einfluß  auf  den  Leipziger  Postversendungsverkehr. 

Von  Postinspektor  Lachmann  in  Leipzig. 

Der  deutsche  Buchhandel  umfaßt  außer  Deutschland  selbst  vor  allem  die 
deutschsprachigen  Lander  Österreich  und  die  Schweiz.  Aber  auch  in  den 
fremdsprachigen  Ländern  Europas,  namentlich  in  den  skandinavischen 
Landern,  in  den  russischen  Ostseeprovinzen  und  in  den  Niederlanden,  ja 
überhaupt  in  fast  allen  kultivierten  Ländern  der  Erde  rinden  sich  deutsche 
oder  doch  wenigstens  nach  deutschem  Muster  eingerichtete  Ruchhandlungen, 
die  mit  dem  deutschen  Ruchhandel  geregelte  Rezichungen  unterhalten ,  und 
sie  alle  umschlingt  das  gemeinsame  Rand  einer  einheitlichen,  fest  gefügten 
Organisation,  deren  Mittelpunkt  der  Rörsenverein  der  deutschen  Ruchhändler 
mit  dem  Sitze  in  Leipzig  bildet.  Leipzig  ist  aber  nicht  nur  der  geistige, 
sondern  auch  der  Verkehrsmittelpunkt  des  deutschen  Ruchhandels.  Denn 
obgleich  auf  dem  Gebiete  des  Verlagsbuchhandels  neben  Leipzig  außer 
Stuttgart  und  Wien  besonders  die  Reichshauptstadt  Berlin  eine  hervorragende 
Stellung  einnimmt  und  •  seit  dem  Jahre  1890  Leipzig  ebenbürtig  —  immer 
mehr  Redeutung  als  Verlagsplatz  gewinnt,  so  ist  Leipzig  doch  der  wichtigste 
Kommissions  platz  der  Welt  und  überragt  in  dieser  Eigenschaft  alle 
anderen  Orte  bei  weitem. 

Zum  besseren  Verständniß  dieser  Redeutung  müssen  wir  uns  vergegen- 
wärtigen, daß  für  den  Ruchhandel,  worunter  man  außer  dem  eigentlichen 
Buchhandel  noch  den  Musikalien-,  Kunst-  und  Landkartenhandel  begreift, 
drei  Hauptbetriebsformen:  I.  Verlag,  2.  Sortiment,  3.  Kommissionsgeschäft 
in  Betracht  kommen. 
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Während  es  Aufgabe  des  Verlars  ist,  das  literarische  Bedürfnis  des 
1'ublikurns  zu  erforschen  und  literarische  Produkte  (Bücherware)  auf  Grund 
eigener  Verlagsplane  oder  vertragsmäßig  erworbener  Rechte  unter  oberster 
Leitung  der  technischen  Arbeiten  herzustellen  und  die  fertigen  Erzeugnisse 
durch  Vermittelung  der  Sortimentsbuchhandlungen,  im  Wege  der  Bekannt- 
machung, durch  Reisende  usw.  abzusetzen  (zu  »vertreiben«),  bewirkt  der 
Sortimenter  den  unmittelbaren  Verkauf  der  vom  Verleger  hergestellten  Werke 
an  die  »Konsumenten«,  indem  er  ein  offenes  Bücherlager  unterhält  und  das 
Publikum  zum  Ankaufe  von  Büchern  -  insbesondere  durch  die  sog. 
Ansichtsversendungen  —  anregt  (»das  latente  Bedürfnis  weckt«)  und  die 
Erledigung  der  vom  Publikum  gemachten  Bestellungen  bewirkt. 

Die  Verlagstätigkeit  erstreckte  sich  im  Jahre  1903  allein  im  Deutschen 
Reiche  auf  458  Orte  mit  insgesamt  2500  Verlegern ;  diesen  standen  141 1  Orte 
mit  6  bis  7000  Sortimentern  gegenüber,  unter  welchen  sich  allerdings  neben 
einer  Anzahl  von  Buchbindern  sowie  Papier-  und  Schrcibwarcnhändlern ,  die 
den  Bücherverkauf  nur  nebenbei  betreiben,  auch  noch  viele  befinden,  die 
ebenfalls  eine  Verlagstätigkeit  entfalten.  Die  Zahl  der  jährlich  neu  heraus- 
gegebenen Erscheinungen  beläuft  sich  in  Deutschland  auf  mehr  als  25000  Stück. 

Müßte  nun  jeder  Sortimenter  die  zur  Versorgung  seines  Kundenkreises 
notwendigen ,  in  den  verschiedensten  Verlagen  erscheinenden  literarischen 
Erzeugnisse  durchweg  unmittelbar  von  den  einzelnen  Verlegern  beziehen,  m> 
würde  hiermit  nicht  nur  eine  gewaltige  Arbeitszersplitterung,  sondern  auch 
ein  unverhältnismäßiger  Aufwand  an  Portospescn  für  die  vielen  Einzel- 
sendungen  verbunden  sein. 

Es  besteht  daher  die  Einrichtung,  daß  sich  jeder  Verleger  und  jeder 
Sortimenter  an  einem  oder  auch  an  mehreren  der  buchhändlerischcn  Haupt- 
platzc,  auf  jeden  Fall  aber  in  dem  Hauptmittelpunkte  Leipzig,  durch  einen 
Kommissionär  vertreten  laßt,  der  in  Verbindung  mit  den  ebendaselbst  an- 
sässigen anderen  Kommissionären  und  mit  Hilfe  der  zur  raschen  Abwicke- 
lung der  Geschäfte  getroffenen  örtlichen  Einrichtungen  den  buchhändlerischen 
Verkehr  seiner  Geschäftskunden  (»Kommittenten«)  vermittelt  und  zentra- 
lisiert. 

Der  LTrsprung  dieser  Einrichtung  geht  bis  ins  Mittelalter  zurück.  Dem 
nach  der  Erfindung  der  Buchdruckerkunst  schnell  emporgeblühten  Buch- 
handel, der  anfangs,  wie  die  ganze  damalige  Handelswelt,  seinen  Haupt- 
absatzmarkt nur  zur  Zeit  der  Messen  an  den  Meßplätzen  Frankfurt  (Main) 
und  Leipzig  fand,  genügte  der  bloße  Meßverkehr  bald  nicht  mehr.  Aus- 
wärtige Verleger  übergaben  daher  einen  Teil  ihrer  Verlagswerke  Frankfurter 
und  Leipziger  Buchhändlern,  welche  die  Auslieferung  dieser  Werke  auch 
außerhalb  der  Messen  das  ganze  Jahr  hindurch  kommissionsweise  besorgten. 
Später  ließen  sich  auch  solche  Verleger,  die  kein  Auslieferungslager  am 
Meßplatz  unterhielten,  und  schließlich  nach  dem  weiteren  Aufschwünge  des 
Buchhandels  auch  die  auswärtigen  Sortimentsbuchhandlungen  am  Mcßplatze 
je  durch  einen  Kommissionär  vertreten.  Der  Geschäftsgang  regelte  sich 
nun  so,  daß  die  auswärtigen  Verleger  die  für  die  verschiedenen  Sortimenter 
bestimmten  Setidungen  in  gerneinsamen  Ballen  an  ihren  Kommissionär  ab- 
schickten, der  die  einzelnen  Teile  an  die  anderen  am  Meßplatz  ansässigen 
Kommissionäre  der  verschiedenen  auswärtigen  Sortimenter  abgab.  Diese 
Kommissionäre  verteilten  die  bei  ihnen  so  angesammelten  Sendungen  ein 
jeder  auf  seine  auswärtigen  Sortimenterkommittenten  und  ließen  sie  an 
diese  ebenfalls  in  Sammelballen  abgehen,  womit  eine  bedeutende  Ersparnis 
au  Fracht  verbunden  war.  Den  gleichen  Weg  wie  die  Bücherballen  nahm 
dann  auch   die  Mehrzahl  der  buchhändlerischen  Geschäftspapiere.    So  ent- 
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stand  der  regelmäßige  Verkehr  über  den  Kommissionsplatz,  besonders  über 
Leipzig,  das  schon  um  das  Jahr  1710  die  Schwesterstadt  Frankfurt  üher- 
tlügelte  und  zur  anerkannt  ersten  Handelsstadt  im  deutschen  Binnenlande 
wurde. 

Dabei  erhielt  sich  der  althergebrachte  Meßgebrauch,  franko  nach  dem 
Meßplatze  zu  liefern.  Der  Verleger  hatte  also  seine  Ballen  bis  Leipzig 
frachtfrei  (und  auf  sein  Risiko)  zu  liefern,  der  Sortimenter  dagegen  die 
Fracht  (und  das  Risiko)  von  Leipzig  bis  zu  seinem  Geschäftsplatze  zu 
tragen.  Diese  Möglichkeit,  »franko  Leipzig«  zu  beziehen,  hat  in  Verbindung 
mit  der  günstigen  Lage  Leipzigs  im  Herzen  Deutschlands  hauptsächlich  mit 
dazu  beigetragen ,  daß  Leipzig  der  Verkehrsmittelpunkt  für  den  ganzen 
deutschen  Buchhandel  geworden  und  bis  heute  geblieben  isi. 

L)enn  wenn  auch  seit  der  Einführung  des  billigen  Postpaketportos  (5  kg- 
Paket)  und  infolge  Verbilligung  der  Drucksachentaxe  die  unmittelbare  Zu- 
sendung vom  Verleger  zum  Sortimenter  unter  Umgehung  von  Leipzig 
erheblich  zugenommen  hat,  so  ist  doch  der  Fall  verhältnismäßig  selten,  daß 
von  einem  Sortimenter  bei  demselben  Verleger  auf  einmal  so  viel  »Stoff« 
bestellt  werden  kann,  um  daraus  5  kg -Pakete  machen  und  das  billige 
Porto  voll  ausnutzen  zu  können;  das  Kreuzbandporto  aber  ist  immerhin 
dreimal  teurer  als  das  5  kg-Pakct.*)  Die  Hauptsache  geht  daher  doch  nach 
wie  vor  über  Leipzig  und  die  Zahl  der  von  Leipziger  Kommissionären 
vertretenen  Firmen  ist  noch  immer  im  Steigen  begriffen. 

Im  Gegensätze  zu  ihrer  einfachen  ursprünglichen  Tätigkeit,  die  sich  auf 
die  Auslieferung  fremden  Verlags  beschränkte,  vermitteln  die  Kommissionäre 
beute  nicht  nur  fast  den  ganzen  regelmäßigen  Versendungsverkehr  zwischen 
Verlag  und  Sortiment  in  beiden  Richtungen,  sondern  sie  besorgen  für  ihre 
Kommittenten  auch  Geldgeschäfte  jeder  Art,  die  sich  auf  den  buchhänd- 
lerischen Verkehr  beziehen,  sowie  den  Ostermeß- Abrechnungsverkehr  und 
besitzen  daher  heutzutage  die  doppelte  Eigenschaft  eines  Spediteurs  und 
Bankiers. 

Frankfurt  (Main)  hat  im  Jahre  1808  als  Kummissionsplatz  zu  bestehen 
aufgehört;  auch  die  im  Laufe  der  Zeit  entstandenen  anderen  Kommissions- 
platze Augsburg,  Nürnberg  und  (vorübergellend)  München  sind  in  den 
Ji>er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  eingegangen,  und  es  bestehen  heute 
außer  Leipzig  nur  noch  die  folgenden:  Berlin,  Budapest,  Prag.  Stuttgart, 
W  ien  und  Zürich. 

Während  aber  über  Berlin  fast  nur  norddeutsche  Sortimenter,  über  Stutt- 
gart nur  süddeutsche  verkehren,  und  Wien  nur  für  den  Verkehr  des  öster- 
reichischen Buchhandels  unter  sich,  und  in  derselben  Weise  Prag,  Budapest 
und  Zürich  nur  für  den  böhmischen,  ungarischen  und  schweizerischen  Buch- 
handel Bedeutung  haben,  geht  über  Leipzig  der  ganze  übrige  Verkehr  des 
deutschen  Buchhandels. 

In  Leipzig  ist  fast  jede  deutsche,  ja  fast  jede  bedeutendere  europäische 
Buchhandlung  durch  einen  Kommissionär  vertreten.  Von  der  Gesamtzahl 
der  im  Jahre  1903  überhaupt  vorhanden  gewesenen  Kommissionäre  (205  mit 
zusammen  11  475  Kommittenten)  entfielen  153  mit  zusammen  0306  Kom- 
mittenten oder  rund  cSo  v.  H.  auf  Leipzig.  Das  gewaltige  Anwachsen  des 
Leipziger  Kommissionswesens  ist  aus  den  nachstehenden  Ziffern  ersichtlich: 


*,  1  kg  —  30  PI.         (  a)s  Dnicksache 
5  kg  =  1  M.  50  Pf.  * 
5  kg  =r-  ;o  Pf.  als  Paket. 
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Anzahl  der  Kommissionäre: 
im  Jahre ... .  1X55      18Ö0      1875      1885      1890      1895  1903*1 
77         «2         105        133        im4        164  153; 

Anzahl  der  Kommittenten: 
1063      2258      4202      5747      6775      7572  9366. 

Die  Erscheinung,  daß  die  Zahl  der  Kommissionäre  von  1895  bis  1903 
von  104  auf  153  zurückgegangen  ist,  beruht  darauf,  daß  kleinere  Kom- 
missionsbuchhandlungcn  mit  anderen  vereinigt  worden  sind.  In  Leipzig, 
das  überhaupt  die  grüßten  Betriebe  dieser  Art  hat,  finden  wir  Geschäfte  mit 
ungefähr  800  Kommittenten,  während  in  Stuttgart  die  höchste  Kundenzahl 
einer  Firma  234,  in  Wien  158,  in  Berlin  63  ist. 

Bei  der  großen  Bedeutung  des  Leipziger  Kommissionsbuchhandels  für 
den  Buchhandel  der  ganzen  Welt  und  bei  dem  namhaften  Einfluß,  den 
er  auf  den  Leipziger  Postverkehr,  insbesondere  auf  den  Paketversendungs- 
verkehr ausübt,  dürfte  eine  genauere  Schilderung  des  Leipziger  Kom- 
missionswesens  für  die  postalischen  Kreise  von  Interesse  sein,  zumal  gerade 
diese  Betriebsform  mancherlei  Ähnlichkeit  mit  dem  Postbetrieb  aufweist. 
Im  folgenden  wollen  wir  daher  einen  der  größeren  Kommissionsbetriebe 
Leipzigs  des  Näheren  besichtigen;  zuvor  sei  ein  kurzer  Rundgang  durch 
denjenigen  Teil  von  Leipzig  gestattet,  in  dem  sich  die  Haupttätigkeit  des 
Buchhandels  und  der  ihm  verwandten  Gewerbe  (graphische  Anstalten  und 
Buchbindereien )  abwickelt. 

Die  offenen  Verkaufsläden  (Sortimente)  liegen  meist  im  Herzen  Leipzigs, 
nämlich  in  der  Altstadt,  während  sich  die  den  Schwerpunkt  des  Leipziger 
Buchhandels  bildenden  Verlagsbuchhandlungen  und  Kommissionsgeschäfte 
sowie  die  buchgewerblichen  Betriebsstätten  fast  ausschließlich  im  Osten 
Leipzigs  befinden.  Die  Grenze  bildet  der  inmitten  der  Stadt  belegene 
Augustusplatz  mit  dem  Hauptpostgebäude,  das  mit  seiner  stattlichen  Haupt- 
front eine  der  monumentalen  Zierden  dieses  prächtigen  Platzes  ist.  Wenn 
wir  dieses  Gebäude  zum  Ausgangspunkt  unserer  Wanderung  nehmen,  so 
erblicken  wir  gleich  in  seiner  unmittelbaren  Nachbarschaft  in  der  Poststraße 
das  große  Geschäftshaus  der  Firma  B.  G.  Teubner,  berühmt  als  Druckstätte 
und  Verlag  der  lateinischen  und  griechischen  Klassiker,  einer  der  größten 
Verlagsfirmen  der  Welt  auf  dem  Gebiete  der  klassischen  Philologie  und 
Archäologie.  Ihre  Maschinenhäuser,  Setzer-  und  Druckersäle,  ihre  Lager 
und  Kontore  bedecken  hunderte  von  Quadratmetern. 

Wir  wenden  uns.  vom  Augustusplatz  ostwärts  den  Grimmaischen  Stein- 
weg entlang  und  erreichen  nach  zwei  Minuten  den  Johannisplatz,  einen  Ver- 
kehrsknotenpunkt, der  mit  seinen  strahlenförmig  auslaufenden  fünf  Straßen- 
zügen  gewissermaßen  den  Schlüssel  zum  eigentlichen  Buchhändlerviertel 
dar. «.teilt.  Nach  welcher  Richtung  wir  uns  von  hier  auch  wenden,  überall 
stoßen  wir  schon  nach  kurzer  Zeit  auf  Stätten  und  Spuren  des  Buchhandels 
und  des  Buchgewerbes.  Linker  Hand  die  Querstraße  führt  uns  nach  wenigen 
hundert  Schritten  an  einer  Anzahl  anderer  Buchhandlungen  und  Buch- 
druckereien vorüber  zu  der  Welttirma  F.  A.  Brockhaus,  deren  tief  in  das 


*)  Die  Zahlen  sind  dem  Buch  »Grundzüge  der  Organisation  des  deutschen  Buch- 
handels, von  Dr.  Gustav  l  ischer,  Verlag  von  Gustav  Fischer,  Jena  1903,  Seite  So,  ent- 
nommen, an  welches  sich  auch  die  vorstehenden  einleitenden  Ausführungen  über  den 
Buchhandel  anlehnen. 
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Häuserviertel  hineinreichende  ausgedehnte  Geschäftsgebäude  eine  kleine 
Stadt  für  sich  bilden.  Die  neuen  Gebäude,  welche  diese  Firma  für  die 
l  nterbringung  ihrer  Drucksäle  errichtet  hat,  sind  an  sich  eine  Sehens- 
würdigkeit, da  sie  wohl  sämtliche  Einrichtungen  in  sich  vereinigen,  die  ein 
humaner  Sinn  zum  Wohle  der  Arbeiter  erdenken  konnte. 

Rechter  Hand  vom  Johannisplatze  die  Nürnberger  Straße  hinunter  gelangen 
wir  in  ihrer  Mitte  an  einen  fünfstöckigen  Gebäudekoloß ;  es  ist  ein  schmuck- 
loser, nüchterner  Bau,  aber  die  Inschrift  »Breitkopf  &  Haertel«  sagt  uns, 
daß  wir  hier  abermals  ein  Welthaus  vor  uns  haben,  dessen  Yerlagsartikel, 
insbesondere  aus  dem  Gebiete  des  Musikalienhandels,  der  Finna  selbst  und 
der  Musikstadt  Leipzig  auf  dem  ganzen  Erdenrund  zur  Ehre  gereichen. 

In  den  östlichen  benachbarten  und  gleichlaufenden  Straßen  begegnen  wir 
einer  Fülle  von  weiteren  Buchhandlungsnrrnen,  und  namentlich  in  der  Tal- 
und  Königsstraße  bemerken  wir  schon  an  den  vor  den  Häusern  angefahrenen 
charakteristischen  Handwagen  der  Buchhändler-Markthelfer  mit  den  aufge- 
setzten würfelförmigen  Körben  von  Rohrgeflecht,  in  denen  Bücherpäckchen 
und  Zeitschriften  angehäuft  sind,  daß  wir  uns  im  Bereiche  des  Buchhandels 
befinden.  Hierauf  deuten  auch  die  uns  begegnenden  Rollwagen  der  Spediteure, 
die  in  der  Richtung  von  den  Bahnhöfen  mit  Ladungen  von  Druckpapier, 
nach  den  Bahnhöfen  mit  schweren  Bücherballen  beladen  an  uns  vorüber- 
ziehen. 

Die  Talstraße  hinauf  an  der  schmucken  Heimstätte  der  »Gartenlaube« 
vorüber  zur  Hospitalstraße  gelangend  und  diese  ostwärts  weiter  verfolgend, 
erblicken  wir  rechter  Hand  dicht  neben  dem  Postamt  10  das  mächtige  Ge- 
bäudevicreck  der  Firma  F.  Volckmar;  die.se  unterhält  eines  der  großen 
Leipziger  Barsortimente*)  und  ist  zugleich  eine  der  bedeutendsten  Kom- 
missionsbuchhandlungen mit  763  Kommittenten.  In  demselben  Gebäude  be- 
finden sich  die  Bureaus  und  die  Redaktion  des  bekannten  »Woerl's  Reise- 
bücher-Verlags«. 

Weiter  hinaus  am  Ende  der  Hospitalstraße  sehen  wir  links  die  »Guten- 
bergstraße« abbiegen  und  nähern  uns  nun  dem  Hauptteile  des  Buchhändler- 
vicrtcls,  wo  eine  ganze  Anzahl  von  Straßen  die  Namen  berühmter  Männer 
tragen,  die  sich  um  das  Buchgewerbe  oder  den  Buchhandel  verdient  ge- 
macht haben,  so  außer  der  Gutenberg-  die  Teubner-,  Breitkopf-,  Grusius-, 
Göschen-  und  Perthesstraße.  Von  der  Ecke  der  nächsten  Seitenstraße 
(Teubnerstraße)  grüßt  uns  die  Inschrift  »Daheim«  traut  und  freundlich  ent- 
gegen; das  Haus  ist  das  Besitztum  der  Bielefelder  Firma  Velhagen  & 
Klasing,  die  hier  ihre  Daheimexpedition  und  ihre  Geographische  Anstalt 
untergebracht  hat.  Der  Teubnerstraße  folgend,  bemerken  wir  auf  der  linken 
Seite  die  Filiale  des  Deutschen  Verlag*hauses  Bong  &  Co.  in  Berlin,  bei  dem 
u.  a.  die  uns  wohlbekannten  illustrierten  Familienzeitschriften  »»Zur  guten 
Stunde«  und  »Für  Alle  Welt«  erscheinen;  wir  stoßen  ferner  auf  Drinkerei- 
betriebe jeder  Art.  galvanoplastische  Anstalten,  Buchbindereien  mit  und  ohne 
Dampfbetrieb  usw.  Am  augenfälligsten  aber  treten  uns  die  Statten  des 
Buchhandels  und  des  Buchgewerbes  entgegen,  wenn  wir  uns  nun  nach 
Durchschreitung  des  Tunnels  vom  Eilenhurgcr  Bahnhof  auf  der  Breitkopf- 
straße bis  zum  Täubchenweg  l>egeben.    Hier  haben  wir  eine  ganze  Reihe 


*  Die  Barsortimente,  deren  es  in  Leipzig  4.  in  Berlin  2,  in  Wien,  Stuttgart, 
Ölten,  Frankfurt  Main  ,  Breslau  und  Riga  je  1  gibt,  sind  Zwischenglieder  zwischen 
Verlag  und  Sortiment,  welche  ein  reichhaltiges  Lager  gebundener  Bücher  000 
bis  40000  verschiedene  Werke]  unterhalten  und  dieselben  zu  wohlfeilen  Preisen  an 
die  Sortimentcr  liefern. 
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jener  modernen  Riesenbetriebstätten  vor  uns,  welche  man  mit  dem  Namen 
»Buchhändlerpaläste«  bezeichnen  hört;  rechts  die  grüße  Spamersche  Verlags- 
buchhandlung, Buchdruckerei  und  Buchbinderei,  links  das  Geschäftshaus  der 
Leipziger  Buchbinderei- Aktiengesellschaft  (Hofbuchbinderei  Gustav  Fritzsche»; 
in  einigen  dieser  Paläste  ist  eine  ganze  Anzahl  größerer  Betriebe  vereinigt, 
beispielsweise  nebeneinander  in  demselben  Gebäude 

1  Zeitungsvcrlag, 

2  Verlagsbuchhandlungen, 
I  Buchdruckerei, 

I  Buch-  und  Kunstdruckerei, 

i  Messinglinienfabrik  und  Gravieranstalt, 

I  Briefumschlägefabrik, 

l  graphische  Kunstanstalt  und 

l  Buchbinderei. 

Dabei  besitzen  diese  Gebäude  keinen  fabrikmäßigen  Anstrich,  sie  weisen 
im  Gegenteil  ansprechende  architektonische  Formen  auf  und  tragen  mit  dem 
hellgelben  Grundton  ihrer  Backstein-  und  Ziegelmauern  zur  Belebung  des 
Straßcnbildes  bei.  Auch  von  dem  Geräusch  des  Betriebs  ist  auf  den 
Straßen  kaum  etwas  wahrnehmbar;  erst  wenn  wir  durch  eine  der  großen 
Durchfahrten  den  Hof  eines  solchen  Hauserriesen  betreten,  gewahren  wir 
an  dem  aus  den  Kesselräumen  dringenden  Fauchen  und  Stampfen  der  Dampf- 
und  Dynamomaschinen  und  an  dem  Surren  der  Motoren,  daß  im  Inneren 
tausende  von  fleißigen  Händen  sich  regen,  die  jede  an  ihrem  Teil  dazu  bei- 
tragen, daß  Millionen  von  Menschen  mit  den  geistigen  Erzeugnissen  der 
Jetztzeit  versorgt  werden  und  nicht  nur  an  ihrem  Inhalt,  sondern  auch  an 
ihrer  gediegenen  Ausstattung  sich  erfreuen  können. 

In  dem  einen  ganzen  Straßenblock  einnehmenden  Gebäude  Täubchen- 
weg  io ,21  (Firma  K.  F.  Koehlcr)  haben  wir  das  zweite  der  großen  Leipziger 
Barsortimente  und  zugleich  diejenige  mit  Sortiment  und  mit  einer  Lehr- 
mittelhandlung  vereinigte  Kommissionsrirma  vor  uns,  deren  Kommittenten- 
zahl  (804)  die  höchste  des  gesamten  deutschen  Buchhandels  ist.  Ihr  gegen- 
über erhebt  sich  auf  einem  ebenfalls  von  vier  Straßen  umgrenzten  Flächen- 
raum  von  6000  qm  das  Bibliographische  Institut,  von  dessen  Erzeugnissen 
besonders  Meyers  Konversationslexikon  hervorzuheben  ist.  Die  in  diesem 
Verlage  erscheinenden  Werke  werden  in  allen  ihren  Teilen  hier  an  Ort  und 
Stelle  fertiggestellt,  so  daß  —  wie  es  in  der  von  dem  Institut  verfaßten 
Denkschrift  heißt  —  »das  eingehende  weiße  Papier  von  hier  aus  als  ge- 
bundenes Werk  in  die  Welt  wandert». 

Der  Umfang  des  Betriebs  ergibt  sich  u.  a.  daraus,  »daß  in  diesem  jähr- 
lich für  nahezu  1  000000  M.  Papier,  für  etwa  450000  M.  Farben,  Kohlen 
und  sonstige  Materialien  und  mehr  als  850  och")  M.  zu  Gehältern  und  Löhnen 
gebraucht  werden«,  über  die  Leistungsfähigkeit  der  Hauptwerkstätten  geben 
nachstehende  Zahlen  aus  der  jährlichen  Durchschnittsproduktion  Aufschluß: 
» Buchdruckerei  120  Millionen  Drucke,  Steindruckerei  2o\i2  Millionen  Drucke. 
Satiniersaal  115  Millionen  Durchzüge,  Buchbinderei  außer  I  Million  Bro- 
schüren 750000  gebundene  Bücher.  Das  Personal  schwankt  zur  Zeit 
zwischen  620  und  650  Personen«. 

An  weiteren  bedeutenderen  Betriebsstätten  des  Buchhandels,  auf  die  wir 
bei  der  nordwärts  gerichteten  Fortsetzung  unseres  Rundganges  stoßen,  seien 
noch  erwähnt:  die  am  Gerichtsweg  belegene  Offizin  von  C.  G.  Röder,  eine 
der  großartigsten  Notenstechcrcicn  der  Welt  nebst  Noten-,  Buch-  und  Licht- 
druckerei mit  einem  Personal  von  nahezu  1000  Personen,  ferner  das  lang- 
gestreckte gefällige  Gebäude  der  Firma  Philipp  Reclam  jun.,  der  Heraus- 
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geberin  der  bekannten  Universalbibliothek,  Ecke  Insel-  und  Kreuzstraße, 
unweit  davon  das  Geschäftshaus  des  in  der  ganzen  Lehrerwelt  des  deutschen 
Reichs  und  darüber  hinaus  bekannten  Leipziger  Schulbilderverlags  von 
F.  E.  Wachsmuth  und  schließlich  das  stattliche  Haus  der  weltbekannten 
Firma  J.  J.  Weber,  das  Heim  der  Illustrierten  Zeitung,  die  allwöchentlich 
nach  allen  Wcltgegenden  versandt  wird.  Welche  belebende  Einwirkung  der 
Leipziger  Buchhandel  überhaupt  auf  die  Entstehung  journalistischer  Unter- 
nehmungen und  auf  viele  andere  Industrie-  und  Handelszweige,  insbesondere 
auf  dem  Gebiete  der  Kunst-  und  der  technischen  Industrie  ausgeübt  hat, 
dafür  zeugt  die  Tatsache,  daß  in  Leipzig  gegenwärtig  380  dem  Postvertrieb 
übergebene  Zeitungen  und  Zeitschriften  erscheinen  und  daß  für  den  Buch- 
handel in  Leipzig  über  400  Buch-,  Kupfer-  und  Steindruckereien,  247  Buch- 
bindereien, 129  Schriftgießereien,  Gravieranstaltcn  usw.  tätig  sind. 

Im  ganzen  besitzt  Leipzig  1403  buchgewerbliche  Geschäfte  mit  ins- 
gesamt 19  613  Angestellten.*)  Die  Gesamtzahl  der  Leipziger  Buch-,  Kunst- 
und  Musikalienhandlungen  beträgt  über  1000,  Den  Mittelpunkt  des  ganzen 
Buchhändlerviertels  aber  bildet  das  Häuserpaar  des  deutschen  Buchhändler- 
und  des  deutschen  Buchgewerbehauses  an  der  Hospitalstraße  auf  einem 
Baublock  belegen  und  »eine  geistige  Einheit«  bildend,  die  auch  äußerlich 
in  den  Formen  der  deutschen  Frührenaissance  zum  Ausdrucke  kommt.  »Mit 
Recht«  —  so  heißt  es  in  dem  Führer  durch  das  deutsche  Buchgewerbehaus 
—  »darf  Deutschland  stolz  sein  auf  diesen  machtigen  Gebäudekomplex,  von 
einem  eigenartig  ausgeprägten  Zweige  des  Handels  im  Verein  mit  den  ihm 
verknüpften  Gewerben  in  selbstbewußter  Kraft  hingestellt  am  Mittelpunkt 
ihrer  Wirksamkeit,  zu  keinem  anderen  Zwecke  als  zur  Hebung  und  Förde- 
rung des  gesamten  Standes  und  zu  seiner  eigenen  technischen  und  künstle- 
rischen Weiterbildung.  Kein  anderes  Land,  kein  anderes  Gewerbe  dürfte 
etwas  Ähnliches  aufzuweisen  haben.« 

Wir  betreten  nun,  nachdem  wir  einen  flüchtigen  Eindruck  von  dem 
Äußeren  des  Buchhändlerviertels  gewonnen  haben,  das  Innere  einer  buch- 
handlerischen  Betriebsstätte,  und  zwar  einer  großen  Kommissionsbuch- 
handlung. 

Was  wir  darin  sehen  werden,  ist  typisch  nicht  nur  für  den  Betrieb  der 
übrigen  Leipziger,  sondern  der  deutschen  Kommissionsbuchhandlungen 
überhaupt. 

Wir  wählen  zu  unserem  Besuche  den  Donnerstag,  weil  dieser  wegen 
seines  besonders  lebhaften  buchhändlerischen  Betriebs,  der  namentlich  auf 
das  Erscheinen  der  Wochenzeitschriften  zurückzuführen  ist,  auch  in  den 
Leipziger  Postkreisen  geradezu  der  Buchhändlertag  genannt  wird,  und 
begeben  uns  morgens  gegen  8  Uhr  in  die  Geschäftsräume. 

In  dem  eine  Treppe  hoch  belegenen  ersten  Stockwerke  des  großen  vier- 
stöckigen Geschäftshauses  treten  wir  in  das  Kontor  ein  und  befinden  uns 
in  einem  fast  die  ganze  Lange  des  Gebäudes  einnehmenden  60  Schritte  langen 
hellen  Räume,  in  dem  an  acht  mächtigen  sechssitzigen  Doppelpulten  im 
ganzen  etwa  40  Angestellte  des  Geschäfts  fleißig  die  Feder  führen. 

Man  wartet  noch  auf  die  erste  Frühpost  —  es  ist  die  Stille  vor  dem 
Sturm. 

Kurz  nach  8  LThr  erscheint  eiligen  Schritts  einer  der  Schreiber  des  Ge- 
schäfts mit  der  Postmappe.  Der  erste  Prokurist  entnimmt  ihr  einen  an- 
sehnlichen Stoß  Briefe,  gibt  die  Hälfte  davon  an  seinen  Nebenmann  ab  und 
nun  machen  sich  beide  daran,  so  schnell  als  möglich  die  Briefe  zu  öffnen 
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und  den  Inhalt  zu  verteilen.  Die  Sendungen  rühren  in  der  Hauptsache  von 
den  auswärtigen  Sortiments-  und  Verlagsnrmen  her,  die  sich  unsere  Firma 
zu  ihrem  Kommissionär  erkoren  haben.  1  >ie  Gesamtzahl  dieser  »Kom- 
mittenten« hat  zur  Zeit  die  stattliche  Höhe  von  über  600  Firmen  erreicht. 

Außer  dem  laufenden  Geschäftsbriefwechsel,  geschäftlichen  Notizen,  An- 
ordnungen usw.  entquellen  den  Brieten  ganze  Stöße  von  Drucksachen  und 
Geschäftspapieren  (Prospekte,  Zirkulare  usw.).  Am  stärksten  vertreten  aber 
sind  die  sog.  Verlangzettel,  wie  sie  von  den  Sortimentern  zur  Bestellung 
der  von  ihnen  gewünschten  Bücher.  Bücherwerke  und  Zeitschriften  benutzt 
werden. 

Diese  Zettel  sind,  damit  das  Gesamtgewicht  auch  größerer  Mengen  stets 
ein  geringes  bleibt,  auf  dünnem  Papier  und  nur  etwa  in  der  Größe  einer 
halbgebrochenen  Postkarte  hergestellt  und  enthalten  in  der  Regel  folgende 
Angaben : 

Titel  und  Zahl  der  verlangten  Bücher,  die  Firma  des  Verlags,  in  dem 
sie  erschienen  sind,  das  Datum  der  Bestellung,  Firma  und  Wohnort  des 
Bestellers  und  den  Namen  seines  Leipziger  Kommissionärs,  die  Angabe  der 
gewünschten  Bezugsweise  (auf  Rechnung  oder  bar)  und  die  gewünschte  Zu- 
sendungsart (Postpaket,  Eilballen,  Frachtballen,  Kreuzband). 

Trotz  der  übersichtlichen  tabellarischen  Anordnung  gehört  das  geübte 
Auge  des  Fachmanns  dazu,  um  aus  diesen  vielen  auf  dem  kleinen  Blatt 
Papier  verzeichneten  Angaben  sofort  das  Nötige  herauszufinden;  undeutlich 
ausgefertigte  Verlangzettcl  aber  sind  auch  für  den  Kommissionsbuchhändler 
ein  unliebsames  Ding  und  bilden  für  ihn,  gleichwie  die  undeutlichen 
Briefaufschriften  für  den  Postbeamten,  einen  Stein  des  Anstoßes  und 
Ärgernisses. 

Alle  im  Laufe  des  Tages  aufkommenden  Bestellzettel  senden  die  Sorti- 
menter in  der  »Provinz«,  worunter  der  Buchhändler  alle  Orte  außerhalb 
Leipzigs  versteht,  täglich  oder  bei  geringerem  Bedarf  ein-  bis  zweimal 
wöchentlich  mit  den  übrigen  »über  Leipzig«  gehenden  Geschäftspapieren 
abends  an  ihren  Leipziger  Kommissionär  in  einem  großen  Briefe,  dem 
sog.  Zettelbrief.  Während  die  Geschäftspapiere  aus  den  bei  unserer  Firma 
heute  eingegangenen  Zettelbriefen  den  mit  ihrer  Bearbeitung  betrauten  Kon- 
toristen zugeführt  werden,  wandern  die  Zettel  zunächst  alle  in  einen  bereit- 
stehenden hohen  Kasten  mit  der  Aufschrift  »Verlangzettel«. 

Greifen  wir  einige  heraus!  Hier  will  eine  Dresdener  Buchhandlung 
Band  rs  bis  16  von  Brockhaus  Konversationslexikon*),  hier  eine  Berliner 
Firma  eine  Partitur  aus  dem  Verlage  von  G.  Ricordi  &  Co.  in  Mailand; 
ein  Breslauer  Sortimenter  wünscht  einige  Nummern  der  hei  Futk  im  Haag 
erscheinenden  christlichen  Wochenschriften,  eitic  Lemberger  Firma  eine 
Reuleaux'sche  Kinematik  aus  einem  Braunschweiger  Verlag  ■  und  so  fort 
in  bunter  Mannigfaltigkeit  nach  Hunderten. 

Aber  außer  diesen  losen  Bestellzetteln  und  sonstigen  Papieren  findet  sich 
in  einer  Anzahl  von  Zettelbriefen  ein  auffälliges  hellrotes  Formular  mit  der 
fettgedruckten  Anschrift  »Laufzettel«'  vor,  in  das  jedesmal  eine  Anzahl 
besonders  gekennzeichneter  Bestellzettel  eingeschlagen  sind.  Diese  Zettel 
sind  in  dein  n-tcu  Formular,  dessen  Anlagen  >ie  bilden,  einzeln  nach  der 
Firma  der  Verleger,  auf  welche  sie  lauten,  und  dem  Inhalte  der  Bestellungen 
aufgetührt  und  stellen  die  sog.  .•empfohlenen«,  d.  h.  besonders  eiligen 
Bestellungen  dar.    Sie  müssen  bis  um  )o  Lhr  vormittags  in  den  Händen 
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des  Kommissionärs  sein  und  gehen  überall  den  gewöhnlichen  Verlans* - 
zetteln  vor. 

Auch  jetzt  werden  die  roten  Formulare  sogleich  heraussortiert  und  die 
einliegenden  Verlangzettel  werden  von  Laufburschen  der  mit  der  weiteren 
Behandlung  beauftragten  .»Speditionsabteilung'«  zugetragen. 

Die  roten  Formulare  selbst  behält  die  Firma,  wahrend  die  empfohlenen 
Verlangzettel  aus  ihrem  Geschäftsbereiche  hinausgehen,  zurück  und  prüft 
danach,  ob  die  eiligen  Sachen  ihr  bis  zum  Abend  richtig  zugehen. 

Die  empfohlenen  Bestellungen  umfassen  bei  dieser  ersten  Post  etwa 
200  literarische  oder  musikalische  Werke,  im  ganzen  aber  werden  gegen 
1000  verschiedene  Werke  bestellt,  davon  die  Mehrzahl  solche  auswärtigen 
Verlags  in  allen  Gauen  Deutschlands  und  in  aller  Welt. 

Die  Möglichkeit  einer  baldigen  Lieferung  all'  dieser  Bücher  beruht 

1.  in  der  raschen  Zuführung  der  Verlangzcttel  an  alle  beteiligten 
Leipziger  Kommissions-  und  Verlagsfirmen  durch  Vcrmittelung  der 
»Bestcllanstalt  für  buchhändlerische  Geschaftspapicrc«  im  Buch- 
händlerhause. Hospitalstraße  Ii; 

2.  auf  den  Auslieferungslagern,  welche  die  meisten  auswärtigen  Ver- 
leger, zur  Zeit  2300  von  der  Gesamtzahl  2500,  bei  ihren  Leipziger 
Kommissionaren  unterhalten ; 

3.  hinsichts  der  empfohlenen  Bestellungen  auf  der  sofortigen  Friedi- 
gung der  von  der  Bestellanstalt  zugegangenen  empfohlenen  Verlang- 
zcttel durch  die  Leipziger  Kommissionäre  und  Verleger  und  auf  der 
noch  an  demselben  Nachmittag  erfolgenden  Finholung  und  Absen- 
dung  der  bestellten  Sachen  durch  die  Kommissionäre  der  Besteller. 

Der  unter  1.  bezeichneten  Bestellanstalt  (richtiger  Sortieranstalt),  die  im 
Jahre  1842  vom  »Verein  der  Buchhändler  zu  Leipzig. <  zur  Vereinfachung  und 
Beschleunigung  des  »Austausches  der  offenen  buchhändlerischcn  Geschafts- 
papicrc unter  den  Mitgliedern«  gegründet  worden  ist.  sind  von  allen  Mit- 
gliedern die  samtlichen  Verlangzettel  (mit  Ausnahme  der  für  sie  selbst  be- 
stimmten) zu  übermitteln,  die  gewöhnlichen  unsortiert,  die  empfohlenen  aber 
nach  den  Leipziger  Verlegern  und  Kommissionären  in  Mappen  vorsortiert. 

Dieses  bei  unserer  Firma  von  der  erwähnten  Speditionsabteilung  zu 
leistende  Vorsortieren  setzt  große  Geschaftskenutnis  und  Gewandtheit  vor- 
aus, weil  die  in  der  Mehrzahl  vertretenen  Bestellzettel  auf  Werke  aus- 
wärtiger Verleger  auf  den  im  Zettel  nicht  angegebenen  Namen  des 
Leipziger  Kommissionars  zu  verteilen  sind.  Beispielsweise  ist  ein  auf  die 
\  erlagsfirma  Gust.  Koester  in  Heidelberg  lautender  Verlangzettel  auf  den 
Kommissionär  F.  Volckmar  zu  sortieren,  ein  Zettel  für  Hansen  in  Kopen- 
hagen auf  den  Kommissionär  Fr.  Kistner  usf. 

Das  Sortiergeschäft  ist  daher  um  so  schwieriger,  als  alles  mit  großer 
Eile  vor  sich  gehen  muß. 

Im  übrigen  geschieht  das  Vorsortieren  in  der  Weise,  daß  die  Zettel  zu- 
nächst von  jedem  der  8  Gehilfen  nach  9  von  unserer  Firma  gebildeten 
Einholbezirken  (Talstraße,  Königsstraße,  Ostvorstadt  1  und  II  usw.)  aus- 
einander gelegt  (grobsortiert)  und  dann  von  jedem  der  Q,  für  diese  Bezirke 
unterhaltenen  Ausläufer  für  seinen  Bezirk  nach  den  Namen  der  Einzel- 
firmen feinsortiert  werden. 

So  ergeben  sich  schließlich  für  jeden  Einholbezirk  20  bis  25  Zettel  stoße 
für  ebensoviel  verschiedene,  aber  nahe  beieinander  wohnende  Firmen.  Jeder 
Ausläufer  führt  ein  Buch,  in  das  ihm  bei  jeder  seiner  Einholfirmen  die  für 
sie  bestimmten  empfohlenen  Bestellzettel  einzeln  mit  dem  Namen  des  Be- 
stellers (Kommittenten)  und  mit  dem  Namen  des  Verlegers  des  zu  liefernden 
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Buche?  vermerkt  werden.  Diese  Vermerke  liefern  bei  der  nachmittags  durch 
ihn  zu  bewirkenden  Einholung  den  einzigen  Anhalt  dafür,  ob  die  empfohlenen 
Bestellungen  berücksichtigt  sind.  Eine  weitere  Prüfung  kann  nicht  statt- 
finden, weil  die  bestellten  Bücher  bei  den  ausliefernden  Kommissionären  und 
Verlegern  bereits  in  verpacktem  Zustande  mit  aufgebundener  Rechnung  als 
sog.  »Beischlüsse«  in  Empfang  genommen  werden.  Die  Richtigkeit  und 
Vollzähligkeit  des  Inhalts  muß  bestimmungsmäßig  die  ausliefernde  Firma 
vertreten.  Hieraus  erklart  sich  die  in  Postkreisen  bei  der  Behandlung  von 
Ersatzfällcn  oft  zutage  tretende  Erscheinung,  daß  die  buchhändlerischen 
Kommissionäre  als  Absender  über  den  Inhalt  beschädigter  oder  abhanden 
gekommener  Postpakete  keine  genaue  Auskunft  zu  geben  imstande  sind. 

Alle  die  einzelnen  Zettelstöße  werden  in  Mappen  mit  der  Aufschrift  der 
betreffenden  Einholfirmen  verwahrt  und  nebst  dem  ganzen  unsortierten 
Haufen  der  gewöhnlichen  Verlangzettel  und  den  sonstigen  Geschäftspapieren 
sobald  als  möglich  zur  Fiestellanstalt  gebracht.  Genau  der  gleiche  Vorgang 
wie  bisher  geschildert  wiederholt  sich  nach  Ankunft  der  zweiten  Post,  die 
gegen  10  Uhr  eintrifft,  wobei  aber  noch  emsiger  und  gewandter  gearbeitet 
werden  muß,  weil  um  io'"  Uhr  bei  der  Bestellanstalt  Schluß  für  empfohlene 
Bestellungen  ist. 

Die  von  allen  Leipziger  Kommissionären  in  gleicher  Weise  zugehenden 
Umschläge  mit  den  empfohlenen  Bestellungen  werden  dort  sofort  nach  ihrer 
Einlicferung  verteilt  und  sogleich  zur  Abholung  bereitgestellt.  So  kommt 
denn  der  Laufbursche  unserer  Finna  sehr  bald  mit  einem  großen  Kasten 
zurück,  der  mit  lauter  ähnlichen  Umschlägen  angefüllt  ist,  wie  er  sie  vorher 
mitgenommen  hatte,  nur  daß  diese  Umschläge  alle  an  unsere  Firma  ge- 
richtet sind  und  eine  Masse  von  empfohlenen  Verlangzetteln  enthalten,  mit 
denen  die  Kommittenten  der  anderen  Leipziger  Kommissionäre  Bücher  aus 
dem  Verlage  der  von  unserer  Firma  vertretenen  Verleger  bestellen.  Diese 
Bestellungen  sollen  nun,  gleichwie  die  anderen  Kommissionäre  und  die 
Verleger  inzwischen  die  empfohlenen  Bestellzettel  unserer  Firma  bearbeiten 
werden,  alsbald  in  Angriff  genommen  und  bis  gegen  2  Uhr  fertiggestellt 
werden. 

Dies  ist  die  Aufgabe  einer  aus  7  Gehilfen  und  4  Schreibern  bestehenden 
besonderen  Abteilung.  Die  Zettel  werden  nach  den  Namen  der  von  unserer 
Firma  vertretenen  Verlagsfirmcn  zunächst  auf  7  Haufen  sortiert  und  jedem 
der  7  Gehilfen  einer  davon  zugeteilt. 

Bei  der  Behandlung  der  einzelnen  Verlangzettel  kommt  es  darauf  an, 
ob  die  Bücher  bar  oder  auf  Rechnung  gewünscht  werden.  In  letzterem 
Falle  erfolgt  die  Lieferung  entweder  »fest«,  d.  h.  ohne  das  Recht  der 
Ruckgabe  des  Buches  im  Falle  der  Unverkäuflichkeit  oder  »bedingungsweise« 
(;i  conditton),  d.  h.  mit  der  Berechtigung  für  den  Sortimenter,  das  nicht 
Verkaufte  bis  zur  nächsten  Ostermesse  zu  »remittieren«  oder  mit  Geneh- 
migung des  Verlegers  auf  neue  Jahresrechnung  zu  übertragen  (zu  »dis- 
ponieren«). Durch  diesen  Konditionsbezug,  der  eine  von  den  kaufmännischen 
Gebräuchen  abweichende  Eigentümlichkeit  des  Buchhandels  darstellt  und  in 
demselben  eine  große  Rolle  spielt,  erlangen  Verleger  und  Sortimentcr  gleiche 
Vorteile:  der  eine,  indem  durch  die  auf  dem  Konditionssystem  beruhenden 
Ansichtsversendungen  an  das  Publikum  die  Kauflust  geweckt  wird  und  der 
Absatz  sich  erhöht,  der  andere,  indem  ihm  ohne  Kosten  (außer  denjenigen 
des  Bezugs,  der  Fracht  usw.)  die  Unterhaltung  eines  reichhaltigen  Lagers 
ermöglicht  und  sein  Geschäftsrisiko  verringert  wird. 

Voraussetzung  für  den  Bezug  auf  Rechnung  ist  natürlich,  daß  der  Sorti- 
ment er  b-  im  Verleger  Kredit  genießt  und  ein  offenes  Konto  hat.     Bei  den 
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auf  Rechnung  bestellten  Werken  haben  die  Gehilfen  daher  zu  prüfen,  ob 
diese  Voraussetzung  zutrifft;  hierbei  dienen  ihnen,  soweit  sie  diese  Ver- 
hältnisse nicht  im  Gedächtnis  haben,  die  von  den  Verlegern  gelieferten 
Listen  zum  Anhalt. 

Sodann  wird  auf  den  Bestellzotteln  der  Nettopreis,  den  die  Gehilfen  zur 
Beschleunigung  der  Arbeit  möglichst  auswendig  wissen  müssen,  vermerkt 
und  im  unmittelbaren  Anschluß  daran  von  den  beigeordneten  Schreibern  die 
Rechnung  ausgeschrieben ,  wobei  die  von  den  Verlegern  selbst  gelieferten 
Formulare  (Originalfakturen)  Verwendung  finden.  Auf  den  Rechnungen  zu 
Karpaketen,  d.  h.  bei  Bestellungen  gegen  bare  Zahlung,  welch  letztere  der 
Kommissionär  des  Bestellers  für  seinen  Kommittenten  an  den  Kommissionär 
des  Verlegers  zu  leisten  hat,  wird  oben  links  hinter  dem  Vordruck  »Nach- 
nahme« der  Preis  ausgeworfen. 

Dies  ist  das  »Auszeichnen«  der  Verlangzettel ;  die  Zahl  der  auf  diese 
Weise  zu  bearbeitenden  empfohlenen  Zettel  beläuft  sich  heute  auf  etwa 
Koo  Stück,  und  es  bedarf  wieder  des  größten  Fleißes,  um  bald  damit  zu- 
recht zu  kommen. 

Ist  die  Zettelbearbcitung  und  das  Ausschreiben  der  Fakturen  beendigt,  so 
hegeben  sich  die  Gehilfen  (gegen  12  Uhr  mittags)  in  das  »Auslieferungs- 
lager«, um  hier  die  Bücher  zu  den  empfohlenen  Bestellungen  herauszusuchen. 

Das  Auslieferungslager  ist  eine  Treppe  höher  im  zweiten  Stockwerk  in 
einem  die  ganze  Länge  und  Breite  des  Gebäudes  einnehmenden  Lagerraum 
untergebracht.  Hier  erblicken  wir  lange  Reihen  bis  zur  Decke  reichender 
Hulzgestelle  mit  Fachwerken,  in  gleichen  Abständen  voneinander  (etwa  in 
der  Art  wie  unsere  Battericgcstelle)  aufgestellt,  so  daß  man  an  jedes  von 
beiden  Seiten  leicht  heran  kann.  In  der  Mitte  des  Lagerraums  ist  ein  langer 
Gang  freigelassen. 

In  allen  den  Fachwerken  sind  lose  Bücher  und  Bücherwerke  in  einzelnen 
Stoßen,  hoch  und  niedrig,  übersichtlich  aufgeschichtet.  Wie  in  den  Lagern 
der  Sortimentsbuchhandlungen  im  kleinen,  so  sind  hier  im  großen  die  Ver- 
lagsartikel der  verschiedensten  Gattungen  aufgestapelt,  aber  nicht  wie  beim 
Sortiment  wissenschaftlich-systematisch,  sondern  nach  den  Namen  der  Ver- 
lagsfirmen geordnet,  die  Werke  jedes  Verlags  für  sich  in  geschlossener 
Gruppe  beisammen  und  die  einzelnen  Gruppen  durch  Papptafeln  an  den 
Fachwerken  mit  den  aufgedruckten  Namen  der  Verleger  bezeichnet.  So 
kommt  es,  daß  mitunter  die  ihrem  Inhalte  nach  verschiedensten  Werke  dicht 
beieinander  liegen.  In  einigen  Fachwerken  bemerken  wir  z.  B.  zahlreiche 
katholische  Andachtsbücher  und  Erbauungsschriftcu  aus  einem  westfälischen 
Verlage  und  im  nächsten  Fachwerk  ansehnliche  Mengen  französischer  Romane 
und  Theaterstücke,  die  schon  durch  ihre  bunten  Umschlage  ihren  heiteren 
weltlichen  Inhalt  verraten.  Es  ist  die  sog.  gelbe  und  grüne  Bibliothek 
—  Pariser  Verlag.  Auf  unsere  Frage,  wieviel  »hundert«  Bücher  wohl  in 
einem  solchen  Holzgestell  liegen,  erfahren  wir  zu  unserem  Staunen,  daß  diese 
bunte  Bibliothek  allein  35  000  Bände  umfaßt!  (»5  Frachtballen  haben  ihren 
Inhalt  hergeben  müssen,  um  nur  zwei  dieser  Gestelle  zu  füllen.  Und  dabei 
enthält  dieser  Raum  25  solche  Regale  und  eine  Treppe  höher,  im  dritten 
Stockwerk,  ist  noch  ein  zweiter  Lagerboden  von  ebenso  großer  Ausdehnung. 

Auch  hier  liegen  wieder  die  Bücher  äußerlich  wohlgeordnet,  inhaltlich 
aber  bunt  durcheinander.  Neben  Lehrbüchern  zur  Krlernung  fremder 
Sprachen  finden  sich  Handbücher  der  Baukunde  und  Leitfaden  der  Handels- 
wissetischaftcn,  neben  Werken  ästhetischer  und  philosophischer  Richtung  Adreß- 
bücher und  Landkarten,  neben  Bilder-.  Zeichen-  und  Malbüchern  juristische 
und  medizinische  Werke. 
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Weiterhin  entdecken  wir  Stoße  von  Musikalien,  Gegenstände  aus  Lehr- 
mittelanstalten wie  den  »Sternenhimmel  zu  jeder  Stunde  des  Jahres«,  Fahr- 
pläne, Novellen-  und  Gedichtsammlungen,  Kommentare  zu  altklassischen 
Schriftstellern  und  .so  fort  in  größter  Mannigfaltigkeit  auf  allen  Gebieten 
geistigen  Schaffens  und  Könnens. 

Die  besonders  kostbaren  und  schonungsbedürftigen  Werke  sind  getrennt 
von  den  übrigen  in  einem  besonderen  verschlossenen  Räume  untergebracht. 

Die  Gesamtzahl  aller  auf  den  beiden  Lagerböden  aufgestapelten  Bücher 
und  Schriften  ist  auf  etwa  3  Millionen  Exemplare  zu  schätzen. 

Diese  beiden  Böden  enthalten  indessen  nur  die  losen  Bestände,  das 
»Handlager«.  Ihre  Ergänzung  finden  sie  aus  dem  »Ballenlager«  im  Dach- 
geschoß des  nur  aus  Stein  und  Eisen  massiv  erbauten  Hauses.  Dort  oben 
lagern  auf  stämmigen  Holzgerüsten,  die  auf  dicken  Balken  ruhen,  in  langen, 
langen  Reihen  geschichtet  Ballen  auf  Ballen.  Ihre  Anzahl  beläuft  sich  auf 
rund  8000  (das  eine  Gestell  enthalt  deren  allein  100  Stück  mit  einer 
illustrierten  Bibelausgabe  in  polnischer  Sprache),  aber  damit  ist  der  Vorrat 
nicht  erschöpft,  sondern  im  Kellergeschoß  und  in  dem  unterkellerten  Hof- 
raumc  linden  wir  weitere  2000  Ballen  aufgeschichtet.  Rechnen  wir  zu  diesen 
10  000  Ballen  des  Hauptlagers  die  Bestände  des  Handlagers,  so  kommen 
alles  in  allem  wohl  an  die  10  Millionen  Bücher  und  Buchwerke  zusammen, 
die  allein  unsere  Firma  in  ihren  Räumen  beherbergt. 

Wir  begeben  uns  jetzt  nach  dem  Auslieferungslager  im  zweiten  Stock- 
werke zurück.  Hier  sind  die  Gehilfen  inzwischen  eifrig  bei  der  Arbeit  ge- 
wesen; sie  halien  zu  jeder  Faktur  die  darauf  verzeichneten  Bücher  heraus- 
gesucht und  häufchenweise  zurechtgestellt,  wobei  in  jedes  Buch  die  be- 
treffende Faktur  eingelegt  wird.  Die  fertigen  Stöße  weiden  mit  dem  durch 
alle  Stockwerke  gehenden  Fahrstuhl  nach  unten  befördert  in  ein  neben  dem 
Kontor  gelegenes,  mit  zwei  Schaltern  versehenes  Zimmer,  in  dem  sich  auch 
die  für  diesen  Geschäftszweig  bestimmte  »Kasse«  befindet,  Um  I  Uhr  treten 
dann  6  bis  S  Markthelfer  und  Burschen  an,  denen  die  Aufgabe  zufallt,  die 
von  den  Lagerräumen  herunterkommenden  Bücher  zu  Päckchen  und  Paketen 
zu  formen  und  zu  verschnüren,  wobei  die  Faktur  oben  aufgebunden  wird 
und  mit  ihrem  Kopf  das  Titelschild  (die  Adresse  des  Pakets)  bildet.  So 
entstehen  neben  Barpaketen  die  erwähnten  »Beischlüsse« ;  als  Absender  der 
Pakete  erscheint  stets  der  Verleger,  da  der  Name  des  Kommissionärs  auf 
der  Originalfaktur  nicht  aufgedruckt  ist.  Im  übrigen  unterscheiden  sich  die 
Barpakete  von  den  Rechnungspaketcn  oder  Beischlüssen  äußerlich  durch 
den  am  Kopte  der  Begleitfaktur  vermerkten  Preis  des  Paketinhalts  und 
durch  die  in  der  Kasse  mittels  Stempelaufdrucks  bewirkte  Quittung  über 
den  Empfang  des  Betrags. 

Nach  Fertigstellung  «1er  Packarbeit  werden  alle  für  ein  und  denselben 
Kommissionär  bestimmten  Pakete  (nach  Bar-  und  Rechnungspaketen  ge- 
trennt) auf  Haufen  sortiert,  und  die  fertigen  Haufen  werden  nach  Ver- 
buchung  der  Betrage  auf  die  Verlegerkonten  zur  Ausgabe  an  den  beiden 
Schaltern  vorbereitet.  Zu  diesem  Zwecke  werden  sie  wieder  in  zwei  Gruppen 
geschieden,  eine  für  solche  Leipziger  Kommissionäre,  welche  die  Barpakete 
sogleich  bei  der  Abholung  bezahlen,  die  andere  für  solche,  mit  denen  wegen 
do  erheblichen  Umfanges  des  Geschäftsverkehrs  nur  einmal  wöchentlich 
(Sonnabends)  abgerechnet  wird.  Nun  werden  die  Pakete  für  jeden  Kom- 
missionär angesagt  und  gebucht,  wobei  für  jede  der  beiden  Gruppen  gleich- 
zeitig drei  Mann  tatig  sind:  einer  sagt  die  Pakete  und  die  auf  ihnen 
haftenden  Barheiräge  an.  ein  zweiter  bucht  die  angesagten  Beträge  und  ein 
«bitter   schreibt  einen  Avis  bz.  bei  den  Abrechnungspaketen  einen  Beglcit- 
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zettel  aus.  Alles  geschieht  in  hastender  Eile.  Bis  um  21/._,  Uhr  muß  die 
Arbeit  fertig  sein,  denn  dann  stellen  sich  bereits  die  ersten  Laufburschen 
der  anderen  Leipziger  Kommissionsgeschäfte  ein,  um  auf  Grund  ihrer  Einhol- 
luicher  die  für  ihre  Firmen  bestimmten  Sachen  in  Empfang  zu  nehmen. 

Die  eigenen  Ausläufer  unserer  Firma  werden  jetzt  ebenfalls  abgefertigt; 
sie  erhalten  vom  Barpaketkassierer  den  zur  Einlösung  der  Barpakete  er- 
forderlichen Barbetrag,  der  natürlich  da  an  eine  Vorbuchung  der  am 
Vormittag  angekommenen  empfohlenen  Verlangzettel  oder  gar  der  Preise 
der  bestellten  Bücher  nicht  zu  denken  gewesen  ist  —  nur  nach  der  Er- 
fahrung in  runder  Summe  bemessen  werden  kann  und  ziehen  mit  ihren 
Handwagen,  auf  die  an  starken  Verkehrstagen,  wie  heute,  drei  der  oben 
offenen  würfelförmigen  Körbe,  sonst  nur  zwei  oder  auch  einer  aufgesetzt 
sind,  und  mit  ihren  Einholbüchern  von  dannen. 

Bald  entwickelt  sich  jetzt,  je  mehr  Abholer  sich  einfinden,  auch  draußen 
im  Schaltervorflur  ein  recht  lebendiges  Treiben,  und  die  Angestellten  der 
Kasse  halten  alle  Hände  voll  zu  tun.  um  die  zahlreichen  Auslaufer,  die  es 
um  so  eiliger  haben,  je  mehr  andere  Firmen  von  ihnen  auf  ihrem  Rund- 
gange noch  aufzusuchen  sind,  so  schnell  als  möglich  abzufertigen. 

]st  endlich  der  Ansturm  dieser  Abholer  abgeschlagen,  oder  auch  schon 
wenn  sich  eben  erst  ihre  Reihen  zu  lichten  beginnen,  dann  kommen  bereits 
die  ersten  eigenen  Ausläufer  unserer  Firma  von  ihrem  Einholgange  mit 
vollbepackten  Handwagen  zurück.  Es  ist  inzwischen  4  Uhr  geworden.  In 
den  beiden  äußeren  Körben  des  Wagens  haben  sie  die  Barpackete.  in  dem 
mittelsten  Korbe  die  Rechnungspakete  angehäuft.  Den  Inhalt  des  Mittel- 
korbes entladen  sie  sofort  nach  ihrer  Ankunft  in  die  im  Erdgeschoß  be- 
legenen Speditionsräume.  Mit  den  Barpaketen  begeben  sie  sich  zur  Kasse 
und  liefern  sie  nebst  den  zugehörigen  Avis  und  Begleitzetteln  ab,  wobei 
über  die  verauslagten  Barbetrage  abgerechnet  wird. 

Einer  der  Begleitzettel,  den  wir  herausgreifen  und  der  von  einer  der 
großen  mit  unserer  Firma  nur  Sonnabends  abrechnenden  Kommissions- 
firmen  herrührt  ,  weist  allein  nicht  weniger  als  1 50  Eintragungen  ,  zu  denen 
also  ebensoviele  Einzelpäckchen  gehören,  mit  einem  Gesamtbetrage  von 
430  M.  auf. 

Bei  der  Abnahme  der  von  den  Ausläufern  angebrachten  Pakete  findet 
nun  wieder,  je  nachdem  es  sich  um  solche  von  Abrechnung^-  oder  von 
anderen  Firmen  handelt,  eine  doppelte  Arbeitsdreiteilung  statt  in  der  Weise, 
daß  ein  Mann  die  einzelnen  Pakete  ansagt,  ein  zweiter  in  dem  Einholbuche 
des  Ausläufers  und  ein  dritter  im  Avis  oder  Begleitzettel  die  Eintragungen 
nebst  den  Preisen  vergleicht  und  anstreicht. 

Sofort  nach  der  Abnahme  werden  die  angebrachten  Pakete  nach  den 
Empfängersortitnentorn  auseinander  geworfen  und  die  auf  ihnen  haftenden 
Barbeträge  von  5  in  domseihen  Zimmer  tittigen  Buchhaltern  auf  die  Kassen- 
konten der  einzelnen  Sortimentcr  verbucht. 

Hiermit  ist  das  Kasseninteresse  der  Firma  gewahrt.  Alle  verbuchten 
Paketchen  wandern  jetzt  in  die  neben  den  5  Buchhaltern  aufgestellten  großen 
Körbe  und  die  Körbe  werden,  so  oft  sie  angefüllt  sind,  mit  dein  Fahrstuhle 
nach  unten  ins  Erdgeschoß  befördert.  Im  ganzen  sind  hier  oben  in  dem 
mäßig  großen  Zimmer  der  Kasse  jetzt  12  i'ersnncn  in  Tätigkeit,  und  es 
herrscht  in  diesem  Räume,  in  dem  auf  2  Stellen  angesagt,  das  Angesagte 
wiederholt,  geräuschvoll  sortiert  und  mit  den  Ausläufern  am  Schalter  ver- 
handelt wird,  ein  so  lauter  und  lebhafter  Betrieb,  daß  man  kaum  begreift, 
wie  bei  diesem  scheinbaren  Wirrwarr  und  Durcheinander  alles  seinen  richtigen 
Gang  gehen  kann.  Aber  man  bemerkt  nirgends  eine  Störung  oder  Unordnung. 
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Wir  steigen  nun  eine  Wendeltreppe  in  das  Erdgeschoß  hinab  und  ge- 
langen in  einen  großen  Raum,  der  durch  Holzwände  in  fünf  einzelne  zwei- 
fenstrige Abteilungen  von  gleicher  Größe  zerlegt  ist.  Auf  diese  Abteilungen, 
»die  Speditionen«,  ist  die  Gesamtzahl  der  über  600  Kommittenten  der 
Firma  gleichmäßig  verteilt.  In  jeder  Spedition  ist  jetzt  einer  der  Gehilfen,  die 
wir  am  Vormittag  im  Kontor  beim  Sortieren  der  empfohlenen  Bestellungen 
tätig  gesehen  hahen ,  mit  seinen  Hilfsarbeitern  beschäftigt.  Rings  an  den 
Wanden  sind  in  jedem  dieser  Räume  vom  Fußboden  bis  zur  Decke  große 
Fachwerke  angebracht,  eines  für  jeden  Kommittenten  der  Firma,  ein  jedes 
mit  dessen  Namen  und  Wohnorte  bezeichnet.  Nahe  und  ferne  Orte,  von 
Halle  und  Dresden  bis  Tokio  und  Shanghai,  sind  hier  vertreten.  In  diesen 
Fächern  finden  sich  schließlich  alle  von  den  verschiedensten  Seiten  zu- 
gegangenen Sendungen  für  jeden  Sortimenter  zusammen. 

Die  von  den  Ausläufern  gleich  nach  ihrer  Rückkehr  vom  Einholgange 
hier  abgelieferten  Bcischlü>se.  über  welche  die  Sortimenter  mit  den  Verlegern 
unmittelbar  abrechnen,  sind  inzwischen  bereits  verteilt.  Jetzt  werden  die 
Pakete  aus  den  von  oben  kommenden  Körben  sortiert,  wobei  es  bewunde- 
rungswürdig ist,  mit  welcher  Schnelligkeit  die  Markthelfer  und  Gehilfen  den 
Namen  des  Empfängers  auf  den  nach  unseren  Begriffen  oft  recht  unüber- 
sichtlichen und  undeutlichen  Titelschildern  der  Pakete  herausfinden  und  mit 
welcher  Sicherheit  sie,  scheinbar  ohne  recht  hinzusehen,  auch  die  höchst- 
gelegenen Fachwerke  richtig  zu  treffen  wissen. 

Das  im  ganzen  bisherigen  Betriebe  beobachtete  Hasten  und  Drängen 
macht  sich  bei  dieser  Speditionstätigkeit  besonders  bemerkbar;  wir  fühlen 
uns  wieder  an  den  Postbetrieb  erinnert,  insbesondere  an  das  »Knüppel-«  und 
»Langholz-«  Sortieren  in  großen  Drucksachcnvcrteilungsstcllcn  oder  im  Bahn- 
postwagen. 

Die  Tagesarbeit  nähert  sich  ihrem  Abschluß;  es  gilt  jetzt,  die  empfohlenen 
Bestellungen,  auf  deren  Einholung  heute  schon  so  viel  Arbeit  und  Mühe 
verwendet  worden  ist,  noch  zur  Absendung  mit  Eisenbahn  und  Post  fertig 
zu  stellen.  Die  übrigen  Sachen  werden  in  den  ruhigeren  Vormittagsstunden 
und  über  Mittag  bearbeitet  und  nur  zwei-  bis  dreimal  wöchentlich  abgesandt  ; 
sie  bleiben  zunächst  in  den  Fächern  liegen. 

Die  eiligen  Sachen  dagegen  werden  nach  Beendigung  der  Verteilung  den 
Fächern  entnommen  und  auf  den  inmitten  jedes  Speditionsraums  stehenden 
großen  Packtischen,  auf  den  in  Tischhöhe  an  den  Fachwerken  hinlaufenden 
Simsen  und  auf  dem  Fußboden  zu  Haufen  und  Stößen  zurechtgesetzt. 

Jeder  der  Speditionsgehilfen  prüft  jetzt  auf  Grund  der  am  Morgen  ein- 
gegangenen roten  »Laufzettel«,  ob  die  bestellten  empfohlenen  Sachen  voll- 
zahlig  vorliegen,  macht  bei  den  fehlenden  entsprechende  Vermerke  und 
veranlaßt  das  Erforderliche  wegen  der  nachträglichen  Lieferung. 

Für  die  Wahl  der  Versendungsart  ist  die  Bestimmung  des  Kommittenten 
im  Verlangzcttel  bz.  die  ein  für  allemal  getroffene  Vereinbarung  maßgebend. 
Empfohlene  Sachen  und  Woehenjournalc  gehen  stets  mit  Eilballen  oder 
Postpaket  ab;  ob  das  eine  oder  das  andere  zu  wählen  ist,  richtet  sich 
nach  den  bestehenden  Zugverbiudungen ,  der  Lage  des  Bestimmungsorts, 
dem  Gewichte  des  vorliegenden  »Stoffes«,  wie  der  buchhändlerische  Aus- 
druck für  die  Versendungsgegenstände  lautet,  und  den  Spesen;  es  gehört 
natürlich  eine  gründliche  Kenntnis  aller  einschlägigen  Verhältnisse  und 
große  Geschäftserfahrung  dazu ,  um  stets  das  Zweckentsprechendste  und 
Richtige  herauszufinden,  und  große  Aufmerksamkeit  und  Gewandtheit,  um 
den  mannigfaltigen  Wünschen  der  Kommittenten  gerecht  zu  werden,  zumal 
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sich  diese  Wünsche  mitunter  auch  auf  die  Verpackungsart,  die  Wahl  des 
Verpackungsstoffs  und  dgl.  mehr  erstrecken  und  nicht  selten  ein  und  die- 
selben Kommittenten  in  bezug  auf  einzelne  Vcrlagsartikel  wieder  von  ihren 
allgemeinen  Wünschen  abweichende  Bestimmungen  getroffen  haben,  z.  Ii. 
Velhagen  &  Klasings  Monatshefte  ein  für  allemal  durch  Eilballen,  sonstige 
Sachen  aber  mit  Ausnahme  der  empfohlenen  im  Frachtballen  haben  wollen  usf. 

Zunächst  werden  in  diesen  Nachmittagsstunden ,  die  in  der  Hauptsache 
der  Abfertigung  der  empfohlenen  Bestellungen  gewidmet  sind,  in  allen 
Leipziger  Kommissionsgeschäften  die  Eisenbahnguter  fertiggestellt,  eines- 
teils weil  ihre  Herstellung  mehr  Arbeit  und  Zeit  erfordert  als  die  der 
Postpakete,  am  Montag,  Mittwoch  und  Sonnabend  aber  auch  deshalb, 
weil  an  diesen  Tagen  die  Eisenbahngüterböden  schon  um  7  Uhr  abends 
geschlossen  werden. 

Vor  der  Verpackung  muß  erst  noch  der  Avis  ausgefertigt  und  Abschrift 
zurückbehalten  werden.  Dies  geschieht  wieder  unter  Dreiteilung  der  Arbeit, 
indem  der  Speditionsgehilfe  mit  kurzen  Schlagworten,  z.  B.  »ein  Teubner 
I  M.  80  Pf.«  (d.  h.  ein  Beischluß  von  der  Verlagsbuchhandlung  B.  G.  Teubner, 
Barpaket,  Nachnahme  1  M.  1S0  Pf.)  die  Beischlüsse  ansagt,  während  der  eine 
Schreiber  die  bezüglichen  Eintragungen  auf  dem  die  Sendung  begleitenden 
Avis  macht  und  ein  zweiter  dieselben  Angaben  im  Konto,  welches  zurück- 
bleibt, bucht;  zum  Schlüsse  rechnen  beide  die  Beträge  auf  und  stimmen  ab. 
So  ist  nicht  nur  eine  Kontrolle  für  die  richtige  Aufrechnung,  sondern  auch 
für  die  richtige  Verbuchung  dieser  Beträge  in  die  bei  der  Kasse  geführten 
Kassenkonten  gegeben.  Die  nur  durchlaufenden  Rechnungspakete  werden 
ohne  Preisansetzung  einfach  stückweise  gebucht  und  die  in  regelmäßiger 
Wiederkehr  erscheinenden  Zeitschriften,  auf  die  der  Empfänger  abonniert 
hat  (Bazar,  Daheim,  Fliegende  Blätter  usw.),  werden  am  Fuße  der  Rechnung 
nur  nachrichtlich  vermerkt. 

Die  erwähnten  drei  Tätigkeiten  erfolgen  also  wieder  gleichzeitig,  auch 
hier  geht  wieder  maschinenmäßig  alles  Schlag  auf  Schlag,  so  daß  wir  nur 
mit  Mühe  den  Sinn  des  Angesagten  zu  erfassen  vermögen,  und  kaum  ist 
das  Ansagen  fertig,  so  ergreift  schon  einer  der  ebenfalls  zu  jeder  Spedition 
gehörigen  Packer  den  fertigen  Bücherstoß,  packt  obenauf  den  Avis,  und 
formt  den  Stoß  mit  raschen,  sicheren  Handgriffen  in  kurzer  Zeit  zu  einem 
wohlgepacktcn,  prall  verschnürten  Ballen,  auf  den  er  vorläufig  mit  Farbstift 
in  der  linken  oberen  Ecke  den  Namen  des  Empfängers  und  den  Bestimmungsort 
vermerkt.  Es  gehören  großes  Geschick  und  jahrelange  Übung,  vor  allen 
Dingen  aber  auch  kräftige  Arme  und  Hände  dazu,  diese  Ballen  schnell  und 
kunstgerecht  zu  fertigen,  so  daß  weder  der  Inhalt  gequetscht  oder  Ecken 
umgebogen  werden  noch  eine  Lockerung  des  Verschlusses  oder  ein  Auf- 
platzen des  Kollis  während  der  Beförderung  erfolgt. 

Alle  so  entstehenden  Ballen,  deren  Gewicht  sich  häufig  einem  Zentner 
nähert,  bei  Frachtballen  aber  2  bis  3  Zentner  und  mehr  beträgt,  werden 
nach  dem  angrenzenden  Lukenraume  verbracht. 

Dieser  Raum  ist  das  Reich  des  Verfrachters.  Klein,  aber  stämmig  und 
untersetzt,  schleift  er  mit  nerviger  Faust  die  schweren  Ballen  auf  die  in 
die  eichene  Diele  eingelassene  und  mit  deren  Oberfläche  abschneidende 
Stahlplatte  der  Dezimalwage,  signiert  sie  auf  Grund  des  Farbstiftvermerkes 
mit  dem  für  jeden  Sortimenter  ein  für  allemal  bestimmten  Zeichen,  z.  B. 
K.  S.  25,  und  dem  Bestimmungsorte,  wobei  er  den  Schwarzpinsel  schnell 
und  gewandt  wie  eine  Feder  zu  führen  weiß,  ermittelt  das  Gewicht,  schreibt 
den  bereits  vorbereiteten  Frachtbrief  aus,  verbucht  das  Gewicht  und  stapelt 
unter  Beihilfe  einiger  Laufjungen  die  fertigen  Ballen,  nach  den  verschiedenen 
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Bcförderungsgclegenhciten  sortierend,  rings  an  den  Wänden  und  im  Räume 
selbst  nur".  Line  Tür.  die  Luke,  führt  unmittelbar  auf  die  dem  vorderen 
Hofe  zugekehrte  Ladebühne,  an  der  die  Frachtfuhrwerke  anfahren. 

Nach  allen  sechs  Leipziger  Bahnhöfen,  dem  Dresdener,  Magdeburger, 
Thüringer,  Berliner,  Eilcnhurger  und  Bayerischen  Balmhofe,  gehen  im  Laufe 
des  Tages,  nach  den  meisten  zu  wiederholten  Malen,  sowohl  für  Eil-  wie 
für  Frachtgüter  Transporte  ab. 

So  fahrt  um  .t  I  hr  nachmittags  regelmäßig  ein  Wagen  nach  dem 
Bayerischen  Bahnhofe  mit  Eilguthallen  für  Bayern  über  Hof  hinaus  und  für 
Italien,  um  5  Uhr  cm  Wagen  nach  «lern  Magdeburger  Bahnhofe  mit  Eilgut 
für  England  und  Holland  und  jetzt  gegen  6  L'hr  wird  ein  regelmäßiger 
größerer  Transport  für  Berlin  an  die  Berliner  Paket  fahrt  abgefertigt. 

Worte  werden  bei  «lein  ganzen  Vcrladcgcschalt  nicht  viel  gewechselt; 
es  ist  auch  keine  Zeit  dazu,  denn  noch  immer  kommen  neue  Ballen  aus  den 
Speditionen,  und  die  Schlußzeit  naht.  Und  weiter  tun  Packnadel  und  Pinsel 
ihre  Schuldigkeit  und  weiter  klirrt  die  Wage  auf  und  nieder.  Neue  Fracht- 
fuhrwerke rollen  an  und  neue  Gestalten  mit  der  blauen  Bluse  und  der 
Lederschurze  kommen  und  gehen  —  wie  Szenen  aus  »Soll  und  Haben« 
mutet  uns  das  ganze  Verkehrsbild  an. 

luidlich  um  7  Uhr  ist  der  letzte  Ballen  zur  Tür  hinaus  —  jetzt  ist  auch 
drin  in  den  Speditionen  Luft  geworden  —  und  nun  stürzt  sich  alles  auf 
die  noch  der  Erledigung  harrende  »Post«.  Es  ist  noch  immer  eine  statt- 
liche Anzahl  der  aufgeschichteten  Bücherstöße  übrig,  ihnen  gilt  es  jetzt. 

Das  Ansagen  der  Beischlüsse,  das  Ausschreiben  der  Rechnung  und  die 
Zuruekhehaltung  des  Doppels  im  Kontobuch  erfolgt  unter  Arbeitsdreiteilung 
wieder  in  derselben  Weise  wie  bei  den  Ballen. 

Hinzu  tritt  aber  in  den  Speditionen  das  Abwiegen  des  Inhalts,  und  zwar 
vor  der  Verpackung,  weil  nach  den  hauptsächlich  in  Betracht  kommenden 
Orten  außerhalb  der  1.  und  2.  Zone  aus  Ersparnisrücksichten  soviel  als 
möglich  das  5kg-Gewicht  ausgenutzt  wird. 

Jeder  Speditionsgehilfe  hat  auf  dem  Packtisch  eine  kleine  Wage  stehen. 
Auf  der  einen  Schale,  wohin  die  abzuwiegenden  Beischlüsse  kommen,  steht  ein 
1  kg -Gewicht  zum  Ausgleiche  für  das  Gewicht  der  Verpackung,  auf  der 
anderen  ein  5  kg  Gewicht,  und  nun  legt  der  Gehilfe  —  er  hat  das  ungefähr 
im  Gefühl  —  einen  etwa  4',2  kg  wiegenden  Teil  des  abzuwiegenden  Bücher- 
stoßes auf  die  Wage,  legt  zu  oder  nimmt  wieder  weg,  bis  das  Gewicht 
stimmt,  sagt  den  so  gebildeten  Inhalt  des  künftigen  5  kg-Postpnkets  an  und 
schiebt  den  angesagten  Haufen  dem  an  der  anderen  Seite  des  Packtischs 
arbeitenden  Packer  zu.  dessen  Aufgabe  es  ist.  aus  diesen  Haufen  vorschrifts- 
mäßige Postpakete  zu  formen.  Der  Gehilfe  aber  legt  sogleich  einen  neuen 
Teil  des  Haufens  auf  die  Wage,  sagt  wieder  an  usf.,  bis  der  Haufen  zu 
5  kg -Paketen  an -gewogen  ist.  Der  verbleibende  Rest  kommt  dann,  wenn 
er  gering  ist,  mit  in  das  letzte  Paket,  das  in  diesem  Falle  also  über  5  kg 
w  iegt,  oder  es  wird,  wenn  es  sich  lohnt,  noch  ein  besonderes  Paket  daraus 
gemacht,  je  nachdem  sich  das  Porto  billiger  stellt.  Dasselbe  Verfahren  wird 
der  Gleichmäßigkeit  halber,  obgleich  das  Gewicht  hierbei  nicht  dieselbe  Rolle 
spielt ,  auch  au:  Pakete  nach  Orlen  der  1.  und  2.  Zone  angewendet.  Zur 
Ausnutzung  des  Portos  werden,  wo  es  angeht,  auch  nicht  eilige  Sachen 
beigepackt. 

Sind  nun  aus  den  für  denselben  Empfänger  vorliegenden  Gegenständen 
beispielsweise  Pakete  geworden,  so  heißt  es  kurz:  »4  Pakete  fertig!«  Das 
Gewicht  wird  nur  augesagt,  wenn  es  über  oder  unter  5  kg  beträgt;  sonst 
gilt  es  als  s,..lbst\ers;andiich,  daß  jedes  Paket  5  kg  wiegt.    Auf  den  Ruf 
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«fertig«  rechnen  die  beiden  Schreiber  schnell  wieder  die  Beträge  im  Avis 
und  im  Kontobuch  auf  und  stimmen  ab.  Nun  handelt  es  sich  nur  noch 
um  die  Begleitadressen.  Diese  stehen  für  jeden  Sortimenter  mit  gedruckter 
Aufschrift,  nach  den  zu  der  betreffenden  Spediüonsabteilung  gehörenden 
Kommittenten  alphabetisch  geordnet,  in  einen  langen  Kasten  einsortiert 
bereit,  desgleichen  in  einem  anderen  Kasten  die  gedruckten  Aufschriften  für 
die  Pakete  selbst. 

Hegleitadressen  und  Autschriften  werden  also  einfach  von  dem  hierfür 
bestimmten  der  beiden  Schreiber  mit  einem  Handgriffe  den  Kasten  ent- 
nommen, die  Hegleitadressen  mit  den  Marken  beklel.it  und  der  Kopf  mit  der 
Zahl  der  Pakete  ausgefüllt;  das  Franko  wird  zur  Verrechnung  mit  der 
Portokasse  in  ein  Mcrkbüchlein  eingetragen  und  der  Avis  nebst  den  Begleit- 
adressen und  den  Paketaufschriften  dem  Packer  hingereicht,  der  den  Avis 
in  eins  der  Pakete  obenauf  verpackt  und  nach  Fertigstellung  der  Pakete 
die  gedruckten  Aufschriften  sowie  einen  gellten  Zettel  mit  der  fettgedruckten 
Angabc  »Bücher«  aufklebt,  die  Postpaketadresse  aber  unter  die  Verschnürung 
eines  der  zugehörigen  Pakete  klemmt  und  hierbei  zugleich  die  Überein- 
stimmung zwischen  Paketaufschrift  und  Begleitadresse  prüft.*) 

Damit  keine  der  kostbaren  Minuten  verloren  gellt,  beginnt  der  Gehilfe 
sofort,  nachdem  der  Avis  und  die  Aufschriften  dem  Packer  übergeben  sind, 
mit  dem  Ansagen  einer  neuen  Sendung  für  den  nächsten  Kommittenten. 
So  kommt  es,  daß  der  Packer  noch  mit  der  vorhergehenden  Sendung  be- 
schäftigt ist,  während  bereits  die  zweite  bearbeitet  wird,  und  sich  dann 
sputen  muß,  mit  der  zweiten  fertig  zu  werden,  bevor  schon  die  vierte  daran- 
kommt usw.  Trotzdem  vermögen  die  Packer  infolge  ihrer  großen  Geschick- 
lichkeit und  Gewandtheit  im  allgemeinen  mit  dem  Ansagen  ungefähr  gleichen 
Schritt  zu  halten. 

Die  fertigen  Postpakete  werden  durch  Laufburschen  von  den  Pack- 
tischen eingesammelt  und  auf  den  zur  Abfahrt  nach  dem  Postamte  bereit- 
stehenden Handwagen  verladen. 

Sobald  ein  Wagen  voll  ist,  erfolgt  im  Trabe  die  Abfahrt  —  dies  wieder- 
holt sich  an  den  verkehrsreichen  Tagen  in  den  Abendstunden  mehrere  Male, 
und  jeder  Wagen  führt  dem  Postamte  gegen  100  Pakete  zu. 

Fortsetzung  folgt. 1 


Die  Entstehung  des  elektrischen  Stromes  in  den  Primär- 
elementen. 

Von  Telegrapheninspektor  Ambrosius  in  Chemnitz. 

■Sellin:- 

9.   Theorie  der  Stromentstehung  von  Ncrnst. 
Eine  befriedigende  Erklärung  liierfür  hat  (i88q)  Nernst,   gestutzt  auf 
die  Dissoziationstheoric  von  Arrhenius.  in  seiner  osmotischen  Theorie 
über  die  Entstehung  des  elektrischen  Stromes  gegeben,   zu  deren 


*)  Leider  erfolgt  bei  einer  ganzen  Anzahl  buchh.tndlerischt.-r  Firmen  weder  eine 
derartige  Vereinigung  der  Pakete  mit  den  Bei;leitadresscn  noch  eine  Vergleichung 
beider  im  Geschäftslokale;  von  den  Unzutraglichkeiten,  die  sich  hieraus  auf  der  Post 
ergeben,  ist  weiter  unten  die  Rede. 
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Verständnis  wir  uns  mit  zwei  weiteren  neuen  Begriffen:  a)  der  Lösungs- 
tension der  Metalle  (auch  Ionisierungsbestrebcn  genannt)  und  b)  dem 
osmotischen  Druck  der  Flüssigkeiten  vertraut  machen  müssen. 

a)  Lösungstension.  Zink  hat  ein  starkes  Bestreben,  sich  zu  oxydieren. 
Diesem  Bestreben  ist  auch  die  Neigung  des  Zinks  zuzuschreiben,  sich  in 
Säuren  (z.  B.  Salzsäure,  Schwefelsäure),  wie  auch  in  Lösungen  der  Salze 
der  Schwerrnctalle  zu  lösen,  mit  anderen  Worten,  seine  Atome  in  Ionen- 
form zu  bringen.  Dies  ist  aber  nur  möglich,  wenn  das  Zink  gleichzeitig 
die  Wasserstoffionen  oder  die  Ionen  der  Schwermetalle  verdrängt.  Taucht 
man  Zink  in  verdünnte  Schwefelsäure,  so  geht  das  Zink  in  Lösung  (es 
bildet  sich  Zn  .SO,)  und  Wasserstoffgas  steigt  auf;  taucht  man  das  Zink 
in  Kupfervitriol,  so  löst  sich  ebenfalls  das  Zink*),  dafür  wird  das  Kupfer 
in  Form  von  braunen  Flocken  ausgeschieden.  Wie  Zink  verhält  sich  noch 
eine  Anzahl  anderer  Metalle,  nur  ist  deren  Bestreben,  sich  zu  lösen  oder 
zu  ionisieren,  verschieden  groß.  Man  hat  daher  nach  diesem  lonisierungs- 
bestreben  oder  der  Lösungstension  eine  Reihe  aufgestellt: 

I.       K         Na  Mg  AI         Zn      Fe  Pb 

Kalium,      Natrium,      Magnesium,      Aluminium,      Zmk,      Eisen.  Blei. 

Die  Lösungstension  nimmt  vom  Kalium  nach  dem  Blei  zu  ab;  das  letztere 
ist  gerade  noch  imstande,  die  Wasserstoff  ionen  zu  verdrängen.  Die  Metalle 

II.       Iii        Cu         Hg         Ag       Pt  Au 

Wismut,      Kupfer,      Quecksilber,      Silber,      Platin.  Gold 

können  dies  nicht  mehr,  sie  sind  daher  in  verdünnten  Säuren  unlöslich. 

Wenn  nun  eines  der  zuerst  aufgeführten  Metalle  (z.  B.  Zink)  in  ver- 
dünnte Schwefelsäure  oder  in  die  Lösung  eines  Salzes  der  Schwermetalle 
(z.B.  eines  seiner  eigenen  Salze,  etwa  Zn  SOi)  taucht,  dann  sendet  es 
Ionen  in  die  Lösung,  welche,  da  sie  an  Stelle  von  Wasserstoff  oder  eines 
Metalls  treten,  positive  elektrische  Ladungen  besitzen;  infolgedessen 
muß  das  Metall,  das  diese  positiv  geladenen  Ionen  abgibt, 
negativ  geladen  zurückbleiben.  Diese  Erscheinung  kann  man  mit 
der  Lösung  eines  festen  Körpers  (von  Kochsalz)  in  Wasser  vergleichen. 
Wie  bei  dieser  Lösung  der  Umgebung  Wärme  entzogen  wird,  mithin 
gewissermaßen  Kälte  zurückbleibt,  so  nehmen  die  in  die  Flüssigkeit  ein- 
tretenden Metallatome  positive  Ladungen  mit  sich  und  lassen  die  negativen 
Ladungen  zurück.  Hierauf  ist  es  zurückzuführen,  daß  alle  unter  I.  genannten 
Metalle  vom  Kalium  bis  zum  Blei  sich  negativ  am  Elektrometer  erweisen, 
wenn  sie  in  eine  Säure  oder  in  eines  ihrer  Salze  eintauchen. 

b)  Osmotischer  Druck.  Die  Lösungstension  der  Metalle  ist  eigentlich 
nichts  anderes  als  das  Bestreben  des  Metalls,  durch  Lösung  einen  größeren 
Raum  einzunehmen;  es  ist  dies  dasselbe  Bestreben,  welches  alle  Gase 
besitzen:  sie  füllen  stets  den  ihnen  dargebotenen  Raum  ganz  aus. 
wobei  sie  sich  gleichzeitig  verdünnen.  Dasselbe  Bestreben  ist  nun 
auch  den  elektrolvtischen  Flüssigkeiten  eigen.  Jede  Lösung  eines  Salzes 
sucht  sich  von  selbst  zu  verdünnen,  wenn  ihr  nur  genügend 
Lösungsmittel  dazu  geboten  wird.    Ebenso  wie  die  Gasmoleküle  in 


*)  Anmerkung:  Der  Ausdruck  »das  Metall  löst  sich  in  einer  Saure«  ist  eigentlich 
nicht  richtig;  z.  B.  löst  sich  Zink  weder  in  Salzsäure  (HCl),  noch  in  Schwefelsaure 
(HtSOj,  denn  nach  dem  Vorgang  ist  weder  HCl,  noch  H3SOl}  sondern  ZnCl  oder 
ZnSOi  vorhanden.  Dagegen  löst  sich  Zucker  in  Wasser,  da  man  beim  Abdampfen 
wieder  Zucker  erhält.  Man  müßte  eigentlich  sagen:  «Das  Metall  bildet  in  Hydrosäuren 
unter  Verdrängung  des  .Wasserstoffs  in  Wasser  losliche  Salze.« 
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möglichst  große  Entfernung  voneinander  zu  gelangen  suchen,  so  sind  auch 
die  Moleküle  eines  gelösten  Salzes  bestrebt,  möglichst  große  Abstände 
zwischen  sich  zu  bringen.  Dies  Bestreben  kann  man  bei  den  Gasen  an  dem 
Druck  erkennen,  den  sie  auf  die  Gefäßwände  ausüben;  der  Druck  wächst 
mit  der  Menge  des  in  das  Gefäß  eingeschlossenen  Gases.  Das  Bestreben 
der  Flüssigkeiten,  sich  zu  verdünnen,  ist  ebenfalls  mit  einem  Druck  zu 
vergleichen ;  dieser  wirkt  allerdings  nicht  auf  die  Gefäßwände,  sondern  hat 
die  Tendenz,  den  gelösten  Stoff  in  immer  größere  Mengen  des  Lösungs- 
mittels hineinzubefördern.  Wenn  man  zwei  verschieden  konzentrierte 
Lösungen  eines  Salzes,  z.  B.  von  Kupfervitriol,  vorsichtig  in  einer  weiten 
Röhre  übereinander  schichtet,  dann  hat  die  weniger  konzentrierte  (2prozentige) 
Lösung  eine  hellere  Färbung  als  die  stärker  konzentrierte  (20prozcntigc) 
Lösung,  und  an  der  Berührungsfläche  der  beiden  Lösungen  kann  man  eine 
scharfe  Trennungslinie  erkennen.  Überläßt  man  die  beiden  Lösungen,  von 
denen  die  konzentriertere  sich  unten  befinden  mag,  sich  längere  Zeit  an 
einem  ruhigen.  Erschütterungen  nicht  ausgesetzten  Orte,  so  kann  man 
beobachten ,  wie  sich  zunächst  die  scharfe  Trennschicht  verwischt  und  wie 
allmählich  die  obere  Schicht  dunkler,  mithin  konzentrierter,  und  die  untere 
Schicht  heller,  also  weniger  konzentriert  wird.  Die  gelösten  Salzteile 
diffundieren,  entgegen  dem  Gesetz  der  Schwere,  von  den  Stellen 
höherer  Konzentration  nach  denen  niedrigerer  Konzentration. 
Diesen  rein  physikalischen  Vorgang  nennt  man  Osmose  und  den  Druck, 
der  die  Moleküle  in  Bewegung  setzt,  osmotischen  Druck.  Durch  einen 
groben  Versuch  kann  man  diesen  Druck  sich  vor  Augen  führen.  Uber 
den  abgesprengten  Boden  einer  weithalsigen  Flasche  a  (Fig.  4)  binde  man 
eine  tierische  Membran  b  (Schweinsblase)  —  die  Blase  muß  ganz  fest  an 
das  Gefäß  gebunden  werden,  damit  sie  wasserdicht  schließt  — ;  alsdann 
fülle  man  die  Flasche  a  mit  einer  konzentrierten  Kupfervitriollösung  und 
verschließe  ihren  Hals  mit  einem  Kork  e,  durch  den  eine  enge  Glasröhre  f 
gesteckt   ist    (Kork   und   Glasröhre   müssen   durch   Wachs    fest  verkittet 

werden,  damit  das  Gefäß  luftdicht  abgeschlossen  ist). 
Hängt  man  nun  die  so  vorbereitete  Flasche  in  ein 
Gefäß  c,  welches  etwa  zur  Hälfte  mit  Wasser  gefüllt  ist, 
dann  wird,  wenn  die  Flüssigkeit  in  der  Flasche  a  und 
in  dem  Gefäß  c  in  eine  Ebene  gebracht  werden,  auch 
in  der  Glasröhre  /  die  Kupfervitriollösung  ebenso  hoch 
wie  in  dem  Gefäß  stehen.  Nun  haben  die  Kupfcr- 
vitriolmoleküle  das  Bestreben,  in  das  Wasser  d  des  Ge- 
fäßes c  zu  diffundieren,  die  Membran  b  hindert  sie  indes 
daran.  Sie  üben  daher  auf  die  Membran  einen  Druck 
aus  und  spannen  sie,  so  daß  sie  sich  nach  unten  wölbt: 
fJ-  '  F  ite^i-ji  "  r'1  infolge  dieser  Spannung  würde  in  der  Flasche  ein  freier 
I V^l§llyi9w[ "\  Raum  entstehen,  wenn  nicht  gleichzeitig  Wasser,  für 
p~  t  -  ^rr\  f - '■;  welches  die  Membran  keine  Trennwand  bildet,  in  die 
Flasche  a  dringen  würde.  Die  hierdurch  eintretende 
Vermehrung  der  Flüssigkeit  in  der  Flasche  verursacht 
einen  Druck,  der  sich  nur  durch  die  in  die  Kupfer- 
vitriollösung eintauchende  offene  Glasröhre  f  ausgleichen  kann;  infolgedessen 
wird  in  dem  Glasrohr  die  blaue  Flüssigkeit  langsam  steigen;  an  dem  Steigen 
erkennt  man  aber  den  wachsenden  Druck,  der  eine  Folge  der  Osmose  ist 
und  der  dem  osmotischen  Druck  verglichen  werden  kann. 

c)  Entstehung  des  Stromes.  Nach  Nernst  sind  die  Lösungstension 
der  Metalle  und  der  osmotische  Druck  der  Lösungen   analoge  Begriffe; 
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nur  wirkt  die  Lösungstension  in  die  Flüssigkeit  hinein  und  der  osmotische 
Druck  aus  der  Flüssigkeit  heraus.  Sie  stellen  mithin  zwei  Kräfte  dar,  die 
sich  entgegenarbeiten:  die  Losungstension  sucht  ein  Metallteilchen  in  die 
Flüssigkeit  zu  befördern,  der  osmotische  Druck  treibt  das  Teilchen  gewisser- 
maßen wieder  hinaus.  Ist  der  osmotische  Druck  kleiner  als  die  Lösungs- 
tension, s<>  wird  eine  Lösung  des  Metalls  stattfinden;  ist  dagegen  der 
osmotische  Druck  großer  als  die  Losiingstension.  dann  sucht  der  osmotische 
Druck  Teilchen  auszuscheiden.  Bei  Anwendung  dieser  allgemeinen  Erörte- 
rungen auf  ein  bestimmtes  Beispiel  lein  Kupferelement)  werden  wir  die 
Entstehung  des  Stromes  in  dem  Element  unschwer  verfolgen  können. 

Die  Moleküle  des  Zinkvitriols  haben  sich  bei  der  Lösung  in  ihre 
Ionen  Zn "  und  .S'  ( • ,  "  gespalten,  ebenso  die  Moleküle  des  Kupfervitriols 
in  Cu"  und  SOi  ".  Gleichzeitig  hat  das  Zink  des  Zinkringes  das  Bestrehen, 
Zinkionen  \Zn";  in  die  Losung  des  Zinkvitriols  zu  treiben,  solange  der 
osmotische  Druck  dieser  Losung  nicht  großer  ist  als  die  Losiingstension 
des  Zinks,  mithin  solange  die  Losung  nicht  stark  konzentriert  ist.  Das 
Kupfer  dagegen,  welches  zur  Gruppe  II  der  Spannungsreihe  (Seite  5 1 2)  ge- 
hört, vermag  keine  Metallionen  in  die  Lösung  des  Kupfervitriols  zu  be- 
fördern, weil  es  gewissermaßen  einen  negativen  Lösungsdruck  besitzt. 
Infolgedessen  ist  der  osmotische  Druck  des  Kupfervitriols  stets  großer 
als  die  Lösungstension  des  Kupfers.  Schließt  man  nun  das  Element 
Zn  j  Zn  -( .S"D4  ,",  Cu"(SOi"  Cu,  so  kann  an  der  Zinkelektrodc  die  Lösungs- 
tension und  an  der  Kupferelektrode  der  osmotische  Druck  dauernd  in 
Wirksamkeit  treten ;  beide  Kräfte  treiben  die  Zinkionen  im  Element 
vom  Zink  zum  Kupfer;  da  wir  vorher  gesehen  haben,  daß  diese  Be- 
wegung der  Ionen  dem  elektrischen  Strome  gleichzusetzen  ist,  so  besteht 
also  die  Ursache  des  elektrischen  Stromes  in  der  durch  die 
Lösungstension  und  den  osmotischen  Druck  hervorgerufenen 
Druckkraft. 

Solange  nur  Zink  in  Zinksulfat  taucht,  hat  das  Zink  wohl  das  Bestreben, 
Zinkionen  in  die  Flüssigkeit  zu  treiben;  eine  Bewegung  der  Ionen  kann 
aber  noch  nicht  eintreten,  da  die  Anionen  ;  \S'  OJ"  des  Zinksulfats  für  die 
neu  gebildeten  Zinkionen  nicht  verfügbar,  sondern  an  Zinkionen  des  Zink- 
sulfats gebunden  sind.  Ebenso  haben  die  Cu"  -  Ionen  des  Kupfervitriols 
das  Bestreben,  sich  an  einer  in  das  Kupfervitriol  tauchenden  Kupferplattc 
auszuscheiden  und  zu  entionisieren;  sie  können  dies  aber  nicht,  weil  sonst  in 
der  Kupfervitriollösung  SOi     Ionen  im  Überschusse  vorhanden  sein  würden. 

Wenn  man  dagegen  die  Metalle  und  die  Flüssigkeiten  wie  in  einem 
Kupferelemente  zusammenbringt  und  das  Kupfer  und  das  Zink  außerhalb 
des  Elements  durch  einen  Draht  verbindet,  dann  geben  die  Cu'  -Ionen  des 
Kupfervitriols  ihre  positiven  Ladungen  an  das  Kupfer  ab  und  stellen  dem 
Zink  ihre  frei  geworden»  n  S0t  "  Ionen  zur  Verfügung,  es  können  sich  also 
die  infolge  der  Losungstension  bereit  stehenden  Zn'  -Ionen  mit  den  S  0t  "- 
Ionen  des  Kupfervitriols  verbinden  und  Zinkvitriol  bilden.  Da  das  Zink 
bei  der  Lösung  negativ  wurde,  werden,  solange  der  äußere 
Stromkreis  geschlossen  ist.  vom  Zink  aus  dauernd  negative 
und,  wie  wir  eben  sahen,  vom  Kupfer  positive  Elektrizitäts- 
mengen in  den  S  c  h  1 1  e  Ii  u  ng  s  b  oge  n  befördert.  Die  Kathode  ist  mit- 
hin Ableitungselcktrode  für  das  Element,  also  für  den  äußeren  Stromkreis 
der  positive  Fol. 

Zum  Schlüsse  dieser  Erörterungen  über  die  Entstehung  des  Stromes 
möchten  noch  einige  Worte  über  die  zwischen  den  Elektroden  herrschenden 
elektrischen  Spannungen  am  l'latze  sein. 
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11.  Spannungsreihe. 
Nach  der  Theorie  besitzen  die  Kationen  eines  Metalls  positive  elektrische 
Ladungen;  zwischen  einem  Metall,  welches  in  die  Lösung  eines  seiner  Salze 
taucht,  und  dieser  Lösung  muß  daher  eine  elektrische  Spannung  vor- 
handen sein.  Gehört  das  Metall  der  Gruppe  1  (Kalium  usw.)  an,  dann  ist 
die  Spannung  vom  Metall  zur  Lösung  positiv,  mit  anderen  Worten :  positive 
Elektrizität  geht  vom  Metall  in  die  Lösung  und  negative  vom  Metall  in 
den  Schließungsbogen.  Umgekehrt  ist  es  hei  einem  Metall  der  Gruppe  II 
(Wismuth  usw.);  hier  hat  die  positive  Elektrizität  das  Bestrehen,  aus  der 
Lösung  in  das  Metall  und  von  diesem  weiter  in  den  Schließungsbogen  zu 
fließen.  Mit  einem  Elektrometer  oder  auch  mit  einem  Voltmeter  kann  man 
diese  Spannungsunterschiede  messen.  Sic  sind  außer  von  den  Metallen  noch 
abhängig  von  dem  Konzentrations^rade  der  verwendeten  Flüssigkeiten : 
hei  einem  Metall  der  ersten  Gruppe  nimmt  der  Spannungsunterschied  mit  der 
Verri  ngerung  der  Konzentratinn  der  Lösung  seines  Salzes,  bei  einem  der 
zweiten  Gruppe  mit  der  Vergrößerung  der  Konzentration  der  Lösung  seines 
Salzes  zu.  Verwendet  man  normale  Salzlösungen,  so  erhält  man  folgende 
elektrische  Span nungs r e i  he  vom  Metall  zur  Salzlösung  gemessen. 


Metall 


Spannung 
in  Volt' 


Metall 


Spannung 
in  Volt 


Magnesium   -\  i,m 

Aluminium   1,05 

Zink   -J-  0.51 

Kadmium   -f  0,16 

Eisen   -f  0,10 


Blei   —  0,o« 

Wasserst-)  ff   — •  0.2; 

Kupfer   —  0,56 

Quecksilber  j  —  1,03 

Silber  '  —  1,9» 

Gold   —  i.35. 


Die  Richtigkeit  dieser  Spannungsreihe  erhellt  daraus,  daß  jedes  Metall 
aus  der  Lösung  eines  der  folgenden  Metalle  das  betreffende  Metall  aus- 
scheidet. Beispielsweise  kann  man  Kupfer  aus  einer  Kupfervitriollösung 
durch  Zink  und  Eisen  ausfällen,  aber  nicht  durch  Silber  oder  Gold. 

Bringt  man  zwei  Salzlösungen  mit  ihren  Metallen  zusammen,  dann 
addieren  sich  die  Spannungen  ;  es  hat  daher  ein  Element  aus  Zn  j  Zn  SC)4  I 
Cu  S  04  /  Cu  eine  Spannung  von  -f-  0,51  -f  o.y,  =  -f  1,07  Volt.  Dies  ist 
die  Normalspannung  der  Kupferelemente.  Stellt  man  Zink  und  Eisen  mit 
ihren  Salzen  zusammen,  also  Zn  /  Zn  S  0K  Fe  S  O,  /  Fe,  so  ist  die  Spannung 
nur  -f  0,51  — 0,10  —  4-  0,41  Volt.  Bei  einem  Elemente,  welches  ich  mir 
aus  Magnesium  und  Kupfer,  also  Mg  Mg  S  Oi  /  Cu  S  04  j  Cu  zusammen- 
gesetzt habe,  erhielt  ich  die  Spannung  -f  i,;s  Volt,  was  der  normalen 
Spannung  von  -f-  i,n  -f  °-v  — ■  -r  i.&>  Volt  sehr  nahe  kommt. 

Aus  diesen  Ausführungen  kann  man  femer  ersehen,  daß  die  Spannung 
oder  die  elektromotorische  Kraft  eines  Kupferelementes  um  so  größer 
wird,  je  konzentrierter  die  Kupfervitriollösung  und  je  weniger 
konzentriert  die  Zinkvitriollösung  ist;  natürlich  darf  die  Verdünnung 
der  letzteren  nicht  zu  weit  getrieben  werden,  weil  dadurch  wieder  der  innere 
Widerstand  des  Elementes  steigen  würde.  Von  der  guten  Beschaffenheit 
der  Zinkvitriollösung  hängt  zum  größten  Teil  die  Leistungsfähigkeit  des 
Elementes  ab.  Qualitativ  und  quantitativ  sind  hiernach  die  Vorgänge  bei 
der  Erzeugung  eines  elektrischen  Stromes  in  den  galvanischen  Elementen 
erklärt. 
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12.  Chemische  Vorgänge  in  einzelnen  Elementen. 

Die  chemischen  Vorgänge  in  den  Elementen  selbst  sind  leicht  zu  ver- 
folgen und  zu  behalten,  wenn  man  das  über  die  Elektrolyse  und  die  Dis- 
soziation Gesagte  beachtet. 

Ein  Element,  welches  aus  Zn  j  Zw  (S  0t/'  Cu  besteht,  kann  keinen 
Strom  liefern,  weil  die  Zn"- Ionen  der  Zinkvitriollösung  sich  gemäß  der 
Spannungsreihe  am  Kupfer  nicht  ausscheiden,  also  auch  nicht  entladen 
können.  Anders  verhält  sich  ein  Element  Zn  /  //2  "  (S  Oa)"  /  Cu;  dieses  liefert 
zunächst  einen  Strom,  seine  Spannung  nimmt  jedoch  stetig  ab,  weil 
sowohl  die  Zahl  der  durch  die  Lösungstension  des  Zinks  in  den  Elektro- 
lyten getriebenen  Zinkionen  zunimmt  als  auch  die  entladenen,  in  Gasform 
aufgetretenen  Wasserstoffmengen  die  Kupfcrelcktrodc  mehr  und  mehr  um- 
hüllen; dadurch  wird  die  Berührungsfläche  zwischen  Kupfer  und  Elektrolyt 
verringert  und  der  Widerstand  des  Elementes  erhöht.  Ein  solches  Element 
ist  daher  nicht  konstant;  man  bezeichnet  die  Vorgänge,  welche  die  Abnahme 
der  Spannung  und  die  Zunahme  des  Widerstandes,  mithin  die  Schwächung 
des  Stromes  verursachen,  mit  Polarisation  und  nennt  ein  solches  Element 
polarisiert. 

a)  Daniellelemente.  Den  Weg,  die  Polarisation  zu  verhüten,  hat 
zuerst  Daniell  gezeigt.  Er  ging  von  dem  Gedanken  aus,  daß  der  auftretende 
Wasserstoff  durch  einen  chemischen  Prozeß  unschädlich  gemacht  werden 
müßte.  Als  sehr  geeignet  hierzu  fand  er  das  Kupfervitriol.  Das  Danicll- 
elemcnt  Zn  /  H3m  •  (S  OJ"  /  Cif  •  (S  OJ"  I  Cu  haben  wir  früher  schon  näher 
kennen  gelernt ;  in  dieser  Zusammensetzung  findet  es  jetzt  nur  noch  selten 
Anwendung,  sondern  fast  ausschließlich  in  der  von  Krüger  vorgeschlagenen, 
in  der  Reichs -Telcgraphenverwaltung  gebräuchlichen  Eorm: 

Zn  /  Zn"(S  0X)"  /  Cu  •(SOi)"  j  Cu  (Kupferelement). 

Bei  dem  chemischen  Vorgang  wird  Zink  in  Zinksulfat  verwandelt  und  Kupfer 
aus  dem  Kupfersulfat  ausgeschieden;  die  Menge  dos  in  Lösung  gehenden 
Zinks  ist  der  Menge  des  ausgefällten  Kupfers  nach  dem  Gesetze  von 
Faraday  äquivalent.  Der  chemische  Vorgang  zerfällt  in  zwei  Phasen: 
i.  das '  Zink  (Zn)  tritt  an  die  Stelle  eines  Zinkions  (Zw)  des  Zinksulfats 
Zn'  (S  OJ")  und  dieses  Zinkion  strebt  nach  der  Kathode  hin;  2.  auf  diesem 
Wege  stößt  es  auf  ein  «?0,-lon  (SOJ"  des  Kupfcrsulfats  (Cw(SOJ"J  und 
bildet  mit  diesem  ein  neues  dissoziiertes  Molekül  Zn "  (S  0J"\  das  Kupfer- 
sulfat  (Cw  '|  N O, )"',  scheidet  ein  Atom  metall isches  Kupfer  (Cu)  aus,  wo- 
bei  zwei  positive  Ladungen  frei  werden.    Die  Formeln 

Zn  +  Zn--(SOJ"  ■-.  Zn"(SOJ"  -f  Zn  ' 

und 

Zn"  +  Cu-'  S(\r  =-.  Zn'(SOJ"  -f  Cu 

veranschaulichen  diese  Vorgänge. 

In  ähnlicher  Weise  lassen  sich  stets  zwei  Metalle  Xlx  und  A/2  mit  ihren 
Salzen  zu  Elementen  von  der  Form  A/,  /  3/,  -S'  04  /  XL.,  S  ÖA  j  AL  kombinieren, 
welche  alle  unter  dem  Namen  DanieH'schc  Ketten  zusammengefaßt  werden. 
Die  chemischen  \'orgänge  in  diesen  Elementen  verlaufen  ganz  analog  den 
für  das  Kupferelement  angegebenen. 

b)  Kohlenelemente.  Verwendet  man  zur  Konstruktion  eines  galvanischen 
Elementes  Zink  und  eine  schwer  lösliche  oder  indifferente  Elektrode  (Platin 
oder  Kohle)  und  als  Elektrolyten  eine  Säure  oder  ein  Salz,  so  erhält  man 
ebenfalls  einen  elektrischen  Strom;  das  Zink  verdrangt  infolge  seiner  hohen 
Lösungstension  die  Wasserstoffionen  des  Elektrolyten  und  bewirkt,  daß  diese 
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ihre  Ladungen  an  die  indifferente  Elektrode  abgehen.  Ein  derartiges  Element 
wird  aber  ebenso  wie  das  vorher  besprochene  Element  Zn  (S  OJ"  / Cu 

sich  sehr  bald  polarisieren  und  der  von  ihm  gelieferte  Strom  wird  allmählich 
in  seiner  Stärke  abnehmen.  Auch  bei  diesen  Elementen  kann  man  die 
Polarisation  durch  Oxydation  des  Wasserstoffs  zu  Wasser  verhindern  und 
das  inkonstante  Element  in  ein  konstantes  verwandeln.  Für  diesen  Zweck 
sehr  geeignete  Oxydationsmittel  sind  Chromsäure,  Salpetersäure  und 
Superoxyde,  z.  13.  Braunstein.  Diese  drei  Oxydations-  oder  Depolarisations- 
mittel  finden  Anwendung  in  dem  Chromsäure-  oder  Tauchelement,  in  dem 
Bunscnelcment  und  in  dem  Leclanche-  oder  Kohlenelement. 

1.  Das  Chromsäure-  oder  Tauchelement  besteht  aus  Zink  und 
Kohle,  welche  in  einer  Auflösung  von  Natriumdichromat  oder  Kalium- 
dichromat  (Na?  Cr.,  01  oder  A'a  Cr.,  0.)  in  verdünnter  Schwefelsäure  sich 
befinden.  Der  Umstand,  daß  das  Zink  nur  eingetaucht  wird,  wenn  dem 
Elemente  Strom  entnommen  werden  soll,  hat  ihm  seinen  Namen  gegeben. 

Die  chemischen  Vorgänge  in  diesem  Elemente  lassen  sich  durch  folgende 
Gleichung  darstellen: 

3Zn  +  6H2-(SOJ"  +  Na,-(Cri01)"[+C]  = 

3  Zn-  fSOJ"  +  Cr--(S0^2-  4-  Na^O"  +  6  //2  0  [+  C]. 

Die  Kohle  spielt  bei  diesem  Vorgange  keine  wesentliche  Rolle,  sie  dient  nur 
als  Ableitungselektrode.   Die  Spannung  des  Tauchelementcs  beträgt  1,9  Volt. 

2.  Das  B  Unsenelement.  Nach  der  Art  des  Daniellelementes  werden 
zwei  Elektroden  und  zwei  Flüssigkeiten  durch  eine  poröse  Scheidewand 
(Tonzylinder)  getrennt.  Als  Elektroden  benutzt  man  Zink  und  Kohle;  ersteres 
steht  in  Schwefelsäure,  letzteres  in  konzentrierter  Salpetersäure  (HN  0^.): 

Zn;  //„•  •  (S  04)"  /  H  N  03  /  C. 

(kont) 

Die  Salpetersäure  wirkt  ebenso  wie  die  Chromsäurc  und  oxydiert  den  frei 
werdenden  Wasserstoff  zu  Wasser  nach  der  Gleichung: 

Zn  +  H,--(SOJ"  +  2//.V0,[+  C]  = 
Zn--(SOJ"  +  2lf30  +  N0i{+  CJ. 

Die  frei  werdende  Untersalpetersäure  (N?  Oi)  entweicht  als  braunrotes  Gas. 
Die  Spannung  des  Bunsenelcmentes  beträgt  anfangs  1,9  Volt;  sie  nimmt 
aber  ab  in  dem  Maße,  wie  die  Salpetersäure  durch  das  entstehende  Wasser 
verdünnt  wird. 

3.  Das  Lecl an chee lernen t.  Zink  und  Kohle  befinden  sich  in  einer 
Lösung  von  Salmiak  (N  Hi  Gl) ;  die  Kohle  ist  mit  Braunstein  (Mn  ü.2)  um- 
geben oder  vermischt.  Der  Braunstein  gibt  einen  Teil  seines  Sauerstoffs 
zur  Oxydation  des  Wasserstoffs  ab,  so  daß  der  chemische  Vorgang  sich 
abspielt  nach  der  Gleichung: 

Zn  +  2  (NHJCl'  =  Zn'TJ"  +  2  N  H2  +  //,, 

und 

//,  +  2  Mn  02  =  //,  O  -f  Mn.,  0,. 

Das  entstehende  Ammoniak  (.\ '  H3J  ist  in  großen  Mengen  im  Wasser  löslich, 
man  riecht  vom  Ammoniak  an  den  Elementen  daher  erst  dann  etwas,  wenn 
sie  lange  Zeit  im  Gebrauche  sind.  Das  für  das  Element  wirkungslose 
Manganoxyd  (Mn*  O.J  ergänzt  sich  wieder  zu  Mn.,Oi  oder  2  Mn  Os  durch 
Aufnahme  von  Sauerstoff  aus  der  Luft.  J  >iese  Aufnahme  findet  aber  nur 
langsam  statt;  bei  längerer  Stromentnahme  sinkt  die  Spannung  des  Elementes, 
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welche  anfangs  1,48  Volt  beträgt,  weil  nicht  aller  entstehender  Wasserstoff 
oxydiert  werden  kann,  bedeutend;  das  Element  »polarisiert«  sich.  Überläßt 
man  ein  solches  Element  alsdann  einige  Zeit  der  Ruhe,  so  »erholt«  es  sich, 
d.  h.  das  Manganoxyd  ergänzt  sich  zu  Mangansuperoxyd,  so  daß  es  wieder 
gebrauchsfähig  ist. 

Die  jetzt  viel  verwendeten  Trockenelemente  sind  mit  wenigen  Aus- 
nahmen ähnlich  konstruiert  wie  das  Leclancheelement,  nur  ist  der  Elektrolyt 
an  eine  poröse  Masse  (meist  Gips)  gebunden,  welche  an  den  chemischen 
Vorgängen  keinen  Anteil  nimmt.  Die  chemischen  Vorgänge  sind,  da  die 
Herstellung  der  Elemente  Fabrikgeheimnis  ist,  selten  genau  bekannt;  in  der 
Regel  verlaufen  sie  ähnlich  wie  bei  dem  Leclancheelement. 

13.   Einfluß  der  Dcpolarisationsmittel  auf  die  Spannung. 

Vergleicht  man  die  Werte  der  Spannungen,  welche  die  drei  zuletzt  be- 
schriebenen Elemente  liefern,  so  sieht  man,  daß  das  Tauch-  und  das  Bunscn- 
eletnent  1,9  Volt,  das  Leclancheelement  nur  1. 48  Volt  besitzen.  Da  alle  drei 
Elemente  aus  den  Elektroden  Zink  und  Kohle  zusammengesetzt  sind,  kann 
dieser  Unterschied  in  den  Spannungen  nur  durch  die  Elektrolyte  oder  durch 
die  zur  Depolarisation  verwendeten  Störte  hervorgerufen  werden;  tatsächlich 
ist  das  letztere  der  Fall:  die  Dcpolarisationsmittel  machen  nicht 
nur  das  Element  konstant,  sondern  sie  erhöhen  auch  noch  seine 
Spannung.  Chromsäure  und  Salpetersäure  rufen  die  gleiche  Spannungs- 
erhöhung hervor,  während  der  Braunstein  eine  nicht  so  bedeutende  Steige- 
rung der  Spannung  verursacht.  Von  der  Spannungs- 
erhöhung verschiedener  Depolarisatoren  kann  man  sich 
leicht  überzeugen.  Nimmt  man  einen  Glaszylinder  a 
5).  verschließt  ihn  an  dem  einen  Ende  mit  einem 
Kork  c,  durch  den  ein  Draht  d  gesteckt  und  dessen 
Ende  mit  einer  Kupferscheibc  Cu  verbunden  ist,  setzt 
auf  diese  Scheibe  ein  kleines  Glasgefäß  b.  worin  sich 
ein  mit  einem  Ablcitungsdraht  c  versehenes  Platin- 
plättchen  befindet,  und  füllt  das  Gefäß  a  mit  sehr 
verdünnter  Schwefelsäure  (1  :2$),  so  erhält  man  ein 
Element  mit  einer  Spannung  von  etwa  o,;  Volt.  Die 
Spannung  geht  sogar  noch  langsam  zurück  in  dem 
Maße,  wie  sicli  die  I 'latinplatte  mit  Wasserstoff  bedeckt. 
Nun  befestige  man  durch  Ankitten  mit  Siegellack 
an  Glasstäben  je  ein  Stückchen  Kaliumpermanganat 
(übermangansaures  Kalium  —  KMn04),  Kalium- 
dichromat  (doppeltehromsaures  Kali  =  Cr2  07)  und 
Braunstein  (Mn  0.2)  und  berühre  nacheinander  mit 
diesen  Depolarisatoren  die  Platinplatte  (diese,  ebenso 
wie  das  Gefäß  b  muß  bei  Anwendung  jedes  neuen 
Depolarisators   gereinigt    werden),   dann  beobachtet 

man,  daß  bei  Berührung  mit  Kaliumpermanganat  die  Spannung  von  0,3  Volt 
auf  0,8  Volt,  bei  Berührung  mit  Braunstein  auf  1,1  Volt  und  bei  Berührung 
mit  Kaliumdichromat  auf  1,4  Volt  steigt;  gewiß  ein  Beweis,  daß  die  Span- 
nungserhöhung lediglich  durch  den  Depolarisator  verursacht  wird. 

14.  Chemische  und  elektrische  Energie. 

Zum  Schlüsse  seien  noch  einige  Worte  über  die  Beziehungen  zwischen 
chemischer  und  elektrischer  Energie  gestattet. 
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Es  ist  eine  bekannte  Tatsache,  daß  sich  die  verdünnte  Schwefelsäure,  in 
welcher  Zink  aufgelöst  wird,  ganz  bedeutend  erwärmt,  daß  dagegen  in  einem 
galvanischen  Element,  in  dem  doch  ebenfalls  eine  Auflösung  des  Zinks  vor 
sich  geht,  meist  eine  Erwärmung  nicht  nachgewiesen  werden  kann.  Die 
im  ersten  Falle  frei  werdende  Wärmemenge  muß  demnach  mit  der  im 
zweiten  Falle  gelieferten  elektrischen  Energie  im  Zusammenhange  stehen. 

Läßt  man  1  Grammäquivalent  Zink  in  verdünnter  Schwefelsäure  sich 
lösen,  so  werden  nach  den  Lehren  der  Thermochemie  124250  Gramm- 
kalorien frei;  umgekehrt,  wenn  1  Grammäquivalent  Kupfer  sich  aus  Kupfer- 
vitriol abscheidet,  werden  0.0. 700  Kalorien  verbraucht;  es  würde  demnach 
noch  ein  Uberschuß  von  24550  Kalorien  vorhanden  sein,  der  eine  Erwärmung 
des  Elementes  hervorrufen  müßte.  Dem  ist  aber  nicht  so;  denn  bei  dem 
Daniellelemente  wird  die  frei  werdende  Wärmemenge  vollständig  in  elektrische 
Energie  umgesetzt.  Daher  kann  man  die  elektromotorische  Kraft  eines 
Daniellelementes  aus  der  frei  werdenden  Wärmemenge  berechnen. 

Ein  Strom  von  1  Ampere  Stärke  scheidet  in  einer  Sekunde  aus  einer 
Lösung  von  salpctersaurcm  Silber  (Ag  S  OJ  0,001  nS;  g  Ag  und  o.ooo-i+jo  g  A'03 
ab;  jede  dieser  Abscheidungen  ist  mit  der  gleichen  Menge  Elektrizität  be- 
haftet gewesen,  und  zwar  das  Silber  ^l^-,1  mit  positiver  und  ;.VÖ3J  mit 
negativer.  Da  man  die  Elektrizitätsmenge,  welche  in  einer  Sekunde  durch 
einen  Strom  von  I  Ampere  Stärke  bewegt  wird,  mit  I  Coulomb  bezeichnet, 
so  ist  das  Silber  mit  '„Coulomb  positiver  und  -V ( mit  '/„Coulomb 
negativer  Elektrizität  geladen,  und  da  1  Grammäquivalent  Silber  107,7  g 

entspricht .  so  ist  dasselbe  mit  4S  270  Coulombs  verbunden. 

2  ■  Ü.'  111 

Die  gleiche  Menge  führt  das  andere  Ion  , -V  D;i  •  mit  sich.  Hiernach  werden 
bei  der  elektrolytischen  Zersetzung  eines  Stoffes  für  jedes  Grammäquivalent 
desselben  2  X  48270  (>6  540  Coulombs  durch  den  Elektrolyten  befördert. 
Die  Arbeit,  welche  der  elektrische  Strom  bei  diesem  Transporte  zu  leisten 
hat,  ist:  elektrische  Arbeit  -=  elektromotorische  Kraft  x  Elektrizitätsmenge, 

d.  h.  Arbeit       Volt  x  Coulomb. 

Nach  dem  absoluten  Maßsvstem  ist  I  Volt-Coulomb  Kilogramm- 

0,81 

meter,  und  nach  der  mechanischen  Wärmetheorie  entspricht  1  Grammkalorie 
o.+24  Kilogrammetern.     Die  frei  werdende  Wärmemenge  ist  also  24  550  x 

t^-t  1   ,•       ,  •  v  .        °()  54"  X  Volt 

o,pj  Kilogrammetern  und  die  geleistete  Arbeit  ^  Kilogramm- 

metern gleich  zu  setzen.    Beide  Werte  sind  nach  der  obigen  Voraussetzung 

einander  gleich;  daher  ist  24550  x  0,-43.»  —  9°  54°  x  ^  olt  Q(jcr  ^c  dektro- 

Q,8i 

motorische  Kraft  des  Elementes  beträgt  E  —  "^5^         •l  lX       _  j  071\'0]t_ 

96  540 

Wie  die  Messung  bestätigt,  ist  die  elektromotorische  Kraft  eines  Daniell- 
elementes  tatsächlich  gleich  dem  durch  diese  Rechnung  gefundenen  Werte. 
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Russische  Feldposteinrichtungen. 
Von  Postinspektor  Schöffler  in  Leipzig. 

Durch  Prikas  des  derzeitigen  Verwesers  des  russischen  Kriegsministe- 
riums vom  0./19.  März  1904  sind  neue  Verzeichnisse  der  Ausstattungs- 
gegenstände für  Feld -Post-  und  Telegraphenanstalten  sowie  für  die  zu- 
gehörigen Trains  in  Kraft  gesetzt  worden.  Danach  werden  e.  F.  aufge- 
stellt: ein  Haupt- Feld- Postkontor.  Feld- Postkontore  beim  Hauptquartier 
und  bei  den  Korpskommandos,  ferner  Reserve- Feld-Postkontore,  Feld-Tcle- 
graphensektionen  sowie  Post-Pferderelais.  Nach  dem  Ausrüstungverzeichnis 
ist  das  Personal  des  Haupt-Feld-Postkontors  mit  20,  das  Personal  des  Feld- 
Postkontors  beim  Hauptquartier  mit  12,  das  Personal  der  Korps-  und  der 
Reserve-Fcld-Postkontore  mit  je  10,  der  Feld-Telegraphensektionen  mit  je 
2  Mann  anzunehmen;  wie  sich  hierbei  das  Zahlenverhältnis  der  Beamten 
zu  den  Unterbeamten  stellt,  ist  nicht  zu  ersehen.  Als  Ausrüstung  erhält 
jeder  Angehörige  einer  Feld-Post-  oder  Telegraphenformation  Säbel,  Re- 
volver und  25  Patronen.  Die  Feld-Postkontore  bei  den  Korpskommandos 
und  beim  Hauptquartier  sind  mit  je  4  Fahrzeugen  ausgestattet,  als  deren 
Bespannung  9  Pferde  einschl.  eines  Reservepferdes  vorgesehen  sind. 

Für  die  leitenden  Stellungen  bei  der  Feldpost  sind  nach  den  von  der 
russischen  Postverwaltung  bisher  veröffentlichten  Personalnachrichten  aus 
Anlaß  der  Kriegswirren  im  fernen  Osten  ernannt  worden : 

1.  ein  Vorsteher  der  Feld-Post-  und  Telegraphenverwaltung  im  Rücken 
der  Mandschurischen  Armee; 

2.  ein  Feld-Post-  und  ein  Feld-Telegraphen inspektor  bei  der  Mandschu- 
rischen Armee; 

3.  ein  Vorsteher  der  Feld-Post-  und  Telegraphenverwaltung  der  Mand- 
schurischen Armee ; 

4.  ein   Vorsteher   des   Haupt- Feld -Postkontors   der  Mandschurischen 
Armee. 

Der  Vorsteher  der  Feld- Post-  und  Telegraphenverwaltung  im  Rücken 
der  Armee  ist  Staatsrat  und  gehört  als  solcher  der  5.  Rangklasse  an  (zwischen 
Generalmajor  und  Oberst).  Der  Feld-Postinspektor  ist  Kollegienrat  und  hat 
als  solcher  den  Rang  eines  Obersten.  Die  aufgeführten  übrigen  Feldbeamten 
sind  Kollegienassessoren  und  stehen  im  Hauptmannsrange  (8.  Rangklasse). 

Sitz  des  Haupt- Feld -Postkontores  ist  Charbin.  Charbin  ist  Leitpunkt 
für  die  für  die  Mandschurische  Armee  bestimmten  Postsendungen.  Nach 
Charbin  ist  ferner  das  Bahnpostamt  Ii  (»Sektion  11  der  Eisenbahn-Post- 
transporte«), das  seinen  ständigen  Sitz  in  Nikolska-Ussurijskoje  hat.  vor- 
übergehend verlegt  worden. 

Einen  starken  Zuwachs  hat  das  Personal  der  russischen  Post-  und  Te- 
legraphenverwaltung im  fernen  Osten  dadurch  erhalten,  daß  nach  Vortrag 
des  Ministers  des  Innern  auf  Allerhöchsten  Befehl  die  im  Telegraphendienste 
beschäftigten  Angestellten  der  chinesischen  Ostbahn  in  den  Dienst  der  russi- 
schen Post-  und  Telegraphenverwaltung  übernommen  worden  sind. 

Auch  sonst  ist  an  Postpersonal  im  fernen  Osten  kein  Mangel.  Das 
in  der  fälligen  Wochenausgabe  des  amtlichen  PotStovo  -  telegrafny  Journal 
vom  5  /18.  Februar  1904  veröffentlichte  Manifest  des  Zaren  über  die  Heraus- 
forderung Rußlands  durch  Japan  hat  in  den  Reihen  der  Post-  und  Tele- 
graphenbeamten  einen  starken  Widerhall  gefunden.  Mit  der  Bitte  um 
Verwendung  bei  den  Feld-Post-  und  Telegraphenanstaltcn  hat  sich  eine  An- 
zahl Post-  und  Telegraphenbeamter,  z.  T.  telegraphisch,  unmittelbar  an  den 
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Zaren  gewendet.  Durch  Zirkular  ist  darauf  hingewiesen  worden,  daß  für 
solche  Gesuche  der  Instanzenweg  einzuhalten  und  daß  der  Bedarf  vorläufig 
gedeckt  sei. 

Die  Ausstattungsgegenstände  der  Feld -Post-  und  Telegraphenanstalten 
zerfallen  in  Gegenstände,  die  bereits  in  Friedenszeiten  vorrätig  zu  halten  sind, 
und  in  Gegenstände,  die  erst  im  Mobilmachungsfalle  beschafft  werden.  Die 
Gegenstände,  die  in  Friedenszeiten  vorrätig  gehalten  werden,  sind  eingeteilt: 
in  Gegenstände  von  Metall,  von  Leder,  von  Holz,  in  Druckformulare  in 
Buchform,  in  sonstige  Druckformulare,  in  gedruckte  Dienstanweisungen. 
Bedarfsgegenstände  für  Telegraphie  und  die  Ausrüstungsgegenstände.  Zu 
den  Gegenständen  von  Metall  gehören  Wagen,  Gewichte,  Siegel,  Stempel. 
Messer,  Scheren,  Plombierzangen  und  das  Plombiermetall.  Unter  den 
Gegenständen  von  Leder  sind  außer  zusammenlegbaren  Briefkasten  alle  die 
Ledertaschen  verschiedener  Einrichtung  und  verschiedener  Größe  aufgeführt, 
die  in  Rußland  schon  in  Friedenszeiten  bei  der  Brief-,  Geld-  und  Paket- 
beförderung eine  so  ausgedehnte  Verwendung  finden.  Die  Tragfähigkeit 
eines  der  großen  Lederbehältnisse  ist  mit  2  Pud  angegeben.  An  Bestell- 
taschen werden  beim  Ilaupt-Feld-Postkontor  4,  bei  den  Feld-Postkontoren 
und  den  Feldtelegraphensektionen  je  2  mitgeführt.  Unter  den  Gegen- 
ständen von  Holz  sind  die  Rechenbretter  (Stschotv)  bemerkenswert,  von 
denen  beim  Haupt-Feld-Postkontor  5,  bei  den  übrigen  Feld-Post-  und  Tele- 
graphenanstalten einschl.  des  Postpferderelais  je  1  sich  befinden.  Zu  den 
Druckformularen  in  Buchform  gehört  z.  B.  das  Markenbuch,  dessen  Auf- 
schrift in  wörtlicher  Ubersetzung  folgendermaßen  lautet:  »Buch  für  die 
Niederschrift  des  Zugangs-  und  Abgangs  an  Postmarken,  gestempelten 
Umschlägen  und  Formularen  zu  Postkarten«  (russ.  »offenen  Briefen«). 
Kin  Amtsschriftenbuch  wird  in  zwei  selbständigen  Teilen  (Eingänge  und 
Abgänge)  geführt.  Iuir  das  Telegramm-Annahmebuch  sind  drei  verschiedene 
Formulare  erforderlich.  Das  Geschäftsmerkbuch  umfaßt  2  Buch  Papier. 
An  sonstigen  Druckformularen  werden  19  verschiedene  Sorten  mitgeführt, 
einschl.  der  Telegramm-Aufgabe-,  Ankunfts-  und  Durchgangsformulare  so- 
wie der  Siegelmarken  zum  Verschließen  der  Telegramme.  Das  Verzeichnis 
der  Dienstanweisungen  umfaßt  7  Nummern ,  darunter  den  internationalen 
Telegraphentarif.  Die  Feld-Postdienstanweisung,  die  auf  russisch:  »An- 
weisung für  Ausführung  der  Post-  und  Tclegraphendienstgeschäfte  bei  den 
Feldanstalten«  heißt,  ist  für  alle  Feld-Post-  und  Telegraphenanstalten  einschl. 
des  Post-Pferderelais  vorgesehen.  Bedarfsgegenstände  für  Telegraphie 
werden  nur  beim  Haupt-Feld-Postkontor  (als  Reserve)  und  bei  den  Feld-Tele- 
graphensektionen geführt.  Z.  B.  sollen  beim  Haupt-Feld-Postkontor  4  Tele- 
graphenapparate mit  Apparattischen,  Reserveteilen  und  Zimmereinrichtung, 
sowie  150  Mcidinger-Elemente,  bei  den  Feld-Telegraphensektionen  2  Tele- 
graphenapparate mit  Apparattischen.  Reserveteilen  und  Zimmereinrichtung, 
sowie  25  Meidinger-Elemente  vorhanden  sein.  Das  System  der  Telegraphen- 
apparate ist  nicht  angegeben.  Insgesamt  umfaßt  das  Verzeichnis  der  Aus- 
stattungsgegenstände, die  schon  im  Frieden  vorhanden  sein  sollen,  einschl. 
der  Ausrüstungsgegenstände  97  Nummern. 

Das  Verzeichnis  der  Ausstattungsgegenstände,  die  im  Falle  der  Mobilmachung 
zu  beschaffen  sind,  enthält  28  Nummern.  Hierher  gehören  Telegraphen- 
materialien (Kupfervitriol,  Knochenöl ,  Farbe  für  den  Farbschreiber  usw.), 
Schreib-  und  Packmaterial.  An  erster  Stelle  stehen  aber  in  dieser  Abteilung 
die  Heiligenbilder,  von  denen  sowohl  für  das  Haupt- Feld -Postkontor  wie 
für  die  Feld-Post-  und  Telegraphenanstalten  einschl.  des  Post-Pferderelais 
je   eines   zu   beschaffen   ist.     Die  Ausstattung  der  russischen   Feld -Post- 
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Bureaus  mit  Heiligenbildern  wird  uns  Westeuropäern  weniger  erstaunlich 
erscheinen,  wenn  wir  uns  vergegenwärtigen,  daß  in  Rußland  das  Heiligen- 
bild in  keiner  Hütte  fehlt  und  daß  der  orthodoxe  Russe,  nach  welcher 
Seite  er  auch  immer  zu  Felde  zieht,  auf  Andersgläubige  stößt. 

Zum  Schlüsse  werden  noch  einige  Angaben  über  den  voraussichtlichen 
Nutzen  der  russischen  Feldposteinrichtungen  von  Interesse  sein.  Nach  einer 
im  Russischen  Invaliden  veröffentlichten  und  im  Militärwochcnblatt  wieder- 
gegebenen Mitteilung  des  russischen  Ministeriums  für  Volksaufklärung 
waren  im  Jahre  n)oo  aus  32  Gouvernements  des  Furopäischen  Rußland 
von  100  eingestellten  Rekruten  50  des  Lesens  und  Schreibens  kundig.  Da 
nach  dem  Gothaischen  Hofkalender  für  1900  das  Europäische  Rußland 
einschl.  Polens  (x>  Gouvernements  umfaßt,  so  sind  bei  den  Erhebungen 
28  Gouvernements  unberücksichtigt  geblieben.  Wie  wenig  sicher  übrigens 
die  Kenntnisse  der  Nicht-Analphabeten  unter  den  Rekruten  sind,  geht  aus 
einem  Prikas  vom  25.  1.  02  hervor,  der  in  v.  Löbells  Jahresberichten  über 
Veränderungen  und  Fortschritte  im  Militärwesen  für  K>o2  mitgeteilt  ist. 
Danach  sollen  künftig  bei  der  Infanterie  und  Artillerie  alle  Rekruten 
Unterricht  im  Lesen  und  Schreiben  erhalten.  Die  Leute  werden  für  den 
L'ntcrricht  in  zwei  Gruppen  eingeteilt,  die  des  Lesens  und  Schreibens  ganz 
Unkundigen  und  die  Leute  mit  einigen  Vorkenntnissen.  Beide  Gruppen 
werden  von  Leutnants  unterrichtet.  Bei  der  Infanterie  hat  täglich  eine 
Stunde  stattzufinden,  bei  der  Artillerie  wöchentlich  mindestens  drei.  Für 
die  Kavallerie  ist  dieser  Unterricht  nicht  obligatorisch. 

Die  Hinrichtungen  der  russischen  Feldpost  werden  hiernach  in  erster 
Linie  dem  dienstlichen  Verkehr  der  Behörden,  sowie  den  Offizieren  und 
Beamten  des  Heeres  zu  gute  kommen.  Die  Mannschaften  dagegen  können, 
ihrem  geringen  Bildungsstand  entsprechend,  von  diesen  Einrichtungen  nur 
mäßigen  Vorteil  haben. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Die  Blitzgefahr  in  Deutschland.  In  der  Meteorologischen  Gesell- 
schaft zu  Berlin  sprach  kürzlich  Dr.  Steffens  von  der  hiesigen  Land- 
wirtschaftlichen Hochschule  über  die  Blitzgefahr  in  Deutschland  von  1854 
bis  iqoi.  Seit  Jahrzehnten  hat  man  diese  eingehend  studiert,  da  sie  für 
die  Wissenschaft  zu  einer  Anzahl  interessanter  Fragen  und  zum  Teil  ganz 
rätselhafter  Probleme  führte  und  anderseits  für  das  praktische  Leben  von 
größter  Bedeutung  ist;  denn  außer  einer  nicht  unbeträchtlichen  Zahl  von 
Todesfällen  und  Verletzungen  durch  den  Blitz  wird  nach  den  neuesten 
Schätzungen  alljährlich  ein  durchschnittlicher  Schaden  an  Baulichkeiten  im 
Betrage  von  zwölf  Millionen  Mark  durch  Blitzschläge  angerichtet.  In 
wissenschaftlicher  Beziehung  kam  es  dem  Vortragenden  darauf  an,  fest- 
zustellen, ob  von  Jahr  zu  Jahr  die  gleiche  Zahl  Blitze  zur  Erde  niedergeht, 
oder  ob  hier  etwa  gesetzmäßige  Schwankungen  auftreten.  Im  Anschluß  an 
ähnliche  Untersuchungen,  die  Professor  v.  Bezold  im  Königreiche  Bayern 
angestellt  hatte,  unterzog  Dr.  Steffens  das  gesamte  Deutschland  einer  ein- 
gehenden Betrachtung  und  gelangte  zu  Ergebnissen,  die  den  bisherigen 
Erfahrungen  zum  Teil  völlig  widersprechen.  Ermittelt  man  nämlich,  von 
wieviel  Blitzschlägen  alljährlich  je  eine  Million  Gebäude  eines  Landes  be- 
troffen wird,  m)  hat  man  einen  Maßstab  für  die  Blitzgefahr;  denn  je  mehr 
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Blitze  zur  Erde  niedergehen,  desto  mehr  werden  auch  einschlagen,  und  um- 
gekehrt. Diese  Feststellung  der  jahrlich  auf  je  eine  Million  Gebäude  ent- 
fallenden Schadenblitze  hat  Dr.  Steffens  mit  Hilfe  der  Versicherungsanstalten 
fast  ausnahmslos  für  die  einzelnen  Staaten  und  preußischen  Provinzen  durch- 
geführt und  zunächst  gefunden,  daß  ganz  gesetzmäßige  Schwankungen  in 
der  Zahl  der  Blitzschläge  von  Jahr  zu  Jahr  zu  verzeichnen  sind.  Diese 
bemerkenswerte  Erscheinung  tritt  in  allen  Gebietsteilen  Deutschlands  mit 
großer  Schärfe  und  Deutlichkeit  hervor,  was  der  Vortragende  durch  zahl- 
reiche bildliche  Darstellungen  augenfällig  machte.  Die  Blitzgefahr  schwankt 
in  Abständen  von  elf  Jahren  je  zweimal  mit  großer  Stärke  auf  und  ab,  so 
daß  sich  während  des  Zeitraums  von  1S54  bis  1901  diese  Erscheinung 
fünfmal  regelmäßig  wiederholte.  Dr.  Steffens  gelangte  daher  zu  dem 
Schlüsse,  es  unterliege  keinem  Zweifel,  daß  die  Blitzgefahr  in  Deutschland 
einer  scharf  ausgeprägten  Periodizität  unterworfen  sei.  Weiter  konnte  er 
zeigen,  daß  diese  Periode  der  Blitzgefahr  in  sehr  enger  Beziehung  zu 
gewissen  Vorgängen  an  der  Sonne  zu  stehen  scheint.  Die  Zahl  der  fort- 
laufend sorgfältig  gezählten  Sonnenikeken  schwankt  in  je  elf  Jahren  einmal 
auf  und  ab,  so  zwar,  daß  jene  zweimalige  Schwankung  der  Blitzgefahr 
stets  einer  einmaligen  der  Sonnenflccken  entspricht.  Diese  merkwürdige 
Erscheinung  ist  von  hohem  Interesse,  vor  allem  auch  deshalb,  weil  auch 
andere  Vorgänge  in  der  Atmosphäre  von  dem  Eleckenbestand  auf  der 
Sonne  abzuhängen  scheinen.  In  der  Lufttemperatur,  dem  Niederschlag  usw. 
hat  man,  wenn  auch  nicht  so  auffallend,  ähnliche  Perioden  ebenfalls  nach- 
weisen können. 

Sodann  wandte  sich  der  Vortragende  der  Frage  zu ,  ob  die  sogenannte 
Zunahme  der  Blitzgefahr  wirklich  echt  ist,  d.  h.  auf  Vorgängen  in  der 
Atmosphäre  beruht.  Die  Feuerversicherungsanstalten  haben  festgestellt,  daß 
die  Schaden  verursachenden  Blitzschläge  seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahr- 


hunderts in  beträchtlicher  Steigerung  begriffen  sind.  Es  kommen  nämlich 
auf  je  eine  Million  Gebäude,  wie  der  Vortragende  eingehend  ermittelt  hat. 
in  ganz  Deutschland 

von  1851  bis  1860   89  Blitzschläge, 

-  1861    -    1870   116 

-  187 1    -    1880   189 

-  1881    -    1890    254 

-  1891    -    1900   318 


Dr.  Steffens  ist  auf  Grund  seiner  umfangreichen  Untersuchungen  zu 
dem  Schlüsse  gekommen,  daß  auch  diese  Zunahme  der  Blitzgefahr  im 
wesentlichen  meteorologisch  begründet  ist.  Es  ergab  sich,  daß  kein  einziges 
Gebiet  in  Deutschland  von  dieser  Zunahme  frei  ist ;  freilich  zeigt  sie  sich 
an  den  verschiedenen  Stellen  in  verschiedener  Stärke.  So  hat  z.  B.  die 
Provinz  Westfalen  die  weitaus  größte  Vermehrung  der  Blitzschläge  zu  ver- 
zeichnen, die  Provinz  Posen  eine  weit  geringere.  Alles,  was  gegen  die 
meteorologische  Ursache  der  zunehmenden  Blitzgefahr  angeführt  worden  ist, 
kommt  nicht  dagegen  auf,  was  sich  für  dieselbe  ins  Feld  führen  läßt.  Alle 
die  interessanten  Ergebnisse  der  Untersuchungen  des  Vortragenden  zu 
schildern,  würde  zu  weit  führen.  Nur  das  Eine  sei  noch  erwähnt,  wie 
sich  nach  diesen  neuen  Feststellungen  herausgestellt  hat,  daß  die  Zunahme 
der  Blitzgefahr  in  Wirklichkeit  noch  viel  erheblicher  sein  wird,  als  es  den 
Anschein  hat.  Sie  hätte  nämlich  zufolge  gewisser  Verhältnisse  mit  der 
Vermehrung  der  Siedelungen  eigentlich  abnehmen  müssen:  dieser  Betrag  der 
Abnahme  ist  der  scheinbaren  Zunahme  noch  hinzuzufügen.   (Die  Elektrizität.) 
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Umgewehter  Eisenbahnzug.  Der  glücklicherweise  äußerst  seltene 
Fall,  daß  sogar  ein  Eisenbahnzug  durch  den  Druck  besonders  starken 
Windes  umgeweht  wird,  ist  nach  dem  »Bayer.  Verkehrsbl.«  vor  kurzem  an 
der  Westküste  Großbritanniens  vorgekommen.  Auf  der  Linie  Carnfort- 
Barrow  der  Furneßeisenbahn  führt  ein  Viadukt  über  die  Mündung  des 
Flusses  Leven.  Ein  außerordentlich  starker  Wind  warf  hier  einen  Zug 
von  zehn  Wagen  Lange  um.  Der  Sturm  hatte  zunächst  die  Drähte  der 
Telephon-  und  Telegraphenleitung  losgerissen,  und  diese  waren  in  die 
Rader  und  die  Bremseinrichtung  des  über  die  Brücke  fahrenden  Eisen- 
bahnzugs geraten.  Der  Zug  mußte  daher  mitten  auf  der  Brücke  halten, 
und  das  Begleitpersonal  war  mit  der  Entfernung  der  hinderlichen  Drähte 
beschäftigt,  als  ein  besonders  starker  Windstoß  erst  zwei  und  sodann 
auch  die  übrigen  «acht  Wagen  umblies.  Da  der  Zug  zum  Glück  auf  dem 
windseitigen  Gleise  hielt,  so  kamen  die  umgeworfenen  Wagen  auf  das 
andere  Gleis  zu  liegen  und  stürzten  nicht  in  den  Fluß.  Die  Passagiere 
wurden  zwar  mehr  oder  minder  verletzt,  vermochten  jedoch  aus  den 
Fenstern  und  Türen  des  umgewehten  Zuges  das  Freie  zu  gewinnen. 
Der  starke  Sturm  gestattete  aber  ein  aufrechtes  Gehen  nicht,  weshalb  die 
Fahrgäste  auf  dem  Boden  der  Brücke  entlang  kriechen  mußten,  um  die 
auf  dem  Lande  zunächst  belegenen  Häuser  zu  erreichen.  Die  Untersuchung 
dieses  bemerkenswerten  Unfalls  hat  ergeben,  daß  der  Sturm  an  jenem  Tage 
eine  ganz  außergewöhnliche  Stärke  hatte,  da  er  laut  Messung  in  der  Hafen- 
stadt Barrow  45  m  Geschwindigkeit  pro  Sekunde  und  zeitweilig  sogar  eine 
solche  von  54  m  besaß.  Da  die  Eisenbahnbrücke  in  der  Nähe  der  Ver- 
engung einer  Bucht  liegt,  so  konnte  hier  der  Sturm  mit  noch  größerer 
Stärke  auftreten.  Der  auf  der  Brücke  beim  Umstürze  des  Eisenbahnzugs 
aufgetretene  Winddruck  muß  also  in  der  Tat  ganz  außergewöhnlich  heftig 
gewesen  sein,  da  nur  die  schwere  Lokomotive  auf  dem  Gleise  blieb. 


Die  Durchquerung  der  westlichen  Sahara  zwischen  Algerien  und 
dem  Nigerbogen,  die  bisher  allein  Caille  vor  75  Jahren  ausgeführt  hat  und 
die  seitdem  von  einer  großen  Zahl  von  Forschern  versucht  wurde,  ist 
endlich  wieder  zur  Tatsache  geworden,  eine  segensreiche  Folge  der  Er- 
oberung der  Tuat- Oasen  durch  die  Franzosen.  Eine  von  Insalah  aus- 
gegangene Kolonne  unter  Leitung  des  Schwadronschefs  Laperrine  ist,  wie 
im  Junihefte  von  »Petermanns  Mitteilungen«  berichtet  wird,  Ende  Mai  in 
Timissao  mit  einer  von  Timbuktu  aufgebrochenen  Expedition  unter  Leitung 
von  Kapitän  Thcvcniaut  zusammengetroffen.  Es  steht  zu  erwarten,  daß 
diese  Durchquerung  nicht  ein  einmaliges  Unternehmen  bleibt,  sondern  daß 
Frankreich  die  so  gewonnene  Ftappenstraße  sich  dauernd  sichern  wird  durch 
Besetzung  geeigneter  Punkte,  namentlich  von  Brunnen  und  Quellen,  so  daß 
auf  diesem  Wege  ein  Karawanenverkehr  zwischen  Algier  und  dem  Sudan 
ins  Leben  gerufen  werden  kann.  Auch  die  Errichtung  von  Stationen  mit 
drahtloser  Telegraphie  auf  dieser  Route  wird  bereits  geplant,  wodurch 
Frankreich  unabhängig  werden  würde  von  dem  englischen  Kabel  nach  dem 
Senegal. 


Versunkene  Schifte  im  Nemisee  (Arch.  von  1895  S.  795  und  von 
1S9S  S.  200).  Auf  Wunsch  des  Königs  Viktor  Emanuel  werden,  wie  der 
»Temps«  berichtet,  die  Arbeiten  wieder  aufgenommen,  um  vom  Grunde  des 
Nt-misees  die  beiden  berühmten  Galeeren  zu  heben,  die  seit  beinahe  zwei 
Jahrtausenden    dort   liegen.     Kürzlich   haben  sich  Geniesoldaten,  darunter 
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eine  Anzahl  mit  Pontons  ausgerüstet,  mit  aeronautischem  Material  nach 
Genzano  begeben.  Nach  der  Füllung  wurde  der  Ballon  an  das  Ufer  des 
Sees  herabgezogen  und  gefesselt.  Er  dient  dazu,  Photographien  des  See- 
bodens aufzunehmen  und  die  Umrisse  und  Lage  der  Schiffe  näher  zu 
bestimmen.  Die  eine  der  Galeeren  befindet  sich  20  m  vom  Ufer  und  mißt 
64  m  in  der  Länge  und  20  m  in  der  Breite;  sie  ist  5  bis  12  m  im  Grunde 
vergraben.  Die  andere  mißt  71m  in  der  Länge  und  24  m  in  der  Breite 
und  liegt  etwa  50  m  vom  Ufer;  sie  hat  eine  freiere  Lage  als  die  erste  und 
läßt  den  hinteren  Schiffskörper  bis  zur  Mitte  erkennen,  das  Vorderteil  ist 
im  Grunde  versunken.  Man  hat  festgestellt,  daß  sich  unter  Deck  Wohn- 
räume befanden,  die  mit  Mosaikboden  versehen  und  prächtig  ausgestattet 
waren.  Die  gemalten  Decken  sind  mit  Bronzen  im  Geschmack  der  vor- 
nehmen Häuser  jener  Epoche  geschmückt.  Ein  Röhrensystem  diente  zum 
Abflüsse  des  durch  den  Kiel  eingedrungenen  Wassers.  Zu  den  Hebungs- 
arbeiten bedient  man  sich  der  elektrischen  Kraft  mit  Hilfe  einer  Wasser- 
leitung aus  dem  See  selbst,  die  unter  einem  Gefälle  von  90  m  in  der  Ebene 
von  Aricia  aufgestellte  Motoren  treibt.  Die  direkte  Bergung  der  Schifte 
(durch  Heraufziehen)  wurde  als  unmöglich  erkannt,  weil  die  Schiffe  in  die 
Absatzstoffe  des  Bodens  wie  eingewachsen  erscheinen. 


Die  Bevölkerung  Japans.  Nachdem  wir  kürzlich  (S.  446  ff.)  die 
wirtschaftlichen  Zustände  des  aufstrebenden  Inselreichs  näher  gewürdigt 
haben,  sollen  im  nachstehenden  einige  Angaben  über  seine  Bevölkerungs- 
verhältnisse Platz  finden,  über  die  das  von  dem  Leiter  der  japanischen 
Statistik,  Hanabusa,  herausgegebene  »Statistische  Jahrbuch  Japans«  be- 
merkenswerte Aufschlüsse  gibt. 

Das  eigentliche  Japan  umfaßt  im  ganzen  ohne  Formosa  und  die  Peskadores- 
inseln  382  4i6qkm,  also  etwa  sieben  Zehntel  des  Umfanges  des  Deutschen 
Reichs,  das  540658  qkm  enthalt.  Auf  dieser  Fläche  wohnten  im  Jahre  1898 
43763855  Personen,  d.  s.  114,0  Einwohner  auf  den  Quadratkilometer, 
während  in  Deutschland  nur  104.1  Menschen  auf  derselben  Fläche  wohnten. 
Von  der  Gesamtbevölkerung  entfielen  auf  die  Hauptinscl  Honshiu  (Nippon), 
auf  der  Tokio,  Osaka,  Kioto  und  Yokohama  liegen,  32  980  918  Einwohner 
und  auf  die  südlich  davon  befindlichen  Inseln  Shikoku  und  Kiushiu  3  013  81  7 
bz.  6  286  777.  Das  nördlich  belegene  Hokkaido,  die  zweitgrößte  der  japani- 
schen Inseln,  zählte  nur  608040,  d.s.  noch  nicht  8  Bewohner  auf  den 
Quadratkilometer.  Die  übrigen  Inseln  kommen  für  die  Gesamtbevölkerung 
weniger  in  Betracht.  Auf  Formosa  und  den  Peskadorcsinseln  wohnten 
2  464  967  Einwohner,  so  daß  mit  diesen  Besitzungen  Japan  eine  Bevölkerung 
von  46  228  822  Seelen  zählte. 

Von  den  größeren  Städten  des  Landes  hatte  Tokio  Ende  Dezember  1898 
1  440  121  Bewohner,  Osaka  821  235.  Kioto  353  139.  Außer  diesen  Städten 
gehörten  noch  5.  nämlich  Nagoya,  Kobe,  Yokohama.  Hiroshima  und 
Nagasaki,  zu  den  Großstädten  mit  mehr  als  ioocxxi  Einwohnern;  13  weitere 
Städte  zählten  deren  50  bis  100000  und  57  andere  20  bis  50000.  Die 
Mehrzahl  der  Bevölkerung,  nämlich  24  427  130  Seelen,  wohnte  in  kleineren 
Städten  von  2  bis  5000  Einwohnern,  von  denen  es  8008  gab. 

Von  der  Gesamtbevölkerung  lebten  39  211  879  Bewohner  in  Gemeinden 
mit  mehr  als  2000  Einwohnern,  die  unsere  deutsche  Statistik  zu  den 
städtischen  rechnet.  Gemeinden  von  weniger  als  2000  Einwohnern  gab  es 
nur  4955,  darunter  750  von  weniger  als  500  Einwohnern,  und  in  diesen 
von  der  deutschen  Statistik  als  ländlich  bezeichneten  Gemeinden  wohnten 
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6  191  162  Menschen.  Danach  würden  nur  13.0  v.  H.  der  Einwohner  in 
ländlichen  Gemeinden  und  86,4  in  städtischen  Gemeinden  im  Sinne  der 
deutschen  Statistik  ihren  Aufenthalt  haben;  wenn  es  sich  hierbei  wirklich 
um  einheitliche  Gemeinden  handelt  und  nicht  um  bloße  verwaltungstechnische 
Gebilde,  die  mehrere  Ortschaften  umfassen,  so  würde  diese  Verteilung  der 
Bevölkerung  in  schroffem  Gegensatz  zu  der  in  Deutschland  und  den  meisten 
europäischen  Staaten  vorhandenen  stehen:  denn  bei  uns  wohnten  in  den 
sogenannten  ländlichen  Gemeinden  von  weniger  als  2000  Seelen  im  Jahre  1895 
48,0  v.  H.  und  im  Jahre  1890  45,7  v.  H.  der  Gesamtbevölkerung.  Da  aber 
viele  der  japanischen  Städte  mehr  den  Charakter  von  Landstädten  haben, 
während  bei  uns  auch  kleinere  Gemeinden  mitunter  ausgesprochenen  in- 
dustriellen Stempel  tragen,  so  ist  durch  das  Überwiegen  der  »städtischen« 
Bevölkerung  in  Japan  noch  nicht  das  Uberwiegen  des  Gewerbefleißes  über 
die  Urproduktion  ausgedrückt.  Von  der  Gesamtbevölkerung  des  Jahres  1898 
wnren  22074242  Personen  männlichen  und  21  689613  weiblichen  Ge- 
schlechts, so  daß  auf  100  Männer  98,3  Frauen  kamen:  wiederum  ein  auf- 
fälliger Gegensatz  zu  den  westeuropäischen  Staaten,  in  denen  bekanntlich 
das  weibliche  Geschlecht  beträchtlich  uberwiegt.  Die  berechnete  Vermehrung 
der  Bevölkerung  betrug  im  Jahre  1898  1,24,  1899  1,14.  1900  1,25  und 
1901  1,36  auf  je  100  Bewohner;  diese  Wachstumsrate  würde  etwas  höher 
sein  als  die  des  Deutschen  Reichs,  die  in  den  30  Jahren  1871  bis  1900 
durchschnittlich  1,08  betragen  hat.  Die  durchschnittliche  Kopfzahl  einer 
Haushaltung  stellte  sich  auf  5,35,  übertraf  also  diejenige  Deutschlands,  die 
1900  4,f>  ausmachte. 

Die  japanische  Bevölkerung  besteht  aus  drei  scharf  gesonderten  Kasten: 
dem  Adel  (Kwazoku).  der  Kriegerkaste  (Shizoku  oder  Samurai)  und  dem 
gewöhnlichen  Volke  (Heimin).  Dem  Adel  gehörten  706  Haushaltungsvor- 
stände mit  3845  Angehörigen  an.  der  Kriegerkaste  439387  Haushaltungs- 
vorstände mit  1  666311  Angehörigen  und  dem  gewöhnlichen  Volke 
8  180240  Haushaltungsvorstände  mit  33473366  Angehörigen.  Es  ist  die 
scharfe  Ausprägung  des  kriegerischen  Kastengeistes,  auf  dem  die  aggressive 
Kraft  des  Landes  hauptsächlich  beruht;  die  Dienstpflicht  ist  selbstverständ- 
lich nicht  auf  die  Angehörigen  der  Kriegerkaste  beschränkt,  wohl  aber 
entstammen  ihr  die  Offiziere  und  ein  großer  Teil  der  LJnteroffiziere. 

Was  die  Bewegung  der  Bevölkerung  anlangt,  so  ist  die  Durchschnitts- 
zahl der  Heiraten  nicht  wesentlich  von  der  unsrigen  verschieden,  sie  unter- 
scheidet sich  aber  von  ihr  durch  auffällige  Schwankungen.  Die  außerordent- 
liche Häufigkeit  der  Ehescheidungen  in  Japan  hat  in  den  letzten  Jahren 
etwas  nachgelassen;  offenbar  macht  sich  darin  der  Einfluß  europäischer 
Anschauungen  geltend. 

Die  Geburtenrate  war  in  den  letzten  zehn  Jahren  in  regelmäßigem  Steigen 
begriffen.  Sie  betrug  1892  2,94  auf  100  Einwohner,  1901  dagegen  3,27.  In 
Deutschland  macht  sich  seit  1872  die  umgekehrte  Erscheinung  bemerkbar: 
damals  stellte  sich  die  Geburtenrate  auf  4,11,  1901  nur  noch  auf  3,68  für 
je  100  Bewohner.  Die  Rate  der  Todesfälle  ist  geringer  als  in  Deutschland; 
sie  betrug  1900  in  Japan  2,03,  in  Deutschland  2,32  auf  100  Einwohner. 

Im  ganzen  gibt  die  japanische  Statistik  das  Bild  eines  kräftigen  und 
zähen  Menschenschlags.    (Nach  dem  Deutschen  Reichsanzeiger.) 
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Einige  Untersuchungen  über  die  Standfestigkeit 
der  Telegraphen-  und  Fernsprechlinien. 

Von  Pustrat  Kopetzky  in  Dannstadt. 

Nach  den  Erfahrungen  der  letzten  Jahre  kommt  es  zur  Zeit  der  Herbst- 
Sturme  regelmäßig  vor,  daß  ganze  Linienzüge  umbrechen  und  hierdurch 
lang  andauernde  Störungen  von  Telegraphen-  und  Fernsprechleitungen  ent- 
stehen. Es  drängt  sich  daher  die  Erwägung  auf,  ob  die  jetzt  gebräuch- 
liche Hauart  der  Gestänge  in  stark  belasteten  Linien  dem  Winddruckc  ge- 
nügenden Widerstand  leistet,  besonders  da  seit  einiger  Zeit  Querträger  zu 
4  Doppclleitungen  an  einfachen  Gestängen  verwendet  werden  und  für  die 
Folge  die  schweren  Fernleitungen  vorwiegend  —  nach  Umständen  unter 
Verwendung  von  Querträgern  zu  8  Doppclleitungen  —  an  Telegraphen- 
gestängen geführt  werden  sollen,  die  in  der  Regel  durch  die  Telegraphen- 
leitungen schon  stark  belastet  sind. 

Die  nachstehenden  statischen  Berechnungen  mit  den  daran  geknüpften 
Erörterungen  dürften  daher  von  einigem  Interesse  sein. 

I.  Berechnung  der  Beanspruchung  einer  8,6  m  langen,  mit  10  Verbindungsdoppel- 
leitungen (auf  5  Querträgern  zu  4  Leitungen)  belasteten  Telegraphenstange  bei 

hohem  Winddrucke. 

Nach  Zetzsche,  Handbuch  der  elektrischen  Tclegraphie,  Bd.  III,  S.  99, 
beträgt  der  größte  im  mitteleuropäischen  Klima  vorkommende  Winddruck 
für  das  Quadratmeter  normal  getroffener,  ebener  Flache  etwa  125  kg.  Der 
Druck  auf  eine  vom  Winde  getroffene  Zylinderfläche  (Stange,  Draht)  ist 
=  2/n  des  Druckes,  der  auf  ihre  Projektion  wirken  würde. 
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Angenommen  wird:  gerade  Linienführung,  Richtung  des  Winddrucks 
senkrecht  zur  Linienführung,  Stangenahstand  60  m,  durchschnittliche  Stärke 
der  Leitungen  4  mm,  Zunahme  der  Stangenstärke  vom  Zopfe  zum  Stamm- 
ende 1  cm  für  jedes  Meter.  Die  der  Berechnung  zugrunde  liegende  Formel 
lautet  P-l  =  U'./,-;  darin  bedeutet  P  den  Winddruck  in  Kilogramm,  /  die 
Länge  (in  Zentimeter)  des  Hebelarmes,  mit  der  P  angreift,  W  das  Wider- 
standsmoment des  Stangenquerschnitts  unmittelbar  über  dem  Erdboden  und 
A-  den  Festigkeitskoeffizient  für  Kiefernholz  bei  Beanspruchung  auf  Bruch 
pro  Quadratzentimeter. 

Nach  Angabe  auf  S.  102  a.  a.  O.  ist 

7T  •  d*       ,       _    ,         t:  •  d* 

W  —  ,  also  P-  l  =  —  A\ 

32  32 

Nach  der  »Hütte«  ist  k  —  470  kg,  d.  h.  bei  dieser  Belastung  pro  Quadrat- 
zentimeter erfolgt  der  Bruch,  man  darf  daher  das  Material  nur  mit  einem 
Teile  dieser  Belastung  in  Anspruch  nehmen ,  wenn  die  in  Frage  kommende 
Konstruktion  Widerstand  leisten  soll.  In  der  Reichs-Telegraphenverwaltung 
wird  im  allgemeinen  vierfache  Festigkeit  gefordert,  d.  h.  der  sich  nach  der 

Rechnung  ergebende  Wert  von  k  soll  nicht  größer  sein  als  •  =  rund 

118  kg. 

Der  Winddruck  setzt  sich  zusammen  aus  dem  auf  die  Stange  selbst  (px) 
und  dem  auf  die  Drähte  (p2)  ausgeübten  Drucke.     Da  die  Stange  mit 
'/s   ihrer  Länge  in   der   Erde  steht,   so  beträgt   die   freie  Länge 
8,5  —  (7'5  •  8,5)  =  8,5  —  1,7  =  6,8  m.   Der  Durchmesser  d  der  Stange   Fig  «• 
unmittelbar  über  der  Erde  ist  daher  mit  15  cm  (Zopf)  +  6,8  x  I  «» 
=  rund  22  cm  in  Rechnung  zu  ziehen.    Die  Projektion  der  Stangen- 
oberflache  ist  ein  Trapez  von  680  cm  Höhe  und  einer  mittleren  Länge 
j  -  _|_  ->-> 

von     -  ~  18,5  cm  (Fig.  1).  der  Flächeninhalt  daher  680  X  18,5; 

da  der  höchste  Winddruck  auf  das  Quadratmeter  125  kg  ist,  so 
beträgt  er  für  das  Quadratzentimeter  0,0125  kg,  auf  die  Stangenobcr- 

2 

fläche  mithin  px  —  "  •  680  x  18,5  X  0,0125  —  104.83  kg.   Der  Hebel- 

3 

arm  /,  mit  dem  diese  Kraft  auf  den  Fußpunkt  der  Stange  wirkt, 

680 

ist  gleich  der  Hälfte  der  freien  Stangenlange,  also  =  340  cm, 

px  .  /  mithin  _  104.8«  .  340  —  35643  kg.  ^la 

Berechnung  von  p.,  •  /  (Winddruck  auf  die  Drähte).    Jeder  Draht 
ist  60  m      0000  cm  lang  und  o,4  cm  stark;  p«  ist  daher  nach  dem  Vorigen 

2 

für  einen  Draht  =  •  6000  .  o,,  .  0,0125  20  kg  und  für  20  Drähte 
20  •  20        400  kg. 

Im  Hinblick  darauf,  daß  der  oberste  Querträger   14  cm  unterhalb  des 

Zopfendes  angebracht  wird,  die  Stützen  aber  etwa  15  cm  lang  sind,  kann 

angenommen  werden,  daß  der  Hebelarm,  mit  welchem  der  Winddruck  die 

obersten  .4  Leitungen  angreift,  gleich  der  freien  Länge  der  Stange,  also 

gleich  6S0  cm  ist.     Da  der  Abstand   der  Querträger  voneinander  40  cm 

beträgt,    so   ist   die  Länge   des  Hebelarmes   für   die   untersten  Leitungen 

680      (4  X  40)  =  520  cm,  die  durchschnittliche  Länge  des  Hebelarmes  für 

t   ■  ,  +  ^20 

alle  20  Leitungen  also  *  Ooo  cm. 
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Die  Kraft  des  auf  den  Stangenfußpunkt  wirkenden  Winddrucks  p.>  ist 
daher  400*600  =  240000  kg.  P»l  ist  nach  dieser  Berechnung  35043  4- 
240  000  —  275  643  kg. 

Bei  Einsetzung  in  die  statische  Gleichung  ergibt  sich 

7r-2-3      ;..       _    3*  '  275643 
32 

Die  Holzfaser  wird  also  mit  mehr  als  der  Hälfte  ihrer  Bruchfestigkeit 

(         =  235 j   beansprucht.     Die  einfache,   mit   20  Leitungen  belastete 

Stange  bietet  daher  bei  heftigem  Sturme  nicht  einmal  doppelte  Sicherheit, 
was  sehr  wenig  ist,  da  die  Beanspruchung  auf  rückwirkende  Festigkeit  durch 
die  Last  der  Drähte  und  der  armierten  Querträger  und  die  unter  Umständen 
gleichzeitige  Rauhreif-  und  Schneebelastung  der  Drähte  (wodurch  sich  ihr 
Querschnitt  und  damit  die  Angriffskraft  des  Windes  bedeutend  erhöht)  nicht 
in  Rechnung  gezogen  sind.  Unter  solchen  ungünstigen  Umständen  wird 
die  Stange  stets  umbrechen. 

II.   Berechnung  der  Beanspruchung  einer  8,6  m  langen  gekuppelten  Stange, 
belastet  mit  20  Doppelleitungen  (40  Einzelleitungen)  auf  5  Querträgern  zu  4  Doppel- 
leitungen (8-Trägern),  bei  hohem  Winddrucke. 

W'inddruck  und  sonstige  Bedingungen  wie  unter  I.    Nach  der  »Hütte« 

a- b 

ist  W  für  einen  Balken  mit  elliptischem  Querschnitte  —  tt  •  (Fig.  2). 

4 

p.    ^     Für  die  gekuppelte  Stange  kann  man  annähernd  das  gleiche  Wider- 
standsmoment annehmen;  für  diesen  Fall  ist 

d  7r  •  d2  •  d         n  •  d3 

a  —  d  und  b  =      •>  also  H  =  —    = 

2  4.2  8 

TT  •  t/3 

Verglichen  mit  dem  Widerstandsmoment  der  einfachen  Stange 

»3  ^ 

ist  dasjenige  der  gekuppelten  Stange  also  viermal  so  groß.  Eine  Linie  von 
gekuppelten  Stangen  in  Abständen  von  je  60  m  wird  daher  dir  doppelte 
Festigkeit  haben,  als  eine  Linie  von  einfachen  Stangen  in  Abständen  von 
30  m.  Der  Winddruck  auf  die  gekuppelte  Stange  ist  so  groß  wie  auf  die 
einfache,  also  nach  I.  35643  kg;  der  Winddruck  auf  die  doppelte  Anzahl  (40) 
Leitungen  ist  das  Doppelte  des  unter  1.  berechneten,  nämlich  2  x  240000 
=  480  (K)o;  der  Gesamtdruck  demnach  s  i  S  ^4 3  kg. 

TT  •  d2 

Die  Berechnung  des  Widerstandsmoments  -  ergibt  W  ~  4181,4. 

o 

Da  im  Querschnitte  der  gekuppelten  Stange  auf  beiden  Seiten  in  der  Mitte 
Segmente  fehlen,  so  ist  das  Widerstandsmoment  nicht  ganz  so  groß;  nach 
einer  genaueren,  hier  nicht  weiter  ausgeführten  Berechnung  beträgt  es  nur 
rund  4000.  Diese  Zahl  w  ird  daher  auch  in  der  weiteren  Rechnung  zugrunde 
zu  legen  sein. 

Man  hat  also  515643  4000  .  A*;  hieraus  ergibt  sich  für  k  (Bean- 
spruchung der  Holzfaser)  der  Wert  von  128.9  kg,  also  für  die  Konstruktion 
beim  heftigsten  Sturme  noch  fast  eine  vierfache  Sicherheit.  Bei  Verwendung 
einfacher  Stangen  in  Abständen  von  nur  30  m  in  einer  mit  40  Leitungen 
belasteten  Linie  wird  die  gleiche  Zahl  Telegraphenstangen  gebraucht,  wie 
bei  Verwendung  von  gekuppelten  Stangen  in  Abständen  von  60  m.  Im 
ersteren  Falle  wird   —   wie  unter  I.  dargelegt  (20  Leitungen  und  60  m 

34* 
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Abstand  ist  das  gleiche  Verhältnis  wie  4(1  Leitungen  und  30  m  Abstand)  — 
noch  nicht  doppelte  Sicherheit,  im  zweiten  Falle  dagegen  nahezu  vierfache 
Sicherheit  erreicht.  Außerdem  hat  die  Verdoppelung  der  Anzahl  der  Stütz- 
punkte den  Nachteil,  daß  Ladung  und  Ableitung  sich  verdoppeln  und  die 

doppelte  Anzahl  von  armier- 
ten Querträgern  gebraucht 


Fig.  3. 


Fig.  4- 


wird.  Die  Ausrüstung  einer 
stark  belasteten  F-Linie  mit 


I. 


gekuppelten  Stangen  ist 
daher  der  Vermehrung  der 
Stützpunkte  aus  einfachen 
Stangen  bei  weitem  vor- 
zuziehen. Die  gekuppelte 
Stange  hat  allerdings  den 
Nachteil,  daß  sie  im  Ver- 
gleiche zu  ihrer  Belastung 
im  Erdreiche  nicht  genügend 
Halt  findet,  sondern  häufig 
schief  gedrückt  wird.  Die- 
sem Übelstande  läßt  sich 
durch  die  in  Fig.  3  darge- 
stellte Vorrichtung  abhelfen, 
durch  die  der  Erddruck  auf 
den  Fuß  der  Stange  erheb- 
lich vergrößert  wird. 

Nach  einer  vorgenom- 
menen Berechnung  stellen 
sich  die  Kosten  für  eine  gekuppelte  Stange  der  vorgeschlagenen  Art  nebst 
5  Querträgern  für  je  4  Doppelleitungen,  Stützen  usw.  und  den  Arbeitslöhnen 
für  die  Aufstellung  noch  um  '/,  billiger  als  für  2  einfache  Stangen  mit  der 
gleichen  Ausrüstung. 

Doppelständcr  besitzen  zwar  größere  Festigkeit  als  gekuppelte  Stangen; 
die  Ausrüstung  einer  stark  belasteten  F-Linie  durchweg  mit  Doppelständern 
ist  dennoch  nicht  empfehlenswert,  weil  sie  wegen  ihrer  nach  unten  zu- 
nehmenden Breite  die  Verwendung  von  verschieden  langen  Querträgern 
verlangen,  die,  je  weiter  nach  unten,  desto  mehr  ausladen  und  dann  häufig 
mit  den  Straßenanpflanzungen  in  Berührung  kommen ;  außerdem  sind  Doppel- 
ständer schwieriger  zu  zimmern  als  gekuppelte  Stangen. 

Dem  Zwecke,  den  in  Winkelpunkten  stehenden  gekuppelten  Stangen  eine 
größere  Festigkeit  namentlich  auch  im  Erdreiche  — -  zu  geben,  dürfte  die 
aus  Fig.  4  ersichtliche  Konstruktion  entsprechen. 


III.  Berechnung  der  Beanspruchung  eines  7  m  langen  hölzernen  Telegraphendoppel- 
gestanges  ohne  Mittelriegel  und  Diagonalstrebe,  belastet  mit  40  Leitungen  auf 

5  Querträgern  zu  8,  bei  hohem  Winddrucke. 

Freie  Länge  des  Doppelgestänges  7.0  —  1,4  =  5,6  m  (Fig.  5),  Stangen- 
ahstand 75  m,  Durchmesser  der  Leitungen  im  Durchschnitte  4  mm,  gegen- 
seitiger Abstand  der  Querträger  50  cm;  Winddruck  auf  die  Stangen  selbst: 

^.6       2  ^Oo 
}\  •  /  =  560  •  '  "       •      •  o.ou !«  •  '       •  2;  px  •  l    ;--  4O517. 

W  inddruck  auf  die  Drahte:  hierbei  ist  /       ?<M)  ^  =  460 cm, 

2 
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p%  •/  ==  .  7500  .  0,4  •  0,0115  •  460  •  40  —  460  000.  Gesamtwinddruck  daher 
506517  kg. 

Da  das  durch  Mittclriegcl  und  Strebe  nicht  verstärkte  Doppelgestänge 
keine  starre  Konstruktion,  sondern     -  wie  ein  nach  Fig.  6  hergestelltes 
Muster  ergibt  —  ein  in  allen  Punkten  bewegliches  Viereck  ist,  so 
Fig.  5.    kann  nur  das  Widerstandsmoment  der  beiden  einfachen  Stangen  in 
Rechnung  gezogen  werden;  dieses  ist  nach  der  Formel 

7T-d3 


fn 


w  — 
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,T  •  2<>.r,3 

^  1710,5- 
32 


Man 


-  295,0. 


Die  Holzfaser 
die 


Fig.  6. 


fr 


hat  daher  500517  —  1710.5./.-;  k 
wird  demnach  mit  nahezu  2  3  ihrer  Bruchfestigkeit  beansprucht: 
Sicherheit  ist  daher  auch   nur  etwa    i'^fach,   während  vierfache 
verlangt  wird. 

Diese  Art  Doppelgestänge  wird .  wenn  etwa  noch  Belastung  der 

U Drähte  durch  Rauhreif  oder  Schnee  hinzukommt,  bei  heftigem  Sturme 
unfehlbar  zusammenbrechen.     Die  Erfahrung  lehrt   auch,  daß  die 
unverstärkten  Doppelgestänge  schon  bei  einigermaßen  starkem  Winde 
in  Sandboden  oder  aufgeweichtem  Erdreiche  schief  gedrückt  werden. 

Ganz  ausgeschlossen  erscheint  es,  an  derartig  konstruierten  Doppel- 
gestängen, wenn  sie  mit  40  Telegraphenleitungen  bereits  belastet  sind, 
außerdem  noch  F- Leitungen  zu  führen. 

Mehr  Festigkeit  erhalten  zwar  die  Doppelgestänge  durch  Anbringung 
einer  Diagonalstrebe  oberhalb  des  Erdbodens  (Fig.  7).    Hiermit  ist  jedoch 

der  Nachteil  verknüpft,  daß  das 
untere  Ende  der  Strebe  sich 
gegen  den  »gefährlichen«  (übri- 
gens noch  durch  das  Bolzenloch 
geschwächten)  Querschnitt  der 
einen  Tragestange  stützt.  Da 
diese  Stange  auf  ihrer  ganzen 
Länge  unverstärkt  ist  und  eine 
unbewegliche  Dreiecksverbin- 
dung zwischen  den  beiden  Trage- 
stangen fehlt,  so  kann  das  nur 
mit  einer  Diagonale  versehene 
Doppelgcstänge  als  eine  starre 
Konstruktion  mit  hohem  Wider- 
standsmoment nicht  angesehen 
werden.  Wie  man  an  einem 
nach  der  Figur  hergestellten 
Muster  erproben  kann,  fällt  das 
Gestänge  nach  Abnahme  der 
Querträger  als  in  allen  Punkten 
bewegliches  Viereck  in  sich  zu- 
sammen. Derartige  Gestänge 
erleiden  übrigens  erfahrungs- 
gemäß besonders  in  Winkelpunkten  in  sich  eine  Verdrehung,  indem  die 
eine  Tragestange  gegen  die  andere  zurückweicht.  Das  mit  Diagonalstrebe 
und  Mittelriegel  versehene  Doppelgestänge  (Fig.  8)  ist  wegen  seiner  Dreiecks- 
verbindung allerdings   eine   starre  Konstruktion   mit  hohem  Widerstands- 
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moment.  Aber  auch  hier  stützt  sich  der  Fußpunkt  der  Strebe  gegen  den 
gefährlichen  Querschnitt  der  einen  Tragestange. 

Diesem  Gestänge  ist  das  nach  alter  Art  hergestellte  Doppelgestänge 
(Fig.  9)  an  Festigkeit  unzweifelhaft  überlegen,  weil 

1.  durch  die  Diagonale  zwei  unbewegliche  Dreiecke  gebildet  werden, 

2.  die  Strebe  sich  mit  ihrem  Fuße  gegen  einen  festen,  im  Erdreiche 
befindlichen  Punkt  des  Gestänges  stützt, 

3.  beim  Widerstände  gegen  Umbruch  nahe  der  Erdoberfläche  nicht 
nur,  wie  beim  Gestänge  nach  Fig.  6  und  7,  die  beiden  Tragestangen, 
sondern  auch  die  Strebe  wirksam  sind,  und 

4.  der  Erddruck  auf  das  Gestänge  größer  ist  (wegen  der  Einführung 
der  Strebe  in  das  Erdreich). 

Da  nach  alter  Art  gezimmerte  Doppelgestänge  nicht  mehr  kosten  als 
solche  neuer  Art  mit  Mittel riegel  und  Strebe  (der  geringe  Mehrverbrauch 


Hs-  8-  Fig.  9. 


an  Holz  für  die  Strebe  wird  durch  den  Wegfall  eines  Bolzens  ausgeglichen), 
auch  bei  Verwendung  neuen  Holzes  für  die  Strebe  nicht  umständlicher  zu 
unterhalten,  dabei  aber  erheblich  fester  sind  als  jene,  so  erscheint  es  zweck- 
mäßig, die  Doppelgestänge,  namentlich  wo  sie  am  oberen  Ende  noch  zur 
Anbringung  von  Fernleitungen  benutzt  werden  sollen,  wieder  nach  der  alten 
Art  (Fig.  9)  zu  zimmern. 

IV.  Untersuchung  der  Beanspruchung  der  oberen  nicht  verstärkten  Teile  der  Trage- 
stangen (oberhalb  des  Mittelriegels)  eines  hölzernen  7  metrigen  Telegraphendoppel- 
gestänges, belastet  mit  8  F-Doppelleitungen  auf  einem  Querträger  und  mit  40  Tele- 
graphenleitungen auf  5  Querträgern,  bei  hohem  Winddrucke. 

Der  untere  Teil  eines  Doppelgestängcs  mit  Mittelriegel  und  in  das  Erd- 
reich reiehender  Diagonalstrebe  bildet  eine  feste  Konstruktion  von  hohem 
Widerstände.  Dagegen  ist  der  obere  Teil  der  Tragestangen  vom  Mittelriegel 
ab  unverstarkt.     Die  daselbst  angebrachten  Querträger  bilden  keine  Ver- 
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Stärkung  der  Stangen,  da  sie  mit  ihnen  lediglich  Vierecke  bilden,  die  be- 
kanntlich in  allen  Punkten  beweglich  sind.  Länge  des  oberen  Stangenteils 
(7 — 4,3)  —2,8  m;  am  Zopf  angebracht  ein  Querträger  mit  16  Leitungen 
(8  F-Leitungen),  darunter  in  Abständen  von  je  50  cm  5  Querträger 
Fig.  10.  mit  je  8  Leitungen,  zusammen  40  Leitungen,  durchschnittliche  Draht- 
stärke 4  mm;  Stangenabstand  75  m.  Berechnung  des  Winddrucks 
auf  die  Stangenteile  selbst  (Fig.  10): 

2     32,8  280 
Pl»l  =      .         .  280  •  0,0125  •    ^    •  2;  p ,  •  /  —  10715. 

Berechnung  des  Winddrucks  auf  die  Leitungen: 

2  2 
p2*l=  "  •  7500  •  0,4  •  0,0125  •  16  •  280  -f  ~  «750t)«  0,4*0,0125 .40.  130 

3  3 
—      =  242000;  P.  /  daher  =  252715  (l  für  die  F-Leitungen  -  350, 

/  für  die  Tel. -Leitungen  J^o  +  (230  —  4  .  50)    ^  £>as  Wider- 

standsmoment der  beiden  Stangenteile  am  Mittelriegel  ist  nach  der  Formel 
„,         7T*<J*3  7r.i7,s3.2 

VV  =  ■         —  :U  -  1107,5. 

32  32 

Man  hat  also  252715  —  1 107,5  »Ä  :A-  —  228,21. 

Die  Beanspruchung  der  Holzfaser  ist  hier  schon  sehr  groß,  da  nur  wenig 

mehr  als  doppelte  Sicherheit  |         =  235 j  vorhanden  ist.     Erheblich  un- 
günstiger liegen  die  Verhältnisse  bezüglich  des  oberen  Teiles  von  8,5  metrigen 
Doppelgestängen,  wenn  sie  (was  ihre  Abmessung  zuläßt)  mit  zwei 
Fign.    Querträgern  zu  8  Verbindungsdoppelleitungen  und  mit  5  Quer- 
rf^      trägem  zu  8  Telegraphenleitungen  ausgerüstet  werden,  wie  dies  die 
nachstehende    Rechnung   ergibt:    Länge   des   oberen  Stangenteils 
8,5  —  5.o  =3.5  1«;  am  Zoptendc  angebracht  zwei  16-Träger  mit 
Verbindungsleitungen,   darunter   fünf  8 -Träger  mit  Telegraphen- 
leitungen; gegenseitiger  Abstand  der  Querträger  50  cm;  sonst  wie 
unter  III.    Winddruck  auf  die  Stangenteile  selbst  (Fig.  11): 

Pi  ' 1  =  2'         '  350  •  0,0,25  •  3*°  •  2  =  I7<>99; 
32  2 

2  650  2 
tss  Pt'I— ■ —  •  7500.  o.v •  0,0125 •  32 •    "  -  -f-      •  7500*0,4* 0,0125*40. 150 

3  -  3 

f-ico  4.  -30O  650 
/  für  die  P -Leitungen  *  x      =    ^  -  , 

/  für  die  Tel. -Leitungen  ^"--^  *  ^   =  LSoj.   Das  Widerstands- 

18 

moment  der  beiden  Stangenteile  am  Mittelriegel  ist  tt  •  •  2  — -  1243,2. 

3 

Man  hat  also  42709g  =  1243,2  •  A-  und  daraus  A-  343,5.  d.  h.  die  Holz- 
faser wird  hier  bereits  mit  4/r.  inrer  relativen  Festigkeit  in  Anspruch  ge- 
nommen. 

Noch  größer  wird  die  Beanspruchung  bei  10  und  12  metrigen  Doppel- 
gestängen, da  an  diesen  der  oberhalb  des  Mittelriegels  befindliche  Teil  ent- 
sprechend länger  ist  (4,0  bz.  4,8  m). 
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Fig.  12. 


I'ig.    I  v 


Um  zu  verhüten,  daß  hei  starkem  Sturme  der  mit  F-Leitungen  und  Tcle- 
graphenleitungen  belastete  obere  Teil  der  8,5  metrigen  und  längeren  Doppel- 
gestänge  abbricht,  erscheint  es  notwendig,  ihn  zu  verstärken.  Dies  läßt  sich 
in  einfacher  Weise  dadurch  erreichen,  daß  der  obere  Gestängeteil  mit  einem 
Andreaskreuz  aus  zwei  i,;cm  starken,  regulierbaren 
Rundeisenankern  ausgerüstet  wird.  ( )ben  sind  die 
Anker  unter  dem  zweiten  Querträger  für  F-Leitungen 
und  unten  dicht  über  dem  Mittel  Hegel  an  den  Stangen 
mittels  Schellen  zu  befestigen,  deren  Abrutschen  sich 
durch   in  die  Stangen  einzuschraubende  Ankerhaken 

verhindern  läßt  (Fig.  12). 
Steht  das  Gestänge  im  Win- 
kelpunkt, so  ist  nur  ein, 
jedoch  stärkerer  Anker  er- 
forderlich. Durch  zweckent- 
sprechende Anordnung  läßt 
sich  eine  Berührung  zwischen 
den  Rundeisenankern  und  den 
Telegraphenleitungcn  vermei- 
den, wozu  ein  Abstand  von  nur 
einigen  Zentimetern  genügt. 

Bei  den  10  und  12  metrigen 
Doppelgestängcn  erscheint 
eine  größere  Verstärkung 
auch  ihres  unteren  Teiles  er- 
forderlich, weil  die  Gestänge 
wegen  der  größeren  Angriffs- 
fläche, die  sie  dem  Sturme 
bieten,  und  wegen  der  ver- 
mehrten Hebelwirkung  erheblich  mehr  auszuhalten 
haben,  als  die  niedrigeren  Doppelgestänge.  Die 
in  die  Frde  reichende  Diagonalstrebe  hat  bei  den 
hohen  Gestängen  eine  beträchtliche  Länge.  Da 
die  rückwirkende  Festigkeit  mit  der  Länge  abnimmt, 
so  wird  man  darauf  Bedacht  nehmen  müssen,  die 
beiden  durch  die  Diagonale  gebildeten  Dreiecke 
in  kleinere  Dreiecke  zu  zerlegen.  Dies  geschieht 
1  I    i  am  einfachsten  dadurch,  daß  man  zwei  Diagonal- 

streben in  Andreaskreuzform  anordnet  und  sie  am 
Kreuzungspunkte  durch  einen  zwischcngelcgten  Stangenabschnitt  mit  durch- 
gehendem Bolzen  gegeneinander  absteift,  wie  dies  aus  Fig.  13  ersichtlich  ist. 

Folgern  ngen. 

1.  Einfache  Holzstangcn,  falls  sie  mit  20  durchschnittlich  4  mm  starken 
Leitungen  (10  F-Doppelleitungen)  belastet  sind,  bieten  heftigem  Sturme  nur 
geringen  Widerstand;  es  empfiehlt  sich  deshalb,  die  Stangen,  auch  wenn 
sie  in  gerader  Linie  stehen,  durch  eine  größere  Zahl  von  Seitenbefestigungen 
zu  verstärken. 

2.  Mehr  als  10  F-Doppellcitungen  von  durchschnittlich  4  mm  Stärke 
diu  ien  an  einfachen  Holzstangen  nicht  angebracht  werden. 

3.  Sind  mehr  als  10  F-Doppelleitungen  von  durchschnittlich  4  mm  Stärke 
an  den  Stützpunkten  zu  befestigen,  so  ist  zweckmäßig  von  gekuppelten 
Standen  Gebrauch  zu  machen,  deren  Fußpuukt  in  der  Erde  —  namentlich 
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wenn  die  Stangen  mit  Querträgern  zu  4  Doppelleitungen  armiert  werden  — 
besonders  zu  sichern  ist. 

4.  Für  die  in  Winkelpunkten  stehenden  gekuppelten  Stangen  sind  die 
Fußenden  der  Stange  und  der  Strebe  durch  einen  Stangenabschnitt  in  der 
Erde  zu  verbinden,  so  daß  ein  festes  Dreieck  entsteht,  das  im  Erdreich  viel 
Widerstand  findet. 

5.  Doppelgestänge  ohne  Diagonalstrebe  und  Mittelriegel  bieten  schon 
bei  Belastung  mit  40  Telegraphenleitungen  heftigem  Sturme  keinen  aus- 
reichenden Widerstand;  außerdem  noch  F- Leitungen  an  derartigen  Ge- 
stängen anzubringen,  erscheint  nicht  statthaft. 

6.  Im  Hinblick  darauf,  daß  zur  Führung  der  F-Leitungen  für  die  Folge 
vorwiegend  die  Telegraphenlinien  in  Betracht  kommen,  wodurch  eine  er- 
hebliche Mehrbelastung  der  Gestänge  herbeigeführt  wird,  sind  alle  Doppel- 
gestänge mit  Mittelriegel  und  mit  in  das  Erdreich  gehender  Diagonalstrebe 
(nach  alter  Art)  herzustellen. 

7.  An  den  unter  6  bezeichneten  Doppelgestängen  befindet  sich  die  schwache 
Stelle  dicht  über  dem  Mittelriegel.  Schon  bei  /  metrigen  Doppelgestängen, 
falls  sie  mit  sechs  vollbesetzten  Querträgern  (davon  1  für  F- Leitungen) 
ausgerüstet  sind,  ist  es  dringend  erwünscht,  den  oberen  Teil  durch  regulier- 
bare Rundeisenanker  zu  verstärken.  Unerläßlich  erscheint  diese  Maßregel 
bei  voll  besetzten  (mit  2  Fernsprcch-  und  5  Telegraphenquerträgern  aus-  * 
gerüsteten)  Gestängen  von  8,s.  10  und  12  m  Länge. 

8.  Doppelgestänge  von  10  und  12  m  Länge  sind  in  ihrem  unteren  Teile 
zweckmäßig  mit  zwei,  in  Andreaskreuzform  angeordneten  Diagonalstreben 
zu  versehen. 


Inbetriebnahme  des  neuen  Ober- Postdirektionsgebäudes 

in  Chemnitz. 

Von  Ober- Postpraktikant  Bormann  in  Chemnitz. 

Am  I.Juli  ist  das  neue  Dienstgebäude  der  Obcr-Postdirektion  Chemnitz 
in  Benutzung  genommen  worden. 

Die  Einrichtung  der  41.  Ober-Postdirektion,  welche  durch  Teilung  des 
Leipziger  Bezirks  für  den  Bereich  der  Kreishauptmannschaften  Zwickau 
und  Chemnitz  gebildet  worden  ist,  erfolgte  am  1.  Juli  1897.  Die  Durch- 
führung dieser  wichtigen  Maßnahme  beschäftigte,  wie  bereits  im  Archiv- 
Nr.  9  für  1897  erwähnt  worden  ist.  das  Reichs-Postamt  seit  dem  Jahre  i8<)S,  zu 
welcher  Zeit  man  an  leitender  Stelle  die  Überzeugung  gewonnen  hatten  daß  die 
Verwaltungseinrichtung  des  Leipziger  Bezirks  in  einigen  Jahren  die  Grenze 
ihrer  Leistungsfähigkeit  erreichen  und  den  gesteigerten  Interessen  des  Ver- 
kehrs, wie  denen  des  Post-  und  Telegraphenbetriebs,  nicht  mehr  wie  bisher 
in  dem  wünschenswerten  Umfange  gerecht  werden  würde.  Zwar  war  kaum 
ein  Vierteljahrhundert  dahingegangen,  seitdem  man  an  dem  Leipziger  Bezirk 
eine  ähnliche  Verkleinerung  vollzogen  und  den  bedeutenden  jetzigen  Ober- 
Postdirektionsbczirk  Dresden  (unterm  1.  Januar  1872)  von  ihm  abgezweigt 
hatte.  Diese  Zeitspanne  hatte  indes  genügt,  um  die  Ober- Postdirektion 
in  Leipzig  hinsichtlich  des  Umfangs  des  Verkehrs  und  der  Zahl  des  Personals 
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zu  der  größten  unter  den  damals  bestehenden  40  Ober-Postdircktionen  des 
Reichs- Postgebiets,  nächst  der  in  Berlin,  emporsteigen  zu  lassen. 

Dem  Chemnitzer  Bezirk,  der  einen  Flächeninhalt  von  4611)  qkm  besitzt 
und  bei  seiner  Gründung  nach  der  Zählung  vom  2.  Dezember  1805  1  381)672 
Einwohner  hatte,  wurden  558  Post-  und  Telegraphenanstalten  zugeteilt, 
nämlich  22  Postämter  I.  Klasse,  30  Postämter  II.  Klasse.  <)ö  Postämter 
III.  Klasse,  10  Stadtpostanstalten  und  Zweigstellen,  131  Postagenturen  und 
260  Post-  und  Telegraphenhill  stellen.  An  Personal  waren  dem  neuen  Ver- 
waltungsbezirk am  Ende  des  Jahres  1807  1742  Beamte  und  1844  Unter- 
beamte.  zusammen  mit  Einschluß  von  421  außerhalb  fies  Beamtenverhält- 
nisses stehenden,  dauernd  oder  in  regelmäßiger  Wiederkehr  beschäftigten 
Personen  4007  Köpfe  unterstellt. 

Wenn  auch  schon  1807  der  Postverwaltung  seitens  der  Stadtgemeinde 
Chemnitz  ein  schöner  Bauplatz  in  bevorzugter  Lage  der  Stadt  unentgeltlich 
abgetreten  wurde,  so  w  ar  die  Postverwaltung  doch  gezwungen,  weil  seitens 
des  Reichs  die  Mittel  für  den  Bau  nicht  sogleich  bewilligt  werden  konnten, 
ein  vormaliges  Hotelgrundstück  in  der  Nähe  des  Bahnhofs  für  Postdienst- 
zwecke auf  eine  längere  Reihe  von  Jahren  fest  anzumieten. 

Die  Herstellung  eines  reichseigenen  Dienstgehäudes  sollte  nach  der 
ursprünglichen  Absicht  erst  1004  beginnen,  so  daß  der  Neubau  unter 
Annahme  einer  dreijährigen  Bauzeit  erst  1007  hätte  in  Benutzung  genommen 
werden  können. 

Der  Umstand,  daß  das  angemietete  Grundstück  nicht  von  vornherein 
für  Dienstzwecke  erbaut  war,  hatte  zur  Folge,  daß  die  Einrichtung  der 
Kimme  in  beziig  auf  den  Verkehr  mit  dem  Publikum  und  auf  den  Dienst- 
betrieb manches  zu  wünschen  übrig  ließ.  Zu  der  wenig  zweckentsprechenden 
Einrichtung  der  Räume  gesellte  sich  der  Mangel,  daß  sie  bei  der  fort- 
schreitenden Gt'schäftszunahme  mehr  und  mehr  unzureichend  wurden.  Die 
rasche  Entwicklung  von  Handel,  Gewerbe  und  Industrie  haben  naturgemäß 
zu  dem  kräftigen  Aufblühen  des  Post-  und  Telegraphen wesens  erheblich 
mitgewirkt.  Da  hierdurch  an  die  Bezirksverwaltung  immer  neue,  umfang- 
reiche Aufgaben  herantraten,  deren  Bewältigung  eine  stetige  Vermehrung 
des  Personals  und  der  Betriebseinrichtungen  und  in  natürlicher  Folge  davon 
auch  größere  und  vermehrte  Diensträume  erforderte,  so  wurde  bereits  in 
den  Etat  für  1002  die  erste  Bauratc  der  auf  774000  Mark  festgesetzten 
Gesamtbausumme  mit  250000  Mark  eingestellt. 

Der  Entwurf  für  den  Neubau  ist  unter  der  Leitung  des  Geheimen 
( )ber- Postrats  Hake  in  Berlin  angefertigt  worden.  Der  erste  Spatenstich 
geschah  anfangs  Mai  K)o2.  Die  örtliche  Bauleitung  lag  unter  der  Ober- 
leitung des  Postbaurats  Geheimen  Postrats  Schmedding  in  Leipzig  in  den 
Händen  des  Regierungsbaumeisters  Deetz.  Unter  reger  Förderung  der 
Arbeiten  war  der  Rohbau  1003  vollendet  und  noch  vor  Eintritt  des 
Winters  vollständig  eingedeckt  worden.  Die  Arbeiten  des  inneren  Aus- 
baues wurden  im  Winter  11)03  nach  Möglichkeit  vorbereitet,  nach  Eintritt 
gunstigen  Bauwetter-;  in  Angriff  genommen  und  konnten  dank  dem  gedeih- 
lichen Zusammenwirken  der  Bauleitung  und  der  leistungsfähigen  Unter- 
nehmer schon  3  4  Jahr  früher,  als  vorgesehen,  fertiggestellt  werden. 

Das  Grundstück  hat  eine  Große  von  <>4<)7  qm.  Das  in  gotischem 
Stile,  durchweg  massiv  hergestellte  Gebäude  schließt  mit  fünf  Flügeln  einen 
inneren  Hof  ein  und  boteht  aus  Sockelgeschoß,  drei  Obergeschossen  und 
dem  Dachgeschosse.  Das  Sockelgeschoß  ist  mit  Mittweidaer  Granit,  das 
erste  Geschoß  an  den  Außenfronten  mit  Sandstein  verblendet;  die  Ober- 
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gesehosse  haben  rote  Ziegelverblendung'  niit  Verwendung  von  Cottaer  Sand- 
stein für  Gesimse,  Gliederungen.  Fenster-  und  Türeinfassungen  erhalten. 
Die  Hoffronten  zeigen  dagegen  über  einem  niedrigen  Sockel  von  Mitt- 
weidaer  Granit  Feinziegelbau  mit  einfachen  Verzierungen  von  Sandstein. 
Das  Gründungsmauerwerk  ist  aus  Bruchsteinen  hergestellt. 

Die  Fußböden  der  Kellerräume  bestehen  aus  Beton  mit  Zementglatt- 
strich. Außer  den  mit  Fachwerk  ausgebauten  und  mit  Kohrputzdecken 
versehenen  Kammern  im  Dachgeschosse  haben  alle  Räume  der  Obergeschosse 
Dressel'sche  Massivdecken  und  die  des  Sockelgeschosses  Ankerdübeldecken 
nach  System  »Höfchen  &  Peschke«  .  mit  Ausnahme  der  Räume  des  im 
Hause  mituntergebrachten  Postamts  10.  für  welche  Betoneisendccken  nach 
System  »Monier«  gewählt  worden  sind. 

Die  Dächer  des  Gebäudes  sowie  der  Fcktürmchen  und  der  Dachfenster 
sind  mit  blauem  Schiefer  auf  Schalung  nach  deutscher  Art  eingedeckt. 

Die  Hauptfronten  und  namentlich  die  Eingänge  sind  mit  ornamentalem 
Schmuck  ausgestattet.  An  der  Reichsstraße,  woselbst  sich  der  Hauptein- 
gang zur  Ober- Postdirektion  befindet,  liegen  in  der  Mitte  das  durch  Spitz- 
bogensims mit  Kanten  und  Kreuzblumen  eingefaßte  Einfahrtstor  und  die 
beiden  seitlichen  Eingänge  mit  genagelten  Türen  in  Flachschnittbehandlung 
und  Eisenbeschlag.  In  der  mittleren  Fenstergruppe  sind  in  Glasmosaik 
außer  dem  Reichs-,  dem  sächsischen  Wappen  und  dem  Chemnitzer  Stadt- 
wappen noch  Symbole  der  I'ost  und  Telegraphie  in  künstlerischer  Aus- 
führung angebracht.  Der  Dachfirst  ist  in  der  Mitte  durch  einen  mit 
Kupfer  verkleideten  Dachreiter  bekrönt.  Der  Mittelbau  am  Stephanplatz 
enthält  im  dritten  Geschosse  den  13,6  m  langen  Balkon  vor  der  Dienst- 
wohnung auf  großen  Kragsteinen,  sowie  den  Eingang  zum  l'ostamte  mit 
Sandsteinumrahmung.  Besonders  wirkungsvoll  tritt  die  Verwendung  von 
Sandstein  und  Glasmosaik  in  dem  Ecke  Enzmannstraße  und  dem  Stephan- 
platze befindlichen  Vorbau  in  die  Erscheinung.  Das  Dach  an  der  Enz- 
mannstraße  hat  ebenfalls  einen  Dachreiter  in  gleicher  Ausbildung  wie  an 
der  Reichsstraße  erhalten. 

Im  Sockelgeschosse  sind  außer  den  Räumen  des  neu  eingerichteten 
Postamts  10  noch  große  Räume  für  die  Kessel  der  Zentralheizanlage,  zur 
Aufbewahrung  von  Brennmaterialien,  Gerätschaften  usw.,  sowie  zwei  l'nter- 
beamtenwohnungen  vorhanden.  Die  Diensträume  der  Ober- Postdirektion, 
der  Ober- Postkasse  und  die  Dienstwohnung  des  Ober- Postdirektors  befinden 
sich  in  den  drei  oberen  Geschossen. 

Das  Innere  des  Gebäudes  macht  einen  sehr  gediegenen  Eindruck.  Das 
Haupttreppenhaus,  in  dem  breite  granitne  Stufen  zu  den  Obergeschossen 
emporführen,  ist  besonders  gut  ausgestattet.  Die  Gurtbogen,  auf  denen 
die  Stufen  ruhen,  werden  von  Säulenpaaren  aus  weißem  und  rotem  Sand- 
stein mit  figürlichem  Kapitälschmuck  getragen.  In  den  Schlußsteinen  der 
Deckengewölbe  sind  die  Wappen  sämtlicher  Städte  des  Bezirks  angebracht, 
in  denen  sich  Amtshauptmannschaften  befinden.  Die  Verglasung  der  Fenster 
ist  in  künstlerischer  Weise  zur  Ausführung  gelangt. 

Die  weiter  vorhandenen  beiden  Nebentreppen  sind  freitragend  konstruiert; 
sie  bestehen  aus  Kunststeinstufen  mit  Eiscneinlagen  und  sind  mit  Linoleum 
belegt. 

Als  Fußbodenbelag  ist  in  der  größten  Zahl  der  Diensträume  und  in  den 
Gängen  des  zweiten  und  dritten  Geschosses  Linoleum  gewählt,  im  übrigen 
sind  die  Korridore  und  Lagerräume  teils  mit  b  liesen  belegt ,  teils  mit 
Zementestrich  versehen.  Die  Wand-  und  Deckenflächen  sind  hell  gestrichen 
und  in  moderner  Auffassung  mit  breiten  farbigen  Kanten  geschmückt. 
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Zur  Erwärmung  der  Diensträume  dient  eine  Niederdruckdampfheizung, 
an  die  auch  die  Dienstwohnung  des  Ober- Postdirektors  angeschlossen  ist. 
Die  Wohnungen  der  Unterbeamten  haben  Kachelöfen. 

Die  allgemeine  Raumbeleuchtung  geschieht  durch  Gasglühlicht,  die  Be- 
leuchtung der  Arbeitsplätze  durch  elektrisches  Licht. 

Möge  das  neue  Gebäude  der  rasch  emporblühenden  Fabrik-  und  Handels- 
stadt Chemnitz  ein  dauernder  Schmuck  sein,  jederzeit  seinen  Zweck  erfüllen 
und  den  Beamten  eine  angenehme  dienstliche  Heimstätte  bleiben! 


Buchhandel  und  Buchgewerbe  in  Leipzig 
und  ihr  Einfluß  auf  den  Leipziger  Postversendungsverkehr. 

Von  Postinspektor  Lachmann  in  Leipzig. 

(Fortsetrung.l 

Die  Bearbeitung  der  gewöhnlichen  Verlangzettel. 

Wir  haben  in  den  früheren  Ausführungen  hauptsächlich  die  Erledigung 
der  empfohlenen  Bestellungen  geschildert.  Die  Masse  der  eingegangenen 
gewöhnlichen  Verlangzettel  haben  wir  nur  bis  zu  dem  Augenblick  verfolgt, 
wo  sie  der  Bestcllanstalt  überbracht  wurden.  Dort  werden  sie  auf  die 
Vereinsmitglieder  verteilt  und  ihnen,  soweit  nicht  Abholung  erfolgt,  täglich 
zweimal  zugestellt.  In  den  Kommissionsgeschäften,  und  so  auch  bei  unserer 
Firma,  erfolgt  dann  wie  bei  den  empfohlenen  Bestellzetteln  die  Verteilung 
nach  den  Namen  der  von  den  Kommissionären  vertretenen  auswärtigen 
Verleger,  das  Zettelauszeichnen,  das  Heraussuchen  der  bestellten  Bücher 
aus  dem  Auslieferungslager  und  deren  Verpackung  zu  Beischlüssen.*)  Diese 
Beischlüsse  werden  aber  nicht  wie  die  empfohlenen  zur  »Einholung« 
bereit  gestellt,  sondern  in  dem  aus  zwei  Räumen  bestehenden  sogen.  »Aus- 
fahrlokal« ,  das  neben  den  Speditionsräumen  im  Erdgeschoß  belegen  ist. 
nach  Bar-  und  Rechnungspaketen  getrennt,  in  die  dort  vorhandenen  großen 
Fachwerke  auf  die  anderen  Leipziger  Kommissionäre  verteilt  und  an  diese 
unter  Beifügung  eines  Begleitzettels  für  die  Barpakete  »ausgefahren«;  dies 
geschieht  nicht  täglich,  sondern  nur  am  Dienstag,  Mittwoch,  Donnerstag 
und  Freitag. 

Unter  den  gewöhnlichen  Verlangzetteln  befindet  sich  aber  auch  stets 
eine  ganze  Anzahl  von  Bestellungen  auf  solche  Werke,  die  in  Leipzig  nicht 
ausgeliefert  werden,  sei  es ,  daß  der  Verleger  aus  irgendwelchen  Gründen 
(geringe  Nachfrage  usw.)  von  ihrer  Unterbringung  in  seinem  Leipziger  Aus- 
lieferungslager abgesehen  hat,  oder  daß  er  in  Leipzig  überhaupt  kein  Aus- 
lieferungslager unterhält.  Diese  Zettel  (bei  unserer  Firma  im  Durchschnitt 
täglich  450  Stück)  werden  den  Verlegern  je  nach  Vereinbarung  täglich 
oder  in  größeren  Abständen  mit  der  Post  zugeschickt  und  von  ihnen  selbst 
erledigt. 


*;  Im  engeren  Sinne  werden  unter  Beischlüssen  nur  die  Rechnungspakete,  im 
weiteren  Sinne  ober  alle  von  anderen  Kommissions-  und  von  Verlagsfirmen  her- 
rührenden BüchcrpSckchen  mit  F.inschluß  der  Barpakete,  im  weitesten  Sinne  überhaupt 
alle  Einzelbestandteile  der  von  Kommissionaren  ausgehenden  Sendungen  verstanden. 
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Vom  Verleger  gehen  dann  die  einzelnen  Sendungen  mit  der  als  Titel- 
schild aufgebundenen  Faktur,  so  daß  deren  Kopf  zugleich  als  Adresse 
für  das  Paket  dient,  auf  seine  Kosten  in  Ballen,  Körben  oder  Kisten  unter 
Beifügung  eines  Avis  regelmäßig  in  kleineren  oder  größeren  Zwischen- 
räumen an  bestimmten  Wochentagen  an  den  Leipziger  Kommissionär  ab.  In 
diesen  Frachtgütern  verschickt  der  Verleger  zugleich  seine  Novitäten- 
sendungen für  die  Sortimenter. 

Letztere  hinwiederum  versenden  in  ähnlichen  Sammelballen  ihre  zurück- 
gehenden Konditionssendungen,  unverkaufte  Novitäten  (unter  Rückrechnung 
des  Betrags)  und  dgl.  über  Leipzig. 

Bei  unserer  Firma  werden  diese  Ballen  im  Ausfahrlokal  geöffnet,  die 
Beischlüsse  nach  dem  Avis  abgestrichen  und  ebenfalls  nach  Bar-  und  Rech- 
nungspaketen von  Markthelfern  in  die  Fachwerke  der  beiden  Räume  ver- 
teilt. Auch  diese  Verteilung  setzt  große  Schulung  des  Personals  voraus, 
weil  die  Beischlüsse  wieder  nicht  auf  die  in  der  Faktur  angegebenen 
Adressaten,  sondern  auf  deren  Leipziger  Kommissionäre  zu  sortieren  sind. 

An  den  Ausfahrtagen,  und  zwar  in  den  Vormittagsstunden  von  7  l'hr 
an,  werden  dann  diese  Bcischlüssc  gemeinschaftlich  mit  den  bis  dahin  an- 
gesammelten Paketen  aus  dem  eigenen  Auslieferungslager  der  Firma  von 
den  Ausläufern  in  ihren  Handwagen  den  anderen  Kommissionären  zugestellt, 
in  deren  Geschäftsräumen  sie  wieder  auf  die  einzelnen  Kommittenten  ver- 
teilt werden. 

Wir  haben  nun  die  verschiedenen  Zweige  der  Kommissionstätigkeit  bis 
auf  das  »Ausfahren«  kennen  gelernt.  LTm  auch  in  diesen  Geschäftszweig 
noch  einen  Blick  zu  werfen,  begeben  wir  uns  am  Vormittage  des  nächsten 
Tages  noch  einmal  in  das  Geschäftshaus  unserer  Firma. 

Sogleich  am  Eingange  stoßen  wir  auf  mehrere  Handwagen,  aus  denen 
die  Markthelfer  »jenseitiger«  Kommissionäre  zahlreiche  Bücherpäckchen  in 
den  in  der  Außenwand  des  Lukenraums  angebrachten  Einwurf  des  Paket- 
kastens werfen. 

Auf  diese  bequeme  Art  werden  alle  ausgefahrenen  Rechnungspakete, 
außerdem  vor  allen  Dingen  zahlreiche  Zeitungspakete  mit  den  in  Leipzig 
und  anderwärts  erscheinenden  Zeitschriften  unter  den  Kommissionären 
ausgetauscht,  während  die  Abgabe  der  Barpakete  oben  in  der  Kasse  am 
Schalter  erfolgt. 

Im  Lukenraume  selbst  mündet  der  Einwurf  in  einen  einer  Pianokiste 
ähnlichen  mannshohen  Kasten.  Ab  und  zu  wird  die  Innenwand  des  Kastens 
nach  Hochschiebung  eines  in  die  Diele  eingelassenen  Riegels  aufgehoben 
und  dann  gleitet  jedesmal  ein  ganzer  Berg  von  Päckchen  und  Paketchen 
von  der  schrägen  Einwurfsfläche  auf  die  Diele. 

In  der  Mitte  des  Raumes  ist  jetzt  eine  Sortierstelle  eingerichtet.  Fünf 
auf  Rädern  laufende  Korbwagen,  der  Zahl  der  Speditionsräume  entsprechend, 
stehen  hier  nebeneinander  aufgefahren  bereit  und  nehmen  den  von  einigen 
Markthelfern  mit  der  bekannten  Geschicklichkeit  verteilten  Inhalt  des  Paket- 
kastens in  sich  auf,  um  gefüllt  nach  den  Speditionen  abgerollt  zu  werden 
und  jedesmal  alsbald  geleert  zurückzukommen.  Besonders  große  Stücke 
werden  von  den  »jenseitigen«  Markthelfern  an  der  geöffneten  Lukentür 
abgegeben. 

Der  Inhalt  der  zu  sortierenden  Beischlüsse  und  Pakete  ist  ungemein 
vielgestaltig.  Neben  einem  großen  Ballen,  der  eine  Sendung  Schulbücher 
in  rohen  Bogen  enthält,  die  in  der  »Provinz«  erst  gebunden  werden  sollen, 
erscheinen  kleine  zierliche  Päckchen  mit  auffälligen  Aufdrucken.    Sie  be- 
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stehen  aus  Exemplaren  moderner  Sensations>chriften .  die  schon  durch  die 
auffällige  Außenseite  ihrer  Verpackung-  die  Aufmerksamkeit  der  Sortimenter 
heim  Auspacken  der  Ballen  auf  sich  lenken  sollen.  Da  kommt  eine  Kiste 
unter  den  Paketen  an  mit  einem  Konversationslexikon,  ein  Riese  gegen  die 
dünnen  in  Papier  gepackten  Journalsendungen,  die  häufig  nur  eine  einzige 
Nummer  eines  kleinen  Blättchens  enthalten.  Die  größte  Mannigfaltigkeit 
ist  Regel;  denn  alles,  was  nur  mit  dem  Buchhandel  zusammenhängt,  gelangt 
hier  zur  Bearbeitung:  Landkarten  auf  Stäben  3  m  lang,  Rechenmaschinen 
als  Lehrmittel.  Bücherregale  ---  alles  versammelt  sich  in  den  Speditions- 
räumen  der  Kommissionäre,  um  auf  dem  Buchhändlerwege  Beförderung 
zu  rinden. 

Dieser  Weg  empfiehlt  sich  aber,  da  manche  Verleger  nur  wöchentlich 
einmal,  kleinere  Verlagsfirmen  wohl  auch  noch  seltener  absenden,  in  der 
Regel  nur  bei  einfachen  Lagerergänzungen,  beim  Novitätenbezug  und  dergl. 
Bei  eiligen  Bestellungen  dagegen  ziehen  die  Sortimenter,  wenn  die  Werke 
in  Leipzig  nicht  vorrätig  sind,  die  unmittelbare  Bestellung  beim  Ver- 
leger vor.  Diese  Art  zu  bestellen  ist  besonders  gefördert  worden  durch 
die  Zulassung  der  Bücherbestellzettel  gegen  die  Drucksachentaxe. 

Mitunter  gehen  dann  seit  der  V erbilligung  des  Drucksachenportos  auch 
die  bestellten  Sendungen  selbst  vom  Verleger  nicht  über  Leipzig,  sondern 
unmittelbar  an  die  Besteller  ab;  dann  werden  aber  auch  Kosten  und  Gefahr 
der  Sendung  vom  Besteller  getragen  und  der  Sortimenter  haftet  von  dem 
Augenblick  an,  wo  die  Sendung  der  Post  übergeben  worden  ist  (Buch- 
händlerische Verkehrsordnung  §§  21  und  22). 

Auch  Kassafakturen  zur  Einziehung  von  Geldbeträgen  werden  durch  die 
Leipziger  Kommissionäre,  und  zwar  häufig  auch  dann  vermittelt,  wenn  es 
sich  um  die  Einziehung  der  Beträge  für  solche  Bücher  handelt,  die  nicht 
über  Leipzig  gegangen,  sondern  dem  Empfänger  auf  Bestellung  unmittelbar 
vom  Verleger  zugesandt  worden  sind;  der  Sortimenter  ersucht  in  diesem 
Falle  bei  der  Bestellung  um  »Nachnahme  in  Leipzig«.  Ausschlaggebend 
ist  auch  hierbei  die  Billigkeit,  denn  bei  Anwendung  des  Postnachnahmever- 
fahrens entstehen  ja  für  jede  Sendung  mindestens  20  Pf.  Spesen  (10  Pf. 
Nachnahme-  und  10  Pf.  Postanweisungsgebühr),  während  der  Kommissionär 
die  Einziehung  und  Gutschreibung  eines  solchen  Betrags  für  eine  geringere 
Provision  vermittelt.  Postnachnahmen  sind  daher  im  Verkehr  der  Buch- 
händler untereinander  sehr  selten,  um  so  häufiger  allerdings  im  direkten 
Verkehr  der  Verleger  und  Sortimenter  mit  dem  Publikum.  Im  übrigen 
bringt  es  die  Wohlfeilheit  der  buchhändlerischen  Beförderung  über  Leipzig 
mit  sich,  daß  letztere  bei  nicht  eiligen  Sendungen,  insbesondere  bei  Ge- 
schäftspapieren, selbst  dann  gewählt  wird,  wenn  damit  ein  erheblicher  VJm- 
weg  und  Zeitverlust  verbunden  ist:  so  werden  Sendungen  nach  Orten  in 
der  nächsten  Nähe  des  Absendungsortes,  ja  nach  gradezu  entgegengesetzten 
Richtungen,  z.  B.  von  Cöln  nach  Aachen,  von  Danzig  nach  Königsberg  (Pr  ), 
als  Beipack  über  Leipzig  geleitet,  um  von  hier  gelegentlich  ebenfalls  als 
Beipack  weitergesandt  und  so  dem  Bestimmungsorte  kostenfrei  oder  mit 
ganz  unerheblichen  Kosten  zugeführt  zu  werden.  Auf  diese  Weise  beläuft 
sich  die  Stückzahl  der  über  Leipzig  gehenden  Geschäftspapiere  jährlich  auf 
viele  Millionen. 

l'nser  Blick  fallt  jetzt  im  Lukenraum  auf  die  uns  vom  Abend  vorher 
bekannte  Frachtwage:  soeben  wird  auf  ihr  ein  Frachtballen  mit  25  Exem- 
plaren eines  modernen  Romans  nach  New-Vork  abgefertigt.  Daneben  er- 
halt ein  zwei  Meter  hohes,  mit  dicken  Stricken  zusammengeschnürtes  Ballcn- 
ungetnm  eine  letzte  l'mhüllung  von  Packleinwand   —  es  sind  IO  Zentner 
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deutsche  Zeitschriften  und  Bücher,  die  wie  an  jedem  Freitag  so  auch  heute 
mit  der  Eisenbahn  nach  Stettin  abdampfen  und  von  dort  den  Seeweg  nach 
Rußland  antreten  werden.  Eine  Anzahl  anderer  Fracht-  und  Eilballen  steht 
bereits  fertig-  an  den  Wänden  umher. 

Nebenan  in  den  Speditionen  rinden  wir  dieselbe  emsige,  wenn  auch  nicht 
ganz  so  lebhafte  Tätigkeit  vor  wie  am  vorhergehenden  Nachmittage.  Sie 
ist  diesmal  der  Bearbeitung  der  aus  gewöhnlichen  Verlangzetteln  hervor- 
gegangenen Pakete  aus  dem  eignen  Auslieferungslager  der  Firma  sowie  den 
nicht  eiligen  Beischlüssen  und  ferner  den  Barpaketen  gewidmet,  die  im 
Laufe  des  heutigen  Vormittags  oben  in  der  Kasse  an  den  Schaltern  ab- 
gegeben werden  und  die  mit  dem  Fahrstuhle  herunterkommen. 

In  diesen  ruhigeren  Vormittagsstunden  kommt  die  »Post«  nicht  wie 
ge>tern  Abend  erst  in  zweiter  Linie,  sondern  es  wird  nebeneinander  bald 
Post,  bald  Eisenbahn  bearbeitet,  wie  es  die  Reihenfolge  der  Fachwerke  mit 
sich  bringt.  — 

Wie  wir  gesehen  haben,  ist  bei  den  Barpaketen  .stets  ein  Nachweis  über 
den  Verble*b  möglich,  da  sie  nur  gebucht  von  Stelle  zu  Stelle  weitergehen. 
Dagegen  fehlt  es  bei  den  übrigen  Beischlüssen,  von  deren  Buchung  zu- 
gunsten einer  beschleunigten  Weitergabe  abgesehen  werden  muß,  von  dem 
Zeitpunkt  an,  wo  die  in  Ballen  eingehenden  Sendungen  beim  Kommissionär 
mit  dem  Avis  verglichen  worden  sind,  bis  zur  Aufnahme  in  den  Avis  des 
absendenden  Kommissionärs,  also  bei  der  Weitergabe  durch  den  Paket- 
kasten, an  jedem  Anhalt  über  den  Verbleib.  Hie  bezügliche  Haftpflicht 
des  Kommissionärs  ist  durch  §  20  der  buchhändlerischen  Verkehrsordnung 
geregelt,  der  u.  a.  folgendes  bestimmt : 

»FYir  die  auf  dem  Kommissionsplatz  abhanden  gekommenen  Rechnungs- 
paketc  (Beischlüsse)  ist  der  Kommissionär  haftbar,  wenn  nachweislich  der 
Verlust  durch  dessen  Verschulden  entstanden  ist.  Ist  ein  solches  nicht 
festzustellen,  insbesondere  wegen  der  herkömmlichen  Abgabe  der  Pakete 
ohne  Quittung  oder  Avis,  so  haben  die  Sortimenter  (als  Absender  oder 
Empfanger)  und  die  beteiligten  Kommissionäre  dem  betreffenden  Verleger 
die  Hälfte  des  Fakturabetrags  des  abhanden  gekommenen  Pakets  zu 
gleichen  Teilen  zu  ersetzen«. 

Nach  Fischer  (Grundzüge  der  Organisation  des  Deutschen  Buchhandels. 
S.  102)  sind  aber  die  Verluste,  die  in  Leipzig  an  Beischlüssen  vorkommen, 
»infolge  der  Pünktlichkeit  und  Akkuratesse,  womit  in  den  dortigen  Kom- 
missionsgeschäften gearbeitet  wird,  außerordentlich  gering«. 

Die  Markthelfer  und  Burschen  unserer  Finna  sind  an  diesem  Tage 
schon  wieder  den  ganzen  Vormittag  unterwegs,  um  die  auszufahrenden 
Sachen  an  die  anderen  Kommissionsnrmcn  abzugeben.  Eile  tut  auch  hierbei 
not,  denn  um  11  Uhr  ist  in  Leipzig  allgemein  Kassenschluß  für  nicht 
empfohlene  Pakete;  um  diese  Zeit  wird  auch  der  Paketkasten  überall  ge- 
schlossen. 

Die  Zeit  von  I  1  Uhr  ab  und  der  Nachmittag  sind  wieder  den  eiligen 
Bestellungen  gewidmet  und  der  Nachmittag  bringt  dasselbe  bewegte  Treiben 
wie  gestern  in  die  Kommissionsgeschäfte,  das  erst  wieder  mit  dem  sinkenden 
Abend  ein  Ende  findet. 

Wir  haben  nun  die  Besichtigung  des  Geschäftsganges  unserer  Kommissions- 
rirma  im  wesentlichen  vollendet.  Es  sei  nur  noch  erwähnt,  daß  die  Konto- 
buchungen, die  wir  auf  unserem  Rundgang  in  den  verschiedenen  Ab- 
teilungen beobachtet  haben,  bei  der  fliegenden  F.ile.  in  der  sie  entstehen, 
natürlich  nur  das  »Unreine«  darstellen  und  daß  die  eigentliche  Kontierung 
erst  nachträglich  auf  Grund  dieser  Unterlagen   in  den  hierfür  bestimmten 
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Kassabüchern  im  Kontor  geschieht.  Ebenso  erfolgen  hier  alle  sonstigen  in 
den  Kommissionsbetrieb  einschlagenden  Arbeiten  und  Berechnungen,  wie 
denn  das  Kontor  überhaupt  den  Verwaltungsapparat  für  den  ganzen  um- 
fangreichen Geschäftsbetrieb  darstellt. 

Als  Abschluß  dieser  Schilderung  möge  hier  eine  Stelle  aus  dem  Büchelchen 
»Die  Berufsarten  des  Mannes  in  Einzeldarstellungen.  Der  Buchhändler«, 
S.  34,  Platz  finden.  Beim  Kommissionsgeschäfte,  heißt  es  dort,  »wird  zwar 
viel  mechanische  Arbeit  verrichtet;  aber  das  Leben  und  Treiben  an  einem 
Kommissionsplatz  wie  Leipzig  und  in  dem  Betrieb  eines  Kommissionärs  ist 
nichtsdesto.wenigcr  so  interessant,  daß  jedem  Gehilfen  zu  raten  ist,  die  Ver- 
hältnisse aus  eigener  Anschauung  kennen  zu  lernen  .  .  .  Hier  erst  erhält 
der  junge  Gehilfe  einen  klareren  Einblick  in  das  ganze  Getriebe  des  buch- 
händlerischen Verkehrs  und  hier  erst  wird  er  —  kommt  er  vor  der  Weih- 
nachtswochc  oder  zur  Ostermesse  an  —  verstehen  lernen,  was  eigentlich 
arbeiten  heißt.  Wie  dem  Glücklichen,  so  schlägt  auch  dem  Leipziger  Ge- 
hilfen im  Kommissionsgeschäft  in  solchen  erregten  Zeiten  keine  Stunde, 
und  bis  in  die  tiefe  Nacht  wird  das  Tagewerk  täglich  ausgedehnt«. 

(Schluß  folgt.) 


Aus  dem  Bereiche  der  französischen  Post-  und 
Telegraphenverwaltung. 

Von  Postinspektor  H.  Herzog  in  Berlin. 

Bei  der  Beratung  des  Etats  der  französischen  Post-  und  Telegraphen- 
verwaltung für  1904  sind  verschiedene  interessante  Fragen  berührt  worden, 
wie  die  Ausgestaltung  des  Landpostdienstes,  die  Verwendung  von  Fahr- 
rädern und  Automobilen  im  Postdienste,  die  Herabsetzung  der  Briefporto- 
sätze, die  Entwickelung  des  Fernsprechdienstes  u.  a.  m. 

Mit  der  Frage  der  Ausgestaltung  des  Landpostdienstes  be- 
schäftigt sich  die  öffentliche  Meinung  Frankreichs  schon  seit  Jahren.  Es 
wird  darüber  Klage  geführt,  daß  Frankreich  mit  dem  Ausbau  seines  Post- 
netzes  hinter  vielen  anderen  Ländern,  u.  a.  auch  Deutschland,  weit  zurück- 
geblieben sei,  daß  es  namentlich  viel  zu  wenig  Postanstalten  besitze,  und 
»laß  auch  die  Landbestelleinrichtungen  noch  sehr  zu  wünschen  übrig  ließen. 

In  Frankreich  gibt  es,  ebenso  wie  im  deutschen  Reichs-Postgebiete,  ver- 
schiedene Gattungen  von  Postanstalten.  Die  Postämter  zerfallen  in 
»recettes  composees«  und  »recettes  simples«.  Beide  befassen  sich 
mit  sämtlichen  Zweigen  des  Post-  und  Telegraphendienstes  und  unterscheiden 
sich  nur  durch  den  Geschäftsumfang  sowie  dadurch,  daß  bei  den  »recettes 
composees«  außer  dem  Vorsteher  auch  die  nachgeordneten  Beamten  von 
der  Postverwaltung  angestellt  werden,  während  bei  den  »recettes  simples« 
nur  der  Vorsteher  von  der  V  erwaltung  ernannt  wird  und  alle  außerdem 
erforderlichen  Hilfskräfte  —  wie  bei  uns  früher  die  Privatgehilfen  und 
Privatunterbeamten  bei  den  Postämtern  IL  und  III.  Klasse  —  vom  Vorsteher 
anzunehmen  sind. 

Postämter  werden,  soweit  der  Etat  Stellen  dafür  vorsieht,  auf  Kosten 
des  Staates  in  den  Orten  eingerichtet,  wo  nach  Maßgabe  der  Bevölkerungs- 
ziffer, des  l'mfangcs  des  Postverkehrs  usw.  ein  Bedürfnis  dazu  vorliegt. 
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In  jedem  Falle  wird  von  der  Gemeinde,  in  deren  Bezirk  ein  Postamt  ein- 
gerichtet werden  soll,  verlangt,  daß  sie  für  18  Jahre  die  für  den  Postbetrieb 
und  die  Wohnung  des  Postamtsvorstehers  erforderlichen  Räume  unentgeltlich 
hergibt.  Uber  den  Etat  hinaus  können  Postämter  ferner  auf  Antrag  der 
Gemeinden  errichtet  werden,  wenn  diese  außer  den  Einrichtungskosten  auch 
die  gesamten  Betriebskosten  zu  tragen  bereit  sind ,  letztere  so  lange ,  bis  die 
aufkommenden  Einnahmen  die  Übernahme  der  Kosten  auf  die  Postkasse 
gestatten.  Unter  Betriebskosten  sind  hierbei  zu  verstehen:  die  Kosten  für 
Beschaffung  der  Diensträume  und  der  Wohnung  des  Vorstehers,  die  Kosten 
für  Beschaffung  und  Unterhaltung  der  Ausstattungsgegenstände  und  Amts- 
bedürfnisse, endlich  die  Gehälter  usw.  des  Personals. 

Unter  den  nicht  zur  Klasse  der  Postämter  gehörigen  Postanstalten 
sind  die  wichtigsten  die  »etablisscmcnts  de  facteur- receveur«  ,  deren 
Verwaltung,  wie  der  Name  besagt,  durch  Briefträger  erfolgt,  die  den 
Bestellungsdienst  auszuführen,  zugleich  aber  auch  die  Annahme  von  Sen- 
dungen zu  besorgen  haben.  Auch  diese  Postanstalten  befassen  sich  mit  allen 
Dienstzweigen,  doch  bestehen  im  Vergleiche  zu  den  Postämtern  einige  Be- 
schränkungen. Insbesondere  nehmen  die  »etablissements  de  facteur-receveur« 
internationale  Postanweisungen  nur  nach  bestimmten  Ländern  (Deutsch- 
land, Belgien,  Italien,  Luxemburg  und  der  Schweiz)  und  telegraphische 
Postanweisungen,  auch  solche  nach  dem  Inland,  entweder  überhaupt  nicht 
oder  nur  bis  zum  Betrage  von  100  Frcs.  an;  ferner  beteiligen  sie  sich  am 
Postsparkassendienste  nur  mittelbar,  indem  sie  den  Verkehr  der  Sparer  mit 
dem  nächstgelegenen  Postamte  vermitteln;  endlich  geben  sie  keine  Post- 
ausweisbücher aus,  auch  befassen  sie  sich  im  Gegensatze  zu  den  Postämtern 
nicht  mit  den  Geschäften  der  Altersrenten-  sowie  der  Unfall-  und  Sterbe- 
versicherungskassen. Mit  dem  Telegraphen-  und  Fernsprechdienste  haben 
sie,  ebenso  wie  die  nachstehend  aufgeführten  weiteren  Gattungen  von  Post- 
anstalten, nur  dann  zu  tun,  wenn  die  Gemeinden  dies  wünschen  und  einen 
Teil  der  Kosten  tragen. 

Die  Einrichtung  von  »etablissements  de  facteur-receveur«  erfolgt  ebenso 
wie  die  Einrichtung  von  Postämtern  entweder  auf  Kosten  des  Staates  mit 
der  Verpflichtung  für  die  Gemeinden,  die  erforderlichen  Räume  während 
eines  Zeitraums  von  18  Jahren  herzugeben,  oder  über  die  im  Etat  vor- 
gesehene Zahl  von  Stellen  hinaus  auf  Kosten  der  Gemeinden.  In  letzterem 
Falle  besteht  eine  Abweichung  gegenüber  den  für  die  F'rrichtung  von  Post- 
ämtern bestehenden  Vorschriften  insofern,  als  die  Gemeinden  nicht  das  ganze 
Diensteinkommen  des  Verwalters  der  Postanstalt,  sondern  nur  denjenigen 
Teil  dieses  Einkommens  zu  bestreiten  haben,  um  den  dieses  das  Gehalt  des 
Briefträgers,  der  den  Ort  bis  dahin  bedient  hat,  übersteigt. 

Eine  weitere  Klasse  von  Postanstaltcn  sind  die  »recettes  auxiliaires« , 
die.  je  nachdem  sie  in  größeren  Städten  zur  Unterstützung  der  Postämter 
oder  in  Landorten  errichtet  werden,  »recettes  auxiliaires  urbaines«  oder 
»recettes  auxiliaires  rurales«  heißen.  Sie  werden  nebenamtlich  durch  Beamte 
anderer  Behörden,  namentlich  Steuererheber,  die  gesetzlich  dazu  verpflichtet 
sind,  oder  auch  durch  Privatpersonen  verwaltet.  Ihre  Tätigkeit  beschränkt 
sich  im  wesentlichen  auf  den  Postwertzeichenverkauf  und  die  Annahme 
von  gewöhnlichen  und  eingeschriebenen  Briefsendungen  sowie  von  Post- 
auftragssendungen mit  Ausnahme  derjenigen  zum  Protest.  Außerdem  nehmen 
sie  gewöhnliche  Inlands- Postanweisungen  bis  zum  Betrage  von  300  Frcs. 
an.  einige  Anstalten  auch  Postanweisungen  nach  fremden  Ländern,  ferner 
geben  sie  Postbons  aus  und  bewirken  die  Auszahlung  der  durch  Postbons 
oder  durch  Postanweisungen  bis  zum  Betrage  von  300  Frcs.  übermittelten 
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Geldbeträge.  Mit  dein  Bestellungsdienste  befassen  sich  die  »recettes  auxiliaires« 
von  Amts  wegen  nicht,  auch  ist  die  Ausgabe  von  postlagernden  Sendungen 
bei  ihnen  ausgeschlossen. 

Die  Einrichtung  der  Postanstalten  die>er  Art  erfolgt  auf  Kosten  des 
Staates.  Wird  hei  den  in  Landorten  bestehenden  »recettes  auxiliaires«  von 
den  Gemeinden  die  Bestellung  der  Sendungen  in  die  Wohnungen  der 
Empfänger  gewünscht,  so  kann  dies  geschehen,  doch  haben  dann  die 
Gemeinden  die  gesamten  Kosten  des  Bestelldienstes  zu  tragen. 

Als  letzte  und  jüngste  Kategorie  von  Postanstalten  sind  schließlich  die 
»d  istribut  ions  auxiliaires«  zu  nennen,  die  mit  denselben  Geschäften 
wie  die  »recettes  auxiliaires«  betraut  sind,  daneben  aber  in  jedem  Falle,  und 
zwar  auf  Staatskosten,  den  Bestcllungsdienst  ausführen.  Die  Verwaltung 
dieser  Postanstalten  wird  »facteurs-courriers«  übertragen,  d.h.  Unterbeamten, 
die  neben  dem  Annahme-  und  Bestelldienst  auch  die  Beförderung  der  Post- 
sachen von  und  nach  der  nächstgelcgenen  Postanstalt  auszuführen  haben. 

Vergleicht  man  die  hier  geschilderte  Organisation  der  französischen 
Posteinrichtungen  mit  der  des  Reichs-Postgebiets .  so  kommt  man  zu  dem 
Ergebnis,  daß  — •  bei  manchen  Abweichungen  im  einzelnen  —  die  »recettes 
composees«  und  »»recettes  simples«  unseren  Postämtern  I.  bis  III.  Klasse 
einschließlich  der  selbständigen  Stadtpostanstalten,  die  »etablissements  de 
facteur-receveur«  unseren  Postagenturen,  die  »recettes  auxiliaires  urbaines« 
unseren  nicht  selbständigen  Postanstalten  (Zweigstellen  anderer  Anstalten)  und 
die  »recettes  auxiliaires  rundes«  sowie  die  »distributions  auxiliaires«  unseren 
Posthilfstellen  ungefähr  entsprechen.  Da  das  Reichs  -  Postgebiet  nahezu 
dreimal  so  viel  Postanstalten  besitzt  wie  Frankreich,  so  ist  es  nicht  ohne 
Interesse,  näher  darauf  einzugehen,  wie  sich  die  Gesamtzahl  der  Postanstalten 
in  beiden  Postgebieten  auf  die  verschiedenen  Kategorien  von  Postanstalten 
verteilt.     Für  Anfang  10.03  stellen  sich  die  betreffenden  Zahlen  wie  folgt: 

im  Reichs-  in 
Postgebiet  Frankreich 

Postämter   4  408  7  505 

nicht  selbständige  Postanstalten  (Zweigstellen)..  410  441 

Postagenturen   Q  34-'  240s 

Posthilf  stellen   18  178  482 

Gesamtzahl  der  Postanstalten....      32308  10833. 

Aus  dieser  Zusammenstellung  ergibt  sich  zunächst,  daß  die  deutsche 
Reichs- Postverwaltung  trotz  ihres  viel  dichteren  Postnetzes  und  des  in 
Deutschland  erheblich  intensiveren  Postverkehrs  mit  einer  weit  geringeren 
Zahl  von  Postämtern  auskommt  als  die  französische  Postverwaltung,  oder, 
da  die  Betriebskosten  eines  Postamts  höher  sind  als  die  einer  Postanstalt 
niederen  Grades,  daß  die  deutsche  Post  das  Verkehrsbedürfnis  in  mehreren 
tausend  Orten  mit  geringereu  Kosten  zu  befriedigen  weiß,  als  sie  in  gleich 
großen  Orten  Frankreichs  aufgewendet  werden.  Freilich  darf  hierbei  nicht 
unerwähnt  bleiben,  daß  die  Betriebskosten  einer  französischen  »recette 
simple«  im  Durchschnitt  nur  rund  3500  Fres.  im  Jahre  betragen,  also 
niedriger  sind  als  die  Betriebskosten  vieler  deutschen  Postämter  III.  Klasse. 
Im  ganzen  bleibt  alter  doch  die  Tatsache  bestehen,  auf  die  auch  der  Bericht 
der  Budgetkommission  der  französischen  Deputiertenkammer  zum  Postetat 
für  K;c>4  hinweist,  «laß  die  franzosische  Post  mit  einem  ziemlich  teuren 
Apparat  von  Postanstalten  arbeitet.  Für  das  Publikum  ist  dieser  Umstand, 
wie  derselbe  Bericht  am'uhrt.  keineswegs  unwichtig,  denn  er  ist  mit  die 
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Ursache,  daß  die  französische  Postverwaltung  so  langsam  mit  der  Errichtung 
neuer  Postanstalten  vorgeht. 

Hat  Frankreich  sonach  im  Vergleich  zu  Deutschland  auf  der  einen  Seite 
eine  verhältnismäßig  große  Zahl  von  Postämtern  aufzuweisen,  so  ist  anderer- 
seits die  Zahl  der  französischen  Postanstalten  niederen  Grades,  wie  eben- 
falls aus  der  obigen  Gegenüberstellung  hervorgeht,  auffallend  gering.  Hie 
Zahl  der  Postagenturen  Frankreichs  kann  sich,  selbst  wenn  man  die  rund 
3000  Postämter,  die  Frankreich  mehr  als  das  Reichs- 1 'Ostgebiet  besitzt, 
hinzurechnet,  nicht  entfernt  mit  der  Zahl  der  Postagenturen  des  Reiehs- 
Postgebiets  messen,  Und  die  wenigen  hundert  Posthilfstellcn  Frankreichs 
verschwinden  geradezu  gegenüber  den  mehr  als  18  000  Poststellen ,  die  in 
Deutschland  als  Hilfsanlagen  für  den  Landbestelldienst  errichtet  sind.  Bei 
dieser  Sachlage  kann  es  nicht  wundernehmen,  daß  trotz  der  finanziellen 
Opfer,  die  in  Frankreich  eine  Gemeinde  bei  Einrichtung  einer  Postanstalt 
zu  bringen  hat.  bei  der  franzosischen  Postbehörde  zur  Zeit  allein  wegen 
Errichtung  von  Postämtern  und  Postagenturen  an  4000  Gesuche  vor- 
liegen. 

Mehrfach  ist  in  Frankreich  bei  den  letzten  Etatsberatungen  auf  den 
Einfluß  hingewiesen  worden,  den  die  Posteinrichtungen  eines  Landes  auf 
dessen  Wirtschaftsleben  auszuüben  vermögen.  In  dem  Berichte  der  Budget- 
kommission wird  in  dieser  Beziehung  angeführt,  daß  der  Umfang  des  Post- 
verkehrs eines  Gebiets  wesentlich  durch  das  Maß  der  «lern  Publikum 
gebotenen  postalischen  Erleichterungen,  vor  allem  durch  den  Ausbau  des 
Postnetzes,  bedingt  werde,  daß  der  Postverkehr  andererseits  einen  Grad- 
messer für  die  in  dem  Wirtschaftsleben  eines  Gebiets  sich  betätigende 
wirtschaftliche  Energie  bilde,  und  daß  es  daher  nicht  gleichgültig  sein 
könne,  wenn  der  Postverkehr  in  Frankreich  infolge  der  unzureichenden 
Posteinrichtungen  nicht  in  demselben  Maße  wie  z.  B.  in  Deutschland  und 
England  zugenommen  habe.  Von  Deutschland  heißt  es  in  dem  Bericht: 
»Es  gibt  dort  weite  Strecken  Landes,  deren  Bodenbeschaffenheit  sich  mit  der 
Frankreichs  nicht  messen  kann.  Aber  Deutschland  weiß  jeden  seiner  Be- 
wohner zu  beleben,  aufzurütteln,  in  den  großen  Strom,  der  die  Menschheit 
in  unserer  Zeit  emportreibt,  hineinzuziehen.  Wie  ein  frischer  Luftzug  rasch 
und  tief  in  die  Lungen  eindringt,  so  gelangen  in  Deutschland  neue  Ideen. 
Zeitungen,  geschäftliche  Mitteilungen,  Briefe  aller  Art  rasch  bis  in  die 
entlegensten  W  inkel  des  Landes  und  wirken  anregend  auf  die  Bevölkerung.« 
Weiter  heißt  es:  »Wer  da  weiß,  daß  eine  an  sich  geringfügige,  aber  weite 
Kreise  der  Bevölkerung  berührende  Änderung  auf  wirtschaftlichem  Gebiete 
das  gesamte  nationale  Leben  zu  beeinflussen,  ja  umzugestalten  vermag,  der 
wird  es  nicht  für  einen  Zufall  halten,  daß  in  Deutschland  die  Zeit  des 
wirtschaftlichen  Aufschwunges  mit  der  Zeit  zusammenfällt,  in  der  von  der 
deutschen  Post  so  vieles  geschehen  ist,  um  für  den  Korrespondenzverkehr 
jedes  einzelnen  mit  dem  In-  und  Auslande  die  weitgehendsten  Erleichterungen 
zu  schaffen.  Man  stelle  nur  den  37660  deutschen  Postanstalten  —  hierbei 
sind  Bayern  und  Württemberg  mitgerechnet  —  die  TO 478  Postanstalten 
Frankreichs  im  Jahre  1  c>c>  1  gegenüber,  bedenke,  daß  in  dem  zehnjährigen 
Zeiträume  von  1801  bis  tqoi  die  Zahl  der  Postanstalten  in  Deutschland 
um  11  330,  in  Frankreich  dagegen  nur  um  3330  vermehrt  worden  ist, 
mache  sich  klar,  daß  die  deutsche  Bevölkerung  infolge  der  raschen  Ver- 
mehrung der  Zahl  der  Postanstalten  viel  mehr  mit  der  Außenwelt  in  Ver- 
bindung steht  und  viel  mehr  Anregungen  von  außen  empfängt  als  die 
Bevölkerung  Frankreichs  — -  berücksichtigt  man  alle  diese  Umstände,  so 
wird  man  zugeben  müssen,  daß  das  Zurückbleiben  Frankreichs  auf  postali- 
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Schern  Gebiet  eine  der  Ursachen,  zwar  nicht  die  wichtigste,  sicher  aber 
nicht  die  geringste  ist,  weshalb  sich  Handel  und  Wandel  in  Frankreich  bei 
weitem  nicht  so  lebhaft  wie  in  Deutschland  entwickelt  haben.«  Ähnliche, 
wenn  auch  nicht  so  ausführliche  Erörterungen  finden  sich  in  dem  Berichte 
der  Finanzkommission  des  Senats  über  den  Postetat,  und  nicht  minder  ist 
bei  den  Kammerverhandlungen  selbst  wiederholt  auf  die  besser  entwickelten 
deutschen  Postverhältnisse  hingewiesen  worden. 

Um  die  allseitig  gewünschte  erhebliche  Vermehrung  der  Zahl  der  Post- 
anstaltcn  ohne  zu  große  Belastung  des  Staatssäckels  zu  erreichen,  empfiehlt 
die  Budgetkommission  der  Deputiertenkammer ,  daß  in  Zukunft  allgemein 
nicht  Postämter,  sondern  Postagenturen  und  Posthilfstellen,  die  billiger  zu 
unterhalten  seien,  errichtet  werden  möchten.  Gleichzeitig  wird  dem  Wunsche 
Ausdruck  gegeben,  daß  die  Befugnisse  der  Postanstaltcn  niederen  Grades 
und  namentlich  der  bei  der  Bevölkerung  des  platten  Landes  bis  jetzt  wenig 
beliebten  »recettes  auxiliaires«  erweitert  werden  möchten,  um  dem  von 
diesen  Anstalten  bedienten  Publikum  so  viel  Erleichterungen  wie  möglich  zu 
bieten.  Die  weitere  Forderung,  daß  die  Post  Verwaltung  den  um  die  Errich- 
tung von  Postanstalten  sich  bewerbenden  Gemeinden  nicht  so  hohe  finanzielle 
Opfer  auferlegen  solle,  wird  damit  begründet,  daß  unter  den  jetzigen  Ver- 
hältnissen nur  die  über  größere  Mittel  verfügenden  Gemeinden  den  Antrag 
auf  Errichtung  einer  Postanstalt  stellen  könnten ,  die  ärmeren  Gemeinden 
aber  zum  Schaden  ihrer  wirtschaftlichen  Entwickelung  zurückstehen  müßten. 
Ein  kleiner  Anfang,  die  den  Gemeinden  im  Interesse  des  Postdienstes  auf- 
zuerlegenden Lasten  zu  erleichtern,  ist  von  der  Postverwaltung  übrigens 
bereits  dadurch  gemacht  worden,  daß  sie  in  den  Etat  für  1904  nur  20  »recettes 
auxiliaires  rurales«  (Posthilfstellcn  ohne  staatlichen  Bestelldienst),  dagegen 
50  »distributions  auxiliaires«  (Posthilfstellen,  hei  denen  der  Bestelldienst  auf 
Staatskosten  ausgeführt  wird)  eingestellt  hat. 

Die  geringe  Zahl  von  Postanstalten,  die  Frankreich  besitzt,  würde 
vom  Publikum  vielleicht  nicht  als  ein  so  großer  Übelstand  empfunden 
werden,  wenn  nicht  auch  die  Landbestel  1  einrichtungen  Mängel  und 
Lücken  aufwiesen.  Frankreich  hat  früher  als  alle  anderen  Länder,  nämlich 
bereits  vom  1.  April  1830  ab,  einen  über  das  ganze  Land  ausgebreiteten 
Landbestelldienst  besessen.  Dieser  Dienst  war  damals  eine  bewunderns- 
werte Einrichtung.  Mit  Hilfe  der  4500  Landbriefträger,  mit  denen  der 
französische  Landbestclldienst  ins  Leben  trat,  erhielten  mit  einem  Schlage 
alle  geschlossenen  Ortschaften  Frankreichs  wenigstens  einen  um  den  anderen 
Tag  eine  Postverbindung,  und  nur  wenige  gering  bevölkerte  Weiler  und 
Gehöfte  blieben  von  dem  Landpostverkehr  ausgeschlossen.  Aber  dieser 
Landbriefträgerdienst  hat  mit  den  nach  und  nach  auch  in  anderen  Ländern 
geschaffenen  gleichartigen  Einrichtungen  nicht  Schritt  gehalten,  namentlich 
ist  Deutschland,  wo  ein  das  ganze  Land  umfassender  Landbestelldicnst  erst 
von  der  Norddeutschen  Bundespost  und  deren  Nachfolgerin,  der  Deutschen 
Reichspost,  ins  Leben  gerufen  worden  ist,  seinem  westlichen  Nachbar  auch 
in  dieser  Beziehung  weit  vorausgeeilt.  Denn  während  die  deutsche  Reichs- 
Postverwaltung  zur  Zeit  ein  Landbcstellpersonal  von  mehr  als  30000  Köpfen 
besitzt,  sind  in  Frankreich,  obwohl  sich  dort  der  Landbestelldienst  wegen  der 
geringeren  Dichtigkeit  des  Postnetzes  über  ein  viel  weiteres  Gebiet  erstreckt, 
einschließlich  der  Briefträger  in  den  kleinen  Postorten,  der  sogenannten 
»tacteurs  locaux« ,  nur  25000  Personen  im  Landbestelldienste  tätig.  Die 
Folge  hiervon  ist,  daß  in  Frankreich  die  einzelnen  Landorte  von  den  Land- 
briefträgern  viel  seltener  als  bei  uns  belaufen  werden.  Denn  während  im 
Reichs-Postgebiete  bereits  im  Jahre  1900  —  wir  folgen  dabei  dem  von  der 


Digitized  by  Google 


Aus  dem  Bereiche  der  französischen  Post-  und  Telegraphenverwaltung.  547 


Reichs-Postverwaltung  für  die  Jahre  1896  bis  1900  erstatteten  Vcrwaltungs- 
berichte  —  44,0  v.  H.  der  Landorte  an  den  Werktagen  eine  zweimalige 
Landbriefbestellung  besaßen,  fand  in  Frankreich  im  Jahre  1003  eine  zwei- 
malige Bestellung  nur  in  9,9  v.  II.  der  Landorte  statt.  Die  Zahl  der  Land- 
orte ohne  Postanstalt  ist  hierbei  für  das  Reichs-Postgebiet  mit  rund  140000 
und  für  Frankreich  mit  26000  angenommen  worden.  Der  große  Unterschied 
dieser  beiden  Zahlen  erklärt  sich  dadurch,  daß  in  Deutschland  alle  Abbauten, 
einzeln  gelegenen  Forsthäuser,  Gehöfte  usw.  besonders  gezählt  sind,  während 
die  französische  Statistik  nur  die  geschlossenen  Ortschaften  berücksichtigt. 
Würden  auch  in  Frankreich  alle  bewohnten  Plätze  in  die  Landbestellstatistik 
einbezogen,  so  würde  der  Vergleich  mit  den  deutschen  Landbestelleinrich- 
tungen noch  mehr  zu  Ungunsten  Frankreichs  ausfallen,  da  dort  zahlreiche 
Abbauten  usw.  zwar  zu  einer  Gemeinde,  die  sich  einer  täglich  mehrmaligen 
Bestellung  erfreut,  gehören,  selbst  aber  vom  Landbriefträger  nur  einmal  am 
Tage  belaufen  werden.  Die  Zahl  der  Landbriefkasten  ist  in  Frankreich 
ebenfalls  geringer  als  in  Deutschland;  denn  während  im  Reichs -Postgebiet 
im  Jahre  1900  rund  45  000  Landbriefkasten  vorhanden  waren,  gab  es  deren 
in  Frankreich  im  Jahre  1903  nur  35500;  dabei  sind  in  der  für  das  Reichs- 
Postgebict  angegebenen  Zahl  die  mehr  als  18000  Briefkasten  der  Posthilf- 
stellen noch  gar  nicht  mitgerechnet. 

Um  die  Yerbesserungsbedürftigkeit  der  französischen  Landbestelleinrich- 
tungen  im  einzelnen  nachzuweisen,  hat  sich  die  Budgetkommission  der 
Deputiertenkammer  an  die  einzelnen  Deputierten  mit  dem  Ersuchen  gewandt, 
jeder  solle  für  seinen  Wahlbezirk  über  den  Stand  des  Landbestelldienstes 
Bericht  erstatten  und  etwaige  Mängel  zur  Sprache  bringen.  Von  den  hier- 
auf erhaltenen  Mitteilungen  druckt  der  Bericht  der  Budgetkommission  eine 
größere  Zahl  ab.  Nach  diesen  Mitteilungen  wird  besonders  häufig  darüber 
geklagt,  daß  die  Bestellung  der  Sendungen  nicht  regelmäßig  genug  statt- 
finde, daß  viele  Ortschaften,  selbst  solche,  die  in  der  Nähe  der  Bestell- 
postanstalt liegen,  vom  Landbriefträger  erst  in  den  Nachmittagsstunden 
erreicht  würden,  daß  die  Zahl  der  Bestellungen  und  Briefkastenleerungen 
nicht  ausreiche,  endlich,  daß  wegen  des  Zusammenfallens  von  Briefbestellung 
und  Briefkastenleerung  die  Möglichkeit  fehle,  die  Antwort  auf  empfangene 
Briefe  noch  an  demselben  Tage  abzusenden.  Letzteres  trifft  auf  nicht 
weniger  als  9400  geschlossene  Ortschaften  (etwa  35  v.  H.  der  Gesamtzahl) 
zu.  Ferner  findet  in  nicht  wenigen  Orten  zwar  die  Leerung  der  Briefkasten 
später  als  die  Bestellung  der  Sendungen  statt;  aber  die  Zeit  zwischen  der 
Bestellung  und  Kastenlcerung  ist  sehr  kurz,  so  daß  die  Beantwortung  ein 
gegangener  Sendungen  an  demselben  Tage  in  dem  Falle  schwierig  oder 
unmöglich  ist,  wenn  die  Erledigung,  wie  es  oft  vorkommt,  eine  gewisse 
Zeit  in  Anspruch  nimmt. 

Die  in  Frankreich  bezüglich  des  Landbestelldienstes  vorhandenen  Obel- 
stände sind  nach  der  Ansicht  der  Deputierten,  die  sich  bei  der  letzten  Etats- 
beratung mit  dieser  Frage  beschäftigt  haben,  in  erster  Linie  darauf  zurück- 
zuführen, daß  die  Zahl  der  Landbriefträger  nicht  ausreicht,  auch  werden 
viele  Fälle  der  Überlastung  von  Landbriefträgern  angeführt.  So  werden 
Fälle  mitgeteilt,  in  denen  die  Tagesleistung  eines  Landbriefträgers  b\>  zu 
40  km  und  mehr  ausmacht;  Tagesleistungen  von  35  km  sind  keine  Seltenheit. 
Solche  im  Vergleiche  zu  dem  Leistungsmaß  eines  deutschen  Landbriefträgcr> 
(höchstens  28  km,  in  der  Regel  weniger)  außerordentlich  hohe  Leistungen 
hängen  wohl  damit  zusammen,  daß  die  Landbriefträger  in  Frankreich  früher 
nach  der  Zahl  der  von  ihnen  zurückgelegten  Kilonieter  (7'/4  Cts.  für  jedes 
Kilometer)  bezahlt  wurden,  also  ein  pekuniäres  Interesse  daran  hatten,  daß 
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die  von  ihnen  auszuführenden  Leistungen  nicht  herabgesetzt  würden.  Nach- 
dem dieses  System  seit  einigen  Jahren  nach  und  nach  für  die  große  Mehr- 
zahl der  Landbriefträger  beseitigt  worden  ist.  hat  die  Budgetkommission 
vorgeschlagen,  daß  die  Tagesleistungen  der  Landbriefträger  einheitlich  ge- 
regelt und,  vorbehaltlich  einer  später  vorzunehmenden  weiteren  Herab- 
minderung,  einstweilen  für  ebene  Gegenden  auf  höchstens  31  km  und  für 
gebirgige  Gegenden  auf  höchstens  28  km  festgesetzt  werden  möchten. 
Natürlich  würde  die  Postverwaltung  eine  solche  Reform  nicht  ohne  erheb- 
liche Vermehrung  des  Landbestellpersonals  durchführen  können,  namentlich 
wenn  gleichzeitig  eine  Vermehrung  der  Zahl  der  Bestellgänge  für  eine 
größere  Zahl  der  jetzt  nur  mit  einer  täglich  einmaligen  Bestellung  bedachten 
Landorte  eintreten  soll. 

Als  ein  Mittel,  den  Landpostdienst  und  namentlich  die  Landbestell- 
cinrichtungen  zu  verbessern,  nennt  der  Bericht  der  Budgetkommission,  ab- 
gesehen von  der  Vermehrung  der  Zahl  der  Postanstalten  und  der  Verstärkung 
des  Landbestellpersonals,  die  möglichst  weitgehende  Verwendung  von  Fahr- 
rädern und  Automobilen  im  Postdienste. 

Von  Fahrrädern  macht  die  französische  Postverwaltung  seit  einigen 
Jahren  in  ziemlich  erheblichem  l'm fange  Gebrauch.  In  Paris  und  anderen 
großen  Orten  benutzen  die  Briefkastenleerer  und  Telegrammbesteller  vielfach 
Fahrräder;  nicht  selten  wird  das  Fahrrad  bei  Aufsuchung  und  Beseitigung 
von  Störungen  in  den  Telegraphenleitungen  verwendet;  die  zur  Beauf- 
sichtigung des  Bestellungsdienstes  angestellten  »brigadiers-facteurs«  bedienen 
sich  seiner  in  der  Provinz  in  größerer  Zahl,  um  rasch  von  einem  Punkte 
ihres  Bezirkes  zu  einem  anderen  zu  gelangen.  Besonders  hervortretende 
Erfolge  sind  durch  das  Fahrrad  aber  in  den  ländlichen  Bezirken  erzielt 
worden:  878  Briefträger  in  kleinen  Postorten  und  Landbriefträger,  ferner 
165  Postagenten  ( facteurs-receveurs)  legen  während  des  ganzen  Jahres  ihre 
Bestellwege  mittels  Fahrrads  zurück ,  auch  wird  bei  der  Einrichtung  von 
Posthilfstellen  mit  staatlichem  Bestellungsdienste  (distributions  auxiliaires) 
darauf  gehalten,  daß  die  Hilfstelleninhaber  (facteurs-courriers)  die  Post- 
beförderung von  und  zu  der  nächsten  Postanstalt  mittels  Fahrrads  bewirken. 
Mit  Hilfe  der  Fahrräder  ist  es  bereits  gelungen,  in  141  Landgemeinden  eine 
weitere  tägliche  Briefbestellung  und  in  108  Gemeinden  eine  weitere  tägliche 
Briefkastenleerung  einzuführen,  in  605  Gemeinden  die  Bestellung  um  1 '.,  bis 
1  Stunde  und  in  425  Gemeinden  um  1 bis  3  Stunden  früher  beginnen  zu 
lassen,  endlich  in  einer  Anzahl  von  Landorten  die  Leerung  der  Briefkasten 
um  1  .,  Stunde  später  zu  legen. 

I  )ic  Automobilindustrie  ist  in  Frankreich  sehr  vorgeschritten,  auch  besitzt 
dieses  Land,  selbst  in  den  bergigen  Gebieten,  recht  gute  Wege.  Mit 
Rucksicht  hierauf  hatte  der  Berichterstatter  der  Budgetkommission  schon  in 
seinem  vorjährigen  Bericht  eine  möglichst  weitgehende  Verwendung  von 
Automobilen  für  Post  zwecke  empfohlen,  und  der  diesjährige  Bericht, 
der  von  demselben  Berichterstatter,  dem  Deputierten  Sembat.  verfaßt  worden 
ist.  kommt  ausführlich  auf  diese  Frage  zurück.  Danach  würden  Automobile 
in  dreifacher  Hinsicht  für  den  Postdienst  nutzbar  gemacht  werden  können, 
nämlich  durch  die  Einstellung  besonderer  Postautomobile  auf  geeigneten 
Eisenbahnstrecken;  durch  die  Errichtung  von  Automobil  -  Postverbindungen 
auf  den  Landstraßen  zur  Verbindung  der  nicht  an  der  Bahn  gelegenen 
Postorte  mit  der  Eisenbahn:  endlich  durch  die  Verwendung  von  Automobilen 
als  Hilfsmittel  für  den  Laudbestelldienst. 

Automobil  -  Postverbindungen  auf  den  Eisenbahnen  können 
■  Linn  von  Nutzen  sein,  wenn  der  Gang  der  Eisenbahnzüge  den  Bedürfnissen 
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des  Postdienstes  nicht  ausreichend  entspricht  und  durch  Herstellung  solcher 
Verbindungen  d»c  Möglichkeit  gegeben  wird,  daß  die  Postsachen  bei  den 
beteiligten  Postanstalten  früher  ausgehändigt  oder  von  diesen  Postanstalten 
später  abgesandt  werden,  als  solches  bei  Benutzung  der  fahrplanmäßigen 
Eisenbahnzüge  der  Fall  sein  würde.  Versuche,  derartige  Postverbindungen  ins 
Leben  zu  rufen,  sind  in  Frankreich  schon  Vor  jahren  gemacht  worden  :  die 
Anregung  dazu  ging  von  Fiscnbahnkreisen  aus.  auf  deren  Veranlassung  der 
Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  die  Postbchörde  um  Prüfung  der  An- 
gelegenheit ersuchte.  Einige  Automobil-Postverbindungen  auf  Eisenbahnen 
bestehen  in  Frankreich  auch  bereits;  sie  sind  aber  sehr  kostspielig,  und 
deshalb  hat  die  Einrichtung  bis  jetzt  keine  besondere  Bedeutung  zu  erlangen 
vermocht.  In  dem  neuesten  Berichte  der  Budgetkommission  wird  ein  Fall 
angeführt,  in  dem  die  Verwendung  eines  Eisenbahn  -  Postautomobils  auf 
einer  24  km  langen  Strecke,  auf  der  zwischen  10  Uhr  abends  und  6  Uhr 
morgens  kein  Zug  verkehrt,  von  großem  Vorteile  gewesen  sein  würde,  aber 
daran  gescheitert  ist.  daß  die  betreffende  Eisenbahngesellschaft  für  Unter- 
haltung der  Verbindung  eine  Vergütung  von  75  Cts.  für  das  Kilometer 
forderte,  so  daß  für  das  ganze  Jahr  bei  täglich  zwei  Fahrten  hin  und  zurück 
annähernd  25000  Eres,  zahlbar  gewesen  wären.  Angesichts  solcher  Zahlen 
wirft  der  Bericht  der  Budgetkommission  die  Frage  auf.  ob  die  Postverwal- 
tung nicht  durch  Gesetz  ermächtigt  werden  könne,  auf  den  Bahnen  während 
der  Tages-  oder  Nachtstunden,  in  denen  der  Eisenbahnbetrieb  ruht,  ihr 
selbst  gehörige  Automobile,  deren  Unterhaltung  sich  fiir  sie  voraussichtlich 
billiger  stellen  würde,  verkehren  zu  lassen. 

In  betreff  der  Automobil-Postvcrbindungen  auf  Landstraßen 
hat  die  französische  Postverwaltung  im  April  1003  die  Post-  und  Tele- 
graphendirektionen auf  die  Fortschritte  des  Automobilwesens  hingewiesen 
und  aufgefordert,  zu  prüfen,  inwieweit  das  neue  Beförderungsmittel  mehr 
als  bisher  für  den  Postdienst  nutzbar  gemacht  werden  könne.  Im  einzelnen 
wurden  den  Direktionen  hierbei  folgende  Gesichtspunkte  gegeben: 

a)  Bestehende,  mit  Pferd  und  Wagen  unterhaltene  Postverbindungen 
sollten  auf  Antrag  der  Unternehmer  in  Automobil-Postverbindungen 
umgewandelt  werden  dürfen; 

b)  in  alle  neuen  Postfuhrverträge  sei  die  Bestimmung  aufzunehmen, 
daß  der  Unternehmer  nach  Wahl  tierische  oder  mechanische  Zug- 
kraft verwenden  dürfe: 

c)  zu  erwägen  sei,  ob  nicht  in  einzelnen  Departements  mit  günstigen 
Wegeverhältnissen  der  Postbeförderungsdienst  unter  Ausschaltung 
anderer  Beförderungsmittel  in  der  Weise  eingerichtet  werden  könnte, 
daß  von  den  Haupthahnhöfen  oder  Hauptorten  ausgehende  Post- 
automobile möglichst  viele  Orte  zu  berühren  und  deren  gesamten 
Postverkehr  zu  vermitteln  hätten;  unter  Umständen  sollten  die 
Automobile  an  anderen  Bahnhöfen  endigen.  Zur  Deckung  der 
durch  solche  Automobilverbindungen  entstehenden  Mehrkosten  seien 
die  Gemeinden  und  Departements  heranzuziehen ; 

d)  Vorbedingung  für  die  Verwendung  mechanischer  Zugkraft  für  Post- 
zwecke solle  in  jedem  Falle  sein,  daß  die  Sicherheit  und  Pünktlich- 
keit des  Dienstes  nicht  beeinträchtigt  würde.  Ferner  hätten  die 
Direktionen  darauf  zu  halten,  daß  bei  Benutzung  von  Automobilen 
die  polizeilichen  Vorschriften  (Innehaltung  bestimmter  Höchst- 
geschwindigkeiten, Anbringung  von  bei  Tag  und  Nacht  erkennbaren 
Unterscheidungszeichen.  Verwendung  geprüfter  Wagenführer  u.a.m.) 
sorgfältig  beachtet  wurden. 
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Diese  Verfügung  der  obersten  Postbehörde  hat  zwar  die  Wirkung  gehabt, 
daß  zu  den  von  früher  her  in  Frankreich  bestehenden  Automobil -Post- 
verbindungen einige  neue  Verbindungen  dieser  Art  hinzugetreten  sind ;  im 
ganzen  ist  die  Frage  der  Postautomobile  aber  über  das  Stadium  der  Vor- 
ermittelungen und  Erwägungen  noch  nicht  hinausgekommen.  Die  Post- 
und  Telegraphendirektionen  sind  der  Verwendung  von  Automobilen  im 
Postdienste  bis  jetzt  im  allgemeinen  wenig  geneigt.  Von  verschiedenen 
Direktionen  wird  die  Einrichtung  von  Automobil-Postverbindungen  aus  dem 
Grunde  widerraten,  weil  auf  den  für  den  Automobilverkehr  geeigneten 
Straßen  die  Erbauung  von  Trambahnen  und  ähnlichen  Bahnen  im  Gange 
sei  oder  in  naher  Zeit  bevorstehe.  Diesen  Grund  muß  man  wohl  gelten 
lassen,  denn  es  ist  klar,  daß  es  zwecklos  und  zugleich  unwirtschaftlich  sein 
würde,  kostspielige  Automobil-Postverbindungen  ins  Leben  zu  rufen,  wenn 
diese  doch  bald  wieder  durch  vollkommenere  Beförderungsmittel  ersetzt 
werden  würden.  Dagegen  will  der  Bericht  der  Büdgetkommission  den 
anderen  Einwand,  daß  bei  Verwendung  von  Automobilen  die  Unterhaltung 
eines  regelmäßigen  Postverkehrs  im  Winter,  bei  Eis  und  Schnee,  nicht 
möglich  sein  würde,  nicht  als  stichhaltig  anerkennen,  sondern  ist  der  Ansicht, 
daß  da.  wo  Pferd  und  Wagen  während  des  ganzen  Jahres  verkehren 
können,  auch  Automobile  das  ganze  Jahr  hindurch  verwendbar  sein  müßten, 
und  daß  Witterungscinflüsse  die  Regelmäßigkeit  des  Verkehrs  bei  Automobil- 
posten zum  mindesten  nicht  mehr  als  bei  Fuhrverbindungen  beeinträchtigen 
würden.  Die  weitere  Anführung  verschiedener  Direktionen,  daß  an  die 
Errichtung  einer  größeren  Zahl  von  Automobilverbindungen  nur  dann  ge- 
dacht werden  könne,  wenn  die  Postverwaltung  den  Fuhrunternehmern  für 
die  durch  Automobile  hergestellten  Verbindungen  höhere  Vergütungen  als 
für  die  mit  Pferd  und  Wagen  unterhaltenen  Verbindungen  zubillige,  erkennt 
der  Kommissionsbericht  als  durchaus  berechtigt  an.  Verbindungen  durch 
Automobile  seien  kostspieliger  als  solche  mit  Pferd  und  Wagen;  des- 
halb sei  es  unrichtig,  wenn  die  Postverwaltung  bisher  die  Initiative  zur 
Schaffung  von  Automobil-Postverbindungen  lediglich  den  Fuhrunternehmern 
überlassen  habe  und  von  diesen  fordere,  daß  sie  Automobilverbindungen 
gegen  Bezug  derselben  Vergütungen  wie  Fuhrverbindungen  unterhalten 
sollten.  Es  müsse  jedesmal  abgewogen  werden,  inwieweit  eine  Automobil- 
post für  den  Postbetrieb  und  das  Publikum  Vorteile  gegenüber  einer  Fuhr- 
verbindung biete.  Ergebe  sich  dabei,  daß  der  durch  die  Automobile  zu 
erzielende  Nutzen  mit  den  Mehrkosten  der  Automobilverbindung  im  richtigen 
Verhältnisse  stehe,  so  müsse  die  Post  Verwaltung  im  Verkehrsinteresse  die 
höhere  Vergütung  bewilligen. 

Nach  allem  befürwortet  die  Budgetkommission  aufs  lebhafteste,  daß  sich 
die  Postvcrwaltung  in  ihren  Bemühungen,  dem  Automobil  in  immer  weiterem 
Umfang  Eingang  in  den  Postverkehr  zu  verschaffen,  nicht  beirren  lasse, 
auch  nicht  durch  Mißerfolge,  die  bei  einem  neuen  Verkehrsmittel  unaus- 
bleiblich seien.  Einen  derartigen  besonders  bemerkenswerten  Mißerfolg 
behandelt  der  Bericht  der  Budgetkommission  ausführlich.  Eine  leistungs- 
fähige Automobil fabrik  hatte  von  Luneville  aus  eine  Automobil-Postverbindung 
eingerichtet,  bei  der  in  ebenem  Gelände  und  auf  guten  Wegen  täglich  rund 
1S0  km  zurückzulegen  waren.  Die  Firma  verwendete  anfänglich  schwere, 
außer  dem  Führer  für  7  Personen  eingerichtete  Automobil -Omnibusse;  da 
mit  diesen  Fahrzeugen  wegen  öfter  vorgekommener  Beschädigungen  ein 
regelmäßiger  Betrieb  nicht  zu  ermöglichen  war,  wurden  später  leichtere, 
höchstens  4  Personen  fassende  Automobile  eingestellt.  Etwaige  Reparaturen 
wurden  in  den  Werkstätten  der  Firma  stets  sogleich  ausgeführt.  Wenngleich 
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hiernach  alle  Voraussetzungen  fiir  einen  erfolgreichen  Betrieb  des  Unternehmens 
gegeben  zu  sein  schienen,  so  hat  sich  die  Firma  doch  u.  a.  aus  dem  Grunde  zur 
Kündigung  des  mit  der  Postverwaltung  abgeschlossenen  Übereinkommens  ver- 
anlaßt gesehen,  weil  mehrfach  Verzögerungen  infolge  von  Witterungseinflüssen 
hervorgetreten  waren  und  die  Firma  daher  die  pünktliche  Innehaltung  der 
Fahrzeiten  nicht  gewährleisten  konnte.  Der  Kerieht  der  Budgetkommission 
führt  diesen  Mißerfolg,  dessen  Bedeutung  für  die  Zukunft  des  Postautomobil- 
wesens er  nicht  verkennt,  in  der  Hauptsache  darauf  zurück,  daß  es  noch 
nicht  gelungen  sei,  Automobiltyps  zu  konstruieren,  die  den  besonderen 
Anforderungen  des  Postdienstes  in  jeder  Weise  zu  entsprechen  vermöchten. 
Die  Frage,  ob  die  von  der  betreffenden  Fabrik  gemachten  Erfahrungen  für 
die  ganze  Automobil-Industrie  Geltung  hätten,  lasse  sich  nur  durch  praktische 
Versuche  erproben.  Deshalb  solle  die  Postverwaltung  einen  Wettbewerb 
zur  Erbauung  von  Postautomobilen  ausschreiben  oder  solle  sich  an  den 
Automobilklub  wenden,  um  durch  diesen  festzustellen,  ob  die  französische 
Automobil-Industrie  für  den  Postdienst  geeignete  Fahrzeuge  herzustellen  in 
der  Lage  sei.  Die  betreffenden  Wagentyps  müßten  dann  während  eines 
längeren  Zeitraums  sorgfältig  —  auf  verschiedenen  Wegen,  bei  verschiedenen 
Witterungsverhältnissen  und  bei  verschiedener  Belastung  —  geprüft  werden. 
Fielen  die  so  angestellten  Versuche  ungünstig  aus,  so  sei  erwiesen,  daß  das 
Automobil  für  den  Postverkehr  zur  Zeit  noch  nicht  verwendbar  sei.  Gelänge 
es  aber,  wie  zu  hoffen,  ein  Automobil  zu  konstruieren,  das,  außer  bei  ganz 
ungewöhnlichen  Verhältnissen,  z.  B.  sehr  starkem  Schneefalle,  regelmäßig  zu 
verkehren  imstande  sei,  so  dürfe  die  Postverwaltung  nicht  zögern,  der 
Landbevölkerung  den  Vorteil  der  rascheren  Postsachenbeförderung  durch 
Automobile  überall,  wo  die  Verhältnisse  es  gestatten,  zuteil  werden  zu 
lassen. 

Die  Verwendung  von  Automobilen  als  Hilfsmittel  für  den 
Landbestelldienst  ist  nach  dem  Berichte  der  Budgetkommission  so  ge- 
dacht, daß  in  geeigneten  Bezirken  ein  Automobil  die  Landbriefträger  in 
ihre  Reviere  bringen  und  nach  beendeter  Bestellung  wieder  abholen  soll. 
Führer  des  Automobils  soll  derjenige  Landbriefträger  sein ,  dem  die  Be- 
stellung in  dem  zuletzt  berührten  Revier  obliegt.  Dieser  hätte  nach  der 
Ankunft  im  Reviere  das  Automobil  unterzustellen,  seinen  Bestellgang  aus- 
zuführen, dann  mit  dem  Automobil  den  Rückweg  zum  Postamte  zu  machen 
und  hierbei  die  übrigen  Landbriefträger,  die  an  geeigneten  Punkten  warten 
müßten,  wieder  mitzunehmen.  Versuche  dieser  Art  sind  von  der  französischen 
Postverwaltung  bis  jetzt  nicht  gemacht  worden;  daß  dies  nicht  geschehen 
ist,  wird  in  einem  Schreiben  der  obersten  Postbehörde  an  die  Budget- 
kommission hauptsächlich  damit  begründet,  daß  die  Briefträger  in  der 
Regel  auf  dem  ganzen  Wege  bis  zu  ihren  Revieren  und  bereits  in  unmittel- 
barer Nähe  der  Postanstalt  Sendungen  zu  bestellen  hätten,  und  daß  daher 
von  der  Benutzung  von  Automobilen  ein  Nutzen  für  den  Bestelldienst  nur 
in  ganz  besonderen  Ausnahmefällen  erwartet  werden  könne.  Weiter  wird  in 
dem  Schreiben  angeführt,  daß  sich  mit  der  Errichtung  jeder  neuen  Postanstalt 
mit  Bestelldienst  die  Zahl  der  Landbriefträger  der  bisherigen  Bestell-Post- 
anstalt  vermindere  und  somit  auch  der  Nutzen  der  etwa  für  den  Landbestell- 
dienst verwendeten  Automobile  geringer  werde,  ferner,  cjaß  schon  jetzt, 
und  zwar  auf  billigere  Weise  als  es  mit  Automobilen  möglich  sei ,  alles 
geschehe,  um  die  Landbriefträger  mit  Hilfe  von  Fahrrädern,  Straßenbahnen 
und  anderen  Bahnen  so  schnell  wie  möglich  in  ihre  Reviere  zu  befördern. 
Der  Bericht  der  Budgetkommission  erklärt  sich  von  dieser  Stellungnahme 
der  Postverwaltung  wenig  befriedigt.    Den  Einwand,  daß  Automobile  nur 
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selten  von  Nutzen  sein  würden,  weil  die  Briefträger  auf  dem  ganzen  Wege 
in  die  Reviere  Sendungen  zu  bestellen  hätten,  hält  er  für  am  wenigsten 
stichhaltig.  1  )ieses  Bedenken  sei  leicht  dadurch  zu  beseitigen,  daß  man  auf 
die  schleifenartige  Einrichtung  der  Bestellgänge  verzichte  und  statt  dessen 
außer  einem  den  nächsten  Umkreis  der  l'ostanstalt  umfassenden  Revier,  in 
dem  der  Bestelldienst  zu  Fuß  oder  mittels  Fahrrads  zu  bewirken  wäre, 
andere  von  der  l'ostanstalt  entfernte  Reviere  schaffe,  in  denen  der  Bestell- 
dienst von  einem  bestimmten,  mittels  des  Automobils  zu  erreichenden 
Punkte  aus  stattzufinden  hätte.  Auch  dem  l'mstande,  daß  die  Landbcstell- 
bezirke  immer  kleiner  werden,  je  mehr  Postanstalten  mit  Bestelldienst  hinzu- 
treten, sei  keine  ausschlaggebende  Bedeutung  beizumessen;  das  Automobil 
könne  vielmehr  bei  Postanstalten  mit  nicht  zu  großem  Landbestellbezirke 
mit  besonderem  Vorteil  verwendet  werden,  weil  in  solchen  Fällen  die 
geringe  Inanspruchnahme  des  Automobils  durch  den  Bestelldienst  die  Mög- 
lichkeit biete,  es  vor  und  nach  der  Bestellung  für  die  Fahrten  von  und  zu 
der  nächsten  Bahnstation  zu  benutzen  und  so  zu  der  Beschleunigung  des 
Bestellungsdienstes  den  weiteren  Vorteil  einer  rascheren  Beförderung  der 
Postsachen  von  und  zu  der  Eisenbahn  hinzuzufügen.  Nach  allem  empfiehlt 
der  Bericht  dringend,  daß  sich  die  Postverwaltung  gegen  die  Verwendung 
von  Automobilen  als  Hilfsmittel  für  den  Landbestelldienst  nicht  länger 
ablehnend  verhalten  möge.  Zur  Anstellung  von  Versuchen  in  dieser  Richtung 
wiirden  sich  nach  der  Ansicht  der  Budgetkommission  in  erster  Linie  die 
ebenen  Gegenden  der  Departements  Nord  und  Pas-de-Calais  eignen. 

Im  ganzen  genommen  scheinen  die  Wünsche  der  Budgetkommission  in 
betreff  der  Nutzbarmachung  der  Automobile  für  Postzwecke  in  mancher 
Beziehung  über  das  Maß  des  in  naher  Zeit  Erreichbaren  hinauszugehen. 
Auf  jeden  Fall  verdienen  die  betreffenden  Ausführungen  ihres  Berichts  aber 
Beachtung,  und  zwar  umsomehr,  als,  soviel  bekannt,  bis  jetzt  im  Bereiche 
keiner  anderen  Postverwaltung  so  eingehende  Ermittelungen  wegen  der  Ver- 
wendung von  Automobilen  für  Postzwecke  angestellt  worden  sind. 

(Schluß  folgt» 


Die  Semmeringbahn. 

Im  Mai  1004  waren  50  Jahre  verflossen,  seitdem  die  erste  große  Gebirgs- 
bahn, die  Semmeringbahn,  dem  Verkehr  übergeben  wurde.  Der  Ruhm,  diese 
Bahn  in  genialster  und  vollkommenster  Weise  gebaut  zu  haben,  gebührt  dem 
österreichischen  Ingenieur  Ghega.  Es  war  ein  kühnes  Unternehmen ,  das 
nicht  nur  die  Überwindung  großer  Bodenschwierigkeiten,  sondern  auch  die 
Bekämpfung  tief  eingewurzelter  Vorurteile  erforderte.  Als  man  Anfang  der 
vierziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  zur  Herstellung  eines  direkten 
Schienenwegs  von  Wien  nach  Triest  die  erste  Alpenbahn  plante,  bestand 
in  technischen  Kreisen  allgemein  die  Ansicht,  daß  mit  Adhäsionslokomotiven, 
d.  i.  solchen,  die  wie  auf  allen  unseren  heutigen  Normalbahnen  nur  die 
Reibung  zwischen  Rad  und  Schiene  zur  Uberwindung  von  Steigungen 
benutzen,  ohne  besondere  1 1  il  f smittel  keine  größeren  Steigungen  als  I  :  200 
befahren  werden  könnten.  Bei  größeren  Steigungen  benutzte  man  schon 
damals,  sogenannte  Seilrampen,  steilgcneigte  Ebenen,  über  welche  die  Wagen 
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mittels  stehender  Dampfmaschinen  mit  über  Rollen  lautenden  Seilen  hinauf- 
gezogen wurden.  Die  Anwendung  solcher  Seilrampen  zur  Ubcrschienung 
des  981  m  hoch  gelegenen  Semnieringpasses  wurde  zu  jener  Zeit  als  unbedingt 
notwendig  erachtet.  Da  trat  Ingenieur  Ghega  mit  der  kühnen  Behauptung 
hervor,  auch  die  Adhäsionslokomotive  sei,  wenn  richtig  konstruiert,  imstande, 
weit  größere  Steigungen  zu  überwinden,  so  daß  man  die  Semnieringbahn 
als  reine  Adhäsionsbahn  werde  bauen  können.  Ghega  war  der  Mann,  seine 
Behauptung  auch  durch  die  Tat  als  richtig  zu  beweisen.  Geboren  im 
Jahre  1802  in  Venedig,  studierte  er  in  Padua  vornehmlich  Mathematik  und 
Ingenieurwissenschaften  und  trat  frühzeitig  in  den  österreichischen  Staats- 
dienst. Hier  war  er  im  Wasser-,  Straßen-  und  Eisenbahnbau  tätig,  bereiste 
dann  England  und  Amerika  zum  Studium  des  dortigen  Eisenbahnwesens 
und  wurde  Mitte  der  vierziger  Jahre  mit  dem  schwierigen  Bau  der  ersten 
Alpenbahn  betraut. 

Obwohl  sich  viele  der  angesehensten  Ingenieure  der  damaligen  Zeit 
gegen  die  Ausführbarkeit  der  Ghega'schen  Absicht,  die  Bahn  über  Gloggnitz 
und  Payerbach  mit  Steigungen  von  1  :  40  zu  führen,  aussprachen,  ließ  sich 
Ghega  durch  alle  diese  Anfechtungen  nicht  entmutigen.  Den  schwerwiegendsten 
Einwand  seiner  Gegner,  daß  eine  geeignete  Lokomotive  noch  gar  nicht 
erfunden  sei,  die  bei  längeren  und  stärkeren  Steigungen  nennenswerte  Lasten 
befördern  könne,  beseitigte  er  durch  ein  Preisausschreiben  für  die  hervor- 
ragendsten Lokomotivfabriken,  dessen  Erfolg  im  Sommer  185 1  die  Herstellung 
einer  Berglokomotive  war.  der  ersten  ihrer  Art,  die  den  gestellten  An- 
forderungen entsprach.  Die  Regierung  selbst  war  in  den  Jahren  1845 
und  1846  durch  Angriffe  der  Gegner  Ghegas  einigermaßen  beeinflußt  und 
zögerte  anfänglich  mit  der  Entscheidung.  Erst  als  Ghegas  Behauptungen 
bei  den  Bahnen  Greensville-Roanoke  (1  :  55),  Hatzlcton  (1  :  38),  Birmingham- 
Gloucester  (1  :  37,5),  Edinburg-Glasgow  (1  :  42),  Manschestcr-Lecds  (1  :  49) 
durch  Einführung  des  Lokomotivbetriebs  an  Stelle  des  Seilbahnbetriebs 
Bestätigung  gefunden  hatten,  entschied  sie  sich  für  die  Annahme  des 
Ghega'schen  Projekts.  Die  Wirren  des  Jahres  1848  veranlaßten  sie  zu 
einer  raschen  Aufnahme  der  Bauarbeiten,  um  der  notleidenden  Bevölkerung 
Erwerb  zu  bieten.  Die  Bauarbeiten  begannen  auf  der  Strecke  Gloggnitz- 
Payerbach  im  Jahre  1848,  bis  1854  wurde  die  Strecke  Payerbach-Mürz- 
zuschlag  gebaut.  Noch  vor  Beginn  des  Baues  hatte  Ghega  auch  einen 
heftigen  Kampf  mit  der  Presse,  insbesondere  der  Fachzeitschrift  des  damals 
gegründeten  Ingenieurvereins  auszufechten ,  die  Ghegas  Unternehmen  als 
gänzlich  verfehlt  bezeichnete  und  die  Regierung  einer  mutwilligen  Ver- 
schleuderung der  Staatsgelder  anklagte.  Aber  man  bewahrte  sich  in 
maßgebenden  Kreisen  schließlich  doch  das  Vertrauen  auf  Durchführung  der 
Ghega'schen  Pläne  und  förderte  diese  dann  nach  besten  Kräften. 

Die  Semmeringbahn  hat  eine  Länge  von  41  km,  wovon  29,03  km  auf 
österreichischer  Seite  liegen.  Sie  führt  über  16  Viadukte  und  durch  15  Tunnel 
von  Gloggnitz  über  Payerbach,  Klamm.  Semmering  und  Spital  bis  zur 
Endstation  Mürzzuschlag  in  Steiermark.  Der  höchste  Punkt  der  Bahn  liegt 
899  m  über  dem  Meeresspiegel,  die  bedeutendste  Steigung  beträgt  1:40. 
Die  Viadukte  haben  eine  Gesamtlänge  von  1477  m  und  die  Tunnel  eine 
solche  von  4533  m.  Der  unter  dem  Scmmeringsattcl  hindurchgehende 
1429  m  lange  Haupttunnel  war  in  der  damaligen  Zeit  der  längste  Tunnel  in 
Österreich.  Außer  den  bezeichneten  größeren  Bauten  wurden  noch  118  ge- 
wölbte Brücken  von  2  bis  15  m  Spannweite  und  11  Brücken  mit  Eisen- 
kenstruktionen  und  den  Spannweiten  von  2  bis  10  m  erbaut.  Die  Gesamt- 
länge der  ausgeführten  Wand-  und  Stützmauern  beträgt  13  km,  das  Mauer- 
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werk  beläuft  sicli  auf  (»10  530  cbm,  d.  i.  etwa  14.5  cbm  für  1  m  Strecke. 
Die  außergewöhnlich  hohe  Ziffer  der  Mauerwerksanlagen  hat  der  Bahn  den 
Beinamen  der  »gemauerten  Eisenbahn«  eingebracht.  Der  Oberbau  wurde 
mit  Rücksicht  auf  die  kühnen  Steigungs-  und  Richtungsverhältnisse  sowie 
in  Anbetracht  der  Verwendung  schwerer  Gebirgslokomotiven  in  besonders 
fester  Weise  ausgeführt.  Die  kräftigen  Eisenschienen,  im  Gewichte  von 
42,5  kg  für  das  laufende  Meter,  hatten  eine  Länge  von  5,68s  m  und  waren 
von  sieben,  mit  je  zwei  eisernen  Unterlagsplatten  versehenen  Querschwellen 
in  einer  durchschnittlichen  Entfernung  von  0,05  m  unterstützt.  Unter  diesen 
Querschwellen  wurden  noch  Langschwellen  eingezogen.  Die  Verbindung 
der  Schienen  untereinander  wurde  durch  Flachlaschen  mit  vier  Schrauben- 
bolzcn  bewerkstelligt  und  war  als  sogenannter  fester  Stoß  ausgebildet.  Zur 
sicheren  Lagerung  des  Schwellenrostes  wurde  geschlagener  Schotter  ver- 
wendet, der  nicht  unmittelbar  auf  den  angeschütteten  oder  abgegrabenen 
Boden,  sondern  auf  eine  solide  Steinunterlage  gebettet  und  durch  beider- 
seitige Bankettmauern  abgeschlossen  wurde. 

Am  15.  Mai  1854  wurde  die  Bahn  für  den  Güterverkehr,  am  17.  Juli  1854 
für  den  Personenverkehr  und  am  15.  August  1854  für  die  beschleunigten 
Personenzüge  eröffnet.  Sie  war  demnach  in  einem  Zeitraum  von  sechs  Jahren 
erbaut  worden.  Die  Herstellungskosten  betrugen  nach  jetzigem  Gelde 
46,5  Millionen  Kronen,  d.  i.  rund  1  134000  Kronen  für  I  km. 

Mächtig  hat  sich  im  Laufe  der  Jahrzehnte  der  Verkehr  auf  der  Semmering- 
bahn  entwickelt.  Während  im  Jahre  1854  nur  4  Postzüge  über  den  Semmering 
verkehrten,  ist  im  laufenden  Jahre  die  Zahl  der  Personen-  und  Schnellzüge 
auf  24  gestiegen.  Mit  der  Ausgestaltung  des  Zugverkehrs  stieg  auch  von 
Jahr  zu  Jahr  die  Zahl  der  Reisenden  und  damit  auch  die  Belastung  der 
Personenzüge.  Trotzdem  ist  es  möglich  gewesen,  die  Fahrgeschwindigkeit 
allmählich  zu  steigern.  Im  Jahre  1864  waren  zur  Fahrt  von  Wien  nach 
Triest  mit  dem  Schnellzuge  15  Stunden  11  Minuten  nötig;  jetzt  fährt  der 
schnellste  Zug  von  Wien  bis  Triest  in  12  Stunden  10  Minuten,  und  in  ab- 
sehbarer Zeit  dürfte  auch  diese  Fahrdauer  noch  eine  Kürzung  erfahren. 

Gleichwie  der  Personenverkehr  steigerte  sich  im  Laufe  der  Zeit  auch 
die  Güterbewegung,  wie  folgende  Angaben  beweisen.  Die  Güter-Auf-  und 
Abgabein  den  Scmmeringstationen  betrug  1862:  63477t,  1882:  152233t 
und  1902:  261  665  t;  über  den  Semmering  wurden  befördert  1862:  348844  t, 
1882:  033832  t  und  1002:  1865476  t. 

Der  50.  Gedenktag  der  Eröffnung  der  Scmmeringbahn  wurde  in  Österreich 
auf  das  festlichste  begangen.  Mit  Recht  hat  man  dort  und  namentlich  in 
Wien  und  im  Semmering -Gebirge  diesen  Gedenktag  gefeiert.  Bedeutete 
doch  der  Bau  der  Bahn  zu  jener  Zeit  einen  Triumph  der  österreichischen 
Technik,  und  ist  doch  die  Bahn  nicht  nur  für  die  Bevölkerung  der  von  ihr 
durchzogenen  Ortschaften,  sondern  auch  für  ganz  Österreich  und  den  Welt- 
verkehr von  großem  Segen  gewesen.  Sie  bildete  das  letzte  Glied  der  Bahn- 
verbindung zwischen  der  Ostsee  und  dem  Adriatischen  Meere,  wie  dies  die 
denkwürdigen  in  Stein  gemeißelten  W'orte  am  Eingangstore  des  Semmering- 
tunnel>  verkünden:  ><Franci<cus  Josephus  I.  Austr.  Imp.  hominum  rerumque 
commercio  Adriaticutn  Gennanico  iunxit  mare.« 
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Zum  f  ünf  und  zwanzig  jäh  rigen  Gedenktage  der  ersten  elek- 
trischen Bahn.  Die  Firma  Siemens  &  Halske  hat  in  einer  kürzlich 
herausgegebenen,  trefflich  ausgestatteten  Denkschrift  ein  Bild  der  Ent- 
wickelung  geliefert,  die  das  elektrische  Bahnwesen  in  den  letzten  25  Jahren 
genommen  hat.  Diese  Entwickelung  ist  für  größere  Kreise  von  der  seitens 
des  unvergeßlichen  Werner  v.  Siemens  am  31.  Mai  1879  auf  der  Berliner 
Gewerbeaussteilung  zuerst  vorgeführten  elektrischen  Versuchsbahn  aus- 
gegangen und  in  der  kurzen  Zeit  eines  Vierteljahrhunderts  so  weit  fort- 
geschritten, daß  sie  bereits  die  Lösung  aller  im  elektrischen  Bahnwesen 
überhaupt  vorkommenden  Aufgaben  umfaßt.  Wie  groß  der  Weg  der 
inzwischen  gemachten  Fortschritte  ist.  wird  durch  den  Unterschied  in  der 
Kraftleistung  der  damals  verwendeten  Versuchslokomotive,  die  drei  Pferde- 
stärken entwickelte,  im  Vergleich  mit  den  heutigen  elektrischen  Riesen- 
lokomotiven am  besten  veranschaulicht,  die  schon  in  Einheiten  bis  zu 
2200  Pferdestärken  gebaut  werden.  Die  am  iö.  Mai  1881,  erst  zwei  Jahre 
nach  der  Eröffnung  der  Ausstellungsbahn,  dem  Betrieb  übergebene  elektrische 
Straßenbahn  in  Groß- Lichterfelde .  bei  der  die  Fahrrichtung  zum  ersten 
Male  durch  Umschalten  des  Motors  geändert  wurde,  der  Betrieb  einer 
elektrischen  Bahn  mit  Oberleitung  von  Charlottenburg  nach  dem  Spandauer 
Bock  im  Jahre  1882,  der  ersten  elektrischen  Grubenbahn  im  Kohlenbergwerk 
Zauckerode  in  demselben  Jahre,  der  elektrischen  Bahn  zwischen  Mödling 
bei  Wien  und  Hinterbrühl  im  Jahre  1883,  bei  der  zum  ersten  Male  mehrere 
Triebwagen  gleichzeitig  von  der  Zugspitze  aus  und  auf  mechanischem  Wege 
gesteuert  wurden,  bezeichnen  die  ersten  Schritte  auf  dem  Wege  der  Ent- 
wickelung, die  freilich  zu  Verbesserungen  noch  nach  vielen  Seiten  Raum 
ließ.  Einem  weiteren  Vorgehen  erwuchsen  zunächst  durch  Beanstandung 
der  Führung  von  Oberleitungen  vielerlei  Hemmnisse,  die  erst  nach  und 
nach  und  unter  starkem  Hinweis  auf  den  Vorsprung  Nordamerikas  weg- 
geräumt werden  konnten,  allerdings  erst,  nachdem  man  unter  Aufwendung 
großer  verlorener  (kidsummen  nach  Mitteln  und  Wegen  gesucht  hatte, 
statt  der  Oberleitung  eine  andere  Art  der  Stromzufuhrung  zu  gewinnen. 
So  kam  es  1889  zum  Bau  der  ersten  Straßenbahn  mit  unterirdischer 
Stromzuführung  in  Budapest  und  später  in  Berlin.  Als  endlich  der  Wider- 
stand beseitigt  war,  folgten  Verbesserungen  im  Oberleitungsbetrieb,  unter 
denen  die  1887  zum  ersten  Male  auf  der  Lichterfelder  Straßenbahn  an- 
gewandte Gleitbügel  form  des  Stromabnehmers  zu  nennen  ist.  Zur  ersten 
elektrischen  Uberlandbahn  in  Preußen  —  Düsseldorf-Crefeld,  eröffnet  1898  — 
lieferten  Siemens  &  Halske  die  elektrische  Ausrüstung.  Die  erste  elektrische 
Zahnradbahn,  die  bei  der  Talfahrt  die  Rückgewinnung  des  elektrischen 
Stromes  gestattet,  wurde  von  der  Firma  1894  in  Barmen  eröffnet,  zwei 
Jahre  später  die  erste  elektrische  Unterpflasterbahn  in  Budapest,  auf  der 
bereits  Versuchsfahrten  stattfanden,  um  die  Steuerung  der  Fahrschalter  der 
einzelnen  Wagen  von  nur  einem  Punkte  des  Zuges  aus  mittels  Elektrizität 
zu  bewirken.  Von  jetzt  an  wuchsen  die  Unternehmungen  nach  Bedeutung 
und  Umfang  immer  weiter.  Die  1902  eröffnete  elektrische  Hochbahn  in 
Berlin,  ein  Versuchsbetrieb  zur  Beförderung  schwerer  Züge  auf  der 
Wannseebahn,  worüber  wir  s.  Z.  ausführlicher  berichtet  haben.  Versuche 
mit  elektrischem  Betrieb  auf  der  Wiener  Stadtbahn  wurden  noch  mit 
Gleichstrom  durchgeführt.     Die  erste  Versuchsbahn  mit  Drehstrombetrieb 
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wurde  1892  auf  dem  Fabrikhofe  der  Firma  in  Charlottenburg  angelegt. 
Hieran  knüpften  sieh  im  Jahre  1800  und  igoo  Fahrversuche  auf  einer 
1,8  km  langen  Versuchshahn  bei  Berlin  mit  hochgespanntem  Drehstrom  von 
iooon  Volt  Spannung,  der  unmittelbar  von  der  Arbeitsleitung  abgenommen 
wurde,  und  diese  haben  die  Grundlage  gebildet  zu  den  denkwürdigen  Schnell- 
fahrversuchen auf  der  Militärbahn  von  Marienfelde  nach  Zossen,  auf  der 
ein  Wagen  von  Siemens  &  Halske  und  ein  solcher  der  Allgem.  Elektrizitäts- 
Gesellschaft  bewiesen  haben,  daß  auf  dem  verstärkten  Oberbau  der  gewöhn- 
lichen Hauptbahnen  mit  Geschwindigkeiten  von  200  km  in  der  Stunde  und 
darüber  gefahren  werden  kann.    (»Zentralbl.  d.  Bauverwaltg.«) 


Hamburgs  Seeschiffahrt  hat  nach  den  Ausweisen  des  Handels- 
statistischen Bureaus  während  der  ersten  sechs  Monate  des  laufenden  Jahres 
abermals,  und  zwar  diesmal  besonders  ansehnliche  Fortschritte  gemacht: 
der  Schiffszahl  und  Tonnage  nach  steht  (las  Ergebnis  dieses  halben  Jahres 
allen  anderen  in  den  vorhergehenden  Jahren  voran.  Vom  I.  Januar  bis 
Ende  Juni  1004  kamen  7167  Seeschiffe  mit  4794734  Reg.-Tons  an,  während 
7004  mit  4784154  t  aus  dem  Hamburger  Hafen  abgingen.  Die  Zunahme 
der  angekommenen  Schiffe  gegen  das  Vorjahr  betrug  496  und  204273  t. 
die  der  abgegangenen  470  und  341  415  t.  Seit  Jahren  befindet  sich  der 
Hamburgische  Seeschiffahrtsverkehr  in  andauerndem  Wachstume;  fünf 
Jahre  zurück  (1899)  war  der  Tonnengehalt  der  eingelaufenen  Schiffe  noch 
um  917837  und  der  ausgegangenen  um  9O I  628  t  geringer. 

Die  Zunahme  des  Schiffsverkehrs  fällt  im  letzten  Jahre  nicht  allein  den 
Dampfschiffen,  sondern  auch  den  Seglern  zu,  während  im  Vorjahre  bei  den 
letzteren  der  Tonnage  nach  ein  Rückschlag  eingetreten  war. 

In  der  Zahl  der  mit  transatlantischen  Häfen  verkehrenden  Schiffe  ist 
ankommend  eine  namhafte  Vermehrung,  ausgehend  dagegen  eine  kleine  Ver- 
minderung gegen  das  Vorjahr  zu  verzeichnen,  der  Zuwachs  des  europäischen 
Verkehrs  übertrifft  aber  diese  Abnahme  bedeutend.  Es  kamen  von  trans- 
atlantischen Häfen  im  letzten  Halbjahre  847,  im  Vorjahre  762  beladcnc 
Schiffe  an.  während  611,  im  Vorjahre  629  beladene  Seeschiffe  abgingen. 
Von  europäischen  Häfen  kamen  jedoch  im  letzten  Halbjahre  4183,  im 
Vorjahr  erst  4025  beladene  Seeschiffe;  die  Zahl  der  ausgehenden  beladenen 
Seeschiffe  in  europäischer  Fahrt  betrug  4702  gegen  431 1. 


Der  Dampferbesitz  der  Hauptschiffahrtsländer  stellt  sich  nach 
den  letzten  Aufzeichnungen  des  Britischen  Lloyd  gegenwärtig  wie  folgt. 
Voran  steht  England  mit  7530  Schiften  und  1 3  410  894  Brutto-Tons.  wozu 
noch  die  englischen  Kolonien  mit  1 023  Schiffen  und  782688  Tons  treten. 
An  zweiter  Stelle  folgt  Deutschland  mit  1425  Seedampfern  und  2  794  311 
Tons.  Die  Ozeandampferflotte  der  Vereinigten  Staaten  zählt  862  Fahr- 
zeuge und  1220005  Tons.  Frankreich  folgt  mit  717  Dampfern  und 
1  153  701  Tons.  Norwegen  hat  062  Dampfer  und  93522g  Tons,  Spanien 
459  mit  720822  Tons.  Italien  365  mit  704109  Tons.  Holland  360  mit 
Ol 3  2io  Tons.  Rußland  573  mit  578  343  Tons.  Österreich-Ungarn  2O7  mit 
q  ^7  ~4>  Tons.  Schweden  7^0  mit  ^02  581  Tons,  Dänemark  385  mit 
483  0.08  Tons. 

Gegen  das  Vorjahr  haben  mit  Ausnahme  von  Spanien,  das  15000  Tons 
Rückgang  hatte,  alle  Staaten  ihre  Tonnage  vermehrt.  Die  Vereinigten 
Staaten  haben  mit  einer  Zunahme  um  125  000  Tons  Frankreich  überflügelt, 
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das  nur  49000  Tons  gewonnen  hat.  England  hat  ein  Mehr  von  513000. 
seine  Kolonien  ein  solches  von  28  000  Tonnen  zu  verzeichnen.  Deutschland 
hat  mit  158000  Tons  mehr  nächst  England  auch  in  der  Zunahme  den 
zweiten  Platz.  Norwegen  hat  um  68000,  Italien  um  12000,  Holland  um 
58  000,  Rußland  um  22  000.  Österreich-Ungarn  um  28  000,  Schweden  um 
38000,  Dänemark  um  44000  Tons  seine  Handelsflotte  verstärkt. 

Interessant  ist  eine  Zusammenstellung  der  Durchschnittsgröße  der 
Dampfer  nach  Ländern,  die  auf  Beschaffenheit  und  Verwendungsart  der 
nationalen  Flotten  einige  Schlüsse  zuläßt.  Voran  stehen  hier  Österreich 
mit  durchschnittlich  2080  Tons  und  Deutschland  mit  1961  Tons.  Es 
folgen  Italien  mit  1020,  England  mit  1 781 ,  Holland  mit  1703.  Frankreich 
mit  1609,  Spanien  mit  1570,  die  Vereinigten  Staaten  mit  1416,  Dänemark 
mit  1256  Tons.  Rußland  hat  eine  durchschnittliche  Tonnage  von  1009, 
Norwegen  von  972,  die  englischen  Kolonien  von  765,  Schweden  von 
670  Tons. 

An  der  Spitze  stehen  also  die  Nationen,  bei  denen  die  festen  trans- 
ozeanischen Linien  einen  beträchtlichen  Teil  der  Tonnage  stellen .  am 
Schlüsse  dagegen  die  vorwiegend  Küstenschiffahrt  treibenden  Nationen. 


Wirtschaftliche  Bedeutung  der  Insel  Sachalin.  Die  Insel 
Sachalin  ist  fast  in  ihrer  ganzen  Ausdehnung  reich  an  Steinkohlen.  Ob- 
wohl man  aus  vielen  Anzeichen  schließen  kann,  daß  die  Kohlenlager 
bedeutende  Vorräte  enthalten,  sind  sie  doch  noch  wenig  untersucht  worden; 
nur  die  nördlich  und  südlich  von  Alexandrowsk  in  einer  Ausdehnung  von 
etwa  50  Werst  befindlichen  Kohlengruben  sind  genauer  erforscht  worden 
und  werden  zum  Teil  bereits  ausgebeutet.  Im  ganzen  sind  im  Laufe  der 
letzten  3  Jahre  nach  der  »St.  Petersburger  Ztg.«  ungefähr  150000  Tons 
Kohlen  gefördert  worden.  Diese  geringe  Produktion  erklärt  sich  einerseits 
dadurch,  daß  man  überhaupt  dem  Mineralreichtume  Sachalins  bisher  wenig 
Aufmerksamkeit  geschenkt  hat,  andererseits  dadurch,  daß  es  an  Beförde- 
rungsmitteln mangelt.  Die  kohlenreichen  Gebiete  sind  mit  der  Küste  nicht 
durch  Eisenbahnen  verbunden .  und  an  der  Küste  selbst  ist  nirgends  ein 
sicherer  Hafen  angelegt  worden,  wo  Schifte  sich  bei  jedem  Wetter  gefahrlos 
und  ohne  Mühe  mit  Kohlen  versorgen  könnten. 

Außer  Kohlen  sind  noch  andere  mineralische  Reichtümer  vorhanden,  die 
bisher  keiner  näheren  Untersuchung  unterzogen  worden  sind,  wie  Eisen, 
Kupfer,  Naphtha  usw. 

Der  Fischreichtum  in  den  Küstengewässern  ist  groß  und  wird  haupt- 
sächlich von  Japanern  ausgebeutet.  Nach  Erhebungen  des  Agenten  des 
russischen  Finanzministeriums  in  Japan  sind  von  dort  aus  zur  Fischerei  in 
den  Gewässern  von  Sachalin  im  Jahre  1901  65  Dampfer  mit  einem  Raum- 
gehalte von  42  286  Tons  und  76  Segler  von  7400  Tons  ausgesandt  worden. 
Dagegen  ist  die  Zahl  der  russischen  Küstenfahrzeuge,  die  sich  in  diesen 
Gewässern  mit  Fischfang  beschäftigen,  verschwindend  gering. 

Ausbau  der  Sibirischen  Eisenbahn.  Nach  Mitteilungen  der 
»St.  Petersburger  Ztg.«  sind  Ende  Mai  d.  J.  auf  der  Sibirischen  Eisenbahn 
34  neue  Ausweichstellen  dem  Verkehr  übergeben  worden,  infolgedessen  jetzt 
auf  der  ganzen  Strecke  westlich  des  Baikalsees  12  Züge  in  24  Stunden  nach 
beiden  Richtungen  verkehren  können.  Auf  einzelnen  Strecken  sollen  sogar 
13  bis  15  Züge,  auf  der  Strecke  Tscheremchowo-Innokentjewskaja,  die  für 
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die  Kohlenbeförderung  eine  große  Bedeutung  besitzt,  bis  17  Züge  in 
24  Stunden  nacli  beiden  Riebtungen  lauten.  Im  übrigen  ist  man  mit  der 
Herstellung  von  insgesamt  (>o  Ausweichstellen  beschäftigt,  die  für  kürzere 
Züge  bestimmt  sind  und  als  »Ausweichstellen  zweiter  Bauart«  bezeichnet 
werden.  Nach  ihrer  Vollendung  im  Herbst  d.  J.  werden  auf  der  ganzen 
Strecke  westlich  des  Baikalsees  bis  17  Züge  in  24  Stunden  nach  beiden 
Richtungen  verkehren.  Ks  steht  zu  erwarten,  daß  alsdann  die  Sibirische 
Kisenbahn  auch  während  der  Truppenbctörderung  den  Ansprüchen  des 
Handelsverkehrs  genügen  wird.  Die  sog.  Ausweichstellen  zweiter  Bauart 
sollen  später  durch  Verbreiterung  des  Bahndamms  in  solche  erster  Bauart 
(für  längere  Züge)  umgewandelt  werden.  Die  Länge  der  von  Privat- 
personen erbauten  Zufuhrbahnen  beträgt  20,30  km  (ig  Werst).  Fünf  Zufuhr- 
bahnen dienen  nur  für  die  Kohlcnbefördenmg,  sie  verbinden  die  Stationen 
Tscheremchowo  und  Ssutschenka  mit  den  in  der  Umgebung  der  Bahn  be- 
findlichen Kohlengruben ;  die  übrigen  zweigen  von  der  Station  Ob  und  den 
Ausweichstellen  Kassjanowo  und  Grischewo  nach  Wohnorten  ab. 


Der  Bau  eines  Tunnels  unter  dem  Kanal,  der  neuerdings  durch 
die  französische  Handelskammern  zu  London  wieder  in  Anregung  gebracht 
wurde,  beginnt  anscheinend  die  öffentliche  Meinung  in  Frankreich  ernst- 
licher zu  beschäftigen.  So  bringt  das  »Journ.  des  transp.«  eine  eingehende 
Erörterung  über  diese  Angelegenheit,  in  der  namentlich  hervorgehoben 
wird,  daß  der  Plan  eines  Kanaltunnels  in  den  Jahren  1874/75  und  später 
nochmals  1SS4  von  technischer  Seite  geprüft  und  als  zweifellos  ausführbar 
befunden  worden  ist.  Bereits  damals  hat  sich  eine  vorläufige  Vereinigung 
für  die  Förderung  dieses  Unternehmens,  die  Association  du  chemin  de  fer 
sous-marin  entre  la  France  et  l'Angleterre,  zusammengefunden,  an  deren 
Spitze  die  Gebrüder  Rothschild,  die  französische  Nordbahngesellschaft,  die 
Nationalökonomen  Leon  Say,  Lcroy  Beaulieu  und  Michel  Chevalier  sowie 
viele  andere  Personen  standen  und  die  für  den  Zweck  zwei  Millionen  Frcs. 
verfügbar  machte.  Die  von  dieser  Vereinigung  eingeleiteten  Erhebungen 
haben  ergeben,  daß  es  sich  dabei  nicht  nur  um  ein  ausführbares  Unter- 
nehmen, sondern  auch  um  ein  gutes  Geschäft  handeln  würde.  Während 
eine  Überbrückung  des  Kanals  die  Länge  der  Firth  of  Forth-Brücke  um 
das  23  fache  überschreiten  und  1200  Millionen  Frcs.  kosten  würde,  könnte 
ein  Tunnel  zwischen  Sangatte  auf  franzosischer  und  Shakespeares  Cliff  auf 
englischer  Seite  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  mit  einem  Viertel  jenes  Be- 
trags hergestellt  werden. 


Der  Sceschif  f  ahrtsverkehr  im  Hafen  von  New  York.  Während 
des  Jahres  1003  kamen  4013  Schiffe  aus  fremden  Häfen  im  New  Yorker 
Hafen  an;  davon  fuhren  876  unter  amerikanischer  Flagge,  außerdem  waren 
der  Flagge  nach  1X70  britisch,  509  deutsch.  337  norwegisch,  153  italienisch, 
10X  franzosisch,  im  holländisch,  7S  danisch,  50  kubanisch,  42  spanisch, 
32  australisch,  22  belgisch.  20  portugiesisch,  4  russisch,  I  schwedisch. 
1  griechisch.  Von  den  31 14  Dampfern,  die  in  der  Gesamtzahl  enthalten 
Mild,  waren  43K  amerikanisch,  während  1204  unter  britischer  und  404  unter 
deutscher  Flagge  fuhren.  Die  günstige  Stellung  der  deutschen  Flagge  in 
Hinsicht  auf  Größe.  Sehneiligkeit  und  Passagierzahl  der  deutschen  Dampfer 
kann  in  obigen  Angaben  über  Sehiftszahl  nicht  zum  Ausdruck  kommen. 

Hl  Kl. 15«.     ÜfinHVCKT  IN  Dt»  »LICHSDR1  CKEREI. 
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Nr.  18.  BERLIN,  SEPTEMBER.  1904. 


INHALT:  Eine  weitere  Entscheidung  des  Reichsgerichts,  betreffend  die  Beförderung 
postzwangspflichtiger  Gegenstände  durch  expresse  Boten,  S.  559.  —  Buchhandel 
und  Buchgewerbe  in  Leipzig  und  ihr  Einfluß  auf  den  Leipziger  Postversendungs- 
verkehr (Schluß),  S.  562.  —  Zur  Geschichte  des  Post-  und  Reiseverkehrs  im  alten 
Straßburg,  S.  576.  —  Aus  dem  Bereiche  der  französischen  Post-  und  Telegraphen- 
verwaltung (Schluß),  S.  579. 

Kleine  Mittellangen:  Schaffung  einer  internationalen  Verkehrssprache,  S.  587.  —  Die 
nördlichsten  Wetterwarten  der  Erde,  S.  388.  —  Merkwürdiger  Vorgang  am  Mont 
Pele,  S.  588.  —  Die  Bevölkerung  der  Erde  um  die  Jahrhundertwende,  S.  589. 

Literatur:  Post- Kurs- Karte  von  Österreich  ob  der  Enns  und  Salzburg,  S.  590. 


Eine  weitere  Entscheidung  des  Reichsgerichts,  betreffend 
die  Beförderung  postzwangspflichtiger  Gegenstände  durch 

expresse  Boten. 

Wie  in  Nr.  10  des  Archivs  von  1903  mitgeteilt  ist,  hat  das  Reichsgericht 
durch  ein  Erkenntnis  vom  1.  Mai  1902  entschieden,  daß  die  Beförderung 
postzwangspflichtiger  Zeitungen  als  Eisenbahnreisegepäck  expresser  Boten 
gegen  das  Postgesetz  verstößt,  daß  dagegen  die  Beförderung  solcher 
Zeitungen  als  Eisenbahnhandgepäck  expresser  Boten  zulässig  ist.  In  welchem 
Umfang  ein  expresser  Bote  postzwangspflichtige  Gegenstände  als  Hand- 
gepäck mit  sich  führen  darf,  ist  in  dem  erwähnten  Urteile  nicht  erörtert. 
Inzwischen  hat  das  Reichsgericht  in  einem  Falle,  in  welchem  4  expresse 
Boten  auf  Grund  von  16  Fahrkarten  die  Räume  für  das  Handgepäck  in 
2  Eisenbahnwagenabteilen  III.  Klasse  zu  Zeitungsbeförderungen  benutzt  haben, 
durch  Urteil  vom  9.  April  1904  dahin  erkannt,  daß  auch  diese  Beförde- 
rungsweise unerlaubt  ist,  weil  nicht  die  Boten,  sondern  die  Eisenhahn  das 
Beförderungsmittel  bilde.   Diese  Entscheidung  ist  folgendermaßen  begründet. 

»Der  Angeklagte  R.,  dem  vom  Verleger  der  täglich  erscheinenden 
politischen  Zeitung  ,B.-er  General-Anzeiger',  dem  Mitangeklagten  W. ,  die 
selbständige  Leitung  der  Verschickung  der  Zeitung  übertragen  ist,  hatte  bis 
zum  31.  Januar  1902  den  Versand  in  eine  Anzahl  —  weiter  als  2  Meilen 
von  B.  entfernter  —  mit  einer  Postanstalt  versehener  Ortschaften  in  der 
Weise  besorgt,  daß  er  12  bis  14  Boten  nach  den  erwähnten  Ortschaften 
aussandte,  die  sich  zu  ihrer  Beförderung  der  Eisenbahn  bedienten,  indem 
jeder  für  sich  eine  Fahrkarte  löste  und  Zcitungspaketc  als  .Handgepäck4 
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hei  sich  führte.  Vom  I.  Februar  1902  an  wurde  dieses  Verfahren  von  R. 
geändert.  Es  wurde  die  Beförderung  den  angeklagten  Eheleuten  K.  und  A. 
übertragen.  Zum  Zwecke  der  Beförderung  wurden  Monatskarten  für 
2  Wagcnahtcile  III.  Klasse  (also  für  10  Plätze)  gelöst.  Die  für  jede  Ort- 
schaft bestimmten  Zeitungsexemplare  wurden  in  den  Geschäftsräumen  des 
General-Anzeigers  in  besondere  Pakete  verpackt,  jedem  der  4  Boten  wurden 
die  von  ihm  zu  befördernden  Pakete  besonders  übergeben.  Die  Boten 
fuhren  mit  den  Paketen  zur  Bahn,  luden  jeder  seine  Pakete  in  das  von  ihm 
zusammen  mit  seinem  Ehegatten  benutzte  Wagenabteil  eines  bestimmten 
Zuges  so  ein,  daß  sie  diese  in  den  über  sämtlichen  Sitzplätzen  des  Abteils 
befindlichen  Gepäckhaltern  unterbrachten,  vereinzelt  auch  den  Raum  unter 
den  Sitzplätzen  dazu  ausnutzten,  nie  aber  die  Sitzplätze  selbst  belegten. 
Die  Boten  nahmen  dann,  je  ein  Ehepaar  in  einem  dieser  Abteile,  im  Zuge 
Platz  und  verließen  diese  während  der  Fahrt  nicht,  reichten  vielmehr  an 
den  einzelnen  Bestimmungsorten  die  betreffenden  Pakete  an  die  mit  der 
Weiterbeförderung  Betrauten  durchs  Fenster  hinaus.  Daneben  hat  auf  einer 
anderen  Bahnlinie  der  Angeklagte  S.  Zeitungspaketc  befördert,  die  er  als 
Handgepäck  über  und  unter  seinem  Sitze  unterbringen  konnte. 

Von  der  Anklage  eines  Vergehens  im  Sinne  des  §27  Nr.  I  des  Reichs- 
gesetzes über  «las  Postwesen  vom  28.  Oktober  1871,  begangen  durch  gesetz- 
widrige Verschickung  bz.  Beförderung  postzwangspflichtiger  Gegenstände, 
sind  die  Angeklagten  freigesprochen,  indem  ausgeführt  wird: 

Die  Beförderer  seien  als  expresse  Boten  im  Sinne  des  §  2  des  an- 
gezogenen Gesetzes  anzusehen ,  denen  die  Benutzung  der  Eisenbahn  zur 
Beförderung  ihres  Handgepäcks  gestattet  sei.  Diese  Anschauung  ergebe  sich 
aus  den  Auseinandersetzungen  im  Urteile  des  dritten  Strafsenats  des  Reichs- 
gerichts vom  1.  Mai  ic)02,  Entscheidungen  Bd.  35  S.  220.  Das  entscheidende 
Gewicht  sei  nach  der  Meinung  des  Reichsgerichts  darauf  zu  legen,  daß  der 
Bote  sein  Gepäck  unter  eigener  Obhut  und  Beaufsichtigung  mit  sich  führe, 
daß  nicht  etwa  eine,  von  der  Beförderung  seiner  Person  getrennte,  ge- 
sonderte Beförderung  des  Gepäcks  durch  die  Eisenbahn  stattfinde.  Ersteres 
sei  im  vorliegenden  Falle  gegeben.  Die  von  R.  benutzten  Boten  hätten  die 
ausschließliche  Verfügungsmacht  über  die  Zeitungspakete  gehabt,  genau  so, 
als  wenn  sie  nicht  einen  Eisenbahnwagen,  sondern  eine  gewöhnliche  Fuhre 
zu  ihrer  Beförderung  benutzt  hätten.  Sie  hätten  auch  nicht  soviel  Gepäck 
bei  sich  geführt,  daß  es  nicht  mehr  als  .Handgepäck'  hätte  bezeichnet 
werden  können.  Eine  Gewichtsabgrenzung  sei  für  solches  ebensowenig  wie 
eine  Begriffsbestimmung  gegeben;  Handgepäck  sei  dasjenige  Gepäck,  welches 
ein  Reisender  der  Bahn  nicht  zur  selbständigen  Beförderung  übergebe, 
sondern  im  Personenwagen  unter  eigener  Obhut  behalte.  §  28  der  Eisen- 
bahnverkehrsordnung vom  20.  Oktober  i8<>o  gebe  keinen  klaren  objektiven 
Maßstab,  das  Reichsgericht  habe  in  dem  angeführten  Urteil  anerkannt,  daß 
Zeitungspakete  Handgepäck  sein  könnten,  die  Flisenbahndirektion  Breslau 
habe  in  einem  Erlasse  vom  16.  August  IQ02  solche  ebenfalls  als  Hand- 
gepäck zugelassen.  Die  Bestimmung  im  Entwürfe  der  Postgesetznovelle 
vom  20.  Dezember  lSgo,  das  zuzulassende  Handgepäck  für  Expreßboten  auf 
5  kg  zu  beschränken,  sei  vom  Reichstag  abgelehnt  worden.  Es  bleibe  daher 
nur  die  —  aus  §  28  Abs.  3  der  Verkehrsordnung  sich  ergebende  —  Be- 
schränkung übrig,  daß  die  Sitzplätze  selbst  zur  Unterbringung  nicht  ver- 
wendet werden  durften.  Dem  sei  hier  entsprochen.  Und  da  für  alle  Sitz- 
plätze beider  Wagenabteile  Fahrkarten  gelöst  seien,  so  sei  damit  das  Recht 
erworben  worden,  das  Handgepäck  auf  dem  für  die  Inhaber  dieser  Sitz- 
platze zur  Verfügung  stehenden  Räume  unterzubringen. 
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Diese  freisprechende  Entscheidung  beruht,  soweit  es  sich  nicht  um  den 
Angeklagten  S.  handelt,  auf  Rechtsirrtum,  und  dem  gegen  sie  eingelegten 
staatsanwaltlichen  Rechtsmittel  ist  hinsichtlich  der  Freisprechung  der  An- 
geklagten W.,  R.,  Eheleute  K.  und  Eheleute  A.  stattzugeben. 

Die  Entscheidung  findet  in  dem  angezogenen  Urteile  des  dritten  Straf- 
senats keine  Stütze.  Ausschlaggebend  für  die  Beurteilung  des  vorliegenden 
wie  des  dort  entschiedenen  Kalles  ist  einzig  und  allein  die  Beantwortung 
der  Frage,  oh  im  Sinne  des  §  2  des  Reichspostgesetzes  die  Beförderung 
durch  einen  expressen  Boten  vorliegt  oder  nicht.  Was  im  Sinne  der 
aus  ganz  anderen  Gesichtspunkten  erlassenen  Normen  des  Eisenbahn  - 
rechts,  besonders  der  Verkehrsordnung,  oder  gar  zufolge  besonderer  Ver- 
fügungen der  Eisenbahnverwaltungsbehörden  als  Handgepäck  zugelassen  ist, 
darauf  kann  es  hier  nicht  ankommen.  Es  kann  deshalb  auch  ganz  dahin- 
gestellt bleiben,  ob  dem,  was  über  den  Begriff  des  .Handgepäcks'  und  die 
Tragweite  der  Bestimmungen  im  §  28  der  Verkehrsordnung  von  der  Straf- 
kammer erörtert  wird,  überall  beizutreten  wäre. 

Der  dritte  Strafsenat  hat  in  dem  angezogenen  Urteil  an  die  Spitze  seiner 
Erörterungen  gestellt:  Voraussetzung  für  die  Beförderung  durch  expresse 
Boten  sei  unter  allen  Umstanden,  daß  der  Bote  das  Beförderungsmittel 
darstelle.  Es  wird  demnächst  auseinandergesetzt,  daß  ein  solches  Verhältnis 
da  nicht  vorliege,  wo  der  Bote  die  Beförderungsgegenstände  nicht  mit  sich 
führe,  sondern  wo  er  diese  einem  Dritten  zur  selbständigen  Beförderung 
übergebe.  Eine  derartige  selbständige  Beförderung  durch  einen  Dritten 
walte  da  ob,  wo  der  die  Eisenbahn  zum  eigenen  Fortkommen  benutzende 
Bote  die  Beförderungsgegenstände  als  Reisegepäck  zur  Beförderung  im 
Gepäckwagen  des  Personenzugs  aufgebe;  sie  walte  dagegen  nicht  ob,  wo 
der  Bote  die  Beförderungsgegenstände  in  dem  von  ihm  benutzten  Personen- 
wagenabteil als  Handgepäck  bei  sich  führe.  Im  ersteren  Falle  vermittle  er 
eine  von  der  Beförderung  seiner  Person  getrennte,  gesonderte  Beförderung 
des  Gepäcks;  im  letzteren  Falle  handele  es  sich  nicht  um  den  Abschluß 
eines  besonderen  Frachtvertrags,  sondern  nur  um  eine  aus  §  28  der  Verkehrs- 
ordnung abgeleitete  Nebenwirkung  des  abgeschlossenen  Personentransport- 
vertrags,  wobei  der  Beförderungsgegenstand  nicht  in  die  Obhut  und  Aufsicht 
eines  Dritten  gelange,  sondern  in  der  des  Boten  selbst  verbleibe.  Aus- 
drücklich ist  dabei  vom  dritten  Strafsenate  die  Frage  unentschieden  gelassen, 
ob  das  gleiche  Verhältnis  auch  für  den,  damals  der  Entscheidung  nicht 
unterliegenden  Fall  zutreffe,  wo  jemand  2  Personenfahrkarten  lose,  aber 
nur  einen  der  beiden  ihm  zustehenden  1  Mätze  mit  einer  Person  besetze, 
während  er  auf  dem  für  den  anderen  Platz  bestimmten  Handgepäckraume 
Beförderungsgegenstände  unterbringe.  Und  diese  hier  im  Streite  befangene 
Frage  muß  verneint  werden.  Entscheidend  ist  nicht  der  Umstand,  daß 
der  Bote  die  Sachen  in  seiner  Obhut  hat,  sondern  daß  er  das  Beförde- 
rungsmittel bildet.  Kann  dies  im  Einklänge  mit  den  Ausführungen  des 
dritten  Strafsenats  da  angenommen  werden,  wo  der  Bote  vermöge  des  über 
die  Beförderung  seiner  Person  mit  der  Eisenbahnverwaltung  abgeschlossenen 
Vertrags  das  Recht  zur  Mitführung  eines  gewissen  Quantums  von  Gepäck 
als  »Handgepäck'  ohne  besonders  dafür  zu  gewährende  Vergütung  be- 
anspruchen kann,  so  liegt  doch  hier  ein  derartiges  Verhältnis  eben  nicht  vor. 
Die  Bezahlung  der  Fahrkarten  für  diejenigen  Plätze  in  den  Wagenabteilen, 
die  von  Personen  gar  nicht  besetzt,  sondern  lediglich  zur  Beförderung 
von  Sachen  benutzt  werden  sollten,  stellt  sich  tatsächlich  allein  als  Ver- 
gütung für  die  Unterbringung  von  Gepäckstücken  dar,  auf  deren  Mit- 
führung die  in  den  betreffenden  Wagenabteilen  reisenden  Boten  auf  Grund 
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der  für  ihre  Plätze  gelösten  Fahrkarten  keinen  Anspruch  hatten.  Es 
handelt  sich  also  bei  dem  Transporte  der  auf  den  von  Personen  unbesetzten 
Plätzen  untergebrachten  Beförderungsgegenstände  tatsächlich  nicht  um  Aus- 
übung von  Rechten,  die  innerhalb  des  Kreises  der  Befugnisse  aus  dem  zur 
Beförderung  ihrer  Personen  von  den  Boten  abgeschlossenen  Transport- 
vertrage liegen,  sondern  um  Heranziehung  der  Eisenbahn  zu  einer  von  der 
Beförderung  jener  durchaus  unabhängigen  und  selbständigen  Frachttransportart, 
deren  wahrer  Charakter  dadurch  keine  Veränderung  erleidet,  daß  die  Ver- 
gütung für  die  Benutzung  des  im  Personenwagen  befindlichen  Gepäckraums 
nicht  ausgesprochen  unter  dem  Titel  .Fracht*,  sondern  verschleiert  als 
.Personenfahrgeld4  gewährt  wird,  umsomehr,  als  dies  offensichtlich  zu 
keinem  anderen  Zwecke  geschieht,  als  dem  einer  Umgehung  des  Gesetzes. 

Hiernach  unterliegt  das  angefochtene  Urteil,  das  sich  nur  mit  Erörterung 
und  Verneinung  des  objektiven  Tatbestandes  befaßt,  der  Aufhebung  gegen- 
über den  bereits  oben  genannten  6  Angeklagten.  Was  objektiv  hinsichtlich 
der  Beteiligung  des  Angeklagten  W.  an  den  unter  Anklage  stehenden 
Vorgängen  für  erwiesen  erachtet  ist,  schließt  nicht  ohne  weiteres  aus, 
daß  eine  Täterschaft  oder  Teilnahme  gegen  ihn  zur  Feststellung  gelangen 
könnte. 

Frei  von  Rechtsirrtum  erscheint  die  angefochtene  Entscheidung  nur  in- 
soweit, als  sie  den  Angeklagten  S.  betrifft.  In  bezug  auf  diesen  ist  fest- 
gestellt, daß  er  —  dessen  Eigenschaft  als  expresser  Bote  im  übrigen 
nicht  angefochten  ist  —  stets  .mit  einer  Fahrkarte  reiste  und  die  ihm  als 
Handgepäck  mitgegebenen  Zeitungspakete  bequem  über  und  unter  seinem  Sitze 
unterbringen  konnte'.  Seine  Freisprechung  rechtfertigt  sich  deshalb  aus 
den  in  dem  ofterwähnten  reichsgerichtlichen  Urteil  ausgesprochenen  Rechts- 
grundsätzen.« 


Buchhandel  und  Buchgewerbe  in  Leipzig 
und  ihr  Einfluß  auf  den  Leipziger  Postversendungsverkehr. 

Von  Postinspektor  Lachmann  in  Leipzig. 

(Schluß.) 

Einfluß  des  Buchhandels  und  des  Buchgewerbes  auf  den 
Leipziger  Post  versend  ungs  verkehr. 

Die  Massen  der  aus  den  Kommissionsgeschäften  und  sonstigen  buch- 
händlerischen Betrieben,  namentlich  aus  den  Verlagsbuchhandlungen  und 
Barsortimenten,  hervorgehenden  Paketsendungen  verteilen  sich  in  dem  Ver- 
hältnis von  50,  10  und  32  v.  H.  der  Gesamtheit  auf  die  Postämter  I  (Haupt- 
postgebäude), 2  (am  Dresdener  Bahnhof)  und  8  (Ecke  Täubchenweg  und 
Göschenstraße).  Der  Rest  von  8  v.  H.  wird  bei  den  Postämtern  3  (und 
zwar  bei  der  Zweigstelle  dieses  Postamts  am  Bayrischen  Bahnhofe),  15  in 
Leipzig- Reudnitz  und  bei  dem  Postamt  in  Leipzig -Thonberg  aufgeliefert. 
Der  Löwenanteil  unter  diesen  Ämtern  entfällt  demnach  auf  das  Postamt  1 ; 
es  sei  daher  näher  geschildert,  in  welcher  Weise  sich  bei  diesem  Amte  der 
Einfluß  des  Bücherversendungsverkehrs  geltend  macht. 

Die  Paketannahme  rindet  im  Erdgeschosse  des  den  westlichen  vom  öst- 
lichen Posthofe  trennenden  Quergebäudes  statt. 
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In  der  60  m  langen  Paketsehalterhalle,  zu  welcher  vom  östlichen  Post- 
bote je  ein  Seiteneingang  und  in  der  Mitte  ein  aus  drei  Türen  bestehender 
Haupteingang  führen,  stehen  zur  Annahme  der  gewohnliehen  Pakete  10  Feder- 
schnellwagen bereit,  deren  jede  mit  einem  Buchstaben  des  Alphabets  (a.  b  usw.) 
bezeichnet  ist*).  Außerdem  dienen  fünf  Frankoschalter  und  zwei  Wert- 
paketannahmeschalter zur  Abfertigung  des  Publikums.  Hinter  den  16  Wagen 
mit  den  zugehörigen  Klebetischen  dehnt  sich  die  geräumige  Packkammer- 
halle mit  den  Sortier-  und  Verladepiätzen,  der  Abfertigungsstelle  für  Paket- 
säcke, den  Tischen  für  die  Paketadresscnbucher  und  Steinpier,  der  Güter- 
postabfertigungsstelle.  der  Auslandsabteilung  und  dem  Zimmer  des  Ab- 
teilungsvorstehers der  Packkammer  und  seiner  Hilfsbeamten  aus. 

In  den  Vormittagsstunden,  in  denen  die  Auflieferung  nur  etwa  800 
bis  900  gewöhnliche  Pakete  beträgt ,  geniigen  zwei  Wagen ,  und  in  den 
Nachmittagsstunden  (Auflieferung  1000  bis  3500  Stück)  bis  fünf,  am 
Donnerstag  sechs  Wagen  nebst  drei  Schaltern  zur  Bewältigung  des  An- 
nahmeverkehrs; von  6-^  Uhr  ab  müssen  an  allen  Wochentagen  sämtliche 
16  Wagen  in  Betrieb  genommen  und  alle  sieben  Schalter  besetzt  werden. 
Denn  in  der  siebenten  Stunde  schwillt  die  Auflieferung  beträchtlich  an  und 
erreicht  oder  übersteigt  mitunter  in  dieser  einen  Stunde  die  ganze  bis  dahin 
aufgekommene  Nachmittagsauflieferung.  Nur  der  Donnerstag  macht 
in  letzterer  Beziehung  stets  eine  Ausnahme,  da  ein  großer  Teil  der  an 
diesem  Hauptspeditionstage  des  Buchhandels  zu  versendenden  illustrierten 
Wochenzeitschriften  schon  über  Mittag  von  12  bis  3  Uhr  eingeliefert  wird. 

In  der  achten  Stunde  erreicht  die  Auflieferung  ihren  Höhepunkt,  indem 
sie  in  dieser  einen  letzten  Stunde  so  hoch  steigt,  daß  sie  im  Durchschnitte 
der  ganzen  bis  um  7—  Uhr  stattgefundenen  Tagesauflieferung  gleich- 
kommt oder  sie  noch  übertrifft. 

Beispielsweise  betrug  in  einer  der  Märzwochen,  in  normaler  Verkehrs- 
zeit, vom  Montag  bis  Sonnabend  die  Gesamtauflieferung  von  8"  bis  7—  Uhr 
(in  den  ersten  elf  Stunden)  20401  Stück,  die  Gesamtauflieferung  in  der 
letzten  Stunde  dagegen  20632  Stück,  und  von  6-i  bis  7—  Uhr  sind  in 
der  ganzen  Woche  mit  Abrechnung  des  Donnerstags  5640  Stück,  d.  i.  an- 
nähernd ebenso  viel  wie  von  12°  bis  6-S  Uhr  (5706  Stück)  aufgeliefert 
worden.  Die  20632  Stück  verteilen  sich  auf  die  Zeit  von  7—  Uhr  bis  zum 
Schluß  wie  folgt: 

7-2  bis  7-  Uhr   3465  Stück, 

7-    -7-    "    397o  - 

7-    -   7*    -    4536  - 

7-    -   8^    -    4762  - 

nach  8—    -    3899      -  . 

Die  Hauptursachc  dieses  Zusammendrängens  auf  die  letzten  Abendstunden 
ist  auf  den  Buchhandel  zurückzuführen;  denn  wenn  auch  neben  diesem  noch 
eine  Anzahl  anderer  Firmen,  insbesondere  verschiedene  große  Modewaren- 
häuser und  Konfektionsgeschäfte,  beim  Postamt  1  Massenpakete  aufliefern 
und  hinsichts  der  Auflieferung  in  letzter  Stunde  hinter  dem  Buchhandel 
nicht  zurückstehen,  so  entfallen  doch  auf  letzteren  im  Jahresdurchschnitt 


*)  Dieselben  Unterscheidungsbuchstaben,  welche  übrigens  in  den  Rückmeldungen 
anderer  Postanstalten  häufig  versehentlich  nicht  angegeben  werden,  führen  die  Auf- 
gabenummern der  bei  den  16  Wagen  aufgelieferten  Pakete.  Eine  1 7.  Federschnell- 
wage dient  zur  Vornahme  der  Stichproben  bei  den  von  6  Uhr  abends  ab  summarisch 
eingelieferten  Paketen. 
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annähernd  3;':,  der  Gesamtauflieferung  des  Postamts  I  und  4  5  der  Auf- 
lieferung in  der  letzten  Abendstunde,  und  es  sind  fast  stets  Buchhändlcr- 
firmen ,  deren  Leute  abends  als  letzte  den  Sehaltervorraum  verlassen.  Die 
fortgesetzten  und  von  dem  Vorstande  des  Vereins  Leipziger  Kommissionäre 
sowie  von  der  Leipziger  Handelskammer  unterstützten  Bemühungen  der 
Kaiserlichen  Ober-Postdirektion  zur  Herbeiführung  einer  Wandlung  in  diesen 
Verhältnissen  sind  bei  der  entgegenkommenden  Haltung  der  meisten  be- 
teiligten Firmen  insofern  von  Erfolg  begleitet  gewesen,  als  vielfach  Vor- 
transporte zur  Post  abgeschickt  werden;  indes  bildet  die  späte  Hinlieferung 
der  Hauptmassen,  welche  von  buchhändlerischer  Seite  mit  dem  Hinweis 
auf  die  eigentümliche  Organisation  des  Buchhandels  und  auf  die  unbedingte 
Notwendigkeit  schneller  Lieferung  behufs  Abwehr  der  Gefahr  einer  Uber- 
flügclung  durch  andere  Hauptsitze  des  Buchhandels  begründet  wird,  immerhin 
auch  jetzt  noch  die  Regel. 

Neben  dem  in  der  Organisation  des  Buchhandels  begründeten  Umstände, 
daß  von  den  Kommissionsbuchhandlungen  auch  die  schon  im  Laufe  des 
Vormittags  eingehenden  Bestellungen  erst  gegen  Abend  zur  abschließenden 
Behandlung  gebracht  werden  können,  wird  der  späten  Postauflieferung  von 
Bücherpaketen  noch  dadurch  Vorschub  geleistet,  daß  die  nachmittags  und 
abends  in  Leipzig  einlaufenden  direkten  Aufträge  der  Sortimenter,  die  häufig 
mittels  Telegramms  oder  Fernsprechers  erteilt  werden,  noch  an  demselben 
Tage  Erledigung  finden,  eine  Gepflogenheit,  die  auch  in  der  ganzen  übrigen 
Leipziger  Geschäftswelt  heimisch  ist  und  deren  notwendige  Beibehaltung  von 
der  Leipziger  Handelskammer  im  Jahresberichte  für  IQ02  damit  begründet 
wird,  daß  gerade  sie  »nicht  zum  mindesten  die  Leistungsfähigkeit  und  die 
Bedeutung  des  Leipziger  Handels  zu  so  hohem  Rufe  hat  kommen  lassen«. 
So  erledigen  namentlich  die  großen  Barsortimente  grundsätzlich  alle  Auf- 
träge, die  ihnen  bis  7—  Uhr  abends  zugehen,  noch  an  demselben  Tage. 

Neben  dem  Zusammendrängen  der  Massenauflieferungen  auf  die  letzten 
Abendstunden  machen  sich  bei  den  Paketannahmestellen  eine  vielfach  un- 
genügende Vorbereitung  der  aufzuliefernden  Pakete  und  die  hierdurch 
vcranlaßte  häufige  Nichtübereinstimmung  zwischen  den  Auf- 
schriften der  Pakete  und  den  Begleitadressen  störend  bemerkbar. 
Eine  Reihe  von  Firmen  läßt  nämlich  weder  die  vor  dem  Packen  der 
Pakete  herausgesuchten  Begleitadressen  nach  Fertigstellung  der  Pakete  im 
Geschäftslokale  mit  diesen  vereinigen  (aufstecken)  noch  veranlassen  sie,  ob- 
wohl doch  in  der  Hast  des  Arbeitens  Versehen  beim  Heraussuchen  der  Be- 
gleitadressen  unvermeidlich  sind,  eine  Vcrgleichung  der  Begleitadressen  mit 
den  Aufschriften  der  fertigen  Pakete,  sondern  der  heraussuchende  Schreiber 
sammelt  die  Begleitadressen  bei  sich  an,  die  Pakete  aber  werden  in  der 
Reihenfolge  ihrer  Fertigstellung  sogleich  in  den  zur  Abfahrt  nach  der  Post 
bereitstehenden  Handwagen  verladen,  und  dann,  sobald  ein  Transport  ab- 
gehen soll,  werden  rasch  die  bis  dahin  aufgekommenen  Begleitadrcssen  in 
den  Speditionsräumen  eingesammelt,  und  die  Vereinigung  der  Pakete  mit 
den  Begleitadressen  kann  nun  erst  in  der  Schalterhalle  des  betreffenden 
Postamts  erfolgen,  wo  sie  infolge  der  in  den  Abendstunden  herrschenden 
Cberfüllung  unter  den  denkbar  ungünstigsten  Fernständen  erfolgen  muß: 
von  allen  Seiten  eilen  des  Abends  die  Markthelfer  mit  ihren  vollbeladenen 
Handwagen  den  Paketannahmestellen,  besonders  dem  Postamt  I  zu,  und 
schon  gegen  7—  Uhr  ist  hier  an  den  verkehrsreicheren  Werktagen  in  den 
Vorboten  zu  den  beiden  Flugein  der  Schalterhalle  eine  förmliche  Wagen- 
burg aufgefahren,  die  von  Viertelstunde  zu  Viertelstunde  größer  wird.  Mit 
vnllbepackten    Armen,    zehn    und    mehr   Sendungen   auf   einmal  tragend. 
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schleppen  die  Marktheiter  und  Laufburschen  die  Bücherpakete  vorn  Hand- 
wagen zu  »ihrer«  Wage,  im  Lautschritt  gehts  zum  Karren  zurück  und  so 
fort  hin  und  her,  hinein  und  hinaus,  bis  die  Ladung  glücklich  drinnen  auf- 
gestapelt ist.  Bedenkt  man,  daß  in  dieser  W  eise  an  den  buchhändlerischen 
Hauptspeditionstagen  in  der  letzten  Abendstunde  über  4000,  in  der  Weih- 
nachts-  und  Ostcrzeit  (Schulbücherversand)  über  5000  Pakete  häufchenweise 
in  die  Schalterhalle  hineingetragen  werden,  daß  für  jede  der  größeren  Firmen 
hierbei  drei  bis  fünf  Leute  hin  und  her  eilen  und  daß  innerhalb  der  Schalter- 
halle durch  das  Aufstapeln  der  Pakete  der  freibleibende  Raum  mit  jeder 
Minute  kleiner  wird,  so  muß  es  begreiflich  erscheinen,  daß  in  der  letzten 
Viertelstunde  vor  8-^  Uhr  mitunter  schließlich  kaum  noch  Platz  zum  Durch- 
winden übrig  bleibt  und  daß  unter  den  Markthelfern  Zusammenstöße  und 
als  deren  Folge  Meinungsaustausche  und  Reibereien  vorkommen,  bei  denen 
die  Beteiligten  nicht  immer  die  erforderliche  Selbstbeherrschung  bewahren. 
Ein  postseitiges  Einschreiten  behufs  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  macht 
sich  zwar  höchst  selten  notwendig,  immerhin  ist  es  bei  den  geschilderten 
Verhältnissen  kein  Wunder,  daß  namentlich  an  den  Donnerstagen  in  der 
Regel  postseitig  alles  erleichtert  aufatmet,  wenn  mit  dem  Schlage  »Acht« 
die  Eingänge  geschlossen  werden  und  den  hereinflutenden  Paketmassen  ein 
Damm  gesetzt  ist.  Aber  was  nun  glücklich  herein  und  in  der  Schalterhalle 
aufgetürmt  ist,  das  will  auch  noch  aufgeliefert  sein  —  und  so  nimmt  denn 
das  Paketannahmegeschäft  häufig  noch  einen  nicht  unerheblichen  Teil  der 
neunten  Stunde  in  Anspruch.  Es  liegt  auf  der  Hand,  mit  welchen  Schwierig- 
keiten bei  dem  zufolge  der  gleichzeitigen  Massenauflieferungen  in  der 
Schalterhalle  herrschenden  Gedränge  das  Heraussuchen  der  Pakete  zu  den 
Begleitadressen  verbunden  ist  und  wie  leicht  dabei  —  mag  das  buchhänd- 
lerische Personal  auch  noch  so  gewandt  und  eifrig  sein  —  selbst  dann 
Fehler  unterlaufen  können,  wenn  an  und  für  sich  die  richtigen  Beglcit- 
adressen  zu  den  Paketen  zur  Stelle  sind.  So  vergeht  denn  auch  kaum  ein 
Tag,  an  dem  nicht  bei  Buchhändlerpaketen  an  jeder  Wage  in  drei  bis  vier 
Fällen  eine  Nichtübereinstimmung  zwischen  Paket  und  Bcgleitadrcsse  fest- 
gestellt wird.  Das  gibt  im  Durchschnitt  täglich  fünfzig,  jährlich  bei 
300  Werktagen  15000,  oder  auf  je  100  Bücherpakete  von  der  Gesamtjahres- 
auflieferung  (s.  S.  568)  1,3  solcher  Fälle,  und  es  werden  daher  hohe  An- 
forderungen an  die  Aufmerksamkeit  und  Zuverlässigkeit  der  Wieger  gestellt, 
die  ja  ein  möglichst  schnelles  und  fehlerfreies  Arbeiten  zu  vereinigen  suchen 
müssen.  Daß  ihnen  dies  im  großen  und  ganzen  gelingt,  geht  daraus  hervor, 
daß  trotz  der  oft  in  kurzer  Zeit  zu  bewältigenden  Massenauflieferungen  die 
Zahl  der  bei  der  Annahme  unbemerkt  gebliebenen  und  zur  Ursache  von 
Rück-  oder  Fehlmeldungen  gewordenen  Abweichungen  zwischen  Paketauf- 
schriften und  Begleitadressen  bei  Bücherpaketen  nur  0,01 1  v.  H.  der  be- 
züglichen Gesamtauflieferung  beträgt,  so  daß  auf  100000  Stück  Bücher- 
pakete nur  II  unbemerkte,  dagegen  1200  bemerkte  Fälle  von  Nichtüberein- 
stimmung zwischen  Paket  und  Adresse  entfallen  —  ein  Ergebnis,  welches 
den  Beweis  liefert,  daß  die  Annahme  der  Bücherpakete  mit  Sorgfalt  ge- 
handhabt wird,  das  aber  andererseits  erkennen  läßt,  wie  nötig  —  auch  im 
Interesse  der  Absender  und  Empfänger  -  die  Vermeidung  übereilten 
Arbeitens  und  wie  wünschenswert  eine  Vergleichung  und  Vereinigung  der 
Pakete  mit  den  Adressen  im  Geschäftslokal  ist. 

Auch  die  in  dieser  Hinsicht  auf  Veranlassung  der  Kaiserlichen  Ober- 
Postdirektion  geübten  Einwirkungen  auf  die  in  Frage  kommenden  Firmen 
haben  den  erfreulichen  Erfolg  gehabt,  daß  eine  Anzahl  derselben  jetzt  ihre 
Pakete  —  wenn  irgend  möglich  —  mit  aufgesteckten  Begleitadressen  zur 
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Post  bringen  laßt,  und  es  steht  zu  hoffen,  daß  nach  und  nach  auch  die 
anderen  Firmen  Mittel  und  Wege  finden  werden,  diesem  Beispiele  zu  folgen. 

Die  Postverwaltung  ihrerseits  führt  zur  Zeit  einen  großen  Erweiterungs- 
bau des  Hauptpostgebäudes  aus,  nach  dessen  Fertigstellung  die  Paket- 
schalterhalle  des  Postamts  i  erheblich  vergrößert  und  die  Anzahl  der  Feder- 
schnellwagcn  noch  um  15  Stück  vermehrt  werden,  also  auf  32  steigen  wird, 
womit  auch  den  weitgehendsten  Ansprüchen  genügt  sein  dürfte. 

Von  günstigem  Finfluß  auf  den  Postbetriebsdienst  erweisen  sich  außer 
der  vorwiegend  frankierten  Einlief crung  der  Bücherpakete  deren  gute 
Verpackung  (meist  braune  Lederpappe),  ihre  handliche  Form  und  die  deut- 
lichen und  übersichtlichen  Aufschriften  sowie  die  genaue  Bezeichnung  der 
Lage  des  Bestimmungsortes  (manche  Firmen  lassen  sogar  den  Namen  des 
Ober-Postdirektionsbezirkes  mit  aufdrucken).  Der  Zahl  der  Pakete  nach 
sind  unter  den  Auflieferern  des  Postamts  1  am  stärksten  die  Kommissions- 
buchhandlungen (mit  71  v.  H.)  vertreten,  während  auf  Verlagsgeschäfte  19, 
auf  Barsortimente  8  und  auf  Sortiments-  und  Antiquariatsbuchhandlungen 
2  v.  H.  entfallen.  Unter  den  Büchersendungen  der  Verleger  befinden  sich 
viele  Rezensions-  und  Freiexemplare. 

Im  übrigen  besteht  der  Inhalt  bei  den  von  Verlagsbuchhandlungen  her- 
rührenden Bücherpaketen  vielfach  in  den  in  Leipzig  erscheinenden  wissen- 
schaftlichen und  Fachzeitungen,  illustrierten  Familien-  und  Unterhaltungs- 
Zeitungcn,  Modenzeitungen,  Monatszeitschriften  usw.,  deren  Vertrieb  zwar 
zu  einem  großen  Teile  im  Wege  des  Postdebits,  in  der  Hauptsache  aber 
auch  heute  noch  durch  den  Sortimentsbuchhandel  bewirkt  wird  und  der 
namentlich  in  den  mittleren  und  kleineren  Städten  der  Provinz,  wo  der  reine 
Bücherverkauf  nicht  lohnend  genug  ist,  einen  wesentlichen  Geschäftszweig 
des  Kleinbuchhandels  bildet. 

Die  Versendung  dieser  Zeitschriften  an  die  Sortimentsbuchhandlungen 
in  Postpaketen  anstatt  oder  neben  der  hauptsächlich  Anwendung  findenden 
Eisenbahnbeförderung  greift  namentlich  bei  den  erst  gegen  Schluß  der 
Woche  erscheinenden  Zeitschriften  Platz,  welche  bis  zum  Sonntag  zur  Aus- 
gabe gelangen  sollen.  So  wird  z.  B.  eine  bekannte,  am  Sonnabend  er- 
scheinende Zeitschrift  von  Leipzig  alljährlich  in  etwa  20000  Postpaketen  an 
die  Sortimenter  in  der  »Provinz«  verschickt,  um  pünktlich  in  deren  Hände 
zu  gelangen. 

Wie  schon  in  dem  im  4.  Heft  des  Archivs  für  Post  und  Telegraphie 
vom  Jahre  1892  erschienenen  Aufsatz  »Die  Entwickelung  des  Post-,  Tele- 
graphen- und  Fernsprechwesens  im  Ober-Postdirektionsbezirk  Leipzig«  her- 
vorgehoben wurde,  entstehen  bei  einer  geringen  Unregelmäßigkeit  in  der 
Beförderung  dieser  Sendungen,  die  regelmäßig  zu  bestimmten  Tagesstunden 
im  Besitze  der  Adressaten  sein  müssen,  für  die  Absender  und  Empfänger 
erhebliche  Weiterungen  und  geschäftliche  Nachteile.  Dasselbe  gilt  von  den 
durch  die  Kommissionsbuchhandlungen  und  die  Barsortimente  aufgelieferten 
Postpaketen,  die  vielfach  eilige  Sendungen  enthalten.  »Alle  Einrichtungen 
sind  infolgedessen  darauf  berechnet,  derartige  Störungen  fernzuhalten.  Die 
Schlußzeiten  für  die  abgehenden  Päckereitransporte  werden  so  knapp  wie 
irgend  möglich  festgesetzt;  eine  Anzahl  besonders  eingerichteter  Versande 
sichert  den  Anschluß  an  wichtige  Zugverbindungen.  Mit  mehreren  Ober- 
Postdirektionen  sind  zur  Sicherung  der  Anschlüsse  Verabredungen  wegen 
getrennter  Zufuhrung  dieser  Stücke  an  Bahnposten  knapp  anschließender 
Zuge  auf  den  wichtigeren  Knotenpunkten  der  Eisenbahnlinien  getroffen.« 
Zur  Beschleunigung  des  Annahmcgeschäfts  ist  jedem  der  Annahme-Unter- 
beatnten  (Wieger)  ein  Kleber  zugeteilt.    In  der  Mehrzahl,  namentlich  in  den 


Digitized  by  Google 


Buchhandel  und  Buchgewerbe  in  Leipzig  usw. 


Abendstunden,  sind  dies  gegen  Stücklohn  beschäftigte  ältere  Leute,  welche 
diese  Arbeit  seit  Jahren  Tag  für  Tag  als  Nebenbeschäftigung  betreiben  und 
darin  eine  große  Gewandtheit  erreicht  haben.*) 

Von  den  Annahmestellen  gelangen  die  Pakete  auf  die  durch  bewegliche 
Hürden  gebildeten  Kursplätze.  Die  Verteilung  auf  diese  Plätze  (18  am 
Tage  und  26  des  Abends),  die  Donnerstags  schon  von  12  Uhr  mittags  ab 
bedeutend  vergrößert  und  um  vier  vermehrt  werden  müssen,  liegt  den  Vor- 
oder Grobsortierern  ob.  Die  in  den  Hürden  beschäftigten  Abfertigungs- 
unterbeamten (Feinsortierer)  prüfen  jedes  ihnen  zugeführte  Paket  auf  die 
richtige  Leitung  hin  und  veranlassen  die  Verladung  der  Sendungen  aus  den 
Hürden,  von  denen  Türen  auf  die  an  der  Westseite  des  Packkammergebäudes 
entlang  gehende  Ladebühne  führen,  in  die  Güterpostwagen,  die  vom  west- 
lichen Posthofe  her  an  der  Ladebühne  anfahren. 

Die  Auslandspakete  werden  sogleich  bei  der  Annahme  von  den  Klebern 
ausgeschieden,  von  besonderen  Unterbeamten  auf  breiten  Handkarren  ein- 
gesammelt und  der  Auslandsstellc  zugeführt.  Die  Zahl  dieser  Pakete,  von 
denen  9/io  Bücherpakete  sind,  beträgt  12  v.  H.  der  Gesamtauflieferung  des 
Postamts  I  oder  jährlich  rund  250  000  Stück,  wovon  2/3  auf  Österreich,  die 
Schweiz,  Italien  und  die  Balkanstaatcn  und  1  .,  auf  das  übrige  Ausland 
entfallen;  besonders  stark  sind  hierunter  Rußland  (und  davon  wieder  neben 
der  Reichshauptstadt  die  Universitätsstädte  Dorpat,  Moskau  und  Kiew) 
sowie  die  nordischen  Königreiche  und  Holland  vertreten. 

Im  ganzen  sind  in  der  Packkammer  von  dem  annähernd  400  Köpfe 
zählenden  Personal  des  Postamts  1  in  der  verkehrsreichsten  Tageszeit  (von 
7—  bis  8^  Uhr  abends)  gleichzeitig  16  Beamte  und  107  Unterbeamte  tätig, 
wozu  noch  28  von  58  Begleitern  von  Güterposten  treten.  Zur  Beförderung 
der  Pakete  nach  den  Orts-  und  Vorortspostanstalten  sowie  nach  den  sechs 
Bahnhöfen  sind  für  gewöhnlich  werktäglich  122  zwei-  und  einspännige,  beim 
Postamt  1  entspringende  oder  —  zum  geringeren  Teile  — -  dasselbe  be- 
rührende regelmäßige  Güterposten  erforderlich,  deren  Zahl  an  den  drei 
letzten  Wochentagen  angemessen  vermehrt  wird,  während  eine  Anzahl  sonst 
einspännig  verkehrende  Fahrten  an  diesen  Tagen  in  zweispännige  umge- 
wandelt wird  und  außerdem  noch  durchschnittlich  täglich  vier  große  zwei- 
spännige Güterpostwagen  der  Gattung  Ga  außergewöhnlich  als  Beiwagen 
eingestellt  werden  müssen.  Am  Donnerstage  beläuft  sich  die  Gesamtzahl 
der  zur  Fortschaffung  der  Pakete  vom  Postamt  1  eingestellten  oder  hierzu 
mitbenutzten  Geschirre  auf  134  Stück,  wovon  s/5  —  80  auf  Bücherpakete  zu 
rechnen  sind. 

Zur  Herbeiführung  einer  glatten  Abwickelung  des  Verladegeschäfts  auf 
den  Bahnhöfen  und  zur  Sicherstellung  der  pünktlichen  Weiterbeförderung 
der  Bücherpakctmassen  werden  bei  den  Postämtern  2,  8  und  I,  namentlich 
aber  bei  dem  letzteren,  in  ausgedehntem  Maße  direkte  Paketsäcke  gefertigt, 
und  zwar  nicht  nur  auf  die  in  Leipzig  entspringenden  Bahnposten,  sondern 
auch  regelmäßig  über  diese  hinweg  auf  vier  Bahnposten  weiter  gelegener 
Kurse  und  auf  20  größere  Orte  des  Reichspostgebiets,  unter  denen  Königs- 
berg (Pr.)  und  Straßburg  (Elsaß)  die  entferntesten  sind.  Nach  den  meisten 
dieser  Orte  werden,  um  die  leichte  Handhabung  der  Paketsäcke  nicht  durch 
zu  hohes  Gewicht  zu  beeinträchtigen,  nie h re re  Säcke,  mitunter  nach  einem 
und   demselben  Orte  zehn  und  mehr  auf  einmal  angefertigt.    So  beläuft 

*]  Der  Verbrauch  an  Klebestoff  Dextrin)  zur  Bezettclung  der  Pakete  hat  sich 
beim  Postamt  1  im  Rechnungsjahre  1903  bei  Beobachtung  größter  Wirtschaftlichkeit 
auf  2163  kg  (43  Zentner)  belaufen. 

Archiv  f.  Post  u.  Telegr.    18.    lya».  37 
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sich  die  Zahl  der  vom  Postamt  i  abzusendenden  Paketsäcke  (einschließlich 
der  65  täglich  auf  die  Leipziger  Bahnposten  zu  fertigenden)  werktäglich 
auf  100  bis  120,  an  Donnerstagen  aber  auf  150  bis  200  Stück,  und  die 
Stückzahl  der  in  diesen  Säcken  beförderten  Bücherpakete  umfaßt  den  zehnten 
Teil  der  Gesamtzahl  der  in  Leipzig  1  aufgelieferten  gewöhnlichen  Pakete. 

Ein  Teil  der  Bücherpakete  wird  regelmäßig  an  bestimmte  Empfänger  auf 
deren  Verlangen  unter  Wertangabe  oder  Einschreiben  verschickt;  dies  sind 
vorwiegend  Wochenzeitschriften,  auf  deren  gesicherte  und  pünktliche  Über- 
kunft  ganz  besonderer  Wert  gelegt  wird,  weil  sie  am  Bestimmungsorte 
sofort  nach  der  Ankunft  in  Empfang  genommen  und  von  Bahnhofsbuch- 
händlern usw.  feilgeboten  oder  sofort  durch  besondere  Boten  abgetragen 
bz.  weiterbefördert  werden.  Die  Zahl  dieser  Wertstücke  beträgt  beim  Post- 
amt 1  im  Durchschnitt  täglich  23.  Die  Geringfügigkeit  dieser  Zahl  im  Ver- 
hältnisse zum  Bücherpäckereiverkehr  überhaupt  kann  als  Beweis  dafür  dienen, 
daß  sich  der  Post versendungs verkehr  der  gewöhnlichen  Bücherpakete  im 
allgemeinen  glatt  und  ordnungsmäßig  abwickelt.  Es  entfallen  denn  auch 
von  der  Gesamtzahl  der  im  Jahre  1903  durch  Vermittclung  des  Postamts  1 
erlassenen  Laufzettel  über  Postpakete  (832)  nur  159,  also  noch  nicht  der 
fünfte  Teil,  auf  Buchhändlerpakete,  und  in  einer  namhaften  Anzahl  dieser 
159  Fälle  hat  sich  noch  herausgestellt,  daß  die  Nachfrage  nicht  durch  Ver- 
schulden der  Post  herbeigeführt  war. 

Die  Zahl  der  mit  der  Post  beförderten  Bücherpakete  nimmt  von  Jahr 
zu  Jahr  zu.  Sie  beträgt  von  der  im  Jahre  1903  zu  verzeichnenden  Gesamt- 
auflieferung an  gewöhnlichen  Paketen  der  in  erster  Linie  in  Betracht 
kommenden  Postämter  1,  2  und  8  folgende  Anteile: 

1903  Gesamtaufliefcrung  Anteil 

beim  Postamt  1 :  2  135046  Stück,  60  v.  H.  =  1  281  027  Stück  Bücherpakete, 

2:  1267683     -  20    -     —    253537  - 

8:     887889     -  90    -     —  799092 

zusammen ...  2  333  656  Stück  Bücherpakete. 
Hierzu  der  Anteil  der  Postämter  3  und  15 
und  Leipzig -Thonberg  mit  740004-65000 
-f  48  000  —    187  000  - 

ergibt  zusammen.  .  .  2  520656  Stück  Bücherpakete 
oder  im  Jahresdurchschnitt 

(zu  365  Tagen)  täglich   6  906  Stück  Bücherpakete, 

(zu  300  Tagen)  werktäglich   8  402 

Im  Jahre  1874  betrug  die  Zahl  der  in  Leipzig  zur  Post  gelieferten  Pakete 
dieser  Art  täglich  1255  Stück*),  1892  taglich  2850  Stück*);  mithin  ist  seit 
1892  eine  Steigerung  um  146  v.  H.,  seit  1874  eine  solche  um  450  v.  H. 
eingetreten. 

Vergleicht  man  die  Verteilung  der  Auflieferung  von  Bücherpaketen  auf 
die  einzelnen  Wochentage,  so  ergibt  sich  eine  interessante  Verschiebung 
gegenüber  dem  Jahre  1874;  es  entfielen  im  Durchschnitt  vom  Hundert 

auf  den  1S-4  1903 

Montag    10,0  13,0 

Dienstag   1  3,0  1 5,2 

Mittwoch   12.;.  15..J 

*:  Vul.  Archiv  von  1^,1,  S.  115. 
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Die  Verteilung  auf  die  Wochentage  ist  also  jetzt  eine  gleichmäßigere  ge- 
worden und  an  der  Spitze  steht  nicht  mehr  der  Freitag,  sondern  der 
Donnerstag.  Dies  ist  zurückzuführen  auf  den  in  den  Kreisen  des  Publikums 
immer  mehr  hervorgetretenen  Wunsch,  spätestens  bis  zum  Sonntag  in  den 
Besitz  der  illustrierten  Wochenzeitschriften  und  Unterhaltungsjournale  zu 
gelangen;  zur  Erfüllung  dieses  Wunsches  hat  der  Buchhandel,  zumal  die 
mit  den  Forderungen  der  Sonntagsruhe  zusammenhängende  Einschränkung 
des  Postdienstes  an  den  Sonntagen  ein  frühzeitigeres  Eintreffen  der  Bücher- 
pakete auch  in  den  entfernt  liegenden  Orten  Deutschlands  notwendig  machte, 
seine  Hauptspeditionstätigkeit  auf  einen  früheren  Tag  verlegen  müssen. 
In  neuerer  Zeit  erfolgen  auch  schon  am  Mittwoch  häufig  bedeutende 
Massenauflieferungen  namentlich  solcher  Sendungen,  die  nach  weitgelegenen 
Orten  des  Deutschen  Reichs  (4.  Zone  und  darüber  hinaus)  bestimmt  sind. 

Von  der  Gesamtpaketauflieferung  Leipzigs  einschließlich  der  Vororte 
nebst  Schönefeld  und  Stötteritz,  mit  welcher  die  Stadt  Leipzig  nach  der 
Jahresstatistik  der  Deutschen  Reichs-Post-  und  Telegraphenverwaltung  nächst 
Berlin  die  höchste  Stelle  im  Reichs-Postgebict  einnimmt,  entfällt  auf  die 
Bücherpakete  beinahe  der  dritte  Teil. 

Donnerstags  beläuft  sich  die  Zahl  der  Büchersendungen  allein  beim 
Postamt  1  im  Durchschnitt  auf  6000  und  steigt  in  der  Oster-  und  Weih- 
nachtszeit auf  7000  bis  8000,  die  Gesamtzahl  der  aufgelieferten  Pakete  auf 
mehr  als  13000  Stück.  Im  allgemeinen  werden  beim  Postamt  1  allein  an 
Bücherpaketen  ebensoviel  Stück  aufgeliefert  wie  in  den  Städten  Bromberg, 
Cassel  und  Coblenz  zusammen  gewöhnliche  Pakete  überhaupt.  Die 
Gesamtzahl  der  in  ganz  Leipzig  an  einem  Tage  zur  Auflieferung  ge- 
langenden Bücherpakete,  die  sich  nach  den  obigen  Angaben  im  Werktags- 
durchschnitt auf  8402  Stück  beläuft,  ist  für  die  Zeit  des  lebhaftesten  buch- 
händlcrischen  Verkehrs  auf  19000  bis  20  000  Stück  zu  schätzen. 

Das  Durchschnittsgewicht  aller  Bücherpakete  belief  sich  beim  Post- 
amt 1  im  Monat  Februar  1904  auf  4,88  kg  gegen  4,39  im  Jahre  1874,  und 
Büchersendungen  zum  Gewicht  von  gerade  5  kg  wurden  im  Februar  1904 
von  der  Gesamtaufgabe  an  Bücherpaketen  62  v.  H.  gegen  29  v.  H.  im 
Jahre  1874  gezählt.  Hieraus  geht  hervor,  welch  einschneidenden  Einfluß  der 
Einheitstarif  im  Laufe  der  Zeit  auf  den  Bücherversendungsverkehr  geübt 
hat,  und  daß  die  bezügliche  in  Nr.  8  des  deutschen  Postarchivs  vom  Jahre 
1874  »n  dem  Artikel  »Der  deutsche  Buchhandel«  ausgesprochene  Erwartung 
in  Erfüllung  gegangen  ist. 

Bei  Zugrundelegung  des  Durchschnittsgewichts  von  4,88  kg  ergibt  sich 
für  das  Jahr  1903  für  die  Stadt  Leipzig  eine  Gesamtvcrstndung  an  Bücher- 
paketen von  12  300  801  kg. 

Die  annähernd  gleichmäßige  Form  und  Größe  der  Bücherpakete  gestattet 
eine  weitgehende  Ausnutzung  der  Laderäume  der  Güterpostwagen,  so  daß 
im  Hinterladeraum  eines  zweispännigen  Wagens  der  Gattung  Ga,  der  an 
sonstigen  Sendungen  nur  ungefähr  250  Stück  faßt,  etwa  400  Bücherpakete 
Aufnahme  finden  können.  Hierbei  ist  aber  Vorsicht  notwendig,  damit  die 
Tragfähigkeit  des  Wagens,  die  sich  auf  35  bis  40  Zentner  beläuft,  nicht 
überschritten  wird,  denn  400  Pakete  ergeben  ein  Durchschnittsgewicht  von 
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4. 88  x  400  —  1952  kg  oder  30,0»  Zentner.  Die  Beförderung  der  zahlreichen 
Büchcrpaketc  stellt  daher  auch  an  das  Wagen-  und  Pferdematerial  der  Post 
hohe  Ansprüche. 

Ähnliche  Einwirkungen  wie  beim  Postamt  1,  wenn  auch  der  geringeren 
Hölie  der  Auflieferung  entsprechend  in  geringerem  Grade,  übt  der  Bücher- 
versendungsverkehr auf  den  Betrieb  bei  den  Paketannahmestellen  der  Post- 
amter 2  und  3,  wo  abends  sieben  und  vier  Wieger  in  Tätigkeit  sind,  und 
bei  den  anderen  beteiligten  Postanstalten  aus.  Besonders  fühlbar  aber  ist 
der  Einfluß  des  Buchhandels  und  des  Buchgewerbes  bei  dem  im  Posthalterei- 
gebäude untergebrachten  Postamt  8  (Ecke  Täubchenweg  und  Göschenstraße), 
das  so  recht  mitten  im  buchhändlerischen  Leben  und  Treiben  belegen  ist 
und  dessen  gesamter  Verkehr  sich  denn  auch  zu  neun  Zehnteln  auf 
diesem  Gebiete  bewegt.  Es  ist  ein  Postamt  I.Klasse  mit  17  Beamten 
und  IQ  Unterbeamten,  das  in  der  Hauptsache  für  den  Annahmedienst  be- 
stimmt ist,  dem  aber  auch  die  Wahrnehmung  des  Bahnhofspostdienstes  auf 
dem  nahen  Eilenburgcr  Bahnhof  und  der  umfangreichen  auf  das  Leipziger 
Postfuhrwesen  bezüglichen  Geschäfte  übertragen  ist.*) 

Die  Massenauflieferungen  von  Bücherpaketen  und  sonstigen  Sendungen, 
die  sich  bei  der  unmittelbaren  Nähe  der  oben  geschilderten  Buchhändler- 
paläste hier  ganz  besonders  des  Abends  bis  kurz  vor  Schalterschluß  zu- 
sammendrängen, haben  im  vorigen  Jahre  eine  erhebliche  Vergrößerung  der 
Packkammer  und  der  Briefabfertigungsräume  erforderlich  gemacht.  Es 
sind  jetzt  jeden  Abend  8  Federschnell  wagen  im  Betriebe;  zur  Zeit  des 
Schulbücherversandes  und  vom  Oktober  bis  Dezember  werden  auch  noch 
3  Reserve-Fcderschncllwagcn  mit  herangezogen. 

Die  Zahl  der  täglich  aufgelieferten  Pakete  beträgt  im  Durchschnitt  nahe 
an  3000  Stück;  sie  steigt  am  Donnerstag  auf  mehr  als  5000,  zu  Ostern 
(Schulbücherversand)  auf  6600 ,  Weihnachten  auf  7000  und  mehr  Stück. 
Besonders  hervorzuheben  ist ,  daß  ein  großer  Teil  dieser  Pakete  nach  dem 
Auslande  gerichtet  ist  und  daß  von  einer  Buchhändlerfirma,  die  von  der 
summarischen  Einliefcrung  ihrer  Pakete  Gebrauch  macht,  durchschnittlich 
täglich  nicht  weniger  als  500  Pakete,  an  Donnerstagen  aber  gegen  1500  Pakete 
aufgegeben  werden.  Die  Abnahme  dieser  Sendungen  erfolgt  zugleich  mit 
den  Paketen  von  noch  zwei  anderen  summarisch  einliefernden  Firmen  an 
einer  besonderen  Laderampe  im  Posthof.  Eine  andere  Buchhändlerfirma  läßt 
die  von  ihrer  Barsortimentsabteilung  herrührenden  Pakete  jeden  Donnerstag, 
vor  Weihnachten  und  Ostern  aber  täglich,  in  den  Abendstunden  von  6  bis 
8  Uhr  mehrmals  mit  Pferdekraft  dem  Postamt  8  zuführen.  Gewöhnliche 
Briefsendungen  werden  täglich  rund  15000,  Nachnahmebriefsendungen 
700  Stück  aufgeliefert.  Dies  ist  ein  Briefpostverkehr  in  abgehender  Rich- 
tung, welcher  der  Stückzahl  nach  annähernd  demjenigen  von  Städten  wie 
Liegnitz,  Gera  und  Worms  gleichkommt,  und  eine  Paketauflieferung,  die 
größer  ist  als  die  von  Mühlhausen  (Thür.),  Weimar,  Jena,  Coburg  und  Sonders- 
hausen zusammengenommen.  Die  Firma  K.  F.  Koehler,  deren  imposantes 
Geschäftshaus  dem  Postamte  gerade  gegenüber  liegt,  unterhält  allein  einen 
Postversendungsverkehr,  der  dem  eines  Postamts  I  geringeren  Umfanges 
gleichkommt. 

*!  Die  Leipziger  Posthalterei  ist  der  größte  Privatbetrieb  dieser  Art  in  Deutschland 
und  mustergültig  eingerichtet.  Die  Zahl  der  Postpferde  beträgt  276,  der  Postillione  177, 
der  Wagenpark  mn!x>t  244  Gütcrpost-  und  Paketbestellwagen.  Die  Zahl  der  täglich 
zu  verrichtenden  Führten  belauft  sich  auf  920.  Der  Bau  der  Postwagen  erfolgt  in  den 
geräumigen  eigenen  Werkstätten  der  Posthalterei.  Vgl.  im  übrigen  den  Aufsatz:  »Das 
neue  Posthaliereigebäude  in  Leipzig"  im  Archiv  von  1804,  Nr.  18. 
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Die  hohe  Zahl  der  Briefpostgegenstände  (15  000)  rührt  namentlich  von 
den  buchhändlerischen  Massenauflieferungen  von  Drucksachen  her,  die  — 
insbesondere  nach  dem  Auslände  —  vielfach  auch  unter  Einschreibung  versandt 
werden.  In  dieser  Zahl  sind  die  Massendrucksachen  noch  nicht  mitgezählt, 
•die  regelmäßig  in  achttäglichen  und  vierwöchentlichen  Fristen  eingeliefert 
und  ungestempelt  als  eilige  Drucksachen  der  Drucksachenverteilungsstelle  des 
Postamts  13  zugeführt  werden.  Es  sind  dies  der  Allgemeine  Samen-  und 
Pflanzenanzeiger  mit  einer  Auflage  von  1 5  000  bis  20  000  und  die  Leipziger 
Bienenzeitung  mit  einer  Auflage  von  16000  Stück.  Zur  Beförderung  der 
nicht  eiligen,  in  großen  Mengen  eingelieferten  kleinen  Drucksachen  (Offerten, 
Bücherverzeichnisse  usw.)  zur  Drucksachenverteilungsstelle  des  Postamts  13 
benutzt  das  Postamt  8  zur  Ersparnis  von  Bindfaden  und  von  Zeit,  die  das 
Abbinden  erfordern  würde,  große  dauerhaft  hergestellte  Körbe,  die  mit  in 
die  Güterpostwagen  geladen  und  leer  dem  Postamte  zurückgesandt  werden. 
Ferner  werden  bei  dem  Postamte  große  Serien  von  Nachnahmesendungen 
{3000  bis  8000  Stück  auf  einmal)  eingeliefert;  es  sind  dies  besonders  Post- 
karten oder  Drucksachen  in  Postkarten  form  mit  Quittungen  über  Abonnements- 
beträge für  die  durch  den  Buchhandel  vertriebenen  Zeitschriften,  über  Ab- 
schlagszahlungen für  Lieferungswerke,  über  buchhändlerische  Mitglieder- 
beiträge u.  dgl.  Unter  den  Einzeldrucksachen  befinden  sich  vielfach 
Korrekturbogen  zu  den  für  auswärtige  Autoren  und  Redaktionen  in  Leipzig 
gedruckten  Werken  und  Zeitschriften. 

An  den  Hauptspeditionstagen  des  Buchhandels  ist  in  den  Abendstunden 
infolge  der  starken  Auflieferung  von  Massendrucksachen  sowie  von  umfang- 
reichen und  schweren  Drucksachen  im  Gewichte  von  1  und  2  kg.  Bücher 
und  Zeitschriften  enthaltend,  eine  sehr  häufige  Briefkastenleerung  notwendig: 
unter  dem  Einwurf  für  Drucksachen  sind  daher  besondere  Korbwagen  auf 
Rädern  aufgestellt;  in  ihnen  wird  der  Inhalt  zur  Abfertigungsstclle  befördert, 
wo  zur  Bearbeitung  der  Drucksachen  eine  Aufhängevorrichtung  für  18  Brief- 
beutel und  ein  besonderes  Spind  mit  32  Fachwerken  zur  kurs weisen  Be- 
arbeitung der  Sendungen  aufgestellt  sind.  Dabei  müssen  die  Beutel  für 
einzelne  Kurse,  weil  sie  bald  von  den  umfangreichen  Drucksachen  gefüllt 
sind,  im  Laufe  der  Abendstunden  wiederholt  durch  andere  ersetzt  werden. 

Bezüglich  des  Auslandsverkehrs  sei  noch  angeführt,  daß  mit  solchen 
Sendungen  allein  nach  Brasilien  täglich  ein  bis  zwei  große  Briefbeutel 
gefüllt  werden.  Ferner  versendet  eine  F'irma  in  der  Nähe  des  Postamts  8 
alle  4  Wochen  250  bis  300  Stück  eingeschriebene  Drucksachen  (illustrierte 
Zeitschriften)  je  im  Gewicht  von  1900  bis  2000  g  nach  Mittel-  und  Süd- 
amerika. Sie  füllen  12  bis  18  große  Briefbeutel  und  müssen  an  einer  be- 
sonderen Stelle  bearbeitet  werden.  Zahlreiche  Sendungen  dieser  Art  sind 
ferner  nach  Japan,  China  und  Niederländisch -Indien  gerichtet;  ihr  Inhalt 
besteht  meistens  aus  den  in  Leipzig  oder  in  anderen  deutschen  Städten 
(Berlin,  München  usw.)  erscheinenden  Wochen-  und  Monatszeitschriften,  die 
von  den  ausländischen  deutschen  und  fremden  (namentlich  englischen  und 
holländischen)  Buchhandlungen  für  ihre  Abonnenten  bei  den  Verlegern 
bestellt  worden  sind  und  die  nun  an  die  deutschen  Buchhandlungen  im 
Buchhändlerwege  über  Leipzig  und  von  hier  zur  Ausnutzung  des  Portos 
durch  die  betreffenden  Kommissionäre  in  Sa  mm el  Sendungen  unter  Kreuz- 
band, an  die  fremden  Buchhandlungen  aber  als  Einzeldrucksachen,  sei  es 
vom  Verleger  selbst  oder  von  seinem  Leipziger  Kommissionär  versandt 
werden.  Zum  Teil  erfolgt  der  Versand  auch  direkt  an  die  Abonnenten. 
Zur  Fortschaffung  der  schweren  Kartenschlüsse  an  die  Güterpostwagen 
dienen  handliche  eiserne,  zweirädrige  Handwagen,  sogenannte  Stechkarren. 
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Nach  den  Bahnhöfen  laufen  vom  Postamt  8  Donnerstags  außer  den  sonstigen 
noch  5  regelmäßige  Güterposten  und  außerdem  q  bis  io  Beiwagen.  Das 
Personal  muß  in  den  Abendstunden  um  30  bis  32  Unterbeamtenkräfte  ver- 
stärkt werden. 

Auch  den  Postämtern  2,  3  und  4  (Harkortstraße,  beim  Reichsgericht) 
fließen  regelmäßig  Massenauflieferungen  von  Drucksachen,  Einschreibbriefen 
und  Nachnahmesendungen  durch  buchhändlerische  und  buchgewerbliche 
Firmen  zu,  die  von  ihnen  bearbeitet  werden  und  die  ebenfalls  häufig  nach 
dem  Auslande  gerichtet  sind.  Beim  Postamt  4  werden  insbesondere  von 
der  in  der  Altstadt  gelegenen  buchhändlerischcn  Zentralstelle  für  Dissertationen 
und  Programme  zahlreiche  eingeschriebene  Drucksachen  nach  China  und 
Japan  an  einheimische  ehemalige  Besucher  deutscher  Hochschulen  eingeliefert. 
Die  besonders  großen  Massen  von  Drucksachen  aber  senden  diese  Ämter 
wie  auch  alle  übrigen  Stadtpostanstalten  unsortiert  zum  Postamt  13,  dem 
Brief postamt  im  Hauptpostgebäude,  zur  Verarbeitung  bei  der  seit  dem 
1.  April  1890  bestehenden  besonderen  Drucksachenverteilungsstelle.*) 

Die  Stückzahl  der  hier  bearbeiteten  Massendrucksachen  betrug  im  Jahre  1903 
im  Werktagsdurchschnitt  täglich  175  000  und  die  Zahl  der  zur  Absendung 
gelangten  Drucksachenbeutcl  durchschnittlich  wochen täglich  550  Stück, 
die  sich  auf  mehr  als  800  täglich  in  den  Zeiten  des  starken  Verkehrs  er- 
höhen ,  im  ungefähren  Gewicht  von  je  40  kg  (jährlich  rund  6  864  000  kg). 
Von  diesem  Verkehr  ist  die  reichliche  Hälfte  (4000000  kg)  auf  die  dem 
Gebiete  des  Buchhandels  und  des  Buchgewerbes  entstammenden  Drucksachen 
zu  rechnen,  und  zwar  hauptsächlich  auf  Zeitschriften,  Prospekte,  Probe- 
nummern u.  dgl.  Beispielsweise  sind  im  Januar  1904  200000  Probe- 
nummern einer  beliebten  Familienzeitschrift  als  Drucksachen  versandt 
worden.  Außerdem  werden  täglich  90  bis  120  Beutel  mit  insgesamt 
5  bis  6000  von  den  Sortimentern  oder  vom  Publikum  bei  den  Verlegern 
bestellten  oder  von  letzteren  als  Frei-  oder  Rezensionsexemplare  unter 
Kreuzband,  in  Rollen  form  usw.  versandten  Büchern,  Broschüren,  Musikalien 
und  Zeitschriften  im  Einzelgewicht  bis  I  und  2  kg  vom  Postamt  13  abge- 
schickt. Daraus  ergeben  sich,  das  Gewicht  des  Beutels  zu  40  kg  gerechnet* 
jährlich  weitere  1  533  000  kg. 

Bis  zu  20  Briefbeutel  werden  werktäglich  mit  derartigen  Sendungen 
nach  dem  Auslande  gefüllt  und  den  deutschen  Bahnposten,  welche  den 
Verkehr  mit  den  betreffenden  fremden  europäischen  oder  überseeischen 
Ländern  vermitteln,  als  Beutel  ohne  Karte  zugeführt,  wobei  besonders  die 
Bahnposten  der  Strecke  Cöln-Verviers-Ostendc  in  Betracht  kommen. 
Daneben  werden  bei  Massenauflieferungen  von  Drucksachen  nach  dem 
Auslände  direkte  Beutel  auf  ausländische  Dienststellen,  und  zwar  auf 
vier  schweizerische,  eine  niederländische,  eine  norwegische,  zwei  dänische, 
eine  belgische,  zwei  französische  und  drei  österreichische  Bahnposten  sowie 
auf  eine  schwedische  Seepost  und  außerdem  nach  größeren  Postorten  in 
England,  Rußland,  Norwegen  und  Schweden  abgefertigt. 

Die  Drucksachenvcrtcilungsstclle  ist  übrigens  nicht  nur  mit  der  Ver- 
sendung der  von  Leipziger  Firmen  herrührenden  Drucksachen  beschäftigt, 
eine  wesentliche  Arbeit  erwächst  dieser  Stelle  vielmehr  auch  dadurch,  daß 
die  in  Leipzig  bestehenden   hervorragenden  graphischen  Anstalten  große 

*''  Vgl.  Archiv  von  1892,  S.  116;  damals  war  das  Briefpostamt  (jetziges  Post- 
amt 13)  noch  mit  dem  Hnuptpostamte  (Postamt  1}  vereinigt.  Die  zu  jener  Zeit  beim 
Postamt  in  Leipzi^-Plagwitz  bearbeiteten  Preisverzeichnisse  der  Firma  Mey  &  Edlich 
werden  jetzt  ebenfalls  ungestempelt  und  unsortiert  dem  Postamt  13  zugeführt. 
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Aufträge  auch  für  auswärtige  Firmen  ausführen  und  daß  die  von  ihnen 
fertiggestellten  Drucksachen  dann  unmittelbar  von  Leipzig  aus  versandt 
werden,  und  zwar  meistens  in  einer  Anzahl  von  mehr  als  iooooo  Stück; 
dies  ist  im  Laufe  der  letztvergangenen  Jahre  z.  iL  bei  den  Katalogen  und 
Reklamekalendern  mehrerer  allgemein  bekannter  Großindustrieller  in  Berlin, 
Hamburg,  Königsberg  (Pr.)  und  Höchst  (am  Main)  der  Fall  gewesen,  im 
weiteren  bei  den  Samen-  und  Pflanzenkatalogen  einer  ganzen  Anzahl  von 
Gärtnerfirmen  in  Erfurt  und  Quedlinburg,  bei  den  umfangreichen  Katalogen 
einer  bekannten  Braunschweiger  Rad  fahr  fabrik  und  bei  einer  Reihe  anderer 
industrieller  und  sonstiger  Firmen. 

Die  Zahl  der  beim  Postamt  13  zur  Auflieferung  gelangenden  Nach- 
nahmebriefsendungen und  ein ge schrie benen  Drucksachen,  die  ebenfalls 
vorwiegend  vom  Buchhandel  herrühren,  beläuft  sich  täglich  auf  rund 
3000  Stück. 

Besonders  deutlich  macht  sich  der  Einfluß  des  Buchhandels  usw.  im 
weiteren  bei  dem  Zeitungs-Postamt  (Postamt  10)  bemerkbar,  wo  außer  den 
politischen  Zeitungen  die  zahlreichen  in  Leipzig  erscheinenden  illustrierten 
Zeitschriften,  soweit  sie  nicht  durch  den  Buchhandel  vertrieben,  sondern  bei 
der  Post  bestellt  werden,  zusammenströmen. 

Die  umfangreichen  Einrichtungen  zur  Verteilung  (auf  etwa  10000  Fächer), 
zur  Verpackung  und  Versendung  der  Zeitungen  und  Zeitschriften  sind  im 
Archiv  von  1896,  S.  197  ff.,  in  dem  Aufsatz  »Betriebseinrichtungen  bei  der 
Zeitungsabteilung  des  Postamts  Leipzig  10«  ausführlich  beschrieben  worden. 

Die  Beförderung  der  vom  Postamt  10  herrührenden,  oft  nach  Hunderten 
zählenden  Zeitungsballen  und  Säcke  sowie  der  vom  Postamt  13  gefertigten 
zahlreichen  Drucksachenbeutel  macht  neben  einer  großen  Anzahl  regelmäßiger 
einspänniger  Güterposten  ebenfalls  besondere  Fahrten  und  die  Gestellung 
von  Beiwagen  erforderlich,  wenn  auch  nicht  in  so  hohem  Grade,  wie  die 
Beförderung  der  Bücherpakete.  Bezüglich  der  letzteren  ist  noch  eine 
Eigentümlichkeit  des  Buchhandels  hervorzuheben,  die  darin  besteht,  daß 
eine  Anzahl  auswärtiger  Reisebuchhandlungen,  welche  Reisende  zur  Ein- 
sammlung von  Bestellungen  auf  Bücher  (namentlich  Lieferungswerke)  unter- 
halten, die  Versendung  der  bestellten  Bücher  an  das  Publikum  unmittelbar  durch 
die  betreffenden  Leipziger  Verlagsbuchhandlungen  besorgen  läßt.  So  liefert 
eine  der  großen  Verlagsbuchhandlungen  im  Osten  Leipzigs  im  Auftrage  von 
nicht  weniger  als  64  auswärtigen  Buchhandlungen  an  deren  Kundschaft  Pakete 
mit  einzelnen  Exemplaren  eines  Lieferungswerkes  beim  Postamt  8  auf. 
Hierzu  übersenden  die  auswärtigen  Firmen  die  fertiggestellten ,  mit  Frei- 
marken versehenen  Postpaketadressen  nebst  den  Paketaufschriften  an  das 
Verlagshaus  in  Leipzig,  dem  nur  die  geringe  Mühe  der  Beklebung  der 
Pakete  mit  den  Aufschriften  erwächst.  In  ähnlicher  Weise  betrauen  andere 
auswärtige  Buchhändlerfirmen  Leipziger  Großbuchbindereien,  welchen  sie 
das  Einbinden  von  Lieferungs-  und  sonstigen  Werken  übertragen  haben, 
unter  Übersendung  der  ausgefüllten  und  frankierten  Paketadressen  gleich- 
zeitig mit  der  Versendung  der  fertiggestellten  Werke.  Mit  derartigen 
Paketen,  deren  Absender  an  einem  dritten  Orte  wohnen,  entsteht  der  Post- 
verwaltung eine  erhebliche  Mehrarbeit  im  Falle  der  Unbestellbarkeit  der 
Sendungen.  Nicht  allein,  daß  dann  die  eingehenden  Unbestellbarkeits- 
meldungen  von  der  Leipziger  Aufgabepostanstalt  der  Postanstalt  am 
Wohnorte  des  Absenders,  die  beantworteten  Unbestellbarkeitsmcldungen  aber 
wieder  von  der  Postanstalt  des  Wohnortes  des  Absenders  der  Aufgabe- 
postans.talt  unentgeltlich  zu  übersenden  sind,  auch  die  Pakete  selbst 
müssen,  wenn  sie  unbestellbar  bleiben,  bei  den  jetzt  bestehenden  Vorschriften 
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zunächst  nach  dem  Orte  der  Postaufgabe  übersandt  und  von  hier  an  den 
Absender  ohne  Mehrkosten  für  denselben,  also  portofrei,  nachgesandt 
werden.  Derartige  Fälle  kommen  recht  häufig  vor;  ihre  Zahl  beläuft  sich 
beim  Postamt  10,  dem  die  Behandlung  der  für  die  Stadt  Leipzig  und  den 
größeren  Teil  der  Vororte  eingehenden  Pakete  obliegt,  im  Monat  durch- 
schnittlich auf  300,  wovon  ft  10  auf  Buchhändlerpakete  entfallen. 

Besondere  Weiterungen  entstehen  in  diesen  Fällen,  wenn  Paket  und 
Begleitadresse  nicht  gleichmäßig  nach  dem  Orte  der  Postaufgabe  zurückgehen, 
sondern  einer  der  beiden  Teile  der  Sendung,  wie  es  namentlich  bei  Post- 
agenturen vorkommt,  versehentlich  nach  dem  Wohnorte  des  Absenders 
zurückgesandt  wird ;  der  hieraus  erwachsende  Schriftwechsel  ist  ziemlich 
erheblich.  Nebenbei  sei  hier  bemerkt,  daß  die  Frankoeinnahme  für  die 
zahlreichen  Pakete  der  bezeichneten  Art,  die  im  Auftrage  der  an  dritten 
Orten  wohnenden  Absender  mit  den  von  letzteren  frankierten  Begleitadressen 
in  Leipzig  aufgeliefert  werden,  den  Leipziger  Aufgabepostanstalten  (ins- 
besondere kommt  dabei  das  Postamt  8  in  Betracht)  entgeht.  Dasselbe  gilt 
für  die  Frankierung  der  Massen  von  Katalogen  usw.,  die  beim  Postamt  13 
aufgeliefert  werden,  nachdem  sie  in  den  Leipziger  graphischen  Anstalten 
für  auswärtige  Firmen  hergestellt  worden  sind. 

Derartige  Aufträge  für  auswärtige  Handlungen  und  Privatpersonen 
werden  natürlich  auch  sonst  vielfach  von  den  Leipziger  Druckereien, 
Kunstanstalten  usw.  ausgeführt,  und  auch  sie  haben  die  Entstehung  zahl- 
reicher Postsendungen  zur  Folge.  Es  gehen  z.  B.  erhebliche  Mengen  in 
Leipzig  gedruckter  Ansichtspostkarten,  Prospekte,  Preislisten,  Geschäfts- 
formulare u.  dgl.  für  auswärtige  Besteller,  zum  Teil  auch  nach  dem  Auslande,  in 
Postpaketen  von  Leipzig  ab.  Ferner  ergeben  sich  aus  der  Versendung  der 
in  graphischen  Instituten  hergestellten  Stempel,  Klischees,  Galvanos  u.  dgl., 
wie  sie  zu  den  Illustrationen  in  Büchern,  Zeitungen  und  Zeitschriften 
Verwendung  finden,  viele  Briefpost-  und  Paketsendungen,  denen  eine 
entsprechende  Anzahl  schriftlicher  Anfragen  und  Bestellungen  vorangeht; 
so  verzeichnet  eine  der  größeren  graphischen  Kunstanstalten  Leipzigs,  mit 
der  eine  Metall-  und  Kautschukstempelfabrik  verbunden  ist,  jährlich 
95  000  Kommissionen  auf  derartige  Artikel  und  60  000  Eingänge  an  Briefen 
und  Postkarten,  denen  etwa  ebensoviel  Versendungen  mit  der  Post  nach 
auswärts  in  Doppelbriefen  und  Paketen  gegenüberstehen.  Indes  ist  der 
buchgewcrblichc  Verkehr,  auch  was  die  Paketsendungen  anbelangt,  im 
einzelnen  nicht  in  derselben  leichten  Weise  nachweisbar,  wie  die  schon  nach 
der  Form  und  Verpackung  sowie  meistens  auch  nach  der  Aufschrift  kennt- 
lichen Pakete  des  Buchhandels,  die  außerdem  in  der  Regel  noch  ausdrücklich 
die  Zettelbezeichnung  »Bücher«  tragen,  und  es  muß  daher  bezüglich  des 
Umfanges  des  dem  Gebiete  des  Buchgewerbes  entstammenden  Postversendungs- 
verkehrs bei  der  allgemeinen  Angabc  bewenden,  daß  derselbe  —  wenn  auch 
mit  dem  buchhändlerischen  Verkehr  nicht  zu  vergleichen  —  so  doch  eben- 
falls recht  bedeutend  ist. 

Unter  den  Vorkehrungen,  die  von  der  Kaiserlichen  Ober -Postdirektion 
zur  Vermeidung  von  Verkehrsstockungen  bei  der  Beförderung  der  Bücher- 
paketmassen  getroffen  sind,  sei  zum  Schluß  noch  die  regelmäßige  Ein- 
teilung von  Eisenhahngüterwagen  in  die  als  geeignet  befundenen  Personen- 
und  Eilgüterzüge  hervorgehoben,  mit  denen  namentlich  auch  die  von  den 
Postämtern  1,  2  und  8  gefertigten  Bücherpaketsäcke  abgesandt  werden. 
Diese  Beiwagen  laufen  täglich  in  8  verschiedenen  Eisenbahnzügen  von 
Leipzig  nach  folgenden  Orten:  Halle  (Saale),  Cassel,  Hamburg,  Cöln, 
Kaldenkirchen,  Hildesheim  und  Frankfurt  (Main),  nach  einigen  dieser  Orte, 
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namentlich  nach  Frankfurt,  täglich  in  mehreren  Zügen.  Ferner  werden 
vom  Postamt  2  werktäglich  unmittelbare  Frachtkartenschlüsse  nur  mit 
Bücherpaketen  nach  Wien  46  und  Basel  transit  abgefertigt. 

Am  Donnerstag  stellen  auch  die  Eisenbahngüterabfertigungsstellen  auf 
den  Leipziger  Bahnhöfen  zur  Beförderung  der  Bücherballen  regelmäßig 
direkte  Bücherwagen  ein,  so  läßt  z.  B.  die  Eilgutabfertigungsstelle  auf  dem 
Thüringer  Bahnhof  in  dem  Zuge  Leipzig- Corbetha- Bebra-  Frankfurt ,  ab 
Leipzig  9—  LJhr,  4  oder  mehr  Bücherkurswagen  laufen  und  es  gelangen 
allein  mit  diesem  Zuge  an  den  Donnerstagen  in  der  Regel  gegen  1 1  000  kg 
Bücherballen  zur  Absendung. 

Außerdem  verschicken  Leipziger  Speditionsfirmen  die  ihnen  von  den 
Leipziger  Kommissionären  zur  Beförderung  übergebenen  Ballen  regelmäßig 
in  Sammelwagen,  die  alle  für  den  betreffenden  Ort  und  dessen  LTmgebung 
bestimmten  Bücherballen  und  sonstige  Frachtgüter  aufnehmen.  Solche 
Wagen  laufen  von  Leipzig  in  jeder  Woche 

täglich  nach  Berlin  und  Dresden, 

an  drei  Tagen  nach  Rotterdam, 

an  zwei  Tagen  nach  Cöln,  Elberfeld,  Frankfurt  (Main),  Hamburg, 
München,  Stuttgart,  Budapest  und  Wien, 

an  einem  Tage  nach  Aachen,  Prag,  Basel  und  Lindau  (Schweiz). 

An  den  Bestimmungsorten  fahren  die  mit  den  Leipziger  Spediteuren  in 
Verbindung  stehenden  Spediteure  die  Ballen  für  den  Ort  sogleich  aus  und 
befördern  die  für  die  Umgebung  dieser  Städte  bestimmten  Sendungen  alsbald 
weiter.  So  bekommen  mit  dem  Wiener  Sammelwagen  die  österreichischen 
Buchhandlungen  ihre  Sendungen,  mit  dem  Stuttgarter  die  württembergischen 
Handlungen  usw. 

Diese  Einrichtung,  die  eine  wesentliche  Frachtverbilligung  mit  sich 
bringt,  ist  für  den  buchhändlerischen  Verkehr  über  Leipzig  von  großer 
Bedeutung. 

Für  die  Aus-  und  Einfuhr  Deutschlands  an  gedruckten  Büchern,  Karten, 
Musikalien  und  Zeitschriften  weist  die  Handelsstatistik  nach,  daß  im  Jahre  1900 
einer  deutschen  Ausfuhr  von  1 4  058  500  kg  eine  Einfuhr  von  4  472  600  kg 
gegenübersteht,  und  daß  sich  Deutschlands  Ausfuhr  auf  78700000  Mark, 
dagegen  die  Einfuhr  (nach  Abzug  des  aus  dem  Auslande  unverkauft  zurück- 
kommenden Remissionsguts)  auf  10000000  Mark  bewertet.  Die  Ausfuhr 
Deutschlands  überwiegt  demnach  die  Einfuhr  um  das  achtfache. 

Dieses  erfreuliche  Übergewicht  des  deutschen  Bücherexports  nach  dem 
Auslande  beruht  in  der  Hauptsache  auf  den  im  Auslande,  zumeist  von 
Reichsdeutschen,  unterhaltenen  deutschen  Buchhandlungen,  die  in  einer 
Gesamtzahl  von  2376  in  allen  fremden  Ländern  Europas  und  in  sämtlichen 
Erdteilen  vertreten  sind  und  einen  der  wichtigsten  Faktoren  zur  Erhaltung 
des  Deutschtums  im  Auslande  bilden. 

Die  Zahl  der  in  Deutschland  selbst  im  Buchhandel  und  im  Buchgewerbe 
(einschließlich  der  Papierfabrikation  und  der  Buchbinderei)  beschäftigten 
Angestellten,  Beamten  und  Arbeiter  wird  auf  220000  Personen  geschätzt 
—  ein  stattliches  Heer,  das  an  Kopfzahl  dem  Gesamtpersonal  der  Deutschen 
Reichs-Post-  und  Telegraphenverwaltung  nahe  kommt. 
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Straßburg. 

Unter  dieser  Uberschrift  veröffentlicht  E.  Eich ler  im  »Jahrbuch  für 
Geschichte.  Sprache  und  Literatur  Elsaß  -  Lothringens«  —  Straßburg, 
J.  H.  Ed.  Heitz  (Hcitz  &  Mündel)  —  einen  Aufsatz,  der  die  früher  im 
Archiv  über  diesen  Gegenstand  gebrachten  Abhandlungen  in  manchen 
Stücken  ergänzt  und  den  Stoff  zu  einem  anschaulichen  Bilde  zusammen- 
faßt. Wir  wollen  aus  dem  auf  gutem  Quellenstudium  beruhenden  Auf- 
satz einiges  mitteilen,  was  unsere  Leser  interessieren  dürfte. 

Der  Verfasser  betont  mit  Recht,  daß  »das  weite  Gebiet  der  Geschichte 
des  Verkehrswesens,  obwohl  es  einen  überaus  wichtigen  und  lehrreichen 
Zweig  der  Geschichte  der  Kultur  und  der  staatlichen  Verwaltung  bildet«, 
bei  weitem  noch  nicht  ausreichend  erforscht  sei.  daß  auch  in  den  zahlreichen 
geschichtlichen  Werken  über  das  an  welterschütternden  Begebenheiten  so 
reiche  Elsaß  die  Anfänge  der  Post  fast  ohne  Ausnahme  eine  stief- 
mütterliche Behandlung  erfahren  haben,  obgleich  unerschöpfliche  archivalische 
Quellen  auf  diesem  Gebiete  zur  Verfügung  stehen. 

Die  ältesten  Straßen  im  Elsaß  sind  wahrscheinlich  von  den  Römern 
erbaut  worden,  die  auch  hier,  wie  anderwärts,  ihren  cursus  publicus  hatten. 
Nach  dem  Aufhören  der  Römerherrschaft  blieben  die  Straßen  bestehen  und 
kamen,  wenn  auch  vielfach  in  Verfall  geraten,  den  Anfängen  geregelter 
Verkehrseinrichtungen  im  Mittelalter  zu  statten. 

Der  Verfasser  verweist  die  in  der  Literatur  vertretene  Ansicht,  wonach 
unter  diesen  Anfängen  im  Elsaß  auch  die  sog.  »Metzgerposten«  eine  große 
Rolle  gespielt  haben  sollten,  in  das  Reich  der  Legende,  da  in  den  alten 
Urkunden  des  Straßburgcr  Stadtarchivs,  die  über  alle  möglichen  Vorkomm- 
nisse des  täglichen  Lebens  Auskunft  geben,  über  eine  solche  Einrichtung 
nichts  zu  ermitteln  gewesen  ist.  Erst  im  17.  Jahrhundert,  als  die  Post  längst 
aus  den  Kinderschuhen  heraus  war,  besorgten  die  Straßburger  Metzger, 
weil  sie  zur  Ausübung  ihres  Berufs  ohnehin  Pferde  besaßen,  den  Beförde- 
rungsdienst für  eine  unter  städtischer  Aufsicht  stehende  postalische  Ein- 
richtung; sie  hatten  aber  mit  den  sonstigen  Postdienstgeschäften  keine 
Befassung,  sondern  waren  von  dem  Postmeister  angenommen,  der  ebenso 
gut  beliebige  andere  Pferdebesitzer  hätte  heranziehen  können.  Diese  Ein- 
richtung war  also  nicht  das,  was  wir  unter  »Metzgerposten«  verstehen,  wie 
solche  nachweislich  in  verschiedenen  Teilen  des  Deutschen  Reichs,  namentlich 
in  Süddeutschland,  lange  Zeit  als  Vorläufer  der  staatlichen  Posten  bestanden 
und  sich  zu  vollständig  regelmäßigen  Beförderungsgclegenheiten  mit  Pferde- 
wechsel und  festen  Abgangs-  und  Ankunftszeiten  ausbildeten. 

Das  älteste  geregelte  Beförderungswesen  in  Straßburg  lag  in  den  Händen 
der  Geistlichkeit,  indem  die  Zunft  der  Kaufleutc  dem  Bischof  24  Boten  zur 
Verfügung  halten  mußte,  die  innerhalb  des  Bistums  die  Botschaften  des 
Bischofs  an  dessen  Leute  zu  überbringen  hatten.  Die  Boten  hatten  dafür 
Anspruch  auf  gewisse  Auszeichnungen  von  seiten  des  Bischofs.  Diese 
Einrichtung  bestand  wahrscheinlich  schon  im  10.  oder  1 1.  Jahrhundert,  also 
zu  einer  Zeit,  in  der  kaum  eine  andere  Stadt  ein  so  geregeltes  Botenwesen 
besaß. 

Den  Charakter  von  städtischen  Gesandten  hatten  die  aus  vornehmen 
Piürgergeschlechtern  gewählten  »Ehrbaren  Boten«,  deren  im  Archiv  von  1876 
S.  i<>8  f.  ausführlich  gedacht  ist.  Auch  die  »Einspännigen«  (a.a.O.  S.  200) 
wurden  nur  im  städtischen  Dienste  verwendet. 
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Der  Allgemeinheit  dienstbar  waren  dagegen  die  »geschworenen  Läufer- 
boten«, die  1322  im  Straßburger  Stadtrecht  erwähnt  werden  und  der  Stadt- 
schreiberei unterstanden.  Diese  Boten,  von  denen  einige  der  Dienstältesten 
»Oberbote«  hießen,  führten  aber  immer  noch  keine  regelmäßigen  Botengänge 
nach  bestimmten  Orten  aus,  weil  hierzu  der  Verkehr  zu  gering  war  und 
die  Kaufleute  ihre  Geschäfte  meist  persönlich  auf  Messen  und  Märkten 
besorgten.  Vielmehr  wurden  die  Boten  nur  von  Fall  zu  Fall  zur  Besorgung 
von  besonderen  Aufträgen  angenommen.  Über  die  Ausrüstung  der  Läufer- 
boten und  die  Art  und  Weise,  wie  sie  Aufträge  von  Privatpersonen  entgegen- 
nahmen, bringt  der  Verfasser  aus  dem  Werke  des  Sprachmeisters  Daniel 
Martin  »New  Parlement«  (Straßburg  1637)  auszugsweise  ein  Gespräch 
zwischen  einem  Fremden ,  einem  Straßburger  Bürger  und  einem  Läufer- 
boten, das  so  kennzeichnend  für  die  Verkehrssitten  jener  Zeit  ist,  daß  es 
hier  ebenfalls  Platz  finden  möge: 

»Guter  freund  /  ist  das  nicht  ein  geschworner  Straßburger  Bothe.« 

»Ja  /  es  ist  einer:  wie  ihr  leichtlich  an  seiner  Libcrcy  (Livree)  sehen 
könnet  /  welche  ist  ein  halb  weiß  und  rothes  Röcklein;  vnd  an  seiner 
Büchsen  (Büchse  aus  Silber)  /  die  er  vbers  hertz  hencke  hat  /  daraufF  der 
Stadt  Wappen  ist«  

»So  will  ich  dann  hingehen  /  meine  Gamaschen  anziehen  /  vnd  meinen 
springstock  oder  bottenspieß  holen.« 

»Vnd  ich  gehe  heim  ....  meinen  BriefF  /  der  schon  geschrieben  und 
zusammengelegt  ist  /  zu  verpitschieren.  Er  ist  mit  Ziffern  oder  vnbekanten 
buchstaben  geschrieben  /  die  man  nit  außlegen  oder  außrathen  kan  j  damit 
wann  er  auffgefangen  werden  solte  /  mein  geheimniß  nicht  offenbahrt  werde: 
dann  er  stehet  an  einen  man  '  der  mit  großen  reichshändeln  vmbgehet  /  vn 
dem  ich  wichtige  Sachen  zu  wissen  thue.« 

»Schreibt  ihr  auff  den  Bricff  keinen  bericht  /  wo  er  —  Empfänger  — 
zu  erfahren  sei?« 

»Ja  /  aber  einen  falschen:  doch  will  ich  euch  dermaßen  unterrichten  / 
wo  er  zu  finden  sey  /  das  ihr  nicht  verfehlen  könnet  /  ihme  meinen  brieff 
zu  lieffern.  Kompt  nur  zu  mir  heim  /  wann  ihr  fertig  seyd  /  so  werdet  ihr 
au  ff  einer  tischecke  ein  halbmaß  Wein  /  Brot  vnd  Käß  finden  /  euch  die 
Beine  zu  stärken  /  vnd  das  hertz  zu  erlustigcn.  Was  eweren  Lohn  anlangt  / 
so  wollen  wir  wol  eins  drumb  werden.« 

»Ich  begehre  nur  dz  (das)  ordinari,  Geschichts  aber  das  mir  ein  ehrlicher 
man  etwas  weiters  gibt  /  nemme  ichs  für  ein  trinckgelt  an  /  vn  dank  ihm 
drumb  /  vnd  befinde  mich  deßwegen  verbunden  vnd  schuldig  ihm  einander 
mahl  noch  fleißiger  zu  dienen.« 

Durch  den  Anschluß  Straßburgs  an  den  Rheinischen  Städtebund  und 
dessen  Beziehungen  zum  Schwäbischen  Städtebund  im  14.  Jahrhundert 
entstand  ein  lebhafter  Verkehr,  der  eine  gewisse  Regelmäßigkeit  in  den 
Botengängen  notwendig  machte.  Nicht  minder  nahm  der  Fremdenverkehr 
zu,  da  der  Bau  des  Straßburger  Münsters,  die  Gewährung  des  Privilegiums 
einer  Messe  durch  Ludwig  den  Baiern  (1336)  und  die  Wirksamkeit  geistig 
hervorragender  Personen  (Mcntclin,  der  erste  Buchdrucker  in  Straßburg, 
der  lange  Zeit  als  Erfinder  der  Buchdruckerkunst  galt,  Sebastian  Brant  u.  a.) 
von  nah  und  fern  die  Reisenden  anlockten. 

Die  im  Ausgange  des  Mittelalters  beginnende  größere  Reiselust,  hervor- 
gerufen durch  die  auf  allen  Gebieten  rege  werdenden  geistigen  Kräfte  und 
Strömungen,  erregt  unser  Staunen,  wenn  wir  an  die  mit  der  schlechten 
WegebeschafTenhcit  usw.  zusammenhängenden  Beschwerlichkeiten  des  Reisens 
jener  Zeit  denken.    Am  leichtesten  reiste  es  sich  zu  Pferde  oder,  wo  die 
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Mittel  hierzu  nicht  ausreichten,  nach  Art  der  Handwerksburschen,  zu  Fuß. 
Üblich  war  auch  das  billige,  aber  langsame  Reisen  auf  dem  »Rollwagen«, 
d.  h.  den  mit  Ballen,  Kisten,  Fässern  usw.  beladencn  und  mit  einer  riesigen 
Plandecke  überspannten  Frachtwagen.  Eigene  Reisewagen  von  Reisenden 
werden  im  Straßburger  Archiv  erst  1570  erwähnt. 

Mit  Frankreich  hatte  das  Flsaß  im  Mittelalter  nur  geringen  Verkehr. 
»Zu  jener  Zeit«,  sagt  der  Verfasser,  »waren  die  Vogesen  von  wenigen 
schlechten  Sträßchen  und  Saumpfaden  durchzogen,  die  meist  noch  der 
Römerzeit  ihr  Entstehen  verdankten,  so  daß  eine  Reise  von  Straßburg  nach 
Frankreich  als  ein  gefährliches  Wagnis  erschien.  Neue  Wege  anzulegen 
oder  die  alten  zu  verbessern,  fiel  nicht  leicht  jemand  ein,  vielmehr  geriet 
mancher  alte  Römerweg  während  des  Mittelalters  in  Verfall,  weil  niemand 
sich  um  seine  Unterhaltung  kümmerte.«  —  Jeder  Versuch  einsichtsvoller 
Männer,  die  Wegeverhältnissc  zu  verbessern,  stieß  auf  den  heftigsten  Wider- 
stand der  Landgemeinden,  die  in  einem  solchen  Unterfangen  nur  einen 
Eingriff  in  ihre  Gerechtsame,  eine  nachteilige  Beschädigung  von  Wald  und 
Flur  und  vor  allem  eine  Gefahr  für  das  Land  erblickten,  indem  nach  ihrer 
Meinung  durch  gute  Straßen  das  Reich  »fremden  Nationen«  geöffnet  und 
feindlichen  Uberfällen  der  Welschen  preisgegeben  würde.  Diese  Besorgnis 
war,  wie  die  spätere  Geschichte  gelehrt  hat,  nicht  unbegründet. 

Als  Beispiel,  wie  langsam  man  damals  reiste,  führt  der  Verfasser  aus 
Piton,  Strasbourg  illustre  (Straßburg,  1855)  eine  Reise  an,  die  im  Jahre  1523 
«ine  Straßburger  Deputation  zu  Kaiser  Karl  V.  nach  Valladolid  unternahm 
und  die  allein  auf  dem  Hinwege  volle  79  Tage  dauerte. 

Die  Einrichtung  eines  geregelten  Postwesens  in  Straßburg  ist  haupt- 
sächlich auf  das  Eingreifen  der  Fürsten  von  Taxis  in  die  Straßburger  Ver- 
hältnisse zurückzuführen.  Mit  dem  taxisschen  Postamt  in  Rheinhausen, 
gegenüber  von  Speyer,  an  der  großen  Poststraße  Wien-Brüssel,  entwickelte 
sich  ein  lebhafter  Verkehr.  Ende  des  16.  Jahrhunderts  finden  wir  im  Elsaß 
auf  der  Poststraße  Straßburg-Rheinhausen  die  ersten  »Postreuthcr« ,  d.  s. 
berittene  Boten,  die  bald  auch  zwischen  Straßburg  und  Basel  verkehrten. 
Auch  die  erste  regelmäßige  Fahrpost  wurde  (161 9)  zwischen  Straßburg  und 
Rheinhausen  eingerichtet,  während  eine  solche  nach  Paris  (über  Nanzig) 
■erst  im  Jahre  1631  erscheint,  die  zudem  der  Kriegswirren  halber  bald  wieder 
«inging,  ein  Beweis  dafür,  daß  auch  bis  dahin  der  Verkehr  über  die  Vogesen 
noch  immer  sehr  gering  war. 

Die  Kosten  einer  Reise  von  Straßburg  nach  Paris  zu  Anfang  des 
17.  Jahrhunderts,  im  zweispännigen  Wagen  und  bei  einer  Reisedauer  von 
14  Tagen,  berechnet  Piton  unter  der  Annahme,  daß  der  Wert  des  Geldes 
zu  jener  Zeit  65/I2  mal  so  groß  war  wie  1855,  auf  530  Frcs.,  was  nach 
Ansicht  des  Verfassers  zu  niedrig  ist. 

Nach  dem  dreißigjährigen  Kriege  interessierte  sich  die  französische 
Regierung  sehr  für  eine  regelmäßige  Postverbindung  zwischen  dem  Elsaß 
und  Frankreich.  Der  Rat  der  Stadt  Straßburg  war  aber  dem  von  der  fran- 
zösischen Regierung  begünstigten  Unternehmer  Claude  Lefebre  in  Paris 
nicht  hold  gesinnt,  weil  er  die  Straßburger  Fuhrwerksbesitzer  beeinträchtigte 
und  man  anscheinend  auch  in  politischer  Beziehung  mißtrauisch  war  (1659). 
Das  Verhalten  der  Stadt  änderte  sich  aber,  als  20  Jahre  später  die  Ver- 
hältnisse es  ratsam  erscheinen  ließen,  mit  Frankreich  gute  Beziehungen  zu 
unterhalten.  Inzwischen  entstanden  noch  zahlreiche  andere  Postverbindungen, 
z.  B.  von  Straßburg  durch  das  Breuschtal  nach  Nanzig,  nach  Heidelberg, 
Zabern,  Basel.  Verschiedene  Unordnungen  und  Streitigkeiten  gaben  Ver- 
anlassung, die  Postverhältnisse  neu  zu  regeln,  die  Befugnis  zur  Beförderung 
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von  Briefschaften  für  den  Postmeister  sicherzustellen  und  ihm  die  Aufsicht 
über  den  Reiseverkehr  zu  übertragen.  Dies  geschah  durch  eine  Anzahl 
Verordnungen,  bei  deren  Ausführung  der  Postmeister  die  oben  erwähnte 
Einrichtung  traf,  nämlich  die  Metzger  zur  Besorgung  des  Postfuhrdienstes 
heranzuziehen.  Die  Metzger  nannten  sich  »Postillion-Meister«  und  zahlten 
für  ihr  »Postillion -Recht«  jährlich  200  Reichstaler  an  die  Gemeindekasse. 

Nach  der  Wegnahme  Straßburgs  durch  die  Franzosen  (1681)  wurde  das 
französische  Postmonopol  auf  das  Elsaß  ausgedehnt;  doch  konnte  es  ohne 
Lahmlegung  des  Verkehrs,  namentlich  der  kleineren  Orte,  nicht  sogleich 
durchgeführt  werden.  Auch  standen  die  Privilegien  und  Rechte  zahlreicher 
Landkutschenbesitzer  im  Wege.  Erst  in  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts 
verschwanden,  wenigstens  auf  der  Strecke  von  Straßburg  nach  Paris,  die 
Landkutschen;  sie  machten  auch  sonst  mehr  und  mehr  den  Diligenzen  oder 
Geschwindkutschen  der  »messageries  royales«  Platz.  Über  die  bis  in  die 
Neuzeit  erhaltenen  Botenfuhren  im  Kleinverkehr  s.  Archiv  von  1876  S.  233  f. 

Der  Verkehr  nahm  unter  französischer  Herrschaft,  namentlich  in  der 
Richtung  nach  und  von  Frankreich,  einen  großen  Aufschwung,  wozu  die 
energisch  ausgeführten  Wegevcrbcsscrungcn  nicht  wenig  beitrugen.  Man 
hielt  die  Gemeinden  an,  die  Wege  in  einen  brauchbaren  Zustand  zu  ver- 
setzen ,  und  baute  verschiedene  durchgehende  Straßen ,  wobei  man  zum 
Schutze  gegen  das  überall  auftretende  Raubgesindel  die  Waldungen  zu  beiden 
Seiten  des  Weges  auf  Flintenschußweite  niederlegte.  Diese  Maßregel  half 
auch  dazu,  die  Wege  trocken  zu  erhalten. 

Im  18.  Jahrhundert  fuhr  man  mit  den  Wagen  der  messageries  royales, 
die  15  Meilen  in  24  Stunden  zurücklegten,  in  anderthalb  Wochen  von  Paris 
nach  Straßburg  und  zahlte  für  die  Meile  1  livre.  In  der  Provinz  verkehrten 
vielfach  sogenannte  Nachtwagen,  die  10,  20,  ja  sogar  25  bis  30  Personen 
faßten  und  mit  denen  man  schnell  und  billig,  wenn  auch  mit  wenig  Be- 
quemlichkeit, nach  Straßburg  gelangte,  wo  besonders  an  Meß-  und  Markt- 
tagen ein  starker  Nachtwagenverkehr  herrschte. 

Der  Aufsatz  schließt  mit  dem  Hinweis  darauf,  daß  Straßburg  mit  dem 
Verluste  seiner  bevorzugten  Stellung  als  freie  Reichsstadt  unter  französischer 
Herrschaft  auch  die  Eigenartigkeit  seines  Verkehrslebens  einbüßte  und  daß 
deshalb  die  aus  den  beiden  letzten  Jahrhunderten  erhaltenen  Dokumente 
nicht  in  demselben  Maße  allgemeines  Interesse  beanspruchen  können  wie  die 
aus  der  früheren  deutschen  Zeit. 


Aus  dem  Bereiche  der  französischen  Post-  und 
Telegraphenverwaltung. 

Von  Postinspektor  H.  Herzog  in  Berlin. 

(Schlufvl 

Über  die  Höhe  der  internen  Portosätze  für  Briefe  und  Post- 
karten (für  Briefe  15  Cts.  für  je  15  g,  für  einfache  Postkarten  10  Cts.) 
wird  in  Frankreich  vom  Parlament,  von  Handelskammern  und  anderen 
Korporationen  seit  Jahren  Klage  geführt.  Die  Erfüllung  der  so  oft  ge- 
äußerten Wünsche  auf  Ermäßigung  dieser  Portosätze  ist  bisher  aus  finanziellen 
Gründen  immer  wieder  hinausgeschoben  worden,  und  es  scheint  auch  jetzt 
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wenig  Aussicht  zu  bestehen,  daß  hierin  in  absehbarer  Zeit  eine  Änderung 
eintreten  werde.  Wenigstens  ist  ein  Antrag,  der  ein  ermäßigtes  Briefporto 
(bis  15  g  10  Cts.,  über  15  bis  50  g  15  Cts.,  für  jede  weiteren  50  g  5  Cts.) 
nebst  einem  ermaßigten  Postkartenporto  (5  Cts.  für  die  einfache  Postkarte) 
einführen  und  zugleich  unter  Beseitigung  des  für  Drucksachen  unter  Band 
geltenden  außergewöhnlich  billigen  Mindestportos  von  1  Ct.  den  Drucksachen- 
tarif neu  regeln  und  für  schwerere  Drucksachen  verbilligen  wollte,  bei  der 
Generaldebatte  über  den  Etat  für  i<K>4  v°n  der  Postverwaltung  wegen  der 
finanziellen  Tragweite  —  Mindereinnahme  70  bis  80  Millionen  Frcs.  —  als 
ganz  unannehmbar  bezeichnet  worden.  Besonders  lebhaft  wird  vom  franzö- 
sischen Publikum  der  Portosatz  von  10  Cts.  für  den  einfachen  Brief  ge- 
wünscht. Um  dieses  Ziel  vorerst  wenigstens  zum  Teil  zu  erreichen,  ist  von 
einem  Deputierten  der  Antrag  eingebracht  worden,  das  10  Cts. -Porto  für 
den  einfachen  Brief  solle  zunächst  nur  für  den  Verkehr  innerhalb  der 
Departements  eingeführt  und  erst  nach  und  nach  auf  den  Verkehr  innerhalb 
ganz  Frankreichs  ausgedehnt  werden.  Die  Budgetkommission  hat  sich  jedoch 
gegen  eine  Lösung  der  Portofrage  in  diesem  Sinne  ausgesprochen,  weil 
von  einer  solchen  Teilreform  nur  beschränkte  Kreise  der  Bevölkerung 
Nutzen  haben  würden,  und  weil  außerdem  durch  die  teilweise  Einführung 
des  10  Cts. -Briefportotarifs  dessen  Ausdehnung  auf  das  ganze  Land,  die  im 
Interesse  der  wirtschaftlichen  Entwickelung  Frankreichs  dringend  zu  wünschen 
sei,  auf  Jahre  hinaus  in  Frage  gestellt  werden  könnte.  Die  Budgetkommission 
empfiehlt  also,  daß  der  oben  erwähnte  billige  Briefportotarif  (10  Cts.  für 
Briefe  bis  15  g,  15  Cts.  für  Briefe  von  15  bis  50  g  und  5  Cts.  für  jede 
weiteren  50  g)  sobald  als  möglich  für  ganz  Frankreich  eingeführt  werden 
möchte.  Der  daraus  zu  erwartende  Einnahmeausfall  würde  nach  einer  dem 
Berichte  der  Budgetkommission  beigegebenen  Berechnung  rund  43  Millionen 
Frcs.  ausmachen,  wozu  noch  rund  7  Millionen  Frcs.  Mehrausgaben  infolge  der 
durch  die  Portoherabsetzung  eintretenden  Verkehrszunahme  und  der  dadurch 
bedingten  Steigerung  der  Betriebskosten  hinzutreten.  Andererseits  glaubt 
der  Bericht  aber,  daß  die  Zunahme  der  Zahl  der  Briefe  und  die  infolge 
der  Steigerung  des  Briefverkehrs  zu  erwartende  Zunahme  auch  des  sonstigen 
Postverkehrs  den  Ausfall  bereits  im  ersten  Jahre  auf  etwa  25  Millionen 
Frcs.  herabmindern  und  längstens  nach  einem  Jahrzehnt  ganz  ausgleichen 
würden.  Eine  solche  verhältnismäßig  geringe  Einbuße  sei  die  Postkasse 
zu  tragen  wohl  in  der  Lage,  da  der  Postetat  alljährlich  einen  Überschuß 
von  50  bis  60  Millionen  Frcs.  vorsehe  und  sich  dieser  Uberschuß  wegen 
der  niedrigen  Veranschlagung  der  Einnahmen  nach  den  endgültigen  Rech- 
nungsergebnissen in  jedem  Jahre  noch  um  15  bis  20  Millionen  Frcs.  höher 
stelle.  Das  Postkartenporto  möchte  die  Budgetkommission  im  Gegensatze 
zu  den  von  anderer  Seite  geltend  gemachten  Wünschen  vorerst  in  seiner 
bisherigen  Höhe  beibehalten,  da  es  sich  beim  Postkartenverkehr,  dessen 
größeren  Teil  die  Postkarten  mit  Ansicht  ausmachten,  vorwiegend  um  einen 
Luxusverkehr  handle,  dieser  Verkehr  außerordentlich  rasch  zunehme  und  es 
—  eben  wegen  des  Charakters  des  Postkartenverkehrs  als  Luxusverkehr  — 
nicht  unbillig  sei,  wenn  man  durch  Beibehaltung  des  hohen  Portos  von 
10  Cts.  für  die  einfache  Postkarte  aus  dem  Anwachsen  des  Postkarten- 
verkehrs finanziellen  Nutzen  ziehen  und  so  den  durch  die  Herabsetzung  des 
Briefportos  entstehenden  Ausfall  zum  Teil  ausgleichen  wolle.  Inzwischen 
ist  allerdings  die  Möglichkeit,  die  Zunahme  des  Postkarten-  und  namentlich 
des  Ansichtspostkarten-Verkehrs  als  ein  Mittel  zur  erleichterten  Durchführung 
der  Reform  des  Briefportos  zu  benutzen,  zum  Teil  hinfällig  geworden,  da 
die  französische  Postverwaltung  durch  eine  Verordnung  vom  November  1903 
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gerade  den  Ansichtspostkarten-Verkehr  verbilligt  hat.  Diese  Verordnung,  die 
in  erster  Linie  bestimmt,  daß  bei  Ansichtskarten  die  handschriftlichen  Mit- 
teilungen, wenn  sie  über  die  linke  Hälfte  der  Karten  nicht  hinausgehen, 
auf  der  Vorderseite  angebracht  werden  dürfen,  enthält  nämlich  zugleich 
die  Vorschrift,  daß  die  Ansichtspostkarten  offen  oder  unter  offenem  Um- 
schlag gegen  ein  Porto  von  5  Cts.  befördert  werden  sollen,  wenn  die  auf 
der  Rückseite  oder  auf  der  linken  Hälfte  der  Vorderseite  angebrachten 
handschriftlichen  Mitteilungen  höchstens  fünf  Worte  ausmachen  und  aus 
Wünschen,  Glückwünschen,  Danksagungen  und  anderen  Höflichkeitsformeln 
bestehen.  Auf  diese  Weise  können  die  Ansichtspostkarten  in  Frankreich 
schon  jetzt  in  einer  großen  Zahl  von  Fällen  zu  dem  5  Cts. -Tarif  versandt 
werden,  obwohl  das  eigentliche  Postkartenporto  noch  10  Cts.  beträgt. 

Das  französische  Telegraphennetz  ist  besser  entwickelt  als  das 
französische  Postnetz,  da  den  10833  Postanstalten  13063  Telegraphen- 
anstalten gegenüberstehen.  Im  Reichs-Postgebiet  ist  das  Verhältnis  um- 
gekehrt, da  hier  die  Zahl  der  Telcgraphenanstaltcn  etwa  um  den  dritten 
Teil  geringer  ist  als  die  Zahl  der  Postanstalten.  Die  Gesamtzahl  der 
Telegraphenanstalten  im  Reichs-Postgebiet  ist  aber  mit  mehr  als  22  000  doch 
wesentlich  größer  als  die  der  Telegraphenanstalten  in  Frankreich.  In  den 
angegebenen  Zahlen  sind  die  Eisenbahn- Telegraphenanstalten  (in  Frankreich 
3585,  im  Reichs-Postgebiet  4253)  und  die  nur  dem  Privatverkehr  dienenden 
Neben-Telegraphenanstalten  (in  Frankreich  215,  im  Reichs-Postgebiet  1H0) 
einbegriffen.  Bemerkenswert  ist,  daß  Frankreich  trotz  der  erheblich  geringeren 
Zahl  von  Telegraphenanstalten  viel  ausgedehntere  Telegraphcnlinien  (121  000 
gegen  105000  km)  als  das  Reichs-Postgebiet  besitzt. 

Bei  der  Errichtung  von  Telegraphenanstalten  bildet  es  in  Frank- 
reich die  Regel,  daß  die  Gemeinden,  die  Anschluß  an  das  Telegraphcnnetz 
wünschen,  einen  Teil  sowohl  der  Einrichtungs-  wie  auch  der  Betriebskosten 
zu  tragen  haben.  Den  größten  Teil  der  Einrichtungskosten  machen  die 
Kosten  für  Herstellung  der  Leitung  aus;  sie  belaufen  sich  nach  dem  Berichte 
der  Budgetkommission  für  jedes  Kilometer  Leitung  auf  125  Frcs.,  wenn  die 
Leitung  an  einem  vorhandenen  Gestänge  geführt  werden  kann,  und  auf 
340  Eres.,  wenn  das  Gestänge  erst  gebaut  werden  muß;  die  Beiträge  der 
Gemeinden  zu  diesen  Kosten  sind ,  je  nachdem  ein  vorhandenes  Gestänge 
benutzt  werden  kann  oder  nicht,  für  die  Kantons- Hauptorte  auf  25  und 
50  Frcs.  für  das  Kilometer  und  für  die  übrigen  Gemeinden  auf  50  und 
100  Frcs.  für  das  Kilometer  festgesetzt.  Die  für  eine  neue  Telegraphenanstalt 
erforderlichen  Telcgraphenapparate  werden  für  die  Kantons-Hauptorte  all- 
gemein unentgeltlich  geliefert,  für  die  übrigen  Gemeinden  nur  dann,  wenn  sie 
eine  Postanstalt  oder  Gendarmeriestation  besitzen.  Gemeinden,  auf  die  diese 
Voraussetzung  nicht  zutrifft,  haben  für  Lieferung  der  Apparate  den  Betrag 
von  250  Frcs.  oder,  wenn  sie  nicht  eine  Telegraphen-,  sondern  eine  Fern- 
sprechverbindung wünschen,  300  Frcs.  zu  zahlen.  An  den  Betriebskosten 
der  auf  Wunsch  von  Gemeinden  errichteten  Telegraphenanstalten  beteiligt 
sich  die  Telegraphenverwaltung  insofern,  als  sie  dem  Verwalter  dieser 
Anstalten  für  jedes  abgehende  Telegramm  eine  Vergütung  von  15  Cts., 
für  jedes  ankommende  Telegramm  10  Cts.  und  für  jedes  vermittelte  Ge- 
spräch 4  Cts.  zahlt,  auch  liefert  sie  die  Apparat-,  Batterie-  usw.  Bedürf- 
nisse und  hält  die  Leitungen  im  Stande.  Dagegen  haben  die  Gemeinden  die 
gesamten  Kosten  der  Telegrammbestellung  zu  tragen  und,  wenn  die 
Telegraphenanstalt  mit  einer  Postagentur  (etablisscment  de  facteur-receveur) 
oder  einer  Posthilfstelle  (recette  auxiliaire  oder  distribution  auxiliairc)  ver- 
bunden  ist,   dem  Verwalter  der  Postanstalt   für  Wahrnehmung  des  Tele- 
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graphendienstes  eine  frei  zu  vereinbarende  besondere  Entschädigung  zu 
zahlen,  die  dieser  neben  den  erwähnten,  von  Seiten  der  Verwaltung  zahl- 
baren Vergütungen  empfängt.  Besitzt  die  Gemeinde  ein  Postamt,  so  fällt 
diese  besondere  Entschädigung  weg.  Befindet  sich  keine  Postanstalt  am 
Orte,  so  haben  die  Gemeinden  die  für  den  Telegraphenbetrieb  erforder- 
lichen Räume  herzugeben  und  zu  unterhalten,  einen  mit  dem  Telegraphen- 
dienste vertrauten  Beamten  zu  stellen  und  für  die  Ausführung  der  Tele- 
grammbestellung zu  sorgen. 

Anträge  von  Gemeinden  auf  Hinrichtung  neuer  Telegraphenanstalten 
liegen  bei  der  französischen  Post-  und  Telegraphenverwaltung  —  im  Gegen- 
satze zu  den  tausenden  von  Gesuchen  um  Errichtung  neuer  Postanstalten  — 
regelmäßig  nur  in  so  geringer  Zahl  vor,  daß  die  Verwaltung  bisher  die 
auf  die  Erweiterung  des  Telegraphennetzes  hinzielenden  Wünsche  stets 
alsbald  hat  befriedigen  können.  Der  Grund,  weshalb  die  Einrichtung  von 
Telegraphenanstalten  so  selten  gewünscht  wird,  ist  nach  der  Ansicht  der 
Budgetkommission  darin  zu  suchen,  daß  sich  die  Gemeinden  vor  den  von 
ihnen  zu  leistenden  hohen  finanziellen  Opfern  scheuen.  Die  Kommission 
wünscht,  daß  die  den  Gemeinden  aufzuerlegenden  Lasten  auch  in  dieser 
Beziehung  gemildert  werden  möchten ,  und  daß  namentlich  bei  den  mit 
Postagenturen  oder  Posthilf  stellen  vereinigten  Telegraphenanstalten  den 
Gemeinden  die  Zahlung  besonderer  Entschädigungen  für  Wahrnehmung  des 
Telegraphendienstcs  erlassen  werden  solle. 

Die  Fernsprecheinrichtungen  Frankreichs  sind  in  den  letzten 
Jahren  in  bemerkenswerter  Weise  weiter  ausgebaut  worden.  Von  1898  bis 
1902  hat  sich  die  Zahl  der  Sprechstellen  von  50655  auf  94350  vermehrt; 
die  Länge  der  Fernsprechleitungen  ist  in  derselben  Zeit  von  255  000  auf 
548  000  km,  also  um  mehr  als  das  doppelte,  angewachsen;  Fernsprech- 
Verbindungsleitungen,  deren  es  1898  1288  gab,  waren  Ende  1902  3474  vor- 
handen. Wenngleich  sich  die  Entwickelung  der  französischen  Fernsprech- 
einrichtungen hiernach  entschieden  in  aufsteigender  Richtung  bewegt,  so 
können  sich  die  Fernsprcchanlagen  Frankreichs  doch  mit  denen  Deutsch- 
lands bei  weitem  nicht  messen,  da  Deutschland  ungefähr  3Yamal  soviel 
Sprechstellen  besitzt  wie  Frankreich  und  die  Länge  der  deutschen  Fernsprech- 
leitungen mit  1,3  Millionen  km  die  Ausdehnung  des  französischen  Fern- 
sprechnetzes um  mehr  als  das  doppelte  übertrifft.  Die  Zahl  der  Verbin- 
dungsleitungen zwischen  den  Ortsnetzen  mehrerer  Orte  war  in  Deutschland 
Ende  1902  mit  3817  Leitungen  nicht  viel  größer  als  in  Frankreich.  Doch 
weisen  die  deutschen  Fernsprech-Verbindungsleitungen  mit  mehr  als  100 
Millionen  Gesprächen  einen  Verkehr  auf,  der  mehr  als  zehnmal  so  groß  ist 
wie  der  Sprechverkehr,  der  in  Frankreich  von  Ort  zu  Ort  abgewickelt 
wird.  Besonders  hervortretend  ist  der  Unterschied  zwischen  den  Fern- 
sprccheinrichtungcn  in  Paris  und  Berlin.  Während  das  Ortsnetz  der  deut- 
schen Reichshauptstadt  über  60000  Sprechstellen  aufzuweisen  hat,  besitzt 
Paris,  obwohl  seine  Einwohnerzahl  mit  nahezu  3  Millionen  diejenige  Berlins 
weit  übersteigt,  nur  43  000  Sprechstellen. 

Über  die  Unzulänglichkeit  der  Fernsprecheinrichtungen  in 
Paris  ist  in  der  französischen  Deputiertenkammer  schon  bei  der  Beratung 
des  Etats  für  1903  lebhaft  Klage  geführt  worden,  und  bei  der  Beratung' 
des  Post-  und  Telegraphenetats  für  1904  sind  diese  Klagen  vielleicht  in 
noch  erhöhtem  Maße  wiedergekehrt.  Es  ist  sogar  geradezu  von  einer 
Fernsprechkrise  in  Paris  gesprochen  worden.  Die  Beschwerden  gehen 
dahin,  daß  der  Dienstbetrieb  mangelhaft  sei  und  daß  das  Personal  der 
Fernsprechanstalten  nicht  ausreiche;    ferner  wird  darüber  geklagt,  daß  die 
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bereits  im  Jahre  1901  angekündigte  Herabsetzung  der  Fernsprech- Abonne- 
mentsgebühr von  400  Frcs.  auf  300  Frcs.  im  Jahre  (zu  vgl.  Archiv  für 
1902,  S.  377  und  410)  immer  noch  nicht  durchgeführt  sei.  Letzteres  ist 
deshalb  noch  nicht  geschehen,  weil  die  Befürchtung  besteht,  die  Ermäßigung 
der  Gebühr  werde  so  viele  Anträge  auf  Herstellung  neuer  Fernsprech- 
anschlüssc  zur  Folge  haben,  daß  sie  bei  den  gegenwärtigen  unzureichenden 
technischen  Einrichtungen  der  Fernsprechämter  in  Paris  gar  nicht  alle  aus- 
geführt werden  könnten.  Dieses  Bedenken  wird  hinfällig,  sobald  ein  im 
vorigen  Jahre  angenommenes  Gesetz,  wonach  die  Fernsprechämter  in  Paris 
und  in  einigen  anderen  großen  Städten  mit  Vielfach-KIappenschränken 
neuester  Konstruktion  ausgerüstet  werden  sollen,  durchgeführt  ist.  Nach 
Einführung  dieses  leistungsfähigeren  Apparatsystems  werden  voraussichtlich 
auch  die  Klagen  über  zu  langsame  Bedienung  der  Fernsprechteilnehmer 
verschwinden. 

Uber  die  Gehalts-  und  Beförderungsverhältnisse  der  fran- 
zösischen Post-  und  Telegraphenbeamten  und  -Unterbeamten 
ist  im  Archiv  bei  früherer  Gelegenheit  (Jahrg.  1902,  S.  504  u.  f.)  eingehend 
berichtet  worden.  Inzwischen  sind  einige  Änderungen  in  den  Gehaltsbezügen 
eingetreten;  insbesondere  ist 

das   Meistgehalt  der  Postagenten  (facteurs -receveurs,  Gehaltssatz 

früher  1000  bis  1400  Frcs.)  auf  1500  Frcs., 
das  Meistgehalt  der  Briefträger  in  kleinen  Orten  (facteurs  locaux) 
und  der  Landbriefträger  (facteurs -ruraux,  Gehaltssatz  früher 
700  bis  1 100  Frcs.)  auf  1 150  Frcs.,  endlich 
das  Anfangsgehalt  der  zur  Beaufsichtigung  des  Bestelldienstes  in 
den  kleinen  Orten  und  auf  dem  Lande  bestellten  Briefträger 
(brigadiers-facteurs  und  chefs  surveillants,  bisheriger  Gehaltssatz 
1200  bis  2800  Frcs.)  auf  1400  Frcs. 
erhöht  worden. 

Wohnungsgeldzuschüsse  werden  in  Frankreich  an  die  Post-  und 
Telegraphenbeamten  nicht  allgemein,  sondern  nur  in  einer  beschränkten  Zahl 
von  Orten,  wo  die  Lebensverhältnisse  besonders  teuer  sind,  gewährt.  Ab- 
gesehen von  den  Beamten  und  Unterbcamten  in  Paris  und  im  Departement 
Seine  erhielten  im  Jahre  1902  die  Beamten  nur  in  18  und  die  Unterbeamten 
nur  in  20  Departements-Hauptstädten  Wohnungsgeldzuschüsse.  Inzwischen 
ist  die  Gewährung  von  Wohnungsgeldzuschüssen  auf  eine  Reihe  von  anderen 
Orten  ausgedehnt  worden;  ferner  hat  der  Etat  für  1904  für  die  in  Paris 
und  im  Departement  Seine  diensttätigen  Post-  und  Telegraphenbeamten 
eine  Erhöhung  der  Wohnungsgeldzuschüsse  um  je  50  Frcs.  gebracht.  Da- 
nach bezichen  zur  Zeit  an  Wohnungsgeldzuschüssen: 

in  Paris  die  Beamten  300  Frcs.  und  die  Unterbeamten  250  Frcs., 
im  Departement  Seine  die  Beamten  250  Frcs.  und  die  Unterbeamten 
200  Frcs.  und 

in  etwa  40  anderen  Orten  die  Beamten  und  Unterbcamten  je  100  Frcs. 
Später  sollen  Wohnungsgeldzuschüsse  noch  für  etwa  70  weitere  Orte  be- 
willigt werden,  auch  ist  eine  Erhöhung  der  meisten  der  angegebenen  Sätze 
in  Aussicht  genommen. 

Daß  bei  den  »recettes  simples«  nur  die  Vorsteher  von  der  Post- 
verwaltung unmittelbar  besoldet  werden,  ist  bereits  erwähnt.  Für  die 
Unterhaltung  der  etwa  nötigen  Hilfskräfte  —  als  solche  werden  in  der 
Regel  weibliche  Personen  beschäftigt  —  wird  den  Vorstehern  solcher  Ämter 
eine  besondere  Entschädigung  gewährt,  die  wenigstens  100  Frcs.  im  Jahre 
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ausmacht  und  je  nach  dem  Umfange  des  Verkehrs  auf  Beträge  von  500  Frcs., 
u.  U.  auf  noch  höhere  Beträge,  ansteigt. 

Besondere  S pr ac h ken  11 1 n i s se  werden  im  Bereiche  der  französischen 
Post-  und  Telegraphenverwaltung  durch  hesondere  Entschädigungen  belohnt. 
Seit  dem  Jahre  1881  erhalten  nämlich  Beamte,  die  durch  eine  Prüfung 
ausreichende  Kenntnisse  in  der  deutschen,  englischen,  spanischen  oder 
italienischen  Sprache  nachgewiesen  haben,  und  die  in  Stellen  beschäftigt 
sind,  in  denen  die  Kenntnis  fremder  Sprachen  dienstlich  von  Nutzen  ist, 
eine  monatliche  Vergütung  von  20  Frcs.  für  jede  in  Betracht  kommende 
Sprache.  Seit  dem  Jahre  1903  sind  diese  Vergütungen  für  die  spanische 
und  die  italienische  Sprache,  da  diese  leichter  zu  erlernen  sind,  auf  10  Frcs. 
monatlich  herabgesetzt  worden.  Solche  Vergütungen  werden  namentlich  an 
diejenigen  Beamten  gezahlt,  die  Ubersetzungen  zu  fertigen  oder  Schriftstücke 
in  fremder  Sprache  zu  bearbeiten  haben ;  ferner  sind  in  Paris  diejenigen  im 
Fernsprechdienste  tätigen  weiblichen  Beamten  mit  Vergütungen  für  Sprach- 
kenntnisse  bedacht,  denen  die  Vermittclung  des  Fernsprechverkehrs  mit 
Deutschland,  England  usw.  obliegt.  Die  Zahl  der  Vergütungen  dieser  Art 
beläuft  sich  zur  Zeit  auf  55,  darunter  17  für  die  Kenntnis  der  englischen 
und  14  für  die  Kenntnis  der  deutschen  Sprache.  Mehrfach  beziehen  Beamte, 
die  mehrerer  Sprachen  mächtig  sind,  zwei  oder  drei  Vergütungen  neben- 
einander. 

Um  den  Eifer  des  im  Briefsortierdienste  tätigen  Personals  wachzuhalten, 
besteht  in  Paris  die  Einrichtung  der  Sortierzulagen,  die  für  die  Beamten 
200  Frcs.  und  für  die  Unterbeamten  (Sortierbriefträger)  150  Frcs.  im  Jahre 
ausmachen.  Die  Gewährung  dieser  Zulagen  findet  in  halbjährlichen  Fristen 
mit  der  Maßgabe  statt,  daß  auf  Grund  besonderer  Prüfungen  immer  die 
besten  Sortierer  Zulagen  erhalten,  daß  aber  diejenigen  Sortierer,  die  die 
Zulagen  erlangt  haben,  sich  in  den  folgenden  beiden  Halbjahren  nicht  um 
die  Zulagen  bewerben  dürfen.  Ähnliche  Zulagen,  aber  nur  in  Höhe  von 
20  Frcs.  für  den  einzelnen  Beamten,  werden  an  die  Bahnpostbeamten  ge- 
währt, und  zwar  wird  jedesmal  der  zehnte  Teil  des  Beamtenpersonals  der 
Bahnposten  mit  Sortierzulagen  bedacht.  Auch  für  den  Bahnpostdienst  be- 
steht die  Vorschrift,  daß  Beamte,  denen  die  Zulage  zugebilligt  worden  ist, 
die  beiden  folgenden  Male  nicht  an  der  Bewerbung  teilnehmen  dürfen.  Um 
die  Ausbildung  der  Beamten  im  Briefabfertigungsdienste  zu  fördern,  besteht 
in  Paris  eine  besondere  Sortierschule.  Die  in  den  Sortierdienst  eintretenden 
Beamten  werden  dort  durch  besonders  tüchtige  Sortierbeamte,  5  an  der 
Zahl,  in  der  V  erteilung  der  Briefsendungen  unterwiesen.  Für  die  Erteilung 
der  Unterrichtsstunden  erhalten  die  betreffenden  Beamten  eine  monatliche 
Zulage  von  25  Frcs. 

Schließlich  sind  noch  verschiedene  an  Telegraphenbcamte  zahlbare 
Vergütungen  zu  erwähnen.  U.  a.  erhalten  die  mit  der  Bedienung  des 
Kabels  nach  Algerien  betrauten  Beamten  für  jede  Serie  von  5  Tele- 
grammen eine  besondere  Vergütung  von  2  Cts.  Ferner  werden  den  Beamten, 
die  den  Baudot-Apparat  und  andere  Schnelltelegraphen-Apparate  zu  bedienen 
haben.  Vergütungen  von  ,X  bis  10  Frcs.  monatlich  gezahlt.  Endlich  werden 
den  Beamten,  die  die  Unterweisung  der  im  Baudot-Dicnste  und  in  ähnlichen 
Spezialdienstcn  auszubildenden  Beamten  bewirken,  namhafte  Zulagen  gewährt. 

Die  für  den  Post-  und  Telegraphenbetrieb  erforderlichen  Diensträume 
werden  in  Frankreich,  wie  schon  erwähnt,  in  einer  großen  Zahl  von  Fällen 
von  den  Gemeinden  unentgeltlich  hergegeben.  Soweit  dies  nicht  geschieht, 
werden  die  Diensträume  von  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung  in  der 
Regel  mietsweise  beschafft.     Nähere  Einzelheiten  über  die  Anmietung  von 
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Diensträumen  für  die  Post-  und  Telegraphenämter  enthält  eine  im  »Bulletin 
mensuel  des  postes  et  des  telegraphcs«  ,  dem  französischen  Postamtshlatte, 
veröffentlichte  Verordnung  vom  Jahre  18S9.  Nach  dieser  soll  für  die 
»recettes  simples«  im  allgemeinen  nur  ein  Dienstraum  nebst  einem  Schalter- 
vorraum vorhanden  sein;  hei  den  »recettes  scomposces«  richtet  sich  die  Zahl 
der  Diensträume  nach  dem  Geschäftsum fange  des  Amtes.  Zu  bemerken  ist 
hierbei,  daß  die  französischen  Postanstalten  deshalb  mit  einer  geringeren 
Zahl  von  Diensträumen  auskommen  können  als  die  deutschen ,  weil  sich 
erstere  mit  dem  Postpaketdienste,  der  bei  uns  einen  nicht  geringen  Teil 
des  Raumbedarfs  verursacht,  nicht  befassen.  Die  Wohnung  des  Postamts- 
vorstehers soll  sich  in  Frankreich  grundsätzlich  in  demselben  Hause  befinden 
wie  die  Diensträume;  Ausnahmen  sind  nur  mit  Bewilligung  der  obersten  Post- 
und  Telegraphenbehörde  statthaft.  Als  Raumbedarf  sind  in  der  Verordnung 
für  die  Wohnung  des  Vorstehers  eines  »burcau  simple«  drei  Räume  und  für 
die  Wohnung  des  Vorstehers  eines  »burcau  compose«  fünf  Räume,  darunter 
ein  Dienstbotenzimmer,  ferner  in  beiden  Fällen  Küche,  Keller  usw.  vor- 
gesehen. Die  Ausstattung  angemieteter  Diensträume  ist  in  Frankreich 
allgemein  Sache  des  Postamtsvorstchers.  der  dafür  eine  entsprechende 
Vergütung  erhält.  Jedoch  wird  die  Telegraphenausstattung  (Apparate, 
Zimmerleitung  usw.)  von  der  Verwaltung  geliefert.  Die  Mietsverträge  sollen 
in  der  Regel  auf  neun  Jahre  abgeschlossen  werden. 

Bei  der  Anmietung  von  Diensträumen  für  den  Post-  und  Telegraphen- 
betrieb wird  meist  auf  vorhandene  Gebäude  zurückgegangen.  Müssen  an 
die  Diensträume  besondere  Anforderungen  gestellt  werden,  so  werden  auch 
wohl  die  Gemeinden,  die  Handelskammern,  Versicherungsgesellschaften, 
Sparkassen  oder  auch  Privatpersonen  veranlaßt,  ein  Gebäude  eigens  für 
Postzwecke  zu  erbauen  und  der  Verwaltung  mietsweise  zu  überlassen. 

Postgebäude,  die  dem  Staate  gehören,  gibt  es  in  Frankreich  nach  einer 
dem  Berichte  der  Budgetkommission  der  Deputiertenkammer  beigegebenen 
Ubersicht  nur  56.  17  von  ihnen  stammen  aus  der  Zeit  nach  1900.  Drei  von 
den  dem  Staate  gehörigen  Postgebäuden  sind  nicht  für  Postzwecke  erbaut, 
sondern  fertig  angekauft  worden.  Drei  andere  Gebäude  sind  der  Post- 
und  Telcgraphenverwaltung  schenkungsweise  (wohl  von  den  betreffenden 
Gemeinden)  überlassen  worden.  Für  45  Gebäude  sind  in  der  Ubersicht  die 
Kosten  angegeben,  und  zwar  belaufen  sich  diese  auf  insgesamt  29,3  Millionen 
Frcs. ,  darunter  16,8  Millionen  Frcs.  für  das  Hauptpostgebäude  in  Paris, 
5,v  Millionen  Frcs.  für  sieben  andere  Post-  und  Telegraphengebäude  in 
Paris  und  2,3  Millionen  für  das  Hauptpostgebäude  in  Marseille.  Für  die 
anderen  Posthäuser  belaufen  sich  die  Baukosten  auf  Beträge  bis  zu 
500000  F'rcs. 

Die  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung  gehörigen  Dienstgebäude 
werden  in  Frankreich  —  von  den  wenigen  Fällen,  daß  vorhandene  Gebäude 
angekauft  werden,  abgesehen  —  entweder  von  der  Postverwaltung  selbst 
gebaut,  oder  ihre  Erbauung  erfolgt  auf  Kosten  der  Postverwaltung  durch 
die  betreffenden  Gemeinden.  Ob  das  eine  oder  das  andre  Verfahren  An- 
wendung findet,  hängt  davon  ab,  ob  die  Gemeinden  den  Bau  zu  übernehmen 
bereit  sind  und  ob  sie  ausreichend  günstige  Bedingungen  stellen.  In  Paris 
bildet  es  die  Regel,  daß  die  Postverwaltung  den  Bau  selbst  in  die  Hand 
nimmt. 

Für  die  von  der  Postverwaltung  selbst  auszuführenden  Bauten  (Neu- 
bauten, Umbauten,  Erweiterungsbauten,  größere  Instandsetzungsarbeiten)  sind 
drei  Architekten  angestellt,  deren  Aufgabe  es  ist.  die  nötigen  Vorarbeiten 
vorzunehmen,  die  Baupläne  und  Kostenanschläge  aufzustellen,  nach  erfolgter 
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Genehmigung  des  Baues  dessen  Ausführung  zu  überwachen  und  über  die 
aufgewendeten  Summen  Rechnung  zu  legen.  Für  die  rechnerische  und 
sonstige  Prüfung  der  von  den  Architekten  aufgestellten  Kostenanschläge, 
Rechnungen  usw.  ist  ein  Revisor  vorhanden.  Das  Diensteinkommen  der 
Architekten  besteht  aus  einer  festen  Vergütung  von  jährlich  2500  Frcs. 
sowie  aus  Tantiemen  in  Höhe  von  5  v.  II.  der  Summen,  mit  denen  die 
auf  Neubauten  bezüglichen  festgestellten  Kostenanschläge  abschließen,  und 
von  3  v.  II.  der  Summen,  auf  die  die  festgestellten  Kostenanschläge  lauten, 
die  sich  auf  Umbauten,  größere  Instandsetzungen  und  dergl.  beziehen.  Der 
Revisor  erhält  von  den  Summen  der  von  ihm  geprüften  Kostenanschläge 
V2  v.  II.  und  der  von  ihm  geprüften  Rechnungen  1  v.  H.  vergütet. 

Soweit  die  Ausführung  von  Postbauten  auf  Kosten  des  Staates  durch 
die  Gemeinden  erfolgt,  unterliegen  die  Baupläne  und  Kostenanschläge  der 
Prüfung  durch  die  Postverwaltung.  Die  Bauausführung  ist  Sache  der 
Gemeinden,  doch  behält  sich  die  Postverwaltung  in  jedem  Falle  das  Recht 
vor,  darüber  zu  wachen,  daß  der  Bau  in  der  vereinbarten  Weise  ausgeführt 
wird.  Bei  den  betreffenden  Vereinbarungen  bildet  es  die  Regel,  daß  die 
Gemeinden  einen  Teil  der  Kosten  des  Baues  tragen,  indem  sie  entweder  den 
Grund  und  Boden  ganz  oder  zum  Teil  unentgeltlich  hergeben  oder  der 
Postverwaltung  einen  baren  Zuschuß  zahlen,  auch  wohl  sonstige  Leistungen 
übernehmen.  Beispielsweise  hat  die  Gemeindeverwaltung  von  Nancy  bei 
dem  im  Frühjahre  1903  erfolgten  Abschluß  eines  Vertrags  mit  der  Post- 
und  Telegraphenverwaltung  wegen  Erbauung  eines  Posthauses  folgende 
Verpflichtungen  übernommen :  Sie  hat  den  Grund  und  Boden  (2300  qm)  zur 
Hälfte  des  wirklichen  Wertes  (100  Frcs.  statt  200  Frcs.  für  das  Quadrat- 
meter) hergegeben ;  ferner  trägt  sie  zu  der  auf  etwas  mehr  als  600  000  Frcs. 
festgesetzten  Bausumme  45  000  Frcs.  bei;  endlich  hat  sie  sich  verpflichtet, 
auf  ihre  Kosten  das  Posthaus  an  die  Kanalisationsanlage  anzuschließen  und 
die  Gaszuführung  herzustellen.  Das  Verfahren  bezüglich  der  Erstattung  der 
Kosten  für  die  von  den  Gemeinden  auf  Staatskosten  erbauten  Postgebäude 
ist  in  den  einzelnen  Fällen  verschieden.  In  früheren  Jahren  lauteten  die 
Verträge  in  der  Regel  dahin,  daß  die  Gemeinden  zunächst  sämtliche  Unkosten 
zu  tragen  hatten  und  daß  die  Postverwaltung  die  von  den  Gemeinden  auf- 
gewendeten Summen  verzinste  und  in  angemessenen  Zeiträumen  —  in  der 
Regel  in  33  Jahren  —  amortisierte.  In  dieser  Weise  ist  z.  B.  bei  den  um 
die  Mitte  der  80er  Jahre  entstandenen  Postbauten  in  Marseille,  Nizza,  Calais. 
Amiens  usw.  verfahren  worden.  Die  Gemeinden  ihrerseits  verschafften  sich 
die  erforderlichen  Geldmittel  durch  eine  Anleihe  bei  der  staatlichen  Depositen- 
kasse. In  neuerer  Zeit  scheint  bezüglich  der  Geldbeschaffung  für  die  von 
den  Gemeinden  zu  erbauenden  Postgebäude  ein  anderes  Verfahren  üblich  zu 
sein,  wenigstens  enthält  der  erwähnte  Vertrag  wegen  Erbauung  eines 
Postgcbändes  in  Nancy  die  Festsetzung,  daß  die  Baukosten  auf  Grund  von 
Rechnungen ,  die  der  von  der  Gemeinde  angenommene  Architekt  geprüft 
und  der  Bürgermeister  als  richtig  bescheinigt  hat,  unmittelbar  aus  der  Post- 
kasse bezahlt  werden  sollen.  Darüber,  wie  sich  die  Postverwaltung  die  für 
den  Posthausbau  in  Nancy  erforderlichen  Geldmittel  beschaffen  wird,  ist  in 
den  Motiven  zu  dem  inzwischen  angenommenen  Gesetzentwurf  betreffend  die 
Genehmigung  des  Vertrags  mit  der  Gemeinde  Nancy  nichts  gesagt.  Daraus 
jedoch,  daß  der  Postetat  für  1904  —  die  Ausführung  des  Baues  soll  1904 
und  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1905  erfolgen  —  einen  entsprechenden 
Baukostenbetrag  nicht  vorsieht,  darf  gefolgert  werden,  daß  die  Postverwal- 
tung den  Betrag  von  der  Depositenkassc  entleihen  und  in  gleicher  Weise 
wie  die  früher  von  den  Gemeinden  verauslagten  Beträge  nach  und  nach 
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tilgen  wird.  Die  zur  Amortisierung  der  Baukostenbeträge  erforderlichen 
Summen  werden  in  jedem  Falle  auf  den  laufenden  Etat  übernommen. 

Um  eine  sachgemäße  Ausführung  der  Postbauten  möglichst  sicherzustellen, 
ist  in  Frankreich  eine  besondere  Kommission  eingesetzt,  die  die  Pläne  und 
Kostenanschläge  für  sämtliche  Neubauten  und  größeren  Instandsetzungs-, 
Erweiterungs-  usw.  Bauten  zu  begutachten  hat.  Die  Kommission  setzt  sich 
zusammen  aus  dem  Unterstaatssekretär  der  Posten  und  Telegraphen  als  Vor- 
sitzenden sowie  aus  den  Abteilungsdirektoren  der  Zcntralpostbehörde,  einem 
Generalpostinspektor,  dem  Baureferenten  der  Zentralpostbehörde,  den  drei 
Postarchitekten  und  einigen  medizinischen  Sachverständigen.  Die  Entschei- 
dung über  die  Ausführung  der  Bauten  steht  den  gesetzgebenden  Körper- 
schaften zu,  denen  der  Handelsminister  auf  Vorschlag  des  Unterstaatssekretärs 
der  Posten  und  Telegraphen  die  erforderlichen  Gesetzentwürfe  unterbreitet. 

Nach  Fertigstellung  eines  Neubaues  hat  eine  andere  Kommission,  die 
aus  Vertretern  der  Bauabteilung  der  Zentralpostbehörde  und  der  betreffenden 
Post-  und  Telcgraphendircktion  besteht,  und  zu  der  außerdem  einer  der 
Postarchitekten  sowie  ein  beamteter  Arzt  —  tunlichst  ein  Postarzt  —  ge- 
hören, zu  prüfen,  ob  der  Bau  nach  den  genehmigten  Kostenanschlägen  und 
Plänen  hergestellt  worden  ist  und  ob  er  den  zu  stellenden  Anforderungen 
in  jeder  Weise  entspricht. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Schaffung  einer  internationalen  Verkehrssprache.  Eine 
»Kommission  für  die  Einführung  einer  gemeinsamen  Sprache  für  den 
internationalen  Gedankenaustausch«  hat  sich,  wie  die  Zeitschrift  »Handel 
und  Gewerbe«  zu  berichten  weiß,  mit  dem  Sitze  in  Paris  neu  konstituiert 
und  auf  die  nachstehenden  wichtigsten  Grundsätze  geeinigt.  I.  Es  ist 
wünschenswert,  daß  eine  internationale  Hilfssprache  eingeführt  werde,  die, 
ohne  die  nationalen  Sprachen  im  inneren  Leben  der  einzelnen  Völker  ersetzen 
zu  wollen,  dem  schriftlichen  und  mündlichen  Verkehr  zwischen  Personen 
von  verschiedener  Muttersprache  zu  dienen  geeignet  ist.  II.  Eine  solche 
internationale  Hilfssprache  muß,  um  ihre  Aufgabe  erfüllen  zu  können, 
folgenden  Bedingungen  entsprechen:  sie  soll  ebensowohl  den  Bedürfnissen 
des  täglichen  Lebens  wie  den  Zwecken  des  Handels  und  Verkehrs,  wie 
endlich  den  Aufgaben  der  Wissenschaft  zu  dienen  imstande  sein;  sie  soll 
für  alle  Personen  von  elementarer  Durchschnittsbildung,  insbesondere  für 
die  Angehörigen  der  europäischen  Kulturwclt,  leicht  erlernbar  sein;  sie  darf 
keine  der  lebenden  nationalen  Sprachen  sein.  III.  Die  Kommission  hat  den 
Versuch  zu  machen,  sich  durch  Aufnahme  weiterer  Delegierten  zu  verstärken, 
um  soweit  als  möglich  die  Gesamtheit  aller  derjenigen  zu  vertreten,  welche 
an  der  Einführung  einer  internationalen  Hilfssprache  ein  Interesse  haben. 
Sie  hat  alsdann  ein  Komitee  zu  ernennen.  IV.  Die  Entscheidung  darüber, 
welche  Sprache  für  den  bezeichneten  Zweck  anzunehmen  sei ,  steht  in  erster 
Linie  der  Internationalen  Association  der  Akademien  zu,  sofern  diese  jedoch 
ablehnt  oder  zu  keinem  Beschlüsse  gelangt,  dem  im  Art.  III  erwähnten 
Komitee.  V.  Dieses  Komitee  hat  daher  zunächst  der  Internationalen 
Association  der  Akademien  die  Erklärungen,  die  von  den  beteiligten  Gesell- 
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schaften  und  Kongressen  abgegeben  worden  sind,  mit  der  Bitte  zu  über- 
reichen, ihrerseits  die  Verwirklichung  des  Planes  einer  internationalen  Hilfs- 
sprache übernehmen  zu  wollen.  VI.  Das  Komitee  hat  ferner  eine  Gesellschaft 
zu  gründen,  die  für  die  allgemeine  Kinführung  der  gewählten  Sprache 
tätig  ist. 


Die  nördlichsten  Wetterwarten  der  Erde  befinden  sich,  wie  die 
»Tägl.  Rundsch.«  berichtet,  seit  einiger  Zeit  auf  zwei  Bergen  im  schwedischen 
Lappland.  Eine  der  Wetterwarten  steht  in  einer  Höhe  von  1850  m,  die 
andere  in  einer  solchen  von  1080  m.  Ihre  Hauptgeräte  sind  ein  Barometer, 
ein  Thermometer,  ein  Windmesser  und  ein  Regenmesser.  Sie  sind  sämtlich 
so  eingerichtet,  daß  sie  selbsttätig  fortlaufende  Aufzeichnungen  liefern,  die 
nur  einmal  im  Jahre  der  Beaufsichtigung  und  Mitwirkung  der  Menschen 
bedürfen.  Die  ganze  wissenschaftliche  Einrichtung  wurde  in  zerlegtem 
Zustande  auf  dem  Rücken  von  Menschen  und  Rennticren  nach  dem  Be- 
stimmungsorte geschafft.  Die  zum  Betriebe  der  Geräte  notwendigen  Uhr- 
werke gehen  ein  ganzes  Jahr.  Die  Teile  der  Geräte,  welche  die  Wittcrungs- 
zustände  aufzeichnen,  sind  in  Kasten  von  Eisenblech  eingeschlossen,  deren 
Inneres  Chlorcalcium  enthält,  zur  Abhaltung  der  Feuchtigkeit.  Da  Tinte 
während  eines  großen  Teiles  des  Jahres  gefrieren  würde,  so  sind  die  Auf- 
zeichnungsvorrichtungen nicht,  wie  gewöhnlich,  mit  Schreibstiften  versehen, 
sondern  eine  Metallspitze  macht  nach  je  20  Minuten  auf  einer  Papierrolle 
einen  Punkt.  Als  Feind  für  die  Betriebsfähigkeit  dieser  eigentümlichen 
Wetterwarten  ist  nur  der  Rauhfrost  zu  fürchten,  der  sich  an  den  äußeren 
Teilen  der  Geräte  festsetzt  und  ihre  gleichmäßige  Bewegung  hindert.  Es 
ist  daher  mit  den  in  der  Nähe  umherziehenden  Lappländern  das  Abkommen 
getroffen  worden,  daß  sie  gelegentlich  die  Warten  besuchen  und  etwaigen 
Rauhfrost  beseitigen. 


Merkwürdiger  Vorgang  am  Mont  Pele.  Der  Ausbruch  des 
Mont  Pele  (vergl.  Jahrg.  1902  S.  488  ff.),  durch  den  der  Untergang  der 
Stadt  St.  Pierre  herbeigeführt  wurde,  und  auch  seine  unmittelbar  darauf 
folgende  Tätigkeit  hatten  keine  Erscheinungen  gezeigt,  die  nicht  auch  ander- 
wärts bei  Vulkanausbrüchen  beobachtet  worden  wären.  Aber  seit  August  1902 
entwickelte  sich  auf  dem  alten  Kraterboden  eine  Neubildung,  die  in  Bezug 
auf  ihr  Hervortreten  und  ihre  Gestalt  von  allem  abweicht,  was  man  bisher 
bei  Eruptionsvorgängen  jemals  kennen  gelernt  hat.  Sie  besteht  aus  einem 
bis  500  m  emporragenden  Staukcgel,  aus  dem  eine  Zeit  lang  ein  bis  über 
300  m  hoher,  obeliskförmiger  Fels,  eine  ungeheuere  Fclsnadel,  aufstieg. 
Der  Vorgang  dieser  einzigartigen  Bildung  ist,  wie  die  »Köln.  Ztg.«  aus- 
fuhrt, auf  Grund  der  Berichte  sachkundiger  Beobachter  von  Dr.  A.  Stübel 
festgestellt  und  erläutert  worden.  Jene  Fclsnadel  ist  allmählich  empor- 
gewachsen, zeitweilig  wurde  sie  auch  niedriger,  worauf  sie  wieder  von 
neuem  wuchs.  Vom  August  1902  bis  März  1903  war,  der  Jahreszeit  ent- 
sprechend, der  Berg  fast  fortwährend  in  Wolken  gehüllt,  aber  am  25.  März 
drangen  Georg  Wegener  und  Karl  Sapper  bis  zum  Kratergrunde  vor. 
»Was  unsere  Aufmerksamkeit«,  schreibt  erstercr.  »einzig  in  Anspruch  nahm, 
war  die  Riesengestalt  des  Konus  (der  Fclsnadel),  der  nunmehr  plötzlich  in 
fast  schreckhafter  Nahe  und  Größe  zwischen  den  Nebeln  vor  uns  stand. 
Aus  den  Tiefen  des  Kratergrabens  stieg  er  empor  zu  einer  Höhe,  die 
mindestens  300  m,  die  Höhe  des  Eiffelturms,  erreichte,  und  dabei  mit  einer 
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Steilheit  der  Wände,  die  zur  Linken  senkrecht,  ja  überhängend  erschien. 
Man  begriff  nicht,  wie  ein  steinernes  Gebilde  von  solcher  Steilheit  und 
Höhe  sich  nur  halten,  geschweige  denn,  wie  es  entstanden  sein  konnte. 
Das  allerdings  erkannten  wir  auf  den  ersten  Blick:  die  Anschauung,  er  sei 
aus  übereinander  gefallenen  Blöcken  gebildet,  war  unrichtig;  der  Konus  war 
ein  einheitliches  Gebilde,  das  mit  breiten,  glatten  Wandrlächen  aufstieg. 
Freilich  wurde  er  dadurch  nur  um  so  rätselhafter.«  Diese  Felsnadel  erhob 
sich,  wie  alle  sonstigen  Beobachter  übereinstimmend  berichten,  auf  einem 
domförmigen  Unterbau,  der  aus  einem  Wulst  von  Andesitlava  bestand  und 
Mitte  Oktober  ige »2  schon  etwa  50  m  über  dem  Rande  des  alten  Kraters 
hervorragte.  Von  diesem  Zeitpunkt  entwickelte  sie  sich  und  war  am 
8.  November  etwa  100  m  hoch.  Fnde  März  1903  ragte  sie  nach  trigono- 
metrischen Messungen  338  m  über  dem  alten  Krater  empor,  und  Major 
Hodder  verglich  sie,  aus  50  Seemeilen  Entfernung,  mit  einem  Kirchturm. 
Der  Unterbau,  auf  dem  sie  ruhte,  der  eigentliche  Konus,  liegt  nicht  genau 
im  Zentrum  des  alten  Kraters,  sondern  nordwestlich  davon;  die  Nadel  selbst 
stand  an  der  Nordseite  dieser  Wölbung.  Bis  Fnde  Mai  wuchs  sie  noch, 
aber  dann  nahm  sie  unregelmäßig  ab,  man  weiß  nicht,  ob  durch  Senkung 
oder  Einsturz.  Während  des  August  nahm  ihr  Unterbau  im  Krater  an 
Höhe  zu,  doch  bewirkte  ein  heftiger  Ausbruch  am  2.  September  1903  eine 
Senkung  desselben.  Das  Merkwürdigste  aber,  das  sich  während  dieses  ge- 
waltigen ICmporwachsens  des  Domes  ereignet  hatte,  war  die  Vernichtung 
der  Felsnadel.  Näheres  über  die  Art  und  \\  eise  ihres  Unterganges  ist  nicht 
bekannt.  Damit  ist,  wie  F)r.  Stübel  bemerkt,  die  merkwürdigste  Schöpfung 
der  vulkanischen  Kräfte  in  historischer  Zeit,  die  der  Insel  Martinique  auch 
für  Nichtgeologen  eine  bleibende  Sehenswürdigkeit  gegeben  haben  würde, 
verloren  gegangen.  Zwar  hatte  sich  ein  neuer,  zahnförmiger  Fels  am 
S.  September  1903,  aber  nicht  am  Orte  der  früheren  Nadel,  zu  bilden  be- 
gonnen, aber  nur  eine  Höhe  von  20  m  erreicht,  auch  wurde  er  schon  am 
17.  September  nicht  mehr  gesehen.  Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen, 
daß  die  Felsnadel  eine  glutzähe  Staumassc  war,  die  durch  den  dom- 
förmigen Konus  emporgepreßt  worden  ist.  »Die  Entstehung  eines  Neu- 
kegels aber  über  oder  neben  der  Kratermündung  unter  Hervorbringung 
einer  so  bizarren  Gipfelkrönung,  wie  am  Mont  Pele.  darf  als  eine  Begeben- 
heit angesehen  werden,  die  in  der  Geschichte  der  Ausbrüche  ein  Analogon 
nicht  besitzt.  Sie  wird  aber  erst  dadurch  besonders  bedeutungsvoll,  daß  sie 
uns  klar  vor  Augen  führt,  wie  die  Gipfclobclisken  und  Gipfelpyramiden  so 
mancher  alten  Vulkanbaue  entstehen  konnten.  Wrie  große  Fragezeichen 
starrten  bis  jetzt  diese  steilwandigen  Gebilde  ausgebankter  Lava  in  die  Lüfte, 
ohne  daß  wir  eine  befriedigende  Antwort  geben  konnten:  da  erscheint 
plötzlich  in  der  Bildung  der  Nadel  die  Lösung  des  Rätsels.«  So  Dr.  Stübel. 
Er  behauptet  aber  nicht,  daß  diese  pyramidenförmigen  Felsgebilde  stets  aus 
einem  scharfumgrenzten,  vorher  schon  tätig  gewesenen  Kraterschacht  zäh- 
flüssig emporgepreßt  worden  seien;  vielmehr  sind  nach  seiner  Meinung  viele 
dieser  Gebilde  Teile  der  Bergmassc  selbst  und  zu  ihren  bizarren  Formen 
gelangt,  als  diese  Bergmassc  noch  bewegungsfähig  war  und  lokalen  Hebungen 
und  Senkungen  unterlag,  bei  denen  auch  Explosionen  eine  Rolle  spielten. 


Die  Bevölkerung  der  Erde  um  die  Jahrhundertwende  beträgt 
nach  Alex.  Supan  (Petermanns  Mitteilungen,  Ergänzungsheft  146,  1904) 
l  503  300000  Seelen,  die  144  1 10600  qkm  bewohnen,  so  daß  rund  10  Menschen 
auf  1  qkm  kommen.    Freilich  ist  die  Dichtigkeit  in  den  verschiedenen  Erd- 
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teilen  sehr  voneinander  abweichend.  Europa  steht  mit  40  Bewohnern  auf  den 
Quadratkilometer  an  der  Spitze,  es  folgen  Asien  mit  18,  Afrika  und  Nord- 
amerika mit  5,  Südamerika  weist  2  auf,  Australien  und  Polynesien  0,7  und 
auf  den  i2  87300oqkm  der  Polarländer  nimmt  man  nur  91  000  Menschen  an. 
Im  einzelnen  trägt  Europa  auf  9723600  qkm  392264000  Einwohner,  Asien 
auf  44179400  qkm  810556000;  Afrika  soll  bei  29820200  qkm  von 
140  700  000  Menschen ,  Nordamerika  bei  20817  700  qkm  von  105  714  000 
bewohnt  sein;  Südamerika  zählt  auf  17744000  qkm  nur  38  482  000  Be- 
wohner, während  auf  Australien  und  Polynesien  mit  8951800  qkm  6483000 
entfallen. 
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Neubearbeitung.  Nicht  nur  der  gegen  früher  vergrößerte  Maßstab,  sondern 
auch  der  zweifarbige  Druck  (Flüsse  und  Seen  blau)  und  die  reichhaltigere 
Namenbezeichnung  mit  ausführlicher  Zeichenerklärung  bedeuten  eine  hervor- 
ragende Verbesserung  dieses  postalischen  Hilfsmittels.  In  halbjährlichen 
Zwischenräumen  soll  je  eine  weitere  Karte  einer  Postdirektion  in  der  neuen 
Gestalt  zur  Ausgabe  gelangen. 
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Beide  Werke  sind  in  ähnlicher  Ausführung  gehalten  und  dienen  demselben 
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Die  Sammler  und  ihre  Verwendung  in  der  Reichs- 
Telegraphenverwaltung. 

Von  Telegrapheninspektor  Ambrosius  in  Chemnitz. 

1.  Wirkungswelse  der  Sammler. 

Taucht  man  in  ein  Gefäß,  das  verdünnte  Schwefelsäure  (H.2  S04  ent- 
hält, zwei  Platindrähte  (Elektroden)  und  verbindet  diese  mit  einer  Strom- 
quelle aus  etwa  zwei  Trockenelementen,  so  bedeckt  sich  die  eine  Elektrode 
mit  Wasserstoff  (H),  die  andere  mit  Sauerstoff  (0}\  man  sagt:  die  beiden 
Elektroden  haben  sich  polarisiert.  Durch  diese  Polarisation  ist  zwischen 
ihnen  eine  Spannungsdifferenz  entstanden,  die  bestrebt  ist,  sich  wieder  aus- 
zugleichen. Sobald  man  die  beiden  Trockenelemente  abschaltet  und  die 
Elektroden  mit  einem  Galvanometer  verbindet,  fließt  im  Schlicßungsbogen 
von  der  mit  Sauerstoff  bedeckten  Elektrode  zu  der  anderen  ein  Strom,  der 
an  dem  Galvanometer  einen  Ausschlag  hervorruft;  nach  ganz  kurzer  Zeit 
ist  an  den  beiden  Elektroden  der  Wasserstoff  und  der  Sauerstoff  ver- 
schwunden, und  die  Nadel  des  Galvanometers  kehrt  wieder  auf  ihren  Null- 
punkt zurück.  Den  erhaltenen  Strom  bezeichnet  man  mit  Polarisations- 
strom; die  Zelle  selbst  ist  durch  den  aus  den  Trockenelementen  hincin- 
geschickten  primären  Strom  zu  einer  Stromquelle  geworden;  man  nennt 
eine  solche  Zelle,  welche  einen  Polarisationsstrom,  also  einen  sekundären 
Strom  zu  liefern  imstande  ist,  eine  Polarisationszelle  oder  ein  sekundäres 
Element.  Während  der  primäre  Strom  innerhalb  der  Zelle  von  der  mit 
Sauerstoff  bedeckten  Elektrode  zu  der  mit  Wasserstoff  bedeckten  Elektrode 
floß,   nimmt  nach  Abschalten  des  Primärstroms  der  Strom  innerhalb  der 
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Zelle  seinen  Weg  von  der  mit  Wasserstoff  bedeckten  zu  der  mit  Sauerstoff 
bedeckten  Elektrode.  Die  letztere  ist  die  positive  Elektrode  des  sekun- 
dären Elements.  Hieraus  folgt,  daß  der  sekundäre  Strom  die  Zelle  und 
den  äußeren  Schlicßungskreis  in  einer  dem  primären  Strome  entgegen- 
gesetzten Richtung  durchfließt.  Solange  also  die  Primärelcmente  mit  der 
Zelle  verbunden  sind,  fließen  der  primäre  und  der  sekundäre  Strom  gegen- 
einander und  suchen  sich  aufzuheben.  Man  sieht  daraus,  daß,  wenn  an 
den  Elektroden  der  Zelle  eine  Gasentwickelung  eintreten  soll ,  die  elektro- 
motorische Kraft  der  Primärbatterie  größer  sein  muß  als  die  Spannungs- 
differenz, d.  i.  die  elektromotorische  Kraft  des  sekundären  Elements.  Um 
daher  ein  sekundäres  Element  vollständig  zu  polarisieren,  hat  man  die 
elektromotorische  Kraft  der  Primärbatterie  mindestens  ebenso  groß  zu 
wählen  wie  die  elektromotorische  Kraft  des  sekundären  Elements;  eine  Gas- 
entwickelung tritt  aber  an  den  Elektroden  der  Zelle  erst  ein,  wenn  die 
elektromotorische  Kraft  des  primären  Stromes  größer  ist  als  die  des  sekun- 
dären Stromes. 

Einen  Polarisationsstrom  erhält  man  auch ,  wenn  man  an  Stelle  des 
Platins  ein  anderes  Metall,  das  mit  den  Gasen  an  seiner  Oberfläche  chemische 
Verbindungen  eingeht,  verwendet.  Als  das  geeignetste  Metall  hierfür  hat 
Sinstedten  bereits  im  Jahre  1854  das  Blei  (Pb)  bezeichnet.  Wenn  man 
daher  zwei  in  verdünnte  Schwefelsäure  (H2  SO,)  tauchende  Bleiplatten  mit 
einer  primären  Stromquelle  verbindet ,  dann  wird  die  Schwefelsäure  durch 
den  Strom  zersetzt  und  die  Oberfläche  der  mit  dem  positiven  Pole  verbun- 
denen Bleiplatte  wird  in  Bleisuperoxyd  (Pb  0.t)  verwandelt,  während  an  der 
mit  dem  negativen  Pole  verbundenen  Bleiplatte  sich  Wasserstoffgas  H 
ausscheidet.  Schaltet  man  den  Primärstrom  ab  und  verbindet  die  polari- 
sierten Bleiplattcn  durch  einen  Schließungsbogen ,  so  erhält  man  wiederum 
einen  Polarisationsstrom,  der  allmählich  schwächer  wird  und  bald  ganz  auf- 
hört. Bei  diesem  Vorgang  wird  das  Bleisuperoxyd  an  der  positiven  Platte 
in  Bleioxyd  (Pb  O)  desoxydiert  und  aus  diesem  wird  durch  die  Schwefel- 
säure Bleisulfat  (Pb  SO,}  gebildet:  das  Blei  der  negativen  Platte  wird  eben- 
falls in  Blcisulfat  verwandelt.  Wiederholt  man  diesen  Vorgang  und  leitet 
abermals  einen  Primärstrom  in  die  Bleizelle,  dann  wird  an  der  positiven 
Bleiplatte  wieder  Bleisuperoxyd  gebildet,  an  der  negativen  Bleiplatte  das 
Bleisulfat  aber  in  fein  verteiltes  Blei  verwandelt.  Der  chemische  Vorgang 
hierbei  ist  folgender. 

Der  Primärstrom  veranlaßt  eine  Wanderung  der  bei  der  Lösung  der 
Schwefelsäure  im  Wasser  entstandenen  Ionen  H2  (Wasserstoff)  und  SO, 
(Schwcfelsäurcrest).  Der  Schwcfelsäurcrest  (SO,  '  geht  zur  positiven  Platte 
des  sekundären  Elements,  wo  der  Primärstrom  eintritt,  und  bewirkt  unter 
Mithilfe  von  Wasser  IL  O  eine  Oxydation  des  schwefelsauren  Bleies  zu 
Bleisuperoxyd,  wobei  Schwefelsäure  entsteht.  Der  Vorgang  wird  durch 
nachstehende  Formel  veranschaulicht: 

Pb  SO,     4-     S0t     +     2Ht0    =    Pbö.2   +  2H2SO, 

schwefelsaure»  Blei.    Schwefelsaurere«.  Wasser.  BleisuperoxyJ.  Schwefelsäure. 

An  der  negativen  Platte,  an  welcher  der  Primärstrom  austritt,  findet 
durch  den  dahin  wandernden  Wasser>toff  eine  Reduktion  des  schwefelsauren 
Bleies  zu  fein  verteiltem  (schwammigem)  Blei  statt,  wobei  ebenfalls  Schwefel- 
säure gebildet  wird,  nämlich: 

Pb  SO,     -     //,    ^    Pb  -f-  H.,  SO, 

vcliwefcU.ini  e«,  H'.ci.     Wavscistutf.        Blei.  Schwefelslure. 
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Nach  dem  Abschalten  des  Primärstroms  ist  dann  die  positive  Platte  mit 
Bleisuperoxyd,  die  negative  Platte  mit  schwammigem  Blei  bedeckt;  außer- 
dem ist  mehr  Schwefelsäure  vorhanden  als  vorher. 

Sobald  das  Sekundärelement  durch  einen  Leiter  geschlossen  wird,  fließt 
ein  Strom  von  der  positiven  Elektrode  durch  den  Draht;  hierbei  tritt  ein 
neuer  chemischer  Vorgang  in  dem  Element  ein:  an  der  negativen  Platte 
greift  die  verdünnte  Schwefelsäure  das  schwammige  Blei  an,  es  entsteht 
schwefelsaures  Blei  und  Wasserstoff  in  Ionenform,  welcher  als  Träger 
positiver  Elektrizität  zu  der  mit  Bleisuperoxyd  bedeckten  Platte  wandert: 

Pb   +   H2  S()i    —  Pb  S()i    +    2  H 

Bleischwamm.    Schwefelsäure,    schwefelsaures  Hlci.  Wasserstotf. 

Das  an  die  positive  Bleiplatte  gelangende  Wasserstoffion  gibt  an  diese 
seine  elektrische  Ladung  ab  und  würde  als  Wasserstoffgas  auftreten,  wenn 
dieses  nicht  durch  das  Bleisuperoxyd  zu  Wasser  oxydiert  würde.  Das  Blei- 
superoxyd selbst  geht  dabei  in  Bleioxyd  über  und  letzteres  wird  durch  die 
Schwefelsäure  in  schwefelsaures  Blei  verwandelt: 

Pb  0,    4-    2  H    =    Pb  O    -f    H2  O 

Bleisuperoxyd.      Wassersiolf.         Bleioxyd.  Wasser. 

und 

Pb  O    4-    H.2  SO,      =     Pb  SO,    4-  H20. 

Bleioxyd.  Schwefelsäure.  schwefelsaures  Blei.  Wasser. 

Nach  dem  Aufhören  des  Polarisationsstroms  sind  die  positive  und  die 
negative  Platte  mit  porösem,  schwefelsaurem  Blei  bedeckt:  freie  Schwefel- 
säure ist  an  Blei  gebunden .  mithin  verbraucht  worden :  außerdem  hat  sich 
Wasser  gebildet. 

Eine  Zelle  der  geschilderten  Art,  in  der  man  Elektrizität  in  Form  von 
chemischer  Energie  ansammeln  kann,  nennt  man  einen  Akkumulator 
oder  Sammler;  den  Vorgang  der  Überführung  des  Bleies  der  positiven 
Platte  in  Bleisuperoxyd  und  des  der  negativen  in  Bleischwamm,  also  die 
Umwandlung  elektrischer  Energie  in  chemische,  bezeichnet  man  mit  »Laden« 
und  den  Vorgang  der  Rückbildung  der  chemischen  Energie  in  elektrische 
mit  »Entladen«  des  Sammlers.  Ladet  und  entladet  man  einen  solchen 
Sammler  wiederholt  und  vertauscht  dabei  die  positive  und  die  negative 
Platte  einige  Male,  so  wird  die  Oberfläche  der  Blciplatten  allmählich  auf- 
gelockert. Tn  diesem  Zustande  haben  die  Platten  die  Fähigkeit,  bei  der 
Ladung  mehr  elektrische  Energie  in  chemische  und  bei  der  Entladung  mehr 
chemische  in  elektrische  Energie  umzusetzen  als  bei  der  ersten  Ladung  und 
Entladung  des  Sammlers.  Dieser  Prozeß  der  Auflockerung  der  Platten 
wird  das  »Formieren«  derselben,  die  erzeugte  Menge  an  Bleisuperoxyd 
und  Bleischwamm  »aktive  Masse«  genannt. 

Der  Lierschied  zwischen  einer  gewöhnlichen  Polarisationszelle  (Platin- 
elektroden in  verdünnter  Schwefelsäure)  und  einem  Sammler  besteht  also 
darin,  daß  bei  der  ersteren  die  aktive  Masse  fehlt;  diese  ist  aber  notwendig, 
um  chemische  Energie  behufs  Umsetzung  in  elektrische  zu  binden. 

Der  erste,  welcher  diese  Vorgänge  näher  untersucht  und  einen  Sammler 
konstruiert  hat,  ist  Gaston  Plante.  Im  Jahre  1872  übergab  er  ihn  der 
Öffentlichkeit.  Dieser  Sammler  war  wohl  praktisch  brauchbar;  da  aber  die 
Erzeugung  der  aktiven  Masse  durch  den  elektrischen  Strom  sehr  langsam 
vor  sich  ging  und  Monate  lang  dauerte,  erreichten  die  Herstellungskosten 
für  einen  solchen  Sammler  eine  beträchtliche  Höhe.  Die  Planteschen 
Sammler  waren  daher  für  die  Technik  noch  nicht  verwendbar.  Eine  Ab- 
kürzung des  von  Plante  angewandten  Formierungsverfahrens  suchte  Faure. 
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ein  Schüler  Plante's,  dadurch  zu  erzielen,  daß  er  die  aktive  Schicht  nicht 
aus  dem  Blei  selbst  erzeugte,  sondern  geeignete  Bleisalze  in  passender  Dicke 
auf  die  Oberfläche  der  Bleiplatten  auftrug.  Zur  Herstellung  einer  solchen 
Schicht  verwendete  Faurc  Bleimennige  fPb3  04)f  welche  mit  verdünnter 
Schwefelsäure  zu  einer  breiigen  Masse  angerührt  wurde  und  nach  dem 
Auftragen  auf  die  Platten  schnell  erhärtete.  Bei  der  ersten  Ladung  eines 
derart  konstruierten  Sammlers  wurde  dann  die  Mennige  an  der  positiven 
Platte  in  Bleisupcroxyd  (Pb  ().,)  oxydiert  und  an  der  negativen  Platte  zu 
Bleischwamm  reduziert.  Die  chemischen  Vorgänge  an  den  Faure- Platten 
sind  denjenigen  an  den  Plante-Platten  ganz  ähnlich.  In  neuerer  Zeit  ver- 
wendet man  für  die  negative  Platte  nicht  mehr  Mennige,  sondern  Blei- 
glätte (Pb  O). 

Auf  diesen  beiden  von  Plante  und  Faure  angegebenen  Verfahren  zur 
Herstellung  von  Sammlerplatten  sind  alle  neueren  Konstruktionen  von 
Sammlern  zurückzuführen.  Eine  Anzahl  von  Fabriken  war  bestrebt,  das 
Plante -Verfahren  weiter  auszubilden,  indem  sie  das  Fonnierungsverfahren 
abzukürzen  suchten,  ohne  aktive  Masse  aufzutragen,  und  indem  sie  die 
wirksame  Oberfläche  der  Platten  vergrößerten,  ihr  Gewicht  jedoch  nicht 
erhöhten.  Andere  Fabriken  vervollkommneten  das  Fauresche  Verfahren 
und  waren  mit  mehr  oder  weniger  Glück  bemüht,  einen  möglichst  innigen 
Zusammenhang  zwischen  dem  festen  Bleikern  und  der  aufgetragenen  Masse, 
worin  der  Hauptmangel  der  Faureschen  Sammler  lag,  zu  erzielen;  sie 
verwendeten  geriefte  Platten  oder  bildeten  diese  zu  einem  Gitter  oder 
einem  Doppelgitter  aus,  welche  Vorrichtungen  den  Zweck  haben,  die  auf- 
getragene aktive  Masse  festzuhalten  bz.  zu  umschließen.  Man  unterscheidet 
im  allgemeinen  Gitterplatten,  Muldenplatten,  Masse-  oder  Rahmenplatten 
und  Kernplatten.  Diejenigen  Plattensorten,  welche  im  Betriebe  der  Rcichs- 
Telegraphenverwaltung  verwendet  werden,  finden  später  eine  eingehende 
Beschreibung. 

II.  Bauart  der  Sammler  im  allgemeinen. 

Während  Plante  und  Faure  die  beiden  Platten  nach  Dazwischenlegen 
von  Kautschukbändern  aufrollten  und  den  so  gebildeten  Zylinder  in  ein 
rundes  Gefäß  stellten,  werden  jetzt  nur  gerade  Platten  und  eckige  Gefäße 
angewendet.  Als  Material  für  die  Sammlergefäße  wird  in  der  Regel  Glas 
gewählt,  nur  für  größere  Zellen  benutzt  man  der  besseren  Haltbarkeit  wegen 
Holzkästen,  welche  mit  Blei  ausgeschlagen  sind;  außerdem  gibt  es  Gefäße 
aus  Hartgummi.  Zelluloid  und  ölpappe.  Die  Gefäße  werden  bei  den 
kleineren  Typen  mit  Deckeln  aus  Glas.  Ebonit,  Porzellan  oder  mit  Gummi 
bekleidetem  Holze  verschlossen.  Diese  Deckel  sind  gewöhnlich  mit  einer 
Öffnung  zum  Nachfüllen  von  Säure  und  zum  Austritt  der  Gase  versehen. 
Man  verschließt  die  Öffnung  in  der  Regel  mit  einem  Pfropfen  aus  Weich- 
gummi ,  in  welchem  eine  enge  Durchbohrung  für  den  Abzug  der  Gase 
angebracht  ist.  Die  Glasgefäßc  haben  vor  den  übrigen  den  Vorzug,  daß 
man  die  Vorgänge  in  dem  Sammler  beobachten  kann. 

In  jedem  Sammler  befinden  sich  mindestens  eine  positive  und  zwei 
negative  Platten,  gewöhnlich  sind  aber  von  jeder  Plattensorte  mehrere  vor- 
handen, wodurch  man  die  wirksame  Oberfläche  der  Elektroden  vergrößert, 
ohne  dem  Gefäß  eine  nennenswerte  Ausdehnung  zu  geben.  Die  Anordnung 
der  Platten  erfolgt  derart,  daß  immer  zwischen  zwei  negativen  Platten  eine 
positive  Platte  sich  befindet;  auf  diese  Weise  werden  beide  Seiten  der  positiven 
Platte  ausgenutzt;  jeder  Sammler  muß  aber  eine  negative  Platte  mehr 
erhalten,  als  positive  erforderlich  sind  (Fig.  i).    Die  Platten  werden  in  den 
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Zellen  senkrecht  angeordnet  und  besitzen  eine  rechteckige  oder  quadratische 
Form.  Man  stellt  sie  aus  Blei  oder  Hartblei  (einer  Legierung  aus  Blei  und 
Antimon)  her.  Je  nach  der  Fabrik,  welche  die  Zelle  geliefert  bat.  sind  die 
Überflächen  der  Platten  zur  Aufnahme  von  Füllmasse  oder  zur  Vergrößerung 
der  Oberfläche  verschieden  gestaltet. 

Die  positiven  und  die  negativen  Platten  werden  unter  sich  durch  Blei- 
leisten  in    Parallelschaltung   verbunden.     Gewöhnlich  reichen  die  Platten 

nicht  bis  auf  den  Boden  des  Ge- 

Kig.  1. 

+  -  + 


fäßes,  sondern  sind  an  Nasen  oder 
Fahnen  auf  dem  Rande  des  Glas- 
gefäßes oder  auf  besonders  einge- 
bauten Stützplatten  aufgehängt,  mit- 
unter auch  auf  Glasprismen  aufge- 
stellt; dadurch  wird  Kurzschlüssen, 
die  durch  herabgefallene  aktive 
Masse  zwischen  den  einzelnen  Platten 
entstehen  könnten,  vorgebeugt.  Um 
Berührungen  der  Platten  unter  sich 
+  und  bei  den  mit  Blei  ausgeschlagenen 

Holzgefäßen  mit  dem  Blei  des  Ge- 
fäßes zu  verhindern,  stellt  man  zwischen  die  einzelnen  Platten  sowie  zwischen 
Platte  und  Gefäßwand  isolierende  Platten  oder  Röhren  aus  (das  oder  Fbonit. 
Solche  isolierende  Platten  sind  meist  gewellt  und  durchlöchert,  damit  die 
Säure  besser  zirkulieren  kann. 

Die  Isolation  der  Platten  unter  sich  sowie  von  dem  Gefäß  und  die  Ver- 
meidung jeglichen  Kurzschlusses  in  der  Zelle  ist  von  größter  Bedeutung, 
weil  andernfalls  die  Sammler  sich  selbst  entladen  würden. 

Als  Elektrolyt  wird  mit  geringen  Ausnahmen  verdünnte  Schwefelsäure 
gebraucht,  welche  bei  neuen  Zellen  ein  spezifisches  Gewicht  von  i.isbis  1,2 
besitzen  soll:  der  Konzentrationsgrad  der  Säure  wird  in  jedem  Falle  von 
der  Fabrik  angegeben. 


III.  Eigenschaften  der  Sammler. 

In  derselben  Weise  wie  bei  Primärclemcnten  beurteilt  man  die  Leistung 
eines  Sammlers  nach  den  sog.  Konstanten,  nämlich  der  elektromotorischen 
Kraft  und  dem  inneren  Widerstände;  ferner  muß  man  die  zulässigen  Strom- 
stärken bei  der  Ladung  und  Entladung  berücksichtigen ,  woraus  sich  die 
Werte  für  die  Klemmenspannung  ergeben,  und  endlich  ist  für  die  Beur- 
teilung einer  Zelle  noch  die  Säuredichte,  die  Stromdichte,  die  Kapazität, 
die  Leistungsfähigkeit ,  das  Güteverhältnis  und  die  Lebensdauer  von 
Wichtigkeit. 

t.  Die  elektromotorische  Kraft.  Das  aus  schwammigem  Blei  als 
negativer  Pol  und  aus  Bleisuperoxyd  als  positiver  Pol  gebildete  sekundäre 
Element  mit  verdünnter  Schwefelsäure  als  Elektrolyt  hat  eine  elektro- 
motorische Kraft  von  fast  genau  2  Volt.  Die  Größe  und  Anzahl  der 
Platten  innerhalb  derselben  Zelle  ist  auf  die  elektromotorische  Kraft  ohne 
Einfluß;  dagegen  ist  diese  abhängig  von  der  Konzentration  der  Schwefel- 
säure, wobei  eine  größere  Dichte  der  Säure  eine  etwas  höhere  elektro- 
motorische Kraft  zur  Folge  hat,  und  ferner  von  dem  Grade  der  Ladung 
des  Sammlers.  Im  vollgeladenen  Zustand  ist  die  elektromotorische  Kraft 
höher,  im  fast  entladenen  Zustande  niedriger  als  2  Volt.  Sie  steigt  bei 
der  Ladung  allmählich  und  sinkt  ebenso  bei  der  Entladung. 
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2.  Der  innere  Widerstand.  Wenn  auch  die  Größe  und  Anzahl  der 
Platten  einer  Sammlerzelle  auf  die  elektromotorische  Kraft  ohne  Einfluß 
sind,  so  ist  fast  allein  von  diesen  Faktoren  der  innere  Widerstand  der 
Zellen  abhängig.  Vorweg  sei  bemerkt,  daß  der  innere  Widerstand,  selbst 
bei  den  kleinsten  Plattenformatcn,  bei  nur  einer  positiven  und  zwei  nega- 
tiven Platten  und  bei  sonst  unzweckmäßiger  Konstruktion  immer  noch 
geringer  ist  als  derjenige  der  besten  Trockenelemente.  Je  größer  aber  die 
Oberfläche  der  Platten  gewählt  wird,  sei  es  durch  Vergrößerung  der  Platten 
selbst  oder  durch  Vermehrung  der  Plattenzahl,  und  je  näher  die  einzelnen 
Platten  aneinander  gerückt  werden,  um  so  geringer  ist  der  innere  Wider- 
stand. Er  beträgt  bei  kleinen  Sammlern  etwa  o,os  Ohm,  bei  größeren  sinkt 
er  bis  unter  0,001  Ohm.  Für  einen  Quadratdezimeter  Oberfläche  der  positiven 
Platte  beträgt  nach  Ayrton  bei  Akkumulatoren  der  gebräuchlichen  Einrich- 
tung während  der  Entladung  der  mittlere  innere  Widerstand  0,08  Ohm,  für 
2  Quadratdezimeter  also  die  Hälfte:  ein  Sammler  mit  zwei  positiven  Platten 
von  100  mm  Breite  und  120  mm  Höhe  würde  mithin  einen  inneren  Wider- 
stand von   ,       °'Cf  —  0,018  Ohm  besitzen. 

(2  •  2)  •  (1  •  1,2) 

Während  der  Ladung  sinkt  der  innere  Widerstand,  wogegen  er  beider 
Entladung  steigt.  Diese  Schwankungen  sind  zum  Teil  auf  die  Verände- 
rungen der  Dichtigkeit  des  Elektrolyten  zurückzuführen;  der  innere  Wider- 
stand ist  um  so  geringer,  je  konzentrierter  die  Flüssigkeit  ist.  Zum 
größeren  Teil  hängt  der  innere  Widerstand  von  den  Übergangswiderständen 
an  der  Plattenoberfläche  ab;  er  wird  durch  die  Bildung  schlecht  leitenden 
Bleisulfats  und  durch  Polarisationserscheinungen  hervorgerufen. 

Man  kann  Näherungswerte  des  inneren  Widerstandes  eines  Sammlers 
mit  dem  Battcrieprüfcr  von  Hartmann  &  Braun  bestimmen.  Hierbei  ist 
eine  genaue  Ablesung  der  gemessenen  Werte  erforderlich,  da  bereits 
L  ngenauigkeiten  von  0,01  bis  0,03  Volt  das  Resultat  wesentlich  beeinflussen. 

3.  Die  Klemmenspannung.  In  der  Praxis  hat  man  nie  mit  dem 
Wert  der  elektromotorischen  Kraft  zu  rechnen,  sondern  nur  mit  der  sog. 
Klemmenspannung,  d.  h.  derjenigen  Spannung,  welche  an  den  Klemmen 
des  Sammlers  herrscht.  Diese  Klemmenspannung  ist  abhängig  von  der 
elektromotorischen  Kraft  (E)  der  Zelle  und  dem  Spannungsverlust  in  der- 
selben. Da  der  Spannungsverlust  gleich  ist  dem  Produkt  aus  Stromstärke  / 
und  inncrem  Widerstand  (>/',>',  so  ist  die  Klemmenspannung  einer  Zelle  bei 
der  Entladung  ke  —  E  -  --  1  •  u;  und  diejenige  bei  der  Ladung  kj  =  E  -j-  /•  ; 
sie  ist  mithin  bei  der  Entladung  kleiner  und  bei  der  Ladung  größer  als  die 
elektromotorische  Kraft  der  Zelle.  Man  erkennt  hieraus,  daß  der  Unter- 
schied zwischen  elektromotorischer  Kraft  E  und  der  Klemmenspannung 
abhängig  ist  von  der  Stromstärke;  er  wird  um  so  größer,  je  stärker  man 
den  Lade-  oder  Entladestrom  wählt.  (Über  die  maximale  Lade-  und  Ent- 
ladestromstärke  vgl.  unter  6.) 

4.  Verhalten  der  Konstanten  eines  Sammlers  beim  Laden 
und  Entladen.  Die  elektromotorische  Kraft  sowie  der  innere  Widerstand 
eines  Sammlers  und  demgemäß  seine  Klemmenspannung  ändern  sich  inner- 
halb bestimmter  Grenzen  gleichmäßig. 

Betrachten  wir  eine  vollständig  geladene  Sammlerzellc,  so  beträgt  deren 
Klemmenspannung  sogleich  nach  dem  Abschalten  des  Ladestroms  etwa 
2tl  Volt.  Entnimmt  man  diesem  Sammler  Strom,  dann  fällt  die  Spannung 
in  wenigen  Minuten  auf  etwa  2  Volt  und  bei  Entnahme  des  höchst  zulässigen 
Entladestroins   auf    I.^   bis   l.oi  Volt.     Auf   diesem    Wert   hält   sich  die 
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Spannung  lange  Zeit  gleichmäßig  konstant;  erst  gegen  Knde  der  Ent- 
ladung sinkt  die  Spannung  zunächst  langsam,  dann  allmählich  rascher  auf 
1,85  und  1,80  Volt.  Bei  Entnahme  von  schwachen  Strömen  ist  die  Ent- 
ladung bereits  bei  einer  Spannung  von  1.90  Volt  abzubrechen,  bei  mittlerer 
Beanspruchung  kann  sie  bis  1,85  Volt  und  bei  Entladung  mit  dem  höchst 
zulässigen  Entladestrom  bis  1,80  Volt  fortgesetzt  werden.  Entnimmt  man 
dem  Sammler  nach  Erreichung  dieser  Grenzwerte  noch  weiter  Strom,  dann 
tritt  sehr  bald  ein  plötzlicher  Spannungsabfall  ein,  ein  Zeichen,  daß 
der  Sammler  die  in  ihm  aufgespeicherte  Elektrizitätsmenge  abgegeben  hat. 
Es  ist  jedoch  in  der  Praxis  nicht  angebracht,  die  Entladung  bis  zu  dieser 
Grenze  fortzuführen,  weil  mit  der  fortschreitenden  Entladung  die  Bildung 
von  Bleisulfat  sehr  stark  zunimmt.  Da  dieses  Bleisulfat  ein  sehr  schlechter 
Leiter  für  den  elektrischen  Strom  ist,  verhindert  es,  sobald  es  in  stärkeren 
Schichten  vorhanden  ist,  den  Stromdurchgang  und  macht  eine  Wiederladung 
der  Zelle  fast  unmöglich.  Außerdem  nimmt  bei  der  Bildung  von  Bleisulfat 
das  Volumen  der  aktiven  Masse  zu.  Wird  nun  die  Entladung  bis  zu  der 
Grenze,  wo  die  starke  Bleisulfatbildung  beginnt,  fortgesetzt,  so  kann  ein 
starkes  Werfen  und  Zerreißen  der  Platten  eintreten. 

Unmittelbar  nach  dem  Laden  zeigen  die  Sammler  eine  Spannung  von 
2>(  Volt.  Dieser  Umstand  ist  darauf  zurückzuführen,  daß  die  positiven 
Platten  noch  mit  Sauerstoff,  die  negativen  mit  Wasserstoff  bedeckt  sind 
und  somit  eine  Gasspannung  haben.  Bei  Stromentnahme  findet  ein 
schneller  Verbrauch  dieser  Gase  statt:  der  Wasserstoff  der  negativen  Platte 
wird  durch  das  SÖ4-Ion  der  Schwefelsäure  in  Schwefelsäure  und  der 
Sauerstoff  der  positiven  Platte  durch  das  //-Ion  der  Schwefelsäure  in 
Wasser  umgewandelt.  Nach  dem  Verbrauch  dieser  Gase  zeigt  die  Zelle  die 
normale  elektromotorische  Kraft  von  2  Volt,  welche  dem  Element:  Blei, 
Schwefelsäure  und  Bleisuperoxyd  entspricht.  Daß  die  Klemmenspannung 
in  der  Regel  unter  2  Volt  liegt,  wird  durch  den  Spannungsabfall  im  Element 
hervorgerufen.  Der  weitere  Umstand,  daß  während  der  ganzen  Dauer  der 
Entladung  die  Spannung  um  etwa  10  v.  H.  vom  Werte  der  Normal- 
spannung des  Sammlers  sinkt,  hat  seine  Ursache  in  der  Aufnahme  von 
Bleisulfat  in  die  aktive  Masse  (Bleischwamm  und  Bleisuperoxyd);  diese 
allmähliche  Beimengung  von  Bleisulfat  zu  der  aktiven  Masse  verzögert  den 
Vorgang  der  chemischen  Umsetzung  mehr  und  mehr;  sobald  dann  die  aktive 
Masse,  namentlich  das  Bleisuperoxyd,  kein  ausreichend  zusammenhängendes 
Ganzes  mehr  bildet,  tritt  der  plötzliche  Spannungsabfall  ein. 

Schon  die  Sicherheit  des  Betriebs,  der  eine  möglichst  konstante  Spannung 
von  den  Stromquellen  verlangt,  erfordert,  daß  man  die  Entladung  nicht  bis 
zu  der  Grenze  des  plötzlichen  Spannungsabfalls  treibt. 

Bei  der  Ladung  des  normal  entladenen  Sammlers  steigt  die  Klemmen- 
spannung binnen  wenigen  Minuten  von  1,80  bz.  1,85  Volt  auf  2,1  Volt;  auf 
diesem  Wrerte  bleibt  sie  lange  Zeit  und  wächst  dann  zuerst  langsam,  später 
schnell  auf  2,4  Volt,  um,  sofern  die  Ladung  nicht  unterbrochen  wird,  auf 
2,7  Volt  zu  steigen.  Die  Klemmenspannung  bei  der  Ladung  wird,  wie  oben 
angegeben,  ausgedrückt  durch  die  Formel:  k/  —  -f-  i  •  w,.  Hierdurch  wird 
die  Größe  der  elektromotorischen  Kraft  derjenigen  Stromquelle,  mit  welcher 
man  die  Ladung  ausführen  will,  bestimmt:  sie  muß  stets  größer  sein  als 
der  Wert  E  4-  t  •  u',.  Da  die  Klemmenspannung  des  zu  ladenden  Sammlers 
immer  mehr  steigt,  muß  durch  Ausschaltung  von  Widerstand  oder  durch 
Erhöhung  der  Ladespannung  für  den  erforderlichen  Oberdruck  Sorge 
getragen  werden,  andernfalls  würde  die  elektromotorische  Gegenkraft  der 
Zelle  das  Ubergewicht  erhalten. 
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Man  nimmt  die  normale  elektromotorische  Gegenkraft  (Polarisations- 
spannung) einer  Zelle  mit  2,1  Volt  an,  was  der  Umwandlung-  von  schwefel- 
saurem Blei  durch  die  vom  Ladestrom  ausgeschiedenen  Ionen  der  Schwefel- 
säure an  der  negativen  Platte  in  schwammiges  Blei,  an  der  positiven  Platte 
in  Bleisuperoxyd  entspricht.  Wenn  die  Umwandlung  des  schwefelsauren 
Bleies  in  die  genannten  Körper  nahezu  vollständig  stattgefunden  hat,  wenn 
also  nur  noch  wenig  Bleisulfat  in  der  aktiven  Masse  vorhanden  ist.  dann 
bildet  sich  an  einzelnen  Stellen  der  negativen  Platten  Wasserstoff  und  der 
positiven  Platte  Sauerstoff,  so  daß  die  Platten  allmählich  eine  höhere  Polari- 
sationsspannung annehmen.  Ist  der  Sammler  schließlich  voll  geladen,  so 
erreicht  diese  Polarisationsspannung  je  nach  der  Stärke  des  Ladestroms  den 
Wert  E-\-i*u>i  =■  2,5  bis  2,7  Volt.  Die  Gasentwickelung  tritt  unge- 
fähr bei  2,35  Volt  ein;  dies  zeigt  an,  daß  nicht  mehr  der  ganze  Strom  zur 
Umwandlung  des  Bleisulfats  in  Bleischwamm  und  Bleisuperoxyd  erforderlich 
ist.  Aus  diesem  Grunde  schreibt  die  Mehrzahl  der  Fabriken  beim  Auftreten 
der  Gasentwickclung  eine  Ermäßigung  des  Ladestroms  auf  die  Hälfte  des 
ursprünglichen  Wertes  vor.  Sobald  jedoch  der  Sammler  voll  geladen, 
mithin  umzuwandelndes  Bleisulfat  an  den  Platten  nicht  mehr  vorhanden  ist, 
bewirkt  der  Ladestrom  nur  noch  eine  Zersetzung  der  Schwefelsäure  bz.  des 
Wassers.  Die  Sammler  zeigen  lebhafte  Gasentwickelung  (sie  »kochen«), 
und  die  Flüssigkeit  erscheint  durch  die  Menge  der  Gasblasen  getrübt.  Die 
Gasbläschen  steigen  in  die  Höhe,  wobei  sie  Schwefelsäure  mit  sich  fort- 
reißen. 

Die  obere  Grenze  der  Ladung  ist  nicht  so  genau  markiert  wie  die  untere 
Grenze  bei  der  Entladung;  sie  ist  abhängig  von  der  Art  der  aktiven  Masse 
und  ihrer  Träger,  von  dem  Zustande  der  Platten,  von  der  Stromstärke  und 
dem  Konzentrationsgrade  der  Säure.  Das  sicherste  Zeichen  der  vollendeten 
Ladung  ist  das  sofortige  Wiederauftreten  der  Gasbildung  beim  Anschalten 
des  für  einige  Zeit  abgeschaltet  gewesenen  Ladestroms. 

Die  Beziehungen  zwischen  der  Klemmenspannung  und  der  Lade-  bz. 
Entladezeit  lassen  sich  sehr  gut  durch  eine  Kurve  veranschaulichen.  In 
einem  rechtwinkeligen  Koordinatensystem  trägt  man  auf  der  Ordinate  die 
beobachteten  Klemmenspannungen  und  auf  der  Abszisse  die  Zeit  der  Beob- 
achtung in  entsprechenden  Abständen  ab.  Die  Fig.  2  und  3  zeigen  solche 
Kurven  für  die  Ladung  bz.  Entladung  eines  Pollakschen  Sammlers  bei 
1  Ampere  Lade-  und  Entladedauerstrom.  Die  Stromstärke  ist  bei  der 
Ladung  in  diesem  Falle  nicht  ermäßigt  worden. 

5.  Die  Säuredichte.  Wie  bereits  unter  2  erwähnt,  ändert  sich  während 
der  Ladung  und  Entladung  die  Dichte  der  Schwefelsäure;  diese  Erscheinung 
ist  auf  die  chemischen  Vorgänge  an  den  Platten  zurückzuführen.  Bei  der 
Ladung  wird  durch  die  Zersetzung  des  Bleisulfats  Schwefelsäure  gebildet 
und  Wasser  verbraucht;  hierdurch  steigt  der  Säuregehalt  der  Flüssigkeit 
und  erreicht  ein  Maximum,  sobald  der  Sammler  voll  geladen  ist.  Dagegen 
entsteht  bei  der  Entladung  Wasser,  und  ein  Teil  der  Schwefelsäure  wird 
zur  Bildung  des  Bleisulfats  verbraucht;  die  Folge  davon  ist,  daß  der  Säure- 
gehalt der  Flüssigkeit  abnimmt.  An  einem  in  der  Flüssigkeit  schwim- 
menden Aräometer  lassen  sich  diese  Konzentrationsänderungen  bequem  beob- 
achten. Während  der  Ladung  steigt  das  Aräometer  allmählich,  wogegen 
es  bei  der  Entladung  infolge  Abnahme  des  spezifischen  Gewichts  der 
Flüssigkeit  langsam  tiefer  sinkt. 

Durch  öftere  Ladung  und  Entladung  nimmt  die  Konzentration  der  Säure 
langsam  zu,  da  bei  der  Entladung  weniger  Schwefelsäure  verbraucht  wird, 
als  bei  der  Ladung  entsteht.    Man  i>t  daher,  auch  mit  Rücksicht  darauf, 
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daß  das  Wasser  der  Flüssigkeit  bei  den  meist  offenen  Gefäßen  allmählich 
verdunstet,  genötigt,  von  Zeit  zu  Zeit  Wasser  nachzufüllen  und  u.  U.  nach 
Abziehen  eines  Teiles  der  Flüssigkeit  mittels  eines  Hebers  den  normalen 


Fig.  1. 
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Konzentrationsgrad  der  Säure  wieder  herzustellen.  Dieser  ist  für 
Sammler  verschiedener  Fabriken  verschieden ;  er  liegt  in  der  Regel  nach  der 
Ladung  zwischen  240  und  260  Beaume.  nach  der  Entladung  zwischen  \J°  und 
190  Beaume.    Die  Grenzen,  innerhalb  deren  die  Konzentration  der  Flüssig- 
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keit  eines  Sammlers  schwankt,  sind  ebenfalls  verschieden;  dies  richtet  sich 
nach  der  Größe  des  Sammlers  und  der  Menge  der  Flüssigkeit;  bei  großen 
Sammlern  betragen  die  äußersten  Werte  19  und  23"  Beaume,  bei  kleinen 
Typen  mit  wenig  Flüssigkeit  170  und  26  Beaume.  Daß  hierdurch  die  Größe 
des  innern  Widerstandes  der  Zelle  ebenfalls  Schwankungen  unterworfen  ist, 
wurde  bereits  unter  2  hervorgehoben. 

Will  man  den  Konzentrationsgrad  der  Säure  mittels  eines  Aräometers 
feststellen  und  läßt  sich,  was  bei  vielen  Sammlern,  namentlich  kleineren 
Typen,  nicht  immer  möglich  ist,  das  Aräometer  nicht  in  das  Gefäß  einsenken, 
so  muß  man  einen  kleinen  Teil  der  Flüssigkeit  mittels  einer  Pipette  dem 
Gefäß  entnehmen,  die  Flüssigkeit  in  ein  Standglas  füllen  und  dann  erst  die 
Messung  ausführen.  Bei  Entnahme  der  Flüssigkeit  aus  dem  Gefäß  ist  zu 
berücksichtigen,  daß  die  Dichtigkeit  der  Flüssigkeit  in  den  verschiedenen 
Schichten  des  Gefäßes  verschieden  ist;  die  Dichte  nimmt  von 
oben  nach  unten  allmählich  zu.  Dies  läßt  sich  dadurch  erklären,  daß 
die  bei  der  Ladung  gebildete  Schwefelsäure  konzentrierter  ist  als  die  sonst 
in  dem  Gefäß  enthaltene  Saure  und  infolgedessen  zu  Boden  sinkt.  Man 
kann  diese  Konzentrationsschichten  mit  bloßem  Auge  sehen,  da  die  dichtere 
Säure  in  dem  Gefäß  Streifen,  sog.  Schlieren,  bildet.  Eine  Mischung 
dieser  Konzentrationsschichten  findet  selbst  bei  längerem  Stehen  nur  in 
geringem  Maße  statt.  Auch  die  Entladung  führt  eine  gleichmäßigere  Ver- 
teilung der  Säuredichte  nicht  herbei.  Zwar  werden  der  in  der  Umgebung 
der  Platten  befindlichen  Flüssigkeit  Säureteilchen  entnommen,  die  Flüssig- 
keit wird  dadurch  leichter  und  steigt  in  die  Höhe,  so  daß  schwerere  Teile 
von  oben  und  von  den  Seiten  an  ihre  Stelle  treten  können,  aber  die  unter- 
halb der  Platten  abgelagerte  Säure  kann  nicht  wieder  zu  den  Platten 
gelangen,  da  sie  sonst  entgegen  der  Schwerkraft  in  die  Höhe  steigen  müßte 
und  da  auch  die  Flüssigkeit  sehr  langsam  diffundiert. 

Will  man  daher  dem  Gefäße  Säure  entnehmen,  so  muß  man  die  Flüssig- 
keit etwa  aus  der  Mitte  des  Sammlers  aufsaugen. 

6.  Die  Stromdichte  und  die  maximalen  Stromstärken  bei  der 
Ladung  und  Entladung.  Die  verschiedenen  Fabriken  haben  für  ihre 
Sammler  eine  bestimmte  Stromstärke  festgesetzt,  über  die  bei  der  Ladung 
bz.  Entladung  nicht  hinausgegangen  werden  soll.  Diese  Stromstarke  richtet 
sich  nach  der  Art  der  Platten  und  nach  der  Größe  der  gesamten  Platten- 
oberfläche. Eine  Überschreitung  der  festgesetzten  Stromstärken  würde 
eine  derartige  Volumenänderung  der  aktiven  Masse  herbeiführen,  daß  ein 
Zerreißen  der  Bleigitter  oder  Bleirahmen  und  ein  Herausfallen  der  aktiven 
Masse  die  Folge  sein  würde.  Um  ein  einheitliches  Maß  für  die  höchst- 
zulässige Beanspruchung  der  Platten  zu  besitzen,  hat  man  den  Begriff  der 
Strom  dichte  eingeführt;  dies  bedeutet  die  zulässige  Stromstärke  in  Ampere 
für  jeel es  Quadratdezimeter  wirksamer  Oberfläche  der  positiven 
Platte.  Hierbei  sind  beide  Seiten  der  positiven  Platte  zu  berücksichtigen, 
weil  jeder  derselben  eine  negative  Platte  gegenübersteht.  Wenn  man  die 
Entladestromstärke  mit  i,  die  gesamte  durch  die  äußeren  Abmessungen  der 
positiven  Platten  bestimmte  Oberfläche  derselben  mit  /  bezeichnet,  so  ist  die 

Stromdichte  =  ■  ■  •    Beispielsweise  enthalte  eine  Zelle  zwei  positive  Platten 

von  82  mm  Breite  und  165  mm  Höhe  und  es  sei  eine  Entladestromstärkc 
von   3,7  A.   zugelassen,    so   beträgt  die   Stromdichte    für  die  Entladung 


(  2  •  2  )  •  (0,82  •  I  /.5) 
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Bringt  man  in  der  Oberfläche  der  positiven  Platten  Einkerbungen,  Ein- 
schnitte oder  Höhlungen  an,  so  wird  jene  dadurch  ganz  bedeutend  ver- 
größert. Bei  der  positiven  Platte  der  Akkumulatorenfabrik  Aktiengesell- 
schaft in  Hagen  (Westf.)  ist  beispielsweise  die  wirksame  Oberfläche  achtmal 
so  groß  als  die  durch  die  Flächenausdehnung  der  Platten  gegebene  Ober- 
fläche. Mit  einer  solchen  Oberflächenvergrößerung  kann  nun  auch  die 
Stromdichte  gesteigert  werden,  um  so  mehr,  je  inniger  der  Zusammenhang 
der  aktiven  Masse  mit  der  Bleiplatte  ist. 

Wählt  man  bei  der  Ladung  die  Stromdichte  zu  groß,  so  wird  nur  die 
Oberfläche  der  Masse  umgewandelt,  der  Strom  dringt  nicht  in  das  Innere 
derselben  hinein ,  und  es  rindet  eine  nutzlose  Abscheidung  von  Wasserstoff 
und  (durch  sekundäre  Prozesse)  von  Sauerstoff  statt;  eine  zu  große  Strom- 
dichte bei  der  Entladung  hat  eine  Verminderung  der  Leistungsfähigkeit 
des  Sammlers  sowie  ein  Rissigwerden  und  Herausfallen  der  Masse  zur 
Folge.  Die  meisten  Fabriken  lassen  bei  der  Entladung  eine  höhere  Strom- 
dichte zu  als  bei  der  Ladung.  Das  Bestreben  der  Fabriken,  immer  besseres 
Plattenmaterial  zu  liefern,  hat  die  Stromdichte  immerfort  gesteigert;  für 
leichte  Gitterplatten  ist  jetzt  eine  Stromdichte  von  o,4  A.  für  die  Ladung 
und  von  0,5  A.  für  die  Entladung,  für  Gitterplatten  mit  gut  haftender 
Masse  eine  Stromdichte  bis  zu  0,8  A.  für  die  Ladung  und  1  A.  für  die 
Entladung  zugelassen.  Demgemäß  könnte  ein  Sammler  mit  drei  positiven 
und  vier  negativen  Platten  bei  einer  Plattengröße  von  150  x200  mm  mit 
(2.3).  (il5  •  2,0) .  0,8  =  14,4  A.  geladen  und  mit  (2  •  3) .  (1,5  •  2,0)  .  1  =  18  A. 
entladen  werden. 

Für  besondere  Zwecke,  z.  B.  für  Pufferbatterien  in  Straßenbahnzentralen 
und  bei  Kraftübertragungsanlagen  usw.,  haben  einige  Fabriken  Sammler 
für  starke  Entladung  konstruiert.  Bei  diesen  Sammlern  ist,  ohne  die 
Plattengröße  zu  ändern,  die  Berührungsfläche  zwischen  Blei  und  aktiver 
Masse  vergrößert  worden.  Die  Akkumulatorenwerke  System  Pollak  haben 
das  durch  erhebliche  Vermehrung  der  an  den  Plattenflächen  vorhandenen 
Bleistacheln,  die  Akkumulatorenfabrik  Aktiengesellschaft  in  Hagen  (Westf.) 
hat  dasselbe  erzielt,  indem  sie  die  Gitteröffnungen  der  positiven  Platten 
vermehrt  und  gleichzeitig  verkleinert  hat. 

Bei  solchen  Sammlern  kann  die  Entladezeit  bis  auf  eine  Stunde  her- 
untergesetzt werden  ;  die  Stromdichten  erreichen  bei  denselben  Werte  bis  zu 
1,5  A.  für  die  Ladung  und  bis  zu  2,5  A.  für  die  Entladung;  ja,  wenn  die 
Entladungen  nur  kurze  Zeit  andauern  und  stoßweise  auftreten,  wie  es  bei 
den  oben  angegebenen  Betrieben  vorkommt,  dann  können  die  Stromdichten 
bis  auf  das  Doppelte  der  angeführten  Werte  gesteigert  werden. 

Die  Fabriken  geben  in  ihren  Preisverzeichnissen  bei  den  einzelnen 
Sammlertypen  aber  nicht  die  Werte  für  die  Stromdichte  an,  weil  diese  fast 
nur  für  den  Konstrukteur  von  Sammlern  ein  Interesse  bietet  und  dem  Laien 
nicht  ohne  weiteres  verständlich  sein  würde,  sondern  die  Preisverzeichnisse 
und  die  Bedienungsvorschriften  für  die  einzelnen  Typen  lassen  ersehen,  mit 
welchen  maximalen  Stromstärken  die  Zellen  geladen  und  entladen  werden 
dürfen.  Diese  Werte  dürfen  unter  keinen  Umständen  überschritten  werden, 
wenn  man  nicht  die  Lebensdauer  und  den  Wirkungsgrad  der  Sammler  be- 
einträchtigen will.  Diejenigen  Sammler,  welche  nach  dem  Verfahren  von 
Plante  formiert  sind,  können  stärkere  Ströme  aufnehmen  und  abgeben  als 
die  nach  dem  Faureschen  und  ähnlichen  Verfahren  hergestellten. 

Es  bedarf  keiner  weiteren  Erörterung,  daß  die  Sammler  mit  kleineren 
als  den  maximalen  Stromstärken  geladen  und  entladen  werden  dürfen;  bei 
den  in  der  Reichs-Telegraphenverwaltung  verwendeten  Sammlern  bildet  das 
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für  die  Entladung  die  Regel,  namentlich  im  Telegraphenbetriebe  dauert  die 
Entladung  einzelner  Sammlergruppen  manchmal  i  bis  4  Wochen,  je  nach 
deren  Beanspruchung.  Bei  der  Ladung  der  Zellen  werden  jedoch  vielfach 
die  maximalen  Stromstärken  angewendet,  um  die  Sammler  möglichst  an 
einem  Tage  wieder  voll  zu  laden. 

7.  Die  Kapazität.  Die  Elektrizitätsmenge,  welche  in  einem  Sammler 
aufgespeichert  werden  kann,  ist  abhängig  von  dem  Gewicht  der  aktiven 
Masse,  von  der  Größe  der  Berührungsfläche  zwischen  Füllmasse  und  Blei- 
unterlage sowie  von  der  Strom-  und  Säuredichte.  Man  nennt  diese  Elek- 
trizitätsmeuge  die  Kapazität  des  Sammlers  und  versteht  unter  der  Kapazität 
eines  Sammlers  eine  Zahl,  welche  das  Produkt  aus  der  maximalen  Entlade- 
stromstärke  und  der  Zeit  der  Entladung  ist;  diese  Zahl  drückt  die  Elek- 
trizitätsmenge  in  Amperestunden  aus.  da  ja  die  maximale  Stromstärke 
in  Ampere  und  die  Zeit  in  Stunden  gemessen  wird.  Ein  Sammler,  welcher 
eine  Kapazität  von  30  Amperestunden  hat,  kann  einen  Strom  von  7,5  A. 
4  Stunden,  einen  Strom  von  5  A.  6  Stunden,  einen  Strom  von  I  A.  30  Stunden 
lang  usw.  hergeben,  je  nachdem  die  maximale  Entladestromstärke  es  vor- 
schreibt; oder  umgekehrt:  ein  Sammler,  der  einen  Strom  von  5  A.  6  Stunden 
lang  liefert,  hat  eine  Kapazität  von  30  Amperestunden. 

Bleibt  man  mit  der  Entladestromstärke  unter  dem  zulässigen  maximalen 
Werte,  so  nimmt  die  Kapazität  des  Sammlers  zu.  Es  läßt  sich  dies 
dadurch  erklären,  daß  bei  einer  langsamen  Entladung  die  chemischen  Vor- 
gänge nicht  nur  an  der  Oberfläche  der  Masse  auftreten,  sondern  sich  auch 
auf  das  Innere  der  Platten  ausdehnen,  daß  mithin  mehr  Masseteilchen  um- 
gewandelt werden.  Die  Akkumulatorenfabriken  garantieren  für  verschiedene 
Entladestromstärkeu  und  Zeiten  auch  verschiedene  Kapazitäten.  Beispiels- 
weise gibt  die  Akkumulatorenfabrik  Aktiengesellschaft  in  Hagen  für  einen 
maximalen  Ladestrom  von  10  A.  und  eine  Entladedauer  von  3  Stunden 
eine  Kapazität  von  48  Amperestunden  an;  derselbe  Sammler  besitzt  aber 
eine  Kapazität  von  54  Amperestunden,  wenn  er  5  Stunden  lang  mit  10.8  A.. 
von  60  Amperestunden,  wenn  er  7,3  Stunden  lang  mit  8  A.  und  von 
(»5  Amperestunden,  wenn  er  10  Stunden  lang  mit  0,5  A.  entladen  wird. 

Allgemein  hat  Professor  Peukert  diese  Beziehung  zwischen  der  Ent- 
ladestromstärke und  der  Kapazität  eines  Sammlers  als  einen  Wert  ermittelt, 
der  ausgedrückt  wird  durch  die  empirische  Formel  J"  •  /  =  constans,  wo  J 
die  Entladestromstärke  des  Sammlers,  t  die  Zeit  der  Entladung  in  Stunden 
und  n  einen  Wert  bezeichnet,  der  für  die  einzelnen  Sammlerarten  ver- 
schieden ist.  Für  einen  Pollak- Sammler.  Type  R.  ist  n  —  1,51.  Beträgt 
bei  einem  solchen  Sammler  z.  B.  Type  ^3  die  Kapazität  für  einen  Ent- 
ladestrom  von  22  A.  60  Amperestunden,  und  will  man  die  Kapazität  des 
Sammlers  für  einen  Entladestrom  von  6  A.  ermitteln,  so  folgt,  da  j(J  •  /ft  =  Afi 

und  72J  •  L.,  =  K.,,  ist.  A«  -  K2.±  •  (  j2  1  =  66  •  /  ~~  I  =128  Ampere- 
stunden. 

Eine  K  apazi  tä  t  s erh öhu  n g  findet  auch  statt,  wenn  die  Entladung  mit 
zeitweisen  Unterbrechungen  erfolgt;  es  läßt  sich  dies  dadurch  erklären,  daß 
die  entladenen,  mehr  an  der  Oberfläche  der  Platten  befindlichen  Schichten 
von  den  darunter  liegenden  noch  nicht  entladenen  Schichten  regeneriert 
werden,  infolgedessen  nimmt  dann  auch  die  Spannung  des  Sammlers  wieder 
zu.  Am  augenfälligsten  tritt  diese  Erscheinung  bei  den  Sammlern  mit 
Masseplatten  zu  Tage;  da  diese  Platten  keine  leitenden  Bleirippen  be- 
sitzen, findet  eine  Verteilung  und  Ausgleichung  des  Stromes  nur  nach  und 
nach  statt. 
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Auch  bei  Kern  platten  tritt  eine  Kapazitätserhöhung  mit  der  Zeit  ein. 
ohne  daß  etwa  die  Entladcstrornstärke  ermäßigt  wird;  dies  hat  seine  Ur- 
sache darin,  daß  durch  öfteres  Laden,  namentlich  Überladen  immer  tiefer 
liegende  Schichten  der  Kernplatten  formiert  werden. 

Aber  auch  ein  Abnehmen  der  Kapazität  kommt,  namentlich  bei 
Sammlern  mit  1  Matten  älteren  Systems,  nach  längerem  Gebrauche  vor. 
Diese  Erscheinung  wird  durch  das  Zusammenschrumpfen  der  allmählich 
hart  und  dicht  werdenden  Masse  der  negativen  Bleiplatte,  welche  bei  jedes- 
maligem Laden  und  Entladen  ihr  Volumen  infolge  Abgabe  bz.  Aufnahme 
von  Schwefelsäure  verändert  hat.  hervorgerufen.  Zwischen  dem  Bleirahmen 
bz.  dem  Bleigitter  und  der  aktiven  Masse  bilden  sich  meist  an  allen 
Rändern  mehr  oder  weniger  breite  Risse,  wodurch  die  leitende  Verbindung 
und  somit  die  Stromzuführung  erheblich  schlechter  wird;  infolgedessen 
sinkt  auch  die  Kapazität  des  Sammlers.  Derartige  Mängel  können  vorüber- 
gehend behoben  werden,  indem  man  die  Risse  mit  einem  Brei  aus  Bleiglätte 
mittels  eines  Pinsels  ausstreicht  ;  für  einige  Zeit  erlangt  der  Sammler  dann 
wieder  seine  frühere  Kapazität. 

Bei  unzweckmäßig  konstruierten  Platten,  oder  wenn  die  Zellen  über- 
anstrengt werden,  fällt  auch  aus  den  positiven  Platten  die  weiche  Blei- 
superoxydmassc  heraus  und  bedingt  dadurch  eine  Verminderung  der  Kapa- 
zität. 

8.  Die  elektrische  Arbeitsleistung.  Das  Produkt  aus  der  mitt- 
leren Entladespannung  und  der  Anzahl  von  Amperestunden,  die  ein  Sammler 
geliefert  hat,  bezeichnet  man  mit  der  elektrischen  Arbeitsleistung 
des  Sammlers;  man  gibt  der  Zahl  die  Benennung  Wattstunden.  In 
der  Regel  erhält  mau  die  mittlere  Entladespannung  mit  hinreichender 
Genauigkeit  aus  dem  arithmetischen  Mittel  aus  Anfangs-  und  Endspannung. 
Will  man  genauere  Resultate  erzielen,  dann  muß  man  die  Entladespannung 
von  Zeit  zu  Zeit,  etwa  alle  10  Minuten,  messen  und  aufzeichnen  und  aus 
allen  diesen  beobachteten  Werten  das  Mittel  nehmen.  Eür  die  meisten 
Sammler  ergibt  sich  so  als  mittlere  Ladespannung  2.2  bis  2,1  Volt  und  als 
mittlere  Entladespannung  1,0  bis  i..»3  Volt.  Während  dieser  Beobachtungen 
muß  aber  die  Stromstärke  dauernd  konstant  erhalten  werden. 

Beispielsweise  ist  die  elektrische  Arbeitsleistung  eines  Sammlers,  welcher 
konstant  30  Stunden  lang  1  Ampere  geliefert  hat,  <>>•  i  "  1.9  —  57  Watt- 
stunden. 

9.  Wirkungsgrad  oder  Güteverhältnis.  Da  die  mittlere  Entlade- 
spannung kleiner  ist  als  die  mittlere  Ladespannung,  so  muß  auch  die  für 
die  Entladung  ermittelte  elektrische  Arbeitsleistung  des  Sammlers  kleiner 
sein  als  der  für  die  Ladung  berechnete  Wert.  Ferner  gewinnt  man  bei  der 
Entladung  erfahrungsgemäß  nicht  dieselbe  Elektrizitätsmenge  (in  Ampere- 
stunden), die  bei  der  Ladung  verbraucht  wurde,  da  ein  Teil  des  Lade- 
stroms durch  sekundäre  chemische  Prozesse  und  durch  Wärmebildung  ver- 
loren gegangen  ist.  Den  Ouotient  aus  der  bei  der  Entladung  gewonnenen 
und  der  bei  der  Ladung  aufgewendeten  elektrischen  Arbeitsleistung  bz. 
der  Elektrizitätsmenge  nennt  man  den  Wirkungsgrad  oder  das  Güte- 
verhältnis  des  Sammlers.  Man  unterscheidet  daher  zwei  Arten  des 
Wirkungsgrads:  erstens  in  bezug  auf  elektrische  Arbeitsleistung  in 
Wattstunden  und  zweitens  in  bezug  auf  die  Elektrizitätsmenge  in 
Amperestunden. 

Wenn  man  einen  Sammler  7  Stunden  lang  mit  ö  Ampere  ladet  bei  einer 
mittleren  Ladespannung  von  2.3  Volt  und  ihn  dann  20  Stunden  lang  mit 
2  Ampere  bei  einer  mittleren  Entladespannung  von   1.  -2  Volt  entladet,  so 
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beträgt  sein  Wirkungsgrad  in  bezug  auf  die  elektrische  Arbeitsleistung: 
20  •  2*1  01 

-  -    '    —  0,8,  ;  d.  h.  83  v.  H.  der  aufgewendeten  Energie  sind  bei  der 

7  •  0  •  2,3 

Entladung  wiedererhalten  worden. 

Für  denselben  Sammler  ist  das  Güteverhältnis  in  bezug  auf  die  Elek- 
20  •  2 

trizi  tätsmenge  -  ^ — =  0,95;  d.h.  95  v.  H.  der  verbrauchten  Elek- 
trizitätsmenge hat  man  bei  der  Entladung  wieder  gewonnen. 

Diese  günstigen  Zahlen  werden  im  Betriebe  selten  erreicht;  in  der  Regel 
beträgt  das  Güteverhältnis  für  die  elektrische  Arbeitsleistung  nicht  mehr  als 
75  bis  80  v.  H.  und  für  die  Elcktrizitätsmenge  nicht  mehr  als  90  bis  96  v.  H. 

Großen  Einfluß  auf  den  Wirkungsgrad  der  Sammler  hat  die  Strom- 
stärke, die  bei  der  Ladung  oder  Entladung  angewendet  wird.  Wenn  auch 
die  chemischen  Umwandlungen  im  Sammler  nur  ganz  kurze  Zeit  erfordern, 
so  dauern  sie  doch  immerhin  eine  gewisse  Zeit;  ferner  kann  eine  be- 
stimmte Menge  von  den  durch  den  Strom  abgeschiedenen  Ionen  nur  von 
einer  bestimmten  Plattenoberfläche  innerhalb  einer  gewissen  Zeit  verarbeitet 
werden.  Wächst  nun  die  Zahl  der  Ionen  infolge  Vergrößerung  der  Strom- 
stärke, so  verursachen  die  überschüssigen  Ionen  sekundäre  Prozesse.  Wie 
wir  früher  gesehen  haben,  wurde  das  schwefelsaure  Blei  bei  der  Ladung 
durch  die  (S  Oi)  -  Ionen  an  der  positiven  Platte  in  Pb  Oa  und  durch 
die  //-Ionen  an  der  negativen  Platte  in  Bleischwamm  verwandelt. 
Sobald  indes  die  abgeschiedenen  Ionen  nicht  alle  sogleich  verarbeitet,  d.  h. 
in  aktive  Masse  umgesetzt  werden  können,  tritt  an  der  positiven  Platte  nach 
der  Formel:  (SOA)  +  H2  O  =  H7  SO+  -J-  O  Sauerstoff  und  an  der  negativen 
Platte  Wasserstoff  auf.  Diese  sekundären  Prozesse  bedeuten  einen  Verlust 
an  Energie  und  haben  einen  ungünstigeren  Wirkungsgrad  des  Sammlers 
zur  Folge. 

10.  Günstigste  Stromstärke  bei  der  Ladung  und  Entladung. 
Bei  den  gebräuchlichen  Sammlertypen  beträgt  die  günstigste  Ladezeit  5  bis 
10  Stunden  und  die  günstigste  Entladezeit  3  bis  8  Stunden;  hieraus  läßt 
sich  folgern,  daß  der  Ladestrom  nicht  über  Ys  b's  Vio  unc*  der  Ent- 
ladestrom  nicht  über  ya  bis  '/»  der  Kapazität  in  Amperestunden  hinaus- 
gehen darf.  Will  man  dem  Sammler  auf  kurze  Zeit  stärkere  Ströme  ent- 
nehmen, so  kann  man  dies,  ohne  daß  eine  dauernde  Schädigung  eintritt; 
aber  der  Sammler  leistet  diese  Arbeit  nur  auf  Kosten  des  Wirkungsgrads. 
Einzelne  Typen  sind  für  solche  Uberanstrengungen  sehr  empfindlich,  und 
es  empfiehlt  sich,  für  derartige  schnelle  Entladungen  die  unter  6  erwähnten 
Sammler  für  starke  Entladungen  zu  verwenden. 

11.  Die  Gleichmäßigkeit  des  Stromes.  Erfahrungsgemäß  liefern 
die  Sammler  konstantere  Ströme  als  die  Primärbatterien;  eine  vollständige 
Gleichmäßigkeit  des  Stromes  gewährleisten  aber  auch  sie  nicht.  Nach  den 
Ausführungen  unter  2  und  4  sinkt  bei  der  Entladung  die  elektromotorische 
Kraft,  während  der  innere  Widerstand  des  Sammlers  steigt;  nach  dem 
Ohmschen  Gesetz  muß  sich  demnach  auch  die  von  dem  Sammler  gelieferte 
Stromstärke  verringern.  Wenn  dem  Sammler  nur  schwache  Ströme  ent- 
nommen werden,  halten  sich  diese  Schwankungen  in  engen  Grenzen,  ins- 
besondere wenn  die  Sammler  nicht  unmittelbar  nach  der  Ladung,  wo  die 
Spannung  noch  2,»  Volt  beträgt,  in  Betrieb  genommen  werden.  Bleiben 
die  Sammler  einige  Zeit  nach  der  Ladung  in  Ruhe,  dann  sinkt  die  Spannung 
dadurch,  daß  die  Gaspolarisation  langsam  verschwindet,  auf  den  normalen 
Wert.    Im  allgemeinen  hat  die  Schwankung  für  die  Spannung  ihre  Grenzen 
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zwischen  2  und  1,8  Volt;  letzterer  Wert  wird  erst  gegen  Ende  der  Ent- 
ladung erreicht,  so  daß  der  Strom,  da  die  Zunahme  des  innern  Wider- 
standes in  der  Regel  nicht  nennenswert  ist.  lange  Zeit  konstant  bleibt. 

12.  Selbstentladung  der  Sammler.  Wenn  Sammler  längere  Zeit 
in  geladenem  Zustande  unbenutzt  stehen,  so  entladen  sie  sich  von  selbst. 
Die  meisten  Sammler  haben  noch  nach  2  bis  3  Monaten  über  8  4  ihrer 
Kapazität,  jedoch  gibt  es  auch  Typen,  welche  kaum  die  Hälfte  derselben 
aufweisen.  Dieser  Umstand  soll  darauf  zurückzuführen  sein,  daß  das  Blei 
der  negativen  Platte  langsam  unter  Wasserstoffentwickelung  in  Bleisulfat 
umgewandelt  wird;  die  Selbstcntladung  geht  schneller  vor  sich,  sofern 
fremde  Metalle  (Messing,  Arsen.  Kupfer  usw.)  sich  in  dem  Sammler  be- 
finden oder  wenn  unreine  Schwefelsäure  zur  Verwendung  gelangt  ist. 

Läßt  man  geladene  Zellen  einige  Tage  unbenutzt  stehen,  so  erleiden  die 
Sammler  hierdurch  keinen  nennenswerten  Verlust;  dauert  die  Nichtbenutzung 
eine  Woche,  so  kann  dieser  Verlust  bis  10  v.  II.  der  Amperestunden  er- 
reichen, welche  man  erhalten  hätte,  wenn  die  Entladung  innerhalb  24  Stunden 
nach  dem  Laden  begonnen  worden  wäre. 

Entladene  Zellen  dürfen  in  der  Regel  nicht  länger  als  24  Stunden 
ungeladen  stehen.  Andernfalls  bildet  sich  an  der  Plattenoberfläche  festes 
Bleisulfat,  welches  den  positiven  Platten  eine  hellere,  den  negativen  Platten 
eine  dunklere  als  die  normale  Färbung  erteilt.  Da  dieses  Bleisulfat 
steinhart  ist,  wird  es  bei  der  nächsten  Ladung  nicht  sogleich  wieder  in 
aktive  Masse  übergeführt;  der  Sammler  erleidet  mithin  eine  Verminderung 
seiner  Kapazität.  Erst  durch  eine  größere  Zahl  normaler  Ladungen  wird 
das  Bleisulfat  vollständig  beseitigt  und  der  Sammler  erhält  seine  ursprüng- 
liche Kapazität  wieder.  Derartige  Sulfatbildungen  treten  auch  bei  sehr 
langsamen  Entladungen  auf ;  deshalb  ist  es  vorteilhaft,  Sammler  nicht 
länger  als  vier  Wochen  ohne  neue  Ladung  zu  benutzen. 

13.  Verhalten  sulfatierter  Sammler.  Bleibt  ein  Sammler  längere 
Zeit  ungeladen  stehen  oder  ist  er  zu  tief  entladen  worden  und  wird  nicht 
innerhalb  24  Stunden  wieder  aufgeladen,  so  bildet  sich  auf  den  Platten 
eine  harte  Sulfatschicht.  Dasselbe  kann  auch  eintreten,  wenn  die  Sammler 
ganz  langsam  mit  sehr  schwachen  Strömen  entladen  werden.  Derartige 
su lfatier te  Sammler  besitzen  die  eigentümliche  Eigenschaft,  bei  An- 
schauung des  Ladestroms  sogleich  eine  Spannung  von  2,6  bis  2,7  Volt  an- 
zuzeigen; sie  erwecken  dadurch  den  Anschein,  als  ob  sie  vollständig  voll 
geladen  wären;  läßt  man  jedoch  den  Ladestrom  weiter  arbeiten,  so  sinkt 
die  Spannung  des  sulfaltierten  Sammlers  allmählich,  bis  sie  endlich  nach 
längerer  Wirkung  des  Ladestroms  auf  den  normalen  Anfangswert  eines  im 
Zustande  der  Ladung  befindlichen  Sammlers  gelangt.  Ist  die  auf  den 
Platten  vorhandene  Sulfatschicht  sehr  dick  und  hart,  so  geht  der  eben  be- 
schriebene Prozeß  nicht  so  leicht  vonstatten.  Man  kann  allerdings  die 
auf  den  Platten  vorhandene.  Sulfatschicht  durch  einen  sehr  kräftigen  Lade- 
strom abstoßen;  dabei  kann  sich  aber  ereignen,  daß  einzelne  Stellen  der 
Platten,  an  denen  die  harte  Sulfatschicht  am  ersten  vom  Strome  durch- 
brochen wird,  mit  einer  zu  großen  Stromdichte  beansprucht  werden.  Die 
Behandlung  derartiger  Platten  werden  wir  in  dem  besonderen  Abschnitt 
»Störungen  in  den  Sammlern«  kennen  lernen. 

14.  Lebensdauer.  Die  Lebensdauer  der  Sammler  ist  abhängig 
von  der  Bauart  des  Sammlers  und  von  seiner  Behandlung.  Je  kräftiger 
der  Bleikern  bei  Platten  mit  Plante- Formierung  ist  und  je  besser  bei  den 
nach  dem  Faureschen  Prinzip  konstruierten  Platten  die  aktive  Masse  am 
Herausfallen  gehindert  wird,  um  so  größer  ist  die  Haltbarkeit  der  Platten. 
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Durch  die  Erfahrung  hat  sich  herausgestellt,  daß  aufgehängte  Platten, 
namentlich  die  positiven,  sich  langer  betriebsfähig 'halten  als  aufgestellte. 
Die  hängenden  Platten  können  sich  besser  ausdehnen  als  die  stehenden  und, 
da  bei  jeder  Ladung  eine  Ausdehnung  der  positiven  Platte  eintritt,  so  haben 
stehende  Platten  sich  häufig  gekrümmt  und  geworfen  und  schließlich  Kurz- 
schlüsse  in  der  Zelle  hervorgerufen. 

Von  großem  Einfluß  auf  die  Lebensdauer  der  Sammler  ist  deren  Be- 
handlung. Wird  ein  Sammler  häufig  zu  tief  entladen,  im  entladenen  Zu- 
stande stehen  gelassen,  zu  lange  geladen,  mit  zu  starkem  Strome  geladen 
oder  entladen,  wird  die  Säure  nicht  auf  dem  vorgeschriebenen  Kon- 
zentrationsgrad gehalten,  wird  unreine  Säure  oder  unreines  Wasser  zur 
Naehfüllung  verwendet,  wird  der  Sammler  häufig  stark  erschüttert,  so 
leidet  seine  Lebensdauer  erheblich.  In  gut  behandelten  Sammlern  halten 
die  positiven  Platten  je  nach  der  Beanspruchung  3  bis  0  Jahre  und  länger, 
die  Haltbarkeit  der  negativen  Platten  ist  noch  größer;  genaue  Angaben 
lassen  sich  noch  nicht  machen.  Häufig  ist  beim  Schadhaftwerden  von 
Platten  nicht  immer  eine  Auswechselung  erforderlich,  meist  lassen  sie  sich 
noch  instandsetzen. 

Die  Fabriken  übernehmen  in  der  Regel  eine  ein-  bis  mehrjährige 
Garantie  für  die  Haltbarkeit  der  Sammler  und  verpflichten  sich,  alle  innerhalb 
dieser  Zeit  nicht  gewaltsam  herbeigeführten  Beschädigungen  der  Sammler  usw. 
für  ihre  Rechnung  beseitigen  zu  lassen.  (Fortietzung  folgt.* 


Das  Verkehrswesen  im  Kongostaate. 

An  der  Hand  eines  unlängst  erschienenen,  auf  amtlichen  Grundlagen 
beruhenden  Werkes  »L'Etat  lndependant  du  Longo.  Documents  sur  le 
pays  et  ses  habitams.« ,  das  in  ausführlicher  Weise  über  die  gesamte  Ent- 
wicklung des  Kongostaats  Aufschluß  gibt ,  insbesondere  auch  die  mit 
großer  Rührigkeit  betriebene  und  kraftvoll  durchgeführte  Verkehrspolitik 
zur  Anschauung  bringt,  hat  die  »Deutsche  Kolonialzeitung«  eine  Reihe 
bemerkenswerter  Angaben  veröffentlicht.  Ihnen  sind  die  folgenden  Einzel- 
heiten entnommen,  die  das  Interesse  unserer  Leser  beanspruchen  dürften. 

Der  Kongostaat  ist  von  jeher  bestrebt  gewesen,  in  seinem  Gebiete  die 
Anlage  von  Eisenbahnen,  namentlich  zur  Umgehung  der  Wasserfälle  und 
Stromschnellen,  sowie  die  Einrichtung  der  Dampfschiffahrt  auf  den  Binnen- 
gewässern, die  Herstellung  von  Telegraphenlinien  und  sonstige  für  das 
wirtschaftliche  Gedeihen  des  Landes  als  notwendig  erkannte  Ycrkehrsein- 
richumgen  nachhaltig  zu  fordern.  Bei  Begründung  des  Staates  im  Jahre  1885 
war  sein  auf  15  <>•><»  km  Länge  geschätztes  Wasserstraßennetz,  das  ihm  für 
die  allmähliche  Erschließung  des  Landes  zugute  kommt,  vom  Weltverkehr 
durch  eine  ungeheure,  400  km  lange  Schranke  von  Bergketten  abgeschnitten. 
Dieser  im  Vergleiche  zu  der  gewaltigen  Ausdehnung  des  Staatsgebiets 
immerhin  kleine  Streifen  war  ein  Hemmnis  für  alle  Bemühungen  zur  Ver- 
besserung des  Kongobeckens.  Die  Schwierigkeiten  mußten  beseitigt  werden, 
sonst  war  der  Kongostaat,  wie  Stanley  sich  ausdrückte,  keinen  Schilling 
wert.  Vor  allem  schien  die  Anlage  einer  Eisenbahn  geboten:  doch  war. 
da   die  Verhältnisse   für  die  Verwirklichung  dieses  Gedankens  noch  nicht 


Digitized  by  Google 


Das  Verkehrswesen  im  Kongostaate. 


6o7 


günstig  lagen,  zunächst  ein  anderweitiger  Behelf  zu  suchen,  der  in  der 
sogenannten  Katarakten  Straße  gefunden  wurde. 

Das  Gebiet  zwischen  dem  unteren  Kongo  und  dem  Stanley-Pool  besteht 
aus  tiefen  Tälern  und  steilen  Bergen.  Es  führten  früher  nur  Negerpfade 
hindurch,  die  jedes  Hindernis,  Baum  oder  Fels,  umgehen.  1  >iese  Pfade  mußten 
die  ersten  Forscher  benutzen.  Stanley,  der  die  schweren  1  >ampferteile  für 
die  ersten  auf  dem  Stanley-Pool  vom  Stapel  zu  lassenden  Fahrzeuge  hinauf- 
zubringen hatte,  bahnte  sich  auf  seiner  Expedition  im  Jahre  18S2  einen 
besseren  Weg;  er  sprengte  die  Felsen  mittels  Dynamits.  Die  Expedition 
brauchte  zwei  Jahre,  um  nach  dem  Pool  zu  gelangen.  Bald  waren  drei 
Fahrzeuge  flott  und  befuhren  das  große  Stromnetz.  Doch  mehrten  sich 
die  Verkehrsbedurfnisse,  und  der  Staat  ließ  eine  Straße  bauen,  die  zahlreiche 
Brücken  aufwies  und  an  der  sich  Rasthäuser  erhoben.  I  >ie  umwohnenden 
Eingeborenen  wurden  in  Gruppen  eingeteilt,  die  zwischen  Matadi  und 
Leopoldville  als  Träger  verkehrten. 

Inzwischen  machte  sich  die  Not  wendigkeit  einer  Eisenbahn  mehr  und 
mehr  fühlbar.  18X7  fand  eine  Studienexpedition  statt  und  1S91  kam  die 
Kongo-Eisenbahngesellschaft  zustande,  deren  Unternehmen  man  anfänglich 
für  verfehlt  hielt.  In  den  ersten  drei  Jahren  kam  der  Bau  in  der  Tat  nur 
3  km  vorwärts,  und  bis  der  Sanitätsdienst  einigermaßen  organisiert  war. 
herrschte  unter  den  weißen  Beamten  und  Arbeitern  eine  erschreckende 
Sterblichkeit.  Auch  erwies  es  sich  als  notwendig,  Arbeiter  von  außerhalb 
heranzuziehen,  und  zwar  nicht  nur  von  der  afrikanischen  W  estküste,  sondern 
auch  von  China  und  von  den  Barbados-Inseln.  Beschäftigt  waren,  je  nach 
dem  Fortschritte  der  Bauarbeiten,  zwischen  2000  und  00t  ><  •  Arbeiter,  für 
deren  Schutz  und  Beaufsichtigung  der  Staat  eine  besondere  Polizeitruppe 
errichtete.  Nach  sieben  Jahren.  iSi)S,  war  der  Stanley-Pool  erreicht.  Die 
400  km  lange  Strecke  hat  eine  Spurweite  von  75  cm.  Bei  der  Zerrissenheit 
des  Geländes  waren  zahlreiche  Brückenbauten  erforderlich  Eine  Brücke 
über  den  Inkisi  ist  100,  eine  andere  über  den  Kuilu  «So  m,  etwa  hundert 
sonstige  sind  10  bis  50  m  lang.  Einige  der  Brücken  wurden  in  einem 
Stück  auf  eigens  an  Ort  und  Stelle  erbauten  Schiebern  über  die  Wasserläufe 
geschoben.  Die  Bahn  entlang  läuft  eine  Femsprechlinie.  Die  Zuge  ver- 
kehren nur  bei  Tage,  so  daß  die  Fahrt  auf  der  ganzen  Strecke  (mit  Über- 
nachtung in  Tumba)  zwei  Tage  in  Anspruch  nimmt.  Die  Aulagekosten 
haben  52  Millionen  Mark  betragen.  Die  Eisenbahngesellschaft  hat  infolge 
der  vielen  Schwierigkeiten  des  Bahnbaues,  die  alle  Kostenanschläge  über 
den  Haufen  warf,  sich  mehrfach  in  einer  ubelen  Lage  befunden.  Oberst 
Thys.  ihr  rühriger  Direktor,  suchte  eine  Zeitlang  vergeblich  Kapital  für 
die  Fortführung  des  Unternehmens.  In  seiner  Bedrängnis  reiste  er  nach 
Berlin  und  wandte  sich  an  den  verstorbenen  Bankier  Bleichroeder,  bei  dem 
er  nach  kurzer  Unterhandlung  seinen  Zweck  erreichte.  Die  »Deutsche 
Kolonialzeitung«  erinnert  bei  dieser  Gelegenheit  die  Führer  de>  deutschen 
Kapitals  daran,  daß  sie  es  waren,  die  damals  ein  fremdes  Unternehmen 
gerettet  haben,  und  knüpft  daran  den  Appell,  daß  sie  auch  bereit  sein 
möchten,  den  deutschen  Schutzgebieten  mehr  als  bisher  Hilfe  zu  leisten. 

Der  im  westlichen  Teile  de>  Staates  gelegene  Mayumbebezirk  mußte 
von  Borna  aus  durch  eine  Eisenbahn  erschlossen  werden.  Der  Verkehr 
nach  diesem  wertvollen  Gebiete  geschah  früher  durch  Kanus  über  ver- 
schiedene Nebenflüsse  des  Schiloangos  und  war  mit  vielen  Hindernissen 
verbunden.  Die  Eingeborenen  erhoben  Durchgangszolle.  Der  im  Oktober 
iiS(>S  begonnene  Bau  war  im  Dezember  iqoi  vollendet.  Die  Bahn  führt 
bis  zum  Lukulafluß  und  hat  eine  Spurweite   von  (»»cm.     In  Borna  ist 
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übrigens  auch  eine  Straßenbahn  im  Betriebe  zur  Verbindung  des  Hafens 
mit  der  Stadt. 

Nachdem  durch  die  Kataraktenbahn  das  Kongoland  in  direkte  Verbindung 
mit  der  Außenwelt  gebracht  war,  ließ  der  Staat  neue  Bahnprojekte  für  den 
Osten  ausarbeiten ,  mit  deren  Verwirklichung  bereits  der  Anfang  gemacht 
ist;  es  handelt  sich  um  eine  Gesamtlänge  von  2000  km.  Ein  wichtiger  Teil 
des  neuen  Netzes  wird  von  Stanleyvillc  (an  den  Stanleyfällen)  die  Verbin- 
dung mit  den  schiffbaren  Strecken  des  oberen  Lualaba  herstellen. 

Auf  dem  Gebiete  der  Schiffahrt  sind  fortwährend  Verbesserungen  zu 
verzeichnen.  Die  ersten  Aufgaben  der  Schiffahrt  waren  ungemein  schwierig: 
einmal  durften  die  Fahrzeuge  keinen  großen  Tiefgang  haben,  sodann  mußten 
sie  einen  beträchtlichen  Tonnengehalt,  in  Voraussicht  der  Verkehrsentwick- 
lung, aufweisen.  Dabei  mußten  die  Maschinen  kräftig  sein,  um  die  Strömung 
zu  überwinden.  Der  Kongo  und  seine  Nebenflüsse  sind  ungleichmäßig  tief, 
unter  der  Oberfläche  schwimmen  oft  gefährliche  Baumstämme,  auch  Sand- 
bänke und  Riffe  sind  bedrohlich,  und  die  Strömung  schwankt  sehr  beträchtlich. 
Es  mußten  daher  genaue  Karten  des  Stromnetzes  aufgenommen  werden, 
welche  das  Schiffs-  und  Stationspersonal  unaufhörlich  zu  ergänzen  hat. 
Auch  ließ  die  Verwaltung  Studien  zur  Erkundung  der  geeignetsten  Schiffs- 
typen anstellen,  und  nach  dem  Ergebnisse  dieser  Studien  konnten  sich  auch 
die  Privatunternehmer  für  ihre  Bestellungen  richten. 

Schon  vor  Eröffnung  der  Kataraktenbahn  hatte  der  Staat  eine  Anzahl 
Dampfer  auf  dem  Stanley-Pool  in  Dienst  gestellt.  Bei  den  Schwierigkeiten, 
welche  damals  der  Transportdienst  bot,  war  dies  eine  große  Leistung.  Die 
Dampfer  waren  bis  24  m  lang  und  5.5  m  breit,  zweideckig,  mit  Heckrad 
und  mit  24  t  Gehalt.  Nach  Eröffnung  der  Bahn  konnten  größere  Dampfer 
vom  Stapel  gelassen  werden.  Für  die  Beförderung  von  schweren  Gütern 
sind  inzwischen  Fahrzeuge  bis  zu  500  t  Ladefähigkeit  erbaut  worden. 

Die  Staatsflotte  für  das  Binnennetz  besteht  jetzt  aus  33  Dampfern,  einem 
Bagger  und  einer  Anzahl  Schleppfahrzeuge.  Dazu  kommen  für  den  unteren 
Kongo  8  Dampfer,  1  Bagger  und  mehrere  Segelschiffe.  Die  Privatunter- 
nehinung  verfügt  auf  dem  oberen  Kongo  über  70  Dampfer.  Der  Umschlag- 
verkehr auf  der  Endstation  der  Eisenbahn  am  Pool,  in  Leopoldville ,  ist 
daher  sehr  bedeutend.  Weitere  Umschlagplätze,  wo  die  kleinen  Dampfer  für 
den  Verkehr  auf  den  Nebenflüssen  laden  und  löschen,  sind  zahlreich  im 
Innern  vorhanden.  Von  den  Punkten,  wo  die  Dampfschiffahrt  aufhört, 
führen  entweder  Straßen  für  Motorwagen  weiter  oder  es  sollen  von  dort 
künftig  Eisenbahnen  ausgehen.  An  einzelnen  Stellen,  wo  die  Fälle  durch 
Wege  umgangen  werden,  sind  stromaufwärts  Dampfer  eingestellt.  Auch 
die  Seen,  der  Tanganjika.  der  Kiwu  und  der  Moero,  werden  durch  kongo- 
staatliche Dampfer  und  Segler  befahren.  Erwähnt  sei  noch,  daß  sich  die 
Verwaltung  Hand  in  Hand  mit  der  Ausgestaltung  der  Schiffahrt  auch  die 
planmäßige  Verbesserung  der  Hafeneinrichtungen  mit  Nachdruck  hat  an- 
gelegen sein  lassen. 

Von  den  Kunststraßen  für  den  Motor  wagen  verkehr  verbindet  die 
eine,  800  km  lang,  den  Uellestrom  mit  dem  Gebiete  von  Lado  (am  Weißen 
Nil),  eine  andere,  350  km,  führt  von  der  Kataraktenbahn  nach  Popokabaka 
am  Kwango.  Die  Straßen  sind  mindestens  5  m  breit  und  können  von 
schweren  Fahrzeugen  benutzt  werden.  Auf  einzelnen  Strecken  dieser  Straßen 
ist  der  Motorwagenverkehr  schon  im  Gange.  Straßen  und  Wagen  müssen 
sehr  widerstandsfähig  sein.  Beim  Straßenbau  mußten  Sümpfe  umgangen 
werden,  weil  man  Dämme  nur  ausnahmsweise  anlegen  wollte  und  nur 
insoweit,  als  Gewähr  für  ihre  Haltbarkeit  gegeben  war;  beweglicher  Boden 
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eignet  sich  dazu  nicht.  Die  Fahrzeuge  werden  so  beladen,  daß  der  Schwer- 
punkt auf  dem  Hinterteile  liegt  ;  da  die  Hinterräder  breiter  als  die  Vorder- 
räder sind,  wird  das  Gewicht  auf  diese  Weise  besser  verteilt.  Bei  der 
Auswahl  der  Triebkraft  hat  man  sich  für  Dampfkraft  mittels  Holzfeuerung 
entschieden.  Die  auf  den  Straßen  im  Kongostaate  benutzten  Motorwagen 
sollen  mit  der  Last  nicht  über  4  t  wiegen;  schwerere  Fahrzeuge  haben  sich 
dort,  im  Gegensatze  zu  den  Erfahrungen  in  anderen  Kolonien,  nicht  bewährt. 

Von  anderen  zur  Verwendung  kommenden  Verkehrsmitteln 
sind  zunächst  die  auf  verschiedenen  Stationen  benutzten  Pferde-  und  Ochsen- 
wagen zu  erwähnen.  Einige  Stationen  haben  eiserne  Karren  erhalten,  die 
sich  für  ihre  Zwecke  gut  eignen.  Befriedigende  Erfolge  hat  man  mit  der 
Zähmung  und  Abrichtung  einheimischer  Elefanten  erzielt.  Auch  von  der 
Abrichtung  von  Zebras  verspricht  sich  die  Verwaltung  Erfolg.  Pferdezucht 
wird  an  mehreren  Stellen  mit  großer  Sorgfalt  betrieben;  der  Abrichtung 
von  Reitstieren  wendet  man  ebenfalls  Aufmerksamkeit  zu. 

Besonderes  Interesse  für  unsere  Leser  bieten  die  Mitteilungen  über  das 
Telegraphen-  und  Fernsprech  wesen,  weshalb  wir  auf  sie  etwas  näher 
eingehen  wollen.  Die  Anlage  der  ersten  Telegraphenlinie  wurde  1893  zwischen 
Borna  und  Matadi  beschlossen.  Im  Juni  1894  waren  52  km  fertig,  ein  Jahr 
darauf  war  der  erste  Draht  über  den  Strom  gespannt,  und  der  Betrieb  konnte 
beginnen.  Ende  1895  waren  12  km  über  Matadi  hinaus  gespannt,  1897 
hatte  man  Kunkula  (3 16  km)  erreicht,  und  vom  15.  September  1898  an  war 
der  Fernsprech-  und  Telegraphcnvcrkehr  von  Matadi  nach  Leopoldville 
eröffnet.  Mit  der  Eröffnung  der  Bahn  war  es  möglich  geworden,  größere 
Mengen  Material  stromaufwärts  zu  schaffen.  Sogleich  wurde  die  Richtung 
einer  neuen  Linie  nach  Coquilhatville  studiert,  während  vier  Gruppen  ein- 
geborener Arbeiter  an  den  Rodungen  für  die  Linie  Leopoldville-Kwamouth 
an  der  Kassaimündung  (233  km)  beschäftigt  wurden.  Ende  desselben  Jahres 
konnte  die  Verbindung  Boma-Kwamouth  (685  km)  dem  Verkehr  übergeben 
werden.  Im  Juli  1899  war  eine  Fernsprechlinie  von  der  Kassaimündung 
nach  dem  Lager  von  Jumbi  (177  km)  im  Betriebe,  worauf  die  Strecken 
Jumbi-Lukolela  (121  km),  Irebu-Coquilhatville  (114  km)  und  Lukolela-Irebu 
(102  km)  nacheinander  eröffnet  wurden.  Mittlerweile  waren  an  den  Haupt- 
punkten Telegraphenämter  errichtet  worden,  die  Anfangs  Dezember  1899 
miteinander  in  Verbindung  gesetzt  waren.  Einige  Wochen  später  waren  die 
Lager  von  Umangi  und  Lisala  (22  km)  ebenfalls  verbunden.  In  weniger 
als  Jahresfrist  war  also  der  Verkehr  von  Leopoldville  nach  Coquilhatville 
(747  km)  eröffnet. 

Zweimal  waren  Flußübergänge  notwendig,  am  unteren  Kongo  und  an 
der  Kassaimündung:  es  war  eine  schwierige  Arbeit,  bei  der  die  Drähte 
mehrmals  rissen.  Um  der  Gefahr  des  Zerreißens  vorzubeugen,  wurden  am 
unteren  Kongo  vier  Drähte  von  je  2  mm  Durchschnitt  und  einer  Wider- 
standskraft von  je  314  kg  von  einem  Ufer  zum  anderen  gezogen.  Diese 
Drähte  sind  auf  zwei  Pfeiler  von  15  m  Höhe  gespannt,  die  am  Fuße  800  m 
voneinander  entfernt  sind  und  73  bz.  63  m  über  dem  Hochwasserstande 
sich  befinden,  so  daß  die  größten  Dampfer  unter  den  Drähten  durchfahren 
können.  Am  Kassai  sind  die  Ufer  weniger  hoch,  und  es  steigt  das  Wasser 
bei  den  jährlichen  Anschwellungen  um  5  m.  Die  Pfeiler  mußten  daher  eine 
beträchtliche  Höhe  erhalten.  Mitten  im  Strome  fand  sich  eine  Felsbank, 
so  daß  die  Drähte  mit  Unterbrechung  in  zwei  Teilen  von  450  und  670  m 
übergespannt  werden  konnten.  Die  Pfeiler  sind  14,  36,50  und  38,50  m 
hoch.  Die  Uferpfeiler  erhielten  eine  Grundmauer  aus  Eisenbeton,  der 
Inselpfeiler  wurde  durch  L'mspannung  des  Felsens  mittels  eiserner  Fänge 
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festgemacht,  die  durch  Beton  gesichert  wurden :  iiber  letzteres  wurden  zum 
Schutze  gegen  die  starke  Strömung  bis  zur  Überschwemmungshöhe  Steine  usw. 
geschichtet.  Hier  war  die  Überführung  der  Drähte  besonders  schwierig;  sie 
rissen  nicht  nur  mehrmals,  sondern  wiederholt  gingen  auch  die  Boote  unter. 

Im  l'rwalde  werden  die  Drähte,  wo  es  angeht,  an  Bäumen  befestigt, 
sonst  an  eisernen  Stangen.  Sie  sind  aus  Phosphorbronze,  werden  aber 
schwarz  gestrichen,  um  die  Eingeborenen,  die  auf  Kupfer  besonders  versessen 
Miid,  nicht  zum  Diebstahle  zu  reizen.  Ebenso  werden  alle  hellen  Teile, 
z.  B.  die  Isolatoren,  dunkel  gestrichen.  Mit  wenigen  Ausnahmen  werden 
beim  Telegraphenbau  nur  Eingeborene  verwandt,  die  in  Gruppen  von 
40  Mann  unter  Führung  eines  oder  zweier  Europäer  arbeiten.  Die  Wege, 
die  für  die  Linien  geschlagen  wurden,  sind  mm  breit,  auf  einzelnen  Busch- 
strecken noch  breiter,  um  die  Drahte  gegen  Brand  und  das  Überfallen  von 
Bäumen  zu  sichern. 

Außer  drei  Telegraphenämtern :  Leopoldville.  Kwamouth  und  Coquilhat- 
ville.  bestehen  an  der  Binnenlandlinie  neun  Fernsprechämter  und  sechs  Fern- 
sprechstellen, letztere  zum  Gebrauche  für  die  Kapitäne  der  Dampfer.  An 
der  Strecke  liegen  140  Dorfschaften,  deren  Bewohner  gegen  eine  vereinbarte 
und  monatlich  zahlbare  Entschädigung  die  Strecke  zu  roden  haben.  Die 
beste  Zeit  für  den  Fernsprechverkehr  sind  die  ersten  Stunden  nach  Sonnen- 
untergang, dann  ist  die  Verbindung  gewöhnlich  ausgezeichnet.  Versuche 
hinsichtlich  der  Möglichkeit  des  Fernverkehrs  ergaben,  daß  zwischen  Matadi 
und  Kwamouth  (633  kmi  eine  Verständigung  zu  erreichen  war:  zwischen 
Kwamouth  und  Borna  (085  km)  konnte  man  eben  noch  die  Stimmen  er- 
kennen. Von  m  l/hr  morgens  an  macht  die  Hitze  die  Gespräche  unmög- 
lich, besonders  während  der  Regenzeit.  Aus  Sparsamkeitsgründen  wurde 
nämlich  auf  eine  Rückleitung  verzichtet;  infolgedessen  bilden  sich  während 
der  Mittagsstunden  Strömungen,  die  ein  völlig  störendes  Knattern  verursachen. 
Mit  der  für  später  vorgesehenen  Rückleitung  hofft  man  diesem  Obelstand 
abzuhelfen. 

Die  Feinde  der  Telegraphenlinien  sind  hauptsächlich  Tiere.  In  den 
Amtern  haben  besonders  die  weißen  Ameisen  Schaden  angerichtet.  Gefährlich 
sind  die  Elefanten,  die  oft  auf  mehreren  hundert  Metern  die  Stangen  oder 
Baume  ausheben  oder  verdrehen.  Im  Busche  können  die  Wirbelstürme 
Unheil  stiften.  In  der  Regenzeit  vom  Oktober  bis  März  treten  Entladungen 
atmosphärischer  Elektrizität  auf.  wodurch  schon  öfter  eingeborene  Arbeiter 
umgekommen  sind.  Im  Januar  k»<k>  zerstörte  der  Blitz  über  100  m  Leitung, 
wobei  der  Draht  in  Stucke  von  15  bis  50  cm  zerrissen  wurde.  Solche 
und  andere  Schäden  erfordern  ein  fortwährendes  Begehen  der  Strecke. 

Seit  zwei  Jahren  veranlaßt  die  Verwaltung  Versuche  mit  Funken- 
telegraphic zwischen  Borna  und  Ambrizette  in  der  Absicht,  ihr  Netz  mit 
den  unterseeischen  Kabeln  in  Verbindung  zu  bringen.  Für  die  europäischen 
Bewohner  des  Kongostaats  bitten  sich  gegenwärtig  drei  Gelegenheiten  zur 
Beförderung  von  Telegrammen  auf  dem  Kabelwege:  die  Telegramme  werden 
über  den  Stanley-Pool  nach  Brazzaville  in  Franzi  »sisch-Kongo  gebracht,  wo 
der  Anschluß  an  das  franzosische  Netz  in  Gabun  möglich  ist.  oder  durch 
die  Seedampfer  von  Borna  nach  Loanda  oder  Säo  Thome,  wo  das  englische 
Kabel  anlegt.  Wenn  die  drahtlose  Tclegraphie  zwischen  Borna  und  Ambri- 
zette sich  bewahrt,  wird  Loanda  unmittelbar  zu  erreichen  sein.  Einstweilen 
hat  der  Kongostaat  mit  der  franzosischen  Regierung  ein  Abkommen  ge- 
schlo>sen.  wonach  die  beiderseitigen  Netze  dadurch  verbunden  werden,  daß 
ein  Kabel  von  Leopoldville  nach  Brazzaville  durch  den  Stanley -Pool  ge- 
legt wird. 
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Der  Post  verkehr  hat  eine  bedeutende  Ausdehnung  erlangt.  Im 
Jahre  1885  wurden  im  ganzen  nur  33  14«»  Postsendungen  nach  dem  Kongo- 
staate befördert,  io<>j  waren  es  37201«».  Die  Post  wird  von  den  Anlege- 
plätzen der  Dampfer  durch  eingeborene  Boten  befördert. 

Aus  alledem  geht  hervor,  dal»  das  Verkehrswesen  des  Kongostaats  hoch 
entwickelt  ist.  Die  Leistungen  auf  diesem  Gebiet  verdienen  umsomehr 
Anerkennung,  als  sie  im  tiefen  Innern  Afrikas,  in  (.legenden,  die  vor  noch 
nicht  langer  Zeit  zum  ersten  Male  oberflächlich  erforscht  wurden,  häutig 
unter  großen  Schwierigkeiten  erzielt  worden  sind. 


Die  Eisenbahnen  der  Erde. 

Das  »Archiv  für  Eisenbahnwesen"  hat  in  Ergänzung  seiner  alljährlich 
wiederkehrenden  Veröffentlichungen  iiber  die  Fortschritte  des  Eisenbahnwesens 
der  Welt  kürzlich  abermals  hierüber  Mitteilungen  gebracht,  die  den  Zeitraum 
i8<)8  bis  n>o2  umfassen.  Wir  erfahren  daraus,  daß  die  im  Betriebe  befind- 
lichen Eisenbahnen  der  Erde  Ende  io<>2  eine  Lange  von  838  21O  km  erreicht 
hatten.  Diese  Ausdehnung  übertrifft  das  20. q  fache  des  Erdumfanges  am 
Äquator  (40070  km)  noch  um  753  km  und  kommt  nahezu  dem  2.2  fachen 
der  mittleren  Entfernung  des  Mondes  von  der  Erde  (384420  km)  gleich. 
Das  vorstehend  auf  838  210  km  bezifferte  Eisenbahnnetz  bezeichnet  die 
Bahn-,  nicht  die  Gleislänge,  die  wegen  der  vielen  zwei- und  mehrgleisigen 
Eisenbahnen  bedeutend  größer  ist:  auch  umfaßt  die  Zahl  nur  die  sogenannten 
Hauptbahnen  sowie  die  für  öffentlichen  Verkehr  bestimmten  voll-  und 
schmalspurigen  Nebenbahnen,  während  die  unter  den  Begriff'  Kleinbahnen 
fallenden  Anlagen,  insbesondere  die  städtischen  Straßenbahnen  und  dergl., 
ausgeschlossen  sind. 

Von  den  fünf  Erdteilen  bat  Amerika  das  umfangreichste  Netz;  es  besitzt 
für  sich  allein  mehr  als  die  Hälfte  der  gesamten  Eisenbahnlänge  der  Erde, 
nämlich  421571km.  Sodann  folgt  Europa  mit  20O051  km.  Wesentlich 
geringere  Längen  weisen  die  übrigen  Erdteile  auf:  Asien  71  372,  Australien 
25805  und  Afrika  23417  km. 

Unter  den  einzelnen  Staaten  haben  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
mit  325  777  km  die  beträchtlichste  Eisenbahnlänge.  An  zweiter  Stelle  steht 
das  Deutsche  Reich  mit  53  700  km.  danach  folgen  das  europäische  Rußland, 
das  einschließlich  Finnland  ein  Netz  von  52330  km  aufweist,  Frankreich 
mit  44654  km,  Brit.  Ostindien  mit  41723  km.  Österreich  -  Ungarn  mit 
38041  km.  Großbritannien  und  Irland  mit  35  501  km. 

Die  Dichtigkeit  des  Eisenbahnnetzes,  d.  h.  das  Verhältnis  der  Eisen- 
bahnlänge zur  Flächengroße,  ist  nach  wie  vor  am  bedeutendsten  in  dem 
industriereichen,  dichtbevölkerten  Königreiche  Belgien,  wo  22.5  km  Eisenbahn 
auf  100  qkm  kommen.  Nicht  viel  weniger  Eisenbahnlänge  —  ig. 6  km  — 
entfällt  auf  die  gleiche  Fläche  in  dem  ebenfalls  sehr  industriereichen  und 
stark  bevölkerten  Königreiche  Sachsen.  Sodann  folgen:  Baden  mit  13.8, 
Elsaß-Lothringen  mit  13.0,  Großbritannien  und  Irland  mit  Ii.»  km  Eisenbahn 
auf  je  1 00  qkm.  Die  geringste  Dichtigkeit  haben  unter  den  europäischen 
Ländern  Norw  egen  mit  0,7  und  Rußland  mit  0.9  km  Eisenbahn  auf  100  qkm 
Fläche.    Von  den  außereuropäischen  Ländern  stehen  die  Vereinigten  Staaten 
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von  Amerika  in  bezug  auf  Dichtigkeit  des  Netzes  mit  4,2  km  auf  je  100  qkm 
Fläche  obenan.  In  der  Mehrzahl  der  übrigen  außereuropäischen  Länder  ist 
die  Dichtigkeit  des  Eisenbahnnetzes  wesentlich  geringer  als  1.5  km. 

Das  Verhältnis  der  Eisenbahnlänge  zur  Einwohnerzahl  ist  unter  den 
europäischen  Ländern  am  günstigsten  in  dem  im  Verhältnisse  zu  seiner 
Flächenausdehnung  nur  schwach  bevölkerten  Schweden,  wo  23,9  km  Eisen- 
bahn auf  je  10  000  Einwohner  entfallen.  Weiter  folgen  Dänemark  mit  12,7, 
die  Schweiz  mit  12  und  Frankreich  mit  11,5  km  Eisenbahn  auf  je  10000  Ein- 
wohner. Erheblich  größere  Zahlen  weisen  für  dieses  Verhältnis  einzelne 
außereuropäische  Länder  mit  einem  im  Vergleiche  zur  Bevölkerungsziffer 
stark  entwickelten  Eisenbahnnetz  auf.  Am  höchsten  stehen  die  australischen 
Kolonien,  und  zwar  Queensland  mit  92,9  km  Eisenbahn,  Südaustralien  mit 
83,1,  Westaustralicn  mit  77,2,  Tasmanien  mit  58  km  Eisenbahn  auf  je 
10000  Bewohner. 

Der  Zuwachs,  den  die  Eisenbahnlänge  der  Erde  in  der  Zeit  vom  Schlüsse 
des  Jahres  1898  bis  dahin  1902  erhielt,  hat  87242  km  oder  n,f»v.  H.  betragen; 
den  größten  Anteil  daran  hatte  wieder  Amerika  mit  35234  km,  sodann 
Europa  mit  26307,  Asien  mit  17767,  Afrika  mit  5463  und  Australien  mit 
2471  km. 

Eine  übersichtliche  Zusammenstellung,  die  über  die  Entwickelung  der 
vorstehend  gekennzeichneten  Verhältnisse,  soweit  das  europäische  Eisenbahn- 
netz in  Frage  kommt,  im  einzelnen  Auskunft  erteilt,  geben  wir  in  neben- 
stehender Tabelle  wieder. 

Die  auf  S.  614  enthaltene  Berechnung  läßt  die  auf  die  Eisenbahnen 
verschiedener  europäischer  Länder  annähernd  verwendeten  Anlagekosten 
ergehen.  Sie  ergibt,  daß  die  letzteren  sowohl  dem  Gcsamtaufwande  nach 
als  für  1  km  am  höchsten  sich  in  Großbritannien  und  Irland,  am  niedrigsten 
—  wenigstens  pro  Kilometer  —  bei  den  schwedischen  Privatbahnen  stellen, 
und  daß  der  Durchschnittssatz  für  1  km  299372  Mark  beträgt.  Dieser  hohe 
Satz  findet  darin  seine  Erklärung,  daß  in  Europa  der  größte  Teil  der 
Eisenbahnen  in  der  gesamten  Anlage  weit  sorgfältiger  ausgeführt  und 
wesentlich  besser  mit  Doppel-  und  Nebengleisen,  Sicherheitseinrichtungen, 
Betriebsmitteln  usw.  ausgestattet  ist.  als  die  Eisenbahnen  in  den  außer- 
europäischen Ländern.  Wird  jener  Durchschnittssatz  für  alle  Ende  1902 
im  Betriebe  gewesenen  europäischen  Eisenbahnen  zugrunde  gelegt,  so  ergibt 
sich  deren  Anlagekapital  zu  299372  x  296051  =  88629379972  Mark. 

In  außereuropäischen  Ländern  sind  auf  I  km  Eisenbahn  durchschnittlich 
148  719  Mark  verausgabt  worden.  Uberschritten  wird  dieser  Betrag  u.  a. 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  mit  156  437  Mark,  während  in  Japan 
nur  99926  Mark  gezahlt  sind.  Unter  Zugrundelegung  des  Durchschnitts- 
satzes ergibt  sich  für  das  außereuropäische  Eisenbahnnetz  zu  Ende  1902  ein 
Anlagekapital  von  148719x542165  =  80  630  236  635  Mark. 

Das  Gesamtkapital  der  am  Schlüsse  des  Jahres  1902  betriebenen  Eisen- 
bahnen berechnet  sich  also  auf  rund  169 ^'4  Milliarden  Mark.  »Eine  Rolle 
von  Zwanzigmarkstücken,  die  diesen  Betrag  enthielte,  würde  eine  Länge 
von  etwa  1 1  800  km  haben,  und  zur  Verladung  dieser  Summe,  ebenfalls  in 
Zwanzigmarkstücken,  würden  etwa  6800  Eisenbahngüterwagen  von  je  10000  kg 
Tragfähigkeit  erforderlich  sein«,  bemerkt  hierzu  unsere  Quelle. 
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Mitteilungen  über  das  Postwesen  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  im  Rechnungsjahre  1902  3. 

Dem  Jahresbericht  der  Postverwaltung  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  für  das  am  30.  Juni  1903  al gelaufene  Rechnungsjahr  entnehmen 
wir  nachstehende  Angaben  von  allgemeinerem  Interesse. 

Finanzverhältn  isse. 
Obwohl  die  Einnahmen  der  Verwaltung  um  10,15  v.  H.  gegen 
diejenigen  im  Vorjahre  gestiegen  sind  und  die  beträchtliche  Höhe  von 
134224443  Dollars  erreicht  haben,  schließt  die  Jahresrechnung  wiederum 
mit  einem  Fehlbetrag  ab,  der  sich  (ohne  Berücksichtigung'  der  Ausgaben  der 
Zentralbehörde)  auf  rund  4560000  Dollars  beläuft.  Dieses  ungünstige 
Ergebnis  ist  namentlich  durch  die  Kosten  des  Landbestelldienstes  verursacht 
worden,  mit  dessen  Einführung  die  Postverwaltung  seit  einigen  Jahren  unter 
Aufwendung  erheblicher  Geldmittel  energisch  vorgeht.  In  den  ersten  Jahren 
(1897/1900)  erforderte  dieser  neue  Dienstzweig  rund  690000  Dollars,  im 
Jahre  1900/1901  i3/4  Millionen,  im  folgenden  Jahre  4  Millionen  und  im 
Berichtsjahr  8  Millionen;  für  1903  4  sind  die  Kosten  auf  12  Millionen 
Dollars  veranschlagt.  Die  bei  der  FLinrichtung  des  Landbestelldienstes  hier 
und  da  durch  Aufhebung  kleiner  Postanstalten  und  Postverbindungen  (star 
routes)  erzielten  Ersparnisse  sind  nicht  so  bedeutend  (rund  424  500  Dollars 
im  Jahre  1902/3),  daß  sie  den  Ausgaben  gegenüber  ins  Gewicht  fallen 
könnten. 

Trotz  der  stetigen  Ausbreitung  des  Orts-  und  Landbestelldienstes  nimmt 
die  Einnahme  an  Postfachgebühren  noch  immer  zu.  Die  Miete  für  Abholer- 
fächer bringt  der  Verwaltung  vorerst  noch  mehr  ein,  als  der  ganze  Post- 
anweisungsdienst, und  zwar  eine  Summe  von  3  065  675  Dollars,  d.  i.  3,5  aller 
Einkünfte  aus  dem  Zeitungsverkehr. 

Einer  besonderen  Beliebtheit  beim  Publikum  erfreuen  sich  in  zunehmendem 
Maße  die  Freimarkenheftchen,  die  mit  einem  Aufschlage  von  1  Cent  zu  dem 
Markenwerte  verkauft  werden  und  bereits  einen  nicht  unerheblichen  Gewinn 
abwerfen.  Von  den  Freimarken  und  gestempelten  Briefumschlägen  ist  eine 
neue  Ausgabe,  als  Ersatz  für  diejenige  von  1894,  erschienen,  welche 
15  Sorten  Marken  (zu  1,  2,  3,  4,  5.  6,  8,  10,  13,  15  und  50  Cent,  1,  2 
und  5  Dollars,  sowie  eine  besondere  Eilbriefmarke  zu  10  Cent)  und  4  Sorten 
Umschläge  (zu  I,  2,  4  und  5  Cent)  umfaßt. 

Wesentliche  Erfolge  hat  die  Postverwaltung  in  der  Abschaffung  der 
Mißbräuche  zu  verzeichnen,  die  sich  seit  Jahr  und  Tag  —  sehr  zum  Nachteil 
der  Staatskasse  —  im  Taxwesen  eingeschlichen  hatten  und  in  der  Zulassung 
verschiedener  Arten  von  Drucksachen  zur  Beförderung  gegen  die  Zeitungs- 
taxe anstatt  gegen  die  höhere  Drucksachentaxe  bestanden  (vgl.  Archiv 
für  1903  S.  326  327).  Die  in  dieser  Hinsicht  postseitig  erlassenen  er- 
läuternden Bestimmungen  über  die  Anwendung  der  gesetzlichen  Tax- 
vorschriften sind  in  der  Mehrzahl  der  bisher  zur  gerichtlichen  Entscheidung 
gekommenen  Fälle  als  richtig  anerkannt  worden.  Immerhin  werden  noch 
2  Jahre  vergehen,  bis  die  anhängigen  und  die  noch  zu  erwartenden  Prozesse 
in  allen  Instanzen  durchgefochten  sind.  Noch  schwieriger  als  die  Ent- 
scheidung, welche  Drucksachen  zur  II.  und  welche  zur  III.  Taxklasse 
gehören,  ist  für  das  amerikanische  Publikum  häutig  die  Beantwortung  der 
Frage,  ob  eine  Sendung  zur  III.  oder  zur  IV.  Taxklasse  zählt,  denn  auch 
diese  umfaßt  noch  gewisse  Arten  von  Drucksachen.    Die  Postverwaltung 
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beabsichtigt  deshalb,  mit  Genehmigung  des  Kongresses  die  III.  und  IV.  Tax- 
klasse der  Briefpostsendungcn  zu  einer  einzigen  zu  verschmelzen.  Zur 
Erleichterung  des  Dienstbetriebs  wird  ferner  geplant,  bei  der  Auflieferung 
größerer  Mengen  von  Drucksachen  oder  W  arenpäckchen  von  der  Frankierung 
mittels  Freimarken  abzusehen  und  die  Gebühren  lediglich  bar  einzuziehen. 

Postanstalten. 

Die  Einrichtung  von  Postanstalten  erfolgt  nach  der  gegenwärtigen  Praxis 
auf  Antrag  des  Publikums,  sofern  damit  einem  allgemeinen  Bedürfnis 
entsprochen  wird.  Von  diesem  Grundsatze  ausgehend  hat  man  im  Berichts- 
jahre viele  Postanstalten  aufgehoben,  die  nur  dem  Interesse  einzelner 
Geschäftshäuser  oder  Korporationen  dienten.  Die  Aufhebung  von  Post- 
anstalten findet  auch  statt,  wenn  der  Vorsteher  oder  die  Vorsteherin  gestorben 
oder  aus  dem  Dienste  ausgeschieden  ist  und  die  Verwaltung  über  einen 
geeigneten  Nachfolger  nicht  verfügt.  In  solchen  Fällen  wird  allerdings  dem 
beteiligten  Publikum  zunächst  durch  Anschlag  an  der  Posthaustür  anheim- 
gestcllt,  seinerseits  für  einen  Postamtsvorsteher  zu  sorgen. 

Die  mächtige  Ausdehnung  des  Landbestelldicnstes  bedeutete  für  eine 
Menge  kleiner  Postanstalten  das  Ende  ihrer  Wirksamkeit;  nicht  weniger  als 
2163  Ämter  haben  aus  diesem  Anlaß  im  Jahre  1902/3  ihren  Betrieb  ein- 
gestellt. So  kommt  es,  daß  die  Gesamtzahl  aller  Postanstalten  Ende  Juni  1903 
(74  160)  erheblich  geringer  war  als  ein  Jahr  vorher,  wenngleich  —  der 
starken  Verkehrszunahme  entsprechend  —  eine  namhafte  Vermehrung  der 
Postämter  I.  bis  III.  Klasse  stattgefunden  hatte. 

Die  Unterbringung  der  Postanstalten  erfolgt  teils  in  staatlichen  Gebäuden 
—  dies  ist  bei  Postämtern  I  die  Regel  — ,  teils  in  unmittelbar  von  der 
Verwaltung  angemieteten  oder  von  den  Postmeistern  zu  beschaffenden 
Räumen.  Die  Vorsteher  der  Postämter  I  bis  III,  nicht  aber  diejenigen  der 
Postämter  IV,  erhalten  für  die  Hergabe  der  Diensträume  eine  besondere 
Mietsentschädigung.  Von  der  unmittelbaren  Anmietung,  die  sich  als  vor- 
teilhaft erwiesen  hat  und  die  bei  Ämtern  II.  Klasse  die  Regel  bildet,  wird 
von  Jahr  zu  Jahr  mehr  Gehrauch  gemacht.  Ende  1902/3  waren  von 
5039  Postanstalten  I.  bis  III.  Klasse  284  in  Staatsgebäuden  und  1352  in 
unmittelbar  angemieteten  Räumen  eingerichtet.  Die  Mietverträge,  obwohl 
meist  nur  auf  die  Dauer  von  5  (ausnahmsweise  10)  Jahren  abgeschlossen, 
enthalten  weitgehende  Verpflichtungen  für  den  Vermieter.  Er  hat  nicht  nur 
für  Heizung  und  Erleuchtung  zu  sorgen,  sondern  auch  die  Schließfächer. 
da>  Mobiliar,  einen  feuerfesten  Geldschrank  und  sonstige  Ausstattungs- 
gegenstände zu  beschaffen  und  zu  unterhalten,  soweit  sie  nicht  allgemein 
für  Rechnung  der  Verwaltung  geliefert  werden.  Zu  den  Gegenständen 
letzterer  Art  gehören  z.  B.  Stempelmaschincn,  Stempel  (nebst  der  zu- 
gehörigen Farbe),  Wagen  mit  Gewichten,  Briefbeutel,  Briefkasten  und 
Bestclltaschen.  Im  weiteren  werden  die  Postanstalten  allgemein  von  der 
Zentralbehörde  mit  Druckformularen,  Packpapier,  Bindfaden,  Titclschildern. 
und  Postämter  I  und  II  auch  mit  Schreibutensilien  versehen. 

Besondere  Aufmerksamkeit  widmet  die  amerikanische  Postverwaltung 
dem  Stempelgeschäft.  Größere  Postanstalten  werden  mit  Stempelmaschinen 
ausgerüstet,  die  teils  für  Motorbetrieb,  teils  für  Handbetrieb  eingerichtet 
und  entweder  käuflich  erworben  oder  angemietet  sind.  Offenbar  hat  man 
damit  gute  Erfahrungen,  auch  hinsichtlich  des  Kostenpunktes,  gemacht,  da 
alle  Postämter  I  und  die  meisten  Postämter  II  solche  Maschinen  ver- 
wenden. Bei  den  Postanstalten  mit  geringerem  Verkehr  hat  die  Benutzung 
der   aus  Stahl   gefertigten  Briefstempel   zu   Klagen  Anlaß   gegeben,  weil 
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die  Beamten  aus  Mangel  an  Übung  die  Stempel  nicht  ordentlich  zu  hand- 
haben und  keine  deutlichen  Abdrücke  herzustellen  verstanden.  Die  Post- 
verwaltung ist  deshalb  dazu  übergegangen,  diesen  Postanstalten  Gummi- 
stempel und  eine  eigens  dazu  hergestellte  Stempelfarbe  zu  liefern;  sie 
hofft,  damit  auch  60  v.  H.  der  bisherigen  Ausgaben  für  Stempelmaterialien 
zu  ersparen. 

Für  Beförderung  der  Posten  auf  den  Eisenbahnen  zahlt  die  Postver- 
waltung an  die  Eisenbahngesellschaften  eine  jährliche  Vergütung,  die  nach 
dem  alle  4  Jahre  ermittelten  Gewichte  der  Kartenschlüsse  bemessen  wird. 
Um  die  beträchtlichen  Kosten  etwas  zu  verringern,  werden  seit  einigen 
Jahren  die  schweren  Brief beutel  aus  Leder,  von  denen  der  kleinste  noch 
über  5  engl.  Pfd.  wiegt,  aus  dem  Eisenbahnverkehr  zurückgezogen  und 
durch  billigere  und  um  die  Hälfte  leichtere  Beutel  ersetzt,  die  aus  Kanevas 
und  Leder  bestehen  und  in  zwei  Größen  geliefert  werden;  auch  ist  in 
Aussicht  genommen,  diese  Beutel  nicht  mehr  von  den  vertragsmäßigen 
Lieferern  zu  beziehen,  sondern  in  der  für  die  Ausbesserung  von  Briefsäcken 
und  Anfertigung  von  Briefbeutelschlössern  bereits  bestehenden  staatlichen 
Werkstätte  herstellen  zu  lassen. 

P  e  r  s  o  n  a  1  v  c  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  e. 
Wie  im  Archiv  für  1903  S.  330  auseinandergesetzt  ist.  bezieht  der 
Postamtsvorsteher  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  nicht,  wie 
sein  deutscher  Kollege,  ein  alle  3  Jahre  nach  fester  Norm  wachsendes 
Gehalt;  letzteres  richtet  sich  vielmehr  nach  der  etatsmäßigen  Einnahme  der 
Postanstalt  und  wird  danach  von  Jahr  zu  Jahr  neu  festgesetzt.  Diese 
Besoldungsweise  ist  nicht  frei  von  Mängeln ,  sowohl  vom  Standpunkte  der 
Verwaltung  als  von  dem  der  Postmeister  aus  betrachtet.  Letztere  sind 
mit  ihrem  Gehalt  von  dem  Freimarkenverkauf  am  Orte,  mithin  von  den 
Schwankungen  des  Geschäftsverkehrs  und  bis  zu  einem  gewissen  Grade  mit- 
unter auch  von  der  Gunst  der  Ortseinwohner  abhängig.  Die  Versuchung 
liegt  für  sie  nahe,  den  Freimarkenverkauf  möglichst  in  Schwung  zu  bringen, 
namentlich  dann,  wenn  bei  Vermehrung  der  Einnahmen  auch  die  Versetzung 
der  Postanstalt  in  eine  höhere  Rangklasse  in  Betracht  kommt,  weil  dabei 
u.  U.  neben  der  Gehaltserhöhung  noch  sonstige  Vergütungen  in  Aussicht 
stehen,  die  es  in  der  niederen  Rangklasse  nicht  gibt.  So  bezieht  z.  B.  der 
Vorsteher  eines  Postamts  II  stets  eine  Vergütung  für  die  Besoldung  von 
Beamten  (Clerks),  wenn  das  Bedürfnis  hierzu  nachgewiesen  wird,  dagegen 
ist  bei  Postämtern  III  (ausgenommen  die  mit  Umleitungsdienst)  die  Ge- 
währung einer  solchen  Vergütung  grundsätzlich  ausgeschlossen,  auch  wenn 
der  Vorsteher  durch  den  Geschäftsumfang  gezwungen  ist,  eine  Hilfskraft 
anzunehmen.  Mit  der  Steigerung  der  Einnahmen  ist,  wenn  der  Betrag  von 
10000  Dollars  erreicht  wird,  auch  die  Einführung  des  Ortsbestclldicnstes 
verbunden,  und  hier  berührt  sich  das  Interesse  des  Postmeisters  mit  dem 
der  Ortseinwohner.  So  kommt  es  denn  nicht  selten  vor,  daß  letztere  teils 
aus  Lokalpatriotismus,  teils  zur  Unterstützung  des  Postmeisters  vorüber- 
gehend mehr  Freimarken  kaufen,  als  sie  zur  Frankierung  ihrer  Post- 
sendungen brauchen.  Hiermit  hängt  wohl  die  Tatsache  zusammen,  daß 
neuerdings  die  Versendung  von  Freimarken  in  Briefen  zur  Ubermittelung  von 
Geldbeträgen  einen  immer  bedeutenderen  Umfang  annimmt.  Durch  diesen 
Mißbrauch  wird  einerseits  die  Postverwaltting  geschädigt,  der  u.  U.  Post- 
anweisungsgebühren entgehen  und  die  den  Postmeister  am  Aufgabeorte  der 
Briefe  höher  besoldet,  als  dem  Geschärtsumfange  seines  Amtes  entspricht: 
andererseits  werden  dadurch  Postmeister  an  größeren  Orten,  wohin  solche 
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Markensendungen  in  der  Regel  gehen,  in  ihren  Einnahmen  geschmälert. 
Macht  sich  ein  Postamtsvorsteher  bei  den  Ortseinwohnern  mißliebig,  dann 
hat  er  u.  U.  auch  von  diesen  eine  regelrechte  Bovkottierung  zu  gewärtigen, 
d.  h.  die  Leute  kauten  ihre  Freimarken  anderswo,  und  der  Postmeister  hat  wohl 
die  Last  der  Bearbeitung  der  Sendungen,  aber  nicht  die  entsprechenden 
Kinnahmen.  Derartige  Falle  sclieinen  ziemlich  häufig  zu  sein,  da  die  Ver- 
waltung empfiehlt,  mit  gesetzlichen  Maßnahmen  dagegen  einzuschreiten. 

Bei  der  Festsetzung  der  Gehaltssätze  für  Landbriefträger,  die  sich  zwischen 
200  und  000  Dollars  bewegen,  war  diesen  Beamten  in  der  Erwägung,  daß 
die  Besoldung  etwas  knapp  bemessen  sei ,  gesetzlich  die  Erlaubnis  erteilt 
worden,  für  das  Publikum  gegen  Entgelt  Sachen  zu  befördern  und  zu 
bestellen,  soweit  dadurch  ihre  eigentlichen  Dicnstvcrrichtungcn  keine  Beein- 
trächtigung erführen.  Diese  Vergünstigung  hat  jedoch  Mißstände  hervor- 
gerufen, die  geeignet  sind,  das  finanzielle  Interesse  der  Postverwaltung 
merklich  zu  schädigen,  denn  die  Fassung  der  Gesetzesvorschrift  ist  so  wenig 
bestimmt,  daß  man  unter  den  Sachen,  die  der  Landbesteller  besorgen  darf, 
sowohl  Warenpackchen  als  auch  Zeitungen  und  sonstige  Drucksachen  ver- 
stehen kann.  Das  haben  sich  öfters  Kaufleute  zunutze  gemacht;  indem  sie 
ihre  Geschäfts  -  Drucksachen  (Offerten,  Preisverzeichnisse  u.  dgl.)  in  aus- 
gedehntem Umfange  durch  die  Landbriefträger  verteilen  lassen,  denen  sie  die 
Sachen  unmittelbar  oder  durch  Agenten  zusenden.  In  manchen  Gegenden 
bilden  sich  die  Besteller  zu  förmlichen  Zeitungsagenten  aus,  sie  tragen 
Zeitungen  ab,  ziehen  die  Gelder  ein  und  empfehlen  auch  bestimmte  Blätter, 
die  besonders  gut  bezahlen.  Wo  die  Verhältnisse  für  sie  günstig  liegen, 
schreiben  die  Besteller  natürlich  den  Geschäftsleuten  und  Zeitungsverlegern 
ihre  Bedingungen  vor,  was  dann  häufig  zu  Beschwerden  bei  der  Post- 
verwaltung führt.  Letztere  empfiehlt  daher  in  ihrem  Bericht  an  den 
Präsidenten,  die  fragliche  Gesetzesbestimmung  wieder  aufzuheben  und  das 
Gehalt  der  Landbriefträger  zu  erhöhen. 

Ruhegehälter  werden  an  dienstunfähige  Postbcamte  nicht  gezahlt.  Da 
indes  die  Frage  wegen  Gewährung  von  Ruhegehältern  bereits  zur  Er- 
wägung steht,  beantragt  die  Verwaltung,  schon  jetzt  mit  der  Versetzung 
der  durch  Betriebsunfall  oder  langjährige  Arbeitszeit  dauernd  dienstuntauglich 
gewordenen  Bahnpostbeamten  in  den  Ruhestand  vorzugehen ,  weil  deren 
Dienst  besonders  anstrengend  und  aufreibend  und  (in  Amerika)  auch  außer- 
ordentlich gefährlich  sei,  eine  Begründung,  die  durch  eine  Angabe  an  anderer 
Stelle  des  Berichts  bestätigt  wird,  wonach  im  Jahre  IQ02/3  im  Bahn- 
postdienst 373  Unfälle  vorkamen,  bei  denen  22  Personen  getötet,  78  schwer 
und  3<>S  leicht  verwundet  wurden.  Außerdem  wird  darauf  hingewiesen,  daß 
mehrere  Eiscnbahngesellsehaften  durch  Gründung  von  Pensionskassen  für  ihre 
Angestellten  dem  Staate  schon  mit  gutem  Beispiel  vorangegangen  seien.  Mit 
großen  Unkosten  wird  die  vorgeschlagene  Maßregel  nicht  verbunden  sein,  da 
geplant  ist,  den  Pensionsfonds  aus  Gehaltsabzügen  der  Bahnpostbeamten  zu 
bilden.  Besondere  Bestimmungen  erscheinen  der  Verwaltung  auch  im  Interesse 
der  bei  den  Postämtern  beschäftigten,  über  65  Jahre  alten  Clerks  und  Brief- 
trager  erwünscht,  die  eine  mindestens  25  jährige  tadellose  Dienstzeit  hinter  sich 
halien.  Diese  sollen  mit  1  \  ihres  Gehalts  pensioniert,  die  übrigen  2  3  sollen 
zur  Besoldung  des  Ersatzbeamten  verwendet  werden. 

Bemerkenswert  ist  der  starke  Wechsel  in  der  Besetzung  der  Postamts- 
vorsteher- und  der  Landbriefträgerstellen.  Von  den  Amtsvorstehern  sind 
im  Berichtsjahre  nicht  weniger  als  1 1  '/.,  v.  II.  ausgeschieden,  2  v.  H. 
sind  entlassen  worden  und  I  v.  II.  sind  gestorben,  mithin  ist  aller 
Stellen    neu    besetzt    worden.     Von    den    Landbriefträgern    haben  sogar 
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19  v.  H.  freiwillig  ihren  Abschied  genommen,  viele  mit  der  Begründung, 
daß  die  gezahlte  Besoldung  mit  Rücksicht  auf  die  Lange  der  Restellrouten, 
die  Beschaffenheit  der  Wege  und  die  dadurch  verursachte  Abnutzung  von 
Pferden  und  Wagen  zu  gering  sei.  Möglicherweise  steht  der  zahlreiche 
Abgang  von  Beamten  in  gewisser  Beziehung  zu  einem  Erlaß  des  Präsidenten 
der  Vereinigten  Staaten,  durch  den  die  Agitationen  der  Staatsbeamten  wegen 
Aufbesserung  ihrer  Besoldung  verhindert  werden  sollen.  Dieser  Erlaß  (vom 
31.  Januar  1902)  verbietet  bei  Strafe  der  Entlassung  allen  Staatsbeamten, 
persönlich  oder  in  Korporationen,  mittelbar  oder  unmittelbar,  auf  anderem 
Wege  als  durch  Yermittclung  der  vorgesetzten  Behörde  bei  dem  Kongreß 
oder  seinen  Kommissionen  oder  sonstwie  um  Gehaltsaufbesserung  nach- 
zusuchen oder  sonst  die  Gesetzgebung  zu  ihren  Gunsten  zu  beeinflussen. 

Postbeförderungs-  und  Bestelldienst. 

Die  Einrichtung  gewöhnlicher  Posten  auf  Landstraßen,  der  sogenannten 
star  routes,  scheint  in  den  Vereinigten  Staaten  ihren  Höhepunkt  erreicht  zu 
haben,  denn  seit  3  Jahren  nimmt  die  Anzahl  dieser  Postkurse  unter  der 
Konkurrenz  neuer  Eisenbahn-  und  Damptschirtslinicn  stetig  ab.  Auch 
die  bedeutende  Ausdehnung  des  Landbestelldienstes  hat  zur  Aufhebung  vieler 
Posten  auf  gewöhnlicher  Straße  geführt.  So  hat  sich  im  Berichtsjahre  die 
Länge  der  star  routes  um  3.93  v.  IT.  vermindert,  während  die  Gesamtlänge 
der  zur  Postbeförderung  benutzten  Eisenbahnlinien  um  3  v.  IL.  der  Dampf- 
schiffslinien um  10,3  v.  H.  und  der  Bahnen  mit  elektrischem  Betrieb  um 
22  v.  H.  gewachsen  ist. 

Seit  etwa  3  Jahren  ist  die  Verwaltung  damit  beschäftigt,  die  Posten 
auf  gewöhnlicher  Straße  nach  und  nach  in  beschränktem  Umfange  zu 
Bestellzwecken  mitzuverwenden.  Die  Postfuhrunternehmer  müssen  sich 
nämlich,  sobald  der  mit  ihnen  abgeschlossene  Vertrag  erneuert  wird,  ver- 
pflichten, durch  ihre  Wagenführer  gewöhnliche  BrietVendungen  oder  Beutel 
mit  solchen  Briefschaften  für  die  am  Postkurs  oder  in  dessen  Nähe 
(aber  nicht  an  einem  Postorte)  wohnenden  Personen  auf  deren  Verlangen 
zu  bestellen.  Die  betreffenden  Adressaten  haben  zu  diesem  Zweck  auf  ihre 
Kosten  an  der  Poststraße  einen  Briefkasten  oder  einen  Pfahl  mit  einem 
Haken  zum  Aufhängen  des  Beutels  derart  aufzustellen,  daß  der  Wagen- 
führer dazu  gelangen  kann ,  ohne  vom  Wagen  abzusteigen.  Neuerdings 
können  die  Anwohner  der  Poststraßen  diese  Einrichtung  auch  zur  Auf- 
lieferung ihrer  Korrespondenz  benutzen.  Der  Wagenführer  hat  dann  die 
Briefkasten  zu  leeren  und  die  darin  vorgefundenen  Sendungen  oder  den  an 
dem  Pfahl  hängenden  Beutel  mit  abzusendenden  Briefen  mit  zur  nächsten 
Postanstalt  zu  nehmen.  Diese  Art  der  Briefbestellung  erfreut  sich  bei  dem 
Publikum  großer  Beliebtheit;  nicht  weniger  als  103743  Familien  machen 
bereits  davon  Gebrauch. 

Der  Seepostdienst  der  Vereinigten  Staaten  ist  nunmehr  auch  auf  die 
Dampfer  der  White  Star  Line  ausgedehnt  worden.  Vorläufig  dienen  die 
Dampfer  Oceanic,  Teutonic,  Majestic,  Cymric  und  Celtic  zur  Aufnahme 
der  Seeposten,  die  sowohl  in  der  Richtung  New  York-Queenstown  als  um- 
gekehrt amerikanische  sind,  da  sich  die  britische  Postverwaltung  an  dem 
Dienst  noch  nicht  beteiligt.  Von  New  York  gehen  jetzt  Seeposten  ab  auf 
den  Dampfern  des  Norddeutschen  Lloyd,  der  Hamburg- Amerika-Linie,  der 
American  Line  und  der  White  Star  Line. 

Im  Jahre  1902/3  ist  in  99  Städten  die  Ortsbcstellung  eingeführt  worden. 
Die  Gesamtzahl  der  Bestellpostämter  beträgt  1032  oder  \70  aller  Post- 
anstalten, die  Stärke  des  Bestellpersonals  19  542  Mann. 
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Die  gleichzeitige  Ausbreitung  des  Landbestelldienstes  und  die  Ausdehnung 
des  Fernsprechnetzes  auf  dem  Lande  hat  der  Verwaltung  Anlaß  zu  Er- 
wägungen darüber  gegeben,  ob  man  nicht  den  Landbewohnern,  welche 
Fernsprechanschluß  besitzen,  auf  Verlangen  der  Absender  den  Inhalt  von 
Brief  Sendungen  von  der  Bestellpostanstalt  aus  durch  Fernsprecher  mitteilen 
lassen  könnte.  Derartige  Briefsendungen  müßten  eine  besondere  (noch  her- 
zustellende) Freimarke  tragen,  deren  Wert  die  Kosten  der  telephonischen 
Ubermittelung  zu  decken  hätte.  Die  Verwendung  einer  solchen  Freimarke 
auf  einer  Briefsendung  wäre  für  den  Postmeister  der  Bestellpostanstalt 
zugleich  Ermächtigung  und  Anweisung,  die  Sendung  zu  öffnen  und  den 
Inhalt  dem  Empfänger  durch  Fernsprecher  mitzuteilen.  Die  Verwaltung 
beabsichtigt,  die  Ausführbarkeit  dieser  Maßregel  näher  zu  prüfen. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Denkmal  zu  Ehren  des  Weltpostvereins.  In  dem  engeren  Wett- 
bewerbe für  die  Errichtung  eines  Denkmals  zur  Erinnerung  an  die  Gründung 
des  Weltpostvereins  in  Bern  hat  der  Franzose  Rene  de  St.-Marceau  aus 
Paris  den  Sieg  davon  getragen.  Unsern  Lesern  ist  bekannt  (Archiv  v.  1904 
S.  31),  daß  bei  der  ersten  Konkurrenz,  die  der  Schweizer  Bundesrat  für 
Entwürfe  zu  einem  Denkmale  zu  Ehren  des  Weltpostvereins  ausgeschrieben 
hatte,  keine  der  eingegangenen  zahlreichen  Arbeiten  vom  Preisgerichte  zur 
Ausführung  empfohlen  worden  war,  vielmehr  unter  den  Künstlern  der  sechs 
besten  preisgekrönten  Entwürfe  ein  engerer  Wettbewerb  stattfinden  sollte. 
Von  diesen  Künstlern  hatten  nur  vier  ihre  neuen  Erzeugnisse  eingesandt: 
zwei  deutsche  (E.  Hundrieser  in  Charlottenburg  und  Georg  Morin  in  Berlin), 
ein  Italiener  (Giuseppe  Chiattone  in  Lugano)  und  der  vorgenannte  Franzose. 

Der  vom  Preisgericht  ausgewählte  Entwurf  stellt  auf  einem  als  Unterbau 
dienenden  Plateau,  zu  dem  Stufen  hinanführen,  einen  Felsen  dar,  in  dem 
auf  der  einen  Seite  eine  Frauengestalt,  die  Helvetia,  ausgemeißelt  ist.  Auf 
dem  Felsen  lagert  ein  Wolkengebilde,  das  einen  Globus  trägt.  Diesen  um- 
schweben fünf  Frauengestalten,  die  sich  die  Hände  reichen  und  Briefschaften 
austauschen,  als  Sinnbilder  der  fünf  durch  den  Weltpostverein  verbundenen 
Weltteile.  Der  Fels  mit  der  Helvetia  und  den  Wolken  wird  aus  Schweizer 
Granit,  der  Globus  mit  den  Frauengestalten  aus  Bronze  hergestellt.  Das 
ganze  Denkmal  vom  Boden  bis  zur  Globusspitze  soll  annähernd  10  m  hoch 
werden.    Zur  Ausführung  sind  zwei  Jahre  in  Aussicht  genommen. 


Die  Goldproduktion  in  Transvaal,  die  im  vergangenen  Jahre 
einen  Wert  von  1258(7247  £  darstellte,  würde  —  nach  den  Ergebnissen  im 
ersten  Drittel  des  laufenden  Jahres  zu  urteilen  —  für  1904  voraussichtlich 
einen  Wert  von  über  16  Millionen  4.  aufweisen,  d.  h.  wieder  auf  dem  Stande 
von  1898.  dem  letzten  Jahre  vor  Ausbruch  des  Burenkriegs,  als  noch  der 
volle  Betrieb  bestand,  angelangt  sein.  Inzwischen  ist  aber  eine  Übereinkunft 
mit  China  zustande  gekommen,  dcrzufolge  chinesische  Arbeiter  auch  in 
Transvaal  eingeführt  werden  können;  von  der  vermehrten  Arbeitskraft, 
die  nunmehr  zur  Verfügung  der  Grubenindustrie  steht,  erwartet  man  eine 
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unmittelbare  Steigerung  der  Produktion.  Nimmt  man  diese  nur  auf  15  v.  H. 
der  Ausbeute  an,  so  kann  das  Ergebnis  des  Grubenbetriebs  in  Transvaal, 
wie  die  Zeitschrift  »Export«  meint,  am  Ende  des  Jahres  auf  etwa 
17  Millionen  1  berechnet  werden.  Daß  die  erhöhte  Zufuhr  des  «jetzt  wich- 
tigsten Münzmetalls  eine  anregende  Wirkung  auf  die  Geschäftstätigkeit  und  das 
Erwerbsleben  ausübt,  ist  —  nach  den  Erfahrungen  früherer  Zeiträume  —  mit 
Grund  anzunehmen.  Besonders  in  England  gibt  man  sich  großen  Hoffnungen 
hin  und  hält  eine  jährliche  Produktion  von  sogar  25  oder  gar  30  Millionen  i 
in  Transvaal  keineswegs  für  ausgeschlossen.  Eine  derartige  Ausbeute  müßte 
allerdings  eine  außerordentlich  große  Wirkung  zur  Eolge  haben.  Sie  würde 
nicht  nur  die  Beschäftigung  von  weiteren  Tausenden  weißer  Arbeiter  in 
den  Goldgruben  bedeuten,  sondern  auch  in  allen  Erwerbszweigen  Süd- 
afrikas eine  vermehrte  Tätigkeit  herbeiführen. 


Das  Zusammenschrumpfen  des  Tschadsecs.  Von  französischer 
Seite  ist  in  den  letzten  Jahren  eine  rege  Tätigkeit  zur  genaueren  Erforschung 
des  Tschadsees  entwickelt  worden.  Das  Ergebnis  ist,  wie  der  »Globus» 
mitteilt,  eine  erhebliche  Berichtigung  unserer  Karten  des  Sees,  die  auf  Barths, 
Overwegs  und  Nachtigals  Beobachtungen  zurückgehen.  Zunächst  ist  heute 
der  See  bedeutend  zusammengeschrumpft,  und  infolgedessen  hat  sich  auch 
seine  Form  vollständig  geändert.  Wies  man  früher  dem  Tschadscc  ein 
Areal  von  28000  bis  30000  qkm  zu.  so  dürfte  heute  seine  Fläche  zur 
Hochwasserzeit,  d.  h.  in  den  Monaten  Oktober  bis  Januar,  höchstens 
18  000  qkm  umfassen,  während  seine  Wasserfläche  in  der  übrigen  Zeit  des 
Jahres  nur  etwa  10000  qkm  beträgt.  Dann  liegen  nämlich  die  zahlreichen 
inselchen  des  Nordostufers  in  einem  Sumpfe,  und  der  ganze,  an  Deutsch- 
und Englisch  -  Bornu  anstoßende  Südwestflügel  ist  eine  krautbedeckte ,  von 
Wasserlachen  durchsetzte  Ebene.  Die  herzförmige  Gestalt  des  Sees  ist 
verschwunden.  Das  ständig  offene  Wasser  verteilt  sich  jetzt  auf  eine 
winkelhakenähnliche  Fläche,  deren  Spitze  nach  Südwesten  und  deren  Schenkel 
nach  Nordnordwest  und  Ostnordost  gerichtet  sind.  Jeder  Schenkel  ist  etwa 
145  km  lang  und  bis  zu  40  km  breit.  Der  Schrumpfungsprozeß  dauert 
mindestens  schon  30  Jahre,  schreitet  aber  nicht  gleichmäßig  fort;  besonders 
rasch  muß  er  sich  seit  1897  vollzogen  haben.  Chevalier,  der  im  vorigen 
Jahre  das  südliche  Ufer  besuchte,  fand,  daß  dieses  sich  in  den  letzten  drei 
Jahren  um  15  km  vorgeschoben  hatte.  Die  Erscheinung  ist  darauf  zurück- 
zuführen, daß  der  See  durch  Verdunstung  und  Versickerung  jährlich  mehr 
verliert,  als  der  Zufluß  aus  dem  Schari  und  den  anderen  Flüssen  des  Südens 
während  und  nach  der  Regenzeit  beträgt.  In  keinem  Jahre  erreicht  der 
Wasserstand  wieder  dieselbe  Höhe  wie  im  vorhergegangenen.  Der  Prozeß, 
dem  namentlich  die  Inseln  des  Nordostens  allmählich  zum  Opfer  fallen, 
wird  so  lange  andauern,  bis  die  Wasserzufuhr  dem  Verluste  durch  Ver- 
dunstung und  Versickerung  die  Wage  hält.  Diese  Eigenart  des  Tschadsees 
ist  auf  die  Lösung  der  Aufgabe  der  deutsch -englischen  Kommission  zur 
Vermessung  der  Grenze  zwischen  Kamerun  und  Nordnigeria  von  Einfluß 
gewesen. 


Digitized  by  Google 


622 


Literatur. 


LITERATUR. 

Die  Unterseekabel  in  Wort  und  Bild  von  ().  Moll.   Cöln  1904. 
Westdeutscher  Schriftenverein.     Preis  3  Mark. 

Der  Direktor  der  Deutsch -atlantischen  Telegraphcngesellschaft  O.  Moll 
hat  das  vorliegende  Werk  in  der  Absicht  geschrieben,  der  reiferen  Jugend 
das  Geheimnis  der  Unterseekabel  zu  offenbaren. 

Der  erste  Teil  des  Buches  »Lebenslauf  eines  Unterseekabels«  gibt  ein 
anschauliches  Bild  von  der  Herstellung  und  Verlegung  der  Weltkabel.  Der 
Verfasser  führt  uns  im  Geiste  in  die  jetzige  Geburtsstätte  der  deutschen 
Weltkabel,  die  Norddeutschen  Seekabelwerke  in  Nordenham,  sowie  auf  die 
KabclschirYe  Stephan  und  v.  Podbielski  und  vergegenwärtigt  uns  die  Legung 
der  deutsch -atlantischen  Kabel  von  Borkum  über  die  Azoren  nach  New 
York.  Er  beschreibt,  wie  durch  Tiefsrelotungen  der  Boden  des  Meeres  er- 
forscht wird,  wie  man  so  den  besten  Weg  für  die  Lagerung  des  Kabels 
findet,  und  welche  unendliche  Summe  von  Mühe  und  sorgsamster  Arbeit 
erforderlich  ist,  ein  Kabel  so  auszulegen,  daß  es  eine  dauernde  und  zuver- 
lässige Brücke  für  den  Gedankenaustausch  zwischen  den  Weltteilen  bildet. 
Die  geringste  Unachtsamkeit  kann  zu  Fehlern  Veranlassung  geben,  die  nur 
mit  beträchtlichen  Opfern  zu  beseitigen  sind.  Wie  eine  solche  Kabelaus- 
besserung zu  erfolgen  hat,  ist  in  einem  besonderen  Abschnitt  behandelt. 

In  dem  Kapitel  »Die  Apparate  für  den  Kabelbetrieb«  lernen  wir  die 
Handtasten  und  die  automatischen  Apparate  für  die  Stromsendung,  ferner 
als  Empfangsapparat  den  Heberschreiber  oder  Syphonrekorder ,  sowie  die 
Übertragungsapparate  und  schließlich  die  wellenförmige  Zickzackschrift  — 
Rekorderschrift  —  des  Heberschreibers  kennen,  zu  deren  schnellen  Uber- 
tragung  in  die  gewöhnliche  Schriftsprache  es  besonderer  Übung  und  Ge- 
wandtheit bedarf.  Zur  Ausbildung  junger  Leute  in  der  Kabeltelegraphie 
hat  die  Deutsch -atlantische  Tclcgraphengesellschaft  eine  Telegraphenschule 
in  Emden  gegründet.  Nach  erfolgreicher  Ablegung  zweier  Prüfungen 
erhalten  die  Schüler  Aussicht  auf  Anstellung  als  Kabeltelegraphisten  bei 
der  Gesellschaft. 

Der  zweite  Teil  des  Buches:  »Die  Geschichte  der  unterseeischen  Kabel- 
telegraphie« zahlt  zunächst  die  ersten  Kabellegungsversuche  auf  und  be- 
schreibt dann  die  Entwicklung  des  Weltkabelnetzes  von  1869  ab.  Dem 
deutschen  Anteil  an  der  Entwicklung  dieses  Netzes  durch  Auslegung  der 
beiden  Kabel  von  Deutschland  nach  Amerika  ist  ein  besonderes  Kapitel  ge- 
widmet. Das  Schlußkapitel  des  zweiten  Teiles  behandelt  eine  Seefahrt  auf 
der  Strecke  Emden- Azoren  der  deutsch -atlantischen  Kabel;  es  enthält  auch 
eine  lebendige  Schilderung  der  Naturschönheiten  der  Azoreninseln,  der 
Lebensgewohnheiten  ihrer  Bewohner  und  der  Einrichtung  der  deutsch- 
atlantischen Telegraphenstation  auf  Horta. 

In  dem  kurzen  Schlußteile  seines  Buches  weist  Moll  auf  die  Bedeutung 
der  Unterseekabel  für  Handel  und  Wehrmacht  hin  und  gibt  gutgemeinte 
Ratschläge  für  den  weiteren  Ausbau  des  deutschen  Weltkabelnetzes. 

Das  Buch  erfüllt  seinen  Zweck;  wir  können  ihm  daher  weite  Verbreitung 
wünschen. 
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Uber  Unfallhaftung  im  Straßenverkehr. 

Unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Praxis  des  Reichsgerichts.) 
Von  Dr.  Franz  Scholz,  Gerichts- Assessor  im  Reichs- Postamt. 

Der  Verkehr  in  den  heutigen  Großstadtstraßen  ist  so  lebhaft,  und  die 
Verkehrsformen  sind  so  verschiedenartig  —  Fußgänger,  Handwagen,  Rad- 
fahrer, Fuhrwerke,  Automobile,  Straßenbahnen  — ,  daß  Unfälle  durch  Zu- 
sammenstöße zu  den  täglichen  Ereignissen  gehören.  Die  Frage  der  Ver- 
antwortlichkeit für  den  durch  derartige  Unfälle  verursachten  Schaden  dürfte 
daher  von  allgemeinem  Interesse  sein,  um  so  mehr,  als  hierbei  die  mannig- 
fachsten Rechtsvorschriften  und  Rechtsbeziehungen  in  Betracht  kommen, 
die  zu  bemerkenswerten  Gegenüberstellungen  Veranlassung  geben. 

Bei  der  rechtlichen  Beurteilung  aller  dieser  Fälle  ist  von  dem  Satze  aus- 
zugehen, daß  jeder  den  Schaden,  der  ihn  betroffen,  allein  zu  tragen  hat 
(»casum  sentit  dominus«),  soweit  das  Gesetz  nicht  die  Möglichkeit  gibt, 
den  Schaden  auf  einen  Anderen  abzuwälzen.  Diese  Abwälzung  auf  einen 
Anderen  (Haftbarmachung)  setzt,  soweit  nicht  der  Andere  durch  Vertrag, 
insbesondere  Garantie-  oder  Versicherungsvertrag,  dem  Geschädigten  gegen- 
über die  Schadenfolgen  übernommen  hat,  zum  mindesten  voraus,  daß  der 
Andere  der  Verursacher  des  Schadens  war.  Die  Lehre  von  der  Schadens- 
verursachung (Kausalzusammenhang)  ist  im  allgemeinen  eine  äußerst 
schwierige.  Naturwissenschaftlich  betrachtet,  hat  der  durch  Zusammenstoßen 
zweier  Körper  entstehende  Schaden  in  beiden  Körpern  seine  Ursache.  Hier- 
nach müßte  jeder  Schaden  zugleich  auch  in  dem  Verletzten  seine  Ursache 
haben.  Dies  ist  aber  nicht  der  Standpunkt  des  Rechts.  Das  Recht  be- 
trachtet, soweit  es  auf  die  Schadensverursachung  durch  Menschen  —  aber 
auch  durch  Tiere  (§  833  B.G.B.)  —  ankommt,  nur  willkürliche  Hand- 
lungen als  Ursache,   mag  die  Handlung  ein  positives  Tun  oder  ein 
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Unterlassen  sein.  Daher  schließt  auch  ein  scheinbar  passives  Verhalten  des 
Verletzten,  wenn  es  ein  willkürliches  war,  die  Mitverursachung  nicht  aus. 
Dies  wird  klar,  wenn  man  den  Fall  setzt,  daß  jemand  in  einer  belebten 
Straße  einen  zerbrechlichen  Gegenstand  derart  hält  oder  trägt,  daß  er  bei 
der  geringsten  Berührung  seitens  eines  Vorübergehenden  zerbricht;  oder  es 
hält  ein  Fußgänger  oder  ein  Wagen  in  der  Bewegung  plötzlich  an,  so  daß 
ein  anderer  Fußgänger  oder  Wagen  von  hinten  aufläuft.  In  beiden  Bei- 
spielen kann  der  passiv  Beteiligte  unter  Umständen  der  allein  Verantwort- 
liche sein.  Man  muß  daher  zu  dem  Satze  kommen,  daß  schon  derjenige 
als  Schadensverursacher  erscheint,  der  auch  nur  eine  Bedingung  zu  dem 
Schadenserfolge  willkürlich  gesetzt  hat,  ohne  welche  dieser  Erfolg  nicht 
eingetreten  wäre1). 

Aber  die  bloße  Verursachung  genügt  nur  in  gewissen  vom  Gesetz  be- 
sonders behandelten  Fällen  zur  Begründung  der  Haftpflicht.  In  den  meisten 
Fällen,  und  zwar  grundsätzlich,  wird  eine  schuld  hafte  Schadens  Ver- 
ursachung gefordert,  d.h.  eine  solche,  welche  auf  Vorsatz  oder  auf  Fahr- 
lässigkeit beruht,  und  Fahrlässigkeit  ist  Außerachtlassung  der  im  Verkehr 
erforderlichen  Sorgfalt  (§  823,  §  276  B.  G.  B.). 

Im  einzelnen  ist  die  Haftung  für  Straßenunfälle  nach  fünf  verschiedenen 
rechtlichen  Gesichtspunkten  zu  beurteilen: 

I.  Haftung  nach  dem  grundlegenden  §  823  B.  G.  B.:  Haftung  des 
Fußgängers,  des  Handwagenführers,  des  Radfahrers,  des  Auto- 
mobil fahrers,  des  Straßenbahnführers,  des  Kutschers  oder  sonstigen 
Führers  eines  durch  tierische  Kraft  bewegten  Fuhrwerks,  soweit 
es  sich  in  letztcrem  Falle  nicht  um  »Tierschaden«  (IV  und  V) 
handelt; 

II.  Haftung  des  »Geschäftsherrn«,  d.  h.  desjenigen,  der  eine  der 
zu  I  genannten  Personen  zu  einer  Verrichtung  bestellt  hatte 
(§831  B.  G.  B.); 

III.  Haftung  des  Eisenbahnbetriebsunternehmers  (Eisenbahn,  Dampt- 
straßenbahn,  elektrische  Straßenbahn,  Hoch-  und  Untergrundbahn: 
Reichshaftpflichtgesetz  vom  7.  Juni  1871,  geändert  durch  Art.  42 
des  Einführungsges.  z.  B.  G.  B.); 

IV.  Haftung  des  Tierhalters  (§  833  B.  G.  B.); 

V.  Haftung  desjenigen,  der  durch  Vertrag  mit  dem  Tierhalter  die 
Aufsicht  über  das  Tier  übernommen  hat  (§  834  B.  G.  B.). 

Außerdem  käme  in  Betracht  die  Haftung  desjenigen,  der  die  erforderliche 
Wegebeleuchtung  unterlassen  oder  nicht  für  den  ordnungsmäßigen  Zustand 
des  Weges  gesorgt  hat  (Unterlassen  des  Schneefegens,  Aufgraben  des 
Straßengeländes),  sowie  die  Haftung  des  Grundstücksbesitzers  für  den  durch 
das  Herabfallen  von  Teilen  des  Gebäudes  entstehenden  Schaden  (§  836 
bis  838  B.  G.  B.).  Die  Behandlung  dieser  Unfälle,  die  sich  übrigens  ebenso 
häufig  in  Häusern  wie  auf  der  Straße  ereignen,  würde  die  vorliegende  Ab- 
handlung zu  weit  ausdehnen.  Eine  abgesonderte  Behandlung  dieser  Fälle 
dürfte  zweckmäßiger  sein. 


l)  »Ursache  ist  jede  Bedingung,  die  nicht  hinweggedacht  werden  kann,  ohne 
daß  der  Eintritt  des  eingetretenen  Erfolges,  d.h.  so  wie  er  eingetreten  ist,  entfallen 
mußte.«  So  v.  Liszt,  Deliktsobligationen,  1898,  S.  68,  im  Einklänge  mit  der  wenigstens 
im  Strafrechte  herrschenden  Meinung.  Ähnlich  Förster -Eccius,  Preuß.  Privatrechr, 
6.  Aufl.  1892,  Bd.  I,  ^  89,  S.  543. 
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I.  Haftung  nach  dem  grundlegenden  §  823  B.  G.  B. 

Der  Fußgänger,  Handwagenführer,  Radfahrer,  Automobilfahrer,  Straßen- 
bahnführer, der  Kutscher  oder  Führer  eines  Fuhrwerks  —  soweit  hier 
nicht  die  besondere  Haftung  für  Tierschaden  (§  833,  834  B.  G.  B.)  ein- 
tritt —  haften  für  die  durch  Zusammenstoß  verursachten  Tötungen,  Körper- 
verletzungen und  Sachbeschädigungen  nur  bei  eigenem  Verschulden,  das 
der  Verletzte  ihnen  nachzuweisen  hat  (§  823  B.  G.  B.).  Dies  ist  der  all- 
gemeine Grundsatz  der  Schadenshaftung,  der  daher  auch  an  die  Spitze  der 
Vorschriften  des  B.  G.  B.  über  »Unerlaubte  Handlungen«  gestellt  ist  und 
immer  eintritt,  wo  nicht  besondere  abweichende  Vorschriften  gegeben  sind. 
Was  das  Verschulden  angeht,  so  ist  zwischen  Abs.  1  und  2  des  §  823  zu 
unterscheiden. 

1.  Nach  dem  regelmäßig  in  Betracht  kommenden  Abs.  1 ')  muß  das 
Verschulden  sich  auf  den  Eintritt  des  verletzenden  Erfolgs  als  solchen 
beziehen:  es  kommt  also  darauf  an,  ob  der  Eintritt  einer  Körperverletzung, 
einer  Sachbeschädigung  bei  Anspannung  der  im  Verkehr  erforderlichen 
Sorgfalt  vorausgesehen  und  daher  vermieden  werden  konnte,  niemals  da- 
gegen darauf,  ob  der  Umfang  des  konkreten  Schadens  voraussehbar  war. 
Uber  die  Frage,  ob  im  Einzelfalle  ein  Verschulden  vorliegt,  ist  nach  Maß- 
gabe der  Verkehrsauffassung  zu  entscheiden.  Das  freie,  souveräne  Ermessen 
des  Richters  hat  hier  eines  seiner  Hauptanwendungsgebiete.  An  einen 
berufsmäßigen  Kutscher  oder  Fahrer  wird  man  z.  B.  strengere  An- 
forderungen stellen  können  als  an  einen  anderen  (arg.  ex  §  230  Abs.  2 
St.  G.  B.).  Ein  Verschulden  wird  dann  um  so  eher  anzunehmen  sein,  wenn 
eine  straßenpolizeiliche  Vorschrift  unbeachtet  gelassen  und  dadurch  der 
Schaden  mit  verursacht  ist  (z.  B.  Fahren  auf  der  falschen  Straßenseite,  zu 
schnelles  Fahren,  Fahren  in  der  Dunkelheit  ohne  Laterne).  Dabei  ist 
natürlich  vorausgesetzt,  daß  dem  Fahrer  die  Kenntnis  der  Polizeivorschrift 
zugemutet  werden  konnte  und  er  im  gegebenen  Falle  in  der  Lage  war,  sie 
einzuhalten. 

2.  Wenn  der  Unfall  auf  der  Übertretung  einer  Polizeivorschrift 
beruht,  so  tritt  eine  verschärfte  Haftung  ein.  Denn  es  wird  alsdann  nicht 
nur  aus  §823  Abs.  1,  sondern  auch  aus  Abs.  2  gehaftet2).  Freilich  setzt, 
wie  angedeutet,  diese  im  Wortlaut  recht  ungenaue  Vorschrift  voraus,  daß 
der  Schaden  d urch  die  Übertretung  verursacht  ist,  aber  es  genügt  schon, 
daß  nur  die  Übertretung  schuldhaft  ist,  ohne  daß  es  darauf  ankommt, 
ob  im  einzelnen  Falle  der  Unfall  vorausgesehen  werden  konnte.  Wo  da- 
gegen nicht  Abs.  2,  sondern  Abs.  1  des  §(023  in  Frage  steht,  wo  es  also 


')  »Wer  vorsatzlich  oder  fahrlässig  das  Leben,  den  Körper,  die  Gesundheit,  die 
Freiheit,  das  Eigentum  oder  ein  sonstiges  Recht  eines  Anderen  widerrechtlich  verletzt, 
ist  dem  Anderen  zum  Ersätze  des  daraus  entstehenden  Schadens  verpflichtet.» 

a)  »Die  gleiche  Verpflichtung  trifft  denjenigen,  welcher  gegen  ein  den  Schutz 
eines  Anderen  bezweckendes  Gesetz  verstößt.  Ist  nach  dem  Inhalte  des  Gesetzes  ein 
Verstoß  gegen  dieses  auch  ohne  Verschulden  möglich,  so  tritt  die  Ersatzpflicht  nur  im 
Falle  des  Verschuldens  ein.«  —  Der  Begriff  des  Schutzgesetzes  im  Sinne  dieser  Vor- 
schrift ist  Gegenstand  unausgetragenen  Streites.  Die  herrschende  Meinung  nimmt  aber 
an,  daß  hierunter  auch  polizeiliche  Vorschriften  —  wenn  nicht  gar  ausschließlich 
solche  —  zu  verstehen  seien.  Auf  das  Nähere  kann  hier  nicht  eingegangen  werden. 
Vgl.  v.  Liszt  a.  a.  O.  S.  30  ff.;  Cosack,  Deutsch,  bürgerl.  Recht,  1898,  Bd.  I,  2  163,  S.  587: 
Oertmann  in  der  Deutsch.  Jurist. -Ztg.  1904,  Nr.  3,  Sp.  143:  Urteil  des  Reichsgerichts 
vom  12.4.  1902  in  »Entsch.  des  Reichsgerichts  in  Civilsachen«  zitiert  »R.  G.«  Bd.  51, 
S.  177;  Urteil  des  Reichsgerichts  vom  21.  9.  1903  in  der  Deutsch.  Jurist. -Ztg.  1903, 
Nr.  21,  S.  502. 

40- 


Digitized  by  Google 


626 


Uber  Unfallhaftung  im  Straßenverkehr. 


auf  eine  schuldhafte  Körper-  oder  Eigentumsverletzung  ankommt,  kann 
hei  Nichtvoraussehbarkeit  des  Unfalls  die  Verletzung  nicht  als  schuldhaft 
verursacht  gelten,  eine  Haftung  also  nicht  begründet  sein.  Wenn  daher  z.  B. 
ein  Kind  plötzlich  über  die  Straße  läuft  und  hier  von  einem  Wagen  überfahren 
wird,  so  ist,  da  ein  solcher  Unfall  vom  Kutscher  in  der  Regel  nicht  schuld- 
haft verursacht  ist,  der  Kutscher  von  der  Haftung  aus  §823  Abs.  I 
frei.  Befand  er  sich  aber  in  vorschriftswidriger  Fahrt,  mußte  er  die 
Polizeivorschrift  kennen  und  war  das  Nichtbeachten  derselben  nicht  durch 
besondere  Umstände  entschuldigt,  so  ist  er  haftpflichtig  (§  823  Abs.  2). 

Diese  Bemerkungen  dürften  zeigen,  wie  außerordentlich  wichtig  es  für 
die  Frage  der  Haftpflicht  ist,  die  bestehenden  Polizeivorschriften  streng 
innezuhalten.  Dies  geht  so  weit,  daß  das  preußische  Recht  (A.L.R.  1,6  §26) 
unter  Ausschließung  des  Gegenbeweises  vorschrieb  (fingierte),  daß  jeder 
Schaden,  der  durch  die  Vernachlässigung  eines  auf  Schadensverhütung  ab- 
zielenden Polizeigesetzes  entstanden  sein  kann,  als  dadurch  entstanden  anzu- 
sehen sei  und  ersetzt  werden  müsse.  Ähnlich  knüpft  die  Jurisprudenz  des 
französischen  Rechts,  das  seit  dem  1.  Januar  1900  insoweit  freilich  in 
Deutschland  nicht  mehr  gilt,  an  die  Übertretung  eines  Gesetzes  oder  einer 
Polizei  Verordnung  die  Vermutung,  es  sei  der  eingetretene  Schaden  hierdurch 
verursacht 

3.  Ersatzberechtigt  ist  der  durch  den  Unfall  körperlich  Verletzte 
oder  der  Eigentümer  der  beschädigten  Sache,  sowie  jeder  an  ihr  dinglich 
Berechtigte  und  jeder  Besitzer  derselben*).  Nahm  die  eingetretene  Körper- 
verletzung einen  tötlichen  Ausgang,  so  können  diejenigen,  die  vom  Ge- 
töteten nach  gesetzlicher  Vorschrift  Unterhalt  verlangen  konnten  (Ehegatte, 
Verwandte,  uneheliche  Kinder),  gemäß  §844  B.G.B,  gegen  den  Ersatz- 
pflichtigen vorgehen.  Dieselben  Personen  haben  auch  bei  bloßer  Körper- 
verletzung, die  dem  Unterhaltspflichtigen  zugefügt  ist,  einen  Ersatzanspruch 
(§  845).  Abgesehen  von  den  §§  844,  845,  auch  abgesehen  von  rein  chikanöser 
Schadenszufügung  (§  82O),  gilt  der  Satz,  daß  nur  der  unmittelbar 
Geschädigte  Ersatzansprüche  gegen  den  Schädiger  erheben  kann,  nicht 
auch  der  mittelbar  Geschädigte.  Denn  nur  demjenigen,  dessen  Körper, 
Eigentum  usw.  verletzt  ist,  gibt  §  823  seinem  Wortlaute  nach  einen  Ersatz- 
anspruch. Ist  also  ein  Beamter  verletzt  worden  und  hat  der  Staat  oder 
das  Reich  Vertretungskosten  bezahlen  müssen,  so  ist  wegen  dieses  (mittel- 
baren) Schadens  ein  Ersatzanspruch  nicht  gegeben8). 

Der  Ersatzberechtigte  hat,  wenn  er  klagend  vorgeht,  nachzu- 
weisen: den  Schaden,  die  V^ursachung  des  Schadens  durch  den  In- 
anspruehgenommenen  und  ein  Verschulden  des  letzteren  nach  Abs.  I  oder 
Abs.  2  fies  §  823.  Daß  die  Schadensverursachung  »widerrechtlich«  ist  (§  823), 
versteht  sich  bei  Unfällen  von  selbst. 

Der  Beklagte  kann  aber  einwenden,  daß  auch  ein  Verschulden 
des  Verletzten  mitgewirkt  hat:  §  254  B. G.  B.4).  Wird  dies  festgestellt, 
so  hat  der  Richter  nach  freiem  Ermessen  zu  prüfen,  durch  welches  Ver- 

;   Vgl.  über  diese  Auslegung  des  Art.  1382  Code  civil:  Vossen  in  der  Deutsch. 
Jurist.-Ztg.  1902,  Nr.  17/18,  S.  432. 

Dernburg,  Bürgcrl.  Recht,  Bd.  II,  Abt.  2,  ^  385,  S.  620;  v.  Liszt,  Delikts- 
ohligationen,  S.  97.  9S. 

3l  Urteil  deb  Kammergerichts  vom  29.  5.  1900  in  Sachen  Reichs- Posrtiskus  c'a 
Künze  &  Co.  —  9  L  1  iü  00:  v.  Liszt  a.  a.  0.  S.  97  tf. 

*i    254:  «Hat  bei  der  Entstehung  des  Schadens  ein  Verschulden  des  Beschädigten 
mitgewirkt,  so  hangt  die  Verpflichtung  zum  Ersätze  sowie  der  Umfang  des  zu  leistenden 
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schulden  der  Schaden  überwiegend  verursacht  ist,  und  kann  hiemach 
entweder  den  Ersatzanspruch  ganz  zurückweisen,  oder  ganz  zusprechen  oder 
nur  teilweise  zuerkennen,  d.  h.  den  Schaden  teilen.  Freilich  ist  nach  «lern 
Wortlaute  des  Gesetzes  und  nach  der  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  1 ) 
der  Einwand  des  »konkurrierenden  Verschuldens«  ausgeschlossen,  wenn  der 
Verletzte  wegen  eines  »Verschuldens«  rechtlich  nicht  verantwortlich  gemacht 
werden  kann,  weil  er  z.  B.  ein  Kind  unter  sieben  Jahren,  oder  geisteskrank, 
oder  ein  nicht  mit  der  erforderlichen  Einsicht  begabtes  Kind  von  7  bis 
18  Jahren  war  (§  828  B.G.  B.).  Die  gegenteilige  Ansicht,  welche  annimmt, 
daß  »Verschulden«  im  Sinne  des  §  254  B.G.B,  rein  objektiv  zu  nehmen  sei. 
hat  das  Reichsgericht  zurückgewiesen 2).  Der  höchste  Gerichtshof  hat  auch 
ausgesprochen1),  daß  der  Haftpflichtige  sich  nicht  etwa  auf  ein  Verschulden 
der  Eltern  des  Kindes  berufen  könne,  wenn  das  Kind,  vertreten  durch  seinen 
gesetzlichen  Vertreter,  als  klagende  Partei  auftrete.  Ein  solches  Verschulden 
eines  Dritten  komme  nicht  in  Betracht3).  Hiernach  kann  der  größte  Leicht- 
sinn und  der  größte  Unfug  der  Straßenkinder,  soweit  sie  nach  §  828  als 
nicht  verschuldungsfähig  gelten,  den  Anderen,  wenn  ihn  selbst  überhaupt 
nur  ein  Verschulden  trifft,  von  der  vollen  Haftung  nicht  befreien. 

n.  Haftung  des  „Geschäftsherrn"  (§831;  auch  §§31,  89  B.G.B.). 

1.  §831  B.G.B.4).  Außer  der  Haftung  des  Kutschers  usw.  kommt 
auch  —  und  das  ist  praktisch  das  Wichtigere,  weil  der  Kutscher  usw.  den 
Schaden  in  der  Regel  nicht  bezahlen  kann  —  die  Haftung  seines  Dienstherrn 
in  Frage,  oder  genauer  desjenigen,  der  ihn  »zu  einer  Verrichtung  bestellt« 
hatte.  Der  Verletzte  braucht  nur  nachzuweisen,  daß  der  unmittelbare 
Schadensverursacher  (Kutscher  usw.)  von  einem  Anderen  »zu  einer  Ver- 
richtung bestellt«  war  und  daß  er  »in  Ausführung  der  Verrichtung«  den 
Schaden  verursacht  hat.    Damit  ist  die  Haftung  des  Anderen  (»Geschäfts- 


trsatzes von  den  Umständen,  insbesondere  davon  ab,  inwieweit  der  Schaden  vor- 
wiegend von  dem  einen  oder  dem  anderen  Teile  verursacht  worden  ist. 

Dies  gilt  auch  dann,  wenn  sich  das  Verschulden  des  Beschädigten  darauf  be- 
schränkt, daß  er  unterlassen  hat,  den  Schuldner  auf  die  Gefahr  eines  ungewöhnlich 
hohen  Schadens  aufmerksam  zu  machen,  die  der  Schuldner  weder  kannte  noch  kennen 
mußte,  oder  daß  er  unterlassen  hat,  den  Schaden  abzuwenden  oder  zu  mindern.  Die 
Vorschrift  des  §  278  findet  entsprechende  Anwendung«. 

')  Urteil  vom  11.  5.  1903  in  »Entsch.  des  Reichsgerichts  in  Civilsachen«  Bd.  54, 
S.  410;  auch  Urteil  vom  selben  Tage  in  Bd.  54,  S.  406,  407. 

s)  Vgl.  die  vorgenannten  Urteile.  Das  Reichsgericht  bezeichnet  hier  als  angeblich 
alleinigen  Vertreter  der  gegenteiligen  Ansicht  Endemann,  Lehrbuch  des  bürgerl.  Rechts 
8.  Aufl.,  Bd.  I,  S  132,  §  130,  Anm.  1.  Es  hätte  aber  auch  nennen  müssen  Crome,  System 
des  bürgerl.  Rechts,  Bd.  I,  3  in,  Ziffer  I.  Für  diese  gegenteilige  Ansicht  ist  kürzlich 
Pfizer  »Verschulden  eines  Kindes  unter  sieben  Jahren«  in  der  Deutsch.  Jurist.-Ztg.  1904, 
N.  15,  Sp.  712  fr.  mit  sehr  beachtenswerten  Gründen  eingetreten. 

■)  R.  G.  Bd.  54,  S.  409,  410. 

*)  »Wer  einen  Anderen  zu  einer  Verrichtung  bestellt,  ist  zum  Ersätze  des 
Schadens  verpflichtet,  den  der  Andere  in  Ausführung  der  Verrichtung  einem  Dritten 
widerrechtlich  zufügt.  Die  Ersatzpflicht  tritt  nicht  ein,  wenn  der  Geschäftsherr  bei  der 
Auswahl  der  bestellten  Person  und,  sofern  er  Vorrichtungen  oder  Geratschaften  zu 
beschaffen  oder  die  Ausführung  der  Verrichtung  zu  leiten  hat,  bei  der  Beschaffung 
oder  der  Leitung  die  im  Verkehr  erforderliche  Sorgfalt  beobachtet  oder  wenn  der 
Schaden  auch  bei  Anwendung  dieser  Sorgfalt  entstanden  sein  würde. 

Die  gleiche  Verantwortlichkeit  trifft  denjenigen,  welcher  für  den  Geschaftsherrn 
die  Besorgung  eines  der  im  Abs.  1  Satz  2  bezeichneten  Geschäfte  durch  Vertrag  über- 
nimmt«. 
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herrn«)  begründet.  Dieser  kann  sich  aber  von  der  Haftung  durch  den 
Nachweis  befreien,  daß  er  bei  der  Auswahl  der  bestellten  Person  die  im 
Verkehr  erforderliche  Sorgfalt  beobachtet  hat,  daß  ihn  also  bei  der  Aus- 
wahl kein  Verschulden  (culpa  in  eligendo)  trifft  (§831,  Abs.  1  Satz  2; 
sog.  »Exkulpationsbeweis«),  oder  daß  der  Schaden  auch  bei  Anwendung 
dieser  Sorgfalt  entstanden  sein  würde.  Gelingt  dieser  Einredebeweis  nicht,  so 
haftet  der  Geschäftsherr  wegen  dieses  seines  eigenen  Verschuldens.  Selbst- 
verständlich kann  auch  der  Geschäftsherr  einwenden,  daß  den  Verletzter» 
ein  konkurrierendes  Verschulden  trifft  (§  254),  und  es  gilt  dann  das  oben 
am  Schlüsse  von  1  Gesagte. 

Die  Haftung  des  Geschäftsherrn  ist  nicht  davon  abhängig,  daß  auch 
seinen  Angestellten  (Kutscher  usw.)  ein  subjektives  Verschulden  trifft ').  Denn 
wenn  jener  einen  völlig  ungeeigneten  oder  gar  geisteskranken  Kutscher  zu  einer 
Fahrt  oder  ein  mutwilliges  Kind  zu  einem  Bestellgange  bestellt  hatte,  und 
dann  in  Ausführung  der  Verrichtung  ein  Unheil  angerichtet  wird,  so  er- 
fordert die  Billigkeit,  daß  der  Geschäftsherr,  der  die  Ungeeignetheit  kannte 
oder  bei  Anspannung  der  erforderlichen  Sorgfalt  kennen  mußte,  für  den 
Schaden  aufzukommen  hat,  auch  wenn  dem  Kutscher  usw.  ein  subjektives 
Verschulden  nicht  beigemessen  werden  kann.  Immerhin  ist  erforderlich, 
daß  den  Kutscher  usw.  ein  objektives  Verschulden  trifft,  denn  anderen- 
falls würde  der  Geschäftsherr  auch  für  jeden  zufälligen  und  unvermeidlichen 
Schaden  haften  und  würde  es  an  einem  Kausalzusammenhange  zwischen 
seiner  culpa  in  eligendo  und  dem  eingetretenen  Schaden  fehlen2). 

In  der  Regel  haften  also  dem  Verletzten  der  Angestellte  und  der  Ge- 
schäftsherr, zuweilen  nur  der  Angestellte  (wenn  der  Geschäftsherr  den  Ein- 
redebeweis aus  §  831  Abs.  1  Satz  2  geführt  hat),  zuweilen  nur  der  Geschäfts- 
herr (wenn  der  Angestellte  nicht  schuldfähig  war  und  der  Einredebeweis 
des  Geschäftshcrrn  mißlang).  Wenn  beide  haften,  so  ist  der  Angestellte 
dem  Geschäftsherrn,  soweit  dieser  den  Schaden  hat  ersetzen  müssen, 
regreßpflichtig  (§  840  Abs.  2) »).  Den  Schaden  hat  also  im  Endeffekt 
immer  der  unmittelbar  Schuldige  zu  tragen. 

Der  Verletzte  muß  aber,  wie  angedeutet,  zur  Begründung  der  Haftpflicht 
des  Geschäftsherrn  nachweisen,  daß  der  Schaden  »in  Ausführung«,  nicht 
nur  »bei  Gelegenheit«  der  aufgetragenen  Verrichtung  entstanden  ist.  Dieser 
Nachweis  kann  oft  schwierig  sein.  Hat  z.  B.  ein  Postbote  auf  seinem 
Bestellgange  fahrlässig  ein  Kind  verletzt  oder  eine  Sache  beschädigt,  so 
haftet  der  Postfiskus,  weil  der  Schaden  —  wenigstens  regelmäßig  —  »in 
Ausführung«  der  Dienstverrichtungen  begangen  ist,  doch  steht  der  Nachweis 
offen,  daß  der  Beamte  tüchtig  und  im  allgemeinen  vorsichtig  war,  oder  daß 
er  doch  nach  seinem  bisherigen  Verhalten  vom  Postamtsvorsteher  als  geeignet 
gehalten  werden  durfte.  Befand  sich  jedoch  der  Postbote  auf  dem  Heim- 
wege, so  haftet  der  Postfiskus  nicht,  denn  hier  befand  sich  jener  nicht  »in 
Ausführung«  einer  dienstlichen  Verrichtung.  Das  gleiche  ist  anzunehmen, 
wenn  der  Postbote  etwa  bei  Gelegenheit  seiner  Bestelltätigkeit  eine  Wirt- 

M  Arg.  ex  g  840,  Abs.  2  B.  G.  B.  Die  Richtigkeit  dieser  Ansicht  wird  jetzt  kaum 
noch  bestritten. 

*;  83 1 :  ...  «-oder  wenn  der  Schaden  auch  bei  Anwendung  dieser  Sorgfalt 
entstanden  sein  würde«. 

3  -ht  neben  demjenigen,  welcher  nach  den  g§  831,  832  zum  Ersätze  des  von 
einem  Anderen  verursachten  Schadens  verpflichtet  ist,  auch  der  Andere  für  den 
Schaden  verantwortlich,  so  ist  in  ihrem  Verhältnisse  zueinander  der  Andere  allein  .  .  . 
verpflichtet.« 
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schaft  besucht  und  hierbei  der  Unfall  sich  ereignet.  Man  wird  sagen 
können,  daß  Personenverletzungen  und  Sachbeschädigungen  seitens  des 
Bestellpersonals  —  auch  des  Postillions  einer  reichseigenen  Posthalterei,  falls 
hier  nicht  die  besondere  Haftung  für  »Tierschaden«  eingreift  —  den  Post- 
fiskus dann  nicht  haftpflichtig  machen,  wenn  der  Schaden  auf  einer  Weg- 
strecke entstanden  ist,  die  in  bewußter  Weise  nicht  zum  Zwecke  der  Dienst- 
verrichtung betreten  oder  befahren  wurde. 

Diese  an  sich  strenge  Haftung  des  »Geschäftsherrn«  —  also  in  den 
letztgenannten  Beispielen  des  Postfiskus  —  hat  Strenge  des  Geschäftsherrn 
gegenüber  seinen  Angestellten  zur  notwendigen  Folge.  Der  Postillion  einer 
reichseigenen  Posthalterei,  der  einen  Menschen  unachtsamerweise  über- 
fahren hat,  kann  kaum  noch  als  ein  für  das  Befahren  belebter  Straßen  ge- 
eigneter Postillion  erachtet  werden.  Erfolgt  später  ein  zweiter  Unfall,  so 
wird  hier  der  Postfiskus  mit  seinem  Exkulpationsbeweis  (§  83 1  Abs.  1  Satz  2) 
nur  selten  durchdringen  können.  Der  Postfiskus  wird  daher,  um  sich  zu 
schützen,  auf  die  Entfernung  eines  solchen  Postillions  aus  dem  Postillions- 
dienste Bedacht  nehmen  müssen. 

Die  Frage,  wer  im  einzelnen  Falle  als  »Geschäftsherr«  im  Sinne  des 
§  831  zu  gelten  hat,  kann  oft  recht  schwierig  sein.  So  hat  man  behaupten 
wollen,  daß,  wenn  ein  Fahrgast  auf  der  Straße  eine  Droschke  zu  einer 
Fahrt  besteigt,  er  damit  den  Droschkenkutscher  »zu  einer  Verrichtung«  be- 
stelle und  als  Geschäftsherr  haften  müsse ').  Das  ist  unmöglich  richtig. 
Denn  nach  der  Art  und  Weise,  in  welcher  das  Verschuldungsprinzip  in 
§831  zum  Ausdruck  gekommen  ist,  ist  der  Grundgedanke  der,  daß  ein 
Verschulden  des  Geschäftsherrn  überhaupt  denkbar  sein  muß,  und  daß  daher 
nur  die  Bestellung  zu  solchen  Verrichtungen  in  Frage  kommt,  »bei  welchen 
die  Prüfung  der  Zuverlässigkeit  der  für  die  Verrichtung  zu  bestellenden 
Person  in  der  hier  fraglichen  Beziehung  möglich  und  nach  der  Auffassung 
des  gesunden  und  normalen  Verkehrs  erforderlich  ist« 2). 

Hat  der  Angestellte  einer  Staats-  oder  Reichsvcrwaltung  —  mag  er  im 
Beamtenverhältnisse  stehen  oder  nicht  —  im  Straßenverkehr  einen  Unfall  in 
unmittelbarer  Beteiligung  verursacht,  so  ist  in  fast  allen  Fällen  der  Landes- 
oder Reichsfiskus  »Geschäftsherr«  im  Sinne  des  §  831  (vgl.  auch  die  Aus- 
führungen unter  2).  Ebenso  ist  da,  wo  das  Postfuhrwesen  an  Privatunter- 
nehmer (Posthalter)  verdungen  ist,  der  Posthalter  Geschäftsherr  des  Postillions, 
den  er  auf  eigene  Rechnung  in  Dienst  zu  nehmen  hat  und  der  zum  Post- 
halter im  Verhältnis  eines  vertragsmäßig  angenommenen  Arbeiters  steht 
(A.  D.  A.  Abschn.  VI,  Abt.  1  §33),  wie  auch  nur  der  Posthalter  mit  bezug 
auf  die  Postpferde  »Tierhalter«  im  Sinne  des  §  833  ist,  wie  später  erörtert 
werden  wird. 

2-  §§  31»  89  B.  G.  B.  Eine  Haftung  aus  §§  31,  89  kann  für  den  Post- 
und  Telegraphenfiskus  bei  durch  Zusammenstoß  herbeigeführten  Straßen- 
unfällen kaum  jemals  praktisch  werden.  Nach  jenen  Paragraphen  haftet 
der  Fiskus  für  den  Schaden,  »den  der  Vorstand,  ein  Mitglied  des  Vorstandes 
oder  ein  anderer  verfassungsmäßig  beruf ener  Vertreter  durch  eine 
in  Ausführung  der  ihm  zustehenden  Verrichtungen  begangene,  zum  Schadens- 
ersatze verpflichtende  Handlung  einem  Dritten  zufügt«.  Jede  Haftung,  die 
in  der  Person  eines  solchen  Vertreters  begründet  ist.  verpflichtet  zugleich 
den  Fiskus,  ohne  daß  diesem  ein  Entlastungsbeweis  offen  steht.  Es  gelten 
eben  die  Handlungen  dieser  Personen,  als  der  Organe  des  Fiskus,  für 


')  So  Feder,  Verantwortlichkeit  für  fremdes  Verschulden,  Berlin  1902,  S.  92, 93, 103. 
»:  Planck,  Kommentar  zum  B.G.B.,  Anm.  2a  zu  C831. 
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eigene  Handlungen  des  Fiskus,  der  gerade  nur  in  seinen  Organen  als 
handlungsfähiges  Subjekt  erscheint.  Eine  feste  Norm  dafür  zu  rinden,  was 
unter  einem  solchen  »verfassungsmäßig  berufenen  Vertreter«  im  Einzelfalle 
zu  verstehen  sei,  hat  sich  die  Wissenschaft  bisher  vergeblich  bemüht.  Das 
Reichsgericht  hat  geschwankt,  scheint  aber  jetzt  zu  einer  festen  Auf- 
fassung zu  gelangen.  Es  hat  früher1)  den  Wagenaufseher  eines  Kommunal- 
verbandes als  »Willensorgan«  —  das  ist  offenbar  dasselbe  wie  »verfassungs- 
mäßig berufener  Vertreter«  —  angesehen,  hat  aber  einem  Bahnwärter  diese 
Eigenschaft  abgesprochen2).  Neuerdings  ist  auch  ein  Bahnmeister3)  in  det 
preußischen  Staatsbahn  Verwaltung,  ein  Hausmeister4)  (Unterbeamter)  eines 
Reichspostgebäudes  und  der  Führer  eines  Motorwagens  einer  elektrischen 
Straßenbahn5)  vom  Reichsgericht  nicht  als  Vertreter  im  Sinne  des  §  31  an- 
gesehen worden.  Dagegen  hat  das  Reichsgericht  einem  Betriebsinspektor  in 
der  preußischen  Eisenbahnverwaltung  diese  Eigenschaft  zugesprochen8). 

Die  Materialien  zum  B.  G.  B.  ergeben  nur  folgendes.  Während  der  erste 
Entwurf  des  B.  G.  B.  nur  eine  allgemeine  Vertretung  der  juristischen  Person 
durch  den  Vorstand  (§  44)  und  dementsprechend  auch  nur  eine  Haftung 
der  Korporation  für  den  durch  diese  allgemeine  Vertretung,  durch  den 
Vorstand  oder  ein  Mitglied  desselben  widerrechtlich  angerichteten  Schaden 
kannte  (§  46;  Motive  Bd.  1,  S.  102),  hat  der  zweite  Entwurf  —  und  ihm 
folgend  —  das  zum  Gesetz  gewordene  B.  G.  B.  den  Kreis  der  Vertreter  der 
juristischen  Person  erweitert;  das  B.G.B,  bestimmt  in  §30,  daß  durch  die 
Satzung  neben  dem  Vorstande  für  gewisse  Geschäfte  die  Bestellung  be- 
sonderer Vertreter  vorgesehen  werden  kann,  die  dann  im  Zweifel,  mithin 
nicht  notwendigerweise,  auch  die  rechtsgeschäftliche  Vertretungsmacht  inner- 
halb des  ihnen  zugewiesenen  Geschäftsbereichs  auszuüben  haben.  Im  An- 
schluß an  diesen  gesetzgeberischen  Gedanken  (Protokolle  der  II.  Lesung 
Bd.  1  S.  521)  ist  nun  auch  die  Verantwortlichkeit  der  juristischen  Person 
auf  die  rechtswidrigen  Handlungen  dieser  besonderen  Vertreter  im  §  31 
B.G.B,  ausgedehnt  worden;  sie  sind,  im  Gegensatz  zum  Vorstande  und 
seinen  Mitgliedern,  die  anderen  verfassungsmäßig  berufenen  Vertreter  dieses 
Paragraphen.  Die  Verhandlungen  der  II.  Lesung  ergeben,  daß  hierbei  an 
Personen  gedacht  ist,  die  zwar  zur  Leitung  der  Korporation  nicht  berufen 
sind  (dies  fällt  dem  Vorstande  zu),  denen  aber  eine  mehr  oder  weniger 
umfangreiche  Tätigkeit  auf  einem  größeren  sachlichen  oder  örtlichen  Ge- 
schäftsgebiet übertragen  ist. 

Hiernach  wird  man  das  rechtliche  Merkmal,  das  diese  Personen  von 
den  sonstigen  Angestellten  unterscheidet,  für  welche  der  Fiskus  nicht  nach 
§31,  sondern  nur  nach  §831  haftet,  in  Übereinstimmung  mit  neuesten 
Entscheidungen  des  Reichsgerichts7)  darin  finden  können,  daß  sie  zur  Tätig- 

';  Urteil  vom  27.  2.  1900  in  Gruchots  Beitragen  zur  Erläuterung  des  Deutschen 
Rechts,  Bd.  44,  S.  715. 

*}  Urteil  vom  ib.  9.  1 899  in  Gruchots  Beitragen  Bd.  44,  S.  1025;  Urteil  vom 
15.  t.  1903  in  R.  G.  Bd.  53,  S.  279  fr. 

»  Urteil  vom  15.  1.  1903  in  R.  G.  Bd.  53,  S.  276;  Urteil  vom  23.  3.  1903  in  der 
Jurist.  Wochenschrift  1903,  Beil.  Nr.  131;  Urteil  vom  29.6.  1903  in  R.  G.  Bd.  55,  S.  229. 

4  Urteil  vom  11.2.  1904  —  VI  278  03  — ,  mitgeteilt  in  der  Zeitschrift  »Das  Recht- 
1904,  Nr.  9,  S.  250. 

1  Urteil  vom  22.6.  1903  in  der  Jurist.  Wochenschrift  1903,  Beil.  Nr.  02. 

•  Als  » Willensorgan «  angesehen  im  Urteil  vom  10.  11.  1887,  Justiz-Min.-Blatt 
1S8S,  S.  97. 

7  Urteil  vom  15.  1.  1903  in  R.  G.  Bd.  33,  S.  270;  Urteil  vom  23.  3.  1903  in  der 
Jurist.  Wochenschrift  1903,  Beil.  Nr.  131;  auch  Jurist.  Wochenschrift  1903,  Beil.  Nr.  39. 
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keit  innerhalb  eines  Geschäftsbereichs  durch  die  Satzung  der  Körperschaft, 
beim  Staat  durch  die  organisatorischen  Verwaltungsbcstimmungen ,  berufen 
sind.  Eine  genauere  Begriffsbestimmung  wird  sich  nicht  geben  lassen. 
Als  Vertreter  des  Reichspost fiskus  gemäß  §  31  wird  man  hiernach 
außer  dem  Staatssekretär  auch  die  Mitglieder  und  Referenten  des  Reichs- 
Postamts,  ferner  die  Oberpostdirektoren,  die  Mitglieder  und  Referenten  der 
Ober-Postdirektionen  und  auch  die  Bezirksaufsichtsbeamten  ')  anzusehen 
haben;  zweifellos  auch  die  Vorsteher  der  Verkehrsanstalten v) ,  aber  auch 
deren  Stellvertreter,  insoweit  sie  den  Vorsteher  als  solchen  vertreten.  Ob 
auch  andere  Beamte  der  Verkehrsanstalten  hierher  gehören,  kann  zweifelhaft 
sein.  Zweifelhaft  darf  aber  nicht  sein,  daß  Personen,  die  nur  mit 
mechanischen  Dienstverrichtungen  (z.  B.  Telegraphenarbeiter,  Telegraphen- 
vorarbeiter, auch  Telegraphenbau führcr3)  oder  mit  Botendiensten  und  mit 
der  Abtragung  von  Postsendungen  und  Telegrammen  betraut  sind,  zu  den 
in  §  3*  genannten  Vertretern  des  Fiskus  nicht  gehören.  In  diesen  Fällen 
kann  der  Postfiskus  nur  als  Geschäftsherr  gemäß  §  831  haftbar  gemacht 
werden. 

III.  Sonderhaftung  der  Straßenbahngesellschaften. 

1.  »Wenn  bei  dem  Betriebe  einer  Eisenbahn  ein  Mensch  getötet  oder 
körperlich  verletzt  wird,  so  haftet  der  Betriebsunternehmer  für  den  dadurch 
entstandenen  Schaden,  sofern  er  nicht  beweist,  daß  der  Unfall  durch  höhere 
Gewalt  oder  durch  eigenes  Verschulden  des  Getöteten  oder  Verletzten  ver- 
ursacht ist«  [§  1  des  Reichshaftpflichtgesetzes  v.  7.  Juni  1871  (R.G.  Bl.  S.  207)]. 
Unter  den  Begriff  der  »Eisenbahnen«  im  Sinne  dieses  Gesetzes  fallen 
unbestritten  jedenfalls  alle  dem  öffentlichen  Verkehr  dienenden,  auf  Schienen 
mechanisch  getriebenen  Bahnen,  also  auch  elektrische  und  Dampf  Straßen- 
bahnen, Hoch-  und  Untergrundbahnen. 

2.  Das  Reichshaftpflichtgesetz  spricht  nicht  von  Sachschaden.  Für 
solchen  Schaden  haften  die  Straßcnbahngesellschaften  nur  als  »Geschäfts- 
herr« ihrer  Bediensteten  nach  Maßgabe  des  §  83 1 4). 

3.  »Bei  dem  Betriebe  einer  Eisenbahn«.  Für  Personenschaden 
haftet  also  die  Straßenbahngesellschaft  ohne  weiteres,  ohne  daß  sie  oder 
den  Wagenführer  ein  Verschulden  zu  treffen  braucht.  Voraussetzung  dieser 
Sonderhaftung  ist,  daß  es  sich  um  eine  Verletzung  »bei  dem  Betriebe«  der 
Straßenbahn  handelt.  Eine  Personenverletzung,  die  durch  den  Zusammen- 
stoß eines  Straßenbahnwagens  mit  irgend  einem  anderen  Wagen  oder  durch 
Uberfahren  eines  Menschen  erfolgt,  ist  immer  »bei  dem  Betriebe«  der  Bahn 
geschehen.  Andere  Fälle  können  freilich  zweifelhaft  liegen.  Das  Reichs- 
gericht hat,  in  Ubereinstimmung  mit  der  bisherigen  Lehre,  neuerdings5) 
zwei  Momente  als  maßgebend  bezeichnet:  es  muß  einmal  ein  innerer 
ursächlicher  Zusammenhang  bestehen  zwischen  dem  Unfall  und  der  Betriebs- 

')  Etwa  entsprechend  dem  Eisenbahnbetriebsinspektor;  vgl.  S.  630,  Anm.  6. 

»)  Das  Reichsgericht  hat  in  dem  S.  630,  Anm.  6  zitierten  Urteile  die  Zentral- 
behörden, die  mittleren  und  unteren  Behörden  der  preußischen  Verwaltungsressorts 
als  »Willensorgane«  angeschen. 

8  Landgericht  Duisburg,  Urteil  vom  21.  12.  1903  —  3  O  433  03  —  in  Sachen 
Thomas  c/a  Postfiskus. 

*i  Der  fj  25  des  preußischen  Eisenbahngesetzes  vom  3.  November  1838  (G.  S. 
S.  505),  der  eine  Haftung  bis  zur  höheren  Gewalt  auch  für  Sachschaden  festsetzt,  findet 
auf  Straßenbahnen  keine  Anwendung  (Urteil  des  Reichsgerichts  vom  4.  5.  1891  in 
R.  G.  Bd.  28,  S.  207). 

s)  Urteil  vom  29.  6.  1903  in  R.  G.  Bd.  55,  S.  231. 
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tätigkeit  der  Bahn,  zweitens  muß,  wie  das  Wort  »bei«  in  §  I  des  Gesetzes 
ausdrückt,  auch  ein  äußerer,  also  zeitlicher  und  örtlicher  Zusammenhang  mit 
einem  bestimmten  Betriebsvorgange  gegeben  sein.  Mit  Rücksicht  auf  dieses 
zweite  Moment  hat  das  Reichsgericht  die  Anwendbarkeit  des  Haftpflicht- 
gesetzes in  einem  Falle  verneint,  wo  durch  das  Herabfallen  eines  Ziegelstücks 
vom  Dachgesims  eines  Bahnhofgebäudes  ein  Mensch  verletzt  worden  war.  Es 
sei  zwar  anzunehmen ,  daß  die  Loslösung  und  das  Herabfallen  des  Ziegel- 
stücks ursächlich  auf  die  Erschütterungen  durch  die  vorbeifahrenden  Eisen- 
bahnzüge zurückzuführen  sei ;  aber  der  Fall  selbst,  der  den  Schaden  herbei- 
geführt habe,  sei  zeitlich  ganz  zufällig,  ohne  erkennbare  Beziehung  zu 
einem  bestimmten  Betriebsvorgang  erfolgt.  Er  sei  also  möglicherweise 
durch  den  Betrieb,  nicht  aber  »bei  dem  Betriebe«  einer  Eisenbahn  ein- 
getreten. Anders  entschied  das  Reichsgericht  in  einem  Urteil  vom  i8.Juni  19031) 
mit  Recht  folgenden  Fall.  Im  ursächlichen  Zusammenhange  mit  den  Er- 
schütterungen der  durchfahrenden  Wagen  der  elektrischen  Straßenbahn 
und  in  unmittelbarer  zeitlicher  Folge  auf  die  Durchfahrt  eines  Wagens 
war  die  bisher  schon  gelockerte  Krönung  eines  der  eisernen  Mäste,  die 
zum  Tragen  der  Leitungsdrähte  dienen,  zum  Fallen  gebracht  worden  und 
hatte  eine  Person  verletzt.  Hier  wurde  das  Vorliegen  eines  Unfalls  gemäß 
§  1  d.  G.  bejaht. 

Es  ist  daher  auch  als  Betriebsunfall  im  Sinne  des  Haftpflicht- 
gesetzes2) anzusehen,  wenn  ein  Fahrgast  der  Straßenbahn  durch  Berührung 
mit  der  Starkstromleitung,  etwa  durch  Aufstehen  von  den  Verdecksitzen 
des  Wagens,  zu  Schaden  kommt;  ebenso  dann,  wenn  in  unmittelbarem 
äußeren  Zusammenhange  mit  dem  durch  den  Kontakt  eines  bestimmten 
Straßenbahnwagens  an  der  Starkstromleitung  verursachten  Reiben  und 
Rütteln  die  Leitung  reißt  und  im  Herabfallen  einen  Menschen  verletzt,  mag 
die  Verletzung  auf  Stromübergang  beruhen  oder  nicht  und  mag  der  Ver- 
letzte sich  auf  der  Straßenbahn  befunden  haben  oder  nicht.  Kein  Betriebs- 
unfall liegt  vor,  wenn  ohne  erkennbare  Beziehung  zu  einem  bestimmten 
Bahnbetriebsvorgange  die  Starkstromleitung  reißt  oder  durch  Isolations- 
zerstörung Schaden  bringt,  etwa  infolge  von  Unwetter,  oder  durch  das 
Aufschlagen  eines  herabfallenden  Fensterflügels  oder  etwa  eines  Fernsprech- 
drahts —  mag  auch  die  Leitung  infolge  des  Straßenbahnbetriebs  vorher 
mangelhaft  gewesen  sein.  Hiernach  entscheidet  sich  auch  der  Fall,  daß 
ein  Fernsprechdraht  reißt,  auf  die  Straßcnbahnleitung  fällt,  hierdurch  und 
durch  Berührung  mit  der  Erde  den  Starkstrom  aufnimmt  und  dadurch  die 
Beschädigung  von  Menschen  oder  Sachen  (Tieren)  herbeiführt.  Das  Haft- 
pflichtgesetz kann  nach  dem  Gesagten  nicht  in  Frage  kommen.  Vielmehr 
haften  sowohl  die  Straßenbahngesellschaft  wie  die  Fernsprechverwaltung 
nur  dann,  wenn  sie  ein  Verschulden  trifft,  wenn  also  insbesondere  die 
im  Verkehr  erforderliche  Sorgfalt  dadurch  vernachlässigt  war,  daß  diejenige 
der  beiden  Verwaltungen,  der  die  Anbringung  der  polizeilich  vorgeschriebenen 


Rep.  VI  119  03,  zitiert  in  der  Entscheidung  R.  G.  Bd.  55,  S.  231. 

2)  Der  Begriff  des  ■>  Betriebsunfalls«  im  Sinne  des  j  1  des  Reichshaftpflichtgesetzes 
ist  verschieden  von  demjenigen,  der  den  Unfallversicherungsgesetzen  und  den  für 
Reichs-  und  Staatsbeamte  gegebenen  Unfallfürsorgegesetzen  zugrunde  liegt.  Im  Haft- 
pflichtgesetze handelt  es  sich  um  Unfälle  bei  einem  konkreten  Betriebsvorgange  (»bei 
dem  Betriebe  einer  Eisenbahn«  ,  in  den  anderen  vorgenannten  Gesetzen  um  Unfälle  im 
Banne  des  Betriebs,  ohne  Beziehung  zu  einem  konkreten  Betriebsvorgange.  Uber  den 
Begriff  des  -  Betriebsunfalls«  im  Sinne  der  Unfallversicherungsgesetzgebung  vgl.  die 
Ausführungen  von  Zetzsch  im  Archiv,  Heft  14  dieses  Jahrgangs,  S.  435  fr. 
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Schutzvorkehrungen  oblag,  letztere  nicht  ordnungsmäßig  getroffen  oder  unter- 
halten hatte.  Die  Fernsprechverwaltung  haftet  zwar  im  allgemeinen  auch 
dann,  wenn  sie  nicht  für  genügende  Unterhaltung  der  Fcrnsprechluftleitung 
gesorgt  (§  836,  837  B.  G.  Ii.)  und,  wenn  der  Drahtbruch  bei  Gelegenheit  von 
Dacharbeiten  der  Fernsprechverwaltung  entstanden  war,  nicht  vorsichtige 
und  geschulte  Leute  hierfür  bestellt  hatte  (§  831  B.  G.  B.);  sie  kann  jedoch 
für  den  durch  Starkstromübergang  entstandenen  Schaden  dann  nicht  verant- 
wortlich sein,  wenn  sie  bei  sachgemäßer  Beurteilung  der  örtlichen  Ver- 
hältnisse nicht  erwarten  konnte,  daß  ein  herabfallender  Draht  eine  blanke 
Starkstromleitung  berühren  werde.  Übrigens  kann  auf  §§  836,  837  eine  Ver- 
antwortlichkeit nur  für  den  durch  das  Herabfallen  als  solches  entstehenden 
Schaden  gegründet  werden.  Hierher  gehören  die  Folgen  des  Starkstrom- 
übergangs in  dem  genannten  Beispiele  nicht. 

4.  Haftung  bis  zur  »Höheren  Gewalt«.  Es  ist  hier  nicht  der 
Platz,  auf  die  viel  crörtete  Streitfrage  der  Begriffsbestimmung  der  Höheren 
Gewalt  näher  einzugehen.  Einige  Fingerzeige  dürften  genügen.  Der  Be- 
griff stammt  aus  dem  römischen  Recht  (vis  major),  welches  bekanntlich  bis 
zum  1.  Januar  1900  in  einem  großen  Teile  Deutschlands  geltendes  Recht 
war,  und  ging  mit  dem  römischen  Recht  in  das  Recht  aller  Kulturstaaten 
über  (force  majeure,  forza  maggiore  etc.).  Eine  befriedigende  Begriffs- 
bestimmung ist  noch  nicht  geglückt.  Man  ist  zwar  darüber  einig,  daß 
Höhere  Gewalt  nicht  gleichbedeutend  mit  »Zufall«  (casus)  ist.  Wer  also 
nachweist,  daß  ihn  bei  einem  Unfall  kein  Verschulden  trifft,  daß  der 
Schaden  also  auf  Zufall  beruht,  ist  deshalb  noch  nicht  von  der  Haftung 
frei,  wenn  er  bis  zur  Höheren  Gewalt  zu  haften  hat.  Die  berühmten 
Worte  Dernburgs1):  »Höhere  Gewalt  ist,  was  menschlicher  Kraft  und  Vor- 
sicht spottet« ,  die  auch  das  Reichsgericht  in  zahlreichen  Erkenntnissen J) 
wiederholt  hat,  werden  von  einer  anderen  in  Deutschland  jetzt  herrschenden 
Meinung  als  den  Begriff  zu  weit  ausdehnend  angesehen.  Man  hat  außer 
dem  in  jenen  Worten  liegenden  subjektiven  Moment  noch  ein  objektives 
gefordert:  das  als  Höhere  Gewalt  anzusprechende  schadenbringende  Ereignis 
müsse  von  außen  her  in  die  Betriebssphäre  des  Haftpflichtigen  ein- 
gedrungen sein,  es  dürfe  nicht  im  Betriebskreise  des  Haftpflichtigen  seinen 
Ursprung  haben.  Diese  Verbindung  des  subjektiven  mit  dem  objektiven 
Moment  schränkt  den  Begriff  der  Höheren  Gewalt  derart  ein,  daß  eine 
Berufung  auf  den  Haftungsausschließungsgrund  der  Höheren  Gewalt  nur  noch 
selten  zum  Ziele  führt.  Diese  enge  Begriffsauslegung  entspricht  der  Praxis 
des  Reichsgerichts.  Aus  den  zahlreichen  Erkenntnissen  dieses  höchsten 
Gerichtshofs  ließe  sich  etwa  folgende  Begriffsbestimmung  aufstellen: 

Höhere  Gewalt  sind  alle  von  außen  einwirkenden,  d.  h.  außer- 
halb des  Betriebs  des  Unternehmens  entsprungenen  Ereignisse,  die 
auch  durch  die  umsichtigsten  Schutzvorkehrungen  nicht  verhütet 
werden  können,  also  menschlicher  Kraft  und  Vorsicht  spotten  und, 
wenn  sie  eintreten,  durch  menschliche  Kraft  und  Sorgfalt  nicht  ab- 
gewendet und  in  ihrem  Erfolge  nicht  abgeschwächt  werden  können3). 


•)  Dernburg,  Pandekten,  3.  Aufl.  1892,  Bd.  II,  g  39,  S.  106. 

s)  Z.B.:  R.  G.  Bd.  21,  S.  15;  R.  G.  in  den  •  Eisenbahnrechtlichen  Entscheidungen« 
Bd.  6,  S.  217;  Bd.  8,  S.  40.  —  Dernburgs  Worte  sind  schließlich  nur  eine  Übersetzung 
der  römisch-rechtlichen  Worte :  »cui  humana  infirmitas  resistere  non  potest»  in  1  1  54D 
de  oblig.  et  act.  44,7;  1  15  $  2D  loc.  cond.  19,2. 

*)  Das  grundlegende  Erkenntnis  ist  vom  20.  3.  1888  (R.  G.  Bd.  21,  S.  13  ff.'  Zahl- 
reiche Zitate  bei  Eger,  Reichshaftpflichtgeset/.,  4.  Aufl.  1896,  S.  ioti  ff. 
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Das  Reichsgericht  hat  ferner  in  feststehender  Praxis  den  Satz  zur 
Geltung  gebracht, 

daß  Unfälle,  die  lediglich  in  der  gefährdenden  Natur  des  Unter- 
nehmens selbst  oder  in  einer  vom  Hapftflichtigen  selbst  geschaffenen 
gefährlichen  Lage  ihren  Grund  haben,  als  Höhere  Gewalt  nicht 
anzusehen  seien1). 

Das  Reichsgericht  hat  auch  ausgesprochen,  daß  unter  der  im  preußischen 
Eisenbahngesetz  vom  3.  November  1838,  §  27,  gewählten  Bezeichnung 
»unabwendbarer  äußerer  Zufall«,  und  den  in  §  233  (früher  §  211)  der 
Zivilprozeßordnung  genannten  »Naturereignissen  oder  anderen  unabwend- 
baren Zufällen«  nichts  anderes  zu  verstehen  sei,  als  was  das  Handelsgesetz- 
buch (§§453,  456,  früher  Art.  395)  und  das  Reichshaftpflichtgesetz  im 
Anschluß  an  die  Vorschriften  des  römischen  Rechts  als  »Höhere  Gewalt« 
bezeichne.  Es  kann  auch  nicht  zweifelhaft  sein,  daß  für  den  Begriff  der 
»Höheren  Gewalt«  in  §  1 1  des  Postgesetzes  dasselbe  gilt,  während  die  in 
§  6  (ebenda)  genannten  »unabwendbaren  Folgen  eines  Naturereignisses« 
sich  mit  Höherer  Gewalt  nicht  decken,  vielmehr  nur  einen  Ausschnitt  aus 
ihr  darstellen ,  da  Höhere  Gewalt  auch  auf  menschlichem  Tun  (Krieg, 
räuberischer  Uberfall,  Bombenattentat2)  beruhen  kann. 

Nach  dieser  Begriffsbestimmung  lassen  sich  folgende  für  den  Straßen- 
bahnverkehr wichtige  Fälle  entscheiden. 

Ein  durch  Kurzschluß  entstandener  Schaden  ist  niemals  Höhere  Gewalt, 
da  er  unzweifelhaft  im  Betriebe  der  Straßenbahn  seinen  Ursprung  hat.  Der 
bekannte  Brand  in  der  Pariser  Unterpflasterbahn,  dem  zahlreiche  Menschen- 
leben zum  Opfer  fielen,  ist  ebenso  zu  beurteilen,  da  er  jedenfalls  in  dem 
Bahnbetriebe  seine  Quelle  hatte.  Als  Höhere  Gewalt  ist  ferner  nicht  anzu- 
sehen: der  unvorhergesehene  Bruch  eines  Radreifens  der  Bahn8),  das  Aus- 
strömen von  Kohlenstaub  aus  einer  Lokomotive,  wodurch  eine  Erkrankung 
herbeigeführt  wird,  das  Versagen  der  Bremse,  Zusammenstöße  usw.  In 
mehreren  neueren  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  ist  auch  ausgesprochen, 
daß  das  Scheuwerden  der  Pferde,  wenn  es  durch  den  Anblick  oder 
das  Geräusch  der  Eisenbahn  herbeigeführt  sei,  als  Höhere  Gewalt  niemals 
angesehen  werden  könne,  ein  dadurch  verursachter  Unfall  vielmehr  in  der 
durch  die  Eisenbahnanlage  geschaffenen  Gefahr  seinen  inneren  Grund  habe, 
wie  es  auch  nicht  zweifelhaft  sei,  daß  er  »bei  dem  Betriebe«  der  Eisenbahn 
entstanden  sei.  Man  wird  indes  die  örtlichen  Verhältnisse  nicht  außer 
acht  lassen  dürfen.  Bedenklich  ist  daher  die  neuerdings  gefällte  Ent- 
scheidung des  Reichsgerichts,  daß  das  Scheuen  eines  Pferdes  vor  der  Berliner 
Stadtbahn,  in  der  Universitätsstraße  in  Berlin,  als  Höhere  Gewalt  vom  Stand- 
punkt des  Eisenbahnfiskus  nicht  anzusehen  sei4).  Besonders  bedenklich  wäre 
es,  wollte  man  diese  Entscheidung  auch  auf  Straßenbahnen  in  belebten 
Straßen  anwenden.  Pferde  werden  auch  aus  unvoraussehbaren  und  an  sich 
bedeutungslosen  Ursachen  scheu;  im  heutigen  Straßenverkehr  läßt  sich  das 


'  R.  G.  Bd.  19,  S.  42,  43;  Bd.  21,  S.  18,  19;  Bd.  34,  S.  406;  R.  G.  in  Gruchots 
Beitrügen  zur  Erläuterung  des  Deutsch.  Rechts  Bd.  38,  S.  1155;  R.  G.  in  den  »Eisen- 
bahnrechüichen  Entscheidungen«  Bd.  12,  S.S. 

2  Das  römische  Recht  nennt  als  Musterbeispiele  Höherer  Gewalf.  incendium, 
ruina,  naufragium  Ii  4  D  de  oblig.  et  act.  44,  7);  ineursus  hostium  (1  15  g  1  D  loc.  cond. 
iq,  21;  naufragium  und  vis  piratarum  l  3     iD  nautae  caup.  4,9). 

3  Urteil  des  Reichsgerichts  vom  30.  6.  1883  in  den  » Eisenbahnrechtlichen  Ent- 
scheidungen' Bd.  3,  S.  8("<;  auch  in  Gruchots  Beiträgen  usw.,  Bd.  28,  S.  109O. 

*)  Ui  teil  vom  24.  11.  1902  in  R.  G.  Bd.  53,  S.  114. 
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Scheuen  eines  Pferdes  vor  einem  Straßenbahnwagen  nicht  auf  die  eigen- 
tümlich gefährliche  Natur  des  Straßenbahnbetriebs  zurückführen,  in  der  es 
seinen  Ursprung  hätte;  es  ist  vielmehr,  vom  Standpunkte  des  Straßenbahn- 
betriebsunternehmers1), ein  unabwendbarer  äußerer  Zufall. 

Wenn  Kinder  vor  einen  Straßenbahnwagen  laufen  und  hier 
unvermeidbar  überfahren  werden,  so  ist  der  Einwand  der  Höheren  Gewalt 
seitens  der  Straßcnbahngesellschaft  zwar  an  sich  zulässig,  da  Höhere  (iewalt 
auch  in  einer  Handlung  des  Verletzten  gefunden  werden  kann-).  Das  Reichs- 
gericht hat  diesen  Einwand  auch  in  einem  Falle,  wo  ein  Kind  unmittelbar 
vor  dem  Herankommen  eines  Straßenbahnwagens  über  die  Schienen  gelaufen 
war,  nach  Würdigung  der  Tatumstände  als  durchgreifend  angesehen3). 
Neuerdings  hat  es  aber  eine  bedenkliche  Strenge  entfaltet,  welche  in  der 
Literatur  zu  der  Ansicht  geführt  hat,  daß  das  Reichsgericht  in  derartigen 
Fällen  den  Einwand  der  Höheren  Gewalt  stets  als  verfehlt  ansehe4).  In 
den  Urteilen  vom  12.  Juni  1899/)  und  vom  n.  Mai  1003")  hat  das  Reichs- 
gericht ausgesprochen,  »daß  solche  Ereignisse,  die  bei  dem  Betriebe  mit 
einer  gewissen  Häufigkeit  vorzukommen  pflegen  und  durch  die  Natur  des 
Betriebs  einer  Straßenbahn  von  selbst  gegeben  seien ,  vom  Betriebsunter- 
nehmer von  vornherein  in  Aussicht  zu  nehmen  und  demgemäß  als  mit 
diesem  Betrieb  und  seinen  Gefahren  im  Zusammenhange  stehend  zu  erachten 
seien  und  von  dem  Unternehmer  nach  §  1  des  Haftpflichtgesetzes  vertreten 
werden  müßten.  Haben  solche  Unfälle  aber  ihren  Grund  in  der  gefährden- 
den Natur  des  Unternehmens  selbst,  so  können  sie  auch  nicht  als  von  außen 
in  den  Betrieb  eingreifende  Ereignisse  erachtet  werden,  welche  die  Grund- 
lage für  die  Annahme  einer  Höheren  Gewalt  bilden  könnten«.  In  beiden 
Entscheidungen  hat  das  Reichsgericht  den  Einwand  der  Höheren  Gewalt 
zurückgewiesen.  In  dem  Falle,  welcher  dem  letztgenannten  Urteile  zugrunde 
lag,  war  nach  der  Feststellung  des  Beruf ung*gerichts  an  der  Unfallstelle 
die  Straße  streckenweise  aufgegraben,  und  es  hatten  dort  Sandhaufen  und 
andere  Gegenstände  gelagert,  welche  erfahrungsgemäß  von  Kindern  zu  Spiel- 
zwecken  aufgesucht  werden.  Auch  war  dem  Straßenbahnpersonale  nicht 
unbekannt,  daß  in  jener  Straße  Kinder  aus  Arbeiterfamilien  sich  sorglos 
und  unbeaufsichtigt  herumtrieben,  ohne  daß  trotz  dieser  Umstände  in  lang- 
samerem Tempo  gefahren  worden  wäre.  Hier  konnte  das  Reichsgericht 
annehmen,  daß  der  Unfall  mit  der  gefährdenden  Natur  des  Straßenbahn- 
betriebs in  ursächlichem  Zusammenhange  gestanden  habe.  Wo  die  Dinge 
aber  anders  liegen,  wird  der  Einwand  der  Höheren  Gewalt  auf  das  un- 
vorsichtige Verhalten  unmündiger  Kinder  immer  noch  gestützt  werden 
können. 

5.  Der  Einwand  des  eigenen  Verschuldens  des  Verletzten. 
Die  Haftung  der  Straßenbahn  fällt  nach  §  1  des  Haftpflichtgesetzes  fort, 
-wenn  der  Unfall  durch  eigenes  Verschulden  des  Verletzten  verursacht  ist. 
Diese  Bestimmung  wurde  vor  dem  Inkrafttreten  des  B.  G.  B.  allgemein 
dahin  ausgelegt,  daß  jedes  mitwirkende  Verschulden  des  Verletzten  die 
Haftpflicht  ausschloß.    Doch  hatte  das  Reichsgericht  den  Gedanken  zur 


l)  Eine  andere  Beurteilung  greift  ein,  wenn  es  sich  um  die  Haftpflicht  des  "Tier- 
halters •  handelt. 

»)  R.G.  Bd.  ai,  S.  19,20:  Bd.  54,  S.  406. 

*  Das  mehrgenannte  bedeutungsvolle  Urteil  in  Bd.  21,  S.  13*!'. 
*)  »Das  Recht«,  Jahrgang  1904,  Nr.  8,  S.  228. 
*)  R.  G.  Bd.  44,  S.  27. 
«)  R.  G.  Bd.  54,  S.  404. 
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Geltung  gebracht,  daß  die  Ersatzpflicht  dann  nicht  ausgeschlossen  werde, 
wenn  das  Verschulden  des  Verletzten  so  gering  war.  daß  es  als  ursächliches 
Moment  völlig  zurückgetreten  sei1).  Nach  dem  Inkrafttreten  des  B.  G.  B. 
hat  das  Reichsgericht  den  §  254  B.  G.  B.  (oben  S.  626)  auch  dem  §  1  des 
Reichshaftpflichtgesetzes  gegenüber  für  anwendbar  erklärt2),  so  daß  in  jedem 
Falle  eine  Abwägung  des  Verschuldens  des  Verletzten  gegen  die  anderen 
mitwirkenden  Ursachen  des  Schadens  zu  erfolgen  habe.  Insbesondere  müsse 
die  allgemeine  Gefährlichkeit  des  Bahnbetriebs,  welche  die  Grundlage  der 
Haftung  des  Betriibsunternehmers  darstelle,  einerseits,  und  das  eigene  Ver- 
schulden des  Verletzten  andererseits  gegeneinander  abgewogen  werden3). 
Hieraus  folgt,  daß  der  Bahnbetriebsunternehmer,  wenn  die  von  ihm  zu  ver- 
tretende Betriebsgefahr  überhaupt  als  mitwirkende  Ursache  des  Schadens 
angesehen  wird,  sich  nicht  mehr  durch  den  Nachweis  des  eigenen  Ver- 
schuldens des  Verletzten  ganz  befreien,  sondern  in  Anwendung  des  §  254 
B.G.B,  höchstens  eine  Teilung  des  Schadens  erreichen  kann.  Aber  auch 
diese  Vergünstigung  bleibt  ihm  dann  nicht,  wenn  der  Verletzte  als  Kind, 
Geisteskranker  usw.  (§  827,  828  B.  G.  B.)  für  die  Folgen  seines  Tuns  und 
Lassens  nicht  verantwortlich  gemacht  werden  kann;  denn  in  solchem  Falle 
läßt  sich  von  einem  »Verschulden«  des  Beschädigten  im  Sinne  des  §  254 
nach  Ansicht  des  Reichsgerichts  nicht  sprechen  (vgl.  oben  S.  627).  Berück- 
sichtigt man  ferner  die  enge  Auslegung,  welche  der  Begriff  der  Höheren 
Gewalt  in  der  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  erfahren  hat,  so  ist  die 
Haftung  der  Straßenbahnen  eine  außerordentlich  strenge. 

Trotz  dieser  Härten  bietet  die  Anwendung  des  §  254  B.  G.  B.  den 
Schlüssel  zu  einer  sehr  zu  begrüßenden  Billigkeitsjustiz,  die  freilich  in  der 
Praxis  noch  lange  nicht  genügend  aufgeschlossen  wird.  In  jedem  Falle, 
wo  neben  der  Ersatzpflicht  des  als  Schadensstifter  Inanspruchgenommenen, 
mag  diese  ein  Verschulden  zur  gesetzlichen  Voraussetzung  haben  oder  nicht, 
ein  Verschulden  des  Verletzten  in  Frage  kommt,  ist  das  Maß  des  Ersatzes 
nach  dem  Maße  der  überwiegenden  Verursachung  abzuschätzen:  hier- 
durch ist  die  Möglichkeit  einer  Teilung  des  Schadens  gegeben.  Dies 
gilt  für  alle  Fälle  der  Schadenhaftung.  Mit  Bezug  auf  Eisenbahn- 
und  Straßenbahnunfälle  hat  das  Reichsgericht  neuerdings  eine  Schadens- 
teilung wiederholt  vorgenommen.  So  hatte  in  einem  Falle  der  klagende 
Verletzte  hinter  einem  Eisenbahnzug4),  in  einem  anderen  Falle  hinter  einer 
Straßenbahn")  das  Geleise  überschritten,  aber  nicht  bedacht,  daß  auch  in 
umgekehrter  Richtung  ein  Zug  usw.  herankommen  könne.  Es  wurde  ein 
Verschulden  des  Verletzten  angenommen  und  der  Schaden  zu  gleichen  Teilen 


'.)  Eger  a.  a.  O.  S.  134;  Deutsche  Jurist.-Ztg.  1903,  Nr.  7,  S.  177.  —  Lag  auch  ein 
Verschulden  der  Bahnverwaltung  vor,  so  hing  die  Entscheidung  davon  ab,  welches 
der  beiden  konkurrierenden  Verschulden  den  Unfall  vorwiegend  verursacht  hat. 
Eine  Teilung  des  Schadens  war  in  jedem  Falle  ausgeschlossen  (Eger  S.  161  ff.'. 

*  So  auch  die  in  der  Theorie  herrschende  Meinung.  Die  Gegenansicht  (z.  B. 
Planck,  Kommentar,  Anm.  7  zu  Art.  42,  Einführ.-Ges.  zum  B.  G.  B.)  hat  den  Wortlaut 
des  Reichshaftptlichtgesetzes  und  des  Art.  42,  Einführ.-Ges.  zum  B.G.B.,  für  sich. 
Über  den  Streit  vgl.  Neumanns  Jahrbuch  des  deutschen  Rechts,  2.  Jahrgang,  zu  Z  ?54 
B.  G.  B.,  S.  148. 

'  Urteil  vom  9.  1.  1902  in  R.  G.  Bd.  50,  S.  92;  Urteil  vom  19.  10.  1903  in  der 
Jurist.  Wochenschrift  1903,  Beil.  Nr.  136. 

*1  Urteil  vom  5.  2.  1903  in  der  Deutsch.  Jurist.-Ztg.  1903,  Nr.  7,  S.  177. 

'  Urteil  vom  22.  1.  1903  in  den  *  Eisenbahnrechtlichen  Entscheidungen«  Bd.  20, 
S.  134;  Urteil  vom  14.  4.  1904  in  der  Jurist.  Wochenschrift  1904,  S.  287. 
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geteilt.  Ähnlich  hat  das  Reichsgericht  verfahren  in  einem  Falle1),  wo  der 
Verletzte  auf  dem  Geleise  stehen  geblieben  war  und  einen  Gegenstand  auf- 
.gehoben  hatte,  ohne  sich  nach  einem  herankommenden  Zuge  umzusehen. 
Interessant  und  sachgemäß  ist  auch  folgende  Entscheidung  des  Reichs- 
gerichts2). Eine  Person  A  ging  auf  dem  Bürgersteig  einer  belebten  städtischen 
Straße  im  Gespräche  mit  B  und  trennte  sich  dann  eilig  von  B.  um  in  ein 
auf  der  anderen  Straßenseite  belegenes  Haus  zu  gehen.  In  seinen  Gedanken 
noch  mit  dem  Gegenstande  des  Gesprächs  beschäftigt,  unterließ  er  es,  bei 
dem  Queren  der  Straße  sich  umzusehen  und  bemerkte  nicht,  daß  von  hinten 
ein  Wagen  der  Straßenbahn  herannahte,  von  dem  er  erfaßt  und  getötet 
wurde.  Gegen  die  Klage  der  Witwe  des  A  wandte  die  Straßenbahn  eigenes 
Verschulden  des  Getöteten  ein.  Das  Reichsgericht  hielt  den  Einwand,  im 
Gegensatze  zur  Vorinstanz,  für  begründet.  Es  könne  nicht  anerkannt  werden, 
daß  im  städtischen  Straßenverkehr  der  Einzelne  seine  Gedanken  durch 
ein  Gespräch  und  die  Absicht,  auf  die  andere  Seite  der  Straße  zu  gelangen, 
so  fesseln  lassen  dürfe,  daß  er  die  aus  dem  Queren  der  Straße  entspringende 
Gefahr  ganz  außer  acht  lasse.  Andererseits  sei  aber  die  große  Nähe  des 
Geleises  und  des  Bürgersteigs  zueinander,  sowie  der  Umstand,  daß  der 
Straßenbahnwagen  nicht  häufigere  Glockensignale  gegeben  habe,  ein  Gefahr- 
moment, das,  gegen  das  vorliegende  eigene  Verschulden  des  Getöteten  unter 
Anwendung  des  §  254  B.  G.  B.  abgewogen,  zur  Teilung  des  Schadens  führe. 
Der  Anspruch  sei  daher  zur  Hälfte  für  begründet  zu  erachten. 

(Schluß  folgt.) 


Eine  rheinische  Hochofenanlage.8) 
Von  Ober- Postpraktikant  Osten  in  Mülheim  (Ruhr). 

Die  Kunst,  Eisen  mit  Hilfe  des  Feuers  zu  gewinnen,  ist  schon  alt. 
Bereits  vor  mehreren  Jahrtausenden  wurde  in  Ägypten,  wie  Gemälde  im 
alten  Theben  zeigen,  Eisen  mittels  Feuers  und  einfacher  Gebläse  gewonnen. 
Vertiefungen  in  der  Erde  bildeten  die  Herdsohle.  Später  umgab  man  die 
Vertiefung  mit  einer  Einfassung  von  Steinen;  durch  Erhöhung  der  Wände 
entstand  der  Schachtofen,  dessen  Wände  und  Durchmesser  zur  Steigerung 
der  Leistungsfähigkeit  allmählich  vergrößert  wurden,  bis  man  schließlich  zu 
der  jetzt  üblichen  Form  und  Größe  der  modernen  Hochöfen  gelangte.  Mit 
Rücksicht  darauf,  daß  wohl  nur  wenige  der  Leser  Gelegenheit  haben,  eine 
Hochofenanlage  mit  allem  Zubehör  in  Augenschein  zu  nehmen,  und  bei  der 
vielfachen  Verwendung  von  Erzeugnissen  der  Eisenindustrie  in  der  Tele- 
graphenverwaltung wird  es  von  Interesse  sein,  die  Gewinnung  des  Eisens 
aus  den  Erzen  im  Hochofenprozcssc  näher  kennen  zu  lernen.  Wir  geben 
nachstehend  die  Beschreibung  einer  im  Rheinlande  bestehenden  derartigen 
Anlage. 


l)  Urteil  vom  17.  3.  1904  in  der  Ztg.  d.  Ver.  deutsch.  Eisenbahnverwaltungen  1904, 
Nr.  53,  S.  874. 

*)  Urteil  vom  23.  2.  1904  in  der  Deutsch.  Jurist.-Ztg.  1904,  Nr.  9,  Sp.  459. 
*)  Unter  Mitbenutzung  von  Ledebur,  Eisenhüttenkunde. 
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Eine  Hochofenanlage  umfaßt  außer  den  Hochöfen  seihst,  in  denen  das  Roh- 
eisen gewonnen  wird,  noch  eine  Anzahl  wichtiger  Nebenanlagen,  und  zwar 
die  Gehläsemaschinen  zur  Erzeugung  von  Preßluft, 
die  Winderhitzer  zur  Erwärmung  der  Preßluft, 
die  Koksöfen  zur  Vorbereitung  der  Brennstoffe, 
die  Kühlvorrichtungen  zur  Berieselung  der  Hochöfen  und 
die  Gichtaufzüge  zur  Beschickung  der  Hochöfen. 
Außerdem   ist  eine  Anzahl  Vorrichtungen  von  geringerer  Bedeutung 
vorhanden,  die  später  an  geeigneter  Stelle  erwähnt  werden  sollen.  Wie 
schon  hieraus  ersichtlich  ist,  bildet  eine  Hochofenanlage,  die  mehrere  neben- 
einander stehende  Hochöfen  umfaßt,  zusammen  mit  den  Zubehörteilen  ein 
großes  Werk  für  sich,  das  einen  Flächenraum  von  etwa  I50(xx)qm,  ein- 
schließlich der  Schlackenhalden  sogar  von  400  000  qm,  einnimmt. 

Der  Hochofen  ist.  wie  schon  erwähnt,  ein  Schachtofen,  dessen  Länge 
größer  als  der  Durchmesser  ist.  In  die  obere  Öffnung  werden  die  zur 
Reduktion  der  Erze  bestimmten  Brennstoffe  —  Holzkohlen,  Koks,  bisweilen 
auch  Steinkohlen  und  Anthrazit  —  in  wechselnden  Lagen  mit  den  zu  ver- 
hüttenden Erzen  und  den  unten  erwähnten  Zuschlägen  (S.  644)  hinein- 
geschüttet. In  dem  unteren  Teile  des  Ofens  erfolgt  unter  Zuführung  von  Preß- 
luft die  Verbrennung  der  Kohlenstoffe.  Die  hierbei  entstehenden  Gase  steigen 
im  Schachte  empor  und  geben  einen  Teil 

ihrer  Wärme  an  die  von  oben  nach-  Fig.  1. 

sinkenden  festen  Körper  ab.  Je  weiter 
diese  Stoffe  sinken,  um  so  mehr  Wärme 
erhalten  sie.  Es  findet  also  von  oben 
her  eine  allmähliche  Vorwärmung  der 
Füllung  (Beschickung)  statt;  schließlich 
werden  die  Erze  reduziert  und  ge- 
schmolzen. Die  Produkte  dieser  Vor- 
gänge, Roheisen  und  Schlacke,  sammeln 
sich  am  Boden  des  Ofens,  wobei  sich 
beide  Teile  voneinander  absondern  und 
die  Schlacke  wegen  des  geringeren  spezi- 
fischen Gewichts  (2,8)  auf  dem  Roheisen 
(spezifisches  Gewicht  7,3)  schwimmt.  Die 
flüssige  Schlacke  schützt  das  Eisen  vor 
Oxydation.  Das  ist  im  allgemeinen  der 
Vorgang  im  Hochofen. 

Die  Hochöfen  werden  aus  feuerfesten 
Steinen  gebaut.  Der  oberste  zylinder- 
förmige Teil  heißt  Gicht  oder  Gichtofen 
(Fig.  1);  dann  folgt  abwärts  der  Schacht, 
ein  Hohlkegel,  der  sich  nach  unten  er- 
weitert. Der  kreisförmige  Querschnitt 
an  der  untersten  (weitesten)  Stelle  heißt 
Kohlcnsack;  darunter  liegt  die  Rast,  ein 
Hohlkegel,  der  sich  nach  unten  verengert. 
Die  Rast  geht  in  das  zylinderförmige 
Gestell  über,  dessen  unterer  Teil  Eisen- 
kasten heißt,  weil  dort  sich  das  Eisen  sammelt.  Der  Querschnitt  im  Schachte 
ist  überall  kreisförmig.  Da  der  Kreis  von  allen  Figuren  den  geringsten  Um- 
fang bei  gegebener  Flächengröße  hat,  so  ist  auch  der  Wärmeverlust  durch 
Abgabe  nach  außen  bei  dem  Ofen  mit   kreisförmigem  Querschnitt  am 
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geringsten.  Auch  hat  ein  runder  Schacht  den  kleinsten  Widerstand  hin- 
sichtlich der  Reibung  der  im  Schachte  sich  bewegenden  Stoffe  (Gas  auf- 
wärts, feste  Körper  abwärts)  an  den  Ofenwänden,  und  die  notwendige 
Gleichmäßigkeit  der  Bewegung  der  Ofenfnllung  wird  nicht  beeinträchtigt. 

Das  Mauerwerk  muß  so  widerstandsfähig  sein,  daß  es  durch  die  physischen 
und  chemischen  Einflüsse  des  Hochofenbetriebs  möglichst  wenig  angegriffen 
wird.  Man  verwendet  daher  zum  Bau  hauptsächlich  Schamotte-  und 
Magnesiasteine,  Kohlenstoffziegel  u.  a.  Zur  Verminderung  der  nachteiligen 
Einflüsse,  welche  die  Ausdehnung  und  Zusammenziehung  des  Mauerwerkes 
bei  wechselnden  Temperaturen  zur  Folge  haben,  werden  Schacht,  Rast 
und  Gestell  mit  eisernen  Bändern  bekleidet,  die  sich  nachregulieren  lassen. 
Das  Mauerwerk  des  Schachtes  ruht  auf  einer  kräftigen  ringförmigen  Platte, 
die  auf  starken  Säulen  aus  Gußeisen  steht.  Rings  um  die  Gicht  läuft  das 
Gichtplateau,  das  ein  Herumgehen  um  die  Gicht  gestattet.  Die  Stärke  des 
Mauerwerkes  beträgt  am  Kohlensacke  gewöhnlich  75  bis  80  cm  und  nimmt 
nach  oben  zu  allmählich  ab. 

Rauminhalt  und  Höhe  der  Hochöfen  schwanken  bei  den  meisten  Hütten- 
werken. Auf  Grund  der  gemachten  Erfahrungen  nimmt  man  gewöhnlich 
das  Verhältnis  der  Höhe  zum  größten  Durchmesser  (am  Kohlensacke)  wie 
1:3  bis  1:4.  Soweit  bekannt,  haben  die  größten  Öfen  eine  Höhe  von 
28  m  bei  9,5  m  Kohlensackdurchmesser.  In  der  Regel  beträgt  die  Höhe 
aber  nur  18  bis  24  m  bei  5  bis  7  m  größtem  Durchmesser.  Der  Rauminhalt 
beträgt  300  bis  500  cbm.  Amerikanische  Hochöfen  haben  vielfach  bis  600  cbm 
Rauminhalt.  Auch  die  englischen  sind  in  der  Regel  größer  als  die  deutschen. 
Unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  ist  im  allgemeinen  die  Leistungsfähigkeit 
von  dem  Rauminhalt  abhängig,  allerdings  wächst  sie  nicht  im  gleichen 
Verhältnisse,  sondern  etwas  langsamer. 

An  der  Vorderseite  des  Hochofens  befindet  sich  im  unteren  Teile  des 
Gestells  die  Öffnung  für  den  Abfluß  des  angesammelten  Roheisens.  Während 
des  Betriebs  wird  sie  durch  eine  kräftige  Tonpackung  verstopft.  An  der 
entgegengesetzten  Seite,  etwas  höher,  liegt  die  Ausflußöffnung  der  Schlacke, 
die  sogenannte  Schlacken  form. 

Der  für  die  Verbrennung  der  Kohlenstoffe  erforderliche  kräftige  Luft- 
strom wird  durch  die  Windformen  dem  Ofen  zugeführt.  Es  sind  dies 
kegelförmige  Hülsen,  deren  engerer  Teil  durch  Öffnungen  des  Gestells  in 
das  Innere  des  Ofens  ragt.  Sie  werden  mit  feuerfestem  Ton  abgedichtet 
und  stehen  1,7  bis  2  m  über  dem  Boden  des  Gestells.  Von  der  Höhe  der 
Formöffnungen  über  dem  Eisenkasten  ist  die  Menge  des  Roheisens  abhängig, 
das  angesammelt  werden  kann,  ehe  der  Abstich  erfolgt.  Die  Windformen 
liegen  kreisförmig  am  Gestelle,  die  Öffnungen  weisen  wagerecht  nach  der 
Mitte  des  Hochofens.  Die  Formen  sind  aus  Bronze,  gewöhnlich  Phosphor- 
bronze, oder  geschmiedetem  Kupfer  gefertigt,  bestehen  aus  einem  Stück  und 
werden  durch  ständig  zu-  und  abfließendes  Wasser  gekühlt.  Die  Zahl  der 
Windformen  beträgt  bei  großen  Öfen  5  bis  8  Stück,  selten  mehr.  Das 
Gestell  hat  3  bis  5  m  inneren  Durchmesser. 

Zur  Erzeugung  der  den  Hochöfen  zugeführten  Preßluft  dienen  große 
Gebläsemaschinen,  die  in  besonderen  Maschinenhallen  untergebracht  sind. 
Je  stärker  die  Windspannung  ist,  um  so  größer  ist  ihre  lebendige  Kraft. 
Wind  von  stärkerer  Pressung  ist  eher  imstande,  die  Widerstände,  die  ihm 
im  Hochofen  entgegentreten,  zu  überwinden  und  im  Hochofeninnern  weiter 
zu  dringen.  Die  Berührung  der  Sauerstoffteile  der  Luft  mit  den  Kohlen- 
stücken wird  inniger,  wodurch  die  Verbrennung  des  Kohlenstoffs  beschleu- 
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nigt  wird.  Auch  muß  der  Wind  die  Gase  im  Ofen  hochtreiben.  Die  Wind- 
spannung muß  mit  dem  Durchmesser  des  Hochofens  im  allgemeinen  wachsen, 
damit  sie  stets  bis  zur  Ofenmitte  zur  Wirkung  kommt.  Mit  der  Steigerung 
der  Windstärke  wird  dem  Ofen  eine  größere  Luftmenge  zugeführt;  dem- 
gemäß wird  in  der  Zeiteinheit  mehr  Kohlenstoff  verbrannt,  die  Wärmemenge 
wächst  und  damit  die  Leistungsfähigkeit  des  Ofens.  Es  dürfen  aber  nicht 
bestimmte  Maße  überschritten  werden,  da  sonst  Nachteile  entstehen.  Die 
Windspannung,  mit  der  die  Hochöfen  betrieben  werden,  schwankt  —  nach 
der  Höhe  des  Ofens,  der  Art  der  Beschickung,  der  Art  des  Betriebs  usw.  — 
zwischen  0,03  und   1  kg  auf  I  ijcm; 

gewöhnlich  geht  man  aber  nicht  über  I'ig.  2. 

0.5  kg  hinaus.  Die  Einrichtung  eines 
Gebläses  ist  aus  Eig.  2  ersichtlich. 
In  einem  eisernen  Zylinder  wird  durch 
Dampfmaschinenkraft  ein  Kolben  auf- 
und  abgetrieben ,  der  abwechselnd  Wtnd 
Ventile  öffnet  und  schließt.  Beim 
Niedergang  wird  Luft  in  das  untere 
Rohr  gepreßt,  während  die  unteren 
Luftventile  sich  schließen  und  der 
obere  Zylinderraum  sich  voll  Luft  saugt. 
Bei  jedem  ganzen  Kolbengang  rindet 
eine  zweifache  Windpressung  statt. 
Der  Durchmesser  der  Zylinder  beträgt  bis  zu  3  m,  die  Hubhöhe  der  Kolben 
2  bis  2,5  m,  die  mittlere  Kolbengeschwindigkeit  1,2  bis  1,5  m  in  der  Sekunde. 

Bei  dem  beschriebenen  Werke  stehen  in  der  Maschinenanlage,  wohl  der 
größten  dieser  Art  in  Deutschland,  zwölf  Dampf-  und  Gebläsemaschinen 
von  je  1500  PS.,  je  drei  für  einen  Hochofen.  Sie  sind  imstande,  etwa 
10 000  cbm  Luft  in  der  Minute  in  die  Hochöfen  zu  pressen.  Die  Wind- 
stärke beträgt  dabei  45  cm  Quecksilberstand  (75  ~  1  Atm).  Jedes  Ma- 
schinensystem kostet  gegen  150000  Mark;  mithin  stellt  die  ganze  Anlage, 
die  vollständig  in  Deutschland  hergestellt  ist,  einen  Wert  von  1  800  000  Mark 
dar.  Die  Maschinen,  deren  Schwungräder  einen  Durchmesser  von  6  m  und 
ein  Gewicht  von  36000  kg  haben,  vollführen  einen  betäubenden  Lärm,  so 
daß  man  sich  in  dem  Räume  kaum  verständlich  machen  kann. 

Von  den  Gebläsemaschinen  wird  die  Preßluft  mittels  der  aus  Eisenblech 
gefertigten  Windleitungen  fortgeführt.  Je  größer  der  Durchmesser  dieser 
Röhren  ist,  um  so  kleiner  sind  die  Reibungsverluste.  Man  nimmt  daher 
ziemlich  große  Röhren,  in  der  Regel  von  ovaler  Form,  die  eine  Hohe  von 
1,8  m  haben,  so  daß  ein  Mann  aufrecht  darin  gehen  kann.  Die  Wind- 
leitung führt  zu  den  Winderhitzern,  wo  der  kalte  Luftstrom  erwärmt  wird. 
Wäre  die  dem  Hochofen  zugeführte  Luft  kalt,  so  würde  eine  Abkühlung 
im  Hochofen  eintreten,  was  eine  Verminderung  der  Brenntätigkeit  zur  Folge 
hatte,  während  gerade  die  zugeführte  Luft  die  Verbrennung  beschleunigen 
soll.  Die  Winderhitzer  sind  runde  eiserne  Türme,  die  in  zwei  Kammern 
geteilt  sind  (Fig.  3).  Die  eine  Kammer  besitzt  Zylinderform,  die  zweite 
wird  aus  einer  großen  Anzahl  von  Kanälen  (800  bis  900  Stück)  gebildet. 
Beide  Kammern  sind  aus  feuerfesten  Steinen  hergestellt.  Der  ganze  Bau 
wird  durch  einen  äußeren,  luftdicht  abschließenden  zylindrischen  Mantel 
aus  Eisenblech  umgeben.  In  die  zylindrische  Kammer  werden  zunächst 
Brenngase  eingeleitet,  die  beim  Verbrennen  aufwärts  steigen  und  dann 
abwärts  die  Kanäle  durchstreichen.  Wenn  sich  die  Steine  genügend  erhitzt 
haben,  wird  nach  Abstellung  der  Gaszuleitung  in  umgekehrter  Richtung  die 
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Preßluft  von  den  Geblasemaschinen  durchgeleitet.  Die  Steine  geben  ihre 
Wärme  an  den  Wind  ab  und  bringen  ihn  auf  700  bis  8oo°  Wärme.  Die 
Heizung  der  Winderhitzer  geschieht  durch  die  am  Hochofen  gewonnenen 

Gichtgase.    Man  rechnet  auf  1  cbm 


Fig.  3. 
Längsschnitt. 


Querschnitt  nach  x-y. 


a  Zulaßrohr  für  Brenngase, 

b  Zulaßrohr  für  Verbrennungsluft, 

c  Abzugsrohr  für  die  Gase, 

d  Zulaßrohr  für  die  kalte  Preßluft, 

e  Abzugsrohr  für  die  erhitzte  Preßluft. 


Wind  in  der  Minute  eine  Gesamtheiz- 
fläche von  etwa  15  qm  im  Wind- 
erhitzer. Die  Gesamtheizfläche  des 
vorstehend  gezeichneten  Winderhitzers 
beträgt  5000  qm.  Die  Winderhitzer 
sind  20  bis  30  m  hoch ,  der  äußere 
Durchmesser  beträgt  6  bis  7  m.  Die 
röhrenförmigen  Kanäle  haben  einen 
Durchmesser  von  15  cm.  Die  Bau- 
kosten für  einen  Winderhitzer  be- 
tragen 35000  bis  40000  Mark.  Wäh- 
rend man  durch  den  einen  Wind- 
erhitzer den  Luftstrom  leitet  und  er- 
wärmt, wird  gleichzeitig  ein  zweiter 
Erhitzer  durch  verbrennende  Gase 
vorgewärmt.  Von  Zeit  zu  Zeit  wird 
umgeschaltet.  Man  rechnet  auf  jeden 
Hochofen  vier  bis  fünf  Winderhitzer, 
die  dicht  neben  den  Hochöfen  stehen. 
Von  den  Winderhitzern  führt  ein  ge- 
meinsames Rohr  den  Wind  zum  Hoch- 
ofen. Hier  endet  es  in  einem  rings 
um  den  Ofen  laufenden  Verteilungs- 
rohr, von  dem  mit  Abzweigrohren 
und  Stutzen  der  Luftstrom  den  Wind- 
formen (Düsen)  zugeführt  wird. 

Durch  die  Hitze,  die  im  Gestell 
über  20000  C.  beträgt,  wird  die  Festig- 
keit des  Bauwerkes  stark  in  Anspruch 
genommen.  Auch  greift  der  Brenn- 
prozeß die  Steine  selbst  an,  er  ver- 
zehrt gewissermaßen  das  Baumaterial. 
Man  greift  daher  zu  Hilfsmitteln, 
die  eine  übermäßige  Erhitzung  des 
Bauwerkes  verhindern  sollen.  Die 
natürliche  Luftkühlung  reicht  nicht 
aus,  es  muß  zur  W'asserkühlung  ge- 
schritten werden.  Zu  dem  Zweck  sind 
an  den  Außenwänden  des  Gestells  und 
der  Rast  ringsum  eine  Anzahl  guß- 
eiserner oder  bronzener  Kühlkästcn 
eingebaut,  die  miteinander  durch 
Röhren  verbunden  sind  und  durch 
die  kaltes  Wasser  geleitet  wird.  Das 
Wasser  kommt  mit  Druck  von  einem 
hochgelegenen  Behälter.  Einige  Werke 


besitzen  auch  eine  vollständige  Außenberieselung,  indem  man  dauernd  aus 
Röhren  mit  feinen  Öffnungen  kaltes  Wasser  abfließen  läßt.  Das  Kühl- 
wasser erwärmt  sich  am  Hochofen  durch  Abgabe  von  Wärme  aus  den 
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Steinen  bis  zu  50°  C.  Wenn  es  diese  Wärme  erreicht  hat,  wird  es  als 
Kühlwasser  nicht  mehr  für  geeignet  erachtet,  es  wird  gesammelt  und  zum 
Gradierwerk  (Kaminkühler)  behufs  Abkühlung  geleitet.  Diese  Kühler  haben 
eine  Fallhöhe  von  8  bis  10  m.  Durch  Verteilung  der  Wassermenge  in 
kleine  Teilchen  wird  eine  möglichst  große  Menge  Wasser  mit  der  kalten 
Luft  in  Berührung  gebracht  und  hierdurch  das  Wrasser  abgekühlt,  wobei 
ein  Teil  verdampft.  Das  gekühlte  Wasser  wird  gesammelt  und  in  den 
Wasserbehälter  gepumpt,  wo  es  von  neuem  zum  Kühlen  der  Hochöfen 
verwendet  wird,  so  daß  es  einen  vollständigen  Kreislauf  beschreibt. 

Die  Menge  des  für  einen  Hochofen  erforderlichen  Kühlwassers  ist  recht 
bedeutend,  da  die  Öfen  dauernd  im  Betriebe  sind  und  die  Kühlung  Tag 
und  Nacht  unterhalten  werden  muß.  In  der  Stunde  werden  zu  einem 
großen  Ofen  etwa  400  cbm  Wasser  verbraucht.  Diese  Menge  kann  man 
sich  als  den  Rauminhalt  von  vier  großen  Zimmern  denken,  jedes  zu  100  cbm 
(5x5x4  m)  gerechnet.  Der  Bedarf  für  24  Stunden  beträgt  9600  cbm. 
bei  vier  im  Betriebe  befindlichen  Öfen  täglich  38  400  cbm.  Wenn  auch 
die  Außenkühlung  einen  Wärmeverlust  im  Hochofen  bedeutet,  so  ist  der 


Fig.  4a.  Fig.  4b. 


Querschnitt.  Vorderansicht. 


Nachteil  sehr  gering  zu  schätzen  gegenüber  der  erzielten  größeren  Festig- 
keit und  längeren  Haltbarkeit  des  Ofens. 

Eine  weitere  Nebenanlage  zum  Hochofenbetrieb  ist  die  Kokerei.  Als 
Brennstoff  nahm  man  zuerst  Holzkohlen,  dann  Kohlen  (Steinkohlen,  Anthrazit). 
Jetzt  wird  fast  ausschließlich  Koks  verwendet,  da  er  ohne  Flamme  und 
Rauch  verbrennt,  auch  den  großen  Druck  im  Ofen  aushält,  ohne  zusammen- 
zubacken. Die  Kohlen  werden  mittels  trockener  Destillation  in  den  so- 
genannten Koksöfen  »verkokt«.  Bei  diesem  Verfahren  findet  eine  teilweise 
Entziehung  von  Schwefel  statt,  da  die  meisten  Steinkohlen  Schwefel  ent- 
halten. Die  Bauart  der  Koksöfen  geht  aus  den  Fig.  4  a  und  4  b  hervor,  von 
denen  4  a  den  Querschnitt,  4  b  die  Vorderansicht  zeigt.  Die  Kohlen  werden 
durch  die  trichterförmigen  Öffnungen  T  in  der  Decke  der  einzelnen  Öfen 
in  den  Verkokungsraum  a  geschüttet.  Die  Wand  zwischen  zwei  Öfen  enthält 
einen  Hohlraum  ^,  der  mit  den  Sohlkanälen  k  in  Verbindung  steht.  Diese 
bestehen  aus  zwei  Hälften  Ar,  und  kT  Aus  dein  Rohre  d  werden  zunächst 
dem  Räume  /r,  Verbrennungsgase  zugeführt,  die,  während  vorgewärmte 
Luft  eingepreßt  wird,  in  kx  verbrennen,  die  erreichbaren  Räume  durch- 
streichen und  gleichzeitig  erhitzen.  Die  heiße  Luft  durchzieht  die  Schächte  ^ 
der  linken  Ofenhälfte,  wird  durch  wagerechte  Abzugskanäle  an  der  Rück- 
seite gesammelt,  durch  senkrechte  Züge  in  die  zweite  (rechte)  Hälfte  der 
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Kanäle  geführt  und  entweicht  schließlich  durch  Schornsteine.  Etwa  jede 
Stunde  wird  die  ganze  Gas-  und  Luftzuführung-  umgesteuert.  Dann  treten 
die  Verbrennungsgase  rechts  durch  das  Rohr  e  ein  und  die  Verbrennung 
findet  im  Räume  A\,  statt.  Die  im  Verkokungsraum  a  aus  der  Zersetzung 
der  Steinkohlen  ohne  Luftzutritt  entstehenden  Gase,  die  nach  ihrer  Zu- 
sammensetzung den  l^euchtgasen  ähnlich  sind  und  einen  höheren  Brennwert 
als  die  Gichtgase  haben,  werden  durch  Abzugsrohre  r  gesammelt  und  fort- 
geleitet, um  nach  ihrer  Kühlung  und  Reinigung  wieder  als  Brenngase  Ver- 
wendung zu  finden.  Es  steht  immer  eine  große  Anzahl  Koksöfen  neben- 
einander. Die  Länge  des  Ofens  beträgt  10  m,  die  Breite  des  Innenraums 
an  der  Vorderseite  50  cm.  an  der  Rückseite  60  cm,  die  Grundform  bildet 
also  ein  Trapez.    Der  Verkokungsprozeß  dauert  30  Stunden. 

Zum  Entfernen  des  fertigen  Koks  aus  dem  Ofen  dient  die  Koksaus- 
drückmaschine. Sie  besteht  aus  einer  auf  Gleisen  verschiebbaren  Lokomobile 
von  15  bis  20  PS.,  die  mittels  Räderübertragung  eine  wagerechte  Zahnrad- 
stange vor-  und  rückwärts  bewegt.  Am  Ende  der  Stange  befindet  sich,  dem 
Ofen  zugekehrt,  ein  eisernes  Schild.  Ist  die  Verkokung  beendet,  so  werden 
die  Türen  der  Vorder-  und  Rückseite  geöffnet,  und  das  Koksprisma  wird 
durch  die  Ausstoßmaschine  an  der  Rückseite  des  Ofens  ausgestoßen.  Die 
noch  glühenden  Koksmassen  werden  durch  einen  Wasserstrahl  abgelöscht. 
Der  Koks  fällt  eine  schiefe  Ebene  hinab,  wird  dann  auf  kleine  Handwagen 
geladen  und  zu  den  Hochöfen  gefahren. 

Man  gewinnt  aus  100  Gewichtsteilen  Steinkohlen  je  nach  ihrer  Zu- 
sammensetzung (Kohlenstoffgehalt,  erdige  Bestandteile  usw.)  65  bis  80  Teile 
Koks.  Guter  Koks  enthält  etwa  85  v.  H.  Kohlenstoff,  daneben  1  v.  H. 
Schwefel,  10  v.  H.  Asche.  1  cbm  Koks  wiegt  350  bis  450  kg.  Eine 
Tonne  Kokskohle  (Eettkohle)  kostet  zur  Zeit  9  bis  10  Mark,  eine  Tonne 
Hochofenkoks  15  Mark,  beides  loko  Werk  gerechnet. 

Ein  Hochofenwerk  braucht  bei  flottem  Betrieb  eine  bedeutende  Zahl 
Koksöfen.  Zwei  Reihen  Öfen  liegen  zu  den  Seiten  eines  Mittelganges 
der  die  Gleise  und  Wagen  aufnimmt.  Je  60  Koksöfen  stehen  nebenein- 
ander; im  ganzen  sind  360  Koksöfen  vorhanden.  Jeder  hiervon  erzeugt 
in  30  Stunden  8  t  Koks  aus  etwa  10  t  Kohle.  Der  einzelne  Koksofen 
kostet  3000  bis  5000  Mark.  Wenn  man  die  ganze  Kokerei  mit  allen  Hilfs- 
mitteln (Kondensatoren,  Kühlungen,  Zuleitungen  usw.)  in  Rechnung  zieht, 
entfallen  auf  jeden  Koksofen  etwa  15000  Mark  Anlagekosten.  Die  Öfen 
können  an  einem  Tage  zusammen  2400  t  Koks  erzeugen;  das  ergibt  eine 
Beladung  von  240  Eisenbahnwagen  zu  10  t  Ladefähigkeit  =  10  Eisen- 
bahnzüge täglich. 

Die  Zuführung  der  zur  Füllung  der  Hochöfen  bestimmten  Materialien 
(Erze,  Brennstoffe,  Zuschläge)  geschieht  mittels  der  Gichtaufzüge,  das  sind 
mechanische  Hebevorrichtungen,  mit  deren  Hilfe  die  mit  Material  be- 
ladenen  Wagen  bis  zur  Höhe  der  Gicht  emporgehoben  und  nach  beendeter 
Entleerung  wieder  herabgelassen  werden.  Der  Gichtturm  stellt  ein  hohes 
eisernes  Fahrgerüst  von  rechteckiger  Grundform  dar.  Er  steht  seitlich  von 
den  Hochöfen,  seine  obere  Plattform  ist  durch  eine  eiserne  Brücke  mit  dem 
oberen  Teile  des  Hochofens  verbunden.  Jeder  Hochofen  hat  seinen  Aufzug. 
Außerdem  dient  einer  gemeinsam  für  alle  zur  Aushilfe.  Die  Gichttürme 
bestehen  aus  zwei  Teilen.  Während  auf  der  einen  Seite  die  beladenen 
Wagen  gehoben  werden,  gehen  die  leeren  auf  der  andern  Seite  abwärts. 
Die  sog.  Förderschalen,  auf  denen  die  Karren  ruhen,  hängen  an  Draht- 
seilen, die  über  Seilscheiben  gezogen  sind.  Gewöhnlich  werden  die  Gicht- 
aufzüge durch  Dampfmaschinen  betrieben,  neuerdings  werden  letztere  durch 
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Elektromotoren  ersetzt.  Die  Bewegungsgeschwindigkeit  beträgt  I  bis  2  m 
in  der  Sekunde. 

Nachdem  die  Konstruktion  der  Hochöfen  und  der  Nebenwerke  be- 
sprochen worden  ist,  bleibt  noch  übrig,  über  die  Beschickung  und  den  Be- 
trieb der  Öfen  einige  Mitteilungen  zu  machen.  Was  die  Beschickung  be- 
trifft, so  sind  die  Brennstoffe  bereits  behandelt  worden.  Die  Hauptsache 
sind  die  Eisenerze.  Wieviel  Eisengehalt  die  Erze  haben  müssen ,  daß  sich 
ihre  Verhüttung  noch  lohnt,  hängt  von  besonderen  Verhältnissen  ab.  Je 
geringer  der  Preis  des  Erzes  sich  am  Verhüttungsorte  stellt  und  je  geringer 
die  übrigen  Kosten  für  Brennstoffe,  Löhne  usw.  sind,  um  so  geringer 
braucht  der  Eisengehalt  zu  sein.  Erze,  die  weniger  als  25  v.  H.  Eisen 
enthalten,  werden  selten  verarbeitet.  Man  findet  Eisenerze  in  verschiedenen 
Gegenden  in  Deutschland.  Lothringen  liefert  die  kalkrciche  Minette  (30  bis 
35  v.  H.  Eisengehalt),  Siegerland  und  Lahngebiet  Spat-  und  Brauneisenstein 
(40  v.  H.  Eisen),  Schlesien  Brauneisenstein  (40  bis  50  v.  H.).  Westfalen 
Kohleneisensteine  und  Sphärosiderite.  Doch  wird  wenigstens  1  / , 0  bis  1  s 
der  deutschen  Erzförderung  an  fremden  Erzen  nach  Deutschland  einge- 
führt, aus  Spanien,  Frankreich,  Belgien,  Luxemburg,  Schweden,  Nor- 
wegen, Griechenland,  Nordamerika,  Nordafrika,  Kleinasien  usw.  Das  be- 
schriebene Werk  bezieht  über  '-/3  seines  Erzverbrauchs  aus  dem  Ausland. 
Fast  die  Hälfte  der  gesamten  Roheisenerzeugung  Deutschlands  entfällt  auf 
die  Hüttenwerke  des  rheinisch- westfälischen  Industriebezirks. 

Die  Erzstücke  werden,  wenn  sie  in  großen  Stücken  geliefert  werden, 
gewöhnlich  einem  Zerkleinerungsverfahren  unterworfen,  um  eine  bestimmte 
Korngröße  zu  erhalten,  die,  außer  von  anderen  Verhältnissen,  von  der 
Höhe  des  Schmelzofens  und  seiner  Betriebsweise  abhängt.  Man  verwendet 
zum  Zerkleinern  Pochwerke,  Walzengänge,  Erzquetschen  oder  Steinbrecher. 
Einige  Erzarten  werden  vor  der  Verwendung  im  Hochofen  noch  geröstet, 
d.  h.  einer  vorübergehenden  Erhitzung  (bis  800 °)  bei  Luftzutritt  unter- 
worfen (ohne  Schmelzung).  Der  Zweck  dieses  Verfahrens  ist,  teils  eine 
Lockerung  harter  und  dichter  Erze  durch  die  Temperaturveränderung  her- 
beizuführen ,  teils  eine  Zersetzung  gewisser  chemischer  Verbindungen  unter 
Verflüchtigung  nachteiliger  Bestandteile,  z.  B.  des  Schwefels,  zu  bewirken, 
teils  eine  höhere  Oxydation  eisenoxydulhaltiger  Erze  zu  erreichen.  Außer- 
dem werden  Kohlensäure  und  Feuchtigkeit  ausgetrieben.  Bei  den  großen 
Hochöfen  und  den  kräftigen  Gebläsemaschinen,  wie  sie  jetzt  in  modernen 
Anlagen  in  Gebrauch  sind ,  wird  das  Rösten  der  Eisenerze  in  der  Regel 
unterlassen,  besonders  wenn  die  Kosten  der  Vorbereitungsarbeiten  nicht  dem 
Werte  des  Erfolgs  entsprechen. 

Den  Eisenerzen  im  Hochofen  werden  Zuschläge  beigegeben.  Diese 
sollen  die  den  Erzen  beiwohnenden  Gangarten,  das  sind  die  fremden  Ge- 
steine, verschlacken  und  das  gewonnene  Roheisen  möglichst  viel  von  den 
Beimischungen  befreien.  Als  Zuschläge  dienen  Kalksteine.  Sie  enthalten 
56  Gewichtsteile  Kalkerdc  und  44  Teile  Kohlensäure,  so  daß  man,  um 
100  Teile  Kalkerde  den  Erzen  zuzuführen,  179  Gewichtsteile  Kalkstein  ver- 
wenden muß.  Pro  Tonne  Erz  rechnet  man  etwa  100  kg  Kalkstein.  Bei 
Erzen,  die  schon  kalkhaltig  sind,  wie  z.  B.  die  Minette,  die  13  bis  18  v.  H. 
Kalk  enthält,  wird  natürlich  weniger  gebraucht. 

Die  Herbeischaffung  der  Erze  usw.  zu  den  Hochöfen  erfolgt  mit  Eisen- 
bahnwagen bis  zu  den  Lagerstätten,  von  da  mit  vierrädrigen  Wagen,  sogen. 
Hunden,  zu  den  Gichtaufzügen.  Neuerdings  beabsichtigt  das  Werk,  eine 
elektrische  Rundbahn  anzulegen,  die  den  vier  Hochöfen  die  erforderlichen 
Mengen  des  Beschickungsmaterials  zuführen  soll.    Die  Kosten  einer  solchen 
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Anlage  sind  recht  erheblich,  sie  sind  auf  1,5  Millionen  Mark  berechnet 
und  zeigen,  mit  welchen  Beträgen  ein  derartiges  Riesenwerk,  das  in  seinen 
gesamten  Anlagen  über  5000  Personen  beschäftigt,  rechnen  muß.  Die 
Kohlen  werden  von  dem  Werke  auf  eigenen  Zechen  gewonnen.    Es  besitzt 

einen   eigenen  großen  Hafen  am  Rhein.  Acht 
^'8'  5-  eiserne  Kräne  dienen  nur  zum  Entladen  der  Erz- 

schifFe.  Von  hier  werden  die  Erze  in  eigene  Eisen- 
bahnwagen geschüttet,  von  denen  die  neuen  30  t 
fassen.  Sie  sind,  um  ein  schnelles  Ausladen  zu 
ermöglichen,  nach  Art  der  Talbotwagen  konstruiert 
(?ig-  5)-  k'n  Hebeldruck  läßt  die  Seitenklappen 
sich  öffnen,  so  daß  dann  die  Erze  zu  beiden 
Seiten  des  Wagens  von  selbst  herausgleiten.  Es 
kostet  die  Entladung  eines  gewöhnlichen  Eisenbahnwagens  von  10  t  Inhalt 
mit  der  Schippe  3  Mark  Arbeitslohn,  die  Entladung  eines  Talbotwagens 
von  30  t  nur  10  Pf.,  da  ein  einzelner  Mann  einen  ganzen  Zug  in  kürzester 
Zeit  bedienen  kann. 

Der  Hochofenprozeß  braucht  an  dieser  Stelle  wohl  nicht  näher  be- 
schrieben zu  werden,  da  er  als  allgemein  bekannt  gelten  kann,  auch  sich  in 
jedem  Chemiebuch  eine  ausführliche  Beschreibung  darüber  findet.  Es  sollen 
deshalb  hier  nur  noch  einige  Mitteilungen  über  den  Hochofenbetrieb  ge- 
macht werden,  die  als  weniger  bekannt  angenommen  werden  können. 

Die  auf  dem  Roheisen  schwimmende  Schlacke  fließt  aus  der  Schlackenform 
dauernd  ab.  Sic  wird  durch  eine  mit  Sand  oder  Ton  ausgekleidete  ge- 
neigte Rinne  abgeleitet.  Unter  dem  Ausfluß  der  Rinne  stehen  Wagen,  in 
denen  die  Schlacke  erstarrt,  was  etwa  24  Stunden  dauert.  Nach  dem  Er- 
starren wird  sie  an  einen  abseits  gelegenen  Sammelplatz,  den  Schlackenberg, 
gefahren  und  bleibt  hier  zu  weiterer  Benutzung  lagern. 

Ist  die  Roheisenmenge  im  Gestell  des  Hochofens  so  groß  geworden, 
daß  sie  die  Schlackenform  erreicht  und  hier  auszufließen  droht,  dann  wird 
»abgestochen«,  indem  nach  Abstellung  der  Gebläsemaschinen  die  Tonfüllung 
am  Stichloch  durchstoßen  wird.  Es  geschieht  dies  innerhalb  24  Stunden 
zwei-  bis  fünfmal ,  je  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Ofens.  Vor  dem 
Stichloch  wird  ein  Sandbett  hergerichtet  mit  einer  weiten  Rinne,  an  die 
sich  schmalere  Rinnen  anschließen.  Das  ausfließende  Roheisen  füllt  nach- 
einander die  Sandformen  an  und  erstarrt  hier  zu  den  sog.  Masseln.  Bei 
Werken  mit  Thomasbetrieb  wird  das  Roheisen  in  Kübel  (Pfannen)  aus 
feuerfestem  Material  geleitet,  zum  Mischer  gebracht,  wo  die  verschiedenen 
Hochofenerzeugnisse  durcheinander  gemischt  werden,  um  gleichmäßiges 
Eisen  zu  erhalten,  und  dann  in  flüssigem,  noch  heißem  Zustand  dem  Thomas- 
werk zur  weiteren  Verarbeitung  zugeführt. 

Auf  dem  beschriebenen  Werke  befinden  sich  drei  Hochöfen  der  be- 
sprochenen Art.  von  denen  jeder  bei  gewöhnlicher  Beanspruchung  gegen 
400  t  innerhalb  24  Stunden  erzeugt.  Bei  forziertem  Betrieb,  der  sich 
hauptsächlich  durch  Verstärkung  der  Windspannung  erreichen  läßt,  werden 
bedeutend  höhere  Leistungen  (über  500  t)  erzielt. 

Kürzlich  hat  das  Werk  einen  Hochofen  besonderer  Konstruktion  in 
Betrieb  genommen,  wie  es  deren  nur  wenige  in  Deutschland  gibt.  Man 
bezeichnet  ihn  als  eisernen  Hochofen  oder  Dauerbrandhochofen  (System 
Burger).  Der  gewöhnliche  Hochofen  hält  7  bis  8  Jahre  bei  langsamem 
Betrieb  aus,  bei  forziertem  2  bis  3  Jahre.  Dann  muß  der  Ofen  abgerissen 
und  neu  aufgebaut  werden.    Von  den  eisernen  Öfen  erwartet  man  eine  er- 
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heblich  längere  Lebensdauer.  Rast,  Gestell  und  Herdsohle  bestehen  wie 
bei  den  gewöhnlichen  Hochöfen  aus  feuerfesten  Steinen,  dagegen  bestehen 
Schacht  und  Gicht  aus  gußeisernen  Platten,  die  an  der  Innenseite  mit 
Schamottesteinen  in  Stärke  von  10  cm  bekleidet  sind  (Fig.  6).  Die  Fugen 
sind  durch  Asbest  abgedichtet.  Der  Rauminhalt  des  Hochofens  beträgt 
etwa  8<K)  cbm  bei  26  m  Höhe  und  7  m  Kohlensackdurchmesser.  Das  zum 
Bau  verwendete  Eisen  wiegt  über  450  t,  das  Mauerwerk  130  t.  Die 
Leistungsfähigkeit  ist  sehr  hoch,  sie  beträgt  zur  Zeit  bis  560  t  täglich. 
Die  künstliche  Wasserkühlung  (Berieselung)  erstreckt  sich  bis  unter  die 
Gicht.  Die  erforderliche  Menge  Kühlwasser  beläuft  sich  auf  600  bis  700  cbm 
in  der  Stunde.    Der  Koksverbrauch  ist 

derselbe  wie  bei  den  steinernen  Hochöfen.  Fig.  6. 

Der  neue  Ofen  hat  sich   in  der  kurzen  .« 

m  m 

Zeit  seines  Betriebs  bereits  so  gut  bewährt, 
daß,  wenn  die  anderen  drei  Öfen  ver- 
braucht sind,  an  ihre  Stelle  auch  eiserne 
Hochöfen  treten  sollen. 

Als  verwendbare  Nebenerzeugnisse  wer- 
den beim  Hochofenbetrieb  hauptsächlich 
gewonnen:  die  Gichtgase,  die  Schlacken 
und  die  Teermassen  mit  Benzol  und 
Ammoniak.  Die  Gichtgase  sammeln  sich 
am  oberen  Teile  des  Gichtofens  an  und 
werden  durch  Gasfänge  aufgefangen,  aus 
denen  sie  in  großen  Röhren  fortgeleitet 
werden.  Sie  enthalten  durchschnittlich 
60  Raumteile  Stickstoff,  25  Teile  Kohlen- 
oxyd, 12  Teile  Kohlensäure  usw.    1  cbm 

Gichtgas  wiegt  1,1  kg  und  entwickelt  bei  der  Verbrennung  gegen  1000  Wärme- 
einheiten (1  kg  Steinkohle  6000  bis  7000  W.  E.).  Die  Gichtgase  werden 
durch  besondere  Vorrichtungen  von  dem  dichten  Staub  gereinigt.  Dann 
können  sie  zum  Betriebe  der  Winderhitzer  und  Gebläsemaschinen  verwendet 
werden.  Man  versucht  neuerdings  auch,  die  Gichtgase  zum  Betrieb  von 
Gasmotoren  nutzbar  zu  machen. 

Die  Schlacken  bilden  einen  Hauptbestandteil  der  Hochofenerzeugung, 
denn  es  kommen  auf  1600  t  Roheisen  etwa  1500  t  Schlacken.  Sie  ent- 
halten Kieselsäure,  Alkalien,  Mangan,  Schwefel  usw.  Nach  der  chemischen 
Zusammensetzung  unterscheidet  man  Silikatschlackcn  mit  starkem  Kiesel- 
säuregehalt (30  bis  35  v.  H.),  Phosphatschlacken  mit  viel  Phosphorsäure 
und  Oxydschlackcn ,  die  neben  wenig  Kiesel-  oder  Phosphorsäure  haupt- 
sächlich Oxyde  von  Metallen  enthalten.  Die  Farbentönungen  der  Schlacken 
sind  sehr  verschieden,  die  graue  Farbe  überwiegt  jedoch.  Manche  Sorten 
sind  grün,  bisweilen  auch  braun  und  schwarz.  Jedes  Werk  sucht,  um 
größere  Ansammlungen  dieses  Materials  zu  vermeiden,  die  Schlackenmcngen 
möglichst  technisch  zu  verwerten.  Im  zerkleinerten  Zustande  wird  die 
Schlacke  zu  Straßen-  und  Dammarbeiten  verwendet.  langsam  erkaltete 
Schlacke  besitzt  die  Festigkeit  des  Basalts,  ist  also  ebenso  gut  verwendbar 
wie  Steine.  Schlackensand  kann  man  durch  vollständige  Zerstampfung  der 
Schlackcnstücke  gewinnen,  oder  man  läßt  die  aus  dem  Hochofen  austretende 
flüssige  Schlacke  über  fließendes  Wasser  laufen  (körnen,  granulieren).  Die 
Schlacken  erhalten  hierbei  die  Form  von  Körnchen  von  einigen  Millimetern 
Durchmesser.  Wird  die  flussige  Schlacke  über  einen  Dampfstrahl  geleitet, 
>o  wird  sie  in  einzelne  feine  Körnchen  zerteilt,  deren  jedes  einen  mehr  oder 
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weniger  langen  Schlacken  faden  nach  sich  zieht.  Diese  Fäden  bilden  die 
Schlackenwolle,  die  ein  schlechter  Wärmeleiter  ist.  Dann  wird  Schlacken- 
sand als  Zusatz  bei  der  Mörtelbereitung  verwendet.  Die  Festigkeit  des 
Schlackenmörtels  ist  etwa  zehnmal  so  groß  als  die  des  mit  gewöhnlichem 
Sande  bereiteten  Mörtels.  Auch  zur  Herstellung  von  Schlackcnzement  und 
Schlackenziegeln  dient  der  Schlackensand.  Neuerdings  benutzt  man  die 
Schlacken  zum  Ausfüllen  der  Hohlräume  in  den  Bergwerken,  um  ein  Ein- 
stürzen der  Gänge  und  eine  Senkung  der  Bodenoberfläche  zu  verhüten. 

Weitere  Nebenerzeugnisse  sind  Teer  und  Ammoniak,  die  in  der  Kokerei 
bei  Umwandlung  der  Steinkohle  in  Koks  aus  den  aufsteigenden,  in  Röhren 
fortgeleiteten  Gasen  gewonnen  werden.  Der  Teer  wird  entweder  verkauft 
oder  auf  dem  Werk  selbst  auf  Benzol,  Naphthalin  usw.  weiter  verarbeitet. 
Das  Ammoniumwasser  wird  zur  Darstellung  von  schwefelsaurem  Amnion 
benutzt.  Aus  100  kg  Steinkohlen  werden  etwa  l,t  bis  1,3  kg  dieses  Stoffes 
und  2,5  bis  4  kg  Teer  gewonnen.  Aus  jedem  Koksofen  werden  täglich 
240  kg  Teer  erzielt. 

Die  Roheisengewinnung  in  den  Hauptproduktionsländern  beträgt  für  das 
Jahr  1903  in  den 

Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  ....     18297400  t. 


Während  bis  vor  kurzem  Deutschland  an  dritter  Stelle  kam,  hat  es  in 
den  letzten  Jahren  England  überholt  und  steht  jetzt  an  zweiter  Stelle.  Die 
deutsche  Industrie  hat  hiermit  wieder  einen  Beweis  ihrer  Leistungsfähigkeit 
geliefert  und  wir  wollen  hoffen  und  wünschen,  daß  sie  auf  dieser  Bahn, 
die  Wrelt  für  den  deutschen  Markt  zu  erobern,  fortschreiten  möge. 


Das  Postwesen  im  ehemaligen  Königreich  und  in  der 

späteren  Republik1)  Polen. 

Dem  Umstände,  daß  durch  die  Teilungen  des  ehemaligen  Königreichs 
Polen  viele  Urkunden  aus  den  königlich -polnischen  Staatsarchiven  teils  in 
Privatbesitz  übergegangen,  teils  auch  fremden  Staatsarchiven  einverleibt 
worden  oder  aber  in  Verlust  geraten  sind,  ist  es  zuzuschreiben,  daß  über 
das  Postwesen  in  Polen  bis  jetzt  sehr  wenige  sichere  Mitteilungen  in  die 
Öffentlichkeit  gebracht  worden  sind. 

Erst  in  neuerer  Zeit  sind  von  dem  Professor  Dr.  Przem.  Dabkowski2) 
in  einer  Privatbibliothek  sowie  in  einigen  Staatsarchiven  wichtige  Urkunden 
aufgefunden  worden,  aus  denen  hervorgeht,  daß  auch  das  ehemalige  König- 

')  Das  Königreich  Polen  war  von  1572  an  bis  zur  dritten  Teilung  (1795)  eine 
aristokratische  Republik  mit  einem  Wahlkönig  an  der  Spitze. 

*;  Das  betreffende  Werk:  »Rys  urzadze»  pocztowych  w  dawnej  polsce«  Dar- 
stellung des  Postwesens  im  ehemaligen  Polen),  dem  die  nachstehenden  Angaben  ent- 
nommen sind,  ist  1903  in  Krakau  im  Selbstverlage  des  Verfassers  erschienen. 


Deutschland  

Großbritannien  .  .  . 

Frankreich  

Rußland  

Österreich -Ungarn 


10017  900  t, 
8952200  t, 
2  827  700  t, 
2345000  t, 
1  500  OCX)  t. 
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reich  Polen  die  Einrichtung  einer  regelmäßigen  Postverbindung  gleichzeitig 
mit  den  anderen  Staaten  begonnen  hat. 

Nach  geschichtlichen  Quellen  bestand  allerdings  schon  während  der  Re- 
gierungszeit des  Königs  Boleslaus  Chrobry  (992  — 1025)  eine  ähnliche  Ein- 
richtung, welche  die  staatlichen  Organe  in  den  Stand  setzte,  miteinander 
brieflich  zu  verkehren  und  die  Regierungsanordnungen  allen  Teilen  des 
Landes  bekannt  zu  machen;  diese  Einrichtung,  »Podwody«,  »Spanndienste« 
genannt,  beruhte  aber  in  erster  Reihe  auf  der  Verpflichtung  der  Untertanen, 
zugunsten  des  Staates  Spanndienste  zu  leisten.  Für  den  Privatverkehr  war 
sie  wenig  oder  fast  gar  nicht  zugänglich.  Es  mußte  sich  daher  jeder  mit 
eigenen  Mitteln  behelfcn  oder  sich  der  Vermittelung  anderer  Personen, 
namentlich  der  Kaufleute,  Juden,  Bettelmönche  und  Fuhrleute,  bedienen. 

Die  erste  Einrichtung  des  eigentlichen  Postwesens  im  Königreich  Polen 
fällt  in  die  Regierungszeit  des  Königs  Sigismund  August  (1548 — 1572). 
Schon  1558  wurde  zwischen  Krakau  und  Venedig  eine  regelmäßige  Post- 
verbindung hergestellt,  und  zwar  zum  Anschluß  an  die  bereits  bestehende 
Postverbindung  Augsburg -Venedig  (Archiv  v.  1894  S.  742).  Die  Leitung 
der  Posteinrichtung  war  zuerst  der  italienischen  Familie  Montelupi  aus 
Florenz,  nachher,  und  zwar  1629,  dem  Italiener  Robert  Bandinelli  über- 
tragen worden.  Später  wurden  auch  Deutsche,  namens  Berndt  (1649 — 1650) 
Vogt  (1673 — 1674),  Satorius  (1674),  Reinhold  Bitzing  und  Biberstein,  mit 
der  Leitung  des  Postwesens  beauftragt. 

Einen  besonderen  Nutzen  aber  konnte  die  damalige  Posteinrichtung  dem 
Staate  anscheinend  nicht  bringen,  denn  schon  1647  sah  sich  der  Senat  ge- 
zwungen, eine  vollständige  Reorganisation  der  Posteinrichtung  vorzunehmen. 
Die  Post  wurde  zunächst  unter  den  Schutz  des  Staates  genommen;  auch 
wurden  besondere  Gesetze  und  Bestimmungen  erlassen  und,  um  das 
Postwesen  zu  heben ,  den  größeren  Städten  des  Reiches  eine  besondere 
Poststeuer  auferlegt.  Indes  konnte  die  nunmehrige  Staatspost  trotz  der 
Fürsorge  des  Staates  keine  gedeihlichen  Fortschritte  machen,  denn  die 
inneren  Unruhen,  die  nach  dem  Tode  des  Königs  VVladislaus  (f  1648)  ent- 
standen, sowie  die  während  der  Regierungszeit  der  drei  nachfolgenden 
Könige  (1648  — 1696)  mit  Schweden,  Rußland,  der  Türkei  und  mit  den 
Tataren  geführten  Kriege,  die  für  Polen  zum  Teil  sehr  ungünstig  ausfielen, 
führten  dazu,  daß  die  Posteinrichtung  vollständig  in  Verfall  geriet.  Dieser 
Zustand  dauerte  fast  ein  volles  Jahrhundert. 

Erst  nachdem  durch  Abschluß  der  Friedensverträge  mit  Preußen,  Ruß- 
land und  der  Türkei  die  langersehnte  Ruhe  wieder  eingekehrt  war,  konnte 
auch  für  das  Postwesen  etwas  getan  werden. 

Eine  nicht  unwichtige  Rolle  fiel  der  Post  in  Polen  während  der  Kriege 
zu;  in  den  Senatsbeschlüssen  der  Jahre  1620,  1649  und  1650  war  aus- 
drücklich hervorgehoben,  daß  die  Post  dem  Zwecke  dienen  solle,  regel- 
mäßige Nachrichten  über  die  feindlichen  Heereszüge  zu  bringen. 

Bis  1764  bestanden  in  Polen  neben  der  1647  eingerichteten  Staatspost 
noch  viele  Privatposten  (Partikularposten),  und  zwar  fast  in  jeder  größeren 
Stadt.  Privatposten  durften  nur  mit  Genehmigung  des  Königs  eingerichtet 
werden;  sie  genossen  dafür  aber  auch  dieselben  Rechte  wie  die  Staatsposten. 
Den  Postillionen  der  Privatposten  war  die  freie  und  unbeschränkte  Benutzung 
der  Brücken,  Dämme,  Straßen  usw.  gestattet.  Uber  die  dienstlichen  Ver- 
richtungen der  Beamten  und  Unterbeamten  der  Privatposten  war  eine 
besondere  Dienstanweisung  herausgegeben,  auch  waren  die  Beamten  usw. 
zur  Wahrung  des  Briefgeheimnisses  verpflichtet.  Die  Privatposten  wurden 
alljährlich  durch  eine  vom  Staate  eingesetzte  Kommission  revidiert.  Mit 
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der  Zeit  kam  aber  der  Staat  zu  der  Einsicht,  daß  die  Privatposten,  die  sich 
zu  einer  Konkurrenzpost  entwickelten,  ihm  wenig  Nutzen  brachten;  durch 
Gesetz  vom  29.  Oktober  1764  wurden  daher  sämtliche  Privatpostanstalten 
aufgehoben. 

Von  da  ab,  und  zwar  unter  der  Regierungszeit  des  Königs  Stanislaus 
August  (1764  — 1795),  kam  die  Posteinrichtung  zu  hoher  Bedeutung.  Unter 
der  Leitung  eines  Fachmanns,  des  General-Postmeisters  Korzon,  wurde  sie 
in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  auf  eine  ansehnliche  Höhe  gebracht  und 
erfreute  sich  eines  guten  Rufes  sowohl  im  Inland  als  auch  im  Auslande. 

Die  Einnahmen  der  Post  stiegen  von  Jahr  zu  Jahr,  und  zwar  betrugen 
sie  nach  einer  vorgefundenen  Urkunde: 

in  den  Jahren  1764  bis  1767   8g  442  poln.  Gulden, 

im  Jahre  1767   11)6488 


Unter  diesen  Verhältnissen  beschloß  der  Senat,  einen  Teil  der  Postüberschüsse 
zur  Erhöhung  der  geringen  Einnahmen  des  Königs  zu  verwenden. 

Die  gesamte  Posteinrichtung  wrurde  einer  General-Postdirektion  (W  arschau), 
welche  sich  aus  einem  General -Postdirektor,  einem  General- Postkommissar 
und  einem  General-Postkontrolleur  zusammensetzte,  unterstellt.  Die  übrigen 
Beamten  waren  der  General -Postdirektion  nachgeordnet  und  führten  die 
amtliche  Bezeichnung  »Postmeister«  bz.  »Offizialisten«.  Die  Postmeister 
mußten  eine  Kaution  in  der  Höhe  ihrer  dreimonatigen  Einnahmen  stellen 
und  waren  gegen  eine  dreimonatige  Kündigung  angestellt.  Sie  hatten  für  die 
Ordnung  im  Dienstbetriebe  sowie  für  die  Sicherheit  des  Publikums  und  des 
ihnen  unterstellten  Personals  zu  sorgen.  Als  königliche  Beamte  waren  sie 
von  der  Zahlung  jeglicher  Steuer  befreit  und  genossen  außerdem  noch 
andere  Befreiungen,  wie  z.  B.  die  Befreiung  von  Zahlung  der  Grund-  und 
Gebäudesteuer,  von  jeglicher  Einquartierung  usw.  Die  Offizialisten  standen 
meist  im  Privatverhältnis  und  waren  den  Postmeistern  unterstellt.  Die 
Boten  waren  teils  zu  Fuß,  teils  beritten  und  führten  hiernach  die  Bezeich- 
nung »Kursor«  oder  »Postillion«. 

Besondere  Postabzeichen  trugen  die  Postboten  schon  im  Jahre  1600; 
eine  allgemeine  Dienstkleidung  wurde  aber  erst  1764  eingeführt.  Die  Post- 
boten mußten  von  da  ab  außer  dem  Postabzeichen  noch  ein  Posthorn  bei 
sich  führen,  auch  war  ihnen  das  Tragen  von  Waffen  gestattet. 

Jeder  Beamte  und  Unterbeamte  mußte  einen  Diensteid  leisten.  Die  Ver- 
letzung des  Briefgeheimnisses  sowie  die  heimliche  Mitnahme  von  Briefen 
und  anderen  Postsachen  wurde  streng  bestraft. 

Regelmäßige  Personenposten  waren  übrigens  damals  in  Polen  noch  nicht 
vorhanden;  vielmehr  gab  es  nur  Extraposten,  Estafetten,  Kuriere  und 
Brief  (Reit-)  posten.  Warschau  hatte  im  Jahre  1764  wöchentlich  je  eine 
Postverbindung  mit  Mitau,  Posen,  Krakau,  Thorn,  Danzig,  Lublin,  Lemberg, 
Kamieniec-podolski ,  Luck,  Grodno  und  wöchentlich  eine  zweimalige  Post- 
verbindung mit  Breslau  (Sachsen,  Holland,  Hessen,  Frankfurt  usw.).  Erst 
1796  bis  1808,  unter  preußischer  Herrschaft,  erhielt  Warschau  geordnete 
und  regelmäßige  Personenpostverbindung,  und  zwar  zuerst  mit  Thorn  und 
und  Königsberg,  wöchentlich  zweimal. 


1787 
-  1788 
1789 
1700 


450  000 
534  811  - 


289  027 
355  587  - 


(1  poln.  Gulden  —  50  Pf.) 
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Eine  bestimmte  Taxe  für  die  Beförderung  von  gewöhnlichen  Brief- 
sendungen war  bis  1764  nicht  vorhanden.  Von  der  Zahlung  der  Gebühren 
für  die  Beförderung  von  Briefen  waren  nur  die  ganz  armen  Klöster  befreit, 
dagegen  mußten  die  Juden  für  die  Beförderung  ihrer  Briefschaften  höhere 
Sätze  zahlen.  Erst  in  dem  vorgenannten  Jahre  1764  wurde  eine  einheitliche 
Brieftaxe  eingeführt. 

Die  Gebühren  für  gewöhnliche  Briefe  wurden  nach  dem  Gewicht  und 
nach  der  Entfernung  berechnet.  Die  Entfernungen  wurden  in  sechs  Zonen 
eingeteilt.  Die  erste  Zone  galt  für  das  Inland.  Die  Briefe  nach  dem 
Inlande  mußten  gleich  bei  der  Auflieferung  frankiert  werden;  überschießende 
Teile  des  Gewichts  wurden  für  ein  volles  Lot  gerechnet.  Die  zweite  Zone 
war  für  Briefe  nach  Ober-  und  Niederschlcsien,  dem  Königreich  Preußen 
(Ostpreußen),  Pommern,  der  Lausitz,  dem  Kurfürstentume  Sachsen,  Krakau, 
Mähren,  für  einen  Teil  von  Ungarn  und  nach  dem  Bistum  Halberstadt 
festgesetzt.  Die  dritte  Zone  galt  für  Briefe  nach  Österreich,  Böhmen, 
Siebenbürgen  und  einem  Teile  von  Ungarn;  die  vierte  für  das  Königreich 
Sachsen,  Westfalen,  Italien,  die  Schweiz,  Riga  und  Moskau;  die  fünfte  für 
Holland  und  Belgien;  die  sechste  für  Frankreich,  England,  Spanien,  Portugal, 
Schweden,  Dänemark  usw.  Drucksachen  kosteten  die  Hälfte  der  für  Briefe 
festgesetzten  Gebühren,  Zeitungen  dagegen  unterlagen  der  vollen  Brieftaxe. 

Nach  dieser  erst  im  Jahre  1800  außer  Kraft  getretenen  Posttaxe  kostete 
z.  B.  ein  Brief  von  1  Lot  Gewicht  in  den  sechs  Zonen  12  Groschen, 
24  Groschen,  1  Gulden  18  Groschen,  2  Gulden  15  Groschen,  3  Gulden 
15  Groschen,  5  Gulden.1) 

Briefe,  deren  Inhalt  aus  Gold.  Pretiosen  oder  wichtigen  Papieren  bestand, 
mußten  versichert  werden.  Die  Versicherungsgebühr  betrug  6  Groschen  für 
je  1  Dukaten  (—  10  Mark).  Derartige  Briefe  mußten  zwei  Stunden  vor 
Abgang  der  Post  aufgeliefert  werden. 

Bei  der  Annahme  von  Postsendungen  war  den  Beamten  zur  Pflicht 
gemacht,  auf  die  richtige  und  deutliche  Aufschrift  zu  achten  und  auch 
darauf  zu  sehen,  daß  der  Verschluß  gut  und  sicher  war.  Die  aufgelieferten 
Briefe  wurden  sodann  mit  einem  Stempel,  der  entweder  eine  runde  oder 
eine  viereckige  Form  und  in  der  Mitte  ein  Posthorn  mit  einer  Krone  hatte, 
versehen. 

Die  Beförderungskosten  für  eine  Estafette  betrugen  2  poln.  Gulden 
(=  1  Mark)  für  die  Meile,  während  die  Abfertigungsgebühr  sich  auf  6  poln. 
Gulden  (=  3  Mark)  belief. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Die  tibetanische  Hauptstadt  Lhasa.  Im  Hinblick  auf  den  Vorstoß 
der  Engländer  in  Tibet  sind  einige  Mitteilungen  von  Interesse,  die  der 
»Ostas.  Lloyd«  nach  Aufzeichnungen  eines  japanischen  Arztes,  der  in  der 
Hauptstadt  des  Landes,  Lhasa,  eine  Zeitlang  weilte,  über  diese  und  ihre 
Bevölkerung  kürzlich  veröffentlicht  hat.  Uber  seinen  dortigen  Aufenthalt 
berichtet  der  Reisende  u.  a.  folgendes. 

';    i  (Juldcn  —  30  Groschen  ti  Groschen  =  10  Pf). 
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Auf  einem  Hügel  im  Nordwesten  der  Stadt  erheben  sich  in  mächtiger 
Gruppe  die  Palastgebäude.  Von  der  oberen  Terrasse  des  eigentlichen 
Palastes  hat  man  freie  Aussicht  über  eine  große,  von  Bergen  umgebene 
Ebene.  Ihre  Eintönigkeit  wird  nur  von  den  gelben  Dachern  der  Tempel 
unterbrochen,  die  sich  hier  und  da  zerstreut  finden.  In  dem  Dalai-Lama 
lernte  der  Reisende  einen  jungen  Mann  von  28  Jahren  mit  einem  feinen, 
intelligenten  Gesicht  kennen.  Dieser  saß  auf  einem  Stuhle  und  hatte  den 
Kopf  mit  der  gelben  Tatarenkapuze  bedeckt,  als  Zeichen  seines  Priester- 
charakters; die  sonstige  Kleidung  bestand  aus  einem  Obergewande  von 
gelber  Seide  und  roter  Wolle  mit  einer  Menge  von  buntseidenen  Unter- 
kleidern. 

In  der  Mitte  der  Stadt  befindet  sich  der  Große  Tempel,  der  dem  Kultus 
dos  Schakya  Muni  Buddha  gewidmet  ist,  ein  dreistöckiges,  umfangreiches 
Gebäude  in  chinesischer  Bauart  mit  vier  vergoldeten  Pavillons  über  dem 
Hauptdache.  In  diesem  Tempel  ist  die  vergoldete  Statue  des  Schakya 
Muni  Buddha  aufgestellt.  Sie  trägt  eine  goldene,  mit  Edelsteinen  besetzte 
Krone.  Uber  ihr  erhebt  sich  ein  riesiger  vergoldeter  Baldachin.  Die 
Priester  lesen  oder  singen  im  Chore  unter  Begleitung  von  Zimbeln,  Glocken 
und  Glöckchen  aller  Art.  Vor  dem  Bilde  steht  eine  Lampe,  die  mit  ge- 
schmolzener Butter  am  Brennen  gehalten  wird.  Nahe  dem  Tempel  erblickt 
man  ein  stattliches  Gebäude,  das  den  Lablan  Chabo  (das  »Finanzministerium«), 
die  Gerichtshallcn  und  neben  anderen  Geschäftsstellen  auch  die  Schatzhallen 
beherbergt,  wo  all  das  Gold  und  Edelgestein.  das  im  Laufe  der  Zeiten  hierher 
gewandert  ist,  aufbewahrt  wird. 

Rings  um  den  Schakyatempel  führt  eine  breite  Straße,  Balkor  genannt. 
Sie  weist  zahlreiche  Kaufläden  und  Straßenhändler  auf  und  darf  als  der 
verkehrsreichste  Teil  von  Lhasa  gelten.  Kamtschadalen,  Chinesen,  Eingeborene 
von  Kaschmir  und  Nepal  sind  unter  den  Kaufleuten  am  meisten  vertreten. 
Aber  auch  die  männliche  wie  die  weibliche  Bevölkerung  Tibets  selbst  treibt 
mit  großer  Vorliebe  Handel.  Einen  besonders  merkwürdigen  Anblick  ge- 
währen die  buddhistischen  Priester,  die  mit  weit  aufgekrärnpelten  Ärmeln 
ihre  verschiedenen  Handelscrzeugnissc  an  der  Straße  feilhalten. 

Die  Häuser  in  Lhasa  sind  ein-  oder  zweistöckig  und  mit  Hachen  Dächern 
versehen.  Das  Baumaterial  besteht  entweder  aus  Stein  oder  sonngebrannten 
Ziegeln.  Die  Dächer  sind  mit  Kies  bedeckt.  In  den  Küchen  befindet  sich 
ein  irdener  Schornstein.  Einige  vornehme  Häuser  zeichnen  sich  dadurch 
aus.  daß  sie  ein  zweites  Dach,  zwei  bis  drei  Fuß  über  dem  Hauptdache, 
besitzen;  Papier-  oder  Hornfenster  lassen  einiges  Licht  durch.  Die  Wände 
zeigen  reichen,  oft  künstlerischen  Schmuck.  Der  Fußboden  ist  aus  Erde 
hergestellt,  mitunter  aus  Zement,  und  durchweg  mit  Kissen  zum  Sitzen 
versehen.  Im  übrigen  dürfen  chinesische  Stühle,  Tische  und  namentlich 
chinesisches  Teegerät  in  keinem  Hause,  das  Anspruch  auf  Ansehen  erhebt, 
fehlen.  Auch  findet  sich  in  jedem  Hause  ein  Altar  zu  Ehren  Buddhas  und 
sonstiges  Zubehör  des  Buddhakults.  Die  Straßen  werden  nie  ausgebessert  und 
nur  zweimal  im  Jahre,  im  Januar  und  März  des  tibetanischen  Kalenders,  ober- 
flächlich gereinigt.  Mit  Ausnahme  der  vorgenannten  Balkorstraße  starren 
sie  daher  die  meiste  Zeit  von  Schmutz,  zumal  es  öffentliche  oder  private 
Aborte  nicht  gibt.  Eine  Straße  verdient  noch  besondere  Erwähnung;  sie 
führt  um  die  ganze  Stadt  herum  und  trägt  die  Bezeichnung  Ningchor. 
Jeder  buddhistische  Pilger  muß  diese  Straße  in  folgender  Weise  passieren. 
Zunächst  faltet  er  die  Hände  über  seinem  Kopfe,  senkt  sie  dann  bis  zum 
Munde,  zur  Brust  und  wirft  sich  schließlich  mit  dem  Angesicht  zur  Erde, 
die  gefalteten  Hände  nach  vorn  ausgestreckt.     Sodann  erhebt  er  sich,  tritt 
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auf  den  Platz,  auf  dem  eben  die  Hände  geruht  haben,  und  wirft  sich 
aufs  neue  nieder.  So  geht  es  vorwärts,  bis  die  ganze  »heilige  Straße« 
durchmessen  ist.  Während  man  sonst  den  Weg  bequem  in  drei  Stunden 
zurücklegen  kann,  braucht  solch  ein  Armer  dazu  manchmal  nicht  weniger 
als  vier  Tage;  besonders  fromm  veranlagte  und  bemittelte  Personen  lassen 
jedesmal,  wenn  ihre  Hände  den  Boden  berühren,  ein  Geldstück  zurück. 

Die  Bevölkerung  von  Lhasa,  gewöhnlich  auf  100000  geschätzt,  wird 
von  dem  Gewährsmanne  des  »Ostas.  Lloyd«  auf  nicht  mehr  als  70  000 
angenommen.  Er  bemerkt,  daß  sich  die  Leute  vor  den  anderen  Landes- 
bewohnern durch  Liebenswürdigkeit  und  Bildung  in  Sprache  und  Manieren 
auszeichnen.  Doch  scheint  dies  mehr  äußerlich  der  Fall  zu  sein,  denn  zu- 
gleich bezeichnet  er  sie  als  äußerst  rachsüchtig,  nur  daß  sie  ihre  WTut  ver- 
bergen, bis  sich  eine  Gelegenheit  bietet,  ihr  Mütchen  nach  Herzenslust  zu 
kühlen.  Männer  und  Weiber  sind  der  Kleiderpracht  ergeben  und  tragen 
Goldgeschmeide  in  den  Ohrläppchen.  Die  Weiber  schmücken  ihr  Haar  mit 
Korallen,  Türkisen,  Perlen  und  Schmucksachen  aus  Bernstein.  Außerdem 
sind  beliebte  Zierate:  goldene  Halsringe,  silberne  Armringe  und  goldene 
Fingerringe  u.  dgl.  m.  Regierungsbeamte  tragen  gewöhnlich  Seide  oder 
Wollenstoffe,  bei  offiziellen  Gelegenheiten  nur  rein  gelb.  Das  niedere  Volk 
begnügt  sich  mit  grauem  Tuche  aus  Schafwolle,  das  in  Tibet  selbst  her- 
gestellt wird.    Einige  gestatten  sich  den  Luxus  von  chinesischen  Schuhen. 

Das  Hauptnahrungsmittel  der  Städter  bildet  Fleisch;  namentlich  ist  das 
des  Yak  sehr  gesucht,  aber  auch  Hammel-,  Ziegen-  und  Rindfleisch  wird 
nicht  verschmäht.  Die  Landbewohner  genießen  ebenfalls  meist  Fleisch; 
Fisch,  Schweinefleisch,  sowie  auch  frisches  Gemüse  wird  von  ihnen  besonders 
geschätzt.  L'ncntbehrlich  für  Reich  und  Arm  sind  Weizenbrot  und  Tee, 
letzterer  chinesischen  oder  indischen  Ursprungs,  mit  Butter  und  Salz  ge- 
mischt. Eine  Art  Branntwein  wird  im  Lande  selbst  destilliert;  National- 
getränk ist  aber  Bier,  das  ebenfalls  im  Lande  hergestellt  wird. 


Straßenbau  in  Deutsch  -  Ostafrika.  Das  »Deutsche  Kolonialbl.« 
bringt  an  der  Hand  eines  Berichts  des  Bezirksamtmanns  von  Langenburg 
über  die  im  Bau  begriffene  Straße  von  Mwaja  am  Njassa  zum  Tanganjikasee 
eine  Reihe  bemerkenswerter  Mitteilungen,  die  u.  a.  die  Schwierigkeiten 
in  anschaulicher  Weise  schildern,  mit  denen  man  bei  der  Herstellung  dieser 
Straße  zu  kämpfen  hat.  Sie  sind  im  wesentlichen  dreifacher  Art  und 
ergeben  sich  durch  die  Steigungen  in  schwierigem  Gelände,  sowie  bei  der 
Uberwindung  von  Gewässern  und  sumpfigen  Ebenen.  Zur  Anwendung 
gelangte,  im  Gegensatze  zu  dem  sonst  in  der  Kolonie  üblichen  deutschen 
das  südafrikanisch-burische  Straßenbausystem.  Dessen  Vorzüge  sind  folgende. 
Während  man  in  Deutschland,  von  dem  Wunsche  der  Schonung  des  Pferde- 
materials ausgehend,  übermäßige  Steigungen  als  die  schlimmsten  Unzuträg- 
lichkeiten des  Straßenbaus  ansieht,  sind  solche  für  den  Ochsendoppelwagcn 
der  Buren  fast  bedeutungslos.  Was  er  fürchtet,  sind  scharfe  Biegungen. 
Danach  ist  bei  jedem  Straßenbau  in  Afrika  im  voraus  die  grundsätzliche 
Frage  zu  entscheiden ,  ob  er  dem  Verkehr  mit  Pferde-,  Maultier-  oder 
Eselskarren  einerseits  oder  andererseits  dem  mit  Treckochsenwagen  dienen 
soll.  Im  vorliegenden  Falle  hat  man  sich  für  letzteres  entschieden,  ohne 
aber  das  Anstreben  des  Ideals,  d.  h.  einer  Straße,  die  beiden  Transport- 
arten gerecht  wird,  ganz  aufzugeben.  Der  südafrikanische  Frachtführer 
pflegt  mit  zwei  von  je  8  bis  16  Ochsengespannen  gezogenen  Wagen  zu 
fahren.    Die  Länge  des  Vorspanns  verlangt  Straßen  mit  ganz  allmählichen 
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Biegungen,  weil  bei  scharfen  Wendungen  nur  das  letzte  oder  die  beiden 
letzten  Joche  Zugwirkung  ausüben  können;  diese  Kraft  würde  aber  zur 
Bewegung  des  schweren  Wagens  nicht  ausreichen.  Daraus  folgt,  daß  das 
europäische  Verfahren,  größere  Steigungen  durch  Serpentinen  zu  über- 
winden, im  allgemeinen  nicht  angewandt  werden  darf.  Andererseits  ist  der 
Bur  gewöhnt,  Steigungen,  die  in  Europa  als  unerhört  gelten,  dadurch  zu 
überwinden,  daß  er  die  sämtlichen  Joche  beider  Wagen  erst  vor  den  einen, 
dann  vor  den  anderen  spannt.  Deshalb  hat  man  bei  dem  in  Rede  stehenden 
Straßenbau  mehr  auf  die  Herstellung  geradliniger  Strecken  als  auf  Ver- 
minderung der  Steigungen  gesehen.  Das  machte  aber  zum  Teil  sehr 
beträchtliche  Erdbewegungen  nötig.  Namentlich  mußten  zwischen  Neu- 
Langenburg  und  dem  Igalepaß  erhebliche  Erdmengen  beseitigt  werden;  die 
Hauptarbeit  verursachte  jedoch  die  Überwindung  des  gerade  in  der  Wetter- 
ecke des  niederschlagsreichen  Kondelandes  gelegenen  Passes  selbst,  wo  der 
sehr  weiche  Straßenkörper  bei  der  außergewöhnlich  großen  Steigung  durch 
zahlreiche  tiefe  und  breite  Sickerschlitze  gegen  die  dauernden  Ab-  und 
Auswaschungen  geschützt  werden  mußte.  Auch  an  anderen  Stellen  bedurfte 
es  bei  steilen  Auf-  und  Abstiegen  sehr  bedeutender  Erd-  und  Gesteins- 
abtragungen. 

Auch  die  Uberwindung  der  Gewässer  erfolgte  wesentlich  nach  süd- 
afrikanischer Art.  Das  Hauptmittcl  dieses  Verfahrens  ist  die  Drift.  Man 
versteht  darunter  einen  aus  Felsblöcken  und  Steinen  so  sorgsam  quer  über 
den  Fluß  gesetzten  Damm,  daß  das  Wasser  bei  normalem  Stande  durch 
die  Lücken  fließt  und  daß  auch  bei  Hochwasser  der  Damm  dem  Anstürme 
der  größeren  Wassermenge  wesentlich  schon  durch  die  Schwerkraft  seiner 
Fügung  genügenden  Widerstand  entgegensetzt.  Weiter  gehört  zum  Wesen 
einer  Drift  eine  Bemessung  der  Dammhöhe,  welche  der  Menge  des  Hoch- 
wassers, die  durch  ihren  Überdruck  den  Damm  zerreißen  würde,  den  Abfluß 
über  die  Krone  des  Dammes  gestattet,  ohne  daß  dieses  über  den  Damm 
schießende  Hochwasser  durch  seine  Tiefe  die  Gangbarkeit  ausschließt;  es 
soll  daher  auch  beim  höchsten  Stande  die  Drift  nur  '/2  bis  3/4  m  unter 
Wasser  stehen.  Der  Fehler,  der  beim  Driftbau  am  meisten  gemacht  wird, 
besteht  darin,  daß  man  den  Damm  zu  hoch  setzt;  dadurch  werden  zwar 
fürs  erste  die  weitausholenden  Abstiche,  auf  denen  die  Straße  sich  langsam 
zur  Drift  hinabsenkt,  vermieden,  aber  in  der  Regel  wird  auch  der  Damm 
vom  nächsten  Hochwasser  hinweggewaschen.  Ausschließlich  derartige 
Driften  und  keine  festen  Brücken  sind  in  den  beiden  Jahren  des  Straßen- 
baues, der  uns  hier  beschäftigt,  hergestellt  worden;  bei  denen  des  ersten 
Jahres  sind  die  gewöhnlichen  Fehler  nicht  vermieden  worden,  so  daß  ein 
großer  Teil  der  Arbeiten  in  verbesserter  Ausführung  erneuert  werden  mußte. 
Dafür  scheint  es  aber,  daß  sorgfältig  angelegte  Driften  bei  den  meisten  der 
in  Betracht  .kommenden  Flußläufc  den  Anforderungen  genügen  werden. 
Bisher  haben  selbst  die  über  20  m  langen,  6  bis  8  m  breiten  und  1  bis  2  m 
hohen  Driften,  zu  deren  Herstellung  man  genötigt  war,  sich  gehalten; 
sollten  sie  dennoch  durchwaschen  werden,  so  würde  man  zu  einem  neuen 
Versuche,  Driften  mit  Durchlässen  anzulegen,  übergehen,  ehe  zu  teueren, 
komplizierten  und  ständig  fachmännischer  Aufsicht  bedürfenden  Brücken 
geschritten  wird.  Die  größten  Driften  erforderten  einen  Monat  Arbeit 
durch  einen  Europäer,  3  Askaris  und  120  Arbeiter  und  kosteten  für  1  cbm 
etwa  5  Rupien.  Die  Aufwendungen  für  eine  massive  Brücke  dürften  bei 
20  m  Länge  das  Sechs-  bis  Zehnfache  einer  Drift  betragen.  Das  Setzen 
des  Dammes  muß  durchweg  durch  angelernte  Kräfte  (Askaris)  erfolgen, 
während  die  Tagelöhner  die  Blöcke  und  Steine  herbeizuschaffen  haben. 
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Die  sumpfigen  Wiesen  zu  überschreiten ,  erwies  sich  verhältnismäßig 
leicht.  Es  genügte  im  allgemeinen,  rechts  und  links  von  der  Straße  Gräben 
von  2  m  Breite  und  l/.2  m  Tiefe  auszuheben,  den  Aushub  in  der  Mitte  als 
6  bis  8  m  breiten  und  '/«  bis  3  *  m  hohen  Damm  aufzuschütten  und  den 
Gräben  einen  Abfluß  zu  eröffnen. 


LITERATUR. 

Handbuch  der  Po  stgeographie.  Ein  Hilfsbuch  zur  Vorbereitung 
auf  die  Postprüfungen  sowie  auf  den  Postabfertigungs-  und  Bahn- 
postdienst. Von  W.  Ruhn Struck,  Postsekretär.  Dritte  Auflage. 
Lübeck  1904.   Selbstverlag  des  Verfassers.    Preis  gebunden  2  Mark. 

Das  im  Archiv  für  1899  S.  127  und  714  besprochene  Werkchen  hat 
in  der  vorliegenden  Ausgabe  eine  vollständige  Umarbeitung  erfahren.  Es 
umfaßt  zwei  Abschnitte,  denen  eine  neue  »Einführung  in  das  Studium«  mit 
Behandlung  der  Fragen:  was  muß  der  Postbeamte,  der  Militäranwärter  in 
der  Geographie  wissen?  wie  studiert  man  Geographie?  vorangestellt  ist. 
Der  I.  Abschnitt  »Allgemeine  Geographie«  erörtert  in  der  I.  Abteilung  in 
leicht  verständlicher  Weise  die  Grundzüge  der  Geographie  (Begriff,  Ein- 
teilung, astronomische  und  mathematische  Geographie,  Geophysik  usw.).  Die 
2.  und  3.  Abteilung  sind  der  physischen  und  politischen  Geographie  ge- 
widmet. Auch  hier  ist  der  Stoff  mit  Geschick  übersichtlich  zusammen- 
gestellt. Die  Angabe  der  Verfassungsgrundsätze  bei  der  Mehrzahl  der 
Länder,  der  geschichtlichen  Bedeutung,  sowie  der  Verkehrs-  und  Handels- 
beziehungen bei  einer  großen  Anzahl  von  Orten  ist  wertvoll  und  gestaltet 
die  Darstellung  belebend.  Einen  noch  größeren  Umfang  als  die  vorerwähnten 
Gebiete  nimmt  die  Behandlung  der  »Verkehrsgeographie«  im  II.  Abschnitt 
mit  5  Abteilungen  ein.  Von  dem  hier  Gebotenen  erwähnen  wir  die  Auf- 
führung der  in-  und  ausländischen  Bade-  und  Kurorte,  der  deutschen  Post- 
anstalten im  Ausland  und  in  den  deutschen  Schutzgebieten,  der  Haupt- 
verkehrswege —  u.  a.  der  Gebirgsbahnen  in  den  Alpen  und  der  Bahnen 
des  Weltverkehrs  — .  der  deutschen  Eisenbahn-  und  Postkurse,  der  Haupt- 
ei>enhahnkurse  im  übrigen  Europa,  der  bedeutendsten  Eisenbahnen  in  den 
außereuropäischen  Ländern,  der  Dampfschiffs-  sowie  Telegraphen-  und 
Kabellinien. 
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RCHIV 

FÜR 

POST  UND  TELEGRAPHIE. 

BEIHEFT  ZUM  AMTSBLATT 
DES  REICHS- POSTAMTS. 

HERAUSGEGEBEN   IM  AUFTRAGE  DES   REICHS  -  POSTAMTS. 


Hr.  21.  BERLIN,  NOVEMBER.  1904. 


INHALT:  Über  Unfallhaftung  im  Straßenverkehr   Schluß),  S.  655.  —  Die  Sammler 

und  ihre  Verwendung  in  der  Reichs -Telegraphenverwaltung  (Fortsetzung),  S.  669. 

—  Ein  Institut  für  internationale  erdmagnetische  Forschung,  S.  biso. 
Kleine  Mitteilungen:  Wecken  von  l'bertragungsämtern  in  Hughesleitungen  mittels 

Klopfer  mit  trägem  Rade,  S.  662.  —  Handelsentwicklung  der  Hauptexportllnder, 

S.  684.  —  Der  Kanal  Peters  des  Großen,  S.  684. 
Literatur:    I.  Die  drahtlose  Telegraphie.    II.  Die  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der 

drahtlosen  Telegraphie.    Von  Ingenieur  Adolf  Prasch,  k.  k.  Regierungsrat  und 

Eisenbahnoberinspektor  a.  D.,  S.  085. 


Uber  Unfallhaftung  im  Straßenverkehr. 

(Unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Praxis  des  Reichsgerichts.) 
Von  Dr.  Franz  Scholz,  Gerichts- Assessor  im  Reichs -Postamt. 

(Schluß.) 

IV.  Die  Haftung  des  Tierhalters  (§  833  B.  G.  B). 

»Wird  durch  ein  Tier  ein  Mensch  getötet  oder  der  Körper  oder  die 
Gesundheit  eines  Menschen  verletzt  oder  eine  Sache  beschädigt,  so  ist  der- 
jenige, welcher  das  Tier  hält,  verpflichtet,  dem  Verletzten  den  daraus  ent- 
stehenden Schaden  zu  ersetzen«  (§  833).  Der  Tierhalter  haltet  also  für  den 
durch  sein  Tier  angerichteten  Personen-  oder  Sachschaden  ohne  eigenes 
Verschulden  und  —  so  scheint  es  —  ohne  daß  ihm  ein  Entlastungsbeweis 
offenstände.  Die  näheren  Voraussetzungen  seiner  Haftung  bilden  eine  der 
lebhaftesten  Streitfragen  des  neueren  Rechts.  Sie  bedürfen  eines  genaueren 
Eingehens,  wobei  die  Entstehungsgeschichte  des  §  833  zu  berücksichtigen  ist. 

1.  Vorgeschichte  des  §  833.  Eine  Sonderhaftung  des  Tierhalters 
kannten  auch  die  bisherigen  Rechte,  so  z.  H.  das  römische  Recht,  das 
Preußische  Allgemeine  Landrecht  (A.L.R.I.6  §  70  bis  78)  mit  kasuistischen 
Abstufungen,  der  code  civil  (Art.  1385).  Keines  aller  dieser  Rechte  kannte 
eine  unbedingte  Haftung  des  Tierhalters.  Soweit  sie  über  das  Schuld- 
prinzip hinausgehen,  tun  sie  das  meist  nur  im  Sinne  einer  Schuldvermutung 
oder  doch  so,  daß  sich  der  Eigentümer,  wie  nach  römischem  Recht,  durch 
Preisgabe  des  schädigenden  Tieres  der  Haftung  entziehen  kann. 

Die  Entstehungsgeschichte  des  §833  ergibt  folgendes.  Die 
Haftung  dessen,  der  »ein  Tier  hält«,  war  schon  im  I.  Entwurf  (§  734)  des 
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B.G.B,  besonders  geregelt  und  hiernach  nur  dann  begründet,  wenn  nach- 
gewiesen wurde,  daß  die  erforderlichen  Vorsichtsmaßregeln  verletzt  waren, 
die  das  Tier  an  der  Zufügung  von  Beschädigungen  hindern  konnten.  Im 
II.  Entwurf  und  noch  in  der  Bundesrats-  und  Reichstagsvorlage  ist  zwischen 
Haustieren  und  anderen  Tieren  unterschieden:  der  Besitzer  der  letzteren 
haftet  für  jeden  durch  sie  angerichteten  Schaden,  wörtlich  so  wie  es  der  jetzige 
§  833  ausdrückt;  der  Besitzer  von  Haustieren  wird  von  dieser  Ver- 
pflichtung frei,  wenn  er  beweist,  daß  er  das  Tier  sorgfältig  bewacht  hat 
oder  der  Schaden  auch  bei  sorgfältiger  Bewachung  entstanden  sein  würde  *). 
Diese  gemilderte,  den  Exkulpationsbeweis  offenlassende  Haftung  für  Haus- 
tiere wurde  von  der  Reichstagskommission  trotz  Widerspruchs  der  ver- 
bündeten Regierungen  gestrichen.  Die  Streichung  wurde  nur  mit  kurzen 
Worten  begründet,  und  es  geht  aus  dem  Kommissionsberichte  hervor,  daß 
man  das  französische  Recht  zum  Vorbild  nahm  und  im  übrigen  große 
»Luxushunde«  und  andere  »gefährliche  Tiere«  im  Sinne  hatte2). 

Im  Plenum  des  Reichstags  wurde  dieser  Paragraph  (damals  §  817)  ein- 
gehend erörtert.  Die  von  der  Kommission  beschlossene  scharfe  Haftung 
für  Haustierschäden  fand  den  lebhaftesten  Widerspruch.  Man  fand  es  als 
ungerechtfertigt,  im  Gegensatze  zu  den  sonstigen  Bestimmungen  des  Gesetz- 
buchs hier  eine  Haftung  ohne  eigenes  Verschulden  aufzustellen.  Freilich  war 
man  darüber  einig  —  und  der  Regierungsvertreter  erklärte  dies  ausdrücklich 
— ,  daß  der  Nachweis  des  eigenen  Verschuldens  des  Beschädigten  gemäß 
§  248  (jetzt  §  254;  oben  S.  626,  Anm.  4)  dem  Tierhalter  selbstverständlich  offen 
stehe.  In  dieser  Beziehung  führte  der  Regierungsvertreter  als  Beispiel  an, 
daß,  wenn  jemand  unbefugt  ein  fremdes  Gehöft  oder  sonstiges  Grundstück 
betritt,  obwohl  er  sich  bewußt  ist  oder  den  Umständen  nach  wissen  muß, 
daß  er  dieses  Grundstück  nicht  betreten  darf,  und  dann  von  einem  Hunde, 
der  etwa  als  Wache  da  gehalten  wird,  gebissen  wird,  er  dann  —  unter  An- 
wendung von  §  248  (jetzt  §  254)  —  es  sich  selbst  zuzuschreiben  habe,  wenn 
er  Schaden  erleide  (8.  Plenarberatung,  117.  Sitzung  vom  30.  Juni  1896) 3). 
In  dieser  Sitzung  wurde  mit  großer  Mehrheit  der  Regierungsentwurf  (Antrag 
v.  Kardorff,  modifiziert  durch  Antrag  Schmidt  [Warburg])  wieder  hergestellt4). 

Da  der  Antrag  v.  Kardorff-Schmidt  in  der  Sitzung  nicht  gedruckt  vor- 
gelegen hatte,  so  mußte  geschäftsordnungsgemäß  in  der  nächsten  Sitzung 
nach  der  Drucklegung  die  Abstimmung  wiederholt  werden.  Und  nun  er- 
eignete sich  etwas,  was  typisch  ist  dafür,  wie  heutzutage  Gesetze  zuweilen 
zustande  kommen:  die  nächste  Sitzung  nach  der  Drucklegung  fand  schon 
am  1.  Juli  (118.  Sitzung)  statt.  Am  Tage  vorher  hatte  man  nach  lebhaften 
Erörterungen  mit  großer  Mehrheit  den  Regierungsentwurf  wieder  hergestellt, 
jetzt  wurde,  bei  debatteloser  Wiederholung  der  Abstimmung,  der  Re- 
gierungsentwurf verworfen  und  der  Beschluß  der  Reichstagskommission 
wieder  hergestellt5)!  Ein  Umschwung  in  der  Meinung  von  gestern  auf  heute 
konnte  die  Ursache  nicht  sein.  Die  während  der  Beratungen  des  B.G.B,  im 
Reichstage  stets  sehr  schwache  Besetzung  des  Hauses  war  der  Grund.  Es 
hing  alles  von  Zufallsmehrheiten  ab. 

So  weit  die  Geschichte  dieses  »Große-Hunde-Paragraphen«"). 


')  Denkschrift  zum  B.  G.  B.,  S.  650. 

2i  Bericht  der  Reichstagskommission  zu  ^  817,  Guttentag'sche  Ausgabe,  S.  103. 

sj  Stenographische  Berichte  des  Reichstags,  Guttentag'sche  Ausgabe,  S.  834. 

«j  Stenographische  Berichte,  5.840,841. 

*)  Stenographische  Berichte,  Guttentag'sche  Ausgabe,  S.  886. 

6j  Bezeichnung  von  Prof.  Oertmann  in  der  Deutsch.  Jurist.-Ztg.  1904,  Nr.  3,  Sp.  138. 
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2.  Haftungsausschließungsgründe.  Aus  der  Entstehungsgeschichte 
des  §  833  läßt  sich  jedenfalls  so  viel  entnehmen,  daß  die  Haftung  doch 
keine  ganz  unbedingte  ist.  Denn 

a)  der  Einwand  des  eigenen  Verschuldens  des  Verletzten  ist 
hier  ebenso  zulässig  wie  in  allen  anderen  Haftungsfällen.  Dies  haben  sowohl 
die  Volksvertreter  wie  der  Regierungsvertreter  im  Reichstag  ausdrücklich 
betont,  und  es  muß  angenommen  werden,  daß  dies  die  Auffassung  des  Reichs- 
tags und  Bundesrats  gewesen  ist.  Derselbe  Satz  folgt  übrigens  auch  aus  dem 
System  des  Gesetzbuchs.  Denn  es  besteht  kein  Zweifel,  daß  §254  nicht 
nur  bei  vertraglicher  Haftung,  sondern  auch  bei  außervertraglicher  Haftung 
gilt,  also  auch  allen  in  den  §  823  ff.  behandelten  Haftungsfällen  zugrunde 
liegt.  Hierbei  kommt  es  nicht  darauf  an,  ob  die  Haftung  des  Inanspruch- 
genommenen,  wie  regelmäßig,  ein  Verschulden  desselben  zur  Voraussetzung 
hat  oder  nicht,  anderenfalls  würde  ja  auch  die  Anwendbarkeit  des  §  254  dem 
Reichshaftpflichtgesetz  gegenüber,  welches  schuldlose  Haftung  kennt,  nicht 
möglich  sein.  Vielmehr  spricht  §  254  nur  von  einem  Verschulden  des 
Beschädigten  und  setzt  nicht  voraus,  daß  auch  die  Ersatzpflicht  des 
Schädigers  auf  Verschulden  beruht. 

Dies  hat  auch  das  Reichsgericht  wiederholt  ausgesprochen;  es  hat  ins- 
besondere die  Anwendbarkeit  des  §  254  gegenüber  der  Haftung  des  Tier- 
halters bejaht1).  Hierbei  hat  der  Gerichtshof  ausgeführt,  daß  nicht  jedes 
kausale  Verschulden  des  Beschädigten  den  Tierhalter  von  der  Haftung 
befreie.  Vielmehr  lege  §  254  es  in  die  Hand  des  Richters,  nach  den  Um- 
ständen des  Falles  zu  crmessen,  ob  und  inwieweit  es  recht  und  billig  sei, 
dem  Beschädigten  einen  Schadensersatz  zu  gewähren;  der  Richter  könne  den 
Ersatz  des  vollen  Schadens  oder  eines  Teiles  oder  auch  nichts  zusprechen. 
In  Fortbildung  der  zum  Reichshaftpflichtgesetz  ergangenen  Rechtsprechung 
(vgl.  oben  S.  635  ff.)  hätte  das  Reichsgericht  die  Formel  aufstellen  können, 
daß  das  eigene  Verschulden  des  Verletzten  einerseits  und  die  aus  der 
tierischen  Natur  des  schädigenden  Tieres  entspringende  Gefahr  andererseits 
gegeneinander  abzuwägen  sind. 

b)  Auch  der  Nachweis  der  Höheren  Gewalt  befreit  den  Tier- 
halter. Die  herrschende  Meinung  scheint  dies  freilich  zu  verneinen'-), 
offenbar  weil  der  Wortlaut  des  §  833  davon  nichts  erwähnt  und  das  B.G.B, 
über  Höhere  Gewalt  keine  Bestimmung  von  allgemeiner,  bei  allen  Haftungs- 
fällen eingreifender  Bedeutung  enthält.  Indes  die  Besonderheit  des  §  833 
liegt  gerade  und  lediglich  darin,  daß  auch  ohne  Verschulden  gehaftet 
wird.  Die  Entstehungsgeschichte  dieses  Paragraphen  läßt  darüber  keinen 
Zweifel.  Es  wird  also  auch  für  nichtvcrschuldeten  Schaden,  also  für  »Zufall« 
im  Rechtssinne  gehaftet.  Darüber  hinaus  besteht  aber  eine  Haftung  nicht, 
zumal  Ausnahmevorschriften  eng  auszulegen  sind.  Wer  für  Zufall  haftet, 
haftet  deshalb  nicht  auch  für  Höhere  Gewalt.  Schließlich  ist  darauf  zu  ver- 
weisen, daß  auch  gegenüber  der  Haftung  aus  Art.  1385  code  civil  —  diese 
Bestimmung  diente  dem  §  833  zum  Vorbild  —  der  Einwand  der  Höheren 
Gewalt  zugelassen  wird3). 


')  Urteil  vom  20.  2.  1902  in  Bd.  50,  S.  223;  Urteil  vom  5.  5.  1902  in  Bd.  51,  S.  275; 
Urteil  vom  11.5.  1903  in  Bd.  54,  S.  407;  vgl.  auch  die  Urteile  in  Gruchots  Bei- 
tragen usw.,  Bd.  47,  S.  405,  909. 

2t  Z.  B.  Neumann,  Kommentar,  zu  "  833 ;  Oertmann  in  der  Deutsch.  Jurist.-Ztg. 
1904,  Nr.  3,  Sp.  139. 

31  Crome-Zachariae,  Handbuch  des  französischen  Civilrechls,  Bd.  II,  418, 
Anm.  5. 
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Für  diese  Auffassung  ist  auch  das  Reichsgericht  eingetreten,  freilich  mit 
anderer  Begründung.  Es  weist  lediglich  darauf  hin '),  daß  nach  §  833  der 
Schaden  »durch  das  Tier«  verursacht  sein  müsse;  wenn  aber  infolge  der 
Höheren  Gewalt  ein  willkürliches  Tun  des  Tieres  ausgeschlossen  sei,  so  sei 
auch  der  Schaden  nicht  durch  das  Tier  verursacht.  Wenn  also  der  Unfall, 
den  die  Pferde  eines  Gespanns  anrichten,  »als  die  unvermeidliche  Folge 
eines  von  außen  einwirkenden  unwiderstehlichen  Ereignisses  anzusehen«  ist, 
so  ist  jede  Haftung  ausgeschlossen'-').  Ebenso  erklärte  das  Reichsgericht 
in  einem  anderen  Urteil3)  die  Haftung  des  Tierhalters  dann  für  unbegründet, 
»wenn  ein  äußeres  Ereignis  auf  den  Körper  oder  die  Sinne  des  Tieres  mit 
einer  Gewalt  eingewirkt  hat,  der  Tiere  der  in  Frage  kommenden  Art  nach 
physiologischen  Gesetzen  nicht  widerstehen  können,  und  wenn  es  im  Zustand 
eines  solchen  Zwanges  Schaden  anrichtet.  .  .«.  »Der  Schaden  ist  nicht  durch 
das  Tier,  sondern  durch  das  mit  unwiderstehlicher  Gewalt  über  das  Tier 
hereingebrochene  äußere  Ereignis  verursacht  worden.  Eine  andere  Be- 
urteilung hat  aber  dann  einzutreten,  wenn  das  Tier  in  den  Zustand,  in  dem 
es  Schaden  anrichtet,  durch  ein  äußeres  Ereignis  gesetzt  worden  ist,  das 
nach  physiologischen  Gesetzen  einen  solchen  Zustand  bei  Tieren  der  fraglichen 
Art  in  der  Regel  nicht  hervorzurufen  pflegt,  wenn  mithin  ein  Verhalten  des 
Tieres  vorliegt,  für  welches  in  den  Umständen  des  Falles  keine  zwingende 
Veranlassung  gegeben  ist,  so  daß  es  auf  ein  willkürliches  Verhalten  des 
Tieres  zurückzuführen  ist.  Dann  ist  die  eigentliche  den  Schaden  bewirkende 
Ursache  nicht  in  jenem  äußeren  Ereignis,  sondern  in  dem  Tiere  selbst,  in 
seiner  tierischen  Natur  zu  erblicken.« 

3.  Verursachung  des  Schadens  »durch  ein  Tier«.  Die  letzt- 
genannten Ausführungen  des  Reichsgerichts  enthalten  zugleich  die  höchst- 
richterliche Entscheidung  einer  Streitfrage,  die  sehr  unliebsam  zu  werden 
drohte.  Die  Rechtsprechung  schien  anfangs  annehmen  zu  wollen,  daß 
jeder  Schaden,  der  ohne  das  Tun  des  Tieres  nicht  eingetreten  wäre, 
nach  §833  zu  ersetzen  sei.  So  hat  ein  Oberlandesgericht4)  Ersatzpflichtig- 
keit aus  §  833  auch  dann  angenommen,  wenn  das  Tier  durch  einen  Menschen 
falsch  gelenkt  oder  getrieben  wurde.  Das  Reichsgericht  hat  andere  Bahnen 
gewiesen.  Es  hat  wiederholt  ausgesprochen,  daß  ein  Schaden  nur  dann 
als  »durch  ein  Tier«  verursacht  anzusehen  sei,  wenn  ein  dem  Menschen 
gegenüber  selbständiges,  willkürliches  Tun  des  Tieres  den 
Schadenserfolg  herbeigeführt  habe5).  Gehorcht  das  Pferd  dem 
Willen  des  Kutschers,  so  ist  es  »nur  das  Werkzeug  in  der  Hand  des 
Kutschers  und  dieser  der  Urheber  des  durch  eine  unvorsichtige  Lenkung 
entstandenen  Schadens«®).  Diese  Auffassung  entspricht  weniger  dem  Wort- 
laute, wohl  aber  dem  Sinne  und  Zwecke  des  in  seinem  Wortlaut  eben  sehr 
unbefriedigenden  §  833.  Der  Sinn  des  Gesetzes  aber  muß  entscheiden. 
Hiernach    wird    in   den    allermeisten    Fällen   des  Oberfahrens 


l)  Urteil  vom  lü.  2.  1903  in  R.  G.  Bd.  54,  S.  73;  Urteil  vom  u.  5.  19*33  in  R.  ü. 
Bd.  54,  S.  407. 

»1  R.  G.  Bd.  ^4,  S.  4-.S,  409.    Vgl.  auch  die  Bemerkungen  über  den  Kausal- 
zusammenhang  oben  S.  Oiy. 

:"   R  G.  Bd.  H,  S.  74,  75. 

*  O.  L.  G.  Naumburg  in  Seiferts  Archiv,  Bd.  56,  S.  400;  auch  in  der  Deutsch. 
Jurist.-Ztg.  1002,  Nr.  4,  S.  07. 

'■')  R.  G.  Bd.  50,  S.  iX<>,  221;  R.  G.  Bd.  54,  S.  74,408. 

0   R.  G.  Bd.  50,  S.  181;  Neumann,  Jahrbuch  des  deutschen  Rechts,  1.  Jahrgang, 
S.  493 ;  Feder,  Verantwortlichkeit  für  fremdes  Verschulden,  Berlin  1902,  S.  85. 
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durch  Gespanne  die  Haftung  des  Tierhalters  als  solchen  aus- 
geschlossen sein. 

Gehorchen  aber  die  Pferde  nicht,  sondern  gehen  sie  durch,  so  ist  die 
Haftung  des  Tierhalters  gegeben,  denn  hier  ist  die  vom  Gesetzgeber  ge- 
wollte »Gefährdungshaftung«  recht  eigentlich  am  Platze.  Immerhin  können 
auch  hier  Fälle  vorkommen,  wo  die  strenge  Haftung  aus  §  833  höchst  un- 
billig wird,  so  daß  der  Wunsch  nach  einer  gesetzlichen  Änderung  dieses 
bedenklichen  Paragraphen  Berechtigung  hat.  Es  sei  hier  auf  ein  reichs- 
gerichtliches Urteil  vom  26.  Februar  1003  (Bd.  54,  S.  73  ff.)  verwiesen, 
welches  in  der  juristischen  Literatur  mit  Recht  scharfe  Anfeindung  erfahren 
hat.  Der  Beklagte,  ein  Fuhrwerksbesitzer,  nahm,  während  einer  Fahrt  in 
seinem  Einspänner,  auf  der  Landstraße  einen  Bekannten  B.  auf  dessen 
Bitten  auf.  Nachdem  sie  eine  Strecke  gefahren  waren,  überholte  sie  der 
betrunkene  Knecht  K.  mit  seinem  Fuhrwerk  im  schnellsten  Tempo;  als  K. 
mit  dem  Gefährte  des  Beklagten  in  gleicher  Höhe  war,  fiel  von  seinem 
Wagen  ein  Koffer  herab,  der  unbefestigt  gestanden  hatte.  Das  Pferd  des 
Beklagten  ging  darauf  durch  und  schleuderte  den  Wagen  gegen  einen 
Baum.  Die  beiden  Insassen  wurden  verletzt  und  B.  erlag  der  Verletzung. 
Die  Erben  des  B.  nahmen  nun  den  Beklagten  als  Tierhalter  aus  §  833 
(§  844)  in  Anspruch.  Das  Reichsgericht  erklärte  den  Beklagten  für  haft- 
pflichtig. Der  Schaden  sei  »durch  das  Tier«  verursacht  und  Höhere  Gewalt 
liege  nicht  vor.  Denn  in  jenem  äußeren  Ereignis,  welches  das  Scheuwerden 
des  Pferdes  veranlaßt  habe,  sei  nach  den  Umständen  des  Falles  für  das 
Verhalten  des  Pferdes  keine  zwingende  Veranlassung  gegeben;  der  Unfall 
sei  daher  auf  ein  willkürliches  Verhalten  des  Tieres  zurückzuführen '). 

Zweifelhaft  kann  es  sein,  ob  der  Schaden  auch  dann  »durch  ein  Tier« 
verursacht  ist,  wenn  jemand  den  durchgehenden  Pferden  in  die  Zügel  fällt 
und  hierbei  zu  Schaden  kommt.  Man  könnte  meinen,  daß  hier  lediglich 
durch  das  willkürliche  Eingreifen  des  Verletzten  selbst  der  Schaden  ver- 
ursacht sei.  Das  Reichsgericht  hat  sich  jedoch  mit  Recht  für  die  Haftung 
entschieden  und  damit  Moral  und  Menschenhilfe  mit  dem  gebührenden 
Schutz  umkleidet,  der  in  dem  letzterwähnten  Urteile  so  ganz  zu  vermissen 
war.  In  dem  trefflichen  Urteile  heißt  es2):  »Gleichwie  derjenige,  der  durch 
seine  Schuld  eine  Situation  herbeigeführt  hat,  in  welcher  es  für  einen 
Anderen  zur  rechtlichen  oder  moralischen  Pflicht  wird,  ohne  Rücksicht  auf 
die  damit  verbundene  eigene  Gefahr  zum  Schutze  von  Leib  und  Leben 
Dritter  einzugreifen,  für  den  bei  solchen  Rettungsversuchen  entstehenden 
Schaden  verantwortlich  ist,  so  muß  auch  der  Tierhalter  für  den  Schaden 
dem  einstehen,  welcher  zur  Abwendung  der  von  dem  Tiere  drohenden  Ge- 
fahr, obwohl  aus  freiem  Willensentschlusse,  tätig  geworden  und  hierbei 
durch  das  Tier  verletzt  worden  ist.  Auch  ein  derartiges,  in  Erfüllung 
einer  rechtlichen  oder  sittlichen  Pflicht  zum  Schutze  Anderer  betätigtes  Ein- 
greifen ist  eben  als  eine  Folge  der  durch  das  Tier  für  die  Allgemeinheit 
herbeigeführten  Gefahren  anzusehen  und  also,  in  dem  damit  verknüpften 
Erfolg  einer  Schädigung  von  demjenigen,  welcher  jene  Gefahren  nach  dem 
Gesetze  verantworten  muß,  mitzuvertreten.« 

4.  Begriff  des  Tierhalters.  Der  Begriff  dessen,  »welcher  das  Tier 
hält«  (§  833),  ist  ganz  besonders  streitig.   Einstimmigkeit  besteht  darin,  daß 

')  Daß  es  für  die  Haftpflicht  keinen  Unterschied  macht,  ob  die  ungezügelten 
Pferde  durch  unmittelbare  Einwirkung  einen  Menschen  verletzen  oder  mittelbar  durch 
den  von  ihnen  gezogenen  Wagen,  hat  das  Reichsgericht  bereits  in  Bd.  50,  S.  221  ff. 
ausgesprochen. 

av  Urteil  vom  20.  2.  1902  in  Bd.  50,  S.  221  ff. 
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die  Frage,  wer  Eigentümer  des  Tieres  ist,  hierbei  keine  Rolle  spielt,  daß 
vielmehr  derjenige  »>ein  Tier  hält«,  welcher  es  in  seiner  Obhut  hat,  um  es 
im  eigenen  Interesse  zu  verwenden.  Genügt  aber  auch  eine  ganz  vor- 
übergehende Obhut  und  ein  ganz  vorübergehendes  Interesse?  Wenn  ja,  so 
ist  auch  der  Sonntagsreitcr  wahrend  der  Ausreitstunden  Tierhalter,  was  in 
der  Tat  von  verschiedenen  Autoren  angenommen  worden  ist  *).  Dem 
Sprachgebrauch  kann  das  nicht  entsprechen.  Aus  dem  Gesetz  und  seiner 
Entstehungsgeschichte  läßt  sich  freilich  Material  nicht  entnehmen,  und  man 
ist  daher,  wie  auch  das  Reichsgericht  anerkennt3),  auf  den  gewöhnlichen 
Sprachgebrauch  angewiesen.  Dem  Sprachgebrauch  folgend  hält  das  Reichs- 
gericht, in  Übereinstimmung  mit  der  herrschenden  Meinung,  für  den  Halter 
eines  Tieres  denjenigen,  »der  im  eigenen  Interesse  durch  Gewährung  von 
Obdach  und  Unterhalt  die  Sorge  für  das  Tier  übernommen  hat,  und  zwar 
nicht  bloß  zu  einem  ganz  vorübergehenden  Zwecke,  sondern  auf  einen  Zeit- 
raum von  einer  gewissen  Dauer«3). 

Hiernach  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  daß  der  Droschkenfuhrherr,  nicht 
aber  der  Droschkenkutscher  (falls  er  nicht  zugleich  Fuhrherr  ist),  als  Tier- 
halter erscheint.  Was  insbesondere  die  Post  Verwaltung  angeht,  so  ist 
da,  wo  reichseigene  Posthaltereien  bestehen,  der  Reichsfiskus,  und  nicht 
auch  ein  Anderer,  Tierhalter.  Andererseits  ist  der  Posthaltcr,  auch  der 
»fahrende  Landbriefträger«,  nicht  daneben  auch  der  Rcichsfiskus,  Tierhalter, 
insofern  jene  auf  eigene  Kosten  für  Anschaffung,  Unterhaltung  und  Ersatz 
der  Pferde  zu  sorgen  haben.  (Allg.  Dienst-Anweisung  f.  Post  u.  Telegr., 
Abschn.  VI,  Abt.  i,  §§5,  2off.  u.  Anl.  1;  Abschn.  VI,  Abt.  2,  §37)*). 

Es  wurde  schon  oben  unter  3)  bemerkt,  daß  der  Tierhalter  insbesondere 
dann  haftet,  wenn  die  Pferde  »durchgegangen«  sind.  Ob  die  Haftung  auch 
dann  fortbesteht,  wenn  das  Tier,  z.  B.  ein  Hund,  »entlaufen«  ist,  ist  äußerst 
zweifelhaft,  wird  aber  von  der  herrschenden  Meinung  bejaht.  Hierauf  kann 
an  dieser  Stelle  nicht  näher  eingegangen  werden.  Es  sei  nur  noch  erwähnt, 
daß  das  Reichsgericht,  in  Konsequenz  seiner  oben  mitgeteilten  Definition 
des  Tierhalters,  den  Eigentümer  eines  Gespanns  auch  dann  nach  §  833  für 
haftbar  erklärt  hat,  wenn  ein  Anderer  eigenmächtig  und  ohne  Genehmigung 
das  Gespann  zu  einer  Ausfahrt  benutzt  hat  und  hierbei  ein  Tierschaden 
entstanden  ist:  jener  haftet,  weil  die  Pferde  von  ihm  unterhalten  und 
dauernd,  d.  h.  regelmäßig,  im  eigenen  Interesse  benutzt  wurden;  der  Andere 
haftet  als  Tierhalter  nicht,  weil  er  die  Pferde  nur  ganz  vorübergehend  für 
sich  benutzte5).    Dieses  Urteil  hat  lebhaften  Widerspruch  gefunden0). 


':  Vgl.  die  Mitteilungen  in  Neumanns  Jahrbuch  des  deutschen  Rechts,  1.  Jahr- 
gang, zu    833  B.  G.  Ii.,  S.  492. 

a;  Urteil  vom  3.  7.  1902  in  Bd.  52,  S.  1 18. 

*)  R.  G.  Bd.  52,  S.  118;  R.  G.  in  der  Jurist.  Wochenschrift  1902,  Beil.  Nr.  257; 
vgl.  auch  Neumanns  Jahrbuch  a.a.O.;  Isay  in  Iherings  Jahrbüchern,  Bd.  39,  S.  315; 
Kommentare  von  Planck  und  Oertmann  zu  ^  833 ;  Feder  a.a.O.  S.  84. 

*  Für  "fahrende  I.andbrieftrager«  anerkannt  vom  Kammergencht,  im  Gegensatze 
zur  Vorinstanz  l^andgericht  Potsdam',  durch  Urteil  vom  21.  i.  1902  —  9  U  4068/01. — 
Dieses  Urteil  ist  auch  dadurch  bemerkenswert,  daß  der  von  einem  fahrenden  Land- 
briefirager  mitgenommene  Fahrgast  nach  Ansicht  des  Gerichts  in  ein  unmittelbares 
Vertragsverhaltnis  zum  Postfiskus  tritt,  daß  es  sich  ferner  in  solchem  Falle  um  eine 
Fahrt  mit  der  »ordentlichen«  Post  handele  und  folglich  der  Postfiskus  dem  Fahrgastenach 
Z  1 1  des  Postgesetzes  haftpflichtig  sei  gegen  Dambach,  Anm.  2  zu  'j  1 1  des  Postgesetzes  . 
Urteil  vom  3.7.  1902  in  R.  G.  Bd.  52,  S.  117. 

r'i  So  Prof.  Endemann  in  der  Deutsch.  Jurist.-Ztg.  1903,  Nr.27,  S.  161,  jedoch  mit 
m.  E.  unzutretfender  Begründung. 
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V.  Haftung  desjenigen,  der  durch  Vertrag  mit  dem  Tierhalter 
die  Aufsicht  über  das  Tier  übernommen  hat:  §  834  (Kutscher, 
Postillione  der  Privat  -  Posthaltereien). 

1.  Die  gewöhnlichen  Fälle. 

Wie  der  Tierhalter  verschärft  haftet,  so  haftet  auch  derjenige  verschärft, 
der  durch  Vertrag  mit  dem  Tierhalter  die  Aufsicht  über  das  Tier  über- 
nommen hat1).  (§834  Satz  1).  Zwar  haftet  er  nicht  ohne  eigenes  Ver- 
schulden, wie  der  Tierhalter,  aber  der  Schadensersatzkläger  braucht  kein 
Verschulden  des  Aufsichtspflichtigen  nachzuweisen;  es  ist  vielmehr  Sache 
des  letzteren,  seine  Nichtschuld  darzutun  (den  sog.  Exkulpationsbeweis 
zu  führen:  §834  Satz  2).  Die  Beweislast  ist  also  dieselbe  wie  bei  der 
Haftung  des  oben  unter  II  besprochenen  »Geschäftsherrn«  (§831).  Selbst- 
verständlich steht  der  Nachweis  des  eigenen  Verschuldens  des  Ver- 
letzten gemäß  §  254  dem  Inanspruchgenommenen  hier  wie  in  allen  Fällen 
offen,  und  dieser  Nachweis  kann  unter  Umständen  die  eigene  Schuldlosig- 
keit ergeben,  so  daß  dann  die  Ersatzpflicht  grundsätzlich  ausgeschlossen  ist. 

In  dieser  verschärften  Weise  haften  Kutscher  aller  Art,  wenn 
während  der  von  ihnen  geleiteten  Fahrt  ein  Tierschaden  angerichtet  wird; 
denn  sie  haben  in  einem  Werk-  oder  Dienstverttage  mit  dem  Tierhalter 
zugleich  die  Aufsicht  über  die  Pferde  übernommen.  Freilich  muß,  wie  das 
Reichsgericht  ausdrücklich  betont  hat2),  die  vertragsmäßig  wahrzunehmende 
Funktion,  falls  sie  eine  Verantwortlichkeit  aus  §834  begründen  soll,  im 
gegebenen  Falle  und  zur  gegebenen  Zeit  gerade  die  Führung  der  Auf- 
sicht gewesen  sein.  Dies  trifft  aber  immer  zu,  wenn  der  Schaden  auf 
der  Fahrt  eingetreten  ist;  denn  hier  war  die  Aufsicht  notwendig  und 
konnte  und  mußte  allein  durch  den  Kutscher  wahrgenommen  werden. 
Anders  liegt  es,  wenn  der  Schaden  eintrat,  während  der  Kutscher  im  Stalle 
mit  dem  Striegeln  der  Pferde  beschäftigt  war3).  Nach  §  834  haftet  auch 
der  Sonntagsreiter  und  jeder  Andere,  der  sich  ein  Pferd  oder  Gespann 
mietet;  denn  in  dem  Mietvertrag  ist  die  Pflicht  der  Aufsicht  von  selbst 
gegeben.  Ein  Vertrag  ist  aber  nach  der  klaren  Bestimmung  des  §  834 
notwendig.  Wer  sich  tatsächlich  mit  den  Tieren  befaßt  und  sie  freiwillig 
bewacht,  wie  z.  B.  Hausangehörige  des  Tierhalters,  ist  ebensowenig  wie 
derjenige,  der  eigenmächtig  ein  fremdes  Gespann  benutzt,  nach  §  834  haftbar, 
kann  vielmehr  nur  nach  der  allgemeinen  Vorschrift  des  §  823  in  Anspruch 
genommen  werden,  also  wegen  eines  ihm  nachzuweisenden  Verschuldens; 
dasselbe  gilt,  wenn  der  Schaden  nicht  »durch  das  Tier«  verursacht,  also 
kein  »Tierschaden«  ist4). 

2.  Haftung  der  Postillione  insbesondere. 

a)  Die  von  Posthaltern  angenommenen  Postillione.  Der 
Posthalter,  welchem  das  Postfuhrwesen  verdungen  ist,  ist  mit  Rücksicht 
auf  die  Postpferde  regelmäßig  »Tierhalter«  (oben  S.  660);  er  nimmt  ferner 


')  §  834:  »Wer  für  denjenigen,  welcher  ein  Tier  halt,  die  Fahrung  der  Aufsicht 
Über  das  Tier  durch  Vertrag  übernimmt,  ist  für  den  Schaden  verantwortlich,  den  das 
Tier  einem  Dritten  in  der  im  £  833  bezeichneten  Weise  zufügt.  Die  Verantwortlichkeit 
tritt  nicht  ein,  wenn  er  bei  der  Führung  der  Aufsicht  die  im  Verkehr  erforderliche 
Sorgfalt  beobachtet  oder  wenn  der  Schaden  auch  bei  Anwendung  dieser  Sorgfalt  ent- 
standen sein  würde«. 

»;  Urteil  vom  6.  3.  1902  in  Bd.  50,  S.  248. 

3)  Vgl.  das  vorgenannte  Urteil. 

*)  Vgl.  hierüber  oben  S.  658  fl. 
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im  eigenen  Namen  die  Postillione  an,  bezahlt  sie  aus  eigener  Tasche  und 
kann  sie  wie  Arbeiter  entlassen.  Die  Postillione  stehen  zu  ihm  im  Ver- 
hältnis eines  vertragsmäßigen  Arbeiters  oder  vielmehr  Kutschers 
(Allgem.  Dienst- Anweisung  f.  Post  u.  Telegr.  Abschn.  VI,  Abt.  I,  §§  31,  33; 
§  I  der  Dienstanweisung  für  Postillione  v.  1.  Oktober  1895).  In  einem 
privatrechtlichen  Dienstvertrage  mit  dem  Tierhalter  (Posthalter)  haben  die 
Postillione  zugleich  die  Aufsicht  über  die  Postpferde  übernommen.  Sie 
haben  also  eine  vertragsmäßige  Aufsichtspflicht  und  haften  für  Schaden, 
der  während  der  Dauer  ihrer  Aufsichtspflicht  (also  in  der  Regel  nur  außer- 
halb des  Stalles,  jedenfalls  aber  während  der  Postfahrten)  »durch«  die 
Postpferde  verursacht  wird,  dritten  Personen  gegenüber1)  nach  §  834.  Ist 
der  Schaden  durch  ungeschickte  Lenkung  der  Pferde  und  nicht  durch  ein 
willkürliches  tierisches  Verhalten  derselben  verursacht,  so  tritt  nicht  die 
Haftung  aus  §  834,  sondern  die  mildere  aus  §  823  ein.  Dasselbe  gilt, 
wenn  der  Schaden  nicht  durch  ein  vom  Posthalter  »gehaltenes« ,  sondern 
von  ihm  zu  besonderer  Gelegenheit  aushilfsweise  angemietetes  Pferd  ver- 
ursacht wird;  denn  bezüglich  dieses  Pferdes  ist,  nach  dem  oben  mitgeteilten 
Standpunkt  des  Reichsgerichts,  der  Posthaltcr  nicht  »Tierhalter«,  und  hat 
daher  der  Postillion  nicht  durch  Vertrag  mit  dem  »Tierhalter«  die  Auf- 
sichtspflicht übernommen. 

b)  Die  Postillione  reichseigener  Posthaltereien.  Wo  reichs- 
eigene Posthaltereien  bestehen  (in  Berlin,  Düsseldorf  und  Cöln),  ist,  wie 
schon  bemerkt,  der  Reichsfiskus  »Halter«  der  Postpferde.  Die  Postillione 
haben  hier  die  Rechte  und  Pflichten  der  Reichsbeamten.  Haben  auch 
diese  Postillione  eine  vom  Tierhalter  abgeleitete  vertragsmäßige  Auf- 
sichtspflicht im  Sinne  des  §  834?  Die  Frage  wird  verneint  werden  müssen. 
Zwar  nimmt  eine  verbreitete  Rechtsmeinung  heute  an,  daß  auch  das  Beamten- 
verhältnis auf  Vertrag  beruht.  Aber  dieser  Vertrag  ist  kein  privatrecht- 
licher, sondern  ein  öffentlich-rechtlicher.  Die  Gesamtheit  der  Rechte  und 
Pflichten  aus  dem  Beamtenverhältnis,  einschließlich  der  Haftung  dem  Staate 
(Reiche)  gegenüber,  richtet  sich  nach  öffentlichem  Beamtenrecht,  nicht  nach 
dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch,  wie  dies  zum  Überfluß  Art.  80  des  Ein- 
führungsgesetzes zum  B.G.B,  ausdrücklich  besagt.  Hieraus  folgt,  daß  die 
Dienstpflicht  eines  Beamten  keine  privatrechtliche  Vertragspflicht  sein  kann. 
Das  B.  G.  B.  regelt  aber  nur  das  Privatrecht,  soweit  es  nicht  ausdrücklich  in 
die  öffentlich-rechtliche  Sphäre  eingreift  (z.  B.  in  §§89,  839).  Unter  »Vertrag« 
versteht  das  B.  G.  B.  nur  einen  privatrechtlichen  Vertrag;  es  entspricht  weder 
dem  Wortlaute  noch  dem  Sinne  des  B.  G.  B.,  eine  Amtspflicht  als  Vertrags- 
pflicht aufzufassen2),  und  zwar  um  so  weniger,  als  die  Verfasser  des  Gesetz- 
buchs anscheinend  den  Standpunkt  der  herrschenden  Meinung  vertraten, 
welche  das  Beamtenverhältnis  nicht  als  auf  einem  öffentlich-rechtlichen  Ver- 
trage, sondern  auf  einem  einseitigen  Staatsakte  beruhend  ansieht3). 

Zweifelhaft  könnte  sein,  ob  §834  nicht  etwa  im  Wege  der  Analogie 
auf  Beamte  angewendet  werden  kann.    Doch  auch  dies  ist  zu  verneinen. 


M  Für  die  Haftung  des  Aufsichtspflichtigen  (Postillion)  dem  Tierhalter  (Posthalter) 
gegenüber  ist  das  zwischen  beiden  bestehende  Rechtsverhältnis  entscheidend  |vgl. 
weiter  im  Text  unter  4.). 

sl  Die  Worte  »durch  Vertrag«  sind  erst  durch  die  Reichstagskommission  in  die 
Bestimmung  (damals  818,1  hineingetragen  worden  (Bericht  der  Reichstagskommission 
S.  m 4  .  Im  Plenum  wurde  der  Zusatz  debattelos  angenommen  (3.  Lesung,  117.  Sitzung 
vorn  "30.  6.  1896,  8.84t  der  Guttentag'schen  Ausgabe  der  Stenographischen  Berichte). 

s  Motive  zum  Einführ.-Ges.  (Art.  54I,  S.  180. 


Digitized  by  Google 


Über  Unfallhaftung  im  Straßenverkehr. 


663 


Analogie  setzt  eine  Lücke  im  Recht  voraus;  es  fehlt  an  einem  Rechtssatz, 
der  auf  den  streitigen  Tatbestand  paßt,  weil  der  Gesetzgeber  an  letzteren 
nicht  gedacht  hat,  ihn  daher  auch  nicht  hat  regeln  wollen,  so  daß  eine 
ausdehnende  Auslegung  (extensive  Interpretation)  versagt.  Es  wird  alsdann 
ein  für  verwandte  Fälle  gegebener  Rechtssatz  wegen  Gleichheit  des  Grundes 
auf  den  streitigen  Fall  angewendet  (Analogie).  Im  vorliegenden  Falle  ist 
aber  eine  Lücke  zweifellos  nicht  vorhanden.  §  834  setzt  mit  klaren 
Worten  eine  »durch  Vertrag«  übernommene  Aufsichtspflicht  voraus;  wo 
diese  Voraussetzung  nicht  zutrifft,  versagt  §  834  und  es  fehlt  hier  nicht 
etwa  an  einer  Haftungsnorm,  sondern  es  greifen  die  sonstigen  Vorschriften 
der  §  823  fr  ein,  für  Beamte  insbesondere  die  §§  823,  839. 

Wenn  andererseits  in  der  Theorie  zuweilen  angenommen  wird,  daß  die 
gesetzliche  Regelung  eines  Falles  wegen  des  in  ihr  enthaltenen  allgemeinen 
Grundsatzes  auch  beim  Nichtvorhandensein  einer  Lücke  im  Gesetz  auf  ver- 
wandte Fälle  wegen  Gleichheit  des  Grundes  im  Wege  der  Analogie  auszudehnen 
sei,  so  könnten  doch  als  dem  §834  verwandte  Fälle  nur  die  in  Betracht 
kommen,  wo  jemand  ohne  Vertrag,  also  rein  tatsächlich,  oder  auf  Grund 
einer  Amtspflicht,  die  Tieraufsicht  übernommen  hat.  Nun  hat  aber  die 
Reichstagskommission  durch  die  von  ihr  vorgenommene  Einfügung  der  Worte 
»durch  Vertrag«  ausgesprochenermaßen  hervorkehren  wollen,  daß  eine  nur 
tatsächlich  übernommene  Aufsicht  zur  Begründung  der  Haftung  aus 
§  834  nicht  genüge1).  Eignet  sich  hiernach  dieser  Fall  zweifellos  nicht 
zur  Analogie,  so  kann  sich  auch  der  Fall  der  Übernahme  der  Aufsicht  in- 
folge einer  Amtspflicht  nicht  dazu  eignen.  Wollte  man  aber  den  Grund- 
gedanken des  §  834  darin  finden,  daß  diese  Haftung  dann  einzutreten  habe, 
wenn  jemand  sich  zur  Auf  Sichtsführung  verpflichtet,  also  aus  freiem 
Willcnsentschluß  sich  zum  Wächter  der  im  Tiere  liegenden  Unfallgefahr 
aufgeschwungen  habe,  so  würde  dies  doch  auf  solche  Fälle  nicht  passen, 
wo  ein  Beamter,  der  nicht  Postillion  ist,  zur  Beaufsichtigung  bestellt  wird. 
Denn  ob  dieser  Beamte  sich  zur  Aufsicht  verpflichten  will  oder  nicht,  ist 
unerheblich;  er  hat  eben  als  Beamter  die  ihm  aufgetragenen  Verrichtungen 
zu  erfüllen.  Die  Postillione  aber  deshalb  anders  behandeln,  weil  sie 
bereits  beim  Eintritt  in  das  Beamtenverhältnis  wußten,  daß  sie  die  Aufsicht 
über  Postpferde  würden  führen  müssen,  also  gewissermaßen  aus  freiem 
Willen  die  Aufsichtspflicht  übernommen  haben,  würde  zu  dem  unhaltbaren 
Ergebnis  führen,  daß  die  Amtspflicht  gewisser  Beamten  als  vertragsmäßige 
im  Sinne  des  §  834,  die  Amtspflicht  anderer  aber  als  nicht  vertragsmäßige 
behandelt  wird.  —  Schließlich  ist  §  834  ebenso  wie  §  833  eine  Ausnahme- 
bestimmung, der  schon  deshalb  ein  allgemeines  Prinzip  nicht  beigemessen 
werden  kann,  das  eine  analoge  Ausdehnung  vertrüge. 

Hiernach  besteht  das  allerdings  wenig  befriedigende  Ergebnis  darin,  daß, 
während  der  von  einem  Posthalter  angestellte  Postillion  nach  §  834  haftet, 
also  ohne  daß  ihm  ein  Verschulden  nachgewiesen  zu  werden  braucht,  der 
Postillion  einer  reichseigenen  Posthalterei  nur  wegen  eines  ihm  nachzu- 
weisenden Verschuldens  haftbar  ist.  Lmd  zwar  haftet  er  aus  §  823,  nicht 
etwa  aus  §  839  (Haftung  des  Beamten  für  Verletzung  einer  Amtspflicht); 
denn  bei  schuldhaften  Tötungen,  Körperverletzungen  und  Sachbeschädigungen, 
um  die  es  sich  bei  Straßenunfällen  handelt,  ist  der  Tatbestand  des  §  823 
gegeben.  §  823  bleibt  neben  §  839  bestehen*);  letzterer  Paragraph  greift 
nur  da  ein,  wo  ersterer  nicht  zutrifft,  was  sich  schon  daraus  ergibt,  daß 

')  Bericht  der  Reichstagskommission  S.  103. 

')  Vgl.  auch  Archiv  für  öffentliches  Recht,  1901,  Bd.  16,  S.  264,265. 
Archiv  f.  Po«  u.  Telegr.  ai.    190+  43 
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ersterer,  soweit  er  an  sich  anwendbar  ist,  eine  schärfere  Haftung  enthält, 
daher  also  vorgehen  muß.  (Nach  §  839  Abs.  1  Satz  2  besteht  nur  eine 
subsidiäre  Haftung.) 

3.  Gesamthaftung  des  Tierhalters  und  des  Aufsichtspflichtigen. 

Soweit  es  sich  um  »Tierschaden«  handelt,  haftet  neben  dem  Aufsichts- 
pflichtigen (§  834)  auch  der  Tierhalter  selber,  so  daß  beide  als  Gesamt- 
schuldner für  den  vollen  Schaden  verantwortlich  sind  (§  840,  Abs.  i)1).  Die 
Ansicht,  welche  den  Tierhalter  neben  dem  nach  §  834  Aufsichtspflichtigen 
nur  nach  §  831  (als  »Geschäftsherrn«)  haften  läßt,  ihm  also  den  Nachweis 
der  eigenen  Schuldlosigkeit  offenlassen  will,  kann  als  richtig  nicht  gelten. 
Sic  kommt  auf  eine  willkürliche  Beschränkung  des  Anwendungsgebiets  des 
§  833  hinaus  und  führt  zu  einer  vom  Gesetze  nicht  beabsichtigten  Bevor- 
zugung der  Wohlhabenden,  die  sich  behufs  der  Aufsicht  über  ein  Tier 
Hilfskräfte  halten  und  dadurch  der  strengen  Haftung  aus  §  833  entgehen 
würden2).  Die  im  Texte  vertretene  Ansicht  ist  übrigens  als  die  herrschende 
zu  bezeichnen3). 

4.  Ersatzanspruch  und  Regreß  des  Tierhalters  gegen  den  Aufsichtspflichtigen. 

Ist  der  Tierhalter  selber  durch  das  von  ihm  »gehaltene«  Tier  geschädigt 
worden  —  es  hat  z.  B.  das  scheu  gewordene  Pferd  den  von  ihm  gezogenen 
Wagen  zertrümmert  oder  sich  selbst  verletzt  —  so  haftet  der  aufsicht- 
führende Kutscher  nicht  etwa  nach  §  834,  sondern  auf  Grund  des  Vertrags- 
verhältnisses. Dies  ist  Folge  des  allgemeinen  Satzes,  daß  die  Pflichten  einer 
Vertragspartei  und  die  von  ihr  zu  vertretende  Sorgfalt  ausschließlich  nach 
dem  Vertragsverhältnissc  zu  beurteilen  sind.  Es  folgt  aber  auch  aus  dem 
§  834  selbst.  Denn  der  Aufsichtspflichtige  haftet  nach  §  834  nur  für  solchen 
Schaden,  »den  das  Tier  einem  Dritten  in  der  im  §  833  bezeichneten 
Weise  zufügt«.  §  833  setzt  aber  voraus,  daß  durch  das  Tier  des  Tierhalters 
ein  Anderer,  also  nicht  er  selbst,  verletzt  ist.  Wo  der  Tierhalter 
durch  das  von  ihm  selbst  gehaltene  Tier  geschädigt  ist,  findet 
§  834  keine  Anwendung. 

Der  Kutscher,  der  vom  Posthalter  angestellte  Postillion  usw.  haften  dem 
Tierhalter  aus  dem  Dienstvertrag,  also,  falls  nichts  anderes  vereinbart  war, 
wegen  jedes  ihnen  nachzuweisenden  Versehens  (§  276).  Wer  ohne  Vertrag 
sich  mit  den  Tieren  befaßt  hatte,   haftet  nach  der  allgemeinen  Vorschrift 

')  »Sind  für  den  aus  einer  unerlaubten  Handlung  entstehenden  Schaden  Mehrere 
nebeneinander  verantwortlich,  so  haften  sie  .  .  .  als  Gesamtschuldner.! 

T\  Die  Gegenansicht  hat  allerdings  die  sog.  »Motive«  (d.  h.  die  Moüve  des 
I.  Entwurfs  eines  B.  G.  B.)  Bd.  2,  S.  812  auf  ihrer  Seite.  Da  indes  im  Sinne  des 
I.  Entwurfs  der  Tierhalter  nur  dann  haftete,  wenn  er  die  erforderliche  Sorgfalt 
außer  acht  gelassen  hat  (vgl.  oben  S.  6551,  so  war  es  selbstverständlich,  daß  er  sich 
durch  den  Nachweis  der  Bestellung  eines  tüchtigen  Vertreters  befreien  konnte.  Ein 
Weiteres  wollen  auch  die  Motive  nicht  sagen.  Sic  haben  nach  Änderung  des  £  833 
insoweit  ihre  Bedeutung  verloren. 

s)  Vertreter  der  Ansicht  sind:  Cosack,  Bürgerl.  Recht,  1898,  Bd.  I,  §  166,  S.  602; 
Dernburg,  Bürgerl.  Recht,  Bd.  11,  Abt.  2,  g  396,  S.  651;  Planck,  Kommentar,  Anm.  2  c 
zu  :;  834;  Schollmeyer,  Schuldverhaltnisse,  S.  120;  Goldmann- Lilienthal,  Bürgerl. 
Gesetzbuch,  S.  ^iö,  Anm.  6;  Oberlandesgericht  Stettin  in  Neumanns  Jahrbuch,  1.  Jahr- 
gang, S.494  zu  :;;<;-i3;  Linckelmann,  Schadensersatzpflicht  aus  unerlaubten  Handlungen, 
1S9S,  S.S7.  —  Gegenansicht:  v.  Liszt,  Deliktsobligationcn,  S.  108;  Endemann,  Einführung 
in  das  Studium  des  B.  G.  B.,  ;  201,  Anm.  10;  anscheinend  auch  Feder,  Verantwortlich- 
keit usw.,  S.  92.  —  Eine  dritte  Ansicht  vertritt  Rümclin,  die  Gründe  der  Schadens- 
zurechnung, ttfi/J,  S.  79,  Anm.  158. 
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des  §  823.  Der  Postillion  einer  reichsc  igenen  Posthalterci  hattet  dem  Rcichs- 
fiskus  nach  öffentlichem  Beamtenrecht.  Für  die  Postillione  in  Berlin  gilt 
das  Preuß.  Allgemeine  Landrecht  (A.  L.  R.  Teil  II  Titel  10  §  88  bis  91), 
für  die  Postillione  in  Cöln  und  Düsseldorf  gilt  code  civil  Art.  1382,  13X3: 
hiernach  haften  die  Postillione  der  reichseigenen  Posthaltereien  dem  Reichs- 
fiskus für  jedes  ihnen  nachgewiesene  Verschen,  nach  A.  L.  R.  II,  10  §  91 
jedoch  nur  subsidiär,  d.  h.  wenn  der  Fiskus  auf  andere  Weise  Schadensersatz 
nicht  erlangen  kann. 

Hat  der  Tierhalter  dem  geschädigten  Dritten  Ersatz  leisten  müssen,  so 
hat  er  gegen  den  Aufsichtspflichtigen  (Kutscher,  Postillion  usw.)  unter  Um- 
ständen einen  Regreßanspruch.  Dieser  Regreß  ist  im  B.  G.  B.  nicht 
besonders  geregelt'),  es  entscheidet  vielmehr  auch  hier  das  zugrunde  liegende 
Vertragsverhältnis.  Es  gilt  hier  dasselbe,  was  vorgehend  von  dem  Falle 
gesagt  war,  daß  der  Tierhalter  der  unmittelbar  Geschädigte  ist.  Auch 
der  als  Tierhalter  in  Anspruch  genommene  Reichsfiskus  kann  gegen  den 
schuldigen  Postillion  nach  den  genannten  beamtenrechtlichen  Bestimmungen 
Regreß  nehmen  2). 

5.  Ersatzanspruch  des  Aufsichtspflichtigen  gegen  den  Tierhalter. 

Ist  der  Aufsichtspflichtige,  also  der  Kutscher,  Postillion  usw.,  selber 
der  durch  das  Tier  Verletzte,  so  müßte  für  die  Haftpflicht  des  Dienstherrn, 
also  des  Tierhalters,  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  das  zwischen 
beiden  bestehende  Vertragsverhältnis  entscheiden.  Indes  wie  das  Reichs- 
gericht nicht  mit  Unrecht  ausgeführt  hat3),  statuiert  §  833  eine  außer- 
kontraktliche Haftpflicht,  welche  dem  Tierhalter  als  solchem,  und  zwar  in 
unbedingter  Weise  auferlegt  ist:  die  aus  der  Inverkchrbringung  des  Tieres 
entspringende  Gefahr  soll  den  Tierhalter  im  Endergebnis  allein  belasten. 
Der  Fuhrherr  haftet  also  dem  verletzten  Kutscher,  der  Posthalter  dem 
Postillion,  nicht  als  Dienstherr,  sondern  als  Tierhalter,  also  ohne  daß 
ihm  ein  Verschulden  nachgewiesen  zu  werden  braucht.  Ist  der  Postillion 
einer  reichseigenen  Posthalterei  durch  ein  Postpferd  verletzt,  so  greift  das 
Unfallfürsorgegesetz  vom  18.  Juni  1901  ein,  falls  der  Unfall  sich  als  Be- 
triebsunfall darstellt.  Ist  letzteres  ausnahmsweise  nicht  der  Fall,  so  haftet 
der  Postfiskus  auch  dem  Postillion  als  Tierhalter.  Indes  diese  Haft- 
pflicht des  Tierhalters  dem  Aufsichtspflichtigen  gegenüber  ist  in  einer  aus 
§  834  folgenden  ganz  eigenartigen  Weise  beschränkt:  soweit  nämlich  der 
Aufsichtspflichtige  einem  Dritten  nach  §  834  verantwortlich  sein  würde,  falls 
dieser  verletzt  wurde,  so  weit  ist  er  es  auch  sich  selbst,  d.  h.  so  weit  kann 
er  auch  den  Tierhalter  nicht  in  Anspruch  nehmen4).  Hieraus  ergibt  sich 
zweierlei: 

a)  Hat  der  Aufsichtspflichtige  (Kutscher  usw.)  dem  verletzten  Dritten 
den  Schaden  nach  §  834  ersetzen  müssen ,  so  kann  er  gegen  den 
Tierhalter  als  solchen  nicht  Regreß  nehmen. 

1)  Die  Ansicht  von  Endemann,  Einführung  in  das  Studium  des  B.G.B.,  Bd.  I, 
■;  202,  Anm.  10,  S.  919,  daß  2  840  Abs.  3  B.  G.  B.  diesen  Regreß  regele,  ist  irrig  (vgl. 
weiter  unten  im  Text  unter  ö.j. 

*)  Mißverständlich  könnte  aufgefaßt  werden:  Delius,  »die  Haftpflicht  der  Beamten«, 
1901,  S.  102,  Ziffer  b,  S.  87  J  30  Abs.  2,. 

*)  Urteil  vom  6.  3.  1902,  Bd.  50,  S.  250. 

*)  Ebenso  Oberlandesgericht  Naumburg,  mitgeteilt  im  Urteile  des  Reichsgerichts 
vom  6.3.  1902  in  R.  G.  Bd.  50,  S.  245.  Das  Reichsgericht  hat  zu  dieser  Rechtsauf- 
fassung nicht  Stellung  genommen,  da  seine  Entscheidung  schon  durch  andere  Gründe 
getragen  wurde. 
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b)  Ist  der  Aufsichtspflichtige  selber  der  durch  das  Tier  Verletzte,  so 
kann  er  den  Tierhalter  nur  dann  aus  §  833  haftbar  machen ,  wenn 
er  dartut,  daß  »er  bei  der  Führung  der  Aufsicht  die  im  Verkehr 
erforderliche  Sorgfalt  beobachtet«  hat,  oder  daß  »der  Schaden  auch 
bei  Anwendung  dieser  Sorgfalt  entstanden  sein  würde«  (§  834  Satz  2). 

6.  Weitere  Regreßverhältnisse  (besonders  §  840  Abs.  3). 

Wenn  jemand  den  Hund  eines  Anderen  auf  einen  Menschen  gehetzt  hat, 
der  infolge  dessen  vom  Hunde  gebissen  wurde,  so  haftet  der  Tierhalter 
nach  §833,  neben  ihm  der  Aufsichtspflichtige  nach  §834,  daneben  auch 
derjenige,  der  den  Hund  gehetzt  hat,  aus  §823,  d.h.  wegen  vorsätzlicher 
oder  fahrlässiger  Körperverletzung.  Dasselbe  Haftungsverhältnis  tritt  ein, 
wenn  ein  Automobil  durch  Schuld  seines  Führers  gegen  eine  Droschke  prallt 
und  das  Droschkenpferd,  scheu  geworden,  einen  Menschen  verletzt  oder  eine 
Sache  beschädigt.  Dem  Geschädigten  haften  alle  drei  als  Gesamtschuldner. 
Der  Tierhalter  und  der  Aufsichtspflichtige  haben  aber  gegen  den  Dritten 
den  Regreß.  Dies  ist  der  Sinn  des  §840  Abs.  31):  »Dritter«  im  Sinne 
dieser  Vorschrift  ist  ein  solcher  Mitverpflichteter,  der  nicht  aus  §§  833 
bis  838  haftet.  Darum  ist  diese  Bestimmung  für  das  Regreßverhältnis 
zwischen  dem  Tierhalter  und  Aufsichtspflichtigen  unanwendbar*-).  In  den 
vorgenannten  Beispielen  hat  also  derjenige,  der  den  Hund  gehetzt  hat, 
ebenso  der  schuldhafte  Automobilführer,  im  schließlichen  Ergebnis  den 
Schaden  allein  zu  tragen. 

Nimmt  man  in  dem  letztgenannten  Beispiel  an,  daß  der  Automobil- 
führer in  Ausführung  einer  vom  »Geschäftsherrn«  ihm  aufgetragenen  Ver- 
richtung sich  befunden  hat,  so  haftet  der  »Geschäftsherr«  dem  Geschädigten 
nach  §831,  und  es  sind  vier  Haftpflichtige  vorhanden,  die  alle  als  Gesamt- 
schuldner haften  (§  840  Abs.  1);  doch  steht  dem  Droschkenkutscher  (§834) 
und  dem  Geschäftsherrn  (§  831)  der  Exkulpationsbeweis  offen.  Was  den 
Regreß  angeht,  so  kann  der  Tierhalter  gegen  den  Droschkenkutscher  im 
Falle  mangelhafter  Aufsichtsführung  aus  dem  Vertragsverhältnisse  vorgehen; 
jeder  von  beiden  kann,  soweit  er  den  Schaden  hat  ersetzen  müssen,  nach 
dem  besprochenen  §  840  Abs.  3  gegen  den  mitverpflichteten  »Dritten«  Regreß 
nehmen,  d.  h.  hier  gegen  den  Automobilführcr  und  dessen  Geschäftsherrn. 
Der  Geschäftsherr  wiederum  hat  gegen  den  schuldigen  Automobil führer  den 
Rückgriff  (§  840  Abs.  2).  Auf  diesen  Umwegen  gelangt  das  Recht  dahin, 
der  Billigkeit  genüge  zu  tun  und  den  eigentlichen  Täter  zu  treffen. 

Einfacher  gestaltet  sich  die  Rechtslage,  wenn  man  in  dem  genannten 
Beispiel  annimmt,  daß  das  Droschkenpferd  nicht  im  Zustande  des  Scheuseins 
Schaden  angerichtet  hat,  sondern  durch  den  Anprall  des  Automobils  sofort 
bei  Seite  geschleudert  wurde  und  hierdurch  Schaden  herbeiführte.  Alsdann 
liegt  mangels  eines  willkürlichen  Verhaltens  des  Pferdes  überhaupt  kein 
»durch  das  Tier«  verursachter  Schaden  vor;  der  Droschkenkutscher,  dem 
ein  Verschulden  nicht  beizumessen,  haftet  nicht  und  ebensowenig  der  Tier- 
halter. Der  Geschädigte  kann  sich  nur  an  den  Automobilführer  und  dessen 
Geschäftsherrn  halten.  —  Unterstellt  man  weiter,  daß  ein  Tierschaden  nicht 
vorlag,  wohl  aber  der  Droschkenkutscher  durch  unachtsames  oder  unvor- 
schriftsmäßiges  Verhalten  den  Schaden  mit  verursacht  hat,  so  haftet  er  aus 


1  .Ist  neben  demjenigen,  welcher  nach  den  §g  833  bis  838  zum  Ersätze  des 
Schadens  verprüglet  ist,  ein  Dritter  für  den  Schaden  verantwortlich,  so  ist  in  ihrem 
Verhaknisse  zueinander  der  Dritte  allein  verpflichtet.« 

:(i  Vgl.  S.  <ii">5,  Anm.  1. 
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§  823  Abs.  I  oder  Abs.  2  und  der  Tierhalter  als  Geschäftsherr  nach 
§831;  in  gleicherweise  haften  der  Automobilführer  und  dessen  Geschäfts- 
herr. Es  besteht  hier  wieder  Gesamthaftung  der  vier  Beteiligten  (§  840 
Abs.  1).  Was  den  Regreß  angeht,  so  kann  jeder  der  beiden  Geschäftsherrn 
auf  seinen  Angestellten  zurückgreifen  (§  840  Abs.  2).  Die  beiden  Angestellten 
(Automobilführer  und  Droschkenkutscher)  können  derart  unter  sich  Regreß 
nehmen,  daß  jeder  die  Hälfte  des  Schadens  zu  tragen  hat  (§  426). 

Wiederum  anders  ist  die  Regreßfragc  zu  entscheiden,  wenn  man  an- 
nimmt, daß  nicht  ein  Automobil,  sondern  ein  Gespann  den  Schaden  ver- 
anlaßte.  War  der  Schaden  durch  ein  willkürliches  Tun  sowohl  der  Gespann- 
pferde wie  des  Droschkenpferdes  verursacht,  so  haften  die  beiden  Tierhalter 
und  die  beiden  Kutscher  dem  Geschädigten  als  Gesamtschuldner  (§  840 
Abs.  1).  Jeder  Tierhalter  kann  gegen  seinen  Kutscher,  wenn  er  ihm  ein 
Verschulden  nachweisen  kann,  aus  dem  Vertrage  Regreß  nehmen ;  die  beiden 
Tierhalter  haften  unter  sich  zu  gleichen  Teilen  (§  426);  dasselbe  gilt  von 
den  beiden  Kutschern  untereinander.  Ein  Regreß  der  Kutscher  gegen  die 
Tierhalter  als  solche  ist  nach  dem  oben  unter  5.  (zu  a)  entwickelten  Satze 
ausgeschlossen.  (Denn  die  Kutscher  haften  ja  wegen  eigenen  Verschuldens, 
nur  mit  umgekehrter  Beweislast:  §  834.)  Immerhin  ist  ein  Regreß  des 
Kutschers  gegen  den  Tierhalter  möglich,  aber  nicht  gegen  den  Tierhalter  als 
solchen,  also  aus  §  833,  sondern  aus  dem  Vertragsverhältnisse  wegen  nach- 
weisbaren Verschuldens,  wenn  z.  B.  der  Tierhalter  bei  Abschluß  des  auf 
Führung  der  Aufsicht  über  die  Pferde  gerichteten  Vertrags  es  schuldhaft 
unterlassen  hat,  auf  eine  ungewöhnliche  Wildheit  der  Pferde  aufmerksam 
zu  machen.  In  diesem  Regreßprozeß  wird  das  Verschulden  des  beklagten 
Fuhrwerksbesitzers  gegen  das  eigene  Verschulden  des  aus  §  834  haftpflichtig 
gewordenen  Kutschers  nach  der  ursächlichen  Bedeutung  abzuwägen  sein. 

VI.  Rückblick. 

Ein  Rückblick  auf  die  erörterten  Haftungsnormen  ergibt  einen  bunten 
und  interessanten,  aber  keineswegs  befriedigenden  Rechtszustand.  Am  ge- 
lindesten ist,  wie  billig,  die  Haftung  des  Fußgängers  (§  823  B.G.B.).  Ihm 
steht  der  Handwagenführer,  aber  auch  der  Radfahrer,  auch  der  Straßenbahn- 
kutscher und  sogar  der  Automobil  fahre r  gleich.  Das  Automobil  ist  heute 
wohl  das  gefährlichste  Straßenverkehrsmittel ').  So  gilt  für  die  am  wenigsten 
und  für  die  am  meisten  gefährlichen  Verkehrsformen  die  gleiche  Haftungs- 
norm !  Da  freilich  ein  Verschulden  Voraussetzung  dieser  Haftung  und 
»Verschulden«  ein  sehr  dehnbarer,  nach  der  Verkehrsauffassung  und  dem 
Verkehrsbedürfnis  auszulegender  Begriff  ist,  so  hat  die  Praxis  eine  Hand- 
habe, die  vom  Gesetzgeber  nicht  gemachten,  aber  für  den  Verkehr  nötigen 
Unterscheidungen  herbeizuführen.  So  hat  z.  B.  das  Reichsgericht  hervor- 
gehoben, daß  an  einen  Automobilfahrer  ganz  besonders  strenge  Anforderungen 
zu  stellen  seien.  Er  müsse  Geschicklichkeit,  technische  Erfahrung,  Be- 
sonnenheit, Charakterstärke  und  Verantwortlichkeitsgefühl  besitzen2). 

Hinter  den  genannten  Personen  steht  der  »Geschäftsherr«,  d.  h.  der- 
jenige, der  sie  zu  der  Verrichtung  bestellt  hatte,  in  Ausführung  deren  sie 
den  Schaden  verursacht  haben.  Er  ist  in  der  Regel  wirtschaftlich  stärker 
als  der  von  ihm  angestellte  eigentliche  Schadensstifter,  von  dem  der  Ver- 
letzte häufig  Ersatz  nicht  erlangen  kann.    Darum  soll  auch  der  Geschäfts- 


')  Vgl.  den  Aufsatz:  »Zur  Frage  der  Automobilhaftung«  in  Heft  14  dieses  Jahr- 
gangs, S.  431  ff. 

2)  Urteil  vom  28.  3.  1904  in  »Das  Recht«,  Jahrgang  1904,  Nr.  10,  S.  282. 
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hcrr  hatten  (§  831).  Dieser  haftet  sogar  strenger  als  der  Angestellte  — 
wenigstens  vom  Gesichtspunkte  der  Beweislast.  Man  ist  daher  in  einer 
günstigeren  Rechtslage,  wenn  man  selber  auf  dem  Bocke  sitzt  und  lenkt, 
als  wenn  man  im  Wagen  sitzt  und  diesen  durch  einen  Anderen  lenken  läßt. 

Die  Haftung  eines  Anderen  für  den  Schaden,  den  der  —  möglicherweise 
nicht  verantwortliche  —  Täter  angerichtet  hat,  kommt  auch  dann  in  Frage, 
wenn  der  Täter  kraft  Gesetzes  der  Aufsicht  bedurfte,  und  die  Aufsichtspflicht 
des  Inhabers  der  elterlichen  Gewalt,  des  Vormundes  oder  Pflegers  oder  der 
von  diesen  mit  der  Aufsicht  betrauten  Personen  verletzt  wurde  (§  832). 
Nicht  hierher  gehört  der  Fall,  daß  ein  »andereru  mittelbar  der  eigentliche 
Täter  ist :  es  stößt  z.  B.  ein  Knabe  im  Streite  einen  anderen  derart  gegen 
eine  Schaufensterscheibe,  daß  diese  zertrümmert  wird.  Hier  ist  der  Knabe, 
der  gestoßen  wurde,  nur  das  Werkzeug  in  der  Hand  seines  Gegners;  er  ist 
daher  nicht  haftpflichtig. 

Der  Gesichtspunkt,  daß  der  wirtschaftlich  Stärkere  der  geeignetste 
Schuldner  ist,  und  daß,  wer  den  Vorteil  eines  Unternehmens  genießt,  auch 
die  daraus  dem  Verkehr  erwachsenden  besonderen  Gefahren  zu  tragen  hat,  hat 
zum  Reichshaftpflichtgesetz  geführt,  welches  dem  Eisenbahnbetriebs- 
unternehmer, als  welcher  auch  eine  Straßenbahngesellschaft  erscheint,  eine 
Haftung  bis  zur  »Höheren  Gewalt«  auferlegt,  mit  der  Einschränkung  je- 
doch ,  daß  es  sich  um  Personenschaden  handelt  und  daß  die  Tötung  oder 
Körperverletzung  bei  einem  konkreten  Betriebsvorgange  sich  ereignet  hat. 
Wegen  seiner  besonderen  Unfallgefährlichkeit  wäre  auch,  nachdem  einmal 
das  Haftpflichtgesetz  ergangen,  der  Automobilverkehr  mit  verschärften 
Haftungsnormen  zu  umkleiden.  Der  Gesetzgeber  hat  an  die  Entwickelung 
des  heutigen  Automobilismus  nicht  gedacht,  sonst  hätte  er  es  nicht  dabei 
bewenden  lassen,  daß  der  Automobilfahrer  nur  wie  ein  Fußgänger  haftet, 
und  der  Automobileigcntümer,  falls  er  nicht  selbst  der  Fahrer  war,  nur  wie 
jeder  andere  »Geschäftsherr«.  Dieser  Mangel  ist  um  so  unbilliger,  als  für  den 
durch  Tiere,  also  auch  durch  Pferde,  angerichteten  Schaden  unverhält- 
nismäßig strenge  Haftungsvorschriften  gegeben  sind  (§833,  834),  deren 
bedenkliche  Folgen  freilich  eine  die  Verkehrsbedürfnissc  weise  abwägende 
Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  nach  Möglichkeit  zu  mildern  gesucht  hat. 

Bei  dieser  Rechtslage  kann  es  sich  sehr  wohl  ereignen,  daß  jemand, 
der  durch  ein  schnellfahrendes  Automobil  gestreift,  zu  Boden  vor  eine  zu- 
fällig vorbeifahrende  Droschke  geworfen  und  von  dieser  oder  deren  Pferd 
verletzt  wird,  den  Schadensersatzprozeß  gegen  den  schuldlosen  Eigentümer 
des  Droschkenpferdes  gewinnt,  gegen  den  des  Automobils  aber  verliert, 
wenn  er  diesem  nicht  ein  Verschulden  nachweisen  kann  oder  der  Ent- 
lastungsbcweis  aus  §  831  gelingt.  Oder  ein  anderes  Beispiel:  durch  einen 
reinen  Zufall  stoßen  eine  Droschke  und  ein  Automobil  zusammen.  Dann 
hat  der  Eigentümer  des  Droschkenpferdes,  wenn  die  tierische  Natur  des 
Pferdes  überhaupt  nur  als  mitwirkende  Ursache  in  Betracht  kommt,  dem 
Eigentümer  des  Automobils  dessen  ganzen  Schaden  zu  ersetzen,  während  er 
selbst  nichts  bekommt.  Ähnlich  liegt  es  beim  Zusammenstoß  eines  Fuhr- 
werk» mit  der  Straßenbahn,  nur  daß  hier  wenigstens  der  Kutscher  des 
Fuhrwerks,  wenn  er  eine  Verletzung  erhält,  entschädigt  wird. 

Das  Privatrecht  setzt  den  Lebensverhältnissen  Maß  und  Ordnung,  ver- 
leiht den  berechtigten  Interessen  der  Einzelnen  Anerkennung  und  Schutz 
und  schirmt  sie  gegen  Eingriffe  aus  der  Interessensphäre  eines  Anderen. 
Aber  dieser  Schutzgcdanke  darf  nicht  überspannt  werden!  Überblickt  man 
die    heutige    Rechtsprechung,    namentlich   soweit   sie    auf   der  Unfallver- 
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Sicherungsgesetzgebung  und  verwandten  Gesetzen  beruht,  so  kann  man  sich 
des  Gedankens  nicht  erwehren,  daß  die  heutige  Zeit  auf  den  Schutz  des 
Verletzten  und  Schwachen  mit  einer  Vorliebe  bedacht  ist,  die  sich  mit  einer 
gerechten  Abwägung  der  entgegenstehenden  Interessen  oft  schwer  vereinigen 
läßt.  Man  kann  heute  kaum  noch  einen  Unfall  erleiden,  ohne  daß  man 
auch  jemanden  rindet,  den  man  mit  einem  Schein  von  Recht  als  haftpflichtig 
in  Anspruch  nehmen  kann.  Ein  geeignetes  Mittel,  wirtschaftlichen  Aus- 
beutungen der  Unfallverletzung  entgegenzutreten,  ist,  wenigstens  soweit  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  in  Frage  kommt,  der  Einwand  des  eigenen  Ver- 
schuldens des  Verletzten  (§  254  B.  G.  B.).  Dieser  Paragraph  enthält  den 
Schlüssel  zur  Billigkeitspraxis,  besonders  auch  deshalb,  weil  er  eine  an- 
gemessene Teilung  des  Schadens  ermöglicht.  Eine  häufigere  Vorkehrung 
dieses  in  den  meisten  Schadensersatzstreitigkeiten  begründeten  Einwands 
seitens  der  als  haftpflichtig  Inanspruchgenommenen,  aber  auch  eine  bessere 
Würdigung  dieses  Gedankens  und  damit  der  Verkehrsbedürfnisse  seitens 
der  Rechtsprechung  ist  lebhaft  zu  wünschen. 


Die  Sammler  und  ihre  Verwendung  in  der  Reichs- 
Telegraphen  Verwaltung. 

Von  Telegraphcninspektor  Ambrosius  in  Chemnitz. 

(Fortsetzung  aus  Heft  la) 

IV.  Die  In  der  Reichs -Telegraphenverwaltung  hauptsächlich  verwendeten 

Sammlertypen. 

Im  allgemeinen  werden  für  Telegraphen-  und  für  Eernsprechzwecke 
getrennte  Sammlcrbattcrien  verwendet,  selbst  wenn  beide  Betriebsarten  bei 
einem  Amte  vereinigt  sind.  Dies  wird  bedingt  durch  die  verschiedenen 
Anforderungen,  welche  jede  Betriebsart  an  die  Sammler  stellt.  Im  Tele- 
graphenbetriebe werden  meist  nur  schwache  Ströme  gebraucht,  so  daß  die 
Sammler  bei  geringer  Kapazität  immerhin  einige  Tage  lang  ohne  neue 
Ladung  Strom  liefern  können,  während  im  Fernsprechbetriebe,  namentlich 
für  die  Amtsmikrophone,  für  Glühlampensignalisierung.  optische  Freimeldung 
von  Verbindungsleitungen  oder  für  selbsthebende  Klappen  usw.  erheblich 
stärkere  Ströme  erforderlich  sind.  Man  unterscheidet  daher  Sammler  für 
den  Telegraphenbetrieb,  für  Teilnehmermikrophone  und  für  Fernsprechämter 
{bei  letzteren  als  sogenannte  »Kastenbatterien«  oder  als  offene  Zellen). 

Die  Telegraphenverwaltung  hat  die  Sammler  von  mehreren  Firmen  be- 
zogen; hauptsächlich  waren  bisher  an  der  Lieferung  beteiligt: 

1.  Akkumulatorenfabrik  A.-G.  in  Hagen  (Westf.), 

2.  Elektrizitätsgesellschaft  Gelnhausen, 

3.  Akkumulatoren -Werke  System  Pollak  A.-G.. 

4.  Akkumulatoren-  und  Elektrizitätswerke,  A.-G.  vorm.  YV.  A.  Boese&Co., 

5.  Gülcher- Akkumulatorenfabrik  und 

6.  die  Firma  Oskar  Bolle. 

Da  diese  Fabriken  durchweg  verschiedene  Plattensorten  verwenden,  soll 
insbesondere  deren  Herstellung  und  Beschaffenheit  bei  der  Beschreibung  der 
Typen  näher  erläutert  werden. 
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1.   Sammler  der  Akkumulatoren  fabrik  Aktiengesellschaft 

in  Hagen  (Westf.). 

Diese  Fabrik  stellte  in  der  ersten  Zeit  Sammler  nach  dem  von  Henri 
Tudor  angegebenen  Verfahren  her,  deren  positive  Platte  eine  gegossene 
massive  Rippcnplatte  mit  großer  Oberfläche  war.  Der  Durchschnitt  einer 
solchen  Platte  hat  das  Aussehen  eines  Kammes  mit  Zähnen  auf  beiden 
Seiten  (Fig.  4).  Eine  solche  Platte  wurde  zunächst  nach  dem  Plante'schen 
Verfahren  formiert,  bis  sie  7« ~" Vi  derjenigen  Kapazität  erlangt  hatte,  welche 
sie  im  Gebrauch  besitzen  sollte,  alsdann  füllte  man  die  zwischen  den  Rippen 

befindlichen  Nuten  mit  einem  Gemenge  von  Mennige 
Fig.  4-  und  Schwefelsäure  aus.    Die  so  vorbereitete  Platte 

wurde,  um  die  Mennige  ganz  in  Bleisuperoxyd  um- 
zuwandeln, noch  einige  Male  geladen  und  entladen, 
wonach  sie  gebrauchsfertig  war.  Die  in  die  Nuten 
eingetragene  Masse  diente  vorläufig  als  aktives 
Material,  welches  der  Platte  in  reichlichem  Maße  die  erforderliche  Kapazität 
verlieh.  Nach  und  nach  wurde  die  eingetragene  Masse  jedoch  weich,  spülte  sich 
von  der  Platte  ab  und  fiel  auf  den  Boden  des  Gefäßes.  Eine  Kapazitäts- 
verminderung der  Platte  trat  aber  hierdurch  nicht  ein,  da  sich  im  ersten  oder 
höchstens  im  zweiten  Betriebsjahre  der  Batterie  die  Bleisuperoxydschicht 
durch  den  Lade-  und  Entladeprozeß  auf  dem  Bleikern  weiter  heraus  gebildet 
hatte,  so  daß  die  Dicke  derselben  nunmehr  genügte,  der  Platte  die  von  ihr 
verlangte  Kapazität  zu  geben.  Nach  ein-  bis  zweijährigem  Betrieb,  also 
nachdem  die  künstlich  aufgetragene  Masse 
sich  abgestoßen  hatte,  war  die  positive  Tudor- 
platte  eine  reine  Plante-Platte  geworden,  d.  h. 
eine  Platte,  auf  deren  Oberfläche  eine  mit 
dem  Bleikern  kristallinisch  fest  verbundene 
Schicht  Bleisuperoxyd  sich  befand. 

Als  negative  Platte  diente  eine  Gitter- 
platte (Fig.  5)  aus  rechtwinklig  sich  kreuzen- 
den Stäbchen,  welche  rechteckige  Öffnungen 
bildeten.  Diese  Platte  wurde  mit  einem 
breiigen  Gemisch  aus  Bleiglätte  und  ver- 
dünnter Schwefelsäure  ausgestrichen.  Um 
die  Platte  porös  zu  machen,  die  Durch- 
arbeitung der  Masse  durch  den  Strom  zu 
erleichtern,  sowie  einem  Schrumpfen  und 
Hartwerden  der  Masse  vorzubeugen,  wurden 
der  Mischung  gewisse,  von  der  Fabrik  ge- 
heim gehaltene  Zusätze  beigefügt. 

Das  Bestreben  der  Fabrik  ging  in  neuerer 
Zeit  einerseits  dahin,  die  Oberfläche  und 
damit  die  Leistungsfähigkeit  der  positiven 
Platte  zu  vergrößern,  andererseits  das  Ein- 
tragen von  Masse  ganz  zu  vermeiden  und 
die  aktive  Schicht  durch  ökonomische 
Plante- Formation  von  vornherein  so  stark 
zu  gestalten,  daß  mechanisch  aufgetragenes  Material  entbehrt  werden  konnte. 
Die  neueren  Platten  enthalten  keinen  durchlaufenden  Kern  mehr  (Fig.  6); 
ihre  abgewickelte  Oberfläche  ist  etwa  achtmal  so  groß  als  deren  Projektions- 
fläche.   Die  Formierung  der  rohen  Bleiplattc  dauert  etwa  I  */,  bis  2  Monate. 


Fig-  5- 
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In  der  Herstellung  der  negativen  Platten  ist  keine  Änderung  eingetreten ; 
sie  werden  in  der  Fabrik  nicht  erst  formiert,  da  die  Umwandlung  der  Blei- 
glätte in  schwammiges  Blei  bei  der  ersten  Ladung  erfolgt. 

Im  Betriebe  der  Telegraphenverwaltung  befinden  sich  sowohl  Sammler 
der  Akkumulatorenfabrik  A.  G.  mit  Tudor-  als  auch  mit  Großoberflächen- 
platten;  neuerdings  werden  nur  noch  die  letzteren  beschafft.  Größe,  Stärke 
und  Anzahl  der  Platten  richten  sich  nach  der  Kapazität,  welche  die  Sammler 
liefern  sollen.  Die  kleinsten  Typen  für  den  Telegraphenbetrieb  enthalten 
3  Platten,  2  negative  und  1  positive;  sie  besitzen  eine  Kapazität  von  rund 
14  Amperestunden  (Fig.  7).  In  dem  Sammler  für  Teilnehmermikrophone 
sind  7  Platten  vorhanden:  3  positive  und  4  negative;  die  Kapazität  der- 
selben beträgt  40  Amperestunden.  Beide  Typen  sind  in  Glasgefäße  ein- 
gebaut, welche  bei  den  Sammlern  für  Teilnehmermikrophone  durch  einen 
Holzkasten,  ähnlich  den  unter  4c  beschriebenen,  geschützt  sind. 


Fig.  8. 


Die  Sammler  für  den  Telegraphenbetricb,  wie  auch  diejenigen  für  die 
Teilnehmermikrophone  sind  mit  Klemmschrauben  ausgerüstet.  (Näheres 
darüber  s.  u.  VII  c.) 

Bei  allen  übrigen  kleinen  Typen,  die  in  Fernsprechämtern  verwendet 
werden,  bis  zu  einer  Kapazität  von  540  Amperestunden,  bestehen  die  Zellen 
aus  Glas;  zu  den  größeren  Typen  werden  säurebeständig  imprägnierte, 
innen  und  am  oberen  Rande  mit  Blei  überzogene  Holzkästen  benutzt.  Die 
Aufhängung  der  Platten  in  den  Gefäßen  erfolgt  mittels  angegossener  Fahnen, 
und  zwar  bei  Glasgefäßen  unmittelbar  auf  dem  oberen  Gefäßrand  und  bei 
Holzkästen  auf  gläsernen,  über  den  Kastenrand  etwas  hinausragenden 
Stützplatten.  Die  Stützplatten  ruhen  in  Bleirinnen,  elastische  Hartgummi- 
haken halten  sie  im  richtigen  Abstände  von  den  Kastenwänden.  Man 
montiert  einen  solchen  Sammler,  indem  man,  mit  einer  negativen  Platte 
anfangend,  die  positiven  und  negativen  Platten  abwechselnd  auf  die  Stütz- 
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den  oberen  Rand  derselben  aufhängt, 
einzelnen  Platten  wird  durch  Glasröhren 
des  Glasgefäßes  stehen   und  in  Nuten 


Fig.  9. 


platten  bezw.  bei  Glasgefäßen  auf 
Der  richtige  Abstand  zwischen  den 
bewirkt,  welche  auf  dem  Boden 
der  negativen  Platten  fest- 
gehalten werden.  Zwei 
weitere  Glasröhren  ver- 
hindern, daß  bei  Gefäßen 
aus  Holz  die  äußere  nega- 
tive Endplatte  mit  der 
bleiernen  Gefäßwand  in 
Berührung  gelangt;  gegen 
die  andere  äußere  negative 
Platte  drückt  eine  elasti- 
sche Hartblei  feder,  welche 
bei  Holzgefäßen  ebenfalls 
durch  einen  Glasstab  von 

der  negativen  Platte  isoliert  ist.  Aus  der  Fig.  8  ist  der  Aufbau  einer 
Zelle  im  Glasgefäß  zu  ersehen.  Von  den  größeren  Sammlern  befinden  sich 
solche  bis  zu  3000  Amperestunden  im  Betriebe. 

2.   Bleistaubsammler  (System  De  Khotinsky)  der  Elcktrizitäts- 

Gesellschaft  in  Gelnhausen. 

Die  nur  im  Telegraphcnbetricbe  verwendeten  Sammler  haben  eine  Kapazität 
von  15  Amperestunden  bei  1  Ampere  Lade-  und  Entladestrom.  Sie  ent- 
halten 3  negative  und  2  positive  Platten.  Die  Aufhängung  derselben  er- 
folgt an  zwei  in  die  Glasgefäße  einzustellenden  gläsernen  Stützplatten.  Zu 
diesem  Zwecke  tragen  die  Platten  am  oberen  und  unteren  Rande  je  zwei 
horizontale  Bleiansätze,  welche  in  entsprechende  Öffnungen  der  Stütz- 
platten  eingreifen. 

I  K  r  Träger  für  die  aktive  Masse  in  dem  Bleistaubsammler  wird 
aus  gepreßtem  Blei  angefertigt.  Er  besteht  aus  einem  Mittelstreifen, 
an  dem  beiderseits  (Juerstcge  angebracht  sind,  welche  einen  T-förmigen 
Ansatz  haben  (Fig.  9).  Die  Streifen  (Bänder  genannt)  werden  mittels 
hydraulischen  Druckes  von  31  »> >  Atmosphären  hergestellt,  wodurch  sie 
sehr  gleichmäßige  Struktur  erhalten.    Man  schneidet  sie  —  für  negative 

Platten  mit  5 ,  für  positive  Platten 
bei  gleicher  Breite  mit  8  Rinnen  — 
durch  eine  Maschine  in  Stücke  von 
bestimmter  Länge  und  vereinigt  diese 
hierauf  durch  Angießen  von  Leitungs- 
leisten zu  Platten.  Zwischen  den  ein- 
zelnen Streifen  läßt  man  einen  freien 
Raum,  der  ein  Ausdehnen  der  Streifen 
gestattet  und  einem  Werfen  der 
Platten  vorbeugen  soll. 

Als  aktive  Masse  verwendet  man 
nicht  Bleisalze,  sondern  ein  Gemenge 
aus  Blei  staub  mit  neutralen  Körpern 
poröser  Struktur,  z.  B.  Bimsstein. 
Der  Bleistaub,  welcher  aus  fein  ver- 
teiltem metallischen  Blei  besteht,  wird 
auf  mechanischem  Wege  durch  Ein- 
wirkung eines  Dampfstrahls  auf  einen 
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aus  einer  Düse  austretenden  Strahl  von  flüssigem  Blei  gewonnen.  Die  be- 
trächtliche Menge  des  beigemischten  neutralen  und  sehr  porösen  Körpers 
verhindert,  daß  in  der  positiven  Elektrode  ausschließlich  die  obersten  Schichten 
des  Bleisuperoxyds  Strom  abgeben,  und  bewirkt,  daß  auch  die  tiefer  liegenden 
Schichten,  da  die  Schwefelsäure  den  porösen  Körper  durchdringt,  den 
chemischen  Prozessen  unterworfen  werden.  Beim  Laden  dehnen  sich  die 
Bleiteilchen  durch  ihre  Überführung  in  Blcisupcroxyd  aus,  drängen  sich 
zum  Teil  in  die  porösen  Körper  hinein  und  geben  so  der  Masse  eine  große 
Festigkeit. 

Die  Form  des  Bleistreifens  und  diejenige  der  Platten  sind  aus  den  Fig.  10 
und  1 1  zu  ersehen. 

3.   Sammler  der  Akkumulatoren -Werke  System  Pollak, 

Aktien-Gesellschaft. 
Die  zur  Anwendung  gelangenden  Platten  sind  Kernplatten,  ähnlich  wie 
die  in  den  Bleistaubsammlern  ;  sie  sind  aber  nicht  mit  Leisten  besetzt,  sondern 
mit  einer  Anzahl  vierkantiger,  an  der  Spitze  hakenförmig  gekrümmter  kleiner 

Zäpfchen  versehen.  Die  rohe  Blei- 
platte hat  daher  das  Aussehen  einer 
Bürste  mit  kurzen,  starken  Borsten 
(Fig.  12). 

Zur  Herstellung  der  Platten  wird 
Tafelblei  verwendet,  aus  welchem  die 
Platten  gewalzt  werden.  Die  Walzen 
bestehen  aus  zylinderförmigen  Stahl - 
kernen,  auf  denen  ringförmige  Stahl- 
bleche von  1,5  mm  Stärke  befestigt 
sind.  In  den  Rand  dieser  Bleche  sind, 
um  beim  Walzen  der  Platten  gleich- 
zeitig die  hakenförmigen  Stacheln  her- 
zustellen, Einschnitte  eingefräst.  Man 
läßt  zur  Erzielung  einer  größeren 
Festigkeit  der  Platten  in  Abständen 
von  etwa  4  cm  Längs-  und  Quer- 
rippen stehen.  Die  so  erhaltenen 
Bleibänder  werden  alsdann  in  Stücke 
von  passender  Größe  geschnitten, 
worauf  an  dem  oberen  Rande  Blei- 
ansätze zum  Aufhängen  der  Platte 
sowie  zur  Stromabnahme  angelötet 
werden.  Die  fertige  Platte  wird  auf 
elektrolytischem  Wege  mit  fein  ver- 
teiltem Blei  ausgefüllt.  Zu  diesem 
Zwecke  trägt  man  zunächst  einen  Teig 
von  kohlensaurem  Bleioxyd  ein,  dann 
wird  die  Masse  getrocknet,  durch 
Elektrolyse  in  einer  alkalischen  Lö- 
sung reduziert  und  schließlich  das 
dadurch  gebildete  Schwammblei  noch 
in  nassem  Zustande  mit  hohem  Druck 
zusammengepreßt,  so  daß  eine  glatte  Fläche  entsteht.  Man  kann  die  so 
erhaltene  Platte  als  ein  Mittelding  zwischen  der  Plante-  und  der  Faure- 
Platte  bezeichnen. 
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Die  Pollak-Platten  sind  als  negative  Elektroden  ohne  weiteres  verwendbar; 
man  verwandelt  sie  in  positive  Elektroden,  indem  die  poröse  Bleischicht 
durch  Formieren  in  Bleisuperoxyd  übergeführt  wird.  Der  Formierungsprozeß 
soll  etwa  100  Stunden  dauern. 

In  neuerer  Zeit  hat  die  Fabrik  für  Batterien  mit  kurzer  Lade-  und  Ent- 
ladedauer  eine  Großoberf lächenplatte  in  den  Handel  gebracht  (Fig.  13). 
Ihre  Herstellung  geschieht  auf  folgende  Weise. 

Das  aus  der  Bleipresse  hervorgehende  Band  wird  in  eine  Maschine 
gebracht,  welche  auf  beiden  Seiten  des  Bandes  zugleich  sehr  feine  Einschnitte 
von  eigentümlich  gekrümmtem  Profil  herstellt,  dazwischen  jedoch  Rippen 
stehen  läßt;  die  Maschine  stanzt  alsdann  die  nötigen  Aufhängestücke  und 
Ableitungen  aus  und  liefert  schließlich  fertig  geschnittene  und  mit  allem 
Zubehör  ausgestattete  unformierte  Platten.  Diese  Platten  kommen  in  einen 
Formationsraum,  in  welchem  sie  auf  elektro- 
lytischem  Wege  nach  einem  besonderen,  ge- 
heim gehaltenen  Verfahren  als  Plante-Platten 
formiert  werden.  Sie  haben  eine  sehr  große 
wirksame  Oberfläche  und  vertragen  daher 
hohe  Stromdichten. 

Alle  Pollak-Platten  besitzen  den  Vorzug, 
daß  sie  aus  Preß-  und  Walzblei  hergestellt 
sind,  welches  im  Gegensatze  zu  dem  ge- 
gossenen Material  eine  durchaus  gleichmäßige 
Dichte  aufweist  und  sehr  dauerhaft  ist. 

Für  die  kleineren  Sammler  werden  wie 
bei  der  Akkumulatorenfabrik  A.-G.  Glas-,  für 
die  größeren  Holzgefäße  verwendet.  Der 
Einbau  der  Platten  in  die  Zellen  erfolgt 
derart,  daß  die  negativen  Platten  mittels 
Fahnen  bei  den  kleineren  Typen  auf  dem 
Gefäßrande,  bei  den  größeren  Typen  auf 
Glasröhren  hängen.  Die  positiven  Platten 
haben  in  der  Mitte  des  oberen  Randes  einen 
Ansatz  mit  runder  Öffnung;  durch  diese 
wird  ein  Hartgummistab  gesteckt,  welcher 
auf  den  oberen  Rändern  der  negativen  Platten 
sein  Lager  erhält  und  damit  die  positiven 
Platten  trägt.  Eine  gegenseitige  Berührung  der  Platten  wird  durch  da- 
zwischengesteckte  Glasröhren  verhütet;  letztere  stehen  auf  dem  Boden  der 
Gefäße  in  Bleirinnen  und  werden  durch  kleine,  am  oberen  Rande  der 
negativen  Platten  befindliche  Ansätze  in  ihrer  Lage  festgehalten. 

Von  den  Pollak-Sammlern  ist  eine  größere  Anzahl  für  die  Speisung  der 
Teilnehmermikrophone  im  Betriebe;  sie  enthalten  2  positive  und  3  negative 
Platten  und  besitzen  eine  Kapazität  von  30  Amperestunden.  Neuerdings 
werden  auch  Telegraphensammler  für  14  Amperestunden  und  Sammler  für 
Fernsprechämter  beschafft. 

4.  Sammler  der  Firma  W.  A.  B oese  &  Co. 
a)  Sammler  mit  Masseplatten  für  den  Telegraphcnbetrieb. 
Die  Sammler  enthalten  3  Platten:  1  positive  und  2  negative  mit  einer 
Kapazität  von  15  Amperestunden  bei  1  Ampere  Entladestrom.  Die  Platten 
sind  in  Glasgefäßen  so  aufgehängt,  daß  der  untere  Rand  3  cm  vom  Boden 
des  Gefäßes  entfernt  bleibt.    Um  zu  verhindern,  daß  die  Platten  in  den 


Fig.  13. 
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zusammengesetzten  Zellen  untereinander  in  Berührung  geraten,  werden  sie 
durch  an  die  Glaswände  angepreßte  Glasleisten  auseinander  gehalten.  Jedes 
Glasgefäß  erhält  einen  gläsernen  Einlagedeckel  mit  Öffnungen  für  die  Pol- 
enden der  Elektroden.  Zur  Verbindung  der  negativen  Polenden  einer  Zelle 
mit  dem  positiven  Polende  der  Nachbarzelle  wird  ein  Stab  aus  Hartblei 
von  1  cm  Breite  und  0,5  cm  Dicke  geliefert. 

Die  Platten  bestehen  lediglich  aus  wirksamer  Masse,  welche  von  einem 
Hartbleirahmen  umgeben  ist.  Anfangs  wurde  die  Masse  durch  Mischen 
von  Bleioxyden  mit  den  Sulfosäuren  des  aus  dem  Steinkohlenteer  gewonnenen 
Anthracens  (Paranaphthalins)  hergestellt,  wobei  man  die  Anthracen-  Sulfo- 
säuren durch  Erhitzen  von  Anthracen  in  Schwefelsäure  erhielt.  In  neuerer 
Zeit  werden  zu  dem  gleichen  Zwecke  in  Alkohol  oder  Benzol  gelöste  Teer- 
destillationsrückstände  benutzt.  Die  dadurch  erzeugte  Masse  wird  in  einen 
einfachen  rechteckigen  Rahmen,  der  mit  einer  U-förmigen  Nut  versehen  ist 
(Fig.  14),  eingestrichen.    Durch  die  U-  förmige  Nut  in  dem  Rahmen  wird 

Fig.  14. 


die  Masse  festgehalten.  Die  Platten  werden  getrocknet,  bis  das  Lösungs- 
mittel verdunstet  ist,  und  dann  in  Schwefelsäure  gebadet;  hierdurch  erlangen 
sie  Zementhärte.  An  zahlreichen  Stellen  hat  man  die  aktive  Masse  durch- 
stochen, und  zwar  derart,  daß  etwa  auf  jedes  Quadratzentimeter  ein  Loch 
von  I  mm  Durchmesser  kommt.  Durch  diese  Löcher  soll  der  Schwefelsäure 
der  Zutritt  zu  möglichst  allen  Teilen  der  Masse  geschaffen  werden. 

Die  Masseplatten  haben  folgende  Vorteile:  1.  das  tote  Gewicht  der 
Bleigitter  wird  durch  wirksame  Masse  ersetzt;  2.  die  Masse  fällt  nicht  so 
leicht  heraus  wie  aus  Gitterplatten;  3.  die  Sclbstentladung  der  positiven 
Platte  soll  auf  ein  Minimum  beschränkt  sein,  so  daß  der  Sammler  längere 
Zeit  in  geladenem  Znstande  stehen  kann,  ohne  nennenswerten  Verlust  an 
Kapazität  zu  erleiden. 

Die  Platten  vertragen  aber  weder  bei  der  Ladung  noch  bei  der  Ent- 
ladung hohe  Stromstärken;  über  I  Ampere  darf  nicht  gut  hinausgegangen 
werden.  Sie  haben  ein  hohes  Aufspeicherungsvermögen,  welches  bei  gleichem 
Plattengewicht  dasjenige  anderer  Platten  mit  Bleigerüst  um  das  Mehrfache 
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übertrifft.  Beim  Entladen  mit  Ruhepausen  sind  die  Kapazitäten  bedeutend 
höher  als  von  der  Fabrik  garantiert. 

b)  Sammler  mit  positiven  Großoberf lächenplatten  und  nega- 
tiven Correns-Gitterplattcn  für  den  Telegraphenbetrieb.  An 
Stelle  der  Masseplatten  werden  neuerdings  für  Telegraphensammler  zwei 
negative  Correns-Gittcrplatten  und  eine  positive  Großoberflächenplatte  geliefert. 
Diese  Sammler  haben  eine  Kapazität  von  14  Amperestunden  bei  einem  Lade- 
und  Entladedauerstrom  von  0,75  Ampere. 

Die  positive  Großoberflächenplatte  (Fig.  15)  besteht  aus  einer  Anzahl 
senkrecht  angeordneter  Bleirippen  von  rechteckigem  Querschnitt,  welche 
durch  viele  wagerechte,  mit  einer  großen  Anzahl  von  dreieckigen  Lappen 
besetzte  Rippen  rhombischen  Querschnitts  verbunden  sind.  Die  dreieckigen 
Lappen  schließen  sich  an  die  wagerechten  Rippen  derart  an,  daß  dünne, 
von  einer  Außenfläche  der  Platte  zur  anderen  sich  erstreckende  Zähne 


Fig.  16. 


gebildet  werden,  welche  das  gleichschenkelige  Dreieck  als  Grundform  haben. 
Von  je  zwei  nebeneinander  liegenden  Bleizähnen  zeigt  die  Spitze  des  einen 
Zahnes  nach  derselben  Außenfläche  der  Platte  wie  die  Grundseite  des  anderen 

Zahnes. 

Die  senkrechten,  sehr  kräftig  ausgebildeten  Rippen  geben  der  Platte  die 
erforderliche  mechanische  Festigkeit  und  bewirken  eine  gute,  gleichmäßige 
Stromverteilung,  während  die  mit  Zähnen  versehenen  Querrippen  haupt- 
sachlich zur  Entwickelung  der  erforderlichen  großen  Oberfläche  und  als 
Träger  der  aktiven  Blcisuperoxydschicht.  welche  durch  ein  abgekürztes 
Plante -Verfahren  erzeugt  wird,  dienen.  Dieses  Verfahren  ist  Geheimnis  der 
Fabrik;  jedenfalls  aber  wird  das  Blei  erst  in  Chlorblei  übergeführt  und  dann 
durch  den  Ladeprozeß  in  Bleisuperoxyd  verwandelt. 

Die  negativen  Corrensplatten  bestehen  aus  zwei  Bleigittern,  deren 
quadratische  Ottnungen  um  die  halbe  Quadratseite  so  gegeneinander  ver- 
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schoben  sind,  daß  die  Kreuzungspunkte  der  einen  Gitterfläche  in  die  Mitte 
der  quadratischen  Felder  der  anderen  zu  liegen  kommen  (Fig.  16).  Beide 
Gitter  sind  am  Rande  durch  einen  Bleirahmen  und  die  einander  gegenüber- 
stehenden Rippen  der  Bleigitter  an  ihren  Kreuzungsstellen  durch  kleine 
Zapfen  verbunden.    Die  Rippen   besitzen   dreieckigen  Querschnitt   in  der 

Weise,  daß  die  Gitter  nach  außen  zu  sich 
verengen.  Das  beschriebene  Bleigerippe 
dient  zum  Tragen  der  aktiven  Masse,  welche 
innerhalb  der  ganzen  Platte  ein  zusammen- 
hängendes Ganzes  bildet.  Ubergangswider- 
ständc  und  die  Bildung  lokaler  chemischer 
Prozesse  sollen  dadurch  vermieden,  auch 
das  Herausfallen  der  aktiven  Masse  er- 
schwert werden. 

Die  aktive  Masse  wird  für  diese  Platten 
aus  Bleiglätte  hergestellt;  dabei  werden 
jedoch  einige  geheim  gehaltene  Zusätze  an- 
gewendet, wodurch  die  Masse  sehr  hart 
und  gleichzeitig  porös  wird. 

c)  Sammler  mit  Masseplatten  für 
Teilnehmermikrophone.  Die  Sammler 
enthalten  1  positive  und  2  negative  Masse- 
platten mit  einer  Kapazität  von  25  Ampere- 
Stunden  bei  1  Ampere  Lade-  und  Entlade- 
strom.  Die  Herstellung  der  Platten  erfolgt 
w  ie  unter  a)  beschrieben.  Der  Sammler  ist 
in  einen  mit  säurebeständiger  Farbe  ge- 
strichenen Holzkasten  eingebaut,  welchen 
oben  ein  Schicbedeckcl  abschließt  und  an 
dem  sich  ein  eiserner  Tragbügel  befindet.  Unter  dem  Deckel  ist  die 
Sammlerzclle  mit  einer  säurebeständigen  Verschlußmasse  vollständig  abge- 
dichtet. Durch  diese  Decke  führt  ein  weites  Gummirohr  bis  zur  Öffnung 
des  Glasdeckcls,  wodurch  das  Nachfüllen  von  Flüssig- 
keit oder  die  Entnahme  solcher  aus  dem  Sammler 
ermöglicht  ist.  Für  gewöhnlich  wird  dieses  Loch  mit 
einem  Gummistöpsel,  in  dem  sich  eine  feine  Durch- 
bohrung für  den  Abzug  der  Gase  befindet,  ver- 
schlossen gehalten.  Fig.  17  zeigt  einen  solchen  Sammler 
in  Holzkasten. 

d)  Sammler  mit  Masseplatten  (Type  \Yn>  1) 
in  Holzkästen  für  Fernsprechämter  (Kasten- 
batterien). Die  Sammlerbatterien  bestehen  aus  je  8 
in  einen  Kasten  eingebauten  Sammlerzellen  der  Type 
Ww  1  (Fig.  18).  Die  einzelnen  Sammler  besitzen  eine 
Kapazität  von  36  Amperestuuden  bei  1,8  Ampere  Lade- 
und  Entladestrom  und  enthalten  3  Platten,  2  negative 
und  I  positive.  Zum  Einbau  der  Platten  werden  Zcllu- 

loidgefäße  aus  1,5  mm  starken  Zelluloidplatten  verwendet.  Im  Innern  sind 
quer  an  die  Schmalseiten  passend  gefaltete  Zelluloidstreifen  angeklebt,  welche 
zur  Aufhängung  und  zum  Auseinanderhalten  der  Elektrodenplattcn  dienen. 
Eine  Zelluloidplatte  schließt  das  Gefäß  oben  säuredicht  ab;  in  derselben 
befindet  sich  eine  Öffnung  mit  Stutzansatz  und  Deckel  zum  Einfüllen  der 
Säure  usw.   Acht  solcher  Zellen  sind  in  einem  aus  Eichenholz  gefertigten 


Fig.  18. 
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Kasten  eingebaut.  An  den  Kästen,  und  zwar  an  einer  Langseite  werden  auf 
Bestellung  Zellenschalter  zum  Parallel-  oder  Hintereinanderschalten  der 
Zellen  angebracht.  Die  andere  Langseitenwand  des  Kastens  ist  mit  einem 
Längsschlitze  versehen,  damit  man,  wenn  der  Deckel  des  Kastens  abge- 
nommen ist,  in  das  Innere  der  Zelle  sehen  kann. 

Die  bis  zum  Oktober  1901  gelieferten  Sammler  dieser  Art  sind  mit 
Masseplatten,  wie  sie  unter  a)  beschrieben  worden,  ausgerüstet.  Von  dem 
genannten  Zeitpunkt  ab  wurden  an  Stelle  der  Masseplatten  nach  dem 
Plante-Verfahren  formierte  positive  Großoberflächenplatten  —  vgl.  unter  b)  — 
und  negative  Correns-Gitterplatten  mit  Füllmasse  geliefert.  Die  negativen 
Platten  ruhen  auf  angegossenen  Füßen  und  tragen  an  ihrem  oberen  Rande 
je  zwei  Ansätze  zur  Lagerung  von  Glasstäben,  auf  denen  die  positive  Platte 
mittels  angegossener  Ösen  aufge- 


Fig.  19. 


hängt  wird.  Die  Platten  werden 
durch  je  3  auf  die  negativen  Platten 
von  oben  her  aufgeschobene  Hart- 
gummigabeln auseinandergehalten. 
Ihr  Einbau  erfolgt  in  Glas-  oder 
in  Ebonitgefäßen.  Jeder  Sammler 
dieser  Art  hat  eine  Kapazität  von 
32  Amperestunden  bei  1,7  Ampere 
Lade-  und  Entladedauerstrom;  sie 
können  mit  6  Ampere  geladen  und 
entladen  werden. 

e)  Sammler  mit  positiven 
Großoberflächen  und  nega- 
tiven Gitterplatten  für  Fern- 
sprechämter. Die  Art  der  Platten 
entspricht  der  unter  b)  beschrie- 
benen, ihre  Größe  und  Anzahl 
sowie  ihr  Einbau  richten  sich  je 
nach  der  Kapazität,  welche  der 
Sammler  zu  leisten  hat.  Bisher  sind 
Sammler  dieser  Art  von  32  bis  rund 
2cxk)  Amperestunden  verwendet  wor- 
den. Ein  Sammler  von  32  Ampere- 
stunden enthält  3  Platten :  1  positive 
und  2  negative;  er  ist  75  mm  lang, 
200  mm  breit  und  320  mm  hoch, 
wiegt  mit  Säure  13  kg  und  kann 

mit  8  Ampere  geladen  sowie  mit  3,3  Ampere  entladen  werden;  dagegen 
enthält  ein  Sammler  mit  rund  2000  Amperestunden  Kapazität  37  Platten: 
18  positive  und  19  negative;  er  ist  370  mm  lang,  1030  mm  breit,  600  mm 
hoch  und  wiegt  rund  500  kg;  er  darf  mit  495  Ampere  geladen  und  mit 
2'  h  1  Ampere  entladen  werden.  Derartig  große  Typen  werden  in  mit  Blei 
ausgekleidete,  säurefest  imprägnierte  Holzkästen  eingebaut. 

5.   Sammler  der  Gülcher-Akkumulatoren-Fabrik  für  Teilnehmer- 
mikrophone. 

Die  Sammler  enthalten  je  4  positive  und  negative  Platten  mit  einer 
Kapazität  von  30  Amperestunden  bei  1  Ampere  Lade-  und  Entladestrom. 

Die  Platten  dieser  Sammler  (Fig.  19)  zeichnen  sich  vor  allen  übrigen 
Sammlern  im  wesentlichen  dadurch  aus,  daß  die  Träger  der  wirksamen 


uiqihzgkj  uy 


Googl 


Die  Sammler  und  ihre  Verwendung  in  der  Reichs -Telegraphenverwaltung.  679 


Masse  nicht  aus  massiven  Bleiplatten  oder  Gittern,  sondern  aus  eigentüm- 
lichen Geweben  bestehen,  welche  aus  Bleidrähten  als  Kette  und  aus  feinster, 
äußerst  elastischer  Glaswolle  als  Schuß  hergestellt  werden.  Dieses  Gewebe 
wird  auf  Webstühlen  besonderer  Konstruktion  angefertigt.  Das  Gewebe 
hat  die  Breite  der  herzustellenden  Platten;  es  werden  dann  nur  Stücke  von 
dem  Gewebe  abgeschnitten,  welche  der  Länge  der  Elektroden  entsprechen. 
Von  dem  so  erhaltenen  Gewebestück  wird  die  Glaswolle  oben  und  unten 
auf  einige  Millimeter  entfernt  und  um  das  Gewebestück  ein  Bleirahmen 
gegossen,  der  mit  den  Bleidrähten  verschmilzt,  so  daß  hierdurch  nicht  nur 
die  Stromzuführung  zu  den  Bleidrähten  ermöglicht,  sondern  auch  dem 
Ganzen  eine  gewisse  Festigkeit  verliehen  wird.  In  diese  Geweberahmen 
wird  die  wirksame  Masse  nach  einem  besonderen  Verfahren  derart  einge- 
tragen, daß  sie  in  fein  zerteiltem  Zustande  zwischen  den  Gewebemaschen 
und  Fasern  der  eingewebten  Glaswolle  eingebettet  ist  und  von  dieser  fest- 
gehalten wird. 

Zur  Erzeugung  der  aktiven  Masse  werden  die  Gewebe  zunächst  mit  einer 
konzentrierten  Lösung  von  essigsaurem  Blei  (Bleizucker  =  Pb  (C,2  02 J.2) 
getränkt;  danach  taucht  man  sie  in  verdünnte  Schwefelsäure,  wodurch  sich 
zwischen  den  Fasern  ein  Niederschlag  von  schwefelsaurem  Blei  (Pb  SOt) 
bildet.  Endlich  wird  die  Gewebeplatte  in  Filtrierpapier  gewickelt  und 
zwischen  Zinkplatten  in  eine  Kochsalzlösung  oder  in  verdünnte  Salzsäure 
eingehängt.  Durch  diese  Behandlung  rindet  eine  Reduktion  des  schwefel- 
sauren Bleies  in  metallischen  Bleischwamm  statt.  Die  Platten  sind  als 
negative  Elektroden  sogleich  gebrauchsfertig;  die  positiven  Elektroden  erhält 
man  durch  Uberführung  des  Bleischwamms  in  Bleisuperoxyd. 

Jede  Platte  wird  mit  einer  Schicht  loser  Glaswolle  umwickelt;  hierdurch 
erzielt  man  außer  einer  guten  Isolation  auch  eine  elastische  Lagerung 
der  Elektroden  gegeneinander,  welche  verhindert,  daß  diese  sich  durch 
Stöße  oder  andere  mechanische  Ursachen  verbiegen  und  dann  gegenseitig 
berühren.  Diese  Isolation  der  Platten  vergrößert  den  innern  Widerstand  der 
Sammler  nicht,  da  sie  gestattet,  die  Elektroden  in  kleineren  Zwischenräumen 
voneinander  (3  mm)  aufzuhängen,  als  bei  Glasstäben  zu  geschehen  pflegt. 

Die  Gülcher-Sammler  sind  bei  gleicher  Kapazität  erheblich  leichter  als 
andere  Sammler. 

6.    Sammler  der  Firma  Oscar  Bolle  mit  Trocken  fü  1  hing  für 

T  e  i  1  n  e  h  m  e  r  m  i  k  r  o  p  h  o  n  e . 
Die  Sammler  besitzen  eine  Kapazität  von  30  Amperestunden  bei  1  Ampere 
Lade-  und   Entladedauerstrom  und  enthalten  3  Platten:   2  negative  und 
1  positive. 

Jede  Platte  besteht  aus  einem  Hartbleirahmen,  der  mit  aktiver,  nach 
einem  besonderen  Verfahren  hergestellter  Masse  ausgefüllt  ist,  sowie  ein 
als  Polende  dienendes  Ansatzstück  trägt.  Die  Platten  sind  in  Glasgefäßen, 
welche  in  den  schmalen  Längsseiten  Einschnitte  zur  F'ührung  der  Platten 
besitzen,  untergebracht.  Verschluß  und  Anstrich  des  Kastens  ist  ähnlich 
wie  bei  den  andern  Mikrophonzellen. 

Die  Platten  sind  von  der  Berliner  Akkumulatoren-  und  Elektrizitäts- 
Gesellschaft  nach  dem  von  S.  Hammacher  angegebenen  Verfahren  ange- 
fertigt worden.  Hammachers  Erfindung  hat  den  Zweck,  durch  chemische 
Einwirkung  die  wirksame  Masse  derart  herzustellen,  daß  nicht  nur  die  ur- 
sprüngliche pulverförmige  Masse  zu  einem  zwar  porösen,  aber  doch  zu- 
sammenhängenden Körper  umgebildet,  sondern  daß  auch  eine  höhere  elek- 
tromotorische Kraft  als   bei  Verwendung  gewöhnlicher  Bleioxyde  erzielt 
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wird.  Versuche  hatten  gezeigt,  daß  die  Oxyde  des  Bleies,  wie  Mennige 
und  Bleiglättte  im  Überschuß  angewendet,  mit  den  Körpern  der  Phenol- 
reihe (Steinkohlen-Kreosot,  Karbolsäure  usw.)  in  wässeriger  Lösung  Ver- 
bindungen ergeben,  welche  sich  als  basische  Phenylate,  Kresylate  usw.  kenn- 
zeichnen. Man  gewinnt  nun  entweder  die  Phenylate  unmittelbar  aus  den 
Bleioxyden,  indem  man  die  Oxyde  mit  den  wässerigen  Lösungen  der  Phenol- 
kürper  mischt  und  trocknen  läßt,  oder  man  mengt  die  basischen  Phenylate, 
welche  für  sich  hergestellt  sein  können,  mit  den  Bleioxyden  mit  oder  ohne 
Beihilfe  eines  Lösungsmittels  für  die  Phenylate.  Die  trockene  Masse  wird 
dann  in  gewöhnlicher  Weise  in  verdünnter  Schwefelsäure  formiert.  Diese 
basischen  Bleiverbindungen  sollen  zum  Teil  unlöslich  bleiben,  zum  Teil  sich 
beim  Laden  zwar  zersetzen,  beim  Entladen  jedoch  in  ihre  frühere  Form 
zurückbilden.  Die  so  gefertigte  Masse  wird  in  Hartblei  rahmen  von  4  bis 
8  mm  Stärke  eingestrichen.  Um  ein  Herausfallen  der  Masse  zu  verhüten, 
sind  die  Rahmen  mit  einer  dreieckigen  oder  U-förmigen  Nut  versehen. 

Zur  Füllung  der  Sammler  wird  eine  Trockenmasse  verwendet.  Nach 
dem  Patentanspruch  besteht  dieselbe  aus  einer  Mischung  von  schwefel- 
saurem Calcium  und  verkohltem  weinsauren  Bleioxyd,  hergestellt  unter 
Zusatz  von  verdünnter  Schwefelsäure.  Bei  der  Anfertigung  der  Füllmasse 
erhält  das  schwefelsaure  Calcium  einen  vierprozentigen  Zusatz  von  ver- 
kohltem weinsauren  Bleioxyd,  das  in  einer  Retorte  unter  Abschluß  der  Luft 
gewonnen  und  sehr  innig  und  gleichmäßig  mit  dem  Calcium  vermischt 
wird.  Dieses  Pulver  wird  mit  einer  gleich  großen  Raummenge  verdünnter 
2/prozentigcr  Schwefelsäure  zu  einem  dünnen  Brei  angerührt  und  vor  dem 
Erstarren  in  das  Glasgefäß  gefüllt,  worauf  die  Bleiplatten  langsam  in  die 
Führungsrinnen  geschoben  und  in  den  alle  Zwischenräume  ausfüllenden 
breiartigen  Elektrolyt  eingedrückt  werden. 

Beim  Laden  erfährt  nur  das  verkohlte  weinsaure  Bleioxyd  eine  Zer- 
setzung, indem  das  fein  verteilte  Blcipulver  zu  Bleisulfat  und  die  verkohlte 
Weinsäure  zu  Kohlensäure  zersetzt  wird,  welches  Gas  beim  Entweichen  den 
festen  Elektrolyt  nicht  nur  auflockert,  sondern  auch  derart  porös  macht, 
daß  der  innere  Widerstand  des  geladenen  Sammlers  nur  0,0«  Ohm  beträgt 
bei  einer  Spannung  von  2,25  Volt.  (Schiaß  folgt.) 


Ein  Institut  für  internationale  erdmagnetische  Forschung. 

Unter  den  zahlreichen  großartigen  Stiftungen,  in  denen  sich  in  Amerika 
der  gemeinnützige  Sinn  reicher  Privatleute  in  einem  bei  uns  leider  ungewohnten 
Maße  zu  betätigen  pflegt,  nimmt  die  vor  etwa  zwei  Jahren  von  Andrew 
Carnegie  begründete  nicht  nur  durch  ihre  Höhe  —  handelt  es  sich  doch 
um  einen  Kapitalsbetrag  von  10  Millionen  Dollars  — ,  sondern  auch  durch 
verständige,  zweckmäßige  Gestaltung  und  durch  die  Weite  der  darin  be- 
kundeten Auffassung  einen  hervorragenden  Platz  ein.  Nach  der  Bestimmung 
des  Stifters  soll  der  Zinsertrag  zur  Unterstützung  naturwissenschaftlicher 
Forschungen,  die  große  Mittel  erfordern,  verwandt  werden,  und  zwar  ist 
auf  Antrag  Dr.  Bauers,  des  Vorstehers  der  magnetischen  Abteilung  des 
Vermessungsamts  der  Vereinigten  Staaten  (der  Coast  and  Geodetic  Survcy  in 
Washington),  die  Begründung  eines  »Instituts  für  internationale  Erforschung 
des  Erdmagnetismus  und  der  Luftelcktrizität«  beschlossen  worden,  nachdem 
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man  zuvor  die  Meinung  und  den  Rat  bedeutender  Fachmänner,  darunter 
auch  deutscher,  eingeholt  hatte.  Zum  Direktor  des  Instituts,  dessen  Tätigkeit 
am  I.April  d.  J.  begonnen  hat,  ist  Dr.  Bauer  selbst  ernannt  worden,  ein 
ebenso  kenntnisreicher  wie  tatkräftiger,  durch  theoretische  Arbeiten  wie  durch 
praktische  Erfahrung  für  diese  Stellung  aufs  beste  vorbereiteter  Gelehrter, 
der  sich  bereits  ein  großes  Verdienst  um  die  erdmagnetische  Wissenschaft 
durch  die  Begründung  und  Leitung  der  einzigen  ihr  bisher  gewidmeten 
Fachzeitschrift  erworben  hat.  Es  sind  daher  die  Angaben,  die  der  Genannte 
über  die  Aufgaben  und  die  Einrichtungen  seines  Instituts  neuerdings  ver- 
öffentlicht hat,  von  besonderem  Interesse  und  verdienen  auch  an  dieser  Stelle 
wiedergegeben  zu  werden.    Er  schreibt  darin  folgendes. 

»Die  allgemeine  Aufgabe  des  Instituts  besteht  darin,  unter  den  Problemen 
von  umfassender  Bedeutung,  die  sich  auf  den  magnetischen  und  elektrischen 
Zustand  der  Erde  beziehen,  diejenigen  zu  bearbeiten,  die  ihrer  Natur  nach 
nicht  in  das  Forschungsgebiet  eines  einzelnen  Landes  fallen,  sondern  von  ' 
internationalem  Interesse  und  allgemeinem  Werte  sind.  Seine  Hauptaufgabe 
ist  daher  nicht,  irgend  eine  schon  bestehende  Organisation  zu  ersetzen,  son- 
dern in  möglichst  wirkungsvoller  Weise  die  Arbeit,  die  jetzt  schon  geleistet 
wird,  zu  ergänzen  und  daher  nur  solche  Forschungen  in  Angriff  zu  nehmen, 
die  über  die  Kräfte  oder  die  speziellen  Interessen  der  jetzt  bereits  auf  dem 
Gebiete  des  Erdmagnetismus  tätigen  Personen  und  staatlichen  Einrichtungen 
hinausgehen. 

In  erster  Linie  soll  danach  gestrebt  werden,  die  bereits  vorhandenen, 
vielfach  kaum  zugänglichen  Beobachtungsergebnisse  zu  sammeln,  kritisch  zu 
bearbeiten  und  möglichst  bald  in  einer  zweckmäßigen  Form  zu  veröffentlichen, 
um  so  den  gegenwärtigen  Stand  unserer  Kenntnis  abschließend  festzustellen. 
Bei  dieser  Arbeit  werden  auch  die  Lücken,  die  noch  auszufüllen  sind,  hervor- 
treten, und  es  werden  sich  wichtige  Fingerzeige  für  die  künftige  Forschung 
ergeben.  Soweit  sich  günstige  Gelegenheit  bietet,  wird  man  übrigens  schon 
bei  dieser  ersten  Arbeit  die  zu  sammelnden  Daten  durch  Beobachtungen  zu 
ergänzen  bemüht  sein;  insbesondere  wird  das  Institut  bei  der  Erforschung 
wichtiger  magnetischer  und  elektrischer  Erscheinungen  von  aktuellem  Interesse 
seine  Mitwirkung  nicht  versagen.  Ferner  sollen,  soweit  sich  dies  tunlich 
erweist,  Gelehrte,  die  mit  bestimmten,  passenden  Untersuchungen  beschäftigt 
sind,  eingeladen  werden,  diese  gemeinsam  mit  ihm  durchzuführen.  Einzel- 
heiten über  die  Arbeitsmethode  des  Instituts,  das  den  offiziellen  Titel  »De- 
partment Terrestrial  Magnetism,  Carnegie  Institution,  Washington  D.  C.« 
führt,  sowie  über  die  zunächst  in  Aussicht  genommenen  besonderen  Auf- 
gaben sollen  später  bekannt  gegeben  werden. 

Noch  ein  Wort  über  den  internationalen  Charakter  des  Unternehmens. 
Da  alle  seine  Mittel  aus  der  Carnegie -Stiftung  fließen,  kann  es  nicht  in 
derselben  Weise  wie  andere  internationale  Arbeitsgemeinschaften  organisiert 
und  verwaltet  werden,  die,  wie  z.  B.  die  Internationale  Erdmessung,  von  den 
verschiedenen  Staaten  gemeinsam  unterhalten  werden.  In  dem  dort  üblichen 
Sinne  kann  natürlich  die  Verwaltung  des  neuen  Instituts  nicht  international  sein; 
um  ihr  aber  diesen  Charakter  wenigstens  nach  Möglichkeit  zu  sichern,  soll  ein 
aus  maßgebenden  Persönlichkeiten  ohne  Ansehen  der  Nationalität  gebildeter 
Beirat  mit  der  wissenschaftlichen  Oberleitung  der  Arbeiten  betraut  werden.« 

Die  große  Bedeutung  der  hiermit  geschaffenen  Zentralstelle  für  die  plan- 
mäßige Erforschung  des  Erdmagnetismus  —  schreibt  der  Reichsanzeiger, 
dem  die  vorstehenden  Mitteilungen  entnommen  sind,  —  kann  nach  diesen 
Ausführungen  nicht  verkannt  werden,  ebensowenig  die  Bedeutsamkeit  des 
Umstandes,  daß  zum  ersten  Male  hier  private  Initiative  und  Macht  etwas 
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schaffen,  was  bisher  (und  auch  erst  seit  verhältnismäßig  kurzer  Zeit)  auf 
anderen  Gebieten  durch  das  Zusammenwirken  der  Kulturnationen  zustande 
gekommen  ist.  Die  Freude  über  das  damit  Erreichte  wird  freilich  für  uns 
Deutsche  etwas  durch  das  Bedauern  darüber  getrübt,  daß  sich  unser  Vater- 
land die  Gelegenheit  hat  entgehen  lassen,  hierin  die  Führung  zu  übernehmen, 
wie  es  das  auf  dem  Gebiete  der  geodätischen,  der  aeronautischen  und  der 
seismischen  Forschung  getan  hat.  Auf  keinem  andern  wissenschaftlichen 
Felde  wäre  Deutschland,  das  Vaterland  eines  Humboldt,  Gauß  und  Weber, 
welche  die  moderne  Arbeitsmethode  und  die  wissenschaftliche  Grundlage  der 
erdmagnetischen  Forschung  geschaffen  haben,  so  sehr  berufen  gewesen,  sich 
an  die  Spitze  einer  internationalen  Organisation  zu  stellen,  wie  eben  auf 
dem  Gebiete  des  Erdmagnetismus.  Indes,  so  berechtigt  das  Bedauern 
über  das  Versäumte  auch  sein  mag,  gegenüber  der  vollendeten  Tatsache  ist 
es  das  einzig  Richtige,  der  neu  geschaffenen  Sachlage  Rechnung  zu  tragen 
und  unbeeinflußt  von  Gefühlsregungen  manche  bisher  verfolgten  Bestrebungen 
zu  opfern,  um  dafür  andere  Aufgaben  um  so  entschiedener  zu  fördern. 
Mit  dem  neuen,  durch  seine  reichen  Mittel  und  vielleicht  auch  durch  eine 
gerade  seiner  privaten  Grundlage  entspringende  größere  Bewegungsfreiheit 
sehr  leistungsfähigen  Institut  auf  dem  Gebiet  extensiver  Betätigung,  das  es 
sich  selbst  abgegrenzt  hat,  in  Wettbewerb  treten  zu  wollen,  wäre  nicht  nur 
ein  aussichtsloses,  sondern  auch  ein  sachlich  verkehrtes  Unternehmen,  weil 
es  zu  einer  Vergeudung  wertvoller  Arbeitskraft  führen  würde.  Und  dieser 
Verzicht  ist  wohl  zu  verschmerzen.  Es  bleibt  daneben  ein  reiches  Arbeits- 
feld, auf  dem  die  deutsche  Wissenschaft  sehr  wohl  noch  und  gerade  nach 
der  durch  ihre  eigene  Tradition  in  erster  Linie  gegebenen  Richtung  erfolg- 
reich zu  wirken  und  eine  führende  Stellung  zu  gewinnen  vermöchte:  die 
intensive,  vertiefte  Arbeit,  die  Verfeinerung  und  Durchbildung  der  Methoden, 
die  theoretische  Verwertung  der  Beobachtungsergebnisse.  Wenn  es  den 
dazu  Berufenen  gelingt,  dieser  Aufgabe  gerecht  zu  werden,  so  schwindet 
jeder  Grund,  die  Errichtung  des  Instituts  der  Carnegie-Stiftung  mit  anderen 
Empfindungen  als  denen  lebhafter  Befriedigung  zu  begrüßen. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Wecken  von  Ubertragungsämtern  in  Hughesleitungen  mittels 
Klopfer  mit  trägem  Rade.  Wenn  sich  beim  Betrieb  einer  Hughes- 
leitung.  in  welche  eine  Ubertragungsanstalt  eingeschaltet  ist,  Schwierigkeiten 
einstellen,  wird  in  der  Regel  die  Ubertragungsanstalt  von  einer  Endanstalt 
aufgefordert,  in  die  Leitung  einzutreten.  Den  Weckruf  bei  der  Ubertragungs- 
anstalt vermittelt  ein  besonders  konstruiertes  Relais,  das  auf  die  kurzen 
Ströme,  wie  sie  beim  Telegraphieren  mit  dem  Hughesapparat  in  die  Leitung 
entsendet  werden,  nicht  anspricht,  sondern  erst  in  Tätigkeit  tritt,  wenn  von 
einer  F.ndanstalt  ein  Strom  von  längerer  Dauer,  wie  er  für  die  Erzeugung 
eines  Morsestrichs  erforderlich  ist,  in  die  Leitung  geschickt  wird.  In  der 
Reichs -Telcgraphenverwaltung  dient  für  den  Zweck  das  Weckrelais  mit 
Tauchkern,  das  beim  Ansprechen  einen  Ortsstromkreis  mit  eingeschaltetem 
Wecker  schließt.  Die  englische  Verwaltung  verwendet  bei  den  Ubertragungs- 
anstaltcn  eine  »Sounder-Silencer«  genannte  Einrichtung,  die  weder  auf 
Hughes-  noch  auf  Morsezeichen  anspricht,  sondern  nur  durch  Ströme  von 
mindestens  20  Sekunden  Dauer  von  den  Endanstalten  aus  betätigt  werden 
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kann.  Diese  Einrichtung,  die  auch  bei  den  Ubertragungsanstalten  Lowestoft 
und  Northwalsham  in  den  deutsch -englischen  Kabelleitungen  in  Gebrauch 
ist,  erfordert  für  jedes  Übertragungssystem  einen  besonderen  auf  Ruhestrom 
geschalteten  Magneten  und  für  alle  Übertragungen  ein  gemeinsames  Uhr- 
werk. Das  Uhrwerk  legt  eine  Batterie  an  den  Klopfer  (sounder)  der  Leitung, 
sobald  die  Anker  des  Linienrelais  und  des  Silencer-Magneten  20  Sekunden 
lang  angesprochen  haben;  der  Klopfer  tritt  dann  in  Tätigkeit  und  beharrt 
darin,  bis  der  Übertragungsbeamte  durch  einen  Druckknopf  das  Uhrwerk 
auslöst.  Der  Wegfall  des  Geräusches,  das  früher  durch  das  Mitsprechen  der 
zahlreichen  in  jede  einzelne  Hugheslcitung  eingeschalteten  Klopfer  verursacht 
wurde,  wird  von  den  Beamten  als  eine  große  Annehmlichkeit  empfunden. 

Von  der  Einführung  der  Sounder- Silcnccr- Einrichtung  für  die  Uber- 
tragungen  der  deutsch -englischen  Leitungen  in  Emden  ist  aber  abgesehen 
worden,  da  es  dem  genannten  Amte  gelungen  ist,  den  Zweck  in  einfacherer 
Weise  mit  einer  nur  mechanisch  wirkenden  Vorrichtung  zu  erreichen,  die 
an  dem  gewöhnlichen  Zusatzklopfer  der  Leitungen  so  angebracht  ist,  daß 
er  nur  auf  Ströme  von   längerer  Dauer,   nicht  aber  auf  Hughesströme 


anspricht.  Die  Wirkungsweise  der  Vorrichtung,  des  Klopfers  mit  trägem 
Rade,  ergibt  sich  aus  der  Abbildung. 

Auf  dem  Grundbrett  eines  gewöhnlichen  Klopfers  ist  in  einem  Bock  ein 
messingenes  Speichenrad  in  Spitzen  drehbar  gelagert.  Der  Radkranz  A*  ist 
seitlich  verbreitert,  um  das  Trägheitsmoment  des  Rades  zu  erhöhen.  Auf 
einer  Speiche  des  Rades  ist  ein  Anschlagstück  a  befestigt,  das  sich  von  unten 
gegen  einen  seitlichen  Fortsatz  /  des  Klopferhebels  legt.  Innerhalb  des 
Radkranzes  sitzt  ein  verschiebbares  Gewicht  g,  welches  so  eingestellt  wird, 
daß  das  Rad  sich  nach  links  zu  drehen  sucht  und  deshalb  mit  seinem  Ansatz- 
stück a  von  unten  gegen  /  bz.  den  Kloptcrhebel  drückt.  Sobald  ein  Strom 
durch  die  Klopferwickelung  fließt,  sucht  der  Klopferhebel  durch  den  Ansatz / 
das  Rad  zu  drehen.  Haben  die  Ströme  nur  die  Dauer  von  Hugheszeichen, 
so  kommt  indes  eine  merkliche  Drehung  nicht  zustande,  weil  die  Massen- 
trägheit des  Rades  durch  so  kurze  Bewegungsantriebc  nicht  überwunden  wird. 
Das  träge  Rad  verhindert  also  beim  Hughesbctriebe  das  hörbare  Ansprechen 
des  Klopfers.  Bei  Morsezeichen  oder  auf  einem  mit  der  Hugheskontakt- 
feder  in  die  Leitung  gesandten  kurzen  Dauerstrom  wird  dagegen  das  Rad 
so  weit  gedreht,  daß  das  Gewicht  g  nach  rechts  durch  die  labile  Gleich- 
gewichtslage geht  und  das  Rad  sich  von  selbst  noch  weiter  um  1800  dreht. 
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Durch  diese  Drehung  des  Rades  ist  der  Klopferhebel  vollständig  frei  ge- 
worden und  spricht  auf  weitere  Hughes-  und  Morseströme  so  lange  in 
normaler  Weise  laut  an,  bis  das  Rad  mit  der  Hand  wieder  zurückgedreht  wird. 

Die  Vorrichtung  hat  sich  in  Emden  dauernd  bewährt:  sie  ist  einfach, 
wirkt  sicher  und  erfordert  weder  eine  Änderung  in  der  Schaltung  noch  eine 
besondere  Batterie;  das  von  den  33  Zusatzklopfem  in  dem  Übertragungsraum 
verursachte  unangenehme  Geräusch  ist,  nachdem  diese  Apparate  mit  einem 
»trägen  Rade«  ausgerüstet  sind,  vollständig  beseitigt,  die  Weckrufe  der 
Endanstalten  werden  stets  sofort  wahrgenommen  und  beachtet. 

Handelsentwicklung  der  Hauptexportländer.  Die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  stehen,  was  die  Ausfuhr  heimischer  Produkte  anlangt, 
an  der  Spitze  aller  exportierenden  Länder;  ihre  Ausfuhr  hat  außerdem  im 
letzten  Jahrzehnt  ein  absolut  rascheres  Wachstum  aufzuweisen  gehabt,  als 
die  Ausfuhr  aller  konkurrierenden  Staaten.  Eine  Tabelle,  die  das  Statistische 
Bureau  des  Handels-  und  Arbeitsamts  in  Washington  veröffentlicht,  stellt 
die  Ausfuhr  der  in  Betracht  kommenden  Hauptländer  für  die  Jahre  1893 
bis  1903  zusammen;  sie  zeigt,  daß  der  Export  der  Vereinigten  Staaten  in 
der  angegebenen  Zeit  von  854  Millionen  auf  1457  Millionen  Dollars  sich 
gehoben  hat,  also  um  603  Millionen  Dollars  oder  70  v.  H.,  während  Groß- 
britannien ,  der  stärkste  Wettbewerber  der  Vereinigten  Staaten ,  eine  Aus- 
fuhrvermehrung von  1062  Millionen  auf  141 5  Millionen  Dollars  zu  ver- 
zeichnen hatte,  d.  i.  eine  Zunahme  um  nur  353  Millionen  Dollars  oder 
33  v.  H.  Die  deutsche  Ausfuhr  ging  in  den  10  Jahren  von  735  Millionen 
auf  1 1 85  Millionen  Dollars  in  die  Höhe;  die  Vermehrung  betrug  also 
450  Millionen  Dollars  oder  60  v.  H.  und  kommt  damit  absolut  wie  relativ 
den  Vereinigten  Staaten  am  nächsten.  Frankreich  exportierte  1893  für 
624  Millionen  Dollars  einheimische  Erzeugnisse,  1903  für  804  Millionen 
oder  30  v.  H.  mehr.  Österreich -Ungarn  zeigte  eine  Vermehrung 
der  Ausfuhr  von  327  auf  428,  Britisch  -  Indien  von  310  auf  408  Millionen, 
Argentinien  von  90  auf  213,  Japan  von  56  auf  142  Millionen  Dollars. 
Verhältnismäßig  ist  die  Zunahme  des  Exports  der  beiden  letztgenannten 
Länder  weit  bedeutender  als  die  der  Vereinigten  Staaten ;  absolut  genommen, 
reichen  sie  nicht  an  diese  heran.  Für  Rußland  waren  nur  die  Zahlen  für 
ein  zwei  Jahre  zurückliegendes  Jahrzehnt,  für  1891  bis  1901  zu  erlangen: 
in  dieser  Zeit  steigerte  sich  die  russische  Ausfuhr  von  378  Millionen  nur 
auf  392  Millionen  Dollars. 

Der  Kanal  Peters  des  Großen.  Seit  Jahren  wird  in  Rußland  der 
Plan  verfolgt,  das  Newabecken  und  den  Onegasee  durch  einen  Kanal  mit 
dem  Weißen  Meere  zu  verbinden,  der  den  Namen  »Kanal  Peters  des  Großen« 
erhalten  soll.  Nach  Mitteilungen  der  St.  Petersburger  Zeitung  werden  jetzt 
auf  der  Strecke  zwischen  dem  Onegasee  bei  der  Stadt  Powenez  und  dem 
Weißen  Meere  unweit  eines  Dorfes  namens  Ssorok,  auf  einer  Strecke  von 
219  Werst  (233.6  km)  Länge,  Voruntersuchungen  veranstaltet.  Es  soll  sich 
dabei  herausgestellt  haben,  daß  12g  Werst  (137,0  km)  der  vorhandenen 
Wasserstraßen  in  ihrem  gegenwärtigen  Zustande  für  die  Schiffahrt  benutzt 
werden  können.  Auf  einer  Strecke  von  insgesamt  90  Werst  (96  km)  müssen 
dagegen  Kanäle  hergestellt.  Schleusen  errichtet  und  bestehende  Wasserwege 
verbessert  werden.  Die  Kosten  der  ganzen  Anlage  sind  bei  2,74  m  Wasser- 
tiefe vorläufig  auf  rund  7.00  Millionen  Rubel  oder  17  Millionen  Mark  ver- 
anschlagt. 


Digitized  by  Google 


Literatur. 


Ö85 


LITERATUR. 

I.  Die  drahtlose  Telegraphie  von  Ingenieur  Adolf  Prasch, 
k.  k.  Regierungsrat  und  Eisenbahnoberinspektor  a.  I).  2.  Bd.  Heft  4 
und  5  der  Sammlung  elektrotechnischer  Vorträge,  herausgegeben 
von  Prof.  Dr.  Ernst  Voigt.  Stuttgart,  Verlag  von  Ferdinand  Erike, 
1900.    Einzelausgabe  geh.  2  Mark  40  Pf. 

II.    Die  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  drahtlosen  Tele- 
graphie    von   demselben    Verfasser   und    im   gleichen  Verlage: 

I.  1903,  V.  Bd.  Heft  1  bis  4,  Einzelausgabc  geh.  4  Mark  80  Pf. 

II.  1904,  VI.  Bd.  Heft  5  bis  8,  Einzelausgabe  geh.  4.  Mark  80  Pf. 

In  dem  ersten  Werke  »Die  drahtlose  Telcgraphie«  gibt  der  Verfasser 
zunächst  eine  ausführliche  Darstellung  der  geschichtlichen  Entwickelung  der 
elektrischen  Telcgraphie  ohne  Leitungsdraht.  Wir  ersehen  daraus,  daß  das 
Bestreben,  ohne  Drahtleitung  zwischen  den  Stationen  zu  telegraphieren,  fast 
so  alt  ist,  wie  die  Telegraphie  mit  Drahtleitung  selbst.  Morse,  Lindsay, 
Wilkins,  Rathenau  und  Strecker  haben  die  Lösung  des  Problems  der  draht- 
losen Telegraphie  durch  Zuhilfenahme  der  Erde  oder  des  Wassers  an  Stelle 
der  Drahtleitung  versucht.  Preece,  Willoughby  Smith,  Evershed,  Phelps, 
Edison,  Dolbcar,  Kitsee,  Somzee  und  Lodgc  benutzten  die  elektromagnetische 
oder  elektrostatische  Induktion  zu  einer  Telegraphie  ohne  Draht. 

Kurze  Erwähnung  findet  die  lichtelektrische  Telegraphie  des  Professors 
Zickler  und  ein  Vorschlag  Albert  Kodons,  die  dunklen  Wärmewcllcn  für 
eine  Telegraphie  ohne  Draht  nutzbar  zu  machen. 

Der  Hauptteil  dieses  Bandes  beschäftigt  sich  mit  den  Hertz'schcn  Ver- 
suchen und  den  Eigenschaften  der  elektromagnetischen  Wellen.  Die  Wellen- 
erreger  von  Righi,  Sarasin  und  De  la  Rive  und  Lodge,  die  Kohärer  von  Branly, 
Blondel  u.  a.  m.  sind  kurz  und  klar  beschrieben.  Das  Marconisystem  in 
seiner  ursprünglichen  Form ,  das  System  von  Lodge  und  die  Schäfer'sche 
Platte  sind  entsprechend  dem  Stande  vom  Jahre  1900  dargestellt.  Eine 
Erklärung  der  elektrischen  Radiation  oder  Ausstrahlung  wird  unter  Anlehnung 
an  die  Taylor'sche  Studie  und  die  Untersuchungen  von  Maxwell,  Poynting 
und  Hertz  gegeben. 

Wenn  auch  die  Entwickelung  der  drahtlosen  Telegraphie  in  den  letzten 
Jahren  bereits  manches  aus  dem  Buche  veraltet  erscheinen  läßt,  so  besitzt 
es  doch  hinreichend  geschichtlichen  Wert,  um  seine  Anschaffung  jedem 
höheren  Tclegraphcnbeamten  empfehlen  zu  können,  der  eingehendere  Studien 
über  das  neue  Verkehrsmittel  beabsichtigt. 

In  dem  Ergänzungswerk  »Die  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  draht- 
losen Telegraphie,  I.  Teil  1903«  werden  zunächst  die  neueren  Systeme  der 
drahtlosen  Telegraphie  beschrieben.  Bei  dem  System  Braun  finden  wir 
eine  klare  Entwickelung  der  Theorie  des  Braun'schen  Schwingungs- 
kreises,  eine  Erörterung  der  Resonanzbedingung  und  die  Anwendung  der 

Thomson'schen  Formel  T  —  2  7z*\fCL  auf  das  Braun'sche  System,  ferner 
Mitteilungen  über  den  Mikrophonfritter  des  Dr.  Köpsel ,  die  Versuchs- 
anlage Groß  Mölln-Saßnitz  sowie  über  die  fahrbaren  Funkenstationen  für 
Militärzwecke.  Bezüglich  der  letzteren  ist  zu  bemerken,  daß  sie  jetzt  einen 
vollständigen  Umbau  nach  dem  System  Telefunken  erfahren  haben. 

Bei  der  Beschreibung  des  Systems  Slabv-Arco  wäre  ein  näheres  Ein- 
gehen auf  die  Slaby'schcn  Untersuchungen  über  die  Abstimmung  am  Platze 
gewesen.    Eingehender  sind  die  Apparate  des  Systems  besprochen  worden. 
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Das  System  Fessenden  mit  dem  Bolomcterdetektor  und  die  Vorschläge 
Fessendens  für  eine  drahtlose  Telephonie,  ferner  die  Systeme  Dr.  Lee  de  Forest 
mit  dem  elektrolytischen  Wellenanzeiger  »Responder«  und  das  System 
Lodge-Muirhead  sind  sachgemäß  dargestellt. 

Die  Entwickelung  des  Marconisystems  von  1900  ab  ist  ausführlich 
geschildert.  Wir  stimmen  hier  mit  der  Ansicht  des  Verfassers  darin 
überein,  daß  die  Anregung  zu  den  Verbesserungen  des  Marconisystems  von 
der  Erfindung  des  Professors  F.  Braun  ausging,  und  daß  der  Braun'sche 
geschlossene  Schwingungskreis  in  Verbindung  mit  der  induktiven  Sender- 
erregung die  Grundlage  der  weiteren  Marconierfolge  gewesen  ist.  Ebenso 
zutreffend  ist  die  Zurückführung  der  Erfindung  des  Marconi'schcn  magne- 
tischen Wellendetektors  auf  Rutherford's  Untersuchungen  über  die  Wirkung 
elektrischer  Ströme  hoher  Frequenz  auf  den  Magnetismus  eines  Bündels  von 
Eisendrähten. 

Den  abgestimmten  Funkcntelegraphensystemen  von  Anders  Bull,  Blondel 
und  Nicola  Tesla  ist  ein  besonderer  Abschnitt  gewidmet.  Kurze  Angaben 
werden  gebracht  über  die  Form  der  Luftleiter,  die  Systeme  Rochefort, 
Blochmann,  Popoff-Ducretet,  Hozier  Brown,  Cervera,  Branly-Popp,  Ferrie 
und  Tissot. 

Den  Schluß  des  Bandes  bildet  eine  ausführliche  Wiedergabe  der  in  der 
E.  T.  Z.  von  IQ03  beschriebenen  Versuche  mit  schnellen  elektrischen 
Schwingungen  von  Dr.  G.  Seibt  und  der  von  Dr.  J.  A.  Fleming  zusammen- 
gestellten neueren  Anschauungen  über  die  Art  und  W'eise  des  Entstehens 
und  der  Fortpflanzung  elektrischer  Wellen  auf  Grund  der  Elektronen- 
theorie. 

Hieran  schließen  sich  im  Eingange  von  Teil  II  1904  die  Blondel'schen 
Erklärungen  über  die  Entstehung  und  Fortpflanzung  elektrischer  Wellen 
passend  an.  Eingehende  und  zutreffende  Würdigung  erhalten  dann  die 
Untersuchungen  von  H.  Th.  Simon  und  Reich  über  die  Erzeugung  von 
hochfrequenten  Wechselströmen  und  deren  Verwendung  zur  drahtlosen 
Telegraphie  und  Telephonie.  Aus  dem  Kapitel  über  die  Untersuchung  und 
Wirkungsweise  der  Fritter  ersieht  man,  daß  eine  vollständige  Klarlegung 
der  Vorgänge  im  Fritter  bis  heute  noch  nicht  gelungen  ist. 

Breiten  Raum  nimmt  die  Beschreibung  der  Wellenmesser  von  Arco, 
Dönitz  (richtiger  Franke -Dönitz)  und  Slaby  ein;  auch  der  Wcllenmesser 
von  P.  Drude  hätte  hier  Erwähnung  finden  sollen.  In  dem  Abschnitte 
»Neuerungen  an  Wellenanzeigern«  erregen  der  Wellenanzciger  von 
Schlömilch,  der  Barretter  von  Fessenden  und  der  Wellenanzciger  von 
Plecher  besonderes  Interesse.  Das  Schlußkapitcl  »Neuerungen  und  Ver- 
heerungen der  Einrichtungen  für  drahtlose  Telegraphier  bringt  eine  Auslese 
der  letzten  Erfindungen  und  praktischen  Versuche. 

Die  Ergänzungsbände  I  und  11  enthalten  alles  Wissenswerte,  was  seit 
i<)oo  in  den  deutschen  und  ausländischen  Fachzeitschriften  über  die  draht- 
lose Telegraphie  veröffentlicht  worden  ist.  Sie  bieten  daher  ein  gutes 
Hilfsmittel  zur  Erweiterung  der  Kenntnisse  für  diejenigen  unserer  Leser, 
die  keine  Gelegenheit  oder  Zeit  dazu  haben,  die  Originalabhandlungen  zu 
lesen  und  die  in  der  funkentelegraphischen  Wissenschaft  bereits  so  weit 
vorgeschritten  sind,  daß  sie  das  Wesentliche  vom  Unwesentlichen  und  das 
wirklich  Erreichbare  von  phantastischen  Hoffnungen  scheiden  können. 


nt.Kl.lN.     GEMIIITKT  IN  DI  U  ftl  ICHSDKl  CKEHEI. 
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Die  Invalidenversicherung  im  Bereiche  der  Reichs-Post- 
verwaltung. 

Von  Über- Postsekretär  Löhrke  im  Reichs  -  Postamt. 

Die  Invalidenversicherung,  deren  Grundzüge  nach  dem  Gesetze,  betreffend 
die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung,  vom  22.  Juni  1880,  (R.  G.  Bl.  S.  97 > 
im  Archiv  von  1890  S.  737  ff.  dargelegt  worden  sind,  hat  durch  das  Invaliden- 
versicherungsgesetz vom  13.  Juli  i8</)  (R.  G.  BI.  S.463)  wesentliche  Änderungen 
erfahren.*) 

A.  Versicherungspflicht. 

Für  die  Yersichcrungspflicht  kommen  im  Bereiche  der  Reichs-Post- 
verwaltung in  erster  Linie  die  §§  1  und  5  in  Betracht.  Danach  ist  gegen- 
über dem  älteren  Rechte  namentlich  die  Änderung  von  Bedeutung,  daß 
nicht  mehr  lediglich  die  eigentlichen  Arbeiter,  sondern  unter  gewissen 
Voraussetzungen  auch  die  Beamten  versicherungspflichtig  sind.  Der  §  1 
lautet  in  seinen  ersten  beiden  hier  in  Frage  kommenden  Punkten: 

Vom  vollendeten  sechzehnten  Lebensjahr  ab  werden  versichert: 

1.  Personen,  welche  als  Arbeiter,  Gehilfen,  Gesellen,  Lehrlinge  oder 
Dienstboten  gegen  Lohn  oder  Gehalt  beschäftigt  werden; 

2.  Betriebsbeamte,  Werkmeister  und  Techniker,  Handlungsgehilfen  und 
Lehrlinge,  sonstige  Angestellte,  deren  dienstliche  Beschäftigung  ihren 

'  Die  ohne  weiteren  Zusatz  angezogenen  Paragraphen  beziehen  sich  auf  das 
Invalidenversicherungsgesetz  vom  t  j. Juli  1899,  im  übrigen  gelten  folgende  Abkürzungen: 
A.N.  =  Amtliche  Nachrichten  des  Reichs  -Versicherungsamts:  Beschl.  d.  R.  V.  A.  = 
Beschluß  des  Reichs -Versicherungsamts. 

Archiv  f.  Post  u.  Telepr.    22.    1004.  44 
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Hauptberuf  bildet,  sowie  Lehrer  und  Erzieher,  sämtlich,  sofern  sie 
Lohn  oder  Gehalt  beziehen,  ihr  regelmäßiger  Jahresarbeitsverdienst 
aber  2000  M.  nicht  übersteigt. 
Hiernach  würde  sich  im  Bereiche  der  Reichs -Postverwaltung  die  Ver- 
sicherungspflicht nicht  nur  auf  die  Arbeiter,  sondern  auch  auf  die  Beamten, 
Techniker  und  sonstigen  Angestellten,  deren  dienstliche  Beschäftigung  ihren 
Hauptberuf  bildet,  erstrecken,  sofern  ihr  jährliches  Diensteinkommen  nicht 
mehr  als  2000  M.  beträgt.    Für  die  letztere  Klasse  von  Personen,  soweit 
sie  Beamteneigenschaft  haben,  tritt  aber  zufolge  §  5  Abs.  1  grundsätzlich 
eine  Einschränkung  der  Versicherungspflicht  ein.    Dieser  §  lautet: 

»Beamte  des  Reichs,  der  Bundesstaaten  und  der  Kommunal- 
verbände unterliegen  der  Versicherungspflicht  nicht,  solange  sie 
lediglich  zur  Ausbildung  für  ihren  zukünftigen  Beruf  beschäftigt 
werden   oder  sofern  ihnen  eine  Anwartschaft  auf  Pension  im 
Mindestbetrage  der  Invalidenrente  nach  den  Sätzen  der  ersten 
Lohnklasse  gewährleistet  ist.« 
Die  Anwartschaft  auf  Pension  hat  auch  ein  Beamter,  der  in  eine  mit 
Ruhegehaltsbercchtigung  ausgestattete  Stelle  eingerückt  ist,  wenngleich  er 
den  gesicherten  Anspruch  auf  Ruhegehalt  erst  durch  Zurücklegung  einer 
längeren  Dienstzeit  erwerben  muß.    Aber  auch  vor  der  Erlangung  einer 
solchen  Stelle  wird  ein  Beamter  eine  Anwartschaft  im  Sinne  des  Gesetzes 
regelmäßig  bereits  dann  besitzen,  wenn  ihm  nach  dem  Abschlüsse  seiner 
Ausbildung  eine  Stellung  übertragen  wird,  die  nach  den  bestehenden  Ver- 
waltungsgrundsätzen den  allgemein  üblichen  Übergang  zu  einer  Anstellung 
mit  späterer  Ruhegehaltsbercchtigung  bildet.    Wollte  man  dies  nicht  an- 
nehmen, so  würde  sich  zwischen  die  kraft  Gesetzes  versicherungsfreie  Aus- 
bildungszeit und  die  ebenso  versicherungsfreie  Dienstzeit  in  einer  etats- 
mäßigen Stelle  in  zahlreichen   Fällen  eine  Zeit  der  Versicherungspflicht 
einschieben,  was  augenscheinlich  zweckwidrig  sein  würde  und  daher  nicht 
wohl  beabsichtigt  sein  kann  (Anleitung,  betreffend  den  Kreis  der  nach 
dem  I.  V.  G.  versicherten  Personen  vom  19.  Dezember  1899). 

Da  mit  Ausnahme  der  Postagenten  und  Posthilfsboten  alle  Beamte  der 
Reichs -Postverwaltung,  insbesondere  auch  die  Postgehilfen,  Postboten  und 
die  übrigen  nicht  etatsmäßig  angestellten  Beamten,  Anwartschaft  auf  Pension 
haben,  so  kommen  als  versicherungspflichtig  nur 

a)  die  Arbeiter, 

b)  die  Postagenten  und  Posthilfsboten 
in  Betracht. 

Zu  a).  Inwieweit  etwa  die  Arbeiter,  sofern  sie  nur  vorübergehend  be- 
schäftigt werden,  von  der  Versicherungspflicht  befreit  sind,  ergibt  sich  aus 
den  Angaben  unter  B. 

Zu  b).  Die  Posthilfsboten  müssen  als  »Gehilfen«  im  Sinne  des  §  1 
Ziffer  1  gelten  (vorerwähnte  Anleitung).  Die  Frage  nach  ihrer  Versicherungs- 
pflicht ist  deshalb  nach  den  für  Arbeiter  überhaupt  geltenden  Grundsätzen 
zu  beantworten. 

Die  Postagenten  können  dagegen  nur  als  »sonstige  Angestellte«  im 
Sinne  des  §  1  Ziffer  2  angesehen  werden.  Sie  sind  also  nur  dann  ver- 
sicherungspflichtig, wenn  ihre  dienstliche  Beschäftigung  ihren  Hauptberuf 
bildet.  Sind  »sonstige  Angestellte«  zugleich  bei  verschiedenen  Verwaltungen 
beschäftigt,  so  hängt  die  Versichcrungspflicht  davon  ab,  ob  die  Gesamtheit 
dieser  Beschäftigungen  gegenüber  der  anderen,  nicht  versicherungspflichtigen 
Tätigkeit  den  Hauptberuf  bildet.  Beschäftigungen  außerhalb  eines  Dienst- 
verhältnisses, als  selbständiger  Unternehmer,  Landwirt  usw.,  bleiben  für  die 
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Frage  der  Versicherungspflicht  außer  Betracht.  Hiervon  ausgehend  sind 
die  Postamenten  stets  dann  als  versicherungspflichtige  »sonstige  Angestellte« 
anzusehen,  wenn  ihre  dienstliche  Beschäftigung  für  ihre  Lebensstellung 
tatsächlich  und  nach  ihrer  Absicht  maßgebend  ist.  Dies  ist  regelmäßig  an- 
zunehmen, wenn  die  dienstliche  Tätigkeit  die  Arbeitskraft  —  wohl  zu  unter- 
scheiden von  der  tatsächlichen  Arbeitsleistung  —  des  Postagenten  haupt- 
sächlich in  Anspruch  nimmt,  also  seinen  Hauptberuf  bildet.  Alsdann 
kommen  die  sonstigen  Einkommensverhältnisse  jener  Tätigkeit  gegenüber 
nicht  in  Betracht.  Abgesehen  von  diesem  Falle  kann  aber  auch  die  Wahr- 
nehmung der  Postagenturgeschäfte,  selbst  wenn  diese  an  die  Arbeitskraft 
oder  Arbeitszeit  nicht  so  erhebliche  Anforderungen  stellen,  die  Lebensstellung 
des  Postagenten  begründen,  also  seinen  Hauptberuf  bilden,  wenn  ihn  seine 
Stellung  als  Postagent  einem  bestimmten  Gesellschaftskreise  zuweist.  Bei 
Prüfung  der  Frage,  ob  letzteres  der  Fall  ist,  müssen  jedoch  seine  übrigen 
Verhältnisse,  insbesondere  auch  das  Einkommen  aus  Vermögensbesitz,  berück- 
sichtigt werden.  Übt  jemand,  ohne  anderweit  beschäftigt  zu  sein,  als  Post- 
agent eine  im  Verhältnisse  zu  seinem  Einkommen  aus  Vermögensbesitz  usw. 
gering  gelohnte  und  geringfügige  Tätigkeit  aus,  die  ihm  auch  nicht  eine 
andere  gesellschaftliche  Stellung  gibt,  als  er  sie  ohnehin  infolge  seiner 
sonstigen  Lebensführung  einnimmt,  so  bildet  die  Beschäftigung  als  Postagent 
nicht  etwa  seinen  Hauptberuf ;  vielmehr  handelt  es  sich  in  solchen  Fällen 
um  eine  Nebenbeschäftigung  eines  sonst  beruflosen  Mannes. 

Diese  Grundsätze  hat  das  Reichs -Versicherungsamt  in  gleichmäßiger 
Rechtsprechung  in  folgenden  Fällen  angewandt. 

I.  Als  versicherungspflichtig  sind  angesehen: 

1.  ein  Postagent,  der  467  M.  Einkommen  aus  Kapital-  und  Grund- 
besitz hat.  ferner  aus  einer  Pachtung  100  M.  Reingewinn  erzielt 
und  für  seine  täglich  etwa  5  Stunden  in  Anspruch  nehmende 
Tätigkeit  als  Postagent  690  M.  jährliche  Vergütung*)  erhält; 

2.  ein  Postagent,  der  bei  etwas  längerem  Postdienste  720  M .  Vergütung 
erhält  und  im  übrigen  aus  Kapital-  und  Grundbesitz  und  der  pacht- 
weisen Bewirtschaftung  einer  Landwirtschaft  —  24  ha  Acker, 
3  Pferde  und  10  Kühe  —  ein  Einkommen  von  jährlich  1033  M. 
hat.  Das  Reichs- Versicherungsamt  hat  berücksichtigt,  daß  auch  in 
diesem  Falle  das  Einkommen  aus  der  Verwaltung  der  Postagentur 
einen  beträchtlichen  Teil  der  Gesamteinkünfte  des  Postagenten  bildet 
und  daß  angenommen  werden  darf,  daß  gerade  diese  postdienst- 
lichen Bezüge  wegen  ihrer  vergleichsweise  großen  Sicherheit  von 
besonderer  Bedeutung  für  seine  gesamte  wirtschaftliche  Lage  sind; 

3.  ein  Postagent,  dessen  Einkommen  aus  Grundbesitz,  zusammen  mit 
dem  Einkommen  aus  einem  anderen  täglich  zweistündigen  Erwerb 
aus  selbständiger  Beschäftigung,  die  Vergütung  für  die  Verwaltung 
der  Postagentur  etwas  übersteigt.  Die  Verwaltung  der  Postagentur 
ist  gleichwohl  als  der  Hauptberuf  angesehen  worden,  hauptsächlich 
mit  Rücksicht  darauf,  daß  sie  täglich  im  Winter  6,  im  Sommer 
5  Stunden  in  Anspruch  nimmt  (A.  N.  1901.  S.  631); 

4.  ein  Postagent,  der  gleichzeitig  die  Geschäfte  eines  Sparkassen- 
kassierers versieht.    Dieser  Beamte  erhält  als  Postagent  eine  jährliche 


*)  In  diesem  und  den  folgenden  Beispielen  ist  unter  »Vergütung«  nicht  die  volle 
Vergütung  des  Postagenten  zu  verstehen,  sondern  nur  der  Teilbetrag,  der  nach  Abzug 
der  Dienstaufwandskosten  (Hergabe  der  Diei  sträume,  Heizung,  Beleuchtung  usw.)  als 
Entgelt  für  die  postdienstliche  Tätigkeit  anzusehen  ist. 

44* 
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Vergütung  von  760  M.  Zu  seiner  Unterstützung  bei  den  post- 
dienstlichen Geschäften  hält  er  sich  eine  Schreibhilfe,  die  er  jährlich 
mit  300  M.  bezahlt.  In  seiner  Eigenschaft  als  Sparkassenkassierer 
bezieht  er  eine  Jahresvergütung  von  500  M.  Seinem  Einkommen 
aus  diesen  gewinnbringenden  Beschäftigungen  steht  ein  Einkommen 
aus  Kapitalvermögen  und  Grundbesitz  in  Höhe  von  insgesamt  1420  M. 
jährlich  gegenüber.  Beide  Tätigkeiten  zusammen  —  als  Postagent 
und  als  Sparkassenkassierer  —  sind  als  Ausübung  eines  die  Lebens- 
stellung bestimmenden  Berufs  angesehen  worden  (A.  N.  1902,  S.  550). 
II.   Als  nicht  versicherungspflichtig  sind  angesehen: 

1.  ein  Postagent,  der  früher  hauptsächlich  Schankwirt  war,  seitdem  aber 
wesentlich  von  dem  sich  auf  jährlich  4200  M.  belaufenden  Ertrage 
seines  Hausgrundstücks  lebt.  Der  Postagent  erhält  für  die  Verwaltung 
der  Postagentur  eine  jährliche  Vergütung  von  300  M.  Er  führt  die 
Postagentur  nicht  zum  Zwecke  des  Erwerbs,  sondern  lediglich  des- 
halb, weil  er  eine  Beschäftigung  haben  will  (A.N.  1901,  S.  631); 

2.  ein  Postagent,  der  neben  den  ihm  als  selbständigen  Kaufmann  und 
Landwirt  obliegenden  Geschäften,  aus  denen  er  jährlich  820  M. 
Gewinn  erzielt,  auch  die  Geschäfte  eines  Gemeinde-  und  Kirchen- 
rechners sowie  staatlichen  Untererhebers  erledigt.  Er  bezieht  jährlich 
als  Postagent  500  M.,  als  Gemeinderechner  800  M.,  als  Kirchen- 
rechner 70  M.  und  als  Untererheber  350  M.  Es  ist  angenommen 
worden,  daß  keine  der  genannten  Beschäftigungen  seinen  Haupt- 
beruf bildet  und  daß  sich  ein  unbedingtes  Überwiegen  der  Beamten- 
stellungen selbst  dann  nicht  behaupten  läßt,  wenn  man  sie  in  ihrer 
Gesamtheit  seinen  übrigen  Geschäften  gegenüberstellen  wollte.  Er 
ist  in  erster  Linie  als  selbständiger  Kaufmann  und  Landwirt  an- 
gesehen, dem  seine  dienstlichen  Beschäftigungen  keine  andere  Lebens- 
stellung verschaffen,  als  er  sie  ohne  diese  Beschäftigungen  ein- 
nehmen würde  (Bcschl.  d.  R.  V.  A.  vom  2.  Januar  1902); 

3.  ein  Postagent,  der  eine  jährliche  Vergütung  von  800  M.  aus  der 
Postkasse  bezieht.  Er  hat  daneben  aus  einem  Hausgrundstück  außer 
der  eigenen  freien  Wohnung  im  Mietwerte  von  200  M.  durch  Ver- 
mietung eine  Einnahme  von  300  M.  jährlich  sowie  aus  einem  Kapital- 
vermögen von  25  000  M.  einen  Zinsertrag  von  etwa  1020  M.  jährlich. 
Er  ist  als  nicht  versicherungspflichtig  erachtet  worden,  da  seine 
Lebensstellung  nicht  auf  dem  dienstlichen  Verhältnisse  beruht,  in  dem 
er  zur  Postbehörde  steht  (Beschl.  d.  R.  V.  A.  vom  22.  März  1902). 

Die  Postagenten  können  sich  in  der  Wahrnehmung  der  Postdienst- 
geschäfte vertreten  lassen.  Es  ist  daher  die  Frage  aufgetaucht,  ob  Personen, 
namentlich  Familienangehörige,  die  von  Postagenten  mit  der  Erledigung  der 
Postagentengeschäfte  beauftragt  sind,  in  ein  versicherungspflichtiges  Arbeits- 
verhältnis zur  Postverwaltung  treten.  Das  Reichs  -  Versicherungsamt  hat 
diese  Frage  in  mehreren  Beschlüssen  verneint,  und  zwar  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  die  Dienstgeschäftc  nur  zu  einem  Teile  oder  ausschließlich  von 
Angehörigen  wahrgenommen  werden  und  ob  ferner  die  Vertretung  durch 
die  Ehefrau  oder  durch  Kinder  erfolgt  (A.  N.  1903,  S.  370;  Bcschl.  d.  R.V.A. 
vom  17.  Oktober  190J). 

Bei  seinen  Entscheidungen  ist  das  Reichs -Versicherungsamt  davon  aus- 
gegangen, daß  die  Vertreter  der  Postagenten  in  keinem  persönlichen  Dienst- 
und Abhängigkeitsverhältnisse  zur  Postverwaltung  stehen  und  von  dieser 
keinerlei,  auch  nicht  eine  mittelbare  Vergütung  erhalten,  da  die  Beziige  der 
Postagenten  unabhängig  von  der  Mitw  irkung  der  Angehörigen  oder  sonstiger 
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Aushiltspersonen  nur  nach  dem  Umfange  der  Dienstgeschäfte  und  nach  der 
Zahl  der  zurückgelegten  Dienstjahre  festgesetzt  werden.  Bei  denjenigen 
Vertretern,  die  von  der  Postverwaltung  ausnahmsweise  zur  treuen  Erfüllung 
ihrer  Obliegenheiten  und  zur  Amtsverschwiegenheit  durch  Handschlag  ver- 
pflichtet waren,  sind  allerdings  die  Entscheidungen  des  Reichs-Yersicherungs- 
amts  (vgl.  u.  a.  A.N.  1903,  S.  370)  unter  dem  Gesichtspunkte  getroffen,  daß 
die  Verpflichtung  nicht  geeignet  sei,  ein  persönliches  Dienst-  und  Abhängig- 
keitsverhältnis der  Vertreter  zur  Postverwaltung  zu  begründen.  Die  Ver- 
pflichtung dürfte  wesentlich  nur  eine  erhöhte  Sicherstellung  der  postdienstlichen 
Interessen  und  einen  größeren  Schutz  des  die  Post-  und  Telegraphen- 
einrichtungen benutzenden  Publikums  bedeuten.  Denn  die  Post  braucht  für 
einen  Postagenten  nur  eine  Arbeitskraft,  die  des  Agenten  selbst,  und 
auch  nur  diese  eine  Arbeitskraft  wird  von  ihr  bezahlt;  sie  legt  keinen 
Wert  darauf,  daß  dem  Agenten  Hilfskräfte  zur  Verfügung  stehen  und 
lohnt  auch  die  Vertreter  nicht,  so  daß  weder  ein  unmittelbares  noch  ein 
mittelbares  Lohnverhältnis  zwischen  Vertreter  und  Postverwaltung  eintritt. 

Hinsichtlich  der  Telegraphengehilfinnen  hat  das  Reichs- Versicherungs- 
amt in  Übereinstimmung  mit  der  Ansicht  des  Reichs- Postamts  unterm 
7.  Oktober  1904  entschieden,  daß  die  Stellung  der  Telegraphengehilfinnen 
den  Übergang  zur  pensionsberechtigten  Anstellung  bildet.  Die  Telegraphen- 
gehilfinnen erhalten  nach  Zurücklegung  einer  mindestens  neunjährigen  Dienst- 
zeit regelmäßig  eine  etatsmäßige,  mit  Anspruch  auf  Ruhegehalt  verbundene 
Anstellung,  so  daß  während  der  Übergangszeit,  die  zwischen  der  Vereidigung 
und  der  etatsmäßigen  Anstellung  liegt,  die  Anwartschaft  auf  Pension  als 
gewährleistet  im  Sinne  des  §  5  Abs.  1  gelten  kann.  Die  Telegraphen- 
gehilfinnen sind  daher  für  nicht  versicherungspflichtig  erklärt  worden. 

Wir  geben  abschließend  eine  Übersicht  der  Personen,  die  versicherungs- 
pflichtig sind,  und  zwar  sind  es 

a)  aus  der  Klasse  der  Beamten: 

1.  die  Postagenten,  soweit  die  Beschäftigung  im  Postdienst  oder 
die  Gesamtheit  der  Beschäftigungen  als  »sonstige  Angestellte« 
bei  verschiedenen  Verwaltungen  den  Hauptberuf  bildet; 

2.  die  Posthilf sboten ,  soweit  ihre  Beschäftigung  nicht  lediglich 
eine  vorübergehende  ist  und  als  solche  nach  den  Bestimmungen 
des  Bundesrats  (§  4)  nicht  als  versicherungspflichtig  erscheint 
(s.  unter  B.); 

b)  aus  der  Klasse  der  nicht  im  Beamtenverhältnisse  stehenden 
Personen : 

1.  die  bei  den  Bauten  der  Reichs-Postverwaltung  gegen  Vergütung 
aus  der  Postkasse  beschäftigten  Bautechniker,  Zeichner  und 
Bauschreiber,  sofern  ihr  regelmäßiger  Jahresarbeitsverdienst 
2000  M.  nicht  übersteigt; 

2.  die  Schreibhilfen  und  die  Gehilfinnen  in  Schreibhilfenstellen  und 
Postgehilfenstellen  bei  Postämtern  III; 

3.  die  Lohnschreiber; 

4.  die  Aushelfer  und  die  jugendlichen  Telegrammbesteller; 

5.  die  Telegraphenarbeiter  einschließlich  der  Arbeiter  der  Stangen- 
Zubereitungsanstalten  ; 

6.  die  aus  der  Postkasse  bezahlten  Bauaufseher,  Bauwächter  und 
Bauarbeiter ; 

7.  die  Handwerker  der  reichseigenen  Posthaltereien ; 

8.  die  aus  der  Postkasse  bezahlten  Scheuerfrauen. 
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B.  Befreiung  von  der  Versicherungspflicht 

I.  Von  der  Versicherungspflicht  sind  —  gleichviel  ob  Beamte  oder 
Arbeiter  -  -  kraft  Gesetzes  (§  5  Abs.  3  und  4)  u.  a.  ohne  weiteres  befreit: 

1.  Personen,  denen  eine  Invalidenrente  bereits  bewilligt  ist; 

2.  Personen,  deren  Erwerbsfähigkeit  infolge  von  Alter,  Krankheit 
oder  anderen  Gebrechen  dauernd  auf  weniger  als  ein  Drittel  herab- 
gesetzt ist.  Dies  ist  dann  anzunehmen ,  wenn  sie  nicht  mehr  im- 
stande sind,  durch  eine  ihren  Kräften  und  Fähigkeiten  entsprechende 
Tätigkeit,  die  ihnen  unter  billiger  Berücksichtigung  ihrer  Ausbildung 
und  ihres  bisherigen  Berufs  zugemutet  werden  kann,  ein  Drittel 
desjenigen  zu  erwerben,  was  körperlich  und  geistig  gesunde  Personen 
derselben  Art  mit  ähnlicher  Ausbildung  in  derselben  Gegend  durch 
Arbeit  zu  verdienen  pflegen ; 

3.  Personen,  denen  für  ihre  Beschäftigung  nur  freier  Unterhalt  ge- 
währt wird  (§  3  Abs.  2). 

Freier  Unterhalt  ist  dasjenige  Maß  an  wirtschaftlichen  Gütern,  das  zur 
unmittelbaren  Befriedigung  der  notwendigen  Lebensbedürfnisse  des  Arbeit- 
nehmers erforderlich  ist.  Dabei  macht  es  keinen  Unterschied,  ob  in  einem 
Falle  alle  diejenigen  Gebrauchs-  und  Verbrauchsgegenstände,  die  der  persön- 
lichen Erhaltung  eines  Menschen  bestimmt  sind,  oder  nur  einige  von  diesen, 
wie  z.  B.  Wohnung  und  Kleidung,  gewährt  werden  (A.  N.  1891,  S.  179/180). 

II.  Außerdem  sind  auf  ihren  Antrag  gemäß  §  6  von  der  Ver- 
sicherungspflicht zu  befreien: 

a)  Personen,  welche  Ruhegehalt,  Unfallrente,  Wartegeld  oder  ähnliche 
Bezüge  (z.  B.  Witwengeld)  im  Mindestbetrage  der  Invalidenrente  nach 
den  Sätzen  der  ersten  Lohnklasse  (d.  s.  116  M.  jährlich)  beziehen; 

b)  Personen,  die  das  70.  Lebensjahr  vollendet  haben: 

c)  Personen,  welche  Lohnarbeit  im  Laufe  eines  Kalendersjahrs  nur  in  be- 
stimmten Jahreszeiten  für  nicht  mehr  als  12  Wochen  oder  überhaupt 
für  nicht  mehr  als  50  Tage  übernehmen,  im  übrigen  aber  ihren  Lebens- 
unterhalt als  Betriebsunternehmer  oder  anderweit  selbständig  erwerben, 
oder  ohne  Lohn  oder  Gehalt  tätig  sind,  solange  für  sie  nicht  bereits 
100  Wochen  lang  Beiträge  entrichtet  worden  sind  (§  6  Abs.  2). 

Die  Anträge  sind  an  die  untere  Verwaltungsbehörde  zu  richten,  d.  i. 
z.  B.  in  Preußen  in  Städten  von  mehr  als  10000  Einwohnern  an  den 
Gemeindevorstand  (Magistrat),  im  übrigen  an  die  Landräte,  in  Hamburg 
an  die  Polizeibehörde  usw.  (A.  N.  1900,  S.  367). 

III.  Endlich  kommt  noch  die  Befreiung  vorübergehender  Dienst- 
leistungen nach  §  4  Abs.  1  in  Betracht.  Die  Bestimmungen  darüber,  in- 
wieweit vorübergehende  Dienstleistungen  als  versicherungspflichtige  Be- 
schäftigung im  Sinne  des  I.  V.  G.  nicht  gelten,  sind  vom  Bundesrat  gemäß 
§  4  Abs.  1  und  §  6  Abs.  2  getroffen  worden  und  in  den  Bekanntmachungen 
de>  Reichskanzlers  vom  24.  Dezember  1899  und  27.  Dezember  1899  enthalten 
(R.  G.  Bl.  S.  721  und  S.  725).  Für  den  Bereich  der  Rekhs-Postverwaltung 
kommen  aus  der  letzteren  Bekanntmachung  namentlich  die  nachstehenden 
Vorschriften  in  Betracht. 

Vorübergehende  Dienstleistungen  sind  als  eine  die  Versicherungspflicht 
begründende  Beschäftigung  nicht  anzusehen, 

1.  wenn  sie  von  solchen  Personen,  die  berufsmäßig  Lohnarbeit  über- 
haupt nicht  verrichten, 

a)  nur  gelegentlich,  insbesondere  zu  gelegentlicher  Aushilfe. 
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b)  zwar  in  regelmäßiger  Wiederkehr,  aber  nur  nebenher  und  gegen 
ein  geringfügiges  Entgelt,  welches  für  die  Dauer  der  Beschäfti- 
gung zum  Lebensunterhalte  nicht  ausreicht  und  zu  den  für 
diese  Zeit  zu  zahlenden  Versicherungsbeiträgen  nicht  in  ent- 
sprechendem Verhältnisse  steht, 
verrichtet  werden; 

2.  wenn  sie  von  solchen  Berufsarbeitern,  die  in  einem  regelmäßigen, 
die  Versicherungspflicht  begründenden  Arbeits-  oder  Dienstverhältnisse 
zu  einem  bestimmten  Arbeitgeber  stehen,  ohne  Unterbrechung  dieses 
Verhältnisses  bei  anderen  Arbeitgebern  nebenher,  sei  es  nur  gelegent- 
lich zur  Aushilfe,  sei  es  regelmäßig,  verrichtet  werden. 

Dasselbe  gilt 

3.  für  Dienstleistungen  zur  schleunigen  Hilfe  bei  Unglücksfällen  oder 
Verheerungen  durch  Naturereignisse  oder  zur  schleunigen  Beseitigung 
von  Verkehrs-  oder  Betriebsstörungen,  sofern  diese  Dienstleistungen 
nach  ihrer  Art  die  Dauer  von  zwei  Arbeitstagen  voraussichtlich 
nicht  übersteigen  werden. 

In  den  Bestimmungen  zu  1  und  2  wird  unterschieden  zwischen  solchen 
Personen,  welche  berufsmäßig  Lohnarbeit  überhaupt  nicht  verrichten  und 
eigentlichen  Berufsarbeitern.  Zu  den  Personen,  welche  berufsmäßig  Lohn- 
arbeit überhaupt  nicht  verrichten,  sind  im  allgemeinen  nur  solche  zu  rechnen, 
die  — ■  wie  selbständige  Unternehmer,  Ehefrauen,  Haustöchter  usw.  —  über- 
haupt nicht  gegen  Lohn  für  Dritte  Arbeiten  verrichten.  Unter  Lohnarbeit 
im  Sinne  des  Bundesratsbeschlusses  muß  ganz  allgemein  jede  von  einem 
Berufsarbeiter  gegen  Entgelt  geleistete  Arbeit  verstanden  werden,  gleichviel, 
ob  das  Entgelt  in  barem  Gelde  oder  in  freiem  Unterhalte  besteht. 

Die  Frage,  wann  das  Entgelt  für  eine  vorübergehende  Dienstleistung  als 
ein  geringfügiges  anzusehen  ist,  läßt  sich  im  allgemeinen  nur  von  Fall  zu 
Fall  unter  Berücksichtigung  der  einschlägigen  tatsächlichen  Verhältnisse, 
insbesondere  der  gesamten  Lebenshaltung  der  beschäftigten  Person,  ent- 
scheiden. Nach  einem  Bescheide  des  Reichs- Versicherungsamts  (A.N.  1891, 
S.  54)  wird  jedoch  im  allgemeinen  kaum  fehlgegangen  werden,  wenn  der 
einem  Drittel  des  maßgebenden  ortsüblichen  Tagelohns  gewöhnlicher  Tage- 
arbeiter entsprechende  Lohnbetrag  als  ein  geringfügiges  Entgelt  im  Sinne 
des  Bundesratsbeschlusses  angesehen  wird.  Hierbei  kommt  es  nicht  darauf 
an,  ob  das  Arbeitsentgelt  im  Verhältnisse  zum  jährlichen  Lebensbedarf 
geringfügig  ist;  vielmehr  ist  das  Entgelt  im  Verhältnisse  zu  dem  Lebensbedarf 
während  der  vorübergehenden  Dienstleistungen  maßgebend  (A.  N.  1900, 
S.  700).  Zur  Prüfung  dieser  Voraussetzung  sind  indes  nicht  lediglich  die 
wirklich  auf  die  Dienstleistungen  verwendeten  Zeiträume  oder  etwa  die 
Tage,  auf  welche  die  Dienstleistungen  fallen,  dem  Lebehsbedarf  für  die 
gleiche  Zeit  gegenüber  zu  stellen,  sondern  es  ist  mindestens  der  Lebens- 
bedarf für  die  ganze  Woche  mit  dem  Entgelt,  welches  im  Laufe  dieser 
Woche  verdient  worden  ist,  zu  vergleichen.  Erstreckt  sich  die  Neben- 
beschäftigung im  allgemeinen  gleichmäßig  über  alle  Wochen  des  Jahres,  so 
ist  es  im  Ergebnis  im  wesentlichen  dasselbe,  ob  der  Verdienst  der  einzelnen 
Woche  mit  dem  Lebensunterhalte  für  die  Woche  verglichen  wird,  oder  ob 
der  Vergleich  zwischen  dem  Jahresentgelt  und  dem  Lebensbedarfe  für  das 
ganze  Jahr  stattfindet  (A.  N.  iqoi,  S.  608). 

-  Wann  das  Entgelt  zu  den  für  die  Dauer  der  Beschäftigung  zu  leistenden 
Versicherungsbeiträgen  nicht  in  entsprechendem  Verhältnisse  steht,  ist  durch 
die  bisherige  Rechtsprechung  nicht  unbedingt  festgestellt.  Ein  Mißverhältnis 
zwischen  Entgelt   und  Versicherungsbeitrag   wird  z.  B.   nach   einer  Ent- 
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Schließung  des  Badischen  Ministeriums  des  Innern  vom  u.  Februar  1891 
dann  angenommen  werden  können,  wenn  der  Versicherungsbeitrag  6  v.  H. 
des  Entgelts,  d.  h.  etwa  das  Dreifache  des  durchschnittlichen  Prozentsatzes 
bei  voller  Beschäftigung,  übersteigt  (Arbeiter- Versorgung  1891,  S.  150). 

Ob  eine  Dienstleistung  nebenher  verrichtet  wird,  ist  im  allgemeinen 
danach  zu  beurteilen,  ob  gegenüber  der  sonstigen  Beschäftigung  des  Be- 
treffenden und  seinen  übrigen  Einnahmen  die  Dienste  sich  nur  als  nebenher 
darstellen,  also  neben  einer  anderen  Tätigkeit  einhergehen.  Entscheidende 
Bedeutung  ist  aber  auch  beizulegen  der  Zeit,  welche  auf  die  Arbeit  verwendet 
und  dem  Einkommen,  welches  dadurch  erzielt  wird,  indem  beide  Tatsachen 
in  Vergleich  zu  der  dem  Arbeitenden  verbliebenen  übrigen  Arbeitszeit  und  zu 
seinem  sonstigen  Einkommen  zu  setzen  sind  (A.  N.  1894,  S.  139  und  S.  157). 

Das  Reichs-Versicherungsamt  hat  in  Anwendung  des  Bundesratsbeschlusses 
für  Personen,  die  bei  der  Postverwaltung  tätig  sind,  folgende  Entscheidungen 
getroffen. 

1 .  Der  Schuhmacher  B. ,  welcher  aus  seinem  Gewerbe  ein  jährliches 
Einkommen  von  5(*>M.  erzielt,  ist  auch  als  Postaushelfer  beschäftigt. 
Als  solcher  ist  er  regelmäßig  nur  Sonntags  tätig;  ab  und  zu  wird 
er  auch  als  Besteller  von  Telegrammen  und  Eilsendungen  sowie  als 
Vertreter  erkrankter  Postboten  herangezogen.  Durch  seine  Tätigkeit 
bei  der  Post  verdient  er  jährlich  etwa  110M.  Die  Tätigkeit  ist 
als  nicht  versicherungspflichtig  angesehen  worden,  da  B.  nicht 
berufsmäßiger  Lohnarbeiter,  sondern  selbständiger  Gewerbetreibender 
ist,  die  Tätigkeit  für  die  Post  nur  nebenher  ausübt  und  das  Entgelt, 
welches  er  dafür  erhält,  nicht  ein  Drittel  des  sich  am  Beschäfti- 
gungsorte für  das  Jahr  auf  450  M.  stellenden  üblichen  Tagelohns 
erreicht  (Beschl.  d.  R.  V.  A.  vom  16.  Mai  1903); 

2.  die  Ehefrau  eines  Weichenstellers,  welche  sonst  berufsmäßig  Lohn- 
arbeit nicht  verrichtet  und  nur  ihren  Haushalt  versieht,  bezieht  für 
das  Reinigen  von  Postdiensträumen  am  Sonnabend  jeder  Woche 
eine  monatliche  Vergütung  von  7  M.  50  Pf.  Sie  ist ,  da  das  ihr 
gewährte  Entgelt  ein  Drittel  des  durchschnittlichen  Wochen-  oder 
Jahresarbeitsverdienstes  der  erwachsenen  weiblichen  Arbeiter  am 
Orte  ihrer  Beschäftigung  nicht  erreicht  und  daher  als  geringfügiges, 
nach  den  örtlichen  Verhältnissen  zum  Lebensunterhalte  nicht  ge- 
nügendes anzusehen  ist,  als  nicht  versicherungspflichtig  erachtet 
worden  (Beschl.  d.  R.  V.  A.  vom  13.  November  1902). 

C.  Freiwillige  Versicherung. 

Bei  der  freiwilligen  Versicherung  (§  14)  kommt  entweder  die  Selbst- 
versicherung oder  die  Weiterversicherung  in  Betracht. 

I.  Selbst  Versicherung. 
Die  Selbstversicherung,  d.  h.  der  freiwillige  Eintritt  in  das  Versiche- 
rungsverhältnis, ist  Personen  gestattet,  die  das  40.  Lebensjahr  noch  nicht 
vollendet  haben.    Sie  kann  eintreten: 

a)  bei  den  auf  S.  691  unter  bi  bezeichneten  Bautechnikern.  Zeichnern 
und  Bauschreibern,  sofern  ihr  regelmäßiger  Jahresarbeitsverdienst 
mehr  als  2000  M.,  aber  nicht  mehr  als  3000  M.  beträgt; 

b)  bei  Personen,  welche  der  Versicherungspflicht  deshalb  nicht  unter- 
liegen, weil  sie  nur  gegen  freien  Unterhalt  tätig  sind  oder  weil  ihre 
vorübergehende  Beschäftigung  als  nicht  versicherungspflichtig  an- 
zusehen ist. 
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Diese  Personen  sind  auch  berechtigt,  beim  Ausscheiden  aus  dem  die 
Berechtigung  zur  Selbstversicherung  begründenden  Verhältnisse  die  Selbst- 
versicherung fortzusetzen  und  nach  den  Bestimmungen  des  §  46  zu  erneuern. 

II.  Weiterversicherung. 

Personen,  welche  aus  einem  die  Versicherungspflicht  begründenden  Ver- 
hältnis ausscheiden,  sind  befugt,  die  Versicherung  freiwillig  fortzusetzen  oder, 
wenn  das  Versicherungsverhältnis  erloschen  war  (§  46),  zu  erneuern. 

D.  Gegenstand  der  Versicherung. 

Gegenstand  der  Versicherung  (§§15,  16  und  17)  ist  der  Anspruch  auf 
Gewährung  einer  Rente  für  den  Fall  der  Erwerbsunfähigkeit  oder  des 
Alters,  und  zwar  wird 

a)  eine  Invalidenrente  nicht  bloß  im  Falle  dauernder,  sondern 
auch  u.  U.  im  Falle  nicht  dauernder  Erwerbsunfähigkeit, 

b)  eine  Altersrente  bei  Zurücklegung  eines  bestimmten  Lebens- 
alters 

gewährt. 

Die  zum  Bezüge  der  Invalidenrente  berechtigende  Erwerbsunfähigkeit 
ist  derjenigen  Erwerbsunfähigkeit  gleichgestellt,  welche  von  der  Versiche- 
rungspflicht befreit  (vgl.  unter  B.  I.  2). 

Während  nach  dem  früheren  Gesetz  eine  Invalidenrente  für  nicht 
dauernde  Erwerbsunfähigkeit  erst  nach  Ablauf  eines  vollen  Jahres  nach 
Beginn  der  Erwerbsunfähigkeit  vorgesehen  war,  erhält  jetzt  schon  jeder 
nicht  dauernd  erwerbsunfähige  Versicherte,  welcher  während  26  Wochen 
ununterbrochen  erwerbsunfähig  gewesen  ist,  für  die  weitere  Dauer  seiner 
Erwerbsunfähigkeit  eine  Invalidenrente,  die  in  diesem  Falle  die  Sonder- 
bezeichnung »Krankenrente«  führt.  Dem  Versicherten  steht  ein  An- 
spruch auf  Invalidenrente  aber  nicht  zu,  wenn  er  die  Erwerbsunfähigkeit 
vorsätzlich  herbeigeführt  hat.  Altersrente  erhält  ohne  Rücksicht  auf  das 
Vorhandensein  von  Erwerbsunfähigkeit  derjenige  Versicherte,  welcher  das 
70.  Lebensjahr  vollendet  hat. 

Zur  Erlangung  eines  Anspruchs  auf  Invaliden-  oder  Altersrente  ist  auch 
die  Zurücklegung  einer  Wartezeit  und  die  Leistung  von  Beiträgen  erforderlich 
(§  28).  Die  Wartezeit  ist  gegenüber  den  früheren  Bestimmungen  erheblich 
herabgesetzt;  sie  beträgt: 

1.  bei  der  Invalidenrente  200  Beitragswochen,  wenn  mindestens  100  Bei- 
träge auf  Grund  der  Versicherungspflicht  geleistet  worden  sind, 
anderenfalls  500  Beitragswochen; 

2.  bei  der  Altersrente  1200  Beitrags wochen. 

Bei  Versicherten,  welche  innerhalb  der  ersten  5  Jahre,  nachdem  die 
Versicherungspflicht  für  ihren  Berufszweig  in  Kraft  getreten  ist,  erwerbs- 
unfähig werden,  wird  auf  die  Wartezeit  für  die  Invalidenrente  (§  29  Abs.  1 
Ziffer  1)  die  Dauer  einer  früheren  Beschäftigung  angerechnet,  für  welche 
die  Versicherungspflicht  bestand  oder  inzwischen  eingeführt  worden  ist. 
Die  Anrechnung  erfolgt  aber  nur,  soweit  die  frühere  Beschäftigung  in  die 
letzten  5  Jahre  vor  Eintritt  der  Erwerbsunfähigkeit  entfällt,  und  nur  dann, 
wenn  nach  dem  Zeitpunkte,  mit  welchem  die  Versicherungspflicht  für  den 
betreffenden  Berufszweig  in  Kraft  getreten  ist,  eine  die  Versicherungspfliöht 
begründende  Beschäftigung  für  die  Dauer  von  mindestens  40  Wochen  be- 
standen hat  (§  189). 

Bei  Versicherten,  welche  zu  der  Zeit,  als  die  Versicherungspflidht  für 
ihren  Berufszweig  in  Kraft  trat,  das  40.  Lebensjahr  vollendet  habe*,- werden 
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auf  die  Wartezeit  für  die  Altersrente  (§  29  Abs.  1  Ziffer  2)  für  jedes  volle 
Jahr,  um  welches  ihr  Lebensalter  zu  diesem  Zeitpunkte  das  vollendete 
40.  Jahr  überstiegen  hat,  40  Wochen  und  für  den  überschießenden  Teil  eines 
solchen  Jahres  die  weiteren  Wochen,  jedoch  nicht  mehr  als  40,  angerechnet. 
Die  Anrechnung  erfolgt  aber  nur  dann,  wenn  solche  Personen  während  der 
dem  Inkrafttreten  unmittelbar  vorangegangenen  3  Jahre  berufsmäßig,  wenn 
auch  nicht  ununterbrochen,  eine  Beschäftigung  gehabt  haben,  für  welche  die 
Versicherungspflicht  bestand  oder  inzwischen  eingeführt  worden  ist.  Dieser 
Nachweis  wird  erlassen,  wenn  innerhalb  der  ersten  5  Jahre,  nachdem  die 
Versicherungspflicht  für  den  betreffenden  Berufszweig  in  Kraft  getreten  ist, 
eine  die  Versicherungspflicht  begründende  Beschäftigung  für  die  Dauer  von 
mindestens  200  Wochen  bestanden  hat  (§  190). 

E.  Lohnklassen. 

Die  nach  der  Höhe  des  Jahresarbeitsverdienstes  für  die  Versicherten 
gebildeten  Lohnklassen  (§  34)  sind  wie  folgt  festgesetzt : 

Klasse  I  bis  zu  350  M.  einschließlich  umfaßt  einen  Tagelohn  bis 
1  M.  16  Pf.  einschließlich, 

Klasse  II  von  mehr  als  350  bis  zu  550  M.  umfaßt  einen  Tagelohn 
von  mehr  als  1  M.  16  Pf.  bis  zu  1  M.  83  Pf., 

Klasse  III  von  mehr  als  550  bis  zu  850  M.  umfaßt  einen  Tagelohn 
von  mehr  als  1  M.  83  Pf.  bis  zu  2  M.  83  Pf., 

Klasse  IV  von  mehr  als  850  M.  bis  zu  11 50  M.  umfaßt  einen  Tage- 
lohn von  mehr  als  2  M.  83  Pf.  bis  zu  3  M.  83  Pf., 

Klasse  V  von  mehr  als  1150  M.  umfaßt  einen  Tagelohn  über 
3  M.  83  Pf. 

Für  die  Einreihung  in  die  einzelnen  Lohnklassen  ist  nach  §  34  Abs.  2 
bei  Versicherten,  die  einer  Krankenkasse  angehören,  der  300  fache 
Betrag  des  für  ihre  Krankenkassenbeiträge  maßgebenden  Tagelohns, 
für  die  übrigen  Versicherten  der  300  fache  Betrag  des  für  den 
Beschäftigungsort  festgesetzten  ortsüblichen  Tagelohns  gewöhn- 
licher Tagearbeiter 
als  Jahresarbeitsverdienst  anzusehen. 

Wenn  aber,  wie  bei  Postagenten,  Posthilfsboten,  Scheuerfrauen  usw., 
im  voraus  für  Wochen,  Monate,  Vierteljahre  oder  Jahre  eine  feste  bare 
Vergütung  vereinbart  und  diese  höher  ist,  als  der  sich  nach  §34  Abs.  2 
ergebende  Durchschnittsbetrag,  so  ist  diese  Vergütung  zugrunde  zu  legen 
(§  34  Abs.  3).  Für  solche  Personen,  welche  mit  Rücksicht  auf  ihr  Dienst- 
verhältnis zur  Reichs -Post  Verwaltung  als  versicherungspflichtig  anerkannt 
sind,  die  aber  noch  bei  anderen  Arbeitgebern  in  unselbständigen  Stellungen 
gegen  Lohn,  Gehalt  oder  sonstige  Bezüge  beschäftigt  werden,  ist  für  die 
Entscheidung  darüber,  welcher  Lohnklasse  diese  Versicherten  zuzuweisen 
sind,  die  Gesamteinnahme  aus  den  verschiedenen  versicherungspflichtigen 
Stellungen  dann  maßgebend,  wenn  die  Einnahmen  aus  jeder  einzelnen  ver- 
sicherungspflichtigen Beschäftigung  im  voraus  für  Wochen  oder  längere 
Zeitabschnitte  vereinbart  sind  und  wenn  der  Gesamtbetrag  aller  dieser  baren 
Einnahmen  höher  ist  als  der  nach  dem  obenangegebenen  §  34  Abs.  2  maß- 
gebende Durchschnittsbetrag  des  Jahresarbeitsverdienstes.  Sind  dagegen  die 
Einnahmen  aus  den  versicherungspflichtigen  Beschäftigungen  schwankend, 
so  ist  der  vorbezeichnete  Durchschnittsbetrag  für  die  Zugehörigkeit  zu  den 
Lohnklassen  entscheidend.  Dies  ist  auch  dann  der  Fall,  wenn  nur  für  einen 
Teil  der  Tätigkeit  eine  feste  bare  Vergütung  vereinbart  und  diese  niedriger 
ist  als  der  Durchschnittsbetrag. 
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F.  Quittungskarten. 

Jeder  Versicherte  ist  verpflichtet,  sich  eine  Quittungskarte  ausstellen  zu 
lassen  und  sie  dem  Arbeitgeber  vorzulegen  (§  131).  Die  Ausstellung  der 
Quittungskarten  erfolgt  für  die  Mitglieder  der  Postkrankenkassen  durch  die 
Postämter  oder  Telegraphenämter,  für  die  sonstigen  Versicherten  durch  die 
Polizei-  oder  Gemeindebehörden  des  Beschäftigungsorts  oder  durch  besondere 
Ausgabestellen.  Durch  die  genannten  Behörden  erfolgt  auch  der  Umtausch 
und  die  Erneuerung  (Ersetzung)  von  Quittungskarten.  Versicherungspflichtige 
erhalten  Karten  in  gelber  Farbe,  Selbstversicherer  solche  von  grauer  Farbe. 
Wird  der  Inhaber  einer  grauen  Quittungskarte  versicherungspflichtig,  so  hat 
er  seine  Karte  gegen  eine  gelbe  Quittungskarte  umzutauschen. 

Eine  Quittungskarte  verliert  ihre  Gültigkeit,  wenn  sie  nicht  innerhalb 
zweier  Jahre  nach  dem  auf  der  Karte  verzeichneten  Ausstellungstage  zum 
Umtausch  eingereicht  ist  (§  135). 

G.  Beitrage. 

Die  Beiträge,  welche  durch  Einkleben  von  Versicherungsmarken  in  die 
Quittungskarten  zu  entrichten  sind  (§  32),  betragen  wöchentlich 


in  Lohnklasse  I   14  Pf., 

II   20  - 

III   24  - 

IV   30  - 

V   36  -. 


Wird  neben  der  Beschäftigung  im  Postdienste  keine  andere  versicherungs- 
pflichtige Tätigkeit  ausgeübt,  so  sind  die  Beiträge  von  der  Postverwaltung 
und  dem  Versicherungspflichtigen  zu  gleichen  Teilen  zu  leisten.  Im  anderen 
Falle  sind  die  Beiträge  zur  Hälfte  von  dem  Versicherten,  zur  anderen  Hälfte 
von  der  Postverwaltung  und  dem  anderen  Arbeitgeber  gemeinschaftlich  zu 
tragen.  Uber  die  Teilung  der  auf  die  Gesamtheit  der  Arbeitgeber  ent- 
fallenden Hälfte  muß  zwischen  diesen  eine  Verständigung  dahin  eintreten, 
daß  die  Arbeitgeber  ihre  Beitragshälfte  anteil weise  nach  dem  Verhältnisse 
der  gezahlten  Löhne,  Vergütungen  usw.  entrichten  (§  140). 

Beansprucht  ein  Versicherter  die  Versicherung  in  einer  höheren  Lohn- 
klasse als  derjenigen,  die  für  ihn  maßgebend  sein  würde,  so  hat  er  die 
Mehrkosten  allein  zu  tragen  (§  34  Abs.  4).  Dies  gilt  auch,  wenn  Personen 
sich  freiwillig  versichern,  welche,  weil  ihnen  nur  freier  Unterhalt  gewährt 
wird  oder  weil  ihre  Beschäftigung  nur  vorübergehend  ist,  an  sich  nicht 
versicherungspflichtig  sind  (§  145  Abs.  2);  solche  Personen  können  von 
dem  Arbeitgeber  ebenfalls  nur  die  Hälfte  der  entrichteten  Beträge  verlangen. 

Die  Beiträge  für  die  im  Post-  und  Telegraphenbetriebe  beschäftigten 
versicherungspflichtigen  Personen,  die  nicht  von  der  Postverwaltung  unmittel- 
bar, sondern  von  Mittelspersonen  angenommen  und  gelohnt  werden,  sind 
von  der  Postverwaltung  ebenso  und  nach  den  gleichen  Grundsätzen  zu 
entrichten,  wie  für  die  unmittelbar  aus  der  Postkasse  bezahlten  versicherungs- 
pflichtigen Personen.    Hierher  gehören  u.  a. : 

die  Aushelfer  der  Postagenten  zum  Ortsbestelldienst  und  zu  Bahnhofs- 
gängen, die  von  den  Postamtsvorstehern  aus  Pauschvergütungen 
bezahlten  Scheuerfrauen,  die  Hilfskräfte  der  für  unmittelbare 
Rechnung  der  Postverwaltung  angenommenen  Scheuerfrauen  usw. 

Ein  Versicherungsbeitrag  ist  für  jede  Woche  zu  entrichten,  in  welcher 
der  Versicherte  in  einem  die  Versicherungspflicht  begründenden  Arbeits- 
oder Dienstverhältnisse  gestanden  hat  (§  30).  Die  Beitragswoche  beginnt 
mit  dem  Montag  einer  jeden  Kalenderwoche.    Als  Beitragswochen  werden 
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mit  gewissen  Einschränkungen,  ohne  daß  Beiträge  entrichtet  zu  werden 
brauchen,  auch  diejenigen  vollen  Wochen  in  Anrechnung  gebracht,  während 
deren  Versicherte  militärische  Dienstleistungen  verrichtet  haben  oder  wegen 
bescheinigter,  mit  zeitweiser  Erwerbsunfähigkeit  verbundener  Krankheit  an 
der  Fortsetzung  ihrer  Berufstätigkeit  verhindert  gewesen  sind  (§  30  Abs.  2 
bis  6).  Wurde  der  Wochenbeitrag  von  einem  Arbeitgeber,  welcher  den 
Versicherten  zuerst  beschäftigt  hatte,  nicht  entrichtet  und  hat  der  Versicherte 
den  Beitrag  nicht  selbst  geleistet,  so  ist  der  rückständige  Beitrag  von  dem- 
jenigen Arbeitgeber,  welcher  den  Versicherten  weiterhin  beschäftigt,  nach- 
träglich zu  entrichten.  Ihm  steht  jedoch  gegen  den  zunächst  Verpflichteten 
Anspruch  auf  Ersatz  zu  (§  140  Abs.  2). 

Versicherungsmarken  sind  von  jeder  Versicherungsanstalt  für  die  einzelnen 
Lohnklassen  ausgegeben.  Neben  den  schon  früher  verwendeten  Marken  der 
Lohnklassen  I  bis  IV  sind  solche  der  Lohnklasse  V  zu  36  Pf.  und  außerdem 
von  jeder  der  fünf  Lohnklassen  Marken  für  zwei  und  dreizehn  Wochen  ein- 
geführt. Dagegen  ist  die  früher  für  die  freiwillige  Versicherung  vor- 
geschriebene Doppelmarke  weggefallen.  Es  sind  Marken  derjenigen  Ver- 
sicherungsanstalt zu  verwenden,  zu  deren  Bezirk  der  Beschäftigungsort  des 
Versicherten  gehört.  Die  Marken  sind  bei  jeder  Lohnzahlung  in  die 
Quittungskarte  des  Versicherten  einzukleben  und  sogleich  nach  der  Ein- 
klebung von  der  die  Beiträge  einziehenden  Dienststelle  zu  entwerten.  Die 
Entwertung  darf  nur  in  der  Weise  erfolgen,  daß  auf  den  einzelnen  Marken 
handschriftlich  oder  durch  Stempel  der  Entwertungstag  in  Ziffern,  z.  B.  für 
den  15.  März  1904  »15.  3.  04«  oder  für  den  10.  Februar  1903  »10.  2.  03« 
deutlich  angegeben  wird.  Zur  Entwertung  ist  Tinte  oder  ein  ähnlicher 
festhaltender  Farbstoff  zu  verwenden.  Bei  der  Entwertung  dürfen  die  Marken 
nicht  unkenntlich  gemacht  werden,  insbesondere  müssen  der  Geldwert,  die 
Lohnklasse  und  der  Name  der  Versicherungsanstalt  ersichtlich  bleiben. 

H.  Berechnung"der  Renten. 

I.  Invalidenrente. 

Die  Invalidenrente  setzt  sich  zusammen  aus  dem  festen  Reichszuschusse 
von  50  M.  jährlich  für  jede  Rente  (§  35),  dem  Grundbetrage,  der  sich  je 
für  die  vorhandenen  fünf  Lohnklassen  auf  60,  70,  80,  90  und  100  M. 
beläuft,  und  den  Steigerungssätzen  von  je  3,  6,  8,  10  und  12  Pf.  für  jede 
Beitragswoche.  Der  Berechnung  des  Grundbetrags  der  Invalidenrente  werden 
stets  500  Beitragswochen  zugrunde  gelegt.  Sind  weniger  als  500  Beitrags- 
wochen nachgewiesen,  so  werden  für  die  fehlenden  Wochen  Beiträge  der 
Lohnklasse  I  in  Ansatz  gebracht;  sind  mehr  als  500  Beitragswochen  nach- 
gewiesen, so  sind  stets  die  500  Beiträge  der  höchsten  Lohnklassen  zugrunde 
zu  legen.  Kommen  für  diese  500  Wochen  verschiedene  Lohnklassen  in 
Betracht,  so  wird  als  Grundbetrag  der  Durchschnitt  der  diesen  Beitrags- 
wochen entsprechenden  Grundbeträge  in  Ansatz  gebracht  (§  36). 

Die  Höhe  der  Invalidenrente  berechnet  sich  also  z.  B.  wie  folgt: 
a)  sind  nur  200  Beiträge  in  einer  Lohnklasse,  und  zwar  in  der 
Lohnklasse  II  entrichtet,  so  sind  300  Beitragswochen  aus  Lohnklasse  I 

zu  ergänzen.   Der  Grundbe.rag  ist  also  mit  jgWg  +  3°°-6°  = 

64  M.  anzusetzen.    Die  Jahresrente  stellt  sich  somit  auf 

1.  Reichszuschuß    50  M-, 

2.  Grundbetrag   64  - 

3.  Steigerungssatz  für  200  Beitragswochen  zu  6  Pf..  =  12  - 

^  126  M.; 
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b)  sind  weniger   als  500  Beiträge   in  verschiedenen  Lohn- 
klassen entrichtet  und  nachgewiesen  in  Lohnklasse  I  50,  II  50, 

III  100,  IV  50  und  V  100,  zusammen  350  Beitrags wochen,  so  sind 
ebenfalls  weiterhin  aus  Lohnklasse  I  150  Beitragswochen  zu  er- 
gänzen.   Der  Grundbetrag  ist  also  mit 

•  50  •  60  4-  50  •  70  -f  100 .  80  4-  50  •  90  4-  100  •  100  4-  150  •  60 

500 

76  M.  anzusetzen.    Die  Jahresrente  stellt  sich  somit  auf 

1.  Reichszuschuß   50  M.  — Pf., 

2.  Grundbetrag   76   -   —  - 

3.  Steigerungssätze 

für  50  Beitragswochen  zu   3  Pf   =  1    -  50  - 

-  50           -             -    6  -    =  3   -  —  - 

-  100           -             -8  -    =  8   -  —  - 

-  50             -                -  IO   -    =r  5    -  — 

-  IOO                -                   -    12    -   —  12-  —  - 

^    155  M.  50  Pf. 
oder  abgerundet  nach  §  38. .  .     156  M. ; 

c)  sind  mehr  als  500  Beiträge  in  verschiedenen  Lohnklassen  ent- 
richtet und  nachgewiesen  in  Lohnklasse  I  200,  II  200,  III  50, 

IV  150  und  V  60,  zusammen  660  Beitragswochen,  so  sind,  weil 
160  Wochen  ausfallen,  von  den  200  Wochen  aus  Lohnklasse  I  nur 
40  Beitragswochen  anzurechnen.    Der  Grundbetrag  ist  also  mit 

40  •  60  -f  200 .  70  4-  so  •  80  4-  1  so  •  90  4-  60  •  100  .  _  n  _  . 

-  —   -  ^   J     ^  =  70  M.  8d  Pf. 

500 

anzusetzen.    Die  Jahresrente  stellt  sich  somit  auf 

1.  Reichszuschuß   50  M.  — Pf., 

2.  Grund  betrag   79   -   80  - 

3.  Steigerungssätze 

für  200  Beitragswochen  zu  3  Pf   —  6  -  —  - 

-  2(K>            -              -6  -    —  12  -  —  - 

-50           -                 8  -  4  -  — 

-  150           -             -  10  -    ....  —  15  -  —  - 

öo  -  -  12  -    -       7    -   20  - 

^    174  M.  —  Pf. 

II.  Altersrente. 

Die  Altersrente  besteht  aus  dem  festen  Reichszuschusse  von  50  M. 
jährlich  für  jede  Rente  und  dem  von  den  Versicherungsanstalten  auf- 
zubringenden Teile  jeder  Altersrente,  der  sich  je  für  die  vorhandenen  fünf 
Lohnklassen  auf  60,  90,  120,  150  und  180  M.  beläuft.  Kommen  Beiträge 
in  verschiedenen  Lohnklassen  in  Betracht,  so  wird  der  Durchschnitt  der 
diesen  Beiträgen  entsprechenden  Altersrente  gewährt.  Sind  mehr  als 
1200  Beitrags  wochen  nachgewiesen,  so  sind  die  1200  Beiträge  der  höchsten 
Lohnklassen  der  Berechnung  zugrunde  zu  legen  (§  37). 

Beispiel.  Nachgewiesen  sind  in  Lohnklasse  I  200,  II  400,  III  300, 
IV  300  und  V  100,  zusammen  1300  Beitragswochen.  Da  nur  die  1200  Bei- 
tragswochen der  höchsten  Lohnklasse  in  Ansatz  kommen,  so  sind  für 
Lohnklasse  I  nur  100  Wochen  anzurechnen.  Die  Jahresrente  stellt  sich 
somit  auf 
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1.  Reichszuschuß   50  M.  — Pf., 

2.  als  Leistungen  der  Versicherungsanstalten 

100.60  -f  400.90  -f  300. 120  +  300. 150  +  100. 180 

1200  117  -  50 

^    167  M.  50  Pf. 
abgerundet  gemäß  §  38. . .     168  M. 

J.  Erstattung  von  Beitragen. 

Ein  Anspruch  auf  Erstattung  der  Häl  f  te  der  geleisteten  Beiträge  steht  zu: 

a)  weiblichen  Personen,  welche  eine  Ehe  eingehen,  wenn  für  mindestens 
200  Wochen  Beiträge  entrichtet  worden  sind  (§  42) ; 

b)  Personen,  welche  durch  einen  Unfall  dauernd  erwerbsunfähig  werden 
und  für  die  Zeit  des  Bezugs  der  Unfallrente  nach  §  15  Abs.  2  Satz  2 
keine  Invalidenrente  erhalten  (§  43); 

c)  den  Hinterbliebenen  solcher  versicherten  männlichen  oder  weiblichen 
Personen,  für  welche  mindestens  200  Wochenbeiträge  entrichtet 
worden  sind,  sofern  diesen  Personen  bei  Lebzeiten  noch  keine  eine 
Rente  (§§  15,  16)  bewilligende  Entscheidung  zugestellt  ist  (§44). 

Die  Bestimmungen  unter  c)  finden  keine  Anwendung,  soweit  den  Hinter- 
bliebenen aus  Anlaß  des  Todes  des  Versicherten  auf  Grund  der  Unfall- 
versicherungsgesetze Renten  gewährt  werden. 

Die  Ansprüche  sind  bei  der  für  den  Wohnort  oder  den  Beschäftigungsort 
der  versichert  gewesenen  Personen  zuständigen  unteren  Verwaltungsbehörde 
anzumelden  und  müssen  zu  a)  und  c)  vor  Ablauf  eines  Jahres  nach  dem 
Tage  der  Verheiratung  oder  nach  dem  Tode  des  Versicherten  und  zu  b) 
vor  Ablauf  von  zwei  Jahren  nach  dem  Unfälle  geltend  gemacht  werden. 

K.  Erlöschen  der  Anwartschaft 

Gemäß  §  46  erlischt  die  aus  der  Versicherungspflicht  sich  ergebende 
Anwartschaft,  wenn  während  zweier  Jahre  nach  dem  auf  der  Quittungskarte 
verzeichneten  Ausstellungstag  ein  die  Versicherungspflicht  begründendes 
Arbeits-  oder  Dienstverhältnis,  auf  Grund  dessen  Beiträge  entrichtet  sind, 
oder  die  Weiterversicherung  nicht  oder  in  weniger  als  insgesamt  20  Beitrags- 
wochen bestanden  hat.  Bei  der  Selbstversicherung  und  ihrer  Fortsetzung 
müssen  zur  Aufrechterhaltung  der  Anwartschaft  während  der  vorbezeichneten 
Frist  mindestens  40  Beiträge  entrichtet  werden. 

L.  Versicherung  von  Personen,  die  in  der  Familie  oder  im  Haushalt  usw. 

der  Beamten  tätig  sind. 

Für  die  Eigenwirtschaft  der  Beamten  kommt  die  Versicherung  aller 
Hilfspersonen  in  Frage,  die  in  der  Familie  oder  im  Haushalte  gegen 
Entlohnung  beschäftigt  werden.  Die  Versicherungspflicht  dieser  Personen, 
z.  B.  der  Hausdamen,  Gesellschafterinnen,  Stützen,  Pförtner  usw.,  ist  im 
allgemeinen  nach  den  vorstehend  dargelegten  Grundsätzen  zu  entscheiden. 
Der  Versicherungspflicht  unterliegen  grundsätzlich  auch  diejenigen  Personen, 
die  in  dauerndem  Dienstverhältnisse  zu  einem  oder  mehreren  Arbeitgebern 
in  deren  Haushalt  zu  gewissen  Zeiten  Aufwartedienste  verrichten  (Auf- 
wärter, Aufwarte-,  Reinmache-  und  Scheuerfrauen,  Botenfrauen  usw.). 
Personen,  welche  solche  Dienste  zwar  regelmäßig,  aber  bei  unbestimmt  vielen 
Arbeitgebern  je  nach  Bedarf  und  Nachfrage  verrichten,  werden  als  gewerb- 
liche Unternehmer  in  Betracht  kommen  können. 
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Dagegen  sind  Wäscherinnen,  Schneiderinnen,  Näherinnen  und  Plätterinnen 
nur  dann  zu  versichern,  wenn  sie  die  Wäsche  oder  die  Kleidungsstücke  in 
den  Wohnungen  ihrer  Kunden  bearbeiten  und  nicht  regelmäßig  wenigstens 
einen  Lohnarbeiter  beschäftigen.  Es  unterliegen  auch  der  Versicherungs- 
pflicht Musiklehrer,  Sprachlehrer  usw.,  welche  aus  dem  Stundengeben  bei 
wechselnden  Auftraggebern  ein  Gewerbe  machen,  und  zwar  gleichgültig,  ob 
die  Stunden  im  Hause  der  Eltern  oder  in  der  eigenen  Behausung  des 
Lehrers  usw.  erteilt  werden.  Vorbedingung  bleibt  in  letzteren  Fällen  jedoch, 
daß  der  regelmäßige  Jahresarbeitsverdienst  dieser  Personen  2000  M.  nicht 
übersteigt  und  daß  sie  nicht  nur  während  ihrer  wissenschaftlichen  Aus- 
bildung für  ihren  künftigen  Lebensberuf  Unterricht  erteilen,  wie  z.  B. 
Studenten  und  Gymnasiasten.  Hier  ist  auch  hervorzuheben,  daß,  abweichend 
von  den  vorangegebenen  Grundsätzen  für  die  Beitragsentrichtung,  Lehrer 
und  Erzieher  wenigstens  der  IV.  Lohnklasse  angehören,  wenn  nicht  ihr 
Jahresarbeitsverdienst  sie  einer  höheren  Lohnklasse  —  also  über  11 50  M.  — 
zuweist  und  daß  eine  Verpflichtung  zur  Entwertung  der  Versicherungsmarken, 
welche  von  den  Beamten  als  Arbeitgeber  verwendet  werden,  nur  insoweit 
besteht,  als  es  sich  um  Marken  für  mehr  als  eine  Woche  handelt. 

Die  nachstehenden  Entscheidungen  des  Reichs- Versicherungsamts  werden 
im  allgemeinen  einen  Anhalt  geben,  inwieweit  die  einzelnen  Hilfspersonen  usw. 
zu  versichern  sind. 

1.  Eine  Musiklehrerin,  die  seit  mehreren  Jahren  in  befreundeten 
Familien  Gesang-  und  Klavierunterricht  erteilte  und  damit  etwa 
400  Mark  jährlich  verdiente,  gleichzeitig  aber  selbst  für  Gesang- 
unterricht  monatlich  40  M.  zu  entrichten  hatte,  ist  als  nicht  ver- 
sicherungspflichtig angesehen  worden,  weil  das  Mißverhältnis  zwischen 
dem  empfangenen  und  dem  aufgewendeten  Entgelt  erkennen  läßt, 
daß  es  sich  nur  um  eine  nebenher  verrichtete  Lehrtätigkeit  handelt 
(A.  N.  1902,  S.  388). 

2.  Eine  Aufwärterin  war  in  einem  ständigen  Dienstverhältnisse 
täglich  von  7  Uhr  morgens  bis  1  Uhr  nachmittags  mit  der  Bewirt- 
schaftung eines  Haushalts  beschäftigt.  Die  ihr  während  der  Nach- 
mittagsstunden freibleibende  Zeit  benutzte  sie,  um  bei  anderen 
Arbeitgebern  unregelmäßig  Aufwartedienste  zu  verrichten.  Die 
Versichcrungspflicht  dieser  Aufwartefrau  ist  bejaht  worden  (A.  N. 
1891,  S.  152). 

3.  Eine  Scheuerfrau,  welche  als  solche  täglich  während  einiger 
Stunden  in  drei  Haushaltungen  gegen  einen  festen  Monatslohn 
ständig  beschäftigt  war,  ist  ebenfalls  als  versicherungspflichtig 
angesehen  (A.  N.  1892,  S.  43). 

Hinsichtlich  der  Versicherungspflicht  der  durch  Gewährung  freier  Woh- 
nung entschädigten  Hausreiniger  und  Pförtner  kommt  der  §  3  in 
Betracht,  wonach  eine  Beschäftigung  gegen  Gewährung  von  nur  freiem 
Unterhalt  die  Versicherungspflicht  nicht  begründet.  Es  muß  also  in  dem 
einzelnen  Falle  erörtert  werden,  ob,  wenn  der  Hausreiniger  oder  Pförtner 
außer  der  Wohnung  keine  bare  Vergütung  erhält,  die  gewährte  Wohnung 
lediglich  als  freier  Unterhalt  oder  als  eine  über  den  freien  Unterhalt  hinaus- 
gehende Vergütung  für  die  dem  Hauseigentümer  zu  leistenden  Dienste  an- 
zusehen ist.  Nur  in  letzterem  Falle  sind  also  Hausreiniger  und  Pförtner, 
die  keinen  Barlohn  bekommen,  versicherungspflichtig.  Das  Reichs -Ver- 
sicherungsamt hat  in  dieser  Frage  folgende  Grundsätze  aufgestellt.  Im 
allgemeinen  ist  ein  Raum  als  für  das  Wohnbedürfnis  einer  einzelnen  Person 
ausreichend  erachtet  und  demgemäß  die  Versicherungspflicht  einer  allein- 
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stehenden  Hausreinigerin,  der  eine  Wohnung  von  Stube  und  Küche  ein- 
geräumt war,  bejaht,  dagegen  die  eines  verheirateten  Pförtners,  der  eben- 
falls zwei  Räume  inne  hatte,  verneint.  In  einem  dritten  Falle  ist  die  Ver- 
sicherungspflicht einer  eine  Stube  und  Küche  bewohnenden  Hausreinigerin 
anerkannt,  weil  der  mit  ihr  zusammenlebende  Ehemann  zwar  erwerbs- 
unfähig, aber  durch  eine  Unfallrente  von  360  M.  jährlich  in  den  Stand  gesetzt 
war,  für  seinen  notdürftigen  Unterhalt  selbst  zu  sorgen,  mithin  die  Ehefrau 
versicherungsrechtlich  als  alleinstehende  Person  zu  behandeln  war.  Die 
freie  Wohnung  soll,  was  als  entscheidend  anzusehen  ist,  nicht  über  den 
Bedarf  des  Arbeitnehmers  hinaus  einen  selbständigen  Vermögenswert  dar- 
stellen. Die  Zahlung  eines  geringen  Barbetrags  neben  Gewährung  einer 
den  Bedarf  des  Arbeitnehmers  nicht  übersteigenden  Wohnung  ist  nicht  ge- 
eignet, die  Versicherungspflicht  zu  begründen  (A.  N.  1902,  S.  387). 

Bei  Zweifeln  über  die  Versicherungspflicht  wird  es  sich  in  solchen  Fällen 
stets  empfehlen,  die  Auskunft  der  zuständigen  unteren  Verwaltungsbehörde 
einzuholen,  welche  zur  Auskunftserteilung  über  alle  die  Invalidenversicherung 
betreffenden  Angelegenheiten  verpflichtet  ist.  Dies  liegt  um  so  mehr  im 
Interesse  der  Arbeitgeber,  als  sie  bei  Vernachlässigung  der  Markenverwen- 
dung Gefahr  laufen,  nicht  nur  mit  Ordnungsstrafe  belegt  zu  werden,  sondern 
u.  U.  auch  für  den  durch  ihre  Schuld  dem  NichtVersicherten  entstandenen 
Schaden  aufkommen  zu  müssen. 


Die  Sammler  und  ihre  Verwendung  in  der  Reiehs- 
Telegraphenverwaltung. 

Von  Tclcgrapheninspektor  Ambrosius  in  Chemnitz. 

(Schluß.) 

V.  Abnahme  der  Sammler. 

Bevor  die  von  den  Fabriken  gelieferten  vollständigen  Sammlerzellen 
oder  einzelnen  Ersatzteile  in  Betrieb  genommen  werden,  findet  eine  Ab- 
nahme durch  die  Telegraphenverwaltung,  und  zwar  am  Bestimmungs- 
orte statt.  Die  Abnahme  erstreckt  sich  auf  die  Feststellung,  ob  die 
Zellen  oder  deren  Teile  den  Bedingungen  der  Lieferungsverträge  ent- 
sprechen; besonders  ist  darauf  zu  achten:  I.  ob  die  Zellen  die  vorgeschriebene 
Anzahl  von  Platten  enthalten;  2.  ob  die  Gefäße  und  Platten  die  festge- 
setzten Abmessungen  aufweisen;  3.  ob  die  negativen  Platten  eine  hell- 
graue und  die  positiven  eine  dunkelbraune  Farbe  ohne  Flecken 
haben;  4.  ob  die  Polansätze  der  Platten  mechanisch  derart  fest  mit  den 
Platten  selbst  verbunden  sind,  daß  sie  bei  Anwendung  einer  mäßigen  Kraft 
nicht  abbrechen,  und  5.  ob  das  Gefüge  der  Platten  gleichmäßig  ist;  bei 
Gitter-  und  Zackenplatten  dürfen  die  Rippen  und  Zacken  keine  Verbiegungen 
zeigen.  Ein  besonderes  Augenmerk  ist  auch  darauf  zu  richten,  daß  die 
Platten  in  den  Gefäßen  reichlich  Spielraum  haben;  da  die  Platten  beim 
Laden  wachsen,  werden  die  Glasgefäße  sonst  zersprengt  oder  die  Platten 
verbiegen  sich  und  bilden  mit  den  Nachbarplatten  Kurzschluß.  Dieser 
letztere  Fall  kann  auch  eintreten,  wenn  die  Platten  nach  oben  wachsen  und 
mit  den  Polableitungen  der  Nachbarplatten  in  Berührung  kommen. 

Eine  elektrische  Prüfung  der  Zellen  findet  in  der  Regel  nicht  statt. 
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VI.  Die  Aufstellung  der  Sammler. 

a)  Sammlerräume.  Für  die  Aufstellung  der  Sammler  verwendet 
man  mögliehst  kühle,  trockene  und  nicht  zu  enge  Räume;  sie  müssen 
gut  gelüftet  werden  können,  damit  das  bei  der  Ladung  sich  entwickelnde 
Gas,  welches  stets  einige  Säureteilchen  mit  sich  reißt,  leicht  ins  Freie  ge- 
langen kann.  Offene  Flammen  und  glühende  Körper  dürfen  während  der 
Ladung  nicht  in  die  Räume  gebracht  werden ;  deshalb  werden  diese  nur 
durch  elektrisches  Glühlicht  mit  eingeschlossenen  Glühkörpern  erleuchtet. 
Da  die  beim  Laden  der  Zellen  durch  die  Gasbildung  mitgerissenen  Säure- 
teilchen den  Putz  der  Decken  und  Wände  angreifen  und  da  etwa  ausge- 
laufene Säure  den  Fußboden  und  die  Balken  zerstören  könnte,  werden 
gegen  diese  schädlichen  Wirkungen  besondere  Vorkehrungen  getroffen.  Die 
Wände  und  Decken  werden  mit  säurefester  Farbe  oder  Asphaltlack  ge- 
strichen oder  mit  Ruberoidpapier  (erhältlich  bei  Allut,  Noot  &  Meyer,  Berlin, 
Friedrichstr.  16,  das  Quadratmeter  zu  1,25  Mark)  bekleidet;  der  Fußboden- 
belag wird  aus  Gußasphalt,  welcher  an  den  Wänden  etwa  6  bis  10  cm  nach 
Entfernung  des  Wandputzes  an  diesen  Stellen  hochgeführt  wird,  hergestellt. 
Zur  Lüftung  der  Räume  benutzt  man  Fensterlüftungen,  Ventilatoren  oder 
Luftabzugskanäle. 

b)  Gestelle  für  die  Sammler.  Die  im  Telegraphenbetriebe  ver- 
wendeten kleineren  Sammlerzellen  wurden  in  den  ersten  Jahren,  um  einem 
Verstauben  der  Zellen  vorzubeugen,  in  Schränken  mit  Glastüren  auf- 
gestellt. Derartige  Schränke  sind  etwa  2  m  hoch,  0,28  m  tief  und  1,3  m 
breit;  sie  enthalten  in  der  Decke  einen  Luftabzug.  Die  Aufstellung  der 
Zellen  in  diesen  Schränken  erfolgte  auf  Ebonitröhren,  wodurch  die  Zellen 
gegeneinander  isoliert  werden  sollten.  In  ähnlicher  Weise  benutzte  man 
anfangs  für  die  Aufstellung  der  Mikrophonbatterien  (Kastenbatterien)  bei 
den  Vermittelungsämtern  eigens  für  diesen  Zweck  konstruierte  Schränke, 
deren  jeder  6  Kasten  aufnehmen  konnte.  Da  die  Beobachtung  der  Zellen 
und  namentlich  das  Messen  der  Säure  bei  Aufstellung  in  Schränken  häufig 
auf  Schwierigkeiten  stoßt,  werden  in  neuerer  Zeit  sämtliche  Zellen  nur 
noch  auf  offenen  Gestellen  untergebracht.  Man  unterscheidet:  1.  Etagen- 
gestelle, auf  denen  die  kleineren  Typen  in  zwei  Reihen  übereinander  auf- 
gestellt werden;  2.  Bockgestelle  für  mittelgroße  Zellen  und  3.  Bodengestelle 
für  große  Zellen;  letztere  bestehen  aus  Balken,  welche  durch  Querstücke 
miteinander  verbunden  sind. 

Die  Gestelle  werden  entweder  mit  heißem  Teer  oder  mit  säurefestem 
Lack  bezw.  mit  säurefester  Farbe  gestrichen;  sie  sind  gefugt  und  durch 
Holzpfiöcke  zusammengehalten,  weil  Nägel  oder  Schrauben  aus  Metall  von 
der  Säure  angegriffen  werden  würden. 

Wegen  des  großen  Gewichts  der  Sammler  werden  die  Batteriegestelle 
nicht  unmittelbar  auf  den  Asphaltbelag  des  Sammlerraums  gestellt,  sondern 
sie  erhalten  eine  Unterlage  aus  glasierten  Steinen  oder  säurefesten  Platten, 
welche  meist  in  den  noch  weichen  Asphalt  eingedrückt  werden;  an  den 
Seiten  dieser  Steine  oder  Platten  wird  der  Asphalt  ebenso  wie  an  den 
Zimmerwänden  hochgeführt.  Auf  diese  Steine  usw.  bringt  man  paraffinierte 
oder  mit  heißem  Leinöl  getränkte  Holzklötze  und  darauf  Glasplatten  (in 
feuchten  Räumen  mit  Abtropfkanten).  Diese  Vorkehrung  hat  den  Zweck, 
die  Zellen  gegen  den  Erdboden  möglichst  gut  zu  isolieren. 

c)  Das  Löten  der  Sammler.  Die  Verbindung  der  zu  einer  Batterie 
gehörigen  Sammler  untereinander  erfolgt  durch  Verlöten;  nur  bei  einer 
kleinen  Anzahl  von  Zellen  für  den  TelegTaphenbetrieb ,  welche  s.  Z.  mit 
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Klemmschrauben  geliefert  worden  sind,  geschieht  die  Verbindung  durch 
Verschrauben. 

Das  Löten  des  Bleies  ist  wegen  seiner  leichten  Oxydierbarkeit  schwierig, 
umsomehr,  als  das  gewöhnliche  Weichlot,  welches  aus  einer  Legierung  von 
Zinn  und  Blei  besteht,  nicht  verwendet  werden  kann,  da  sein  Gehalt  an 
Zinn  an  der  Lötstelle  einen  elektrolytischen  Prozeß  hervorrufen  und  sehr 
bald  eine  Zerstörung  der  Lötstelle  zur  Folge  haben  würde.  Man  führt 
daher  die  Verbindung  der  Bleitcile  durch  Verschmelzen  herbei.  In  den 
Fabriken  bedient  man  sich  hierzu  der  sehr  heißen  Wasserstoff-  oder  Knall- 
gasflamme. Die  durch  Schaben  gereinigten  und  aufeinandergelegten  Stellen 
werden  so  lange  mit  der  Stichflamme  erwärmt,  bis  ein  Zusammenfließen 
der  Teile  eintritt ;  zu  diesem  Zweck  bewegt  man  an  der  zu  bildenden  Nat 
die  Stichflamme  langsam  entlang  und  verschmilzt  allmählich  die  zu  ver- 
lötenden Teile.  Dieses  Verfahren  ist  sehr  schwierig  und  erfordert  eine  be- 
deutende Geschicklichkeit  und  Übung.  In  der  Telegraphenverwaltung  wird 
daher,  sofern  nicht  eine  Fabrik  die  Montage  der  Sammler  ausführt,  also 
namentlich  bei  den  Telegraphcn- 

sammlern,   ein   einfacheres,   vom  Fig.  21. 

Telegraphen- Versuchsamt  angege-       Fig.  20.  ^ 


dem  Erkalten  eine  feste  Verbin-  1  J  ««■ 

dung  zwischen  den  zu  vereinigen- 
den Stücken   her.    Etwaige  Unebenheiten   an   den  Schmelzstellen  werden 
nach  Entfernung  der  Gießzange  mit  Kneifzange  und  Raspel  beseitigt. 

Ein  besonders  beachtenswertes  Lötverfahren  wenden  die  Akkumulatoren- 
Werke  System  Pollak  an.  Ein  Weichlot,  das  aus  15  Teilen  Blei,  4  Teilen 
Quecksilber  und  1  Teil  Antimon  besteht,  wird  mittels  eines  Bunsenbrenners 
oder  einer  Lötlampe  in  die  Lötnat  eingeschmolzen.  Zuvor  sind  die  blank 
geschabten  Stellen  mit  einer  Paraffinschicht  bedeckt  und  somit  vor  zu 
schneller  Oxydation  geschützt  worden.  Dieses  Lot  liefert  säurefeste  und 
durchaus  dauerhafte  Verbindungen  und  soll  die  nachteiligen,  vorher  erwähnten 
Eigenschaften  des  gewöhnlichen  Weichlots  nicht  besitzen.  Nach  eigener 
Erfahrung  lassen  sich  derartige  Lötstellen  leicht  anfertigen. 

An  den  mit  Klemmschrauben  ausgerüsteten  Telegraphensammlern,  sowie 
an  den  Sammlern  für  Teilnehmermikrophone  sind  die  Klemmschrauben 
leicht  der  Zerstörung  ausgesetzt.  Nicht  nur  bei  der  Ladung  der  Zellen 
spritzen  durch  das  aufsteigende  Gas  mitgerissene  Säureteilchen  an  die 
Klemmen,  sondern  auch  während  der  Entladung  und  Ruhe  »kriecht« 
die  Schwefelsäure  in  die  Höhe,  gelangt  an  die  aus  Messing  gefertigten 
Schrauben  und  oxydiert  sie.  Diese  Ubelstände  haben  die  Akkumulatoren-  und 
Elektrizitätswerke  A.-G.  in  Hagen  (Westf.)  und  die  Akkumulatoren -Werke 
System  Pollak  zu  vermeiden  gesucht.  Die  ersteren  verwenden  sogenannte 
Öl-Polschuhe  (Fig.  20);  die  Lötstelle  zwischen  der  Schraubenspindel  und 


benes  Verfahren  angewendet.  Man 
benutzt  dazu  eine  Gießzange,  welche 
die  Bleileiste  und  den  Teil  der  zu 
verlötenden  Elektrodenfahne  in  ihre 
Höhlung  aufnimmt,  dabei  aber  die 
zu  bildende  Lötstelle  allseitig  gut 
umschließt.  Gießt  man  nun  in  diese 
Form  stark  erhitztes  Hartblei, 
so  wird  die  Oberfläche  der  Blei- 
stücke von  dem  erhitzten  Blei  ge- 
schmolzen, und  letzteres  stellt  nach 
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der  Polableitung  der  Platte  ist  mit  einem  an  die  Polableitung  angeschmol- 
zenen Napf  umgeben,  in  welchen  öl  oder  Vaselin  gefüllt  wird,  so  daß  die 
Säure  nicht  zu  den  Klemmen  kriechen  kann;  außerdem  liefert  die  Firma 
neuerdings  verbleite  Klemmen.  Die  Akkumulatoren-Werke  System  Pollak 
schützen  die  Klemmschrauben  durch  einen  wie  eine  flache  Glocke  geformten 
Porzellanteller  von  etwa  5  cm  Durchmesser,  welcher  auf  einem  Gummiring 
ruht  (Fig.  21). 

Beide  Vorkehrungen  erfüllen  recht  gut  ihren  Zweck. 

fiVH.  Behandlung  der  Sammler. 

a)  Herstellung  einer  geeigneten  Schwefelsäure  und  Prüfung 
derselben.  Zum  Füllen  der  Zellen  benutzt  man  meistens  reine  verdünnte 
Schwefelsäure  vom  spezifischen  Gewicht  1,15.  (Die  anzuwendende  Säure- 
dichte wird  von  den  Fabriken  genau  vorgeschrieben;  sie  schwankt  zwischen 
I,U  und  I,i6.)  Die  Füllsäure  erhalten  die  Ämter  in  der  richtigen  Ver- 
dünnung von  bestimmt  bezeichneten  Firmen:  diese  Firmen  werden  von  den 
Fabriken  namhaft  gemacht,  und  nur  von  ihnen  darf  die  Säure  bezogen 
werden. 

Da  der  Konzentrationsgrad  der  Säure  bei  der  Ladung  und  der  Entladung 
sowie  auch  bei  offenen  Zellen  durch  Verdunsten  des  Wassers  Änderungen 
erfährt,  bedient  man  sich  zur  Feststellung  des  jeweiligen  Konzentrationsgrads 
eines  Aräometers.  Man  benutzt  nach  wissenschaftlichen  Prinzipien  her- 
gestellte Instrumente,  an  denen  man  direkt  das  spezifische  Gewicht  ablesen 
kann,  oder  Instrumente  mit  willkürlicher  Einteilung.  Zu  den  letzteren 
gehört  das  am  meisten  verbreitete  Aräometer  von  Baume  (abgekürzt  Bd.); 
bei  einer  Temperatur  von  15°C.  entsprechen  180  Be.  einem  spezifischen 
Gewicht  von  1,143,  200  Be.  einem  spezifischen  Gewicht  von  1.162,  22°  Be. 
einem  spezifischen  Gewicht  von  1,180  usw.  Von  großer  Wichtigkeit  ist, 
daß  die  Konzentration  der  Säure  stets  auf  dem  vorgeschriebenen  Grade 
erhalten  wird,  da  Zellen  mit  zu  dichter  Säure  leichter  sulfatieren  als  bei 
normalem  Säuregrade.  In  der  Kegel  hat  man  nur  durch  Kachgießen  von 
Wasser  das  verdunstete  Wasser  zu  ersetzen  sowie  von  Zeit  zu  Zeit  etwas 
Flüssigkeit  mittels  Hebers  abzuziehen  und  dafür  die  erforderliche  Menge 
Wasser  nachzufüllen,  weil,  wie  früher  ausgeführt,  der  Konzentrationsgrad 
der  Säure  durch  öftere  Ladung  zunimmt. 

Die  gute  Haltbarkeit  eines  Sammlers  wird  aber  nicht  allein  durch  den 
richtigen  Konzentrationsgrad  der  Säure,  sondern  namentlich  durch  die 
Reinheit  der  Säure  und  des  benutzten  Wassers  bedingt.  Die  chemisch 
reine  konzentrierte  Schwefelsäure  des  Handels  enthält  jedoch  zuweilen  Spuren 
von  Kupfer,  Platin,  Gold,  Arsen,  Cblor  und  Stickstoffverbindungen, 
namentlich  Salpetersäure.  Bei  Ladung  einer  mit  derartiger  Säure  gefüllten 
Zelle  scheidet  sich  das  Metall  an  den  negativen  Platten  ab  und  bewirkt 
eine  Entwickelung  von  Wasserstoff.  Etwa  vorhandene  Salpetersäure  macht 
das  Blei  brüchig  und  bewirkt,  daß  die  Platten  sich  werfen.  Da  auch  das 
destillierte  Wasser  mitunter  ähnliche  Beimengungen  enthält,  ist  es  erforderlich, 
vor  Verwendung  neu  gelieferter  Säure  oder  neu  gelieferten  Wassers  eine 
chemische  Untersuchung  dieser  Flüssigkeiten  vorzunehmen.  Um  die  ein- 
fachsten Prüfungen  selbst  ausführen  zu  können,  ist  in  jüngster  Zeit  den 
Verkehrsämtern  mit  Sammlerbetrieb  ein  Holzkästchen  geliefert  worden, 
welches  außer  einer  Spirituslampe,  einigen  Reagensgläschen,  einem  Gläser- 
halter, noch  eine  Flasche  mit  0,5  prozentiger  Höllensteinlösung  (Ag  NOz), 
eine  Flasche  mit  verdünnter  Salpetersäure  und  ein  Glas  mit  Plättchen  aus 
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chemisch  reinem  Zink  enthält.  Die  Höllensteinlösung  und  die  verdünnte 
Salpetersäure  dienen  zur  Prüfung  des  destillierten  Wassers  und  der  Füll- 
säure auf  Chlor,  während  die  Zinkplättchen  bei  einer  Prüfung  der  Säure 
auf  Metalle  Verwendung  finden.  Den  beteiligten  Ämtern  ist  eine  genaue 
Anleitung  für  die  Prüfung  überwiesen  worden.  Wasser  oder  Füllsäure 
mit  Chlorbeimengungen  sind  unbenutzbar;  sollte  sich  bei  Prüfung  auf 
Metalle  ergeben,  daß  solche  in  der  Säure  enthalten  sind,  so  ist  zunächst 
eine  Probe  zur  genaueren  Untersuchung  an  das  Telegraphen -Versuchsamt 
einzusenden.  Eine  nähere  Feststellung,  welche  Metalle,  insbesondere  ob 
Arsen  in  der  Säure  enthalten  ist,  kann  wegen  der  Umständlichkeit  der 
Verfahren  und  mangels  geeigneter  Apparate  den  Ämtern  nicht  wohl  über- 
tragen werden.  Indes  werden,  besonders  beim  Bezug  der  Säure  von 
den  bezeichneten  Firmen  und  falls  bei  der  Prüfung  die  erforderliche 
Sauberkeit  nicht  außer  acht  bleibt,  Beimengungen  der  genannten  Art 
nur  in  höchst  seltenen  Fällen  gefunden  werden. 

b)  Ladung  der  Sammler.  Die  in  der  Telegraphenverwaltung 
benutzten  Sammler  werden  entweder  mit  Kupferelementen  oder  mit  Stark- 
strom geladen;  Kupferelemente  gelangen  in  neuerer  Zeit  nur  noch  da  zur 
Anwendung,  wo  keine  geeigneten  Starkstromquellen  zur  Verfügung  stehen. 

Die  Größe  einer  Ladebatterie  aus  Kupferelementen  richtet  sich 
nach  der  Anzahl  von  Leitungen,  für  welche  die  Sammlerbatterie  Strom 
liefern  soll.  Da  man  ermittelt  hat,  daß  eine  Arbeitsstromleitung  dauernd 
0,003  Ampere  und  eine  Ruhestromleitung  dauernd  0,013  Ampere  Strom 
erfordert,  findet  man  den  Stromverbrauch  einer  Sammlerbatterie,  wenn 
man  die  Stromstärke  in  Ampere  mit  der  Anzahl  der  Leitungen  multipliziert. 
Es  seien  z.  B.  70  Arbeitsstromleitungen  aus  sämtlichen  Abzweigungen  einer 
Sammlerbattcric  von  40  Zellen  zu  speisen ,  dann  muß  die  Ladebatterie  im 
ganzen  70x0,002  =  0,140  Ampere  hergeben.  Einen  solchen  Strom  erhält  man 
durch  Parallelschaltung  von  zwei  Reihen  zu  je  130  Kupferelementen. 
Bezeichnet  man  die  Spannung  der  Ladebattcrie  mit  £"/.,  diejenige  der 
Sammlerbattcric  mit  Es,  den  inneren  Widerstand  der  Kupferbatterie  mit 
und  denjenigen  der  Sammlerbatterie  mit  N\>,  so  ist  die  Stromstärke  in 
dem  bezeichneten  Ladestromkreise 

/=  =   >.V  '  - =   *.  =  0,140  Ampere. 

»jc  +  Ws      JÜ^  +  40.0,„5  327 

Diese  durch  Rechnung  gefundenen  Zahlen  für  die  Größe  der  Ladebatterie 
sind  jedoch  nur  Näherungswerte,  sie  müssen  nach  Beobachtungen  in  der 
Praxis  durch  Vergrößerung  oder  Verkleinerung  der  Ladebatterie  dem  tat- 
sächlichen Bedarf  an  Strom  angepaßt  werden.  Damit  beobachtet  werden 
kann,  ob  die  Kupferelemente  einen  Ladestrom  in  die  Sammler  schicken, 
ist  in  den  Stromkreis  dauernd  ein  Amperemeter  eingeschaltet;  dieses  muß 
ständig  einen  Ausschlag  liefern,  wie  ihn  der  Ladestrom  hervorruft.  Nun 
ist  es  infolge  des  geringen  inneren  Widerstandes  der  Sammler  möglich, 
sämtliche  Leitungen  eines  Amtes,  welche  mit  derselben  Stromrichtung  zu 
betreiben  sind,  aus  ein  und  derselben  Sammlerbatterie  zu  speisen;  da  aber 
die  der  Erde  zunächst  gelegene  Gruppe  der  Sammlerbatterie  den  meisten 
Strom  und  die  von  der  Erde  am  weitesten  entfernte  Gruppe  am  wenigsten 
Strom  zu  liefern  hat,  werden  die  einzelnen  Gruppen  verschieden  stark  ent- 
laden werden.  Man  hat  infolgedessen  Vorkehrungen  getroffen,  die  am 
wenigsten  entladenen  Gruppen,  welche  demgemäß  zuerst  voll  geladen  sein 
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werden,  nach  beendeter  Ladung  abschalten  zu  können.  Dies  geschieht 
mittels  eines  besonders  konstruierten  Umschalters,  der  bei  Stellung  auf  c 
(Fig.  22)  alle  Sammlergruppen,  bei  Stellung  auf  a  nur  die  unterste  Gruppe 
an  die  Ladebatterie  anschließt. 
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Um  die  Sammler  beim  plötzlichen  Auftreten  von  Erd-  und  Kurzschlüssen 
vor  zu  starken  Entladungen  zu  bewahren,  werden  in  die  Zuführungen  von 
den  Sammlern  zu  dem  Meßklemmenbrett  Sicherheits Vorrichtungen 
eingeschaltet.  Früher  benutzte  man  hierzu  Sicherheits  widerstände, 
neuerdings  Schmelzsicherungen.  Die  Sicherheits  widerstände  wurden  so 
bemessen,  daß  bei  Kurzschluß  ein  Strom  von  nicht  mehr  als  1  Ampere 
entstehen  konnte;  demgemäß  wurden  für  Spannungszuführungen  von 
20  Volt  Widerstände  von  20  Ohm,  für  Zuführungen  von  40  Volt  solche 
von  40  Ohm  usw.  gewählt.    Vereinzelt  sind  an  Stelle  dieser  Widerstände 

Glühlampen,  deren  Kohlenfäden  im  kalten 
Zustande  die  entsprechenden  Widerstände 
besaßen,  zur  Anwendung  gelangt. 

Um  zu  vermeiden,  daß  die  in  den 
Sammlern  aufgespeicherte  Elektrizität  bei 
derartigen  Kurz-  oder  Erdschlüssen  in  ver- 
hältnismäßig kurzer  Zeit  sich  entladet,  ist  in 
die  Erdleitung  der  Batterie  ein  Relais  mit 
einem  Widerstand  von  höchstens  0,5  Ohm 
eingeschaltet  und  so  eingestellt  worden, 
daß  es  bei  einer  Stromstärke  von  1  Ampere 
noch  sicher  anspricht.  Dieses  Relais  schließt 
alsdann  einen  Weckerstromkreis  und  macht 
den  Aufsichtsbeamten  auf  die  vorhandene 
Störung  aufmerksam. 

Bei  den  neueren  Sammleranlagen  werden 
für  den  gleichen  Zweck  an  Stelle  der  Wider- 
stände Schmelzsicherungen  zu  6  Ampere 
benutzt;  diese  schmelzen  beim  starken  An- 
wachsen des  Stromes  durch  und  unter- 
brechen ihn.  Das  Relais  in  der  Erdleitung 
kann  alsdann  entbehrt  werden.. 

Die  Prüfung  der  Sammler  auf  ihren 
Zustand  der  Ladung  erfolgt  durch  täglich 
zweimalige  Spannungsmessung  an  dem  Meßklemmenbrett  mit  einem  Span- 
nungsmesser,  dessen  Meßbereich  30  Volt  beträgt.  Sollten  die  Zellen  sämtlich 
voll  geladen  sein  und  dies  auch  durch  lebhaftes  Gasen  zeigen,  so  wird  die 
Ladebatterie  mittels  eines  besonderen  Umschalters  vorübergehend  abgeschaltet. 

Mit  Kupferelementen  werden  nur  die  im  Telegraphenbetrieb  verwendeten 
Sammlerzellen  mit  13  bis  15  Amperestunden  Kapazität  geladen  ;  diese  Lade- 
weise auch  auf  größere  Sammlertypen  auszudehnen,  würde  nicht  wirt- 
schaftlich sein;  man  ladet  sie  vielmehr  mit  Starkstrom.  Es  werden  Anlagen 
unterschieden,  welche  aus  einer  vorhandenen  Starkstromanlage  oder  einem 
Elektrizitätswerk  (dem  Netz)  unmittelbar  geladen  und  solche,  für  die 
eigene  Stromquellen  (Dynamomaschinen)  aufgestellt  werden. 

Die  Schaltungen  für  diese  Art  von  Sammlcranlagen  richten  sich  nach  den 
örtlichen  Verhältnissen.  Im  allgemeinen  bedient  man  sich  für  die  Ladung 
zweier  verschiedener  Vorrichtungen,  eines  Verteilungsumschalters 
und  eines  Lade  Umschalters.    Ersterer  enthält  die  Strommesser,  Siche- 


Sie/iermigen 

j    EI   Ii  a 

Ve/ti  r/em  men  brett 

I 


E  20 


60 roii 


Digitized  by  Google 


708    Die  Sammler  und  ihre  Verwendung  in  der  Reichs -Telegraphenverwaltung. 


rungen,  Widerstände,  Ausschalter  usw.  und  gestattet,  gleichzeitig  mehrere 
Ladestromkreise  in  Parallelschaltung  aus  derselben  Quelle  zu  speisen; 
letzterer  hat  den  Zweck,  die  einzelnen  Sammlergruppen  auf  Betriebs-  oder 
Ladestellung  zu  schalten.  Da  die  Gruppen  während  der  Ladung  durch  Aus- 
hilfsbatterien, welche  inzwischen  den  Betriebsstrom  liefern,  ersetzt  werden 
müssen,  befinden  sich  an  dem  Ladeumschalter  auch  noch  Vorrichtungen 
zur  Ein-  und  Ausschaltung  sowie  für  die  Ladung  der  Aushilfsgruppen. 
Im  einzelnen  auf  die  Schaltungen  einzugehen,  würde  hier  zu  weit  führen. 

Bei  der  Ladung  aus  dem  Netze  kommt  es  namentlich  darauf  an,  die 
vorhandene  Netzspannung  gut  auszunutzen,  damit  möglichst  wenig  Energie 
verloren  geht.    Am  einfachsten 

gestaltet  sich  das  Verfahren,  wenn  Fig.  23. 

das  Netz  einen  Gleichstrom  von  Amneremeter 

HO  oder  120  Volt  liefert.     Die        *rn.pererneu>r    w  10  H> 

zu  ladende  Sammlerbatterie  wird  1|       |      ||  j|- 

dann   so   eingeteilt,    daß    man        l  '  %  eilen, 

Gruppen   zu   40  Sammlern   er-  i2uVolt 
hält;  jede  solche  Gruppe  wird  in 

Hintereinanderschaltung  geladen         (  Widerstand 

(Fig.  23).  +  VvW  

Um  die  vorhandene  Spannung  /* 
nach  Möglichkeit  zu  verwerten, 

werden  für  die  Amtsmikrophone  vielfach  mehrere  Zellen,  z.  B.  io,  verwendet, 
welche  bei  der  Ladung  hintereinander  (=  20  Volt),  bei  der  Entladung 
nebeneinander  (=  2  Volt)  geschaltet  werden.  Die  erforderlichen  Um- 
Schaltungen  führt  man  mittels  Zellenschalter  aus  (vgl.  S.  678). 

Nach  dem  Anschalten  zur  Ladung  nehmen  die  Sammler  eine  Spannung 
von  2,1  Volt  an,  mithin  liefern  40  Sammler  eine  Gegenspannung  von 
40 »2,i  =84  Volt;  bei  einer  Netzspannung  von  120  Volt  ist  dann  eine 
Überspannung  von  120  —  84  =  36  Volt  vorhanden.  Die  gewünschte  Strom- 
stärke erzeugt  man  durch  Regulierung  eines  Widerstandes  (r)  aus  dickem 
Draht.  Sollen  die  Sammler  mit  6  Ampere  geladen  werden,  so  würden  6  Ohm 

Widerstand  einzuschalten  sein  |j  =  ^  =  ~  =  6  Ampere  V    Da  die 

Sammler  in  der  Telegraphenverwaltung  im  allgemeinen  mit  konstantem 
Strome  geladen  werden,  muß  in  dem  Maße,  wie  die  Spannung  der  Sammler 
gegen  Ende  der  Ladung  steigt,  allmählich  Widerstand  ausgeschaltet 
werden.  Beträgt  die  Spannung  eines  Sammlers  2,5  Volt,  so  liefert  die 
Batterie  aus  40  Zellen  eine  Gegenspannung  von  40*2,5  =  100  Volt;  mithin 
bleibt  eine  Uberspannung  von  nur  20  Volt,  und  es  darf  zur  Erzielung  einer 
Stromstärke  von  6  Ampere  nur  noch  ein  Widerstand  von  3,3  Ohm  ein- 
geschaltet sein       =   ^.  =         =  6  AmpereJ. 

Wie  wir  bei  der  Ladung  durch  Kupferelemente  bereits  sahen,  werden 
die  einzelnen  Gruppen  der  Sammlerbatterien  ungleichmäßig  entladen ;  man 
muß  daher  auch  bei  dieser  Art  der  Ladung  die  vollgeladenen  Gruppen  ab- 
schalten können,  möglichst  ohne  die  Ladung  der  übrigen  Gruppen  dadurch 
zu  beeinflussen.  Dies  geschieht  durch  Einschaltung  von  Widerständen, 
welche  bei  der  gebräuchlichen  Ladestromstärke  ebenso  viel  Energie  ver- 
brauchen wie  die  betr.  Sammlergruppe.  So  wird  eine  Gruppe  von  10  Zellen, 
welche  bei  6  Ampere  bis  2,5  Volt  pro  Zelle  geladen  wurde,  durch  einen 

Widerstand  von  IO A 2'S  =  4,16  Ohm  ersetzt. 
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Die  Schaltung-  der  Sammler  auf  »Ladung«  erfolgt  in  der  Regel  mittels 
Doppelkurbelumschalter;  Stellung  nach  links  ist  die  Ruhe  (Betriebs-)  Stellung, 
bei  Stellung  nach  rechts  werden  die  Sammler  mit  den  Zuführungen  zum 
Verteilungsumschalter  und  dadurch  mit  der  Ladequelle  in  Verbindung  ge- 
bracht. Zuweilen  sind  auch  Drillingsumschalter  (Fig.  24)  verwendet  worden, 
welche  das  sofortige  Einschalten  eines  Ersatzwiderstandes  w  ohne  Unter- 
brechung der  Ladung  der  anderen  Gruppen  ermöglichen.  Die  Kurbel- 
umschalter U  stehen  hierbei  einerseits  über  Sicherungen  S  mit  den  Sammlern  Z, 
andererseits  über  kräftigen  Klinken  k  mit  den  Betriebszuführungen  xy  in 


Fig.  24. 


stellang 


Fig.  25. 

Nebenschluß- 


Dy\iccmo  masc/jlne 


-AVv — P—Qp- 

Ai-v  Amperemeter. 
tv/- v  Widers  feinde. 
Zi-h  Sa. mm lerz eilen 


Verbindung.  Die  Klinken  haben  den  Zweck,  an  die  Betriebszuführungen 
eine  Aushilfsbatterie  schalten  zu  können. 

Falls  das  Netz  keinen  Gleichstrom,  sondern  Wechselstrom  oder  einen 
Gleichstrom  von  ungeeigneter  Spannung  (z.  B.  240  Volt)  liefert,  so  formt 
man  den  Strom  mittels  besonderer  Maschinen  in  einen  Gleichstrom  von 
passender  Spannung  um.  Ein  derartiger  Umformer  besteht  aus  einem 
Elektromotor,  der  durch  den  vom  Netze  gelieferten  Gleich-  oder  Wechsel- 
strom angetrieben  wird,  und  einer  durch  diesen  Motor  in  Bewegung  ge- 
setzten Dynamomaschine;  hierzu  werden  nur  Nebenschlußmaschinen 
benutzt.  Da  man  bei  der  Beschaffung  dieser  Maschinen  es  in  der  Hand 
hat,  ihre  Spannung  hoch  oder  niedrig  zu  wählen,  wird  man  sie  möglichst 
den  gegebenen  Verhältnissen  anpassen.  Meist  gelangen  Maschinen  mit 
einer  Spannung  von  30  Volt  zur  Anwendung,  weil  man  mit  diesen  Gruppen 
bis  zu  10  Zellen,  also  auch  die  gebräuchlichen  Gruppen  der  Telegraphen- 
batterien laden  kann.   Bei  dieser  Ladeweise  wird  von  der  Parallelschaltung 
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ausgiebiger  Gebrauch  gemacht,  indem  man  in  einer  größeren  Anzahl  von 
Stromkreisen  mit  je  einem  Amperemeter  und  Widerstand  gleichzeitig  ver« 
schiedene  Gruppen  auf  Ladung  schaltet  (Fig.  25).  Die  Dynamomaschinen 
müssen  infolgedessen  bei  verhältnismäßig  niedriger  Spannung  hohe  Strom- 
stärken liefern.  Es  sind  Maschinen  im  Betriebe,  welche  Ströme  von  mehr 
als  300  Ampere  erzeugen.  Bei  der  Ladung,  mit  großen  Stromstärken 
treten  an  Stelle  der  Kurbelumschalter  Hebelumschalter,  die  so  kräftig 
gebaut  sind,  daß  sie  durch  die  starken  Ströme  keine  Erwärmung  erleiden; 
auch  werden  Verteilungs-  und  Ladeumschalter  auf  einer  großen,  meist 
mehrteiligen  Schalttafel  aus  Marmor  vereinigt.  Die  Zuführungsleitungen 
bestehen  dann  aus  Kupferplatten,  deren  Querschnitt  u.  U.  mehrere  hundert 
Quadratmillimeter  beträgt. 

Aus  Sammlerbatterien  werden  die  Sammler  für  den  Telegraphen-  und 
Fernsprechbetrieb  nur  ausnahmsweise  (bei  Maschinenstörungen)  geladen; 
dagegen  stellt  man  mitunter  eigene  Kraftmaschinen,  z.  B.  Gasmotoren,  zum 
Antriebe  der  Dynamomaschinen  auf. 

c)  Behandlung  der  Sammler  bei  der  Ladung.  Bei  der  Ladung 
ist  genau  darauf  zu  achten,  daß  die  vorgeschriebene  Ladestromstärke  nie 
überschritten  werde;  dies  erfordert  namentlich  dann  größere  Aufmerk- 
samkeit seitens  des  Batteriewärters ,  wenn  gleichzeitig  Batterien  von  ver- 
schiedener Größe  und  Kapazität,  für  welche  also  auch  verschiedene  Lade- 
stromstärken zugelassen  sind,  geladen  werden.  Uber  den  Zustand  der 
Ladung  der  Zellen  hat  sich  der  Batterie wärter  durch  Messung  der  Span- 
nung und  durch  Beobachten  der  Zellen  hinsichtlich  des  Grades  der 
Gasentwickelung  zu  unterrichten.  Meist  ist  die  Dauer  der  Ladung  so  be- 
messen, daß  sie  nicht  mehr  als  10  Stunden  währt;  nur  bei  der  ersten 
Ladung  der  Sammler,  bei  der  sie  oft  das  Mehrfache  ihrer  Kapazität  auf- 
nehmen, erfordert  die  Ladung  längere  Zeit. 

Nach  den  neueren  Bestimmungen  werden  die  Batterien  mit  der  vorge- 
schriebenen Stromstärke  bis  zu  einer  Spannung  von  2,5  Volt  für  die  Zelle 
geladen ,  dann  unterbricht  man  den  Ladestrom  auf  eine  Stunde  und  ladet 
nach  Ablauf  der  Ruhepause  mit  der  halben  Stromstärke  weiter,  bis  die 
Spannung  wieder  den  Wert  von  2,5  Volt  erreicht.  Wenn  dann  die  Strom- 
stärke vor  dem  Unterbrechen  der  Ladung  nochmals  auf  den  vollen  Wert 
reguliert  wird,  müssen  alle  Zellen  an  den  positiven  und  negativen  Platten 
gleichmäßig  Gas  entwickeln. 

Zu  bestimmten  Zeitpunkten  (jährlich,  halbjährlich  usw.)  werden  sämtliche 
Batterien  zur  Sicherung  gegen  Verhärten  (Sulfatieren)  der  Platten  ganz  voll- 
geladen (überladen).  Zunächst  wird  die  Ladung  in  der  eben  angegebenen 
Weise  ausgeführt;  nachdem  bei  halbem  Ladestrom  eine  Spannung  von 
2,5  Volt  erreicht  ist,  überläßt  man  die  Batterie  wiederum  auf  mindestens 
eine  Stunde  der  Ruhe.  Dies  wird  fortgesetzt,  bis  die  Zellen  nach  der  Ruhe- 
pause beim  Anschalten  eines  Ladestroms  von  halber  Stärke  sogleich  eine 
Spannung  von  2,5  Volt  anzeigen. 

d)  Behandlung  der  Sammler  bei  der  Entladung.  Der  Grad  der 
Entladung  ist  täglich  durch  zweimalige  Spannungsmessung  festzustellen; 
dabei  ist  Wert  darauf  zu  legen,  daß  die  Zellen,  wenn  irgend  angängig, 
während  des  Betriebs,  also  während  der  Stromabgabe,  gemessen 
werden.  Erst  diese  Messung  liefert  ein  sicheres  Bild  von  dem  Zustande  der 
Ladung,  weil  entladene  Zellen  während  der  Stromabgabe  weniger 
als  1,8  Volt  Spannung  aufweisen  würden;  dagegen  bietet  die  Span- 
nungsmessung während  der  Betriebsruhe  der  Batterie  keine  genügende  Sicher- 
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hcit  für  den  Zustand  der  Batterie,  da  auch  entladene  Batterien  eine  Span- 
nung von  2  Volt  anzeigen,  sofern  ihnen  gleichzeitig  Strom  nicht  entnommen 
wird. 

Kurzschlüsse  der  Zellen  müssen  unter  allen  Umständen  vermieden 
werden;  die  Zellen  gehen  dabei  Ströme  her,  welche  weit  über  ihre  zulassige 
maximale  Entladestromstärkc  hinausgehen,  und  die  Folge  davon  ist,  daß  sich 
die  Platten  werfen,  daß  die  aktive  Masse  abbröckelt  und  u.  U.  die  Batterie 
dauernd  beschädigt  wird.  Um  dem  vorzubeugen,  werden  neuerdings  vor 
jede  Sammlerzelle  oder  vor  jede  Gruppe  derselben  Schmelzsicherungen  ein- 
geschaltet, die  bei  einem  Anwachsen  der  Stromstärke  über  den  zulässigen 
Wert  durchschmelzen  und  den  Stromkreis  unterbrechen. 

Im  übrigen  ist  darauf  zu  halten,  daß  die  Zellen  nie  zu  tief  entladen 
werden.  (Die  unterste  Spannungsgrenze  wird  von  den  Fabriken  vorge- 
schrieben.) Schwer  festzustellen  ist  der  Grad  der  Entladung,  wenn  Zellen 
in  Parallelschaltung  entladen  werden .  da  man  bei  einer  Spannungsmessung 
nur  den  Wert  der  besten  Zelle  erhält,  wobei  andere  Zellen  sehr  tief  ent- 
laden sein  können.  Derartige  Fälle  treten  ein,  sobald  die  Zellenschalter 
nicht  durchweg  guten  Kontakt  geben  und  nur  einige  Zellen  einschalten, 
die  alsdann  den  gesamten  Strom  liefern,  während  die  übrigen  Zellen  gar 
nicht  oder  nur  wenig  entladen  werden.  Die  ungleiche  Entladung  macht 
sich  später  bei  der  Ladung,  welche  meist  in  Hintereinanderschaltung  erfolgt, 
bemerkbar,  indem  die  am  wenigsten  entladenen  Zellen  am  ehesten  voll- 
geladen sind.  Man  ladet  die  zurückgebliebenen  Zellen  in  der  Regel 
einzeln  auf. 

Bei  geringer  oder  gar  keiner  Stromentnahme  ist  nicht  die  Größe  der 
Spannung,  sondern  die  Dichte  der  Säure  für  die  niedrigste  Grenze  der 
Entladung  maßgebend. 

Entladene  Zellen  sollen  nicht  länger  als  24  Stunden  ohne  neue  Ladung 
stehen  bleiben.  Wird  eine  Batterie  längere  Zeit  außer  Betrieb  gesetzt,  so 
ist  sie  zuvor  voll  zu  laden  und  kann  dann,  ohne  Schaden  zu  nehmen,  einen 
Monat  unbenutzt  stehen  bleiben. 

VIII.  Störungen  in  den  Sammlern  und  deren  Beseitigung. 

Gegen  Ende  der  Ladung  hat  der  Batteriewärter  die  Batterie  daraufhin 
zu  untersuchen,  ob  in  allen  Zellen  gleichmäßig  Gas  entwickelt  wird.  Wenn 
eine  Zelle  in  der  Gasentwicklung  hinter  den  anderen  derselben  Gruppe  zurück- 
geblieben ist,  so  liegt  meist  ein  Kurzschluß  in  der  Zelle  vor;  diese  muß 
dann  einer  genauen  Besichtigung  unterworfen  werden.  Am  besten  bedient 
man  sich  hierzu  einer  elektrischen  Glühlampe  an  beweglicher  Schnur;  für 
große  Zellen  sind  Lampen  in  Gebrauch,  welche  in  die  Säure  getaucht 
und  unter  die  Platten  geschoben  werden  können.  Beim  Ableuchten  der 
Zwischenräume  zwischen  den  einzelnen  Platten  läßt  sich  unschwer  erkennen, 
ob  Kurzschlüsse,  entstanden  durch  Masseteilchen  oder  durch  hineingefallene 
Metallstücke,  vorhanden  sind  oder  nicht.  Bei  einem  Kurzschluß  im  Element 
entfärbt  sich  die  positive,  sonst  dunkelbraune  Platte  in  kurzer  Zeit  und 
nimmt  die  graue  Farbe  der  negativen  Platte  an.  Man  beseitigt  die  Kurz- 
schlüsse mit  einem  dünnen  schmalen  Stabe  aus  Holz  oder  Glas  (nicht 
Metall). 

Falls  sich  zwei  Platten  berühren,  was  meist  auf  Krümmung  der  Platten 
zurückzuführen  ist,  so  versucht  man  zunächst,  durch  Zwischenschieben  von 
Glasröhren  die  Platten  zu  trennen.  Gelingt  dies  nicht,  dann  wird  die  ge- 
krümmte Platte  herausgeschnitten  und  zwischen  zwei  glatt  gehobelten 
Brettern  gerade  gerichtet. 


Digitized  by  Google 


712    Die  Sammler  und  ihre  Verwendung  in  der  Reichs -Telegraphenverwaltung. 

Bei  diesen  Untersuchungen  darf  man  nicht  planlos  verfahren,  da  die 
Säure  durch  das  Aufrühren  abgefallener  Masse  leicht  trübe  und  dadurch 
die  weitere  Prüfung  erschwert  wird. 

Um  das  zurückgebliebene  Element  wieder  mit  den  andern  derselben 
Gruppe  auf  gleichen  Ladungszustand  zu  bringen,  ladet  man  bei  kleinen 
Fehlern  die  ganze  Gruppe  bis  zu  einer  Endspannung  von  2,7  Volt  und 
setzt  die  Ladung  u.  l\  noch  1  bis  2  Stunden  lang  fort.  Bei  größeren 
Fehlern  genügt  dies  Verfahren  nicht;  man  schneidet  dann  das  Element  aus 
der  Batterie  heraus  und  läßt  es  bei  der  Entladung  der  übrigen  Zellen  aus- 
geschaltet, während  es  zur  Ladung  wieder  eingeschaltet  wird.  Das  ausge- 
schnittene Element  wird  mit  Kupferdraht  überbrückt.  Hat  das  Element  die 
normale  Ladung  erreicht,  dann  wird  die  Säuredichte  reguliert  und  die  ur- 
sprüngliche Verbindungsstelle  durch  Verlöten  wieder  hergestellt. 

Feuchtigkeit  an  den  Zellen,  namentlich  auf  den  Kastenbatterien,  ist  zu 
entfernen,  da  hierdurch  Neben-  und  Erdschlüsse  verursacht  werden  können. 
Zerbrochene  Glasröhren  und  Glasgefäße  werden  durch  neue  ersetzt;  falls 
hierzu  die  Zellen  auseinander  genommen  werden  müssen,  sind  die  Platten 
während  der  Zwischenzeit  in  verdünnte  Schwefelsäure  zu  legen ;  insbesondere 
die  negativen  Platten  dürfen  nicht  trocken  der  Luft  ausgesetzt  werden, 
andernfalls  würden  sie  sich  bald  oxydieren  und  dabei  erhitzen. 

Sich  krümmende  Platten  sind  durch  Zwischenschieben  von  Glasröhren 
von  der  Nachbarplatte  fern  zu  halten.  Bleischwamm,  der  sich  namentlich 
am  unteren  Rande  der  negativen  Platten  und  an  den  Glasröhren  festsetzt, 
muß,  damit  er  nicht  zu  den  positiven  Platten  hinüberwächst,  mittels  eines 
Holzstäbchens  entfernt  werden. 

Falls  eine  Batterie  zu  tief  entladen  ist.  steigt  die  Spannung  der  Zellen 
nach  Anschalten  des  Ladestroms  sehr  hoch,  bis  auf  2.75  Volt;  derartige 
Platten  sind  sulfatiert  und  erfordern  eine  besondere  Behandlung.  Ist  die 
Sulfatschicht  nur  dünn  und  noch  nicht  alt.  dann  läßt  sie  sich  durch  einen 
kräftigen  Ladestrom  abstoßen.  Bei  stärkerer  und  erhärteter  Sulfatschicht 
empfiehlt  es  sich,  die  Platten  mit  Glasstreifen,  die  als  Ziehklingen  benutzt 
werden,  vorsichtig  abzuschaben  und  alsdann  mit  verdünnter  Füllsäure  nach- 
zuspülen. Die  Zellen  müssen  nach  dem  Zusammensetzen  längere  Zeit  über- 
laden werden. 

Sofern  eine  Batterie  die  Kapazität  nicht  hält  und  man  an  den  negativen 
Platten  auch  in  der  Ruhe  eine  Gasentwicklung  beobachtet,  sind  die  Zellen 
durch  Metalle  usw.  verunreinigt.  Man  ersetzt  dann  zunächst  die  Schwefel- 
säure durch  neue,  ladet  die  Zellen  kräftig  und  erneuert  nochmals  die  Säure. 
Sollte  dieses  Verfahren  eine  Besserung  nicht  herbeiführen,  so  ist  die  Säure 
unrein  und  muß  genau  untersucht  werden  (vgl.  Vlla). 
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Die  deutsche  Auswanderung. 

An  die  Zunahme,  welche  die  überseeische  Auswanderung  aus  Deutschland 
in  den  letzten  Jahren  zeigt,  sind  von  verschiedenen  Seiten  schwarzseherische 
Betrachtungen  über  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  im  Deutschen  Reiche 
geknüpft  worden,  die  indes  der  Berechtigung  entbehren:  in  Wirklichkeit  ist 
die  Steigerung  der  Auswandererziffer  viel  zu  gering,  als  daß  sie  als  Zeichen 
einer  wirtschaftlichen  Verschlechterung  oder  als  Vorbote  einer  Massenaus- 
wanderung, wie  sie  vor  zwanzig  Jahren  in  die  Erscheinung  trat,  angesehen 
werden  könnte.  Der  »Export«,  das  bekannte  Organ  des  Zentral  Vereins  für 
Handelsgeographie  und  Förderung  deutscher  Interessen  im  Auslande,  hat 
der  Frage  unlängst  eine  Reihe  lehrreicher  Ausführungen  gewidmet,  in  denen 
u.  a.  folgendes  geltend  gemacht  wird. 

In  den  Jahren  1897  bis  1901  schwankte  die  Auswanderung  zwischen 
22000  und  24600  Köpfen  jährlich;  sie  hatte  damit  einen  Tiefstand  erreicht, 
wie  seit  Jahrzehnten  nicht  mehr.  1902  stieg  sie  auf  32  100  und  1903  auf 
36300  Köpfe.  Aber  auch  diese  Summen  fallen  bei  der  Einwohnerzahl  und 
der  starken  Volksvermchrung  Deutschlands  nicht  ins  Gewicht.  Abgesehen 
davon,  daß  sie  schon  gegenüber  den  268000  Angehörigen  fremder  Staaten 
verschwinden,  die  im  letzten  Jahre  über  deutsche  Häfen  auswanderten  (allein 
aus  Österreich-Ungarn  159000  und  aus  Rußland  68  000  Personen) ,  ist  zu 
berücksichtigen,  daß  1881  und  1882  die  deutsche  Auswanderung  auf  200000 
bis  220000  Köpfe  in  die  Höhe  gegangen  war  und  daß  sie  1891  und  1892 
sich  noch  auf  120000  und  116  000  bezifferte.  Die  heutige  Auswanderung 
aus  Deutschland  ist  also  im  Vergleiche  zu  den  Ziffern  jener  Jahre  sehr 
gering. 

In  den  fünf  Jahren  1874  bis  1878  wanderten  158000  Personen  aus 
Deutschland  aus,  im  folgenden  Jahrfünft  1879  bis  1883  waren  es  751  000, 
1884  bis  1888  561000,  1889  bis  1893  517000,  1894  bis  1898  159000. 
1899  bis  1903  137  000  Personen.  Das  ist  ein  sehr  bedeutender  Rückgang, 
zumal  wenn  man  sich  vor  Augen  hält,  daß  die  Bevölkerung  des  Deutschen 
Reichs  von  44V2  Millionen  im  Jahre  1879  auf  581  '2  Millionen  in  1903  an- 
gewachsen ist.  Im  Jahre  1876  kamen  auf  100000  Einwohner  durchschnittlich 
69  Auswanderer,  1881  war  die  Durchschnittsziffer  auf  486  gestiegen,  1886 
stellte  sie  sich  auf  177,  1891  auf  232,  1896  auf  61.  1897  auf  43.  1898 
auf  38,  1899  auf  44,  1900  auf  40,  1901  auf  30,  1902  auf  56  und  1903 
auf  62. 

Die  beträchtliche  Auswanderung  während  der  achtziger  nnd  zu  Anfang 
der  neunziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  war  eine  recht  unerfreuliche 
Erscheinung:  im  Verlaufe  von  anderthalb  Jahrzehnten  verlor  Deutschland 
fast  2  Millionen  Einwohner.  Damals  wie  heute  ging  der  Hauptstrom  der 
Auswanderung  nach  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  die  alljährlich 
über  90  v.  H.  aller  deutschen  Auswanderer  aufnehmen.  Man  schätzt  heute 
die  in  die  Vereinigten  Staaten  eingewanderte  deutsche  Bevölkerung  nebst 
ihrer  ersten  Generation  auf  nicht  weniger  als  26  Millionen,  worunter  aller- 
dings auch  die  aus  Österreich  -  Ungarn  und  der  Schweiz  eingewanderten 
Deutschen  mitgerechnet  sein  dürften.  Würden  nicht  die  neuen  Einwande- 
rungsgesetze der  Union  ungemein  hemmend  auf  die  dortige  Einwanderung 
wirken,  so  wäre  vielleicht  auch  jetzt  noch  die  Auswanderung  aus  Deutsch- 
land ziemlich  erheblich.  Die  praktischen  Amerikaner  wußten  recht  wohl, 
warum  sie  früher  die  deutschen  Einwanderer  begünstigten.    Sie  bewerteten 
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jeden  Kopf  zunächst  als  einen  unmittelbaren  Zuwachs  zu  ihrem  National- 
vermögen mit  durchschnittlich  ioo  Dollars.  Bei  Zugrundelegung  dieses 
Satzes  ergibt  sich,  daß  Deutschland  im  Laute  weniger  Jahrzehnte  durch  die 
Auswanderung  eine  Einbuße  an  seinem  Nationalvermögen  im  Betrage  von 
Milliarden  Mark  erlitten  hat.  Zudem  ist  der  nach  Nordamerika  auswandernde 
Deutsche  nach  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  für  das  alte  Vaterland  verloren. 
Erwünscht  wäre  es  daher,  so  bemerkt  der  »Export«  weiter,  wenn  die  Aus- 
wanderung mehr  nach  solchen  Landern  gelenkt  würde,  in  denen  die  deutschen 
Auswanderer  länger  ihre  Eigenart  bewahren  können,  z.  B.  nach  Südamerika, 
oder  wo  sie  Reichsdeutsche  bleiben,  wie  in  unseren  Kolonien. 

In  den  letzten  drei  Jahren  wanderten  Deutsche  nach  folgenden  außer- 
europäischen Ländern  aus: 
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Die  Auswanderung  nach  deutschen  Schutzgebieten  ist  in  der  amtlichen 
Statistik  nicht  berücksichtigt,  da  Personen,  die  sich  dorthin  begeben,  nicht 
als  Auswanderer  im  Sinne  des  Gesetzes  über  das  Auswanderungswesen 
gelten.  Wie  aus  obigen  Ziffern  ersichtlich,  spielen  gegenüber  den  Ver- 
einigten Staaten  die  übrigen  Einwanderungsländer  nur  eine  geringe  Rolle. 
Bemerkenswert  ist  immerhin  die  starke  Zunahme  der  Auswanderung  nach 
Kanada  und  Afrika  (hauptsächlich  Südafrika),  die  sich  übrigens  auch  in  der 
Auswanderung  aus  anderen  europäischen  Ländern  kundgibt. 

Man  hat  das  Auf-  und  Abwärtsschwanken  der  deutschen  Auswanderung 
wahrend  der  letzten  Jahrzehnte  mit  der  Entwicklung  in  Verbindung  ge- 
bracht, welche  der  deutsche  Ausfuhrhandel  in  der  gleichen  Zeit  genommen 
hat.  und  wenn  man  die  Auswanderungsziffern  mit  den  Ziffern  unserer 
jeweiligen  Warenausfuhr,  besonders  unserer  Ausfuhr  an  industriellen  Erzeug- 
nissen vergleicht,  so  scheint  sich  in  der  Tat  der  Satz  zu  bestätigen,  daß 
wir  entweder  Waren  oder  Menschen  exportieren  müssen.  Eine  zur  näheren 
Kennzeichnung  aufgestellte  Übersicht  zeigt  deutlich,  wie  mit  der  Zunahme 
unseres  industriellen  Exports  die  Auswanderung  zurückgegangen  ist.  Den 
stärksten  Aufschwung  hat  der  deutsche  Ausfuhrhandel  Mitte  der  neunziger 
Jahre  genommen,  und  von  da  beginnt  denn  auch  der  Tiefstand  der  deutschen 
Auswanderung.  Zweifellos  hat  der  in  die  Jahre  1891  bis  1894  fallende 
Abschluß  der  Handelsverträge  und  die  damit  angebahnte  Belebung  der 
Exporttätigkeit  unserer  Industrie  viel  zur  Dämpfung  der  Auswanderungslust 
beigetragen.  Darum  erscheint  auch  die  Gefahr  einer  neuen  Massenaus- 
wanderung aus  Deutschland  einstweilen  ausgeschlossen,  jedenfalls  solange, 
als  nicht  eine  nachhaltige  Stockung  unserer  Gütererzeugung  und  Waren- 
ausfuhr eintritt. 
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KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Drahtlose  Telegraphie.  Von  den  auf  den  ostasiatischen  Kriegs- 
schauplatz entsandten  Zeitungsberichterstattern  verfügte  der  Korrespondent 
der  »Times«  über  einen  besonderen  Dampfer.  Dieser  war  mit  einer 
funkentelegraphischen  Anlage  nach  dem  System  De  Forest  versehen.  Auf 
der  dem  Hafen  von  VVei -hai -wei  vorgelagerten  Insel  Liukungtau  befand 
sich  eine  auf  Kosten  der  »Times«  nach  gleichem  System  ausgerüstete 
Landstation.  Wie  diese  Einrichtungen  sich  bewährt  haben  und  in  welcher 
Weise  sie  benutzt  worden  sind,  geht  aus  einem  in  der  »Times«  vom 
27.  August  veröffentlichten  interessanten  Aufsatze  hervor,  dem  wir  folgendes 
entnehmen.  Zwischen  dem  »Haimun«  (Name  des  Dampfers)  und  der  Land- 
station fand  in  der  Zeit  vom  14.  März  bis  18.  April  ein  fortwährender 
Verkehr  statt.  Die  Apparate  müssen  vorzüglich  gearbeitet  haben;  beispiels- 
weise wurde  über  ein  Gefecht  zwischen  den  russischen  und  japanischen 
Torpedobootszerstörern  ein  Telegramm  mit  über  1000  Wörtern  abgesandt, 
von  denen  auch  nicht  ein  einziges  unrichtig  ankam.  Der  Dampfer  vermochte 
sogar  außer  den  Zeichen  der  eigenen  Landstation  auch  die  von  den  russischen 
und  japanischen  Funkentelegraphenstationen  ausgehenden  Mitteilungen  usw. 
aufzunehmen.  »Diese  Mitteilungen«,  berichtet  der  Korrespondent,  »waren 
natürlich  in  geheimer  Sprache  abgefaßt,  und  da  wir  keinen  Schlüssel  dazu 
besaßen ,  war  es  uns  nicht  möglich ,  einen  ungehörigen  Gebrauch  von  den 
Nachrichten  zu  machen ,  aber  wir  konnten  leicht  den  Unterschied  in  den 
angewandten  Systemen  erkennen  und  waren  imstande,  die  Entfernung  der 
verschiedenen  Schiffe  abzuschätzen.  Unser  Telegraphist,  ein  sehr  erfahrener 
Mann,  begann  sogar  die  Zeichen  der  einzelnen  Schiffe  zu  unterscheiden;  er 
konnte  z.  B.  sagen,  ob  ein  russisches  Schiff  sich  auf  See  befand  und  mit 
den  Küstenstationen  sprach.  Er  konnte  auch  entdecken,  ob  die  japanischen 
Nachrichten  mittels  Relais  nach  der  Flottenbasis  übermittelt  wurden  oder 
ob  die  Flotte  in  See  gegangen  war.  Das  hatte  für  uns  möglicherweise 
größeren  Wert,  als  wenn  wir  die  Mitteilungen  hätten  entziffern  können; 
.  .  .  unsere  glücklichsten  Entschließungen  hatten  wir  dem*  sorgfältigen 
Horchen  auf  die  drahtlose  Telegraphie  beider  Flotten  zu  verdanken.« 

Am  9.  April  begab  sich  der  »Haimun«  auf  den  Weg  nach  Tschcmulpo. 
Unterwegs  fing  er  Funkentelegramme  auf.  die  auf  die  Wahrscheinlichkeit 
eines  wichtigen  Seekampfes  bei  Port  Arthur  hinwiesen.  Der  Dampfer 
änderte  daher  seinen  Kurs  und  steuerte  auf  Port  Arthur,  wo  er  seine  Ver- 
mutung bestätigt  fand. 

»Selbstverständlich  waren  wir«,  so  berichtet  der  Korrespondent  weiter, 
»besorgt,  unsere  drahtlose  Telegraphie  nicht  zu  benutzen,  bevor  die  Schlacht- 
schiffe sich  mit  den  Batterien  von  Port  Arthur  eingelassen  hatten.  Der 
Grund  liegt  auf  der  Hand.  Wenn  wir  Nachrichten  über  die  Stellung  der 
beiden  Flotten  abzusenden  begonnen  hätten ,  würden  wir  die  drahtlose 
Telegraphie  der  Kriegführenden  gestört  und  uns  einer  unfreundlichen  Hand- 
lung schuldig  gemacht  haben.  Da  wir  nun  unsere  Apparate  nicht  zum 
Absenden  von  Nachrichten  benutzen  konnten,  so  hörten  wir  aufmerksam  zu. 
Die  Russen  waren  eifrig  am  Werke.  Sie  wiederholten  fortwährend  das 
Alphabet,  um  die  japanischen  Empfangsapparate  zu  stören.  In  der  Tat. 
ich  möchte  annehmen,  daß  der  unausgesetzte  Gebrauch,  den  die  Russen  von 
ihren  Küstenstationen  für  drahtlose  Telegraphie  machten,  den  Admiral  Togo 
verhindert  hat ,  rechtzeitig  zu  erscheinen ,  um  Makarows  Geschwader  ab- 
zuschneiden. .  .  .    Nur  als  die  Russen  in  ihren  störenden  Maßnahmen  eine 
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Pause  eintreten  ließen,  um  vom  »Bajan«  eine  Nachricht  zu  empfangen, 
hatte  das  japanische  Kreuzergeschwader  Gelegenheit,  eine  äußerst  wichtige 
Mitteilung  abzusenden.  Wir  nahmen  beide  Nachrichten  auf.  .  .  .  Als  dann 
Togo  seine  Gefechtsflaggen  gesetzt  hatte  und  in  den  Geschützbereich  von 
Port  Arthur  dampfte,  hielten  wir  den  Augenblick  für  gekommen,  einen 
kurzen  Bericht  abzusenden.  .  .  .  Dies  war  das  erste  Beispiel,  daß  über  ein 
Seegefecht  vom  Schauplatze  des  Kampfes  aus  eine  unmittelbare  telegraphische 
Mitteilung  an  eine  Zeitung  abging.  .  .  .  Später  am  Abend,  als  die  Japaner 
mit  Telegraphieren  aufgehört  hatten,  konnten  wir  eingehendere  Berichte 
abgehen  lassen,  während  wir  unseren  Kurs  auf  Tschinampo  nahmen.« 

Von  Tschinampo  zurückgekehrt,  trat  der  »Haimun«.  auf  200  Seemeilen 
Entfernung ,  mit  Wei-hai-wei  in  drahtlosen  Verkehr.  Von  dort  ging  ihm 
die  Nachricht  zu,  daß  Admiral  Alexejeff  eine  Erklärung  erlassen  habe, 
wonach  Berichterstatter  usw.,  die  sich  der  drahtlosen  Telegraphie  bedienten, 
als  Spione  behandelt  werden  sollten.  Da  gleichzeitig  von  japanischer  Seite 
der  freien  Bewegung  des  Dampfers  Beschränkungen  auferlegt  wurden,  so 
mußte  er  seine  Tätigkeit  einstellen. 


Untersuchung  von  Kabeln  mittels  Röntgenstrahlen.  Die 
Elektrizitätsgesellschaft  »Sanitas«  in  Berlin  hat  nach  einer  Mitteilung  des 
»Elektrotcchn.  Anz.«  einen  Apparat  konstruiert,  der  es  ermöglicht,  Unreinig- 
keiten  oder  Luftblasen,  die  sich  in  der  Isolierhülle  der  Kabel  befinden,  sowie 
andere  Unregelmäßigkeiten  durch  Beleuchtung  mittels  Röntgenstrahlen  zu 
erkennen  und  dadurch  die  Kabel  auf  ihre  Reinheit  und  Güte  zu  prüfen. 
Der  Apparat  besteht  im  wesentlichen  aus  einem  fahrbaren  Kasten,  in  dessen 
Innerem  der  Funkeninduktor,  ein  Motorunterbrecher  sowie  die  Regulier- 
und Schaltapparate  für  den  Primärstrom  tlsw.  untergebracht  sind.  Das 
Dach  des  Kastens  trägt  ein  Gestell  mit  zwei  Rollen,  über  welche  das  zu 
untersuchende  Kabel  geführt  wird.  An  dem  Gestell  ist  ferner  unterhalb 
des  Kabels  die  Röntgenröhre  und  oberhalb  des  Kabels  ein  Durchleuchtungs- 
schirm angebracht,  der  in  ein  um  eine  horizontale  Achse  drehbares  Kryptoskop 
eingesetzt  ist.  Beim  Gebrauch  wird  das  Kabel  zwischen  Lampe  und  Schirm 
stetig  durchgezogen. 

Deutsches  Trope  n  -  Automobi  1.  Infolge  Mangels  an  geeigneten 
Beförderungsmitteln  beschränkt  sich  heute  der  Verkehr  in  unseren  tropischen 
Produktions-  und  Handelskolonien  in  Afrika  fast  ausschließlich  auf  die 
Küstengebiete,  während  gerade  nach  dem  Inneren  hin  die  Produktions- 
möglichkeit des  zuverlässigeren  Wittcrungscharakters  und  der  Boden- 
verhältnisse halber  zunimmt.  In  ursprünglichster  Weise  vollzieht  sich  bisher 
der  Transport  auf  den  Köpfen  der  Neger,  deren  Arbeitskraft  dadurch  der 
produktiven  Landwirtschaft  verloren  geht.  Die  Verwendung  von  Zugvieh 
ist  wegen  der  zwischen  der  Küste  und  dem  weiteren  Hinterlande  vielfach 
vorkommenden  Viehseuchen  (Tsetsckrankheit  und  Texasfieber)  vorläufig  aus- 
geschlossen, und  es  kommt  als  Treibkraft  für  Fahrzeuge  nur  Dampf-  oder 
Explosionsantricb  in  Betracht.  Für  die  Erschließung  von  Deutsch-Ostafrika, 
Togo  und  Kamerun,  die  allein  einen  Flächeninhalt  von  über  1  500000  qkm 
umfassen,  sind  erst  80  km  Eisenbahnen  in  Betrieb  und  weitere  380  km  in 
diesem  Jahre  vom  Reichstage  bewilligt. 

Die  Zufahrt  zu  den  Erschließungsbahncn,  namentlich  aber  die  weitere 
wirtschaftliche  Entwicklung  der  Kolonien,  drängt,  wie  der  »Reichsanzeiger« 
darlegt,  auf  die  Einführung  eines  planmäßigen  Automobilverkehrs  hin.  Die 
Ausfuhr  beträchtlicher  Mengen  von  Rohstoffen,  wie  Baumwolle. und  sonstigen 
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Faserstoffen  (Konsum  Deutschlands  rund  400  Millionen  Mark).  Palmkernen. 
Palmöl  und  sonstigen  Ölfrüchten  (Konsum  Deutschlands  rund  200  Millionen 
Mark),  Kautschuk.  Nutzhölzern.  Mineralien  und  ebenso  der  Plantagen- 
produkte, wie  Kakao.  Kaffee  u.  dgl..  hängt  naturgemäß  von  einem  billigen 
Transport  nach  der  Küste  ab. 

Die  Rückständigkeit  unserer  Kolonien  in  bezug  auf  Transport  und 
Verkehr  und  die  günstigen  Aussichten  des  volkstümlichen  Baumwollunter- 
nehmens in  Ost-  und  Wextafrika  haben  das  Kolonialwirtschaftliche  Komitee 
veranlaßt,  die  »Goldene  Medaille  für  Kolonial  -  Maschinenbau«  für  ein 
deutsches  Tropen-Automobil  auszusetzen,  das  folgenden  Anforderungen  ent- 
sprechen soll:  Eigengewicht  des  Automobils  bis  zu  2000kg,  Tragfähigkeit 
des  Wagens  2000  kg.  Geschwindigkeit  5  km  bz.  8  km  bz.  12  km  in  der 
Stunde,  je  nach  den  Wegeverhältnissen.  Überwindung  von  Steigungen 
von  1  :  8,  zuverlässiges  Fahren  auf  Wegen,  die  in  Deutschland  als  gewöhn- 
liche Landwege  bezeichnet  werden,  solideste  Konstruktion ;  gegen  das  heiße 
Tropenklima  wenigst  empfindlicher  Motor,  einfachster  Betrieb  und  einfachste 
Bedienung.  Die  Kosten  der  Herstellung  des  Fahrzeugs  sowie  der  Instand- 
setzungen während  der  Versuche  und  die  Ausgaben  für  den  Führer  trägt 
die  Fabrik,  dagegen  übernimmt  das  Komitee  den  Schiffstransport  von 
Hamburg  nach  der  Kolonie  Ostafrika  oder  Togo  und  event.  zurück.  Die 
Prüfung  des  Fahrzeugs  erfolgt  in  der  Kolonie  durch  eine  vom  Komitee 
ernannte  Kommission  unter  dem  Vorsitze  des  Kaiserlichen  Gouverneurs. 

Die  Erschließung  unserer  Kolonien  durch  geeignete  Beförderungsmittel 
ist  nicht  nur  für  die  Kolonien  selbst,  sondern  namentlich  auch  für  den 
deutschen  Handel  und  für  die  deutsche  Industrie  von  ausschlaggebender 
Bedeutung.  Gleichzeitig  wird  durch  das  Preisausschreiben  unserer  hoch- 
entwickelten Automobilindustrie  Gelegenheit  geboten,  mit  den  Industrien  der 
älteren  Kolonialmächte  zu  konkurrieren,  die,  wie  Belgien,  ebenfalls  mit  der 
Lösung  der  Tropen-Automobilfrage  beschäftigt  sind.  Der  Erfindung  eines 
zuverlässigen  Tropen-Automobils  ist  ein  volkswirtschaftliches  und  kolonial- 
wirtschaftliches Verdienst  von  höchster  Bedeutung  beizumessen;  sie  würde 
der  deutschen  Industrie  nicht  nur  in  den  deutschen  Schutzgebieten,  sondern 
voraussichtlich  auch  in  allen  Tropenländern  ein  neues  großes  und  lohnendes 
Absatzgebiet  eröffnen. 

Uberwucherung  der  tropischen  Bahnlinien  durch  Pflanzen. 
Zu  den  schwierigsten  und  kostspieligsten  Aufgaben  der  äquatorialen  Bahnen 
gehört  es,  die  Fahrstraße  durch  Ausrottung  des  üppig  gedeihenden  Pflanzen- 
wuchses instand  zu  halten,  der,  sich  selbst  überlassen,  bald  jede  Befahrung 
behindern  und  schließlich  den  Verkehr  sperren  würde.  Vom  Fuße  der 
Cordilleren-Ausläufer  in  Ecuador  zieht  sich  westlich  bis  zur  Küste  des 
Stillen  Ozeans  ein  etwa  100  km  breiter  Dschungelgürtel,  der  infolge  der 
ungeheuren  Hitze  und  des  hohen,  während  des  Winters  bis  zum  Frühjahrsende 
87  v.  H.  betragenden  Feuchtigkeitsgehalts  einem  mächtigen  Treibhause  gleicht. 
Auf  der  hindurchführenden  Guayaquil-  und  Quito-Eisenbahn,  die  den  Hafen 
Guayaquil  mit  der  500  km  entfernten,  in  2670  m  Scehöhe  gelegenen  Haupt- 
stadt verbindet,  wird  jetzt  ein  Mittel  gegen  diese  Pflanzenpest  mit  Erfolg 
in  Anwendung  gebracht.  Im  Barraganetal,  ungefähr  in  der  Mitte  der  Linie, 
wurde  eine  Anlage  zur  Erzeugung  einer  starken  Arsenik-  und  Salpeter- 
lösung errichtet.  Diese  Lösung  wird  in  großen  Behältern  gesammelt,  in 
besondere  Kesselwagen  übergeleitet  und  durch  die  seitlich  und  am  Ende 
des  Wagens  angebrachten  Rohrleitungen  mit  Sprühmundstücken  auf  der 
Bahnstrecke  je  nach  Bedarf  verteilt.    Die  erste  gründliche  Bespritzung  der 
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Gleise  erfolgt  ber  Heginn  der  Regenzeit,  wobei  ein  Kesselwagen  für  5  bis 
6  km  ausreicht ;  die.  zweite  etwa  10  Tage  später  (mit  der  gleichen  Menge 
werden  lo*<  btt'  13  km  bespritzt),  worauf  weitere  Fahrten  in  ungefähr 
Monatsfrist 'genügen,  um  das  Wuchern  der  Pflanzen  zu  verhindern.  (Ztg.  d. 
Ver.  Deutsch.  Eisenb.A'erwalt.) 



Projektierter  Kanal  zwischen  Riga  und  Chersson.  Ein  russischer 
Ingenieur  hat  ein  großes  Projekt  ausgearbeitet,  das  die  Herstellung  e&JST 
Wasserstraße  zwischen  Riga  und  Chersson,  d.  h.  eine  Verbindung  zwischen 
der  Ostsee  nnd  dem  Schwarzen  Meere,  zum  Gegenstände  hat.  Nach  den 
»Daily  Consular  Reports«  ist  der  Plan  unter  Verwertung  der  Stromfcufe 
der  Dwina  und  des  Dnjepr  bei  teilweiser  Kanalisierung  und  unter  Her- 
stellung eines  Verbindungskanals  gedacht.  Die  Gesamtlänge  des  Kanals  soll 
2369  km  betragen,  seine  Tiefe  31  '/a  Fuß  und  die*Breitc  140  Fuß  auf  der 
Sohle  und  266  Fuß  auf  der  Oberfläche  ausmachen.  Die  Kosten  belaufen 
sich  auf  350000000  Rubel. 

Als  Lösch-  und  Ladeplätze  smd  in  Aussicht  genommen :  Chersson,  Alesschk, 
Berisslaw,  Nikopol,  Alexandrowsk,  JekaterinööA w ,  Werchne-Dnjeprowsk. 
Krementschug,  Nowogeorgijewsk,  Tscherkassk,  Kanew,  Kiew,  Mogilew  oder 
Kopyff,  Beschenkowitschi,  Dvinsk  (Dünaburg),  Jacobstadt  und  Riga. 

Eine  Beleuchtung  des  Kanals  mit  elektrischem  Licht  ist  vorgesehen, 
so  daß  ein  Weiterfahren  der  Schiffe  ohne  Unterbrechung  erfolgen  kann. 
Die  höchste  Fahrgeschwindigkeit  soll  8  Knoten  betragen,  wie  im-^uez-  und 
Kaiser  Wilhelmkanal ;  die  Zeit  für  die  Durchfahrt  durch  den  Knnal  würde 
etwa  160  Stunden  oder  7  Tage  betragen.  / 

Die  wirtschaftliche  Bedeutung  einer  derartigen  Wasserstraße  liegt  auf 
der  Hand.  Es  würde  durch  sie  nicht  nur  ein  bedeutendes  Gcbif*,-im  Herzen 
des  europäischen  Rußland  erschlossen,  sondern  auch  für  den  Öitrchgangs- 
verkehr  eine  kürzere  und  billigere  Verbindung  geschaffen  werden.  Während 
beispielsweise  jetzt  ein  Dampfer  von  St.  Petersburg  nach  Odessa  etwa 
6  Wochen  Fahrzeit  erfordert,  würde  er  bei  einer  Fahrt  durch  den  geplanten 
Kanal  die  Reise  in  12  Tagen  zurücklegen  können. 


LITERATUR. 

Seeposten   in  Deutschland  und  dem  weiteren  Auslande  von 
Josef  Wanka,   k.  k.  Obcrpostrat,   Dozent  und  Leiter  der  Post- 
Lehrkurse  in  Prag.    Prag  1904.   Verlag  der  k.  k.  Hofbuchhandlung 
Gustav  Xeugebauer.    Pr.  1  K. 
Unter  vorstehendem  Titel  ist  ein  Sonderabdruck  aus  des  Verfassers  be- 
kanntem und  schon  früher  hier  besprochenem  Werke  »Das  Postwesen  in 
Österreich«  in  neuer  Bearbeitung  erschienen.    Das  Heft  bietet  zunächst  einen 
Überblick  über  Wesen  und  Zweck  der  Seeposten;  besonders  eingehend  werden 
die  deutsch-amerikanischen  Seeposten  behandelt,  deren  Dienstbetrieb  Gegen- 
stand näberer  Besprechung  bildet.   Dann  werden  auch  die  postalischen  Ein- 
richtungen auf  den  übrigen  deutschen  Dampfern  (Reichs-Postdampfem  usw.) 
erörtert  und  schließlich  kurz  die  Verhältnisse  auf  amerikani sehen,  englischen 
und  französischen  Dampfern  berührt.   Die  Schrift  wird  Beamten,  die  sich  von 
den  erwähnten  Einrichtungen  ein  Bild  verschaffen  wollen,  von  Nutzen  sein. 


UKKLIS.     liKl.ürCKT  IN   PtJ.  Rril.HM)m CMBfl. 
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HERAUSGEGEUKN    IM   AUFTRAGE    DES    l<  F.1C  II  S  -  POS  TAMTS. 


Mr.  23.  BERLIN,  DEZEMBER.  1904. 


INHALT:  Die  Krankenversicherung  hei  der  Reichs-Postvcrwaltung,  S.  719.  -  Ent- 
wicklung der  Beamtenverhältnisse  hei  der  Pustverwaltung  des  Norddeutschen 
Bundes  und  des  Deutschen  Reichs  seit  dem  Jahre  1808,  S.  732.  —  Der  hundertste 
Geburtstag  Wilhelm  Wehers,  S.  738.  —  Über  Schutzvorrichtungen  gegen  das 
Herabfallen  von  Schwachstromleitungen  auf  Starkstromleitungen  elektrischer 
Straßenbahnen,  S.  741. 

Kleine  Mittellungen:  Eröffnung  der  ersten  Teilstrecke  der  Bagdadbahn,  S.  744.  —  Die 
Baikal  -  Umgehungsbahn ,  S.  745.  —  Die  Wegeverhaltnisse  in  Korea,  S.  745.  — 
Deutschtum  in  Guba,  S.  747. 

Nachruf:  Direktor  im  Reichs-Postamt  Wittko  -f,  S.  748. 

Literatur:  Telegraphie  und  Telephonie  ohne  Draht.  Von  Otto  Jentsch,  Kaiserlichem 
Ober-Postinspektor,  S.  749. 


Die  Krankenversicherung  bei  der  Reichs- Posiverwaltung. 
Von  Ober -Postsekretär  Püschel  im  Reichs -Postamt. 

Unter  den  sozialpolitischen  Maßregeln  des  Deutschen  Reichs,  die  den 
letzten  20  Jahren  des  vergangenen  Jahrhunderts  eine  besondere  Bedeutung 
gaben,  war  die  staatlich  geregelte  Krankenversicherung  die  erste.  Sie  war 
aber  auch  die  wichtigste;  denn  Krankheit  und  Erwerbsunfähigkeit  sind 
alltägliche  Erscheinungen,  die  für  den  nur  auf  seine  Arbeitskraft  ange- 
wiesenen Lohnarbeiter  und  den  gering  besoldeten  Angestellten  Not  und 
Entbehrungen  aller  Art,  selbst  seine  wirtschaftliche  Vernichtung,  zur  Folge 
haben  können,  sofern  ihm  keine  Hilfe  von  außen  zuteil  wird. 

Diese  Hilfe  hat  erst  die  reichsgesetzliche  Krankenversicherung  in  aus- 
reichendem Maße  gebracht.  Zwar  waren  schon  vorher  verschiedene  ähnliche 
Einrichtungen  (Knappschaftskassen ,  Innungskrankenkassen ,  eingeschriebene 
Hilfskassen)  vorhanden;  doch  erstreckte  sich  deren  Wirksamkeit  nur  auf 
beschränkte  Kreise.  Immerhin  konnten  sie  der  ersten  Organisation  der 
gesetzlichen  Zwangskrankenkassen  als  Vorbild  dienen. 

Der  erste  Gesetzentwurf  über  die  Krankenversicherung  (1882)  stand  mit 
einem  zu  derselben  Zeit  eingebrachten  Gesetzentwurf  über  die  Unfallver- 
sicherung in  organischer  Verbindung,  wurde  aber  nach  sehr  eingehender 
Beratung  in  der  Reichstagskommission  von  jenem  losgelöst  und  selbständig 
Gesetz  (15.  Juni  1883),  während  das  Unfall -Versicherungsgesetz  erst  ein 
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Jahr  später  zur  Verabschiedung-  gelangte.  Dieses  erste  K.V.G.*)  erstreckte 
sich  nicht  auf  den  Postbetrieb.  Unter  den  in  der  Folgezeit  ergangenen 
sechs  Abänderungsgesetzen  hatten  die  drei  vom  5.  Mai  1886,  26.  Juli  1897 
und  30.  Juni  1000  für  die  Postverwaltung  ebenfalls  keine  Bedeutung;  dagegen 
waren  für  diese  von  Wichtigkeit  die  drei  anderen  Gesetze,  nämlich  das 
Gesetz  vom  28.  Mai  1885  (das  sogenannte  Ausdehnungsgesetz),  durch 
welches  die  Unfall-  und  Krankenversicherung'-  auf  den  Betrieb  der  Post-  und 
Telegraphenverwaltung  ausgedehnt  wurde,  das  Gesetz  vom  10.  April  1892. 
durch  welches  das  K.V.G.  eine  umfassende  Umarbeitung  erhielt,  und  das 
Gesetz  vom  25.  Mai  i<><  »3,  das  einige  wesentliche  Neuerungen  brachte.  Das 
Gesetz  vom  28.  Mai  1 885  hatte  die  Minrichtung  der  Postkrankenkassen  zur 
Folge;  die  beiden  anderen  Gesetze  machten  die  Umarbeitung  der  Kassen- 
satzungen notwendig. 

Die  jetzt  gültige  Fassung  des  K.V.G.  ist  die  vom  10.  April  1802. 
ergänzt  und  geändert  durch  die  Novellen  vom  20.  Juli  1897,  30.  Juni  1900 
und  25.  Mai  io<>,v  Die  neuesten  Satzungen  der  im  Reichs-Postgebiete  vor- 
handenen 41  Postkrankenkassen  sind  teils  im  Dezember  1903,  teils  im 
Marz  io<>4  von  den  Generalversammlungen  beschlossen  und  vom  Staats- 
sekretär des  Reichs- Postamts  bestätigt  worden.  Ihr  Wortlaut  stimmt  bei 
den  einzelnen  Kassen  völlig  übercin;  nur  wenige,  hauptsächlich  durch  ört- 
liche Verhältnisse  bedingte  Abweichungen  -  in  der  Höhe  der  Beitragssätze, 
der  Dauer  der  Krankenunterstützung  usw.     -  sind  vorhanden. 

Im  Archiv  von  iSSö  S.  325  ff.  sind  die  wichtigsten  Bestimmungen  des 
damals  gültigen  K.V.G.,  soweit  es  die  Postverwaltung  berührte,  zusammen- 
gestellt. Im  nachstehenden  soll  die  Krankenversicherung  bei  der  Reichs- 
Postveru altung  in  ihrer  jetzigen  Gestalt,  unter  Berücksichtigung  der  neueren 
Gesetze,  der  Auslegungen  und  Fntscheidungen ,  kurz  dargestellt  werden, 
wobei  weniger  auf  die  den  Lesern  des  Archivs  bekannten  Satzungsbe- 
stimmungen,  als  auf  du-  auch  von  den  Postkrankenkassen  zu  berück- 
sichtigenden allgemeinen  Aufgaben  der  Krankenversicherung,  auf  die  Stellung 
der  Postkrankeuka-sen  unter  den  sonstigen  Trägern  der  Krankenversicherung 
und  auf  weniger  bekannte  Gesetzesvorschriften  Wert  gelegt  werden  wird. 

1.  Organisation. 

Das  K.V.G.  sieht  eine  örtliche  Organisation  mit  einer  sehr  großen 
Anzahl  einzelner  Kassen  vor,  was  zwar  manche  Nachteile  hat,  aber  für  eine 
schnelle  Hilfeleistung  von  großem  Werte  ist.  Als  Träger  der  Kranken 
Versicherung  wirken  die  >»  G  e  m  e  i  n  de- K  ran  ken  v  ers  i  ch  e  r  ung«  und  fünf 
verschiedene  Arten  von  organisierten  Zwangskrankenkassen  (Ortskranken- 
kassen. Bet  r i  ebs k r a n ken kas sen  .  Baukrankenkassen,  Innungs- 
k  r  an  k  e  11  k  a  s  -  e  n  und  K  n  a  p  p  sc h  a  f  t  s k  a s  s  en )  nebeneinander ;  außerdem 
gibt  es  freiwillige  Krankenkassen,  nämlich  die  eingeschriebenen  Hilts- 
ka-sen  und  die  auf  1  a  n  d  e s  re e  h  1 1  i c hen  Vorschriften  beruhenden  Hilfs- 
kassen, 'leren  Mitglieder,  sofern  die  Kassen  den  Bedingungen  des  K.  V.  G. 
entsprechen.  v<  >:n  1  '.eitritt  zu  den  Zwangskassen  befreit  sind. 

Die  G  cm  e  i  n  d  e -  K  r  a  n  k  e  n  ver  s  i  c  b  c  r  u  n g,  die  1901  im  Durchschnitt 
Stu  einzelne  Kassen  mit  I  p »5  124  Mitgliedern  umfaßte,  ist  keine  eigent- 
liche K:  .1!.;..  :  Li--,- .  sondern  eine  kommunale  Einrichtung'  der  Gemeinden 
zur  Versiebet uug  derjenigen  versicherungspflichtigen  Personen,  die  in  keiner 
organisierten  Krankenkasse  I  "nterkuuft  finden;  ihre  Leistungen  sind,  da  sie  nur 
einen  subsidiären  Charakter  hat,  geringer  als  die  der  organisierten  Kassen. 
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Unter  diesen  sind  die  Ortskrankenkassen  die  wichtigsten,  von  denen 
1901  im  Durchschnitt  4063  mit  4  550  235  Mitgliedern  vorhanden  waren. 
Die  Ortskrankenkassen  werden  von  den  Gemeinden  für  die  am  Orte  ver- 
tretenen Gewerbe  errichtet,  und  /.war  entweder  für  alle  Gewerbe  gemein- 
schaftlich (z.  B.  in  Leipzig)  oder  t'ur  ein/eine  und  für  mehrere  verwandte 
Gewerbe  getrennt  (z.  B.  in  Berlin,  wo  es  zahlreiche  Ortsk  rankenka-sen  — 
für  Buchdrucker,  für  Goldsclnniede,  für  Maler  'und  verwandte  Gewerbe  usw. 
-  gibt). 

Betriebs-(Fabrik-)krankenkas-en  (iooi  im  Durch-climtt  74X0  Ka-sen 
mit  2  4<)6  743  Mitgliedern  *  kennen  \  «  n  l  "mernehmern  gröLicier  Betriebe,  in 
denen  mindestens  50  vcrsichcruugspfl  :chtige  Personen  beschäftigt  sind, 
errichtet  werden;  auch  haben  die  Gemeinden  das  Recht ,  die  Hinrichtung 
solcher  Kassen  zur  Entlastung  der  Ortskraukeukas-en  oder  der  Gemeinde- 
versicherung zu  beanspruchen.  7.\\  den  Bei  riehskraukenkassen  geboren  auch 
die  Postkrankenkassen,  deren  Mitglied. rzahl  im  Jahre  io"3  im  Durchschnitt 
31274  betrug. 

Die  Baukrankenkassen  fio»i  im  Durchschnitt  37  Kassen  mit  1570' 
Mitgliedern)  sind  von  den  Bauherren  vorübergehender  Baubetriebe  für  die  darin 
Beschäftigten  auf  Anordnung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  zu  errichten, 
entfalten  also  nur  vorübergehende  Wirksamkeit. 

Die  Innungskrankenkassen  (i<r>i  im  Durchschnitt  613  mit  20380*) 
Mitgliedern)  werden  \.»n  den  Innungen  auf  Giund  der  Gewerbeordnung  für 
die  Gesellen  und  Hehrlinge  errichtet. 

Die  Knappschaftskassen  (im  Jalnc  iooi  1.15  Kassen  mit  077822  Mit- 
gliedern) bestehen  auf  Grund  herggesei/bcher  Vorschrif ten  'ler  b.uizebtaaten 
und  haben  neben  der  Krankenversicherung  noch  andere  Aufgaben  zu  er- 
füllen, z.  B.  Pensionen  zu  gewahren  usw. 

Eingeschriebene  Ililfskasseu  gab  e-  io-'t  i)3i  mit  804(178  Mit- 
gliedern, landesrechtliche  11  ilfskassen  228  mit  45  002  Mitgliedern. 

2.    K  r  a  n  k  e  n  v  c  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  s  p  i  1  i  e  h  t . 

Alle  ständigen  Arbeiter  (ohne  Rücksicht  auf  die  Hohe  des  Lohnes)  und 
alle  Betriebsbeamten,  Werkmeister.  Techniker,  Handlungsgehilfen  usw.,  deren 
Arbeitsverdienst  6-  .,  Mark  für  den  Arbeitstag  oder  2000  Mark  für  das  Jahr 
nicht  übersteigt,  unterliegen,  sofern  sie  in  versicherungspiliehtigen  Betrieben 
gegen  Lohn  oder  Naturalbezüge  beschäftigt  sind,  der  Krankenvcrsicheruugs- 
pflicht.  Unentgeltliche  Beschäftigung  fallt,  im  Gegensatze  zur  Unfallver- 
sicherung, nicht  unter  die  Krankenversicherung.  Die  versicherungspiliehtigen 
Betriebe  sind  im  §  I  des  K.  V.  G.  aufgeführt.  Dienstboten  sind  nicht  ver- 
sicherungspflichtig, können  aber  der  Gemeinde- Krankenversicherung  frei- 
willig beitreten;  auch  können  die  organisierten  Krankenkassen  Dienstboten 
zulassen. 

Zu  den  versicherungspiliehtigen  Betrieben  gehört  auch  der  Post-  und 
Telegraphenbetrieb:  durch  eint;  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom 
7.  Oktober  1802  ist  ferner  die  Kranken  vcrsicherungspllicht  auf  Grund  des 
§  2a  K.V.  G.  auf  diejenigen  im  Arbeiter  Verhältnisse  zur  Post  Verwaltung 
stehenden  Personen  ausgedehnt  worden,  welche  nicht  im  Betriebsdienste 
beschäftigt  sind,  so  datf  also  im  Gegensätze  zur  Unfallversicherung  (vgl. 
Archiv  von  1904  S.  401  )  -  für  die  Krankenversichenmgspihcht  bei  der 
Post  kein  Unterschied  zwischen  Betriebs-  und  Verwaltungsdienst  besteht. 

Versichern  ngspfli  cht  einzelner  B  e  a  m  t  e  11  k  lassen.  Grundsätzlich 
würden  nach  vorstehendem  außer  den  nicht  im  Beamtenverhältnisse  stehenden 
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Personen  alle  Beamte  und  Linterbeamte  der  Postvcrwaltung  bis  2000  Mark 
Diensteinkommen  krankenversicherungspflichtige  Mitglieder  der  Postkranken- 
knssen  sein,  wenn  nicht  für  die  große  Mehrzahl  davon  auf  andere  Weise 
vorgesorgt  wäre  und  sie  deshalb  nach  §3  K.V.G.  von  der  Versicherungs- 
pflicht  ausgenommen  wären.  Bekanntlich  haben  alle  etatsmäßig  angestellten 
Beamten  und  Unterbeamten  nach  §  14  des  Reichsbeamtengesetzes  in  Er- 
krankungsfällen  Anspruch  auf  Fortzahlung  des  Diensteinkommens,  und  den 
meisten  gegen  Tagegeld  beschäftigten  Beamten  und  Unterbeamten  ist  ein 
solcher  Anspruch  —  um  sie  von  der  Krankenversicherungspflicht  zu  befreien 
-■  -  auf  die  Dauer  von  26  Wochen  von  der  Postverwaltung  zuerkannt  worden. 
Hierdurch  sowie  durch  besondere  Vorschriften  für  den  Fall  der  Dienst- 
entlassung, Pensionierung  und  Amtssuspension  eines  Erkrankten  ist  dem 
genannten  §3  Genüge  geschehen.  Keinen  Anspruch  auf  Weiterzahlung 
des  Diensteinkommens  für  den  Fall  der  Erkrankung  haben  jedoch  unter 
den  Beamten  und  Unterbeamten  die  Postgehilfen  a.  V.,  die  nicht  etatsmäßig 
angestellten  Post-  und  Telcgraphengehilhnnen ,  die  Telegraphenvorarbeitcr 
und  die  Posthilfsboten.  Diese  Beamten  und  Unterbeamten,  die  meist  in 
einem  jüngeren  Lebensalter  stehen  (»der  nicht  voll  beschäftigt  sind  (Post- 
hilfsboten), sind  daher  neben  allen  nicht  im  Bcamtenverhältnisse  stehenden 
Personen  versicherungspflichtige  Mitglieder  der  Postkrankenkassen. 

Die  Mitgliedschaft  beginnt  (auch  ohne  Anmeldung)  nach  §63  K.V.G. 
mit  dem  Tage  des  Diensteintritts. 

Versic'nerungspt  licht  der  nicht  ständigen  Arbeiter.  Zweifel- 
haft kann  die  Zugehörigkeit  zur  Postkrankcnkassc  bei  den  sogenannten 
»unständigen«  Arbeitern  und  den  nur  mittelbar,  d.  h.  als  Hilfskräfte  von 
Postagenten  usw..  im  Postbetriebe  beschäftigten  Personen  sein.  Zu  den 
unständigen  Arbeitern  gehören  u.  a.  die  Stundenaushelfer  (Abendaushelfer), 
die  an  einem  Teile  des  Tages  bei  anderen  Arbeitgebern  tätig  sind  oder  auch 
ein  selbständiges  Gewerbe  betreiben,  ferner  die  Weihnachts-,  Neujahrs-, 
Sonntagsaushclfer  usw. 

Diese  Personen  sind  vermöge  ihrer  postdienstlichen  Tätigkeit  zunächst 
nur  dann  versicherungspiliehtig,  wenn  ihre  Dienstleistungen  nicht  so  gering- 
fügig sind,  daß  sie  als  eine  »»Beschäftigung«  im  Sinne  des  §  I  K.V.G. 
nicht  zu  gelten  hätten.  Als  geringfügig  werden  die  Leistungen  im  allge- 
meinen zu  betrachten  sein,  wenn  die  dafür  gewährte  Entschädigung  nicht 
mehr  als  ein  Drittel  des  ortsüblichen  Tagelohns  gewöhnlicher  Tagearbeiter 
beträgt,  obgleich  dieser  Satz  nicht  für  alle  Fälle  zutreffen  wird,  sondern 
nur  als  Anhalt  dienen  kann. 

Für  die  bei  mehreren  Arbeitgebern  beschäftigten  Personen 
gilt  für  die  Zugehörigkeit  zur  Postkrankenkasse  ferner  als  Voraussetzung, 
daß  nicht  die  sonstige  Tätigkeit  der  Aushelfer  ihre  Hauptbeschäftigung 
bildet,  daß  die  Aushclfer  also  nicht  bei  einer  anderen  Krankenkasse  ver- 
sicherungspflichtig sind.  Auf  keinen  Fall  kann  jemand  Mitglied  mehrerer, 
auf  Grund  des  K.V.G.  errichteten  Krankenkassen  sein;  in  Zwcifelsfällen 
etnpilehlt  sieb  eine  V  erständigung  mit  der  anderen,  in  Betracht  kommenden 
Kasse. 

Hinsichtlich  der  zu  vorübergehenden  Aushilfen  angenommenen 
Personen  (Stellvertreter,  Weihnachtsaushelfer  usw.)  gelten  folgende  Grund- 
sätze. 

Eine  Beschäftigung,  die  durch  die  Natur  ihres  Gegenstandes  oder  im 
voraus  durch  den  Arbeitsvertrag  auf  einen  Zeitraum  von  weniger  als  einer 
Woche  beschränkt  ist,  ist  im  allgemeinen  —  nach  §  I  Abs.  I  K.V.G.  — 
nicht  versicherungspflichtig.     Die  Gemeinden  oder  weiteren  Kommunalver- 
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bände  haben  aber  nach  §2  Ziffer  1  a.  a.  O.  das  Recht,  die  Versicherungs- 
pflicht  für  ihren  Bezirk  auch  auf  kurze  Beschul hgungen  von  wei  ter  als 
einer  Woche  auszudehnen.  Wo  eine  solche  örtliche  Vorschrift  besteht, 
sind  also  —  immer  unter  der  Voraussetzimg.  daß  es  sich  nicht  um  gering- 
fügige Dienstleistung  oder  um  anderweit  versicherungspflichtige  Personen 
handelt  alle  Aushelfer,  auf  welche  die  örtliche  Vorschritt  Anwendung 
findet,  zur  Postkrankenka-sc  anzumelden.  Wo  eine  derartige  Vorschrift 
nicht  besteht,  wird  durch  eine  Beschäftigung  von  weniger  als  einer  Woche 
keine  Versicherungspflicht  begründet.  Dabei  muß  es  sich  aber  um  kurze, 
einmalige  Aushilfen,  nicht  um  regelmäßig  w  iederkehrende  Dienstleistungen 
handeln;  denn  nach  der  jetzigen  Auslegung  u:id  Handhabung  des  K.V.G. 
unterliegen  Personen,  die  auf  Grund  eines  dauernden  Arbeitsverhält- 
nisses regelmäßig,  wenn  auch  nur  an  einigen  Tagen  in  der  Woche  beschält  igt 
werden,  der  Krankenversichcrungstlicht.  1  ' ie  Versicherung  erstreckt  sich 
dann  auch  auf  die  beschüftigungsfreien  'Tage,  und  die  Versicherten  haben 
auch  für  diese  Tage  die  Kassenheiträge  nach  dem  vollen  Tagesarbeitsver- 
dienste  zu  leisten,  ein  Iii  r  aber  auch  in  l'.rkrankuug-tailen  Anspruch  auf  «las 
volle  Krankengeld  jn  derselben  Hohe,  als  ob  sie  taglich  beschäftigt  waren 
(Schicker,  Das  K.V.G.  2.  Aull.,  S.  28  zu  §  1  und  S.  2  ;t  Anm.  .}  Ales.  3 
zu  §  52). 

Sonntagsaushelfer.  Unter  diese  Auslegung  fallen  auch  die  standigen, 
d.  h.  die  regelmäßig  alle  Sonntage  auf  Grund  einer  festen  Abmachung 
beschäftigten  Aushelfer.  Die  Versichcnmg<p!hcht  unser  Personen  ist  jedoch 
keineswegs  zweifellos.  Die  Kassenbeiträge  eines  regclmabig  nur  an  einem 
Tage  in  der  Woche  beschäftigten  Arbeiters  können  nämlich  im  gesetzlich 
zulässigen  Höchstfalle  (s.  unten)  7x4  2S  v.  Ii.  des  einmaligen  Tagelohns 
erreichen,  und  es  ist  zweifelhaft,  ob  eine  solche  Belastung  des  Arbeiters  im 
Sinne  des  Gesetzes  liegt. 

Die  nicht  alle  Sonntage  und  nicht  auf  Grund  eines  dauernden  Arbeits- 
verhältnisses beschäftigten  Souutagsaushelfcr  sind  dort,  wo  durch  Urtsstatut 
auch  tageweise  Beschäftigungen  versicherungspflichtig  sind,  jedenfalls  an 
den  Sonntagen,  an  denen  sie  beschäftigt  sind,  zu  versichern,  d.  h.  am 
Sonntag  zur  Kasse  an-  und  Montags  wieder  abzumelden.  Sie  haben  in 
solchen  Fällen  —  sofern  nicht  freiwillige  Versicherung  vorliegt  -  nur  für 
den  Sonntag  Beiträge  zu  zahlen  und  erhalten  auch  nur  Krankenunter- 
stützungen  in  denjenigen  Erkrankungsfallen ,  von  denen  sie  an  den  frag- 
lichen Sonntagen  betroffen  werden  —  dann  allerdings  für  alle  Tage  und  in 
demselben  Umfange  wie  ein  täglich  beschäftigtes  Kassenmitglied. 

Die  von  Mittelspersonen  angenommenen  Hilfskräfte,  z.  B. 
die  Aushelfer  der  Postagenten  zum  Ürtsbeste'.Mienst  und  zu  Balmhofs- 
gängen usw.,  die  von  Postamtsvorstehern  aus  Pauschvergütungen  bezahlten 
Scheuerfrauen,  die  Hilfskräfte  der  für  unmittelbare  Rechnung  der  Post- 
verwaltung angenommenen  Scheuerfrauen,  sind  nach  einer  Kntscheidung 
des  Reichs-Postamts  mit  Rücksicht  auf  §  63  Abs.  1  K.  V.  G.  versicherungs- 
pflichtige Mitglieder  der  Postkrankenkassen,  sofern  ihre  Versicherungspflicht 
auch  dann  außer  Zweifel  stehen  w  urde,  wenn  sie  unmittelbar  aus  der  Post- 
kasse besoldet  würden.  Das  gesetzliche  Drittel  der  Beitrage  wird  auch  für 
diese  Mitglieder  aus  der  Postkasse  gezahlt:  Wiraussetzung  ist,  daß  es  sich 
um  dauernde  Arbeitsverhältnisse  handelt,  daß  die  Personen  nicht  anderweit 
der  Krankenversicherungspflicht  unterliegen,  daß  sie  neben  ihrem  Haupt- 
berufe nicht  bloß  nebenher  im  Postdienste  helfen,  sondern  diesem  einen  er- 
heblichen Teil  ihrer  Zeit  und  Arbeitskraft  widmen,  daß  sie  für  ihre  post- 
dienstliche Tätigkeit  Lohn-  oder  Naturalvergütung  erhalten,  die  neben  ihrem 
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etwaigen  sonstigen  Lohne  als  Dienstbote  usw.  verabredet  sein  muß,  und 
dal.'  die  Dienstleistungen  nicht  "geringfügig«  sind  (s.  oben). 

Ohne  Einfluß  auf  die  Versicherungspflieht  ist  bei  den  vorstehend  genannten 
Personen,  ebenso  wie  bei  den  Schreibhilfen,  ein  etwa  vorhandenes  Ver- 
wand t  s  ch  a  f  t  s  v  er häl  tu  i  s  zwischen  dein  Arbeitnehmer  und  der  Mittels- 
person (Postagent,  Postverwalter  usw.).  Diese  Mittelspersonen  sind  auch 
nicht  die  eigentlichen  Arbeitgeber;  vielmehr  stehen  die  Hilfskräfte  in  einem 
indirekten  Arbeitsverhältnisse  zur  Postverwaltung.  Deshalb  ist  z.  B.  auch 
die  als  Schreibhilfe  regelmäßig  im  Postdienstc  tätige  Ehefrau  eines  Post- 
verwallers zu  versichern,  was  andernfalls  nicht  zulässig  wäre,  da  es  mit 
dem  Begriffe  der  F.he  unvereinbar  ist,  daß  ein  Ehegatte  zum  andern  in 
einem  Dienstverhältnisse  steht.  Als  Arbeitsverdienst  ist  in  einem  solchen 
halle  die  aus  der  Po-tknsse  gezahlte  Pauschvergütung  anzusehen,  auch  wenn 
der  Postverwalter  die  Vergütung  kraft  seines  Verfügungsrechts  über  den 
Arbeitsverdienst  seiner  brau  (§  itVM  1;-  (i-  llir  den  gemeinschaftlichen 
Haushalt  verwendet.  Werden  Kinder  und  andere  Verwandte  eines  Post- 
verwalters als  Schreihhilfeu  beschäftigt,  so  kommt  es  nach  einer  Verfügung 
des  Reichs  Postamts  .»wesentlich  darauf  an,  ob  die  Beschäftigung  auf  Grund 
eines  besonderen,  wenn  auch  nur  formlos  und  stillschweigend  geschlossenen 
Abkommens  erfolgt,  nach  welchem  der  als  Schreibhilfe  beschäftigten  Person 
der  freie  t'nterbalt  oder  auch  Barzahlungen  von  dem  Familienhaupt  als 
Entgelt  für  die  der  Postverwaltung  geleisteten  Dienste  gewährt  werden 
sollen.  Hiernach  sind  diese  Personen  nur  dann  krankenversicherungspflichtig, 
wenn  das  Familienhaupt  durch  ein  solches,  wenn  auch  formloses  Abkommen 
zur  Gewährung  des  freien  Unterhalts  oder  sonstiger  Leistungen  verpflichtet 
ist,  wahrend  eine  Versicherungspflicht  nicht  anzunehmen  ist,  wenn  —  was 
wohl  die  Kegel  bilden  wird  ---  der  beschäftigten  Person  der  freie  Unter- 
halt usw.  von  dem  Familienhaupt  auf  Grund  der  ihm  gesetzlich  oder 
moralisch  obliegenden  Unterhaltungspflicht  gewährt  wird.  Diese  Unter- 
scheidung trifft  zu  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  beschäftigte  Person  voll- 
jährig oder  minderjährig  ist«. 

3.    Freiwillige  Mitgliedschaft. 

Alle  im  Postbetriebe  beschäftigten  nicht  versicherungspflichtigen  Personen, 
deren  jährliches  Gesamtdiensteinkommen  2000  Mark  nicht  übersteigt,  haben 
das  Recht,  der  Postkrankenkasse  freiwillig  beizutreten.  Indes  müssen  sie 
bei  ihrer  Meidung  völlig  gesund  sein;  andernfalls  könnten  die  Kassen  stark 
geschädigt  werden,  weil  vorzugsweise  kränkliche  Personen  der  Kasse  frei- 
willig beitreten  wurden.  Ein  weiteres  Vorbcugungsmittcl  gegen  derartige 
Schädigungen  liegt  in  der  Vorschrift,  daß  freiwilligen  Mitgliedern  während 
der  ersten  0  Wochen  ihrer  Mitgliedschaft  keine  Krankenunterstützung  und 
bis  zmn  Ablaufe  der  eisten  6  Monate  nur  ein  ermäßigtes  Krankengeld  ge- 
wahrt wi:d.  im  übrigen  haben  die  freiwilligen  Mitglieder  dieselben  An- 
sprüche an  die  Kasse  wie  die  zwangsptlichtigen.  Dienstanfänger  ohne  Dienst- 
einkommen dnrt'en  der  Kasse  auch  als  freiwillige  Mitglieder  nicht  beitreten. 

Vom  ftciuilkgcn  Beitritt  ist  die  freiwillige  Weiter  Versicherung 
zu  unterscheiden.  1  'i-  -c  im  nur  zulässig,  wenn  ein  Mitglied  beim  Aus- 
scheiden aus  dt  r  die  Mitgliedschaft  begründenden  Beschäftigung  nicht  zu 
einer  anderen  B.>eh.'t fügutsg  .ibergeht,  durch  die  es  Mitglied  einer  anderen 
organisierten  Krankenkasse  \-  jrd.  Das  Recht  zur  freiwilligen  Weitervcr- 
sieuerung  ist  gewahrt,  wenn  das  Mitglied  seine  Absicht  auf  Weitcrver- 
si>  In  ning  hinnen  e  ri-  r  Woche  'lern  Kaisen  vorstand  anzeigt  oder  den  Beitrag 
am  ersten  balhgkcitstermine     -    der   dann   ebenfalls   in  der  ersten  Woche 
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nach  dem  Ausscheiden  liefen  muß  -  zahlt.  Die  Weiterversie.herung  ist 
vom  Gesundheitszustand  unabhängig ;  auch  besteht  für  die  »  iewährung  der 
Krankenunterstützung  keine  Karenzzeit. 

4.   Ansprüche  nach  dem  Ausscheiden  aus  dem  Postdienst. 

Wer  nach  Eintritt  einer  Erkrankung  aus  seinem  Beschäftigungsverhältnis 
ausscheidet  oder  entlassen  wird,  hat  gleichwohl  Anspruch  auf  Weiter- 
gewährung der  Kassenleistungen.  Dieser  l 'instand  birgt  die  Gefahr  in  sich, 
daß  Personen,  die  nur  zeitweise  be-chäftigt  sin<l.  namentlich  sogenannte 
Saisonarbeiter,  kurz  vor  dem  Aufhören  der  Beschäftigung:  Krankheit  simu- 
lieren. Wer  wegen  eintretender  Erwerbslosigkeit  aus  der  Kasse  ausscheidet, 
hat  ferner  auch  ohne  freiwillige  Weitet  Versicherung  noch  Anspruch  auf  die 
gesetzlichen  Mindestleistungen  (für  längstens  20  Wochen  freie  ärztliche 
Behandlung  usw.  und  Krankengeld  in  Hübe  der  Hälfte  des  Tagesarbeits- 
verdienstes) für  diejenigen  Krankheitsfälle,  die  im  Verlaufe  von  3  Wochen 
nach  dem  Aufhören  der  Beschäftigung  eintreten;  doch  muß  das  Mitglied 
vorher  mindestens  3  Wochen  lang  einer  auf  Grund  des  K.  V.  G.  errichteten 
Krankenkasse  angehört  haben. 

5.    Ausscheiden  atis  der  Versicherung. 

Versicherungspflichtige  Mitglieder  können  nur  am  31.  Dezember  und  nur 
unter  der  Voraussetzung  aus  der  P< >stkr.'u iketikasse  ausscheiden,  daß  sie 
einer  dem  §75  K.  V.  G.  genügenden  I  lilfskasse  beitreten.  Freiwillige  Mit- 
glieder haben  das  Recht,  am  Monatsende  oder,  bei  wöchentlicher  Beitrags- 
zahlung, am  Wochenende  auszuscheiden. 

6.   Versicherung  bei  mehreren  Kassen. 

Die  Mitgliedschaft  bei  mehreren  Zwangskrankenkassen  ist  unzulässig: 
dagegen  kann  jemand  zugleich  Mitglied  der  Postkrankenkasse  und  einer 
Hilfskasse  sein.  In  Erkrankungsfallen  wird  aber  bei  Doppelversicherungen 
das  aus  der  Postkrankenkasse  zahlbare  Krankengeld  so  weit  gekürzt,  als  es 
zusammen  mit  dem  aus  anderweitiger  Versicherung  bezogenen  Krankengelde 
den  vollen  Betrag  des  durchschnittlichen  Tagelohns,  d.  h.  des  in  dem  Jahre 
vor  Beginn  der  Erkrankung  bei  der  Post  oder  anderwärts  wirklich  be- 
zogenen Durchschnittstagelohns,  übersteigen  würde. 

7.  Beiträge. 

Die  Beiträge  sind  bei  den  einzelnen  Postkrankenkassen  sehr  verschieden 
und  müssen  von  Zeit  zu  Zeit  neu  festgesetzt  werden,  weil  die  Ausgaben 
beständigen  Schwankungen  unterworfen  sind  und  der  zum  Ausgleich  be- 
stimmte Reservefonds  weder  in  guten  Zeiten  zu  sehr  anwachsen  noch  in 
ungünstigeren  Jahren  zu  weit  erschöpft  werden  darf.  Eine  Erhöhung  der 
Beitragssätze  soll  in  der  Regel  eintreten,  wenn  der  Reservefonds  weniger 
als  die  durchschnittliche  Jahresausgabe  (nach  den  3  letzten  Jahren  berechnet) 
beträgt,  eine  Ermäßigung  soll  eintreten,  wenn  er  den  Betrag  der  doppelten 
Jahresausgabe  überschreitet.  Nachschüssc  dürfen  von  den  Mitgliedern  nicht 
eingefordert  werden;  bei  völliger  Erschöpfung  des  Reservefonds  gewährt 
die  Postkasse  Vorschüsse,  die  aber  spater  durch  erhöhte  Beiträge  wieder 
eingebracht  werden  müssen. 

Der  gesetzlich  zulässige  Höchstbetrag  der  Beiträge  ist  6  v  H.  des  Eohnes 
oder  Diensteinkommens;  bei  den  Postkrankenkassen  sind  aber  höchstens 
3  v.  H.   erhoben   worden.    Von  den  Beiträgen   zahlen   die  versicherungs- 
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Pflichtigen  Mitglieder  nur  zwei  Drittel,  das  andere  Drittel  wird  vom  Arbeit- 
geber (aus  der  Postkasse)  zugeschossen.  Die  freiwilligen  Mitglieder  zahlen 
die  vollen  Beiträge.  Nach  dem  Gesetze  können  die  Beiträge,  welche  die 
versicherungspflichtigen  Mitglieder  allein  zu  zahlen  haben,  also  bis 
4  v.  H.  (2/3  von  6  v.  H.)  des  Lohnes  oder  Diensteinkommens  betragen;  bei 
den  Postkrankenkassen  sind  aber  diese  Mitglieder  nach  dem  Stande  vom 
i.  April  1004  im  Durchschnitt  nur  mit  i,.»6  v.  H.  belastet.  Bei  einigen 
Kassen  steigt  der  Satz  bis  zu  2  v.  H.,  bei  anderen  fällt  er  dafür  bis  I  v.  H.( 
in  einem  Falle  sogar  bis  2  3  v.  H.  herab.  Hiernach  sind  die  Beiträge,  die 
von  den  Postkrankenkassen  erhoben  werden,  trotz  verhältnismäßig  bedeutender 
Kassenleistungen,  als  recht  mäßige  zu  bezeichnen. 

Die  Betriebskrankenkassen  können  die  Beiträge  und  demgemäß  auch 
das  Krankengeld  entweder  nach  feststehenden  Lohnklassen  (z.  B.  für  jeden 
erwachsenen  Arbeiter  nach  dem  Lohnsatze  von  3  Mark,  für  jede  Arbeiterin 
nach  dem  Satze  von  2  Mark  usw.,  ohne  Rücksicht  auf  den  wirklichen  Lohn 
des  einzelnen)  berechnen.  Die  Postkrankenkassen  haben  hiervon  keinen 
Gebrauch  gemacht,  sondern  erheben  die  Beiträge  und  zahlen  das  Kranken- 
geld nach  dem  wirklichen  Dienstcinkommen  jedes  Mitglieds  (Individual- 
lohn,  §  26a  Ziff.  6  K.  V.  G.),  wobei  jedoch  der  Tagesarbeitsverdienst  nur 
bis  höchstens  5  M.  angesetzt,  der  etwaige  Überschuß  also  nicht  gerechnet 
wird.  Die  Beiträge  sind,  wie  oben  bereits  ausgeführt  wurde,  seit  Ein- 
führung der  neuen  Satzungen  auch  für  beschäftigungsfreie  Tage,  an  denen 
das  Mitglied  keinen  Lohn  erhält,  z.  B.  wenn  Telegraphenarbeiter  an  Regen- 
tagen feiern  müssen,  voll  zu  zahlen. 

Es  ist  nicht  zulässig,  die  Beitragssätze  bei  einer  Kasse  für  männliche 
und  weibliche  Mitglieder  verschieden  zu  bemessen,  auch  wenn  erwiesener- 
maßen die  Erkrankungsgefahr  bei  der  einen  oder  anderen  Klasse  regelmäßig 
höher  als  bei  der  anderen  ist.  Nur  wenn  verschiedene  Betriebsarten 
mit  erheblich  verschiedener  Krankheitsgefahr  vorhanden  sind,  können  die 
Beiträge  nach  §  22  Abs.  3  in  Verbindung  mit  §  64  K.  V.  G.  verschieden 
bemessen  werden. 

Die  Beiträge  sind,  solange  ein  Mitglied  wegen  Erwerbsunfähigkeit 
Krankengeld  erhält,  nicht  zu  entrichten. 

8.   Leistungen  der  Postkrankenkassen. 
Die  Postkrankenkassen  gewähren: 

a)  allen  Mitgliedern  vom  Beginn  der  Krankheit  ab  freie  ärztliche  Be- 
handlung, Arznei,  sowie  Brillen,  Bruchbänder  und  ähnliche  (sogenannte 
kleine)  Heilmittel;  außerdem  im  Falle  der  Erwerbsunfähigkeit  vom  dritten 
Tage  nach  dem  Tage  der  Erkrankung  ab  für  jeden  Arbeitstag  ein  Kranken- 
geld von  l/3  des  der  Beitragsberechnung  zuletzt  zu  Grunde  gelegten  Tages- 
arbeitsverdienstes. (Nach  dem  K.  V.  G.  soll  das  Krankengeld  mindestens 
die  Hälfte  und  höchstens  drei  Viertel  des  Tagesarbeitsverdienstes  betragen.) 
An  Stelle  der  vorstehenden  Leistungen  kann  freie  Kur  und  Verpflegung  in 
einem  Krankenhatise  nebst  einem  Krankengelde  gewährt  werden,  das  für 
Erkrankte  mit  Familienangehörigen  die  Hälfte  und  für  Erkrankte  ohne  solche 
ein  Viertel  des  Arbeitsverdienstes  beträgt  (s.  unten); 

b)  den  weiblichen  Mitgliedern  im  balle  einer  Entbindung  auf  die  Dauer 
v«>n  6  Wochen  eine  Wöchnerinnenunterstützung  in  Höhe  des  Krankengeldes. 
Sutern  diese  Mitglieder  innerhalb  fies  letzten  Jahres  mindestens  6  Monate 
einer  Zwangskrankenkasse  oder  der  Gemeindeversicherung  angehört  haben; 

c)  beim  Tode  eines  Mitglieds  den  Hinterbliebenen  oder  dem,  der  die 
Beerdigung  besorgt  hat,  ein  Sterbegeld ,  das  bei  32  Kassen  dem  30  fachen 
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und  bei  9  Kassen  dem  40  fachen  Betrage  des  Tagesarbeitsverdienstes  gleich- 
kommt und  seit  Einführung  der  neuen  Satzungen  mindestens  50  Mark 
beträgt. 

(Zu  a).  Bezüglich  der  Begriffe  Krankheit  und  Erwerbsunfähigkeit  im 
Sinne  des  §6  K.  V.  G.  gilt  folgendes:  »Krankheit  ist  jeder  anormale 
Zustand,  welcher  objektiv  ärztliche  Behandlung.  Arznei  oder  Heilmittel 
erforderlich  macht.«  »Erwerbsunfähigkeit  liegt  vor,  wenn  der  Ver- 
sicherte unfähig  ist,  ohne  Verschlimmerung  der  Krankheit  seinem  bisherigen 
Erwerbe  nachzugehen  (Berufsinvalidität).«  Zwischen  völliger  und  teilweiser 
Erwerbsunfähigkeit  darf  kein  Unterschied  gemacht  werden,  vielmehr  muß 
das  Krankengeld  so  lange  gezahlt  werden,  als  der  Erkrankte  nach  ärztlicher 
Anordnung  dem  Dienste  oder  der  Erwerbstätigkeit  fern  bleiben  muß.  Nach 
einer  Bestimmung  des  Reichs-Postamts  ist  Erwerbsunfähigkeit  im  Sinne  des 
K.  V.  G.  dann  anzunehmen,  »wenn  die  erkrankte  Person  nicht  imstande  ist, 
durch  solche  Arbeitstätigkeit,  die  ihr  nach  Lage  der  Verhältnisse  billiger- 
weise zugemutet  werden  kann,  einen  hinter  dem  früher  bezogenen  Lohne 
nicht  wesentlich  zurückbleibenden  und  mindestens  das  Krankengeld  erreichenden 
täglichen  Lohn  zu  verdienen«.  Diese  Bestimmung  ist  wichtig,  wenn  Arbeiter 
nach  ihrer  Genesung  im  Postdienste  keine  weitere  Verwendung  finden, 
sondern  anderweit  Arbeit  suchen  müssen.  Sie  wird  dann,  namentlich  auch 
nach  der  Heilung  von  körperlichen  Verletzungen,  einen  Anhalt  dafür  ge- 
währen, wann  die  Zahlung  des  Krankengeldes  einzustellen  ist,  sofern  nicht 
die  volle  Erwerbsfähigkeit  ohnehin  zweifellos  feststeht. 

Die  Verrichtung  von  Arbeit  kann  den  Erkrankten  während  der  Zeit  des 
Krankengeldbezugs  untersagt  und  die  Befolgung  des  Verbots  durch  Ord- 
nungsstrafen erzwungen  werden;  doch  darf  das  Krankengeld  bei  Nichtbc- 
folgung  nicht  entzogen  werden. 

Die  Unterstützungsdauer  beträgt  bei  den  meisten  Postkrankenkassen 
längstens  39  Wochen ,  bei  einigen  26  Wochen  vom  Tage  der  Erkrankung 
ab.  Tritt  die  Erwerbsunfähigkeit  nicht  sogleich  bei  Beginn  der  Krankheit, 
sondern  erst  später  ein,  so  wird  die  39-  oder  jO wöchige  Prist  erst  vom 
Tage  des  Beginns  der  Erwerbsunfähigkeit  ab  gerechnet,  so  daß  also  freie 
ärztliche  Behandlung  usw.  u.  U.  länger  gewährt  wird. 

Ist  jemand  im  Verlauf  einer  Krankheit,  d.  h.  bei  fortdauernder  ärztlicher 
Behandlung,  zeitweise  erwerbsunfähig  und  zeitweise  wieder  erwerbsfähig,  so 
endigt  die  Krankenunterstüt/ung  39  (oder  20)  Wochen  nach  Beginn  der 
ersten  Erwerbsunfähigkeit.  Die  einzelnen  Zeiträume  der  Erwerbsunfähigkeit 
werden  also  nicht  zusammengerechnet,  um  dadurch  etwa  eine  Gesamtunter- 
stützungsdauer  von  39  (oder  20)  Wochen  zu  gewinnen.  Entscheidend  ist 
nur  der  Ablauf  der  39-  oder  26  wöchigen  Frist.  Erkrankt  jemand  wieder- 
holt, aber  nicht  aus  ein  und  derselben ,  sondern  aus  verschiedenen  Krank- 
heitsursachen ,  so  beginnt  mit  jeder  neuen  Erkrankung  auch  ein  neuer  An- 
spruch auf  die  vollen  Kassenleistungen  bis  zu  39  oder  2(1  Wochen.  Anders 
ist  es,  wenn  der  neue  Unterstützungsfall  durch  die  »gleiche,  nicht  gehobene 
Krankheitsursache«  veranlaßt  worden  ist  und  das  Mitglied  die  Kranken- 
unterstützung bereits  für  volle  30  oder  26  Wochen  —  sei  es  ununterbrochen, 
sei  es  in  einzelnen  Zeitabschnitten  im  Laufe  von  12  Monaten  (von  der 
neuen  Erkrankung  ab  zurückgerechnet)  ■  erhalten  hat.  In  einem  solchen 
Falle  wird  im  Laufe  der  nächsten  12  Monate  die  Krankenunterstützung 
nur  noch  für  längstens  13  Wochen  gewährt  und  das  Krankengeld  auf  die 
Hälfte  des  Diensteinkommens  ermäßigt. 

Die  Frage,  ob  es  sich  beim  Wiederauftreten  eines  früheren  Leidens  um 
eine  neue  oder  um  die  »gleiche,  nicht  gehobene  Krankheitsursache«  handelt, 
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muß  von  Fall  zu  Fall  entschieden  werden.  Eine  »gleiche,  nicht  gehobene 
Krankheitsursache«  liegt  in  der  Regel  nur  dann  vor,  wenn  der  Erkrankte 
zwischen  dem  Ablaufe  des  früheren  und  dem  Beginn  des  neuen  Unter- 
stützungsfalles arztlicher  Hilfe  bedürftig  war  (vgl.  Arbeiterversorgung  an 
zahlreichen   Stellen,   z.  B.  1903  S.  027  und  UK>4  S.       ff.  und  S.  444  ff.). 

Über  die  hauptsächlichsten  Kassenleistungen  ist  im  einzelnen  folgendes 
zu  sagen : 

Ärztliche  Behandlung  ist  die  Behandlung  durch  einen  approbierten 
Arzt  oder  nach  dessen  Verordnung.  Kurpfuscherhonorare  braucht  die  Kasse 
nicht  zu  erstatten. 

Ober  die  Notwendigkeit  der  ärztlichen  Behandlung  im  Einzelfalle  wird 
in  der  Regel  kein  Zweifel  sein;  erforderlichenfalls  muß  das  Urteil  eines 
beamteten  Arztes  (Kreisarztes)  oder  eines  Vertrauensarztes  entscheiden.  Wird 
die  Heilbehandlung  nur  als  wünschenswert  bezeichnet,  so  wird  gewöhnlich 
auch  ihre  Notwendigkeit  anzuerkennen  sein  (Entscheidung  des  Preußischen 
Oberverwaltungsgerichts  vom  10.  April  1902  in  der  Arbeiterversorgung  von 
1902  S.  588  ff.).  Natürlich  können  auch  Fälle  vorkommen,  wo  der  ent- 
gegengesetzte Standpunkt  vertreten  werden  muß. 

Kassenärzte.  In  den  meisten  Orten,  namentlich  den  kleineren  und 
mittleren,  können  sich  die  Mitglieder  der  Postkrankenkassen  ihren  Arzt 
beliebig  wählen  ;  doch  haben  die  Kassenvorstände  das  Recht,  einem  erkrankten 
Mitglied  im  Einzelfalle  einen  bestimmten  Arzt  vorzuschreiben.  In  zahlreichen 
Orten  sind  mit  einem  oder  mehreren  Ärzten  Verabredungen  getroffen,  wo- 
nach diese  die  Kassenmitglieder  zu  ermäßigten  Sätzen  oder  wenigstens  zu 
den  niedrigsten  Sätzen  der  amtlichen  Gebührentaxe  behandeln.  An  diese 
Ärzte  sollen  sich  die  erkrankten  Kassenmitgliedcr  wenden;  doch  werden  die 
Kassenvorstände,  namentlich  wenn  keine  höheren  Aufwendungen  entstehen, 
u.  U.  wohl  auch  die  Rechnung  eines  anderen  Arztes  bezahlen. 

Anders  verhält  es  sich  in  denjenigen  größeren  Orten,  wo  bestimmte 
Kassenärzte  gegen  Pauschvergütung  angenommen  sind.  Hier  müssen  die 
Erkrankten  unbedingt  die  Kassenärzte  in  Anspruch  nehmen,  wenn  sie  nicht 
—  von  dringenden  I- allen  angesehen  -  Gefahr  laufen  wollen,  die  Kosten 
der  ärztlichen  Behandlung  selbst  zu  tragen. 

Das  System  der  Kassenärzte  bietet  in  großen  Städten  manche  Vorteile, 
die  namentlich  in  der  Bekanntschaft  der  Arzte  mit  den  Einrichtungen  und 
Anforderungen  des  Post-,  Telegraphen-  und  Fernsprechdienstes  liegen,  so 
daß  sie  vermöge  ihrer  Erfahrung  leichter  das  Richtige  treffen  und  bei  etwa 
auftretenden  Berufskrankheiten  auf  Beseitigung  der  Ursachen  hinwirken 
können.  Ferner  kommt  folgendes  in  Betracht.  Obgleich  die  Krankenkassen 
in  erster  Linie  und  mit  allen  Kräften  das  W  ohl  und  die  schnelle  Genesung 
ihrer  Erkrankten  fordern  müssen,  haben  die  Kassenvorstände  doch  auch  im 
Interesse  der  die  Beiträge  zahlenden  Allgemeinheit  die  Pflicht,  ungerecht- 
fertigte Krankmeldungen  und  einen  unnötigen  Aufwand  an  teuren  Arzneien 
und  Heilmitteln  zu  verhüten.  In  Ausübung  dieser  Pflicht  können  sie  von  den 
Kassenärzten,  mit  denen  sie  in  ständiger  Fühlung  stehen,  vorzüglich  unter- 
stützt werden.  In  der  Tat  haben  sich  die  Kassenärzte  bei  den  Postkranken- 
kasM-n  gut  bewahrt.  Neuerdings  ist  vom  Reichs-Postamt  darauf  hingewirkt 
worden,  daß  in  größeren  Städten  eine  der  Ausdehnung  des  Ortes  ent- 
sprechende Anzahl  von  Kassenärzten  angenommen  wird.  So  sind  z.  B.  in 
Berlin  mein  als  00  Kassenärzte,  darunter  9  Spezialärzte,  tätig,  die  —  mit 
Ausnahme  der  Spczialärztr  auf  11  liezirke  so  verteilt  sind,  daß  jedem 
Kassenmitgliede  gewöhnlich  4  oder  5  Ärzte  zur  Auswahl  zur  Verfügung 
stehen. 
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Die  in  letzter  Zeit  unter  den  Ärzten  Deutschlands  entstandene  Bewegung, 
welche  in  erster  Linie  die  allgemeine  Einfuhrung  der  freien  Arztwahl  hei 
den  Krankenkassen  bezweckt,  hat  tiir  die  Pnstkrankcnkassen  bisher  keine 
wesentliche  Bedeutung-  gewonnen.  Der  deutsche  Ärztestand  verlangt  eine 
gesetzliche  Regelung  des  Kassenarztwesens  auf  der  Grundlage.  daß  u.  U. 
nach  Entscheidung  eines  Schiedsgerichts  —  jeder  Arzt  zur  Kassenpraxis 
zugelassen  wird,  der  sich  den  dafür  zu  erlassenden  Vorschriften  unterwirft, 
so  daß  es  nicht  mehr  in  der  Macht  der  Kassenvorstände  liegen  soll, 
bestimmte  Ärzte  zu  wählen  oder  auszuschließen. 

Arzneien  und  Heilmittel  müssen  vom  Arzte  verordnet  sein.  Gewährt 
werden  außer  den  Arzneien  nur  die  sogenannten  kleinen  Heilmittel,  wie 
Brillen,  Bruchbänder.  Verbandstücke,  ferner  Mineralwasser,  Lebertran,  einzelne 
Bäder  u.  dergl.,  nicht  aber  Badereisen  und  sonstige  größere  Kuren;  ebenso- 
wenig' Stärkungsmittel,  wie  Trauben,  Wein  u.  dergl.  Die  Übernahme 
solcher  oft  recht  kostspieliger  Kuren  und  i  leilmittcl  auf  die  Krankenkassen 
würde  bald  deren  Leistungsfähigkeit  überschreiten,  mindestens  aber  zu 
einer  sehr  fühlbaren  Erhöhung  der  Beitrage  führen.  Der  Gesetzgeber  hat 
die  Leistungen  der  Krankenkassen  sehr  richtig  auf  das  beschränkt,  was  bei 
der  Heilbehandlung  eines  Kranken  billigerweise  als  notwendig  zu  erachten 
ist  und  was  durch  die  Beitrage,  ohne  druckende  Belastung  der  Mitglieder, 
aufgebracht  werden  kann. 

Line  Reihe  von  Bädern  braucht  dem  Erkrankten  nur  insoweit  gewährt 
zu  werden,  als  die  Ausgaben  dafür  nicht  höher  sind  als  die  Kosten  für 
Brillen,  Bruchbänder  und  »ähnliche  Heilmittel«  (vgl.  Zeitschrift  »Die 
Inv.-  und  Altersvers.«,  Jahrg.  IQ03,  S.jof  ).  Dasselbe  gilt  von  der  Massage, 
sofern  sie  nicht  von  Ärzten,  sondern  auf  deren  Anordnung  von  Masseuren 
ausgeführt  wird.  Ärztliche  Massage  dagegen  gehört  mit  unter  den  Begriff 
»ärztliche  Behandlung«  (a.  a.  O.  S.  3S  ff.). 

Zur  Herabsetzung  der  Ausgaben  für  Arzneien  und  Heilmittel  sind  von 
den  Postkrankenkassen  an  vielen  Orten  Vereinbarungen  mit  Apothekern 
getroffen,  welche  Rabatt  gewähren;  auch  sollen  die  Kassenärzte  die  im 
Handverkauf  oder  bei  Drogisten  erhältlichen  Medikamente  verordnen,  wenn 
diese  denselben  Dienst  leisten  wie  die  teuren,  nach  Rezepten  vom  Apotheker 
besonders  zusammenzustellenden  Arzneien.  Bei  der  Berliner  Postkrankenkasse 
haben  die  Kassenärzte  die  vom  Magistrat  (Annenverwaltung)  herausgegebenen 
»Formulae  magistrales  Ben  diuenses«  eine  Zusammenstellung  der  gebräuch- 
lichsten Rezepte  -  nebst  Anhang  »Die  Handverkaufspreise«  und  »Anleitung 
zur  Kostenersparnis  beim  Verordnen  von  Arzneien«  zu  beachten.  Ähnliche 
Anleitungen  sind  vielfach  auch  amier warts  im  Gebrauch. 

Früher  wurden  einzelne  Postkrankenkassen  von  ihren  Mitgliedern, 
namentlich  den  weiblichen,  durch  hohe  Ausgaben  für  Zahnfüllungen 
(Plomben)  und  künstliche  Zähne  stark  in  Anspruch  genommen.  Man 
ist  aber  neuerdings  in  diesem  Punkte  etwas  zurückhaltender  geworden, 
indem  man  mit  Recht  annimmt,  daß  der  Zahnersatz  in  der  Regel  weder  zu 
den  Heilmitteln  noch  zur  Heilbehandlung  einer  Krankheit  gehört.  Solange 
schlechte  Zähne  das  Allgemeinbefinden  nicht  stören,  sind  sie  keine  Krank- 
heit im  Sinne  des  K.  V.G.;  verursachen  sie  aber  Zahnschmerzen,  so  lassen 
sich  diese  durch  das  Ausziehen  des  kranken  Zahnes  gewöhnlich  beseitigen, 
weshalb  auch  die  Kosten  für  solche  und  ähnliche  Operationen  von  den 
Postkrankenkassen  unbeanstandet  erstattet  werden.  Zahnfidlungen  dienen 
meist  nur  zur  Erhaltung  der  Zähne  oder  zur  Verhütung  einer  drohenden 
Erkrankung.  Sie  sind  an  sich  sehr  nützlich,  fallen  aber  nicht  in  den 
Rahmen  der  Krankenversicherung.    Künstliche  Zähne  bilden,  wie  künstliche 
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Gliedmaßen  usw..  einen  Ersatz  für  fehlende  Körperteile,  die  von  den 
Krankenkassen  nicht  zu  beschaffen  sind.  Keineswegs  können  sie  den  »kleinen 
Heilmitteln«,  wie  Brillen  und  Bruchbänder,  zugezählt  werden. 

Krankengeld.  Eine  viel  umstrittene  Einrichtung  der  Krankenver- 
sicherung sind  die  drei  sogenannten  Karenztage  (Tag  der  Erkrankung  und  die 
beiden  folgenden  Tage),  an  denen  kein  Krankengeld  gezahlt  wird.  Es  muß 
anerkannt  werden,  daß  diese  Einrichtung  eine  gewisse  Härte  in  sich  birgt; 
aber  ihre  Notwendigkeit  zur  Verhütung  leichtfertiger  Krankmeldungen  hat 
noch  nicht  überzeugend  widerlegt  werden  können.  Auch  bei  der  Beratung 
der  letzten  Novelle  zum  K.  V.  G.  (1903)  ist  in  der  Reichstagskommission 
ein  Antrag  auf  gesetzliche  Beseitigung  der  Karenztage  von  der  Mehrheit 
abgelehnt  worden.  Mehrere  Bundesratsvertreter  hatten  darauf  hingewiesen, 
daß  die  Karenztage  zur  Erhaltung  der  Leistungsfähigkeit  der  Kassen  not- 
wendig seien  und  daß  Kassen,  bei  denen  sie  abgeschafft  worden  wären,  böse 
Erfahrungen  damit  gemacht  hätten. 

übrigens  sind  diese  unerfreulichen  Karenztage  für  die  Mitglieder  der 
Postkrankenkassen  wenigstens  bei  längeren  Krankheiten  (meistens  bei  solchen 
von  mehr  als  Monatsdauer)  beseitigt  worden,  indem  alsdann  das  Krankengeld 
für  die  drei  ersten  Krankheitstage  nachgezahlt  wird. 

Ein  anderer  Beschwerdegrund  ist  der  Ausfall  des  Krankengeldes  an 
Sonn-  und  Eeicrtagen  für  solche  Mitglieder,  die  nur  an  Werktagen  Lohn 
erhalten  und  daher  auch  nur  für  diese  Tage  Beiträge  zur  Krankenkasse 
zahlen  (z.  B.  die  Telegraphenarbeiter).  Die  Beschwerde  ist  nicht  gerecht- 
fertigt. Zwar  gestattet  das  K.  V.  G.,  das  Krankengeld  allgemein  auch  für 
die  Sonn-  und  Feiertage  zu  zahlen;  da  aber  bei  den  Postkrankenkassen,  im 
Gegensatze  zu  den  meisten  gewerblichen  Krankenkassen,  ein  großer  Teil 
der  Mitglieder  an  Sonn-  und  Feiertagen  Beiträge  zahlt,  ein  anderer  aber 
nicht,  so  würden  jene  durch  eine  gleichmäßige  Behandlung  aller  Mitglieder 
bei  der  Zahlung  des  Krankengeldes  benachteiligt  werden. 

Ober  die  Höhe  des  Krankengeldes  und  seine  Berechnung  nach  dem 
wirklichen  Tagesarbeitsverdienst  ist  oben  gesprochen  worden.  Das  Kranken- 
geld wird,  wie  ebenfalls  bereits  angedeutet  wurde,  fortlaufend  und  zum 
vollen  Betrage  für  alle  Arbeitstage  auch  solchen  Mitgliedern  gezahlt,  die 
vor  ihrer  Erkrankung  nicht  alle  Tage  im  Postdienste  beschäftigt  waren. 

Krankenhauspflege  auf  Kosten  der  Postkrankenkasse  haben  die  Er- 
krankten nicht  zu  beanspruchen.  Der  Kassenvorstand  kann  sie  aber 
bewilligen  und  -  unter  gewissen  Voraussetzungen  —  auch  gegen  den 
Willen  des  Erkrankten  anordnen  (§  11  Abs.  II  der  Satzungen),  z.B.  wenn 
es  sich  um  die  sonst  in  Frage  gestellte  ordnungsmäßige  Durchführung  der 
Heilbehandlung  oder  um  die  Beobachtung  eines  Kranken  handelt. 

Es  besteht  vielfach  eine  gewisse,  meist  wohl  unbegründete  Abneigung 
gegen  das  Krankenhaus,  die  früher  noch  dadurch  verstärkt  wurde,  daß  für 
die  Familienangehörigen  eines  in  einer  Heilanstalt  Untergebrachten  ein 
unzulängliches  Krankengeld  ('  .,  des  Lohnes)  gezahlt  wurde.  Infolge  der 
Novelle  zum  K.  V.  G.  vom  25.  Mai  10,03  ist  dieses  Krankengeld  auf  die 
Hälfte  des  Lohnes  erhöht  worden.  Gleichzeitig  ist  auch  für  die  Mitglieder 
ohne  Haus>tand,  die  früher  in  dem  gedachten  Falle  '/e  des  Lohnes  als 
Krankengeld  erhielten,  durch  Verdoppelung  dieses  Satzes  besser  Vorsorge 
getroffen  worden. 

Rekonvaleszenten -Unterstützung  wird  von  den  Postkrankenkassen 
nicht  gewährt,  obgleich  das  K.  V.  G  solche  nach  dem  Aufhören  der 
Krankennnter-tiitzung  bis  zur  Dauer  eine-  Jahres  zuläßt  (§21  Ziffer  3a). 
Ein  Bedurfnisjiierzu  ist  wohl  bei  der  Postverwaltung  nicht  anzuerkennen, 
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weil  sich  gewöhnlich  an  den  Bezug  des  Krankengeldes  unmittelhar  wieder 
der  Bezug  des  Dienstcinkoinmens  anschließt. 

Uber  den  Begriff  der  Rekonvaleszenten-l  "nterstützung  wird  im  Kommissions- 
bericht  von  1903,  S.  2<>  als  Ergebnis  der  Debatte  folgende  übereinstimmende 
Meinung  festgestellt:  »Die  Rekonvaleszenten  seien  nicht  mehr  als  Kranke 
im  Sinne  des  K.  V.  G.  anzusehen;  daher  könne  ihnen  ein  Krankengeld  in 
keinem  Falle  mehr  gewährt  werden.  Maligebend  für  sie  sei  vielmehr  das 
Bedürfnis  der  Rekonvaleszenz  in  jedem  Einzelfalle.  Zu  diesem  Zwecke 
könnten  Badekuren.  Luftkuren  usw.,  und  wenn  das  Bedürfnis  es  erheische, 
auch  Geldunterstützungen,  auch  bis  zum  Betrage  des  Krankengeldes,  nur 
nicht  als  Krankengeld  gewahrt  werden,  Eine  grundsätzliche  Regel  sei  nicht 
aufzustellen;  es  müsse  von  hall  zu  Fall  darüber  entschieden  werden.« 

q.    F  a  m  i  1  i  e  n  v  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g. 

Die  Mitglieder  der  Postkrankenkassen  können  bei  diesen  Kassen  ihre 
Ehefrauen  und  ihre  Kinder  unter  15  Jahren  durch  Zahlung  eines  Zusatz- 
beitrags gegen  Krankheit  versichern.  Gewährt  werden  den  versicherten 
Frauen  und  Kindern  nur  freie  ärztliche  Behandlung.  Arznei  und  Heilmittel 
auf  längstens  13  Wochen,  aber  kein  Krankengeld.  Das  Recht  auf  freie 
ärztliche  Behandlung  usw.  beginnt  erst  ö  Wochen  nach  Fintritt  in  die  Kasse. 
Sterbegeld  wird  nicht  gezahlt. 

Die  Zusatzbeiträge  werden  alljährlich  vom  Kassenvorstande  neu  fest- 
gesetzt und  sollen  derartig  bemessen  werden,  »daß  für  jedes  Rechnungsjahr 
aus  der  ( iesamteinnahme  an  Zusatzbeiträgen  die  voraussichtlichen  Gesamt- 
ausgaben für  die  Krankenversicherung  der  Ehefrauen  und  Kinder  Deckung 
finden  und  ein  Betrag  in  Höhe  von  m  Prozent  dieser  Ausgaben  dem  Reserve- 
fonds zugeführt  werden  kann«  <§  i.|  Abs.  VI  II  der  Satzungen).  Nach  welchen 
Grundsätzen  die  jährliche  Neufestsetzung  der  Zusatzbeiträge  stattzufinden 
hat  —  ob  nach  den  Ausgaben  eines  Jahres  oder  mehrerer  Jahre  oder  einer 
längeren  Reihe  von  Jahren  ,  ist  nicht  vorgeschrieben.  Jedenfalls  ist  die 
Höhe  der  Zusatzbeiträge  sehr  verschieden;  bei  einigen  Kassen  ist  sie  außer- 
ordentlich niedrig,  bei  anderen  fast  abschreckend  hoch  (monatlich  bis  zu 
7  Mark  85  Pf.). 

Der  Familienversicherung  haftet  der  Nachteil  der  Freiwilligkeit  an,  d.  h. 
man  wartet  meist  mit  der  Anmeldung  zur  Versicherung,  bis  Krankheiten 
drohen  und  dann  der  Kassenvorstand  von  seinem  Rechte  der  Zurückweisung 
Gebrauch  macht.  Die  Beteiligung  ist  daher  sehr  gering,  wodurch  die  Vor- 
bedingung für  jede  Versicherung,  die  Verteilung  der  Lasten  auf  zahlreiche 
Schultern,  verloren  geht.  Schon  durch  einen  einzigen  schweren  Krankheits- 
fall können  die  Zusatzbeiträge  die  obenerwähnte  unerfreuliche  Höhe  erreichen. 

Ende  1903  waren  im  ganzen  Reichs  -  Postgebiete  nur  173  Familien- 
angehörige von  zusammen  116  Kassenmitgliedcrn  versichert;  in  19  Bezirken 
gab  es  überhaupt  keine  versicherten  Familienangehörigen. 

10.  Generalversammlungen. 

Zur  Generalversammlung  haben  nur  diejenigen  Mitglieder,  welche  voll- 
jährig sind,  die  bürgerlichen  Ehrenrechte  besitzen  und  nicht  bereits  aus  der 
Beschäftigung  hei  der  Postverwaltung  ausgeschieden  sind,  Zutritt.  Gehören 
der  Postkrankenkasse  mehr  als  500  Mitglieder  an,  so  besteht  die  General- 
versammlung nach  §  24  Abs.  II  der  Satzungen  aus  dem  Vertreter  der  Reichs- 
Postverwaltung  und  gewählten  Vertretern  der  Kassenmitglieder.  Ein  Zweifel 
ist  darüber  entstanden,  ob  diese  Vorschrift  schon  dann  anzuwenden  ist, 
wenn  im  ganzen  mehr  als  500  Mitglieder  vorhanden  sind,  oder  erst  dann, 
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wenn  die  Zahl  der  stimmberechtigten  Mitglieder  mehr  als  500  betragt. 
Die  angeführte  Satzlingsbestimmung  gründet  sich  auf  §  37  K.  V.  G.  Der 
Gesetzentwurf  von  iS<>2  verlangte  die  Wahl  von  Mitghedcrvcrtrctern  schon 
bei  100  Mitgliedern.  Diese  Zahl  wurde  in  der  Keichstagskommission  auf 
1000  erhöht  und  bei  der  dritten  Lesung  im  Plenum  wieder  auf  500  herab- 
gesetzt. Damit  die  Gültigkeit  der  Beschlüsse  der  Generalversammlung  nicht 
in  Zweifel  gestellt  wird,  werden  gewählte  Vertreter  schon  dann  erforderlich 
sein,  wenn  die  Zahl  aller  Mitglieder,  also  mit  Einschluß  der  nicht  stimm- 
berechtigten, 500  oder  mehr  beträgt,  da  nach  dem  Gesetze  die  Zahl  5m 
ohne  Unterscheidung  zwischen  stimmberechtigten  und  nicht  stimmberechtigten 
Mitgliedern  maßgebend  ist. 


Entwickelung  der  Beamtenverhältnisse  bei  der  Postverwal- 
tung des  Norddeutsehen  Bundes  und  des  Deutschen  Reichs 

seit  dem  Jahre  1868.*) 

Von  Rechnungsrat  Moch  im  Reichs- Postamt. 

Als  nach  der  Gründung  des  Norddeutschen  Hundes  die  vordem  selbständig 
gewesenen  P<  '«^Verwaltungen  zu  einer  einheitlichen  verschmolzen  wurden, 
war  eine  neue  Regelung  der  Pcrsonalverhältnisse  erforderlich,  da  diese  sich 
in  den  einzelnen  Gebieten  verschieden  gestaltet  hatten. 

Zu  diesem  Zwecke  wurde  unterm  15.  Februar  1808  von  dem  General- 
Postamt  des  Norddeutschen  Bundes  über  die  Beschäftigung  und  Anstellung 
von  Zivilanwärtern  im  Postdienste  für  den  gesamten  Umfang  des  Bundes- 
gebiets ein  neues  Reglement  erlassen.  Dieses  trat  überall  an  die  Stelle 
derjenigen  die  Annahme  und  Anstellung  von  Beamten  betreffenden  Ver- 
waltungsvorschriften, die  bis  dahin  in  den  einzelnen  Postbezirken  in  Geltung 
gewesen  waren. 

Das  neue  Reglement  eröffnete  den  Posteleven  die  Aussicht,  ohne  Ab- 
legung der  höheren  Verwaltungsprüfung  zu  den  Dienststellen  der  Obcr- 
Postsekretäre,  der  Bureaubeamten  I.  Klasse  bei  den  Ober-Postdirektionen, 
ferner  der  Rendanten,  Kassierer  und  Buchhalter  bei  den  Ober -Postkassen 
zu  gelangen.  Erforderlich  war  eine  solche  Prüfung  noch  für  gewisse  Stellen 
bei  der  Zentralverwaltung,  ferner  für  die  der  Ober- Postdirektoren ,  Ober- 
Posträte,  Posträte,  Vorsteher  von  Postämtern  1.  und  II.  Klasse  und  der 
Aufsichtsbeamten  einschließlich  der  Orts  -  Postkassenkontrolleure. 

Postsekretäre  aus  der  Klasse  der  Postexpedienten  sollten  eigentlich  zur 
höheren  Prüfung  keinen  Zutritt  erhalten  und  auch  nicht  in  Stellen  von 
Rendanten,  Kassierern  oder  Buchhaltern  befördert  werden.  Die  oberste 
Postbehörde  hatte  sich  indes  vorbehalten,  unter  besonderen  Verhältnissen 
Ausnahmen  von  diesem  Grundsätze  zuzulassen,  was  auch  in  nicht  unerheb- 
lichem Umfange  geschehen  ist. 

In  schul  wissenschaftlicher  Hinsicht  wurden  folgende  Anforderungen 
gestellt: 

'    f  her  die-  Kntw  icUhmg  der  Beumtenvcrhaltnisse  bei  der  preußischen  Post- 
verwaltung bis  1807  s.  >.  21/1 H. 
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1.  bei  den  Postelcven  das  Reifezeugnis  eines  Gymnasiums  oder  einer 
Realschule  erster  Ordnung; 

2.  bei  den  Postexpedientenanwärtern,  wenn  sie  abgegangen  waren: 

a)  von  einem  Gymnasium,  einem  Progymnasium  oder  einer  Realschule 
erster  Ordnung  der  Nachweis  des  mindestens  einjährigen  erfolg- 
reichen Besuches  der  Sekunda, 

b)  von  einer  Realschule  zweiter  (  hdnung  der  Nachweis  des  mindestens 
einjährigen  erfolgreichen  Besuches  der  Prima, 

c)  von  einer  höheren  Bürgerschule  das  Abgangszeugnis; 

3.  bei  den  Postexpeditionsgehilfen  der  Nachweis,  daü  sie  im  allgemeinen 
diejenige  Bildung  erlangt  hatten,  die  der  Reife  für  die  Sekunda  eines 
Gymnasiums  oder  einer  Realschule  erster  oder  zweiter  Ordnung  entsprach. 

Im  Jahre  1 87 1  horte  die  Unterscheidung  der  Postämter  in  solche  erster 
und  zweiter  Klasse  auf.  Den  Postexpeditionen  erster  Klasse  wurde  die 
Bezeichnung  »Postverwaltung"  beigelegt;  diejenigen  zweiter  Klasse  behielten, 
insoweit  sie  nicht  in  die  neugeschaffene  Klasse  der  Postagenturen  um- 
gewandelt wurden,  die  Bezeichnung  »Postexpedition«.  Die  Vorsteher  von 
Postämtern  bekamen  allgemein  den  Titel  »Postdirektor«;  die  Vorsteher  von 
Postvcrwaltungcn  hießen  »Postmeister«  und  diejenigen  von  Postexpeditionen 
»Postexpediteure«. 

Eine  grundsätzliche  Umgestaltung  der  Personalverhältnisse  wurde  durch 
das  am  23.  Mai  1S71  erlassene  Reglement  über  die  Annahme  und  Anstellung 
von  Zivil-  und  Militäranwärtern  im  Postdienst  herbeigeführt.  Danach  horte 
die  bisherige  Laufbahn  als  Postexpedienten- Anwärter  usw.  auf,  und  es  er- 
folgte die  Annahme  von  Zivilanwärtern  lediglich  als  Posteleve  oder  als 
Postgehilfe.  Die  Militärauwärter  erhielten  bei  ihrer  Zulassung  zum  Post- 
dienst die  Bezeichnung  »Postanwärtcr«. 

Während  die  Reglements  vom  Jahre  1863  und  1808  von  den  An- 
wärtern der  höheren  Laufbahn  ausnahmslos  das  Reifezeugnis  eines 
Gymnasiums  oder  einer  Realschule  erster  Ordnung  verlangt  hatten,  galt 
diese  Anforderung  nach  dem  neuen  Reglement  zwar  auch  als  Regel;  aus- 
nahmsweise konnten  indes  solche  Bewerber  zugelassen  werden,  die 

a)  mindestens  ein  halbes  Jahr  lang  an  dem  Unterricht  in  allen  Lehr- 
gegenständen der  Prima  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule 
erster  Ordnung  teilgenommen  hatten,  oder 

b)  von  einem  anerkannten  Progymnasium  oder  von  einer  Realschule 
zweiter  Ordnung  oder  von  einer  zu  gültigen  Abgangsprüfungen 
berechtigten  höheren  Bügerschule  oder  einer  ähnlichen  ö  deutlichen 
Lehranstalt  mit  dem  Zeugnis  der  bestandenen  Abgangsprüfung 
entlassen  worden  waren. 

Im  Jahre  1891  traten  im  Berechtigungswesen  der  höheren  preußischen 
Lehranstalten  zugunsten  der  Abiturienten  von  Oberrealschulen  grundsätzliche 
Änderungen  ein.  Infolgedessen  wurde  bestimmt,  daß  die  Reifezeugnisse  der 
deutschen  Oberrealschulen  als  ausreichende  Erweise  der  Schulbildung  u.  a. 
für  die  Annahme  von  Zivilanwärtern,  die  als  Eleven  in  den  Post-  und 
Telegraphendienst  eintreten  wollten,  zu  gelten  haben.  Unterm  9.  Februar  1892 
wurde  die  im  übrigen  schon  vorher  seit  Jahren  nicht  mehr  angewendete 
Bestimmung  des  Reglements  vom  Jahre  187 1  wegen  der  in  Ausnahmefällen 
gestatteten  Zulassung  von  Bewerbern  (s.  vorher)  ausdrücklich  aufgehoben 
und  angeordnet,  daß  künftig  nur  Abiturienten  eines  Gymnasiums,  eines 
Realgymnasiums  oder  einer  Öberrcalschule  als  Eleven  angenommen  werden 
sollten. 
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Der  Eleve,  der  ein  Gymnasium,  ein  Realgymnasium  oder  eine  Realschule 
erster  Ordnung  mit  dem  Zeugnis  der  Reife  verlassen  hatte,  konnte  nach  dem 
Reglement  vom  Jahre  1 87 1  sich  hereits  nach  drei  Postdienstjahren  zur  Post- 
sekretärprüfung  melden.  Bei  den  Eleven,  die  diese  Vorbildung  nicht  hatten, 
wurde  die  Frist  verlängert,  und  zwar  bei  ehemaligen  Primanern  um  so  viel, 
als  an  dem  zweijährigen  Besuche  der  Prima  fehlte,  bei  zweijährigem  Besuche 
ohne  Abiturientenexamen  um  ein  halbes  Jahr  und  bei  den  übrigen  Eleven 
um  ein  Jahr.  Bei  hervortretender  Brauchbarkeit  der  Eleven  konnten  alle 
diese  Fristen  abgekürzt  werden.  Die  Prüfung  fand,  wie  vorher,  bei  der 
Ober  -  Postdirektion  statt.  Eleven,  die  nicht  Gymnasial-  oder  Realschul- 
abiturienten waren,  wurden  dabei,  außer  in  den  sonstigen  Gegenständen,  auch 
in  Geschichte,  in  der  allgemeinen  Geographie  und  in  Arithmetik  geprüft. 

Hatte  der  Eleve  die  Prüfung  bestanden,  dann  wurde  er  zum  Post- 
praktikanten ernannt  und  zu  Stellvertretungen  oder  als  Hilfsarbeiter  gegen 
Tagegelder  von  1  Tlr.  beschäftigt.  Dieser  Satz  ist  später  wiederholt  erhöht 
worden.  Bestand  der  Eleve  die  Prüfung  nicht,  so  konnte  er  sie  nach 
Jahresfrist  wiederholen.  Genügte  er  auch  dann  nicht  oder  meldete  er  sich 
zur  Prüfung  nach  sechs  Dienstjahren  nicht,  so  wurde  er  aus  dem  Ver- 
hältnis eines  Eleven  entlassen ;  er  konnte  aber  bei  vorhandener  praktischer 
Brauchbarkeit  in  dasjenige  eines  Postgehilfen  übernommen  werden. 

Eleven,  die  in  allen  Teilen  der  Sekretärprüfung  die  Zensur  »gut«  erhalten 
hatten,  konnten  sich  bereits  nach  zwei  Jahren  zur  Ablegung  der  höheren 
Verwaltungsprüfung  melden,  während  sonst  diese  Meldung  erst  drei  Jahre 
nach  dem  Bestehen  der  Sekretärprüfung  erfolgen  durfte. 

Zur  besseren  Ausbildung  der  Eleven  wurden  im  Jahre  1874  am  Sitze  der 
Ober-Postdirektioncn  und  bei  großen  Ämtern  Unterrichtskurse  eingerichtet. 
Die  Teilnahme  war  verbindlich. 

Die  bereits  1850,  in  Berlin  ins  Eeben  gerufene  Telegraphenschule  wurde 
1885  zur  Post-  und  Telegraphenschide  erweitert.  An  dieser  Anstalt  wurden 
im  Winterhalbjahr  vom  1.  Oktober  bis  31.  März  teils  von  höheren  Beamten 
der  Verwaltung,  teils  von  Professoren  und  Dozenten  der  Berliner  Hoch- 
schulen zur  Weiterbildung  der  Post-  und  Telegraphenbeamten  in  ihren 
Berufskenntnissen,  sowie  in  Staats-  und  allgemeinen  Vcrwaltungswissen- 
schaften  Vorträge  gehalten.  Jährlich  wurden  100  Beamte,  die  die  Sekretär- 
prüfung bestanden  hatten,  zur  Schule  einberufen.  Der  Besuch  dehnte  sich 
auf^zwei  Winterhalbjahre  aus. 

Die  Postgehilfen  hatten  nach  dem  Reglement  vom  23.  Mai  1871 
in  Hinsicht  auf  ihre  schulwissenschaftliche  Bildung  folgenden  Anforderungen 
zu  genügen.  Sic  mußten  richtig  und  zusammenhängend  deutsch  sprechen 
und  schreiben  können,  mit  den  gewöhnlichen  Rechnungsarten  bis  zur 
Dezimal-  und  Verhältnisrechnung  vertraut  sein,  eine  deutliche  Handschrift 
besitzen,  die  Lage  der  wichtigsten  Orte  kennen  und  französische  Adressen, 
Länder-  und  Ortsnamen  zu  verstehen  und  verständlich  auszusprechen 
imstande  sein.  Wenn  sie  über  diese  schul  wissenschaftlichen  Kenntnisse 
nicht  genügende  Zeugnisse  beizubringen  vermochten,  hatten  sie  den  erforderten 
Nachweis  durch  Ablegung  einer  besonderen  Prüfung  darzutun.  Es  wurde 
Wert  darauf  gelegt,  daß  die  Bewerber  vor  ihrem  Eintritt  zur  Post  sich 
einer  geschäftlichen  Tätigkeit,  z.  B.  als  Schreiber  bei  einem  Rechtsanwalt 
oder  als  Schreibhilfe  bei  einer  Postanstalt,  gewidmet  hatten.  Zum  Eintritt 
als  Postgehilfe  wurde  ein  Mindestalter  von  1 7  Jahren  vorgeschrieben.  Nach- 
dem im  Jahre  1K77  durch  die  Zivilprozeßordnung  und  die  Strafprozeß- 
ordnung der  Beginn  der  Eidesmündigkeit  auf  die  Vollendung  des  16.  Lebens- 
jahrs festgesetzt  worden  war,  wurde  im  Jahre  1880  bestimmt,  daß  dieser 
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Zeitpunkt  als  untere  Altersgrenze  für  die  anzunehmenden  Postgehilfen  gelten 
sollte.  Von  der  Festsetzung  einer  oberen  Altersgrenze  hatte  das  Reglement 
vom  Jahre  1871  abgesehen.  Erst  im  Jahre  1X78  wurde  angeordnet.  daL5 
Personen,  die  das  25.  Lebensjahr  überschritten  hatten,  in  der  Regel  von 
der  Annahme  ausgeschlossen  sein  sollten. 

Erschien  der  Bewerber  zum  1  W.gelullen  geeignet,  so  genehmigte  die 
Ober-Postdirektion  die  Zulassung.  Der  Eintritt  erfolgte  ungewöhnlich  bei 
einer  Postverwaltung  oder  bei  einer  Postexpedition  als  » Privatgehilfe« ,  aus- 
nahmsweise auch  bei  einem  Postamte  als  überzähliger  Arbeiter.  1  he 
Beschäftigung  als  Privatgehilfe  beruhte  auf  einem  Privateugagement. 
Abweichend  von  dem  früheren  Verhältnisse  galten  die  Postgehilfen  jetzt, 
auch  wenn  sie  im  Privatdienste  .standen,  dauernd  als  Beamte;  sie  unterlagen 
daher  zu  jeder  Zeit  den  für  Postbeamte  gültigen  t  iesetzen  und  Disziplinar- 
bestimmungen.  Um  der  unrichtigen  Auffassung  über  ihre  Beamteneigenschaft 
zu  begegnen,  wurde  den  Pi  i\ atgehd  n  11  irn  Jahre  iS<,o  allgemein  die 
Bezeichnung  »Postgehilfe«  beigelegt. 

Nach  einer  Dienstzeit  von  vier  Jahren,  von  der  ein  Teil  in  einer  Dienst- 
stelle bei  einem  Postamte  zugebracht  sein  mußte,  konnte  der  Postgehilfe 
die  Prüfung  zum  »Postamts  -  Assistenten«  ablegen.  Er  wurde  später  bei 
praktischer  Bewährung  als  Postexpediteur ,  Postamts  -  Assistent  oder  als 
Bureauassistent  bei  der  Ober- Postdirektion  angestellt.  Im  Jahre  1877 
wurde  die  Klasse  der  Oberassistenten  geschaffen,  in  die  die  P< »stassistenten 
nach  einer  Reihe  von  Jahren  einrückten.  Die  Anstellung  als  Ober- Post- 
assistent war  eine  lebenslängliche.  Andere  Dienststellen  waren  den  Anwärtern 
der  Gehilfenlaufbahn  nicht  zugänglich. 

Die  Beamten,  die  bei  Erlaß  des  Reglements  von  1871  vorhanden  waren, 
wurden  nach  folgenden  Grundsätzen  in  die  veränderten  Verhältnisse  über- 
geführt. 

1.  Diejenigen  Postassistenten,  die  früher  pensionsberechtigte  Expedienten 
waren,  sowie  die  nicht  aus  dieser  Klasse  hervorgegangenen  Assistenten,  die 
bis  zum  Ende  des  Jahres  1807  die  Assistentenprüfung  abgelegt  hatten, 
wurden  zu  Sekretären  ernannt;  die  übrigen  Assistenten  erhielten  die 
Amtsbezeichnung  »Postpraktikant«.  Ihre  Anstellung  als  Sekretär  erfolgte 
später. 

2.  Den  mit  Pensionsberechtigung  angestellten  Postexpedienten  wurde 
die  Aussicht  eröffnet,  nach  Ablegung  einer  besonderen  Prüfung  als  Post- 
sekretäre angestellt  zu  werden.  Die  Prüfung  bestand  darin,  daß  sie  unter 
Aufsicht  des  Amtsvorstehers  oder  eines  Bezirksaufsichtsbeamten  schriftlich 
20  Fragen  beantworteten,  die  sich  auf  das  Postgesetz,  das  Posttaxgesetz, 
den  Posttarif  für  das  Ausland,  das  Postreglement,  den  Wechselverkehr, 
die  Portofreiheiten,  den  Postbetrieb  und  das  Kassenwesen  erstreckten.  Von 
der  nachträglichen  Darlegung  ihrer  schulwissenschaftlichen  Vorbildung 
wurden  diejenigen  Expedienten  entbunden,  die  am  1.  Juli  1863  bereits 
Postexpedienten  oder  Postexpedientenanwärter  waren.  Die  übrigen  hatten 
diesen  Nachweis  in  der  Art  zu  erbringen,  daß  sie  bei  der  Prüfung  einige 
Fragen  aus  der  Geographie  beantworteten  und  einen  schriftlichen  Aufsatz 
über  ein  einfaches  Thema  fertigten.  Zur  Ablegung  der  Prüfung  war  eine 
Frist  von  fünf  Monaten  gestellt.  Wer  bis  zum  Ablauf  dieser  Zeit  die 
Prüfung  nicht  bestanden  hatte,  wurde  zum  »Sckretariats-Assistentenu  ernannt. 
Als  solcher  konnte  er  sie  aber  noch  später  ablegen.  Vom  I.  Juli  1876  ab 
hörte  die  Berechtigung  zur  Ablegung  der  abgekürzten  Sekretärprüfung  auf. 

3.  Die  übrigen  Postexpedienten  wurden  zu  »Postamts  -  Assistenten« 
ernannt.    Auch   sie   wurden   zur  Sekretärprüfung   unter   den  erleichterten 
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Bedingungen  zugelassen.  Bei  ihnen  wurde  aber  der  Unterschied  gemacht, 
daß  sie  zwei  Jahre  später,  als  die  aus  der  Klasse  der  Eleven  hervor- 
gegangenen Postpraktikanten,  die  gleichzeitig  mit  ihnen  die  Prüfung 
bestanden  hatten,  zur  Anstellung  als  Sekretär  gelangten. 

4.  Die  früheren  Vorsteher  von  Postexpeditionen  erster  Klasse  wurden 
zu  Postsekretären  ernannt.  Einzelne  von  ihnen  führten  aber  den  Titel 
»Postverwalter«:  diesen  konnten  sie  weiter  behalten. 

5.  Pen  Postexpediteuren  war  gestattet,  die  Prüfung  für  Postamts- 
Assistenten  abzulegen;  sie  wurden,  wenn  sie  dies  taten,  zu  Postamts- 
Assistenten  oder  zu  Bureauassistenten  bei  der  Ober- Postdirektion  ernannt. 
Vom  1.  Januar  1876  hörte  diese  Vergünstigung  auf. 

o.  Die  Postexpeditionsgehilfen  traten  in  das  Verhältnis  der  Postgehilfen 
über.  Es  blieb  ihnen  die  Aussicht,  ebenso  wie  die  Postamts  -  Assistenten 
die  Dienststelle  eines  Postsekretärs  zu  erlangen. 

7.  Bezüglich  der  Postexpeditionsgehilfen  für  den  Ort  wurde  in  jedem 
einzelnen  Eallc  entschieden,  ob  sie  sich  nach  ihrer  Schulbildung  zur  Auf- 
nahme in  die  Klasse  der  Postgehilfen  eigneten. 

8.  Die  bei  den  Ober- Postdirektionen  beschäftigten  Postexpedienten, 
die  die  Sekretärprüfung  nicht  ablegten,  hatten  die  Amtsbezeichnung  »Bureau- 
assistent« zu  führen. 

9.  Die  Bezirkspostkassen-Kontrolleure  und  die  Ortspostkassen-Kontrolleure 
am  Sitze  der  Ober- Postdirektionen  wurden  zu  Postinspektoren,  die  Orts- 
postkassen-KontrolIeure  bei  den  übrigen  Postämtern  zu  Postkassierern  er- 
nannt; die  Burcaubcamten  erster  Klasse  bei  den  Ober-Postdirektionen  erhielten 
die  Bezeichnung  »Ober- Postdirektionssekretäre«.  Wer  von  ihnen  den  Titel 
»Obcr-Postkommissarius«  besaß,  konnte  sich  dessen  auch  weiter  bedienen. 

Die  Stelle  der  früheren  Postexpeditionsgehilfen  für  den  Ort  nahmen  in 
der  Folge  im  allgemeinen  die  Schreibhilfen  ein.  Es  wurde  nur  den  Vor- 
stehern bei  Postämtern  III.  Klasse,  wie  die  ehemaligen  Postexpeditionen 
seit  dem  Jahre  1876  bezeichnet  wurden,  gestattet.  Schreibhilfen  zu  halten. 
Nun  kam  es  wiederholt  vor,  daß  junge  Ixute,  die  das  Alter  zur  Annahme 
als  Postgehilfen  noch  nicht  erreicht  hatten,  in  der  Absicht,  später  als  solche 
einzutreten,  zunächst  eine  Beschäftigung  als  Schreibhilfe  annahmen.  Die 
Postverwaltung  gestattete  ein  solches  Verhältnis;  um  jedoch  zu  verhindern, 
daß  sich  daraus  eine  neue  Art  postdienstlicher  Laufbahn  entwickelte, 
bestimmte  sie,  daß  diese  jungen  Leute  die  für  ihren  Eintritt  als  Postgehilfe 
vorgeschriebenen  Kenntnisse  bereits  bei  ihrer  Einstellung  als  Schreibhilfen 
nachzuweisen  hatten. 

Vom  September  1807  ab  wurde  mit  Rücksicht  darauf,  daß  eine  durch- 
greifende Neuregelung  der  Personalverhältnisse  in  Aussicht  stand,  die 
Annahme  von  Postgehilfen  eingestellt.  Ein  Gleiches  geschah  vom  Jahre  i8<>8 
ab  hinsichtlich  der  Postelevcn. 

Den  letzten  Markstein  auf  dem  Entwickelungsgange  der  Beamten- 
verhältnisse bei  der  Reichs- Post-  und  Tclegraphcnverwaltung  bilden  die 
unterm  i.  Januar  1000  erlassenen  Vorschriften  über  die  Annahme  und 
Anstellung  von  Anwärtern  tu  r  die  mittlere  Laufbahn  im  Reichs -Post-  und 
Telegraphendienste. 

Nach  diesen  Vorschriften  haben  die  Anwärter  für  die  mittlere  Laufbahn 
die  Aussicht  auf  Erlangung  der  Dienststellen  für  Assistenten,  Postverwalter. 
Sekretäre,  Obersekretäre,  Bureau-  und  Kassenbeamte. 

Die  fortschreitende  Entwickelung  des  Telegraphenverkehrs  und  der 
Telegraphentechnik  macht   die  Heranbildung   von  Beamten,  die  sich  aus- 
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schließlich  diesem  Verkehrszweige  widmen .  notwendig.  Die  Annahme  von 
Anwärtern  der  mittleren  Laufbahn  erfolgt  daher  von  vornherein  entweder 
für  den  Post-  oder  für  den  Telcgraphendienst  als  Postgehilfe  oder  als 
Telegraphengehilfe.  Diese  Trennung  der  beiden  Laufbahnen  wird  wahrend 
der  ganzen  Dienstzeit  der  Beamten  aufrecht  erhalten.  Nur  in  der  Vor- 
bereitungszeit ist  es  gestattet.  daÜ  I Nistgehilfen,  die  eine  besondere  Befähigung 
für  den  Telegraphendienst  zeigen,  in  die  Klasse  der  Telegraphengehilfen 
übertreten.  Telegraphengehilfen,  die  sich  für  den  Telegraphendienst  nicht 
eignen,  dürfen  nur  ausnahmsweise  in  das  Dienstverhältnis  der  Postgehilfen 
übernommen  werden.  Für  die  Annahme  gelten  im  wesentlichen  folgende 
Vorschriften. 

1.  Der  Bewerber  muß  mindestens  das  Reifezeugnis  für  die  l'nter- 
sekunda  einer  neunstufigen  oder  das  Keifezeugnis  für  die  erste  Klasse  einer 
sechsstufigen  höheren  Lehranstalt  besitzen.  Diesen  Zeugnissen  werden  ins- 
besondere gleichgeachtet:  das  Reifezeugnis  einer  öffentlichen  Knabenmittel- 
schule mit  neun  Jahreskursen,  das  Befähigungszeugnis  berechtigter  Privat- 
lehranstalten für  den  einjährig-freiwilligen  Dienst,  das  Berechtigungszeugnis 
der  Prüfungskommission  für  F.injährig- Freiwillige. 

2.  Der  Bewerber  muß  bei  seiner  Finstellung  in  den  Dienst  das  17.  Lebens- 
jahr vollendet  haben;  er  darf,  wenn  er  als  Postgehilfe  eintritt,  nicht  älter 
als  20,  wenn  er  als  Telegraphcngehilfc  eintritt,  nicht  älter  als  18  Jahre  sein. 

Junge  Leute,  die  als  Telegraphcngehilfc  eintreten  wollen,  können  schon 
im  Alter  von  16  Jahren  an  den  Telegraphierübungen  zur  Erlangung  einer 
hervorragenden  Fertigkeit  im  Telegraphieren  teilnehmen,  sofern  sie  sonst 
den  Anforderungen  genügen.  Ihre  Annahme  als  Telegraphengehilfen  erfolgt 
aber  erst  mit  der  Vollendung  des  17.  Lebensjahrs. 

3.  Der  Bewerber  muß  gesund  und  imstande  sein,  sich  während  der 
Vorbereitungszeit  ohne  Beihilfe  aus  der  Postkasse  zu  unterhalten. 

Unter  Zugrundelegung  der  neuen  Bedingungen  ist  mit  der  Annahme 
von  Bewerbern  für  den  mittleren  Dienst  seit  dem  Anfange  des  Jahres  n>oo 
begonnen  worden. 

Die  Beschäftigung  der  Postgehilfen  erfolgt  ausschließlich  durch  die 
Ober-Postdirektion,  und  zwar  auch  bei  Postämtern  III.  Klasse.  Line 
besondere  Vereinbarung  zwischen  den  Postverwaltern  und  den  (iehilfeu 
über  diese  Beschäftigung  und  die  dafür  zu  gewährende  Vergütung,  wie 
dies  vordem  bei  dem  sogenannten  Privatengageinent  geschah,  ist  nicht  mehr 
zulässig.  Wenn  Post-  und  Telegraphengehilfen  in  ihrer  Ausbildung 
genügend  vorgeschritten  sind,  können  sie  gegen  Vergütung  oder  Tagegeld 
beschäftigt  werden. 

Die  Vorbereitungszeit  dauert  vier  Jahre.  Nach  Ablauf  dieser  Zeit 
können  die  Gehilfen  die  Prüfung  zum  Postassistenten  oder  Telegraphen- 
assistenten  ablegen  und  sechs,  spätestens  aber  neun  Jahre  nach  dem 
Bestehen  dieser  Prüfung  sich  zur  Sekretärprüfung  melden.  Fünf  Jahre 
nach  ihrer  ersten  etatsmäßigen  Anstellung  erhalten  die  Postassistenten  und 
Telegraphenassistenten  den  Titel  »»Ober-Postassistent«  oder  »Ober-Telegraphen- 
assistent«. Assistenten,  die  die  Sekretärprüfung  bestanden  haben,  erhalten 
die  Amtsbezeichnung  »Postsekretär«  oder  »Telegraphensekretär«  und  werden 
beim  Vorhandensein  von  etatsmäßigen  Stellen  als  Post-  bzw.  Telegraphen- 
sekretär und  später  in  den  übrigen  Stellen  des  mittleren  Dienstes  an- 
gestellt. 

Nach  längerer  vorwurfsfreier  Dienstzeit  kann,  auch  ohne  Ablegung  der 
Sekretärprüfung,  den  Ober-Postassistenten  und  Postverwaltern  der  Titel  »Post- 
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sekretär«  und  den  Obcr-Telegrapheriassistenten  der  Titel  »Telegraphensekretär« 
verliehen  werden.  Abgesehen  von  den  Bestimmungen  der  Übergangszeit 
soll  dies  bei  den  Assistenten  15  Jahre  nach  der  Verleihung  des  Ober- 
assistententitels  geschehen.  Die  Postverwalter  erhalten  den  Titel  »Post- 
sekretär« 20  Jahre  nach  ihrer  ersten  etatsmäßigen  Anstellung. 

Die  früheren  Bureauassistenten  bei  den  Ober- Postdirektionen  führen, 
insoweit  ihnen  nicht  der  Titel  »Postsekretär«  oder  »Telegraphensekretär«  zu- 
steht, die  Amtsbezeichnung  »Ober-Postassistent«.  Den  im  Reichs-Postamt  in 
Bureaubeamtenstellen  II.  Klasse  angestellten  Beamten  ist  der  Titel  »Ober- 
Postsekretär«  verliehen  worden. 

Den  aus  der  Klasse  der  Hieven  hervorgegangenen  Beamten  ist  zur 
Meldung  für  die  höhere  Verwaltungsprüfung  eine  vom  Bestehen  der  Sekretär- 
prüf ung  zu  rechnende  Frist  von  sechs  Jahren  gewährt;  auch  ist  weiter 
vorgeschrieben,  in  welcher  Zeit  sie  die  höhere  Verwaltungsprüfung  abgelegt 
haben  müssen.  Kummen  sie  diesen  Anforderungen  nicht  nach,  dann  treten 
sie  in  die  mittlere  Laufbahn  über.  Vom  1.  April  1902  ab  haben  ihre  Amts- 
bezeichnungen verschiedene  Änderungen  erfahren.  Der  Titel  »»Postsekretär« 
ist  für  die  Beamten  der  höheren  Laufbahn  in  Wegfall  gekommen  und  durch 
den  Titel  »»Pustpraktikant«  ersetzt  worden,  den  die  Beamten  aus  der  Eleven- 
klasse  auch  nach  ihrer  etatsmäßigen  Anstellung  in  Sekretärstellcn  zu  führen 
haben.  Nach  dem  Bestehen  der  höheren  Vcrwaltungsprüfung  erhalten  sie 
die  Amtsbezeichnung  »Ober- Postpraktikant«.  Einzelne  Beamte  werden  bei 
den  Ober- Postdirektionen  als  Hilfsreferenten,  bei  den  größeren  Verkehrs- 
ämtern I.  Klasse  al>  Ortsaufsichtsbeamte  angestellt.  Die  ersteren  führen 
den  Titel  »»Postinspektor«,  die  letzteren,  je  nachdem  sie  bei  einem  Post- 
oder einem  Telegraphenamte  beschäftigt  werden,  den  Titel  »Postinspektor« 
oder  »»Telegrapheninspektor«.  Die  Bezirksaufsichtsbeamten  bei  den  Ober- 
Postdirektioncn  heißen  »»Ober-Postinspektoren«. 

Die  Hilfsreferenten  und  Ortsaufsichtsbeamten  stehen  im  Range  der 
Ober- Postinspektoren  (V.  Rangklasse  der  höheren  Provinzialbcamten)  und 
erhalten  den  Wohnungsgeldzuschuß  dieser  Beamtenklasse. 

Der  Titel  »Ober- Postdirektionssekretär« ,  welcher  im  Jahre  1871  zur 
Bezeichnung  der  bei  den  Ober- Postdirektionen  in  Bureaubeamtenstellen 
I.  Klasse  angestellten  Beamten  eingeführt  worden  war,  ist  weggefallen. 
Diese  Beamten  haben,  soweit  sie  nach  den  neuen  Bestimmungen  nicht  die 
Amtsbezeichnung  »Ober  -  Postpraktikant«  führen,  den  Titel  »Ober -Post- 
sekretär« erhalten. 

Von  den  künftigen  Anwärtern  der  höheren  Laufbahn  wird  das  Zeugnis 
der  Reife  von  einem  Gymnasium,  einem  Realgymnasium  oder  einer  Ober- 
realschule, sowie  ein  mehrjähriges  akademisches  Studium  und  die  Ablegung 
zweier  Prüfungen  verlangt  werden.  Bis  auf  weiteres  werden  Anwärter  für 
die  höhere  Laufbahn  nicht  angenommen. 


Der  hundertste  Geburtstag  Wilhelm  Webers. 

Am  24  Oktober  waren  100  Jahre  verflossen,  seit  der  bekannte  Physiker 
Wilhelm  F.duard  Weber,  der  durch  seine  grundlegenden  Forschungen  auf 
dem  iu  biete  der  Elektrizität  und  des  Magnetismus  unsere  Kenntnisse  in 
diesem  Zweige  der  Phvsik  so  außerordentlich  gefördert  hat,  in  der  alten 
Lutherstadt  Wittenberg  das  Licht  der  Welt  erblickte.    Für  die  Telegraphie 
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und  ihre  Jünger  ist  der  Gedenktag  besonders  bemerkenswert,  weil  Weber  und 
sein  älterer  Fachgenosse,  der  berühmte  Mathematiker  Carl  Friedrich  Gauß,  es 
waren,  die  zuerst  praktisch  die  Aufgabe  lösten,  den  Elektromagnetismus 
für  den  Nachrichtendienst  nutzbar  zu  machen,  und  damit  die  Grundlage  für 
die  moderne  Telegraphie  schufen. 

Um  das  Andenken  ihres  großen  Sohnes  zu  ehren,  hat  die  Stadt  Witten- 
berg an  Webers  Geburtshaus,  der  »Goldenen  Kugel«,  eine  Gedenktafel  an- 
bringen lassen,  die  in  goldenen  Lettern  die  Inschrift  trägt:  »In  diesem 
Hause  wurde  am  24.  Oktober  1X04  der  Professor  der  Physik  und  Erfinder 
des  elektrischen  Telegraphen  Wilhelm  Eduard  Weber  geboren.«  Ferner 
fand  zur  Feier  des  denkwürdigen  Tages  ein  Festvortrag  im  Melanchthon- 
Gymnasium  statt.  Die  Postverwaltung  hatte  ihrer  Anteilnahme  durch  fest- 
liche Bekränzung  des  am  Wittenberger  Postgebäude  befindlichen  Rclicfbildes 
des  Gefeierten  Ausdruck  gegeben. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort.  die  wissenschaftliehen  Arbeiten  Webers  — 
insbesondere  seine  Untersuchungen  über  die  Wellenbewegungen  der  Flüssig- 
keiten und  sein  fundamentales  Hauptwerk:  Die  Abhandlungen  über  die 
elektrodynamischen  Maßbestimmungen  —  eingehend  zu  würdigen.  In  dieser 
Beziehung  sei  auf  die  Adressen  verwiesen,  die  ihm  bei  Gelegenheit  seines 
60jährigen  Doktorjubiläums  im  Jahre  1886  von  wissenschaftlichen  Körper- 
schaften Göttingens  überreicht  wurden  und  die  sieh  im  Archiv  von  1X86, 
S.  562  abgedruckt  finden.  Für  den  Tclegraphenbeamten  werden  jedoch 
einige  Mitteilungen  über  die  erste  elektromagnetische  Telegraphenanlage 
nicht  ohne  Interesse  sein. 

Auf  Veranlassung  von  Carl  Friedrieh  Gauß,  der  im  Jahre  1828  auf  der 
Naturforscherversammlung  in  Berlin  durch  Alexander  von  Humboldt  mit 
Weber  bekannt  geworden  war  und  dessen  außerordentliche  Begabung  so- 
gleich erkannt  hatte,  wurde  dieser  kurz  darauf  nach  Göttingen  berufen. 
Hier  widmete  sich  Weber  im  Verein  mit  Gauß,  an  den  ihn  bald  ein  enges 
Freundschaftsverhältnis  knüpfte,  besonders  der  Untersuchung  des  Erd- 
magnetismus. Um  die  Deklination  bestimmen  und  gleichzeitig  die  Intensität 
des  Erdmagnetismus  messen  zu  können,  hatte  Gauß  ein  neues,  außerordent- 
lich empfindliches  und  genau  arbeitendes  Instrument,  das  Magnetometer, 
erdacht.  Durch  Verbindung  des  Magnetometers  mit  dem  von  Schweigger 
erfundenen  Multiplikator  wurden  die  beiden  Gelehrten  bald  auch  auf  die 
Herstellung  ihres  Telegraphen  gefuhrt.  Im  Frühjahr  1833  war  die  erste 
wirkliche  Telegraphenlinie  der  Welt  zwischen  dem  physikalischen  Kabinett 
und  der  Sternwarte  in  Göttingen  in  Benutzung.  Die  ersten  schriftlichen  Mit- 
teilungen über  diese  Telegraphenanlage  rinden  wir  in  einem  Briefe  von  Gauß 
an  seinen  Freund  Olbers  in  Bremen  vom  20.  November  1833  (s.  Archiv 
von  1878,  S.  380).  öffentlich  beschrieben  wird  sie  dagegen  erst  am 
().  August  1834  am  Schlüsse  eines  Berichts  von  Gauß  in  den  »Göttinger 
gelehrten  Anzeigen«  über  das  magnetische  Observatorium;  es  heißt  darin: 

»Wir  können  hierbei  eine  mit  den  beschriebenen  Einrichtungen  in 
genauer  Verbindung  stehende  großartige  und  bisher  in  ihrer  Art  einzige 
Anlage  nicht  unerwähnt  lassen ,  die  wir  unserem  Herrn  Professor  Weber 
verdanken.  Derselbe  hatte  bereits  im  vorigen  Jahre  von  dem  physikalischen 
Kabinett  aus,  über  die  Häuser  der  Stadt  hin,  bis  zur  Sternwarte  eine 
doppelte  Drahtverbindung  geführt,  welche  gegenwärtig  von  der  Sternwarte 
bis  zum  magnetischen  Observatorium  fortgesetzt  ist.  Dadurch  bildet  sich 
eine  große  galvanische  Kette,  worin  der  galvanische  Strom ,  die  an  beiden 
Endpunkten  befindlichen  Multiplikatoren  mitgerechnet,  eine  Drahtlänge  von 
fast  9000  Fuß  zu  durchlaufen  hat.    Diese  Anlage  ist  ganz  dazu  geeignet, 
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zu  einer  Menge  der  interessantesten  Versuche  Gelegenheit  zu  geben.  Man 
bemerkt  nicht  ohne  Bewunderung,  wie  ein  einziges  Plattenpaar,  am  anderen 
Hiulc  hineingebracht,  augenblicklich  dem  Magnetstab  eine  Bewegung  erteilt, 
die  zu  einem  Ausschlage  von  weit  über  iooo  Skalenteilen  ansteigt.  Die 
Leichtigkeit  und  Sicherheit,  womit  man  durch  den  Kommutator  die  Richtung 
des  Stromes  und  die  davon  abhängige  Bewegung  der  Nadel  beherrscht, 
hatte  schon  im  vorigen  Jahre  Versuche  einer  Anwendung  zu  telegraphischen 
Signalisierungen  veranlaßt,  die  auch  mit  ganzen  Wörtern  und  kleinen 
Phrasen  auf  das  Vollkommenste  gelangen.  Es  leidet  keinen  Zweifel,  daß 
es  möglich  sein  würde,  auf  ähnliche  Weise  eine  unmittelbare  telegraphische 
Verbindung  zwischen  zwei  eine  beträchtliche  Anzahl  von  Meilen  vonein- 
ander entfernten  örtern  einzurichten:  allein  es  kann  natürlich  hier  nicht 
der  Ort  sein,  Ideen  über  diesen  Gegenstand  weiter  zu  entwickeln.« 

Welcher  Anteil  jedem  der  beiden  Gelehrten  im  einzelnen  an  der  Ein- 
richtung, insbesondere  hinsichtlich  der  geistigen  Urheberschaft  gebührt,  steht 
nicht  genau  fest.  Aus  dem  vorstehend  wiedergegebenen  Berichte,  welcher 
die  Anlage  als  ein  Werk  Wehers  bezeichnet,  und  aus  einer  späteren  Äuße- 
rung Gauß'  ist  jedoch  zu  schließen,  daß  die  technische  Ausführung  in  der 
Hauptsache  von  Weber  herrührt. 

Wir  ergänzen  die  vorstehenden  Mitteilungen  über  die  Einrichtung  der 
Anlage  noch  durch  folgende  Angaben.  Das  zur  Stromerzeugung  benutzte 
galvanische  Element  bestand  aus  einer  nur  4  cm  im  Durchmesser  haltenden 
Kupferscheibe  und  einer  gleich  großen  Zinkplatte  mit  zwischcnliegender,  in 
angesäuertes  Wasser  getauchter  Papierscheibe.  Die  Drahtumwindungen  des 
Multiplikators  waren,  um  die  Schwingungen  des  zwischen  ihnen  ange- 
brachten, 25  Pfund  schweren  Magnetstabs  rascher  dämpfen  zu  können, 
auf  einen  Kupferrahmen  aufgewickelt.  Auf  der  Mitte  des  Magnetstabs 
befand  sich  ein  Spiegelchen  und  davor  eine  Skala;  durch  ein  Fernrohr 
konnte  man  das  Bild  der  Skala  im  Spiegel  und  damit  die  Ablenkungen 
des  Magnets  genau  erkennen.  Die  Einrichtung  wurde  vervollständigt  durch 
einen  Wecker,  der  in  Tätigkeit  trat,  sobald  seine  Hemmung  von  dem 
schwingenden  Magnetstab  ausgelöst  wurde. 

Gegen  Ende  des  Jahres  1834  verwandten  die  beiden  Gelehrten  statt  des 
galvanischen  Elements  eine  Vorrichtung,  durch  welche  Induktionsströme 
erzeugt  werden  konnten.  Sic  bestand  aus  einem  zylinderförmigen  Holz- 
rahmen .  der  etwa  7000  Umwindungen  isolierten  Drahtes  trug  und  sich 
mittels  zweier  Handgriffe  in  der  Längsrichtung  eines  in  ihn  hineinragenden, 
senkrecht  aufgestellten  Doppelmagnets  von  50  Pfund  Gewicht  hin-  und  her- 
bewegen ließ.  Durch  einmaliges  rasches  Heben  und  Senken  des  Rahmens 
entstanden  in  der  Leitung  zwei  rasch  aufeinander  folgende,  entgegengesetzt 
gerichtete  Induktionsströme,  unter  deren  Einwirkung  die  Magnetstäbe  auf 
der  Sende-  und  Empfangsstelle  nur  kurz  nach  einer  Richtung  abgelenkt 
wurden  und  schnell  wieder  zur  Ruhe  kamen;  mit  Hilfe  des  Stromwenders 
ließen  sich  Ausschläge  nach  beiden  Richtungen  erzielen. 

Das  Alphabet  und  die  Ziffern  wurden  durch  passend  gewählte  Kom- 
binationen rechter  und  linker  Ausschläge  dargestellt.  So  bedeutete,  wenn 
ein  Ausschlag  nach  rechts  mit  r.  ein  solcher  nach  links  mit  1  bzeichnet 
wird,  z.  B.  die  Kombination:  rrlr  den  Buchstaben  s;  der  am  häufigsten  vor- 
kommende Buchstabe  e  wurde  durch  das  Zeichen  1,  der  Buchstabe  a  durch 
das  Zeichen  r  ausgedrückt. 

Bis  zum  Ende  des  Jahres  1837  wurde  die  Telegraphenanlage  von  den 
beiden  borschern  benutzt;  sie  trat  außer  Gebrauch,  als  Weber,  einer  der 
»Gottinger  Sieben«,   die  gegen  die   Authebung  der   Hannoverschen  Ver- 


Digitized  by  Google 


Schutzvorrichtungen  gegen  Herabfallen  von  Schwachstromleitungen  usw.  741 


fassung  protestiert  hatten,  seines  Amtes  verlustig  ging  und  Göttingen  ver- 
lassen mußte.  Eine  weitere  Verwendung  hat  der  Gauß  -Weber'sche  Tele- 
graph nicht  gefunden.  Zwar  brachte  Wilhelm  Webers  alterer  Bruder,  der 
geniale  Leipziger  Physiologe  Ernst  Heim  ich  Weber,  den  Telegraphen  im 
Jahre  1835  für  die  in  der  Herstellung  begriffene  Eisenbahn  zwischen  Dresden 
und  Leipzig  in  Vorschlag;  die  Ausführung  scheiterte  jedoch  an  der  Ver- 
mögenslage des  Unternehmens  und  wohl  auch  an  dem  Mißtrauen,  das  man 
diesem,  praktisch  noch  zu  wenig  erprobten  Verkehrsmittel  entgegenbrachte. 

Wilhelm  Weber,  der  am  23.  Juni  i8«>i  in  Göttingen,  der  Statte  seines 
erfolgreichen  Schaffens,  im  hohen  Alter  von  <S(»  Jahren  starb,  ist  es  vergönnt 
gewesen,  das  jugendkräftige  Wachsen  der  Telegraphie,  an  deren  Begründung 
er  so  reichen  Anteil  hatte,  mit  eigenen  Augen  verfolgen  zu  können  und 
sich  ihrer  großartigen  Errungenschaften  zu  erfreuen.  Ein  seltenes  Geschenk 
des  Himmels,  das  man  jedem  der  Eorscher  wünschen  möchte,  die  selbstlos 
ihr  ganzes  Wissen  und  ihre  ganze  Kraft  für  einen  Fortschritt  in  der  Kultur 
einsetzen. 


Über  Schutzvorrichtungen  gegen  das  Herabfallen  von 
Schwachstromleitungen  auf  Starkstromleitungen  elek- 
trischer Straßenbahnen. 

Auf  dem  Internationalen  Straßenbahn-  und  Kleinbahn  -  Kongreß,  der  im 
September  in  Wien  tagte,  hat  der  Oberingenieur  der  Socicte  des  Chemins 
de  fer  vicinaux,  Fctit  aus  Brtissel,  einen  Vortrag  über  Schutzvorrichtungen 
zur  Verhütung  von  Unfällen  beim  Herabfallen  von  Schwachstromleittingen 
auf  den  Arbeitsdraht  elektrischer  Straßenbahnen  gehalten,  dem  die  Ermitte- 
lungen zugrunde  liegen,  die  auf  Veranlassung  des  letzten  Kongresses 
(London  1902)  über  den  Gegenstand  von  58  interessierten  Bahnverwaltungen 
inzwischen  angestellt  worden  sind,  und  dem  wir  nach  einem  Referat  der 
Wiener  »Ztschr.  f.  Elektrotechnik«  folgendes  entnehmen. 

Die  Frage  betreffs  der  Art  der  verwandten  Schutzvorrichtungen  ergab, 
daß  nur  zwei  Hauptschutzmittel  in  Betracht  zu  ziehen  sind,  und  zwar  die 
Holzleiste  und  der  Schutzdraht.  2«)  Verwaltungen  wenden  die  Holzleiste, 
20  den  Schutzdraht  an;  o  Verwaltungen  haben  beide  Vorkehrungen  getroffen. 

Die  Angaben  über  die  Kosten  der  Instandhaltung  der  Schutzvorrich- 
tungen weichen  sehr  voneinander  ab,  weil  bei  der  Vergleichung  die  Dichte 
des  Betriebs,  die  Zahl  der  Kreuzungen  der  Fernsprechlinien  mit  den  Arbeits- 
drähten usw.  in  Rechnung  gezogen  werden  müssen  ;  sie  sind  aber  bei  Schutz- 
leuten recht  beträchtlich.  Im  allgemeinen  kann  man  die  Unterhaltungs- 
kosten der  Schutzleiste  auf  0.0.»  Cts.  für  das  Wagenkilometer  schätzen. 

Fast  sämtliche  Straßenbahnverwaltungen  sind  gehalten,  Beiträge  zu  den 
Kosten  der  Umänderungen  an  den  Fernsprech-  bz.  Telegraphennetzen  zu 
leisten;  diese  Beiträge  dienen  namentlich  zur  Deckung  der  Kosten  für  die 
besondere  Rücklcitung  der  Fernsprechdrähte,  für  die  Anbringung  von 
Schmelzsicherungen  an  den  Fernsprechapparaten  oder  für  die  Verlegung 
einzelner  Linien. 

Die  Rundfragen  haben  gezeigt,  daß  sich  die  Holzschutzlciste  überall 
gut  bewährt  hat.  Nach  der  von  der  belgischen  Telephonverwaltimg  ver- 
anstalteten Unfallstatistik  sind  in  der  Zeit  von  181)4  bis  it/y  45  Unfälle 
vorgekommen,  die  aber  nur  das  Schmelzen  der  Sicherung  zur  Folge  hatten. 
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In  den  weitaus  meisten  Fällen  war  die  Ursache  der  Unfälle  der  schlechte 
Zustand  der  Schutzleisten.  Die  schwersten  Unfälle  ereigneten  sich  da,  wo 
der  gerissene,  auf  die  Erde  herabhängende  Schwachstromdraht  von  Pferden 
oder  Wagen  mitgenommen  wurde,  und  zwar,  als  er  selbst  noch  keine  Gefahr 
in  sich  barg;  es  wurden  dann  die  Leisten  heruntergerissen  und  so  der  Unfall 
herbeigeführt. 

Die  Holzschutzleiste  besitzt  den  nicht  zu  unterschätzenden  Vorteil,  daß 
<ic  die  oberirdischen  Stromzuführungsleitungen  nicht  weiter  kompliziert; 
diese  Erwägung  ist  von  Wichtigkeit,  wenn  man  bedenkt,  welchem  Wider- 
spruch aus  ästhetischen  Gründen  Projekte  von  Bahnen  mit  oberirdischer 
Stromzuführung  in  zahlreichen  Städten  begegneten. 

Die  verschiedenen  Straßenbahnverwaltungen  geben  ohne  weiteres  zu,  daß 
die  Unterhaltung  der  Schutzleisten  ziemlich  kostspielig  ist  und  eine  ständige 
und  sorgfältige  Überwachung  erfordert;  trotzdem  wird  dieses  System  von 
den  Gesellschaften  nicht  verworfen ,  denn  es  bietet  keinerlei  Nachteile  für 
die  Sicherheit  und  die  Regelmäßigkeit  des  Betriebs,  und  außerdem  bewährt 
es  sieb  gleich  gut  bei  den  verschiedenen  Stromabnahmevorrichtungen  (Bügel 
und  Rolle). 

Die  Schutzvorrichtung  mittels  Schutzdrahts  weist  gleichfalls  zahlreiche 
Verschiedenheiten  in  der  Ausführung  auf;  gewisse  Verwaltungen  begnügen 
sich  mit  einem  einzigen,  parallel  zum  Arbeitsdrahte  gespannten  Schutzdraht; 
anderen  wiederum  ist  die  Anbringung  mehrerer  Drähte  in  Eorm  eines  Schutz- 
dachs über  dem  Arbeitsdrabt  vorgeschrieben;  manchmal  sind  die  Schutz- 
drähte isoliert,  in  den  meisten  Fällen  jedoch  geerdet;  hin  und  wieder  ver- 
wendet man  Schutzdrähte  aus  Kupfer  oder  Bronze  von  hoher  Leitfähigkeit, 
an  anderen  Stellen  dagegen  Stahldrähte.  Isolierte  Schutzdrähte  findet  man 
selten;  wenn  ihre  Wirkung  in  Fällen  von  Brüchen  von  Schwachstromdrähten 
gtit  ist  und  ein  Kurzschluß  beim  Entgleisen  der  Kontaktstange  nicht  ent- 
steht, so  bilden  sie  anderseits  in  Fällen,  wo  sie  selbst  brechen  und  mit  dem 
Arbeitsdraht  in  Berührung  geraten,  eine  Gefahr  für  das  Publikum  und  das 
Personal.  Daher  erklären  sich  nur  wenige  Verwaltungen  mit  dem  Gebrauch 
isolierter  Schutzdrähte  zufrieden;  die  Anwendung  geerdeter  Drähte  ist  weit 
zahlreicher. 

Indes  wird  in  dem  einen  balle  wie  in  dem  anderen  — ,  sobald  ein 
Schwachstromdraht  gleichzeitig  mit  dem  Schutzdraht  und  dem  Arbeitsdraht 
in  Berührung  gerät,  der  Schutz  unwirksam,  und  die  Schmelzsicherung  oder 
die  Erdleitung  ist  notwendig,  um  eine  Zerstörung  der  Fernsprechapparate 
zu  verhüten.  Aus  diesem  Grunde  wurden  manche  Behörden  veranlaßt,  die 
Anordnung  mehrerer  Schutzdrähte  in  Dreieckform  um  den  Arbeitsdraht 
herum  vorzuschreiben,  um  jeder  Berührung  des  letzteren  vorzubeugen  für 
den  Fall,  daß  der  herabfallende  Schwachstromdraht  sich  zusammenrollt. 
Diese  Vorrichtung  gewährt  allerdings  den  Schwachstromanlagen  hinreichenden 
Schutz;  für  den  Straßenbahnbetrieb  und  das  Publikum  wird  indes  die  Gefahr 
erhobt.  Jede  Entgleisung  der  Rolle  kann  einen  Kontakt  des  Schutzdrahts 
mit  dem  Arbeitsdraht,  oder  durch  den  Stoß  den  Bruch  des  Schutzdrahts 
und  sein  Niederfallen  auf  den  Arbeitsdraht,  vollständige  Störung  des  Betriebs, 
Schaden  an  den  Luftleitungen  usw.  herbeiführen. 

Die  Erdung  des  Schutzdrahts  kann  dann  bei  einem  sehr  belasteten  Netze 
unwirksam  werden,  wenn  die  Automaten  in  der  Kraftstation  auf  eine  sehr 
hohe  Stromstärke  eingestellt  sind;  denn  ein  Kontakt  zwischen  dem  Arbeits- 
drabt und  dem  Schutzdrahte,  hervorgerufen  durch  einen  oder  mehrere  fremde 
Drahte,  braucht  noch  nicht  die  automatischen  Ausschalter  auszuklinken;  in 
diesem  Falle  fließt  ein  starker  Strom  durch  die  Schutzdrähte,  welcher  sie 
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erwärmt  und  schließlich  so  brechen  laßt,  daß  sie  mit  dem  Arbeitsdraht  in 
Berührung  bleiben,  aber  ihre  Verbindung  mit  der  Knie  verlieren.  In  diesem 
Falle  bilden  die  Schutzdrähte  eine  größere  Gefahr  als  diejenige,  die  ver- 
mieden werden  soll. 

Man  darf  mithin  folgern,  daß  der  geerdete  Schutzdraht  ein  ziemlich 
wirksames  Schutzmittel  darstellt  für  ein  Straßenbahnnetz  mit  nicht  zu  dichtem 
Verkehr,  daß  er  dagegen  bei  Anlagen  mit  stärkerem  Verkehr  schwere  Nach- 
teile bietet.  Und  gerade  in  letzterem  Falle  wird  die  Anzahl  der  Schwach- 
stromleitungen ebenfalls  eine  bedeutendere  sein,  so  daß  häufiger  Brüche 
dieser  Leitungen,  wie  auch  Kntgleisungen  der  Kontaktrolle  zu  befürchten 
sind.  Um  sich  gegen  den  letztgenannten  Nachteil  zu  wappnen,  müßten  die 
Schutzdrähte  so  angebracht  werden,  daß  sie  von  etwa  entgleisten  Kontakt- 
Stangen  nicht  berührt  werden  können.  ( >b  dann  der  Schutz  in  sämtlichen 
Fällen  von  Brüchen  wirksam  sein  wird  und  ob  nicht  der  gebrochene,  vom 
Winde  hin-  und  herbewegte  Draht  unter  dem  Schutzdrahtc  hinweg  mit  dem 
Arbeitsdrahte  leicht  in  Berührung  kommen  wird,  kann  nicht  mit  Bestimmtheit 
behauptet  werden.  Hieraus  erklärt  es  sich  auch,  daß  die  Gesellschaften, 
welche  geerdete  Schutzdrähte  und  den  Bügel  als  Stromabnehmer  verwenden, 
weniger  Unannehmlichkeiten  hinsichtlich  eines  guten  Betriebs  ausgesetzt 
sind,  als  die  Verwaltungen,  die  die  Kontaktrolle  benutzen. 

Endlich  weist  Herr  Petit  auf  die  Schwierigkeiten  bei  der  Verlegung 
des  Schutzdrahts  hin,  die  einerseits  eine  Verstärkung  oder  Verlängerung 
der  Mäste  oder  besondere  Haken  an  den  Mauern  erfordern,  und  anderseits 
das  ohnehin  durch  die  Oberleitung  verunzierte  Straßenbild  noch  mehr  ver- 
unstalten. 

Als  bestes  Schutzmittel  hält  Petit  genügend  starke  Schutznetze,  die  unter 
ganzen  Bündeln  von  Schwachstromnetzen  bei  Kreuzungen  der  letzteren  mit 
dem  Arbeitsdraht  angebracht  werden;  von  keinem  der  angewandten  Systeme 
könne  ein  in  allen  Fällen  genügender  Schutz  verlangt  werden,  weil  bei 
Lösung  dieser  Frage  den  verschiedenen  —  oft  sich  widersprechenden  — 
Interessen  der  Fernsprechverwaltung  und  der  Straßenbahnen  sowie  des 
Publikums  Rechnung  zu  tragen  ist. 

Dem  Berichte  des  Herrn  Petit  ist  ein  Auszug  aus  den  Bestimmungen 
angefügt,  welche  die  Behörden  in  den  verschiedenen  Ländern  Europas  zur 
Verhütung  von  Unfällen  getroffen  haben,  die  durch  das  Niederfallen  von 
Sch wachst romleitungcn  auf  den  Arbeitsdraht  von  Straßenbahnen  entstehen 
könnten. 

Der  Vortragende  kommt  u.  a.  zu  folgenden  Schlußfolgerungen. 

Keine  der  gegenwärtig  zur  Anwendung  kommenden  Schutzvorrichtungen 
gibt  eine  Gewähr  für  unbedingte  Sicherheit,  und  zwar  ebensowenig  mit 
Rücksicht  auf  das  gute  Funktionieren  der  Schwachstromleitungcn,  als  auch 
in  bezug  auf  die  geforderte  Regelmäßigkeit  im  Bahnbetrieb  und  die  Ge- 
fahren, denen  das  Publikum  ausgesetzt  ist. 

Es  erscheint  angebracht,  die  Möglichkeit  einer  Berührung  von  Schwach- 
stromdrähten mit  den  Leitungen  der  Straßenbahnen  zu  verringern;  zur  Er- 
reichung dieses  Zweckes  wäre  eine  Verminderung  der  Zahl  der  Kreuzungen 
durch  Vereinigung  der  Schwachstromdrähtc  in  Bündeln  sehr  wünschens- 
wert, falls  eine  gänzliche  Vermeidung  von  Kreuzungen  durch  unterirdische 
Verlegung  der  Schwachstromleitungcn  nicht  verwirklicht  werden  kann. 

Die  anderweitige  Verlegung  der  Schwachstromdrähte  wird  dadurch  ge- 
rechtfertigt, daß  die  bei  der  Anlage  dieser  Leitungen  von  denselben  einzu- 
nehmende Richtung  in  den  meisten  Fällen  leicht  verändert  und,  ohne  große 
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rnnw^c  zu  erheischen,  von  den  Straßenhahndrähten  entfernt  werden  kann, 
wahrend  letztere  genau  der  Straßenbahnlinie  zu  folgen  gezwungen  sind. 

F.-  erscheint  recht  und  billig,  daß  die  Eigentümer  der  Stark-  und 
Schwachen »mlinie,  jeder  für  seinen  Teil,  diejenigen  Vorsichtsmaßregeln  er- 
greifen, welche  geeignet  sind,  Drahtbrüche  und  die  Folgen  von  Berührungen 
der  verschiedenen  1  »iahte  zu  verhindern. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Eröffnung  der  ersten  Teilstrecke  der  Bagdadbahn.  Die  erste 
Teilstrecke  der  Bagdadhahn  (vgl.  S.  411  ff.  des  Archivs  von  1902)  ist  voll- 
endet und  am  25.  Oktober,  dem  Geburtstage  des  Sultans,  in  einer  Länge 
von  200  km  auf  dem  Abschnitte  Konia- Eregli  -  Burgurlu  eröffnet  worden. 
Den  in  der  »-Ztg.  d.  Ver.  deutsch.  Eisenb. -Verw.«  veröffentlichten  Mit- 
teilungen des  Geheimen  Baurats  Hövel,  der  im  letzten  Frühjahre  die  damals 
noch  im  Bau  begriffene  Strecke  kennen  zu  lernen  Gelegenheit  hatte,  ent- 
nehmen wir,  daß  die  Bagdadbahngesellschaft  die  Bauausführung  dieses  Ab- 
schnitts der  eigens  zu  diesem  Zweck  gebildeten  »Gesellschaft  für  den  Bau 
der  Eisenbahn  Konia-Eregli-BurgurluH  in  Frankfurt  (Main)  übertragen  hatte, 
die  als  Generalunternehmerin  sämtliche  Bahnanlagen,  soweit  diese  fest  mit  dem 
Boden  verbunden  sind,  auszuführen  verpflichtet  war,  während  die  Gestellung 
des  Fahrmaterials  sowie  die  Beschaffung  des  beweglichen  Betriebsinventars 
in  die  Hände  der  Bagdadbahngesellschaft  gelegt  waren.  Die  Bauausführung 
erfolgte  unter  der  Oberleitung  des  Geheimen  Baurats  Mackensen. 

Auf  der  Strecke  sind  zehn  Stationen  vorhanden.  Die  Endstation  der 
Anatolischen  Eisenhahn,  Konia,  hat  aus  Anlaß  des  Baues  der  Bagdadbahn 
eine  umfangreiche  Erweiterung  erfahren,  die  sich  sowohl  auf  die  Gleis- 
anlage wie  auf  eine  nicht  unbeträchtliche  Vermehrung  und  Vergrößerung 
der  Betriebsgebäude  und  der  Beamten  Wohnungen  erstreckt.  Die  Arbeiter 
waren,  mit  Ausnahme  der  größtenteils  europäischen  Handwerker,  ein- 
heimische; namentlich  sind  sie,  soweit  sie  nicht  aus  den  von  der  Bahn 
berührten  Gegenden  stammten,  aus  Kurdistan  und  Armenien  zugewandert. 
Es  waren  gleichzeitig  bis  über  50CK)  Arbeiter  in  Tätigkeit. 

Mit  den  Vorarbeiten  für  diese  erste  Teilstrecke  wurde  Mitte  März  1903 
begonnen.  1  >ie  Genehmigung  der  Pläne  durch  die  Kaiserliche  Regierung 
erfolgte  Ende  Juli  jenes  Jahres.  Am  27.  Juli  wurde,  nachdem  in  feierlicher 
Wei^e,  unter  Teilnahme  der  obersten  Würdenträger  und  zahlreicher  sonstiger 
hei  vorragender  Persönlichkeiten,  an  der  Stelle,  wo  der  Bau  beginnen  sollte, 
ein  Lamm  geopfert  war,  der  erste  Spatenstich  getan,  und  schon  anfangs 
Mai  1004  konnte  der  Gewährsmann  der  genannten  Zeitung  in  flotter  Fahrt 
die  ersten  <v  >  km  im  Salonw  agen  der  Bagdadbahn  zurücklegen. 

Wenn  auch  auf  dem  größten  Teile  der  Strecke  keine  besonderen 
Schwierigkeiten  zu  uberwinden  waren,  so  laßt  doch  die  erstaunlich  rasche 
Förderung  des  Baues  die  Tatkraft,  die  klaren  und  zielbewußten  Anord- 
nungen der  Bauleitung  erkennen,  zumal  zu  berücksichtigen  ist,  daß  der 
W  inter  ;uif  der  mehr  als  1000  m  über  dem  Meere  gelegenen  Hochebene  die 
Bauarbeiten  lan-«  Zeit  behinderte,  auch  der  Bau  von  Eisenbahnen  in  Kleinasien, 
für  welche  Handwerker  und  alle  Erzeugnisse  der  Industrie  aus  Europa  heran- 
gezogen werden  müssen,  ganz  andere  Schwierigkeiten  bietet  als  in  Europa. 
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Wie  die  Tageszeitungen  melden,  ist  anläßlich  der  iVtriehsendTuung  'lein 
Vorsitzenden  des  Verwaltungsrats  der  B  a  g  d  a  d  *^;d  mg  e  s  1 1 !  M-l !  a  f  t ,  Direktor  der 
Deutsclien  Bank  Gw  inner,  folgende»  Schreiben  Seiner  Majestät  des  I  >eut  sehen 
Kaisers  zugegangen : 

»Aus  Ihrer  Meldung  vom  20.  d.  Mts.  hak.-  ich  mit  g rotier  Befriedigung 
ersehen,  daß  am  heutigen  ( lehuristage  meines  erlauchten  Freundes.  Seiner 
Majestät  des  Kaisers  der  (Kimmen,  die  erste  Teilstrecke  der  Bagdadbahn 
von  Konia  nach  Burgurlu  H  ierlich  eroitnet  wird.  Ich  freue  mich .  da  Li  es 
gelungen  ist,  das  bedeutungsvolle  l  'nternelunen  deutschen  \  'nternehmungs- 
geistes  und  deutscher  Ingenieurkunst  trotz  mannigfacher  entgegenstehender 
Schwierigkeiten  bis  zu  diesem  wichtigen  Abschnitt  zu  fordern,  und  kann  ich 
es  mir  nicht  versagen,  Ihnen  wie  allen  an  dem  großen  Werke  Beteiligten 
nieine  volle  Anerkennung  zu  dem  bisher  I  rieichten  und  meine  wärmsten 
Wünsche  für  eine  weitere  glückliche  Fortsetzung  und  Vollendung  des 
Bagdadhahnunternehtucns  atiszus| a avhen.« 

Wie  weiter  berichtet  wird,  hat  ans  dem  gleichen  Anlasse  der  Sultan 
dem  Kaiser  Wilhelm  ein  längere-.  Beg rti [.'uug  »1  elcgramm  gesandt ,  in  der  er 
Bezug  auf  die  Bahn  nimmt  und  die  lloünung  ausdruckt  ,  dni.i  die  unter 
der  Regierung  Kaiser  Wilhelms  l.  angeknüpften  Bezielumgen  zwischen  der 
Türkei  und  Deutschland,  welche  ein  teste»  Band  zwischen  beiden  Landern 
bilden,  sich  auch  in  der  Zukunft  unwandelbar  erweisen  möchten.  Auch 
rühmt  der  Sultan  die  gediegene  Ausführung  der  von  deutschen  Ingenieuren 
und  Technikern  gebauten  Strecke. 


Die  Baikal- U  mgeh  ungsbah  n  .  über  deren  Herstellung  wir  w  iederholt 
berichtet  haben,  ist  fertig  gestellt  und  dein  Betrieb  übergeben  worden.  Die 
Gesamtlänge  beträgt  nach  der  »Marine  -  Rundschau*«  243  Werst.  Sie  beginnt 
bekanntlich  bei  der  Station  Irkutsk  und  verläuft  zunächst  längs  dem  felsigen 
Ufer  des  Baikalsces,  wobei  zahlreiche  natürliche  Hindernisse  durch  Tunnel, 
Brücken  und  Viadukte  überwunden  werden  mußten;  allein  auf  diesem  west- 
lichen Teile  der  Bahn  befinden  sich  33  Tunnel ,  welche  durch  die  Heraus- 
sprengung von  gegen  2  Millionen  Kubikmetern  Fels  hergestellt  worden 
sind.  Der  Oberbau  ist  5  m  breit.  Dje  Gesamtesten  belaufen  sich  auf 
53  '/2  Millionen  Rubel. 


Die  Wegeverhältnisse  in  Korea.  Wie  Generalmajor  Krahmer 
im  siebenten,  den  Beziehungen  Rußlands  zu  Japan  gewidmeten  Bande  seines 
rühmlich  bekannten  Sammelwerkes  »Rußland  in  Asien«  (Verlag  von  Zuck- 
schwerdt  &  Co.  zu  Leipzig)  naher  darlegt,  befinden  sich  die  Wege  Koreas 
überwiegend  in  einem  außerordentlich  mangelhaften  Zustande,  der  besonders 
durch  die  Bodengestaltung  der  Halbinsel  —  Gebirgsrücken  und  sehmale 
Täler  —  bedingt  wird.  Line  Befestigung  der  Wege  in  unserem  Sinne  kennt 
man  dort  nicht.  Je  nach  ihrem  Untergrunde  sind  die  Wege  sandig,  was 
meist  an  der  Mündung  der  Flusse,  in  niedrig  gelegenen  Tälern  und  auf 
den  flachen  Küsten  der  Fall  ist.  oder  steinig,  wie  auf  den  hoben  Gebirgs- 
rücken, oder  endlich  tonig  und  sumpfig.  Starke  Regengüsse  spülen  sie  oft 
vollständig  weg  oder  versperren  sie  mit  großen  Steinen.  Toniger  Boden 
wird  vom  Regen  durchweicht  und  schwer  passierbar  gemacht.  Doch  nicht 
überall  im  Lande  liegen  die  Verhältnisse  so  ungünstig.  So  sind  die  Wege 
in  der  Umgegend  von  Soul  besser,  weil  man  sie  für  die  bahrten  des  Königs 
bisweilen  instand  setzt.     Der  beste  Weg  im  ganzen  Lande  fuhrt  von  der 
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Hauptstadt  nach  der  Grenze  Chinas.  An  seinen  Seiten  ist  er  mit  steinernen 
Pfeifern  al gesteckt,  die  menschliche  Figuren  darstellen  oder  mit  den  Namen 
verdienter  licamten  und  sonstigen  Inschriften  verschen  sind.  Offiziell  teilt 
man  die  Wege  Koreas  in  drei  Gattungen  ein:  die  sogen,  großen,  6  bis  Q  m 
breit  und  mit  Gräben  an  den  Seiten,  die  mittleren  2  bis  9  m  breit,  ohne 
solche  Gräben,  und  die  kleinen,  die  aus  schmalen  Fußpfaden  bestehen.  Der 
ersten  Gattung  gehören  nur  sechs  Wege  an,  die  sämtlich  die  Hauptstadt 
mit  den  Grenzgebieten  verbinden;  die  Wege  der  zweiten  und  dritten  Gattung 
sind  viel  in  den  südlichen  Provinzen  der  Halbinsel  vertreten,  während  es 
deren  in  den  nördlichen  Provinzen  nur  wenige  gibt. 

Abgesehen  von  ihrer  meist  kläglichen  Verfassung  wird  die  Benutzung 
der  koreanischen  Straßen  dadurch  erschwert,  daß  es  an  bequemen  und 
gefahrlosen  Mitteln  zur  Überschreitung  der  Flüsse  mangelt.  Die  Brücken, 
welche  man  dort  antrifft,  verdienen  kaum  diese  Bezeichnung.  Ihre  Bauart 
i*t  in  der  Regel  primitiv  und  unzulänglich.  Größtenteils  bestehen  sie  bloß  aus 
dünnen  Stangen,  die  mit  Reisig  und  Strohhaufen  und  darüber  mit  einer 
dicken  Schicht  Erde  beschüttet  werden;  nur  selten  findet  man  in  den  Erdboden 
gerammte  Pfähle.  Diese  Brücken  können  fast  nur  von  Fußgängern  verwendet 
werden;  Pferde  und  beladene  koreanische  zweiräderige  Karren  durchbrechen 
leicht  den  Brückenbelag,  da  die  dünnen  Stangen  nur  eine  geringe  Belastung 
aushalten.  Dazu  kommt,  daß  man  die  Brücken  wegen  ihrer  geringen  Wider- 
standsfähigkeit vor  Eintritt  der  Regenzeit  meist  abbricht  und  das  ganze 
Material  auf  die  Ufer  wirft,  um  sie  nach  dem  Fallen  des  Wassers  von 
neuem  aufzurichten.  Auch  bei  plötzlich  eintretendem  Platzregen  kommt  es 
öfter  vor,  daß  die  Flüsse  ihre  Ufer  überfluten  und  die  Brücken  zertrümmern. 
Feststehende  Brücken  finden  sich  nur  vereinzelt  vor,  so  in  Söul  sowie  hin 
und  wieder  auf  den  großen  Straßen;  sie  sind  mit  langen,  gegen  den  Strom 
gerichteten  Balken  versehen,  die  als  Eisbrecher  dienen. 

Die  Verbindung  zwischen  den  Ufern  der  großen,  schiffbaren  Flüsse  wird, 
soweit  Brücken  nicht  vorhanden  sind,  mittels  geräumiger,  flachbodiger  Kähne 
und  Fähren  hergestellt.  Sie  werden  auf  Staatskosten  unterhalten,  und  es 
werden  auf  ihnen  die  Landesangehörigen  unentgeltlich  übergesetzt.  Das 
Überschreiten  der  Flüsse  auf  den  Fähren  usw.  ist  indes  ebenfalls  mit  Ge- 
fahren und  Schwierigkeiten  verknüpft.  So  sind  z.  B.  fast  nirgends  in  Korea 
geeignete  Abstiege  zum  Flusse  angelegt,  so  daß  wegen  der  steilen  Flußufer 
die  Fahrzeuge  entladen  und  an  Tauen  zur  Fähre  herabgelassen  und  am 
anderen  Ufer,  ebenso  wie  die  Ladungen,  wieder  emporgezogen  werden 
müssen.  Außerdem  stoßen  die  Fahren  während  der  Überfahrt  sehr  oft  auf 
Sandbänke.  Der  größte  Teil  der  Flüsse  Koreas  ist  nicht  schiffbar,  auch 
werden  selbst  große  Flüsse,  sobald  die  Sommerregenzeit  (gegen  Anfang 
September)  vorüber  ist,  so  seicht,  daß  sie  an  vielen  Stellen  leicht  durch- 
gangen werden  können.  Die  Koreaner  werfen  an  den  dazu  geeigneten  Stellen 
machtige  Steine  in  den  Fluß  und  erleichtern  dadurch  den  Übergang. 

Auf  Landwegen  ist  das  gebräuchlichste  Beförderungsmittel  die  zwei- 
räderige  Karre,  deren  Gestell  etwa  i.sm  breit  ist  und  deren  Räder  keinen 
eisernen  Beschlag  haben.  Ihre  Ladefähigkeit  ist  je  nach  Größe  und  Bauart 
verschieden;  man  findet  Karren,  die  bis  500  kg  Last  aufzunehmen  vermögen. 
Wo  diese  Fahrzeuge  nicht  benutzt  werden  können,  wie  auf  nicht  genügend 
breiten  Wegen  und  solchen,  wo  steile  Auf-  und  Abstiege  zu  überwinden 
oder  felsige  Stellen  nicht  passierbar  gemacht  sind,  werden  die  Lasten 
auf  Packtieren  fortgeschalTt  oder  von  Menschen  getragen.  Zu  diesem  Zweck 
bestehen  auf  der  Halbinsel  regelrecht  organisierte  Genossenschaften  von 
Trägern  und  Treibern,  die  sich  mit  der  Beförderung  von  Lasten  überallhin 
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befassen.  Die  Saumlastcn  werden  auf  beiden  Seiten  des  Sattels  befestigt 
und  durch  Stricke  miteinander  verbunden.  Als  Packtiere  verwendet  man 
Ochsen  und  Pferde.  Die  von  Menschen  auf  dein  Rücken  getragenen  basten 
erreichen  mitunter  ein  Gewicht  bis  50  kg. 

J Zum  Reisen  bedienen  sieb  Beamte  und  bemittelt«'  Leute  entweder  des 
Pferdes  oder  einer  Sänfte.  Die  Sanften  sind  oben,  an  den  Seiten  und 
hinten  mit  festem  Seiden-  oder  Baumwollcnzcug  überzogen,  wahrend  vorn 
ein  Vorhang  herabgelassen  wird,  der  das  Innere  verdeckt.  Auch  sehr  leichte, 
aus  Stroh  gefertigte  Sanften  stehen  in  Gebrauch.  Die  Zahl  der  Träger 
richtet  sich  nach  dem  Range  des  Reisenden  und  schwankt  zwischen  4  und  i<>. 
Bei  weiten  Reisen  wird  die  Sanfte  auf  den  Rücken  von  zwei  Pferden  ge- 
stellt. Die  Reitsättel  haben  einen  hoben  vorderen  Bogen  und  eitlen  tiefen 
Ausschnitt  zum  Sitzen.  Der  Koreaner  setzt  sich  aber  nicht  unmittelbar  auf 
den  Sattel,  sondern  auf  einen  darauf  angebrachten  Sessel,  auf  den  er  sich 
unter  Zuhilfenahme  von  kurzen,  kupfernen  Steigbügeln  emporschwingt. 

Von  den  vorhandenen  Fluhwegen  wird  zur  Beförderung  von  Personen 
und  Lasten  im  allgemeinen  wenig  Gebrauch  gemacht,  obwohl  gewisse 
Strecken  während  der  ganzen  Schiffahrtsperiode  immerhin  genügend  wasser- 
reich bleiben,  so  daß  sie  den  llachbodigen  Schiffen  keine  besonderen  Hindernisse 
bereiten.  Diese  Fahrzeuge  sind  aus  Brettern  nach  Art  der  chinesischen 
Dschunken  zusammengesetzt.  Der  vonlere  und  der  hintere  Teil  sind  stumpf 
und  von  gleicher  Form.  Zur  Fortbewegung  und  zum  Steuern  ist  am  Hinterteil 
ein  langes  Ruder  befestigt,  dessen  F.mrichtung  ermöglicht ,  dah  es  von  mehreren 
Personen,  meist  zwei  bis  drei,  sogar  aber  auch  von  zehn  Personen  gleichzeitig 
gehandhabt  werden  kann,  ein  Verfahren,  das  namentlich  auf  schmäh  n  Müssen 
sehr  zweckmäßig  ist.  Auch  wird  auf  dem  Hinterteile  des  Fahrzeugs  öfter 
ein  an  Bambusstäben  befestigtes  Segel  aus  Strohmatten  angebracht. 

Uber  die  Fisenbahnwege  Koreas  haben  w  ir  an  anderer  Stelle  (  vgl.  S. 
des  lfd.  Jahrganges)  erst  kürzlich  berichtet. 

Deutschtum  in  Cuba.  Fin«tn  Berichte  der  Kaiserl.  Mmisterresidentur 
in  Havana  entnimmt  der  »Reichs  -  An/.<«.,  dah  die  Zahl  der  in  Cuba  lebenden 
deutschen  Reichsangehörigen  auf  etwa  400  geschätzt  werden  kann.  Vier 
Fünftel  der  Deutschen  wohnen  in  Havana,  der  Rest  lebt  in  den  übrigen 
größeren  Städten  der  Insel.  Dem  Berufe  nach  sind  die  Deutschen  meistens 
Kauflcute,  daneben  gibt  es  auch  einige  wenige  Techniker  und  Handwerker, 
dagegen  so  gut  wie  keine  Landwirte  oder  Handarbeiter.  Unter  den  in 
Cuba  vertretenen  fremden  Nationen  .stehen  die  Deutschen  der  Zahl  nach  an 
letzter  Stelle  hinter  den  Spaniern.  Amerikanern,  Franzosen,  Fngländern  und 
Italienern. 

Das  in  deutschen  Händen  befindliche  bewegliche  und  unbewegliche  Ver- 
mögen an  Geschäftskapital,  Häusern,  ländlichem  Grundbesitz,  gewerblichen 
Unternehmungen  und  Bergwerken  läßt  sich  alles  in  allem  auf  etwa 
50  Millionen  Mark  abschätzen ;  dazu  kommt  noch  der  deutsche  Besitz  an 
der  neuen  albanischen  Staatsanleihe  in  Höhe  von  annähernd  40  Millionen 
Mark. 

Außer  einem  großen  deutschen  Bankhause  gibt  es  in  Cuba  einige  zwanzig 
deutsche  Geschäfte,  die  gegen  drei  Viertel  der  Fin-  und  Ausfuhr  von  und 
nach  Deutschland  vermitteln. 

Der  spanische,  amerikanische  und  englische  Kapitalbesitz  ist  höher,  der 
französische  dagegen  etwas  niedriger  als  der  deutsche. 
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NACHRUF. 

Direktor  im  Reichs -Postamt  Wittko  f. 

Am  9.  November  ist  der  Direktor  im  Reichs  -  Postamt  Wittko  unerwartet 
an  einem  Herzschlag  im  07.  Lehensjahre  verstorhen.  Mit  seiner  Familie, 
«lern  Reichs-Postamt  und  der  großen  Schar  seiner  Freunde  betrauern  weite 
Kreise  aufs  tiefste  den  Heimgang  des  ausgezeichneten  Mannes,  der  seine 
volle  Kraft  stets  freudig  in  den  Dienst  des  Vaterlandes  gestellt  hat  und 
ganz  besonders  auch  mit  dem  Reichtume  seines  Herzens  unermüdlich  für 
das  Wohl  der  ihm  anvertrauten  Beamtenschaft  eingetreten  ist. 

Ferdinand  Wilhelm  Fduard  Wittko  entstammte  einer  Pastorenfamlie 
und  war  am  1 .  Oktober  1838  zu  Dubeningken,  Kreis  Goldap,  geboren.  Er 
besuchte  das  Gymnasium  zu  Lvek ,  an  dem  er  im  Herbst  1855  die  Abi- 
turientenprüfung ablegte.  Kaum  17  Jahre  alt,  bezog  er  die  Universität 
Königsberg  und  widmete  sich  hier  dem  Studium  der  Rechts-  und  Staats- 
wissenschaften. Nachdem  er  das  Auskultatorcxamen  bestanden  hatte,  ent- 
schloß er  sich  fiir  die  Postlaufbahn  und  trat  am  10.  August  1859  als  Post- 
aspirant bei  dem  Postamt  in  Gumbinnen  ein.  Außerhalb  seines  Heimats- 
bezirkes war  er  dann  noch  in  den  Jahren  l8üo  und  1 86 1  für  kurze  Zeit  in 
Danzig  beschäftigt.  Im  Jahre  18(12  unterzog  er  sich  der  ersten  Prüfung 
mit  so  ausgezeichnetem  Fr  folge,  daß  er  schon  bald  darauf,  als  noch  ganz 
junger  Beamter,  nach  Berlin  zur  Beschäftigung  in  den  Bureaus  des  General- 
Postamts  berufen  wurde,  liier  blieb  er  auch,  nachdem  er  1867  die  höhere 
Prüfung  für  den  Postdienst  mit  gleich  hervorragendem  Ergebnisse  bestanden 
hatte.  Im  Jahre  1808  fand  er  vorübergehend  als  Postkassen-Kontrolleur 
im  Bezirke  der  Ober- Postdirektion  in  Potsdam  Verwendung.  Während  des 
Krieges  von  1S70  71  nahm  Wittko  in  verantwortlicher  Stelle  an  der  Lei- 
tung des  Feldpostdienstes  in  Frankreich  teil.  Die  Verdienste,  die  er  sich 
hierbei  erwarb,  wurden  durch  die  Verleihung  des  eisernen  Kreuzes  anerkannt. 
Im  November  1872  wurde  Wittko  zum  Postrat  ernannt  und  als  solcher 
vom  i.Januar  1N73  ab  zur  Ober- Postdirektion  in  Hannover  versetzt.  Im 
Frühjahr  1878  kehrte  er  zur  obersten  Post-  und  Telegraphenbehörde  zurück, 
der  er  nunmehr  bis  zu  seinem  Tode  angehören  sollte.  Noch  in  demselben 
Jahre  erfolgte  seine  Ernennung  zum  Ober- Postrat  und  ständigen  Hilfs- 
arbeiter; 1880  wurde  er  zum  Geheimen  Postrat  und  vortragenden  Rat, 
1884  zum  Geheimen  Ober-Postrat  ernannt.  Von  1886  bis  1889  war  er  im 
Nebenamte  Kurator  der  keiehsdruckerci.  Nachdem  er  seit  I.  April  1889 
die  Geschäfte  eines  Ahteilungs-Dirigcnten  bei  der  III.  Abteilung  des  Reichs- 
I'os'amts  wahrgenommen  hatte,  trat  er  im  Frühjahr  1S96  als  Direktor  im 
keichs  -  Postamt  an  die  Spitze  der  neu  gebildeten  Abteilung  IV  und  über- 
nahm damit  die  Leitung  der  Etats-  und  Personalangelegenheiten,  Im 
Jahre  iSou  wurde  er  zum  stellvertretenden  Bevollmächtigten  des  Bundesrats 
ernannt. 

Ausgezei.-hnet  durch  klaren  Verstand  und  Schnelle  Auffassung,  mit  denen 
sieh  ■  nie  nachdrückliche  Willenskraft  verband,  hat  Wittko  in  seiner  dienstlichen 
!  auf  bahn  Brdoutendes  geleistet  und  vielfach  vorbildlich  gewirkt.  Insbe- 
sondere hat  er  auf  dem  Gebiete  des  Kassen-  und  Rechnungswesens  als  lang- 
jähriger Referent  eme  umgestaltende  und  belebende  Tätigkeit  entfaltet  und  als 
Ahteiiuugsdirektor  bei  der  Neuregelung  der  1  Vrs<  mal  Verhältnisse  der  Post- 
uud  Telegraphenverwaltuug  wesentlichen  Einfluß  ausgeübt.     Nicht  minder 
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groß  sind  die  Verdienste,  die  er  sich  durch  seine  langjährige  erfolgreiche 
Lehrtätigkeit  an  der  I \>st-  und  Tele- rapheuschule  erworben  hat.  Schon  m 
Hannover  war  er  mit  der  Hinrichtung  von  l  'urerrichtskursen  bahnbrechend 
vorangegangen.  Die  von  ihm  dann  vom  fahre  1S7S  ah  in  Herlin  geleiteten 
seminaristischen  Übungskurse  —  nach  ihrem  Ih-gründer  von  di  n  Lernenden 
meist  kurzweg  )> Wittkokurse«  benannt  —  hatten  ihm  schon  vor  Hrrichtung 
der  Host-  und  Telegraphenschule  den  Ruf  eines  \  <  u /uglic'nen  Lehrers  ver- 
schafft. Seinen  Schulern  war  er  indes  mehr  als  ,1k»:  er  war  und  blieb  für 
sie  zugleich  der  väterliche  Freund  und  liebevolle  Hcratcr,  der  ebenso  sehr 
auf  die  Forderung  wahrer  blcrzen-duldung ,  als  auf  die  Schulung  der 
Geisteskräfte  bedacht  nahm.  War  doch  sein  eigene*  Denken  und  buhlen 
ganz  durchdrungen  von  «lern  Empfinden  eir.es  warmen  Herzens,  das  die 
hervorragenden  Gaben  des  Geistes  harmonisch  ergänzte. 

Es  hieße  dem  Andenken  Wittkos  nicht  gerecht  werden,  wenn  seiner 
hohen  Auffassung  von  Treue  und  Freundschaft  nicht  ausdrucklich  gedacht 
würde.  Mit  ganzem  Herzen  hing  er  zeitlebens  an  seiner  trauten  ost- 
preußischen Heimat;  mit  vielen  seiner  Mitarbeiter  verband  ihn  eitrig  ge- 
pflegte, innige  Freundschaft  von  Jugend  an.  Von  schlichtem  Wesen  und 
gewinnender  Leutseligkeit,  gewann  er  sich  die  Heizen  aller  Untergebenen, 
mit  denen  er  in  nähere  Heruhruug  kam. 

Wohlzutun  war  ihm  ein  Herzensbedürfnis,  und  so  ist  es  denn  auch 
kein  bloßer  Zufall,  daß  seiner  Anregung  und  seiner  Mitwirkung  die  Grün- 
dung und  das  Aufblühen  der  unter  dem  Namen  »Toehterltortu  bestehenden 
Stiftung  für  verwaiste  Tochter  von  l\»t-  und  Telegrapheubeamten  zu  ver- 
danken ist,  die  unendlich  viel  Gutes  w  irkt  und  die  sich  bereits  andere  Staats- 
verwaltungen zum  Muster  genommen  haben.  Nicht  sowohl  kraft  seiner 
hohen  amtlichen  Stellung,  als  durch  seine  mit  Menschenliebe  erfüllte 
Persönlichkeit  hat  Wittko,  der  erste  Vorsitzende  der  Stiftung,  dieses  ge- 
segnete Werk  zu  der  großartigen  Hntwickehmg  gefuhrt  und  schon  allein 
hierdurch  sich  ein  bleibendes  Denkmal  in  Tausenden  von  dankbaren  Herzen 
errichtet. 

Sanft  und  schmerzlos  ging  der  vortreffliche  Mann  ein  zur  Ewigkeit. 
Sein  Leben  war  nicht  vergeblich.  Weit  über  das  Grab  hinaas  ziehen  sich 
die  Spuren  seines  Wirkens  und  sichein  ihm  ein  dauerndes  ehrenvolles 
Gedächtnis. 


LITERATUR. 

Telegraphie  und  Telephonie  ohne  Draht.  Von  Otto  Jentsch, 
Kaiserlichem  Ober- Postinspektor.  Mit  150  in  den  Text  gedruckten 
Figuren.  Herlin.  Verlag  von  Julius  Springer.  IQ04.  Preis  für 
das  broschierte  Exemplar  5  M..  für  das  gebundene  6  M. 

Der  Verfasser  gibt  in  seinem  Werke  einen  ge  hängten  Überblick  über 
die  gesamte  Hntwickehmg  der  Telegraphie  und  Telephonie  ohne  Draht 
unter  besonderer  Würdigung  des  Anteils  deutscher  Geistesarbeit  und  Technik 
an  der  Erfindung  und  dem  Ausbau  der  drahtlosen  elektrischen  Nachrichten- 
Übermittelung.  In  letzterer  He/iehuug  ihn  Sie  das  Luch  eine  wertvolle 
Ergänzung  des  von  uns  früher  besprochenen  vorzüglichen  Werkes  von 
A.  Righi  und  B.  Dessau  bilden. 
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Das  vorliegende  Buch  zerfällt  in  drei  Abschnitte.  Der  erste  ist  der 
geschichtlichen  Entwickelung  der  drahtlosen  Telegraphie  gewidmet,  wobei 
die  großen  Gruppen  der  Ilydrotelegraphie ,  der  Induktionstelegraphie ,  der 
lichtelcktrisehen  und  der  Funkentelegraphie  unterschieden  werden.  Innerhalb 
der  Gruppen  sind  die  einzelnen  Systeme  mit  ihren  charakteristischen  Merk- 
malen und  ihren  praktischen  Ergebnissen  beschrieben.  Es  folgt  der  Hauptteil 
des  Werkes,  die  eingehende  Darstellung  der  Funkentelegraphie,  der  sich  in 
vier  Abteilungen  gliedert:  die  physikalischen  Grundlagen  der  Funken- 
telegraphie, die  Funkentelegraphensysteme,  die  Apparate  und  die  Anwendung 
der  Funkentelegraphie.  Sämtliche  bis  jetzt  bekannten  Systeme,  Methoden, 
Vorrichtungen  usw.  sind  berücksichtigt.  Besondere  Erwähnung  verdienen 
die  noch  in  keinem  einschlägigen  Werke  enthaltenen  Erörterungen  über  die 
Braun*schen  Energieschaltungen,  die  Untersuchungen  von  Simon  und  Reich 
über  die  Erzeugung  und  Verwendung  hochfrequenter  Wechselströme,  das 
Telcfunkensystem  in  seiner  jetzigen  Ausgestaltung  (Senderkoppelungen, 
Serien  funkenstrecke ,  scharfe  und  unscharfe  Abstimmung  usw.),  ferner  die 
eingehenden  Ausführungen  über  Wellenanzeiger  (Frittcr,  Antifritter,  bolo- 
nietrische  und  magnetische  Wellenanzeiger,  Polarisationszellenanzeiger,  Elcktro- 
meterdetektoren)  und  über  Wellentncsscr.  Der  dritte  Abschnitt  enthält  eine 
Erörterung  alles  dessen,  was  bisher  auf  dem  Gebiete  des  Fernsprechens 
ohne  Draht  geleistet  worden  ist. 

Der  Verfasser  hat  eine  Darstellung  gewählt,  die  es  jedem  Gebildeten 
ermöglicht,  ohne  besondere  mathematische  und  physikalische  Vorkenntnisse 
in  die  Geheimnisse  der  drahtlosen  Telegraphie  einzudringen.  Von  mathe- 
matischen Formeln  ist  nur  Gebrauch  gemacht,  wo  sie  zur  Entwickelung  der 
Grundgesetze  nicht  zu  umgehen  waren.  Als  besonderer  Vorzug  des  Werkes 
erscheint  es  uns.  daß  der  Verfasser  bei  der  Fülle  des  vorhandenen  Stoffes 
eine  peinliche  Sichtung  der  Spreu  vom  Weizen  vorgenommen  hat,  diese 
Arbeit  also  dem  Leser  erspart.  V  ermeintliche  epochemachende  Erfindungen, 
die  unter  die  Kategorie  der  Papiererfindungen  gehören,  sind  als  solche 
gekennzeichnet.  Die  kritischen  Bemerkungen  sind  manchmal  scharf,  aber 
sachlich  und  im  allgemeinen  zutreffend. 

Die  Verdienste  ausländischer  Erfinder  werden  gebührend  gewürdigt,  das- 
jenige Marconis  freilich  auf  ein  Maß  zurückgeführt,  das  die  Marconi- 
schwärmer  nicht  für  richtig  halten  werden,  das  aber  von  der  wissenschaft- 
lichen Welt  anerkannt  werden  dürfte.  Mit  der  hohen  Bewertung  der 
deutschen  Erfindungen  auf  dem  Gebiete  der  drahtlosen  Telegraphie  und 
Telephonie  dürfte  der  Verfasser  im  Rechte  sein. 

Druck  und  Ausstattung  des  Buches  sind  vorzüglich;  besonders  angenehm 
empfindet  man  die  klare  Ausführung  der  dem  Texte  beigegebenen  Figuren. 
Das  Werk  kann  allen,  die  sich  für  die  drahtlose  Telegraphie  interessieren, 
angelegentlich  empfohlen  werden. 
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Die  ersten  fünfundzwanzig  Jahre  des  Elektrotechnischen 

Vereins. 

Am  20.  Dezember  blickt  der  Elektrotechnische  V  erein  in  Berlin  auf  ein 
25 jähriges  Bestehen  zurück.  Während  dieser  ganzen  Zeit  ist  der  Verein 
ein  Sammelpunkt  für  die  deutschen  Elektrotechniker  zur  Förderung  wissen- 
schaftlicher, technischer  und  gewerblicher  Interessen  gewesen  und  hat  an 
der  Fortentwickclung  der  Elektrizität  in  ihrer  theoretischen  Erforschung 
und  praktischen  Anwendung  eine  fruchtbare  Wirksamkeit  entfaltet.  Die 
angewandte  Elektrizität  übt  gegenwärtig  einen  nie  geahnten  Einfluß  aus 
auf  zahlreiche  Gebiete  der  technischen  Industrie,  des  Verkehrs  und  des 
praktischen  Lebens.  Dali  gerade  Deutschland  sich  rühmen  kann,  mit  an 
der  Spitze  der  Elektrotechnik  zu  stehen,  ist  zu  einem  groben  Teil  der 
Tätigkeit  der  im  Elektrotechnischen  Verein  schaffenden  Kräfte  zu  danken: 
Anlaß  genug  für  den  Verein,  sein  Jubiläum  durch  eine  Festsitzung  feierlich 
zu  begehen.  Die  Feier,  über  deren  Verlauf  wir  weiter  unten  berichten,  hat 
am  22.  November  im  großen  Sitzungssaale  des  Reichstags  stattgefunden. 
In  dem  großen  Hörsaale  der  Reichs- Postverwaltung  (Artillcriestraße)  war 
eine  Ausstellung  der  neuesten  Erzeugnisse  der  Elektrotechnik  veranstaltet. 
Eine  Festschrift,  die  der  zeitige  Vereinsvorsitzende  Emil  Naglo  heraus- 
gegeben hat,  schildert  auf  Grund  der  Akten  in  schlichter  Form  die 
Geschehnisse  im  Leben  des  Vereins:  seine  Entstehung,  Ziele,  Tätigkeit  und 
Erfolge.    Wir  entnehmen  der  Festschrift  folgendes. 

Archir  f.  Post  u.  Telegr.  i\,    kxm.  48 
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Anfang  Dezember  1879  erließ  der  Gencralpostmeister  Dr.  Stephan  ein 
Rundschreiben,  in  welchem  er  die  maßgebenden  und  interessierten  Kreise 
zur  Schaffung  eines  Vereins  aufforderte,  dem  die  Aufgabe  zufallen  solle, 
die  technische  Anwendung  der  Elektrizität  und  die  Fortbildung  ihrer  Kenntnis 
durch  Vorträge,  gemeinsame  Besprechungen  und  Herausgabe  einer  Zeitschrift 
zu  fördern.  Der  Mitbegründer  des  Vereins,  Dr.  Werner  von  Siemens, 
arbeitete  die  Statuten  aus.  Die  Anregung  fiel  auf  fruchtbaren  Boden:  aus 
wissenschaftlichen,  behördlichen  und  gewerblichen  Kreisen  ergingen  zahlreiche 
Äußerungen  lauter  Zustimmung,  aus  denen  das  Bedürfnis  für  die  Gründung 
des  Vereins  heraustönte.  Huldvolle  Handschreiben  weiland  Sr.  Majestät 
Kaiser  Wilhelms  I.  und  Seiner  Kaiserlichen  Hoheit  des  damaligen  Kronprinzen 
bezeichneten  die  Gründung  des  Vereins  als  ein  zeitgemäßes  Unternehmen 
und  gaben  der  Erfüllung  seiner  Aufgaben  die  besten  VVünsche  auf  den  Weg. 

In  der  Rede,  die  der  Generalpostmeister  in  der  konstituierenden  Ver- 
sammlung am  20.  Dezember  1879  hielt,  wies  er  auf  die  wichtige  Stellung 
hin,  welche  die  anfangs  nur  als  Kuriosum  betrachteten  Erscheinungen  und 
Wirkungen  der  Elektrizität  im  materiellen  und  Geistesleben  bereits  ein- 
nähmen. Abgesehen  von  der  Telegraphie  mache  sich  die  Elektrizität  als 
dynamisches  Element  geltend,  ihre  Gesetze  herrschten  auf  dem  Gebiete  der 
Optik,  Akustik  und  Wärme,  sie  finde  Verwendung  in  der  Chemie  und 
Medizin,  im  Eisenbahnwesen,  im  Land-  und  Seekrieg  und  bei  der  Küsten- 
beleuchtung. Der  Verein  werde  ein  weites  Feld  fruchtbringender  Wirk- 
samkeit vorfinden,  es  könne  nicht  fehlen,  daß  er  für  die  Wissenschaft  und 
das  Leben  eine  große  Bedeutung  erlangen  werde.  Einer  Nation,  wie  der 
deutschen,  die  Männer  w  ie  Sömmering,  Gauß,  Weber,  Steinheil,  Ohm,  Bunsen, 
Siemens,  KirchhofF,  Helmholtz  u.  a.  hervorgebracht  habe,  und  in  welcher 
zahlreiche  jüngere  strebsame  Gelehrte,  Schriftsteller,  Techniker,  Industrielle 
und  Meister  der  Mechanik  auf  dem  Gebiete  der  technischen  Anwendung 
der  Elektrizität  hervorleuchteten,  werde  es  nicht  an  Kräften  fehlen,  die 
geeignet  seien,  die  herantretenden  Aufgaben  zu  erfüllen. 

Dem  jungen  »Elektrotechnischen  Verein«,  der  Dr.  Werner  Siemens  zum 
ersten  Vorsitzenden  und  den  Generalpostmeister  Dr.  Stephan  zum  Ehren- 
präsidenten ernannte,  schlössen  sich  schon  in  der  nächsten  Versammlung 
545  Mitglieder  an.  Das  Wort  »Elektrotechnik«  ist  erst  mit  der  Gründung 
des  Vereins  entstanden;  Werner  Siemens  war  es,  der  es  als  Bezeichnung 
für  die  technische  Anwendung  der  Elektrizität  vorschlug.  Als  Vereins- 
organ wurde  im  Verlage  von  Julius  Springer  die  »Elektrotechnische  Zeit- 
schrift« herausgegeben,  die  Geschäftsführung  wurde  nach  den  Satzungen 
auf  den  Vorstand  und  den  Ausschuß  verteilt.  Der  Vorstand  übernahm 
die  administrative  Tätigkeit,  der  Ausschuß  bildete  das  wissenschaftlich 
technische  Organ  des  Vereins;  letzterer  gliederte  sich  in  vier  Gruppen:  für 
Telegraphie  und  elektrisches  Signalwcsen,  für  elektrische  Maschinen  und 
deren  Anwendung,  für  sonstige  technische  Anwendungen  der  Elektrizität 
sowie  für  die  Angelegenheiten  der  Vercinszeitschrift.  Zu  den  Sitzungen 
wurde  dem  Verein  vom  Reichs  -  l'ostamte  der  obenerwähnte  große  Hörsaal 
im  l'ostgcbäude  an  der  Artilleriestraße  zur  Verfügung  gestellt,  in  dem  auch 
jetzt  noch  die  Versammlungen  abgehalten  werden.  Welche  Bedeutung  der 
Verein  in  kurzer  Zeit  erlangte,  erhellt  daraus,  daß  er  schon  nach  ein- 
jährigem Bestehen  15« »4  Mitglieder  zählte,  darunter  220  aus  außerdeutschen 
Ländern;  gegenwärtig  beziffert  sich  die  Zahl  der  Mitglieder  auf  2850,  davon 
entfallen  K170  auf  Deutschland  und  1  180  auf  das  Ausland. 

Dieselbe  Ehrung,  wie  dem  Staatssekretär  Dr.  von  Stephan,  erwies  der 
Verein   dessen   Amtsnachfolger   von   Podbielski.   der  Vorsitzender  des 
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Vereins  gewesen  war  und  der  190t  zum  Ehrenpräsidenten  ernannt  wurde; 
ferner  wurden  zum  Dank  für  die  Forderung  des  V  ereins  und  seiner  Ziele  zu 
Ehrenmitgliedern  ernannt  1884  der  Geheime  Hofrat  Prof.  Dr.  Willi.  Weber, 
[890  der  bekannte  Elektriker  Thomas  Alva  Edison,  iocx>  der  Ingenieur 
Dr.  F.  von  Heiner -Alteneck. 

Welches  reiche  Arbeitsfeld  den  beiden  Körperschaften  des  Elektro- 
technischen Vereins  zugefallen  ist,  entnehmen  wir  daraus,  dali  bis  zum 
Schluß  des  Jahres  1903  der  Vorstand  164  und  der  Technische  Ausschuß 
214  Sitzungen  abgehalten  hat;  Sitzungen  des  Vereins,  die  an  jedem  letzten 
Dienstag  im  Monat,  mit  Ausnahme  der  Monate  Juni  bis  September,  statt- 
finden, sind  in  den  abgelaufenen  25  Jahren  203  abgehalten  worden.  In  den 
Vereinssitzungen  wurden  eine  große  Zahl  (952)  von  Vorträgen  gehalten 
und  sonstige  Mitteilungen  gemacht,  aus  denen  die  zahlreich  teilnehmenden 
Zuhörer  Belehrung  und  Anregung  zur  wissenschaftlichen  und  praktischen 
Betätigung  ihrer  Kräfte  auf  dem  immer  mehr  aufblühenden  Felde  der 
Elektrotechnik  schöpften.  Die  in  der  Vereinszeitschrift  abgedruckten  Vor- 
träge sind  von  weittragender  Bedeutung  nicht  nur  für  den  Verein  selbst, 
sondern  für  die  Elektrotechnik  im  allgemeinen  geworden,  wie  man  leicht 
aus  der  Reichhaltigkeit  und  Wichtigkeit  der  besprochenen  Gegenstände,  die 
die  Festschrift  namentlich  aufführt,  erkennen  kann.  Dank  ihres  ebenso 
wertvollen  als  reichen  Inhalts  genießt  die  Elektrotechnische  Zeitschrift,  in 
der  hervorragende  Elektriker  des  In-  und  Auslandes  ihre  Geistesarbeiten 
veröffentlichen,  eine  internationale  Hochschätzung.  Sie  ist  bis  zum  Schluß 
des  Jahres  1889  monatlich  zweimal  erschienen,  von  da  ab  wird  sie  wöchentlich 
herausgegeben;  die  Zahl  der  Exemplare,  die  nach  allen  Teilen  der  zivilisierten 
Welt  verschickt  werden,  beziffert  sich  für  das  Jahr  1904  auf  8500.  Im 
Jahre  1900  übernahm  der  Elektrotechnische  Verein  in  sein  Eigentum  die 
1887  von  Dr.  K.  Strecker  begründeten  »Fortschritte  der  Elektrotechnik«, 
die  bei  der  alljährlich  stärker  anschwellenden  elektrotechnischen  Zeitschriften- 
und  Patentliteratur  als  sammelnde  und  referierende  Zeitschrift  von  aner- 
kanntem Werte  sind. 

Nach  seinen  Satzungen  will  der  Elelektroteehnische  Verein  fachwissen- 
schaftliche Untersuchungen  fördern.  Der  erste  Gegenstand,  dem  der  Verein 
Förderung  angedeihen  ließ,  war  die  rätselhafte  Erscheinung  des  Erd- 
stroms, seit  langem  bekannt  in  den  Telegraphenleitungen,  aber  wissenschaft- 
lich damals  noch  nicht  erforscht.  Im  Jahre  188 1  wurde  unter  dem  Namen 
»Erdstromkomitee«  ein  Ausschuß  eingesetzt;  die  Firma  Siemens  &  Halske 
konstruierte  zum  Zweck  der  Aufzeichnung  der  Erdströme  in  den  von  der 
Reichs-Telegraphenverwaltung  zur  Verfugung  gestellten  Leitungen  den 
allgemein  bekannt  gewordenen  Rußschreiber;  außerdem  wurde  ein  photo- 
graphischer Registrierapparat  gebaut.  Die  Ergebnisse  der  Arbeiten  sind 
1899  von  Prof.  Dr.  Weinstein  in  einer  Schrift  »die  Erdströme  im  Deutschen 
Reichs-Telegraphcngcbict  und  ihr  Zusammenhang  mit  den  erdmagnetischen 
Erscheinungen«  niedergelegt.  Es  ist  der  Nachweis  gelungen,  daß  der 
Erdstrom  eine  die  Erde  selbst  betreffende  Erscheinung  ist.  an  der  die 
zwischen  den  Erdplatten  infolge  elektrischer  Spannungen  verlaufenden 
Plattcnströme  nur  unwesentlichen  Anteil  haben.  Auch  ist  sicher  erkannt 
worden,  daß  der  Erdstrom  mit  dem  Erdmagnetismus  zusammenhängt. 
Wahrscheinlich  bildet  er  einen  Teil  einer  elektrischen  Strömung,  die  auch 
durch  die  Atmosphäre  sich  fortsetzt  und  den  Erdmagnetismus  wenigstens 
teilweise  verursacht. 

An  den  Verein  wurden  schon  bald  nach  seiner  Begründung  wiederholt 
Fragen  nach  den  bei  Anlage  von  Blitzableitern  zugrunde  zu  legenden 
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Normen  gerichtet.  Um  dem  hierdurch  ausgesprochenen  Bedürfnis  gerecht 
zu  werden,  setzte  er  1885  einen  Unterausschuß  ein  zur  näheren  Unter- 
suchung der  mit  der  Blitzgefahr  in  Zusammenhang  stehenden  Fragen.  Die 
Mitarbeiterschaft  der  hervorragendsten  Männer,  wie  von  Bezold,  Forster, 
von  Helmholtz,  Werner  Siemens  u.  a.  sicherten  den  Bemühungen  einen 
guten  Frfolg.  In  vielen  eingehenden  Beratungen  wurden  die  Ansichten 
über  die  Vorgänge  beim  Blitze,  über  die  Größe  der  Blitzgefahr,  über  die 
allgemeinen  Bedingungen,  welchen  ein  guter  Blitzableiter  genügen  muß, 
geklärt.  Das  Frgebnis  dieser  Besprechungen  und  die  jahrelang  fortgesetzten 
experimentellen  Untersuchungen  der  Wirkung  verschiedener  Blitzableiter- 
spitzen  und  des  Auftretens  von  atmosphärischer  Flektrizität,  die  auf  der 
Schneekoppe,  in  Breslau  und  in  Kiel  angestellt  wurden,  steht  mit  den 
früheren  Anschauungen  in  schroffem  Gegensatz,  die  Frage  nach  der 
Wichtigkeit  der  Spitze  beim  Blitzableiter  ist  gelöst:  die  besondere  Schärfe 
der  Spitze  spielt  keine  Rolle  und  die  wertvollen  Platin-,  Silber-  usw.  Spitzen 
stellen  eine  unnötige  Verteuerung  der  Anlage  dar.  Finc  zweite  Frage,  die 
der  Zweckmäßigkeit  des  Anschlusses  des  Blitzableiters  an  die 
Gas-  und  W  asscr  1  c i t  ungsröhren ,  wurde  dahin  geklärt,  daß  dieser 
Anschluß  sowohl  mit  Rücksicht  auf  die  Güte  des  Ablcitcrs  als  auch  auf 
die  Sicherheit  der  Rohrleitung  selbst  nötig  ist.  Die  Feststellungen  des 
Unterausschusses  sind  in  den  bei  Julius  Springer  erschienenen  Schriftchen 
»Die  Blitzgefahr,  Nr.  1«  und  »Die  Blitzgefahr,  Nr.  2  (Einfluß  der  Gas- 
und  Wasserleitungen  auf  die  Blitzgefahr)«  veröffentlicht.  Ein  zweiter 
»Unterausschuß  für  Untersuchungen  über  Blitzgefahr«  arbeitete  eine  prak- 
tische Vorschrift  für  die  Errichtung  eines  Blitzableiters  aus,  die  »Leitsätze 
über  den  Schutz  der  Gebäude  gegen  Blitz«,  die  auch  von  dem  Verbände 
Deutscher  Elektrotechniker  -  einer  aus  dem  Verein  1893  hervor- 
gegangenen Körperschaft,  deren  wesentliche  Aufgabe  es  ist,  die  wirtschaft- 
lichen und  nationalen  Interessen  der  deutschen  Elektrotechnik  zu  pflegen  — 
angenommen  wurden  und  allgemein  als  maßgebend  bei  der  Anlage  von 
Blitzableitern  gelten.  Im  weiteren  hat  sich  der  Unterausschuß  mit  der 
Untersuchung  beschäftigt,  wie  elektrische  Leitungen  gegen  die  Blitzgefahr 
und  gegen  elektrische  Oberspannungen  und  ferner  wie  Anlagen  zur  Her- 
stellung von  nitroglyzerinhaltigen  Sprengstoffen  zu  schützen  sind. 

Im  Februar  1880  regte  der  Elektrotechnische  Verein  durch  eine  Eingabe 
beim  Reichskanzler  an,  die  durch  internationale  Verständigung  zur  allge- 
meinen Annahme  gelangten  Maßeinheiten,  welche  den  in  der  Elektro- 
technik vorkommenden  Grüßenbestimmungen  zugrunde  gelegt  werden  sollen, 
reichsgesetzlich  festzustellen  sowie  eine  Reichsanstalt  für  physikalische 
Messungen  zu  begründen,  welcher  die  Herstellung  und  Aufbewahrung 
legaler  elektrischer  Normalmaße,  sowie  unter  Anwendung  dieser  Normal- 
maße die  amtliche  Prüfung  und  Beglaubigung  von  elektrischen  Maßen  für 
den  Verkehr  zu  übertragen  sei.  Werner  Siemens  erklärte  sich  darauf  bereit, 
dem  Reiche  für  die  Gründung  eines  Instituts  zur  Ausführung  natur- 
wissenschaftlicher Forschungen  für  technische  Zwecke  eine  halbe  Million 
Mark  in  Grundwert  oder  Kapital  zu  schenken.  Dieses  hochherzige  An- 
erbieten, das  Siemens  gemacht  hatte,  »um  seinem  Vaterlande  dadurch  einen 
Dienst  zu  erweisen  und  seine  Liebe  zur  Wissenschaft,  der  er  sein  Empor- 
kommen im  Leben  ausschließlich  verdanke,  zu  betätigen«,  bildete  den  un- 
mittelbaren Anlaß  zur  Begründung  der  später  auf  so  vielfachen  Gebieten 
der  Wissenschaft  und  Technik  für  Deutschland  segensreich  und  für  ähnliche 
Institute  anderer  Nationen  vorbildlich  gewordenen  Physikalisch-Technischen 
Reichsanstalt. 
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Um  auf  die  heimische  Industrie  belebend  einzuwirken ,  sowie  um  die 
technischen  Fortschritte  des  Auslandes  kennen  zu  lernen  und  für  die 
deutsche  Elektrotechnik  nutzbringend  zu  verwerten,  hat  der  Verein  nicht 
nur  selbst  Ausstellungen  elektrotechnischer  Neuheiten  veranstaltet,  sondern 
auch  an  den  wichtigen  internationalen  Ausstellungen  und  Kon- 
gressen (Paris  1 88 1 ,  Wien  1883.  London  1885.  Frankfurt.  Main  180 1. 
Chicago  1893,  Genf  i8<>6)  durch  Entsendung  von  Abgeordneten  teilge- 
nommen. 

Bei  der  wachsenden  Ausbreitung  der  Starkstromanlagen  wurde  es  als 
ein  erheblicher  Mangel  empfunden,  daß  keine  Vorschriften  bestanden,  nach 
welchen  solche  Anlagen  zur  Verhütung  von  Lebens-  und  Feuersgefahr 
gewissen  Bedingungen  entsprechen  müssen.  I  >em  Technischen  Ausschuß 
gebührt  im  Verein  mit  einer  Kommission  des  Verbandes  I  >eutscher  Elektro- 
techniker das  Verdienst,  nach  langjährigen  Beratungen  Sicherheitsvor- 
schriften für  Nieder-  und  Hochspannungsanlagen  ausgearbeitet 
zu  haben,  die  von  der  gesamten  Elektrotechnik  beachtet  werden. 

Der  Verein  hat  auch  die  Frage  der  Verhütung  clcktrolytischer  Zer- 
störungen von  Gas-  und  Wasserrohren,  die  durch  die  Erdströme  elektrischer 
Bahnen  hervorgerufen  werden  können,  sowie  die  Frage,  wie  physikalische 
Institute  gegen  die  abirrenden  Strome  elektrischer  Bahnen  zu  schlitzen  sind, 
eingehend  beraten  und  den  Entwurf  von  Erdstromvorschriften  vorbereitet. 
Die  große  und  vieljährige  Arbeit  ist  vom  Verband  Deutscher  Elektro- 
techniker weitergeführt  und  durch  die  »Leitsatze  betreffend  den  Schutz 
metallischer  Rohrleitungen  gegen  Erdströme  elektrischer  Bahnen«  zum 
Abschluß  gebracht. 

Der  Elektrotechnische  Verein  hat  es  sich  ferner  zur  Autgabe  gestellt, 
eine  Vereinbarung  über  einheitliche  Formelzcichen  anzubahnen 
und  die  Lösung  möglichst  so  zu  gestalten,  daß  die  Zeichen  international 
gebraucht  werden  können.  Die  Formelzcichen  sollen  sich  auf  die  Gebiete 
der  reinen  und  angewandten  Physik.  dc>  Maschinenbaues,  der  Elektro- 
technik, der  Elektrochemie  und  der  physikalischen  Chemie  erstrecken. 

Um  das  fachwisscnschaftliche  Interesse  an  den  Aufgaben  der  Elektro- 
technik zu  beleben,  hat  der  Elektrotechnische  Verein  wiederholt,  zuletzt 
noch  aus  Anlaß  seines  Jubiläums  Preisaufgaben  gestellt.  Seit  Jahren 
leistet  er  namhafte  Beiträge  zur  Unterhaltung  der  mit  der  Städtischen 
1.  Handwerkerschule  in  Berlin  verbundenen  »Fachschule  für  Elektrotechnik«, 
die  jungen  Leuten  mit  guten  Elementarkenntnissen  Gelegenheit  bietet,  sich 
als  Werkmeister,  Monteure  usw.  auszubilden.  Viele  Schitier  sind  später  in 
Stellungen  als  Bureauchefs,  Inspektoren  und  Betriebsleiter  aufgerückt.  Für 
manche  waren  die  auf  der  Schule  erworbenen  Kenntnisse  der  Ansporn  und 
die  Grundlage  zu  weiteren  Studien  auf  technischen  Hochschulen. 

Im  Jubiläumsjahre  hat  der  Elektrotechnische  Verein  beschlossen,  an 
Männer,  die  sich  um  die  Elektrotechnik  im  allgemeinen  oder  um  den 
Verein  im  besonderen  hervorragende  Verdienste  erworben  haben,  als  höchste 
Ehrung  eine  Siemens-Stephan-Gedcnkplatte  zu  verleihen:  sie  wird  in 
massivem  Silber  ausgeführt  und  trägt  auf  einer  Seite  die  Bildnisse  der 
beiden  Begründer,  ferner  eitie  Widmung,  den  Namen  des  Empfängers  und 
das  Jahr  der  Verleihung.  Die  Gedenkplattc  soll  alle  fünf  Jahre  einmal 
vergeben  werden. 

Ein  großes,  an  Früchten  reiches  Arbeitsfeld  ist  es,  auf  das  der  Elektro- 
technische Verein  am  Tage  seines  25jährigen  Stiftungsfestes  zurückblicken 
konnte.  Vorzugsweise  von  ihm  sind  die  Wege  bereitet,  um  den  Schatz 
zu    heben,    der    in    der    Wissenschaft    und   in   den    Entdeckungen  meist 
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deutscher  Forscher  verborgen  lag.  Mit  Genugtuung  können  wir  fest- 
stellen, dalJ  die  deutschen  Elektrotechniker,  was  wissenschaftliches  An- 
sehen und  praktisches  Können  betrifft,  den  Besten  ihres  Faches  würdig 
zur  Seite  stehen,  daß  die  deutsche  elektrotechnische  Industrie  sich  einen 
Weltruf  errungen  hat  und  vielfach  in  siegreichen  Wettbewerb  tritt,  wo  es 
gilt,  bedeutende  Anlagen  im  Auslände  zur  Ausführung  zu  bringen.  Diese 
Tatsachen  sind  um  so  erfreulicher,  als  sie  geeignet  sind,  der  deutschen 
Elektrotechnik  auch  ein  glänzendes  Zukunftsbild  zu  eröffnen. 

Die  Festsitzung  am  22.  November  hat  unter  Beteiligung  des  Ehren- 
komitecs,  bestehend  aus  den  Herren  Staatsminister  v.  Podbielski,  Staats- 
sekretär Kraetke,  Wilhelm  v.  Siemens,  Geheimen  Regierungsrat  Prof. 
Dr.  Slaby,  Geheimen  Baurat  Rathenau  und  dem  Vereinsvorsitzenden  Emil 
Kaglo  einen  glänzenden  Verlauf  genommen.  Der  prächtige,  von  dem 
Präsidenten  des  Reichstags  zur  Verfügung  gestellte  große  Festsaal  konnte 
kaum  die  Mitglieder  des  Vereins  von  nah  und  fern  und  die  zahlreichen 
Ehrengäste  fassen.  Nicht  nur  die  Reichs-  und  Staatsbehörden,  wissen- 
schaftliche und  technische  Verbände  Deutschlands  hatten  hervorragende  Ver- 
treter entsandt,  auch  fremde  Länder,  u.  a.  Österreich,  Großbritannien  und 
die  Niederlande,  waren  durch  besondere  Abgeordnete  vertreten,  um  dem 
Verein  zu  seinem  Jubiläum  Glückwünsche  zu  überbringen.  Von  der  Reichs- 
Postverwaltung  waren  außer  dem  in  Vertretung  des  Reichskanzlers  er- 
schienenen Staatssekretär  Kraetke  anwesend  der  Unterstaatsekretär  Sydo  w, 
die  Ministerialdirektoren  Gieseke  und  Pressel  sowie  zahlreiche  Mitglieder 
des  Kollegiums;  ferner  als  Vertreter  von  anderen  Reichsbehörden:  Dr.  Schulz. 
Präsident  des  Reichs-Eisenbahnamts,  Hauß,  Präsident  des  Reichs-Patentamts, 
der  Chef  des  Admiralstabs,  Vizeadmiral  Büchsei;  als  Vertreter  von 
preußischen  Staatsbehörden  die  Minister  v.  Hammerstein,  Möller, 
v.  Rheinbaben  und  Studt,  die  Unterstaatssekretäre  Eohmann,  Fleck 
und  Schultz,  als  Vertreter  der  Berliner  Universität  deren  Rektor  Prof. 
Dr.  Hertwig,  ferner  Prof.  Dr.  Miethe,  Rektor  der  Technischen  Hoch- 
schule, Prof.  Dr.  van  't  Hoff  als  Vertreter  der  Akademie  der  Wissen- 
schaften usw. 

Die  Sitzung  wurde  durch  den  Ehrenpräsidenten,  Staatsminister  v.  Pod- 
bielski. mit  einer  kurzen  Ansprache  eröffnet;  er  bezeichnete  es  als  eine 
besondere  Genugtuung,  gerade  diese  Sitzung  leiten  zu  dürfen,  und  gedachte 
des  regen  Anteils,  den  Seine  Majestät  der  Kaiser  an  allen  Fortschritten  der 
Elektrotechnik  nimmt,  und  wie  unter  seiner  Regierung  die  Wohlfahrt  des 
Landes  und  die  Technik  emporblühen.  Unter  lebhafter  Zustimmung  der 
Fest  Versammlung  schlug  er  die  Absendung  des  folgenden  Huldigungs- 
telegramms vor: 

»An  des  Kaisers  und  Königs  Majestät. 

Euerer  Kaiserlichen  und  Königlichen  Majestät,  dem  erhabenen 
Schirmherrn  und  Förderer  deutscher  Wissenschaft  und  deutscher 
Technik,  bringt  der  zur  Feier  seines  25jährigen  Bestehens  im 
Rciclutagsgebäude  versammelte  Elektrotechnische  Verein  in  jubelnder 
Begeisterung  seine  alleruntertänigste  Huldigung  dar  und  verbindet 
damit  das  Gelübde  treuer  Weiterarbeit  an  den  Aufgaben  der  Elektro- 
technik". 

Hierauf  nahm  der  Staatssekretär  Kraetke  das  Wort  zu  folgender  Rede: 
"Der  Herr  Reichskanzler  hat  mir  die  Ehre  erwiesen,  mich  mit  seiner 
Vertretung  bei  der  heutigen  Feier  zu  beauftragen.     Es  gereicht  mir  zur 
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besonderen   Ehre   und   Freude,   namens   der  Regierung   Sr.   Majestät  des 
Kaisers  die  Mitglieder  des  Vereins  und  Ihre  Gaste  begrüßen  und  zum  Aus- 
druck bringen  zu  dürfen,  daß  der  I  lerr  Reichskanzler  das  lebhafteste  Interesse 
für  die  Arbeiten  und  Ziele  Ihres  Vereins  hegt  und  wünscht,  daß  die  Hoff 
mi ngen  in  Erfüllung  gehen  mögen,  die  sich  an  Ihre  Bestrebungen  knüpfen. 

Auf  dem  Gebiete  der  Wissenschaften,  der  Technik  und  der  Gewerbe  ist 
in  dem  vergangenen  Jahrhundert,  das  mit  Vorliebe  das  naturwissenschaft- 
liche Jahrhundert  genannt  wird,  eine  gewaltige  Summe  Arbeit  geleistet 
worden.  Von  der  realistischen  Grundstimmung  der  Zeit  ging  die  große 
Strömung  menschlicher  Geistestätigkeit  aus.  der  modernen  Naturwissenschaft 
praktische  Ziele  zu  stecken,  die  großen  Kraftquellen  der  Natur  zum  Nutzen 
und  Frommen  der  Mensehen  zu  lenken.  Aus  bekannten  Tatsachen  wurden 
rechnend  theoretisch  neue  Ergebnisse  deduziert.  Auf  induktivem  Wege 
schufen  kühne  Pfadfinder  neue  Tatsachen.  Aber  das  Reich  der  Geister 
war  allzugroß.  Es  umfaßte  viele  Gebiete  von  sehr  ungleicher  Ausdehnung. 
Wer  auf  dem  einen  Gebiete  zuhause  war.  erfuhr  erst  später,  wenn  über- 
haupt, etwas  von  dem,  was  jenseits  von  der  Grenze  auf  dem  Gebiete  des 
Nachbars  vorging;  hier  wurde  der  mühsame  und  oft  irreleitende  Weg  der 
Empirie  eingeschlagen ,  während  dort  streng  wissenschaftliche  Forschung 
bereits  zu  neuen  Ufern  geführt  hatte.  Es  fehlte  der  feste  Pol,  die 
kooperative  Vereinigung.  Man  ist  versucht,  auf  jene  Zeit  die  Worte  des 
alten  Spötters  anzuwenden: 

Vergehens,  dnt>  ihr  ringsum  wissenschaftlich  schweift, 
Ein  jeder  lernt  nur,  was  er  lernen  kann, 
Der,  der  den  Augenblick  ergreift, 
Das  ist  der  rechte  Mann. 

Der  rechte  Augenblick  war  da.  Es  ergriffen  ihn  nicht  einer,  sondern 
zwei  rechte  Männer.  Der  eine,  ein  weltbekannter  Gebieter  auf  dem  Felde 
wissenschaftlicher  Technik,  der  andere  ein  Ritter  von  Geist  und  Meister 
des  Weltverkehrs. 

Wenn  ich  an  dieser  Stelle  die  beiden  Namen ,  Siemens  und  Stephan 
nenne,  so  kann  es  mir  nicht  wohl  in  den  Sinn  kommen,  die  glorreiche 
Lebensarbeit  der  Beiden,  die  Ihnen  ja  bekannt  ist,  im  einzelnen  zu  ver- 
folgen; ich  bin  weder  imstande,  dem  Einen  auf  seinem  viclverschlungenen 
Arbeitsgebiet  nachzugehen  und  die  zahlreichen  wichtigen  Erfindungen  und 
Entdeckungen  aufzuzählen,  mit  denen  er  die  Welt  beschenkt  hat,  noch  kann 
ich  es  unternehmen,  im  Rahmen  dieser  bescheidenen  Begrüßung  der  reich 
angelegten  Natur  und  dem  weltumfassenden  Wirken  des  Anderen  gerecht 
zu  werden. 

Den  vereinten  Kräften  der  Beiden  verdankt  der  elektrotechnische  Verein 
sein  Dasein,  dem  Erstgenannten  auch  seinen  Namen;  Sie  wissen,  daß 
Werner  Siemens  das  Wort  Elektrotechnik  geprägt  hat.  Der  elektrotechnische 
Verein  darf  als  die  Erstgeburt  der  Elektrotechnik,  als  gesonderten, 
selbständigen  Zweiges  der  Technik  angesehen  werden. 

Als  mein  verehrter  Meister  und  Freund,  Herr  von  Stephan,  im 
Dezember  1879  °"en  Aufruf  zur  Gründung  eines  elektrotechnischen  Vereins 
erließ,  sprach  er  den  Wunsch  aus.  der  neue  Verein  möge  der  wissenschaft- 
lichen Höhe  und  der  wirtschaftlichen  Tüchtigkeit  unserer  Nation  entsprechen. 
Dieser  Wunsch  ist  reichlich  erfüllt,  die  auf  die  Wirksamkeit  des  Vereins 
gesetzten  Erwartungen  sind  übertreffen  worden. 

Während  vordem  die  angewandte  Elektrizität  sich  auf  Telegraphie  und 
Elektrolyse  beschränkte,  hat  der  elektrotechnische  Verein  neben  wissenschaft- 
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liehen  und  technischen  Fragen  nach  und  nach  auch  Fragen  wirtschaftlicher 
und  kultureller  Natur  in  den  Hereich  seiner  Tätigkeit  gezogen.  Ihre 
Arbeiten,  meine  Herren,  kontrollieren  die  Erdströme,  erkunden  die  Natur 
der  Blitze  und  ersinnen  Schutz  gegen  das  verderbendrohende  Element,  auf 
Ihre  Veranlassung  und  unter  Ihrer  Mitwirkung  hat  die  Reichsgesetzgebung 
die  elektrischen  Maßeinheiten  geschaffen  und  ihnen  in  der  ganzen  Welt 
Geltung  verschafft.  In  wertvollen  Sammelwerken  legen  Sie  die  Ergebnisse 
der  Arbeiten  Ihrer  Theoretiker  und  Praktiker  für  alle  Zeiten  fest,  durch 
Fachschulen,  durch  Beteiligung  an  Kongressen  und  Ausstellungen,  durch 
Aussetzen  von  Preisen  für  hervorragende  Leistung,  durch  Entsendung  von 
Mitgliedern  zum  Studium  von  Ausstellungen  im  In-  und  Auslande  wirkt 
Ihr  Verein  als  eine  Triebkraft  moderner  Zivilisation.  Sie  haben  der  von 
Werner  Siemens  eingebrachten  Resolution  zugestimmt,  die  Regierung  zu 
ersuchen,  an  allen  technischen  Hochschulen  Profcssuren  der  Elektrotechnik 
zu  errichten,  damit  die  jüngeren  Techniker  Gelegenheit  erhielten,  den  Nutzen 
kennen  zu  lernen,  den  die  Elektrotecknik  ihrem  Spezialfach  bringen  könnte 
— -  und  Sic  haben  sich  dadurch  um  die  schnelle  Entwickelung  der  Elektro- 
technik verdient  gemacht,  denn  Ihrer  Resolution  ist  fast  überall  Folge 
geleistet  worden. 

Ich  fasse  dies  alles  kurz  dahin  zusammen:  Sic  sind  bemüht,  das  Wissen 
und  das  Können  der  Menschheit  zu  erhöhen ,  und  erwerben  sich  dadurch 
den  Ruhmestitel,  die  Menschheit  einer  höheren  Kulturstufe  zuzuführen. 

Die  Reichs- Telegraphen  Verwaltung,  an  deren  Spitze  zu  stehen  ich  die 
Ehre  habe,  hat  besonderen  Anlaß,  an  Ihrem  Feste  teilzunehmen.  Wir  sind 
alte  Freunde.  In  steter,  engster  Fühlung  mit  den  Bestrebungen  und  Arbeiten 
des  Vereins  ist  das  Telegraphen-  und  Fernsprechwesen  auf  die  Höhe  gelangt, 
die  unsere  Freude  und  unser  Stolz  ist. 

In  dem  Guten,  das  bisher,  und  zwar  in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  er- 
reicht worden  ist.  liegt  ein  gewaltiger  Sporn  für  weitere  Forschungen  und 
Anstrengungen.  Ich  schließe  mit  dem  Wunsche,  daß  immerdar  ein  glück- 
licher Stern  über  Ihrem  Verein  walte  und  daß  das  Zusammenwirken  der 
geistigen  Kräfte,  die  in  dem  Verein  so  zahlreich  vertreten  sind,  zu  weiteren 
schönen  Erfolgen  führen  möge.« 

Nachdem  Redner  unter  lebhaftem  Beifall  der  Versammlung  geschlossen, 
hielt  der  Vorsitzende  des  Vereins,  Emil  Naglo,  die  eigentliche  Festrede. 
Sie  gipfelte  in  einem  Rückblick  auf  die  historische  Entwickelung  der 
Elektrotechnik;  der  Zeitpunkt  der  Vereinsgründung  hätte  kaum  geeigneter 
gewählt  werden  können,  als  in  jenem  Winter  von  1879,  wo  nach  Erfindung 
der  Dynamomaschine,  des  Akkumulators  und  kurz  vorher  des  Telephons 
durch  den  ersten  Versuch  mit  einer  elektrischen  Bahn  während  der  Berliner 
Gewerbeausstellung  die  Blicke  allgemein  auf  die  sich  hier  auftuende  gewaltige 
Perspektive  gerichtet  waren.  Bis  dahin  war  die  Anwendung  des  elektrischen 
Stromes  im  Vergleich  zu  heute  auf  die  allerbescheidensten  Verhältnisse 
beschränkt  gewesen.  Es  waren  die  Errungenschaften  und  Ausbeuten  der 
berühmten  Gauß-  und  Weber  sehen  Arbeiten  aus  dem  Jahre  1834,  die 
damals  allein  in  Frage  kamen,  die  aber,  so  ehrfürchtig  der  Vorgänger  im 
Laboratorium  der  Georgin  Augusta  in  Göttingen  zu  gedenken  ist,  weil  sie 
den  elektromagnetischen  Telegraphen  und  1857  bereits  das  erste  überseeische 
Kabel  entstehen  ließen,  ohne  den  Pfadfinder  Werner  Siemens  für  die 
Umgestaltung  der  Welt  nicht  die  heutige  erstaunliche  Bedeutung  erlangt 
haben  würden.  Für  den  durchdringenden  und  prophetischen  Geist  von 
Siemens  zeugt  es,  daß  er  zu  jener  Zeit,  bald  nach  Herstellung  der  ersten 
Dynamo,  es  aussprach,  es  gebe  nun  für  die  Anwendung  des  elektrischen 
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Stromes  und  für  seine  Erzeugung  keine  einengenden  Grenzen  mehr,  es 
werde  sogar  die  Zeit  kommen,  in  der  man  Nahrungsmittel  auf  elektrischem 
Wege  herstellen  werde.  Herrlich  in  der  Tat  sind  die  gezeitigten  Fort- 
schritte; selbst  die  Erfüllung  des  letzten  prophetischen  Wortes  hat  sich 
durch  die  Ozonisierung  des  Trinkwassers  und  dessen  so  bewirkte  Ent- 
keimung angebahnt. 

Der  Redner  gab  hierauf  in  gedrängter  Kürze  noch  ein  Bild  der  Leistungen 
des  Vereins  von  seiner  Entstehung  bis  in  die  jüngste  Zeit,  wie  es  in  der 
Festschrift  ausführlicher  gezeichnet  ist.  und  proklamierte  dann  zwei  vom 
Vorstand  ernannte  Ehrenmitglieder:  Lord  Kelvin  (William  Thomson), 
den  berühmten  englischen  Physiker,  und  Karl  Conrad,  Direktor  der 
Königlich  Preußischen  Münzanstalten,  der  seit  Begründung  des  Vereins  als 
dessen  Schatzmeister  fungiert  hat. 

Dann  folgte  die  Verlesung  der  Stiftungsurkunde  zur  Siemens -Stephan- 
Gedcnkplatte;  sie  wurde  auf  Beschluß  des  Vorstandes  Wilhelm  von 
Siemens,  dem  Sohne  Werners  und  Chef  der  Weltfirma  Siemens  &  Halske, 
verliehen,  auf  dessen  Person  bei  Überreichung  der  Gedenkplatte  Naglo  das 
Dichterwort  als  vollkommen  erfüllt  anwendete:  »Was  Du  ererbt  von  Deinem 
Vater  hast,  erwirb  es,  um  es  zu  besitzen«.  Wilhelm  von  Siemens  dankte 
für  die  ihm  erwiesene  Ehre  und  zugleich  dafür,  daß  das  Andenken  an 
seinen  Vater  und  an  den  ersten  Staatssekretär  des  Reichs -Postamts  vom 
Elektrotechnischen  Verein  in  so  sinniger  Weise  wachgehalten  werde.  Es 
dankten  ferner  für  die  erfahrene  Auszeichnung  der  Münzdirektor  Conrad 
und  im  Namen  von  Lord  Kelvin  der  Vorsitzende  der  Londoner  Institution 
of  Electrical  Engineers,  Alexander  Siemens,  der  zugleich  Grüße  und 
Glückwünsche  der  großen  englischen  elektrotechnischen  Gesellschaft  über- 
brachte. Hieran  schlössen  sich  noch  zahlreiche  Ansprachen  der  Ehrengäste 
und  Vertreter  wissenschaftlicher  und  technischer  Anstalten.  Den  Schluß  der 
Sitzung  bildete  ein  ausführlicher  Vortrag  des  Geheimen  Baurats  Lochner 
über  die  Erfahrungen  mit  elektrischem  Schnellbetrieb  auf  normalspuriger 
Bahn.  Der  interessante  und  mit  gespanntester  Aufmerksamkeit  gehörte 
Vortrag  bot  eine  erschöpfende  Rechenschaftslegung  von  den  Erfolgen  der 
bekannten,  vom  Redner  geleiteten  Schnell  fahrtversuche  auf  der  Berlin- 
Zossener  Militärbahn. 

Nach  diesem  Vortrage  schloß  der  Ehrenpräsident,  Staatsminister 
v.  Podbielski,  die  Festsitzung  mit  dem  Wunsche,  daß  die  deutschen 
Elektrotechniker  auch  fortan  die  Siegespalme  im  Wettbewerb  aller  Völker 
zur  Ehre  des  Vaterlandes  erringen  mögen.  Dann  werde  der  goldene  Jubel- 
tag ebenso  glanzvoll  sein  wie  der  silberne. 

Auf  das  Huldigungstelegramm  an  Seine  Majestät  ging  am  folgenden 
Tage  früh  nachstehende  Antwort  ein: 

»Gr.  Strehlitz,  den  23.  11.  9  Uhr  26  M. 

Ich  spreche  dem  Elektrotechnischen  Verein  für  den 
f  reundlichen  G  ruß  anläßlich  der  Feier  seines  25jährigen 
Bestehens  meinen  wärmsten  Dank  aus. 

Dem  Verein  ist  es  gelungen,  die  großen  Aufgaben, 
die  er  sich  bei  seiner  Begründung  gestellt  hat,  in  hohem 
Maße  zu  erfüllen  und  zu  der  ungeahnten  En  twickelung. 
welche  die  Anwendung  der  Elektrizität  in  diesem  Zeit- 
raum auf  allen  Gebieten  des  öffentlichen  und  privaten 
Lebens  erfahren  hat,  an  seinem  Teile  erheblich  beizu- 
tragen. 
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Für  diese  ersprießliche  Arbeit  zolle  Ich  dem  Verein 
volle  Anerkennung,  und  Mein  lebhaftes  Interesse  wird 
auch  künftig  den  Elektrotechnischen  Verein  begleiten, 
und  Ich  wünsche  ihm  ein  kräftiges  Fortschreiten  auf  der 
betretenen  Hahn  und  fernerweites  segensreiches  Wirken 
zu  Nutz  und  Frommen  der  Menschheit  und  zur  Ehre  des 
Deutschen  Namens. 

Wilhelm  I.  R.« 


Zur  Lebensgeschichte  des  General -Postdirektors 

Schmückert. 

Unter  obigem  Titel  ist  aus  der  Feder  des  Generalleutnants  z.  D.  von 
Müller  bei  E.  S.  Mittler  &  Sohn  in  Berlin  ein  Buch*)  erschienen,  das  nicht 
verfehlen  dürfte,  in  weiten  Kreisen  Interesse  zu  erwecken.  Es  schildert  den 
Lebensgang  eines  Mannes,  der  in  45  jähriger  Tätigkeit  als  Mitglied  und  zu- 
letzt als  Chef  des  General-Postamts,  obwohl  von  Hause  aus  kein  Fachmann, 
das  preußische  Postwesen  auf  eine  hohe  Stufe  der  Vollkommenheit  zu 
bringen  verstanden  hat.  Schmückert  darf  als  ein  besonders  hervorragender 
Leiter  der  preußischen  Post  gelten.  Sein  Wirken  fällt  in  eine  Zeit  politischer 
und  kultureller  Umwälzungen.  Die  Kräftigung  des  staatlichen  und  wirt- 
schaftlichen Lebens  nach  Beendigung  der  Freiheitskriege ,  der  LImschwung 
des  Jahres  1848,  das  zunehmende  Streben  nach  Beseitigung  der  Schranken, 
die  dem  internationalen  Verkehr  entgegenstanden,  vor  allem  die  Einführung 
der  Eisenbahnen  und  des  Telegraphen  stellten  die  Postverwaltung  vor  ganz 
neuartige,  ebenso  schwierige  wie  bedeutsame  Aufgaben.  Daß  sie  in  muster- 
gültiger Weise  gelöst  wurden,  ist  Schmückerts  Verdienst  und  ihm  hatte  es 
die  preußische  Post  zu  danken,  wenn  sie  —  bis  dahin  in  den  Formen  des 
18.  Jahrhunderts  befangen  —  sich  binnen  kurzem  zu  einer  Einrichtung 
ersten  Ranges,  zu  einer  der  bestgeleiteten  Verkehrsverwaltungen  aller  Länder 
entwickelte. 

v.  Müller  berichtet  über  dieses  Lebenswerk  erschöpfend,  ohne  weit- 
schweifig zu  werden,  vom  Standpunkte  des  unbefangenen  Beurteilers  und 
in  ansprechender  Form.  Er  geht  auf  technische  Fragen  ein,  soweit  ihre 
Erörterung  geeignet  ist,  das  amtliche  Wirken  Schmückerts  zu  beleuchten 
oder  zum  Verständnisse  der  Verkehrs-  und  Kulturzustände  jener  Zeiten 
beizutragen.  Alles  Lehrhafte  und  Ermüdende  ist  mit  Geschick  vermieden. 
Besonders  lebendig  muten  die  Einstreuungen  über  geschichtliche  Begeben- 
heiten an,  da  ihnen  meist,  vermöge  ihrer  Beziehung  zu  den  geschilderten 
Personen,  der  Eindruck  der  LTnmittelbarkeit  zur  Seite  steht.  Den  Schwer- 
punkt seiner  Ausführungen  legt  der  Verfasser  auf  die  Persönlichkeit 
Schmückerts,  von  der  er  ein  lebensvolles  und  überaus  sympathisches  Bild 
entwirft.  I  Unterlassene  Aufzeichnungen  und  Briefe  Schmückerts,  Mit- 
teilungen hochbetagter  Männer,  die  ihn  persönlich  gekannt  haben.  Veröffent- 
lichungen der  zeitgenössischen  Presse  und  amtliche  Akten  sind  die  Quellen, 
aus  denen  der  Verfasser  geschöpft  hat. 
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Das  vorliegende  Buch  ist  die  erste  eingehende  Darstellung:  des  Lebens 
und  Wirkens  Schmüekerts.  Im  Archiv  f.  P.  u.  T.  finden  sich  nur  kurze 
einschlägige  Mitteilungen.  Indem  wir  nachstehend  einen  Auszug  aus  dem 
Werke  bringen,  glauben  wir  daher  nicht  nur  der  Bedeutung  der  Arbeit 
v.  Müllers  gerecht  zu  werden,  sondern  auch  unseren  Lesern  gegenüber 
eine  Obliegenheit  nachzuholen. 

Gottlob  Heinrich  Schmückert  wurde  am  12.  November  1790  in  Greifenberg 
(Pommern)  als  Sohn  eines  in  bescheidenen  Verhältnissen  lebenden  Knopf- 
machermeisters  geboren.  Bis  zu  seinem  15.  Jahre  besuchte  er  die  »Stadt- 
schule« seiner  Vaterstadt,  eine  Art  höherer  Elementarschule,  die  ihm  ver- 
hältnismäßig gute  Kenntnisse  vermittelt  zu  haben  scheint.  Die  Briefe,  die 
er  mit  18  bis  10  Jahren  schrieb,  lassen  volle  Beherrschung  der  deutschen 
Sprache,  Gewandtheit  des  Stils  und  klare  Ausdrucksweise  erkennen.  Sie 
zeigen  auch,  daß  Schmückert  des  Lateinischen  kundig  war.  Die  Lücken 
seines  Wissens  suchte  er  spater  durch  Selbststudium  auszufüllen:  in  einem 
an  den  General- Postmeister  Seegebarth  gerichteten  Gesuch  aus  dem  Jahre  18 16 
konnte  er  u.  a.  versichern,  daß  er  der  französischen  Sprache  mächtig  sei 
und  einige  Kenntnisse  im  Englischen  besitze.  Immerhin  wies  ihn  sein 
Bildungsgrad  beim  Verlassen  der  Schule  darauf  hin,  zunächst  in  einer 
Subalternlaufbahn  sein  Fortkommen  zu  suchen. 

So  sehen  wir  ihn,  im  Herbst  1805,  als  Schreiber  in  das  Bureau  des 
Justizkommissars  und  Gerichtsassessors  Struensce  eintreten.  Von  Juni  bis 
August  1S07  arbeitete  er  aushilfsweise  als  Sekretär  bei  dem  in  Cöslin 
errichteten  ständischen  Verpflegungskomitec.  Dann  kehrte  er  zu  Struensce 
zurück,  ging  mit  ihm  zur  Polizei  Verwaltung  in  Pr.  Stargard  über  und 
wurde  dort  (1809)  als  Kanzlist  »interimistisch«  angestellt.  Allerdings  verlor 
er  die  Stellung  schon  im  nächsten  Jahre  wieder,  da  sie  nicht  auf  den  Etat 
gelangte;  aber  er  fand  bald  eine  gesicherte  Unterkunft  bei  dem  Landrat 
und  Präsidenten  der  Pommerschen  ökonomischen  Gesellschaft,  v.  Dewitz, 
der  ihn  als  Privatsekretär  annahm.  »Dieser  hochgesinnte  Mann  wußte  die 
Fähigkeiten  Schmüekerts  zu  würdigen,  er  wurde  ihm  ein  zweiter  Vater, 
förderte  ihn,  brachte  ihn  an  die  richtige  Stelle  und  schuf  Schmüekerts 
späteres  Lebensglück«  (v.  Müller,  S.  5).  Bei  v.  Dewitz  blieb  der  junge 
Mann  mit  Unterbrechung  weniger  Monate,  die  er  im  Polizeidienste  von 
Swinemünde  zubrachte,  bis  zum  April  1813.  Mit  seinem  Gönner,  der  1812 
zum  Mitgliede  der  Kriegsschulden- Kommission  ernannt  wurde,  siedelte  er 
nach  Berlin  über  und  erhielt  bei  der  genannten  Behörde  eine  Stelle  als 
expedierender  Sekretär  und  Registrator.  Uberall  wußte  er  sich  trotz  der 
Verschiedenartigkeit  der  Anforderungen,  die  an  ihn  gestellt  wurden,  schnell 
einzuarbeiten;  seine  Leistungen  und  Eigenschaften  fanden  ausnahmslos  die 
günstigste  Beurteilung. 

Da  trat  ein  Ereignis  ein.  das  dem  Lebensgange  Schmüekerts  eine  ent- 
scheidende Wendung  gab.  Preußen  erklärte  Napoleon  den  Krieg  —  der 
König  erließ  (2.  Februar  18 13)  den  berühmten  Aufruf  an  sein  Volk.  Wer 
Waffen  tragen  konnte,  eilte  zu  den  Fahnen.  Auch  Schmückert,  obwohl 
(1809)  »wegen  schwächlicher  Leibes  -  Konstitution«  für  untauglich  zum 
Heeresdienst  erklärt,  mochte  nicht  zurückbleiben;  er  trat  als  Freiwilliger  in 
das  in  seiner  Vaterstadt  gebildete  Jägerdetachement  des  Kolberg'schen 
Infantrieregiments  ein.  War  er  bisher  ein  musterhafter  Beamter  gewesen, 
so  wurde  er  nun  ein  tüchtiger  Soldat.  Nach  wenigen  Monaten  (15.  Juni 
1813)  erhielt  er  bereits  die  Ernennung  zum  Sekondleutnant,  und  kurz  darauf 
wurde  ihm  —  dem  jüngsten  Offizier  des  Regiments  —  das  wichtige  Amt 
des  Regimentsadjutanten  übertragen.  Zweifellos  wird  seine  Federgewandtheit 
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hierbei  mitbestimmend  gewesen  sein.  Aber  Schmückert  fand  auch  reiche 
Gelegenheit,  zu  zeigen,  daß  er  den  Degen  wohl  zu  führen  verstand.  In  den 
Schlachten  bei  Großbeeren  und  Dennewitz  und  bei  der  Belagerung  von 
Arnheim  zeichnete  er  sich  durch  umsichtiges  und  mutiges  Eingreifen  in  den 
Gefechtsgang  aus;  die  Regimentsgeschichte  erwähnt  seiner  rühmend  und 
vom  Könige  wurde  er  durch  Kabinettsordre  öffentlich  belobt.  Für  seine 
Tapferkeit  erhielt  er  das  Eiserne  Kreuz  II.  Klasse  und  später  die  seltene 
Auszeichnung  der  I.  Klasse  dieses  Ordens. 

Aber  jäh'  fand  die  militärische  Laufbahn  Schmückerts  ihren  Abschluß. 
Er  wurde  am  13.  Januar  181 4  in  dem  Gefechte  bei  Wyneghem  vor  Ant- 
werpen durch  einen  Schuß  ins  Knie  so  schwer  verwundet,  daß  die  Abnahme 
des  Beines  unvermeidlich  war.  Sie  fesselte  ihn  länger  als  ein  Jahr  ans 
Krankenlager  und  brachte  ihn  an  den  Rand  des  Grabes.  Wie  der  23  jährige 
junge  Mann  sein  Schicksal  trug,  mit  welcher  Tatkraft  und  Zuversicht  er 
sich  eine  neue  Existenz  zu  erringen  wußte,  wie  er  in  jener  schweren  Zeit 
Freundschaft  empfing  und  erwiderte,  alles  das  schildert  v.  Müller  in  ein- 
gehender, fesselnder  Darstellung,  zumeist  au  der  Hand  von  Briefen,  die 
von  Schmückert  erhalten  geblieben  sind  oder  an  ihn  gerichtet  waren.  Wir 
empfehlen  diesen  Teil  des  Buches  ganz  besonders  der  Aufmerksamkeit  des 
Lesers  und  beschränken  uns  auf  die  Wiedergabc  der  wesentlichen  Begeben- 
heiten. Schmückert  erhielt  im  September  181 4  den  Abschied  als  Sekond- 
leutnant  mit  Aussicht  auf  Zivilversorgung  und  mit  einem  Wartegelde  von 
96  Talern  jährlich.  Zugleich  wurde  er  aufgefordert,  zu  erklären,  »in  welcher 
Branche  des  Zivildienstes  und  mit  welcher  Stelle  er  versorgt  zu  werden 
Wunsche«,  v.  Dewitz,  sein  alter  Gönner  und  väterlicher  Freund,  riet  ihm, 
sich  um  ein  Kapitäns -Postamt  zu  bewerben  und  zu  diesem  Zwecke  nach- 
träglich um  Verleihung  des  Abschieds  mit  Kapitänscharakter  einzukommen. 
Schmückert  folgte  dem  Rate  nur  teilweise.  Er  bat  um  den  Kapitäns- 
charakter und  erklärte,  die  Stelle  eines  Domänenintendanten  oder  Krcis- 
kassenrendanten  würde  seinen  Wünschen  entsprechen.  Den  Bemühungen 
des  Landrats  v.  Dewitz  und  der  ehemaligen  Vorgesetzten  des  jungen 
Offiziers  gelang  es  jedoch,  ihm  die  Anwartschaft  auf  ein  Kapitäns-Postamt 
auszuwirken,  wenngleich  der  König  ihm  zunächst  nur  den  Charakter  als 
Premierleutnant  verlieh.  Mit  Rücksicht  auf  Schmückerts  Vermögenslosigkeit 
und  das  unzureichende  Wartegeld  wurde  die  Anstellung  beschleunigt.  Im 
Mai  181 5  bereits  erhielt  er  als  »Postmeister«  die  Vorsteherstelle  des  Post- 
amts in  Bernau  mit  einem  festen  Gehalt  von  308  Talern  und  einer  außer- 
ordentlichen Zulage  von  200  Talern  jährlich.  Kurz  zuvor  hatte  er  die 
Freude,  vom  Konig  doch  noch  mit  dem  Charakter  als  Stabskapitän  beliehen 
zu  werden.  »Ohne  seine  Verwundung«,  sagt  v.  Müller  (S.  26),  »wäre 
Schmückert  wahrscheinlich  Soldat  geblieben  und  in  jene  Periode  geraten, 
in  der  die  Offiziere  in  dem  geisttötenden  Einerlei  des  Dienstes  alt  wurden 
und  verknöcherten.  Bei  dieser  Sachlage  ist  Schmückerts  Unglück,  das  Bein 
zu  verlieren,  wohl  sein  Glück  geworden.« 

Die  ihm  übertragene  Stelle  war  bequem;  man  hatte  sie  dieser  Eigenschaft 
wegen  für  den  körperlich  so  schwer  Heimgesuchten  ausgewählt.  Aber  diese 
selbe  Eigenschaft  verleidete  ihm  das  Amt.  Sein  reger  Geist  verlangte  nach 
Betätigung  und  seine  trotz  allem  ungebrochene  Arbeitskraft  mochte  nicht 
brachliegen.  Schmückert  fühlte  sich  von  vornherein  in  Bernau  unbehaglich. 
Schon  zwei  Monate  nach  Übernahme  der  Postmeisterstelle  trug  er  seine 
Wunsche  schriftlich  dem  Großkanzler,  Minister  Beyme,  vor:  »  .  .  .  Ich 
glaube  fähig  zu  >em,  dem  Staate  noch  nützlicher  zu  werden  und  ein  be- 
trachtlich größeres  Postamt  verwalten  zu  können.     Es  könnte  dies  jetzt 
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schon  geschehen,  durch  Übertragung  auswärtiger  Kommissionen,  bei  Organi- 
sation der  Posten  in  den  neuen  Landesteilen,  wobei  ich  meine  Kenntnisse 
vermehren  kann.«  Beyme  übermittelte  das  Gesuch  dem  General-Postmeister, 
der  es  zu  berücksichtigen  versprach.  Da  die  Erfüllung  indes  auf  sich 
warten  ließ,  wandte  sich  Schmückert,  den,  wie  es  scheint,  eine  seltsame 
Unruhe  ergriffen  hatte,  an  den  Oberpräsidenten  von  Posen  um  Verleihung 
einer  ihm  zusagenden  Stelle.  Glücklicherweise  trat  auch  hier  der  erhoffte 
Erfolg  nicht  sogleich  ein  und  Schmückert  sah  sich  (Juli  18 16)  veranlaßt, 
beim  General-Postmeister  anzufragen,  ob  für  ihn  noch  keine  Aussicht  vor- 
handen sei.  Darauf  erfolgte  unerwartet,  am  16.  August  1816,  seine  Berufung 
als  Hilfsarbeiter  in  das  General-Postamt. 

»Was  den  letzten  Anstoß  zu  dieser  Berufung  gegeben  hat«,  sagt 
v.  Müller  (S.  32).  »ist  nicht  zu  ermitteln.«  In  erster  Linie  waren  es  wohl 
Schmückerts  gute  Zeugnisse,  dann  auch  die  persönliche  Bekanntschaft  mit 
dem  General-Postmeister  v.  Seegebarth,  der  zur  Durchführung  der  mit  dem 
Jahre  181 5  begonnenen  Reorganisation  des  Postwesens  dringend  frischer, 
tüchtiger  Kräfte  bedurfte. 

Die  Neuordnung  der  Verhältnisse  erstreckte  sich  in  der  Hauptsache  auf 
die  Einrichtung  des  preußischen  Postbetriebs  in  den  wiedergewonnenen 
Landesteilen  und  auf  die  Regelung  der  infolge  der  kriegerischen  Ereignisse 
aus  der  Ordnung  geratenen  Kurse  im  Bereiche  der  gesamten  Monarchie. 
Dazu  mußte  ein  leistungsfähiger  Beamtenkörper  geschaffen  werden;  das 
vorhandene  Personal  war  vielfach  untauglich  und  an  Zahl  zu  gering.  Den 
Mitgliedern  des  General- Postamts  stand  also  eine  gewaltige  Arbeitsleistung 
bevor,  die  um  so  hoher  angeschlagen  werden  muß,  wenn  man  bedenkt,  daß 
damals  noch  keine  Obcr-Postdirektionen  vorhanden  waren,  die  der  Zentral- 
behörde beratend  und  ausführend  hätten  zur  Seite  stehen  können. 

Schmückert  hatte  zunächst  »Transport-  und  Kursangelegenheiten«  zu 
bearbeiten.  Auf  seinen  Schultern  ruhte  somit  ein  wesentlicher  Teil  der 
organisatorischen  Aufgaben  des  General-Postamts.  Daß  man  den  rechten 
Mann  an  den  rechten  Ort  gestellt  hatte,  erwies  sich  sehr  bald.  Am 
1.  Oktober  1816.  also  wenige  Wochen  nach  seiner  Berufung,  wurde  er 
bereits  zum  Geheimen  Postrat  und  vortragenden  Rat  ernannt.  Er  war 
damals  26  Jahre  alt.  Über  seine  Tätigkeit  heißt  es  in  einem  amtlichen 
Schriftstücke:  »Bald  stellten  sich  seine  vorzügliche  geistige  Befähigung, 
eine  große  Geschäftsgewandtheit  und  ungewöhnliche  Arbeitskraft  in  dem 
Grade  heraus,  daß  seine  Erhaltung  für  das  General -Postamt  als  ein  vor- 
züglicher Gewinn  betrachtet  werden  mußte«. 

Sie  war  in  der  Tat  ein  Gewinn,  für  das  Land  wie  für  die  Verwaltung. 
Schmückert  sorgte  alsbald  für  die  Neuregelung  der  gewöhnlichen  fahrenden 
Posten,  des  Hauptverkehrsmittels  der  damaligen  Zeit.  Dann  ging  er  an 
die  Einrichtung  von  Schnellposten,  die  1 819  ins  Leben  traten  und  eine 
neue  Epoche  im  preußischen  Postwesen  eröffneten.  Es  folgte  die  Regelung 
der  Extraposten,  Kuriere  und  Estafetten.  Im  wesentlichen  konnten  beim 
Abgänge  des  General-Postmeisters  v.  Seegebarth  im  Jahre  1821  die  Grund- 
lagen des  Fahrpost-  und  Schnellpostwesens  als  abgeschlossen  gelten. 

Daneben  hatte  Schmückert  Zeit  gefunden,  auf  dem  schwierigen  Gebiete 
der  Vertragsschließung  mit  fremden  Postverwaltungen  eine  fruchtbare  Tätig- 
keit zu  entfalten.  In  Deutschland  bestanden  damals  mehr  als  100  »Terri- 
torial-Postinstitute«.  Mit  den  meisten  von  ihnen  mußte  Preußen  nach  dem 
Kriege  zwecks  Wiederherstellung  der  großen  Postkurse  Abkommen  treffen. 
Das  Verhältnis  zu  Sachsen,  das  vermöge  seiner  zentralen  Lage  eine  wichtige 
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Rolle  bei  der  Verkehrsvermittelung  spielte,  war  aus  Anlaß  der  1815  erfolgten 
Gebietsveränderungen  von  Grund  aus  neu  zu  regeln.  Verträge  mit  Schweden 
und  Danemark  zur  Verbesserung  der  Verbindungen,  mit  Rußland  zur  Ge- 
winnung einer  neuen  Grundlage  für  den  gesamten  preußisch -russischen 
Land-  und  Seepostverkehr  wurden  erforderlich.  Fast  alle  diese  Verhand- 
lungen hatte  Schmücken  zu  führen.  Die  Art,  wie  er  sie  führte,  spricht 
für  sein  vornehmes  Denken.  Er  ging  von  dem  —  bis  dahin  nicht  eben 
allgemein  befolgten  —  Grundsatz  aus,  daß  man  den  anderen  Verwaltungen 
die  gleiche  Anerkennung  und  Gerechtigkeit  widerfahren  lassen  müsse,  die 
man  für  sich  in  Anspruch  nehme.  Das  gewann  ihm  von  vornherein  das 
Vertrauen  der  fremden  Vertreter  und  mag  den  Erfolg  der  Verhandlungen 
mitunter  wirksamer  beeinflußt  haben  als  sachliche  Gründe  oder  Einflüsse 
personlicher  Natur.  Die  schon  dem  jugendlichen  Schmücken  in  seltenem 
Maße  eigene  Beherrschung  des  Stoffes,  sein  gewinnendes  Wesen,  seine  Ruhe 
und  Überlegung,  verbunden  mit  Entschlossenheit  im  Handeln,  wenn  der 
Augenblick  es  erforderte,  trugen  zu  dem  gunstigen  Ausgange  der  zahlreichen 
damaligen  Verhandlungen  wesentlich  bei.  v.  Müller  belegt  dies  in  inter- 
essanten Ausführungen,  denen  wir  einige  Beispiele  entnehmen.  Seit  i5oJahren 
lief  ein  preußischer  Hauptpostkurs  von  Berlin  über  Magdeburg,  Halberstadt, 
Minden.  Münster,  Wesel,  Emmerich  nach  den  Niederlanden.  Er  berührte 
auch  das  (vor  1806  preußische,  dann  zu  Hannover  gehörige)  hildesheimsche 
Gebiet.  Im  Jahre  181 5  verweigerte  nun  plötzlich  die  hannoversche  Regiening 
den  freien  Durchzug  der  Post  und  verlangte  Chausseegeld  und  Transit- 
gebühr. Preußen  verhielt  sich  ablehnend  und  es  kam  zu  unerquicklichen 
Streitigkeiten,  die  jahrelang  dauerten.  Als  schließlich  die  preußische  Ver- 
waltung nachgab,  blieb  zwischen  den  beiden  Nachbarn  »eine  feindliche 
Spannung  und  ein  Geist  des  Mißtrauens  bestehen,  unter  dessen  Druck  jeder 
Fortschrittsantrieb  erlahmte«.  Da  wurde  Schmücken  zur  Führung  von 
Verhandlungen  mit  Hannover  abgeordnet  und  sogleich  ließ  die  Spannung 
nach;  ein  beide  Teile  befriedigender  Vertrag  kam  zustande  und  das  gegen- 
seitige Verhältnis  wurde  ein  durchaus  freundschaftliches.  —  In  einem  anderen 
Falle  handelte  es  sich  um  die  Errichtung  einer  staatlichen  Postdampfschiffs- 
verbindung zwischen  Stettin  und  St.  Petersburg.  Da  diese  ein  Konkurrenz- 
unternehmen gegen  eine  bestehende  Privatlinie  bildete,  an  der  viele  einfluß- 
reiche Personen  Petersburgs  beteiligt  waren,  so  mußten  die  Verhandlungen 
mit  äußerster  Vorsicht  geführt  werden.  Trotzdem  wurden  sie  verraten,  und 
nun  konnte  nur  durch  größte  Schnelligkeit  des  Handelns  ein  Mißerfolg 
abgewendet  werden.  Schmücken  vollzog,  ohne  Anweisung  von  Berlin  ab- 
zuwarten, auf  eigene  Verantwortung  den  Entwurf  zu  einem  bezüglichen 
Vertrage,  der  die  Genehmigung  des  Kaisers  Nikolaus  und  nachträglich  auch 
die  des  Königs  Friedrich  Wilhelm  IV.  erhielt. 

Die  ersten  Dienstjahre  Schmückerts  fielen,  wie  bereits  erwähnt,  unter 
die  Amtszeit  des  General-Postmeisters  v.  Seegebarth.  Nach  dessen  Abgang 
(1821)  wurde  der  Geh.  Staatsrat  Nagler  »Präsident  des  General-Postamts«, 
während  die  oberste  Leitung  der  Postangelegenheiten  dem  Staatskanzler 
Fürsten  Hardenberg  zufiel.  Hardenberg  starb  bereits  1823,  seine  Stelle 
wurde  nicht  wieder  besetzt  und  Nagler  erhielt  nunmehr  als  »General- Post- 
meister« die  unabhängige  Leitung  der  Verwaltung.  Er  blieb  in  dieser 
Stellung  auch,  als  er  zum  Bundestagsgesandten  in  Frankfurt  (Main)  ernannt 
wurde  (1824),  und  der  merkwürdige  Fall  trat  ein,  daß  der  Chef  eines  so 
wichtigen  Staats-  und  Verkehrsbetriebs  wie  der  Post  während  langer  Zeit- 
abschnitte und  später  dauernd  von  dem  Sitze  seiner  Zentralverwaltung  fern 
war.    v.  Nagler  (inzwischen  geadelt)  wohnte  bis  zum  Jahre  1829  während 
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des  Sommers  in  Frankfurt,  wahrend  des  Winters  in  Herlin:  in  dem  ge- 
nannten Jahre  siedelte  er  ganz  nach  Frankfurt  über.  Daß  der  <  ieschäfts- 
gang  darunter  litt,  ist  klar;  von  seiner  Schwerfälligkeit  wird  man  sich  aber 
erst  den  rechten  Begriff  machen,  wenn  man  bedenkt,  daß  es  noch  keine 
Eisenbahnen  gab  und  die  damaligen  optischen  Telegraphen  bei  weitem  nicht 
die  Leistungsfähigkeit  des  (erst  spater  ms  Loben  getretenen)  elektrischen 
Telegraphen  besaßen.  I  >ie  Schncllpost  brauchte  3  Tage  zur  Fahrt  von 
Herlin  nach  Frankfurt.  Von  einer  Entscheidung  des  General  -  Postmeisters 
in  eiligen  Angelegenheiten  konnte  also  keine  Rede  sein.  Auch  mußte  die 
persönliche  Aussprache  zwischen  Ghef  und  Raten,  jenes  wirksame  Mittel 
einer  lebendigen,  ersprießlichen  Geschäftsleitung,  entbehrt  weiden.  Wenn 
trotzdem  schwere  Nachteile,  wenigstens  zunächst,  vermieden  blieben  und 
v.  Naglers  Verwaltung  sich  sogar  durch  eine  Reihe  von  Fortschritten  aus- 
zeichnete, sm  war  dies  in  der  Hauptsache  Schinückerts  Verdienst,  v.  Nagler 
beschränkte  sich  darauf,  von  Frankfurt  aus  die  allgemeine  Leitung  des 
Postwesens  zu  führen,  »'wahrend  die  spezielle  Verwaltung  in  ihren  wichtigsten 
Teilen  den  Händen  des  Geheimen  Postrats  Schmücken  in  Herlin  anvertraut 
blieb«  (Stephan,  Geschichte  der  preußischen  Post). 

Gas  Verhältnis  zwischen  beiden  Mannern  war  jahrelang  gut.  v.  Nagler, 
bestrebt,  die  Leistungsfähigkeit  der  Post  auf  eine  möglichst  hohe  Stufe 
zu  bringen,  machte  gern  von  der  sachkundigen  Gntcrstützung  Schmückerts 
Gebrauch;  dieser  wiederum  fand  in  der  fast  ausnahmslosen  Annahme 
seiner  Vorschlage  Befriedigung  und  Antrieb  zu  neuem  Wirken.  So  kam 
u.  a.  der  umfassende  Ausbau  des  Schncllpostennctzes  zustande,  der  die 
Bewunderung  des  In-  und  Auslandes  erregte  und  eifrige  Nachahmung 
bei  anderen  Verkehrsstaaten  fand,  ohne  doch  je  erreicht  zu  werden.  »Durch 
die  Einrichtung  zahlreicher  Nebenkurse,  der  Landfußboten  und  Landpost- 
brietträger  wurde  die  Briefbeförderung  bis  in  die  entlegensten  Orte  ge- 
tragen und  so  vollkommen  und  schnell  bewirkt,  wie  in  keinem  anderen 
Staate;  sie  war  z.  B.  in  England  sehr  viel  schlechter.  In  Berlin  wurde  1827 
eine  Stadtbriefpost  mit  03  Briefsammelstellen  und  sechsmaliger  Briefbestellung 
täglich  eingerichtet  (v.  Müller,  S.  43,  44). 

Daß  die  Beziehungen  der  preußischen  Postverwaltung  zu  fremden  Staaten 
eine  durchgreifende  Neuordnung  erfuhren,  ist  bereits  oben  erörtert  worden. 
Dagegen  nahm  v.  Nagler  gegenüber  der  bedeutendsten  Kulturerrungenschaft 
der  damaligen  Zeit,  den  Eisenbahnen,  eine  durchaus  ablehnende  Haltung 
ein.  Er  erachtete  es  für  ausgeschlossen,  daß  der  Personen-  und  Güterverkehr 
einen  so  riesenhaften  Umfang  annehmen  könnte,  wie  es  zur  Ertragsfälligkeit 
der  Bahnen  erforderlich  war.  Diese  erschienen  ihm  daher  als  eine  unsichere 
Kapitalsanlage,  von  der  sich  der  Staat  fernhalten  müsse.  In  der  Hand  der 
Privatunternehmung  -  -  so  sagte  er  sich  weiter  —  traten  die  Eisenbahnen 
mit  der  Post  in  Wettbewerb  und  schwächten  ihre  Einnahmen,  ja  bedrohten 
den  Bestand  ihrer  Einrichtungen  zur  Personen-  und  Paketbeförderung.  Der 
Gedanke  aber,  das  eben  vollendete  stolze  Gebäude  des  preußischen  Post- 
fuhrwesens in  Trümmer  sinken  zu  sehen,  es  sogar  selbst  stückweise  nieder- 
reißen zu  müssen,  war  v.  Nagler  unerträglich.  Nicht  die  Vorstellungen 
Schmückerts  und  anderer  einsichtsvoller  Männer,  nicht  der  Druck  der 
öffentlichen  Meinung  vermochten  ihn  von  seiner  verhängnisvollen  Stellung- 
nahme abzubringen.  Er  wußte,  durch  den  Direktor  des  Departements  für 
Handel  und  Gewerbe  unterstützt,  seiner  Ansicht  auch  im  Staatsministerium 
und  beim  Könige  Geltung  zu  verschaffen.  Die  Folge  war,  daß  der  Staat 
einerseits  es  ablehnte,  den  Bahnbau  selbst  in  die  Hand  zu  nehmen,  anderer- 
seits der  privaten  Unternehmung  die  Förderung  versagte.    Es  ist  hier  nicht 
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der  Ort,  die  Eisenbahnfrage  weiter  zu  verfolgen;  wir  empfehlen  jedoch  die 
Ausfuhrungen,  die  v.  Müller  ihr  widmet,  der  Aufmerksamkeit  des  Lesers. 

Im  Jahre  1835  legte  v.  Nagler  sein  Amt  als  Bundestagsgesandter  nieder, 
kehrte  nach  Berlin  zurück  und  widmete  sich  fortan  ausschließlich  dem 
Postwesen.  Das  hätte,  da  nun  die  Unzuträglichkeiten  in  Wegfall  kamen, 
die  mit  dem  Fernsein  des  General -Postmeisters  verbunden  gewesen  waren, 
der  Verwaltung  zum  Vorteil  gereichen  müssen.  Allein  das  Gegenteil  trat 
ein.  v.  Naglers  Gesundheit  hatte  gelitten,  seine  Leistungsfähigkeit  war 
beeinträchtigt;  er  sah  sich  mitunter  monatelang  ans  Zimmer  gefesselt.  Mit 
der  abnehmenden  Arbeitskraft  stellte  sich  auch  eine  Abneigung  gegen 
Änderungen  im  Postwesen  ein.  Dabei  veränderte  sich  merklich  sein  Verhältnis 
zu  den  vortragenden  Räten,  besonders  zu  Schmückert,  der  zeitweise  den 
Gedanken  erwog,  seine  Stellung  mit  der  des  Ober-Postdirektors  in  Hamburg 
zu  vertauschen. 

Ein  Schritthalten  der  Post  mit  den  Erfordernissen  der  Zeit  war  unter 
diesen  Umständen  nicht  möglich.  Als  v.  Nagler  1846  starb,  hinterließ 
er  eine  in  manchen  Zweigen  rückständige  Verwaltung,  deren  Neubelebung 
eine  nicht  nur  starke  und  gewandte,  sondern  auch  mit  Sachkenntnis  aus- 
gestattete Persönlichkeit  erforderte.  Die  Versäumnisse  von  Jahren  mußten  in 
kürzester  Frist  nachgeholt  werden.  Zur  Lösung  dieser  Aufgabe  war 
Schmückert  der  rechte  Mann.  Er  führte  sie  auch  aus,  aber  —  entgegen 
der  allgemeinen  Erwartung  —  zunächst  nicht  als  Chef  der  Verwaltung, 
sondern  in  ähnlicher  Stellung,  wie  er  sie  unter  v.  Nagler  in  den  Jahren 
von  1X21  bis  1835  eingenommen  hatte;  nur  daß  ihm  durch  Ernennung 
zum  Direktor  des  General-Postamts  die  lange  ausgeübte  Autorität  gegenüber 
den  übrigen  Mitgliedern  der  Zentralbehörde  auch  formell  zuerkannt  wurde. 

General-Postmeister  wurde  der  Oberpräsident  von  Westfalen,  v.  Schaper. 
Seine  Amtsführung  war  kurz,  aber  ersprießlich.  Er  widmete  sich  eifrig  den 
Geschäften,  räumte,  soweit  möglich,  mit  den  überkommenen  Mängeln  auf 
und  gab  der  Verwaltung  ihre  frühere  fortschrittliche  Richtung  wieder.  Dabei 
folgte  er  durchweg  den  Vorschlägen  Schmückerts.  Das  größte  Verdienst 
erwarben  sich  beide  durch  die  veränderte  Stellungnahme  gegenüber  den 
Eisenbahnen,  die  fortan  überall  zur  Postbeförderung  benutzt  wurden.  Das 
hatte  eine  Umwälzung  im  gesamten  inneren  Betriebe  des  Postdienstes  zur 
Folge,  der  sich  noch  in  den  Grundformen  der  von  Seegebarth  herrührenden 
Postordnung  aus  dem  Jahre  1782  bewegte.  Die  Ausarbeitung  der  neuen 
Dienstanweisungen  wurde  unter  Schmückerts  Leitung  sogleich  in  Angriff 
genommen  und  trotz  der  Neuartigkeit  des  Gegenstandes  und  der  mangelnden 
Erfahrungen  in  kürzester  Zeit  durchgeführt.  In  jene  Zeit  fällt  auch  bereits 
die  Einrichtung  »fahrender  Postexpeditionsbureaus«  (i.  Mai  1849)  und  die 
Bildung  von  »Eisenbahnpostspeditionsämtern«.  Die  Organisation  hat  sich 
im  wesentlichen  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten. 

Infolge  der  Ausgestaltung  des  Eisenbahnnetzes  und  der  damit  Hand  in 
Hand  gehenden  Erleichterung  und  Beschleunigung  des  Postverkehrs  traten 
Bestrebungen  zur  Bildung  eitles  deutschen  Postvereins  hervor.  Der  Gedanke 
war  zuerst  im  Jahre  1X38  in  Fachzeitschriften  erörtert  worden.  Unter 
v.  Nagler  hatten  auch  bereits  Verhandlungen  über  den  Gegenstand  geschwebt, 
aber  sie  waren  ergebnislos  geblieben.  Alsbald  nach  v.  Schapers  Amtsantritt 
nahm  Schmückert  die  Sache  wieder  auf.  Er  führte  eine  Verständigung  mit 
Osterreich  herbei  und  die  beiden  Post  Verwaltungen  stellten  ein  gemeinschaft- 
liches »Programm  der  Grundlagen  eines  deutschen  Postvereins«  auf.  Dieses 
wurde  im  Marz  1 847  den  deutschen  Regierungen  mitgeteilt  und  erhielt  ihre 
Billigung.    Ein   im  Oktober   desselben  Jahres  zur  Beratung  des  Vereins- 
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Vertrags  in  Dresden  zusammengetretener  Kongreß  mußte  jedoch  mit  Rücksicht 
auf  die  inzwischen  bedrohlich  gewordene  politische  Lage  vertagt  werden, 
bevor  er  seine  Aufgabe  erfüllt  hatte.  Als  die  Verhandlungen  zu  Ende 
geführt  wurden  (1850).  war  v.  Schaper  nicht  mehr  im  Amte. 

Er  nahm,  nachdem  er  infolge  der  Unterstellung  des  »Postdepartements« 
unter  das  neu  errichtete  »Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche 
Arbeiten«  den  wichtigeren  Teil  seiner  Befugnisse  verloren  hatte  und  nur 
noch  eine  unbequeme  Zwischeninstanz  zwischen  dem  Minister  und  dem 
General-Postamte  bildete,  am  1.  Oktober  1849  seinen  Abschied.  Ein  Nach- 
folger wurde  nicht  ernannt.  Die  Obliegenheiten  des  General  -  Postmeisters 
gingen  zum  Teil  auf  den  Handelsminister  (damals  v.  d.  Heydt),  zum  Teil 
auf  den  Direktor  des  General  -  Postamts  über,  der  damit  die  unmittelbare 
Leitung  der  Postverwaltung  in  die  Hand  bekam.  Durch  die  Ernennung 
Schmückerts  zum  General  -  Postdirektor  (1850)  trat  dies  auch  äußerlich  in 
die  Erscheinung.  Natürlich  blieb  er  vom  Handelsminister  abhängig,  aber 
v.  d.  Heydt  beschränkte  seine  Entscheidung  auf  Eragen  von  grundlegender 
Bedeutung;  in  allen  anderen  Angelegenheiten  hatte  Schmückert  volle  Ereiheit 
des  Handelns.  Da  beide  Männer  zudem  durch  ein  auf  gegenseitige  Wert- 
schätzung gegründetes  angenehmes  Verhältnis  miteinander  verbunden  waren 
und  diese  Beziehungen  dauernd  ungetrübt  blieben,  so  gestaltete  sich  ihr 
Zusammenwirken  für  die  Postverwaltung  höchst  ersprießlich.  Es  ist  erstaun- 
lich, welche  Eülle  von  Reformen  der  damals  00  jährige  Schmückert  noch 
in  Angriff  nahm  und  durchführte.  Wir  können  nur  die  wichtigsten  hier 
berühren  und  verweisen  im  übrigen  auf  die  eingehenden  Ausführungen  des 
v.  Müller'schen  Buches. 

Ende  1840  wurde  ein  ermiißigter  und  vereintachter  Briefportotarif  ein- 
geführt; die  Gebühr  für  den  einfachen  Brief  betrug  danach  bei  Entfernungen 
bis  zu  10  Meilen  1  Sgr. .  bis  20  Meilen  2  Sgr.  und  bei  allen  weiteren  Ent- 
fernungen 3  Sgr.  Im  Anschlüsse  daran  erfolgte  (1.  Januar  1850)  die  erste 
Ausgabe  von  Ereimarken. 

Damit  war  dem  Abschluß  eines  deutsch-österreichischen  Postvereins- 
vertrags wirksam  vorgearbeitet,  der  denn  auch  1850  zustande  kam.  Seine 
grundlegenden  Bestimmungen  waren:  Benutzung  der  schnellsten  Wege  für 
die  Beförderung  der  Posten  und  einheitliches  Briefporto  im  gesamten 
Vereinsgebiete  nach  den  von  Preußen  eingeführten  Sätzen.  Im  Jahre  1857 
wurden  auch  für  die  Eahrpo>tsendungen  einheitliche  Gebühren  festgesetzt. 

In  der  Eolge  nahm  der  Postverkehr  einen  ungeahnten  Aufschwung,  der 
auf  alle  Zweite  der  nationalen  Erwerbstätigkeit  befruchtend  wirkte.  Der 
Postverwaltung  trug  der  neue  Brietportotarif  und  seine  Ausdehnung  auf 
die  anderen  deutschen  Staaten  und  Österreich,  nach  vorübergehendem 
Rückgange  der  Einnahmen,  erhöhte  und  stetig  wachsende  Uberschüsse  ein. 
Es  verdient  jedoch  hervorgehoben  zu  werden,  daß  das  finanzielle  Ergebnis 
nicht  Selbstzweck  der  Reform  gewesen  war;  überhaupt  rechnet  von  jener 
Zeit  die  moderne  Richtung  im  Verkehrswesen,  die  das  fiskalische  Interesse 
hinter  die  Bedürfnisse  der  Allgemeinheit  zurücktreten  läßt. 

Im  Jahre  1848,  also  noch  unter  v.  Schapers  Amtsführung,  war  das 
Telegraphenwesen  der  Postverwaltung  unterstellt  worden.  Von  einer  Mit- 
wirkung Schmückerts  bei  dieser  Maßnahme  berichtet  v.  Müller  nichts;  es 
erscheint  aber  ausgeschlossen,  daß  die  Regelung  einer  so  wichtigen  organi- 
satorischen Frage  ohne  Beteiligung  des  ersten  sachverständigen  Verkehrs- 
beamten des  Staates  zustande  gekommen  sein  sollte.  Fest  steht,  daß 
Schmückert  die  Bedeutung  der  Tclegraphie  sogleich  richtig  erkannte,  in 
ihre  Verhältnisse  eindrang  und  »nicht  selten   durch   seine  gediegene  und 
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klare  Beurteilung  der  an  ihre  Entwickelung  sich  knüpfenden  Fragen«  über- 
raschte. Ein  bleibendes  Verdienst  erwarb  er  sich  durch  den  Abschluß  des 
deutsch-österreichischen  Telegraphenvercinsvcrtrags  (1850). 

Schmückert  würde  zweifellos  auch  die  Eisenbahnen,  wenigstens  die 
bedeutenderen  Linien,  in  die  Hand  zu  bekommen  versucht  haben,  wenn  er 
sich,  als  die  Frage  an  den  Staat  herantrat,  in  leitender  Stellung  befunden 
hatte,  v.  N agier,  der  damalige  General-Postmeister,  dachte,  wie  erwähnt, 
anders.  Später  erübrigte  nur  die  Heranziehung  der  Bahnen  zur  Beförderung 
der  Postsendungen  unter  möglichst  günstigen  Bedingungen.  Dafür  mußte 
ein  wesentlicher  Teil  des  l'ostregals,  das  ausschließliche  Recht  zur  Be- 
förderung von  Reisenden  mit  regelmäßigen  Fahrgelegenheiten,  aufgegeben 
werden.  Das  Gesetz  vom  5.  Juni  1852  regelte  diese  Verhältnisse:  es  be- 
schränkte auch  den  Postzwang  für  Pakete.  Trotzdem  nahm  die  Zahl  der 
Postreisenden  zunächst  noch  erheblich  zu:  sie  betrug  in  den  Jahren  1849 
bis  185t  durchschnittlich  2017744  jährlich  und  stieg  bis  zum  Jahre  1860 
auf  3  os 3  505. 

Infolge  der  allgemeinen  Verkehrssteigerung,  der  damit  verbundenen  Er- 
öffnung neuer  Postanstalten  und  Kurse,  der  Einrichtung  des  Eisenbahn- 
postdienstes, der  Übernahme  der  Telegraphie  usw.  hatten  die  Geschäfte  des 
General-Postamts  einen  kaum  mehr  zu  übersehenden  Urnfang  angenommen. 
Dem  General- Postamt  unterstanden  unmittelbar  und  in  fast  allen  Beziehungen 
die  Postamter  und  Postexpeditionen,  die  nur  hinsichtlich  des  laufenden 
Dienstes  durch  Zwischenstellen,  die  Postinspektionen,  beaufsichtigt  wurden. 
Zahllose  Obliegenheiten  untergeordneter  Bedeutung,  wie  Einnahme-  und 
Ausgabeanweisungen,  Genehmigung  jeder  geringen  Veränderung  im  Posten- 
lauf usw..  ruhten  somit  auf  der  Zentralbehörde  und  beeinträchtigten  die 
Bearbeitung  der  wichtigeren  Angelegenheiten.  Dabei  fehlte  es  an  Stellen, 
die  das  General  -  Postamt  in  der  Anregung  von  Verbesserungen,  in  der 
Beurteilung  neuer  Einrichtungen  und  Bestimmungen  hätten  unterstützen 
können.  Die  Postämter  waren  da/u  nicht  in  der  Lage,  weil  ihre  Tätigkeit 
sich  örtlich  in  zu  engem  Rahmen  bewegte,  und  die  Postinspektionen  besaßen 
nicht  den  genügenden  Gcsehäftsumfang.  Zum  Teil  waren  jene  Mängel 
schon  früher  empfunden  worden.  Im  Jahre  1822  hatte  eine  Kommission 
die  Errichtung  von  Ober- Postdirektionen  —  je  einer  für  jede  Provinz  — 
vorgeschlagen.  Der  General-Postmeister  v.  Nagler  erblickte  jedoch  das  Heil 
der  Verwaltung  in  der  Zentralisation  und  hielt  an  ihr  während  seiner 
Amtszeit  mit  Entschiedenheit  fest.  Erst  nach  seinem  Tode  hatten  die 
Reformbestrebungen  Aussicht  auf  Erfolg,  und  alsbald  sehen  wir  den  uner- 
müdlichen Schmückert  an  der  Arbeit,  die  nun  äußerst  dringend  gewordene 
Neuordnung  in  die  W  ege  zu  leiten.  Er  hatte  eine  glückliche  Hand.  Ab- 
weichend von  dem  früheren  Vorschlage,  der  ihm  wegen  des  zu  großen 
Umfanges  der  Bezirke  unzweckmäßig  erschien,  befürwortete  er  die  Errich- 
tung von  Ober-Postdirektionen  für  jeden  Regierungsbezirk  und  für  Berlin. 
Die  Obliegenheiten  der  bisherigen  Postinspektionen  und  ein  Teil  der  Geschäfte 
des  General-Postamts  sollten  auf  sie  übergehen.  Als  Verwaltungsbehörden 
mit  weitgehender  Selbständigkeit,  die  nur  durch  die  allgemeinen  Bestimmungen 
und.  in  Angelegenheiten  von  größerer  Bedeutung,  durch  die  Weisungen  des 
General-Postamts  beschränkt  wurde,  sollten  die  Ober-Postdirektionen  »kraft- 
volle, mitten  im  Leben  stehende  Organe  und  Stützen  der  Gesamtverwaltung« 
werden. 

Schmüekcrts  Vorschlag  erhielt  die  Billigung  des  Staatsministeriums  und 
wurde  auf  dessen  Antrag  am  H).  September  1849  vom  König  genehmigt. 
Am  1.  Januar  1850,   nachdem   kaum  Monate   für  die  umfangreichen 
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Ausführungsarbcilen  zur  Verfügung  gestanden  hatten,  trat  die  neue  Organi- 
sation in  Kraft.  Wie  sie  sieh  bewahrt  hat,  ist  unseren  Lesern  bekannt;  sie 
ging  mit  geringfügigen  Änderungen  auf  das  Postwesen  des  Norddeutschen 
Hundes  über,  wurde  von  der  deutschen  Reichspost  übernommen  und  ist 
bis  auf  die  Gegenwart  erhalten  geblieben.  Stephan  nennt  sie  in  seiner 
Geschichte  der  preußischen  Post  »die  bedeutungsvollste  und  tiefgreifendste 
Umgestaltung,  die,  seitdem  der  Grobe  Kurfürst  im  Jahre  1O40  den  P>efehl 
erteilte,  daß  Verwaltung  und  Betrieb  des  Postwesens  vom  Staate  über- 
nommen werden  sollten,  das  preußische  Postinstitut  erfahren  hat«.  Noch 
heute  haben  diese  Worte  ihre  Geltung,  und  es  kann  hinzugefügt  werden, 
daß  ohne  die  zweckmäßige  Kräfteverteilung  und  Abgrenzung  der  Befugnisse 
zwischen  Zentralbehörde,  Ober- Postdii cktiotien  und  Verkehrsaustalten ,  w  ie 
Schmückert  sie  eingeführt  hat.  weder  die  Erfolge  der  letzten  50  Jahre 
möglich  gewesen  waren,  noch  in  Zukunft  die  Verwaltung  ihren  Aulgaben 
würde  gerecht  werden  können. 

Der  Persönlichkeit  und  dem  Privatleben  Schmückerts  widmet  v.  Müller 
einen  sorgfältig  ausgearbeiteten  Abschnitt  seines  Buches.  Wir  werden  darin 
u.  a.  mit  einer  Reihe  von  kleinen  Zügen.  Begebenheiten,  Stimmungen  bekannt 
gemacht,  die  uns  die  Person  des  seltenen  Mannes  naher  bringen,  sie  liebens- 
wert erscheinen  lassen.  Manchen  Blick  in  Schmückerts  Seelenleben  gewähren 
die  eingestreuten  Briefauszüge. 

Schmückert  war  von  mittelgroßer  Figur,  die  in  spateren  Jahren  etwas 
zur  Fülle  neigte.  »Sein  Auftreten  war  schlicht,  aber  wurdevoll;  mit  seinem 
Stelzfuße  bildete  er  stets  eine  eigenartige  Erscheinung.*  (v.  Müller,  S.  04). 
Er  besaß  einen  lebhaften  Sinn,  der  sich  gelegentlich  in  zornigem  Unwillen 
Luft  machte.  Tatkraft,  Schärfe  des  Urteils  und  eine  erstaunliche  Arbeits- 
kraft waren  die  Grundlagen  seiner  erfolgreichen  amtlichen  Tätigkeit.  Selbst 
unermüdlich  im  Dienste,  verlangte  er  auch  von  den  ihm  unterstellten 
Beamten  strengste  Pflichterfüllung ;  dabei  war  er  vorurteilsfrei,  und  in  seiner 
Verwaltung  herrschte  ein  liberaler  Zug.  Pflichttreuen  Beamten  trat  er  leut- 
selig und  mit  Herzensgüte  entgegen. 

Er  starb,  nach  kurzer  Krankheit,  am  3.  Februar  1802,  im  In-  und  Aus- 
land aufrichtig  betrauert.  47  Jahre  seines  Lebens  hatte  er  dem  Postdieuste 
gewidmet,  13  Jahre  an  der  Spitze  des  General-Postamts  gestanden,  und  es 
war  ihm  vergönnt  gewesen,  aus  schwerer  Zeit  heraus  das  preußische  Post- 
wesen zum  ersten  der  Welt  zu  machen.  So  fest  war  der  Grund,  den  er 
gelegt  hatte,  daß  schon  nach  wenigen  Jahren  das  gewichtige  Gebäude  der 
Deutschen  Reichspost  auf  ihm  errichtet  werden  konnte.  Schmückerts  An- 
denken lebt  in  der  Postverwaltung  fort.  Eine  Inschrifttafel  an  seinem 
Geburtshaus  in  Greifenberg  (Pommern)  und  ein  Denkmal  in  Bojanowo 
überliefern  als  äußere  Zeichen  seinen  Namen  der  Nachwelt.  In  der  Kultur- 
geschichte Preußens  wird  er  als  einer  der  Bahnbrecher  des  modernen 
Verkehrs  stets  einen  hervorragenden  Platz  einnehmen. 

Ober- Postinspektor  W.  Meyer  in  Berlin. 
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Das  englische  Gesetz  über  drahtlose  Telegraphie. 

Die  drahtlose  Telegraphie  erfreute  sich  in  Großbritannien  bis  vor  kurzem 
einer  bemerkenswerten  Ungebundenheit.  Ohne  staatliche  Konzession  konnten 
Funkentelegraphenstationen  errichtet  und  zur  Nachrichtenübermittelung,  zwar 
nicht  in  den  Grenzen  des  Vereinigten  Königreichs,  aber  doch  mit  außerhalb 
der  Territorialgewässer  befindlichen  Schiffen  und  sogar  mit  dem  Auslande 
benutzt  werden.  Bezüglich  des  Schiffsverkehrs  hat  sich  denn  auch  die  draht- 
lose Telegraphie,  zu  ihrem  eigenen  Schaden,  ziemlich  regellos  entwickelt.  Das 
Gleiche  wäre  auf  dem  Gebiete  des  Auslandsverkehrs  zu  befürchten  gewesen, 
wenn  der  Regierung  nicht  auf  indirektem  Wege  die  Verhinderung  solcher 
Verbindungen  gelungen  wäre.  Sie  erreichte  dies  durch  Vereinbarung  mit 
den  betreffenden  fremden  Staaten,  die  sich  bereit  erklärten,  von  ihrem 
Gebiet  aus  den  Verkehr  mit  England  nur  im  Einvernehmen  mit  der 
britischen  Regierung  zuzulassen.  Im  Kriegsfall  und  zu  Zeiten  gespannter 
politischer  Beziehungen,  also  gerade  dann,  wenn  es  von  höchster  Wichtigkeit 
gewesen  wäre,  daß  nicht  unkontrollierte  telegraphische  Nachrichten  das 
Land  verließen,  hätten  jene  Abkommen  jedoch  naturgemäß  versagt.  Der 
Regierung  stand  zwar  das  Recht  zu.  im  Kriege  von  allen  Telegraphen- 
stationen, die  durch  korporierte  Gesellschaften  zu  geschäftlichen  Zwecken 
betrieben  werden,  Besitz  zu  ergreifen.  Doch  reichte  die  Befugnis  den  eigen- 
artigen Verhältnissen  der  drahtlosen  Telegraphie  gegenüber  nicht  aus,  da 
weder  Anlagen  von  Privatpersonen,  noch  Versuchsstationen  getroffen  wurden. 
Es  hätte  daher  selbst  in  ernsten  Zeiten  nicht  verhindert  werden  können, 
daß  wichtige  militärische  oder  politische  Nachrichten  von  Unberufenen  auf- 
gefangen, daß  Verbindungen  britischer  Kriegsschiffe  miteinander  und  mit 
der  Admiralität  gestört,  verräterische  Mitteilungen  an  feindliche  Schiffe 
gerichtet  wurden  usw. 

Der  Zustand  war  auf  die  Dauer  unhaltbar.  Wollte  die  Regierung  von 
der  drahtlosen  Telegraphie  für  ihre  Zwecke,  besonders  für  die  Landes- 
verteidigung, überhaupt  Gebrauch  machen,  so  mußte  sie  sich  bei  Zeiten  eine 
wirksame  Kontrolle  des  neuen  Verkehrsmittels  sichern.  Je  mehr  private 
Stationen  gebaut,  je  größere  Kapitalien  darin  angelegt  waren,  um  so 
schwieriger  mußte  ein  gesetzliches  Eingreifen  werden,  das  die  Aufwendungen 
gefährdete.  Auch  allgemeine  Verkehrsrücksichten  verlangten  die  Regelung. 
Bisher  hatten  die  verschiedenen  Unternehmer  ihre  Stationen  errichtet,  wo 
es  ihnen  gerade  paßte,  meist  ohne  zu  bedenken,  ob  dadurch  etwa  der  Betrieb 
benachbarter  Stationen  gestört  würfle.  Das  hätte  zu  einer  fortschreitenden 
Verwirrung,  stellenweise  sogar  zur  Verhinderung  der  funkentelcgraphischen 
Nachrichtenübermittelung  geführt,  wenn  nicht  frühzeitig  eingegriffen  wurde. 
Es  kam  hinzu,  daß  die  englische  Regierung  weder  an  der  allgemeinen 
internationalen  Regelung  der  drahtlosen  Telegraphie  teilzunehmen  vermochte, 
noch  wirksame  Verträge  zur  Herstellung  usw.  funkentelegraphischer  Ver- 
bindungen zwischen  England  und  anderen  Ländern  schließen  konnte,  weil 
ihr  die  Handhabe  zur  Durchführung  der  Abmachungen  im  eigenen  Lande 
fehlte.  Auf  eine  kräftige  Mitwirkung  bei  der  Gestaltung  des  neuen  Ver- 
kehrsmittels konnte  aber  die  Regierung  der  größten  Handelsnation,  des  aus- 
gedehntesten Kolonialreichs,  der  stärksten  Seemacht  nicht  verzichten. 

Bereits  vor  längerer  Zeit  hatte  das  General- Postamt  den  Erlaß  eines 
einschlägigen  Gesetzes  als  notwendig  erkannt.  Darauf  deutet  u.  a.  der  Vor- 
behalt hin.  mit  dem  im  vorigen  Jahre  die  britischen  Vertreter  das  Schluß- 
protokoll der  Berliner  internationalen  Konferenz  für  drahtlose  Telegraphie 
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unterzeichneten.  Bei  der  Schwierigkeit  des  Stoffes  und  der  Verschieden- 
artigkeit der  zu  berücksichtigenden  Interessen  zogen  sich  jedoch  die  Vor- 
arbeiten in  die  Länge,  an  denen  außer  dem  General-Postamt  das  Handelsamt, 
die  Admiralität  und  das  Kriegsministerium  beteiligt  waren.  Da  trat  der 
Krieg  zwischen  Rußland  und  Japan  ein.  Es  zeigte  sich,  welchen  über  alle 
Erwartung  hohen  Wert  die  drahtlose  Telegr.iphie  für  die  moderne  Krieg- 
führung besitzt,  wie  sie  u.  lT.  ausschlaggebende  Bedeutung  gewinnen  kann 
und  wie  —  namentlich  im  Seekampf  —  ohne  die  drahtlose  Telegraphie 
überhaupt  nicht  mehr  auszukommen  ist.  Die  englische  Regierung  sah  sich 
daher  veranlaßt,  die  gesetzliche  Regelung  der  drahtlosen  Telegraphie  nun- 
mehr mit  größtem  Nachdruck  zu  betreiben.  Am  18.  Juli  ging  der  Entwurf 
dem  Parlament  zu;  am  15.  August  wurde  er  bereits  vom  Hause  der  Gemeinen 
in  dritter  Lesung  angenommen  und  am  gleichen  Tage  vom  Oberhause  ver- 
abschiedet. Das  war  eine  in  der  englischen  Parlamcntsgeschichte  kaum 
erhörte  Beschleunigung.  Dabei  war  der  Entwurf  nicht  einmal  glatt  durch- 
gegangen. Er  hatte  von  verschiedenen  Seiten  heftige  Angriffe  erfahren,  die 
sich  besonders  auf  die  Beeinträchtigung  des  freien  Wettbewerbs  richteten, 
und  eine  Reihe  von  Abänderungen  und  Zusätzen  waren  beschlossen  worden. 
Das  Gesetz  lautet  in   freier  Übersetzung: 

§1. 

1.  Niemand  darf  an  irgend  einem  Orte  oder  an  Bord  eines  britischen 
Schiffes  eine  Station  für  drahtlose  Telegraphie  errichten  oder  einen  Apparat 
für  drahtlose  Telegraphie  aufstellen  oder  betreiben,  ohne  dazu  eine  vom 
General -Postmeister  erteilte  Konzession  zu  besitzen. 

2.  Die  Form  und  die  Dauer  der  Konzession  werden  vom  General-Post- 
meister bestimmt.  In  der  Konzession  sind  die  Festsetzungen,  Bedingungen 
und  Beschränkungen  aufzuführen,  unter  denen  die  Bewilligung  erfolgt. 
Jede  Konzession  darf  sich  auf  zwei  oder  mehr  Stationen,  Plätze  oder  Schiffe 
erstrecken. 

3.  Wer  ohne  Konzession  eine  Station  für  drahtlose  Telegraphie  errichtet 
oder  einen  Apparat  für  solche  Zwecke  aufstellt  oder  betreibt,  macht  sich 
eines  Vergehens  schuldig  und  wird  mit  einer  Geldbuße  von  nicht  mehr  als 
10  Pfund  St.  bestraft,  wenn  er  im  summarischen  Verfahren  überführt  wird, 
dagegen  mit  einer  Geldbuße  von  nicht  mehr  als  10O  Pfund  St.  oder  mit 
Gefängnis  mit  oder  ohne  Zwangsarbeit  bis  zu  12  Monaten,  wenn  die  Uber- 
führung im  förmlichen  Verfahren  erfolgt.  In  beiden  Fällen  hat  der  Schuldige 
die  ohne  Konzession  aufgestellten  oder  betriebenen  Apparate  für  drahtlose 
Telegraphie  verwirkt.  Die  Verfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  des  General- 
Postmeisters,  der  Admiralität,  des  Kriegsministeriums  oder  des  Handels- 
amts ein. 

4.  Wenn  ein  Friedensrichter  auf  Grund  eidlicher  Bekundung  die  Über- 
zeugung' gewinnt,  daß  an  einem  Orte  oder  auf  einem  Schiffe,  innerhalb 
seines  Sprengeis,  ohne  Konzcssion  eine  Station  für  drahtlose  Telegraphie 
errichtet  oder  ein  Apparat  zu  solchem  Zwecke  aufgestellt  worden  ist  oder 
betrieben  wird,  so  kann  er  einem  Polizeibeamten  oder  einem  von  dem 
General  -  Postmeister,  der  Admiralität,  dem  Kriegsministcrium  oder  dem 
Handelsamt  bezeichneten  Beamten  Vollmacht  dahin  erteilen,  die  Station  oder 
das  Schiff  zu  untersuchen  und  die  nach  seiner  Ansicht  zur  drahtlosen 
Telegraphie  bestimmten  Apparate  zu  beschlagnahmen. 

5.  Die  O84,  085  und  080  des  Gesetzes  von  181)4  über  die  Kauf- 
fahrteischiffe (die  sich  auf  die  Rechtsprechung  der  Gerichtshöfe  und  Einzel- 
richter beziehen)  und  §  693  desselben  Gesetzes  (Beschlagnahme  zur  Deckung 
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von  Stimmen,  zu  deren  Zahlung  der  Schiffseigentümer  verurteilt  ist)  finden 
bei  der  Rechtsprechung-  in  bezug  auf  Schiffe  und  bei  Beschlagnahmen  nach 
dem  gegenwärtigen  Gesetz  Anwendung. 

(h  Der  General-Postmeister  erläßt  V  orschriften  darüber,  in  welcher  Form 
die  Anträge  auf  Konzessionserteilung  gestellt  werden  müssen  und  —  mit 
Zustimmung  des  Schatzamts  —  welche  Gebühren  für  die  Gewährung  einer 
Konzession  zu  entrichten  sind. 

2-  Der  Ausdruck  »drahtlose  Telegraphie«  bezeichnet  jedes  System 
tclegraphischcr  Ubermittelung,  wie  solche  in  den  Telegraphengesetzen  von 
(865  bis  1004  aufgeführt  ist,  soweit  die  Übermittelung  ohne  Zuhilfenahme 
eines  Drahtes  zur  Verbindung  der  Punkte,  zwischen  denen  die  Telegramme 
oder  sonstigen  Mitteilungen  gewechselt  werden,  erfolgt. 

Keine  Bestimmung  in  diesem  Gesetze  soll  die  Herstellung  oder  den 
Gebrauch  elektrischer  Apparate  hindern,  die  zur  Bewegung  von  Maschinen 
oder  zu  anderen  Zwecken  als  der  Ubermittelung  von  Nachrichten  bestimmt 
sind. 

§  2- 

L  Wenn  der  eine  Konzession  Nachsuchende  dem  General  -  Postmeister 
glaubhaft  nachweist,  daß  die  beabsichtigte  Anlage  nur  zur  Vornahme  von 
Versuchen  auf  dem  Gebiete  der  drahtlosen  Telegraphie  dienen  soll,  so  wird 
eine  Konzession  zu  diesem  Zwecke  erteilt  werden.  Die  zu  beobachtenden 
Festsetzungen,  Bedingungen  und  Beschränkungen  bestimmt  der  General- 
Postmei-ter;  doch  darf  keinerlei  Abgabenverpflichtung  auferlegt  werden. 

2,  überzeugt  der  Konzessionssucher  den  General-Postmeister,  daß  eine 
Funkentelcgrapheustation  nur  zur  Übermittelung  solcher  Telegramme  benutzt 
werden  soll,  die  nicht  unter  das  durch  Gesetz  vom  Jahre  1869  festgestellte 
Telegraphenregal  der  Postverwaltung  fallen,  so  ist,  im  Falle  der  Frteilung 
einer  Konzession,  keinerlei  Abgabenverpflichtung  aufzuerlegen. 

3_.  Der  General-Postmeister  hat,  unter  voller  Wahrung  der  ihm  obliegenden 
Pflicht  der  Kontrolle  über  die  drahtlose  Telegraphie,  besondere  Konzessionen 
zu  ermäßigten  Bedingungen  für  die  Errichtung  und  den  Betrieb  von  Funken- 
telegraphenstationen zu  gewähren,  die  ausschließlich  zur  Übermittelung  von 
Nachrichten  an  öffentliche  eingetragene  Zeitungen  innerhalb  des  Vereinigten 
Königreichs  dienen  sollen.  Eine  Nachweisung  aller  . durch  Sonderkonzessionen 
festgesetzten  ermäßigten  Abgaben  ist  beiden  Häusern  des  Parlaments  je 
14  Tage  nach  Beginn  der  Sitzung  vorzulegen,  welche  auf  die  Gewährung 
solcher  Konzessionen  folgt. 

§  3- 

jl  Dieses  Gesetz  ist  als  »Wireleß  Telegraph  Act.  IQ04«  zu  bezeichnen 
und  unter  den  Telcgraphengcsetzen  von  1803  bis  1904  aufzuführen. 

2*  Das  gegenwärtige  Gesetz  gilt  für  die  Gesamtheit  der  britischen 
Inseln  und  für  alle  britischen  Schilfe,  solange  sie  sich  in  den  Territorial- 
gewässern der  britischen  Inseln  befinden.  Die  Gerichte  der  Kanalinseln 
haben  das  Gesetz  gebührend  einzutragen. 

3^  Durch  königliche  Verordnung  kann  dieses  Gesetz,  im  Wortlaut  oder 
mit  Abänderungen  und  Ausnahmen,  auf  britische  Schiffe,  die  sich  auf  hoher 
See  befinden,  ausgedehnt  werden. 

4_.  Solange  sich  fremde  Schiffe  in  den  britischen  Territorialgewässern 
aufhalten,  dürfen  auf  ihnen  Apparate  zur  drahtlosen  Telegraphie  nur  gemäß 
den  vom  General- Postmeister  erlassenen  bezüglichen  Vorschriften  betrieben 
werden.  Fiir  Zuwiderhandlungen  können  neben  der  Beschlagnahme  der 
Apparate  Geldstrafen  bis  zu  ll>  Pfund  St.  festgesetzt  werden.    Im  übrigen 
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haben  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  für  den  Betrieb  tunken- 
telegraphi  scher  Einrichtungen  auf  fremden  Schiffen  keine  Geltung. 

§§  4  und  5, 

Bestimmungen  bezüglich  der  Anwendung  des  Gesetzes  in  Schottland,  auf 
den  Kanalinseln  und  auf  der  Insel  Man. 

§  k 

Das  Gesetz  bleibt  nur  bis  zum  Juli  i<)oo  in  Geltung,  falls  nicht  das 
Parlament  etwas  anderes  bestimmt. 

Das  Gesetz  räumt  der  Regierung  Befugnisse  ein,  mit  denen  sie  in  der 
Lage  ist.  einerseits  eine  planmäßige  Ausgestaltung  der  privaten  funken- 
telegraphischen  Anlagen  (im  Inlande)  herbeizuführen,  andererseits  für  die 
Zwecke  der  Staats-Telegraphenverwaltung.  der  Marine  und  des  Landheercs 
von  dem  neuen  Verkehrsmittel  den  ihr  geeignet  erscheinenden  Gebrauch  zu 
machen,  ohne  Störungen  durch  andere  Anlagen  befürchten  zu  müssen.  Wie 
die  Konzessionen  zu  gestalten  sind,  darüber  schreibt  das  Gesetz  nichts  vor. 
Es  ist  anzunehmen,  dafl  die  noch  zu  erwartenden  Ausführungsbestimmungen 
einiges  Nähere  darüber  enthalten  werden;  indes  durfte  der  Regierung  hin- 
reichender Spielraum  verbleiben,  damit  sie  unbequeme  Anlagen  unterdrücken 
bezw.  ihre  Herstellung  verhindern  kann.  Vor  den  staatlichen  Interessen 
werden  diejenigen  der  Privatunternehmer  durchweg  zurückstehen  müssen. 
Die  Freiheit  der  experimentellen  Forschung  ist  gesetzlich  gewahrt  (§  21). 
Im  übrigen  werden  besondere  Vergünstigungen  den  zur  Ubermittelung  von 
Preßtclegrammen  bestimmten  Stationen  und  solchen  Anlagen  zugesagt,  deren 
Verkehr  nicht  unter  das  Telegraphenrcgal  fallt  (§  2  -  und  Damit  ist 
allen  billigen  Anforderungen  entsprochen. 

Das  Gesetz  hat  auch  für  das  Ausland  Bedeutung.  Fremde  Schiffe 
dürfen,  wenn  sie  sich  in  britischen  Gewässern  aufhalten,  ihre  funken- 
tclegraphischen  Apparate  nur  gern äü  den  Vorschriften  des  englischen  General- 
Postmeisters  betreiben  (§  3  ■>).  Ob  die  Bestimmung  im  §  3  \  betreffend  den 
Erlaß  einer  königlichen  Verordnung  für  britische  Schifte  auf  hoher  See, 
eine  Nebenwirkung  auf  Schiffe  anderer  Nationen  ausüben  wird,  läßt  sich 
erst  nach  dem  Erlaß  der  Verordnung  bezw.  nach  ihrem  Bekanntwerden 
beurteilen.  Von  großer  internationaler  Tragweite  aber  ist  der  Umstand, 
daß  die  englische  Regierung  eine  Handhabe  erhält,  den  Monopolisierungs- 
bestrebungen der  Marconi  -  Gesellschaft  einen  Riegel  vorzuschieben.  Die 
Gesellschaft  fand  bisher,  abgesehen  von  Italien,  ihre  Hauptstütze  in  England, 
wo  sie  durch  Verträge  mit  Schiffahrtsgesellschaften  sich  eitie  herrschende 
Stellung  zu  verschaffen  gewußt  hatte.  Bekanntlich  verkehren  die  Marconi- 
Stationen  nur  mit  solchen  anderen  Stationen,  die  sich  ebenfalls  des  Marconi- 
Systems  bedienen.  Bei  der  Ausbreitung  der  britischen  Schiffahrt  hat  dies 
die  Wirkung  gehabt,  daß  auch  die  großen  Rhcdereien  anderer  Länder,  wenn 
sie  nicht  auf  den  Verkehr  mit  den  britischen  Schiffen,  Auslandsagenturen 
usw.  verzichten  wollten,  ihre  funkentelegraphischcn  Anlagen  nach  Marconi 
einrichten  lassen  mußten.  Beispielsweise  sah  sich  die  Hamburg- Amerika-Linie 
seinerzeit  gezwungen,  ihre  schon  nach  dem  deutschen  System  ausgerüsteten 
Schiffe  mit  Marconi  -  Apparaten  versehen  zu  lassen.  Daß  die  englische 
Regierung  die  ihr  gebotene  Handhabe  tatsächlich  benutzen  und  somit  eine 
Besserung  der  Verhältnisse  herbeiführen  wird,  ist  anzunehmen;  der  General- 
Postmeister  hat   bei   der  Beratung  des  Gesetzes   im  Unterhause  die  Ver- 
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hinderung  des  Autkommens  großer  Monopolunternehmungen  ausdrücklich 
als  einen  der  Beweggründe  der  Vorlage  bezeichnet. 

Die  Gültigkeit  des  Gesetzes  läuft,  falls  das  Parlament  nicht  vorher  anders 
beschließt,  nach  2.  Jahren  ab.  Bis  dahin  hofft  man  ausreichende  Erfahrungen 
gesammelt  zu  haben,  um  beurteilen  zu  können,  ob  das  Gesetz  zweckmäßig 
beizubehalten  oder  durch  andere  Bestimmungen  zu  ersetzen  sein  wird. 


Der  Orling- Armstrong'sche  Kapillartelegraph. 


Vor  einiger  Zeit  berichtete  das  »Journal  Telegraphique«  über  einen  von 
James  Armstrong  und  Axel  Orling  erfundenen  »Elektro-Kapillartelegraphen«, 
mittels  dessen  es  möglich  sein  sollte,  Telegramme  durch  die  längsten  Sec- 
kabel hindurch  mit  bisher  unerhörter  Geschwindigkeit  zu  befördern.  Näheres 
über  die  Zusammensetzung  und 


Wirkungsweise  des  Apparats 
war  nicht  bekannt.  Man  erfuhr 
nur,  daß  er  von  London  aus  auf 
einem  der  atlantischen  Kabel  bis 
auf  4000  km  Entfernung  mit 
bestem  Erfolg  erprobt  worden 
sei.  Nach  Angabe  der  Erfinder 
sollte  er  unter  günstigen  Ver- 
hältnissen 400  bis  500  Buch- 
staben in  der  Minute  über- 
mitteln; in  schadhaften  Kabel- 
leitungen sollte  er  immer  noch 
m'it  größerer  Schnelligkeit  ar- 
beiten, als  sie  die  bisherigen 
Apparate  in  ganz  neuen,  betriebs- 
fähigen Kabeln  erreichen. 

Inzwischen  ist  die  Beschrei- 
bung des  Apparats  in  technischen 
Zeitschriften  erschienen.  Wir 
beschränken  uns  darauf,  den 
wesentlichen  Teil  der  Vorrich- 
tung, den  (Juecksilberernpfänger, 
zu  erläutern,  der  in  big.  I  in 
senkrechtem  Durchschnitt  dar- 
gestellt ist.  r  ist  eine  Oucck- 
silberröhre.  deren  unteres,  haar- 
förmig  ausgezogenes  Ende  in  ein 
Gefäß  mit  verdünnter  Schwefel- 
saure eintaucht.  Am  Boden  des 
Gefäßes  befindet  sich  (jueek- 
silber;  dieses  tritt  seitlich  in  eine 
kommunizierende,  oben  offene 
Rohre  über,  in  die  ein  blanker 
Draht  zur  Herstellung  der  elek- 
trischen Verbindung  eingeführt 


Fig.  l 


Fig. 
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wird.  Den  Stromweg  zum  Quecksilber  in  der  Glasröhre  vermittelt  ein  in 
letztere  eingeschmolzener  IMatindraht  a.  Das  übrige  Röhrenwerk  dient  dazu, 
den  Stand  des  Quecksilbers  in  der  Glasröhre  T  so  einzustellen,  daß  die 
Berührungsfläche  zwischen  Quecksilber  und  verdünnter  Schwefelsäure  im 
Ruhezustand  in  der  Mitte  des  wagerechten  Teiles  des  Haarröhrchens  liegt. 
Die  Einstellung  bleibt  konstant;  die  Berührungsfläche  kehrt  mit  großer 
Genauigkeit  immer  wieder  auf  den  »Nullpunkt«  zurück.  Sic  verläßt  diesen 
Punkt,  sobald  zwischen  Quecksilber  und  dem  Elektrolyten  infolge  von 
Polarisation  Unterschiede  in  der  Oberflächenspannung  auftreten;  je  nach 
der  Polarität  rückt  das  Quecksilber  dann  gegen  das  Ende  des  Haarröhrchens 
vor  oder  entfernt  sich  von  ihm.  Die  Spannungsdifferenzen  werden  schon 
durch  ganz  schwache  Ströme  hervorgerufen.  Man  kann  also,  wenn  man 
Morsezeichen  telegraphiert,  das  Quecksilber  in  dem  Haarröhrchen  nach  der 


Art  der  Zeichen  vorrücken  und  zurücktreten  lassen.  Die  Zeichen  werden 
sichtbar  gemacht,  indem  man  mittels  eines  Projektionsapparats  das  ver- 
größerte Bild  des  Quecksilberfadens  auf  ein  sich  fortbewegendes  licht- 
empfindliches Papier  fallen  läßt.  Fig.  2  gibt  solche  Photographien  wieder, 
und  zwar  stellt  b  die  Morseschrift  in  einer  oberirdischen,  c  diejenige  in 
einer  Kabelleitung  dar  (die  Striche  und  Punkte  sind  hinzugefügt).  Wie  man 
sieht,  ist  die  Zeichengebung  außerordentlich  bestimmt  und  leicht  lesbar.  Eine 
vollständige  Empfangsvorrichtung,  einschließlich  des  Projektionsapparats  (d}, 
der  Dunkelkammer  {ej  mit  dem  lichtempfindlichen  Streifen  sowie  des  zur 
Fortbewegung  des  letzteren  dienenden  Motors  ff),  zeigt  Fig.  3.  Statt  der 
in  der  Figur  dargestellten  Bogenlampe  kann  auch  eine  Nernstlampe  benutzt 
werden. 

Wie  erwähnt,  beruht  die  Wirksamkeit  des  Quecksilberempfängers  auf 
Polarisation  an  der  Berührungsfläche.    Ein  ganz  winziger  Energieaufwand 
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(beispielsweise  1  3  Volt  bei  1  Million  Obm  Widerstand)  genügt  zum  Betriebe. 
Der  Apparat  eignet  sich  deshalb  besonders  für  Kabelleitungen,  vor  allem 
für  Seekabel;  er  soll  neuerdings  mit  doppelt  so  großer  Geschwindigkeit  als 
der  Siphon  Recorder  auf  atlantischen  Kabeln  und  mit  einer  Leistung  von 
360  Wörtern  in  der  Minute  auf  langen,  teils  oberirdisch,  teils  unterirdisch 
geführten  Landleitungen  (z.  B.  London  -  Glasgow  -  Edinburg- London)  ge- 
arbeitet haben.  Sogar  in  einer  unterbrochenen  Kabelleitung  hat,  wie  die 
Zeitschrift  »Electrical  Review«  berichtet,  der  Betrieb  mittels  des  Orling- 
Armstrong'schcn  Empfängers  im  Wege  der  Induktion  aufrecht  erhalten 
werden  können.  Als  Beispiel  für  die  Empfindlichkeit  und  das  schnelle 
Arbeiten  des  Apparats  wird  angeführt,  daß  er  —  mit  einem  Fernhörer 
zusammengeschaltet  —  die  durch  den  Schall  hervorgerufenen  Schwingungen 
der  Telephonmembran  getreu  wiedergibt. 

Der  Gedanke  liegt  nahe,  eine  auf  so  schwache  Ströme  ansprechende 
Vorrichtung  für  die  Zwecke  der  drahtlosen  Tclegraphie  nutzbar  zu  machen. 
Tatsächlich  soll  der  Apparat  als  Empfänger  für  funkcntelegraphische  Wellen 
in  Verbindung  mit  einem  gewöhnlichen  Kohärcr  vorzügliche  Dienste  leisten. 
Die  »General  International  Wireless  Telegraph  and  Telephone  Co.,  Ltd.«  in 
London  hat  ihn  auf  ihren  Stationen  bereits  in  Verwendung  genommen. 

Hält  der  neue  Telegraph  auf  die  Dauer,  was  man  sich  von  ihm  ver- 
spricht, so  dürfte  er  auch  Bedeutung  für  die  Entwicklung  des  Seekabel- 
verkehrs erlangen.  In  dem  Maße,  wie  die  Telegraphiergeschwindigkeit  sich 
erhöbt,  wächst  die  Aufnahmefähigkeit  der  Kabel.  Der  weiteren  Entwick- 
lung der  Sache  darf  man  daher  mit  Interesse  entgegensehen. 


Das  Postgesetz  für  die  Straits  Settlements  vom  22.  April  1904. 

Für  das  Gebiet  der  Straits  Settlements  ist  am  22.  April  1904  ein  neues 
Postgesetz  erlassen  worden,  das  seit  dem  1.  Juni  1904  an  Stelle  der  bis- 
herigen Gesetze  von  1S67,  1879,  1886  und  1894  in  Kraft  ist.  Das  Gesetz 
lehnt  sich  in  Form  und  Inhalt  vielfach  an  das  indische  Postgesetz  (Indian 
Post  Office  Act)  von  1898  an  und  behandelt  in  81  Paragraphen  ziemlich 
ausführlich  das  Postregal,  die  Garantiepflicht  der  Post,  das  Briefgeheimnis, 
das  Verhältnis  der  Post  zu  den  Schiffsführern ,  Portohinterziehung  und 
sonstige  Vergehen  gegen  die  Postverwaltung;  es  enthält  ferner  Straf- 
bestimmungen  für  solche  Vergehen,  Vorschriften  über  die  Erstattung  und 
Beitreibung  von  Porto  und  verschiedene  reglemcntarische  Festsetzungen, 
z.  B.  über  unbestellbare  Sendungen  und  über  die  Zurückstellung  von  Druck- 
sachen und  Warenproben  auf  eine  spätere  Bestellung.  Dagegen  werden 
durch  das  Gesetz  ausdrücklich  dem  Gouverneur  der  Straits  Settlements  vor- 
behalten die  Bestimmungen  über  Einrichtung  und  Aufhebung  von  Post- 
anstalten, Anstellung  und  Titel  der  Beamten  (während  in  der  Uniformfrage 
der  General  -  Postmeister  zuständig  ist),  über  Taxen  und  Gewichtsstufen. 
Frankierung  und  Portofreiheit,  über  Ausdehnung,  Gewicht  und  Leitung  der 
Sendungen,  Verkaut  und  Verwendung  der  Freimarken,  Postanweisungsdienst, 
Zeit  und  Ort  der  Autlieferung  und  Bestellung  der  Sendungen  und  Ähnliches 
mehr.    Während  also  zum  Teil  unwesentliche  Dinge  durch  das  Gesetz  ge- 


)igitized  by  Google 


Das  Postgesetz  für  die  Straits  Settlements  vom  22.  April  1904. 


777 


regelt  werden,  sind  wichtige  Fragen  der  Entscheidung  des  Gouverneurs 
überlassen  worden. 

Das  Postmonopol  erstreckt  sich  nur  auf  Briefe  und  Postkarten.  Soweit 
die  Regierung  Posten  und  Postverbindungen  eingerichtet  hat,  steht  ihr  hin- 
sichtlich dieser  Sendungen  allein  das  Recht  der  Beförderung  zu ,  wobei 
unter  Beförderung  auch  die  Einsammlung  der  Briefe  usw.  am  Abgangsort 
und  ihre  Bestellung  oder  Ausgabe  am  Bestimmungsorte  zu  verstehen  sind. 
Dem  Monopol  unterliegt  auch  die  Beförderung  von  Briefen  und  Postkarten 
von  und  nach  Orten  im  Auslande,  soweit  zwischen  den  Straits  Settlements 
und  den  betreffenden  fremden  Orten  Postverbindungen  bestehen.  Die  Aus- 
nahmen, die  das  Monopol  zuläßt,  sind  folgende:  man  kann  Briefe  usw.,  die 
lediglich  persönliche  Angelegenheiten  des  Absenders  oder  Empfängers  be- 
treffen, durch  expressen  Boten  verschicken,  man  darf  Briefschaften  gelegent- 
lich durch  einen  Bekannten  befördern  lassen,  wenn  dieser  keinerlei  Entgelt 
dafür  bezieht,  und  man  kann  Waren-  und  ähnlichen  Sendungen  offene 
Begleitbriefe,  die  sich  lediglich  auf  diese  Sendungen  beziehen,  beigeben, 
wenn  hierfür  keine  besondere  Vergütung  gewährt  wird.  Unbedingt  unter- 
sagt ist  (auch  wenn  sie  umsonst  geschieht)  die  Beförderung  der  Briefe  usw. 
—  mit  Ausnahme  jener  YVarenbe^leitschreibcn  —  allen  Personen,  die 
gewerbsmäßig  die  Beförderung  von  Personen  und  Gütern  zu  Wagen  oder 
zu  Schiff  ausführen  oder  ausführen  lassen  und  allen  ihren  an  der  Beförde- 
rung beteiligten  Leuten,  sowie  den  Schiffspassagieren  selbst. 

Die  Postverwaltung  der  Straits  Settlements  leistet  für  eine  in  ihrem 
Bereich  in  Verlust  geratene  Einschreibsendung  Ersatz  nach  Maßgabe  der 
jeweils  gültigen  Bestimmungen  des  Weltpostvertrags.  Gewisse  Arten  von 
Sendungen  unterliegen  mit  Rücksicht  auf  ihren  Inhalt  der  obligatorischen 
Einschreibung.  Bei  Wertsendungen  übernimmt  die  Postverwaltung  bis  zur 
Höhe  der  Wertangabe  die  Ersatzleistung  für  den  durch  Verlust  oder  Be- 
schädigung der  Sendungen  oder  ihres  Inhalts  eingetretenen  wirklichen 
Schaden.  Im  übrigen  leistet  weder  die  Postverwaltung  für  Verlust,  unrichtige 
Bestellung,  Verzögerung  oder  Beschädigung  von  Postsendungen  irgend- 
welche Entschädigung,  noch  sind  die  Postbeamten  dazu  verbunden,  es  sei 
denn,  daß  sie  den  Verlust  usw.  durch  absichtliche  Handlungen  oder  Unter- 
lassungen verursacht  haben. 

Auf  die  Wahrung  des  Briefgeheimnisses  wird  großer  Wert  gelegt.  Alle 
Postbeamten  müssen  deshalb  vor  ihrem  Eintritt  in  den  Dienst  vor  einem 
Friedensrichter  einen  Revers  unterschreiben,  worin  sie  sich  verpflichten,  keine 
Postsendung  in  anderen  als  den  gesetzlich  vorgeschriebenen  oder  vom 
Gouverneur  besonders  bestimmten  Fällen  zu  öffnen.  Der  Gouverneur  ist 
befugt,  in  Rechtsprozessen  und  sonstigen  Bedarfsfällen  die  Öffnung  und 
Beschlagnahme  der  Sendungen  zu  verfügen.  Gehen  Sendungen  vom  Aus- 
land ein,  in  denen  Gegenstände  vermutet  werden,  die  von  der  Einfuhr  aus- 
geschlossen oder  zollpflichtig  sind,  so  werden  die  Adressaten  nach  dem 
Postamte  bestellt,  damit  die  Sendungen  in  ihrem  Beisein  von  einem  Zoll- 
und  einem  Postbeamten  geöffnet  werden  können. 

Von  der  Postbeförderung  in  den  Straits  Settlements  ausgeschlossen  sind 
a)  alle  schmutzigen  oder  leicht  verderblichen  Stoffe,  lebende  Tiere,  alle  Post- 
sendungen, die  den  anderen  Postsachen  oder  den  Beamten  schädlich  werden 
können,  z.  B.  solche  mit  explodierbaren  Stoffen  oder  mit  nicht  gehörig  ver- 
packten scharfen  Instrumenten;  b)  anstößige  oder  unsittliche  Bilder,  Bücher, 
Karten  usw.,  Sendungen,  die  auf  der  Außenseite  anstößige,  drohende,  auf- 
reizende oder  beleidigende  Wörter  oder  Zeichen  tragen,  offene  Sendungen  mit 
Lotterielosen  und  allen  Anzeigen,  die  sich  auf  Glücksspiele  beziehen,  sowie 
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Postsendungen,  die  mit  nachgemachten  oder  hcreits  entwerteten  Freimarken 
frankiert  sind.  Derartige  Sendungen  können,  wenn  ihre  Verbotwidrigkeit 
entdeckt  wird,  auf  Anweisung  des  General  -  Postmeisters  vernichtet  werden. 

Das  Gesetz  sichert  der  Postverwaltung  eine  unbeschränkte  Benutzung 
aller  Schiffsverbindungen,  denn  es  verpflichtet  jeden  Führer  eines  Schiffes, 
das  von  einem  Hafen  der  Kolonie  nach  einem  anderen  Hafenort  innerhalb 
oder  außerhalb  der  Kolonie  abfährt,  auf  Verlangen  die  Beförderung  der 
ihm  postseitig  überwiesenen  Briefbeutel  und  Pakete  zu  übernehmen.  Natür- 
lich hat  jeder  SchifTseigentümer  und  -Agent  auch  demgemäß  der  Postanstalt 
am  Abgangsorte  des  Schiffes  rechtzeitig  die  Abfahrtszeit  des  letzteren  und 
die  Anlegeplätze  mitzuteilen.  Soweit  es  sich  bei  diesen  Transporten  nicht 
um  Regierungsdampfer  oder  um  Schiffe  handelt,  welche  zur  Beförderung 
der  Posten  ohnedies  vertragsmäßig  verbunden  sind,  wird  dem  SchifTseigen- 
tümer eine  Vergütung  nach  dem  Satze  von  I  Cent  für  jede  Briefsendung 
und  von  10  Cents  für  jedes  Paket  gezahlt.  Die  Vergütung  wird  nur  ge- 
wahrt, wenn  die  richtige  Ablieferung  der  Sendungen  durch  Quittung  der 
Ftnpfangspostanstalt  nachgewiesen  und  wenn  die  Forderung  innerhalb  zwölf 
Monaten  erhoben  wird;  dagegen  unterbleibt  die  Zahlung,  wenn  die  Sendungen 
durch  Verschulden  des  Schiffsführers  eine  Verzögerung  oder  eine  Beschä- 
digung erlitten  haben,  auch  darf  die  Vergütung  für  die  wiederholte  Be- 
förderung derselben  Briefsendungen  oder  für  die  weiterhin  noch  mittels 
Postdampfers  zu  befördernden  Briefschaften  nicht  gewährt  werden.  Der 
Satz  von  10  Cents  für  Pakete  wird  nur  den  Eigentümern  der  Küstendampfer 
gewahrt.  In  allen  übrigen  Fällen  setzt  der  General  -  Postmeister  die  Ver- 
gütungen fest. 

Die  Sicherheit  der  Postgefälle  und  der  Postsendungen,  die  Wahrung  des 
Briefgeheimnisses,  die  pünktliche  und  treue  Ausführung  des  Dienstes  durch 
die  Postbeamten  und  die  gewissenhafte  Beachtung  des  Postgesetzes  und  der 
dazu  erlassenen  Verordnungen  sind  in  ausgiebiger  Weise  durch  Straf- 
bestimmungen gewährleistet.  Auch  ist  dafür  gesorgt,  daß  strafbare  Hand- 
lungen möglichst  zur  Anzeige  gebracht  werden,  indem  Jedem,  der  von  einer 
solchen  Handlung  der  Postverwaltung  Mitteilung  macht,  eine  Belohnung 
Ins  zur  Hälfte  der  Geldstrafe,  die  der  Schuldige  zu  zahlen  hat,  zugebilligt 
werden  kann. 

Die  schwerste  Strafe  trifft  die  Beamten,  welche  Postsendungen  oder 
deren  Inhalt  stehlen,  unterschlagen,  widerrechtlich  verwenden  oder  vernichten, 
sie  werden  mit  Gefängnis  bis  zu  7  Jahren  bestraft,  daneben  u.  U.  mit  Geld- 
strafe. Werden  sie  dabei  betroffen,  daß  sie  bei  der  Ausgabe  oder  Bestellung 
von  Postsendungen  andere  Gebühren  erheben,  als  sie  nach  den  Bestimmungen 
berechnen  dürfen,  so  haben  sie  eine  Gefängnisstrafe  bis  zu  2  Jahren  zu 
gewartigen.  Beamte,  die  ungenügend  oder  unfrankierte  Postsendungen  mit 
der  Post  versenden  oder  in  die  Briefbeutel  aufnehmen,  können  zu  einer 
Gefängnisstrafe  bis  zu  2  Jahren  verurteilt  werden.  Beamte,  die  unbefugter- 
weise Postsendungen  offnen,  und  andere  Personen,  welche  die  versehentlich 
ihnen  zugestellten  Sendungen  in  betrügerischer  Absicht  zurückhalten  und 
verheimlichen  oder  auf  Verlangen  nicht  wieder  herausgeben,  werden  mit 
Gefängnis  bis  zu  2  Jahren  bestraft.  Wer  wissentlich  und  böswillig,  in  der 
Absicht.  Jemand  zu  beleidigen.  Briefe  öffnet  oder  öffnen  läßt,  die  er  hätte 
weitergeben  sollen,  oder  wer  sonstwie  die  gehörige  Bestellung  der  Briefe 
erschwert,  hat  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  oder  Geldstrafe  bis  zu  500  Dollars 
oder  beides  zu  gewärtigen.  Die  unbefugte  Beförderung  postzwangspflichtiger 
Gegenstände  unterliegt  einer  Gehlstrafe  bis  zu  25  Dollars  für  jeden  Brief 
und  im  W  iederholungsfälle  einer  solchen  bis  zu  50  Dollars  für  jeden  Brief. 
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mit  der  Maßgabe,  daß  alsdann  zusammen  mindestens  500  Dollars  verwirkt 
sind.  Wer  Postsendungen  verschickt,  die  von  der  Beförderung  mit  der 
Post  ausgeschlossen  sind  (also  namentlich  auch  Lotteriebriefe),  hat  Gefängnis- 
strafe bis  zu  einem  Jahre  oder  Geldstrafe  oder  beides  verwirkt;  wer  nach  dem 
Gesetz  eine  Erklärung  bezüglich  einer  Postsendung  oder  ihres  Inhalts  oder 
Wertes  abzugeben  hat  und  hierbei  wissentlich  falsche  Angaben  macht,  verfällt 
einer  Geldstrafe  bis  zu  100  Dollars  und  —  wenn  die  Angaben  geschehen 
sind,  um  die  Post  zu  betrügen  — -  bis  zu  200  Dollars;  überhaupt  macht  sich 
Jeder  strafbar,  der  den  Bestimmungen  des  Postgesetzes  und  der  dazu 
erlassenen  Verordnungen  und  Anweisungen  zuwiderhandelt,  und  hat  Geld- 
strafe bis  zu  ioc)  Dollars  zu  gewärtigen.  In  allen  Fällen  sind  der  Versuch 
und  die  Anstiftung  ebenso  strafbar  wie  das  Vergehen  selbst. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Die  große  sibirische  Wasserstraße.  Unter  dieser  Überschrift  hat 
das  »Zcntralbl.  d.  Bauverw.«  an  der  Hand  russischer  Zeitschriften  einige 
bemerkenswerte  Angaben  veröffentlicht,  in  denen  u.  a.  folgendes  ausgeführt 
wird.  Von  Perm,  das  an  der  Kama,  einem  schiffbaren  Nebenflüsse  der 
Wolga,  liegt,  führt  die  Ural  -  Eisenbahn  über  Jekaterinenburg  nach  Tjumen 
zur  Tura,  dem  Nebenflusse  des  Tobol.  Dort  beginnt  die  große  sibirische 
Wasserstraße,  die  in  ununterbrochenem  Zuge  durch  den  Tobol,  Irtisch,  Üb, 
den  Üb-Jenissei-Kanal  (Verbindungsstrecke  der  Flüsse  Ket  und  Kas  —  vgl. 
Archiv  v.  10,03  S.  449  — ),  Jenissei,  ferner  durch  die  Obere  Tunguska,  die 
Angara,  den  Baikalsee  bis  zur  Station  Werchne  Udinsk  der  sibirischen 
Eisenbahn  und  über  Werchne  Udinsk  hinaus  nach  Süden  auf  der  Selenga 
bis  nach  China  hinein  sich  erstreckt.  Die  sibirische  Bahn  gabelt  sich  östlich 
der  Stadt  Tschita  unweit  der  Station  Karvmskaja.  Der  südliche  Zweig 
führt  durch  die  Mandschurei  nach  Wladiwostok  und  Port  Arthur,  der 
nördliche  nach  Strctensk  am  Amur.  Die  Länge  der  Strecke  von  Perm  am 
Kamabecken  bis  zur  Station  Karvmskaja  beträgt  rund  7000  Werst  oder 
7407  km;  davon  entfallen  etwa  5700  Werst  16080  km)  auf  den  Wasserweg 
und  1300  Werst  (1387  km)  auf  die  Bahnstrecken  Pcrm-Tjumen  und  Werchne 
Udinsk- Karvmskaja.  Wenn  auch  die  Gesamtlänge  der  Eisenbahnstrecke 
Perm-Karymskaja  nur  457O  Werst  (4882  km)  ausmacht,  so  stellen  sich  doch 
die  Frachtkosten  für  Massengüter  (Getreide)  bei  Wahl  des  gemischten  Weges 
—  der  großen  sibirischen  Wasserstraße,  unter  teilweiser  Benutzung  der 
Eisenbahn  —  bedeutend  billiger,  als  wenn  die  Beförderung  ausschließlich 
mit  der  Bahn  stattfände.  Der  ununterbrochene  Wasserweg  ist  indes  zur 
Zeit  für  die  Beförderung  von  Massengütern  noch  nicht  verwendbar,  weil 
die  Tura  von  Jahr  zu  Jahr  verflacht,  durch  den  Ob -Jenissei  -  Kanal  bei 
Niedrigwasser  nur  Schiffe  von  20  t  Ladung  fahren  können  und  zwischen 
der  Oberen  Tunguska  und  der  Angara  zahlreiche  Stromschnellen  die  SchifT- 
fahrt  behindern.  Durch  den  bevorstehenden  Bau  einer  Eisenbahn  von 
Newjansk  (Station  der  Uraler  Linie  Perm-Tscheljabinsk)  nach  Tabarinskaja 
an  der  Twada,  einem  wasserreichen  Nebenflusse  des  Tobol,  soll  die  seichte 
Tura  umgangen  und  die  Ausgestaltung  des  großen  sibirischen  Wasserwegs 
gefördert  werden.    Für  die  Benutzung  dieses  Weges  kommt  dann  nur  noch 
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der  Ausbau  des  Ob-Jenissci-Kanals  für  größere  Schiffe,  die  Beseitigung  der 
Stromschnellen  zwischen  der  Oheren  Tunguska  und  der  Angara  und  die 
Umwandlung  der  eingleisigen  Bahnstrecke  Wcrchne  Udinsk-Karymskaja  in 
eine  zweigleisige  in  Betracht,  weil  letztere  Eisenbahn-  und  Wasser f rächten 
gleichzeitig  befördern  müßte. 

Der  ununterbrochene  Wasserweg  wird  für  die  sibirische  Schiffahrt,  die 
sich  bisher  noch  wenig  entwickelt  hat,  von  größter  Bedeutung  sein  und  ihr 
einen  beträchtlichen  Aufschwung  verleihen.  Freilich  wird  ein  Ubelstand  — 
die  Kürze  der  Schiffahrtszeit  —  bestehen  bleiben:  wie  auf  allen  Flüssen 
Sibiriens  wird  auch  dort  die  Schiffahrt  nicht  länger  als  572  bis  6  Monate 
im  Jahre  betrieben  werden  können. 


Auffindung  eines  Wikingerschiffs.  In  der  Nähe  von  Tönsberg, 
der  ältesten  Stadt  Norwegens,  ist  unlängst  bei  Ausgrabung  einer  Grab- 
kammer ein  Wikingerschiff  bloßgelegt  worden.  Das  Fahrzeug  ist,  wie  die 
»Köln.  Ztg.«  berichtet,  21  m  lang  und  zeichnet  sich  durch  schöne  Holz- 
schnitzereien an  den  Steven  und  sonstigen  Stellen  aus.  Leider  ist  das 
Schiff  nicht  so  gut  erhalten  wie  andere  Funde  dieser  Art.  Das  Dach  der 
Grabkammer  ist  von  Erdmassen  und  Steinen  zerdrückt  und  ebenso  sind  die 
Planken  des  Schiffsbodens  zum  Teil  völlig  aus  ihrer  Lage  gerückt,  so  daß 
das  Fahrzeug  nur  stückweise  herausgenommen  werden  kann.  Sofern  die 
nötigen  Mittel  zur  Verfügung  gestellt  werden,  ist  es  aber  nicht  ausgeschlossen, 
daß  die  einzelnen  Teile  wieder  zusammengesetzt  werden  können,  da  während 
des  ganzen  Verlaufs  der  Ausgrabungen  die  genauesten  Aufzeichnungen 
gemacht  worden  sind.  Die  verschiedenen,  mit  dem  Schiffe  ermittelten 
Funde  sind  beinahe  noch  interessanter  als  das  Fahrzeug  selbst.  Sie  lagen 
teils  in  der  Grabkammer,  teils  im  Schiffe  und  sind  außerordentlich  reich- 
haltig. Darunter  befinden  sich  Schlitten  mit  prächtiger  Schnitzerei ,  ein 
reich  geschmückter  vierrädriger  Wagen,  Schmuck,  Haus-  und  Wirtschafts- 
sachen, wie  ein  Spinngerät,  ein  Gewebe  mit  Figuren  usw.  Derartige  Funde 
sind  bisher  noch  in  keinem  Wikingergrab  und  überhaupt  nicht  gemacht 
worden.  Sie  liefern  einen  wertvollen  Beitrag  zur  Kenntnis  des  Kultur- 
standes, den  Norwegen  beim  Beginne  der  Wikingerzeit  einnahm.  Namentlich 
gilt  dies  von  (Jen  künstlerischen  Ornamenten,  meist  Tierornamenten,  die  ein 
durchaus  eigenartiges  Gepräge  zeigen  und  von  überraschender  Wirkung  sind. 
Das  Alter  des  Fahrzeugs  wird  auf  1000  Jahre  geschätzt.  Der  F'und  bereitet 
insofern  Schwierigkeiten,  als  der  Staat  mit  dem  iMgentümer  des  Hügels 
wegen  Abtretung  des  Fundes  noch  nicht  einig  ist.  Da  es  an  einschlägigen 
gesetzlichen  Bestimmungen  fehlt,  sucht  der  Eigentümer  möglichst  viel 
Kapital  aus  dem  Funde  zu  schlagen,  und  da  im  nächsten  Storthing  ein 
Gesetz  in  Aussicht  steht,  das  diese  Angelegenheit  regelt,  so  hat  sich  der 
norwegischen  Grundbesitzer,  auf  deren  Eigentum  alte  Riesenhügel  liegen, 
plötzlich  eine  solche  Ausgrabungswut  bemächtigt,  daß  jetzt  überall  im  süd- 
lichen Norwegen  nach  Schätzen  aus  der  Wikingerzeit  gegraben  wird. 


Das  neue  Zeppelinschc  Luftschiff  (vgl.  S.  oö-jff.  v.  i^ki).  Die 
neue  Luftball« inhalle  am  Bodenseeufer  bei  Manzell  (Friedrichshafen),  in  der 
die  auf  die  Losung  des  Lenkbarkeitsproblcms  gerichteten  Pläne  des  Grafen 
Zeppelin  zum  zweiten  Male  Form  und  Gestalt  erhalten  sollen,  unterschiedet 
sich  nach  der  »Ztg.  d.  Ver.  Deutsch.  Eisenb.-Vcrw.«  von  der  ersten,  im 
Jahre  i<)<><»  erbauten  insofern,  als  sie  nicht  schwimmend  und  im  See  ver- 
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ankert,  .sondern  auf  festem  Fundament,  unmittelbar  am  Ufer  ihren  Platz 
erhalten  hat.  Der  Unterbau  der  Halle,  auf  dem  das  in  der  Ausführung 
begriffene  Luftschiff  ruht,  ist  auch  jetzt  wieder  ausschiebbar.  Der  Auf- 
stieg wird  also  abermals  von  der  Seefläche  aus  stattfinden.  Ks  ist,  wie 
man  hört,  beabsichtigt,  das  neue  Luftschiff  zum  Sommer  1005  flugbereit  zu 
machen.  Das  Luftschiff  wird  gegenüber  dem  ersten  von  1900  wesentliche 
Änderungen  besonders  hinsichtlich  des  Lenkbarkeitsprinzips  aufweisen.  Die 
Form  wird  sich  nur  wenig  von  der  früheren  unterscheiden.  Der  Ballon, 
der  bei  dem  1900er  Luftschiff  124  m  lang  war,  wird  etwas  kürzer  werden, 
die  Lenkvorrichtung  erhält  eine  etwas  veränderte  Anordnung.  Während 
aber  die  Motoren  von  dem  ersten  Luftschiff  nur  eine  Energie  von  24  P  S 
zu  entwickeln  vermochten,  soll  die  Kraft  der  Motoren  am  neuen  Luftschiff 
auf  80  P  S  gesteigert  werden:  darin  liegt  die  bedeutendste  Neuerung  des 
zweiten  Luftschiffs.  Diese  wesentliche  Erhöhung  der  Kraftleistung  der 
Maschinen  soll  nicht  auf  Kosten  der  Belastung  des  Luftschiffs  erfolgen;  es 
wird  vielmehr  angestrebt,  das  Gewicht  der  Motoren  so  zu  verringern,  daß 
eine  unnötige  Belastung  vermieden  wird.  Die  Ballonhülle  wird  aus  einer 
Aluminiumlcgierung  hergestellt.  Der  Aufnahme  von  Personen  sollen  wiederum 
zwei  Gondeln  dienen,  die  unter  dem  Ballon,  an  der  vorderen  und  hinteren 
Seite,  ihren  Platz  erhalten. 


LITERATUR. 

Internationaler  Telegraphenvertrag  nebst  Ausführungsüberein- 
kunft (Londoner  Revision  vom  10.  Juli  1903).  Für  Lern-  und 
Nachschlagczweckc  bearbeitet  vom  Postsekretär  Günter  Schmidt. 
Carl  Heymanns  Verlag  in  Berlin.    Ladenpreis  2  M. 

Das  Büchlein  ist  aus  der  Erwägung  entstanden,  daß  der  Internationale 
Telegraphenvertrag  usw.  in  der  Originalform  für  das  Studium  nicht  be- 
sonders geeignet  sei,  da  er  naturgemäß  den  Stoff  mehr  vom  juristischen 
Standpunkt  als  von  dem  des  Betriebsbeamten  und  des  Lernenden  geordnet 
bringe.  Um  den  Prüfungskandidaten  und  auch  den  Beamten,  die  sich  auf 
Grund  des  Vertrags  usw.  über  einzelne  Bestimmungen  genauer  unterrichten 
wollen,  ihre  Arbeit  zu  erleichtern,  hat  der  Bearbeiter  den  Stoff  durch  viel- 
fache Umstellungen  und  Verschiebungen  in  eine  Form  gebracht,  die  von 
der  bisherigen  zwar  wesentlich  abweicht,  den  Bedürfnissen  des  Leserkreises, 
für  den  das  Büchlein  bestimmt  ist,  in  bezug  auf  schnellere  und  bequemere 
Aneignung  des  Stoffes  jedoch  mehr  angepaßt  erscheint.  Damit  der  Leser 
weiß,  wo  die  einzelnen  Vorschriften  im  Urtexte  zu  finden  sind,  wird  am 
Rande  des  Textes  jedesmal  auf  die  betreffenden  Stellen  verwiesen. 

An  dem  Wortlaute  der  amtlichen  Übersetzung  des  Vertrags  und  der 
Ausführungs-Ubereinkunft  ist,  soweit  es  die  anderweitige  Zusammenfassung 
des  Stoffes  zuließ,  im  allgemeinen  festgehalten.  An  manchen  Stellen,  wo 
die  sich  an  den  französischen  Text  anlehnende  Ubersetzung  nach  Ansicht 
des  Verfassers  die  deutsche  Ausdruckweise  nicht  völlig  trifft,  hat  dieser 
frei  übersetzt. 

Die  Bearbeitung  gliedert  sich  in  mehrere  Abteilungen,  von  denen  die 
erste  die  grundlegenden  Bestimmungen  des  Vertrags  usw.  bringt.   Der  Leser 


Digitized  by  Google 


7S- 


Literatur. 


wird  darin  mit  den  Vorschriften  über  den  Zweck  des  Vertrags,  die  Mit- 
gliedschaft, den  Geltungsbereich  usw.  bekannt  gemacht.  In  der  folgenden 
Abteilung  sind  die  Bestimmungen  behandelt,  welche  die  Benutzung  der 
internationalen  Telegraphen  sowie  die  Sicherung  des  Tclegraphengehcim- 
nisses  und  der  Tclegraphenanlagen  regeln.  Die  nächsten  beiden  Abteilungen 
umfassen  die  Gegenstände,  die  in  Abschnitt  V  Abt.  4  und  5  der  A.  D.  A. 
behandelt  werden.  Sodann  folgt  ein  Abschnitt  über  den  Fernsprechdienst, 
während  am  Schlüsse  die  Vorschriften  über  das  Tarif-  und  Abrechnungs- 
wesen  zusammengestellt  sind. 

In  einem  Anhang  ist  eine  Übersicht  über  die  wichtigeren  Änderungen 
gegeben,  die  die  Londoner  Revision  gebracht  hat.  Ferner  ist  daselbst  der 
Kabelschutzvertrag  mit  dem  deutschen  Ausführungsgesetze  sowie  das  Schluß- 
protokoll der  Internationalen  Vorkonferenz  für  Funkentelegraphie  in  Berlin 
abgedruckt. 

Wir  glauben,  daß  das  Büchlein  als  Unterrichtsmittel  gern  benutzt  werden 
und  Prüflingen  wie  auch  anderen  Beamten  gute  Dienste  leisten  wird.  Allen 
denen,  die  Wert  auf  eine  Vertiefung  ihrer  Sprachkenntnisse  legen,  wird 
jedoch  anzuraten  sein,  sich  auch  künftig  zu  ihrem  Studium  der  amtlichen 
Ausgabe  zu  bedienen.  Vielleicht  entschließt  sich  der  Verfasser  bei  einer 
späteren  Auflage,  einen  kurzen  Abschnitt  über  die  Entwicklung  der  tele- 
graphischen  Beziehungen  mit  dem  Auslande  neu  einzufügen. 

*  m         hb.  — ■ 

Taschenbuch  für  Telegraphenbaubeamte.  Herausgegeben  von 
Emil  Miculcy,  Telegraphensekretär.  Straßburg  (Eis.).  Verlags- 
druckerei Lehmann  &  Bernhard  in  Schönberg  (Mecklb.). 

Der  Herausgeber  will  mit  dem  Taschenbuche  den  Telegraphen-  und 
Fernsprechbaubeamten  ein  bequemes  Hilfsmittel  für  die  Erledigung  ihrer 
mannigfachen  Arbeiten  an  die  Hand  geben.  Im  ersten  Teile  bietet  das 
Buch  auf  einer  Reihe  zweckmäßig  eingerichteter  Formulare  Raum  für  die 
verschiedensten  Vermerke,  so  u.  a.  für  Wochen  -  Arbeitspläne ,  für  Aus- 
kundungen  und  Vorrevisionen,  für  die  Rechnungslegung,  für  den  Matcrial- 
und  Stangennachweis,  für  den  Gerätenachweis  usw.  Den  zweiten  Teil  bildet 
ein  reichhaltiges  Nachschlagebuch,  das  sowohl  über  die  für  den  Telegraphen- 
und  Fernsprechbau  in  Betracht  kommenden  gesetzlichen  und  verwaltungs- 
seitigen  Bestimmungen  als  auch  über  technische  Fragen  Auskunft  gibt.  Ein 
übersichtliches  Sachregister  erleichtert  die  Benutzung  dieses  Nachschlage- 
werkes. Dem  Taschenbuch  ist  ein  nach  Ober- Postdirektionsbezirken  ge- 
ordnetes Namensver/.eichnis  sämtlicher  bei  der  Reichs-Telegraphenverwaltung 
tätigen  Telegraphenbaubeamten  angefügt. 

Die  einzelnen  Teile  des  Buches  können  auch  für  sich  bezogen  werden. 
Der  Preis  des  Buches  beträgt  für  den  Gesamtband  (I.  und  IL  Teil)  geb.  4  M.. 
für  den  I.  Teil  (Vormerkbuch)  allein  geb.  2  M.  und  für  die  Abrechnungs- 
unterlagen dazu  So  pf.,  für  den  IL  Teil  (Nachschlagebuch)  allein  geb. 
2  M.  40  Pf. 
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